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8 69. 
Beſitz. 
B.G.B. 88 854—872. 1029. 1090. 


L 797-825, 979, 1048. IL 777-793, 939, 999 Ubf. 2. IH. 838—856, 1012, 1073, 

m. II. 78—135, 489, 566, 568-570. V. 530-535. D. 106, 109-115. 

E.G. Art. 115, 191. Windſcheid I. 88 148—164. III. 8 605 Note 5. Stobbe 
I. 88 72—77. Dernburg L 88 148—162. Endemann I. 8 168—171. 


Nr. 1728. V. Sen. 20. Dezember 1879. V. 31. 79. Bd. 1, Nr. 54, ©. 131. 
Beſitzerwerb duch Tradition, (Preuß. R.). Das preußifhe WER. kennt vier 
Arten ber Befigübertragung: durch förperliche Übergabe (I. 7 88 58—60), durch Zeichen 
(88 62—65), durch Anweiſung (88 66—68) und dur bloße Willensäußerung (88 70 
bis 73). Ein Borzug der Törperlichen Übergabe vor dem constitutum possessorium be- 
eht nicht. Nah 874, L 7 A.L.R. wird der Borzug, den das Geſetz der körperlichen 
bergabe gewährt, auf die beiden Arten der Übergabe durch Zeichen und durch An- 
weifung beichräntt. Der cit. 8 74 findet daher auf den all des Befigerwerbes durch 
constitutum possessorium ($ 71 a. a. OD.) Teine Anwendung. 


Nr. 1729. L Sen. 6. April 1881. L 673. 80. Bd. 5, Nr, 51, ©. 185. 
Befikäbertragung dur Auweiſung. 88 66, 67, J. 7 A.L. R. (Preuß. R.). Es 
iſt nicht nötig, daß die Anweiſung, um die Übergabe zu vermitteln, gerade den Worten des 
8 66 a. a. O. entipricht, aber unerläßlich ift, daß bie Abficht der Beſitzübertragung auf 
bem dort angegebenen Wege in der Urfunde, Die Die Anweiſung enthält, einen verftänd- 
lichen Ausdruck gefunden hat. Unter diefer VBorausfegung können auch fogen. Exrtra- 
dittondfcheine ald eine Anmeilung im Sinne des $ 66 a. a. D. enthaltend aufgefaßt 
werden. Es muß aber in jedem konkreten Falle ein vorgelegter Extraditionsſchein 
nad) feinem Inhalte darauf geprüft werden, ob darin bie im 8 66 vorausgefeßte Ab- 
fiht einen erfennbaren Ausdrud gefunden Hat. Liegt eine Unmweifung im Sinne des 
8 66 vor, fo fängt ber Befit der angewiefenen Sache von dem Augenblide an, mo der 
neue Befiber die Anweiſung annimmt, unabhängig davon, ob der Inhaber der an⸗ 
gewiefenen Sadje von der Anmweifung in Kenntnis gefebt ifl. Nr. 830. Nr. 2051. 


Nr. 1730. III. Sen. 21. Oftober 1881. TIL 129. 81. Bd. 5, Nr. 42, ©. 164. 
Spolienklage. Einrede dagegen. (Gem. R.). Nach der Ausbildung, bie bie 
Spolienflage durch die Prari3 erhalten hat, ift dieſelbe beftimmt, in umfafjendfter Weiſe 
Schuß gegen Eigenmadt zu gewähren; fie kann daher angeftellt werden von Jedem, 
der aus einer in eigenem Intereſſe ausgeübten Detention eigenmächtig entjeßt worden 
ift, und daher namentlich auch von dem entjehten Pächter. Der Spolienprozeß hat ſich 
feinem angegebenen Bwede gemäß zu beichränfen auf die Berhandlung über den Klag⸗ 
grund ber eigenmädhtigen Beſitzentſetzung. Es find daher ausgefchloffen alle Einreden, 
Shulge, Reichögerichtsenticheidungen. Bd. II. 1 


2 Drittes Bund. Sachenrecht. 


bie das Recht des Bellagten auf bad Eigentum bezw. auf bie Erlangung bes Beſitzes 
zum Gegenftande haben. Der Rechtsſatz dolo facit qui petit quod redditurus est fann 
nicht dahin führen, daß eine für ben vorliegenden Prozeß an fich unzuläffige Einrede 
zuzulafien ift. Nr. 3757. 


Nr. 1731. IIL Sen. 24. März 1882. IIL 240. 82. Bb. 7, Nr. 99, ©. 328. 

Urreftprogeh. Spolieneinrebe. 88 247, 804 EBD. (Reichs⸗ und gem. R.). 
Nah den durch Tonftanten Gerichtögebraud weiter ausgebildeten Beftimmungen bes 
fanonifchen Nechts in c. 2 C. IH qu. 2; c. 2, 4, X de ord. cogn. 2, 10; ce. 7, 10 
X de restit. spoliat. 2, 13; c. 1 de restit. spoliat. in VIo 2, 5 ift die Spolieneinrebe 
bei allen Civilkllagen ohne Unterfchied mit ber Wirkung zuläffig, daß der Spoliierte 
jeben Anſpruch des Spolianten fo lange von fi abwehren barf, bis der frühere Zu⸗ 
ftand wieder bergeftellt if. Bei der materiell rechflichen Natur der excoeptio spolii ift 
folde dur bie C.P.O. nicht befeitigt worden. Zwar wird diefelbe in 8 247 C. P.O. 
nicht unter ben prozgeßhindernden Einreden aufgezählt. Daraus folgt aber nur, 
baß ihre Vorſchützung bem Beflagten nicht mehr die Befugnis giebt, bie Verhandlung 
zur Hauptfache zu verweigern, nicht auch, dab deren Gebrauch als felbftändiges Ver⸗ 
teidigungsmittel unzuläffig getwordeu ſei. Regelmäßig find felbft Gegenſtände in der 
Hand des Arreftjuchers, die dem Urreftbeflagten gehören, ober auch Schulden, bie 
Erfterer an biefen zu zahlen Bat, geeignete Gegenftände zur Anlegung eines Sicherungs- 
arrefte®, und es fteht namentlich nichts entgegen, wenn der Schulbner (Arreftfucher) 
ſelbſt, anftatt eines Urreftdritten, in der Befugnis zur Bahlung der bei ihm ausftehenben 
Forderung bed Urreftimpetraten bejchräntt, demfelben alſo die vorläufige Nichterfüllung 
feiner Berbindlichleit geftattet wird. Aber dieſe Hegel findet feine Anwendung, wenn, 
wie bier, der Arreftiuder duch ein Delikt, indbefonbere buch widerrechtliche 
Eigenmadt in den Befiß der Sade gelommen bezw. Schulbner des Arreftbeflagten 
geworben iſt. Gegenüber der Gewißheit, daß ein gejeblich anerkanntes Hecht des Arreſt⸗ 
beflagten auf fofortige Burüdgabe des fpoliierten Geldbetrages durch bie Arreftanlage 
verlegt wird, fann die bloße Möglichkeit und Wahricheinlichleit, daß der Impetrat bie 
fünftige Exrefution der Gegenforderung des Impetranten vereiteln werde, nicht in An⸗ 
ſchlag kommen. Nr. 389. Nr. 3778. Nr. 1732. Nr. 2887. 


Nr. 1732. DI. Sen. 25. Wpril 1893. II. 323. 92. Bd. 31, Nr. 35, ©. 171. 

Einrede des Spoliums in Eheſachen. (Gem. R.). Vie Klägerin Hat ſich ohne 
Erlaubnis des Beklagten, ihre Ehemannes, aus deſſen Wohnung entfernt und darauf 
die Eheſcheidungsklage gegen den Bellagten erhoben. Der Letztere fieht in dieſer eigen- 
mächtigen Entfernung der Klägerin ein Spolium und beantragt auf Grund desſelben 
die Abweiſung der Klage. Es ift nun allerdings anzuerkennen, baß das fanonifche 
Necht das gegenfeitige Recht der Ehegatten als Gegenftand des Quaſibeſitzes anerkennt, 
und es ift auch nicht zu beftreiten, daß dieſe Beftimmung bes kanoniſchen Rechts auch 
in ber gemeinrechtlihen Praris zur Anwendung gefommen ift, wenngleich ſich die 
Gerichte einzelner Territorien ablehnend verhalten haben. Ob man den Schub eines 
ſolchen Beſitzes mit feinen rechtlichen Folgen für das heutige gemeine Recht anzuerkennen 
hat, obwohl aus den Iebten Jahrzehnten faum noch Anmwendungsfälle nachgewieſen 
werden können unb die Übertragung des Beſitzbegriffes auf das gegenieitige Recht der 
Ehegatten der heutigen Rechtsanſchauung mwiderftrebt, darf bahingeftellt bleiben, weil die 
Einrede in der vorliegenden Sache jedenfall3 zurüdgewiefen werden muß, wenn fie 
aud noch im Rechte an fich begründet fein ſollte. Es Hat fi) nämlich in der gemein- 
rechtlichen Praxis der Rechtsſatz ausgebildet, daß die auf eigenmäcdhtige Trennung ge 
ſtützte Spolteneinrede zurüdzumeijen fei, wenn die mit ihr geforderte Wieberherftellung 
be3 früheren Zuftandes nach Lage der Sache für den Hagenben Teil zu einer nicht zu 
rechtfertigenden Härte führen würde. Dies ift aber nicht nur der Fall, wenn bie 
perfönlihe Sicherheit des Magenden Teils bei einftweiliger Rücklehr Bedenken unter 
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liegt; eine nicht zu rechtfertigende Härte würde in ber Erzwingung ber vorläufigen 
Rückkehr auch dann liegen, wenn ber klagende Teil fon eine beicheinigte Urſache zur 
- Scheidung für fi bat. Dieſer Fall liegt hier vor; denn ſchon in erfter Inftanz hat 
fi die Magbehauptung der Klägerin durch bie Beweisaufnahme beftätigt und in zweiter 
Inſtanz bat der Bellagte den ihm zur Laft gelegten Ehebruch nicht mehr geleugnet. 
Der Bellagte Hat feine exceptio spolii auch aus dem weiteren Grunde erhoben, weil 
ihm bie Klägerin eine Anzahl teils ihm teils ihr teils Beiden gemeinfchaftlich ge- 
börenden Saden rechtswidrig entzogen habe. Beide Borinftanzen haben diefe Einrede 
zurüdgewiejen. Es handelt fi alſo um bie Frage, ob nad) heutigen gemeinen Rechte 
die Spolieneinrede, beren materiell rechtliche Bedeutung nad bem Urteile im Salle 
Ar. 1731 durch die VBefeitigung ihrer prozeßhindernden Eigenfchaft nicht aufgehoben 
worden ift, auch gegen Eheicheibungsflagen zuläffig erjcheint. Daß fie unzuläffig ift 
gegen eine Klage auf Anfechtung einer Ehe aus einem Grunde, der auch von Amts 
wegen geltend gemacht werden kann, bedarf Feiner Ausführung; in Frage kann nur 
fein die Zuläſſigkeit der Einrede gegen Klagen auf zeitweilige Trennung von Tiih und 
Bett, auf Auflöfung des Bandes der Ehe und auf Ungültigkeit aus einem Grunde, 
ber nicht von Amts wegen zu berüdfichtigen iſt. Daß das kanoniſche Recht die Spoliums- 
einrebe aus eigenmächtiger Befitentziehung auch gegen Eheſcheidungs⸗ und Ungültigteits- 
Hagen zugelafien Hat, kann nicht bezweifelt werden, und ebenfo ift anzuerfennen, daß fich 
in der gemeinrechtlichen Prarid nicht wenige Beugnifle für die Bulaffung der Einrede 
ans Beſitzentziehnng in Ehefcheidungsprozeflen finden. Freilich ift tn der Prarid auch 
die entgegengejebte Anficht vertreten worden. Aus den letzten Jahrzehnten haben jich 
Beugniffe für die fortdauernde Anwendung der Einrede in Eheſachen nicht ermitteln 
laſſen. Die aus der Zulaffung fih ergebenden Folgen mwürben ber heutigen Rechts⸗ 
anſchauung beftimmt widerftreiten. Sollte man aber auch anzuerfennen haben, daß 
fih im gemeinrechtlichen Gebiete die Befeitigung der exceptio apolii and VBeligentziehung 
in Eheſachen durch eine gleihförmige nicht auf einzelne Territorien beichränkte Übung 
nicht nachweifen läßt, fo ift doch der erfennende Senat ber Anficht, daß die Unzuläffig- 
keit der Einrede in Rechtäitreitigfeiten, die die Trennung, Ungültigkeit oder Richtigkeit 
einer Ehe oder bie Herftellung des ehelichen Lebens zum ®egenftande haben, aus ben 
Beftimmungen der C. P.O. über das Verfahren in Eheſachen entnommen werden muß. 
Nah den Beitimmungen ber 88 577 Abf. 1, 578, 575 C. P.O. ift anzunehmen, daß 
das Geſetz das Verfahren in Eheiahen von allen mit dem Streitgegenftande ſelbſt nicht 
unmittelbar zufanmenhängenden Elementen freibalten, mithin bie Erörterung vermögens- 
rechtlicher Materien vom Eheprozeſſe ausfchließen will. Zu letzteren gehört aber an ſich 
auch die eigenmächtige Entziehung bes Beſitzes körperlicher Saden; wie daher der aus 
dem Spolium hervorgehende Anſpruch weder durch Klage noch dur Widerflage mit 
dem Eheprozeffe verbunden werden fann, fo muß auch feine Berwertung im Wege der 
Einrede für unzuläffig erachtet werben , da hierdurch ein der Natur des Streitgegen- 
ftandes völlig fremdes Element in ben Eheprozeß hineingetragen werden würde. 


Nr. 1733. II Sen. 5. Juli 1892. OL. 98. 92. 3b. 30, Nr. 32, ©. 110. 

Beweißlaft bei der Spolieuflage. (Sem. R.). Der Revifion ift zwar zuzugeben, 
daß die im Anſchluſſe an das Tanonifche Recht in der Praxis ausgebildete Spolienflage 
beftimmt tft, in umfaflendfter Weile Schub gegen Eigenmadht zu gewähren. Das Be- 
fireben der alten Praxis, diefen Zweck zu erreihen, hat jedoch zu einzelnen Erweite 
rungen geführt, bie, weit über jenen Zweck hinausgehend, die Nechtsficherheit gefährden 
und keineswegs allgemeine Anerkennung gefunden haben. Bu biefen Erweiterungen 
gehört namentlih die Anſicht, daß nicht der Spolienfläger ben unfreiwilligen Berluft, 
fondern der mit diefer Klage belangte Bellagte den rechtmäßigen Erwerb feines Beſitzes 
beweifen müfle. Bas erfennende Gericht fchließt fich der herrichenden Anſicht an, daß 
eine Befreiung des Spollenfläger8 von der Beweislaft nicht eintritt, Wie Der entgegen- 

4% 
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geſetzte Sat bei dem vielfeitigen Widerfpruche als feftftehendes Gewohnheitsrecht nicht 
anzuerkennen ift, jo zeigt andererfeit3 der vorliegende Fall, zu welcher bedauerlichen 
Nechtäunficherheit feine Anwendung führen würde. Nach der eigenen Behauptung ber 
Klägerin bat ihre Tochter, bie verftorbene Ehefrau des Beklagten, die jetzt mit ber 
Spolienflage heraudverlangten Staat3papiere feit länger als zehn Jahren vor der 
Klagerhebung in ungeftörtem Beſitze gehabt, und jet wird von dem Beflagten, ihrem 
Erben, der Nachweis verlangt, daß die Berftorbene fie auf rechtmäßige Weife, ins⸗ 
beiondere, wie er behauptet, als Mitgift von ber Klägerin erhalten habe. 


Nr. 1734. I Sen. 14. Dezember 1897. I. 308. 92. Bd. 30, Nr. 42, ©. 137. 

Spolienklage gegen ben Beſitzer in frembem Namen. Nominatio auctoris, 
Streitverfündung. 8 73 C. P.O. Der Kläger und D. ©. waren perfönlich haftende 
Geſellſchafter der 1889 aufgelöften Handelsgeſellſchaft 2. D. ©. & Sohn, der Kaufmann 
B. war bis 1. April 1891 Profurift der Geſellſchaft. Im Fahre 1890 find durch die 
in Stoddolm domizilierende K. Spr. Ultiengefellfchaft drei Kiften mit ihren Handlungs- 
bücern aus den Jahren 18861888 unter der Adreſſe der Geſellſchaft L. O. S. & Sohn 
nad Hamburg geſchickt worden. Der Profurift B., ber das Geichäftslofal der Gefell- 
ſchaft vom 1. April 1890 ab gemietet, hat die Bücher Hinter fih. Der Kläger, dem 
alle Anſprüche ber Geſellſchaft durch Vertrag übertragen fein follen, hat im Mai 1891 
gegen ben Profuriften B. Klage auf Herausgabe der Bücher mit ber Behauptung er- 
hoben, daß diefe der Gefellichaft zur Aufbewahrung überfandt feien und B. fie ohne 
Rechtsgrund befige. B. verfündete der K. Spr. Ultiengejellihaft den Streit, weil 
biefe ihrerjeit3 die Bücher für fich in Anſpruch genommmen und erflärt habe, ihn ver- 
antwortlid zu machen, wenn er fie dem Kläger ausliefere. Im Termin vom 8. Des 
zember 1891 beantragten die Vertreter des Bellagten B. und ber Litisdenungziatin 
Abweifung der Klage; für den Beklagten B. wurde Entlafiung aus dem Rechtsſtreite 
beantragt, ba er bie Bücher für den Kläger bereit Liegen habe, bieje aber von ber 
Litisdenunziatin rveflamiert würden. Der Anwalt ber Lebteren erflärte fi mit ber 
Entlaffung einverftanden,, der des Klägers wiberfprad. In einem zu Protokoll über- 
gebenen Schriftfabe bot ber Anwalt des Beflagten B. Beweis über die Behauptung 
an, daß biejem die fragliden Bücher von der Litisdenungiatin ald Deren Reviſor 
zugefandt worden feien. Der Anwalt des Klägers Hatte die Klage mit ber Abänderung 
vorgetragen, baß er behauptete, bie ftreitigen Bücher ſeien nicht (wie irrtümlich in der 
Klage angeführt worden) von ber Litisbenungiatin an die Firma L. O. ©. & Sohn 
geihidt worden, fondern von der Sp. Spr. Ultiengefellihaft, und zwar fei dies ge- 
ihehen, nachdem bie Streitverfündete als Gegenleiftung gegen große Bahlungen 
ihm die Überfendung dieſer Bücher verfprocden, an benen er wegen Verfolgung ge 
wifler Schabensanfprüde ein Intereſſe gehabt habe. Die Anwälte des Bellagten und 
ber Litisdenunziatin legten gegen die Klagänderung Verwahrung ein und beftanben 
auf der Behauptung, daß bem Bellagten B. die Bücher in feiner Eigenichaft als 
Kaffenrevifor der Streitverfündeten zugeſchickt worden feien. Darauf erkannte der erfte 
Nichter auf Entbindung des Beklagten B. von ber Klage. Sn den Gründen wird die 
Klage ald Spolienflage bezeichnet, weil der Bellagte die Bücher rechtswidrig retiniere, 
und befien Entlafjung aus dem Nechtöftreite gemäß $ 73 C. P.O. für gerechtfertigt er- 
Härt, weil die Streitverfündete feine Behauptung zugeftehe, daß er Die Bücher nur in 
ihrem Namen detiniere. Gegen bie Urteil ift ein Rechtsmittel nit ein- 
gelegt, fondern gegen die Streitverfünbete weiter verhandelt worden. Sodann hat 
der erfte Richter die in ben Prozeß eingetretene Altiengefellichaft zur Herausgabe der 
Bücher verurteilt. Auf deren Berufung hat ber Berufungsrichter die Klage abgewieſen. 
Dies Urteil ift von Neichögericht aufgehoben. Wenn die Geſchäftsbücher an die Firma 
28.8. S. & Sohn, deren alleiniger Inhaber nunmehr ber Bellagte ift, geichidt worden 
und in deren Innehabung gelangt find, und wenn fodann ber Bellagte B., wie in der 
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Klage behauptet wird, vorzeitig und eigenmäcdtig die Mietwohnung der genannten 
Firma und damit die Bücher in Beſitz genommen hat, fo Tonnte die erhobene Klage 
als Spolienflage begründet fein. Dieſe lage fteht auch dem Inhaber (Detentor) be 
weglicher Sachen jedenfalls gegen ben Vritten, b. 5. gegen den zu, der nicht als Eigen- 
tũmer den Beſitz fich angeeignet hat. Wr. 3757. Die Spoltenflage ift aber nicht gegen 
den Beſitzer als ſolchen gerichtet, fondern gegen ben, ber fich durch Eigenmadht den 
Beſitz angeeignet und damit eine unrechte That begangen hat. Deshalb ift dem Be 
rufungögericht darin beizupflichten, daß der 8 73 C. P.O. in bem landgerichtlichen Urteile 
unrichtig angewenbet ift. Allein damit tft die Abweifung ber Klage gegen die Streit- 
verlündete nicht gerechtfertigt. Es mar vielmehr die Tragweite der Nechtöfraft des 
gedachten Urteild unter Berädfichtigung der gefamten Verhandlungen feftzuftellen. Bei 
Lage der Sache Tann das Vorbringen des Klägers in der Verhandlung vom 8. Dezember 
nicht als unftatthafte Klagänderung beurteilt, fondern es muß ihm eine andere Be- 
deutung beigelegt werden, wobei allerdings die Baflivlegitimation der Streitverfündeten 
in Betracht zu ziehen ift. Die regelmäßige Folge des Eintrittes in ben Rechtsftreit 
feitend des Benannten ift die, baß er in eigenem Namen den Prozeß der Klage gegen- 
über, und zwar fo, wie fie erhoben ift, fortſetzt. In ben Fällen, zu deren Regelung 
ber 8 73 C. P.O. beftimmt ift, wird wohl immer bie Paffivlegitimation des Benannten 
gegeben fein; benn das Fundament der binglichen Klage tft das gleiche gegenüber dem, 
ber thatſächlich die Innehabung ausübt, und dem gegenüber, für den er befigt. Eine 
ſolche Rechtslage ift aber im vorliegenden Falle nicht vorhanden, weil die gegen B. 
erhobene Sage fi auf eine rechtswidrige Handlung dieſes Beklagten ftüßt, diefer dem 
Kläger als Richteigentümer gegenüber fteht, die Streitverfündete Dagegen Eigentum 
geltend macht. Deshalb war aber aud eine Yortiegung bes Nechtäftreited über Die 
ſchriftliche Klage nad) dem Eintritte der Streitverfündeten nicht wohl denkbar. Das 
Klagrecht gegen B. war mit deſſen Entlaffung aus dem Nechtsitreite erlofchen und bie 
Fortführung gegen bie Benannte als Suecefioe wäre ſchon mit dem Beftreiten der 
Paſſivlegitimation erledigt gewejen. Ein folder Wille ber Streitverfünbeten, den Prozeß 
ſchon durch beffen Übernahme an Stelle des Bellagten zu Ende zu führen, ift aber 
nad) deren ganzem Berhaften nicht anzunehmen; vielmehr ergiebt ſich aus dieſem Ver⸗ 
halten die Abficht, in dem gegen B. anhängig geworbenen Nechtäftreite eine Entſcheidung 
fiber ihr Rechtöverhältnis zum Släger herbeizuführen. Die Übernahme des Rechts⸗ 
fireite8 war entweder in ber Meinung erfolgt, durch Geltenbmadhung des eigenen 
Rechts das dem B. vorgeworfene Spolium zu verteibigen, eine dieſem nicht zuftehende 
petitorifche Einrede in den Prozeß zu bringen, oder in ber Abficht, in gleicher Weiſe, 
wie wenn die Streitverfünbete Hanptintervenientin geworben wäre, ihr eigenes Recht 
felbftändig geltend zu machen. Im erfteren Falle war aber das neue Vorbringen des 
Mägerd als Replik, im anderen als Einrede anfzufafien und darüber zu verhandeln. 
Der Kläger hat fi bei dem landgerichtlichen Urteil wohl nur in der gleihen Meinung 
berubtgt, daß nunmehr zwiichen ihm und der an Ausfolgung der Bücher allein inter- 
eifierten Streitverfünbeten über das beiberfeitige Nechtöverhältnis verhandelt und ent- 
fchieben werben folle. Auch ans ber fpäteren Verteidigung der Streitverfündeten ergiebt 
fi der bereits erwähnte Wille dieſer, benn fie hat nicht etwa den Beklagten an ber 
Behauptung in ber fchriftlichen Klage feftgehalten, ſondern menigftens jo viel zugegeben, 
daß vom Kläger bie Einficht der Bücher verlangt und biefe zu dieſem Bmede (alfo 
nicht bloß zur Aufbewahrung) an 2. O. S. & Sohn geſchickt worden feien. Auch im 
Hinblick auf die dem landgerichtlichen erften Urteile vorausgegangene einftweilige Ver⸗ 
fügung muß angenommen werben, daß fortan nur noch über das Recht an ben Büchern 
entichieben werben folle. Wenn auch das gedachte landgerichtliche Urteil die Rechtskraft 
befchritten hat, fo folgt daraus nicht, daß es nur für den Kläger, und zwar in ber 
Weiſe nachteilig fein mülle, daß ihm das Klagrecht gegen ben paſſiv Iegitimierten 
Vellagten entzogen und an befien Stelle ein Bellagter gejeßt werde, dem gegenüber 
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die Klage fofort wegen fehlender Baffivlegitimation Hätte abgemwiefen werben müſſen. 
Bielmehr waren die Umftände, unter benen die Streitverkünbete in den Prozeß eintrat, 
ihre mutmaßliher Wille und ihre eigene Verteidigung in Betracht zu ziehen, und bies 
mußte zu dem Ergebniffe führen, baß fie ben Zweck verfolgt Hat, eine Entſcheidung 
über die Berechtigung herbeizuführen. Bei der freien Beurteilung der Tragweite der 
Rechtskraft (Nr. 3571) Tonnte hiernach das Urteil des Berufungdgerichts nicht aufrecht 
erhalten werden. 


Nr. 1735. II. Sen. 4. November 1879. II. 19. 79. 8d. 1, Nr. 78, ©. 218. 

Befitzſchutz. (bein. R.). Es Stellt ſich als eine Störung in dem Eigentumsbeſitze 
eines Grunbftüds dar, wenn der Nachbar in einer geringeren als ber gejeblich be» 
flimmten Entfernung, Urt. 678 code civil, Ausfichtsöffnungen, Balkons u. |. w. 
anbringt. Wenn man aud das Hecht, eine folde Unlage zu unterfagen, von dem 
Geſichtspunkte eines fervitutifchen Rechtes auffafien wollte, fo fteht immerhin doch dem- 
felben, dba Hier das Geſetz ben Titel bildet, ber poflefloriihe Schuß zur Seite, für 
deſſen Vorausſetzungen, auch was die Beit der Störung betrifft, Iebiglich die allgemeinen 
Regeln gelten. Urt. 23 Code de proc. 


Nr. 1736. IT. Sen. 21. April 1893. IH. 12. 93. Bd. 31, Nr. 37, ©. 178. 

Befitftörungstlage zum Schutze bed Beſitzers eines Beholzungsrechts. (Gem. R.). 
Der klagenden Gemeinde ftehen in den Waldungen bes Bellagten bes Forftreviers Spr. 
verſchiedene Forfthaupt- und -nebennußungsrecdhte zu, von benen hier nur der Duafi- 
befib des Rechts, in Gemeinichaft mit der Gemeinde ©. bie Stodrobung in Kahlhiebs⸗ 
flähen unter gewiffen aus forftwirtichaftliden und forftpolizeilic zu beftimmenben 
Einfhräntungen vorzunehmen, in Streit befangen if. Im Jahre 1884 hatte die Forft- 
verwaltung des Bellagten Teile von vier Walddiſtrikten abholzen laſſen, der Magenden 
Gemeinde jebod den Bezug ber Erbftöde unter dem Vorgeben verweigert, daß dieſe 
Abtriebsſchlaͤge famtlih aus in Hege gelegten Flächen beftänden, in benen bie &e- 
meinde ©. allein das Recht auf Bezug des Stodholzes zu beanſpruchen habe. Dies 
gab Anlaß für die Befigftörungsflage. Nachdem das Landgericht bie Klage abgewieſen 
hatte, wurde der Bellagte in der Berufungsinftanz für ſchuldig erflärt, den Rechtsbeſitz 
ber Slägerin, in der klagend bezeichneten Weiſe gemeinſchaftlich mit S. aus den rauhen 
(offenen) Waldungen des Beklagten Erbftöde zu roden, anzuerkennen, fi) aller Störungen 
besfelben zu enthalten und ben durch bie Störung bisher entftandenen und noch ent- 
ſtehenden Schaden, Feſtſtellung vorbehältlih, zu erſetzen. Die Nevifion des Beklagten 
wurde zurüdgewiefen. Bom Standpunkte des gemeinen beutfchen Privatrechts aus tft 
ber Waldeigentümer durch das Beftehen eines Beholzungsrechts an der Vornahme 
zwedmäßiger Forſtkulturen nicht gehindert, fofern diefe zur Erhaltung bes Walbes 
dienen. Es liegt in ber Natur der Sache und ergiebt fi aus Gründen bes öffent- 
lichen Wohles, daß das Waldeigentum wirtſchaftlich behandelt werden muß. Deshalb 
ift jede auf dem Walde haftende Dienftbarfett ſolchen Einſchränkungen unterworfen, 
welche einerjeit3 mit der Ausübung der Servitut verträglich find und anbererfeit3 dem 
Waldeigentümer einen billigen Nuten belaflen. Entſteht aber Streit über die &renzen 
ber beiderjeitigen Befugniffe, fo kann beren Ausgleihung nicht dem Ermeſſen des Wald- 
eigentümers anheimgeftellt werben; es hat vielmehr hierüber in ber nämlichen Weiſe 
wie Hinfichtlih anderer Privatrechte der Nichter zu befinden. Wie weit der Richter 
bei der Abwägung der gegenfeitigen Intereſſen gehen darf, und wem bei konkurrieren⸗ 
dem Gebrauche des Waldeigentümerd und des Servitutberechtigten vermöge ftärkeren 
Rechts der Vorrang einzuräumen tft, mag unerörtert bleiben. Denn der Berufungs⸗ 
richter ftellt thatjächlich feit, daß im vorliegenden Falle die Berhängung der Vorhege 
dem Walde keinen unmittelbaren wirtichaftliden Nuten babe gewähren follen, jondern 
nur ald Vorwand für die Befeitigung der Serpitut in ihren wertoolliten Teilen benubt 
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worden fei, demgemäß aber als eine rein willfürliche Maßregel bezeichnet werben müſſe. 
Dieje eingehend begründete Teftitellung, bei der ein Rechtsirrtum nicht erfennbar ift, 
und die jämtlidhe hierher gehörige Einwendungen des Beklagten al3 hinfällig ericheinen 
läßt, Tann in der Revifionsinftang nicht nacdhgeprüft werben. Wenn bie Reviſion 
darauf Hinweift, daß dem Waldeigentümer mindeſtens die Befugnis zugeftanden werben 
mäfje, den Nutzungsberechtigten wegen der Einhegung ber ftreitigen Walbdiftrifte durch 
Öffnung anderer gleihartiger ſchadlos zu Halten, der VBerufungsrichter daher mit Un- 
recht der hierauf geftübten Einrede des Bellagten Beachtung veriagt babe, fo ift auch 
Diefer Ausführung nicht beizutreten. Da ber ganze Walblompler des Forftreviered ©. 
fervitutpflichtig ift, jo braucht ſich die Magenbe Semeinde keine Entziehung einzelner 
Teile desjelben gefallen zu laſſen, fobald die Vorausſetzungen zur Ausübung ihres 
Rechtsbeſitzes überhaupt gegeben find. Auch fällt zu Ounften der Klägerin ins Gewicht, 
daß es fih Hier um eine Yorfthauptnugung Handelt und ber Beflagte ohnehin ver- 
pflichtet ift, der Gemeinde ©. die Gewinnung von Erbdftöden jelbft aus Hegewalbungen 
zu geftatten. Ferner fteht in Frage, ob bie Magende Gemeinde dadurch, daß fie, ohne 
Widerſpruch zu erheben, vom Ende ber 1840er Zahre an bis zum Jahre 1882 mehr- 
fa die Verhängung von Borhegen bei Kahlhieb von Walbesteilen durch die Forft- 
verwaltung bes Beklagten zuließ, den Rechts⸗ und Snterbiktenbefit des Beholzungsrechts 
verloren bat. Thatfählich ift die Berjüngungshege während jener Beit nit in allen 
Fällen, nicht in jedem Jahre und örtlich nicht in einem meiteren Umfange al3 bei dem 
neunten Teile bes dienenden Waldkomplexes zur Anwendung gelommen; auch hat feine 
wiederholte Abtreibung der nämlichen Waldparzellen ftattgefunden. Bei foldem Sach⸗ 
verhalt enthielt die Anordnung ber Vorhegen nur eine Beftgftörung. Denn nad 
den bier rvechtsähnlich anzumendenden Grundſätzen be3 gemeinen (römiſchen) Rechts über 
den Beligverluft bei Servituten war zur Erhaltung des Rechtsbeſitzes der ftreitigen 
Holzgerechtſame deren ununterbrochene und vollinhaltliche Ausübung nicht erforderlich). 
Bu biefem Ergebnifie führt gerade die von ber Reviſion betonte Einheitlichfeit der Ge⸗ 
rechtſame (vergl. 1. 2,1. 881, L 9 Dig. quemadm. serr. 8, 6). Der Bellagte rügt 
endlich, daß ber Berufungsrichter rechtsirrtümlich ben erhobenen Schadenserfaganiprud) 
ohne Feftftelung eines Verſchuldens bes Störers zugelaflen habe. Nach Lage ber 
Sache ift auch dieſe Beſchwerde nicht begründet. Ob und unter welchen Borausfeßungen 
nit ber Befisftörungdflage, dem interdietum uti possidetis, der Erſatz des durch bie 
Störung entftandenen Schadens verlangt werden könne, ift in Theorie und Praris be 
ftritten. Die Anficht, daß dies Rechtsmittel, da es bloß prohibitorifcher Natur jet, 
anf Schabenderfap überhaupt nicht gehe, fteht mit ausbrüdlichen Duellenzeugniffen 
(1.1 pr. L3 811 Dig. uti poss. 43, 17) in Widerfprud. Doch wollen mande Necht3- 
lehrer, wenn and ohne Grund, den Intereſſeanſpruch auf die Zeit nach der Streitein- 
lafjung, jebt gemäß 8 239 C. P.O. nad der Klagerhebung, beichränten. Andere 
Rechtslehrer verpflichten den Störer zum Schabenderfage ohne Unterfchied, ob bie 
Nechtsverlegung eine verfchulbete oder unverfchuldete war. Bu diefer Meinung neigt 
auch bie ältere Prarid ber deutichen Gerichte. In neuerer Beit dagegen wirb über- 
wiegend angenommen, daß die Geltendmadung eines Schadenserfaganipruches durch 
die pofjefioriihen Interdikte überhaupt bie Darlegung eined Verſchuldens des 
Störerd erfordere. Der IH. Eivil-Senat des Reichsgerichts Hat fich Über dieſe Frage 
noch nicht ausgefprochen. Die ergangenen Enticheidungen beziehen fih auf beſondere 
Sinterbilte. In dem Urteile im Zalle Nr. 2135 wird, ohne des Erforderniſſes des 
Verſchuldens zu gedenken, bezüglich des Interdiktes zum Schutze des Gebrauches 
öffentliher Flüſſe (interdietum ne quid in flumine publico fiat) gejagt, baß bie 
Verurteilung des Störer3 zum Schabenserfage gerechtfertigt erjcheine, „weil das an⸗ 
zuwendende Interdikt nicht bloß probibitorticher, jondern auch reftitutorifher Natur 
fei*. In dem Urteile im alle Nr. 2144 wird rückſichtlich desjelben Interdikts er- 
wogen, „daß das die Schadenserjabpflicht der Bellagten bedingende Moment mit Net 
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darin gefunden worden fei, „baß fie, wie feftgeftellt, bei der Einführung der Abfallwäſſer 
in den Fluß fich deren fchädigender Eigenſchaften bewußt geweſen fei". Das Urteil 
im Falle Nr. 2089 behandelt bad Befikrechtämittel bei Störung im Gebrauche eines 
Öffentliden Weges, interdietum ne quid in loco publico fiat, und ſpricht aus: 
„Dasſelbe gehe auch auf Schadenserjag, ohne daß es babei nad} den für die negatorifche 
Klage geltenden Grundſätzen des Nachweifes einer befonderen Berichuldung bes Störers 
bedürfe“. Dieſe Anficht Hat jedoch der erfennenbe IIL Senat bei erneuerter Prüfung 
ber Trage nicht aufrecht erhalten, vielmehr in dem Urteil vom 25. Oftober 1892 an- 
genommen, daß der mit jenem Interdikt verfolgte Schadenserſatzanſpruch, abgefehen 
bon der Zeit nad) der Klagerhebung, nur auf ein Berfchulden des Beklagten gegründet 
werden fann. Da der Inhalt ber Befibftörungsffage (interdietum uti possidetis) feinen 
Anhaltspunkt zu einer befonderen Beurteilung barbietet, fo muB im Anfchluffe an bie 
vorftehend angeführten Urteile nach allgemeinen Rechtsgrundfägen davon ausgegangen 
werden, daß die Schadenserfagpflicht des Beklagten für die Bergangenbeit aud 
bei diefem Interdikt davon abhängig tft, daß dem Störer eine unerlaubte Handlung, 
eine Schuld, zur Laft fällt. Für die Zeit nad ber Klagerhebung bedarf es da- 
gegen eines berartigen Nachweifes nicht; inſoweit ift der Beklagte, auf beilen Gefahr 
ber Prozeß geführt wird, im Falle des Unterliegens ohne meitered nad) Analogie der 
bet der negatorifhhen Klage geltenden Regel zur Leiftung des Intereſſes zu verurteilen. 
Nr. 1851. Das Berufungsgericht Hat ſich auf eine Erörterung über die Borausfegungen 
des erhobenen Schadenserſatzanſpruches nicht eingelaffen. Ein dahin gehender Einwand 
war auch von dem Beklagten in ben vorderen Verhandlungen nicht vorgeſchützt worden. 
Dies hindert nicht, daß der Mangel der Feftftelung eines Verſchuldens des Beſitzſtörers 
noch in der Nevifionsinftanz gerügt wird. Allein der Revifionsangriff tft materiell 
nicht gerechtfertigt. Ein Verſchulden des mit der Beſitzftörungsklage Belangten braucht 
nicht immer befonders dargelegt und nachgewieſen zu werden; es kann auch in der 
Sache jelbft liegen. Dies wirb überall anzunehmen fein, wo nicht bloß ein objeltiver 
Eingriff in fremde Beſitzrechte ftattfand, fondern auch aus den Umftänden erhellt, daß dieſer 
Eingriff des Handelnden mit dem Bewußtfein ber Widerrechtlichleit vollzogen wurde. 
So liegt hier die Sache. 
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Allgemeine Dorfchriften über Rechte an Brundftüden. 
8.6.8. 38 873—902. 
I. 787, 826—847, 960, 962, 965, 969, 977, 982, 1045, 1048, 1054, 1061, 1109, 
1134, 1444. II. 794—817. III. 857—886. 9. IIL 56, 136—256, 464, 471, 474, 
489, 495, 531, 568, 586, 593, 744, 776, 795. ®. 117—18. EG. Urt. 57 ff, 61, 
63, 68, 442, 414, 149, 120, 144, 142, 168, 184, 186, 188 Ubf. 2, 189, 197. Wind- 
ſcheid I. 88 212, 245 Note 9, 48 Nr. 4. Stobbe IL 88 74, 78-82, 1—95. 
Dernburg L 88 181—206. 


Nr. 1737. V. Sen. 7. Suli 1894. V. 94. 94. Bb. 33, Nr. 77, ©. 320. 
Zeitpunkt des Einganges eined Eintragungsgeſuchs, wenn bie Eintragung auf 
mehrere zu den Amtsbezirken verfchiedener Amtsrichter gehörige Grundſtücke begehrt 
wird, Behandlung unvollftändiger Geſuche. (Preuß. R.) Nah 8 45 der Grund- 
buchordnung vom 5. Mai 1872 erfolgt die Eintragung aus mehreren Eintragungs- 
geſuchen für dasſelbe Grundftüd in ber durch den Zeitpunkt der Borlegung ber Sefuche 
bei dem Grundbuchamte beftimmten Reihenfolge. Diefer materiell rechtliche Grundſatz 
ift jo allgemein gefaßt und fo fehr in der Natur der Sache begründet, daß darin eine 
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für die Löfung aller Kolifionsfälle maßgebende Regel gefunden werden muß. Er muß 
daher Anwendung finden ohne Unterichieb, welche Art der Eintragung begehrt wird, ob 
das eine Geſuch die Eintragung des Eigentumdüberganges, das andere die Eintragung 
einer Hypothek ober Grundſchuld oder eines anderen Dinglichen Rechts oder ob das eine 
ober andere Geſuch die Eintragung der eine endgültige Eintragung vorbereitenden Bor- 
merfung betrifft. Nr. 1789. Durch die Beftimmungen der 88 12 Nr. 2, 4, 5; 31 be3 
preußiſchen X.®. zum &.8.&. vom 24. April 1878 ift das Geſchaͤft, Die Anträge und Ur- 
funden genau mit bem Beitpunfte des Einganges zu bezeichnen (8 42 G. B.O.), auf ben 
Amtsrichter und den Gerichtöfchreiber übergegangen. Bon ber Hegel des 8 23 A.G. zum 
G. V. G. enthält 8 31 Abf. 2 daf. eine Ausnahme. Daran ergiebt fi, daß ein Ge⸗ 
ſuch, womit um Eintragung auf mehrere Grundftüde gebeten wird, die in den Ge⸗ 
fchäftskreifen verſchiedener Amtsrichter und Gerichtsſchreiber liegen, erft dann mit Wirk» 
famteit für die Reihenfolge der Eintragungen präfentiert ift, wenn darauf der Zeitpunkt 
bes Einganges von ben mehreren für diefen Alt ausichließlih zuftändigen Beamten 
vermerkt if. Diefe Borausfegung trifft bei dem Eintragungsgeſuche des 2. vom 
26. März 1891 betreffend die Eintragung ber ftreitigen Vormerfung auf bie vier 
Grundftüde des M. zu. Ber durch den zuftändigen Gerichtäjchreiber unterzeichnete 
Vermerk firiert als Eingangszeit den 28. März 1891, und die von 2. begehrte Ein- 
tragung der Vormerkung war fonad) der erft am 28. April 1891 von den Klägern 
mit der Auflaffung von dem zuftändigen Amtsrichter beantragten Eintragung des 
Eigentumsüberganges in der Neihenfolge vorzuftellen. Den Klägern Tann darin nicht 
beigetreten werben, daß die Vorlegung des Geſuches um Eintragung im Grundbuche 
im Sinne de3 8 31 A.G. vom 24. April 1878 erft dann als erfolgt angefehen werben 
dürfe, wenn das Geſuch zu den betreffenden Grundakten gebradt und bem Nichter 
zur Verfügung vorgelegt worden ſei. Das Präjudiz Nr. 653 des vormaligen preu- 
Bilden Obertribunals (Präj. Sammlung Bd. 1, ©. 273): „Der Tag und die Stunde 
des Einganges eined Eintragungsgefudhes beim Gericht beftimmt ohne Rüdficht darauf, 
wann e3 zu ben Grundakten gelommen, die Präfentation. Wenn daher eine In⸗ 
groffation auf mehrere Grundftüde in einer Borftellung geſucht wird, fo tft fie bei 
allen Grundftüden zugleich präjentiert, wenn fie auch bei den Grundakten bes einen 
früher allein zum Bortrage gelangt” ift, foweit es die Wirkung ber VBorlegung des 
Eintragungsgefuch3 bei den Grundalten betrifft, auch gegenüber der veränderten Geſetz⸗ 
gebung noch richtig und anwendbar. Sodann meinen die Kläger, es fomme nur barauf 
an, wem der vervollftändigte Antrag vorgelegt worben fei, die zur Bervollitän- 
digung erforderte Vollmacht jei aber dem Grundbuchführer bes betreffenden Grundftüds 
nicht vorgelegt. Es ift nämli jo verfahren: Als der Antrag für 2. am 28. März 
1891 einging, ift darauf nicht fofort die Eintragung verfügt, jondern es ift vom An- 
tragfteller, Rechtsanwalt ©. die Nachbringung der Prozeßvollmacht erfordert, und erft 
als diefe zu ben Grundakten des einen Grundſtücks am 24. April 1891 überreicht war, 
ift am 28. April 1891 die Eintragung vom Grundbuchrichter für dies Grundſtück ver- 
fügt. Der Antrag des Rechtsanwalts S. vom 26. März 1891 ift jebod nicht etwa 
zurüdgewiefen, fondern auf diefen Antrag ift fpäter bie Eintragung erfolgt. Auch 
diefer Angriff ift micht begründet. Bei dem Fehlen einer Beftimmung, nach welcher 
ein Antrag zurüdzumweijen wäre, ber nicht fofort zur Eintragung führen kann (vergl. 
8 48 bes Entwurfs einer G. B.O. für das Deutſche Reich) kann es nicht für geſetz⸗ 
widrig erachtet werden, wenn der Srundbuchrichter einen Antrag, zu beflen Ergän- 
zung es ber Beibringung einer Urkunde bedarf, nicht endgültig zurückweiſt, ſondern 
befien Bervollftändigung fordert und dadurch der beantragten und fpäter wirklich er⸗ 
folgenden Eintragung das durch den Zeitpunkt der erften Vorlegung des Antrags er- 
worbene Borredt erhält. Nur dann, weun der unvollftändige Antrag zurückgewieſen 
wird, geht dies Vorrecht verloren; und wird ber Untrag demnächſt nach Bejeitigung 
des Anſtandes wiederholt, fo ift für die Reihenfolge der Eintragungen der Beitpunft 
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des Einganges des wiederholten Antrags maßgebend. Es hängt alfo von ben Ver⸗ 
fahren des Grundbuchrichters ab, ob für einen der Ergänzung bedürfenden Antrag 
das durch deſſen Vorlegung beim Grundbuchamt begründete Borrecht erhalten wird 
oder nit. Da der Eintragungsantrag für 2. vom 26. März 1891 nicht zurückgewieſen 
ift, es alſo Feines neuen Antrages, fondern nur der Beibringung der Prozeßvollmacht 
des Rechtsanwalt S. zur Eintragung der Bormerfung bedurfte, fo wurde dem Antrage 
vom 26. März das durch feinen Eingang am 28. März erworbene Vorrecht erhalten. 
Einer nochmaligen Borlegung des in Kraft gebliebenen Antrages vom 26. März 1891 
unter Beifügung ber nachgebrachten Vollmacht bei dem mit der Bearbeitung der Grund⸗ 
buchgeichäfte für das andere Grundftüd beauftragten Amtsrichter oder Gerichtäfchreiber 
bedurfte e8 nicht. Die gleichzeitige Borlegung von Legitimationgurkunden wird zur 
Seftftellung des Zeitpunftes des Einganges eines Eintragungsgejuchs nicht gefordert; 
vielmehr ift es gleichgültig, wo dieſe Urkunden fich befinden; es genügt, daß fie dem 
Grundbuchrichter zum Zwecke der Prüfung des Geſuchs zugänglich find. 


Nr. 1738. V. Sen. 20. Mai 1882. V. 888. 81. Bd. 7, Nr. 71, ©. 249. 

Richt eingetragene Beſchränkung ber BeräußerungSbefuguis. Kenntnis bes Käufers, 
8 11 des E.E.®. vom 5. Mai 1872. 8 73 Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872. 
(Preuß. R.). Der Widerſpruch zwiſchen 8 11 des Geſetzes und 8 73 der Grundbuch⸗ 
ordnung beruht lediglich auf einem Nedaktionsfehler, der allein den 8 73 der Grundbuch⸗ 
ordnung betrifft; e8 enthält daher allein der 8 11 des Geſetzes die maßgebende materielle 
Beitimmung. Aus der Bergleihung ber 88 9, 11, 12, 15, 38 und 49 bes Geſetzes 
ergiebt fi, daß die landrechtliche Theorie, wonach es auf die Unrichtigleit des Grund⸗ 
buches nicht anfommt, wenn fie dem Erwerber befannt war, überwiegende Anerkennung 
in dem Geſetze gefunden hat. Die Kenntnis ber durch Teftament des Erblaſſers an⸗ 
geordneten Beſchränkung ber Beräußerungsbefugnis der ohne biefe Beſchränkung als 
Eigentümer eingetragenen Erben fteht baher dem Erwerber entgegen. Nr. 2539. 
Nr. 1744. Nr. 1966. 


Nr. 1739. V. Sen. 17. Januar 1891. V. 1. 91. Bd. 27, Nr. 57, ©. 237. 

Wirkung ber Eintragung einer Bormerkung behufs Sichernng eines eingellagten 
perfönlicden Aufpruches. (Prenß. R.). Durch die Eintragung der Vormerkung zur Erhaltung 
bes Rechts auf Auflaflung gewifler Parzellen ift der Eigentümer ©. in feiner Verfügung 
über das Grundſtück fo weit beſchränkt worden, daß er nicht3 vornehmen durfte, wodurch 
ber Erwerb des Grundſtücks oder der in der Vormerkung bezeichneten Teile besjelben, 
auf deren Auflafiung der Stläger gegen ihn geflagt hatte, für dieſen gefährdet wird. 
Der Eigentümer ift zwar durch eine Vormerkung gemäß 8 8 des E. E.G. vom 
5. Mai 1872 nit an der Belaftung oder ber Veräußerung feines Grundftüd gehindert, 
aber das für den Vorgemerkten eingetragene zunächſt nur bedingte Recht Hat zur 
Folge, daB beim Eintritt der Bedingung alle fpäter begründeten Nechte an dem Grund⸗ 
ftüde, ſoweit fie dem Rechte des Vorgemerkten entgegenftehen, keine Rechtswirkungen 
erzeugen. Nr. 1742, Nr. 1743. Un diefen Grundfäßen änbert auch nicht? der Um⸗ 
ftand, daB das Grundftück, nachdem S. verurteilt war, bie dem Kläger von dem 
Srunbdftüde verfauften Parzellen aufzulafien, im Wege der Zwangsverſteigerung ver- 
fauft worden iſt. Wie fich die Rechtslage des Erftehers P. geftalten würde, wenn in 
dem Zufchlagsurteil nichts gefagt wäre, bedarf hier Feiner Erörterung. Hat jedoch das 
Bufchlagsurteil in betreff des Fortfalles oder de3 Überganges ber Bormerlung Be 
ftimmung getroffen, fo ift dieſe für das Recht bes Erfteherd maßgebend. Danach kann 
B., dem dur das Bufchlagsurteil die Übernahme der in das geringfte Gebot auf- 
genommenen Bormerfung zur Pflicht gemacht ift, fich nicht weigern, bie feinem Vor⸗ 
befiter S. durch da3 Urteil auferlegte Verpflichtung zur Übereiguung der fraglichen 
Parzellen an den Kläger zu erfüllen. Der Kläger kann auch die Durchführung feines 





8 70. Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Brundftüden. 11 


hiernach materiell begründeten Anfpruches gegen B. im Wege der Bwangspoliftredung 
bewirfen. In dem Prozeſſe wider S. hat zwar ber Kläger zunächft einen perjönlichen 
Anſpruch, nämlich Erfüllung eines Kaufvertrages, verfolgt, und durch dieſe Klage allein 
ift das Grundſtück nicht zu einer in Streit befangenen Sache geworden. Aber infolge 
der Eintragung der Vormerkung ift eine Änderung ber Sachlage eingetreten, weil 
nunmehr der vom Kläger geltend gemachte Anfprucd durch ein dingliches Recht an dem 
Grundftücke geihüst war. Ein auf diefe veränderte Sachlage Hin erlaffenes Urteil ver- 
pflichtete den Beklagten nicht bloß zur Erfüllung bes Vertrages, fonbern auch zur Ge⸗ 
währung des bem Kläger durch die Vormerkung geficherten Rechts auf Auflaſſung. 
88 655, 236, 238 C. P.O. Wenn unter biefen Umftänden das Berufungsgeridht an⸗ 
genommen bat, das Grunbftüd, auf bem bie Bormerkung zum Schube des Rechts des 
lagers eingetragen ift, fei eine in Streit befangene Sache geworden, fo läßt ſich ein 
Rechtsirrtum bei diefer Entſcheidung nicht erfennen. Mit Recht ift Daher die Erteilung 
einer vollftredbaren Ausfertigung des gegen S. erlafienen rechtöfräftigen Urteild gegen 
B. für den Kläger angeordnet worben. 


Nr. 1740. V. Sen. 19. April 1884. V. 50. 84. Bd. 11, Nr. 63, ©. 279. 

Einftweilige Berfügung behufs Bormerkung bed Rechts auf Eintragung bes 
Eigeniumes. 8814 EBD. (Preuß. R.). Nach Anhalt des 8 70 des preußiſchen E.E.®. 
vom 5. Mai 1872 fieht dies Geſetz von dem weiteren im $ 814 C. P.O. aufgeftellten 
Erfordernifie (der Beforgnis einer Erſchwerung der Verwirklichung des Rechtes) ab und 
läßt die Eintragung der Vormerkung zu, fobald ber Anfpruch jelbft glaubhaft gemacht 
if. Die Geltung diejes Geſetzes wird durch bie C.P.O. nicht berührt (8 16 Nr. 4 
bed E. G. zur C.P.O.). Nah 8 757 C. P.O. beftinmt fi die Zwangsvollſtreckung in 
ba3 unbewegliche Bermögen nad; den Landesgejeben und 8 18 bed preußiſchen A.G. 
zur E.B.D. vom 24. März 1879 fchreibt vor, daß die nach dem Geſetze über den Eigen- 
tumderwerb zur Eintragung einer Bormerfung erforderliche Vermittelung des Prozeß- 
richter8 nur ald Ausführung einer einftweiligen Verfügung nad) den Vorſchriften ber 
C.P.O. ftattfindet. Das letztere Geſetz will nur das Verfahren regeln, für den Inhalt 
des Geſuches bleibt der 8 70 E.E.&. maßgebend. Nr. 1741. Rr. 710. 


Nr. 1741. V. Sen. 10. Dezember 1887. V. 229. 87. Bd. 20, Nr. 55, ©. 242. 

Bormerlung. (Prenß. R.). Nah 8 70 des E.E.S. vom 5. Mat 1872 bedarf es 
zur Eintragung der Vormerkung nicht ber weiteren Erforderniffe, welche bie 88 796, 
814 ff. EBD. für ben Erlaß eines Arreſtes oder einer einftwetligen Verfügung 
aufftellen. Der 3 70 a. a. D. wird als materielle Vorſchrift von ben Beltimmungen 
der C.P.O. nicht berührt, es ift mithin dem Antrage auf Eintragung einer Bor- 
merkung ftattzugeben, ſobald der Antragfteller feinen Anſpruch glaubhaft gemacht 
Bat. Nr. 1740. Der Berpflichtete kann nur ber buchmäßig eingetragene Eigentümer 
oder Gläubiger fein. Nur für diefen Fall enthält ber $ 70 a. a. D. ein Sonderrecht. 
Die Ansdehnung besjelben auf den weiteren all, daß ein Dritter verpflichtet ift, dem 
Untragfteller das dingliche Recht zu verihaffen, und daß der eingetragene Eigentümer 
oder Glaͤubiger verſprochen hat, biefen Dritten das beanſpruchte Recht einzuräumen, 
erſcheint nicht zuläffig. Für einen folchen Thatbeftand können vielmehr nur die all» 
gemeinen Borichriften über Verkümmerung von Rechten zur Anmendung gebradt 
werben. Nr. 710. 


Nr. 1742. V. Sen. 17. Dezember 1881. V. 754. 81. 8b. 7, Nr. 55, ©. 177. 

Bormeriung zur Sicherung ber Anflafiung. 8 8 des E. E.G. vom 5. Mai 1872. 
(Preuß. R.). Der Kläger, der das Gut in notwendiger Subhaftation erftanden hat 
und infolgebefien als befien Eigentümer eingetragen ift, verlangt, daß der Bellagte 
fih die Löfchung einer bereit vor der Berfteigerung zur Erhaltung bed Rechts auf 
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Auflaffung einer gelauften Gutsparzelle mit Bewilligung des Eigentümers einge- 
teagenen Vormerkung gefallen laſſe, ift aber mit der Klage wit Recht abgewieſen. 
Das vorgemertte Recht, um welches es fich bier hanbelt, der Bertragsanfpruch bes 
Käufers (Bellagten) auf Ubtretung des Eigentums der gelauften Sache, iſt zwar troß 
ber Eintragung ber Vormerkung ein bloßes Necht zur Sache geblieben, es wirft aber 
mit feiner Durchführung, wodurch der zur Beit ber Eintragung vorhanden gewefene 
Buftand wiederbergeftellt wird, refolvierend. Dies trifft auch zu bei der Zwangs⸗ 
verfteigerung, ba nicht befondere Gejehe ein Anderes vorfchreiben. Ein Recht bes Er- 
fteherd gegenüber dem vorgemerkten echte auf Auflaffung würde nur unmittelbar ans 
der gejeglihen Wirkung der Zmangsverfteigerung zu begründen fein. Es Tann nur 
8 47 de8 EEG. vom 5. Mai 1872 bezüglih ber binglichen -Laften in Frage 
tommen; dieſe gehen auf den Erfteher jebenfals dann über, wenn fie mit älteren Hy⸗ 
pothelen oder Grundſchulden nicht konkurrieren. Die beiden bort erwähnten Fälle 
der Konkurrenz liegen hier nicht vor. Der Fall aber, mo ber Erfteher ein die ber Laft 
vorftehenden Schulden bedendes Gebot abgegeben hat, ohne daß wegen Übernahme der 
Laft etwas verabredet worden, bleibt nach ben allgemeinen Grunbfägen namentlich nad 
88 3425. L 11 LER. zu entiheiden. Danach gehen die in Rede ftehenden Laften 
mangels bejonderer Wbrede, alſo mangels beſonderer Feftitellungen im Bufchlagsurteile, 
auf den Erfteher über, jofern dadurch nicht ältere Rechte gefchädigt werben. Der 8 79 
ber Subhaftationgorbnung vom 15. März 1869 läßt die Frage offen, was nad ge 
jeglicher Vorſchrift der Erfteher übernehmen muß. Die in ben 88 43 und 13 Nr. 7 
des angeführten Geſetzes vorgejehene Präflufton trifft nur Nechte, die ihrer Natur nad 
Dinglih find, aber der Eintragung ermangeln, während es fih bier um ein jeiner 
Natur nad perfönliches, aber eingetragenes Recht handelt. Der Erfteber tft nur 
ſcheinbar gefährdet. Gegenüber dem befannten Rechte ber Vormerkung unterzieht er 
fi wiſſentlich und aus freien Stüden der Möglichkeit, daß ihm das erfteigerte Grundftück 
teilweife wieder abgefordert wird. Er ift auch in der Lage geweſen, mit Nüdficht auf 
biefe Möglichkeit fein Gebot zu bemefien und ſich dadurch gegen materiellen Schaden 
zu ſchützen. Nr. 1743. Nr. 1744. Nr. 1739. 


Nr. 1743. V. Sen. 10. April 1886. V. 339. 85. Bd. 15, Nr. 62, ©. 269. 

Borläufiger Bermert der VBeränkerung eines Treuuftädd. (Preuß. R.). Der 
vorläufige Vermerk der erfolgten Veräußerung, beffen Eintragung in 8 64 der Grund⸗ 
budordnung vom 5. Mai 1872 zugelaflen wird, tft nichts Anderes als die Bormerfung 
zur Erhaltung de3 Rechts auf Auflaffung oder auf Eintragung des Eigentumsüber- 
ganges (8 8 des E.E.G. vom 5. Mai 1872) in ihrer Anwendung auf Trennftüde. 
Die für die Vormerfungen des 8 8 a. a. D. geltenden Säbe finden deshalb ohne 
Weiteres Anwendung auf die Bermerfe des 8 64 Grundbuchorbnung. Durch die Bor» 
merfung wird zwar nicht bie weitere Beitellung von Rechten an dem Grunbftüde ver⸗ 
hindert; ſolche Rechte, mögen fie eine Veräußerung oder eine Belaftung bes Grund⸗ 
ſtückes enthalten, Tönnen jedoch dem Vorgemerkten nicht nachteilig jein. Es muß deshalb, 
fobald das vorgemerfte Recht zur Sade realifiert wird, der Zuftand wiederhergeftellt 
werben, welcher zur Zeit der Eintragung der Vormerkung vorhanden war; das vor⸗ 
gemerfte Recht zur Sache muß aljo mit feiner Durchführung auf alle in der Zwiſchenzeit 
von Dritten an dem Grundſtücke erworbene Rechte vejolvierend wirken. Nr. 1742, 
Nr. 1739. 


Nr. 1744. V. Sen. 4. Juni 1887. V. 80. 87. 3b. 18, Nr. 64, ©. 293. 

Berteilnug der Kaufgelder bei ber BZwangäverfteigeruug von Grunbftäden. 
(Preuß. R.). Aus ben Borichriften der 88 106, 21 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 
folgt, daß perjönliche Gläubiger des Subhaftaten in bem Berteilungsverfahren An. 
ſprüche auf das Kaufgelb nicht erheben dürfen. Daß durch Anftellung der Klage in dieſer 
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ihrer Rechtölage eine Anderung eintreie, tft nicht anzımehmen. Nr. 3809. Dem Kläger 
fann daher nicht verwehrt werden, in bem vorliegenden Prozefle geltend zu machen, daß 
ber Bellagte der Verteilung der Kaufgelder nicht wiberfprechen durfte, weil er nicht zu 
den Sinterefienten gehöre. Mit Recht ift aber der Bellagte nah dem Geſetze vom 
13. Inli 1883 vom Berufungsrichter ald Nealintereffent angefehen. Weber in den 
— noch in dem Zuſchlagsurteil iſt eine Beſtimmung über den Fortbeſtand 
ober die Übernahme ber für den Beklagten eingetragenen feine Rechte als Eigentums⸗ 
prätendenten jchügenden Vormerkung getroffen. Während nad dem früheren Rechte, 
insbefondere der Subhaftationsordnung vom 15. März 1869 (Nr. 1742) dies zur Folge 
batte, daß die Vormerkung für den Erfteher bindend blieb, fteht nunmehr nah bem 
Geſetze vom 13. Juli 1883 (8 22 Abſ. 2, 8 40 Nr. 9, 8 124 Nr. 2) dem durch eine 
Vormerkung geihüsten Eigentumsprätendenten ein Anſpruch auf das Kaufgelb und 
folgerichtig auch ein Widerſpruch gegen befien Berteilung zu. Die Vormerkung, wonach 
dem früheren Eigentümer bes rundftüäd jede fernere Veräußerung, Belaftung oder 
Berpfändung bes Grundſtücks fowie die Veräußerung und jedes Fortfchaffen von Grund⸗ 
ftüdsinventar unterfagt und dem Beklagten fein Anſpruch aus dem gemeinichaftlichen 
Eigentumserwerbe bes Srundftüädes vorbehalten ift, war für ben Beklagten fpäter als 
eine Kautionshypothek des Klägerd von 9000 ME. zur Sicherheit für alle Forderungen, 
welche aus dem ben früheren Eigentümer bewilligten Kredite entftehen, eingetragen. 
Die Bormerkung bildete für den Kläger Tein Hindernis, da fie fpäter als die Hypothek 
eingetragen if. Wenn man aud) annehmen wollte, daß der Bellagte auf Grund des 
Sorietätövertrages mit dem früheren Eigentümer &. bereditigt war, die Einräumung 
des Miteigentums an dem Grundftücke zu verlangen, fo würbe dies doch immer nur ein 
obligatorifcher Anſpruch fein. Dieſe Befugnis des Bellagten auf Einräumung des Mit- 
eigentum3 wirkte nur als „Recht zur Sache“. 88 55, 56, 233, IL. 17 A.L.R. Die 
Kenntnis dieſes Rechts zur Sache aber Hinderte den Kläger nicht, die Kautionshypothek 
zu Ungunften des Beklagten jzu erwerben. Der 8 11 des E.E.&. vom 5. Mai 1872 
bezieht fih nur auf Beſchränkungen des Eigentumsrechts für jeden Eigentümer. 
Dazu gehören namentlih Beſchränkungen, welche aus der rechtlichen Natur des 
Eigentums (Lehn, Fideikommiß) für bie Verfügungsbefugnis jedes Eigentümers folgen. 
Auch teftamentarifche Beräußerungsverbote fallen unter die Borjchrift des 8 11a.a.D. 
Nr. 1738. Nr. 2539. Noch weiter zu gehen und bie obligatoriiche Pflicht bes Eigen- 
tümers, einem Anderen das Eigentum oder Miteigentum einzuräumen, ebenfalls für 
eine Befchräntung des Eigentumsrechts zu erklären, Tann nicht für richtig erachtet 
werden. Nr. 1788. 


Nr. 1745. L Hilfs-Sen. 24. Sanuar 1882. IV* 467. 81.8.6, Nr.82, ©. 301. 

Untenutuis einer Eintragung im Grundbuche als Verſchulden. 8 19, I. 4; 
88 18. J. 3 A.L.R. (Preuß. R) Der 819 a. a. O. ftellt nicht die, geſetzliche, Ver⸗ 
mutung auf, daß ber Inhalt bes Grundbuches Jedermann befannt fei, und ebenfomenig 
ftatuiert er die Verpflichtung, von dem Inhalte des Grundbuches Kenntnis zu 
nehmen, fo daß auch nicht von der unterlaffenen Erfüllung einer geſetzlichen 
Pflicht und infofern nit von dem Mangel der Beobachtung ber fchuldigen Aufmer!- 
famteit die Rede fein Tann. Das Gefeg fingiert vielmehr nur mit Rückſicht auf die 
Publizität des Grundbuches die Kenntnis von dem Inhalte besjelben. Aus dieſer 
Fiktion fann aber ein Schluß auf die in Wirklichkeit beftehenbe Wiffenfchaft nicht 
gezogen werben. 


Nr. 1746. V. Sen. 13. Dezember 1879. V. 24. 79. Bb. 1, Nr. 52, ©. 127. 

Glaube des Gruubbuches. Exekutionshypothek. (Preuß. R.). Für eine von U. 
nad dem Tode feiner Ehefrau gemachte Schuld Hatte der Gläubiger B. eine Exekutions⸗ 
hypothek eintragen laſſen auf ein Srundftüd, das im Grundbuche noch als gütergemein- 
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ſchaftliches auf den Namen beider Eheleute eingetragen war. Auf bie von B. wegen 
biefer Hypothelenforderung ausgebrachte Subhaftation klagte &. ala Erbe ber verftorbenen 
Ehefrau gegen B. auf Aufhebung ber Subhaftation. Der Uppellationsrichter verurteilte 
den B. nach dem Klagantrage, weil die Exekutionshypothek den zur Bett ber Eintragung 
durch den Tod ber Ehefrau des U. bereit3 auf deren Erben verfallenen Anteil bes Grund⸗ 
ſtückes nicht erfaßt habe. Die Nichtigkeitäbefchwerbe ift verworfen. Das Grundbuch 
hat nicht bie Aufgabe, darüber Nachricht zu geben, ob die darin eingetragenen Perſonen 
noch am Leben find. Der Prozeßrichter kann bei feiner Requifition um Eintragung 
einer Erefutionshypothet nur ben Willen eines Lebenden ergänzen, unb durch feinen 
Sertum kann der Dritte, der Öläubiger, ſelbſt wenn er fich in gutem Glauben befindet, 
ebenfo wenig Nechte erwerben, al3 wenn er fih mit bem Mandatar eines Verftorbenen 
eingelaffen hätte. Es ift auch fein Grund für die Annahme vorhanden, baß ber Geſetz⸗ 
geber dem durch das Gefek vom 4. März 1834 gefchaffenen Titel zum Pfanbrechte mehr 
Nechte habe beifegen mollen als den übrigen Titeln. 


Nr. 1747. V. Sen. 4. Mai 1885. V. 413. 84. Bd. 13, Nr. 58, ©. 246. 

Glaube des Grunbbuches. Doppelter Eintrag besfelben Grunbftädes. (Preuß R.), 
Sn dem Falle Nr. 1796 Hatte der Kläger einen Eventualantrag geſtellt. Weil über 
diefen Antrag, dem ber Bellagte widerſprochen Hatte, noch nicht verhandelt und erfannt 
war, wurde inſoweit die Sache in die Berufungsinftanz zurüdvermwiefen. Das VBernfuugs- 
gericht bat nun den Beklagten verurteilt, ſich die Eintragung der Hypothek gefallen zu 
Iafien, ben Kläger dagegen abgewiefen mit dem Anſpruche auf Gewährung eines Vor⸗ 
rechts für feine Hypothek vor den nach ihrer urjprünglichen Eintragung erfolgten Be- 
laftungen. Die Revifion des Bellagten fowie die Ausſchlußreviſion des Klägers find 
zurüdgewiejen. Der Kläger batte die ftreitige Hypothel an dem in dem Eigentume bes 
Bellagten befindlichen Grundftüde rechtsgültig erworben, noch ehe dieſer durch bie Auf- 
laffung Eigentümer geworben war. Bufolge der Wirkung der Dinglichlett mußte jeder 
bem Beſteller der Hypothek nachfolgende Eigentümer des bamit belafteten Grundſtücks 
biefelbe wider fich gelten laſſen. Diefe Wirkung ift nicht deshalb ausgeichloffen, weil 
das Grundbuch dasfelbe Grundftäd doppelt führte und die Hypothel auf dem Blatte 
nicht eingetragen war, bei welchem das Brundftüd auf ben Namen des Bellagten um⸗ 
geichrieben wurde. Der Glaube bes Grundbuches fteht dem Beklagten nicht zur Seite. 
Der den Beurkundungen des Grundbuches beigelegte öffentliche Glaube befteht nur für 
defien Geſamtinhalt. Wenn alfo wie hier ſolche Beurkundungen ſich wiberfprechen, fo 
darf nicht derjenigen der Vorzug vor ber anderen gegeben werben, welche und weil fie 
allein dem, der ſich darauf beruft, zu Geficht gelommen iſt. In einem ſolchen Falle des 
Widerfpruches ift der Streit nach allgemeinen Rechtgrundſützen zu entjcheiden. Es bleibt 
alfo dabei, daß ber Beklagte die Hypothek wider fich gelten Yaflen muß, welche ber 
Kläger an dem Grundftüde rechtägültig erworben hatte, ehe es in dad Eigentum bes 
Bellagten überging. Es kann dem Lesteren auch ber Umftand nicht zum Vorteile ge- 
reihen, daß nach Durchführung der Subhaftation die HYypothel gelöſcht worden ift. 
Denn nachdem unter den Parteien rechtskräftig feftfteht, daß der Kläger ald Erfteher im 
jener Subhaftation das Eigentum bes belafteten Grundſtückes nicht erworben hat, dies 
vielmehr bei dem Beflagten verblieben tft, muß die Löfchung mit dem Wegfall des Rechts⸗ 
grundes derfelben felbft in Wegfall kommen und als nicht gejchehen angejehen werden. 
8 118 der Grunbbuchordnung vom 5. Mai 1872. Die Verurteilung des Bellagten 
dahin zu ermöglichen, baß die ftreitige Hypothek mit dem Vorrechte vor den jüngeren 
Hypotheken eingetragen werde, Tann ber Kläger nicht verlangen. Der Bellagte fteht zu 
ihm in feinem obligatorifchen Berhältniffe, der Anſpruch des Klägers iſt rein dinglicher 
Natur. Über den Umfang des Rechtes, welches ber Kläger durch bie Eintragung ber 
Hypothek den anderen Realgläubigern gegenüber erlangt, hat er ſich lediglich mit dieſen 
auseinanderzuſetzen. 
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Nr. 1748. IL Hilfs-Sen. 20. Mai 1880. V* 33. 80. Bd. 2, Nr. 62, ©. 218. 
Offentlicher Glaube des Hypothelenbuches. (Preuß. R.). Im Intereſſe der Auf- 
rechterhaltung des öffentlichen Glaubens des Hypothekenbuches und der dadurch bebingten 
Nechtsficherheit ift der Erwerb gewiſſer Nechte oder bie volle Wirkſamkeit gegen Dritte 
durch pofitive Beftimmungen an die Eintragung gefnüpft, aber ausdrücklich nur unter 
der Borausfeßung, daß ſich der Dritte im Vertrauen auf bie Nichtigkeit des Inhalts 
des Hypothekenbuches mit dem ald Eigentümer oder fonftigen berechtigten Eingetragenen 
in Verhandlungen eingelaffen Hat, alfo nur für den Fall der freiwilligen Über- 
tragung eines Nechtes vermöge eines mit diefem abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäfts. Vergl. 
88 7 und 8, I. 8; 8 522, L 20; 88 258, 259, 288—291, 1 18 WER. Unzuläffig 
ift dagegen die Anwendung der in Rebe ftehenden Srundfähe bes Hypotheklenrechts auf 
ben Erwerb durch Erfitung, ba fie anomaler Natur find und nicht weiter ausgedehnt 
werben dürfen, als bie beftimmten Worte und bie ftrenge Konfequenz gebieten. In 
bem Falle Ar. 2067 haben fih bie Kläger mit dem Lehnsbeſitzer in Teinerlei Berhand- 
fungen eingelafien, fondern fie ftüben ihren Erwerb (an Grundgerechtigkeiten in Bezug 
anf das Lehngnt) Iediglich auf Befißhanblungen, bie fie vorgenommen haben, ohne jidh bei 
dem Lehnsbeſitzer Über die Rechtsverhältnifſe des Guts zu erfundigen oder das Hypotheken⸗ 
buch überhaupt einzujehen. Es ift daher nicht einzufehen, weldden Einfluß der mangel- 
hafte Inhalt bes Hypothelenbuches (über die Lehnsqualität des Gutes) auf die Ent» 
ſchuldbarkeit ihres Irrtums (daß das Gut fein Lehngut fet) ſollte haben können. 


Nr. 1749. II. Sen. 5. Mai 1893. IL 29. 93. Bd. 31, Nr. 68, ©. 301. 
Beränfßerung eines Grunbftädes, für das ein Grundbuchblatt noch nicht angelegt 
ift, beurteilt nad F 49 ber Srunbbucherbuung vom 5. Mai 1872, (Preuß. R.). 
Das Berufungsgericht hat zunäcdft nur geprüft, ob der Kläger Eigentümer der in Frage 
ftehenden beiden Grundſtücke geworben ift, und gelangt, indem es dies verneint, zur 
Berwerfung ber gegen das die Klage abweifende erfte Urteil eingelegten Berufung. 
Die dagegen gerichtete Revifion ift nicht begründet. Wie feftfteht, find jene Grundſtücke 
Abfindungstoppeln, die in dem Teilungsverfahren der Mar! B. nad) dem im Jahre 
1876 genehmigten und den Beteiligten publizierten Teilungsplane dem E.fchen Stolonate 
zugefallen und von E. im Jahre 1878 an T. vertauft und übergeben worden find. 
Nah dem Tode des T. verfaufte und übergab beffen Witwe und Rechtsnachfolgerin 
das But 8. nebft jenen zugefauften Markengründen dem Kläger, dem auch dad Gut 
aufgelaffen wurde, jedoch ohne die Markengründe, weil diefe noch nicht in das Grund⸗ 
buch eingetragen waren. Mit Recht gebt bei biefer Sachlage ber Berufungsrichter 
Davon aus, daß ber Kläger Eigentümer der DMarfengrundftüde nur geworden ift, wenn 
für dieſe zur Zeit feines Erwerbes ein Grunbbuchblatt noch nicht angelegt werben 
fonnte. Denn nad dem $ 1 des E.E.. vom 5. Mai 1872 Tonnte damals auf 
Grund von Rechtsgefchäften unter Lebenden da3 Eigentum an Grundftüden rvegel- 
mäßig nur durch Auflaffung erivorben werben. Allerdings behalten nad) 8 49 der 
Grundbuchordnung „bie Vorfchriften des bisherigen Necht3 in Unfehung der Grund⸗ 
ftüde, für welche ein Grundbuchblatt noch nicht angelegt werben kann, bis zu deſſen 
Anlegung ihre Gültigkeit“, und es wird bie Anficht verteidigt, daß diefer Fall ſchon dann 
al3 vorliegend angefehen werden müffe, wenn thatfächlich das Grundbuchblatt noch nicht 
angelegt iſt. Diefe Anficht fteht aber nicht nur mit dem Maren Wortlaute bed Geſetzes 
in Widerſpruch, fondern wird auch durch bie Entftehungsgefchichte diefer Beftimmung 
widerlegt. Vielmehr ift anzunehmen, daß die Ausnahmebeftimmung bed 8 49 nur bei 
objeltiven Hinderniffen Anwendung findet. Gemeint ift in den Schlußmworten des 8 49 
„bis die Unlegung erfolgen Tann“. Daß ein objektive Hindernis ber Anlegung dann 
vorliegt, wenn von den zuftändigen Behörden die Unträge auf Anlegung ohne Schuld 
des Antragftellers zurüdgemwielen find, unb daß dies einer Nachprüfung des Prozeß- 
richter8 nicht unterliegt, iſt zuzngeben; tft aber ein folder Verſuch gar nicht gemacht, 
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jo führt im Prozeffe gegenüber dem 8.1 des E.E.&. ber Erwerber ben Nachweis 
des Eigentumserwerbes nur, wenn er bem Prozeßrichter die Überzeugung verfchafft, daß 
der Ausnahmefall bes 8 49, alfo ein objeltives Hindernis der Anlegung des Grund- 
buches, vorliegt. Es ift aljo nur noch zu prüfen, ob zur Zeit bes Erwerbes des 
Klägers für die angelauften Markengründe ein Grundbuchblatt angelegt werden konnte. 
Das Berufungsgericht bejaht dies, und feine Begründung läßt einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. 


Nr. 1750. V. Sen. 2. März 1892. V. 275. 91. Bd. 29, Nr. 50, ©. 198. 

Bebentung bes Juhaltes des Grundbuches für den Umfang und bie Beftaudteile 
bes Grundſtückes bei der Auflafiung, wenn ber Beſitztitel für deu Auflafienden vor 
bem Inkrafttreten ber Geſetze vom 5. Mai 1872 berichtigt iſt. (Preuß. R.). Iſt bei 
der Auflaſſung die Bezeichnung bes Grundſtücks unter Bezugnahme auf das Grundbuch 
erfolgt, jo wird dur die Eintragung bes Eigentums im Grundbuche ber Erwerber 
Eigentümer des im Grundbuche bezeichneten Grundftüds, vorausgefegt, daß ber Ber- 
äußerungs- bezw. Erwerböwille ber Kontrahenten darauf gerichtet war. War bei ber 
Uuflafiung das Grundbuch bereit3 auf die Steuerbücher zurüdgeführt, jo ift der Inhalt 
ber lebteren für den Umfang und die Beftanbteile des Grundftüdes maßgebend, anderen- 
falles ift aus ben im Grundbuche angegebenen Kennzeichen unter Berüdfichtigung der 
thatjächlihen Verhaͤltniſſe feftzuftellen, welches Grundſtück Gegenftand der Veräußerung 
gemwefen ift. Ergiebt ſich bei der im letzteren Falle angeftellten Unterfuchung, daB das 
Srundftüd, welches nach Abſicht der Auflaffungstontrahenten veräußert werden follte, 
nicht dasjenige ift, welches auf dem bei der Auflafiung bezogenen Grundbuchblatte des 
Beräußerers verzeichnet fteht, fondern daß die Kontrahenten ein anderes für einen 
anderen Eigentümer eingetragenes Srundftüd gemeint haben, fo hat der Erwerber auch 
durch feine Eintragung als Eigentümer auf dem ®rundbuchblatte des Beräußerers Eigen- 
tum an dem auf dem anderen Blatte verzeichneten Grundſtücke nicht erworben, weil dies 
Grundftüd nicht Gegenftand der Auflaffung geweſen if. So fol nad der Behauptung 
ber Kläger die Sadje bier liegen. Die Bellagten haben angeblich das Grundftüd Bd. 11 
©. 803 erwerben wollen, aber die Auflaffung des Grunbftüds Bd. 5, ©. 313 erhalten. 
Wäre dies richtig, fo würden die Kläger mit Recht die Berichtigung bed Grundbuches ſo⸗ 
wie die Zurückgewährung des ben Beflagten übergebenen, aber nicht aufgelaffenen Grund» 
ftücks Bd. 11 ©. 803 fordern. Die Beweisaufnahme bat jeboch die Richtigkeit dieſer 
Behauptung nicht ergeben. Das Berufungsgericht Hat feftgeitellt, daß der eingetragene 
Eigentümer W. M. den Bellagten dasſelbe Grundſtück verfauft, übergeben und auf 
gelafien Hat, das im Grundbuch Bd. 5 ©. 313 als Gafthof zum Fafanen nebft Stallung 
Hof und Garten bezeichnet ift, und dab W. M. und die Bellagten gerabe bies Grund⸗ 
ftüd zum Gegenftand der Veräußerung gemacht haben. Insbeſondere ift, weil dies be- 
ftritten war, feitgeitelt, daß der Gafthof nebft Stallung und ein Teil des Hofes auf 
bem Grundftüd errichtet ift, welches W. M. nah Inhalt des Grundbuches laut Ver⸗ 
trage3 von 1839 von der Pfarre taufchweife erworben hat. Der Eigentumserwerb ber 
Bellagten unterliegt hiernach jedenfalls der Unfechtung nicht, foweit er das Areal des 
früheren Pfarraders betrifft; denn damit, daß die Beklagten dieſen Teil des Gaſthofs⸗ 
grundftüdes von dem nicht allein eingetragenen, fondern wirklichen Eigentümer W. M. 
erworben haben, ift den ftrengften Anforderungen genügt. Auch wollen die Kläger nicht 
Eigentümer be3 früheren Pfarraders fein. Nicht fo unbedenklich ift die Entſcheidung 
in Bezug auf die übrigen Teile des Gafthofsgrundftüdes, die vom Hofe (Borplab) und 
Garten eingenommen werden. Das Berufungsgericht hat feftgeftellt, daB dieſe Teile zu 
bem von B. gelauften Grundftüde gehören, deſſen Befigtitel Bd. 11 ©. 803 für W. M. 
und feine vier Kinder berichtigt war. Hier könnte es fich fragen, ob die Bellagten das 
Eigentum erworben Haben, ba fie ihren Erwerb nicht von den wahren Eigentümern 
W. M. und feinen vier Kindern, fondern von ®. M. allein, der in Hinficht auf das 
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Miteigentum ber vier Kinder als Nidgteigentümer anzufehen ift, ableiten. Das Be- 
rufungsgericht ſpricht das Eigentum an diefen Teilen gleichfalls den Bellagten zu, 
indem e3 feftftelt, daß von der erften im Jahre 1840 Bd. 5 ©. 313 erfolgten 
Eintragung bereit der ganze Hof und Garten umfaßt wird, namentlich auch bie 
jenigen Teile, die auf dem vormals B.fchen Ader Liegen, und indem es biefen Erwerb 
der Beklagten unter ben Schub ber Beltimmung bes 8 9 Abſ. 2 bes E.E.E. vom 
5. Mai 1872 ftelt. Die Nevifionsfläger (Kläger) werfen dem Berufungsgericht vor, 
das Urteil des Neichögerichts im Falle Ar. 2090 nicht berüdfichtigt zu haben. Diefer 
Vorwurf ift unberedhtigt, foweit er dies Urteil felbft betrifft. Denn darin wird von 
dem Sape ausgegangen, daß der Eingetragene nur das mit Rechtswirkung auflaflen 
Tann, was als fein Eigentum eingetragen ift, unb daß, was bies jet, nur nad) bem bie 
Eigentumseintragung des auflaffenden Beräußerers ſelbſt beberrfchenden Geſetze beurteilt 
werden Tann, alfo nad) den Beftimmmegen der Hypothekenordnung von 1783, falls jene 
Eigentumseintragung vor dem 1. Dftober 1872 erfolgt iſt; und e3 wird dann au 
gefprocdhen, daß nad der Hypothekenordnung ala Beftanbteile bes eingetragenen Grund⸗ 
ſtücks immer nur diejenigen haben gelten können und daß nur Diejenigen durch bie 
Eintragung des Srundftüdes auf dem Titelblatte miteingetragen geweien find, bie that- 
fählih im Angenblide der Anlage des Hypothekenblattes dazu gehört haben. Hiermit 
ftehen bie Ausführungen des VBerufungsgerichts im Einflange. Denn das Berufungs- 
gericht beichräntt ſich keineswegs darauf, durch Auslegung des Vermerkes im Grund⸗ 
buche den Umfang und die VBeftandteile des Bd. 5 ©. 313 eingetragenen Grundftüds 
feftzuftellen, fondern e3 ermittelt alle in der Beit von Anlegung bes Hypothekenbuches 
im Sabre 1840 bis zur Veräußerung an bie Bellagten im Jahre 1875 in Betracht 
kommenden thatſaͤchlichen Verhaͤltniſſe und verfchafft fih unter eingehender Berädfichtigung 
diefer feiner Überzeugung. Aber in jenem Urteile beruft fi} das Reichsgericht auf ein 
anderes Urteil (vom 30. Mai 1885), worin für die Feftftellung des Umfanges eines 
nach älterem Recht eingetragenen Grundſtücks den Aufzeichnungen auf dem Titelblatte 
nur eine informatorifche Bedeutung, nicht aber bie Wirkung beigelegt wird, „daß ba- 
durch der gute Glaube des Erwerberd an bie Nichtigleit bes Grundbuches mit ber ihm 
durch 8 9 Abf. 2 des Geſetzes vom 5. Mai 1872 beigelegten rechtöerzeugenden und da⸗ 
Durch ältere mwohlerworbene Rechte tilgenden Kraft begründet werben könnte“. Soll 
hiermit ausgebrüdt fein, baß ber Schub des 8 9 Abf. 2 a. a. D. demjenigen ohne Aus- 
nahme zu verjagen ift, der ein Grundftück erwirbt, deſſen Bezeihnung auf dem Titel- 
blatte vor dem i. Oktober 1872 vermerkt worden ift, dann verftößt allerdings das Be⸗ 
rufungsgericht dagegen. Allein jener Sab Tann in folcher Allgemeinheit nicht aufrecht 
erhalten werben. Selbft bei Anwendung der Borfchriften bes A.L.R. bebürfte er einer 
Einihräntung. Segen bie Anfprücde des wahren Eigentümers ift nah 8 8, IL. 10 
A.L.R. geihübt, wer vor dem 1. Oktober 1872 ein Srundftüd im Glauben an bie 
Nichtigkeit des Hypothelenbuches von dem als Befißer eingetragenen Nichteigentümer 
auf Grund eines gültigen Titeld erworben und die Übergabe bes Grundftüds erhalten 
bat. Nr. 2054. Hiermit wäre nicht zu vereinigen, follte ber unter ben gleichen Voraus⸗ 
feßungen vollzogene Erwerb eines von der VBezeihnung im Hypothekenbuche mitum- 
faßten Grundſtücks oder Brundftüdsteiles den Schub des 8 8 a. a. D. nicht genießen, 
wenn fich bei näherer Prüfung beransftellt, daß der eingetragene Beliger nicht der wahre 
Eigentümer ift. Da durch das Geſetz vom db. Mai 1872 nicht beabfichtigt iſt, dem öffent- 
lichen Glauben des Grundbuches gegenüber dem früheren Rechte abzufhwächen, viel- 
mehr die Tendenz vorhanden war, bie Wirkung dieſes Glaubens zu erhöhen, fo ift es 
nicht geftattet, die Anfechtung eines nach dem 1. Oktober 1872 im Wege ber freitwilligen 
Veräußerung erfolgten Erwerbes durch Ausihliegung der Veftimmung des 8 9 Ubf. 2 
E.E.G. zu erleihtern und bamit über bie Anforberungen des früheren Rechts noch 
Dinandzugeben. Es muß beöhalb dem mitgeteilten Ausipruche des Urteil vom 30. Mai 
1885 die Beichränfung hinzugefügt werben: wenn jedoch ber Beräußerer als Eigentümer 
Schulßze, Reichägerichtsenticheibungen. Vd. IL 2 
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desjenigen Grundftäds im Grundbuche eingetragen war, welches er nad) befien Be- 
fchreibung auf dem Titelblatte beſaß, und dies Srundftüd dem Erwerber, ber auf bie 
Richtigkeit des Grundbuches vertraute, verkauft, übergeben und aufgelaffen bat, fo findet 
der 8 9 Abf. 2 Anwendung und ber durch Eintragung bes Erwerbers vollzogene Eigen. 
tumsübergang Tann nicht aus dem runde angefochten werden, daß etwa bei weiteren 
Nachforſchungen ermittelt wird, daß der Veräußerer durch den in Rubrik I angegebenen 
Erwerbstitel da3 Grundftüd nicht in dem Umfange oder in den Beftanbteilen erworben 
habe, wie fich ſolche aus der Bezeichnung bed Grundſtücks auf dem Titelblatte und aus 
dem thatſächlichen Befitftande ergeben. Dem Berufungsgericht kann fonach nicht ein 
Rechtsirrtum vorgeworfen werden, wenn es auf Grund ber Feitftellung, daß das ben 
Beklagten vom eingetragenen Eigentümer W. M. verfaufte, übergebene unb aufgelaffene 
Srundftüd nach feiner Bezeihnung im Grundbuche die vormald B.ſchen Grundftüdsteile 
mitumfaßt, daß dad Grundftüd in diefem Umfange von den Kontrahenten zum Gegen⸗ 
ftand der Veräußerung gemacht tft und daß die Bellagten beim Erwerbe keine Kennt- 
nis davon gehabt haben, der Beräußerer ®. M. fei feiner Eintragung ungeachtet nicht 
der wahre Eigentümer der B.jchen Teile, zur Unanfechtbarfeit ded Eigentums ber Be⸗ 
Hagten an dem ftreitigen Srunbftüde in feinem vollen Umfange gelangt. Den Beklagten 
würde allerdings der öffentlihe Glaube des Grundbuches nicht zur Seite ftehen, wenn 
die B.fchen Srundftüdsteile zugleich auf dem Blatte Bd. 11 ©. 803 eingetragen wären. 
Nr. 1796. Das Berufungsgericht hat jedoch dieſe Vorausſetzung durch die Feitftellung 
verneint, daß das B.ſche Grundſtück, das früber auf dem Blatte Bd. 11 ©. 803 als 
Eigentum des W. M. und feiner vier Kinder verzeichnet war, im Jahre 1859 von biefem 
Blatte durch den Vermerk verfchiwunden fei, wonach an Stelle des B.ſchen Grundftüds 
durch Separationsregreß vom Jahre 1858 ein anderes unter der Bezeichnung „153 
Wertöteile von dem Planftüde Nr. 449b, welches 3 Morgen 22 Nuten Hält und in 
330 Wertsteilen befteht”, ausgewieſen ift. In ber Annahme, daß infolge ber Eintragung 
eines anderen Örundftüdes an Stelle bes biöher verzeichneten das Srundbuchblatt fich 
nicht mehr über das letztere verhbalte, Tann ein Rechtsirrtum nicht gefunden werden. 
Mag immerhin, wie die Neviftonsfläger meinen, bie Berichtigung eines etwa unter- 
gelaufenen Irrtums jelbft von Amts wegen zuläffig geweſen fein, fo ift Doch allein aus⸗ 
ſchlaggebend, baf bei ber Uuflafjung an die Bellagten im Jahre 1875 das Grundbuch⸗ 
blatt Bd. 11 ©. 803 das B.ſche Grundftäd nicht mehr als Eigentum des W. M. und 
feiner vier Kinder aufwies und daß die Beklagten biefen Zuſtand aus Unkenntnis ber 
wahren Sadjlage für richtig Bielten. 


Nr. 1751. II. Hilf&-Sen. 23. Mai 1880. V®- 188. 79. 3b. 2, Nr. 64, ©. 228. 

Anfechtung des Bucheigentums. (Preuß. R.) Die Eheleute 8. verfauften an ben 
Kläger mitteld Vertrages vom Mai 1876 ihr „Haus“ ohne Erwähnung der Landfläche 
von 22 Morgen, die zu ihrem Haufe nach dem Grundbuche ald Bubehör gehörte, und 
ohne daß die Kontrahenten deren Mitübertragung beabfichtigten. Nach Auflafiung bes 
„verkauften Grundftückes“ trug der Grundbuchrichter den Kläger als Eigentümer bes 
Haufes und der Landflädhe ein. Dieſer kaufte von den Eheleuten B. mittels Kontrakts 
vom Sahre 1878 nachträglich auch die Landfläde. Im Befite der Iekteren find bie 
Bellagten (Eheleute), nachdem ber beflagte Ehemann bie Landfläde im Sabre 1877 
von den Eheleuten B. mündlich gekauft und übergeben erhalten hat. Die Binbilation 
bes Klägers ift für begründet erachtet. Ob wegen des Irrtums der Beteiligten bei 
ber Auflaffung der Kaufvertrag und bie Auflaffung nichtig oder anfechtbar fei, kann 
unerörtert bleiben, weil daraus die Nichtigkeit der Eintragung, auf bie es allein 
ankommt, noch nicht folgen würde. Die Auflafjung iſt zwar im alle bes 8 1 des 
Eigentumsgejeges vom 5. Mai 1872 die Vorausſetzung, ohne die der Grundbuch⸗ 
rihter die Eigentumseintragung nicht verfügen darf. ft aber die Eintragung bennoch 
ordnungsmäßig und formgerecdht erfolgt, fo befteht fie an fi zu Recht, und es fragt 
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fih in diefem Falle nur, ob fie nicht wegen Mangels der Vorausſetzung an- 
gefochten und infolgedefien wieder aufgehoben werben kann. Die Anfechtung 
der Eintragung bed Eigentumsüberganges unterliegt nun aber nach $ 9 des Eigen- 
tumsgeſetzes den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts. Sie fteht daher nur bem- 
jenigen zu, welcher ein perſönliches oder dingliches Anfechtungs recht Hat und muß 
danach entweder ben Charakter einer perfönlicden Klage (3. B. der Kondiktion ober des 
Paulianiſchen Nechtsmitteld) oder ben einer Bindilation de8 wahren Eigentümers 
haben. Dagegen kann ber bloße Beliger eines Grundftüdes, welcher dem Bucheigen- 
tümer weder ein perjönliches Recht noch fein wahres Eigentum entgegenzufeben ver⸗ 
mag, bie Eintragung desjelben nicht anfechten, wennſchon er thatſächlich (nicht aber 
rechtlich) bei deren Befeitigung ebenfall3 intereffiert iſt Auch ändert dabei die Medlich- 
keit des Befiges nichts. Ob ein auf einen gültigen Eigentumstitel geftüßter Beſitz 
in diejer Beziehung von Erheblichleit wäre, bedarf hier feiner Erörterung, ba ſich aus 
ben Unführungen der Bellagten nicht ergiebt, daß ihnen ein folder Titel zur Seite 
fteht. Nr. 2077. Nr. 1753. 


Nr. 1752. V. Sen. 19. November 1887. V. 207. 87. Bd. 20, Nr. 51, S. 225. 

Anfechtbarleit der Eintragung bes Eigentumsüberganges wegen Irrtums feitens 
eines Dritten. (Preuß. R.). Die Auflaſſung wirb wie jeder andere Vertrag beherricht 
durch den Willen der Kontrahenten, ebenfo die auf rund derjelben erfolgte Eintragung 
bes Eigentumsüberganges. Diefer aus der rechtlichen Natur des Vertrages folgende 
Grundſatz Hat Anerkennung in 89 Abſ. 1 des E.E.G. vom 5. Mai 1872 gefunden. 
Modififationen dieſes Grundſatzes treten nur ein, wenn ſich eine Kollifion ergiebt mit 
dem anderen Rechtsgrundſatze, welcher beim entgeltlichen Erwerbe im guten Glauben 
an die Richtigfeit des Grundbuches befien Übereinftimmung mit der Wirklichkeit als 
Fiktion aufgeftellt. Dieſe Fiktion fteht anch dem zur Seite, welcher folcdherart erworben 
hat von einem auf rund bed Älteren Rechts eingetragenen Eigentümer. Nr. 1784. 
Der Kläger Hatte bie ftreitige Grundfläche zu ber Zeit, ala der Beklagte von T. fein 
Srundftüd unter einer Bezeichnung, die bie ftreitige Grundfläche mitumfaßte, durch 
Kauf und Anflaffung erwarb, als Eigentümer durch Erfitung erworben und bat ben 
Beſitz auch fortgefegt. Er behauptet unter Beweißantretung, die ftreitige Grundfläche 
fet nur durch einen bei der Rataftrierung vorgelommenen Irrtum mit dem vom Be- 
klagten gekauften Srundftüd zufammengefchrieben geweien. Der Bellagte unb fein 
Berläufer T. feien vielmehr der Meinung gewejen, unter der gebrauchten Bezeichnung 
fei nur die im Eigentum und Beſitz des T. befindlihe und dem Beklagten übergebene 
Fläche verftanden; nur biefe habe nad) dem Willen der Kontrahenten den Gegenftand 
des Kaufes und der Auflaffung bilden follen. Der Kläger Tann fih nun zwar nit 
darauf ftügen, daß T. feine Eintragung ald Eigentümer nicht auf Grund einer Auf- 
Iaffung erhalten Hatte. Aber ber Bellagte kann ſich, wenn die Behauptung bes Klägers 
richtig iſt, auf feinen guten Glauben an bie Nichtigkeit des Grundbuches überhaupt 
nicht berufen. Er Hat nicht geglaubt, daß T. Eigentümer ber ftreitigen Fläche jet, daß 
biefe von ber auf dem Srundbuchblatte enthaltenen Katafterbezeichnung befaßt werbe; 
er bat auch nicht erwerben wollen, was biefe Bezeichnung in Wirklichkeit enthielt, 
fondern nur das, wa3 er unb fein Verkäufer T. darunter verftanden haben; er hat 
auch das erhalten, worauf fein Erwerbungswille gerichtet war. Im vorliegenden Falle 
handelt es fi nun zwar nit um eine Anfechtung des Eigentumsüberganges von 
feiten eined ber Kontrahenten des WAuflafjungsvertrages, jondern um bie eines Dritten, 
welcher zur Zeit der Auflafiung Eigentümer des Streitftüdes war. Die Legitimation 
bes Klägers folgt aber aus dem Eingriffe in fein Eigentum (dur) die Eintragung auf 
ben Ramen des Beklagten). Dies Eigentum ift, unter ben obigen Borausfegungen, 
bei dem Kläger verblieben (8 101 Einl. AL.R.), und es hanbelt fi nur um bie dem 
wirklichen Rechte bes Beflagten unfchädliche Berichtigung einer irrtümlichen Bezeichnung. 
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Die Auflaffung und bie derjelben entiprechende Eintragung des Eigentumsüberganges 
fann nicht bloß, wenn es fih um ein Scheingeihäft handelt, auch von einem außer- 
halb des Vertrages ftehenden Dritten, deſſen Recht durch den Eigentumsübergang ver- 
legt wird, angefochten werben, fondern aud dann, wenn ed an einem Willen, zu ver- 
äußern und zu erwerben, überhaupt gefehlt hat und nichts weiter vorliegt, als bie aus 
ber nachträglich erlangten Kenntnis von der Unrichtigleit der Bezeichnung des Er- 
worbenen entiprungene Abſicht, fi biefe Unrichtigkeit auf Koften eines Anderen zu 
nuße zu machen. Es fommt deshalb auf die obige beftrittene Behauptung des Klägers 
an. Nr. 1753. 


Nr. 1753. V. Sen. 17. Oftober 1891. V. 148. 91. Bd. 28, Nr. 67, ©. 307. 

Anflafiung eines Grundſtückes, deſſen Beſtaudteile anf dem Titelblatte bes Grund⸗ 
buches unrichtig angegeben find. 88 2, 7 Ubi. 2; 9 E.E.G. vom 5. Mat 1872. 
(Preuß. R.). Das Eigentumserwerbsgeſetz (8 1) Inüpft den Eigentumserwerb im Falle 
einer freiwilligen Beräußerung, der bier in Frage jteht, nicht an die nadte Thatfache 
der Eintragung im Grundbuche, jondern an die „auf Grund einer Auflaſſung 
erfolgte Eintragung des Eigentumsüberganges”. Die Eintragung ift aljo an bie Bor- 
ansfegung einer Auflaffung gebunden, und daraus ergiebt fi, daß ihre rechtliche 
Wirkſamkeit von der ber Auflaſſung abhängig ift, daß fie, wie überhaupt zufolge 8 9 
E.E.G. nach den Vorſchriften des bürgerlihen Rechts, fo auch wegen Fehlens oder 
wegen eines Fehlers in diefer ihrer Borausfegung angefochten werben fann. Nr. 1752. 
Im vorliegenden Falle ift der Kläger feit 1883 eingetragener Eigentümer bed Grund- 
ftüd3 Nr. 36, deſſen Größe auf dem Titelblatte auf 2 ha 14a 70 qm angegeben ijt. 
Diefe Angabe beruft auf einem bei der YZurüdführung des Grundbuches auf das 
Katafter im Jahre 1875 vorgefallenen Irrtum, indem damals die Parzelle Nr. 86 der 
Gemarkungskarte, groß 2 ha 14a 70 qm, mit einer nur 88 Quadratruten großen 
Barzelle, die bis dahin die Grundbuchnummer 36 getragen Hatte und ben Beſitz⸗ 
vorgängern bed Klägers gehörte, verwechſelt wurde. Wie die größere jo gehörte aud) 
die Meinere Barzelle zu dem Grundftüd Nr. 3, von dem die legtere (die von 88 Duadrat- 
ruten) im Jahre 1844 abverfauft und im Jahre 1843 unter Anlegung bed neuen 
Hypothefenbuchblattes Nr. 36 abgejchrieben worden ift, während die Nr. 86 der &e- 
markungskarte (die Parzelle von 2 ha 14 a 70 qm) immer im Beſitze der Eigentümer 
des Grundſtücks Nr. 3, jebt des Bellagten, verblieben, jedoch bei ber Zurückführung 
des Grundbuches auf das Katafter nicht als zu demfelben gehörig im Grundbuche auf- 
geführt worden ift, vielmehr feitbem als Beftand der Ar. 36 im Grundbuche verzeichnet 
fteht. Die 88 Duadratruten, die uriprünglich den Beitand der Grundbuchnummer 36 
bildeten, find dagegen jet in dem grundbuchmäßigen Beftande ber Nr. 3 enthalten 
und werben gleichfall® vom Beklagten bejeffen. Eingetragener Eigentümer der Nr. 3 
ift feit 1880 der Beklagte. Der Kläger, der die Nr. 3 in gutem Glauben an deren 
grundbuchmäßigen Beitand durch Auflaffung erworben haben will, fordert bie Heraus- 
gabe dieſes Beſtandes. Der Bellagte behauptet dagegen, daß ber Kläger bei der Auf- 
laſſung um die Verwechſelung gewußt Habe; zugleich behauptet er, daß bei der Auf- 
fafjung beide Zeile nur bie Auflaſſung des urfprünglidden Beftandes ber Nr. 36 be- 
abfichtigt haben, und beftreitet, daß der Kläger die Nr. 36 gegen Entgelt erworben 
habe. Er beantragt widerflagend, der Kläger folle anerfennen, daß der jetzige grund- 
buchmäßige Beitand der Nr. 36 einen Beitandteil der Nr. 3 bilde, und er folle ferner 
diefe Parzelle fchulden- und Laftenfrei an den Beklagten auflaffen. Die Klage ift vom 
Berufungsrichter mit Necht abgewiefen. Nach feiner Feitftelung fehlt es an einer 
Auflaffung für den Kläger. Es ift zwar eine foldhe erklärt, aber erflärt bezüglich eines 
anderen Grundftüdes, als gewollt wurde, und dieſe Erflärung galt nicht, weil ihr ber 
Wille fehlte Der Erflärung gemäß ift zwar die Eintragung im Grundbuche vollzogen, 
aber auch dieſe Eintragung galt nicht, weil ihr feine gültige Auflafjung zu Grunde lag. 


8 70. Allgemeine Vorfchriften über Rechte an Grundftücken. 21 


Auflaffung wie Eintragung waren nidtig. Diefe Nichtigleit konnte auch von dem 
jegigen Bellagten geltend gemacht werben. Allerdings bereditigte die einmal erfolgte 
Eintragung des Klägers als Eigentümer der auf dem Grundbuchhblatte Nr. 36 ver- 
zeichneten Ländereien ben Kläger zunächſt, alle Klagrechte des Eigentümers auszuüben 
(8 7 E.E.G.); aber dadurch ift die Verteidigung bes Bellagten gegen die Klage nicht 
weiter bejchräntt worden, als dies in 87 a. a. D. ausdrüdlich angeordnet ift, nämlich 
nicht weiter, als daß er bie Einrede der Verjährung und Einreden aus dem ihm vom 
Rechtsvorgänger des Klägers eingeräumten Eigentumsbefige nicht erheben darf. Wohl 
aber darf er geltend machen, daß ber Kläger jelbft nicht Eigentümer geworben: ift. 
Dadurch feht der Beklagte dem Bucheigentum bes Klägers nicht eine auf feiner Seite 
vermeintlich vorhandene dem materiellen Eigentumsrechte entnommene Berechtigung 
gegenüber, was der 8 7 ausfchließen wollte, fondern er beftreitet das Bucheigentum 
des Klägers und damit deffen aus dem 8 7 abgeleitete Klagberechtigung. Dieſe Ver⸗ 
teidigung Tann keinen Vellagten verfchränft werden, da die erfte Vorausfegung jeder 
Klage bie ift, daß dem Kläger felbft das Recht zuftcht, das er klagend verfolgt. Die 
in 8 7 dem eingetragenen Eigentümer als folchem verliehene Klagberechtigung entbindet 
ihn nur von ber fonft mit ber Slägerrolle verbundenen Bewetspflicht in betreff der 
Ativlegitimation und wälzt dieſe dem Bellagten zu, aber dieſer Beweispflicht des Be⸗ 
Magten ift hier nach ber thatfächlichen Feftftellung des VBerufungsrichterd genügt. Zwar 
if in diefer Frage in dem Falle Nr. 1751 anders, nämlich dahin entjchieden, daß bie 
Befeitigung des Bucheigentums nur mittel3 befonderer Anfechtung im Wege der Klage 
- oder der Einrede, und zwar auf Grund eines von dem Anfechtenden nachzuweiſenden 
befonderen rechtlichen Intereſſes desjelben an ber Beleitigung bed Bucheigentums 
erfolgen könne, wozu der bloße Beſitz bes ftreitigen Grundſtückes nicht ausreiche. Diele 
Entiheidung fußt aber auf der Anficht, einmal, daß die bloße Thatſache der Eintragung, 
gleichviel wie die Auflafſung beichaffen war, ben Übergang des Eigentums bewirke, 
und zweitens, daß bie in 8 9 E. E.G. nad ben Vorfchriften des bürgerlichen Recht? 
geitattete Anfechtung der Eintragung ein (perfönliches oder bingliches) Anfechtungs⸗ 
recht zur Vorausſetzung habe. Diefe Gründe Können nad) dem Borftehenden nit für 
zutreffend erachtet werben. Nr. 1752. Im übrigen handelt es fich hier nicht um bie 
Frage, ob der vom Eigentümer belangte britte Beſitzer des Grunbftüd# eine lediglich 
in der Berfon bed früheren Eigentümers begründete, dem Beflagten aber nicht ab- 
getretene Anfechtungseinrede vorzuſchützen berechtigt fei, fondern um die Geltend- 
machung einer Nichtigkeit des Auflaffungs- und Eintragungsaktes, von ber aud) in 
ber Entſcheidung im Kalle Nr. 1751 im übrigen anerkannt wird, baf fie von Jedem 
geltend gemacht werben könne, gegen den daraus Anſprüche erhoben werden. Dagegen 
ift die Verurteilung bes Klägers auf die Widerflage nicht begründet. Der Berufungd- 
richter erfennt an, daß ein Grundftüd, das ein eigenes Blatt im Grundbuche hat, nicht 
ftilichweigend zugleich mit einem anderen Grundftüde durch Auflaffung des legteren 
in das Eigentum eines Anderen übergehen kann. Nr. 1754. Nr. 3790. Un feiner 
weiteren Ausführung ift richtig, daß durch bie bloße Verwechſelung in der Titelblatt- 
ausfüllung bei Aurüdführung des Grundbuches auf das Satafter die Eigentums- 
verhältniffe keine Änderung erleiden konnten, daß biefe Wirkung vielmehr erft eintrat, 
wenn ein Dritter durch Auflaflung im guten Glauben an die Nichtigkeit des Grund⸗ 
buches das Eigentum an der Nr. 36 erwarb und nun als gutgläubiger Beſitzer gegen 
die Vindikation des früheren Eigentümers ber fälſchlich auf Nr. 36 eingefchriebenen Land⸗ 
Hächen ſowie gegen defien Antrag anf Berichtigung des Grundbuches geihügt war (88 7 
Abſ. 1, 9 Abſ. 2 E.E.G.). Wenn nun aber der Bernfungsrichter feititellen konnte und feft- 
ftellte, daß dem Kläger bei der Uuflaffung der Nr. 36 diejer gute Glaube an bie Nichtigkeit 
des Grundbuches nicht beigemohnt hat, fo folgte Daraus zwar, daß auf ihn das Eigen- 
tum des nur verjehentlich anf Diefem Grunbbuchblatt verzeichneten Landes nicht über- 
gegangen ift, aber nicht läßt ſich darans folgern, daß died Land durch die Eintragung 
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bes Beklagten als Eigentümer der Nr. 3 Eigentum des Bellagten geworben jei. 
Bielmehr verblieb das ftreitige Land, weil durch die Verwechſelung bei Zurüdführung 
bes Grundbuches auf das Katafter Teine Eigentumsverändberung bewirkt wurde, da, mo 
es war, aljo es blieb Eigentum des bamaligen Eigentümers. Freilich war diejer 
zugleich Eigentümer ber bei der Burüdführung auf das Katafter auf Nr. 3 bes Grund⸗ 
buchs eingetragenen Grundſtücke, und e3 mag auch ba3 verwechlelte, jebt auf Nr. 36 
verzeichnete Landftüd damals Bubehör oder Beftandteil des auf Nr. 3 verzeichueten 
Landes geweſen fein, wie der Berufungsrichter annimmt; aber grundbuhmäßiges 
Zubehör ober Beftandteil der Nr. 3 des Grunbbuches ift basjelbe nicht geworden und 
fonnte e3 nicht werben, eben weil e3 ein eigenes Grundbuchblatt beſaß. Daraus folgt, 
daß das ftreitige Landſtück an ben ferneren grundbuhmäßigen Schickſalen der Nr. 3 
nicht teilnahm, alfo auch nicht durch Auflaffung und Umfchreibung der Pr. 3 den 
Eigentümer wecdjelte. Nur auf feine Auflaffung und Eintragung auf Nr. 3 bes Grund⸗ 
buches bat aber der Bellagte fi) zur Begründung feiner Widerflage, mit ber er fein 
Eigentumsrecht an der Streitflädhe verfolgt, berufen; er hat auch nicht etwa Thatjachen 
angeführt, aus denen fih ein Recht für ihn ableiten ließe, einen aus der Perſon des 
jegigen wirklichen Eigentümers abgeleiteteten Anſpruch auf die Forderungen ber Wider- 
Mage gegen den Kläger geltend zu machen. 


Nr. 1754. V. Sen. 10. Februar 1886. V. 250. 85. Bd. 15, Nr. 57, ©. 249. 
Rechtliche Yolgen der thatfächlicden Verbindung von Grundſtücken zu einem un⸗ 
treunbaren Ganzen, weldde anf verichiedenen Grundbuchblättern eingetragen und ver⸗ 
fgieden mit Hypotheken belaftet find. (Preuß. R.). Ein Grundſtück, welches ein 
eigenes Blatt im Grundbuche hat, kann nicht ohne Bezeichnung besfelben ſtillſchweigend 
zugleih mit einem anderen Grundftüde durch Adjubilation oder Auflafjung des letzteren 
in das Eigentum eined Anderen übergehen. Dieſer Grundſatz ift die notwendige Kon- 
fequenz der Grundbucheinrichtung und der fie beherrichenden Prinzipien der PBublizität 
und Spezialität. Yür die Auflaffung ift ſchon allein ber 8 2 bes E.E.G. vom 5. Mai 1872 
entjcheidenb, wonad nur der eingetragene Eigentümer dieſe erflären fann. Nach der 
Seftftelung des Berufungsrichterd find die beiden Srundftüde a und b durch bie Art 
ihrer Bebauung und die Beichaffenheit bed Gebändes fo miteinander verbunden, daß 
fie zufammen unb mit biefem ein einheitliches Ganzes darftellen, welches nicht nad 
beftimmten Linien, alfo auch nicht nach ber kataſtermäßigen Grenze ber Grundftücke 
geteilt werden Tann. Nach 8 30 bes cit. Geſetzes werben dem Pfandrechte ber ein- 
getragenen Gläubiger auch bie Gebäude unterworfen, bie nachträglich auf dem ver- 
pfänbeten Grundftüde errichtet werben und dem Eigentümer gehören. Durch die von 
dem Eigentümer bewirkte Bebauung von zwei auf verfchtedenen Grunbbuchblättern 
eingetragenen und verichieden verpfänbeten Grundſtücken mit einem feiner Beſtimmung 
und Befchaffenheit nach nicht teilbaren Gebäude gelangen die Gläubiger des einen und 
des anderen Grundftüdes durch eine von ihrem Willen unabhängige Handlung in eine 
zufällige Gemeinſchaft. Die beiden Pfandftüde haben zwar im Grundbuche ihre Selb- 
ftändigfeit behalten, aber in Wirklichkeit exiftieren fie nicht mehr als individuelle Ver⸗ 
mögensobjelte, weil fie Subftanzteile eines neuentitandenen Ganzen geworden find. 
Diefer Umftand tritt Hindernb in den Weg, fobald ein Gläubiger fein nur auf einem 
der beiden ®rundftüde eingetragenes Pfandrecht realifieren will, er kann das einzelne 
Grundſtück nicht zum Verlauf bringen, ehe die Gemeinſchaft mit ben Gläubigern des 
anberen Srundftüdes gelöft ift entweder fo, daß beide Grundftüde zuſammen veräußert, 
oder fo, daß nad Maßgabe der gegebenen Wertöfattoren das biöherige Pfandrecht an 
dem Einzelgrundftäde umgeſetzt wirb in ein Pfandrecht an einem Sdealanteile an den 
verbundenen beiden Srunbftüden. Eine folche Auseinanderfegung hat vor und bei ber 
Subhaftation von a nicht ftattgefunden, die Verbindung ber Grundftüde a und b ift 
nicht gelöft worden; fie befteht auch jet noch fort; die Subhaftation Hat auf den Zu 
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ftand, wie er als realer vorher beftand, feinen Einfluß gehabt: Was für die Gläubiger 
galt, folange die Grundſtücke noch in einer Hand waren, muß mit dem durch den 
Bufchlag teilweije bewirkten Wechſel im Eigentum auch gelten für bie Eigentümer. Durch 
Die nad Maßgabe des Grundbuches ohne Rüdficht auf die realen Berhältnifie erfolgte 
Beräußerung von a wurde der Erfteher in eine zufällige Gemeinihaft mit dem Eigen- 
tämer von b gedrängt, bie, weun man fie aud als eine bloß thatfächliche auffaßt, doch 
Die rechtliche Wirkung bat, daß fie die volle Dispofition bes Eigentümers über das für 
ihn eingetragene Grundſtück unmöglih madt. Bon biefem Gefichtspunft aus konnte 
die Bindilation des Klägers nicht als ftatthaft ericheinen; wenn er auch das Eigentum 
von b nicht verloren hat, jo kann er doch vom Bellagten nicht verlangen, daß er dies 
Srundftüd räume; denn die Räumung ift ald etwas Thatfächliches nur möglich in Bezug 
auf ein Grundftück mit nicht bloß buchmäßiger, ſondern realer Individualität. Die 
zwiſchen ben Parteien beftehende Gemeinſchaft kann in Mangel gütlicher Einigung nur 
im Wege der Teilungsflage geldit werden. Rr. 37%. Nr. 1753. 


Pr. 1755. II. Sen. 12. Oftober 1880. II. 206. 80. Bd. 2, Nr. 90, ©. 345. 

Anfechtung der fteneramtlidden Vermeſſung. 8 38 des Geſetzes über das Grund⸗ 
buchweien in dem Bezirke des Appellationsgeriht3 in Kaffel vom 29. Mai 1873. 
(Preuß. R.). Bur Anfechtung der Ergebniffe der nenen fteneramtlichen Bermeflungen 
ift erforderlich, daß die Berichtigungsklage innerhalb der vom Grundbuchamt geſetzten 
Frift erhoben (bei Gericht eingereicht, nicht auch ſchon behändigt) und daß dieſe recht- 
zeitig erfolgte Anfechtung durch eine ebenfall3 innerhalb dieſer Frift bewirkte Bormerfung 
“ im Grundbuche gewahrt ift. 


Nr.1756. L Hilfs-Sen. 23. November 1880. IV* 117.80.80.3,Nr. 74,6. 261. 

Net zur Sache. 8 15 bes Geſetzes über den Eigentumserwerb u. f. wm. vom 
5. Mat 1872. (Preuß. R.). So wie der 8 4 des cit. Geſetzes dem Eigentumsermerbe 
zur Seite fteht, jo der 8 15 baf. dem Ermwerbe be3 dinglihen Rechts. Vorausfegung 
feiner Anwendbarkeit aber ift ber Widerftreit eined durch Eintragung nod zu 
erwerbendenbingliden Rechts am Grundftüde mit einem anderen bereit3 
eingetragenen dingliden Rechte am Yrundftüde Im vorliegenden Falle 
handelt es fich jedoch für den Kläger überall nit um ein Recht am Grundſtücke, 
fondern um ein Recht an einer Hypothelenforderung. Für die Anwendung 
des 8 15 ift alfo fein Raum vorhanden. Die Entſcheidung ber Frage, ob im vorliegenden 
Falle das vom Kläger erworbene Recht von Bedeutung jet, ift nad) den Vorſchriften 
bes A.8.R. zu treffen. Der Kläger hat ein Pfandrecht an der fraglichen Hypotheken⸗ 
forderung ohne Wushändigung des Hypotheleninftrument3 felbft oder eines Zweig⸗ 
dofuments nicht erwerben köͤnnen. Das A.L.R. verlangt, fo, wie es beim Fauftpfande 
eine bleibende Manifeftation im Befite der Sache auf feiten des Pfanbgläubigers er- 
heifcht, beim Forberungspfande, daß es in einem Analogon des Sachbeſitzers, nämlich 
in der Anshändigung der Schuldurfunbe, in die Erfcheinung trete und Anderen erkenn⸗ 
bar werde (8 281,1. 20 A.L. R.). Dies gilt nach 8 515 daf. auch von ber Berpfändung 
einer eingetragenen Hypothek. Es Tann alfo für den Kläger nur ein Pfanbtitel, alfo 
ein Recht zur Sade in Frage fommen. Ein Recht zur Sache kann zwar auch bei 
ungleichartigen Rechten wirkſam werben. Aber ein Kollifionsfall, auf den bie 88 5, 
L 419 und 35, J. 10 A.L. R. anzuwenden find, liegt dann nicht vor, wenn ber Erwerber 
einer Sache den früher entftandenen Pfandtitel eined Dritten gelaunt hat, der Er- 
werber der Sache braucht alfo den bloßen Pfandtitel eines Dritten nicht zu reipeltieren. 
Nr. 2000. Nr. 3940. 


Nr. 1757. V. Sen. 1. Februar 1888. V. 286. 87. 8b. 20, Nr. 63, ©. 274. 
Erllärung und Ergänzung ber VBelaftungen ber zweiten Abteilung des Grund- 
buches aus dem im Eintragungsvermert in Bezug genommenen Titel. (Prenß. R.). 
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Nach dem älteren, vor der Hypothekennovelle vom 24. Mai 1853 in Geltung getvefenen 
Nechte ift, obwohl eine ausbrüdliche Beftimmung über bie Urt und Weile der in ber 
D. Rubrik vorzunehmenden Eintragungen fehlte, in der Praris die Auffaffung maß- 
gebend gewejen, daB das unter Bezugnahme auf den Titel eingetragene Recht in feinem 
nach dem materiellen Rechte gemäß bes Titels feftzuftellenden Beftande durch bie Ein- 
tragung aud) gegen Dritte gefihert werde und daß bei entftehendem Streite nicht aus⸗ 
fohließlih nah dem Eintragungsvermert in feiner befchränkteren Wortfafſung, ſondern 
durch entiprechende Interpretation des Titels feftzuftellen fei. Durch die Hypotheken⸗ 
novelle ift hieran nichts geändert. Die Anordnung in 8 2 ber Novelle bezüglich ber 
Eintragung von Altenteilen follte feine Ausnahme bilden. Art. 3 der Inſtruktion vom 
3. Wuguft 1853 zieht die Yolgerung, daß überall eine ähnliche abgekürzte Eintragung 
wie bei Altenteilen eintreten fol, wo bie Eintragung aller einzelnen Leiftungen eine 
unnüge Füllung der Hypothekenbücher zur Folge Haben würde. Auch in ben Grund⸗ 
buchgefegen von 1872 fehlt eine ullgemeine Beſtimmung über bie Art und Weiſe ber 
Eintragung der dinglihen Rechte und eine ausdrückliche Vorſchrift dahin, daß eine 
Bezugnahme auf den Titel im Eintragungsvermerfe nicht zuläffig fein ſoll. Die An⸗ 
weifungen, welche in den 88 76, 77 der &:8.D. vom 5. Mai 1872 bezüglich ber Ein- 
tragung ber Altenteile und der Nentepflichtigfeit gegeben find, enthalten feine Neue⸗ 
rungen, fie ftellen feine Ausnahmevorſchriften im Gegenfage zum früheren Rechte bar. 
Der 8 13 des E.E.G. vom 5. Mai 1872 fteht der Annahme nicht entgegen, daß ben 
Neben⸗ und Einzelbeftimmungen und bem Snterpretationdmateriale, welches ih im 
Titel vorfindet und beflen Bedeutung für den Streitfall fi vorher kaum überfehen 
läßt, durch die Bezugnahme auf den Titel im Eintragungsvermerfe Wirkung auch gegen 
Dritte verliehen wird. Es ift der Anficht beizupflicgten, daß analoge Anwendung des 
8 76 der &.B.D. auf verwandte Rechtsgeſchäfte nicht ausgeſchloſſen ift, weil fich die 
Borzüge und Bollftändigfeit der Vermerke (in Abt. II) ohne Gefährbung bes mate- 
riellen Rechts in anderer Weije nicht vereinigen laſſen. Hieraus folgt, daß, da im 
vorliegenden Falle in der Eintragung Abt. IL Nr. 3 eine beftimmte Bezeichnung des 
Nechtes und ber Berechtigten anzutreffen ift, bezüglich der Modalitäten der Ausübung 
des Rechtes und der Ausübung bezüglich der Interpretation des letzteren die Be 
ftimmung des betreffenden Kontraftes auch gegenüber dem Beklagten maßgebend find, 
obwohl dieſer weder infolge feiner unmittelbaren Beteiligung ald Kontrahent noch als 
Univerfalfuccefjor ber verpflichteten Kontrahenten obligatorifch gebunden ift, den Inhalt 
der ihn perfönlich nicht verpflicätenden Urkunde gegen fich gelten zu laſſen. 


Nr. 1758. II. HilfsSen. 15. März 1880. Ve 123. 79. 8b. 1, Nr.138, ©. 386. 

Subhaſftatiousvermerk. (Preuß. R.). Der nad deu 88 9, 10 ber Subhaftations- 
ordnung vom 15. März 1869 einzutragende Sperrvermer! hat nur die Bedeutung, 
daß der Subhaftat verhindert werben fol, noch nad der Einleitung der Subhaftation 
zum Nachteile der in 8 9 a. a. O. erwähnten Beteiligten Neränderungen mit dem 
Grundftüde vorzunehmen. 


Nr. 1759. II. Hilfs-Sen. 30. uni 1881. V* 732. 80. Bd. 5, Nr. 79, ©. 288, 

Wiebereintragung im Grundbuch geldfchter Boften. 88 118, 73 G. B.O. vom 
5. Mai 1872. (Preuß. R.). Das Recht, defien Wiebereintragung Hier verlangt wird, 
beftand für den Befiger der Stelle Nr. 1 darin, von bem Beſitzer der Stelle Nr. 1° 
zu verlangen, daß dieſer die Kicchen- und Schulabgaben, Dorf und Kommunalabgaben 
bes früher ungeteilten Grundftädes Nr. 1 trage. Es war rechtsgültig durch Vertrag 
im Jahre 1842 als ein objektiv und fubjeftiv bingliches Recht begrünbet (5 125, 126, 
L 2 WER) Much ohne Eintragung hat es nad der früheren Geſetzgebung von dem 
Befiger von Ar. 18 refpetiert werben müffen, wenn er ed gur Beit ber Erwerbung 
gefannt bat (88 4, 5, 1.19 A.L. R.). Daß die Eintragung eines derartigen Rechts 
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nach der früheren Geſetzgebung gefordert werben Tonnte, ergeben bie 88 47, 49, it. 1 
sand der 8 109 Tit. 2 der Hypothekenordnung, und es Tonnte auch bie Wiebereintragung 
einer zu Ungebühr erfolgten Zöfchung der Poften gefordert werben, denn der Gläubiger 
verlor durch eine ſolche Löihung nicht feinen Eintragungstitel, 8 526, I. 20 WER. 
Nach 8 118 der 8.B.D. vom 5. Mat 1872 können die Beklagten der Wiebereintragung 
nur wideripredden, wenn fie die nach der Löſchung erlangten Rechte am Grundftücke 
im redlichen Glauben erworben Haben; fie mußten aljo in dem Glauben geftanden 
baben, daB das Grundſtück von der Laft frei jei, und weber gewußt haben, daß das 
Grundſtück Nr. 1° für die geldichte Poſt haftet, no daß die Loſchung aus Berjehen 
Des Grundbuchrichters erfolgt if. Der 8 73 der &.8.D. tft micht geeignet, einen Ein- 
fluß auf die Anwendung des 8 118 daf. auszuüben. 


Rr. 1760. IL HilfsSen. 5. Januar 1882. V* 270. 81. Bd, 6, Nr. 80, &. 292. 

Amsrtifatiousrente. Dinglichleit. Eintragung. (Preuß. R.). Die BDinglichkeit 
ber Amortifationsrente ift nach 8 18 des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 1850 von 
deren Eintragung nit abhängig. Der Umftand, daß e3 eine auf privatrechtlichem 
Titel beruhende und daher der Eintragung bebürftig geweſene thatlächlih auch ein- 
getragene Laft war, an deren Stelle bie hier fragliche Amortifationsrente getreten ift, 
fließt nicht entgegen. Es ift im biefer Beziehung im Geſetz fein Unterichied gemacht. 
Mit der die Eintragung bes Vermerkes der Rentenpflicht'gleit anorbnenden VBeftimmung 
bat der Geſetzgeber Iediglich eine Inſtruktion erteilen wollen, deren Nichtbefolgung 
indeſſen Teine materiellen Rechtönachteile für die berechtigte Rentenbank nad) ſich ziehen foll. 


Nr. 1761. V. Sen. 7. Dezember 1888. V. 224. 88. Bd. 22, Nr. 65, ©. 335. 

Wiederanfleben von dinglichen Rechten, bie wegen uuterbliebener Eintragung 
gegen Dritte nicht geltend gemacht werben Töunen, bei Rückkehr des Grundſtücks im 
Das Eigentum bes diuglich verpflichtet Geweſenen. 8 73 der G.B.O. vom 5. Mai 
1872. (Preuß. R.). Das Fiſchereirecht der Kläger ift feine Grundgerechtigkeit, ſondern 
ein fubjettiv-perjönliches Net. Demnach bedurfte das Fiſchereirecht, wenngleich es 
ſchon vor Emanation der Geſetze vom 5. Mat 1872 zu Recht beitand, zur Erhaltung 
feiner Wirkſamkeit gegen Dritte nah 8 73 G. B.O. der Eintragung bis zum 1. DOf« 
tober 1873. Nr. 1935. Diefe Eintragung bei dem belafteten Srundftüde ift 
nicht erfolgt und kaun dadurch, daß die Filchereiberechtigung ala jelbftändige Gerechtig⸗ 
keit auf einem befonderen Grundbuchblatte eingetragen worden ift, nicht erjeßt werden. 
Denn damit hört bie Berechtigung nicht auf, ein dingliches Recht an fremdem 
Grundftüde zn fein, und nur durch die Eintragung bei dieſem wirb der Bwed bes 
8 73 8.8.0. wie des 8 12 des E.E. G., dad Beftehen des Rechts bem Erwerber des 
belafteten Srundftücdes erlennbar zu machen, erreicht. — Der 8 73 G. B.O. läßt aller- 
dings als Folge der bis zum 1. Dftober 1873 unterbliebenen Eintragung nicht den 
fofortigen Untergang des bis dahin rechtsgültig beitehenden binglichen Rechts eintreten. 
Das Dingliche Recht behält vielmehr feine volle Wirkung, folange das belaftete Grund⸗ 
ftüd nit in den Beſitz eines „Dritten“ gelangt. Ber bisherige Eigentümer, ber dies 
auch nad) dem 1. Oktober 1873 bleibt, muß es auch ferner gegen fich gelten laflen, 
felbft defien Eintragung auch noch zu einer fpäteren Beit geftatten, und basjelbe gilt 
von ben Erben bed bisherigen Eigentümerd fowie von demjenigen Witerben, ber Das 
Grundftäd duch Auseinanderjegung mit den übrigen Erben erwirbt, wie nicht minder 
von demjenigen Käufer des Grundſtücks, weicher bie beftehende dingliche Laft dem Be⸗ 
rechtigten gegenüber vertragsmäßig übernimmt. Anders aber, wenn das Grundftüd 
nad) bem 1. Oktober 1873 einmal auf eine bis bahin außerhalb bes Nechtöverhältnifies 
ftehenbe auch nicht durch Exrbgang oder vertragliche Übernahme in basjelbe eingetretene 
Berfon, einen Dritten im Sinne des Geſetzes, übergegangen iſt. Aus dem Begriffe 
des dinglichen Rechts (8 126, L 2 A.L.R.) folgt von jelbft, daß der frühere Be- 
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figer, deſſen dingliche Berpflihtung eben nur auf dem Beſitze bes Grundſtückes 
berubte, durch die Veräußerung von der binglichen Laft frei wird, daß die Laft nicht 
etwa in feiner Berfon bis bahin, daB er einmal künftig das Grundftück wieder erwerben 
möge, ohne äußere Wirkungen fortbefteht; es tft ſomit bei ihm aus ber dinglichen Laft 
nicht? übrig geblieben, das bei einem ſolchen Wiedererwerbe wieder aufleben Tönnte. 
Das dinglihe Recht muß daher, fobald das Grundſtück nad bem 1. Dftober 1873 
Eigentum eines Dritten geworden tft, ald vollftändig untergegangen angefehen werden. 
Der vorliegende Yall, daß das vor dem 1. Oltober 1873 dinglich belaftete Grundftück 
nach biefem Termine von einem Erwerber, der die Belaftung gegen fich nicht gelten 
zu laflen braucht, in das Eigentum eines früheren Beſitzers zurückkehrt, Tiegt rechtlich 
vollftändig gleich mit dem anderen alle, daB derjenige, welcher das Grundftäd zunächft 
durch Singularfucceffion („al8 Dritter”) und deshalb unbelaftet erwarb, fpäterhin 
Univerfalfucceffor bes Veräußerers wird. Auch in biefem Falle erlangt das dingliche 
Necht feine Wirkung gegen den Erwerber durch die naditräglich eintretende Univerſal⸗ 
fucceffion nicht wieber. 


Nr. 1762. V. Sen. 4. Suli 1891. V. 94. 91. Bd. 28, Nr. 53, S. 234. 

Auwendbarleit des 5 38 Abf. 2 des Eigentumserwerbögejetes vom 5. Mai 1872 
anf wieberlehrende Gelbleiftungen (Reuten), die als ſolche im Grundbuche ein- 
getragen find. (Preuß. R.). Der $ 38 gehört zu denjenigen Beftimmungen im Eigen- 
tumserwerbsgeſetze vom 5. Mai 1872, wodurch im Intereſſe der größeren Sicherheit 
bes Srundbuchvertehres der im 8 101 Einl. WER. enthaltene allgemeine Sab bes 
bürgerliden Rechts: „Niemand Tann bem Underen mehr Rechte übertragen, ald er 
felbft befigt“ durchbrochen wird (vergl. 88 9 Abſ. 2, 49 E.E.G.). Danach können Ein- 
reden, die der Grundſchuld oder der Hypothek anhaften, dem britten Erwerber (aud) 
dem, ber zum Zwecke der Beitreibung einer ihm gegen den eingetragenen Gläubiger 
zuftehenden vollftredbaren Forderung pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen läßt) 
nur unter befonderen Vorausſetzungen entgegengelegt werden. Eine gleiche ober ähn- 
liche Vorſchrift, wie Hier für die Hypothek und die Grundſchuld, ift für bie übrigen 
dinglihen Rechte in den 88 12-17 E. E. G. nicht gegeben, weil fie nicht für den Ver⸗ 
kehr beftimmt find. Die Anwendbarkeit des 8 38 a. a. D. auf das ftreitige Recht ift 
hiernach davon abhängig, ob es als eine Hypothek anzujehen ift. Dies tft zu verneinen. 
Der Eintragungsvermert einer Hypothek im Sinne bes 8 38 a. a.D. muß ohne Aus⸗ 
nahme eine beftimmte Summe, für bie das Grunbftüd haftet, ausweiſen. Vergl. 88 18, 
19, 3—25, 30 E. E.G., 8 43 G. B.O. Wiederfehrende Gelbleiftungen, wie bie Bier 
ftreitige Geldrente, die nicht bloß Nebenleiftungen zu einem in einer beftimmten @elb- 
fumme beftehenden Rapitale bilden, fondern deren Entrichtung während ber feftgejeßten 
Bett die Hauptleiftung darftellt und erfchöpft, find aljo nicht Hypotheken im Sinne des 
8 38 a. a. D., wenn fie als wiederkehrende Gelbleiftungen eingetragen find. Ob bie 
Eintragung verjehentli in bie für Hypotheken und Grundfchulden beftimmte IIL Ab⸗ 
teilung oder vorfchriftamäßig in die IL Abteilung des Grundbuches erfolgt (8 11 &.8.D.), 
ift für den Charakter des eingetragenen Rechts bebeutungslos. In beiden Fällen 
würde das eingetragene Necht als Hypothek im Sinne bed 8 38 a. a. D. nur dann 
gelten können, wenn bie Rente Tapitalifiert ober der Höchſtbetrag, für den das Grund» 
ftüd haften fol, angegeben wäre. 
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Eigentum. 


8 71. 


1. Inhalt des Eigentums. 
B.G.B. 88 903—924. 
L 848—867. IH. 814—837. UI 887-908. M. II. 257—29. D. 126—130. 
E.G. Art. 65 fj., 105—111, 116, 122—125, 181 Abſ. 1, 183, 186 Abi. 1, 187—189, 
Windicheid I. 88 142, 167—169, 212 Nr. 4 IL 8 450. Stobbe Il. 88 78 - 90. 
Dernburg I 88 215—221. 


Nr. 1763. V. Sen. 10. Juni 1896. V. 396. 95. Bd. 37, Nr. 88, ©. 331. 

Pflicht des Eigentümers, fein Grundſtück im Bffentlicden Jutereſſe im Stande 
zu erhalten. (Preuß. R.). Die Stadt Konig grenzt an den nörblichen Teil bes Möndh- 
fees, eines nicht künſtlich angelegten Waflerbedeus, deflen Eigentümer der Bellagte ift. 
Nachdem im Jahre 1866 feitend ber Verwaltungsbehörden feftgeftellt worden war, baß 
der See wegen jeiner Ausbünftungen für bie Einwohner von Konitz geſundheitsſchädlich 
fei, wurde der Magenden Stabtgemeinde im Berwaltungswege aufgegeben, „bie im 
fanität3polizeiliden Intereſſe notwendige Reinigung bed Monchſees ungefäumt aus- 
führen zu lafſſen“, wobei ihr überlaffen blieb, „gegen ben nach ihrer Anficht hierzu 
verpflichteten Beſitzer des Seed ihre vermeintlichen Regreßaniprüche eventuell im Prozeß⸗ 
wege geltend zu machen“. Seitdem, etwa jeit Mitte ber 1870er Jahre, hat die Klägerin 
den See alljährlich auf ihre Koften reinigen laſſen; fie verlangt jebt eine Feſtſtellung 
dahin, daß nicht fie, fondern ber Eigentümer des Sees zur Voruahme der ihr polizei⸗ 
licherſeits auferlegten Reinigung verpflichtet ſei. Mit diefer Klage ift fie in den beiden 
Borinftanzen abgewieſen. Beide Vorderrichter nehmen an, daß zwar bie vom Bellagten 
gegen die Zuläffigfeit der erhobenen Feftftellungsflage vorgebrachten Bedenken nicht 
zutreffen, daß aber materiell die Klage unbegründet fei, weil ſich bie behauptete Ver⸗ 
pflichtung bes Bellagten weder ans feiner Stellung ald Eigentümer des Sees ergebe 
noch aus ben gejeslih anerkannten Einfchränkungen des Eigentums entnehmen lafſe, 
weil fie ferner auch ans dem von ber Klägerin bervorgezogenen Geſichtspunkte der Un⸗ 
zuläffigtett von ſchädlichen Immiffionen auf die Nachbargrundftüde nicht folge und weil 
endlich Teinerfei Einwirkung des Bellagten auf den See behanptet jei, die in einen 
urfählihen Bufammenhang mit den gefundheitäfchäblichen Unsdänftungen des Seed ge 
bracht werben könnte. Auf bie Reviſion der Klägerin ift das zweite Urteil aufgehoben 
nnd die Sache an das Berufungsgericht zurüdverwielen. Die Angriffe der Reviſion 
find zunächſt inſoweit verfehlt, als verfucht worden tft, bie Klage unter den rechtlichen 
Geſichtspunkt von unzuläffigen Immiffionen zu ftellen. Nicht darum handelt es fich, 
benachbarte Srundftüde gegen jchäbliche Ausdünftungen zu fchügen, die von dem See 
bes Beklagten auf fie ausftrömen follen. Wäre bies in Frage, fo hätte die Klage als 
negatorifche von den Eigentümern ber betreffenden Grundſtücke erhoben werden müſſen. 
Dies ift micht gefchehen. Die Stabtgemeinbe bat bie Klage nicht ala Eigentümerin und 
nicht zum Schuge ihr gehöriger Srundftüde erhoben, ſondern deshalb, weil fie ben 
Bellagten für verpflichtet erachtet, dasjenige im Intereſſe der Allgemeinheit zu thun, 
was die Polizeibehörde von ihr ans fanität3poligeilichen Gründen verlangt hat. Die 
rechtliche Begründung biejes Anſpruchs kann daher nicht mit den Nechtöjägen vertreten 
werben, die bezüglich ber fogen. Immiffionen im Anfchluß an die Judikatur des früheren 
Obertribunals (vergl. Entfcheidungen des Obertribunals Bd. 23, ©. 252) von der Rechts⸗ 
wiſſenſchaft und Praxis audgebildet worden find. Ebenſowenig fteht der Klage eine 
derjenigen Speztalbeftimmungen zur Seite, auf welde die Reviſion glaubt Bezug 
nehmen zu dürfen. Die Iandrechtlihen Vorſchriften beziehen ſich, weun fie nicht, wie 
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bie 88 26 ff., 33, 34, L 8 A.L.R., nur allgemeine Rechtsnormen enthalten, von denen 
aus zu einer Enticheidung des vorliegenden Falles nicht zu gelangen ift, auf andere 
Berbältniffe; fie betreffen die Unterhaltung von Gebäuden (88 37ff. a. a. DO.) und von 
Gräben nnd Kanälen (8 100 daſ.). Die erfteren find bier ſelbſtverſtändlich nicht an- 
wendbar und ebenjowenig kann ein, nicht künſtlich angelegter, See zu den „Gräben 
und Kanälen” gerechnet werden, beren Unterhaltung der $ 100 a. a. DO. dem Eigen- 
tümer auferlegt. Vergl. Blenarbeihluß des Obertribunald® vom 9. April 1844, Ent- 
fheidungen bes Obertribunals Bo. 10, ©. 245. Auch aus 87 bes Geſetzes betreffend 
die Benutzung der Brivatflüffe vom 28. Februar 1843 läßt fich die Verpflichtung des 
Beklagten nicht herleiten; die Beftimmung betrifft lediglich bie Näumungspflicht, in⸗ 
foweit fie zur Beihaffung der Borflut erfüllt werden muß. Hier aber handelt es ſich 
um eine Räumung, die aus fanität3polizeiliden Gründen vorgefchrieben worden ift. 
Auf dieſe findet 8 7 Teine Anwendung. Bergl. Entiheidungen des Oberverwaltungs- 
gericht Bd. 11, S. 244, Endlih trifft auch 8 10 des Vorflutedikts vom 15. No- 
vember 1811 bier nicht zu, da es fih um einen See und nit um einen „Braben 
oder Waflerabzug“ handelt. Under verhält es fih mit dem Vorwurfe der Nevilton, 
daß das Berufungsgericht die rechtliche Stellung des Eigentümers ber Allgemeinheit 
gegenüber und feine hierans folgenden im öffentlichen Rechte begründeten Berpflich- 
tungen verfannt habe. In biefer Beziehung wäre es zunächft nicht richtig, wenn Der 
Berufungsrichter mit bem an die Spite feiner Enticheidungsgründe geftellten Sabe, es 
fomme nur darauf an, zu prüfen, wer nah privatrechtlichen Grundfägen zur 
Neinigung des Sees und zur Tragung der bamit verbundenen Koften verpflichtet fei, 
etwa Hat fagen wollen, daß fich die Klage auf eine dem Bellagten nad öffentlichem 
Nechte obliegende Verpflichtung zur Reinigung des Sees nicht ftühen könne Eine 
ſolche Beichräntung ift für Klagen, bie der 8 5 des Geſetzes vom 11. Mat 1842 ben 
„Beteiligten“ vor den ordentlichen Gerichten einräumt, nicht anzuerfennen. Das Reichs⸗ 
gericht hat vielmehr wiederholt und aud in Bezug auf einen ähnlich Liegenden Fall, 
wo es ih um Reinigung einer ſtädtiſchen Straße handelte, Nr. 2673, ausgeſprochen, 
daß die Begründung der Klage aus 8 5 fehr wohl dahin gehen kann, daß die für den 
Beflagten behauptete Verpflichtung, der zufolge der Kläger ihn zur Ausführung ber 
polizeilichen Auflage für verbunden erachtet, aus Vorſchriften bes öffentlichen Rechts 
originiere. Nr. 2674. Inwieweit derartige Streitigleiten der „Beteiligten*, die fich 
alſo auf Normen bes Öffentlichen Rechts gründen, zur Yuftändigfeit ber Verwaltungs⸗ 
gerichte gründen, ift in befonderen VBeftimmungen geordnet 3. ®. 8 56 Abf. 5, 8 66 
Ubi. 3 des Buftändigfeitögefehes vom 1. Uuguft 1883. Greifen ſolche nicht ein, wie 
dies bier der Fall ift, jo find auch die Cinilgerichte berufen, über Normen bes öffent⸗ 
lien Rechts zu befinden. Dementiprechenb ift die vorliegende Klage begründet worden. 
Die Klägerin behauptet, daß dem Beklagten als Eigentümer des Sees bie dffentlich- 
rechtlihe Verpflichtung obliege, ihn jo zu unterhalten, daß polizeifich zu ſchutzende 
Öffentliche Interefien nicht beeinträchtigt oder gefährdet werden. Denn nach öffentlichem 
Rechte ſei, wie das Oberverwaltungsgericht wiederholt ausgeſprochen Habe, jeder Eigen- 
tümer verpflichtet, fein Grundſtück in einem ſolchen Zuftande zu erhalten bezw. e3 jo 
umzugeftalten, wie e8 der poltzeilich zu fchügenden öffentlichen Intereſſen halber not⸗ 
wendig fei, möge die unzuläffige Beichaffenheit des Grundſtücks durch den Eigentümer 
jelbft oder durch Dritte herbeigeführt oder durch Zufall entftanden fein. Richtig tft, 
daß diefer Rechtsſatz vom höchſten Berwaltungsgerichtähofe als Norm des öffentlichen 
Rechts hingeſtellt worden tft. Vergl. Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts Bd. 7, 
©. 351, Bd. 8, ©. 330, Bd. 10, ©. 180, Bd. 12, ©. 310, Bd. 13, ©. 326, Bd. 18, 
©. 414. Für den vorliegenden Fall bebarf es einer Erörterung darüber, ob er in 
vollem Umfange, in3bejondere auch injomeit, ald er fih auf eine Umgeftaltung des 
Grundſtücks bezieht, anzuerkennen fein möchte; denn bier handelt es fi nur darum, 
ob der Bellagte ald Eigentümer verpflichtet ift, das ihm gehörige Grundſtück, den See, 
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in einem folden Buftande zu erhalten, mie e3 das polizeilich zu ſchützende öffent⸗ 
liche Intereſſe erfordert. Dies ift aber im Anſchluſſe an die vorerwähnten Enticheibungen 
be3 Überverwaltungsgericht3 unbedenflih anzuerkennen. Denn da3 Eigentum und 
namentlich das Eigentum an einem Grunbftüde, kann nicht als für fich allein beftehend 
und [osgelöft von den Beziehungen betrachtet werden, die fich mit Notwendigkeit aus 
einen geordneten bürgerlichen Zufammenleben ergeben. Aus ihm entipringen Intereſſen, 
die auch der Eigentümer gegen fich gelten laſſen und denen er fich wenigſtens jo weit 
unterorbnen muß, als es fih um Erhaltung feines Eigentumd in einem Buftanbe 
banbelt, der für das Gemeinwohl nicht ſchaädlich ober gefährlich werden Tann. Hierauf 
beruhen die fogen. gejeglichen Begrenzungen des Eigentums zum Beſten des gemeinen 
Weſens, die ſchon nach landrechtlicher Borfchrift jo weit gehen, daß es dem Eigentümer 
unter Umftänden verwehrt wird, fein Grundſtück in Verfall geraten zu laſſen ($ 61, 
88 375, LE WULR) Es ift daher nur eine Folgerung aus bemfelben Brinzipe, 
wenn ber Eigentümer für verpflichtet erachtet wird, fein Grundſtück jo zu erhalten, 
wie e3 im Intereſſe der Allgemeinheit unbebingt erforderlich if. Dies hat der Be- 
eufungdrichter verkannt. Die Verpflichtung bes Eigentümers beſteht nicht, wie er 
meint, nur der Polizeibehörde gegenüber, fondern fie ift in dem voritehend erörterten 
Umfange eine ihm nad öffentlidem Necht überhaupt obliegenbe, fo daB fich auch bie 
Klägerin auf fie zum Nachweiſe dafür berufen kann, daß der Bellagte die ihr gemachte 
polizeiliche Auflage zu erfüllen verbunden fe. Freilich wird dies, und Hierin tritt im 
Gegenſatz zum öffentlihen Rechte, vergl. Enticheidbungen bes Oberverwaltungsgericht3 
Bd. 7, ©. 352, die privatrechtliche Seite des Nechisftreitd Mar hervor, nur dann der 
Fall fein, wenn nicht etwa der Klägerin felbft, wie der Bellagte unter Unführung einer 
Neihe von Thatſachen behauptet hat, die Schuld an der Verſumpfung des Sees und 
den gejundheitägefährlichen Ausbünftungen beizumefien ift. Das Letztere wird noch feft- 
zuftellen fein. 


Nr. 1764. Fer⸗Sen. 23. Auguſt 1886. III®- 248. 86. Bd. 16, Nr. 33, ©. 151. 

Anſpruch anf Geftattung der Ansgrabung einer beerbigten Leiche. (Gem. R.). 
Nach gemeinem Rechte muß es als eine gefepliche Beſchränkung des Eigentums bezw. 
anderer dinglider Rechte an Grundftüden gelten, daB der dinglich Berechtigte au3 dem 
betreffenden Grundſtücke keine dajelbft beftattete Leiche ohne obrigfeitliche Genehmigung 
ausgraben darf. Aus den römischen Nechtöquellen 1. 8 pr. Dig. de relig. 11, 7; c. 10, 
c. 14 Cod. de relig. 3, 44; 1. 43 Dig. de relig. 14, 7 ift für den veränderten heutigen 
gemeinrechtlichen Rechtszuſtand, wonach Gräabftellen nie mehr extra commercium jind, 
fondern im allgemeinen durchaus unter ben gewöhnlichen Regeln des Sachenrechtes 
ftehen, die durchgreifende gefeßliche Eigentumßbeichränfung zu entnehnten, daß beerdigte 
Leihen ohne Genehmigung der Obrigkeit nicht aus dem betreffenden Grundſtücke ent- 
fernt werden dürfen. Es Tann daher auf dem gemeinrechtlihen Standpunkte ein privat» 
rechtlicher Anſpruch des Intereſſenten gegen bie zuftändige Behörde auf Geftattung ber 
Ausgrabung einer Leiche überhaupt nicht ala möglich anerfannt werden. 


Nr. 1765. I. Sen. 28. Suni 1884. L 109. 84. Bd. 15, Nr. 45, ©. 205. 

Erhanffhättung an ber Nachbarmauer, Zuführung von Feuchtigkeit. (Gem. R.). 
Bom Standpunkte des gemeinen Rechte aus würde die Vornahme einer dad Nachbar⸗ 
grundftüäd mit vermehrter Feuchtigkeit bedrohenden Erdaufſchüttung gewiß zum Xer- 
langen einer cautio damni infecti genügende Beranlaffung geben. Über ganz anders 
fteht es mit der Frage, ob der Nachbar, der eine ſolche Kaution fich beftellen zu laſſen 
verfäumt bat, fich über den Eingriff in fein Recht zu beichweren berechtigt ift, wenn 
ihn eine fertig geftellte Erdaufſchüttung durch Zuführung von Feuchtigfeit benachteiligt. 
Dies ift unbedenklich zu verneinen, weil ein Jeder auf feinem Grund und Boden nad 
feinem Belieben fchalten und walten faım, folange er nicht etwas unternimmt, was 
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feiner weſentlichen Beichaffenheit zufolge eine Einwirkung auf das Nachbargrundftück 
mit fi bringt. Das Lebtere fann man von einer an der Grenze gemachten Erbauf- 
ſchüttung gewiß nicht fagen, da die Erzeugung von Feuchtigkeit durchaus nicht als 
eine notwendige und beſonders hervortretende Folge derfelben gelten Tann, fondern 
nur nebenbei und in verhältnismäßig geringem Umfange ftattfindet. Hierin Tiegt ber 
Unterfchied zwifchen einer ſolchen Vornahme und der Unlegung und fortdauernden 
Benutzung eines Bades unmittelbar an ber nacdhbarliden Mauer, wovon 1. 19 pr. 
Dig. de serv. praed. urb, 8, 2 redet. 


Nr. 1766. V. Sen. 2. Februar 1895. V. 294. 94. Bd. 35, Nr. 41, ©. 170. 

Auſpruch auf Erfak des Schabens, der einem Grunbeigentümer erwächſt, wenn 
ihm durch Anlegung eines Brunnens auf dem Nadbargrunbftäde dad Wafler eut⸗ 
zogen wird. (Preuß. R.). In dem Falle Nr. 2168 gründeten die Kläger ihren An- 
fprud auf ihr Eigentum an den Grunbftäden und meinen, daß die Bellagte durch 
Veränderung des Grundwaſſerſtandes unberechtigt in ihre Rechtsſphäre eingegriffen 
habe. Auch diejer Klaggrund verſagt. Die Bellagte ift Eigentümerin des Grundftücks, 
auf dem fie den Brunnen angelegt hat. Als Eigentümerin Hat fie das Recht, mit 
Ausſchließung Anderer nad) Willfür über die Sache zu verfügen, und ift hierin nur 
fo weit gehindert, als das Geſetz oder Rechte Dritter ihr Schranten auferlegen. Ein 
Unterfagungsredt, das auf einem bejonderen Rechtstitel beruhte, nehmen die Kläger 
nit in Anſpruch. Ein gejepliches Necht fteht ihnen nicht zur Seite. Der VBerufungs- 
richter befindet ih in Hehe imnazg mit ber Rechtſprechung des Neichögerichts, 
wenn er ausführt, daß bem Grunbeigentümer kraft feines Eigentums nicht das Recht 
zufteht, daß ihm der Grunbwaflerftand für alle Zeiten erhalten bleibe und daß dem 
Orundeigentümer nicht verwehrt werben kann, Brunnen und andere Werfe auf feinem 
Grund und Boden anzulegen, felbft wenn dadurch dem Nachbarn das Waſſer entzogen 
werben follte. Dabei macht e3 feinen Unterſchied, ob der Eigentümer die Anlage im 
Sutereffe feines Grundſtücks gemacht hat oder ob er andere wirtſchaftliche Zwecke da⸗ 
mit verfolgt. Nr. 2170. Daß die Bellagte ihr Eigentumsredht gemißbraudht habe, 
bat der Berufungsrichter aus thatfächlihen Gründen verneint. Er geht von bem rich» 
tigen Grundfage au, dab ein Mißbrauch nur dann vorliegt, wenn die Handlung mit 
der Abfiht vorgenommen iſt, einen Anderen in feinen Nechten zu kränken. (Berg. 
88 36 ff. 1.6; 88 27, 8, J. 8 A.L. R.). Die Kläger folgern dieſe Abficht daraus, daß 
die Bellagte die Schädigung voraußgefehen habe oder wenigſtens habe vorausfehen 
müffen. Der Berufungsrihter Hält die bloße Kenntnis der nachteiligen Yolgen zur 
Feſtſtellung der Abficht der Kränkung nit für genügend, nimmt aber das Fehlen 
folder Abſicht für erwielen an, meil die Beklagte nur den Zweck verfolgt habe, die ihr 
von der Behörde gemachte Auflage zu erfüllen, und fie hierzu durch den Beſchluß 
ber Enteignungsbehörden gezwungen worden fei. Ein Rechtsirrtum tft Hierin nicht 
erjichtlih, namentlih wird ber Begriff der Chikane vom Berufungsrichter dabei nicht 
verfannt. 


Nr. 1767. II. Hilf8-Sen. 8. April 1880. V* 63. 80. Bd. 2, Nr. 54, ©. 196. 

Lichtrecht. 88 142, 143, J. 8 A.L.R. (Preuß. R) Die richtige Bedeutung ber 
Worte ded 8 143, LE A.L.R. „in diefem Falle“ und „Gebäube” ergiebt fih nur bei 
Bufammenhaltung der drei Paragraphen. Danach behandeln die 88 142 und 143 
a. a. O. den Fall, wenn die Fenfter des Nachbars ſchon feit mindeftens zehn Jahren 
vorhanden, der 8 144 a. a.D. aber den Fall, wenn fie noch nicht fo lange vorhanden 
find. Un den Hauptbedingungsfag in den 88 142 und 143 Hinfichtlidh der Dauer der 
Senfteranlage fchließen ſich unterfheibend die Gegenſätze, a) im 8 142: wenn bie Be- 
hältniffe, wo fi) die Fenfter befinden, nur von biejer Seite her Licht haben, b) im 
8 143: wenn das Gebäude, worin fich bie Fenſter befinden, noch von einer anderen 
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Seite Licht Hat, an. Die Worte bes 8 143 „in biefem alle” erfireden fich nicht auch auf 
Den Unterſcheidungsſatz a. Unter dem Worte „Bebäude” im 8 143 find „Behältniffe” 
wie im 8 142 gemeint; bie Ausdrücke find als gleichbebentend aufzufaflen, ohne daß 
man anzunehmen braudt, daß im $ 143 der Ausdrud „Sebäude” ohne bejonderen 
Grund oder gar irrig gewählt je. Im alle des 8 143 ift eine unmittelbare Licht- 
zufüßrung von ber anderen Seite nicht erforderlich, vielmehr ift nur weſentlich, daß 
das von ber anderen Seite zufließenbe Licht ein binreichendes ift d. H. genügt, um 
dem Raume bezw. Bebältnifie die für feinen Gebrauch notwendige Helligleit zu ge- 
währen. Die abweichende Anficht kann auf ben 8 137, I. 8 A.L.R. nicht geſtützt 
werben, ba biefer von dem anderen Falle ſpricht, wenn ein Eigentümer Licht in fein 
Gebäube bringen will. 


Nr. 1768. IL Hilfe-Sen. 28. April 1881. V*- 827. 80. 8b. 5, Nr. 61, ©. 229. 
Licht» und Fenſterrecht. 8 138, I. 8 A.S.R. (Preuß. R.). Der 8 138, 1. 8 
ALLER. enthält zwei weſentlich verichiedene Einihräntungen des Eigentumsreht3 zu 
Gunſten des Nachbarn, einmal die Vorfchrift, dag Öffnungen in einer unntittelbar an 
bes Nachbarn Hof ober Garten ftoßenden Wand fo hoch vom Yußboden des Zimmers 
angebracht werden müflen, daß man auch ftehend nicht in den nachbarlichen Hof oder 
Garten zu bliden vermag, und ſodann die Beftimmung, daß biefe Öffnungen in be- 
ſtimmter Weiſe verftäbt ober vergittert werden müflen. Nur das letztere Gebot, das 
wibderrechtlichen Eingriffen durch Immiſion vorbeugen foll, ift ein bedingungslofes; das 
erftere dagegen, das aus ber deutichen Nechtsanficht hervorgegangen ift, daß auch ſchon 
das bloße Biden in ein fremdes Grundſtück als ein Eingriff in die fremde Rechts⸗ 
ſphäre anzujehen ift, hat der Geſetzgeber burch bie Bedingung gemilbert und beichräntt, 
daß die Umſtände die Erhöhung ber Tenfter geftatten müfien. Dieſe Beſtimmung ent- 
hält eine Modifikation des vorhergehenden 8 137, worin ber entgegengefeßte gemein- 
rechtliche Grundſatz als Negel anerkannt wird, charakterifiert ſich als eine geſetzliche 
Beichränfung des Eigentums des Gebäubebefigerd zu Gunſten des Nachbarn und unter- 
liegt daher gemäß 88 14 ff., L 19 A.L.R. im Bweifel der ftrengen Auslegung zu 
Gunſten des belafteten Eigentums. Es läßt fich annehmen, baß ber Geſetzgeber dem 
Sebäubeeigentümer das Recht auf freie Ausficht über das nachbarliche Grundſtück nur 
fo weit bat befchränten wollen, als es ohne Nachteil in ber Benußung feines Eigen⸗ 
tums möglich tft, und baß er biefer Vorausſetzung abſichtlich den allgemeinen Ausdruck 
„wo es bie Umftände geftatten” gegeben hat, um dem Richter in dem konkreten Falle 
das freiefte Ermeflen über das Borhandenfein derſelben, insbejondere ob neben der 
räumlichen Möglichkeit zur Fenſtererhöhung auch die Möglichkeit einer ausreichenden 
Beleuchtung gewährt werbe, einzuräumen. Bei Beurteilung ber die Erhöhung der 
Fenſter ausfchließenden Umftände ift der Nichter in feinem Ermefien nicht beſchränkt 
und wohl befugt, dabei auch bie auf bloß ſubjektiven Bebürfniffen und Zwecken be- 
rubende Beftimmung eines Gemaches in Betracht zu ziehen, wogegen allerdings der 
Nichter eine nur zu dem Zwecke der Bereitelung bed Nachbarrechts getroffene Be- 
ftimmung gemäß 8 37, L 6 WER. nicht berüdfichtigen darf. In dem vorliegenden 
Falle hat ber Vorberrichter angenommen, daß mit Nüdficht auf die Beſtimmung der 
fraglichen Räumlichkeiten zu Wohn- und Arbeitszimmern biejelben im alle der ver» 
langten Erhöhung der Fenſter das erforderliche Licht nicht mehr erhalten würden und 
daß die Umftände daher eine ſolche Erhöhung nicht geftatten. In biefer thatſächlichen 
Würdigung der Lage bes konkreten Yalles läßt ſich mit Rückſicht auf die vorftehende 
Ausführung eine unrichtige Auffaflung des 8 138, J. 8 A.L. R. nit erfennen. 


Nr. 1769. DI. Sen. 9. November 1880. II. 251. 80. Bd. 2, Nr. 98, ©. 368. 
Umfang des Rechts bes Servitutbereihtigten. Babilches L.R. ©. 552, 641, 643. 
(Rhein. R.). Ob die Vorausſetzungen bed L.R. ©. 643 gegeben find, ift nicht feit- 
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geftellt; allein jelbft wenn der Hägeriichen Gemeinde, ſei es kraft Titels oder Verjährung, 
fei es infolge gefeblicher Beftimmung die behauptete Servitut der Waflerleitung an ber 
auf dem Grunbftüde eines ihrer Bürger zuftände, könnte fie boch vermöge berfelben 
nicht mehr Rechte haben, als ber Eigentlimer des dienenden Srundftäds hat. Dieſem 
fteht aber Tein Berbot gegen den Nachbar (Kläger) zu, ber in Ausühnug feines Eigen- 
tums (TR. ©. 552) auf feinem Srundftüde Grabungen vorninmt, die das Verſiegen 
einer Quelle bewirken. Darin, daß infolge der Benubung des Eigentumes nach feinem 
vollen geieglihen Inhalte dem Nachbargute Borteile entzogen werben, bie ihm bis 
bahin zu ftatten kamen, kann ein unerlaubtes Hinübergreifen in das fremde Eigentum 
nicht erfannt werden, Dies iſt ſowohl in der gemeinrechtlichen wie in ber franzöfiich- 
rechtlichen Doltrin und Praris anerlannt. Nr. 2116. Nr. 2118. Nr. 2170. Nr. 2119. 
Nr. 1897. 


Nr. 1770. IIL Hilfs⸗Sen. 7. Februar 1880. VP- 143.79. Bd.1, Nr. 66, ©. 178. 

Yuäbifilation. (Preuß. R.). Das preußiſche A.L.R. Hat, die gemeinrechtliche An- 
ſchauung verlaflend, das Hecht der Inädifikation anf neuer Grundlage völlig neu ge 
ftaltet. Das Hecht des Grundeigentümers, durch feine einfeitige Willenserflärung ben 
Bauenden entweder zur fäuflichen Überlaffung des Gebäudes ober zum Täuflichen Er- 
werbe, zur Bezahlung des dazu gehörenden rundes und Bodens zu nötigen, 
bildet einen, dem gemeinen Recht durchaus fremden, perjönlichen Anſpruch desfelben 
gegen den Bauenben und beruht allein auf ben Rüdfichten der Billigkeit. Die Ab⸗ 
tretungspflicht erftredt ſich nicht allein auf die bebauten, ſondern auch auf ſolche Grund⸗ 
flädden, die zwar nur äußerlich mit dem Gebäude im Bufammenhange ftehen, aber für 
ben Gebrauch besfelben unentbehrlich find. 8 329, LI A.L.R. Nr. 92. Nr. 526. 
Nr. 1771. Nr. 4241. 


Nr. 1771. V. Sen. 24. November 1883. V. 241. 83. Bd. 10, Nr. 69, ©. 245. 

Bau auf frembem umb anf eigenem Boden. Ban bed Ehemannes auf dem 
Boden ber Ehefrau. 88 327, 332, 333, 340, 34, LI; 8 195 ff. L.AWENR. 
(Preuß. R.). Abgeſehen von ben befonderen Umftänden des Falles, die ſich aus dem 
zwiſchen bem Bauenden und ber Klägerin zur Beit bes Baues beftehenden ehelichen 
Berhältniffe ergeben, handelt es fi um die Frage, ob der im 8 332, LI A.L.R. vor- 
gefehene Eigentumserwerb durch Inädiſikation fi auch dann vollzieht, wenn das Ge⸗ 
bäude nicht Tediglich auf fremden, fondern zugleich auf bem eigenen Grundſtücke des 
Bauenden errichtet worden. Biefe Frage ift zu bejahen. Die danach zu treffende 
Entiheidung wird auch durch den Umstand nicht beeinflußt, daß fih der Bauende im 
Nießbrauchsbeſitze des üÜberbauten Grundftüds befand und Ehemann der Eigentümerin 
bes letzteren war. Die in den 88 198 ff., IL 1 WLR. zum Schutze ber Ehefrau in 
ihrem vermögensrechtlicden Berfehre mit dem Ehemanne gegebenen Borichriften beziehen 
fi$ nur auf Verträge. Die Inädifikation fteht aber nach Iandreditlicher Auffaffung 
unter dem rechtlichen Geſichtspuukte einer unmittelbaren Erwerb3art, jo dab fich die 
Dabei erforderliche Zuftimmung des Eigentümers nicht al3 eine bie Willendeinigung 
mit dem Bauenden heritellende ftillihweigende Erflärung darftellt, fondern als ein 
wifientliches Gefchehenlafien der Handlung eines Anderen, verbunden mit der Abſicht, 
ih den daran unmittelbar durch das Geſetz gefnüpften Folgen zu unterwerfen. Der 
unvollftändige Beſitz, wie er bier für den Bauenden auf Grund feines maritalifchen 
Niegbrauches an bem überbauten Grundftüde gegeben war, könnte nur dann von Be- 
deutung fein, wenn fich ergeben hätte, daß der Wille, von welchem der Bauenbe bei 
dem Bau geleitet wurde, aus dem Rechte des Nießbrauches erwachſen wäre. Hier hat 
ber Bauende ben Bau von feinem eigenen ®runbftäde aus zwar über die Grenze 
hinaus, aber überall mit dem Willen, das Gebäude ald Eigentümer zu errichten und 
zu bebalten, ausgeführt. Nr. 1770, Nr. 4241. Nr. 1773. 
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Ar. 1772. V. Sen. 9. Mai 1894. V. 39. 94, Bd. 33, Nr. 58, ©. 252. 

Eigentumserwerb derch Bebauung eines durch formgältigen Vertrag gelauften, 
aber noch wicht anfgelaffenen Grundſtlicks. 8 332, 1. IWALR (Preuß. R.). Die 
Anficht, dab nach preußiichem Recht durch Bebauung ein unmittelbarer Eigentums 
erwerb und nicht bloß ein Anſpruch auf Überlaffung ber bebauten Fläche gegen deren 
Eigentümer eintritt, hat das Reichsgericht bereits früher ausgeſprochen, Nr. 3790, und 
davon troß ber in der Doltrin geltend gemachten Bedenken feftgebalten. Ob dieſer 
Grundſat au daun anzuwenden ift, wenn ber Bauende bie bebaute Fläche auf Grund 
eines formgültigen, zum Eigentumserwerb an fich geeigneten Titels erworben hat, ift 
in den bisher vom Neichögericht entichiebenen Fällen unerörtert geblieben. In ber 
vorliegenden Sache bat der Berufungsrichter die Frage, ob ber Revers vom 15. Au⸗ 
guft 1891 einen formgältigen Kaufvertrag enthält, nicht geprüft. Die Frage muß 
bejabt werden. Der Revers ift von W. (dem jebigen Gemeinjchulbner) und dem Be⸗ 
Hagten unterichrieben. Sn ihm wird das verkaufte Srundftüd nach Größe und Lage 
ausreichend bezeichnet, der Kaufpreis auf 4000 ME. beftimmt und beffen Berichtigung 
fowie die Übergabe als gefchehen anerkannt. Es fehlt alfo an keinem Erforbernifie 
eines rechtögältigen Kaufvertrages und es bedarf deshalb ber Enticheidung, ob ber 
Beklagte burch einen derartigen Vertrag, der ihm wegen der ausſtehenden Auflafjung 
noch kein Eigentum gewährte, verhindert war, dad Eigentum an der gelauften Fläche 
buch Bebauung zu erwerben. Das frühere preußiſche Obertribunal bat ji in 
mehreren Urteilen darüber ausgeiprochen, ob berienige, welcher ein Grundſtück mittels 
rechts ungültigen Vertrages erworben hat, fich auf die Vorſchrift des 8 332, J. 9 A.S.R. 
ftügen könne. Einer Prüfung, ob dieſer Rechtſprechung troß der in der Litteratur 
dagegen erhobenen Bedenken beizutreten ift, bedarf es hier nicht. Das Reichsgericht 
bat die Befugnis des Vellagten, durch Inädifikation das Eigentum an der von ihm 
gefauften Fläche zu erwerben, aus folgenden Gründen bejaht Das A.L.R. regelt in 
ben 88 327—331, L 9 den Fall, dab Jemand auf fremdem Grund und Boden ohne 
Bormwiffen des Eigentümers baut. Hier überwiegt das Recht bes Eigentümers an 
ber Fläche. Er kann das Gebäude erhalten oder deſſen Wegfchaffung verlangen. Wählt 
er das Erftere, fo hängt es von feinem Willen ab, ob er, gegen Entichädigung, das 
Gebände fi zueignen oder es dem Bauenden überlaflen will. Dem 8 332, J. 9 WER. 
Yiegt Dagegen ber Gedanke zu runde, dab berjenige, welcher anf fremden Grund und 
Boden mit Vorwiſſen des Eigentümers baut, mit deffen Zuftimmung handelt. Dieſe 
Auftimmung wird angenommen, wenn ber Eigentümer nicht fogleih nach erlangter 
Kenntnis der Yortfegung bes Baues wiberipricht. In diefem Falle läßt alfo das 
AWLR. das Recht des Bauenden überwiegen. Er erwirbt das Eigentum am Grund 
und Boden gegen die Berpflichtung zur Entſchädigung bes Eigentümers. Daß derjenige, 
welcher eine Fläche durch gültigen Weräußerungsvertrag und Übergabe erworben Hat, 
wenn er fie vor der Auflafiung bebaut, auf fremdem Grund und Boden baut, unterliegt 
nah dem E.E. G. vom 5. Wai 1872 keinem Bedenken. Es läßt ſich nicht jagen, daß 
die Anwendung des 8 332 a. a. D. vorausſetze, es fei das Grundſtück erft durch den 
Bau in Beſitz genommen, und befien Anwendung andgeichloffen, wenn der Bauende ben 
Grund und Boden zum Zwecke ber Bebauung vom bisherigen Eigentümer zum Beſitz 
erhalten hat. Dies ergiebt fich aus der Geltung bes 8 332 für die Fälle des Erwerbes 
mittel3 formell ungültigen Vertrages. Der Bauende kann demnach den Beſitz, und zwar 
zum Bivede des Baues, einer Befigveränßerungshandlung des bisherigen Eigentümers 
verdanken, ohne daß beshalb ber 8 332 ausgeſchloſſen ift. Ausgeſchloſſen wird die An⸗ 
wendung nur dann fein, wenn der Eigentumserwerb durch den Bau dem Titel zu- 
wiberläuft, auf Grund defien die Befigentäußerung ſeitens des Eigentümers ftattgefunden 
hat 3. 8. beim Bachtvertrage. In betreff des Kaufvertrages läßt fi folder Wider- 
ſpruch gegen ben Eigentumserwerb durch Bebauen lediglich aus dem Grunde, weil es 
gejeglich zum Eigentumserwerb noch einer Mitwirkung des Verfäufers durch Auflaffung 
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bedarf, nicht behaupten. Das Neichögericht Hat deshalb angenommen, daß an fich ber 
Bellagte durch ben Vertrag vom 15. Uuguft 1891 nicht gehindert wurbe, bas Eigentum 
an ber ihm verkauften Fläche durch Jnäbifilation zu erwerben. Hiermit flieht das 
Urteil bes IV. Eivil-Senats im alle Nr. 4241 in Einflang. Der ansgefprochene 
Rechtsgrundſatz bedarf jeboch einer Einfchränfung. Es Tann nicht bezweifelt werden, 
daß e3 den Kontrahenten frei fteht, bei bem Vertrage über ein Srundftüd ihren Willen 
dabin kundzugeben, daß, trog einer Einwilligung in bie Bekundung besfelben, der 
Eigentumsübergang auf keine andere als die von ihnen angegebene beftimmte Art ftatt- 
finden fol. Wenn insbejondere beim Kaufvertrage verabrebet wird, daß die Auflaffung 
erft noch von beftimmten Leiftungen des Käufers, 3. ©. der Zahlung von Kaufgeld, ab- 
hängig fein fol, fo wird in ber Negel eine ſolche Stipulation die Bedeutung baben, 
daß der Eigentumsübergang nur durch Auflaffung bewirkt werben darf, daß der Ver⸗ 
Täufer zu deren Gewährung nur verpflichtet ift, wenn bie in feinem Intereſſe ver- 
ſprochenen Leiftungen vom Käufer erfüllt find, und daß der Käufer ohne dieſe Er- 
füllung bes Vertrages Eigentum nicht beanfpruchen darf. Ob ein derartiger Wille der 
Kontrahenten beftanden hat und im VBertrage zum Wusdrud gelaugt ift, muß im 
einzelnen alle durch Auslegung feftgeftellt werben. Bejaht der Richter das, fo würde 
der Käufer, wenn er Eigentumderwerb auf Grund der Snädifilation in Anfpruch nimmt 
und auf Gruud des 8 332, L 9 AUL.R. dem Verkäufer anftatt bes bebungenen Kauf⸗ 
preifes als Snädififant nur eine angemeflene Entſchädigung für die bebaute Fläche 
zablen wollte, vertragswidrig, alfo dolos handeln. Da daB A.L.R. einen berartigen 
Dolus des Käufers nicht hat ſchützen wollen, fo Tann in folden Fällen ber Bauende 
nur auf dem im Vertrage beftimmten Wege dad Eigentum an der bebauten Fläche er- 
werben. Hier liegt ein derartiger Ausnahmefall jedoch nit vor. W. und ber Be 
klagte haben Beide durch Übergabe und durch Berichtigung des Kaufgeldes ben Vertrag 
vom 15. Auguft 1891 erfüllt. Die Urkunde redet von der Auflafjung überhaupt nicht. 
Daß die Kontrahenten gewollt haben, ber Bellagte folle das Eigentum nur durch Auf 
laſſung erwerben, und daß fie dieſen Rechtsakt im Intereſſe bed Verkäufers W. von 
irgend welchen Leiftungen des Beklagten abhängig machen wollten, ift nicht zum Aus- 
drud gebracht und läßt fich nad Lage der Sache nicht annehmen. Es muß alfo davon 
ausgegangen werden, daß ber Beklagte durch den Vertrag nicht gehindert war, das 
Eigentum an dem Stüd Land durch Bebauung zu erwerben. Nr. 1773. 


Nr. 1773. V. Sen. 8. Mai 1895. V. 186. 94. Bd. 35, Nr. 68, ©. 263. 

Eigentumserwerb durch Bebauung bei einem Bertragsverhältuiffe zwifchen bem 
Bauenden und dem Eigentümer bes Grund und Bodens. (Preuß. R.). Die beflagte 
Gefellichaft Hat von K. ein größeres Areal ald Villenbauland gefauft und zunächſt nur 
übergeben erhalten, während die Auflafiung erft fpäter erfolgt iſt. Bevor nod bie 
Auflaſſung ftattfand, Hat der Kläger auf dem in Barzellen geteilten Baulande mehrere 
Billenbauten im Auftrage und für Rechnung ber Bellagten ausgeführt, außerdem aber 
eine Parzelle für eigene Rechnung mit einer Billa bebaut. Dies von ihm angeblich 
mit Wiffen und ohne Widerſpruch fowohl des K. ald auch ber Bellagten bebaute 
Grundſtück nimmt der Kläger als fein durch Inädifikation erworbenes Eigentum in 
Aniprud. In erfter Inftanz wurde dem Slagantrage ftattgegeben, das Berufungsgericht 
hat auf Abweiſung erfannt. Auf die Revifion des Klägers ift das Berufungsurteil 
aufgehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurüdverwiefen. Autreffend gebt 
das Berufungsgericht davon aus, daß in Fällen, wo das Eigentum und ber vollftändige 
Beſitz eines Grundſtücks nicht in einer Hand find, insbejondere wenn im Falle frei- 
williger Veräußerung vor Übertragung des Eigentums durch Auflaffung eine Übergabe 
bed Grunbftüds ftattgefunden bat, es im Sinne des 8 332, I. 9 A.L.R. weſentlich auf 
das Berhalten bes Eigentümers des Grund und Bodens ankommt, ber Eigentums. 
erwerb dur Inädifilation fi alfo nur dann vollziehen Tann, wenn ber Eigentümer 
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um den Bau gewußt und ihm nicht widerſprochen bat. Daß ber Eigentümer 8. von 
dem Bau bed Klägers Kenntnis erhalten und Teinen Widerſpruch erhoben hat, ift durch 
fein eigene® Beugnis erwiefen. Der Berufungsrichter legt aber biefem Gefchehenlafien 
des Baues durch den Eigentümer aus dem runde keine Bebentung bei, weil 8. habe 
voransfegen Tönnen und auch thatfäcdhlich vorausgeſetzt habe, daß der Kläger ben Bau 
im Einverftändnis mit der Beflagten unternommen, er unter biefen Umftänben aber 
nach feinem Kaufvertrage mit der Beklagten gar nicht berechtigt geweſen fei, Wiber- 
fpruch gegen ben Bau bes Klägers zu erheben. Diefer Entiheidungsgrund wird von 
der Nevifion mit Recht als rechtsirrtümlicdh angefochten. Das wiſſentliche Geſchehen⸗ 
Iaffen des Baues durch ben Srunbeigentümer im alle des 8 332 a. a. D. Bat nicht 
die Bedeutung einer rehtsgeihäftlihen Willenderflärungg. Nr. 1771. Der 
Eigentumserwerb des Bauenden ift ein unmittelbarer, ber ſich durch den Alt ber 
Bebauung ber einem Anderen gehörigen Grundfläche vollzieht. Die gejehlichen Be⸗ 
bingungen für biefen unmittelbaren Eigentumserwerb find 1. daß der Grundeigentümer 
um den Bau weiß und 2. daß er keinen Widerſpruch dagegen erhebt. Aus welchem 
runde ber Eigentümer den Widerſpruch unterläßt, ift, fofern nicht ein Willensfehler: 
Zwang, Srrtum, Betrug vorliegt, gleichgültig; einer Prüfung und Seitftellung, ob der 
Orunbeigentümer den Willen gehabt Hat, fein Eigentum zu Bunften bes Bauenden 
aufangeben, bedarf ed nit. Nr. 1774. Ein Bebenten gegen bie Anwendung bes 
8 332 a. a. D. Tann aus bem Berbältniffe zwiſchen 8. und ber Beklagten um fo 
weniger entnommen werden, als auch die Bellagte dem Bau bes Klägers, fobald er 
ihr, wie bier unterftellt werden muß, befannt geworben, nicht widerfprochen hat. Als 
vollftäubige Befigerin auf rund der von dem Eigentümer an fie geleifteten Übergabe 
war bie Beklagte kraft ihrer Veſitzrechte (88 175, 176, J. 7 A.L. R.) wohl befugt, dem 
Bau zu widerſprechen und dadurch den Eigentumserwerb durch Inädifikation gu ver- 
hindern. In der Sache jelbft bedarf e8 noch der Feftftellung, ob, wie die Beklagte in 
der zweiten Inſtanz behauptet bat, der Kläger die Bebauung noch vor dem Verkaufe 
und der Übergabe des gefamten Areals an die Beklagte zu einer Zeit unternommen 
bat, als er felbft als Berwalter des Ritterguts R., zu dem bie Parzelle gehörte, bieje 
für 8. in Gewahrfam Hatte. Der hierauf gegründete Einwand der Beklagten ift an fich 
erheblich. Denn ift auch ber Eigentumderwerb durch Bebauung eines fremden Grund⸗ 
ſtücks nicht grundfäglich ausgeſchloſſen, wenn der Bauende durch Vertrag mit dem 
Eigentümer den Beſitz oder die Gewahrſam ber bebauten Fläche erlangt hatte, jo Tann 
doch von foldem Erwerbe dann nicht die Rede fein, wenn der Inhalt des Vertrages 
ſelbſt entgegenfteht, wenn alfo die Bebauung zum Zwecke bes Eigentumderwerbes eine 
Verlegung des zwiſchen ben Beteiligten beftehenben Vertragsrechts enthält. Nr. 1772. 
In einem folchen Falle bedarf es Feines beſonderen Widerſpruchs des Eigentümers, 
biefer wird im Sinne des 8 332 a. a. D. durch den Inhalt des Vertrages erſetzt. 
Wäre es daher richtig, daß ber Kläger, als er bie Bebauung des ftreitigen Grundſtücks 
unternahm, das letztere ald Verwalter des Eigentümers 8. inne hatte, jo würde ihm 
ber 8 332 nicht zu ftatten fommen, dba der Berwalter gleih dem Bevollmächtigten ben 
erhaltenen Auftrag nicht dazu gebraudien darf, fich eigene Vorteile ohne Einwilligung 
des Machtgebers zu verfchaffen (8 63, L 13 WER), und in bem Unterlaflen des 
Widerſpruchs gegen die Bebauung nicht ſchon ein Uufgeben eine bem Eigentums 
erwerbe durch Bebauung entgegenftehenden Vertragsrecht3 gefunden werben kann. Wenn 
aber ber den Bauenden gegenüber dem Eigentümer bindende Bertrag ben Wiberiprud) 
des Eigentümers im Sinne bes 8 332 erfeßt und wenn ber Widerſpruch bes fein 
Recht vom Eigentümer ableitenden vollftändigen Beſitzers genügt, den Eigentumderwerb 
durch Bebauung zu hindern, fo muß folgereht auch ein Vertragsverhältnis zwifchen 
dem vollftändigen Befiger und dem Bauenden, wodurch diefer in den Beſitz ber bem- 
nächft bebauten Fläche gelangt ift, die Wirkung ausüben, den ausdrücklichen Widerſpruch 
zu erfegen und dadurch den Eigentumserwerb zu hindern, fofern der Inhalt des Ver⸗ 
3% 
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trages ber Bebaunng zum Zwecke des Eigentumſserwerbes am Grund und Voden 
widerſpricht. Es wird alſo für die anderweitige Verhandlung in ber Berufungsinſtanz 
(eventuell) auch auf das zwiſchen den Parteien beſtehende Vertragkſverhältnid an⸗ 
fommen, vermöge deſſen nach ber Behauptung ber Beklagten der Klägers auch zum 
Zwecke der Ausführung der ihm von der Bellagten übertragenen Bauten im unvoll⸗ 
ftändigen Befite des „Geſamtareals“ gemwefein jein jol. Es ift mithin auf den Zuhalt 
der zwiſchen ben Parteien gefchloffenen Berträge näher einzugeben unb bemgemäß gu 
prüfen, ob ber Kläger vertragsmibrig gehandelt bat, wenn er neben der Ausführung 
der ihm von der Bellagten übertragenen Bauten ohne Senehmigung der Bellagten 
einen Bau für eigene Rechnung unternahm. 


Nr. 1774. V. Sen. 2. Dezember 1896 V. 178. 96. Bd. 38, Nr. 77, ©. 286. 

Nechtserwerb durch mädifitation, Einfluß bed Lnterbleibens eines Wiber- 
ſpruches aus thatfäcdhlichens Irrtume. $ 232, 1.9; 88 25, 26, 30ff. 658, 54, J. 22 A.S.R. 
(Breuß. R.). Der Kläger beanſprucht für das ihm gehörige Grundftück, Hinterhand 
Kr. 10, eine Wegegerechtigleit Über das davor liegende Grundſtück des Beklagten. 
Vorberhaus Ar. 10. Er Hat in der zweiten Inſtanz die Entftehung des Wegerechts 
daranf zurüdgeführt, daß einer feiner Sorbefiger, der Banunternehmer E., welcher eine 
Beit lang auch das dem Bellagten gehörige Grundſtück als Eigentlimer beſeſſen babe, 
während bdiefer Beit und, nachdem er das Hinterhaus erbaut hatte, dad Grundftüd im 
ber Weiſe benutt habe, daß er den Zugang zu dem Sinterhaufe über bad davor ge 
lagerte Terrain, welches jet dad Srundftäd des Bellagten bildet, angelegt und dauernd 
beibehalten Habe. Dieſer thatſächliche Buftand jet in einen rechtlichen übergegangen, 
al3 von dem dem ©. gehörigen ganzen Grunbdftäde ber jebt bem Bellagten gehörige 
Teil im Wege ber Bivangsverfteigerung veräußert und am 28, September 1891 dem 
W., dem Vorbeſitzer des Bellagten, zugeichlagen worden jet, ohne daß Hierbei von bem 
Wegfalle des von E. thatſächlich hergeftellten Auganges bie Nebe geweſen wäre. Der 
Berufungsrichter bat biefe Begründung des MHägertichen Unfpruches verworfen weil er für 
feftgeftelit anfieht, daß €. erft nach dem Aufchlage an W., nämlich erft Durch Auflafjung 
vom 20. Januar 1893, das Eigentum an bem jet dem Kläger gehörigen Grundftücke 
erworben habe. Dad Berufungsurteil ift auf die Reviſion bes Klägers aufgehoben. 
Wenn der Eigentümer zweier Grundftüde daB eine von ihnen für jein andered Grund» 
ftüd fo benugt, daß es, wenn man dad Berhältnis einer Serpitnt unterftellt, al3 das 
dienende und jenes andere Grundftüd ala das berrichende anzuſehen jein würde, fo 
fann zwar hierdurch, folange das Eigentum beider Grunbftüde in derfelben Hand 
vereinigt bleibt, weder nad gemeinem no nach preußifchem Recht eine Grund⸗ 
gerechtigkeit begründet werden; nad lehterem deshalb nicht, weil dad A.L.R. davon 
ausgeht, daß die Grundgerechtigkeit ein Recht an einer fremden Sade ift (88 25, 26, 
30ff. L 22) und weil aus ben befonderen Borfchriften in ben 88 53, 54 daſ. nicht 
der Schluß gezogen werben darf, daß dem Eigentümer au die Reubegrüändung 
: einer Grundgerechtigkeit für ein ihm gehöriges Srundftüd an einem anderen von ihm 
befeffenen ®rundftüde frei ftiehe. Ber von bem Eigentümer jo geichaffene Zuftand ift 
vielmehr, folange er Eigentümer beider Grundſtücke bleibt, nur ein thatſächlicher. 
Dagegen ift e3 ein nach beiben Rechtsſyſtemen anerlannter Grundſatz, daß dieſer that- 
ſächliche Zuftand dann in einen rechtlichen übergeht, wenn ber Eigentümer das dienende 
Grundftück veräußert, fofern hierbei ber Beräußerer und ber Erwerber gewollt haben, 
daß die bisherige Benutzungsart dieſes Grundſtücks fFortbeftehen ſolle. Nr. 1898. 
Denn durch eine derartige Veräußerung verwandelt ſich der biäher nur thatſächlich 
geübte Gebrauch des Eigentümers in eine Grundgerechtigkeit, ohne daß ed eines neuen 
Ültes behufs ihrer Begründung bebürfte. Der VBerufungsrichter verfennt diefe Grund» 
ſaͤze nicht; er will fie aber auf den vorliegenden Fall deshalb nicht anwenden, weil ex 
für feſtgeſtellt anfieht, daß der Vorbeſitzer bes Klägers, E., gu der Zeit als er bie 


8 71. Inhalt des Eigentums. 37 


Grundftüde beiber Bartelen beſaß und das Wegerecht für das von ihm erbaute Hinter- 
Haus thatſächlich ausübte, überhaupt nicht Eigentümer bes jebt bem Kläger gehörigen 
Grundftucks geweſen fei. Denn, fo wird ausgeführt, E. habe zwar damals das dem 
Beklagten gehörige Srunbftüd ala Eigentümer befeflen; dagegen fei das Flägeriiche 
Grundftüd nad) Eigentum der Firma S. und als ſolches im Grundbuche eingetragen 
geweien. Auf diefem Srundftüde habe zwar E. aus Verſehen das Hinterhans erbaut; 
auch hätten die Inhaber der Firma S., obwohl fie um den Bau gewußt, biefem nicht 
wideriproden. Trotzdem ſei E. niet Eigentümer durch SImäbififation geworden. 
Denn die bloße Richterhebung des Wideripruches feitens des wahren Eigentümers 
zeiche hierza nicht aus, vielmehr müfle erfichtlich fein, da der zum Widerſpruche Be- 
rechtigte fich dieſes feines Rechts bewußt war und daß er fein Eigentum an ber 
bebeanten Flliche kannte Daß das Lebtere bei den Inhabern der Firma ©. ber Fall 
geweien, babe ber Mläger nicht behauptet; auch fei dies in dem zwiſchen E. und ber 
Sums ©. geführten Vorprozeſſe nicht feftgeftellt worden. In dieſem hätten viel- 
mehr die Zuhaber ber Firma ihe Schweigen gerade damit erflärt, daß fie ſelbſt über 
die wahren Eigentumsverhäftniffe im Irrtum geweſen feien. Hiernach müffe angenommen 
werben, daß E. nicht jchon Durch die Bebauung, ſondern erft fpäter, als ihm die Inhaber 
der Firma S. im Januar 1893 die Auflaffung erteilten, Eigentum an dem Mägerijchen 
Srunbftüäde erworben babe. Bereits aber vorher, im September 1891, fei das dem 
€. gehörige vordere Grundftüd, das jebt dem Bellagten gehört, im Wege ber Zwangs⸗ 
verfteigerung veräußert und dem W. augeichlagen worben. E. fei alſo niemals Eigen- 
tämer beider Srundftüde zugleich geweien und deshalb Tönne ber von ihm gefchaffene 
thatſachliche Anftand durch die Veräußerung nicht im einen rechtlichen übergegangen 
fein. Diefe Ansführung If rechtsirrtümlich. Der Eigeutumserwerb dur Inddifikation, 
der fig unmittelbar durch Bebauung ber einem Unberen gehörigen Grundfläche 
woigicht, ſetzt nach 3 332, I. A.S.R. vorans erfiens, daß der Grunbeigentümer nm 
den Ban gewußt, und zweitens, daß er feinen Widerſpruch dagegen erhoben bat. 
Kr. 1773. Richtig iſt nur allerdings, daß die Nichterhebung bes Wiberipruches bierbei 
vom Geſetze als eine ſtillſchweigende Willenserflärung in Betracht gezogen wird, die 
eben beöhald, weil fie einen Willen bolamentiert, rechtlich mit gewiflen Wirkungen aus- 
geflaitet Hit. Daraus folgt an fich, daß, wenu bie Erhebung des Widerjprudes aus 
JIrrtum, Bwang oder Betrug unterblieben if, fie auch nicht bie ihr vom Geſetze bei⸗ 
gelegten Wirkungen haben kaun. Aber eine von dieſen Willensfehlern beeinflußte ober 
Dur fie hervorgerufene Willenserflärung tft nicht nichtig, fondern nur anfedhtbar 
(vergl. Motive zum B. G.B. Bd. 1 ©. 199). Will fie derjenige, ber fie irrtümlich 
abgegeben bat oder gegen den ber Bwang ober der Betrug verübt ift, nicht anfechten, jo 
bleibt fie mit allen ihr gefeßlich beigelegten Wirkungen beftehen. Baher kann fie ein 
Dritter, der außerhalb jenes durch den Willensfehler beeinflußten Mechtöverhättnifies 
fießt, felbft wenn er ein Intereſſe baran Haben möchte, daß der zur Anfechtung Be- 
rechtigte die Willenserflärung nicht beftehen laſſe, fie nicht deshalb anfechten, weil fie 
gegenüber dem Erfiärenden buch Irrtum, Zwang oder Betrug hervorgerufen je. In 
biefer Lage befindet fih der Beklagte. Er ift gegenüber dem Rechtsverhältniſſe, das 
NH zwiſchen anderen Berfonen durch Inädifikation vollzogen haben fol, ein uu- 
beteiligter Dritter. 


Nr. 1775. IL HilfsSen. 13. Mai 1880. V* 37. 80. 8b. 2, Nr. 60, ©. 213. 

Net auf Erhaltung von Grenziheidungen. (Breuß. R.). Aus den 88 152, 
158, 162, 164 und 172, I. 8 A.L.R. folgt unzweidentig, daß, abgefehen von der be 
fonderen fig auf Befriebigungen in ber freien Feldflur beziehenden Borfjchrift des 8 151, 
ber Srunbbefiger eine beftehende Scheidung, die er errichtet hat bezw. deren Eigentümer 
ee ift, sicht wieder entfernen barf, ber Nachbar vielmehr ein Mecht darauf Bat, daß 
biejelbe zur Sicherung feines Eigentums beftehen bleiba. Hatte dauach ber Kläger auf 
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die Erhaltung des fraglichen Stafetes ein Recht, fo hat ber Beklagte dadurch, daß er 
basfelbe gegen ben Willen des Kläger wegnahm, wiberrechtlid in die Rechtsſphäre 
des Klägers eingegriffen, und der Borderrichter befindet fih mit Rückſicht auf den 8 51, 
1.6 AU2.R. volllommen in Einklang mit dem 8 79 daf., wenn er daraus folgert, daß 
der Bellagte das Stafet wieberherzuftellen verpflichtet tft, one ſich durch den Auftrag 
feiner Ehefrau, ber Eigentümerin des anderen Grundſtücks, deden zu bürfen. Nr. 1776. 


Nr. 1776. I. Hilfs⸗Sen. 13. Mai 1880. V* 37. 80. 8b. 2, Nr. 60, ©. 213. 

Dinglihe Klage aus ber Legalſervitut. (Preuß. R.). Aus dem 8 10, L 19 
A.L.R. folgt keineswegs, daß ein bingliches Mecht, insbeſondere eine Legalfervitut im 
im Falle Nr. 1775 nur gegen den Eigentümer bezw. den vollftändigen Beſitzer ber 
dienenden Sache verfolgbar tft. Der 8 10 feßt einen Rechtöftreit voraus, burch welchen 
das dingliche Recht gegenüber dem Beſitzer der dienenden Sache feftgeftellt werben ſoll, 
und beftimmt, daß ein folder nur mit dem Eigentümer bezw. dem vollftändigen Be⸗ 
figer der dienenden Sade gültig verhandelt werben könne. Dagegen unterliegt es 
nah 8 3, 1.15 A.LNR. keinem Bedenken, daß ein dingliches Recht auch gegen jeben 
Dritten verfolgt werden kann, der ftörend in das Recht eingreift. 


Nr. 1777. I. Sen. 17. Rovember 1881. IL 68. 81. Bb. 6, Nr. 90, ©. 323. 

Notweg. Eiuränmung. Poſſeſſoriſcher Schutz. Art. 682 code civil. (Preuß. R.). 
Der Befig eines Notweges ift poflefloriih zu fügen. — Ein Grundſtück tft im Sinne 
des Art. 682 a. a. O. eingeljloffen, wenn e3 feinen für feine Bewirtihaftung aus 
reihenden und Iegalen Ausweg auf bie öffentlide Straße hat. Ein Leinpfab, ber zu⸗ 
folge geſetzlicher Vorſchrift ausſchließlich den Zwecken der Schiffahrt dient und mit Nüd- 
fiht auf feine Beftimmung den Anordnungen ber Verwaltungsbehbrde unterliegt, ift 
als einen folcden Ausweg gewährend nicht anzufehen, da den Abjacenten, auch wenn 
fie Eigentümer des rundes und Bodens des Leinpfabes find, doch nicht das Recht 
zufteht, Tehterenfür ihre Srundftüde beliebig al3 Weg zu benugen oder von Anderen 
benugen zu laflen, eine folde Benutzung vielmehr nur ſoweit zuläffig ift, als fie, wo⸗ 
rüber die Verwaltungsbehörde zu enticheiben hat, mit der Beitimmung bes Leinpfabes 
vereinbar iſt. Daran ändert auch der Umftand nichts, daß die fraglichen Streden bes 
Leinpfades zur Beit nur noch noch felten der Schiffahrt dienen und von ben Adjacenten 
thatfächlich vielfach als Fahrweg zur Öffentlihen Straße benutt werben. 


Nr. 1778. I. Sen 8. April 1885. IL 491. 84. Bd. 13, Nr. 73, ©. 302. 

Scheibemauer. Art. 656, 663 code civil. (Rhein. R.). Der Art. 656 code civil 
findet im Falle des Urt. 663 a. a. D. keine Unwendung. Die Unwenbung bes Art. 663 
code civil ift im vorliegenden Falle außer Frage. Der Art. 663 räumt aus polizeilichen 
Nüdfichten zum Schutze der Nachbarn gegen Störungen, in Städten und Borftädten, 
dem Nachbarn das Recht ein, den Anderen zu zwingen, zur Erbauung und Unter- 
haltung der die Anmwejen trennenden Scheidewand beizutragen. Daß der Nachbar fi 
von diefer drei Leiftungen, gemeinfame Beihhaffung des Baugrundbes, Beitrag zum Bau 
und Beitrag zur :;Unterhaltung umfaflenden Verpflichtung durch Abtretung des Bau- 
grundes von feinem Eigentume befreien könne, jagt das Geſetz, obgleich vorher in 
rt. 656 ähnliches in betreff eines anderen Berhältnifies gejagt ift, an biejer Stelle 
nicht nur nicht, fondern die Einräumung eines ſolchen Wahlrechtes ift durch deffen 
Saffung ausgeſchloſſen, welche beftimmt und vorbehaltlos dem Nachbar ein ßZwangs⸗ 
recht verleiht. Der Art. 655 dagegen, auf weldhen fi Art. 656 bezieht, führt keine 
ſolche Zwangspflicht ein, fondern regelt nur das Beitragsverhältnis unter Miteigen- 
tümern. Sodann beziehen fich die Art. 665, 656 auf gemeinfchaftlide Mauern über- 
haupt, wogegen Art. 663 eine bejfondere, auf befonberen Gründen beruhende 
nur für Städte und Vorſtädte getroffene Anordnung zum @egenftande hat. 
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Kr. 1779. IL. Sen. 11. Juni 1880. IL 2. 80. Bd. 2, Nr. 96, ©. 364. 

Scheidemaner. Art. 653, 660, 661, 663 oode civil. (Mhein. R.). U. (Mläger) 
bat bei @elegenheit des im Jahre 1874 erfolgten Neubanes feines Wohnhauſes eine 
Siebelmaner besfelben auf Nachbareigentum, jedoch auf feine alleinigen Koften errichtet, 
benmächft hat ber Rechtsvorgänger des B. (Beklagten) an diefelbe angebaut und Ballen 
barin eingelegt; feitbem dient die fraglidde Dauer diefem Haufe, das noch unvollendet 
in Jahre 1876 von B. angefteigert worden, als Abſchlußmauer. Der Erfakaniprud 
des A. an B. auf Zahlung des halben Wertes ift für begründet erachtet. Der Be⸗ 
klagte bat nicht behauptet, daß von feinem Nechtövorgänger ober von ihm jelbft bie 
Gemeinfchaftlichteit jener Mauer in irgend einer Weife erworben fei. Das Prinzip, 
welche dem Art. 661 code civil zu Grunde Iiegt, greift auch in Fällen vorliegender 
Urt Pla. Nach Art. 660 code civil fonnte der Kläger den Nachbar zwingen, eine 
gemeinfchaftlicde Scheidemauer zwiſchen den Erundftüden auf beiderfeitige Koften zu er- 
richten. Der dur Herftellung der fragliden Dauer, wenn fie auch ohne vorherige 
Berftändigung mit dem Nachbar erfolgt ift, entftandene Aniprud auf Erftattung des 
verhältnismäßigen Koftenanteils ift umfomehr beftehen geblieben, ala der Nechtsvorgänger 
bes Bellagten und biefer felbft durch Mitbenupung der Mauer die Errichtung derſelben 
nachträglich genehmigt haben. Nr. 1780. 


Nr. 1780. IL Sen. 11. Februar 1881. IL 207. 80. Bd. 4, Nr. 90,5. 343. 

Nachbarrecht. Code civil. Art. 655, 661—663. (Rhein. R.). Derjenige, welcher 
gemeinſchaftlich mit jeinem Nachbar eine Scheidemauer zwiſchen den beiderfeitigen Grund⸗ 
ftüden errichtet bat, kann ben Anſpruch, den er aus diefem Berbältniffe zu haben bes 
hauptet, nicht ohne Weiteres gegen den bie Benutzung der Mauer fortjeßenden Beſitz⸗ 
nachfolger des Nachbarn geltend machen. Der Kläger bat bezüglich der Anlage ber 
Mauer mit dem Nachbarn in einem Vertragsverhältniſſe geftanden und es handelt 
fiö um die zwiſchen benfelben ftreitigen Mebrloften. Dem Urteil im Falle Nr. 1779 
ag ein wefentlich verfchiedener Sachverhalt zu Grunde. 


Nr. 1781. DL. Hilfe-Sen. 21. September 1882. V*.480. 81.88. 8, Nr. 51,6. 198. 

Zwiſchenraum zwiſchen zwei Hänfern, 8 120, J. 8 UL.R. (Breuß. R.) Das 
Geſetz macht die Anwendung des 8 120 a. a. D. nit davon abhängig, daß Streit 
über das Eigentum gerabe zwiſchen den Befigern ber angrenzenden beiden Häujer 
geführt wird. Nach der Faſſung bes 8 120 a. a. D. enthält berfelbe eine unbedingte keines⸗ 
wegs nur für die Grenznachbarn geltende Rechtsregel. Auf fie kann ſich daher ber Be⸗ 
figer eines der Häufer auch gegenüber jedem Dritten, der fein Hecht beftreitet, berufen. 


Nr. 1782. IL Sen. 3. Dezember 1889. IL. 229. 89. Bd. 24, Nr. 75, S. 355, 

Widerlegung ber Bermntung ber Gemeinſchaftlichleit einer als Scheidewand 
zweier Gebände dienenden Mauer. Art. 653, 654 code civil. (Rhein. R.). Ber 
Geſetzgeber bat durch Art. 654 code civil unter Bejeitigung der Vermutungen de3 alten 
Rechts die zur Widerlegung der gejeglihen Bermutung geeigneten Merkmale („s’il n’y 
a titre ou marque du contraire‘‘) genau und erjchöpfend beftimmt. Nach diejer Aus⸗ 
legung bes Geſetzes ift die ftreitige Siebelmauer bis zu ber Höhe, in welcher beide Ge⸗ 
bäude von bderjelben Vorteil haben, als gemeinichaftlich zu erachten. Die gejeliche Ver⸗ 
mutung des Art. 653 a. a. DO. würde allerdings feine Anwendung finden, mwenn die 
Giebelmauer in ihrem gegenwärtigen Buftande bereitd vor Einführung des code civil 
beftanden Hätte, vielmehr wäre in diefem Falle das Eigentumsverhältnis nad dem 
früheren Rechte zu beurteilen, da das Geſetz feine rüdwirkende Kraft hat und wohl⸗ 
erworbene Rechte nicht berührt. 
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Nr. 1783. V. Sen. 5. Dftober 1895. V. 68. 95. Wb. 36, Nr. 55, ©. 217. 
Net auf ein Fenſter in ber gemeinſchaftlichen Zwiſchenmaner zweier Grunb- 
Rüde. 88 142ff., L 8; 8 512, LI ULR. (Preuß. R.). Durch die Geitenmaner bes 
im Sabre 1893 auf dad Hans des Vellagten in der H.Gaſſe 35 in Danzig aufgefegten 
dritten Stockwerks ift ein zur Beleuchtung der Treppen dieuenbes Fenſter in der biefem 
Hanfe zugewandten Biebelmauer des Haufes ber Kläger, H.⸗Gaſſe 36, froh deren Wider⸗ 
ſpruchs vollftändig verdedt worden. Das Fenſter beftand feit mehr als dreißig Jahren. 
Das Berufungsgericht hat den Bellagteu vernrteilt, den Nenbau H.-Wafle 35 oberhalb 
ber Ballenlage der Dede bed zweiten Stodwerts fo zu ändern, dab man and bem 
ungeöffneten jet verbauten Treppenfenfter des Haufes 36 ben Himmel erbliden fann. 
Auf die NRevijion des Bellagten ift dad Berufungsurteil aufgehoben und bie Sache im 
bie Vorinftanz zurüdverwieien. Das Bernfungsurteil ftägt fi auf bie Vorſchrift des 
8 142, LE ALR. Die Einwendungen bes Beklagten, daß ber Schuk biefer Bor- 
ſchrift den Treppenfenftern nicht zukomme und dab das Beſtehen des Feufters einer 
Polizeiverordnung zumiberlaufe, find vom Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum ver⸗ 
worfen worden. Die Ungriffe bes Nevilionsflägers richten fi) auch nur gegen bie 
Burüdweifung der weiteren Einwendungen 1. daß bas Fenſter auf ben Schuß ber 98 142, 
143 a. a. D. deshalb nicht Anſpruch habe, weil die Mauer, in der es angelegt worben, 
ben Barteien gemeinfchaftlich gehöre, 2. daß der Treppenraum ber Kläger außer dieſem 
Benfter noch Beleuchtung durch Oberlicht habe. Bon biefen Angriffen führt zwar nicht 
der zu 1, wohl aber der zu 2 zur Aufhebung bes Berufungsurieild. Zwar ift durch 
die Erfigung des Rechts der Kläger auf das Beſtehen bes Fenſters ein Recht ber Kläger 
auf ein gewiſſes Maß von Lichtzuführung Durch das Yenfter uicht erworben, wenn nicht 
ein Unterſagungsrecht der Kläger gegen ſolche Einrichtungen auf dem Grunbftüde bes 
Bellagten, durch die bie Lichtzuführung beeinträchtigt wird, hinzukommt. Wllein bes 
bejonderen Erwerbes de3 Unterſagungsrechts durch Erſitzung bedurfte es zur Be 
gründung der Klage nicht. Denn wenn bie Kläger bad Recht auf das Beſtehen des 
Fenſters in ber gemeinfchaftliden Mauer erfefien haben, fo ift aud ein ſolches Fenſter 
ein „Fenſter bed Nachbars“ im Sinne ber 88 142ff. a. a. D. und es gebührt danu 
auch für dies Fenfter den Klägern der ſchon durch zehnjähriges Beftehen begründete 
geſetzliche Anipruh auf Licht nad) Maßgabe diefer Vorſchriften. Die Erforberniffe 
der dreibigjährigen Erſitzung bed Rechts auf das Beftehen des Fenſters in der vom 
Beklagten als gemeinſchaftlich bezeichneten Mauer (fehlerfreier Beſitz während der Er- 
ſitzungszeit) find aber vom Berufungsgericht feftgeftellt. Insbeſondere nimmt bas Be⸗ 
rufungsgericht mit Recht an, daß der Belißfehler der Heimlichkeit im Sinne der 88 99 
bi8 102, J.7 A.L.R., nämlich eine beabfihtigte Heimlichkeit, nicht vorliege. Die Abficht 
der Berheimlichung folgt aus der vom Beklagten behaupteten Thatſache, daB das Yenfter 
von feinen Grundftüde aus nicht zu ſehen geweſen fei, fchon deshalb nicht, meil bie 
Anlage des Fenſters an feiner jetzigen Stelle ſich vollftänbig daraus erflärt, daß eB 
gerade an dieſer Stelle ben Bweden ber Veſttzer des Haufes 36 entſprach. Die Reviſion 
rügt nun zwar, daß bie erwähnte Behauptung bes Bellagten aus bem Geftchtäpunfte 
des 8 512, J. 9 A.L.R. zu prüfen geweien wäre, wonach feine Art von Verjährung 
gegen den anfangen kann, „welcher von feinem Rechte nicht hat unterrichtet fein Tönnen“, 
b. 5. nach richtiger Auslegung gegen ben, der fi in entihuldbarer Unkenntnis von 
ben fein Widerfpruchsrecht begründenden Thatſachen, hier von der Anlegung und dem 
Beftehen des Fenſters, befunden hat. Diele Rüge trifft aber nicht zn. Wenn die Dauer 
zwiichen den Häufern der Parteien im Miteigentum des Beklagten fteht, jo gehörte es 
zu ben Pflichten eines ordentlihen Hausvaters, die Mauer auf jeiner Seite dahin 
unter Auffiht zu Halten, daß fich ihrer Fein Anderer in unzuläffiger Weiſe bediene, 
und wenn der Beklagte oder feine Borbefiter felbft fich diefe Auffiht erſchwert oder 
unmöglich gemacht haben, indem fie ihr Dach fo niedrig an die Mauer anfegten, daß 
e3 von dem jeßt burch dad Fenſter buchbrochenen Teile der Mauer überragt wurde, 


8 72. Erwerb und Berluft des Eigentums an Srundftüden. 41 


fo Binnen fie aus dem von ihnen felbft gewollten Beſtehen des Daches eine ent- 
ſchuld bare Untenntnis von bem, was oberhalb des Daches an der Mauer vorgenommen 
wurbe, nicht Berleiten. Bon ſolchen Borgäugen mußten fie burch geeignete Nach⸗ 
forfchungen, die aud ohne Betreten des Nachbarhauſes möglich waren, Kenntnis nehmen. 
Was dagegen den Angriff zu 2 betrifft, jo erftxedt ſich das Syenfter ber Kläger in die 
Höhe durch die beiden „Saaletagen”, von denen die Borinftangen bie „Saaletage” im 
Gegenjabe zu der oberen „Saaletage* als das untere Stodwer! im Sinne bes 8 142, 
L 8 WALNR. anfehen. Mit dem Einwande, dab die Treppe ber Kläger aud noch durch 
Dberlicht beleuchtet werde, Tann ber Beklagte nur bezielen, daß ftatt bes 8 142 der 
8 143 a. a. D. angewendet, alfo bie Burüdziehung feines Baues nur fo weit an⸗ 
geordnet werbe, daß ber Himmel aus dem ungeöffneten Yenfter in der oberen „Saal 
etage” geliehen werben Tann. Ber einzige Grund, aus bem das Berufungsgericht diefen 
Einwand verwirft, daß es nämlich nur daranf ankomme, ob der betreffende Raum noch 
von einer anderen Seite ber Licht habe, ift rechtöirrtümlih. Das Berufungsgericht 
will durch diefen Entiheibungsgrund Oberlicht und Seitenlicht in Gegenſat bringen 
nnd unter den „anderen Seiten“ des 8 143 nur bie horizontalen, oder doch jedenfalls 
nit die vertifalen Abſchlußwände verftehen. Auf bas dafür angezogene Urteil bes 
Neichsgerihtd im Halle Nr. 1915 Tann diefe Auslegung nicht geftäßt werden; dort ift 
nur gezeigt worden, daß das Zurücktreten des Nachbarhaufes um das im 8 143 be» 
zeichnete Maß auch dann gefordert werben könne, wenn das Verhältnis, für das Der 
Schntz diefer Vorſchrift angerufen wird, außer dem Yenfter, um beflen Berdedung es 
fih Handelt, no von mehr als einer Seite Licht hat. Die Auslegung bed Be 
rufungsrichters ift vielmehr zu eng. Der Sprachgebrauch, ber alle einen Körper ober 
geihloffenen Raum begrenzenden Flächen als Seiten bezeichnet und ber insbeſondere 
auch eine Oberjeite und Unterfeite kennt, nötigt zu einer unterſchiedlichen Behandlung 
ber vertllalen und ber horizontalen Wände nicht. Eine geſetzgeberiſche Berechtigung 
ift dafür nit erkennbar und die Unterfcheibung verfagt, fobald man an Fenſter in 
ſchrägen Ylächen denft; bei einer Flächenneigung von genau 45 Grad würde die Ent- 
ſcheidung, ob Seiten- oder Oberlicht, unmöglich fein. Die Auffaffung des Berufungs- 
gericht3 führt alfo zu einer neuen Schwierigfeit ganz derfelben Art wie biejenige Auf- 
fafjung, die unter dem „Lichte von einer anderen Seite” des 8 143 ein Licht verſtehen 
zu müflen glaubt, das aus einer anderen Richtung kommt al3 das, um deflen Ber- 
bauung geftritten wird, woraus fi dann unlösliche Zweifel darüber ergeben, wo 3. ©. 
bei einem Rundbau bie andere Richtung anfängt, wie ſcharf mindeftend der Winkel 
fein muß, in dem die mehreren Fenfter zu einander ftehen u. |. w. Es ift ſonach bie 
Auwendung des 8 143 a. a. D. nicht deshalb auszufchließen, weil dad Treppeuhaus 
nur noch Oberlicht Habe. Da hierauf allein das Berufungsurteil geftügt, im übrigen 
aber dem Einwande nicht näher getreten ift, fo war bie Burüdverweijung der Sache 
in die Berufungsinftang geboten. 


8 72. 


2. Erwerb und Verluſt des Eigentums an Grundſtücken. 
8.0.8. 38 925928. 
L 868—873. IL 838—841. II. 909-912. M. II. 29-331. D. 131. €.@. 
Art. 62—54, 86—88, 119, 126, 127, 129, 143 Abſ. 2,190. Windſcheid I. 88 184, 
14. Stobbel 88 79, 91—95. Derndurg I. 88 181, 184—187, 189—206, 240— 244. 


Nr. 1784. V. Sen. 19. Juni 1886. V. 116. 86. Bd. 16, Nr. 53, ©. 225. 
Wirkung ber Anflafiung (Breuß. R.). Für die Wirkung der Auflaſſung macht 
es feinen Unterſchied, ob das Eigentum des Auflafienben vor oder nad Einführung 
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bes Geſetzes vom 5. Mai 1872 über ben Erwerb des Eigentums von Grundſtücken 
u. f. w. im. Oruubbude eingetragen war. Unter ben erworbenen Rechten tu 8 9 
Abſ. 2 des E. E.G. muß aud das Eigentumsrecht verftanden werben. Der 8 9 Wbf 2 
a. a. O. ift aud nicht zu beichränten auf ben durch Auflafiung vermittelten Eigentums- 
übergang, auch nicht auf diejenigen Eintragungen, melde erft uach dem 1. Dftober 1872 
erfolgen; er bat beftimmen wollen, daß mit der Herrſchaft des Geſetzes vom 5. Mat 1872 
der Slaube an die Richtigkeit bes Grundbuches die Wirkung haben foll, dab jeder zu 
diefer Zeit eingetragene Eigentümer als der wirkliche Eigentümer fingiert wirb bergeftalt, 
baß bie Nechte, welche er bem gutgläubigen Dritten gegen Entgelt eingeräumt hat, 
unangefochten bleiben. Um eine Rüdanwenbung nener Geſetze auf die Vergangenheit 
und um die Beſeitigung vorher erworbener Rechte (8 14 Einl. A.L.R.) handelt es fidh 
babei nicht. Nr. 1840. Nr. 1785. Nr. 1786. Nr. 1752. Nr. 2090, 


Nr. 1785. II. Hilfs-Sen. 12. Juli 1880. V* 388, 79. 8b. 2, Nr. 84, ©. 323. 

Eigeniumsübergaug durch Auflafſung. 88 1, 5, 7, 9 bed Welches über ben 
Eigentumserwerb x. f. w. vom 5. Mai 1872. (Preuß. R.). Die Auflafiung und Ein- 
teagung bes Eigentums find eine juriftiihe Thatſache, der dad Geſeßz die Wirkung 
bes Eigentumsüberganges beilegt ohne Unterfchied, zu welcher Beit der Auflafiende 
als Eigentümer eingetragen war. Hat alfo eine Auflaffung und Eintragung bes Eigen- 
tums zur Beit ber Geltung des Geſetzes vom 5. Mai 1872 (nad) dem 1. Oltober 1872) 
ftattgefunden, fo wirft fie den vollen Eigentumsübergang auf den neu Eingetragenen 
nah Maßgabe dieſes Geſetzes. Dieje Yolge tritt au ein, wenn ber bie Auflaflung 
erflärende vor dem 1. Oltober 1872 nad Maßgabe der früheren Geſetzgebung als 
Eigentümer Eingetragene nicht der wahre Eigentümer war. Da neben bem vollen 
Eigentume des dur Auflaffung Ermerbenden das volle Eigentum, das möglicherweife 
ein Dritter bis zur Auflaffung gehabt Bat, nicht beitehen Tann, jo wirkt jene juriftifche 
Thatſache zugleih die Aufhebung des Eigentums dieſes Dritten. 8 6, L 16 WL.R. 
Der frühere wahre Eigentümer Tann allerdings bie Eintragung des Eigentumsermwerbes 
und deren Folgen anfechten, jedoch nur ſoweit das bürgerlide Recht ihn Hierzu be- 
rechtigt, wenn bie Auflaſſung betrügeriich bewirkt und die Eintragung erfchlidhen tft, 
alio wie jebe |pätere unter der Herrichaft des neueren Geſetzes geichehene Auflaffung unb 
Eintragung. Nr. 1784. Nr. 2182. 


Nr. 1786. V. Sen. 19. März 1881. V. 608. 81. Bd. 4, Nr. 74, S. 270. 

Anwendung des S 7 bes E.E.G. vom 5. Mai 1872 anf bie vor dem 1. OL 
tober 1872 als Eigentümer Eingetragenen, (Preuß. NM). Der Borberrichter verlangt 
von dem Kläger als Eigentumsfläger den Nachweis des Erwerbes bes Eigentums durch 
Titel und Übergabe, weil er das Eigentum vor Eintritt bes Geſetzes vom 5. Mai 1872 
erworben und die Eintragung auf rund ſolchen Erwerbes erlangt haben will (8 49 
der &.8.D.). Der Kläger beruft fih auf 8 7 des Geſezes vom 5. Mai 1872, wonach 
ber eingetragene Eigentümer fon kraft feiner Eintragung die Klagrechte eines Eigen- 
tümers auszuüben befugt ift. Die hiernach geltend gemachte Auffafjung von ber un- 
eingejchräntten Anwendbarkeit des 8 7 a. a. D. auf alle Bucheigentümer bat zwar tn 
ber Litteratur Vertreter gefunden, fie fteht aber mit ber bisherigen gleihmäßigen Necht- 
ſprechung der oberften Gerichtshöfe im Widerfprude. Diefe bezieht die ausgeſprochenen 
Legitimationsrechte nur auf die gemäß Geſetzes vom 5. Mai 1872 eingetragenen Eigen- 
tümer. Hieran ift feitzuhalten. Im übrigen ergiebt fi aus den Motiven ganz klar, 
daß der Inhalt des 8 7 a. a. D. lediglich ala Konfequenz der Bedeutung der Ein- 
tragung al3 des neuen Erwerbsaktes betraditet und ausgeſprochen ift und 
daB alfo nicht daran gedacht en die gleihen Wirkungen mit der Eintragung früheren 
Rechts zu verfnüpfen. Nr. 1784 
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Nr. 1787. V. Sen. 8. Februar 1893. V. 252. 92. Wd, 31, Nr. 46, ©. 217. 

Eigentumserwerb an einem bem äffentlitden Gottesbdienſte gewibmeten Kirchen⸗ 
gebänbe. 88 14, 15, LAAL.R. 88 1,9 Ubi. 2 E. E. G. vom 5. Mai 1872, (Preuß. R.). 
In der Ortſchaft 8. befindet fich ein von einem Kirchhofe umgebenes Kirchengebäube, über 
befien Eigentum zwiſchen ber Tatholifchen Kirchengemeinde daſelbſt und bem gegenwärtigen 
Gutsherrn Streit befteht. Nach der Behauptung der klagenden Kirchengemeinde ift bie 
Kirche ein Öffentliches Gotteshaus und als ſolches bis zum Jahre 1878 für den Tatho- 
liſchen Gottesdienft der Gemeinde benußt worden, wogegen der Beklagte fie für eine 
zum Nittergute gehörige nur gelegentlich zum Bffentlihen Gottesdienſte benutzte Privat- 
Tapelle erllärt. Das Rittergut 8. wurde im Jahre 1878 fubhaftiert und der Hypotheken⸗ 
bant in C. zugefchlagen, von ber es der Bellagte gelauft und aufgelafien erhalten hat. 
Sn den Stenerbüdern, auf bie das Grundſtück ſchon zur Zeit der Subhaftation zurüd- 
geführt war, find ber Flächenabfchnitt 44, auf dem bie Kirche fteht, und biefe jelbft als 
zum Rittergut gehörig verzeichnet. Die Schlüffel zur Kirche befinden ſich im Beſitze 
des Beklagten. In erfter Inſtanz wurde der ‚Bellagte verurteilt, 1. anzuerkennen, daß 
die in B. befindliche an den Dominialpark anftoßende Kirche nebft dem dazu gehörigen 
Kirchhofe und dem darauf befindlichen Slodeuturme mit zwei Glocken Eigentum der 
Klägerin ift, 2. die Schlüffel ber Kirche an die Mlägerin herauszugeben. Das Berufungs- 
gericht wies die Mage ab. Das Bernfungsurteil ift, foweit e8 die Mlägerin mit dem 
Anſpruche auf Herausgabe ber Kirchenſchlüſſel abweift, aufgehoben und infoweit bie 
Sache in die Berufungsinftang zurückverwieſen. Im übrigen wurbe bie Reviſion 
zurüdgewieien. Da ber Bellagte dem Eigentumsaniprudhe der Klägerin an bem Kirchen- 
gebäude, befien Eigenichaft als eines öffentlihen Gottesha uſes in ber Bor 
inftanz für feftgeftellt angenommen ift, feinen eigenen Eigentumserwerb einwandsweiſe 
entgegengefebt Hat, jo ift in erfter Linie zu prüfen, ob die Eintragung bes Eigentums 
Aberganges auf Grund der Uuflafjung den Bellagten das unanfechtbare Eigentum an 
dem Kirchengebäude nebft dem Kirchhofe und dem Glockenturme verſchaffen Tonnte und 
verichafft hat (88 1, 9 E.E.G. vom 5. Mai 1872). Iſt das zu bejahen, jo fommt e3 
nit darauf an, ob das Eigentum ber Klägerin Ion durch die mit ber Subhaftation 
bes Nittergntes B. verbundene Präfluftion untergegangen war. Feſt fteht, daß ber 
grundbucchmäßige Beſtand des Nitterguts B. den Ylächenabichnitt 44 des Katafterd mit 
dem barauf ftehenden Kirchengebänbe umfaßt, unbeftritten hat der Erwerb des Bellagten 
gegen Entgelt ftattgefunden. Es bleiben alfo für die Reviſion nur die Fragen: 1. ob 
die bier zu unterftellende Eigenſchaft der Kirche als Öffentlichen Gotteshauſes dem 
Eigentumserwerbe des Bellagten rechtsgrundfählich entgegenftand, 2. ob ber Berufungs- 
ricgter den guten Glanben bes Bellagten aus richtigen Geſichtspunkten geprüft unb 
unter genügender thatfächlicher Begründung feitgeftellt bat. Der Berufungsrichter hat 
die erftgedadhte Frage jpeziell nur in Bezug auf den Eigentumßerwerb im Wege der 
Subhaftation behandelt und bort verneint. Seine Gründe treffen aber ebenjo ben 
Eigentumserwerb mittels Anflafiung. Die Entſcheidung ber in Rede ftehenden Frage 
kann nur aus ben allgemeinen Borfchriften über ben Erwerb von Grundeigentum und 
anbererfeit3 aus den Srundjägen über bie durch Geſez dem Verkehr entzogenen Sachen 
(res extra commercium) und jpeziel über bie religidfen Biweden gewidmeten Saden 
(res sacrae, religiosae) gewonnen werben. Butreffend weift ber Berufungsrichter darauf 
hin, daß tm modernen Necht Hinfichtlich diefer Sachen eine andere Auffaffung berricht 
als im römifchen Net, wo fie dem menſchlichen Eigentum völlig entzogen waren. 
Bergl. für das gemeine Net Nr. 4378. Nah ALM. ftehen Kirchengebäude aus- 
ſchließend im Eigentum ber Kirchengefellichaft, zu deren Gebrauche fie beftimmt find 
(8 170, I. 11 U.2.R.); dasſelbe gilt nach 8 183 a. a. D. von den zu den einzelnen 
Kirchen gehörenden Kirchhöfen (Begräbnisplägen). Damit ift einerfeit3 anerkannt, daß 
an diefengSachen ein wirkliches (civilrechtliches) Eigentum befteht, vermödge deſſen fie 
zum Vermögen ber betreffenden Kirchengefellichaft gehören (8 172 a. a. D.), andererſeits 
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ift aber damit nur ausgeſprochen, was ald Regel gik. Daß Kirchengehäube, auch 
wenn fie dem öffentlichen Sottesdienfte dienen, im Eigentume weltlicher Korporationen 
oder Anftalten und felbft von PBrivatperfonen ftehen Töunen, ift nicht zu bezmeifelm. 
Bergl. 8 77, II. 19 U.L.R. Können aber Privatperfonen Eigentümer von Kirchen» 
gebäuden fein, fo lönnen fie e8 auch werden, d. h. es ift ein Eigentumderwerb an 
jenen begrifflih nicht ausgeichloffen. Wenn daher Kirchengebände und andere dem 
Gottesdienite gewidmete Gegenftände zu den durch Geſetz dem Verkehr entzogeien 
Saden (88 14, 15, L 4 A.L.R.) gerechnet werben, jo kann dies doch nicht im Sinne 
einer abfoluten Bertehrsunfähigleit verftanden werben. Es konnen auch im 
vorliegenden Galle, wo es fi nit um eine Veräußerung von feiten ber Kirchen⸗ 
gemeinbe handelt, diejenigen Beichränfungen nicht in Betracht kommen, bie Deren Organen 
in ber Verfügung über das Kirchenvermögen auferlegt find. Es Tanıı fich vielmehr nur 
darum handeln, inwieweit objektiv den Sirchengebäuben nebft Bubehör die Eigenſchaft 
ber Verkehrsunfähigkeit anhaftet; das ift aber nicht weiter der Yall, als fi aus ihrer 
Öffentlichrechtlichen Beſtimmung ergiebt. Diele darf durch Privatverfügungen nicht 
aufgehoben oder beeinträchtigt werden; mit diefer Veſchränkung ift aber ein Wechſel in 
der Perſon be3 Eigentümerd wohl vereinbar (vergl. Motive zum 8.9.8. Bd. 3 ©. 27). 
Stand aber dem Eigentumserwerbe bed Bellagten an dem ftreitigen Kirchengebäube 
nebft Kirchhof rechtsgrundſätzlich nichts entgegen, fo fommen die Borjchriften 88 1, 9 
Abf. 2 E.E.G. zur Anwendung; danach aber bat ber Beklagte, feine Sutgläubigfeit 
vorausgeſetzt, das Eigentum an den hier ftreitigen Gegenftänden auch Daum erworben, 
wenn nicht fchon feine Rechtsvorgängerin das unanfechtbare Eigentum daran gehabt 
hätte. Was die Butgläubigleit des Bellagten betrifft, fo find die Erwägungen be3 
Berufungsrichterd frei von Rechtsirrtum und begründen im Sinne bes 8 259 EBD. 
fhlüffig die daraus gewonnene Überzeugung, daß der Beklagte die fireitige Kirche als 
Tataftermäßigen Beſtandteil des Nittergutes B. in gutem Glauben (an die Richtigkeit 
bes Srundbuches) erworben Hat. Hiernach erfcheint die Abweifung der lage, fowelt 
fie auf Anerlennung des Eigentums der Klägerin an ber Kirche nebſt Kirchhof umd 
Glockenturm gerichtet it, gerechtfertigt. Anders verhält e3 ſich mit dem Autrage auf 
Verurteilung des Bellagten zur Herausgabe der Kirchenichläfiel an die Mägerin. Wenn 
die Kirche dem öffentlichen Gottesdienſte der Tatholtfchen Kirchengemeinde gewibmet war, 
fo kounte fie diefer Beſtimmung durch einen privatrechtlichen Alt, insbefondere durch 
einen Wechſel im Eigentum, nicht entzogen werden. Das gilt nicht bloß von dem 
Eigentumserwerb des Bellagten, fondern ebenſo von der vorausgegangenen Subhaftatiom, 
in ber die Rechtsvorgängerin des Bellagten das Nittergut B. erfand. Bann ift aber 
ber Bellagte nicht befugt, die Klägerin am gottesdienſtlichen Gebrauche der Kirche durch 
Borenthaltung der Schläffel zu verhindern. 


Nr. 1788. V. Sen. 23. uni 1888. V. 108. 88. Bb, 21, Nr. 58, ©. 313, 

Berpfliägtung bedjenigen, welcher ben VBefit eines Grundſtückes infolge mänblichen 
Vertrages durch Übergabe erhalten hat, gegenüber bemjenigen, der es bur Auf 
lafiung erworben Kat. (Preuß. R) Die BVorichrift des 8 11 des E.E.G. vom 
d. Mai 1872 bezieht fih nur auf Beſchränkungen bed Eigentümers auf Grund bes 
Eigentumsrechts, nicht auf obligatorifche Verpflichtungen. Hier wurbe das Eigentum 
bes Verläufers 2. dur den mit dem Beklagten abgefchloffenen und durch Übergabe 
erfüllten mündlichen Bertrag nicht berührt. Der Verfäufer 2. behielt das Eigentum 
an bem Grundftäde und konnte e8 mit der Eigentumdflage gegen jeden Beſitzer, au 
gegen den Bellagten, geltend machen. Daß 2. oder feine Erben, wenn fie vom Be 
Mogten das Grundftüd zurüdforderten, da3 erhaltene Kaufgeld erftatten mußten, unb 
daß ber Bellagte hierbei die Rechte eines gutgläubigen Beſttzers beanfpruchen burfte, 
ift eine Wirkung des formlofen teilmetje erfüllten Bertrages, gewährt alfo dem Befiker 
nur obligatoriiche Anſprũche gegen jeinen Kontrahenten, beichränkt aber das Eigentums 
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recht des Letzteren nicht. Rr. 1744. Ebenfowenig kann ber Beflagte gegenüber dem 
Kläger, ber dad Grundſtück von ben im Grundbuch als Eigentümer eingetragenen 
Exben des 2. gelauft und bie Auflaffung erhalten hat und nun die Herausgabe ber 
inzwijchen von dem Beflagten aus bem Gruudftücke gezogenen Nutzungen verlangt, ſich 
auf die Vorfichriften über das Zurückbehaltungsrecht (wegen ber Binien des von ihm 
an V. gezahlten, ihm jpäter zurüdgezablten Kaufgelbes) ftüben. Der Kläger gehört 
als Singulariuccefior, der die Sache gegen Entgelt erworben hat, im Sinne bes 8 546, 
1. DO WER. zu den Dritten. Der Kläger ift berechtigt, die vom Bellagten gezogenen 
Nubungen, bie omnis causa, zu fordern, fofern nicht ber Bellagte als reblicher Befiger 
nad 8 189, L 7 UL2R. das Eigentum au ben Früchten und Nutzungen beanſpruchen 
kann. Diefer Anſpruch fteht ihm nicht zu. Legt man die Borfchriften 88 7,10, 11, 
43, 14, L 7; 88 131, 132, L2;82, LI A.L.R. zu Grunde, jo ergiebt fi, daß ber 
Bellogte während der hier fraglichen Beit nicht reblicher Beſitzer war. Denn nad 
8 1 des E.E. G. wird im Falle einer freiwilligen Veräukerung das Eigentum an einem 
Grundſtücke nur durch die auf Grund einer Auflafiung erfolgte Eintraguug des Eigentums- 
überganges im Grundbuche erworben. Der Bellagte mußte daher wiſſen, daß der 
mündliche Vertrag troß der Hinzugefommenen Übergabe feinen gültigen Titel bafür 
bilden tonnte, daß er das Grundſtück als fein eigen befigen durfte. Sein etwaiger 
Irrtum über die Wirfung von Vertrag umb Übergabe war ein Rechtsirrtum, welcher 
ihn zu einem unrechtfertigen Veſitzer machte. Selbft in dieſem Falle haftete er für die 
Herausgabe ber von ihm gezogenen Nubungen (88 14, 223,17 WER.) Hieran 
ändert auch nichts die Beſtimmung bes 8 163, L5ALR. Dies Geſetz bezieht fih nur 
auf den in den 88 156 ff., 1.5 A.L.R. behandelten Fall, wenn ein ganz ober teilweiſe 
erfüllter formwidriger Vertrag anfgerufen wird, und beſtimmt, daB der vertragstreue 
Sontrahent in Anſehung der an ben Anderen zu leiftenden Rückgabe bie 
Rechte eines reblichen Beſitzers haben fol. Es befindet aljo über den Umfang der 
Berpfiichtung des einen (vertragstreuen) Kontrahenten und ftellt als Maßſtab dafür 
anf, daß er dieſelben Rechte haben foll, welche dem reblichen VBeftker gegenüber ber 
Binbifation des Eigentümerd zuſtehen. Yür die Annahme, baß der bei einem ungfiltigen 
Bertrage Beharrende zum Lohne für feine Bertragstreue im Gegenfahe zu den Vor⸗ 
ſchriften der S 10 ff. J.7 A.L.R. redlicher VBeflger werben fol, auch wenn er bie 
Ungfltigleit feines Titels Tannte ober kennen mußte, und daß er ferner die einem redlichen 
Befitzer beigelegten Befugniffe nicht bloß bem anderen Kontrahenten, fondern auch bem 
Dritten gegenüber, welcher die Sache kraft feines Eigentums, nicht wegen Ungültigfeit 
des Vertrages fordert, in Anſpruch nehmen bürfe, bietet ber 8 163 a. a. D. Teinen 
Anhalt. Die Kenntnis des Sachverhaltes Hinderte den Kläger nicht am Erwerbe des 
Grmbitüds. 8 4 des E.E.G. Nr. 17%. Nr. 1869. 


Nr. 1789. V. Sen. 25. November 1891. V. 182. 91. Bd. 28, Nr. 78, ©. 349. 

Kolliſion ber Eigentumseintraguug auf Grund einer Auflafſung mit der gegen 
ben vorigen Eigentümer erwirkten, vor der Anflafinug beantragten, aber erft nad) 
ir, jedech vor Eintragung bed Eigentumsäberganges verfügten und ausgeführten 
Eintragung. 8 45, 8 483 Abi. 3 der G. B.O. vom 5b. Mai 1872. (Preuß. R.). 
Es Handelt fih um bie Frage, ob der Grundbuchrichter, nachdem er die Auflafjung 
entgegengenommen, vor Eintragung bes Eigentumsüberganges noch ein mit dem ein- 
getragenen Eigentum tollidierendes Recht für einen Dritten rechtswirkſam eintragen 
bezw. vormerfen kann. Diefe Frage tft mit Recht verneint worden, fofern es id 
um ein erft nach erfolgter Auflafjung eingegangenes Eintragungsgeſuch oder Erſuchen 
handelt. Denn der bisher Eingetragene hat durch den Auffafjungsaft, an den nad) 
8 48 Abi. 3 der G. B.O. die Eintragung des Eigentumsüberganges unmittelbar id) 
arfchließen muß, der Verfügung über das Grundftüd ſich endgliltig begeben. Mit der 
Entgegennahme ber Auflafinng tft das Grundbuch für weitere Dispofitionen des bis⸗ 
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herigen Eigentümers und aus deſſen Recht geſchloſſen. Anders liegt die Sache hier. 
Als die Auflaſſung an den Kläger erfolgte, lag bereits das am Tage zuvor eingegangene 
Erſuchen an das Amtsgericht um Eintragung der Vormerkung zur Sicherung des Rechts 
auf Auflaſſung für den Kläger ſeitens des die Eintragung der Vormerkung im Wege 
ber einſtweiligen Verfügung anordnenden Prozeßgerichts vor und hätte ſchon vor Ent⸗ 
gegennahme ber Auflafiung erledigt werden können. Es bat fich alfo nicht, wie in den 
oben erwähnten Fällen, eine neue vom bisherigen Eigentümer audgegangene oder 
dieſem gegenüber erzwungene Verfügung über dad Grundſtück zwiſchen die Auflaffung 
und die Eintragung bes Eigentumsüberganges gedrängt; vielmehr fällt diefe Verfügung 
in die Zeit vor der Auflaffung und harrte nur der geſchäftlichen Erledigung durch 
den Grundbuchrichter, zu der diefer nad Maßgabe bes 8 45 a. a. D. verpflichtet war 
und blieb. Die Vorſchrift des Abſ. 3 des 848 a. a. D. hat neben ihrer inftruftionellen 
nur die materielle Bedeutung, baß der Bufammenhang zwifchen der Auflaffung und 
der Eintragung bes Eigentumsüberganges nicht durch Tollidierende Dispofitionen 
zerriffen werden darf, daß fein Eingriff in das ſchwebende Nechtöverhältnis, das mit 
der Eintragung des Eigentums ſich vollendet, zugelaffen wird. Ein folder Eingriff 
liegt aber nicht vor, wenn das mit dem einzutragenden Eigentume Tollibierende Recht 
bereit3 vor der Auflaffung zur Eintragung reif war. Iſt die Auflaffung entgegen- 
genommen, bevor ein dasſelbe Grundftüd belaftendes älteres Eintragungsgefuc erledigt 
ift, fo Tann der Grundbuchrichter nur ber dur) 8 45 a. a. D. gegebenen Richtſchnur 
folgen, wonach für die Neihenfolge der Eintragungen der Zeitpunkt des Einganges ber 
betreffenden Geſuche bei dem Grundbuchamte maßgebend if. Nr. 1737. 


Nr. 1790. IL Hilfs-Sen. 8. Juli 1880. V* 301. 79. 8d. 2, Nr. 81, S. 308. 

Auflafiung. Belt. (Preuß. R.). Der eingetragene Beliter X. verlaufte und 
übergab das Grundſtück im Jahre 1874 dem B., B. verfaufte und übergab es alsbald 
an C., der mit feiner Ehefrau in Gutergemeinſchaft lebt. Weide befiken das Grunud⸗ 
ſtück noch jeßt. Die Auflafiung follte fofort erfolgen, ift aber nicht gefchehen, obwohl 
im Jahre 1876 8. verurteilt war, dem C. die Auflaffung zu erteilen. Vielmehr Hat 
D. im Jahre 1877, während er von jenen beiden Verkäufen Kenntnis hatte, von U. 
und B. das Grundftück aufgelaffen erhalten. Die Klage des D. gegen bie Eheleute ©. 
auf Anerlennung feines Eigentums und Einwilligung in die Beſitznahme des Grund⸗ 
ſtückes ift für begründet erachtet. Es Handelt fih nicht um Yeitftelung des Rechts⸗ 
verhältnifieß der Beklagten gegenüber ihren Kontrahenten oder einem Dritten; es tft 
fomit ohne Belang, ob die Bellagten gegenüber diefen Berfonen die Rechte eines reb- 
lien Befiged in Anſpruch nehmen Töunen. Gegenüber dem eingetragenen Beſitzer 
haben fie bergleihen Rechte nicht. Die im ALLER. Teil 1 Titel 7 über den reblichen 
Beſitz gegebenen Vorſchriften ftehen mit ber Konftruftion des Eigentumserwerbes durch 
titulus und modus acquirendi im engften Bufammenhange. Nah 8 1 bes Eigen- 
tumd«2c.» Gefehes vom 5. Mai 1872 wird im Falle einer freiwilligen Veräußerung 
das Eigentum an einem Grundfild nur durch die auf Grund einer Auflaffung erfolgte 
Eintragung des Eigentums im Grundbuche erworben, und e3 genügt der Beſitz über- 
haupt nicht mehr, um das Eigentum zu verfchaffen. Iſt er aber nicht mehr die Er- 
werbsart für bie Erlangung des Eigentums, jo kann auch bem reblichen Belige nicht 
die rechtliche Bedeutung beimohnen, die er früher in Bezug auf den Eigentumserwerb 
hatte. Auch konnte der Vorderrichter die Beklagten, auch wenn fie fich für folche 
bielten, die auf Grund eines gültigen Titels befaßen, für unredtfertige Beſitzer um 
deshalb erachten und ihnen bie Rechte eines redlichen Beſitzers abiprechen, weil ber 
beflagte Ehemann gegenüber dem eingetragenen Eigentümer wußte oder willen mußte, 
daß er weder Eigentümer fei noch es auf Grund des Vertrages und der Übergabe 
werben fonnte (8 19, LA ALR) Die Borfhriften 88 24—27, 29, L 15 LER. 
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feßen ben Erwerb der Sache voraus, der hier nicht vorliegt, da die Bellagten die Auf- 
lafſung nicht erhalten Haben. Nr. 1812. Nr. 1788. 


Nr. 1791. L Hilfe-Sen. 29. Juni 1880. IV* 399. 79. 8b. 2, Rr. 78, ©. 293. 

Mündlitde Nebenabreden. Anflefiung. 8 10 des Geſetzes über den Eigentums» 
erwerb u. |. w. vom 5. Mai 1872. (Preuß. R.) Ob ber im 8 10 a. a. O. ſanktio⸗ 
nierte Rechtsgrundſatz auch auf bie in den 88 127—129, LH A.L. R. gedachten münd⸗ 
lichen Nebenabreden zu fchriftlicden Verträgen zu beziehen ift, mag nicht unbedenklich 
erfcheinen. Das vormalige preußiſche Obertribunal Hat diefe Frage in mehreren Ente 
fcheidungen bejaht. (Vergl. Entſcheidungen des |bertribunals Bd. 81 ©. 9, Striethorft 
Ard. Bd. 99 ©. 317.) Es nimmt an, der Zweck des A.L.R. die Rechts⸗ unb Willens. 
gewißheit durch Nichtberückſichtigung mündlicher Nebenabreden möglichft feftzuftellen, 
fei im 8 10 a. a. D. aufgegeben. Werde durch bie Auflaffung der Formmangel des 
zu Grunde liegenden obligatorifchen Geſchäfts geheilt, fo Tönne allein der Vertrags⸗ 
wille, gleicäviel in welder Form er zum Ausdruck gebracht fei, für die Gegenleiftung 
maßgebend fein. Der Bertragswille fei aber ein einheitliher und in den Neben- 
beftimmungen ebenfo wirkſam als in ben flentialien bes Geſchäfts. Die entgegen- 
ftehende Anſicht würde zu dem Ergebnis führen, daß dem nur mündlich geichloflenen 
Vertrage eine größere Wirkſamkeit beimohnte, als bem teil münblich teils ſchriftlich 
zuftande gelommenen, was vom Geſetze nach feinem Grunde und Zwecke nicht gewollt 
fein Tönne. Bon diefer Auslegung des 8 10 a. a. D. abzuweichen, Tiegt fein Anlaß vor. 


Pr. 1792. V. Sen. 20. November 1886. V. 298. 86. Bd. 16, Nr. 61, ©. 267. 

Heilung bed Formmangeld durch Auflafſung. (Preuß. R.). Gemäß 8 10 des 
E.E.G. vom 5. Mai 1872 wird durch die Auflafiung die mangelnde Yorm bed Ge- 
fhäfts, in deſſen Beranlaffung die Auflaſſung erfolgt ift, geheilt, und dieje Bezeichnung 
bes Geichäfts ift fo allgemein, daß dadurch nicht allein diejenigen Geſchäfte getroffen 
werben, bei welden bie Leiftung des einen Teils durch die Auflaffung erſchöpft wird, 
fondern daß darunter auch foldde Geſchäfte fallen, bei welchen die Auflaffung nur einen 
Teil der Leiftung bes zur Auflaflung Verpflichteten darftellt, vorausgefeßt, daß nicht 
noch eine andere Auflafjung al3 Erfüllung des Vertrages ausfteht. Wer alfo bie ihm 
vertragsmäßig obliegende Auflaflung erflärt, wird dadurch nicht allein zur Forderung 
der Gegenleiftung berechtigt, fonbern auch verpflichtet, die ihm durch den Vertrag neben 
ber Auflaffung aufgelegten Leiftungen zu gewähren, fofern bie Mbreden darüber in 
ben Rahmen de3 Gejamtveräußerungsvertrages fallen. 


Nr. 1793. V. Sen. 22. April 1893. V. 9. 93. Bd. 31, Nr. 49, ©. 230. 

Sellung von Formmängeln durch bie Auflafiung, wenn durch biefe eine Reihe 
son Veränßerungöverträgen erfüllt wirb, bezüglich aller dieſer Rechtsgeſchäfte. 
(Preuß. R.). Der Bellagte Taufte durch den notariellen Vertrag vom 1. Oktober 1888 
von den Geſchwiſtern ®. ein Grundftück in Berlin und verlaufte davon al3bald die 
Bauftellen 1—7 an den Bauunternehmer 5. Für biefen wurde das Eigentum an den 
Barzellen im Grundbuche eingetragen, nachdem ihm die Geſchwiſter W. unmittelbar 
bie Auflaffung erteilt hatten. Der Kläger behauptet nun, daß zwiſchen H. und dem 
Bellagten vor und bei Abſchluß des fchriftlicden Vertrages mündlich verabredet worden 
jet, daß der Beflagte, falls von H. oder feinen Rechtsnachfolgern bei Nachſuchung der 
Banerlaubnis verlangt werden follte, auf dem Borlande des Grundftüds Gartenanlagen 
berzuftellen oder zu unterhalten, für diefe Laft aufzulommen und den Käufer bavon 
zu befreien habe. Da das Polizeipräſidium die Bauerlaubnis von Unlegung eines 
Borgartend abhängig gemadt und nur dann hiervon abjehen zu wollen erflärt bat, 
wenn das Borland ber Stadtgemeinde aufgelafien und bürgerfteigartig befeftigt werde, 
jo iſt der Kläger der Meinung, daß dem Bellagten die Verpflichtung erwachſen fei, 
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feinen Ablänfer H. von dieſer Berbiublichleit zu befreien Won H. hat ber Kläger bie 
Bauftellen 1—6 zu Eigentum erworben und dann, geftüht auf eine Geifion, wonach 
er bie dem H. ans dem Bertrage wegen biefer Trenuftüde zuftehenden Anfprüde ab» 
getreten erhalten, beantragt, deu Bellagten zu verurteilen, ihn von der Laft und Ver⸗ 
bindlichleit, das vor der VBanfluchtlinte unbebaut Tiegende Terrain auf dem Grund⸗ 
ftüde 1-6 gegen den Vürgerfteig und bie angrenzenden Rahbargrunbftäde mit einem 
eilernen Gitter einzufriebigen und dauernb als Garten zu unterhalten oder bad Terrain, 
nachdem e3 bürgerfteigartig befeftigt worden, an bie Stabtgemeinde Berlin abzutreten, 
nad Wahl des Klägers zu befreien. Der erfte Richter bat dem Antrage entſprochen, 
ber Berufungsrichter aber abändernd bie Klage abgewieſen. Auf die Reviſion bes 
Klägers ift das Berufungsurteil aufgehoben. Die Enticheidung des Berufungsrichters 
verftößt gegen 8 10 des E.E. G. vom 5. Mai 1872. Er geht vou der richtigen Anficht 
ans, daß das vom Kläger behauptete Ablonmen als eine mündliche Nebenabrede im 
Sinne des 8 128, 1.5 A.L. R. aufzufaſſen tft, die nicht den Vorfchriften des 9.8.8. 
unterliegt und bie nur dann als reditögültig augefehen werben Tann, wenn bie hinzn⸗ 
getretene Auflaſſung den Erforberniffen des 8 10 E.E. G. entſpricht. Auch darin ift 
dem Berufungsrichter beizutreten, daß biefe Geſetzesvorſchrift nicht nur auf bloß mände 
liche Verträge Anwendung findet, fondern auch auf unpollftändige ſchriftliche Berträge, 
und daß besbalb auch die vom Kläger behauptete mündliche Nebenabrede Gültigkeit 
erlangt hat, wenn ber Hanptvertrag durch Auflaflung des darin verlauften Grundftücks 
erfüllt worden ift. Dagegen gebt der Berufungsrichter fehl, wenu er im vorliegenden 
Halle die Borausfeßungen bes 8 10 E. E.G. vermißt. Nah 8 9 a. a. D. kann bie 
Eintragung des Eigentumdübergangeß® nad den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
angefochten werben. Die Geſetzesvorſchrift in 8 10 daf. bat eine doppelte Tragweite: 
fie ſchützt in erfter Meihe den Eigentumserwerb gegen jede Anfechtung, die ans der 
mangelhaften Yorm des ihre zu runde Liegenden Rechtsgeſchäfts hergeleitet werben 
fönnte, und fichert in zweiter Reihe die Nechte der Kontrahenten, bie aus bem form- 
Iofen Nechtögeichäfte fließen, die aber fonft wegen Formmangels nicht klagbar fein 
würden. Vorausſetzung der Vorſchrift tft hiernach, dab ſich der Gegenſtand der Auf- 
laſſung mit dem bes Vertrages bedt und die Auflafiung dazu dient, den Vertrag zu 
erfüllen. Died wird auh vom VBerufungdrichter nicht verfannt; er faßt aber daB 
leßtere Erfordernis zu eng auf, wenn er meint, baß die bei der Auflaffung thätigen 
Berfonen in allen Yällen mit den Vertragskontrahenten ibdentifh fein müßten. Im 
Verkehr mit Srundftüden ift es üblich, daß die Auflaſſung, fobalb mehrere Kaufverträge 
über denſelben Gegenftand hintereinander geſchloſſen worden, zur Erſparung von 
Weiterungen und Koften mit Übereinftimmung aller Beteiligten von dem erften Ver⸗ 
fäufer unmittelbar an den lebten Käufer geidhieht, und es würbe den Intereſſen des 
Berlehr3 und der Abſicht des Geſetzes nicht entipredhen, wenn man bier ans dem 
Grunde, weil nicht jeder Vertrag befonders durch Auflaſſung vollzogen ift, Die ge 
ſchehene Auflafjung, obwohl fie fonft allen Erforderniffen des Geſetzes und dem Willen 
der Beteiligten entipricht, der Anfechtung wegen Formmangels des Vertrages unter 
werfen und der ganzen Reihe der zu Grunde liegenden Verträge den Schnt des 8 10 
E.E.G. verfügen wollte. Im vorliegenden Yalle kommen zwei Raufverträge in Betradit. 
Durch den erften haben die Geſchwiſter W. die Grundftüde an den Bellagten, durch 
den zweiten hat biefer fie an deu H. verkauft. Die Auflaffung tft von den Geichwiftern 
®. unmittelbar an H. erfolgt und zwar, wenn die Behauptung des Klägers richtig ift, 
im Einverftändnifie ſaͤmtlicher Vertragichließenden. Im Weſen der Auflaſſung liegt 
es, daß nur die Geſchwiſter W. und H. dabei thätig jein fonnten. Dies fließt aber 
nit aus, daß durch den Auflaſſungsakt und die fi diefem anfchließende Eigentums- 
eintragung beide Raufverträge, die über das Grundftäd vom Bellagten geſchloſſen 
waren, zugleich erfüllt wurden. Bei dem erften Vertrage beftand feine Berpflichtung 
darin, feinen VBerläufern, den Geſchwiſtern W., bie gelaufte Sade abzunehmen; 
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ein Anſpruch, dab ber Bellagte Eigentümer der Grundftüde würde, war jenen aus 
dem Bertrage nicht erwachſen, dem Bellagten blieb vielmehr unbenommen, bie Befug- 
niſſe, die ihm das obligatorifche Verhältnis einräumte, felbft oder durch einen Unberen 
auszuüben. Dieſen Vertrag erfüllte er dadurch, daß auf feine Anweiſung die Geſchwiſter 
W. die Srundftüde an H. aufließen und fo durch ihn ihres Eigentums daran entlebigt 
wurden. Durch den zweiten Vertrag war ber Bellagte verpflichtet, feinem Käufer 9. 
ba3 Eigentum an ben verlauften Barzellen zu verfhhaffen. Wer ihm das Eigen- 
tum übertrug, war für 5. ohne Interefie, wenn es nur in Erfüllung des Vertrages 
ihm gewährt wurde. Der Bellagte erfüllte daher feine Verpflichtung gegen H. dadurch, 
daß er die Geichwifter W. anwies, das Eigentum unmittelbar auf jenen zu übertragen, 
und diefe dem Auftrage nachlamen. Es ergiebt fich hieraus, daß der Beklagte durch 
die Auflaflung, wenn fie auf feine Anweiſung geſchehen ift, gleichzeitig beibe Kauf- 
verträge erfüllt Hat. Daraus folgt aber weiter, daß dann nicht bloß ber erfte, fondern 
auch der zweite Vertrag nad 8 10 E. E.G. zu beurteilen find und ber Bellagte Form⸗ 
mängel, an denen ber letztere leidet, vorzuſchützen nicht befugt iſt. In dem Urteile 
des IV. Senats vom 30. Mat 1883 hatten die Bellagten das Nechtögeihäft durch einen 
Bevollmächtigten abgeichloffen, diefer aber hatte die Auflaffung im eigenen Namen 
entgegengenommen und für fich bie Eigentumseintragung erlangt. Der Vertrag war 
baber durch Auflaſſung an den anderen Kontrahenten nicht erfüllt und dadurch bie 
Anwendung des 8 10 a. a. D. ausgeſchloſſen. Ebenſowenig fteht ein Urteil bes 
V. Senat3 vom 26. November 1887 entgegen. Dort ift zwar der Sab ausgeſprochen, 
daß unter dem im 8 10 a. a. D. erwähnten Nechtögefchäfte nur das der Auflaffung 
zu Grunde liegende Gefchäft zwiichen ben Parteien zu verftehen ſei, zwifchen denen 
das Wuflaffungsgeihäft vorgenommen wirb, nicht aber ein Geſchäft, das einer ber 
beiden Auflaffungsfontrahenten mit einem Dritten eingegangen ift. Aber die vorliegende 
Frage zu erörtern, lag damals keine Beranlaffung vor. Denn jener Fall unterfcheidet 
fi inſofern von dem jeßigen, als der Kläger damals das von ihm erlaufte Grund⸗ 
ftäd dem Auflaffjungsempfänger nicht weiter verlauft, fondern, um ber Verpflichtung 
gegen feinen Berfäufer Iebig zu werben, zwiſchen diefem und dem Auflaffungsempfänger 
einen neuen Faufvertrag vermittelt Hatte, und daß auf Grund biefes Vertrages bie 
Auflaffung erfolgt war. 


Nr. 1794. DIL Sen. 12. Februar 1895. IIL 278. 94. Bd. 35, Nr. 43, ©. 175. 

Nichtheilung des Formmangels der im Kaufvertrage vom Verkäufer zur Bor- 
nahme der Auflafiung erteilten Vollmacht burg bie erfolgte Eintragung bes Käufers 
in Das Grundbuch. 8 10 E. E.G. vom 5. Mai 1872 (Preuß. R.). Der zwiichen ben 
Barteien abgeichloffene und von den Klägern angefochtene Kaufvertrag trägt die notariell 
beglaubigten Unterjchriften der beiden Kläger ald Verkäufer und bes Bellagten: ald 
Käufers. Außer den Kaufbebingungen enthält er im 8 6 eine Bollmadit, wodurch die 
Kläger ben Gerichtsdiener K. ermächtigen, für fie vor dem Grundbuchamte die Auf- 
lafiungserflärung abzugeben. Dies ift durch K. gefhehen und darauf der Beflagte ala 
Eigentümer im Grundbuche eingetragen. Die Kläger beftreiten nun die Rechtsgültigkeit 
bes Kaufvertraged, der Vollmacht und der Eintragung, weil der eine Mitfläger nicht 
jchreiben könne; feine Unterfchrift fei nur dadurch ermöglicht morben, daß ber beglau- 
bigende Notar ihm die Hand geführt habe. Ohne ben dafür angebotenen Beweis zu 
erheben, hat das Berufungsgericht den Yormmangel des Vertrages ald durch die er- 
folgte Auflaſſung geheilt, daher den Vertrag und die Auflaflung als formell rechts⸗ 
wirffam angefehen. Diefe Begründung iſt nicht frei von Rechtsirrtum. Es ift zwar 
richtig, daB nah 8 10 E. E.G. vom 5. Mai 1872 durch die Auflaffung die Formmängel 
bes die Auflaſſung veranlaffenden Rechtögeichäfts geheilt werden; weiter gebt 
aber die Wirkung nicht, Nur der Kaufvertrag iſt das Rechtsgeſchäft, wodurch die Auf⸗ 
laſſung veranlaßt ift, nicht die nur äußerlich damit verbundene Vollmacht. Auch dieſe 
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erfordert ſchriftliche Form, die, wenn ber Mitkläger wirklich Analphabet if, nad 
88 172 LIALUR, nicht gewahrt fein würde. Fehlte es aber an einer gültigen 
Vollmacht, fo kann an fi} bie Auflaſſung von den Klägern wirkſam angefochten werben; 
damit würde auch bie heilende Wirkung bes 8 10 a. a. D. befeitigt, dann aber ber 
Kaufvertrag wegen ungenügender Form ungültig fein, ohne baß es auf die Simulation 
anfäme. Daß ber Grundbuchrichter auf Grund der äußerlich genügende Unterfchriften 
tragenden unb notariell beglaubigten Urkunde die Auflafjungserflärung entgegennehmen 
und die Umſchreibung vornehmen durfte, ändert daran nichts. 


Nr. 1795. II Hilfs-Sen. 8. Juli 1880. V* 228. 79. Bd. 2, Nr. 71, ©. 258, 

Erwerb gegen Entgelt. (Preuß. R.). Der Ausdrud „Entgelt” in 89 Abi. 2 des 
Eigentumserwerb3- u. ſ. m. Geſetzes vom 5. Mai 1872 ift nicht bloß von einer ver- 
tragsmäßig bedungenen Gegenleiftung, fondern in einem weiteren Sinne zu verftehen. 
Unter der linentgeltlichfeit des Erwerbers ift Die bloße Bereicherung des Erwerbers 
gemeint. Der eigentlihe Sinn der gebachten Beftimmung ift der, daß die bloße Be⸗ 
teicherung des Erwerbers ebenfowenig Beitand haben ſoll wie der unrebliche Erwerb. 
Ein Erwerb gegen Entgelt im Sinne der gedachten Borjchrift ift danach immer an« 
zunehmen, wenn berfelbe durch eine entiprechende Bermögensverminderung in der Perſon 
bes Erwerbers aufgemogen wird oder lediglich beziwedt, einen anderen entgeltlihen Er- 
werb desjelben zu ſichern. Ein entgeltlicher Erwerb liegt jelbft in dem nachträglichen 
Erwerbe einer Hypothek für eine bereit# früher gegen Entgelt erworbene Forderung, 
wenngleih für die Hypothekbeſtellung eine befondere @egenleiftung nicht gewährt wirb. 
Die Forderung und das lediglich accefforiiche Recht ber Hypothek ericheint babei nur 
als ein zufammengehöriges, einheitliches Recht und der für die Forderung gewährte Ent- 
gelt daher zugleich mit ald Entgelt der Hypothek. Was in diefer Beziehung von vertrags- 
mäßig beftellten Hypotheken gilt, muß ebenfo von Erefutionshypothefen gelten. Daß 
nicht die endgültige Eintragung der Hypothek, fondern nur ihre Bormerlung erfolgte, 
ändert hieran nichts. Nr. 4130. Nr. 4118. Nr. 1819. Nr. 2018, 


Nr. 1796. V. Sen. 27. Februar 1884. V. 325. 83. Bd. 11, Nr. 62, ©. 275. 

Eigentumserwerb durch Zuſchlag bei unricdhtiger Eintragung im Grundbuche. 
88 13, 14, 43, 47 Subhaftationsordnung vom 15. März 1869. 8 16 bes Geſetzes betr. 
die Bmwangspoliftredung in das unbemweglihe Bermögen vom 4. März; 1879. 8 834 
EBD. (Preuß. R.). Das verfteigerte Grundftüd Hatte bereit3 vor Einleitung ber 
Subhaftation und Hat auch noch jetzt zwei verfchiedene Blätter im Grundbuche. Es 
wurde vor Einleitung der Subhaftation an den Beklagten veräußert und aufgelafien 
und al3 defien Eigentum auf einem jener Blätter eingetragen, währenb es auf dem 
anderen Blatte als Eigentum des VBeräußererd ftehen blieb. Gegen dieſen wurde es 
zuſammen mit anderen auf bemfelben Blatte eingetragenen Parzellen zur Subhaftation 
gebracht, bei welcher der Hypothekenſchein über das Grundbuchblatt zum Anhalte diente, 
auf welchem der Subhaftat ald Eigentümer verzeichnet war. Eine Zuziehung des Be⸗ 
Magten zum Berfahren unterblieb; derſelbe hat fih auch auf das Yufgebot der un⸗ 
befannten Realberechtigten nicht gemeldet. Bas Grundftüd ift dem Kläger zugeichlagen, 
leßterer auch ald Erfteher im Grundbuche eingetragen. Der Bellagte, ber fih im Be 
fige befindet, verweigert die verlangte Herausgabe und beantragt widerflagenb die Ver⸗ 
urteilung bes Klägers, das Eigentum des Bellagten anzuerkennen und in bie Röfchung 
der betreffenden Eigentumseintragung zu willigen. Unter Aufhebung des dem Beklagten 
ungünftigen Urteil3 hat das Reichsgericht den Kläger abgewielen und ihn nad der Wider- 
Mage verurteilt. Rechtsirrtümlich ift die Unnahme des Verufungsgerichts, daB der Be- 
Hagte durch das im Subhaftationspatent enthaltene Aufgebot und die mit bem Zuſchlags⸗ 
beicheide verbundene Präffuforia betroffen worden fei und deshalb fein Eigentum verloren 
babe. Eine Präflufion unbefannter Realberechtigter trifft nit ein, wenn in der 
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Öffentlichen Aufforderung dad betreffende Grundſtück ungenügend bezeichnet worden ifl. 
Das Geſetz verlangt im 8 13 Nr. 2 Subhaftationdordnung vom 15. März 1869 eine 
Bezeichnung, welche genügt, das Grundſtück von anderen zu nnterfcheiden. Die dem 
Grundbuche entnommene Bezeichnung paßte nicht auf das Grundftück des Beklagten. 
Das Zuſchlagsurteil ſchafft, wie jedes andere Urteil nur Recht unter den Parteien, be- 
rührt im Subhaftationsverfahren alfo nur diejenigen, denen gegen basjelbe das Rechts⸗ 
mittel der VBeichmerde zufteht. Dazu gehören neben dem Bieter und Erfteher nad) 
8 47 der Subhaftationdorbnung vom 15. März 1869 nur bie im 8 14 dafelbft auf 
geführten Subhaftationsinterefienten, zu welchen bie unbelannten Realberechtigten nicht 
zählen. Der Kläger kann fih auch nicht auf den Glauben des Grundbuches berufen. 
Darin war ſowohl der Subhaftat wie auch der Beklagte ala Eigentümer desfelben Grund⸗ 
ftüdes eingetragen. In einem folchen Falle, in bem bie Beurfundungen des Grund⸗ 
buches fi widerfprechen, bat weber die eine noch die andere den öffentlichen Glauben 
für ih. Nr. 1750. 


Kr. 1797. V. Sen. 24. September 1887. V. 137. 87. Bd. 19, Nr. 61, ©. 321. 

Eigentumsdübergang durch gerichtlichen Berlauf. Kenutnis bes Erfichers vom 
älteren Titel eines Dritten. (Preuß. R.). In den Entiheibungsgründen des Be⸗ 
rufungsrichter8 wird ausgeführt, der Subhaftationsrichter habe keine Beftimmung darüber 
getroffen, ob bie ftreitigen Gegenftände mit dem Gute zum Verlaufe geftellt werden 
follten, vielmehr dahingeftellt fein laſſen, ob diefe Rechtswirkung kraft Geſetzes eintrete. 
Der Berufungsrichter folgert, daß mithin die allgemeinen Grundſätze über Kaufverträge 
zur Anwendung fommen. Bu diefen rechnet er die Borfchriften der 88 24, 25, I. 10 
ALR. Da bier der Bellagte zur Zeit der Verfteigerungstermines des Grundſtücks den 
in der ftattgehabten gerichtlien Auktion erfolgten Anlauf der ftreitigen Sachen durch 
den Kläger fannte, fo habe ſich der Bellagte nicht in gutem Glauben befunden unb 
alſo auch nicht durch das Bufchlagsurteil das Eigentum an ben Saden erworben. 
Diefe Entjcheidung verftößt gegen Rechtögrundfäte. Wenn aud der Kläger burch den 
Anlauf in der Auktion das Eigentum an ben ftreitigen Gegenftänden erworben 
hatte, fo blieben fie nach 8 30 bes E.E.&. vom 5. Mai 1872 den Pfandgläubigern bis 
zur ränmlidhen Trennung von dem Gute verhaftet und konnten von ihnen mit dem 
Gute zum Verlaufe geftellt werden. Unftreitig haben die Sachen vor ber Auktion dem 
früheren Befiger des Gutes gehört. An der Verkaufsbefugnis der Gläubiger ift auch 
durch das Gefeh vom 13. Juli 1883 nichts geändert. Aus 88 1, 16 des cit. Geſetzes 
folgt, daß bie Kenntnis des Eigentumswechſels an den ftreitigen Sachen, fofern fie als 
Bubehör des verfauften Grundftüds anzufehen waren, allein den Erfteher nicht in böfen 
Glauben verjeken konnte. Hier Tagen die thatfächlichen Grundlagen zur Anwendung 
der 88 24, 25, L 10 A.L.R. nicht vor Wenn ber Eigentumswechſel allein das Pfand- 
recht an den Bertinenzien nicht aufhob, fo konnte nad) 8 445, I. 20 ALM. dies auch 
nicht bei gerichtlich verkauften und auf dem verpfändeten Srundftüde verbliebenen Per⸗ 
tinenzien ber Fall fein, da der Eigentumsühbergang duch gerichtlichen Verlauf feine 
anderen Rechtswirkungen als bie durch Privatverfauf und Tradition eintretenden er- 
zeugt. Nr. 3793. 


Nr. 1798. V. Sen. 1. November 1890. V. 148. 90. Bd. 27, Nr. 48, ©. 199. 
Mündlicher Kaufvertrag über Grunbftäde als geeigneter Titel für bie Erfikung. 
Vollendung ber Grfisung eines Grundſtücks gegen die Erben bed eingetragenen 
Eigentümers nad) dem Jukrafttreten des Eigentumßerwerbögejeges vom 5. Mai 1872 
(8 6). (Preuß. R.). Unter dem im 8 579, J. 9 A.L.R. gedachten Titel ift ein folcher 
zu verftehen, welcher als formell und materiell rechtsgültiger Rechtsgrund den thatfäch- 
lichen Befig von Anfang an zum Rechtserwerbe gemacht haben würde, wenn der Mangel 
im Rechte des Auklors nicht vorhanden geweſen wäre. Ein derartiger Titel ift ber 
4* 
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mündliche Vertrag in ben Fällen, wo das Geichäft Schriftform verlangt, nicht. Der 
Kläger kann deshalb fein Eigentum an bem ftreitigen Aderftüde auf bie ordentliche Er⸗ 
figung nicht ftüßen, und es kommt ſonach nur in Frage, ob die Erforderniſſe ber außer- 
ordentlihen Erfigung vorhanden find. Die Vorausfegungen des 8 625, J. 9 A.L. R. 
treffen bier zu. Ein Bedenken gegen bie Neblichkeit ift nicht angeregt. Der Umftanbd, 
daß der Käufer nach Beginn der Erfitung zum Vormunde ber minderjährigen Kinder 
des verftorbenen Verkäufers beftellt worden ift, hat Die Fortſetzung derſelben nicht unter- 
brochen (8 530, 1.9. AULR.) Auch der 8 511, L 9 A.L.R. fteht dem Unfange ber 
Erfigung nicht entgegen, weil das darin ausgeiprochene Verbot fih nur auf dingliche 
Rechte an eingetragenen Grundſtücken, nicht auf das Eigentum felbft bezieht. Nr. 1800 
Nah) 3 6 des E.E.G. vom 5. Mai 1872 fol ferner gegen denjenigen, ber ald Eigen- 
tümer eines Grundftücks eingetragen ift, die Erligung nicht ftattfinden. Ob bie Ein- 
tragung nach dem früheren Recht oder nach dem Inkrafttreten des E. E.G. erfolgt ift, 
macht Teinen Unterfchied, benn die Ubficht des Geſetzgebers war Ausichluß der Erfigung 
al8 Erwerb3art des Eigentums gegen den eingetragenen Eigentümer. Das Reichs⸗ 
gericht Bat aus diefer Auffaffung des Geſetzes gefolgert, daß auch die Bollendung einer 
nah früherem Rechte begonnenen Erfitung feit dem 1. Oktober 1872 nicht mehr zu- 
läffig ift, weil nach dem Inkrafttreten des E.E.G. die Möglichkeit der Nechtäbildung nur 
nach defien Borfchriften zu beurteilen fei. Ar. 1800. Im gegebenen Falle hat jedoch 
eine Umfchreibung bed Eigentums nad) dem Tobe bed Berläuferd K. auf feine Erben 
nit ftattgefunden. Die Entſcheidung der Sache hängt deshalb von ber Frage ab, ob 
bie gegen K. rechtögültig begonnene Erfitung gegen deſſen nicht eingetragene Erben 
vollendet werben konnte. Das muß bejaht werden. Der 8 6 E. E. G. hat nicht (wie 
wie der Entwurf des B.G.B. für das Deutiche Reich 8 881 Motive Bd. 3 ©. 358 ff.) 
ben Grundſatz aufgeltellt, daß die Erfigung als Eigentumserwerb3art von Srundftüden 
oder im Grundbuche eingetragenen Srundftüden ausgeichloffen fein fol. Die Erjigung ift 
durch das E. E.G. nur gegen ben eingetragenen Eigentümer auögeichloffen. Es war 
beabfichtigt, die Schwache Bedeutung der früheren Vefigtitelberichtigung zu befeitigen und 
ber Eintragung die Bedeutung des Erwerbäaftes beizulegen. Die Motive bemerken zur Er. 
läuterung bes Geſetzes, daß der Eigentümer, folange er Iebt, fein Recht nur durch Auf- 
laſſung an einen Anderen verlieren tönne. In denjenigen Fällen aber, wo das Eigentum 
ohne Auflaffung erworben werben kann, bat das Geſetz deu neuen nicht eingetragenen 
Eigentümer gegen die Wirkungen ber Erfigung nicht ſchützen wollen. Der86 a. a. D- 
konnte daher die Vollendung ber rechtömäßig angefangenen Erfigung gegen bie nicht ein- 
getragenen Erben bes K. nicht hindern. In betreff der nach 8 625,1. 9 A.L. R. für die Bollen- 
bung der Erfigung vorgefchriebenen Zeitdauer von dreißig Jahren befteht ein Biweifel nicht. 


Nr. 1799. II. Sen. 24. Februar 1891. III. 227. 90. Bd. 27, Nr. 63, ©. 255. 

Erwerb bes Eigentums an Kirchböfen durch Erfigung (Preuß. R.). Die für 
ihr Eigentum an ſich beweispflichtige Klägerin (Kirchengemeinde) ift mit Rückſicht auf 
die Lage des die Kirche unmittelbar. umgebenden Kirchhofes durch die in 8 183, IL 11 
A.L.R. zu findende Mechtsvermutung von dieſem Nachweiſe befreit. Nach preußiichen 
Net gehören die Kirchhöfe zu den dem Verkehr entzogenen Sachen. Un folchen tft jeboch 
ein Brivateigentum, und zwar nicht bloß von Gemeinden, fondern aud von Privat» 
perfonen möglih. Nr. 2691. In 8 190, IL. 11A.L. R. wird nicht ausnahmsweife das 
Gigentum einer Stadt» ober Dorfgemeinde zugelaflen, ſondern dieſe WMöglichlett als 
ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt. Nah 8 581, .IALUR. kann eine Sache, weldhe durch 
Geſetz dem bürgerlichen Verkehre ganz entzogen ift, durch Teine Verjährung erworben 
werden. Dieſe auch anf Kirchhöfe anzumendenbe Beſtimmung hindert zwar nad) rich- 
tiger Anficht nicht die Erfigung aller Brivatrechte, jedenfalls aber foldher, die bie Ver⸗ 
wendung ala Kirchhof beeinträchtigen Tüönnen. Ob man danach an Öffentliden Sachen 
jeden „Erwerb de3 Eigentums durch Dritte ohne den Willen des jebigen Eigentümers 
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3 B. buch Erſitzung“ für unzuläffig Halten muß oder bie Eigentumderfigung dann 
zulaflen Tamm, wenn ber Kirchhof im Eigentum nicht der Kirchengemeinde, fondern eines 
Dritten ftand und erftere nur ein dingliches Necht auf Benutzung des Kirchhofed zum 
Begräbnisplag Hatte, fo daß bie Erfigung mit biefer fortdauernben binglichen Belaftung 
erfolgt, kann hier dahin geftellt bleiben, ber Kirchengemeinde ald Eigentümerin gegen- 
über muß jedenfalls die Eigentumserfigung für unzuläffig gehalten werben. Denn bie 
Kirchengemeinde gebraucht den Kirchhof Traft ihres Eigentums, mit beflen Erfigung durch 
einen Dritten fie jedes Privatrecht auf fernere Benutzung verlieren würbe, da weder 
außer dem Eigentume ein beichränftes Nutzungsrecht an berjelben Sache ihr zugeftanden 
werden Tann, noch eine teilweiſe Erfikung des Eigentumsrecht3 in der Weiſe möglich 
it, Daß dem bisherigen Eigentümer ein ſolches Nubungsrecht verbleibt. Die troß der 
Erfigung etwa fortdauernbe Verkehrsbeſchränkung würde ben neuen Eigentümer nur an 
einer ber Beftimmung bes Kirchhofes wiberfprechenden Beräußerung, nit aber an 
anderer thatjächlicher Verwendung hindern, fofern nur den Borfchriften des öffentlichen 
Nechts bezüglich ber bereit vorhandenen Gräber entiprocdhen würde Bas frühere 
preußifche Obertribunal hat nur bie Erfigung von Erbbegräbniffen, aljo völlig ent- 
ſprechend der Beftimmung bes Kirchhofes, zugelafien, die von Grundgerechtigkeiten aber 
verneint. Das Reichsgericht Hat die Erſitzung einer Fußwegsgerechtigkeit mit der Be⸗ 
grändung für unzuläffig erflärt, daß nach den Beitimmungen des A.L.R. Kirchhöfe, 
folange und foweit fie dem Bwede, bem fie gewidmet worben, dienen, dem gemeinen 
Berfehre entzogen und folgeweife der Erfigung unzugänglich find, ſowie daß dieſe Ber- 
fehröbefchräntung des Kirchhofes fich nicht bloß anf die Flächen erjtredt, Die zur An⸗ 
fegung von Gräbern beftimmt find, fondern auf alle Teile des Kirchhofes, auch bie- 
jenigen, die als Bugänge zu ben Gräbern dienen. Im vorliegenden Falle ift aus dem 
Gelichtspuntte einer Widerlegung der Nechtövermutung das Vorbringen ber beflagten 
Samtgemeinde bisher nicht geprüft. Die letztere wirb auf die negatorifche Klage nur 
verurteilt werben können, wenn entmweber ber von der Klägerin behauptete Eigentums- 
erwerb durch Überweifung im 17. Jahrhundert Mar geftellt oder wenn bie für bie 
Klägerin fprechende Bräfumtion nicht widerlegt wird. 


Nr. 1800. V. Sen, 27. Februar 1886. V. 113. 85. 8b. 15, Sr. 59, ©. 256, 
Fortſetzung ber Erfiuung gegen deu eingetragenen Eigentümer nach dem Ju⸗ 
en bes 8 6 bed E.E.G. vom 5. Mai 1872. (Preuß. R.). Stimmt man 
ber Anſicht bei, daß die in 8 511, L 9 A.L.R. gegebene Borfchrift fih nicht auf das 
Eigentum, fondern nur anf dingliche Nechte bezieht, jo fteht die Eintragung bes Eigen- 
tumes im Grundbuche dem Eigentumsderwerbe durch Erfigung nad dem A.L.R. nit 
entgegen. Dan wird auch die Konfequenz zugeben müflen, Daß derjenige, welcher vor 
dem 1. Dftober 1872 dur Erſitzung das Eigentum erworben hat, dies Recht aud) 
nad dem Inkrafttreten des E. E.G. vom 3. Mai 1872 und der G. B.O. von dbemfelben 
Zage gegenüber dem vor biefem Zeitpunkte eingetragenen Eigentümer geltend machen 
kann. Denn es läßt fich nicht annehmen, daß diefe neuen Geſetze wohlerworbene Rechte 
des Naturaleigentümers haben aufheben wollen. Muß man aber weiter Davon aus⸗ 
gehen, daß die Erfisung nad dem 1. Oktober 1872 Teine Eigentumderwerböart gegen 
den eingetragenen Eigentümer bilbet, fo folgt daraus, daß eine zu diefem Beitpunfte 
noch nicht beendigte Erſitzung nicht weiter fortgeſetzt und nicht vollendet werden kann. 
Denn ein wohlerworbenes Recht auf die Fortſetzung der Erſitzung hat der Erſitzende 
nicht. War das Recht aber noch nicht erworben, ſondern vollzieht ſich der Eigen⸗ 
tumserwerb erſt nach dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes, ſo kann die Möglichkeit 
der Rechtsbildung auch nur nach deſſen Vorſchriften beurteilt werden. Nr. 1798. 


Nr. 1801. IL Gen. 14. März 1881. IL. 296. 80. Bd. 4, Nr. 92, ©. 345. 


GErfitung. Code civil. Art. 694. (Mhein. R.). Der Kläger hat dad Eigentum 
an dem bier fragliden Terrain durch 3Ojährige, mit bem Sabre 1840 beginnende Er- 
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figung erworben, die ftreitige Einrichtung, Rinne und Abfallrohr, mittels deren das 
Megenwafler von dem Dache des Wohnhaufes des Beklagten auf jenes Terrain abfließt, 
ift etwa im Jahre 1860, als Lebterer noch Eigentümer des Terraind war, angebracht 
worben. Diefe Einrichtung, die die Merkmale einer offenen und ftändigen Servitut 
hatte und den Beſitz des Kläger? an dem fraglichen Terrain beichränfte, hat alſo 
während eines erheblichen Teild der Erfigungszeit beftanden. Als daher der Beſitz 
bes Klägers mit dem Ablauf der Erfigungdzeit zu Eigentum wurde, blieb jene Be⸗ 
ihränfung nad dem Rechtöfage tantum praescriptum quantum possessum, ber nicht 
lediglich in räumlicher Beziehung gilt, wirkſam. Die Beichränfung würde, wenn der 
Beklagte das fragliche Terrain an den Kläger veräußert hätte, mangels gegenteiliger 
Vereinbarungen altiv und paſſiv fortgedauert haben (Urt. 694 code civil), und es ift 
fein juriftiider Grund erfichtlich, weshalb der Kläger bei dem Erwerbe durch Erfigung, 
dem ja auch eine Beräußerung im weiteren Sinne des Wortes zu Grunde Tiegt, bier 
günftiger geftellt fein follte. Die Klage auf Befeitigung der Einrichtung ift daher mit 
Recht abgemiejen. 


Nr. 1802. IL Sen. 10. April 1885. IL 479. 84. Bb. 14, Nr. 79, ©. 304. 

Der Titel als Erfordernis der zehnjährigen Erfigung. Urt. 2265 code civil. 
(Rhein. NR.) Nach rheiniih- franzdfiihem Recht erforbert die zehnjährige Erfikung 
(Art. 2265 code civil) als zwei felbftändig nebeneinander ftehende Be— 
dingungen einen rehtmäßigen Titel, welder die objeltive Grundlage der- 
felben bildet, und baran anfnüpfend „guten Glauben” (vergl. Art. 550 a. a.D.). Ein 
Butativtitel, wie ihn das römiſche Recht zuläßt, ericheint ausgefchloffen. Als ein recht⸗ 
mäßiger Titel kann nun grundfäglich nur der gelten, welchem im gegebenen Falle, ab- 
geiehen von den feiner Wirkſamkeit entgegenftehenden Mängeln, das Eigentum bes 
Srunbftüds, um das es fich handelt, übertragen haben würde. Dies fegt aber voraus, 
daß fich der Titel auf dies Grundftüd beziehen, dad Objekt ber Erjigung auch das 
Objekt des Titel3 fein muß, was im Beftreitungsfalle derjenige, welcher einen Titel 
als Grundlage der Erfitung anruft, zu beweifen hat. So fteht bem Erwerber eines 
Grunbdftüdstompleges, z. B. eines Gutes, einer Meierei u. |. w., ber Nachweis zu, daß 
ein einzelne® Immobile, welches nicht in dem Erwerbsakte ausdrüdlich aufgeführt ift, 
einen Beftandteil desjelben bildet und deshalb al3 in bem erfteren mitinbegriffen anzu- 
fehen ift. Unbedenklich kann aber derjenige, defien Titel fich nur auf einen Teil bes 
von ihm befeffenen Grundftüdd erftredt, auf diefen die Erfitung des darin nicht be 
griffenen Teils des leßteren nicht ftägen. 


Nr. 1803. IL Sen. 30. November 1886. IL 244. 86. Bd. 17, Nr. 69, S. 308. 

Befik. Verjährung. (Rhein. R.) Der Urt. 2234 code civil verlangt zunächſt 
den Beweis des Beſitzes vor Alters und fodann, getrennt hiervon und ohne daß ein 
Bufammenhang des früheren Beſitzes mit dem gegenwärtigen unterftellt wird, ben 
felbftändigen Beweis de3 gegenwärtigen Beſitzes. Erſt wenn aud ber letztere 
Beweis geführt ift, tritt die im Artikel ausgeiprochene Vermutung bezüglich der Zwiſchen⸗ 
zeit ein. Wenn nun zum Beweiſe ded gegenwärtigen Beſitzes nur eine einzige Belik- 
handlung geltend gemadt wird, fo muß diefe Handlung fo beichaffen fein, dab aus 
ihr allein fich unzweifelhaft die Herrihaft des Handelnden über die Sache ergiebt 
(Art. 2228 code civil). Eine derartige Innehabung konnte aber aus derjenigen Hand» 
lung, wegen beren der Kläger auf Grund des preußiſchen Forftdiebjtahlgejeßes vom 
15. April 1878 vor den Strafrichter geftellt ift, nicht entnommen werden. Der Straf- 
richter hatte mit Rüdfiht auf den Einwand des Klägers, daß er Eigentümer der Wald- 
parzelle ſei, diefem durch Beſchluß aufgegeben, feinen Anſpruch an zuftändiger Stelle 
zu erheben. Das gegen ben Kläger infolge erhobener Anklage eingeleitete Strafverfahren 
enthält einen Widerſpruch gegen die fragliche Beſitzhandlung, welche die Befigausfibung, 
wenn nicht verhindert, jo doch mindeſtens höchſt zweifelhaft gemacht hat. 
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3. Erwerb und Berluf des Eigentums an beweglichen Sachen. 
8.0.8. 88 929-984. 


I. 804, 805, 874—928. IL 842—898. IIL 913—968. M. II. 95, 332—396. 
D. 132—136. E.G. Art. 69, 181 Ubf. 2, 185. Windiheib L 88 153—157, 165, 
166, 170-191, 199. Stobbe I. 88 145—153. Dernburg I 88 225—239, 
246—249. Endemann IL 88 169—174, 188, 199 Nr. 5 unb 6. 
Tradition. 
Nr. 1804. IL Sen. 14. Juni 1887. IL 37. 87. Bd. 18, Nr. 75, ©. 352. 
Saudgefchent, Vefigäbertragung. Art. 894, 931 code civil. (fein. R.). Iſt 
auch richtig, Daß zu einem wirkſamen Handgefchent eine wirfliche Übertragung des Be- 
figes im Sinne des Art. 1141 code civil vorausgeſetzt wird und eine bloße Erflärung 
des Schenfgeberd, daß er die geſchenkten Gegenftände fernerhin für den Beſchenkten 
befigen wolle, dieſe Befigübertragung (Tradition) nicht erfegen kann, jo kann doch nicht 
zugegeben werden, daß ein Handgeſchenk durch Hinterlegung von Wertpapieren für ben 
Beichenften überhaupt nicht verwirklicht werben könne. Hätte der Kläger in der Ab⸗ 
ficht, dem Bellagten ben Beſitz an den Papieren zu übertragen, dieſe auf defien Namen 
bei der Bank in ber Weiſe hinterlegt, daB der Lebtere thatſächlich in der Lage geweſen 
wäre, über die Bapiere frei gu verfügen, und hätte er insbeſondere dem Beklagten bie 
auf defien Namen Iautenden Empfangsicheine vorbehaltlos übergeben, fo würbe dadurch 
ber wirfliche Beſitz (possession reelle) an ben Bapieren auf den Beklagten ebenjo über- 
tragen worden fein, wie wenn ber Kläger die Papiere dem Bellagten übergeben und 
biefer fie dann jelbft Hinterlegt hätte. Eine derartige Hinterlegung hat aber nad) 
den thatſächlichen Seftftellungen nicht ftattgefunden. Vielmehr hat ber Kläger bei ber 
- Hinterlegung nicht bloß die Couponsbogen fondern auch die von ber Bank audgeftellten 
Empfangsbeicheinigungen zunäcft in feinem Befige behalten nnd außerdem ben Banl- 
beamten gegenüber Äußerungen gemacht, aus welchen diefe den Schluß zogen, ohne be 
fondere Ermächtigung des Klägers dürften die hinterlegten Wertpapiere dem Bellagten 
auch gegen Aushänbigung der Empfangsfcheine nicht ausgeliefert werden. Später hat 
nun allerdings der Kläger dem Bellagten die Empfangfcheine ausgehändigt. Gleich⸗ 
wohl fehlt e3 an wejentlichen Vorausſetzungen eines gültigen Handgeſchenkes. Bwar 
findet die Vorfchrift des Art. 931 code civil, wonach eine Schentung nur durch 
Notariatsakt geichehen kann, dann keine Anwendung, wenn es ſich um bewegliche 
Sachen (res oorporales mohilee) handelt, deren Befig dem Beſchenkten vom Schentgeber 
ſelbft (von Hand zu Hand) übertragen wird. Nr. 601. Damit aber ein ſolches Hand- 
gefchen? angenommen werben kann, muß vor Ullem feftftehen, daß bie Übergabe der beiveg- 
lihen Gegenftände in der Wbficht der Schenkung erfolgt ift, d. h. daß der Übergebende 
die Abficht Hatte, fich ber fraglichen Gegenftände fofort und unmwiderruflid 
(actuellement et irzövocablement) zum Vorteile des diefe Schenkung annehmenden Be- 
Ihentten zu begeben (Art. 894 code civil). Erfolgt die Beligübertragung überhaupt 
nit in der Abficht der Schenkung, fondern aus einem anberen Grunde, oder will doc) 
der Übergebenbe bem Anderen das Eigentum daran nicht fofort übertragen, fondern 
ſich noch die freie Verfügung über Diefe Gegenftände vorbehalten, fo liegt eine wirkſame 
Schenkung ungeachtet der erfolgten Befitübertragung nicht vor. 


Nr. 1805. II. Sen. 19. Dezember 1884. III. 223. 84. Bd. 12, Nr. 19, ©. 78, 
Zeitpunkt bes Gigentumsäberganged ber überfandten Ware. Übergabe bes 
Konnsfiements. Ädilitiſche Rechtsmittel beim Gattungskaufe. (Reichs- und gem. R.). 
Rad den Brundfägen des gemeinen Rechts wird, wenn der Kaufpreis bezahlt ober 
ebitiert ift, durch die Annahme bed von dem Berfäufer einfeitig ausgefchiebenen dem 
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Käufer in Erfüllung eines Kanfvertrages überſandten Kaufgegenftandes allein ber 
Übergang des Eigentumes auf den Käufer nicht bewirkt, vielmehr muß der Wille bes 
Käufers, das Eigentum an ber Ihm überfandten Ware erwerben zn wollen, ausdrücklich 
ober durch fonffudente Handlungen erflärt fein. Wird auf Grund eines Kaufvertrages 
von dem Berläufer die verlaufte Spezies dem Käufer tradiert und ber Letere nimmt 
fie an, fo wird barin bie erforderliche Erflärung bes beiberfeitigen Willens, Eigentum 
zu übertragen bezw. zu erwerben, gefunden werden müflen. Anders liegt bagegen bie 
Sade, wenn der Segenftand des Kanfes ein genus iſt unb ber Verkäufer die einfeitig 
von ihm ausgeſchiedenen Sachen zum Bwede ber Erfüllung des Kaufvertrage dem 
Känfer überfendet. Erflärt der Käufer fofort nach Ablieferung der Ware oder doch 
rechtzeitig, daß er bie Ware als nicht vertragsmäßig nicht empfangen wolle, und ftellt 
er fie dem Verkäufer zur Dispofition, fo giebt er bamit zu erfennen, daß er nicht ben 
Aneiguungsmwillen babe, jondern daß er bie Ware nur betinieren, für den Berlänfer 
aufbewahren wolle. Die zur Bispofition geftellte Ware bleibt in diefem alle im 
Eigentume bes Verkäufers, wogegen jede eigentumsmäßige Berfügung über bie Ware 
durch ben annehmenden Käufer diefen zum Eigentümer macht. Liegt Lebteres nicht 
vor, ift die Ware vielmehr wegen nicht vertragsmäßiger Lieferung dem Verkäufer zur 
Dispofition geftellt, jo würde Die Sachlage auch dadurch nicht geändert fein, wenn bem 
Käufer vom Verkäufer ein Orbrefonnofjement über die Ware zugefandt und von jenem 
angenommen wäre. Nach Art. 649 9.0.8. hat die Übergabe bes an Ordre lautenden 
Konnoffements an benjenigen, welcher durch basfelbe zur Empfangnahme legitimiert 
wird, fobald die Güter wirklich abgeladen find, für den Erwerb ber von ber Übergabe 
der Güter abhängigen Rechte biefelben rechtlichen Wirhingen wie bie Übergabe ber 
Güter. Welche Rechte dies find, iſt im 9.8.8. nicht beftimmt, es ift die Frage im 
einzelnen Falle nach dem maßgebenden Civilrechte zu beantworten, bier nad dem ge 
meinen Rechte. Der Konnoffementsinhaber wird nicht ſchlechthin Eigentümer der in 
dem Konnoſſemente verzeichneten Waren mit beffen Übergabe, fonbern er erwirbt bald 
das Eigentum, bald den juriftifhden Beſitz, bald auch nur bloße Detention mit den ſich 
daran Tnüpfenden Rechten, je nachbem er burch bie unmittelbare Übergabe der Waren 
das Eine oder da8 Undere erlangt haben würde. Die Eibeszufchiebung bes Bellagten 
(Berläufere) darüber, baß ber Kläger (Käufer) bei der Annahme der Waren die Abficht 
gehabt habe, deren Eigentum zu erwerben, hat der Berufungsrichter mit Recht für un- 
ftatthaft erflär. Da in der Annahme der ihm überfandten Waren eine Erflärung bes 
Willens des Klägerd, beren Eigentum zu erwerben, nicht enthalten ift, jo hätte ber Be- 
Hagte fonftige Thatſachen behaupten mäffen, aus denen biefer Wille zu entuehmen geweſen 
wäre. Der Einwand des Bellagten, baß das Zurüdbehaltungsrecht des Klägers wegen 
feines Anſpruches auf Nüdgewähr bes feinerfeit3 bezahlten Kaufpreiſes aus Urt. 313, 
315 9.8.8. nicht zufäffig jet, weil er das Eigentum ber Waren erworben babe, ift 
hiernach unbegründet. — Die ädilitifchen Nechtämittel find bein Gattungskanfe unter 
benfelben Borausjeßungen wie beim Speziesfaufe zuläſſig. Der anf die entgegengejehte 
Anſicht geſtützte Einwand ift deshalb gleichfalld ungerechtfertigt. Ne. 558. 


Nr. 1806. I Sen. 19. Juni 1886. J. 163. 86. Bd. 18, Nr. 33, ©. 161. 
Annahme ber urfprünglich verweigerten Dispofitiousftellung. Nach dem maß- 
a gemeinen Rechte war die Ware weder durch Abjendung noch durch bie 
ergabe an die Bollverwaltung in das Eigentum bes Käufers übergegangen, unb es 
war, ba diefer die Ware nicht haben zu wollen erflärte, der Verkäufer beredtigt, die 
are, die er zur Erfüllung bes Kaufes angeboten hatte, zurüdzuziehen. Daß er an- 
fänglich von diefem Nechte keinen Gebrauch machte, jondern im Gegenteil ben Käufer 
auf Abnahme und Zahlung belangte, hatte auf das Eigentumsverhältnis feinen Einfluß 
und beeinträchtigte das Mecht des Verkäufers auf Burüdziehung der Ware an fich nid. 
Andererſeits präjudigierte auch die ausgefprochene Dispofitionsftellung dem Käufer nicht. 
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Nach beiden Richtungen wurde die Nechtöftellnng dur die Eröffnung des Konkurſes 
über das Bermögen bed Käufers nicht geändert. Yür bie Entfcheibung bes vorliegen- 
ben Rechtsſtreits, in welddem der Berläufer die Rückgewähr der Ware und deren Aus- 
fonderung aus der Maffe verlangt, kommt es aljo nur darauf an, ob ber Berläufer 
die Dispofitionsftellung angenommen oder genauer, ob er die Erfüllungsofferte zurüd- 
genommen bat, bevor auf ber anderen Seite bie Dispofitionsftellung zurüdgenommen, 
d. 5. die Annahme der Erfüllungsofferte erflärt war, ober ob ber letztere Ult dem 
erfteren porangegangen tft. 


Nr. 1807. IL Sen. 8. November 1881. III. 48. 81. Bd. 5, Nr. 49, ©. 181. 

Befitübergang durch constitutum possessorium. (Gem. R.). Es herricht in 
der Litteratur Streit darüber, ob dur die Erklärung bes Veräußerers, bie Sache 
fortan für den Erwerber befigen zu mollen, und durch die Annahme derielben feitens 
des Erwerbers der Übergang bes Beſitzes vermittels constitutum possessorium eintritt, 
oder ob es, um dieſe Wirfung hervorzubringen, noch eines weiteren rechtlichen Grundes 
bedarf, Fraft deſſen ber Beräußerer die Sache zu behalten berechtigt wird. Der Borber- 
richter bat fi derjenigen Anficht angeſchloſſen, welche das Ießtere Requifit für erforder- 
lich hält. Dem ift beizuftimmen. Die Regel bes römtichen Rechts bilbet ber Rechtsſatz, 
daß Willenserflärungen allein zum Eigentumserwerb nicht genügen, fondern daß Belih- 
übertragung bHinzutreten muß. c. 20 Cod. de pactis 2, 3. Derjenige, qui litteris se 
tradidisse declaravit, erlangt nad) 1. 48 Dig. de acguir. vel amitt. poss. 41, 2 noch 
nicht das Eigentum. Es fragt ſich, wie Hiermit eine Reihe von Gejegesftellen zu ver- 
einigen ift, in denen der Übergang bes Beſitzes unb folglich auch des Eigentums auf 
ben Erwerber ohne Veränderung des Detentionsverhältnifies für bewirkt angenommen 
wird. So, wenn der Schenter die geſchenkte Sache vom Beſchenkten mietet, 1. 77 Dig. 
de rei vind. 6, 1, oder wenn ber Berfäufer fi an der verfauften Sache ben Nießbrauch 
teferviert, oc. 28, 35 8 2 Cod. de donat. 8, 54, oder wenn bie Pfandſache bem Schuldner 
precario überlaffen, 1. 15 8 2 Dig. qui satied. cog. 2, 8, ober wenn eine societas 
omnium bonorum begründet wird, 1. 1 8 1, 1. 2 Dig. pro socio 17, 2. Die Anſicht, 
die den Rechtsgrund für diefe Enticheidungen barin findet, daß ber bisherige Beliter 
als Stellvertreter bes Erwerbers für den Lebteren Beſitz ergriffen habe, und die dem- 
gemäß in allen Yällen, wo ber Stellvertretungswille erflärt oder aus den Handlungen 
zu folgern ift, dieſelbe Wirkung eintreten laflen will, kann nicht für richtig erachtet 
werden. Sie führt dahin, daß bie abftrafte Willenserflärung zum Befigübergang und 
alfo zum Eigentumserwerb ausreiht. Es muß vielmehr vorliegen, daß, wenn bie Sade 
Törperlich wäre übergeben worden, fie zurüdgegeben werben müßte; dies Hin- und 
Hergeben Tann eripart werden. Wer behalten ſoll, braucht nicht erſt hinzugeben. Bur 
Herftellung eines derartigen Zuſtandes genügt aber nicht das Übereinkommen der Kon- 
trabenten, daß der bisherige Beſitzer die Sache fortan für den neuen Erwerber inne 
haben fol, fondern es muß ein Nechtsverhältnis geſchaffen werden, vermöge deſſen das 
Innehaben als Ausdruck einer rechtlichen Befugnis erfcheint. Die in ben Quellen ent- 
baltenen Entſcheidungen find nur Veifpiele hierfür, deren Ausdehnung auf einen anderen 
Rechtsgrund (causa) für dad Innehaben, insbeſondere auf den bier vorliegenden Ber- 
wahrungsvertrag unbedenklich if. Nr. 1809. Nr. 1810. 


Nr.1808. II. Sen. 25. November 1887. IIL 165. 87. 8b. 19, Nr. 45, ©. 239. 

Constitutum possessorium. Übertragung des Beſitzes durch Stellvertreter. 
(Gem. R.). Es ift allerdings bie Frage, ob derjenige, welcher nicht jelbft Beſitzer ber 
Sade, ſondern nur Stellvertreter eines dritten Beſitzers ift, burch constitutum posses- 
sorium ben Belt ber Sade auf einen Dritten übertragen könne, ftreitig und von 
älteren Suriften unter Bezugnahme auf 1. 18 pr. 1. 32 Dig. de acquir. vel amitt. 
pose, 42, 2 verneint worden, indem fie bavon ausgingen, daß ftet3 juriftifcher Beſitz 
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auf feiten des Konftituenten vorausgejeht werbe. Dieſer Anſicht kann jeboch nicht bei- 
getreten werden. Rad) den über ben Erwerb unb den Berinft des burdh einen Re 
präfentanten ausgeübten Beſitzes geltenden allgemeinen Grunbjägen und nad bem 
Prinzip, auf dem das constitutum possessorium beruht, muß angenommen werben, daß 
Durch den Entſchluß des Vertreters, die Sache nicht mehr für deu Bertretenen, fondern 
für einen Underen befigen zu wollen, und durch die VBethätigung dieſes Entichluffes 
ber Beſitz des Vertretenen verloren und für ben Dritten, für welchen der Repräfentant 
befigen zu wollen erflärt Hat, erworben ift, fofern es fi nm ben Beſitz beweglicher 
Saden Handelt. Diefer Annahme fteht auch nicht der Sag nemo sibi causam 

sionis mutare potest entgegen. Denn Diefe Regel bezieht fi nicht anf die Frage des 
Beligerwerbes, fondern auf bie Frage ber Nechtmäßigleit bes Beſitzes, fie fpricht den 
Sag aus, daß Niemand fich felbft einen Rechtsgrund (Titel) feines Beſitzes verfchaffen 
faun. — Der Art. 306 9.0.8. ſetzt körperliche Übergabe voraus, ift aber auf eine 
Übergabe durch constitutum possessorium nicht anwendbar. Nr. 1828. Nr. 1829. 


Nr. 1809. L Sen. 1. Juni 1889. L 110. 89. Bd. 24, Nr. 62, ©. 307. 
Befigerwerb durch Stellvertreter; constitutum possessorium. Bermildung 
fremden und eigenen Geldes. (Preuß. R.). Der Kläger hatte im Inli 1887 15000 Mt. 
Dortmund-Sronauer Stammaltien, 25 Städ & 600 Mf., die ber Bankier S. vorher 
per ultimo Mai 1887 für ihn gelauft, abgenommen und überfanbt hatte, dem S. mit 
dem Auftrage wieder zugefchidt, fie per ultimo Juli 1857 zu einem beftimmten Kurſe 
zu verlaufen, und S. machte dem Kläger am 21. Juli 1887 Ungeige von dem erfolgten 
Berkaufsabfchluffe, indem er den Verlaufspreis mit 10683 DE. 50 Pf. als zu Gunſten 
des Klagers gehend bezeichnete. Bugleich gab er dem Kläger mit Nüdficht auf einen 
außerdem erteilten Auftrag zum Einkaufe von 15000 Mt. Dortmunder Union-Altien 
und einen Auftrag zum Verkaufe von 15000 Mt. Distontofommanditanteilen, beide 
ebenfall3 per ultimo Zuli 1887, deren Ausführung durch entiprechende Abſchlüſſe er eben- 
falls angezeigt hatte, den Stand bes Kontos bahin an, daß Kläger ultimo Zuli, bei 
Berüdfihtigung dieſer fämtliden Geichäfte, von ihm 15000 DE. Dortmunder Union⸗ 
Altien zu empfangen und ein Yuthaben von 1514 ME. 85 Pf. gegen ihn Habe. In 
betreff der Union-Wltien war eine Dedung des Kaufe durch einen Wieberverlauf von 
ultimo Juli 1877 bei einem beflimmten Kursgange vorbehalten. S. hatte die Dort- 
mund-Öronauer Altien verlauft, fo daß er fie ultimo Zuli 1887 an ben Banlier H. zu 
liefern und von biefem den Kaufpreis zu erhalten hatte Am 26. Juli 1887 ftarb ©. 
plöglih. Ein Auftrag bes Klägers vom 27. Juli 1887, das Engagement in den 15000 ME. 
Dortmunder Union-Altien durch Wiederverlauf zu deden, blieb deshalb unausgeführt 
und es erhellt auch nicht, daß die Dortmunder Union⸗Aktien ultimo Zuli 1887 an das 
S.iche Geſchaft von einem Verkäufer geliefert feien. Die S.fchen Erben ließen die Lage 
des Handeldgejchäfts ihres Erblaſſers durch den Konkursverwalter C. noch vor Ende 
Juli 1887 unterſuchen, und es ergab fich hierbei eine Unterbilanz. Auf die Mitteilung 
der Erben, daß 15000 ME. Dortmund⸗Gronauer Altien vorhanden wären, die im Auf⸗ 
trage des Klägers verlauft feien und auf die ultimo Juli der Preis eingehen werbe, 
erflärte C., daß fie bei der Lage des Gejchäftes verpflichtet feien, Alles in status quo 
zu erhalten, und Daher, wenn das Gelb einginge, es beſonders einpaden und als Eigen- 
tum bes Klägers bezeichnen follten. Die S.ichen Erben ließen hierauf am 1. Auguft 1887 
durch den Kaflenboten des Geſchäfts die Altien an H. liefern und ben Preis von 
10739 Mt. 20 Bf. in Empfang nehmen. Das Geld wurde aber nicht fofort bei Ein- 
lieferung durch den Kafienboten in befondere Verwahrung genommen, vielmehr zunächſt 
zur Kaffe gebracht, wo e3 entiprechend ben einzelnen Gelbforten in die dazu beftinmten 
Behälter gelegt wurbe. In ber Kaffe befand fich noch weiteres Ge. Einige Stunden 
fpäter wurden aus der Kafle 10683 DE. 50 Pf. herausgenommen und in ein befon- 
bere3 Couvert eingefiegelt, welches mit der Auffchrift: „Herrn... . (Name des Klägers) 
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Mt. 10683,50 Erlös für am 21. Zuli 1887 verfaufte ME. 15000 Dortmund⸗Gronauer 
Stammaltien & 69 Prozent, geliefert am 4. Auguſt 1887” verjehen wurde. Bei der 
bald darauf erfolgten Konlurderöffnung wurde das Geld noch in biefem Couvert vor- 
gefunden. Der Kläger, weldem von bdiefem Verfahren der S.ſchen Erben vor ber 
Konkurseröffnung keine Mitteilung gemacht worden war, nahm dies Gelb als fein 
Eigentum in Anſpruch. Der Konfursperwalter beftritt den Anſpruch. Das Berufungs- 
gericht verurteilte die Konkursmaſſe zur Herandgabe des Geldes an ben Kläger, die 
Nevifion wurde verworfen. Pie Begründung bes Berufungsurteils ift bedenklich. 
Freilich bleibt nach den Grundfägen des gemeinen Rechts über den Befigermerb durch 
auftragslofe Wertreter bei Bethätigung des Willens des bisherigen Beſitzers, für einen 
Dritten al? defien Vertreter zu befiten, auch wenn fie ohne Bertretungsmacht erfolgt, 
derjelbe hieran gebunden, bis der Bertreter, hiervon in Kenntnis gejeßt, die Genehmi⸗ 
gung verjagt ober verzögert, fo daß durch bie rechtserhebliche Genehmigung der Belit- 
wechſel perfelt wird und, bis biefe erfolgen Tann, in der Schwebe bleibt. Hat daher 
der Stellvertreter bi3 zum Ausbruch des Konkurſes über ihn den Bertretungswillen 
nicht geändert, fo daß nicht die Konkursmaſſe bloß eine Erfatforderung für den Bruch 
der Berpfliätung feitens des Vertreters, behuf3 der Genehmigung in der Stellung als 
Vertreter zu bebarren, als Konktursforderung zu befriedigen bat, jo muß dem Ver⸗ 
tretenen, ber fein Recht der Genehmigung noch nicht verloren hat, auch noch nach der 
Konkurseröffnung bie Genehmigung mit der Wirkung des Befit- unb Eigentumsermerbes 
der Konkursmaſſe gegenüber zuſtehen. Denn die Konkursmaſſe vermöcte dur ihre 
Befigveränderungsverhanblungen die Wirkungen der Genehmigung nicht zu vereiteln, 
obne fich felbjt für das hierdurch Entzogene in vollem Umfange gemäß 8 52 R.R.D. er- 
jaspfliätig zu machen. Auch nach preußiſchem Rechte gilt aber für den Beſitzerwerb 
Durch einen auftragslofen Vertreter gemäß 8 239, I. 13 und 8 45, J. 7 A.L.R. bie 
Zurüdbeziehung ber nachträglichen Genehmigung: des Bertretenen auf den Beitpuntt 
der Befigergreifung des Vertreters. Wenn man nun aber auch nach preußifchem Rechte 
Bedenken tragen will, den Fall, daB der nunmehrige Vertreter die Sache zuvor für 
fi bejaß, alſo das constitutum, Iediglich den allgemeinen Grundſätzen über den Belig- 
erwerb durch Stellvertreter zu unterftellen, weil da3 U.L.R. gemäß den 88 71ff. L 7 
den Erwerb durch constitutum im Sinne eined Konjenfualvertrages zwiſchen dem bid- 
herigen Beliger und demjenigen, der durch deffen Erflärung ed nunmehr werben fol, 
auffafle, jo ift doch auch, fofern e8 wegen der Natur ber Willendvereinigung als einer 
handelögefchäftlichen einer befonderen Form nicht bedarf, dem Vertragscharakter ent- 
ſprochen, fobalb zu ber VBethätigung des Vertreterwillend die Genehmigung bes Ber- 
tretenen binzugelommen ift, während jene Auffaffung der Anwendung der Grundjäße 
über die Gefchäftsführung ohne Auftrag, foweit e3 ſich darum handelt, da8 Gebunden- 
fein des bisherigen Befigerd an die einmal erfolgte Umwandlung feines Beſitzwillens 
in den des Vertreter für einen Dritten bis zu beffen Genehmigung zu begründen, 
nicht entgegenzuftehen vermag. Bas erhebliche Bedenken gegen bie Zuerkennung bed 
Eigentums an dem in das Eouvert gelegten Gelde an Kläger mit der vom Berufungs- 
gerichte gegebenen Begründung (wonach es für den Eigentumserwerb bes Klägers ge 
nügt, daß bie S.fchen Erben mit dem aus bem Legen in das Couvert und feiner 
Aufihrift nach den obwaltenden Umftänden zu entnehmenden unzweifelhaften Willen, 
die betreffende Geldſpezies für den Kläger ald Eigentümer zu befiten, biejelbe aus 
threm eigenen Kaflenbeftande entnommen Hat) ergiebt fich vielmehr bei AUnftellung ber 
Erwägung, ob nicht auch nach preußiichem Rechte, ebenfo wie Died bereit3 für das ge- 
meine Recht angenommen worben ift (Nr. 1807), das constitutum zu feiner Wirkſamkeit 
eines mit dem auf bie Eigentumsübertragung gerichteten Nechtögeichäfte verbundenen 
zweiten Nechtägeichäftes, welches auf Belaffung der Sache in der Innehabung bes Über- 
tragenden gerichtet ift, bedarf, fo daß die Ummandlung bes bisherigen Beſitzes in De- 
tention nit ein auf Willkür beruhendes und beliebig verwendbares Surrogat ber 
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thatfächlichen Übergabe, weil folche noch nicht erfolgen Tann oder fol, fondern gur 
Erfparung der Weitläufigleit einer doppelten Übertragung lediglich eine Geftaltung 
des Belitverhältniffes entiprechend ben auf folche zweifache Ihbertengung gehenden Rich⸗ 
tungen zweier Rechtögefchäfte ohne äußere Übergabeafte, Tonftruftiv durch bie Grundſätze von 
dem Beſitzerwerbe durch Stellvertreter vermittelt, ift. Ar. 1810. Die S. ſchen Erben behielten 
das Geld, weil fie behufs Erhaltung bes status quo im Hinblide auf ben nahen 
Konkursausbruch das wirkliche Yortgeben des Geldes fchenten. Sollte die vorgenom⸗ 
mene Beſitzübertragung fie in die Lage eben, durch bie Geld ihre Verpflichtung aus 
der Bereinnahmung des Kaufpreifes der Dortmund⸗Gronauer Altien zu erfüllen, fo 
mußten ſie freilih das Geld bewahren. Ein als Depofitum oder Bankierdepot an- 
zufprechenbes felbftändiges Rechtsgeſchäft wurde hierdurch aber nicht begründet. Das 
Berufungdurteil ftellt fich inbeffen aus anderen Gründen als richtig dar. Die 25 Dort- 
mund⸗Gronauer Altien, in betreff deren ber Kläger bem ©. ben Auftrag zum Verlaufe 
per ultimo Juli 1887 erteilt hatte und welche in Erfüllung bes Infolge dieſes Auftrages 
von ©. geichloflenen Verlaufes Ende Juli ober am 1. Auguſt 1887 an ben Bankier 9. 
geliefert wurden, waren Eigentum be3 Klägers. Durch Abſchluß des aufgetragenen 
Bertrages per ultimo Juli 1837 Hörten fie nicht auf, fein Eigentum zu fein. Die Be⸗ 
rechnung bes Kontoftanbes in dem Schreiben des S. vom 21. Yuli 1887 war nur von 
einer vorläufigen die derzeitige rechnungsmäßige Lage Tennzeichnenben Bedeutung. Das 
Eigentum des Klägers an ben Dortmund-Sronauer Altien mochte bedeutungslos werden, 
wenn bei verbleibenber Solvenz de3 ©. ultimo Zuli 1887 alle aufgetragenen Geſchäfte 
ordnungsmäßig erledigt wurden. Aber es behielt feine Bedeutung, wenn fich noch bis 
ultimo Juli 1887 die Verhältniffe des S. als Kommiffionär derartig änderten, baß bei 
einer Bereinnahmung bes Verlaufserlöfes für dieſe Aitien feitens des S. zu eigenem 
Bermögen bie Forderung des Klägers auf Zuführung bes entiprechenden Betrages ganz 
oder teilweife gefährdet erihien, während ber Kläger gerade auf dieſe Forderung an- 
gewiejen blieb, weil diejenigen anberen aufgetragenen Geſchäfte, buch deren Erfüllung 
mit entfprechender Uuslieferung abgenommener Altien an den Kläger ber Erlös ber 
verkauften Dortmund-Gronauer Ultien hätte zur Berwenbung kommen können, entweder 
durch fpätere Nealifierungsaufträge erledigt worden waren oder eben wegen ber ver- 
änderten Berhältniffe des Kommifftonärd nicht zur Erfüllung kommen Tonnten. Wäre 
©. bereit3 vor ultimo Inli 1887 in Konkurs verfallen, fo Hätte nicht feine Konkurs⸗ 
mafle, während fie die Abnahme der anderen Effelten und Lieferung berjelben an den 
Kläger unterließ, mitteld Berwenbung der Dortmund-Gronauer Altien bed Klägers ben 
Kaufpreis für den Verkauf diefer Altien bei H. für fich einziehen und behalten, ben 
Kläger aber auf Geltendmachung einer Konkursforderung wegen feiner Anſprüche ver- 
weifen können. Konnte oder wollte die Kontursmafle ben Kläger nicht in der Weiſe 
voll befriedigen, wie e8 ber Erfüllung aller aufgetragenen &efchäfte und der auf folder 
beruhenden Übrehnung am ultimo Zuli 1887 entipradh, jo mußte fie das Eigentum des 
Klägerd an den Dortmund⸗Gronauer Aktien reſpektieren und, weil es fein Eigentum 
war, das fie zur Erfüllung bes Kaufgeichäfts mit H. verwenden wollte, ihm den 
empfangenen Preis herausgeben, foweit fie nicht felbft ein Guthaben des ©. aus dem 
Geſchaͤftsverkehr mit dem Kläger an dieſen geltenb machen konnte. In entiprechender 
Weiſe hatte aber auch nach den Erforberniffen ber Bertragätreue der Kommilfiondr 
fetbft bei der Kenntnis feiner bevorftehenden Bahlungseinftellung und der Gefährbung 
des Nechtes des Kommittenten durch biefelbe zu handeln, indem er entweder dem Kläger 
die Erfüllung des Verkaufsgeſchäfts mit $: unter Herausgabe der Dortmund⸗Gronauer 
Ultien an ihn überließ ober bei eigener Übergabe ber Aktien an H. den Kaufpreis bei 
dieſem ftehen Tieß, damit der Kläger entſprechend Art. 368 Abſ. 2 9.8.8. die Yor- 
derung auf den Kaufpreis gegenüber den anderen Gläubigern al3 die feinige geltend 
machen konnte, ober indem er die Seldftücde, in welchen der Kaufpreis bezahlt wurde, 
lediglich als Stellvertreter des Klägers in Befig nahm. Eine Gepflogenheit im Kom⸗ 
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milfionsverfehr des Klägers und des ©., für die Berlaufßerlöfe dem Kläger zu Eigen⸗ 
tum gehörigen Kommiffionsgntes ftatt der Wahrung bes Eigentums des Kommittenten 
auch in betreff der Geldſpezies des Berfaufserldfes bie Summenfchuld des Kommiflionärs 
für ausreichend zu erachten, Tonnte nur jo lange al zur Geltung beftimmt angeſehen 
werben, als nach ben Berhältnifien des Kommiſſionärs feine Summenſchuld dem Kom- 
mittenten thatfächlich genfgende Sicherheit gewährte. Da bie S.ſchen Erben den durch⸗ 
ans zutreffenden Nat des von der Sachlage unterrichteten Konluröverwalterd C. be 
folgten, fo muß angenommen werben, dab fie auch ſchon von dem Beitpunlte ab, in 
welchem das Kaufgeld ihrem Kaflenboten feitens des Käufers eingehändigt wurbe, dies 
Geld lediglich für den Kläger als befien Vertreter in Belit nehmen wollten. Die 
rechtliche Möglichkeit ſolcher Beligergreifung für einen Anderen, wenn auch der in 
Beſitz Stehende dem Tradenten gegenüber auftritt, ohne jenen Willen, ben Beſiß fofort 
als Vertreter eines Dritten zu ergreifen, diefem kundzuthun, befteht, wie fie für das 
gemeine Recht überwiegend anerfannt wird, aud für das preußiſche Recht. Bei dem 
Abnehmer ber verkauften Effelten, der dafür den Kaufpreis übergiebt, Täßt ſich mangels 
der Aufzeichnung befonberer Umftände in Bezug auf die Übertragung des Geldes fein 
anderer Wille annehmen, als der, dem Lieferer ber Effekten gegenüber unter Befreiung 
von der Kaufgeldfchuld fein Eigentum an dem Gelde aufzugeben, während es für ihn 
obne Intereſſe ift, ob biejer den Befig und das Eigentum für fich oder für einen 
Dritten antritt. Haben aber die S.jchen Erben das gezahlte Kaufgeld gleich vom Beit- 
punkte der Bahlung für ben Kläger in Befig genommen, woran fie auch der Umſtand 
nicht zu verhindern vermochte, daß bie empfangene Summe um einen unbebeutenden 
Betrag dasjenige, was ber Kläger zu befommen Hatte, überftieg, indem der über- 
Ichießende Betrag ipäter davon abgejonbert werden konnte, fo fragt es fi nur noch, 
ob die Wirkung biefer Handlung zu Bunften bes Klägers wieder dadurch vereitelt 
mworben ift, daß ber Geldbetrag zunächſt, ald er in das S.ſche Geſchäft überbradt 
murbe, bajelbft in die Geſchäftskafſe zu anberem bajelbft befindlichen Gelde ohne Ab⸗ 
fonderung von diefem gelegt und erft einige Stunden fpäter aus biejer Kafle ein dem 
dem Kläger zulommenden Berfaufserlöje entſprechender Betrag entnommen und in das 
Couvert verichloffen worden iſt. Allerdings gilt auch für das preußiiche Recht (vergl. 
88 45, 46, L 15 A.L. R.) der gemeinrechtliche Grundſatz, daß bei barem Gelbe der 
Bellt- und Eigentumsverluft eintritt, wenn die Geldftüde in die Gewahrſam eines 
Anderen gelangen und dafelbft infolge der Vermiſchung mit anderem Gelbe ihre Unter⸗ 
ſcheidbarkeit verlieren. Diefer Sa, für ben die 1. 78 Dig. de solut. 46, 3 die Boraus- 
fegung ausfpricht, daß die nummi inscio vol invito domino in die Gewahrſam eines 
Anderen gelangt find, fchließt bie rechtliche Möglichkeit der Begründung eines Mit- 
eigentums nicht aus, fall8 mehrere im Eigentum verichiedener Perſonen ftehende Geld⸗ 
beiträge von den Eigentümern mit dem Willen zufammengeworfen werden, ein Mit- 
eigentum an dem Befamtgeldbeitande nach Bruchteilen entiprechend der Höhe ber 
bisherigen geforberten Gelbbeftände zu begründen. Entipricht dem hierauf gerichteten 
Willen de3 einen Eigentümers, der feinen Geldbeſtand bem des anderen Eigentümers 
zuführt, nicht auch der Wille des Lebteren, fo wird freilich jener Wille wirkungslos 
bleiben und der angeführte Rechtsſatz in Kraft treten. Im vorliegenden alle läßt 
fih nur annehmen, dat die S.ſchen Erben in der Meinung gehandelt haben, durd das 
einftweilige Legen des Geldes in die Kaffe die gewollte Sonderung nicht zu beeinträd- 
tigen. Es erfcheint gerechtfertigt, jene Zuführung des Geldes zur Geſchäftskaſſe in 
einem Sinne zu verftehen, vermöge defien gegenüber ber objeltiv unvermeidlichen Wir⸗ 
fung bed Bufammenmwerfens der Gelbbeträge der Wille der Handelnden, den Beſitz und 
dad Eigentum be3 Kläger an bem vereinnahmten Raufgeldbetrage demfelben zu er- 
alten, fo weit al8 möglich feine Geltung behält. Dies geichieht bei der Annahme der 
Begründung eines Miteigentums. Der übereinftimmende Wille eines jeben ber Eigen- 
tümer, feine Selber mit denen des Anderen zu vermiichen, aber das Eigentum am 
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Ganzen nicht dem Anderen zu überlaffen, genügt zur Begründung bes Miteigentums. Dem⸗ 
gemäß war bie demnächſtige Ausfonderung bed dem Kauferlöje für die Altien, foweit er 
dem Kläger zukam, entiprechenden Geldbetrages bie reale Teilung bes bis dahin beftan- 
benen Miteigentums und die ausgefchiedenen Gelder wurden Alleineigentum bes Klägers. 


Nr. 1810. V. Sen. 6. Februar 1895. V. 297. 94. Bd. 35, Nr. 65, ©. 249. 

Constitatum possessorium. Kein Sonberbefik an den Subftanzteilen ber 
Sade ohne Löſung der Verbindung. (Preuß. R.). Nach den Seftftellungen des Berufungs- 
richter8 verfauften der Kaufmann R. und der Ingenieur D. ald perfönlich haftende Teil- 
haber der beflagten Kommanbditgejellihaft namens dieſer bie ftreitigen Gegenſtände durch 
den notariellen Bertrag vom 28. März 1892 für den in drei Raten zahlbaren Kaufpreis 
von 28500 ME. an die Klägerin. Im Bertrage ift bemerkt, dab. die Verkäuferin die Ge⸗ 
wahrſam ber verfauften Sachen einftweilen noch behalte, wobei bie vorbenannten Ver⸗ 
treter der Berläuferin ausdrücklich erflären, daß bie Verkäuferin die Sachen nunmehr 
für die Käuferin in ihrer Gewahrſam behalte. Weiter ift ſodann beurfundet, daß die 
Käuferin die gelauften Gegenftände der Verläuferin zu einem Mietzinfe von 5 DE. 
für jeden Arbeitstag bis zum 1. Oktober 1892 vermietet. Endlich hat die Käuferin 
ber Berläuferin ein nur bi3 zum 1. Oktober 1892 anszuübendes Wiederkaufsrecht 
bi8 zu einem Rückkaufspreiſe von 29000 Mf., wovon bei Abgabe der Wiederkaufs⸗ 
erflärung 24250 ME. zu zahlen feien, eingeräumt. Die Klägerin verlangt mit ber 
nah dem 1. Dftober 1892 angeftellten Klage Anerfennung ihres Eigentums an ben 
ftreitigen @egenftänden und deren Herausgabe. Der Berufungsricter erachtet den 
Anſpruch für begründet troß des von der Bellagten erhobenen und allein noch aufrecht 
erhaltenen Einwanded, daß die verlauften Gegenftände Subftanzteile ber in ihrem 
Eigentum ftehenden Fabrifgebäube feien. Zur Widerlegung des Einwandes, deſſen 
thatfähliden Inhalt er als richtig unterftellt, geht ber Berufungsrichter davon aus, 
daß nach den Rechtsgrundſätzen des A.L.R. ein getrennter Belit an ben einzelnen 
Zeilen einer zufammengejegten Sache rechtlich möglich und daß im vorliegenden alle der 
Erwerb bes Beſitzes an der ftreitigen Maſchine und den Mafchinenteilen trotz ber Fort⸗ 
bauer ihrer Berbindung mit dem Fabrikgebäude nicht ausgeſchloſſen fe. Ber Be- 
rufungsrichter bezeichnet fodann die Frage, „ob fich diefer Beliterwerb in rechtswirkſamer 
Weiſe durch constitutum possessorium vollziehen Tann“, als zweifelhaft, kommt aber 
bei Bejahung diefer Frage zu dem Ergebnis, daß bie Klägerin, da fie in rechtögältiger 
Weiſe den Befig ber gelauften Sachen erlangt habe, deren Eigentümerin geworben jet 
und ihr als Ausfonderungsberechtigten gemäß 8 35 R.R.D. die Klage auf Anerlennung 
ihres Eigentumd und auf Herausgabe auch gegen die Konkursmaſſe zuftehe. Das Be⸗ 
rufungsurteil ift aufgehoben und die Sache an das Berufungsgericht zurüdverwiefen. 
Den Ausführungen des Berufungsgerihts muß zwar barin beigetreten werben, daß, 
worüber fih da8 vom Berufungsgericht angezogene Urteil im Kalle Nr. 1809 nicht 
entfcheidet, für das preußiiche Necht ebenfo wie für das gemeine Recht (Nr. 3807) das 
constitutum ein anderes Geihhäft unter den Beteiligten zur notwendigen Borausjegung 
hat, auf Grund befien ber bisherige Beſitzer, obwohl er ben Beſitz aufgiebt, die Ge⸗ 
wahrfam behalten fol. Diefer Rechtsſatz ift von dem erfennenden Senate bereit# in 
einem Urteile vom 25. Juni 1892 ausgeſprochen. Der Berufungsrichter geht aber fehl, 
wenn er zwifchen der burch bie drei erwähnten Urteile des Reichsgerichts begründeten 
Praxis und ber in den Entſcheidungen des vormaligen preußifchen Obertribunald ver- 
tretenen Anſchauung einen Gegenſatz Tonftruieren will. Die Borfchrift bes 8 71,1 
TULR. gewährt, wenn man fie von ben folgenden Paragraphen loslöſt, die Möglich⸗ 
feit, die Eörperliche Übergabe durch bloß mündliche oder fchriftlihe Erflärung zu er- 
ſetzen. Dieſer erfahrungsgemäß vielfach zum Nachteile Dritter in Scheingeichäften aus⸗ 
gebeuteten Möglichkeit tritt die höchftrichterliche Rechtſprechung entgegen. Wenn, wie 
in dem Urteil im Falle Nr. 1809 ausgeführt ift, die „Umwandlung des bisherigen 
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Beſitzes in Detention nicht ein auf Willfür beruhendes und beliebig anwendbares Sur- 
rogat der thatfächlichen Übergabe, weil ſolche noch nicht erfolgen kann oder ſoll“, fondern 
ein dem Beligerwerbe durch Stellvertreter nachgebildeter Fall fein ſoll, jo ergiebt ſich 
fchon Hieraus, daß der Beſitzerwerb durch constitutum nur an folhen Saden zuläffig 
ift, Die des Vefigerwerbes durch Übergabe fähig find. Es kann nicht geftattet fein, in 
Fällen, wo eine Übergabe überhaupt nicht möglich ift, folge durch constitutum zu er 
ſetzen. Die Entfcheidung hängt deshalb von der auch vom Berufungsrichter voran- 
geftellten, aber nicht für zweifelhaft erachteten Frage ab, ob ein beſonderer Beſitz an 
den im vorliegenden Prozeſſe ftreitigen Mafchinen und Mafchinenteilen daburd aus» 
geichloflen wird, baß fie mit ben im Eigentum ber Bellagten ftehenden Fabrikgebäuden 
in eine fefte dauernbe Berbinbung gebracht find. Mag auch die Veräußerung und 
Übergabe der einzelnen Teile, Thüren, Fenfter u. f. mw. eines von ben Bewohnern 
verlaffenen, zum Abbruche beftimmten Haufes nicht bloß denkbar, fondern auch rechtlich 
zuläffig fein, fo Liegt die Sache doch anders bei dem zum Wohnen beftimmten, wirflich 
bewohnten Haufe. Die rechtliche Möglichleit des Sonderbeſitzes und des Befibermerbes 
an den einzelnen Teilen einer zufammengefegten Sache ift nach der rechtlichen Natur 
dieſer Bufammenfegung nnd nad dem Begriffe und Weſen des Befites zu beurteilen. 
Beſitz wie Innehabung oder Gewahrjam ſetzt nah 8 1, I. 7 A.L.R. das phnfiiche 
Vermögen voraus, über eine Sache mit Ausjchließung Anderer zu verfügen. Zur Er- 
werbung des Beſitzes gehört außer der äußeren Hanblung, wodurch bie körperliche Sache 
in die Gewalt des Erwerberd gelangt (88 50, 51 a. a. D.), der Wille, Beſitzer zu 
werden (8 43 a. a. D.) Die landrechtlichen Borfchriften über ben Beſitzerwerb an 
Zeilen verbundener Saden find dürftig. Vergl. 88 46, 47 a. a. D. Mit Net wird 
aber die Annahme des Befiged an ben einzelnen Teilen unb an dem Ganzen einer 
zufammengefeßten Sache als unzuläffig ausgeſchloſſen und baraus bie Unmöglichkeit 
gefolgert, den Sonderbefig an einzelnen Teilen, ber dem Beſitzer des Ganzen während 
der Dauer ber Verbindung abzuſprechen ift, ohne vorgängige Trennung auf einen 
Dritten zu übertragen. Welcher Art die alfo wirkende Verbindung fein muß, ergiebt 
ſich aus 84,12 A.L.R., wonach alle Teile einer Sache, ohne welche fie das nicht 
fein kann, was fie vorftellen foll ober wozu fie beftimmt ift, zur Subftanz gehören 
(„integrierende Teile”). An dieſer Begriffsbeftimmung ift feftzubalten, weil bie Ber- 
bindung von Bertinenzftüden mit der Hauptſache im Landrecht durch beiondere Bor- 
ſchriften (88 42, 44, 46, 60, 105—108, L 2; 88 52, 54, L 7 WER.) geregelt ift. 
Benn banal) ſchon bei der Iojeren Verbindung der Hauptfache mit ben Pertinenzftüden 
Iegtere mit gewifien Modifikationen das Schidjal der erfteren teilen, jo muß dies un⸗ 
bedingt, und ohne daß es einer ausdrücklichen Borfchrift bedürfte, von Subftanzteilen 
gelten, die miteinander „nur eine Subftanz ausmachen” (8 43,1.2WLNR.) Hieraus 
ergiebt ſich, daß Saden, bie ihre eigene felbftändige Exiftenz dadurch verloren haben, 
daß fie in der Weile zu Teilen einer anderen Sache gemacht find, daß letztere ohne fie 
nicht das fein kann, was fie vorftellen fol, Subftanzteile, ohne thatſächliche Löſung 
diefer Berbindung der Regel nah nicht Gegenftand bed Sonberbefites fein noch in 
den Befig eines Anderen als bes Beliberd ber Hauptſache übergehen können. Vergl. 
798 Abſ. 2 des Entw. I des beutfchen 8.6.8. Die entgegengejegte Auffaflung würde 
zu dem unmöglichen Rechtszuſtande führen, daß wenn es fi um Teile einer un⸗ 
beweglichen Sadje handelt, diefe teil3 dem Meobiliar- teild dem Immobiliarſachenrechte 
unterworfen wären. Vom Berufungsgericht ift hiernach insbefondere barüber noch zu 
enticheiden, ob die ftreitigen Mafchinen zur Leit des Vertragsfchluffes Subftanzteile der 
Tabrilgebäude der Beflagten waren. 


Nr. 1811. IL. Hilfe-Sen. 21. Februar 1881. V* 542.80.8d.4, Nr. 72,6. 261, 
Trabition auf Grund eines paotum elaudicans. (Preuß. R.). Die Tradition 
auf rund eine pactum claudicans iſt rechtlich infolge der fpäteren Berfagung der 
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Genehmigung des Geſchäfts nicht gänzlich wirkungslos. Denn fie überträgt immer ben 
volftändigen Befig und das mit demfelben verbundene Necht bes Beſitzers bahin, daß 
er die Sache nur gegen Rückgewähr bes in Erfüllung des Geſchäfts Gegebenen heraus- 
zugeben braudt. 8 41 1.5 WL.M.; 88 273, 274, L 11; 8 170, L 16 daſ. 


Nr. 1812. IL Hilfs⸗Sen. 8. Juli 1880. V* 301. 79. Bd. 2, Nr. 81, ©. 308. 

Redlicher Befig. Cigentumserwerb. (Preuß. R.) Das U.L.R. giebt eine Der 
finition des redlichen Befigerd nicht. Nur im Regifter zu demjelben wird als reblicher 
Befiger bezeichnet, wer nach den ihm befannten Thatſachen feinen Befib für rechtmäßig 
halten durfte. Im Gegenjab zu der Begriffsbeftimmung bes unreblichen Belibers in 
811, LT A.L.R. ift derjenige als ein reblicher zu erachten, der es nicht weiß, baß er 
aus feinem gültigen Titel befibt. Es find damit auch die Fälle getroffen, wo ein Titel 
überhaupt niit vorhanden ift und mo ber vorhandene nur nicht gültig iſt. Der bloße 
Mangel eines Titels ift fein Kriterium bes böfen Glaubens; die Unredlichkeit ift da⸗ 
gegen eine Anmaßung wiber befleres Wiffen. Ein Irrtum in ber Gültigkeit bes Be 
figtitel3 ſchadet der Redlichkeit des Beſitzes nicht, fofern der Irrtum nur in Thatſachen 
ftattfindet und der Irrende nicht durch eigenes grobes oder mäßiges Berfehen in einen 
folden Irrtum geraten ift (3 13 a. a. O.); er wird fchäblih, der Beſitzer heißt ein 
unredtfertiger und wird, wo nicht befondere Ausnahmen gemacht find, einem unredlichen 
gleich geachtet, wenn er aus Unwiſſenheit ber Gefebe in Gültigfeit feines Befiktitels irrt 
($ 14 a. a. O.). Unter Titel verfteht das A.L. R. den gefeglichen Grund, vermöge 
deſſen die Handlung oder Begebenheit, woburd Jemand ein Recht auf eine Sache erlangt 
(8 1341, L 2 ALR.) die Kraft hat, dab dadurch das Recht erworben werden Tann 
(8 132 a. a. D.). Damit in Übereinftimmung fteht die im 8 2, I. 9 A.L. R. gegebene 
Definition des Titels zum Eigentum. Kommt zu biefem Titel die Übergabe Hinzu, fo 
ift nach den Beftimmungen de3 AUL.R. das Eigentum erworben ($ 1, I. 10 WER.) 
Bon dieſer Konſtruktion des Eigentumderwerbes weicht die an bie Auflaffung geknüpfte 
Erwerbung des Eigentumd an Grundftüden nah dem Geſetze vom 5. Mai 1872 
wefentlih ab. Nr. 1790. 


Nr. 1813. VL Sen. 2. uni 1890. VL 68. 90. Bd. 26, Nr. 32, S. 180. 
Übertragung des Gigentums am beweglichen Sachen mittel constitutum 
possessorium zum Zwecke ber Sicherftellung eines Gläubigers wegen feiner Forde⸗ 
sung. (Gem. R.). %ür die Übergabe durch oonstitutum possessorium genügt e3, daß 
der Tradent die in Mede ftehende Sache beſitzt, gleichviel wo; bie Törperliche Nähe des 
Gegenſtandes ift nicht erforberli (1. 77 Dig. de rei vind. 6, 1). Auch madt es für 
die Wirkſamleit des constitutum possesorium feinen Unterſchied, ob ber bisherige Be- 
. fiter die Detention felbft ausübt oder durch einen Anderen ausüben läßt, auch wenn 
ber Legtere von dem c. p. nichts erfährt (L. 30 8 6 Dig. de acqu. pose. 41, 2). Nr. 830. 
Im allgemeinen kann eine Eigentumsübertragung zum Bmede ber Sicherfiellung einer 
Forderung nach gemeinem Nechte fehr wohl geichehen. Im vorliegenden Falle wird 
die Nichtigkeit der Eigentumsübertragung beweglicher Sachen deswegen behauptet, weil 
fie zur Umgehung derjenigen gefeplichen Beftimmungen vorgenommen fei, durch welche 
die Rechtswirkung von Verpfändungen beweglicher Sachen ohne Törperliche Übergabe 
ausgefchloffen werben folle. Die bier als angeblih umgangen in Betracht fommenden 
Geſetze find die R.K.O., infofern fie kein Ubfonderungsredht wegen irgend eine 
anderen Rechts an einer beweglichen förperlichen Sache als wegen eines Fauſtpfandrechts im 
Sinne des $ 14 des zu ihr erlafienen E.G. gewährt (vergl. 8 40 R.R.D.), und dad 
hamburgiihe A.G. zur R.K.O. vom 25. Juli 1879, infofern nad) 8 4 desfelben ein 
Pfandrecht an einer beweglihen Sache überhaupt nur durch eine ſolche Verpfändung 
beftellt werden kann, welche nach den Vorſchriften ber R.K.D. das Abſonderungsrecht 
gewährt. Wenn nun das Oberlanbesgericht ausgeführt Hat, daß nach allgemeinen Aus⸗ 
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fegungsregeln fein Grund gegeben fei, jene Geſetze dahin zu verftehen, da ein lediglich 
ala Sicherheit für eine Forderung. übertragenes Eigentum an einer beweglichen Sache 
im Konkurſe fein Ausionderungsrecht gewähren bezw. daß eine Lediglich zu folchem 
Bimede vorgenommene Eigentumsübertragung an einer beweglichen Sache rechtsunwirk⸗ 
ſam fein folle, falls nicht dem Gläubiger die Sache zugleich auch zu Törperlichem Ge⸗ 
wahrfam überliefert jet, fo fonnte dem, ſoviel die R.K.D. betrifft, an fi nur bei- 
getreten werben, während die Auslegung des hamburgiſchen Geſetzes in der Revifions- 
inftang überhaupt keiner Nachprüfung unterlag (8 511 C.P.O. 8 1 8. vom 28. Sep 
tember 1879, 8 6 €.®. zur E&.B.D.) Nr. 116. Allerdings könnte es fich nun fragen, 
ob es ſich bei der Ungültigfeit der „in fraudem legis“ geſchloſſenen Geſchäfte (vergl. 
1. 29, 30 Dig. de leg. L 3; ce. 5 pr. Cod. eod. I. 14; 1. 13 8 26 Dig. de act. emt. 
vend. 19, 1; 1.3 8 3, 1.7 pr. 88 1, 3 Dig. de SC. Mac. 14, 6;1.886,1.%9 
8 41, 1. 32 8 3 Dig. od SC. Vell. 16, 1, c. 16 Cod de usur. 4, 32) wirflih um nichts 
weiter handelt al3 um die Frage der gewöhnlichen Geſetzesauslegung. Nicht berechtigt 
ift in dieſer Beziehung der Geſichtspunkt der Auslegung des betreffenden Rechts⸗ 
geſchäfts. Dieje Auffaffung läuft daranf hinaus, die fraglichen Yülle als ſolche der 
Simulation Hinguftellen, und beachtet nicht die Scheidung der Begriffe „Simu- 
Iation“ und „Umgebung bes Geſetzes“. Es ließe fich vielleicht verteidigen, daß bie 
Richtigkeit der zur Umgehung einer Rechtsnorm gejchloffenen Geſchäfte nicht immer 
schon auf Grund einer einfahen Auslegung diefer Rechtsnorm eintrete. Gegenüber 
der Auffaffung, daß man es mit einem beionderen Nechtöfage zu thun habe, welcher 
verlangt, daß das Geſetz, über feinen durch bloße Auslegung zu gewinnenden Sinn 
hinaus, auf die zu feiner Umgehung beftinmten Geſchäfte analog angewendet 
. werde oder doch mindeftend mit einer burchgreifenden Auslegungsregel, wonach 
Das Gefeh allemal fo angelegt werden ſolle, daß es dieſe Geſchäfte mit ergreife, 
möcdte wohl der bloßen Darlegung, daß das gerade in Mebe ftehende Gefeh an ich 
noch nit fo weit auszulegen fei, noch Feine Durchgreifende Bedeutung zulommen. 
Jedenfalls ift aber hier enticheidend, daß man von einer Umgehung des Geſetzes über- 
haupt nur in Beziehung anf verbietende und gebietende Geſetze d. 5. auf ſolche Ge⸗ 
fege, welche eine Unterlafiung oder unter beftimmten Borausfegungen eine Handlung 
vorjchreiben, ſprechen kann; folche Geſetze find aber bie hier in Rebe ftehenden nicht, am 
wenigften die R.K.O. Diefe verbietet nicht etwa, Berpfänbungen beweglicher Sachen 
ohne Übertragung des körperlichen Gewahrſams vorzunehmen, ihr Wille geht bloß dahin, 
daB eine im allgemeinen anerlannte Geſchäftsform fingulärerweife gerade zu die ſem 
Bwede nicht benutzt werde, fondern fie kennt nur fein Mbfonderungsrecht auf Grund 
eines auf eine andere als die im 8 14 &.&. bezeichnete Weiſe begründeten Pfandrechts 
an der beweglichen körperlichen Sache. Üühnlich verhält es fih mit 8 4 des ham- 
burgiſchen A. G. 


Nr. 1814. VI. Sen. 24. September 1894. VL 130. 94. Bd. 34, Nr. 41, ©.176. 
Übergabe einer mit einen Gebäude verbundenen Mafıhine an den Käufer bei 
gleichzeitiger Vermietung des Gebänbes an den Käufer der Maſchine. (Preuß. R.). 
Das Berufungsgericht ftellt feft, daB ©. F. im Bertrage vom 12. Juli 1881 dem Be- 
Hagten mit der unter der Firma „Gebrüder F.“ betriebenen Buchdruderei auch die 
dazu gehörige Dampfmafchine nebft Kupferröhren, Transmiffionen, Riemen und einem 
Tau verfauft und übergeben habe. Die Reviſion rügt, daß die Übergabe der Dampf- 
maſchine an ben Bellagten rechtsirrtümlicherweiſe als gefchehen angenommen fei, weil 
fie ohne die, nicht erfolgte, Lostrennung vom Gebäude, mit dem fie durch eingemauerte 
eiferne Ballen und Schrauben verbunden gemwejen fei, nicht habe bewirkt werden können. 
Dem ift jedoch unter den obwaltenben Umftänben nicht beizutreten. Das Grundftüd 
war nämlich gleichzeitig mit dem Kaufvertrage vom 12. Zuli 1881 dem Bellagten zum 
Fortbetriebe der BDruderei von G. F. vermietet worden und ber Bellagte Hat das 
Schultze, Reichtgerichtsentſcheidungen. Bd. LI. 5 
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Grundſtück bis zu ber am 27. Sanuar 1882 ftattgehabten Zmangsverfteigerung im 
Mietbefige gehabt. Ber Veit der Maſchine ift ihm mit dem Mitbefige des Grund⸗ 
ſtücks, worin fie jich befand, übertragen worben. Es fehlte danach weder an ber Be- 
figentichlagung von ber einen Seite mit ber Abſicht ber Eigentumsübertragung noch 
an einem Befigergreifungsalte von der anderen Seite (88 58, 59, L 7 ALM); die 
koͤrperliche Lostrennung der Maſchine vom Grundftüd war, da das Grundſtück ſelbſt in 
deu Gewahrfam des Bellagten gelangte, nicht erforderlich, um den Bellagten zum In⸗ 
haber der Mafchine und, infofern er bei deren Übernahme die Wbficht hatte, darüber 
als über feine eigene Sache zu verfügen, zum vollftändigen Befiger ber Maſchine zu 
maden (8 7, LT WEN.) 


Nr. 1815. I. Sen. 21. September 1887. I. 179. 87. Bd. 19, Nr. 47, ©. 248. 

Erforberniffe des Eigentumserwerbes dur Trabition. Befikerwerb durch einen 
Stellvertreter (Geueralbeustimäctigten). Nichtgenehmigung ſeitens des Prinzipals. 
Constitutum possessorium. (dem. R.). Unftreitig ift der @eldbrief von dem Poſtboten 
bem Prokuriſten des D. übergeben und von diefem unter Quittungserteilung in Empfang 
genommen worden, worauf D., ald er unmittelbar darauf von der Entgegennahme de3 
Geldbriefes durch ben Prokuriſten Kenntnis erhielt, die Rüdgabe an den Poſtboten 
anordnete, weil er bie fälligen Wechfel nicht einlöfen wollte. Da jeboch der Boftbote 
fi bereit entfernt hatte, Tonnte diefe Nüdgabe nicht ausgeführt werden. Der Gelb- 
betrag in dem Briefe ift vom Kläger dem D. behufs Erfüllung der dem Kläger gegen 
D. obliegenden Berpflichtung überfandt, den Disfontierungserlds de3 dem Kläger von D. 
behändigten Ucceptes des M. abzüglich ber zu Türzenden Beträge dem D. zu übermitteln, 
alfo behufs Zahlung eine? dem D. vom Kläger gejchuldeten Betrages in ber Abficht des 
Klägers gefchehen, dem D. das Eigentum an dem Gelbe zu übertragen. Der Gelbbrief 
tft nach Eröffnung des Konkurſes über den Nachlaß bes D. noch uneröffnet im Beſitze 
des D.ſchen Profuriften gewefen, und der Kläger tft mit ber gegen den Konkurs⸗ 
verwalter erhobenen Klage, in die Erhebung des hinterlegten Inhaltes des Geldbriefes 
zu willigen, in allen Inſtanzen abgewiefen. Schon dadurch, daß der Prohurift des D. 
ben Geldbrief angenommen bat, ift da3 Eigentum daran auf D. übergegangen. Die 
früher fi auf Pauli sent recept. 5, 2 8 2 und auf 1.42 81 Dig. de aoqu. vel amitt. 
poss. 41, 2 ftüende Anſicht, daß der Beſitzerwerb burch einen procurator omnium 
bonorum unmöglih fei, wenn nicht ein ſpezielles Mandat oder die Natihabition des 
Geihäftsheren hinzukommen, wird dadurch widerlegt, daß fein Grund vorliegt, den Sak 
bed römifhen Rechts, wonach per procuratorem der Beſitz auch „ignorantibus‘‘ erworben 
werden Tann, auf die Vollmacht zur Ergreifung des Befiges einer im voraus genau 
beftimmten Sade zu befchränten, und daß vielmehr durch einen auf Grund erteilten 
Auftrags handelnden Stellvertreter der Beſitz der Sache, welcher der Stellvertreter 
für den Uuftraggeber ergreift, ohne Weiteres für den Lekteren erworben wird, auch 
wenn nur ein entipredender genereller Auftrag vorliegt. In der Prokura war 
aber nad Art. 42 9.8.8. eine Generalvollmadt enthalten. Dadurch allein, daß bei 
dem D., indem er die (nicht realifierte) Nüdgabe an den Poftboten anordnete, der 
animus rem sibi habendi aufhörte, ift das durch den Beſitzerwerb bereitö begründete 
Eigentum nicht auf den früheren Eigentümer zurüdgegangen. Auch der Umftand, daß 
D. die Erfüllung der früher getroffenen Bereinbarung, wonach das Geld zur Einlöfung 
bes fälligen Acceptö verwendet werden follte, abgelehnt hat, nachdem er den Eingang 
des Gelbbriefed erfahren hatte, tft zur Nüdgängigmahung bed Eigentumsüberganges 
auf D. nicht geeignet; vielmehr vermag dieſe Nichterfüllung des Vertrages von jeiten 
des D. nur eine Klage auf Bertragserfüllung oder eine Kondiltion zu begründen. 
Ein constitutum possessorium, durch welches das Eigentum des in dem Gelbbriefe be- 
findlihen Geldes wieder auf den Kläger zurüdgegangen wäre, ift in ber, nachdem D. 
am Morgen nad dem Eingange des Geldes geftorben war, zwiſchen dem Prokuriſten 
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und bem Kläger ftattgehabten Korreſpondenz mit Recht nicht gefunden, ba e3 zu einem 
Übereintommen, daß ber Prokuriſt, deffen Profura allerdings durch den Tod bes D. 
nicht erlofhen war, für Kläger befige, nach der maßgebenben Auslegung bed Berufungs- 
gerichts gar nicht gekommen iſt. 


Nr. 1816. L Sen. 17. Dezember 1892. J. 311. 92. Bd. 30, Nr. 43, ©. 141. 
Erwerb von Belt und Eigentum durch einen Stellvertreter für ben Bertreteuen, 
wenn jener bie Sade zu kaufen beauftragt war, der Trabent fie ihm felbft ſchenken, 
er aber die Sache für deu Madtgeber erwerben will. (Gem. R.). Die Klägerin 
vindiziert ein Pferd, einen Wagen und zehn Flaſchenkörbe als ihr Eigentum von dem 
Beflagten mit ber Begründung, daß ihr Ugent B. diefe Gegenjtände in ihrem Auftrage 
für fie angeidhafft habe. Sie Hatte dem 8. den Preis für die Saden bezahlt. Das 
- Sandgericht hat ber Vindikation für den Fall ftattgegeben, daß der Beklagte einen Eid 
über feinen Beſitz nicht leiftet. Das Oberlandesgericht hat die Berufung des Beflagten 
zurüdgewielen. Die Nevifion war erfolglos. Dem Berufungsurteile ift darin bei⸗ 
zupflichten, daß die Klage ſowohl dann begründet ift, wenn 8. die von ber Klägerin 
vindizierten Gegenftände nach Uusftellung der Duittung über den Preis, als aud 
dann, wenn er fie vorher erworben bat. DaB im letzteren Falle dad vom Berufungs⸗ 
gerichte angenommene constitutum possessorium unbedenklich ift und den Eigentums- 
erwerb ber Sllägerin berbeigeführt hat, bedarf Teiner befonderen Rechtfertigung. Was 
aber ben erften Fall anbelangt, fo fchließt ſich das Neichägericht der Anficht derjenigen 
Rechtslehrer an, die für das gemeine Recht annehmen, daß der Stellvertreter bei einem 
fih dur Tradition vollziehenden Eigentumserwerbögeichäfte für den von ihm ver- 
tretenen Geſchaͤftsherrn Beſißz und Eigentum erwerben Tann, wenn nur ber Stellvertreter 
im Einverftändniffe mit dem Geichäftsheren diefen Willen Hat, mag auch der Tradent 
den Stellvertreter zum Beſitzer und Eigentümer zu machen beabfichtigen und mag es 
der Stellvertreter an einer Erflärung feines Stellvertreterwillend gegenüber dem Tra- 
denten, mit dem er in eigenem Namen Tontrahiert, fehlen lafen. Mag man aud an- 
nehmen, daß in dieſem Falle der Stellvertreter zunächft für ſich Befis und Eigentum 
erwirbt, fo daß der Tibergebende den obligatorifchen Vertrag, den der Stellvertreter im 
eigenen Namen mit ihm abfchließt, mit der Übergabe an den Stellvertreter, damit diefer 
ermwerbe, erfüllt, jo fteht doch nichts entgegen, den Beli und folgeweife das Eigentum 
auch Hier mittel3 eines constitutum possessorium, das fih in dem Erwerbsakte felbft 
vollzieht, von dem Vertreter auf den Vertretenen übergehen zu laflen, wenn nur Beide 
den Erwerb de3 Geſchäftsherrn wollen. Läßt fich aber auf dieſe Weile der Eigentums⸗ 
erwerb des Geſchäftsherrn von dem obligatoriihen Rechtsgeſchäfte ablöjen, da3 der 
Stellvertreter in einem und bemjelben Alte mit dem Dritten in eigenem Namen fchliebt, 
fo läßt ſich auch der fofortige und unmittelbare Eigentumsderwerb des Geſchäftsherrn für 
den Fall Tonftruieren, daß diejer den Vertreter beauftragt hat, für ihn zu kaufen, 
während ber Stellvertreter fi) von dem Dritten ſchenken läßt. Steht es nur feit, und 
dies nimmt der Berufungsrichter offenfichtlich an, daß der Stellvertreter den ihm er- 
teilten Auftrag eben damit ausführen will, daß er die ihm fchenfungswetje übergebene 
Sade für den Auftraggeber erwerben will, um ihm den entipreddenden Kaufpreis an⸗ 
zurechnen, jo läßt fi) auch bier die causa des eigenen Erwerbes des Stellvertreterd 
von der fi in dem Erwerbe vollziehenden Übertragung des Eigentums auf den Ge⸗ 
Ihäftsheren ablöfen. Es mag ja zuzugeben fein, baß thatſächlich in einem Falle, 
wie er nad der Behauptung des Reviſionsklägers mit dem Erwerbe des Pferdes vor- 
gelegen haben fol, nicht fo leicht der Vertreter für den Geſchäftsherrn unmittelbar 
und jofort wird erwerben wollen. Weit näher liegt es anzunehmen, daß ein mit dem 
Ankaufe eines Pferdes Beauftragter, wenn er demnächſt ein Pferd von einem Dritten 
geſchenkt erhält, das Geſchenk zunächſt für fi annimmt und fich vorbehält, fich mit 
dem Geichäftsheren darüber auseinanderzufegen, ob diefer die geſchenkte Sache als eine 
5* 
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für ihn gelaufte und zu welchem Preiſe er biefe annehmen will. Uber eine Geſetzes⸗ 
verlegung ift darin nicht enthalten, daB das Berufungsgericht thatſächlich Feftgeftellt Hat, 
daß 8., wenn ihm das Pferd geſchenkt fei, es babe für die Klägerin erwerben wollen. 


Nr. 1817. IL Sen. 7. Mai 1880. IL 161. 79. Bd. 1,Nr. 148, ©. 415. 

Eigentumßübergang ber Hanbelöware bei Berfenbung. Choses perdues. (Rhein. R.). 
Nach franzöſiſchem Recht ift für den Übergang bes Eigentums in jeder Beziehung 
(auch Dritten gegenüber) nur der Bertragswille, ſei e8 der ausdrücklich erflärte, fei es 
der nad dem Umftänden zu vermutenbe, enticheidend. Died gilt auch beim Genus- 
Taufe und zwar von bem Beitpunfte an, wo die Individualiſierung des Vertrags- 
gegenftandes im Sinne des Vertrages ftattgefunden hat. Art. 1138, 1583, 1585 code civil. 
Diefer Zeitpunkt trifft in der Regel mit der Berabfolgung der verlauften Hanbeldware 
an den vom KBerfäufer im vermuteten Auftrage bed Käufers gewählten oder von ' 
Letzterem jelbft bezeichneten Spediteur oder Frachtführer zufammen. Bei Vorbehalt bes 
Eigentums bis zu ber bei Anshändigung des Konnoflements bebungenen Bahlung bes 
Kaufpreifes findet der Eigentumsübergang nad dem Bertragdwillen jedenfalls in dem 
Augenblide ftatt, mo der Käufer die Bedingung für Aushändigung des Konnoffements 
erfüllt Hatte, alfo berechtigt war, Konnofjement und fomit die Ware felbft zu verlangen. 
Da nit die Tradition als ſolche, jondern der Vertragswille den Übergang des Eigen- 
tums bewirkt, fo kommt e3 nicht darauf an, ob dad richtige Konnoffement und ſomit 
die richtige Ware ausgeliefert wurde ober nicht. Der Käufer kann daher gegen ben 
Dritten die diefem nur aus Irrtum überlieferte in Wirflichleit für den Käufer beftinmte 
Ware vindizieren. Die Beftimmungen der Art. 306, 308 9.8.8. find in diefem Falle 
nicht anwendbar, da der Beklagte diejenige Ware, deren Herausgabe der Kläger ver⸗ 
langt, nicht getauft bat, fie ihm vielmehr nur aus Irrtum (infolge einer am Beſtimmungs- 
orte erfolgten Verwechſelung mit der für ben Beklagten beftimmten Ware) überliefert 
worden iſt. Die Ausnahme des Urt. 2279 code civil für choses perdues (ou voldes) 
von dem Grundbjage ‚en fait de meubles la possession vaut titre‘“ trifft auch hier zu, 
da der Ausdruck „perduee“ nicht in engerer, fondern in weiterer Bedeutung zu ver- 
ftehen ift, wonach er der Regel nach alle Fälle umfaßt, wo Jemand ohne jeinen Willen 
den Beſitz der Sache verloren hat. Nr. 254. 


Kr. 1818. VLSen. 6. Suli 1891. VL 115. 91. Bd. 28, Nr. 58, ©. 269. 
AMnlagrecht des vollftändigen redlichen Beſitzers auf Schabenderfat bei Beſchüdigung 
der Sache. (Preuß. R.). Das Berufungsgericht läßt ungeprüft, ob bie Kläger das 
in Anſpruch genommene Fifchereireht duch Kauf oder durch Erſitzung rechtsgültig er- 
worben haben, indem es fie zu ber vorliegenden Entſchädigungsklage ſchon deshalb für 
legitimiert erachtet, weil feftgeftelltermaßen „jeder Kläger im vollftändigen redlichen 
Befite der von ihm gekauften ilchereigerechtigleiten, aljo bed Rechts, die Yilcherei auf 
ben angegebenen Waflerftreden des fraglichen Privatfluffes mit Ausschluß jebes Dritten 
auszuüben, in ber Beit geweſen ift, in ber nach ber Behauptung der Kläger die VBe⸗ 
ſchädigung ihres Fiſchereirechts durch die Abwäſſer der Fabrik der Bellagten erfolgt 
ift*. Die Seftftellung bes vollftändigen reblichen Beſitzes wirb von der Beklagten nicht 
bemängelt. Dagegen fucht die Revifion der Beflagten auszuführen, daß ber vollftändige 
Beſitzer als folder, aljo ohne den Nachweis feines Eigentums (feines Nechts) zur Klage 
auf Schadensſatz für die untergegangene oder beichädigte Sade (fein Recht) nicht 
legitimiert fei. Dieje Ausführung kann nicht für zutreffend erachtet werden. Wenn 
auch der 8 176, L 7 UL.R. auf den Titel 15 Hinweift, fo verleiht er doch dem voll- 
ftändigen Befißer gegen jeden Anderen al3 den wahren Eigentümer nicht bloß die in 
Titel 15 beſonders behandelte NRüdforderungsflage (Publieciana in rem actio), fondern 
ausdrüdiih „alle Rechte des Eigentümers” und zu dieſen Rechten des Eigentümers 
gehört zweifellos auch das Recht auf Schadenserjaß wegen Untergang oder Beichädigung 
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feiner Sade (88 79 ff. 1.6 A.L.R.). Danach konnte die Beklagte, bie für fih ein 
Fiſchereirecht nicht in Anſpruch nimmt, und ebenfowenig beftimmte dritte Perſonen als 
filhereiberechtigt bezeichnet, mit dem Einwande der mangelnden Altivlegitimation nicht 
durchdringen. Vergl. Motive zum Entwurf des 8.8.8. für das Deutfche Neich Bd. 3 
©. 432, 433. 


Nr. 1819. V. Sen. 17. Dltober 1888. V. 168. 88. Bd. 22, Nr. 54, ©. 265. 
Binbilation von Inhaberpapieren. inlöfungsredht des Gläubiger an einer 
für ihn gepfändeten, Dem Schuldner nicht gehörigen Sade, (Preuß. R.). Die Reichs- 
banfnoten find nicht Geld, fonbern Inhaberpapiere (8 18 bes Reichsbankgeſetzes vom 
14. März 1875, 8 5 Abſ. 2 des Geſetzes vom 30. April 1874). Der Zwed der Bwangs- 
vollftredung ift, die Befriedigung des Gläubigers herbeizuführen. Diefe tritt nicht ſchon 
mit ber Pfändung von Sachen des Schulbners, ſondern erft nach deren Berfteigerung und 
ber Ablieferung des Erloſes an ben Gläubiger ein. Bis zu diefem Beitpunfte kann ber 
Dritte, welchem an dem Gegenftanbe der Bwangsvoliftredung ein bie Veräußerung hindern⸗ 
des Recht zufteht, nad 8 690 C. P.O. feinen Widerfprucd gegen die Bwangsvollitredung 
im Wege ber Klage geltend machen. Im vorliegenden Falle kommt es darauf an, ob bie 
für die Bindilation von Inhaberpapieren in den 88 45—47, I. 15 A.L. R. gegebenen 
Borichriften zutreffen. Das A.L.R. beftiimmt im Widerſpruche mit dem römischen 
Recht, daß bie Vindilation von Gelb und Suhaberpapieren gegen ben reblichen Beſitzer 
nicht ftattfindet, auch wenn dieſelben noch unvermifcht vorgefunden werben. Dagegen 
laßt es die Bindifation gegen ben unentgeltlichen Erwerber unter den Vorausſetzungen 
des 8 46 a. a. D. zu. Es Tann nicht angenommen werben, baß der Geſetzgeber in 
diefem zweiten Yalle von den Srundbfägen des zur Zeit des Erlaſſes des A.L.R. geltenden 
gemeinen Rechts hat abweichen wollen, fondern es muß davon ausgegangen werben, 
daß die Worte des 8 46 unter obigen Umftänden fi nur auf das im $ 45 baf. ge 
dachte Merkmal der Unterſcheidbarkeit beziehen. Sowohl die preußiiche Praxis als die 
Doltrin haben nicht bezweifelt, daß die Identität vindizierter Inhaberpapiere durch 
deren Nummern dargethan werben könne. Dieje Unterfcheibbarfeit ift im vorliegenden 
alle feftgeftellt. Ebenfo Liegt das zweite Erfordernis des 8 46 a. a. D., unentgeltliches 
berfommen der Papiere, bier vor. Die Klage ift baher nah 88 45—47, LAS A.L. R. 
begründet. — Der Einwand de3 Bellagten, daß bie Bedingungen zur Anwendung des 
8 80, L 20 ULM. gegeben fei und ba er alfo nicht zur Herausgabe ber für ihn bei 
feinem Schuldner gepfändeten Banknoten ohne Erſatz verurteilt werben könne, ift nicht 
begründet. Die Beſtimmung des 8 72, L 20 A.L.R., wonach die Sache bei Begründung 
des Pfandrechts zum Vermögen des Schuldners gehören muß, findet au auf das 
Pfändungspfandredt (K 709 C. P.O.) Anwendung Bon diefem Grundfage enthält aud) 
der 8 80, J. 20 WER. feine Ausnahme. Hier fommt noch weiter Hinzu, daß bei 
Lage der Sache nicht anzunehmen ift, ber Beflagte habe für den Befikerwerb an ben 
Banknoten etwas aus jeinem Vermögen aufgewenbet. Es ift richtig, daß die Pfanb- 
beftellung für eine bereit beftehende Forderung ein entgeltliches Nechtögefchäft bildet. 
Nr. 1795. Nr. 4130. Nr. 4118. Mber für das Einlöfungsreht hat das Geſetz im 
8 80 a. a. D. weiter vorgefchrieben, daß nur der Erfah des „wirklich Gegebenen“ ver- 
langt werden Tann. Hier hat der Bellagte, um ben Beſitz der Banknoten zu erlangen, 
nichts gegeben. Sein Anſpruch an feinen Schuldner befteht unverändert fort. Es 
liegt nur ein Verſuch vor, ihn im Wege der Zwangsvollſtreckung zu realifieren. Es 
bedarf daher keiner Erörterung der ftreitigen Frage, ob der Beflagte durch die Pfändung 
des Gerichtövollziehers Beſitzer der Banknoten geworben ift. 


Rr. 1820. IIL Sen. 22. Februar 1884. II. 306. 83. Bd. 11, Nr. 50, ©. 239. 
Binbilstion eines Sparkaſſenbuches. Aufhebung ber Brivatftrafen durch das 
&.8.B. (Gem. R.). Sparkaſſenbücher, fofern fie nicht ausdrücklich auf den Inhaber 
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Ianten, Tönnen in ihrer Eigenſchaft als Schulbbolumente wie andere Urkunden und 
Saden jelbftänbige Gegenftände bes Eigentums und Miteigentums fein unb unter- 
liegen als folche ber Eigentumsflage oder, falls fie im Miteigentum Mehrerer ftehen, 
der petitorifchen Klage auf Regelung der Gemeinſchaft. Für bie Eigentums- oder Mit- 
eigentumsfrage ift dabei der Umftand, daß ein Sparfaflenbud etwa auf ben Namen 
eined Anderen als desjenigen, welcher die darin verbrieften Einzahlungen geleiftet Hat, 
geichrieben wurbe, an und für ſich ebenfowenig entſcheidend, wie dieſe Thatſache allein 
ben Dritten noch nicht der Sparkaſſe gegenüber forberungsberecdhtigt macht. Für die 
erftere zumal dann nit, wenn der nur auf dem Umichlage bes Buches bezeichnete 
Dritte niemals ben (redlichen) Beſitz oder Mitbefik ber Urkunde, fei es unmittelbar 
Durch den Einleger, ſei e3 mittelbar dadurch, daB bie Sparfaffenverwaltung dieſen 
Beſitz auf den Einleger als Stellvertreter des Dritten übertrug, erlangt hat, während 
bas Forderungsrecht felbft für den Lebteren ohne Weiteres nur unter ber Voraus⸗ 
fegung erworben wirb, daß bie Belegung bes Geldes durch den Einleger in Stell- 
vertretung oder zu Bunften bes Dritten nach dem erkennbaren Willen des Erfteren 
erfolgt. Es hängt daher, wie in jedem alle fo auch in dem vorliegenden, von ben 
näheren Umftänden ab, ob ber Beklagte, welcher ſich eigenmächtig in ben Beſitz des 
auf feinen Ramen geichriebenen Sparlaflenbuches geſetzt hat, aus der an fi nur ein- 
feitigen Handlung des Klägers, dem Schreibenlaffen des Sparlaflenbuches auf den 
Namen des Bellagten bei der unbeftritten durch den Kläger ftattgehabten Einzahlung 
der einzelnen Beträge, ein Eigentumd- oder Miteigentumsreht an der Urkunde und 
ein Yorderungsredit bezüglich der verbrieften Einlagen erlangt hat, und es wird 
weiter zu erwägen fein, ob, wenn die Übereignung bes Buches an den Kläger als zu- 
geftanden oder fonft feftftehend angenommen werden muß, der Bellagte imftande ift, 
durch die vorgeſchützten Einreden die Klage aus dem Eigentum ober Miteigentum zu 
elidieren. — Der in der eigenmächtigen Befiknahme des Sparkafienbuches jeitens des 
Beklagten Tiegende Alt der Selbfthilfe Hat nach hentigem gemeinen Nechte nicht den 
Berluft des dem Beklagten etwa an dem Buche zuftehenden Eigentums- ober Mit- 
eigentumsrechtd zur Folge. Zwar gebt nach römiſchem Recht wie auch nach den Bor- 
ſchriften bes Tanonifchen Rechts und der älteren deutſchen Reichsgeſetzgebung infolge 
unerlaubter Selbithilfe vermöge Geſetzes das Recht des Eigentümerd und Vergewaltigers 
zur Strafe verloren und wirb ohne Weiteres (ipso jure) anf beffen Gegner dergeftalt 
übertragen, daß ber Lebtere fofort vindizieren Tann. Vergl. c.- 7 Cod. unde vi 8, 4; 
c. 18 de praeb. in IVo.; 8 2 Zit. 32 der Sammergerichtsorbnung von 1521; 8 15 
Tit. 3 Reichsabſchied von 1532. Allein ganz abgefehen von ber Frage, ob danach jede 
Eigenmadt oder nur die mit vis atrox verbundene Selbfthilfe des Eigentümers jene 
Wirkung herbeiführte, ift die erwähnte Privatftrafe felbft in denjenigen Ländern bes 
gemeinen Rechts, in welcher fie nicht fchon früher gewohnheitsrechtlich oder durch die 
Landesgeſetzgebung befeitigt war, durd das R.St. G. B. vom 31. Mai 1870 aufgehoben 
worden. Unverfennbar beabfichtigten die angeführten Beftimmungen des römifchen, 
fanonifchen und deutichen Rechtes die Beftrafung der unerlaubten Selbſthilfe. Lebtere 
gehört aber zu den Waterien, deren Strafbarfeit oder Nichtftrafbarkeit des R.St. G. B. 
regeln wollte. Letzteres bedroht die Eigenmacht nur dann, wenn fie in befonbers 
ſchweren Fällen, namentlih durch Anwendung ftrafbarer Mittel verübt wird, mit be- 
ftimmten Strafen. Es ift daher der Schluß gerechtfertigt, daB die Strafen ber quali» 
fizierten Selbfthilfe Teine anderen fein Tönnen als die im R.St. G.B. angedroften, 
die Eigenmacht als ſolche aber nicht länger unter Strafe geftellt if. Nr. 229. Nr. 1451. 


Ar. 1821. I. Sen. 14. Dezember 1881. I. 624. 81. Bd. 6, Nr. 4, ©. 17. 
Ansihiug der Redlichkeit des Erwerbes durch grobe Verſchulden. Art. 306, 

307 9.8.8. Der Begriff des reblihen Erwerbes in Art. 306 9.0.8. ift nad all» 

gemeinen civilrechtlicden Grundſätzen zu beitimmen. Civilrechtlich gilt aber der nicht 
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al3 reblicder Erwerber, bem hätte befannt fein müflen, baß er mit ber Aneignung 
objettiv ein Unrecht begeht, wenn feine Unbelanntichaft mit bem feinem Erwerbe ent» 
gegenftehenden Hindernis anf grobes Verſchulden, auf einen nicht entſchuldbaren Irrtum 
zurädzuführen ifl. Dies entſpricht für das gemeine echt und bezüglich des Erwerbes 
durch ordentliche wie außerordentliche Erfisung der herrichenden Lehre. Denjelben 
Grundſatz Hat da3 B.G.B. für Sachſen in 8 267 für die Erfibung aufgeftellt. Noch 
weiter geben die Beſtimmungen des preußiichen A.L. R. Vergl. 88 14, 13, 15, I. 7; 
847, L. 15 ALR Das 9.88. ftellt den Erwerb von Inhaberpapieren bezüglich 
bes Erfordberniffes der Redlichkeit auf Feine meientlich andere Grundlage. Gerade 
die aus der leichten Übertragbarkeit dieſer Papiere erwachſende Gefahr Legt dem reblichen 
Manne die Berpfliätung anf, fi) der Prüfung der obwaltenden Umftände nicht zu 
entziehen. Das in Art. 305 H.G.B., Urt. 74 W.O. Bezüglich der indoſſabelen Ordre⸗ 
papiere ausgeſprochene Prinzip tft auch anf bie VBeftimmungen ber Art. 306 und 307 
anzuwenden. Ar. 1822, Nr. 1823. 


Nr. 1822. V. Sen. 14. November 1891. V. 171. 91. Bd. 28, Nr. 22, ©. 109. 

Umfang der Pflicht des Erwerbers oder Pfandnehmers von Yuhaberpapieren 
zur Prüfung ber Verfügungsbefugnis des Beräußerers. OÖrtliches Recht der Ein⸗ 
rede des redlichen Erwerbes. Art. 307 9.8.8. 88 47ff. L 15; 88 80, 91, I 20 
ALR. (Neichs⸗- und prenß. R.). M. hat, als er Schultheiß der Magenden Gemeinde 
Meiningen war, von dem Bellagten (Borjhußverein in Naumburg a. ©.) ein Varlehen 
von 1900 ME. erhalten und ihm dafür vier Sanlbahnprioritäten zum Betrage von 
zufammen 2000 Mf. verpfändet. Dieſe zn den Schullapitalien gehörigen Papiere 
waren Eigentum der Klägerin. Sie waren durch einen von M. darauf gejegten und 
mit bem Amtsſiegel des Gemeinbevorftandes verfehenen Vermerk außer Kurs geſetzt 
worden. Nach der Behauptung der Klägerin Hat M. unbefugterweije und in rechtlich 
unwirffamer Form die Papiere, bevor er fie durch Berpfändung in feinen Ruben ver- 
wenbete, wieder in Kurs gejebt. Ber Berufungsrichter geht mit Recht davon aus, daß 
die Klägerin die Eigentumsflage angeftellt hat. Ihr Antrag ging anfänglich auf Heraus- 
gabe der fraglichen Prioritäten. Nachdem ber Bellagte angezeigt Hat, daß die Ein- 
fung und Vernichtung der Papiere von ihm erwirkt fei, hat fih der Eigentums- 
anſpruch auf Herausgabe des von dem Beflagten empfangenen Äquivalents verwanbelt, 
Die hierauf nad) dem veränderten Untrage gerichtete Klage ift alfo nicht eine Klage 
auf Entſchädigung aus einer unerlaubten Handlung. Dem Berufungsrichter ift darin 
beizuftimmen, daB auf das Nedhtsverhältnis, das durch die Verpfändung ber Aktien in 
Naumburg begründet wurde, alfo namentlich auf die Frage, welche Einreden ber Be⸗ 
klagte als veblicher Pfandbejiger der Eigentumsflage entgegenftellen Tann, das Recht 
des Ortes, wo die Berpfändung ftattfand, hier alfo das preußiſche A.L.R. angewendet 
werden muß. Bon den Erforderniffen der Eigentumdflage hat der Berufungsrichter 
das Eigentum der Kläger an ben Bapieren zur Zeit der Berpfänbung feftgeftellt; 
ebenfo maltet Tein Bweifel darüber ob, daß ber Bellagte durch die Verpfändung ben 
Beſitz der Papiere erlangt bat. Es fommt aljo nur auf den Einwand bed Bellagten 
an, daß ihm als reblihem Pfandnehmer das einem foldden im 8 80, L 20 A.L.R. 
beigelegte Einlöfungsrecht zufteht. In biefer Beziehung ftellt der Berufungsrichter feft, 
baß die Papiere entfprechend den Vorſchriften ſowohl des meiningifhen Rechts (de3 
Rechts des Wohnfiges der Klägerin, wo fih aud die Papiere befanden), al3 des 
weimarifchen Rechts (de3 Mechts des Emiſſionsortes der Saalbahnprioritäten, Jena) 
außer Kurs gefebt waren. Läge nur diefe Thatjache vor und hätte aljo eine gültige 
Biederintursfehung ber Papiere nicht ftattgefunden, fo würde hier die Anwendbarkeit 
des 8 80 a. a. O. fortfallen; benn ber Beklagte hätte ſich durch Nichtberädfichtigung 
dieſes ans den Papieren erfichtliden Umſtandes einer groben Tahrläfligfeit ſchuldig 
gemadt, die nah 8 91 a. a. D. das Einlöfungsrecht ausſchließt. Der Bellagte be- 
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bauptet jedoch, bei der Verpfändung jeien bie Brioritäten durch einen bem Außer- 
kursſetzungsvermerke entſprechenden, mit dem Amtsfiegel ber Klägerin und ber Unter- 
fchrift ded nah meiningiſchem Recht Hierzu befugten Schultheiben M. verjehenen 
Vermerk rechtögültig wieder in Kurs geſetzt worden. Die Klägerin beftreitet, daß 
fih unter dem Vermerke das Amtsfiegel der Gemeinde befunden habe, und ftellt deſſen 
Rechtsgültigkeit in Abrede. Der Berufungsrichter bat den durch Eibeszufchiebung an⸗ 
getretenen Beweis bes Beklagten über die Form des Vermerkes nicht erhoben, vielmehr 
den Streit der Parteien über bie Rechtsgültigkeit des Inkursſetzungsvermerkes un- 
entichieden gelaffen, weil er annimmt, daB der Beklagte minbeftens für einen unrecht» 
fertigen Befiger ber Papiere zu erachten fei und deshalb nah 8 91, LO A.L. R. 
das nur bem reblichen Beſitzer beigelegte Einlöfungsreht nicht in Anfprud nehmen 
könne. Er gebt davon aus, daß man bei dem gewerblichen Effeftenhandel bejonders 
ftrenge Anforderungen an ein achtſames Verhalten des Erwerbers ftellen müfle. Dieſem 
Erforderniffe babe der Beklagte nicht genügt, denn der Umftand, daß M. früher bie 
Außerkursſetzung der Papiere bewirft hatte und dab berfelbe Beamte bei der „NRüd- 
berwandlung der Reltapapiere in Inhaberpapiere“ beteiligt war, habe bei Anwendung 
eines gewöhnlichen Grades von Aufmerkjamfeit den Bellagten Zweifel über die Recht⸗ 
mäßigleit bes M.fchen VBefites erregen müflen. Sonad habe der Bellagte, um als 
reblicher Befiger gelten zu können, vor dem Ermwerbe Erkundigungen über die Recht⸗ 
mäßigfeit des M.ſchen Beſitzes anftellen müflen. Da er dies nicht gethan habe, ſpricht 
er ihm da3 aus 8 80, L 20 A.L.R. bergeleitete Recht ab. Dieſe Enticheidung gebt 
fehl. Der Grundſatz, daß beim gewerblichen Effeftenhandel der Erwerber oder Pfand- 
nehmer die nach den Umſtänden gebotene Vorſicht beachten muß, läßt fich nicht in 
Trage fielen. Das Reichsgericht hat bereit? im Falle Nr. 1821 ausgeiprocdhen, aus 
ber bejonderen Ratur der zum Kurſieren beftimmten Inhaberpapiere jei zwar zu folgern, 
daß der, dem Inhaberpapiere zum Erwerbe angeboten werden, nicht verpflichtet fein 
fol, in demjelben Mabe wie bei anderen Sachen, die der Eigentümer dem dritten Be⸗ 
figer unbeichränft oder doch in weiterem Umfange abfordern darf, die Legitimation des 
Veräußerer3 zu prüfen; werde aber durch die Umftände Bruud zu einer Prüfuug 
geboten, fo müffe gerade die Gefahr, bie dem Eigentümer aus ber leichten Übertrag- 
barfeit jener Papiere erwädt, dem redlichen Manne die Verpflichtung auferlegen, ich 
diefer Prüfung nicht zu entziehen. Als einen derartigen ben Erwerber zur Prüfung 
veranlaffenden Umftand bat das Neichögericht in mehreren Entſcheidungen die Be 
achtung von Anzeigen über geftohlene Inhaberpapiere bezeichnet und bei Unterlaflung 
der Beachtung den Erwerber für einen unrechtfertigen Beſitzer erflärt. Wenn die 
Bolizeibehörde den Bankiers Mitteilung macht, daß beftimmt bezeichnete Papiere ge- 
ftohlen find, oder wenn die Nummern von geftohlenen Papieren in den dazu beftimmten 
Organen von ber Polizeibehörbe öffentlich bekannt gemacht worden, jo bat das Reichs⸗ 
gericht angenommen, es bürfe nicht der Sorglofigfeit der benacdhrichtigten Bankiers 
anbeimgegeben werben, dieſe Maßregeln wirkungslos zn mahen. Nr. 1823. Eine 
weitere Ausdehnung dieſes Grundſatzes dahin, baß ber Erwerber eines in ber Umlaufs- 
fähigfeit nicht bejchränftten SInhaberpapiere die Legitimation be3 über das Papier 
Berfügenden zu prüfen verpflichtet fei, findet ſich in den Urteilen des Reichsgerichts 
nicht ausgeſprochen. Dem gewerblichen Verkehr mit Inhaberpapieren würden durch 
die Annahme einer jo weit gehenden Verpflichtung beengende und nach den beftehenden 
Geſetzen nicht beabfichtigte Yeffeln angelegt werden. Damit fol nicht gefagt fein, daß 
der Erwerber in allen Fällen die genügende Borficht beobachtet, wenn er die polizeilichen 
Mitteilungen berückſichtigt. Es können vielmehr im einzelnen Falle die obmwaltenden 
Umftände, 3. B. die belfannten perjönlichen Berhältnifie des Berfügenden, den Erwerber 
von Inhaberpapieren zwingen, die Rechtmäßigket des Beſitzes des Verfügenden zu 
prüfen. Derartige Umände find Hier aber nicht feitgeftellt. Die Thatſache allein, daß 
M., der die hier fraglichen Papiere außer Kurs geſetzt Hatte, fie auch wieder in Kurs 
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gejekt Bat, würde, wenn er ber zu biefen Maßregeln geiehlich beftimmte und befugte 
Beamte war, den Beflagten zu Nachfragen über die Rechtmäßigkeit feines Beſitzes nicht 
verpflichtet haben, und das um fo weniger, wenn er den Ruf eines wohlfituierten und 
eine3 pflihttreuen Beamten hatte, was das Berufungsgericht nicht verneint. Das 
Urteil ift deshalb aufgehoben. Wird bei der weiteren Berhandlung und Beweisaufnahme 
feftgeftellt, daß es an einem bie Nechtägültigleit des Wiederinkursſetzungsvermerkes be- 
dingenden Erforderniſſe fehlt, fo fteht dem Beklagten die Einrede aus 8 80, L20 WER. 
nicht zu. Waren aber bie Prioritäten gültig wieder in Kurs gelebt, fo ift, wenn nicht 
ein weiterer Beweis für bie Unreblichleit oder bie Unrechtfertigfeit bes Beklagten bei 
der Pfandnahme erbracht wird, die Klage als unbegründet zu verweilen. 


Nr. 1823. L Sen. 25. Sanuar 1896. IL 324. 95. Bd. 37, Nr. 20, ©. 69. 

Eigentumdllage auf Herandgabe gefiohlener Inhaberpapiere. Guter Glaube 
beim Erwerbe, Das Landgericht hat bie Klage abgemwiejen, das Oberlandeögericht hat 
bie Berufung zurücgewiefen. Auf die Reviſion der Klägerin ift das Berufungsurteil 
aufgehoben und die Sade an das Berufungsgeriht zurüdverwiefen. Da nach den 
Art. 306, 307 9.8.8. der redliche Erwerber eines Inhaberpapiers, auch wenn es 
geftohlen war, das Eigentum daran erlangt, jo gebt da3 Berufungsgericht mit Recht 
davon aus, daß die Vindikation des früheren Eigentümers, bem es entwenbet ift, ben 
Nachweis erfordert, daß der Beliter das Bapier unreblich erworben habe. Dieje 
Unreblichfeit finbet die Klägerin in den Thatfadhen, dab das Stück Nr. 71488 ihr nebft 
mehreren anderen Stüden biefer (der italienifchen fünfprogentigen) Nente am 9. Juni 
1892 in einem Hamburger Hotel geftohlen ift und daB die Nummern der geftohlenen 
Stüde nit nur durch Anſchlag an der Börfe, fondern auch durch einen von ber 
Polizeibehſösrde den Bankiers mitgeteilten Laufzettel bald nad dem BDiebftahl der Be- 
Magten befannt gegeben find, die Bellagte aber das Papier am 28. Dezember 1894 
von dem hamburgifchen Bankhauſe 2. & 8. erworben hat, ohne das von ihr über bie 
als geftohlen angemelbeten Bapiere geführte Regifter eingefehen zu haben. Bezüglich 
der Frage, wann Unreblichleit des Erwerbes anzunehmen jei, gebt das Berufung 
gericht von den in den Urteilen des Reichsgerichts Nr. 1821, Nr. 1822 ausgefprochenen 
Orundjägen aus, meint aber, daß in jenen Fällen noch ein weiterer Thatbeitand zu 
Örunde gelegen babe. Die daran gefnüpften Ausführungen des Berufungsgerichts find 
bon der Revifion mit Grund als rechtsirrtümlich angegriffen. Denn fie ftellen ohne 
weitere konkrete Begründung als Brinzip auf, daß ein Bankier, wenn nur feit dem 
Diebftahle eines Inhaberpapiers und der ihm polizeilich davon gemachten Anzeige ein 
gewiffer Beitraum verfloflen ift und wenn ihm das als geftoblen bezeichnete Papier von 
einem achtbaren Bankierhauſe angeboten wird, jich der ihm an fich obliegenden Berpflich- 
tung, eine ihm jpeziell zugegangene Anzeige und Warnung vor dem Unfaufe zu beachten, 
entihlagen barf, weil er ohne Weiteres zu unterftellen berechtigt ift, daß bereits 
died Bankhaus oder irgend ein anderer rvedlider Kaufmann die ihm obliegenbe 
nämlihe Verpflichtung erfüllt Haben werde. Das ift aber nicht zu billigen, da auf 
dieſe Weile jolche polizeilichen Anzeigen ihren Zwed völlig verfehlen und illufortich fein 
würden, fobalb nur das geftohlene Bapier, gleichviel auf welche Weife, erft einmal in 
den Beſitz irgend eines al3 achtbar geltenden Bankhaufes gelangt ift, indem dann jeder 
folgende Erwerber fi der auch ihm obliegenden Prüfungspflicht Aberhoben erachten 
dürfte und es zur Ausfchließung der Vindikation des Papiers feitend des beitohlenen 
Eigentümers ſchon genügen würde, wenn nur eines ber vorbefikenden Bankhäufer 
bein Erwerbe grob fahrläffig gehandelt Hat. Als gerechtfertigt würde diefer vom Ve⸗ 
rufungsgericht aufgeftellte Grundſatz nur dann erfcheinen, wenn ſich eine (wenigftens 
thatfächliche) Bermutung dafür geltend machen ließe, daß ein das geftohlene Papier 
veräußernder achtbarer Bankier nicht nur nicht felbft der Dieb fein, fondern auch bei 
jeinem Erwerbe des Papiers nicht grob fahrläffig gehandelt Haben werde. Denn 
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nur dann würde die Nichtbeachtung ber polizeilih gemachten Diebftahlsanzeige ſeitens 
bes Erwerbers vielleicht damit entichuldigt werden können, daß ber Schluß ans ber 
Entwendung bed Papiers auf die Unrechtmäßigkeit des Beſitzes des derzeitigen Ver⸗ 
äußerer3 befeitigt geweſen fei. Eine ſolche Bermutung hat aber ba3 Berufungsgericht 
ſelbſt nicht aufgeftellt und eine folche läßt ſich auch unmöglich aufftellen. Wie wenig 
gerechtfertigt fie fein würde, ergiebt fich vielmehr aus den Fällen, anf die ſich die 
Urteile Ar. 1821, Nr. 1824 beziehen. Denn in diefen Fällen waren ed gerade Bank⸗ 
bäufer, deren fonftige Achtbarkeit in Feiner Weife beanftandbet war, gegen bie aber 
dennoch rechtskräftig feftgeftellt ift, daß fie geraubte bezw. geftohlene Inhaberpapiere 
unter gänzlicher Nichtbeachtung der über den Raub bezw. Diebftahl der Papiere ihnen 
bireft gemachten polizeilihen Anzeige oder doch der darüber durch Auſchlag an ber 
Börfe und durch die betreffenden amtlichen Blätter veröffentlichten polizeilichen Belannt- 
machungen fogar von ihnen ganz unbelannten Berfonen getauft hatten, ohne 
irgend welche Schritte zu thun, um ſich eine begründete Meinung über die Nedlichleit 
und den rechtmäßigen Erwerb des Berfäufers der thatfächlich geftohlenen ober doch 
von der Behörde als folchen bezeichneten Papiere bilden zu können. Gegenüber ſolchen 
wiederholten Vorkommniſſen im Gefchäftsbetriebe von Banfhäujern fehlt es aber für 
die Annahme bed Berufungsgericht, daß bie Bellagte, weil ihr das Bapier von einer 
ihr als achtbar befannten Bankfirma im regelrechten Hanbelsverfehr angeboten wurde, 
ih die Möglichkeit, daß die Veräußererin bei dem ihrerfeit3 vorgenommenen Ermwerbe 
mit grober Fahrläfligfeit gehandelt Haben könne, nicht babe zu vergegenwärtigen 
brauden und daß fie deshalb aud) feine Beranlaffung gehabt habe, die von ihr über 
bie als geftohlen angemeldeten Papiere geführten Liften einzufehen, an einem genügenden 
Undalt, als welcher auch die Thatſache, daß feit dem BDiebftahle und ber polizeilichen 
Anzeige ein Beitraum von 2?/,; Jahren verflofien war, für fi allein unmöglid an⸗ 
gejehen werben kann. Es ift vielmehr davon auszugehen, dab an ſich fchon die bloße 
Thatſache der Nichtberüdjichtigung derartiger polizeilicher Anzeigen feitens eined ben 
Verkehr mit Wertpapieren gewerbsmäßig betreibenden Kaufmannes zur Begründung 
eine3 groben Verſchuldens beim Ermwerbe eines geftohlenen Bapierd und mithin zur 
Annahme feiner Unredlichleit beim Erwerbe genügt, fofern er nicht feinerjeitö bejondere 
Umftände darzuthun vermag, die fein Verhalten in dem vorliegenden Einzelfalle ala 
entiuldbar und ihn als gutgläubig erfcheinen laſſen. Das Einzige, was die Bellagte 
hierfür geltend gemacht hat, ericheint aber dem Borftehenden zufolge nicht ala aus 
reihend. Die Rüdfiht auf die Sicherheit des Verkehrs und auf Treue und Glauben 
legen vielmehr jedem Banlier, dem von dem Diebftahle beftimmter Bapiere amtlich 
Unzeige gemadt ift, die Pflicht auf, auch jeinerfeitd zur Erreihung des Zweckes dieſer 
Anzeige mitzuwirken und fich nicht bei dem Gedanken zu beruhigen, daß der anbere 
Banlier, von dem ihm ein als geftohlen bezeichnete3 Papter zum Erwerbe angeboten 
wird, ebenfalls die Anzeige erhalten und ſich ſchon feinerjeitö beim Erwerbe des Papiers 
davon überzeugt habe, daß er es troß des vorgefommenen Diebftahld ohne Bedenken 
erwerben dürfe. Die Bellagte hätte daher bei der Lieferung des hier fraglichen Bapiers 
von 2. & B. ihre Liften einfehen und es, da es fich in diefen als geftohlen bezeichnet 
fand, entweder ald nicht Tieferbar zurädzumeifen oder fich doch vor dem Erwerbe durch 
Erkundigungen bei 2. & 8. davon überzengen müflen, daß dieſe bad Papier redlich 
erworben hätten und daher zur Verfügung darüber berechtigt ſeien. Daß fie irgend 
einen befonderen Grund gehabt Habe, die Diebftahldanzeige, die ſich auf einen fehr er- 
heblichen Betrag italienifcher Rente bezog, nach 2?/, Zahren bereits als erledigt anzufehen 
oder fpeziell auf feiten ihrer Recdtövorgängerin, der Firma L. & B., eine Yahrläffig- 
teit beim Erwerbe für ausgeichloffen zu halten, hat die Bellagte gar nicht behauptet, 
und e3 ift dies auch vom Berufungsgericht nicht geltend gemacht worden. Das Be- 
rufungsgericht hat hiernach bei der Feftftelung, daß die Bellagte beim Erwerbe bes 
bier fraglichen Papiers fein Berfchulden treffe, den Begriff der Unredlichleit bezw. 
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groben Fabrläffigfeit verfannt. Dem ftehen auch bie früheren Urteile bes Neichögerichts 
Ar. 1821 und Gruchot Bb. 28 S. 245 ff. micht entgegen. Bei ber anderweitigen Ver⸗ 
handlung und Entiheidung in ber Verufungsinſtanz tft bavon auszugehen, baß ber 
Mloganfprudy unter Borausfekung ber Erbringung des Beweiſes des früheren Eigen- 
tums der Klägerin an bem Papiere unb bes ihr widerfahrenen Diebftahl3 daran an 
fi begründet ift, ohne daß es noch eines weiteren Beweiſes ber Klägerin bedarf. 
Auf das Verſchulden ber Beklagten bei ihrem Erwerbe bes Papier würbe es aber 
nit anlommen und dasfelbe würbe für fie unſchädlich fein, wenn 2. & B. ober einer 
der früheren Bormänner der VBellagten redliche Erwerber des Papiers geweſen fein 
follten. Denn bamit würden diefe nad den Art. 306, 307 9.9.8. Eigentümer 
be3 Bapierd geworben und das frühere Eigentum ber Klägerin würbe dadurch er- 
lojhen fein, fo daß bie Klägerin das Papier auch gegenüber den Rechtsnachfolgern 
des gutgläubigen Erwerbers nicht würbe vindigieren können, follten die ſe auch beim 
Erwerbe gewußt haben oder haben wiſſen müflen, daß bas Papier geftoblen war. Dies 
zu beweifen, wäre aber Sache ber Bellagten, wogegen ber Klägerin felbftoerftändlich 
der Beweis ihrer Behauptung freiftehen würde, daß auch die Bormänner der Bellagten 
da3 Bapier unter Nichtbeachtung ber auch ihnen gemachten Diebfiahldanzeige in grob 
fahrläffiger Weife erworben haben und daher nicht rebliche Beſitzer geweien feien. Die 
jelbe Verteilung ber Beweislaſt gilt auch für die wiberiprechenden Behauptungen ber 
Barteien darüber, ob S. K. ober beffen Vorbeſitzer, das Bankhaus M. ©. in Paris, 
das Eigentum an bem Papiere auf Grund bes franzdfifchen Geſetzes vom 15. Juni 
1872 über verloren gegangene Inhaberpapiere erworben habe. 


Nr. 1824. I. Sen. 22. Februar 1882. L 673. 81. Bd. 6, Nr. 23, ©. 86. 
Begriff des redlichen Erwerberd. Urt. 306, 307 5.6.8. Wirkung der öffent⸗ 
den Belauntmachung ber Entwendung von Inhaberpapieren. (Preuß. R.). Die 
Beitimmungen der 88 52, 53, L 15 A.L.R. find durch das H.G. B. nicht befeitigt. 
Die dort gedachte öffentliche Belanntmahung kann wohl ausreichen, um eine grobe 
Sahrläffigfeit desjenigen zu begründen, welcher von derfelben feine Kenntnis genommen 
bat, deshalb könnte nach Art. 306 und 307 9.8.8. gegen denjenigen, welcher unter 
jolden Umftänden Inhaberpapiere erworben hat, fehr wohl eine Binbifation begründet 
fein. Demnach enthalten die 88 52, 53 a. a. D. für einen folden Beſitzer günftigere 
Beſtimmungen als bie Art. 306, 307 H. G.B., fie find alfo zufolge Art. 308 9.6.8. 
au jegt noch zur Anwendung zu bringen. — Dem 9.6.8. liegt in den Urt. 306, 
307 für das ganze Gebiet feiner Geltung ein einheitlicher Begriff des „redlichen Er- 
werbers” zu Grunde bergeftalt, daß eine dem Erwerber zur Laft fallende grobe Fahr⸗ 
Täffigteit, ein unentſchuldbarer Irrtum über die Rechtmäßigkeit des Erwerbes bie Red⸗ 
fichteit ausſchließt. Der preußiiche Geſetzgeber hat aber durch die 88 52, 53 a. a. D. nicht 
einen Bweifel befeitigen wollen, ber fi für die Anwendung bes WBegriffes vom reb- 
lichen Erwerber, wie er fonft im Geſetzbuche aufgeftellt ift (vergl. 88 11 ff. 1.7 W.L.R.) 
in dem vorliegenden Falle etwa ergeben könnte. Vielmehr hat e3 bem Geſetzgeber 
Pas angemefien geſchienen, daB das fihere Erwerben von AInhaberpapieren, die zum 
Kurfieren beftimmt find, dur die Sorge um früher etwa ergangene öffentliche Be 
Ianntmachungen von Berluften oder Entwendbungen Der angebotenen Papiere erſchwert 
würde. Nr. 1823. 


Nr. 1825. VL Sen. 20. Dezember 1888. VI. 230. 88. Bb. 22, Nr. 36, ©. 183. 

Aunsſchlußß des Eigentumserwerbes des Indoſſatars eines Reichsbankauteiles, 
wenn ber Indoſſant zur Berünßernung nicht befugt war. Die Vorſchrift des Art. 305 
9.6.8. bezieht ſich auf Bapiere, welche an Ordre lauten und duch Indoſſament über- 
tragen werben können, wie ſolche in ben Art. 301—304 a. a. D. behandelt find. Bu 
ifnen gehören Reihsbantanteilicheine nicht. In betreff der Übertragung eines ſolchen 
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Unteilfcheine® beftimmt das Statut der Neihsbant vom 24. Mai 1875 88 4, 5 in 
Übereinftimmung mit Urt. 182, 183 H.9.8., daß die Übertragung durch Indoflament 
geihehen Tann und baß für die Form bed Indoſſaments die Art. 1—13 W.D. 
zur Unwendung fommen; dab im Verhältniffe zur Reichsbank nur diejenigen ald An- 
teildeigner angefehen werden, welche als foldhe in den Stammbüdjern eingetragen find, 
und daß die Reichsbank zur Prüfung der Legitimation berechtigt, aber nicht verpflichtet 
ift. Abweichend vom Art. 305 9.6.8. wird bezüglich der Legitimation des Inhabers 
und der Prüfung berfelben nicht auf die Beftimmungen der 88 36, 74 W. O. ver⸗ 
wiefen. Demnach kann Semand nur dann burh Indoſſament Eigentum an einem 
Reichsbankanteilſcheine erwerben, wenn der Indoſſant zur Übertragung berechtigt ift. 
Auf den guten Glauben des Indoſſatars fommt es nicht an. 


Nr. 1826. LI Sen. 10. Juni 1882. L 270. 82. Bd. 10, Nr. 9, ©. 40. 

Sparlkaſſenbuch als bewegliche Sade. Urt. 306 9.9.8. Der Ausdruck „beweg⸗ 
liche Sachen” be3 Art. 306 9.0.8. ift entſprechend dem Sprachgebrauche des 9.6.8. 
(Art. 271, 273, 309, 313) enger auszulegen. Wie font neben den beweglichen Sachen 
„Wertpapiere oder „Inhaberpapiere“ genannt, aljo unter den beweglichen Sachen 
nicht mitbegriffen werden, fo werben dadurch, daß in Urt. 307 9.8.8. nur die In⸗ 
baberpapiere genannt find, die Namenspapiere in Art. 306 a. a. D. wie in den anderen 
angezogenen Stellen ausgefchloflen. Died hat darin feinen rund, daß die Namens 
paptere nicht zum Handel beftimmt find, fo daß ber erweiterte Schub bes redlichen 
Erwerber oder Pfanbnehmerd bet ihnen Tein bdringendes Bedürfnis if. Das bier 
vindizierte Sparkaſſenbuch ift fein Inhaberpapier, fondern ein auf den Namen des Ein- 
legers lautendes Legitimationspapier, fällt alfo nicht unter die „beweglichen Sachen“ 
de3 Art. 306 a. a.D. Nr. 271. Nr. 2046. Nr. 4187. Nr. 2057. Nr. 280. Nr. 515. 
Nr. 4083. 


Nr. 1827. IL Sen. 20. April 1880. IL 43. 80. Bd. 1, Nr. 93, ©. 255. 

Geſetzliches Pfaudrecht. Verluſt der Gewahrſam. Art. 306 9.8.8. Sachen, 
welche der Gewahrjam des Fauftpfandgläubiger3 ohne deſſen Willen und Willen durch 
den Eigentümer entzogen und einem Dritten, der fie in gutem Glauben gelauft hat, 
übergeben find, gelten ald geftohlen oder verloren im Sinne von Art. 306 Ubf. 4 
9.8.8., und es findet, da das Pfandrecht nicht erloſchen ift, die Rückforderung gegen 
ben dritten Beſitzer ftatt. Nr. 3760. 


Nr. 1828. VL Sen. 30. Oftober 1890. VL 116. 90. Bd. 27, Nr. 7, ©. 26. 

Bermittelung be8 nach Art. 306 Abſ. 1 H.G. B. flattfindenden Eigentums⸗ 
erwerbes durch constitutum possessorium. (Reichs⸗ und gem. R.). Daß bei dem 
Worte „übergeben“ in Art. 306 9.8.8. an jede Art der Übergabe, auch an ein bloßes 
constitutum possessorium, zu denfen ſei, wird allerdings von einzelnen Schriftftellern 
gelehrt. Für richtig kann aber nur bie entgegengefehte Anſicht gehalten werden, wo⸗ 
nah in Art. 306 a. a. O. eine wirkliche Förperliche Übergabe vorausgeſetzt ift, alfo 
ein bloßes constitutum possessoriam nicht genügt. Dabei kann bie befondere Frage, 
welche Wirkung der Übergabe eines über die betreffenden Güter ausgeftellten Orbre- 
konnoſſements an den durch dasſelbe Legitimierten in ber fraglichen Beziehung zukomme, 
bier unentichieden bleiben. Zwei Gründe verbieten ein bloßes constitutum possessorium 
al3 eine „Übergabe” im Sinne de3 Art. 306 anzufehen. Der eine Grund ift der ge- 
ſchichtliche, daß der Satz „Hand muß Hand wahren”, ald deſſen Fortbildung oder 
moderne Formulierung fich die Beftimmung des Art. 306 darftellt, im älteren beutfchen 
Rechte immer nur als den britten wirklichen körperlichen Befiger der Sache ſchützend 
aufgefaßt worben if. Dazu kommt der andere Grund, daß der praltiiche, wirtichaft- 
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lie Sinn des in Urt. 306 enthaltenen Rechtsſatzes mit der Anwendung des letzteren 
auf den Fall eines bloßen constitutum possessorium unvereinbar fein würde. Nr. 1808. 
Ar. 1831. 


Rr. 1829. L Sen. 15. Juni 1891. L 99. 91. Bd. 28, Nr. 7, ©. 39. 
Übergabe der Ware durch Anshänbigung des vom betinierenden Spediteur anf 
beu Ramen des Erwerbers ansgeftellten Zagerfcheiues an den Erwerber. Die Be 
Mogte hatte im Juli 1888 dem ©. eine Lolomobile nebft Keffel und Dampfrohrleitung 
zur Ausftelung in Dresden geliehen. Nach Beendigung der Ausftellung gab ©. bie 
Maſchine in eigenem Ramen der Mägerin, bie in Dresden gewerbsmäßig Speditiong- 
geichäfte betreibt, zur Aufbewahrung. ©. trat hierauf über ben Verlauf ber Maſchine 
mit 3. in Dresden in Verhandlungen, die zum Teil im Geſchäftslokale ber Klägerin 
fattfanden. ©. veranlaßte deren Vertreter, an Stelle bes urfprünglich auf feinen, des 
©., Ramen anögeftellten Lagerſcheines einen ſolchen auf ben Namen des J. audzuftellen, 
den der Letztere ausgehändigt erhielt. Diefen Lagerichein (a) fandte J. der Klägerin 
mit dem Bemerken zurüd, daß aus dem Kaufe nichts geworden fei. Der Kauf fam 
aber bald darauf zuftanbe, und auf Beranlaflung des ©. ftellte nunmehr der Vertreter 
der Mägerin einen neuen Lagerjchein (b) auf den Namen bed 3. aus und hänbigte 
ihn dem S. aus, der ihn unmittelbar darauf dem J. übergab. Erft nachdem Died ge 
Ihehen war, meldete fi die Bellagte als Eigentümerin ber Mafchine bei ber Klägerin, 
die bis dahin den ©. für den Eigentümer gehalten hatte. Da S. nunmehr das Eigen- 
tum der Beklagten an ber Maſchine anerlannte, fo überfandte die Klägerin auf An- 
weifung der Beklagten den Kefjel nebft Zubehör an bie Bellagte und die Maſchine an 
eine andere Handlung. Bald darauf aber forberte S. auf Grund des Lagerfcheines (b) 
die Maſchine nebft Keffel und Zubehör von der Klägerin, und auf feine Klage wurbe 
bie jebige Klägerin rechtöfräftig zur Herausgabe ber Mafchine nebft Kefiel und Bu- 
bebör gegen Erſatz des Lagergeldes verurteilt. Die Klägerin erftattete, da fie nicht 
mehr in der Lage war, dem Urteile durch Herausgabe der Maſchine zu genügen, bem 
J. den von diefem an ©., der flüchtig geworden tft, gezahlten Kaufpreis, und fie hat 
nunmehr von der Beklagten Erftattung diefer Summe nebft Binfen feit Zuftellung der 
jebigen Klage verlangt. Nach diefem Antrage ift erfannt und die von ber Bellagten 
eingelegte Reviſion zurücdgewiefen. Mit Recht hat das Berufungsgericht den Klaganfpruch 
für den Fall als begründet erachtet, daß 3. entiprehend den Vorausfegungen des 
Art. 306 H. G.B. das Eigentum an der Mafchine, obwohl fein Berfäufer ©. nicht beren 
Eigentümer war, erworben, bie Beklagte daher, als fie deren Herausgabe von ber 
Mägerin forderte und erlangte, das Eigentum daran verloren hatte. Es iſt nicht er- 
fichtlich, mit welchem Rechte die Veklagte diefen Schaden, der die Folge der Anver- 
trauung ihres Eigentumd an eine untreue Perfon if, auf die unfchuldige Klägerin 
abwälzen will. Daß fie die Mafchine von der Klägerin faltiich ausgeantwortet erhalten 
hat, vermag ein folches Recht nicht zu begründen. Indem bie Klägerin die Maſchine 
ihr ausantwortete, hat fie fie verfehentlih an einen Nichteigentümer herausgegeben und 
fih dadurch außer ftand gefeßt, dem Anfpruche des $. gegen fie aus dem Verwahrungs- 
dertrage zu genügen, fo daß fie diefem ben Wert ber Mafchine erfegen mußte. Kauf» 
preid und Wert ftehen hier gleih. Die Beklagte ift in Höhe dieſes Betrages zum 
Schaden der Mägerin bereichert. Freilich beruht die erfolgte Herausgabe der Maſchine 
an die Beklagte ftatt an J. auf einem Willensafte der Klägerin. Aber dieſe Ausant⸗ 
wortung kondiziert fie eben, weil die Beklagte auf diefe fein Mecht hatte und die Klägerin 
dadurch Schaden erlitten hat. Für bie Anmenbbarfeit des Art. 306 9.0.8. bebarf 
aber nur das Erfordernis der gejchehenen Übergabe der Mafchine an J. einer Prüfung, 
da unftreitig ©. Kaufmann war und in feinem Handelsbetriebe veräußert hat und 
die Meblichleit des 3. von ben Snftanzgerichten unanfechtbar angenommen ift. Das 
Erfordernis der Übergabe, wie e3 in Art. 306 fchlechthin aufgeftellt ift, ift num nicht 
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in dem Sinne einer „körperlichen“ Übergabe einfchräntend aufzufaffen, daß danach 
entjcheiden ſollte, was die einzelnen Partilularrechte, im vorliegenden Falle $ 201 des 
ſächſiſchen B.G.B. (im Gegenfage zu 8 199 daſ.) unter ber körperlichen Übergabe zu- 
fammenfaffen oder ihr entgegenftellen. Die Scheidung zwifchen den für bie Übergabe 
im Sinne des Art. 306 5.6.8. zureichenden und unzureidhenben Alten muß für den 
ganzen Geltungsbereich des H.G.B. unter gleichen rechtlichen Wuffaffungen erfolgen. 
Bon bdiefen ans ift angenommen worden, daß die bloße Willensbindung, durch bie ſich 
ber Beräußerer gegen den Erwerber zu deſſen Beiigvertreter beſtellt, nicht genügt. 
Dieſem Ufte, ber in Wahrheit nicht mehr als ein Verſprechen bes Beräußerers barftellt, 
fehlt e3 an der zur Überwindung fremden Eigentums erforderlichen Realität. Dies ift 
der Sinn des Satzes, daß die Ühergabe durch constitutum nicht genügt, wie er auch in 
dem Urteile im Yalle Nr. 1808 ausgejprochen ift, indem dabei unter constitutum der 
Fall verftanden wird, dab der veräußernde Befiger felbft zum Stellvertreter wirb. 
Daß es auch keine Übergabe im Sinne des Art. 306 9.9.8. fei, wenn ſich die Sade 
im Gewahrfam eines Dritten befindet und diefer nunmehr die Detention, ftatt fie für 
den VBeräußerer fortzufeßen, für den Erwerber übernimmt, ift dort nicht ausgeiprochen. 
Vergl. 88 804, 805, 877-879 des Entwurfes bes B.G.B. für das Deutliche Reich 
und Motive dazu Bd. 3, ©. 345. Es braucht Hierüber aber eine Enticheidung nicht 
getroffen zu werben, weil, wie das Berufungsgericht mweiter mit Recht geltend macht, 
die Übergabe des Lagerfcheines für ſich allein die nah 8 306 H.G. B. erforderliche 
Übergabe der Machine darſtellt. Es handelte ſich aber dabei nicht um das bloße ur- 
kundliche Unerfenntnid einer erfolgten Anweiſung feitend® des Verwahrers, vielmehr 
war die Ausftelung des Scheines feitend der Klägerin al3 einer gewerbämäßig die 
Lagerung von Waren übernehmenden Handlung auf den Namen be J. über einen 
am Plate befindlichen Gegenftand die gewollte Schaffung eines Lagerpapieres, durch 
beffen Übergabe die Befigübertragung an der lagernden Ware vermittelt werden follte, 
und zwar fo, daB nur gegen dies Papier die Ausantwortung der Ware erfolgen Tonnte. 
Daß ein ſolches Papier, auch wenn es nicht an Ordre lautet, bie Übergabe der Ware 
im Sinne bes Wrt. 306 zu bewirken geeignet ift, Tann nad Art. 374 9.8.8. feinen 
Biweifel leiden, wie es benn im Handelöverfehre gerade deshalb gefchaffen und in dieſer 
Funktion anerfannt worden ift, weil es unthunlich ift, jede erworbene Ware in den 
eigenen Gewahrjam zu nehmen, und ed deshalb zwedwidrig wäre, die Möglichkeit un⸗ 
anfechtbaren Erwerbed nicht jchon ohne diefen Naturalgewahrſam zu ftatuieren. Dabei 
genügt vollfommen die gejchehene Austellung des zweiten Qagericheines (b) auf den 
Namen bes J. fo daß es darauf gar nit anlommt, welche Wirkung nach der erfolgten 
Aushändigung des Lagerfcheines (a) an die Klägerin ohne Genehmigung des ©. gehabt 
bat. Die Reviſionsbegründung vermißt für die Übergabe hier, daß, wenn auch J. 
diefen Lagerſchein von ©. ausgehändigt erhalten hat, doch die Klägerin nicht feitens 
des 5. von der erfolgten Aushändigung besfelben an ihn in Kenntnis gejebt worden 
fei. Ein ſolches Erfordernis befteht aber gerade bei der Beligübertragung durch ein 
auf den Namen des in Ausficht genommenen Bejigerwerberd ausgeſtelltes Lagerpapier 
nit. Wenn auch durch deſſen Aushändigung an ©. die Bellagte noch nicht mit diefem 
Beitpuntte Befigvertreterin be3 J. geworden tft, da es ©. ihr gegenüber frei ftand, Den 
Schein nit an J. zu geben, jo hat fie doch durch Ausſtellung des Scheine auf den 
Namen des J. und deſſen Aushändigung an ©. erflärt, die Maſchine für J. beſitzen 
zu wollen, fobalb biejer den Schein erhalte, ohne daß ed dazu noch einer bejonderen 
Kundmachung hiervon an fie bedurfte. 


Nr. 1830. I. Sen. 17. Februar 1894. I. 413. 93. Bd. 33, Nr. 24, ©. 105. 

Bindilation und Berpfündung von Inhaberpapieren. Die Klägerin H. und der 
Kläger R. waren Eigentümer von je zwei Stüden italienijcher Nente, deren Bindcoupons 
am 1. Juli 1891 erjchöpft waren. Zur Beſchaffung neuer Bindcoupond werben bie 
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Stüde bei bem von ber italieniihen Regierung damit beauftragten Bankhauſe &. in 
Frankfurt a. M. eingereicht und neue Stüde mit Zinscoupons gegen bie alten Stüde 
umgetaufcht. Beide Kläger haben ihre Stüde dem Bankhauſe Y. in Darmftadt zur 
Beforgung ber neuen Binscoupond übergeben und bies letztere hat die Stüde zugleich 
mit anderen Stüden der beflagten Banffirma in Frankfurt a. M., mit ber es feit 
Fahren in Gefchäftsverbindung ftand, im eigenen Namen zum Umtaufche bezw. zur Coupon⸗ 
beforgung überfandt. Die Beklagte Hat ben Umtauſch durch das Bankhaus &. für fich be» 
forgen laflen und im Januar 1892 die neuen Stüde mit neuen Rummern und neuem 
Datum erhalten. Spefen hat fie dafür ufancemäßig dem Bankhauſe Y. nicht berechnet. Über 
das Vermögen des Bankhaufes Y. wurde im Dezember 1891 der Konkurs eröffnet und bie 
Beflagte Hat die im Januar 18592 erhaltenen Mententitres wegen ihrer Forderungen 
gegen das Bankhaus Y. aus laufender Rechnung in Kommiffionsgeichäften im NBetrage 
von etwa 90000 ME. zurüdbehalten. Die Kläger haben deshalb auf Herausgabe der 
alten Stücke oder von Stüden gleicher Art nebft den Zinscoupons Klage erhoben. Die 
Beklagte Hat ihr widerfprocdhen, weil das Eigentum an den alten Stüden untergegangen 
fei, fie felbft das Eigentum der neuen Stüde oder doch daran ein Pfandrecht aus 
Urt. 306, 374 9.0.8. erworben habe. Die Kläger haben dies und ben guten Glauben 
der Beklagten beftritten, der zweite Richter hat auf die Klage ber H. die Beklagte ver- 
urteilt, Die Entiheidung über die Klage des R. aber von einem Eide der Bellagten 
darüber abhängig gemacht, daß fie die Nichtberechtigung des Bankhauſes Y. zur Ver⸗ 
Pfändung beider Stüde nicht gefannt habe. Auf die Reviſion der Beklagten ift das 
Berufungsurteil bezüglich der Klage der H. aufgehoben und bie Sache an das Be- 
tufungsgericht zurüdverwielen, dagegen die Reviſion des Kläger! R. zurüdgewieien. 
Die erhobene Eigentumdffage anlangend ift zunächſt unftreitig, daB die Kläger bei ber 
Hingabe der Bapiere an da3 Bankhaus Y. deren Eigentümer waren. Auch legt das 
Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum die Klauſel der zwifchen der gedachten Firma und 
der Beflagten vereinbarten fogen. Kontoforrentbebingungen, wonach die Iettere befugt ift, 
die von ihr aufzubewahrenden Objelte „ihren eigenen Beftänden einzureihen”, bahin aus, 
da fie ſich gar nicht auf DieÜbertragung bes Eigentums beziehe, fondern nur 
bedeute, daß die Beklagte nicht verpflichtet fei, befondere Maßregeln zum Schuße ber 
ihr anvertrauten Papiere zu treffen, und daß fie vielmehr berechtigt fei, diefe an dem⸗ 
felben Orte mit ihren eigenen Beitänden und vermijcht mit diefen aufzubewahren, woraus 
dann mit Recht gefolgert wird, daß das Eigentum ber Kläger an ben bier fraglichen 
Bapieren nicht ſchon durch deren Einreihung in die eigenen Beſtände der Bellagten 
untergegangen ſei. Daß ferner die Bellagte die ihr von dem Bankhauſe Y. eingejandten 
Stüde nit mehr beſitze und, da fie Damit dem ihr erteilten Auftrage gemäß verfuhr, 
auch nicht etwa einem folchen, qui dolo possidere desiit, glei) zu achten jei, ift eben- 
falls richtig, und es fragt fich daher weiter, ob die hiernach allein in Betracht kommende 
eventuelle Binbilation neuer Stüde gleicher Gattung, welde die Bellagte von 
dem Haufe &. ftatt der ursprünglichen erhalten hat, begründet if. Diefe Frage ift aber 
von dem Berufungsgericht unter der zutreffenden Ausführung, daß diefe neuen Stüde 
im Berhältniffe zwiichen Gläubiger und Schuldner ber durch bie Papiere repräfentierten 
und verlörperten Forderungen nad dem Willen der Beteiligten vollftändig in Die 
Rechtsſtellung der alten Bapiere eingerüdt find und daB auch die gewollte Thätigteit 
ber Bellagten ſich gerade auf diefem Gebiete bewegt hat, mit Recht aus dem Grunde 
bejaht, weil vernünftigerweife die Abficht der Kontrahenten nicht dahin gegangen fein 
Tan, daß das alte Forderungsrecht untergehe und burch bie Ausgabe ber neuen Papiere 
ein neues von gleicher Höhe entftehen folle, jondern vielmehr nur dahin, daß für das fort- 
beftehende Recht eine neue die Verwirklichkeit der Forderung ermöglicdende Urfunde 
ausgeftellt werben folle, wofür mit Recht auf das Urteil des Neichägerichtd Nr. 4188 
Bezug genommen ift. Der hiergegen erhobene Einwand, daß, wenn auch im Berhältnifje 
zwiſchen der Ausftellerin ber Papiere (der italienischen Regierung) und den Klägern als 
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Glaͤubigern bie nenen Stücke an die Stelle der alten getreten feien, daraus doch noch 
nicht folge, baß die Kläger Eigentümer ber neuen Papiere geworben feien, ift un- 
zutreffend. Denn bei Schuldurfunden, die auf den Inhaber lauten, bildet das 
Bapier als foches feinen felbftändigen Segenftand des Eigentums. Es tft nur um 
ber Forderung willen vorhanden, und der Gläubiger, dem bie in dem Papiere 
verförperte Forderung zufteht, ift daher in ber Regel rechtlich auch als der Eigen- 
tümer des Papiered anzujehen. Da das Berufungsgericht den Willen der Kontrahenten 
zutreffend dahin auffaßt, daß die an die alten Papiere gefnüpften Rechtsverhältnifſſe 
durch die Ausgabe der neuen Papiere unmittelbar von jenen auf biefe übertragen 
werben follten, fo nimmt es auch mit Recht an, daß von einem Tanfche, wie bie 
Bellagte will, im Recht Sſinne nicht die Rede fein kann und daß die Beklagte die 
Bejigerin der vindizierten Bapiere iſt. Der fernere Einwand der Bellagten, daß mit 
ber rei vindicatio lediglich eine beftimmte Spezies verlangt werden könne und baß be3- 
halb der eventuelle Klagantrag unbegrünbet fei, weil feftftehendermaßen bie hier frag- 
lihen Papiere mit vielen anderen vermiicht von der beffagten Firma bei dem Bank⸗ 
baufe &. eingereicht feien und nicht erfennbar fei, welche fpeziellen Stüde aus der 
Zahl der vom Bankhauſe 2. der Beklagten übergebenen neuen Stüde an bie Stelle ber 
Stüde der Kläger getreten feien, ift vom Berufungsgericht zutreffend durch Bezugnahme 
auf 8 28 Inst. de rer. div. 2, 1 und1.5 8 1 Dig. de rei vind. 6, 1 widerlegt. Nr. 1169. 
Ebenjo ift die Berufung der Bellagten auf ein ihr gegenüber der nad) vorftehendem 
an fich begründeten Klage nad Art. 313 H.G.B. zuftehendes Retentiondredt aus 
zutreffenden Gründen vom Berufungsgericht verworfen. Anlangend das von ber Be⸗ 
Hagten an den Bapieren beanſpruchte Bfandre ht geht ſodann das Berufungsgericht 
mit Net davon aus, daß diefem gegenüber das Eigentum der Kläger nach Art. 306, 
307 9.8.8. nicht geltend gemacht werden könne und dab die Beklagte ihrerfeitä bie 
Unftände darzuthun babe, woburd für fie ein Pfandrecht entftanden ſei, wogegen bie 
Kläger die Beweislaft für die mala fides der Beflagten treffe. Dagegen verlegt das 
Berufungsgericht die Art. 360, 374 H.G.B., auf Grund deren die Bellagte zunächt 
ein ihr gefeglich zuftehenbes Pfandrecht in Anſpruch genommen hat, dur die An- 
nahme, daß die Borausfegungen diefer Geſetzesvorſchriften Hier nicht vorlägen, weil in 
ber Beforgung des Umtauſches der hier fraglichen Bapiere kein Kommiffionsgefhäft 
fondern ein bloßer Gefälligkeitsakt zu erbliden fei. Es ift dem Landgericht barin 
beizutreten, daB es zu den von Bankiers gewerbsmäßig betriebenen Kommiſſions⸗ 
geichäften auch gehört, im eigenen Ramen für Rechnung ber Auftraggeber den Umtauſch 
von Wertpapieren und die Beſorgung von Coupons zu ermitteln, daß im vorliegenden 
Falle die Firma Y. zweifellos vorausſetzte, die beflagte Firma werde, wie Dies aud) 
thatfächlih gefchehen ift, bei den hier fraglihen Beforgungen in ihrem eigenen 
Namen handeln, daß die von der Beklagten bejorgten Geſchäfte daher Handels- und 
zwar Kommijfionsgefchäfte waren und daß mithin die hier fraglichen Papiere, da fie 
auf Grund folder Geihäfte in den Beſitz der Beklagten gelangten, im Sinne bes 
Art. 374 9.8.8. Kommiffiondgut find, woran ihnen nicht nur wegen der auf das 
Gut verwendeten Koften, der Proviſion u. f. w., fondern auch wegen aller ihrer For⸗ 
derungen an die Firma Y. aus laufender Nechnung in Kommiffionsgefchäften ein Pfand⸗ 
recht zufteht, vorausgeſetzt, daß fte fich bei deren Erwerbe in gutem Glauben befunden 
haben. Die Entgeltlichleit ift fein unbedingtes Erfordernis der Kommilfion. Dem 
Kommiffionär fteht zwar an fich ein Recht auf Provifion zu. Dieſer Anſpruch kann aber 
für einen einzelnen Fall wie au für eine beftimmte Gattung von Fällen ausgefchloflen 
werden, ohne daß das Geichäft dadurch allein feine Natur verändert. Denn foldhe 
Geichäfte können trogdem ſehr wohl als im Betriebe des Handelsgewerbes de3 Kom⸗ 
miffionärs abgeichloffen angejehen werden, und in den meiften Fällen ift die Unentgelt⸗ 
Yichleit der Belorgung folder Geſchäfte auch nur eine ſcheinbare, indem fie entweber 
auf Segenfeitigfeit zwiſchen zwei Bankiers beruht oder in der Erwartung geübt 
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wird, dadurch in anderer Weile aus ber Verbindung mit dem Kommittenten Vorteil 
zu ziehen. Die von der Beflagten gegenüber der H. eingelegte Revifion ift mithin ſchon 
biernad an fich begründet. Mit Recht rügt aber die NRevifion ber Beklagten, daß das 
Berufungsgericht auch die Entftehung des von ihr auf Grund der zwiſchen ihr und ber 
Firma 9. vereinbarten fogen. Kontoforrentbedingungen in Verbindung mit der Über- 
gabe ber hier fraglihen Bapiere in zweiter Linie geltend gemachten vertragdömäßigen 
Pfondrecits gegenüber der H. aus reditöirrtümlichen Gründen verneint hat. In diefen 
Bedingungen heißt e8: „Alle für Ihre Rechnung bei mir ruhenden Wertftüde, mögen 
folde aus Kommiſſionsgeſchäften oder anderen Verhältniſſen herrühren, dienen mir für 
alle Forderungen als Fauftpfand.” Wenn da3 Berufungsgericht das Vorliegen der 
Boransfegung diefer Geſchäftsbedingungen vermißt, weil die Bapiere nicht zum „Ruhen“ 
bei der Beklagten beftimmt geweſen feien, fo muß Hierin eine Verletzung des Art. 278 
95.8.8. gefunden werben. Überdies hat das Berufungsgericht bei feiner Negierung bed 
Berpfändungswillens der H. mit Unrecht das von der H. beigebradhte Schreiben ber 
Beklagten außer acht gelaffen, worin fie den Empfang der Papiere mit dem Bufake an- 
zeigt, daß fie diefe für die Adreffatin aſſerviere, um feiner Zeit Nötiges zu beforgen. 
Denn dadurch erffärte die WVeflagte, daß fie bie Papiere einftweilen bei ſich „ruhen“ 
laſſen und erft in einem fpäteren Beitpuntte (mit anderen folden Stüden zufammen) 
zum Umtanjche einreichen werde; und es ift unftreitig, daß fi) die Yirma Y. mit dem 
Subalte diefes Schreibens ftillfichweigend einverftanden erflärt hat. Wenn die Kläger 
auch in ber Reviſionsinſtanz auszuführen ſuchen, daB, wenn bie Beklagte au an ben 
ide von der Firma Y. überſandten Stüden italienifcher Rententitres ein Pfandrecht 
erworben haben ſollte, dies doch durch deren Einreichung an die Emittentin und darauf er- 
folgte Kaflation untergegangen fein würde, da die der Bellagten ftatt deſſen von der 
Emittentin ansgelieferten neuen Stüde keineswegs ohne Weiteres in das an denalten 
Stüden beftehende Pfandrecht eingerüdt feien, jo genügt es, zur Wiberlegung dieter Anficht 
auf das oben in betreff des Eigentumsüberganges Geſagte Bezug zu nehmen. Denn 
auch den Segenftand des Pfandrechts bildet nicht das betreffende Stück Bapier, 
ſondern die dadurch verlörperte Yorderung, und da bieje troß des Wechſels der 
darüber ansgeftellten Urkunde als zwiſchen Gläubiger und Schuldner fortbeftehend 
anzujehen ift, jo erliiht auch das an den alten Stüden beftehenbe Pfandrecht nicht, 
ſondern dies fest ſich an den an ihrer Stelle in den Beſitz des Pfandgläubigerd ge- 
langten neuen Stüden unmittelbar fort. Es fommt daher au, was die Kläger 
mit Unrecht beftreiten, nur darauf an, ob die Bellagte fich beim Ermwerbe des Pfand- 
teht3 an den alten Stüden in gutem Glauben befunden hat, und es fteht daher der 
Bellagten auch nicht entgegen, daß fie die neuen Stüde von dem Haufe &. erft im 
Jannar 1892 ausgeliefert erhalten hat, alfo zu einer Beit, wo bie Firma 9). bereits in 
Konkurs geraten war. Da das Berufungsgericht ſodann auch ben von den Klägern 
gegen den Erwerb eines Pfandrechts an den hier fraglichen Bapieren erhobenen Ein- 
wand, daß diefe, weil fie feine Talons befäßen, nad Erihöpfung der Coupons nicht 
mehr die Eigenfchaft eigentliher Inhaberpapiere gehabt hätten, fondern nur noch ein- 
fahe Legitimationspapiere gewefen feien, aus zutreffenden Grünben widerlegt hat, fo 
unterliegt die gegenüber der Klägerin H. ergangene Entſcheidung ber Aufhebung. Zur 
Endentfheidung ift die Sache jedoch noch nicht reif, weil abgejehen von anderen noch 
nicht feftgeftellten erheblihen Thatumftänden die außerdem noch in Betracht fommende 
Trage, ob der Beweis der Unredlichkeit ober eines groben Verſchuldens der Bellagten 
beim Erwerbe des Pfandrechts erbracht fei, von dem Bernfungsgericht nur dem Mit- 
Mäger R. gegenüber geprüft if. Was dagegen bie Reviſion des NR. anlangt, fo find 
feine Angriffe gegen das angefochtene Urteil ſchon in dem vorftehenden zum größeren 
Zeile widerlegt. Das Berufungsgericht hat danach insbefondere ohne Rechtsirrtum an- 
genommen, daß in betreff der dem R. gehörigen Papiere eine durch das Schreiben ber 
Firma 9. vom 1. Oktober 1894 fpeziell und ausdrüclich u Verpfandung 
Schulte, Reichtgerichtzentſcheidungen. Vd. II. 
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vorliegt, und dab das durch dies Schreiben ber VBellagten an ben ihr eingefanbten 
alten Stüden beftellte Pfandrecht auch die an beren Stelle der Bellagten von dem 
Bankhauſe Z. ausgelieferten neuen Stüde ergriffen bat. Anlangend ſodann die Frage, 
ob das Eigentum des Kläger R. an ben bier fraglichen Papieren ober das ber Be⸗ 
Hagten von einem Nichteigentümer beftellte Pfandrecht burchbringe, nimmt das Be⸗ 
rufungsgericht mit Net, zu Gunſten ded Klägers, an, daß bie Redlichkeit ber Be⸗ 
Hagten nicht nur dur beren Kenntnis von bem Mangel des Verfügungsrehts auf 
feiten der Syirma Y., fondern au ſchon dann ausgeichlofien fei, wenn ihre Unkenntnis 
anf grober Fahrläffigteit berufe. Bei Würbigung der vom Kläger vorgebradten 
Momente gebt es aber mit Recht bavon aus, daß es für die GSutglänbigleit ber Be⸗ 
Hagten nur auf den Beitpunft des Erwerbes bes Pfandrechts (den 1. Oltober 1891) 
ankommt nnd daß beöhalb die angeblichen Vorfälle bei der Beſprechung ber Barteien 
im November 1891 nicht zu berüdfichtigen find. Wenn nun das Berufungsgericht bei 
Prüfung aller hiernach in Betracht kommenden Momente zu dem Ergebnifle gelangt, 
daß die vom Kläger vorgebrachten Thatſachen in Teiner der beiden angegebenen Rich⸗ 
tungen den bem Kläger obliegenden Beweis zu erbringen geeignet feien, jo tft auch bei 
biefer im weſentlichen thatſächlichen Feftftellung die Verlegung irgenb welcher Rechts⸗ 
norm nicht erfindlih. Daß endlich das Berufungsgericht auch ben von der Beklagten 
für ihre Meblichleit unternommenen Gegenbeweis nicht für erbracht angefehen und 
deshalb auf ben vom Kläger den beiden mitbeklagten Inhabern der beflagten Firma 
äugeichobenen und von diefen angenommenen Eib erfannt bat, kann die Revilion ſchon 
beöhalb nicht begründen, weil Dies bem im übrigen bemweisfälligen Kläger nur zum Bor- 
teile gereichen Tönnte. Die Rüge, dab der Eid der Bellagten in einem anderen 
Sinne, al3 er normiert worden, zugejchoben fei, erweift fich aber angefichts des That⸗ 
beftandes der Borderurteile auch als unbegründet, und gegenüber ber Rüge, daß der 
Eid unzuläffig jet, weil er ein Urteil enthalte, genügt eine Verweiſung auf das Urteil des 
Reichsgerichts im Kalle Nr. 3393. Die Reviſion des Klägers R. ift hiernach unbegründet. 


Kir. 1831. VL Sen. 26. Februar 1894. VL 303. 93. 3b. 33, Nr. 6, ©. 27. 

Berinft des Eigentums an beweglichen Sachen durch Kanf und Beſitznahme von 
feiten eines redlichen Erwerberd. Auſpruch anf Einräumung bed Mitbeſitzes zu 
einer Quote im VBerhältuiffe zu dem Auſpruche auf Herausgabe ber Sache. (Reichs⸗ 
und gem. M.). Der Kläger vindiziert eine Anzahl von Möbeln, die er bem Gaftwirt 
©. in Hamburg vermietet hat und die fich jeßt im Beſitz der Bellagten befinden. In 
der Berufungsinftanz ift nicht mehr ftreitig gemwefen, daß diefe Gegenftände jedenfalls 
früher, insbefondere zur Beit der Vermietung und Hingabe an ©., im Eigentum des 
Kläger geftanden haben. Damit ift die Klage an fih begründet. Es handelt fidh 
jest nur noch um die Einrede, daß der Kläger das Eigentum nad Mafigabe des 
Urt. 306 9.8.8. (dev nah dem durch 8 11 ber Kaiferlihen Verordnung vom 
28. September 1879 für revifibel erflärten 8 30 des hamburgiſchen Einführungs- 
geſetzes vom 22. Dezember 1865 auf den gefamten bürgerlihen Verkehr Anwendung 
findet), infolge eine® von ©. vorgenommenen Veräußerungsgeichäfts eingebüßt habe. 
Auf diefe Einrede bezieht ſich auch ber ben Mitgliedern bed Vorftandes der Bellagten 
vom Oberlandesgericht auferlegte Eid, infofern fie die Nichterlangung der Über⸗ 
zeugung beichwören follen, dab zur Zeit des Wbfchluffes des fragliden Ver⸗ 
äußerungövertrageß oder auch nur zur Zeit der Befißergreifung der betreffenden Sachen 
die damaligen Mitglieder des Vorftandes der VBellagten oder auch nur einer von ihnen 
Kenntnis davon gehabt hätten, daß die Sachen nicht des ©., ſondern fremdes Eigentum 
waren, Diejenigen Nechtögeichäfte, die dem Oberlanbesgericht zur Grundlage für bie 
Annahme gedient haben, daß unter der Voransfekung, daß der gute Glaube der Ver⸗ 
treter ber Beklagten zur erheblichen Beit durch die Eidesleiſtung feftgeftellt werde, bie 
Einrede aus Art. 306 H. G.B. begründet fei, find ſchriftlich beurkundet. Das Be- 
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rufungsgericht hat dahingeftellt gelaflen, ob dur die fih aus jenen Urkunden er- 
gebenden Borgänge unter Vorausfegung des guten Glaubens der Vertreter der Be 
Magten der Stläger bereit? da3 Eigentum an den von ©, veränßerten Sachen verloren 
haben würde, hat aber angenommen, daß dies jedenfalls geichehen fein würde dadurch, 
daß die Beklagte kurze Zeit nachher auf Grund der von ©. erteilten Ermäditigung bie 
Gegenftände förperlih in Befib genommen hat. Was bie erftere Frage anlangt, jo 
würde allerdings ber gute Glaube des H., dem gemeinfam mit der Bellagten ©. bie 
Saden zu Eigentum zu übergeben ertlärte, nicht beſonders feftgeitellt zu werden 
brauchen, weil der Kläger gar nicht behauptet hat, daß H. um das Richteigentum des ©. 
gewußt babe oder Hätte wiffen müflen. Das Reichögericht muß aber an feiner im Falle 
Nr. 1828 dargelegten Anſicht feithalten, wonach durch eine bloße Scheinübergabe troß 
der die Sachen bis auf Weiteres im Gewahrſam des Tradenten bleiben follen, die alfo 
höchftens al3 constitutum possessorium aufrecht erhalten werben Taun, den Voraus⸗ 
fegungen des Art. 306 9.8.8. nicht Genüge getban wird. Was die nachherige Be 
figergreifiung der Sachen betrifft, jo hat das Berufungsgericht feine Entſcheidung auf 
den Sat gegründet, daß diejenige Beligäbergabe, worin ber Eigentumsübertragungsd- 
vertrag feinen Ausdruck finde, nicht in einem unmittelbaren Berichaffen des Beſitzes zu 
beftehen brauche, jondern ebenfowohl in einem @eftatten ber Yubefignahme beftehen 
fönne, wenn biefe dann erfolge. Der Kläger hat dieſe Begründung vielleicht nicht mit 
Unrecht bemängelt; denn bei jenem gemeinrechtlichen Satze ift allerbings auch ein 
Ville bes Beränßererd vorausgefeht, wonach der Befig- und Eigentumsübergang erft 
mit der Beſitzergreifung durch den Erwerber ftattfinden fol, während es fich jegt um 
einen Fall handelt, mo der Wille dahin ging, daß Beſitz und Eigentum ſchon mit der 
früheren fogen. „Tradition“ übergehen und nur die körperliche Innehabung erft fpäter 
vom Erwerber ergriffen werden follte. Indeſſen war die Enticheidung des Oberlandes- 
gericht3 Doch jedenfalld aufrecht zu halten. Denn hier fteht eben auch nicht bie ge- 
meinrechtliche Eigentumsübertragung in Frage, fondern der originäre Eigentumserwerb 
bezw. der Eigentumsverluft nach Maßgabe des Art. 306 5.6.8. Im Sinne biefer 
Beitimmung muß e3 jebenfalld genügen, wenn zu dem ausgefprocdenen Willen des 
Beligüberganges mit dem Willen des Neräußererd auch noch die Törperliche Beſitz⸗ 
ergreifung durch den Erwerber hinzukommt; denn eine „Übergabe“ im weiteren Sinne 
liegt dann zweifellos vor und diejenigen gefchichtlichen und praktiſchen Gründe, bie, 
wie das Reichsgericht in der oben angeführten früheren Entſcheidung dargelegt Hat, zu 
ber 'engeren Auslegung des Art. 306 führen müflen, wonach ein bloße constitutum 
poessesorium noch nicht als „Übergabe” im Sinne des Art. 306 gelten Tann, fallen 
nunmehr fort. — Nicht zur Sprache gefommen tft in den bisherigen Verhandlungen 
die Bedeutung des Umftandes, daß nach dem Bertrage vom 17. Oktober 1891 nicht 
die Beklagte allein das Eigentum erwerben und das Hecht, die Sachen beliebig an ſich 
zu nehmen, haben follte, fondern bie Beflagte und H. gemeinſchaftlich. Daraus, daß 
der Kläger hierauf keine Einwenbung gegründet hat, barf wohl gefchloffen werben, daß 
unter den Parteien Einverftändnis darüber befteht, daß die Beklagte bei der Befik- 
ergreifung zugleich im Auftrage und Namen ober als Ceſſionarin des H. gehanbelt 
babe. Sollte au das Eigentum durch die VBefikergreifung nur zur einen Hälfte an 
die Beklagte, zur anderen aber an H. gefommen fein, fo würde bie Einrebe dennoch 
durchgreifen, da der Kläger das Eigentum do ganz verloren Haben würde. 
Übrigens würde jelbft das ausreichen, daß nur die Beklagte durch ihre mit Buftimmung 
des ©. vorgenommene Beligergreifung das Eigentum an den Saden zu ber ihr zu- 
gedachten Quote erworben hätte. Denn jo weit würde dann jedenfalls der Kläger 
das Eigentum eingebüßt haben, möchte e3 auch zu der Übrigen Quote ihm verblieben 
fein. Dann würde aber der Anſpruch, daß die Beklagte ihm die Sachen herausſsgebe, 
der den alleinigen Gegenftand des Klagantrages und der in erfter Inſtanz erfolgten 
Verurteilung gebildet Hat, nicht aufrecht erhalten werden können. Der nicht befikenbe 
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Miteigentümer bat allerdings gegen ben befißenden eine vindicatio partis auf Einräumung 
des Mitbeſitzes; aber ſolche Einräumung ift gegenüber der Herausgabe der Saden 
nicht etwa bloß ein minus, nicht bloß quantitativ von diefer verfchieden, fondern etwas 
fpezifiih Anderes; wie auch in 1.72 pr. Dig. de V. O. 45, 1 die Stipulation „fundum 
tradi“, alfo auf Übertragung des Befiges, unter den auf etwas Unteilbares ge- 
richteten aufgeführt wird. 
Erfikung. 
Nr. 1832. IL. Sen. 16. Dezember 1887. IL 213. 87. Bd. 20, Nr. 76, ©. 342. 
Begriff ber possession paisible. (Mhein. R.). Ber Wrt. 23 code de proosdure 
civile, welcher materielle Hecht enthält, deshalb durch die neuen Prozeßgeſetze nicht auf- 
gehoben und aus Urt. 2229 code civil zu erläutern ift, ftellt unter den Erfordernifien 
des Verjährungsbefiges auf, daß er ein nicht unterbrochener (non interrompue) und 
ein rubiger (paisible) fein müfle. Im Sinne bes Gefebes (Art. 2243) Tann ber Beſitz 
nur dann al3 ein unterbrochener angefehen werben, wenn dem Befiger der Beſitz länger 
als ein Jahr lang entzogen worden tft, was bier nicht zutrifft. Allein es fragt ſich, 
ob neben bem Erforbernifie, daß der Beſitz non interrompue ſei, derfelbe aud, um den 
Schub des Gefehes zu genießen, paisible in dem Sinne fein müfle, daß der Befiker, 
wenn er auch nicht des Beſitzes beraubt wird, doch auch nicht in ernftlicher Weife in 
feinem Befite von bem Gegner beunruhigt (troubl&) fein dürfe Die Entſcheidung 
diefer Frage hängt von der rechtlichen Bedeutung des Ausdruckes possession paisible 
ab. Während die Einen aufftellen‘, daß unter „paisible“ nicht3 Anderes zu veritehen 
ift, al3 non violente, daß alfo der Art. 2229 mit diefem Erfordernifie weiter nichts Hat 
vorfchreiben wollen, als was auch Art. 2233 befagt, dab der Befit nicht durch ge» 
waltfame Handlungen erlangt fein darf, behaupten die Underen daß das fraglicde Wort 
zwar einesteild bie Bedeutung habe, daB der Beſitz fein gewaltjamer fein dürfe, daß 
e3 aber anberenteils ein fernered Erfordernis des Beſitzes dahin aufftelle, dab er ein 
ruhiger d. h. ein nicht durch Öftere Angriffe und wiederholte Störungen eines Anderen 
troublierter fein dürfe. Die erftere Anfiht muB für die richtige gehalten werden. 


Nr. 1833. V. Sen. 30. Juni 1880. V. 1. 79. 8d. 2, Nr. 79, ©. 295. 
Rechtstitel der Erſitzung. (Preuß. R.). Die Bellagten nehmen auf Grund der 
Berjährung unter der Angabe, daß fie feit 200 Jahren, indbefondere ſchon in einer dem 
Kurfürften von Sachſen unterm 1. Auguſt 1698 überreichten Eingabe und Gegenſchrift 
behauptet, daß ihnen der fünfzigfte Centner von allen innerhalb der Kaiſerlichen Berg- 
grenze in ber Grafſchaft Mansfeld belegenen Kupferichieferbergwerten, „jo nah und 
nach in Abbau gelangen werden“, zuftehe, und daß fie auch ftet3 bei neu aufgeſchloſſenen 
Feldern dieſen fünfzigften Centner bezw. den dafür üblichen @elbbetrag beaniprucht 
und von den früheren Gewerkſchaften und jet von ber Klägerin in Anerkennung einer 
entiprechenden Verpflichtung erhalten haben, das Recht in Anſpruch, diefen fünzigften 
Gentner, bezw. den üblichen Geldbetrag von allen Kupfergruben der Klägerin innerhalb 
jenes Bezirks zu verlangen, auch von ben noch nicht verliehenen und noch nicht in 
Anbau genommenen Feldern, fobalb diejelben Ipäter verliehen werden und in Betrieb 
tommen. Dies Recht ericheint als ein affirmatives im Sinne des 8 80, 1.7 A.L.R. 
und bie Bellagten würden den Befit dieſes Rechts und damit das Recht auf Wieder- 
holung der Leiftung erworben haben, wenn fie von der Klägerin die Gewährung des 
Sünfzigften von allen innerhalb der Raiferlihen Berggrenze belegenen Kupferichiefer- 
bergwerfen auch von den noch nicht verliehenen (alfo noch nicht egiltierenden) und noch 
nicht in Angriff genommenen, fobald fie verliehen und in Abbau genommen werden, 
als fortdauernde Schuldigkeit gefordert hätten, und wenn bie Klägerin in Anerfennung 
einer Verpflichtung die Abgabe gewährt hätte. Die fortdauernde Ausübung biefes 
Nechtes würde durch Verjährung zum eigentümlichen Erwerb des Rechts geführt haben- 
Das beanſpruchte Recht gehört zu ben im $ 649, I. 9 A.L.R. behandelten; denn es ift 
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feine Ausübung davon abhängig, daß die Stlägerin bei ihrem Bergbau überhaupt Kupfer 
gewinnt und, da es fih auf neu verliehene Felder eritreden fol, ferner davon, daB 
eine ſolche neue Verleihung und Snangriffnahme ftattgefunden hat. Die Bellagten 
müſſen alfo beweifen, baß die Klägerin in drei Fällen bei der Inangriffnahme neu ver- 
liehener Felder, in der Meinung, fie fei verpflichtet, von allen innerhalb jenes Bezirkes 
belegenen , auch noch nicht verliehenen und noch nicht in Angriff genommenen Feldern 
den Sünfzigften zu leiften, den Beklagten den fünfzigften Centner Kupfer bezw. den 
entiprechenden Geldbetrag gewährt hat. Zwiſchen dem erften und dem lebten Yalle 
müſſen 40 Jahre liegen, jelbit dann, wenn das Recht alljährlich ausgeübt worden wäre. 
Ar. 2151. 


Nr. 1834. IL Sen. 10. Juli 1888. IIL 107. 88. 8d. 24, Nr. 21, ©. 163. 

Borausfetsungen des Beweifes ber unvordenklichen VBerjäßrung. (Gem. R.). Die 
unvordenffiche Berjährung hat zwar, um als Rechtsgrundlage dienen zu können, eine 
während unvordenklicher Zeit fortgefehte Rechts ausübung Izur Vorausſetzung, und 
Buftände, in melden eine Rechtsausübung ſich nicht darftellt, werden durch die un- 
vordenkliche Verjährung nicht zu rechtlichen erhoben. Wber darans folgt doch eben nur, 
ba die Ausübungshandlungen an fich geeignet fein müflen, eine Rechtsausübung dar- 
zuftellen, nicht aber, daß, Dies vorausgeſetzt, zu ber über Menſchengedenken hinaus fort- 
gejebten Übung noch befondere Merkmale hinzukommen müfjen, welche in ber Übung 
eine Recht3ausübung herbortreten lafien. Im Gegenteil hat man davon andzugehen, 
daß bei Handlungen, welche an ſich zur [nn einer Rechtsausübung geeignet find, 
in der während unvordenklicher Beit fortgejegten Übung die Abſicht, ein Recht aus⸗ 
zuüben, genügend in die Erfcheinung tritt und es alfo Yufgabe des Gegenbeweifes ift, 
beiondere Umftände darzulegen, welche eine andere Annahme rechtfertigen. — Die Ber- 
werfung des Einwandes der Bellagten gegen die Buläffigteit ber Berufung auf un- 
vordenfliche Verjährung, weil die Fifcherei in der Elbe Regal fei, tft nicht rechts⸗ 
verlebend. Das Berufungsgericht hat vielmehr mit Necht angenommen, daß, auch wenn 
die Behauptung der Bellagten begründet fei, dadurch die Möglichkeit der Eriftenz des 
bon der Klägerin (Gemeinde) beanfpruchten Fifchereirechts nicht ausgeſchloſſen wird und 
daß auch zum Nachweiſe dieſes Rechts bie Berufung auf hınvorbenflicde Verjährung 
zuläffig if. Nr. 1835. Die von der Beklagten behaupteten Störungen der Ausübung 
des ifchereirecht3 würden überhaupt nur von Bedeutung fein, wenn fie von Erfolg 
geweien wären, was nicht der Fall ift. Nr. 1836. 


Nr. 1835. IIL Sen. 25. Januar 1889. IIL 255. 88. Bd. 22, Nr. 43, ©. 211. 

Gemeiunrechtliche Fiſchereigenoſſenſchaft. Erwerb burg unvordenkliche Ber- 
jährung. (Gem. R.). Rad den Feftftellungen der VBorinftanzen beftand feit unvor⸗ 
denflicder Beit noch um das Jahr 1812 in Höchſt a. M. eine Yilcherzunft, welche bie 
Fiſcherei auf einer beftimmten Strede des Mains ausübte und demnächſt, nach Verfall der 
Bunfteinrichtungen, al3 Vereinigung von Fiſchern fortdauerte. Letztere ift im Jahre 1878 
auf Grund eined von der Regierung genehmigten Statut3 als „Höchſter Fiſcherei⸗ 
genoffenichaft”" neu organifiert worden. Da eine Auflöfung ber Zunft nicht nach⸗ 
gewiefen ift, wird man unbedenklich Davon ausgehen dürfen, daß unter ben obmwaltenden 
Umftänden, ungeachtet des inzwiſchen eingetretenen Wechſels in ber Organifation und 
im Mitglieberbeitande, Die Rechtsperſönlichkeit der urfprünglichen „Fiſcherzunft zu Höchſt“ 
in der der fpäteren „Bereinigung ber Höchfter Fiſcher“ "und in der ber klagenden 
„Höchſter Fiſchereigenoſſenſchaft“ enthalten ift. Nr. 1924. Nach allgemeinen Grundſätzen 
{ft bei der Erwerbung einer ausſchließlichen Gerechtfame durch unvordenkliche Ver⸗ 
jährung ein beſonders gearteter Beſitz erforderlih, und zwar ein folder, in welchem 
ih der Berechtigte feit Menfchengedenten durch Widerfpruch gegen die Teilnahme bes 
Gegners an der Ausübung bes Rechts geihäbt Hat. Würde dieſe, unzweifelhaft für 
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dentſchrechtliche ausſchließliche Gewerbsprivilegien unb felbft für den Erwerb der aus⸗ 
ſchließlichen Benutzung des Wafferd öffentliher dem Gemeingebrauche unterworfener 
Gewaͤſſer zu landwirtſchaftlichen Zwecken geltende Regel (Nr. 2100. Nr. 2125) auch auf 
Fälle der vorliegenden Art Anwendung finden, fo könnte die angefochtene Entſcheidung 
nicht in vollem Umfange aufrecht erhalten werben. Wllein eine andere Auffafiung ift 
der Ratur der Sache nad) geboten, wenn es ſich um ben Erwerb eines nubbaren 
Megals handelt, welches, wie bie Fiſcherei in Öffentlichen Gewäflern, an ſich ein aus⸗ 
fchließliches auf die gefamte möglidie Nutzung gerichtetes Mecht if. Wird bie Aus 
Abung einer folchen Gerechtſame von bem Regalinhaber an einen Dritten unbeichränft 
verliehen, fo kann folche ohne Beeinträchtigung bes erteilten Privilegs nicht weiter ver- 
geben ober für die Folge mitbenutzt werden. Gleihwie in einem ſolchen alle im 


Bweifel davon anögegangen werden muß, daß ber Inhaber bes Regals deffen Aus . 


übung in vollem Umfange auf den Privilegierten übertragen habe, fo fanıı aud, 
wenn das Privilegiun durch ben Mechtötitel der unvordenklichen Verjährung erſetzt 
wird, zu diefem Nechtserwerbe außer dem Nachweiſe der Unvorbenflichkeit unbeichräntter 
Rechtsausübnng nicht noch der Beweis der Burüdweifung Dritter dur Prohibitivaft 
gefordert worden; es genügt vielmehr, wenn aus den Ausübungshandlungen felbit er- 
Tennbar hervortritt, daß ſolche von jeher mit dem Bewußtfein der Nechtszuftändigfeit 
ohne Einfchräntung und ungeltört vorgenommen worden ift. Cine derartige Rechts⸗ 
ausübung tft von bem Berufungsgericht thatfächlich unanfechtbar feftgeftellt. Nr. 1834. 


Nr. 1836. IILSen. 13. November 1888. IIL 184. 88. 8b. 22, Nr. 38, ©. 188. 

Unvordenkliche Verjährung uud außerorbeutliche Erfigung. (Gem. R.). Die Im⸗ 
memorialverjährung wirb durch ein Verbot und durch eine erfolglos gebliebene Belig- 
ftörung nicht unterbrochen. Nr. 1834. Das Landgericht hat außerordentliche Erſitzung 
des gegen die Magende Pfarre in Anfpruch genommenen Wegerechts angenommen, weil 
es aus ber Beweisaufnahme die Überzeugung gefchöpft Hat, daß die Benutzung des 
über den Pfarrader führenden Steiges 40 Jahre lang, von 1845—1885, von ben K.er 
Gutslenten, von ben als Beitpächter der Gutsherrſchaft wirtfchaftenden Bauern und 
deren Angehörigen mit Wiſſen und Willen ber Gutsherrſchaft ununterbrochen ſtatt⸗ 
gefunden hat. Es rechnet in dieſe 40 Jahre auch bie Zeiten 1860—1862 und 1864—1882 
ein, in welchen die Pfarrländereien von dem Pfarrer ©. an den Gutöbeliber K. ver- 
pachtet geweien find. Da die Zeugen Alte, welche fich als Ausübung bes Pachtrechts 
darftellen, nicht befundet haben, fo nimmt es an, daß die Begehung des Steige in 
derſelben Weiſe wie vorher fortgejegt d. h. der Steig als ein folder, welder un- 
abhängig von der Verpachtung ald ein bauernder über den Ader gelegt war, benußt 
worben ift, während der Pfarrer durch ein einfaches Verbot, den Steig als ſolchen zu 
benugen, eine Hinderung hätte erreichen lönnen. Das Berufungsgericht ift wegen Ein- 
vechnung ber Pachtzeiten anderer Anſicht. Die Ausführung des Berufungsgerichts ift 
aber nicht zutreffend. Lag Nechtebefib vor, wurde alfo das Gehen über den Pfarr- 
ader ald ein Necht in Anipruc genommen und thatfächlich geltend gemacht, fo konnte 
der Beſitz nach der Inpachtnahme des dienenden Grundſtückes nur durch Aufgabe bes 
Befigeswillens verloren gehen. In der gewonnenen rechtlichen Möglichkeit, den frag- 
lihen Weg jet auch auf Grund eines obligatorifchen Verhältniffes zu benutzen und 
Underen die Benutzung zu geitatten, Tann aber die Aufgabe des Belikeswillend um 
fo weniger gefunden werben, als das Bachtverhältnis zeitlich begrenzt war und anderer- 
feit8 ber Beſitzeswille nicht darauf gerichtet ift, ein Recht erwerben zu wollen, fondern 
ein Recht zu Haben und als foldhes auszuüben. Sonftige thatfäcdhliche Gründe, aus 
benen auf Aufgabe bes Beſitzeswillens geichloflen werden könnte, find vom Kläger nicht 
vorgebracht worden. Hiernach kann auf Grund bes vorliegenden Eachverhältniffes eine 
Unterbrechung nicht angenommen werben unb ebenfowenig find bei der fraglichen 
40 jährigen Erſitzung und bei der für den Eigentümer vorhanden geweſenen rechtlichen 
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Möglichfeit zur Unftellung ber actio negatoria die Borausjegungen für ein Ruhen der 
Erfißung während der Pachtzeiten gegeben. Nr. 1910. 


Nr. 1837. II Sen. 22. April 1890. III. 301. 89. Bd. 26, Nr. 30, ©. 170. 

Unvordenkliche Zeit, Auwendbarkeit auf obligatorifche Berhältniffe (Gem. R.). 
Die Frage, ob die unvordenfliche Zeit nicht Iediglich zur Begründung folder Verpflich⸗ 
tungen, welche einen dinglidhen Charakter haben, geeignet fei, ift zu verneinen. Der 
Grund, welcher vorzugsweiſe gegen die Möglichkeit eines Befiged von Obigationen an- 
geführt wird, daß fie eine fortgefette Ausübung ihres Inhaltes nicht zulaflen, trifft 
nur da zu, wo bie Obligation mit der einmaligen Ausübung des Rechts erlifcht. Wenn 
aber, wie im vorliegenden Falle, bei Obligationdverhältnifien eine dauerude AUnsübung 
de8 ans bemfelben entipringenden Rechts möglich tft, ohne daß die Obligation ſelbſt 
aufgehoben wird, jo Hindert weder der Begriff des Beſitzes noch der der Obligation 
die Anwendbarkeit der Rechtsgrundſätze der unvordenklichen Bett auch auf obligatoriſche 
Rechtsverhältnifie. 


8 74, 
4. Anfprüde aus dem Eigentum. 
8.6.8. 38 9851007. 


1. 794 af. 2, 804 Sab 2, 825, 867, 929—945. I. 899-919. III. 969-991. 
M. mM. 73, 95, 133, 296—299, 396433. D. 136—139,. E. G. Art. 124—126. 
Bindicheid I. 88 124 Nr. 1 und 2, 186 Noten 14 und 15, 193-199. Stobbe 
D.8 96. Dernburg L 88 246—250. Endemann I. 88 169, 171—174, 188. 


Nr. 1838. IIL Sen. 4. Januar 1884. III. 229. 83. Bd. 10, Nr. 142, ©. 434. 

Expressa causa bei binglichen Klagen. In der früheren deutlichen Gerichtspraxis 
Mi vorherrſchend für die Eigentumsklage das Erfordernis aufgeftellt worden, daß 
expressa causa geflagt werde. Auch nad der C. P.O., welde nunmehr die allein maß- 
gebende Norm für die Enticheidung der Frage bildet, ift biefelbe in gleihem Sinne zu 
beantworten. Klaggrund ift in der &.B.D. nicht definiert. Nah den Motiven zu 
8 230 Nr. 2 EBD. ift aber anzunehmen, daß auch bei dinglichen Klagen ber Ent- 
ftehungsgrund bes ftreitigen Rechts einen Teil bes Klaggrundes bildet. Die bloße Be⸗ 
zeichnung bes dinglichen Rechts, welches geltend gemacht wird, kann diejem wejentlichen 
Erforberniffe des Klaggrundes nicht genügen. Ohne Nennung be3 Ermwerbögrundes 
mangelt der Regel nach die thatſächliche Subftanziierung, bie das Geſetz für die gericht- 
liche Berfolgung ebenfowohl von perfönlichen wie von dinglichen Rechten aufftellt. 
Nr. 1839. Nr. 3189. Nr. 2873. 


Rr. 1839. III. Sen. 22. Februar 1884. II. 306. 83. Bb. 11, Nr. 50, ©. 239. 

Expressa causa bei dinglidden Klagen. Daß bei Erhebung einer Ddinglichen 
Klage der Kläger den fpeziellen Rlaggrund feines Rechtes anzugeben hat, folgt aus ber 
Vorjchrift des 8 230 Nr. 2 EBD. Die bloße Angabe des Nechtes, welches verfolgt 
werden ſoll, reicht nicht aus, ſondern es find diejenigen Thatfachen anzuführen, aus 
benen das angefprochene Recht hervorgehen foll. Selbftverftändlich genügt es aber, 
wenn bei Eigentumsflagen, wie dies im vorliegenden Falle (Nr. 3179) geſchehen tft, 
die mehreren Erwerb3arten des Eigentums, auf welche die Vinbilation ſich etwa ftüßt, 
in dem thatfächlihen Klagvorbringen erfennbar gemacht find, und es ift dann Aufgabe 
des Gerichts, die behaupteten Thatfachen unter das Geſetz zu ftellen und zu entfcheiden, 
= = folden, wenn erwiefen, der erhobene Eigentumsanfprud) zu folgern fei. Nr. 1838. 

. 2873. 
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Nr. 1840. IL Hilfs-Sen. 1. März 1880. V* 157. 79. Bd. 1, Nr. 134, ©. 375. 

Binbilation. (Preuß. R.). Es ift nicht richtig, daß der 8 7 des Geſetzes über 
den Eigentumserwerb u. |. w. vom 5. Mai 1872 jedem zu ftatten kommt, der gemäß 
8 49 G. B.O. als Eigentümer in das Grundbuch eingetragen iſt. Rückwirkende Kraft 
tft dem gedachten Paragraphen nicht beigelegt. Unter dem eingetragenen Eigentümer 
im Sinne des 8 7 a. a. D. Tann deshalb nicht derjenige verftanden werden, welcher 
feinen Befittitel unter der Herrichaft des früheren Rechts erlangt hat und demnädhft 
auf Grund jenes Beftgtiteld, wenn auch nach dem 1. Oftober 1872, in das Grundbud) 
eingetragen ift. Die Eintragung erfolgt in diefem Falle nah $ 49 G. B.O. ganz nad 
bem bisherigen Rechte und hat deshalb auch nur diejenigen Wirkungen, melde fie 
bisher hatte. Sie befreit den Vindikationskläger gegenüber dem befigenden Bellagten 
von dem anberweiten Nachweife feines Eigentums nicht. Nr. 1784. 


Nr. 1841. II. Hilfs-Sen. 20. Juni 1881. V* 713. 80. Bd.5, Nr.77, ©. 282. 

Legitimation bes eingetragenen Eigentümerß zur Vindikationsklage. (Preuß. R.). 
Die Beligtitelberihtigung nach früheren Recht hatte die Bedeutung einer Beurkun⸗— 
dung derjenigen Thatfachen, durch welche der Eigentumsübergang bewirkt ift, wie fie 
folde auch jeßt nur bat, wenn fich der Eigentumsübergang anders als durch Auflaſſung 
vollzogen bat, wogegen fie im Yalle der Auflafiung die Bedeutung nicht nur der Be⸗ 
urfundung, fondern auch des das Eigentum Tonftituierenden Ultes bat. E3 ge 
nügte alfo ſchon nach früherem Recht, insbefondere auf Grund des $ 92, IL. Hypothelen- 
ordnung und 8 7, L 10 WER. zum Nachweiſe der Legitimation zur Klage und zur 
Subftanziierung der Bindifationdflage auf die Belißtitelberichtigung ſich zu berufen, 
und war es Sache des Bellagten, die unrichtige Beurkundung oder die fpätere Auf⸗ 
bebung des Eigentums bes Klägers einzuwenden und feine Einwendungen zu bemeifen. 
Der 5 7 Abſ. 1 des Geſetzes Über den Eigentumsderwerb n. |. wm. vom 5. Mai 1872 
enthält in Diefer Beziehung von bem früheren Recht nichts Abweichendes. Die in 
Abi. 1 enthaltene Berfagung der Einrede der verfauften und übergebenen Sache betrifft 
ihrem Inhalte nah nur den Fall der freiwilligen Veräußerung. Ber Käufer Tann 
feinen Anſpruch aus dem Kaufgefchäft u. |. w. gegen ben eingetragenen Eigentümer 
nur im Wege der Widerflage geltend machen, weil das Eigentum des Eingetragenen 
durch einen bloßen Beräußerungdvertrag nebft Übergabe nicht befeitigt wird. Gegen 
denjenigen Eigentümer aber, ber die Eintragung außer dem Falle der Auflaffung er⸗ 
alten bat, kann ſich der Beklagte jedes Einwandes bedienen. 


Nr. 1842, I. Sen. 2. Februar 1881. L 26. 80. Bd. 4, Nr. 43, ©. 145. 
Bindilation. Retention. (Meichd- und gem. R.). Ein NRetentionsrecht gegenüber 
der rei vindicatio giebt es gemeinrechtlich nur wegen Verwendungen, die ber Befiber 
auf bie Sache gemadt, oder wegen PVerbindlichleiten, die er ihretwegen gegenüber 
Dritten auf fi genommen hat, nicht aber wegen irgend einer beliebigen Forderung 
gegen den Bindilanten, möchte diefe auch aus einem früheren Berfaufe der vindizierten 
Sade herrühren. Außerdem giebt es freilich zwiſchen Kaufleuten noch das Zurüd- 
behaltungsrecht des Art. 313 H.G.B. Dies ift jedoch an gewilfe dort näher beftimmte 
Borausjegungen gefnüpft, bie hier nicht vorliegen. — Zur Begründung der auf den 
Befig eines indojfierten Orbrefonnoflements geſtützten Bindifation bedarf es regelmäßig 
nicht der Behauptung und des Nachweifes der Übergabe des Konnofiements, da, wenn 
ein durch Ordrepapier als Gläubiger Legitimierter dasjelbe befigt, vermutet wird, daß 
er durch Übergabe in den Beſitz desfelben gelangt fei. Bon diefem Sage ift nicht nur 
für die obligatorifhen, fondern auch für die dinglichen Wirkungen des Konnoffements 
Gebraud zu madhen. Die Ungabe und der Nachweis einer justa causa traditionis ift 
bei der Eigentumsffage überhaupt nur in dem Sinne erforderlich, daß eine Übergabe 
dargelegt wird, die mit dem Willen einer Eigentumsübertragung, einer Übertragung zu 
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vollem eigenen Rechte des Empfängers vorgenommen ift. Auch diefer Wille wird bei 
einem Örbrepapier daun präfumiert, wenn e3 mit einem einfachen Indoſſamente (tm 
Gegenſatze zum Profuraindoffamente) Bingegeben worden ift. 


Nr. 1843. IL Sen. 8. Sanuar 1897. IL 263. 96. Bd. 38, Nr. 99, ©. 379, 

Klage anf Einftellung des Borbellbetriebes in einem Nachbarhauſe. (Rhein. R.). 
Das Landgericht hat die Klage abgewieſen, das Berufungsgericht hat jedoch durch ein 
zu Gunften mehrerer Eigentümer nächftgelegener Häufer erlaflenes Zeilurteil den Be 
Hagten verurteilt, das Halten eines Bordelled in dem ihm gehörigen Haufe bei Ber- 
meidung von Geld⸗ bezw. Haftftrafen für jeden Fall der Zumiderhandlung zu unter- 
Iafien. Nah den Gründen ift die Klage ſowohl als negatorifhe auf Befeitigung 
ftörender Einwirkungen auf das Eigentum der Kläger gerichtete Klage, als aud in 
ihrer Eigenfchaft als Klage aus L.R. ©. 1382ff. für zuläffig erflärt und mwurben bie 
beftrittenen thatfächlihen Vorausſetzungen beider Klaggründe, ohne auf fpezielle Beweis- 
anträge der Barteien einzugehen, feftgeftellt. Die vom Bellagten eingelegte Reviſion 
ift zurückgewieſen. Mit Recht bat das VBerufungsgeriht den Betrieb eines Borbells 
für eine unrechte That im Sinne des L.R. ©. 1382 erflärt. Nah L.R. S. 1382= ift 
eine unrechte That jedes an fich verbotene Unternehmen und ber Betrieb eines Bor- 
dells ift nah 8 180 ©t.&.B. au dann ftrafbar, wenn er, wie dies hier der Fall ift, 
polizeilich gebuldet wird und die Nachbareigentümer ſowohl bie Verwaltungsbehörden 
als die Staat3anwaltichaft zum Einjchreiten zu veranlafien ohne Erfolg verjucht haben. 
Der erhebliche Nachteil, der den Nachbareigentümern durch den Betrieb des von dem 
Beklagten eingerichteten Vordells in einer Stadtgegend, in welcher fich früher ein 
folches nicht befand, zugefügt wird, ift in dem Urteile unanfechtbar feitgeftellt. &3 mag 
zweifelhaft erfcheinen, ob die ald notwendige Folgen des Bordellbetriebes augenommenen 
Beläftigungen und Gefährdungen geeignet feien, die Klage als Eigentumsffage (actio 
negatoria) zu ftläen, da ſich diefe Störungen teilmeife auf den Verkehr in der öffent⸗ 
lien Straße beziehen, die Nachbareigentümer am wenigften dann treffen, wenn fie 
ſich innerhalb ihrer Srundftüde befinden, und hauptſächlich durch ihre Verbindung mit 
dem unfittfichen Gewerbe ftärter empfunden werben, daher wohl geeignet find, das 
Bohnen in der Nachbarſchaft zu verleiden, aber weniger direkt auf den Gebrauch bes 
Eigentums erſchwerend einwirten. Dieſe Frage kann deshalb dahingeftellt bleiben, weil, 
wenn man von ber weiteren Begründung der Klage als Deliftäffage ausgeht, das Urteil 
fih jedenfalls aufrecht erhalten läßt. Daß dem Bellagten bie feftgeftellte Beſchädigung 
ber Kläger dur die Verminderung des Wertes ihrer Grundftüde als Yolge feines 
unerlaubten Handelns zur Schuld zugerechnet werden Tann, da er, wie feftgeftellt ift, 
nach feiner eigenen Erflärung diefen den Nachbareigentum fchädlichen Betrieb fort- 
zuſetzen gewillt ift, erfcheint nicht zweifelhaft. Es Liegt aber auch fein ziwingender Grund 
vor, die Kläger auf eine zu forbernde Geldentfhädigung zu verweiſen; vielmehr erſcheint 
im gegebenen Falle die ergangene Verurteilung des Bellagten zur Unterlafiung des 
ferneren Borbellbetriebes in dem gedachten Haufe als vechtlich zuläſſig. Nach der Feſt⸗ 
ftellnug des Berufungsgericht3 giebt es im vorliegenden Falle feine Vorkehrungen, wo⸗ 
durch der Borbellbetrieb für die Nachbarſchaft unſchädlich gemacht werden könnte, und 
ift daher, folange der Betrieb nicht eingeftellt ift, eine Fortdauer der ſchädlichen Ein- 
wirfung zu erwarten. Bei diefer Sachlage Tonnte, ohne die L.R. S. 1382ff. zu ver- 
letzen, die auf Unterlaffung des Borbellbetriebes gerichtete Klage zugeiprochen werben. 
Der Bellagte ift verpflichtet, die ftrafbare Handlung bes Borbellbetriebes zu unterlaffen, 
nit bloß aus Gründen der öffentliden Ordnung, fondern auch gegenüber den Klägern, 
deren Vermögen er ſchuldhafterweiſe durch die Fortſetzung des Betriebes beichäbigt. 
Auf die Erfüllung diefer Verpflihtung muß um fo mehr dann eine Klage gegeben 
fein, wenn es jih um eine auf Dauer berechnete Anftalt handelt, Durch deren Unter» 
haltung, folange fie befteht, der Schade fortdauernd erzeugt wird. Nr. 1374. Den 
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Berwaltungsbehörden kommt in Deutſchland und, wie das Berufungsgericht feftftellt, 
fpeziell in Baden die Befugnis nicht zu, Bordelle zu Tonzeffionieren. Die bloße Dul⸗ 
dung beruht zwar auf der das dffentlihe Wohl berüdficätigenden Erwägung, daß die 
Möglichkeit einer befieren polizeilichen und ärztlichen Überwachung der gewerbömäßigen 
Unzucht dur das Beſtehen von Bordellen gegeben ift; allein fie hindert nicht bie 
Geltendmachung der durch ben Betrieb eines beftimmten Vordells verlegten Privatrechte 
und bedingt feine Buftänbigfeitäüberfchreitung ber Gerichte, wenn durch biefe ber Weiter- 
betrieb eines einzelnen in einem beſſeren Stadtviertel eröffneten Bordells, welches das 
Nachbareigentum ſchädigt, nnterjagt wird. Auch die gegen die Aufnahme einer Straf- 
androhbung im Urteil erhobene Rüge ift nah 8 775 Abſ. 2 C. P.O. nicht gerechtfertigt. 


Nr. 1844. II. Sen. 13. Dezember 1883. IL 296. 83. Bd. 11, Nr. 79, ©. 341. 

Nachbarrecht. Immiſſion. (hen. R.). Unter dem Namen von Legalſervituten 
hat das franzöfiihe B.9.B. dem Eigentum verſchiedene Beſchränkungen auferlegt, und 
zwar auch ſolche der Eigentümer gegeneinander (L.R. ©. 651), ohne aber zur Auf- 
ftellung eines allgemeinen Prinzips zu gelangen, obwohl L.R. ©. 674 für gewifle an 
fih erlaubte Anlagen eine Vorſchrift enthält, Die dem Eigentümer verbietet, durch dieſe 
Anlagen feinem Nachbar Schaden zuzufügen. Daraus folgt, dab bem franzdftichen 
Civilrechte die Lehre des Nachbarrechts nicht wiberftrebt. Dies würde für Baben, wo 
nad) 8 3 des I. Einführungsedift3 zum L.R. (vergl. L. R. S. 4b) das römische Recht 
fnbfibtäre Geltung hat, genügen, um auf das gemeine Recht zurüdzugehen, in welchem 
das Nachbarrecht anerkannt tft. Ullein bies Prinzip muß auch für das franzöfliche 
Civilrecht anerfannt werden. Es findet feine Anwendung auf den vorliegenden Fall, 
weil ed ſich um eine ſchädliche Immiſſion von Wafler aus dem einen in das andere 
Grundftück Handelt, für welde auch die Analogie des L.R. S. 674 birelt verwertet 
werben kann. Nr. 1851. Nr. 2108. Eine folde Immiſſion fich gefallen zu laſſen, ift 
der Nachbar nicht verpflichtet, und er kann mit der negatorifchen lage vom Anberen 
fordern, daß biejer die Immiſſion von Waſſer unterlafle und befeitige, jchon aus dem 
Grunde, weil die Immiſſion objektiv miderrechtli tft. Dagegen ift für bie vom 
Kläger erhobene Klage auf Erfah des Schabend als einer Folge der Immiſſion das 
Moment ber fubjeltiven Verſchuldung bes Beklagten unentbehrlich, weil die 
civilrechtliche und die ftrafrechtliche Berantwortlichleit für culpa auf der Vorausſetzung 
beruht, daß der Erfolg bei Anwendung der Sorgfalt eines ordentlichen Mannes vorher- 
gejehen werden konnte, und ohne die Möglichleit der Borausfiht unr Zufall ober 
höhere Gewalt vorliegt, für welche ohne bejonderen Rechtseinwand Niemand haftet. 
Ar. 1851. Nr. 1373. Died auf den vorliegenden Fall angewendet, mußte der Be 
Magte, um entichädigungspflicätig zu fein, bei Anwendung gehöriger Sorgfalt als 
möglich vorherſehen können, daß durch feinen Neuban die Nachbarwand bes Klägers 
feucht werben würde. Nr. 1860. 


Nr. 1845. V. Sen. 20. September 1882. V. 454. 82. Bd. 7, Nr. 74, S. 265. 

Entfhäbigung des Adjacenten einer Eifenbahn bei Ymmilfion von Funken. 
(Preuß. R.). In der Erteilung der Konzeflion zum Betriebe der Bahn Iiegt die An- 
ordnung der Staatögewalt, daß fich die benachbarten Grundbeſitzer diejenigen nach⸗ 
teiligen Einwirkungen auf ihre Srundftüde gefallen laſſen müflen, ohne welche der Be 
trieb nicht ausführbar tft. Sole Konzeifionierung hat den Charakter eines im öffent- 
lichen Intereſſe feiten® der Staatsgewalt bewirkten Eingriffes in das PBrivat- 
eigentum, indem den benachbarten Grundbelitern bie ihnen nach allgemeinen Rechts- 
grundfägen zuftehende negatorifche Klage auf Unterlaffung von Immiſſionen oder beſchädigen⸗ 
den Erichütterungen verſagt, ihrem Eigentume alfo eine weſentliche Beſchränkung auferlegt 
wird. Sole Beihräntung, die die Abwehr drohenber Beichädigungen unmöglich macht, 
bewirkt jelbftverftändlih eine Wertsminderung der betreffenden Grundftüde, au wenn 
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ein wirflicder Schabe noch nicht verurfadht ift, und für dieſe müflen nach 88 1, 2 bes 
Enteiguungdgefebes vom 11. Juni 1874 bie Eigentümer entichädigt werben, ohne daß 
es darauf ankommt, ob diefe Wertäminderung eine unmittelbare oder eine mittelbare 
Folge bes Betriebes iſt und ob den Unternehmern ein Verſehen zur Laſt fällt oder 
nicht. Dieſe Entſchädigungsberechtigung hat nicht durch 8 14 des Eiſenbahngeſetzes 
bom 3. November 1838, an befien Stelle 8 14 bes Enteignungdgeieges vom 11. Juni 
1874 getreten ift, beichräntt werben follen. Hierans folgt, daß bei Berechnung ber zu 
vergütenden WBertäöminderung aud die dem Srunbftüde im Intereſſe des Eifenbahn- 
unternebmens auferlegten Baubejhräntung in Betracht zu ziehen ift, fofern fie 
lediglich eine Folge davon ift, daß die durch ben Eifenbahnbetrieb bedingte Immiſſion 
von Fenerfunken nicht anszufchließen tft. Die durch bie Beichränfung ber Baufreiheit 
(des Bauens innerhalb einer beftimmten Entfernung von den Schienenfträngen, bem 
ſogen. Fenerrayon) bewirkte Befeitigung ober Minderung ber Möglichkeit eines durch 
die Immiſſion entftehenden Schadens gereicht zugleich auch dem Eiſenbahnunternehmer 
zum Borteile, es wird alſo die Baufreifeit ber Nachbargrundſtücke Iebiglih im In⸗ 
terefie der Sifenbahuunternehmung beichräuft, woraus folgt, daß ber Unter⸗ 
nehmer die Srundbefiger für die durch biefe Beichränkung bebingte Wertsverminderuug 
ihrer Irundfiäde entfchädigen muß. Nr. 1857. Nr. 1855. 


Nr. 1846. VL Sen. 27. November 1893. VL. 183.93. 80.32, Nr. 70, 6.283. 
Auſpruch der Anlieger anf Erſatz des durch bie Eifenbabnaninge entfichenben 
Schadens. 8 14 des Geſetzes vom 3. November 1838. (Preuß. R.). Der Gutshof 
des Klägers ift durch das Hochwafler eines Baches überſchwemmt worden und es ift 
dem Kläger dadurch ein Berluft an ben in ben Outögebäuben Iagernden Borräten von fünft- 
lihem Dünger entftanden. Der Kläger nimmt den beflagten Eifenbahnfistus anf Schadens 
erſaz in Unfprud, weil der Beklagte durch den auf ber anderen Seite des Baches er- 
richteten Eifenbabndamm das Flußprofil verengert habe, ohne für genügenden Abfluß 
des Waſſers zu forgen, und dadurch einen Aufſtau des Waſſers nad ber Seite bes 
Klägers Hin veranlaft babe, ohne welchen der Schade nicht eingetreten wäre. Der 
Bellagte iſt aud in erſter Ixſtanz verurteilt worden, dem Kläger den Schaden zu er- 
jegen, der ihm durch das Hochwafler und die dadurch bewirkte Vernichtung künſtlicher 
Düngemittel erwachſen iſt. Die vom Bellagten eingelegte Berufung ift zurüdgewieien. 
Auf feine Reviſion ift die Sache in die Berufungsinftang zurückverwieſen. Die Bes 
gründung bes Berufungsgerichts läßt nicht erfeunen, auf welche Beitinnnungen ded Ge⸗ 
jeßes die Annahme einer Bflicht des Beklagten, zu ſolchen Borlehrungen, die den Schuß 
des Klägers gegen Überſchwemmungen bezweckten, geftügt wird. Der fragliche Eiſen⸗ 
bahndamm ift von bem Bellagten auf feinem Grundftücke errichtet worden, um eine 
berfiutung der Bahnanlage zu verhüten. Ein unerlaubter Gebrauch des Eigentumes 
(88 27, 8, LE A.L. R.) ift darin nicht zu finden; wer ſich aber feines Mechts inner- 
halb der gehörigen Schranken bedingt, braucht den einem Anderen daraus entftandenen 
Schaden nicht zu erfehen (8 36, I. 6 WER). Nah 8 26, L 8 R.L.M. dürfen zwar 
durch den Gebrandy des Eigentums wohlerworbene Rechte eines Anderen nicht ger 
Tränft werden; allein zu dieſen wohlerworbenen Nechten gehört es nicht, daß der Eigen- 
tümer bei den zum Schutze feines Eigentums auf diefen errichteten Anlagen darauf Be 
dat nehme, daß dadurch dem Nachbar kein Schade geichehe. Denn nur foweit ift er 
im Gebrauche feines Eigentums durch das Eigentum des Nachbars beſchränkt, daß er 
niht in deſſen Mechtöfreis binübergreifen darf (vergl. Plenarbeſchluß des preußiſchen 
Dbertribunald vom 7. Juni 1852), und ein folcher Eingriff hat nicht ftattgefunden. 
Es find insbefondere weder fremde Stoffe dem Grundſtücke bes Klägers, direkt ober in 
direft Durch das Mebium des Waflerd ober der Luft, zugeführt worben, noch be» 
iwedte bie Anlage eine Hinäberleitung bed Waſſers auf das Grundſtück des 
Mögers ober eine Anftauung; vielmehr war ber Rüditau auf dad Grundftüd des 
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Klägerd nur die unwillkürliche Folge der Abhaltung des Waflers von dem Grundſtücke 
des Beklagten. Wenn es fih Hier um wild ablaufendes Waſſer handelte, fo würde bie 
Befugnis des Beflagten, fich Dagegen zu beden, unmittelbar aus 8 102, LE WER. 
heroorgehen. Als wild ablaufendes Wafler kann nun zwar das Hochwaſſer eines Fluffes, 
folange e3 mit dem Fluſſe eine Waflermaffe bildet, nicht angelehen werden. Dies 
macht jeboch Teinen Unterſchied, da der 8 102 a. a. D. nur eine ſchon aus dem Be⸗ 
griff des Eigentums folgende Befugnis mit fpeziellem Bezuge auf wild ablaufendes 
Waſſer zum Ausdrud bringt, um damit die gewollte Anderung des gemeinen Rechts 
in diefem Punkte erfichtlih zu machen. Nr. 2126. Aus allgemeinen Beftimmungen, 
iusbefondere aus den Grundſaͤtzen des Nachbarrechts, Täßt fich alfo eine Entihädigungs- 
pfliht des Beflagten nicht herleiten. Es fragt fich, ob ben Eifenbahnen nad) dem Ge⸗ 
fege eine erweiterte Entihädigungspflicht obliegt. In Betracht kommt der 8 14 bes 
preußifhen Gejeßes vom 3. November 1838, ber neben dem 8 14 des Enteignungsd- 
geſetzes vom 14. Juni 1874 in feinem Bereiche noch fortbefteht. Das Geſetz bezweckt, 
die deu Anliegern aus der ungewöhnlidden Benubung eines Grundftüds zu Eifenbahn- 
zweden entftehenden Gefahren auf ben Unternehmer zu übertragen. Die darin aus 
geiprochene Verpflichtung des Unternehmers gebt über die aus dem Nachbarrechte an 
ih folgenden Verpflichtungen hinaus, indem die Anlieger gegen alle Benactelligungen 
in ber bisherigen Benußung ihrer Grundſtücke gefhügt werden follen. Die in den 
Worten „welche die Negierung nötig findet” hinzugefügte Beichräntung vermindert nicht 
ben Umfang der Verpflichtung, fondern verweift nur die Kognition darüber, was zum 
Schutze der Anlieger erforberlih ift, in erfter Reihe an die Regierung, fo daß ber 
Unternehmer ſich gegen Schadbensaniprüche regelmäßig darauf berufen Tann, daß weitere 
Schutmaßregeln, als von ihm vorgenommen find, von ber Negierung nicht angeorbnet 
worden feien. Danach ift ed zwar nicht al3 richtig anguerfennen, daß der Entichädigungs- 
anſpruch ſchon durch das Fehlen ber erforderlihen Schubmaßregeln begründet werde, 
gleichviel ob dergleichen Einrichtungen von der Regierung angeordnet find oder nicht; 
vielmehr ift e8 ald Regel zu betradgten, daß eine Haftung des Unternehmers für den 
Schaden dann nicht ftattfindet, wenn er den Anorbnungen der Regierung genügt hat. 
Allein eine Ausnahme muß ſowohl in bem Falle gemacht werden, wenn der Unter- 
nehmer die von ber Regiernng nur allgemein angeordneten Anlagen in einer dem 
Bwede der Sicherung der Anlieger nicht entiprechenden Weife ausführt und jo durch 
fein Berjchulden den Schaden herbeiführt, als au dann, wenn er gewußt hat oder 
bei gehöriger Aufmerkſamkeit wiffen mußte, melde Anlagen oder Einrichtungen zum 
Schutze der Anlieger gegen Nachteile fin der Benutzung ihrer Grundſtücke erforderlich, 
zugleich auch vom techniſchen Standpunfte aus ausführbar und mit den Zweden des 
Unternehmers verträglihd waren, und gleichwohl diefe Einrichtungen, weil ſolche von 
der Regierung nicht angeordnet waren, unterlaffen bat. Es entipricht der oben an- 
gegebenen Tendenz des Geſetzes, dieſe Yälle dem Falle einer Unterlafiung ber von ber 
Neglerung angeforderten notwendigen Maßregeln gleichzuftelen. Das Befinden ber 
Negierung foll die Vorkehrung ber notwendigen Schugmaßregeln fichern, nicht aber 
dem Unternehmer eine Dedung gewähren, wenn er die angeorbneten Maßregeln zweck⸗ 
widrig ausführt oder die Notwendigleit nicht angeordneter Maßregeln kannte oder 
fennen mußte. Bon dieſem Standpunfte aus hat das Berufungsgericht die Sachlage 
nicht geprüft. E3 hat das von ihm feitgeftellte Verſchulden bes Bellagten, das es 
in feinen weiteren Ausführungen als ein grobes bezeichnet, für ausreichend zur Be⸗ 
gründung der Entſchädigungspflicht erachtet. Die Frage bes Verſchuldens fällt aber 
nad dem Gefagten mit der Frage, ob die Unterlafjung der erforderlichen Maßregeln 
wiberrechtlich geweſen fei, nicht zufammen. Daß der Schade fich vorausfehen ließ, macht 
die Unterlafjung der erforderlichen Einricgtungen noch nicht zu einer widerrechtlichen. 
Es bedarf nad) einer fpeziellen Seftftellung, welde Einrichtungen zum Schuge des Klägers 
notwendig waren, wobei e3 nicht genügen Tann, gewifle Einrichtungen beifpiel3weife 
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aufzuftellen, die möglicherweife den Schaben Hätten verhüten können, und ob die Ber- 
treter des Bellagten bie Notwendigkeit diejer Einrichtungen, ihre technifche Uusführbar- 
feit und Vereinbarkeit mit den Bweden be3 Unternehmens erfannt haben oder doch bei 
gehöriger Prüfung erfennen mußten. Bu einer Prüfung in diefer Richtung war aber 
durch die Behauptungen bed Kläger Anlaß gegeben. Nr. 1856. 


Nr. 1847. VL Sen. 4. Mai 1891. VL 44. 91. Bd. 28, Nr. 47, ©. 207. 

Auwenbbarleit des S 25 bes preußiſchen Geſetzes vom 3. Rovember 1838 auf 
eine mit Dampflraft betriebene Straßeneifenbahn. (Preuß. R.). Die Annahme, daß 
eine Straßeneifenbahngefellihaft, obgleich fie die aus dem Gefehe vom 3. November 1838 
fih ergebenden durch bie landesherrlihe Genehmigung bedingten] Rechte und Befug⸗ 
niffe der dort erwähnten Eiſenbahngeſellſchaften nicht hat, dennoch den im 8 25 ent» 
baltenen von dem allgemeinen Rechte weſentlich abweichenden und baber ftrift zu inter- 
pretierenden Vorſchriften über die Haftung für die durch den Eifenbahnbetrieb ent- 
ftehenden Beichädigungen von Perſonen und Saden unterworfen fei, würbe nur dann 
gereditfertigt fein, wenn aus dem Geſetze mit Beftimmtheit zu entnehmen wäre, daß 
diefe Beitimmung eine allgemeine auf alle dem öffentlichen Verkehre dienenden Eiſen⸗ 
bahnunternehmungen anmwendbare Bedeutung hätten. Dies ift aber nicht der Fall. 
Es ift daher rechtsirrtümlih, wenn das Berufungsgericht davon ausgeht, daß e3 für 
die Frage, ob auf das hier in Rede ftehende Eifenbahnunternehmen bie Borichriften 
des Geſetzes vom 3. November 1838 anwendbar feien, nicht darauf anfomme, ob bie 
Iandeöherrlihe Genehmigung des Unternehmens und die Beftätigung bes Statutes hätte 
eingeholt werden follen nnd erteilt fei. 


Nr, 1848. VL Sen. 31. Sanuar 1889. VL. 301. 88. Bd. 23, Nr. 48, ©. 221. 
Auwendbarkeit bes 5 25 bes Geſetzes vom 3. November 1838 auf die Staatd- 
eifenbabuen. (Preuß. R.). Die Borichrift des 8 25 des Geſetzes vom 3. November 
1838 betreffend die Schadenserjagpflicht der „Eilenbahngefellihaften” für Beſchädigung 
von Sachen bei der Beförderung auf der Bahn ift nicht auf Privateifenbahnen zu be- 
chränten, ift vielmehr auch auf die vom Staate verwalteten Eifenbahnen anzumenden. 
Der Umftand, daß zur Zeit der Emanation des Geſetzes nur folche Eijenbahnen be⸗ 
ftanden, welche von Altiengeſellſchaften unternommen waren, erklärt es, daß in dem 
8 25 als erfagpflichtig „die Geſellſchaft“ bezeichnet iſt, aber er läßt angefichts ber Über- 
ſchrift und der Einleitungsmworte des Geſetzes nicht die Yolgerung zu, daß die auf das 
Verhältnis der Eifenbahnunternehmer zum Publilum bezüglichen Vorſchriften, ins⸗ 
befondere der 8 25 nur für Altiengeſellſchaften und nicht auch für Andere, welche etwa 
fünftig Cifenbahnen unternehmen würden, offene Handelögefellichaften, Kommunen, 
Korporationen, Einzelperjonen maßgebend fein follten. Vergl. auch das elek von 
3. Mai 1869 betreffend einen Zuſatz zu 3 25 des Geſetzes vom 3. Rovember 1838. 


Nr. 1849. IO. Sen. 20. Mai 1884. DIL 53. 84. Bd. 11, Nr. 36, ©. 183. 

Zuckerfabriken als gewerbliche Anlagen nach S 26 der R.G.O. Verhältnis der 
R. G.O. zu dem früheren 2.8.0. Unter den gewerbliden Anlagen, zu deren Errid- 
tung nad 816 R.8.D. die Genehmigung der zuftändigen Behörde erforderlich ift, find 
‚ die Zuderfabriten nicht befaßt. Außerdem muß freilich ber $ 26 a. a. D. auch noch 
bezogen werden auf eine nach der Vorſchrift des 8 24 a. a. D. genehmigte Anlage eines 
Dampffefield, obwohl in Fällen diejes Paragraphen das in den 88 17ff. a. a. D. ge- 
dachte Borverfahren nicht ftattfindet. Allein hieraus folgt nur, daB auch eine wegen 
der nadhteiligen Einwirkungen einer genehmigten Bampfleffelanlage erhobene Klage 
nicht auf Einftellung bes Gemwerbebetriebes gerichtet werben fann, und eine ſolche Klage 
ift nicht erhoben, die vorliegende Klage vielmehr dahin gerichtet, dem Beklagten die 
Ableitung der mit faulenden Subftanzen durchſetzten Abwäfler feiner Buderfabrit in 
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ben öffentlichen Fluß und in den Mühlgraben bes Klägers zu verbieten. Der vom 
.Bellagten aus 8 26 R.G.O. Hergeleitete unb darauf geftükte Einwand, daß die Be 
folgung des im angefochtenen Urteile ausgeſprochenen Immiſſionsverbotes mit ber Fort- 
führung feiner Fabrik unvereinbar fei, ift für unbegründet erachtet, und bie Frage, ob 
der 826 a a. D. nicht wenigftens rückwirkend auch auf die vor bem Erfaß der R.®.D. 
gemäß ben damaligen Vorſchriften der Landesgefege genehmigten gewerblichen Anlagen 
zu beziehen ſei, verneint, weil die hinfichtlich anderer Beftimmungen der R.G. O. (88 50, 
52) ausdrüdiih angeordnete Rüdwirkung bier nicht ausgefprocen tft. Dagegen hat 
das bier in Betracht kommende braunfchweigiiche Gewerbegeſez vom 3. Auguſt 1864 
in 8 35 vorgejchrieben, daß, wenn eine der nad 8 27 daf. der obrigfeitlichen Ge⸗ 
nehmigung bedärfenden Unlagen, zu denen auch Buderfabrifen gehörten, nad) Beobachtung 
des vorgejhriebenen Verfahrens von der zuftändigen Behörde genehmigt und unter Be- 
achtung der dabei geftellten Bedingungen ausgeführt worden, der Unternehmer fpäter 
ans Anlaß eines nur auf allgemeine Nechtsgrundjäge geftühten Widerfpruches von den 
Gerichten wegen Beläftigung oder beeinträchtigter Nubbarfeit fremden Eigentums nur 
alternativ zur Änderung bezw. Befeitigung ber Unlage oder zur Bahlung einer be 
ftimmten Entihädigung verurteilt werden Tann, und es tft in 8 42 daſ. ausgeſprochen, 
daß dieſe Vorſchrift des 8 35 auch für alle im 8 27 befaßte, bei Erlaß bes Geſetzes 
bereit3 vorhandene Anlagen, infofern darüber nicht damals bereits ein NRechtöftreit an- 
hängig war, gelten follte. Das Berufungsgericht hat die Anwendbarkeit dieſes Geſetzes 
auf die vor 1846 errichtete Zuckerfabrik des Bellagten verneint, weil dad Geſetz durch 
die R.GD. aufgehoben fe. Wenn auch die Beftimmungen der 88 27ff. des Landes⸗ 
gejeges über das Erfordernis der Iandespolizeiliden Genehmigung und über das be- 
hufs Erwirfung derfelben zu beobachtende Verfahren durch die in den 88 16—25 R. G. O. 
enthaltene reichögejegliche Orbnnung dieſer Materie befeitigt find, fo folgt hieraus in be- 
treff des 8 35 des Lanbesgefehes nicht mehr als daß die Vorfchrift besfelhen über die 
rechtlihe Wirkung einer unter Beobachtung biefes landesgeſetzlichen Verfahrens erteilte 
Genehmigung binfichtlich einer nach dem Inkrafttreten der R.G.D. errichteten Anlage 
gegenftandslog und fomit unanwendbar geworben tft. Dagegen tritt ber 8 26 der R. G.O. 
ber fortdauernden Anwendbarkeit der Vorſchrift des Iandesgejeklihen 8 35 auf die 
noch unter der Herrichaft ber Landesgefeßgebung errichteten gewerblichen Anlagen nicht 
‚ entgegen, und zwar einesteild, weil ber 8 26 der R.G.O. fi nur auf die nad 
Maßgabe der Borfchriften dieſes Neichögefetes genehmigten Anlagen bezieht und anderen«- 
teils, weil derfelbe keineswegs eine Erweiterung de3 einem benachteiligten Nachbarn zu- 
ftehenden Klagrechts bezwedt, vielmehr durch feine Eingangsworte: „Soweit bie ber 
ftehenden Nedte . .. . eine Privatflage gewähren“ bie noch über feine VBeftimmung 
hinausgehenden landesgeſetzlichen Einfchränkungen dieſes Klagrechts ausdrücklich un⸗ 
berührt läßt. 


Nr. 1850. II. Sen. 13. Dezember 1883. II. 298. 83. Bd. 11, Nr. 80, ©. 345. 

Erfat des durch eine gewerbliche Anlage dem Nacbargrundftäde künftig eut- 
ſtehenden Schadens. (Rhein. R.). Nah gemeinem wie nad franzöſiſchem Recht ift 
die aus dem Eigentume an einem Srundftüde fließende Berfügungsgewalt über die 
Sache (Urt. 544 code civil) immerhin beſchränkt Durch das gleiche Necht der Nachbarn. 
Dieſe brauchen nachteilige Einwirkungen auf ihre Grundftüde einfchließlich des Luft⸗ 
raumes über benfelben (Urt. 552 code civil) nicht zu dulden (Urt. 674 code aivil), 
wenn dieſe Einwirfungen das aus dem gewöhnlichen Bufammenleben ber Menichen 
fi ergebende Maß überfchreiten (vergl. 1.8 88 5, 6 Dig. si serv. vind. 8, 5). Wenn 
im vorliegenden Falle feftgeftellt ift, daß ein ſolcher unftatthafter Eingriff in das Nach⸗ 
barreht durch Infizierung des Grundftüds des Klägers aus dem Fabrikſchornſteine 
des Bellagten ftattfinbet, fo ergiebt fi für ben Beeinträchtigten nur die Befugnis, zur 
Abwehr desjelben mitteld einer actio negatoria auf Befeitigung der Einrichtung und 
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Unterſagung fernerer Einwirkung (immissio). Scabensderfak Tann zunähft nur für bie 
Bergengenheit geforbert werben, foweit eine für die ſen Anfprud erforderliche ſubiek⸗ 
tive Verſchuldung bes Gegners vorliegt. Nr. 1851. Nr. 1844. Für bie Bufunft ba» 
gegen befteht ein folder Auſpruch nicht ohne weiteres. Einfeitig kann ber Beein⸗ 
trädtigte eine ſolche Abfindung nur erft verlangen, wenn ber von ihm in erfter 
Reihe zu erhebende Bejeitigungsaniprud aus thatlächlidhen oder rechtlichen 
Gränden nicht burdführbar tft (Art. 1142 code civil, 826 R.9.D. Anders Nr. 1863. 


Nr. 1851. L Sen. 29. März 1882. IL 705. 81. Bd. 6, Nr. 61, ©. 217. 

Actio negatoria wegen Lärmes im Nachbarhauſe. Grenze des Schadens⸗ 
eriakes. (Gem. R.). Das Grundeigentum wird nicht bloß buch koͤrperliche Ein- 
wirfungen auf das Grundſtück, Immiſſionen, verlegt. Dad Recht au der Sache wird 
verletzt ſowohl, wenn bie Sintegrität der Sache befhäbigt wird, ala and) dann, wenn 
die Benutzbarkeit der Sache für Menſchen aus einem runde verhindert oder erichwert 
wird, der ſich gegen die Menſchen felbft richtet, deren Bebürfnis durch die an biejer 
Stelle befindliche Sache befriedigt werden foll, insbefonbere aljo wenn bie Bewohnbar⸗ 
feit eines Hanfes daburdh beeinträchtigt wird, dab auf bem Nachbargrundftüde ein 
fortwährendes außergewöhnliches Seräufch, namentlich zur Nachtzeit, verurfacht wird. 
Die zum Schutze gegen nnerlaubte Eingriffe in das Eigentum beftimmte Klage tft beö- 
halb wegen Erregung unerlaubten Lürmes, welcher bie bezeichnete Wirkung hat, ſtatt⸗ 
baft, wenn ſchon in den römtfchen Rechtsquellen die Buläffigfeit ber Klage für diefen 
Hall nicht beionbers bezeugt ift. Yür erlaubt fann die Erregung des außergewöhnlichen 
Lärmes nicht ſchon Deswegen gelten, weil berfelbe durch einen erlaubten Gewerbebetrieb 
anf den eigenen Srundftüd erzeugt wird. Dies mag eine Mobififation erleiden, wenn 
ein für das allgemeine Bedürfnis notwenbiges Gewerbe überhaupt nicht anders be 
trieben werben Tann als unter Erregung eines Menſchen beläftigenden @eräufches, 
gleichoiel an welcher Stelle und in welcher Weife das Gewerbe betrieben werden mag. 
— Auch die Berurtellung zum Schadenserſatze entſpricht den Geſetzen, ſoweit fie ſich 
auf die Zeit feit ber Klagerhebung bezieht, bie nach 8 239 C. P.O. in biefer Beziehung 
an die Stelle der Litisfonteftation getreten tft. Vergl. 1. 19 8 1 Dig. de us. et fr. 
2,1; 1.4 8 2 Dig. si serv. vind. 8, 5. Der fiegreiche Negatorienklaͤger ſoll durch 
da3 Urteil dasjenige erhalten, was er gehabt haben würde, wenn das Urteil im Augen- 
blide der Litisfonteftation Hätte erfolgen fönnen. Dagegen barf mit der negatoria 
ſchlechthin nicht auch für die Zeit vor der Erhebung der Klage das Intereſſe bes 
Mlägers, das er daran hatte, daß fein Eigentum nicht verlegt wurde, gefordert werben, 
denn es würde dies allgemeinen Nechtöprinzipien widerfprechen. Es miüfjen befonbere 
Thatfachen, Verſchuldung, Vertrag, vorliegen, wenn aus der Beit vor ber Litisfonteftation 
für Shaden gehaftet werden foll, 1. 29 Dig. de serv. pr. urb. 8, 2; 1. 178 5 Dig. 
si serv. vind. 8, 5; c. 5 Cod. de serv. 3, 34. Pr. 1844. Nr. 1854. Nr. 1627. 
Nr. 1403. Nr. 1431. Nr. 1433. Nr. 1736. Nr. 1853. 


Rr.1852. II Sen. 23. September 1884. III. 119. 84. Bd. 12, Nr. 42, &.173. 

Negatorifhe Klage gegen Einbringen von Bienen. (Gem. R.). Der Bienen- 
halter, welcher feine Bienen frei fliegen läßt, macht fi} hierdurch für ben Gebrauch, 
den die Bienen ihrem Inſtinkte gemäß von der ihnen gegebenen Freiheit maden, als 
eine von ihm vorauszufehenbe und deshalb ihm anzurechnende Folge feiner Handlungs- 
weife verantwortlich, ganz ebenfo wie demjenigen, welcher auf feinem Grundftücke Rauch 
auffteigen laͤßt, deſſen durch den Luftzug bewirktes Eindringen in ein fremdes Grund⸗ 
ftüd ala eine von ihm felbft vorgenommene Immiſſion anzurechnen tft. Würde dem⸗ 
nach bei Anwenbung ber vollen Konjequenzen des Eigentumsbegriffes ſchon darin, daß 
eine einzige Biene des Beklagten in das Grundſtück des Klägers eingedrungen ift, ein 
die Anftellung der negatorifchen Klage begründender Eingriff des Beklagten in das 
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Eigentum des Klägers gefunden werben mäflen, jo wird Dies nur durch Die wegen ber 
Gleichheit des maßgebenden Geſichtspunktes gerechtfertigte Heranziehung der in ben 
Quellen für die Immilfion von Rauch erörterten den nachbarlichen Verhältniſſen billige 
Rechnung tragenden Rechtsgrundſätze dahin beſchränkt, daß zur Begründung ber an⸗ 
geftellten Sage ein in ungewöhnlider Menge ftattgefundenes Einbringen ber 
Bienen des Beflagten, wie foldhes in der Borinftanz für bewielen erachtet worden, zu 
erfordern if. Die von dem Bellagten beftrittene Anwendbarkeit diefer Rechtsgrundſätze 
auf den vorliegenden Fall ift ſomit auch dem Beklagten Teineswegs nachteilig, fondern 
nur günftig. Nr. 1905. Nr. 1853. 


Nr. 1853. VL Sen. 16. Wpril 1896. VL 418. 95. 8b. 37, Nr. 45, ©. 172. 

Eigentumsfreiheitöflage wegen Ymmilfion unerträgliden Geſtaukes. Wbgren- 
zung ber Buläffigleit eines Teilurteils. (Meichd- und gem. R.). Der Bellagte, 
bem die Abfuhr ber Fälalien der Stadt Bremen übertragen war unb ber bie ab⸗ 
gefahrenen Stoffe auf gewiflen der Klägerin gehörigen benachbarten Grundſtücken Yagerte 
und verarbeitete, ift, nachdem die deswegen erhobene Klage vom Landgericht abgewieien 
war, auf Berufung ber Klägerin durch ein Teilurteil des Berufungsgerichts für ver- 
pflicätet erflärt, von ber Abfuhr aus ber Stadt Bremen feine einen übelen Geruch 
berbreitenden Fälalien im Sreien auf ben betreffenden Srundftüden zu lagern, fonbern 
fie entweder in undurchläſſigen und bicht verfchlofienen Gruben zu lagern ober nad 
Wiedereröffnung ber Poudrettefabrik (bie vor kurzem durch eine Feuersbrunſt zerftört 
war) dafür Sorge zu tragen, jedoch unter Vorbehalt behörblicher Genehmigung, daß 
fäntliche Fäkalien direkt in die im Schuppen befindlide Sammelgrube gebradt und 
bon da durch Röhren in die Fabrik zur Verarbeitung geleitet werden. Auf die Reviſion 
des Beflagten ift die Urteil aufgehoben und die Sache an das Berufungsgericht 
zurüdverwiefen. Was den Klaganſpruch an ſich anlangt, fo entfprechen die rechtögrund- 
fäßlichen Unsführungen des VBerufungsgerichts über das Nachbarrecht den gemeinredht- 
lichen Beitimmungen und ber Rechtſprechung des Reichſsgerichts. Nr. 1851. Nr. 1852. 
Nr. 1854. Wenn insbefondere nad dem in Nr. 1854 Uusgeführten der Eigentümer 
des Nachbargrundſtücks fich fein übermäßiges Getöſe gefallen zu laſſen braucht und 
mit der negatorifhen Klage auf deſſen Mbftellung Hagen Tann, fo muß folgerichtig da3- 
jelbe um fo mehr gelten von einem unerträglichen Geſtanke, wie er hier in Frage fteht, 
da bierbei in einem Sinne fogar fon von einer Törperlicden Immiſſion anf das 
Nachbargrundſtück geiprochen werben kann. Aber die Anwendung, bie das Oberlandes- 
gericht hier im Einzelnen von jenen Nechtögrundfägen gemacht hat, entfpricht nicht ber 
prozeffualen Sachlage und gerät in mancher Beziehung auch mit revilibelen materiellen 
Rechtsnormen in Widerfprud. Die Unträge der Klägerin gingen in beiden vorigen 
Snftanzen dahin, daß ber Bellagte verurteilt werde, Vorkehrungen zu treffen, daß 
feinerlei Geſtank von den auf den (näher bezeichneten) Immobilien Iagernden Yälalien 
auf das der Klägerin gehörige Immobile &. und fein das erträgliche Maß überfteigender 
Geſtank auf die der Klägerin gehörigen Immobilien Y. und 8. gelangen könne, eventuell, 
falls ſolche Vorkehrungen nicht zu treffen feien, daß der Beklagte verurteilt merbe, 
feinerlei Fälalien auf den zuerft ermähnten Immobilien zu lagern bei gerichtsfeitig zu 
beftimmender Strafe im einzelnen Übertretungsfalle. Daß e3 diefen Anträgen im all- 
gemeinen nicht an irgend welcher Berechtigung fehlte, ift nad) den Entſcheidungsgründen 
des angefochtenen Urteil® zweifellos, da dort ohne erfichtlichen prozeſſualen Verſtoß 
thatſaͤchlich feftgeftellt ift, daß durch bie Lagerung der aus der Stabt Bremen her⸗ 
rührenden Fälalien auf den näher bezeichneten Grundftüden wie fie ber Gewerbe⸗ 
betrieb der Beklagten mit ſich bringt, ein das erträglidhe Maß überfteigender Geſtank 
auch auf den in Frage kommenden Grundftüden der Klägerin bewirkt wird. Ob 
darum die Klaganträge, wie fie geftellt find, in allen Einzelheiten gerechtfertigt 
waren, braucht bier noch nicht erörtert zu werben, weil fi das Berufungsgeridt in 
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dem jebt angefochtenen Teilurteile an die Sormulierung jener Unträge body nicht ge 
halten Hat. Es kommt zunächſt nur darauf an, ob fi der Vellagte mit Grund über 
die Verpflichtungen beſchwert hat, die ihm durch den Ausſpruch de3 Berufungsgerichts 
auferlegt find; und dies war zu bejahen. Der Gebrauch, den das Dberlandesgericht 
bier von dem Inſtitute des Teilurteil3 gemacht hat, konnte überhaupt nicht gebilligt 
werben. Dem prinzipalen Klagantrage gegenüber, ber gerichtet war auf die Verurteilung 
dazu, zur Erreihung gewiſſer Erfolge „Vorkehrungen zu treffen”, erfcheint die Ver⸗ 
urteilung zur Bornahme beftimmter Einrichtungen, wie fie vom Berufungsrichter 
ausgeſprochen tft, überhaupt nicht als ein Teil, nämlich nit als ein Minus, 
iondern als etwas Anderes, eher gerade als ein Mehr, infofern fie den Beklagten 
in der Wahl feiner Mittel einengt. Dem eventuellen Klagantrage gegenüber, der auf 
gänzliche Unterfagung der Lagerung von Fälalien gerichtet war, könnte allerdings 
jme Verurteilung als ein Minus erfcheinen; aber die Eventualität, für welche dieſer 
Antrag geftellt war, nämlich daß Vorkehrungen, ben Geftant auszuſchließen, bei ſolcher 
Lagerung nicht getroffen werden könnten, lag noch gar niit vor. In materieller 
Beziehung ſodann ift die Verurteilung des Beklagten zu einem beftimmten Verhalten in 
Anfehung derjenigen Grundftücke, die er felbft inne hat, überhaupt unftatthaft. Die 
Klägerin hat als Eigentümerin ihres Grundftücks nur ein Necht darauf, dab der Be⸗ 
klagte die unerträgliche Einwirkung auf dieſes unterlaffe; weiter reicht die negatorifche 
Mage überhaupt nicht. Daher tft auch das eventuelle Klaggeſuch, den Beklagten zur 
völligen Unterlaffung der Lagerung von Fälalien zu verurteilen, wie hier noch beiläufig 
bemertt werden mag, formell nicht zu rechtfertigen; wie ber Beklagte e3 anfangen 
möchte, die Bewirkung von unerträglichem Geftanfe auf dem Grundſtücke der Klägerin 
zu vermeiden, mußte unter allen Umftänden zunädyft ihm überlaflen bleiben. Der 8 26 
der R.G.O. Hat für den Hall, daß die benachteiligenden Einwirfungen auf dad Nach⸗ 
bargrundftäd von einer mit obrigfeitlicher Genehmigung errichteten gewerblichen Anlage 
(vergl 88 16, 24 R.G. O.) ausgehen, welcher Fall Hier infofern gegeben ift, als die 
wieder zu eröffnende Pondrettefabrit des Bellagten in Frage fteht, den Wirkungsfreis 
der negatoriihen Klage noch mehr eingefchränft, aber damit nicht etwa feinerfeitö be- 
wirkt, daß in foldden Fällen jetzt der benachteiligte Nachbar jemals die Herftellung be- 
ſtimmter jene Einwirkungen ausfchließender Einrichtungen zu verlangen berechtigt 
wäre. Wenn dort vorgefchrieben ift, daß in ſolchen Fällen nit auf Einftellung des 
Gemwerbebetriebes geklagt werben könne, fo tft damit einerfeit3 gefagt, daß ein direkt 
anf ſolche Einftellung gerichteter Klagantrag in den Fällen des 8 26 R.G. O. aud dort 
ausgefchloffen fein folle, wo er bis bahin zuläffig war, was freilih nad gemeinem 
Nechte überhaupt nicht der Fall war, fondern nur nad) einzelnen Partifularrechten, 
bon denen bie hauptfächlichften, das Revidierte Lübiſche Recht 3, 12, 11. 12 und das 
Noftoder Stadtrecht 3, 12, 14. 16, inzwiſchen durd das Reichsgeſetz vom 4. November 
1874 überhaupt aufgehoben worden find, unter befonderen Borausfeßungen. Underer- 
jeit3 und außerdem bedeutet jene Beftimmung in Verbindung mit ber weiteren Bor- 
ſchrift, wonah nur auf Herftellung von Einrichtungen, welde bie benachteiligenden 
Birfungen ausfchließen oder, wo foldde Einrichtungen unthunlich oder mit einem ge 
börigen Betriebe des Gewerbes unvereinbar fein follten, auf Schadloshaltung geklagt 
werden kann, nur noch das, da der negatoriich Belangte feinerjeit3 die Einrede 
vorfhäßen Tann, es feien Feine Einrichtungen thunlich und mit einem gehörigen Be— 
triebe feines Gewerbes vereinbar, welche bie im Slagantrage bezeichnete Einwirkung 
auf das GSrundftüd des Klägers verhindern würden, und es fei baher die negatorifche 
Klage hier überhaupt andgefchloffen und bleibe nur eine Klage auf Schadloshaltung 
übrig. Vergl. Nr. 1862; nicht entgegen Nr. 2134. Aus dem Ausgeführten ergiebt 
fih, daß der Reviſionskläger freilich mit entſchiedenem Unrecht gemeint hat, nach 8 26 
R.G.O. hätte die Klägerin im Klagantrage die von ihr verlangten Einrichtungen be» 
ftimmt bezeichnen müſſen, daß er dagegen mit Recht eventuell geltend gemacht hat, dem 
Schultze, Reichägeriitsenticheibungen. Bd. LI. 7 
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allgemein gefaßten Antrage der Klägerin hätte bas Berufungsgericht eventuell auch nur 
mittel3 einer ebenjo allgemein gefaßten Berurteilung entiprechen bärfen. 


Pr. 1854. III Sen. 7. Dezember 1886. III 187. 86. Bd. 17, Nr. 24, ©. 103. 

Anfpruc bes Anliegers einer Eifenbahn bei einem Durch Lokomotivfunken ver- 
urſachten Braude. (Gem. R.). Nach ben Gründen, welche den Staat zur Genehmigung 
einer Eifenbahn oder zum eigenen Betriebe einer Eifenbahn veranlaflen, kann der Be- 
trieb als ein willkürlicher Alt, der ſchon an fidh eine kulpoſe Handlungsweiſe barftellt, 
infofern der Unternehmer erkennen Tann, daß bie der Lolomotive entftrömenden Funken 
einen Brand herbeizuführen vermögen, überall nicht aufgefaßt werden. Bon Annahme 
einer Verſchuldung im tediniichen Sinne muß daher abgefehen werden, wenn burd; bie 
dem Betriebe eigenen befonderen Gefahren ein Schade entfteht, den der Unternehmer 
als eine mögliche Folge des Betriebes nnd jener Gefahren vorherjehen konnte. Gleich⸗ 
wohl ift ber beflagte Eifenbahnfistus mit Necht für den von ihm verurſachten Schaben 
verantwortlich gemacht worden. Denn wenn aud) Die actio negatoria, foweit fie auf 
Erſatz bes vor der Klagerhebung entftandenen Schadens gerichtet ift, nicht ſchon allein 
Durch den objeftiven Eingriff in ein fremdes Recht begründet wird, vielmehr nodh ein 
weiterer Rechtsgrund hinzutreten muß, welcher die Haftung des Handelnden für ben 
von ihm verurjadhten Schaden reditfertigt, fo tft doch culpa des Handelnden eben nur 
einer diefer Rechtögrünbe, und es Tann der Übergang der Gefahr auf den Handelnben 
auch noch aus anderen Gründen gerechtfertigt erfcheinen. Nr. 1851. Als ein folcher 
anderer Grund muß aber eine im @ewerbebetriebe erfolgte Betriebshandlung gelten, 
welche ihrer Natur nad) das Eigentum Dritter gefährdet, während der Eigentümer auf 
Einftellung des mit obrigfeitlicher Genehmigung unternommenen Betriebes nicht Magen 
fann. Der jedem Eigentümer nad gemeinem Rechte gebührende Rechtsſchuß forbert 
notwendig die Anerkennung ber Berantwortlichleit des Unternehmers eines foldden Be- 
triebes für feine Betriebshandlungen als Korrelat feiner Befugnis zu den geführbenden 
Handlungen; bie Ablehnung der Verantwortung würde zu einer Beſchränkung bes 
Eigentums führen, welche dem gemeinen Recht fremd iſt. Andererſeits reicht nun zwar 
die Verantwortlichleit des Betriebsunternehmers nicht fo weit, daB er auch haftbar ge- 
macht werden könnte für einen Schaden, deifen Verurfahung durch den gefahrvollen 
Betrieb fich nicht hat vorausfehen laſſen. Aber davon kann hier, wo es fih um eine 
Feuersgefahr handelt, welche veranlaßt tft dur eine in ber Nähe von Gebänden an- 
gelegte Eiſenbahn, nicht die Mede fein. Nr. 1431. Nr. 1855. Nr. 1853. 


Nr. 1855. VL Sen. 12. Februar 1894. VL 281. 93. Bd. 32, Nr. 84, ©. 337. 

Anſpruch auf Schabenserfak gegen den Eifenbahnunternehmer wegen Beſchädigung 
einer beweglichen Sache dur Lokomotivfunken. (Preuß. R.) Der Kläger verlangt 
Erfat des ihm durch den Brand feines auf feinem Kahne befindlich geweſenen Heues 
entftandenen Schadens vom Bellagten, der in unmittelbarer Nähe der Unfallftelle am 
Ufer eine Lokomotive zur Beförderung von Erbmaflen im Vetriebe hatte, mit der 
Behauptung, daB der Brand feines Heues fowie des Kahnes durch die aus ber Loko⸗ 
motive des Beklagten Heransgeflogenen Funken verurſacht worden ſei. Die Richtigkeit 
dieſer Behauptung läßt das Berufungsgericht dahingeſtellt. Es erachtet in Über⸗ 
einftimmung mit dem erſten Richter die Abweiſung der Klage ſchon deshalb für ge⸗ 
boten, weil dem Bellagten weber eine Vernadhläfligung von Bolizeivorichriften noch 
ein fonftiges Verſchulden bei der Benutzung der Lofomotive zur Laft zu legen ſei. 
Zur Entiheidung der Höchiten Gerichte im Gebiete des preußifchen Rechts find aller- 
dings biöher, fomweit befannt, nur ſolche Entichädigungsanfprüche wegen reditöwidriger 
Immiſſion gelangt, die von einem durch die Immiſſion beichädigten Grundftüäds- 
eigentümer erhoben waren; allein daß der Schuß gegen Immiffionen nur dem Grund- 
ftüdseigentümer und nur gegenüber einem benachbarten Grundftüdgeigentümer zu ge⸗ 
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währen jet, ifl weder vom bormaligen preußiſchen Obertribunal noch vom Reichsgericht 
jemals ausgeſprochen worden. Gerechtfertigt würbe ein folder Ausſpruch dann er- 
deinen, wenn fih ber Schuß gegen Immilfionen auf befondere geſetzliche Vorſchriften 
über dad Nachbarrecht ober über die Verhältniſſe der Grundſtückseigentümer zu einander 
zurüdführen ließe. Dies ift aber beim Mangel hier einfchlagender Spezialbeftimmungen 
nit der Fall. In der für die preußiſche Rechtſprechung über Immiflionen grund- 
legenden Plenarentfcheibung bes Obertribunals vom 7. Juni 1852 (Entſch. des Ober- 
tribunal® Bd. 33, ©. 252 ff.) wird denn auch auf das Nachbarrecht fein Gewicht 
gelegt, vielmehr die Verpflichtung des Inhabers einer Fabrik zum Erſatze des Schadens, 
ben der ſich über andere Grunbftüde verbreitende Dampf oder Rauch verurfadt, aus 
dem 8 93 Einl. A.L.R. in Verbindung mit ben 88 1, 25—28, 1. 8 A.L. R. hergeleitet 
und auf Grund biefer Geſetzesvorſchriften befonders betont, „daß bie Ausfchließlichkeit 
und Willlärlichleit des Gebrauchsſrechts des einen Eigentümers ihre notwendige Be⸗ 
grenzung finden in ber bem anderen Eigentümer ebenfalld zuftehenden Ausſchließlichkeit 
und Billfürlichlett”, und weiterhin, daß die Benugung des Einen nicht in den Rechts⸗ 
frei der Benutzzung bes Anderen hinübergreifen darf”. Vergl. auch Entich. bes Ober- 
tribunals Bd. 40, ©. 41. Mit einer im wefentlichen gleichlauteuden Motivierung bat 
bad Reichsgericht in feinem Urteile vom 7. Yebruar 1883 (Juſt.⸗Min.⸗Bl. 1884 ©. 21) 
den preußiichen Eifenbahnfistus für verpflichtet erflärt, Entfchädigung wegen der Riſſe 
zu leiften, die ein Wohnhaus infolge von Erfchütterungen durch vorüberfahrende Bahn⸗ 
züge erhalten hatte. Das Urteil bezeichnet al3 Grund und Bedingung des erhobenen 
Anſpruchs einen rechtswidrigen Eingriff in das Eigentumsrecht bes Klägers, in- 
bem es unter Hinweis auf bie 88 93, 97 Eint., 8 36, 1.6; 88 25, 26, J. 8 A.L. R. aus 
führt, daß fich eines rechtswidrigen Eigentumseingriffes fchuldig mache und deshalb ohne 
die Vorausſetzung eines Verſchuldens zum Schadenserſatz verpflichtet fei, wer durch Über- 
ireitung ber ſich aus der Kollifion verichiedener Eigentümer ergebenden „gehörigen 
Schranken“ feines Eigentums Andere an der gehörigen Ausübung ihres Eigentums 
bindere und infolge davon ihr mwohlerworbenes Hecht kränke. Auf demſelben Grundſatze 
beruhen zahlreiche andere Entiheidungen des Reichsgerichts, insbeſondere auch diejenigen, 
bie ih auf Erich eines durch Yunlenauswurf entftandenen Schadens beziehen. Nr. 1845 
und für das gemeine Recht Nr. 1854. Unter ber Vorausſetzung der Nichtigkeit der An⸗ 
gaben bes Klägers über die Entftehungsurfadhe des Brandes muß hiernach bei jeßiger 
Sachlage bie Annahme gerechtfertigt ericheinen, daß fich der Beklagte eines rechtswidrigen 
Eingriffs in das Eigentumsrecht des Klägers ſchuldig gemacht hat. Mit Unrecht erachtet 
der Berufungdrichter die Entſchädigungspflicht bes Beklagten deshalb für ausgefchloffen, 
weil nach dem Klagvortrage nicht ein Grundſtück, fondern eine auf einem Kahne befindliche 
bewegliche Sache beichädigt fein joll. Wenn das Neichögericht die wegen rechtswidriger 
Immiffionen erhobenen Entſchädigungsanſprüche vielfach unter den Geſichtspunkt der 
Negatorienliage gebradht hat, fo läßt fi daraus nicht folgern, daß da, wo wie hier 
die Vorausſetzungen für die Anftellung einer Negatorienklage nicht gegeben find, jeder 
Entſchädigungsanſpruch aus dem 8 93 Einl. und 8 26,18 A.L.R. fortfalle. Denn 
diefe Gejekesvorichriften machen die Verpflichtung zum Schadenserſatze nicht davon 
abhängig, daß ein Grundſtuck oder doch ein Grundftäddeigentümer beſchädigt ſei, und 
ebenjomenig davon, daß der Schade durch Eingriffe verurfacht fei, die fortbauern oder 
eine Wiederfehr erwarten laſſen. Wuch aus inneren Gründen läßt ſich nicht erfennen, 
welchen Unterfchied e3 hier machen könnte, ob Grundftüdsteile oder auf dem Grund- 
ftüde befindliche bewegliche Sachen, mögen fie dem Grundſtückseigentümer ober einem 
Dritten gehören, durch den rechtäwidrigen Eingriff beichädigt find, ob andererfeits ein 
einmaliger ober ein bauernder Eingriff vorliegt. Ebenſo bedeutungslos iſt für bie 
Beurteilung der Entfchädigungspflicht der Umftand, daß der Bellagte feine Lokomotive 
nit anf einen ihm gehörigen, fondern auf dem Grundftüde eines Dritten in Betrieb 
gelebt Hat. Kann felbft die Negatorienklage gegen jeden Störer, auch wenn er nicht 
7% 
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zugleich Eigentümer eines benachbarten Grundſtücks ift, gerichtet werben, fo muß dies 
um fo mehr von einem auf die 85 93 Einl. und 26 L 8 A.L.R. geftügten Anſprüche 
gelten. Die 58 88, 94 EinL, 88 36—38, L 6; 88 27, 28, L. 8 A.L.R., auf die ſich 
ber Borderrichter beruft, ftehen feiner Auffaflung nicht zur Seite, weil eben der Beklagte, 
wenn der Klagvortrag richtig if, fein Recht nicht nad) den Gefegen und nicht inner- 
halb der gehörigen Schranken ausgeübt hat. Hätten bie angezogenen Beftimmungen 
die ihnen in dem Berufungsurteil beigelegte Bedeutung, fo wäre auch in den Fällen 
der Beihädigung von benachbarten Srundftüden ein Anſpruch auf Schabloshaltung wegen 
ſchaͤdlicher Immiſſionen gegenüber einer mit obrigteitliher Genehmigung errichteten ge- 
werblichen Unlage ohne den Nachweis eines befonderen Berfchulbens kaum zu rechtfertigen. 
Soldem Anſpruche fteht namentlich der 8 38, I. 6 A.L.R. au Hier nicht entgegen, 
ba biefer Paragraph fi nad feinem Inhalte nur auf einzelne Handlungen, nicht auf ge» 
werbliche Anlagen bezieht, die nad} ber Urt ihres Betriebes mit Eingriffen in einen fremden 
Eigentumsfreis verfnüpft zu fein pflegen. Vergl. Entſch. bes Obertribunals Bb. 23, 
©. 267. Wer derartige Anlagen, namentlich wer eine Dampfeifenbahn betreibt, wird 
fih regelmäßig bewußt fein müſſen, daß fein Betrieb fchädigend in fremde Eigentums- 
rechte eingreifen Tann, Wollte alfo der Beklagte behaupten, daB nad) den befonderen 
Umftänden des vorliegenden Falles, etwa wegen ber Urt der Wufftellung und Ein- 
richtung der Lofomotive, die Möglichlett ſchädlicher Einwirkungen, insbeſondere durch 
das Herabfallen von unten, auf fremdes Eigentum bei regelmäßigem Verlaufe ber 
Dinge ausgefchloffen geweſen fei und deshalb von ihm nicht Hätte vorhergefehen werben 
fönnen, fo würde er den Beweis für eine foldhe Behauptung zu führen haben. In⸗ 
wiefern feine thatfächlicden Angaben zur VBeweisführung nad diefer Richtung beftimmt 
und geeignet waren, ift hier nicht zu erörtern. Demgemäß mußte das Berufungsurteil 
aufgehoben und die Sache in die Borinftanz zurüdverwiefen werben, ohne baß es eines 
Eingehens auf die Frage bedurfte, ob ein Verſchulden des Beklagten in betreff des 
orbnungswidrigen Buftandes und ber mangelhaften Bedienung der Lolomotive dom 
Borderrichter mit ausreichender Begründung verneint worben ift. 


Nr. 1856. VL Sen. 1. April 1896. VL 401. 95. Bd. 37, Nr. 69, ©. 269. 

Umfang der Entjhädigungspfliht ber Eifenbahnuverwaltungen gegenüber ben 
Anliegern. Beginn ber dreijährigen Verjährung von Schadensauſprüchen. (Preuß. R.). 
Das Berufungsgericht ftellt feft, daß die Schäden an den Adern, Wiefen und Wegen 
des Kläger, deren Erfah er von bem beflagten Eiſenbahnfiskus verlangt, vom Hoch⸗ 
waffer des Jahres 1891 herrühren und ihre Urſache darin Hatten, daß das vom Eifen- 
bahndamme der Pojen-Sreuzburger Bahn aufgeftaute Waller ſich durch die beiden zur 
Abführung des Waſſers dienenden Öffnungen, bie Warthebrüde und eine Flutbrücke, 
mit verheerender Gewalt auf die unterhalb Tiegenden Grundftüde ergoß. Unftreitig 
hatten ſchon in den Sahren 1888 und 1889 Hochwafler der Warthe‘ ftattgefunden, die 
dem Hochwaſſer des Sahres 1891 an Größe nicht nachſtanden und ähnliche Schäden 
zur Folge gehabt Hatten. Damals hatte die Zlutbrüde nur eine Weite von zehn Metern 
gehabt; vor dem Hochwaſſer des Jahres 1891 war fle auf 28 Meter erweitert worben. 
Sonftige Erweiterungen der vorhandenen Durchläſſe, wie fie nad) Angabe des Bellagten, 
freilich nur zum Schube des Eifenbahndammes, geplant wurden, waren beim Eintritte 
des Hochwaſſers von 1891 noch nicht zur Ausführung gefommen. Das Berufungs- 
gericht hat den Schadensanſpruch in dem jet angefochtenen Urteil dem Grunde nad 
für gerechtfertigt erflärt. Der rechtliche Ausgangspunkt des Berufungsrichters ift nicht 
zu beanftanden. Hat ber Beflagte bei der Anlegung der Bahn den Anordnungen ber 
Negierung vollftändig genügt und konnte er damals die Notwendigfeit weiterer Schub . 
maßregeln zur Sicherung der Unlieger auch bei gehöriger Aufmerkfamteit nicht erfennen, 
wovon das Gegenteil nicht feftgeftellt ift, jo war er zwar zum Erfage von Schäden, 
‚die dennoch durch bie Eifenbahnanlage den Anliegern entftanden, nicht verpflichtet, mie 
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in dem Urteil Ar. 1846 ausgeführt tft. Allein ebenbort tft der im 8 14 des Eifenbabngefeßes 
vom 3. Rovember 1838 zum Ausdruck gebrachte Gedanke darin gefunden worden, daß die den 
Anwohneru aus der ungewöhnlichen Benntzung eines Srundftüds zu Eifenbahnzweden ent- 
ftehenden Gefahren auf den Eifenbahnunternegmer übertragen werden follen. Wenn fich 
auch die Verpflichtung der Eifenbahn auf die Abwendung voransjehbarer Schäden be- 
fhränft, fo liegt es doch innerhalb der Brenzen diefer Verpflichtung, daß, wenn in ber Folge 
die von der Regierung angeordneten und von bem Unternehmer getroffenen Maßregeln fich 
al3 unzureichend erweifen, eine zweckentſprechende Ergänzung ober Änderung der Schuß- 
vorrichtungen einzutreten Hat. Insbeſondere erſcheint, wenn bei Anlegung der Bahn Die 
Hochwaſſergefahr, die daraus für die Anwohner erwädift, unterfchägt ift und dies fich bei 
einem Hochwaſſer gezeigt hat, die Unterlafjung ber zur Abwenduug einer Wiederholung der 
Gefahr erforderlihden Schugvorrichtungen nicht dadurch gerechtfertigt, daß dieſe Schup- 
vorrichtungen früher nit für notwendig erachtet worben find und nach ben damals 
vorliegenden Erfahrungen aud) nicht für notwendig zu erachten waren. Auch der vom 
Bellagten erhobene Einwand ber Verjährung erfcheint nicht begründet. Die abweichende 
Meinung bes erften Richters beruht auf Mißverſtändnis bes 8 54, LL.EWMLR. und des 
Blenarbeichluffes des Obertribunals vom 20. März 1846 (Entſch. des Obertribuals Bd. 13, 
S. 19). Der Einwand ftüht fi darauf, dab der Kläger ſchon durch die Hochwaſſer 
der Jahre 1888 und 1889, alfo ſchon länger als drei Zahre vor Anftellung der Klage, 
von der dur die Anlage ber Bahn feinen Grundftüden drohenden Überfhwenmungs- 
gefahr Kenntnis erlangt hatte. Es ift aber nicht abzuſehen, wie der Kläger dadurch, 
daß er bie Gefahr Tannte, bie ihm bei einer Fortdauer des beftehenden Buftanbes 
drohte, von dem Dafein des im Jahre 1891 eingetretenen als möglich immerhin voraus⸗ 
zufehenden Schadens ſchon vorher unterrichtet geweſen fein könnte. Der Bellagte war 
zu einer Änderung des beftehenden Zuſtandes verpflichtet und ber Kläger burfte_er- 
warten, daß dieſe Änderung erfolge und daß fomit ein weiterer Schabe nicht entitehe. 
Der erwähnte PBlenarbeichluß Hat es :mit einer in fich vollendeten Handlung zu thun, 
deren nachteilige Folgen ſich noch in die Zukunft Hinein erftreden und fich wiederholen; 
für dieſen Fall wird dort angenommen. daß ber gefamte Schade als einheitlicher 
innerhalb der dreijährigen Berjährungsfrift geltend gemacht werben müfle. Bon einen 
jolden einheitlihen Schaden Tann aber nicht die Rebe fein, wenn die Fortbauer eines 
geſetzwidrigen Buftandes, ben zu befeitigen ber Verpflichtete unterläßt, von neuem 
Ihädigend wirft. Es Liegt dann ein neuer Schade vor und die Verjährung des Erſatz⸗ 
anfpruches kann vor beifen Eintritt nicht beginnen. 


Kr. 1857. V. Sen. 13. Mai 1893. V. 38. 93. Bd. 31, Nr. 64, ©. 285. 

Eigentumdllage anf Befeitigung der infolge einer Eifenbahnanlage eingetretenen 
Anderung ber Borfiutverhältuifie. (Preuß. R.). Der Kläger ift Eigentümer eined unter- 
halb des Süterbahnhofes bei N. gelegenen Grundſtückes, eines Teils ded alten Saale 
bette3. Der beflagte Eifenbahnfisfus befikt in ber Nähe hiervon füdlih vom Güterbahn- 
hofe ein Stüd Land, das feine Rechtsvorgängerin, die Thüringifche Eiſenbahngeſellſchaft, 
im Jahre 1874 vom Kläger erworben hat. Durch Ausihachtung ift dies Grundſtück 
niedriger gelegt und fo ein Waflerbehälter, der fogen. Schwanenteih, entftanden, der 
unter Vermittelung eined vom Bellagten unter der Roßbacher Straße angelegten Durch⸗ 
laſſes aus dem Mauſabache geipeift wird. Da diefem bie Abwäſſer der Stadt N. zu- 
geführt werden, jo gelangt ein Teil davon in ben Schwanenteich und von bier aus, 
wie der Kläger behauptet, burch einen älteren unter dem Güterbahnhofe befindlichen 
Durchlaß in den ihm gehörigen Morisgraben und fo in feine im alten Saalebette be- 
findfiden Weidenanpflanzungen. Indem er ausführt, daß durch die Unlegung bes 
Durchlaſſes unter der Roßbacher Straße eine Tünftliche Vorflut geichaffen ſei, die auf 
fein Grundſtück ſchädlich einwirke, beantragt er, den Beklagten zu verurteilen, geeignete 
Vorkehrungen zu treffen, welche ein Übertreten von Schlamm und Sylüffigkeiten aus dem 
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fogen. Schwanenteiche an der Roßbacher Straße in ben weſtlich bavon gelegenen durch 
bie Moritzwieſen nach dem alten Saalebette führenden Graben des Klägers in das 
alte Saalebett verhindern. Beide VBorinftanzen haben ber Einrebe der Unzuläffigleit 
bes Rechtsweges ftattgegeben. Auf bie Reviſion bes Klägers ift das Verufungsurteil 
anfgehoben. Der Klagantrag kann mit Rückſicht auf ben fonfligen Maginhalt nur 
dahin verftanben werben, baß der Kläger beaniprucht, ber Beflagte folle fi} fo lange, 
als ji Wafler der Maufa in den Schwanenteich ergieht und er nicht Vorkehrungen 
trifft, die ein Ülbertreten des Waſſers aus dem Schwanenteiche anf die Grundftüde des 
Klägers verhüten, jeber Buleitung biefes Waflers enthalten. Dem Berufungsrichter 
ift hiernach darin beizutreten, daß die Klage in ihrem Endergebnifie daranf abzielt, 
eine Änberung der burg den Durchlaß unter ber Roßbacher Straße geichaffenen Bor- 
fiutverhältnifie herbeizuführen. Dagegen geht ber Berufungsrichter fehl, wenn er meint, 
baß ber Kläger wegen biefes Anſpruches den Schug ber orbentlichen Gerichte um bed- 
willen nicht anrufen bürfe, well der Durchlaß für eine mit dem Betriebe des Eifen- 
bahnnnternehmens zufammenbängende Unlage zn erachten jei. Ber Berufungsridhter 
befindet fich in Übereinftimmung mit dem vom Neichögericht in dem Urteile im Falle 
Nr. 1845 andgeiprodhenenen Grunbfägen, wenn er ausführt, daß in der Erteilung der 
Konzeifion zum Betriebe ber Bahn bie allgemeine Anordunng der Staatögewalt liege, 
daß die benachbarten Srunbbefiger ſolche nachteiligen Einwirkungen auf ihre Grund⸗ 
ftäde dulden müßten, ohne die ber Betrieb nicht ausführbar if. Er folgert daraus 
mit Net, daß eine foldhe Konzeifionierung ben Charakter eines im öffentlichen Intereffe 
von ber Staatsgewalt bewirkten Eingriffes in das Privateigentum bat, wogegen ben 
benachbarten Grundbefigern die ihnen nad allgemeinen Rechtsgrundſätzen zuftehenbe 
negatorifche Klage verfagt wird. Es ergiebt Ach hieraus, daß Eifenbahnbanten, bie 
nad) Maßgabe des vom Minifter auf Grund des 8 4 bes Eifenbahngefehes vom 
3. November 1838 feitgeftellten Projeft3 zur Ausführung gelangen, nicht zum Gegen⸗ 
ftande einer negatoriſchen Klage gemacht werden können. Basjelbe gilt von der Ein⸗ 
richtung und ber Unterhaltung aller Anlagen, bie von der Regierung an Wegen, Über- 
fahrten, Triften, Einfriebigungen, Bewäflerungen nnd Borflut3anlagen für nötig erflärt 
werben, die benachbarten Grundbeſitzer gegen Gefahren und Nachteile bei Benutzung 
ihrer Srundftüde zu fihern (8 14 a. a. O.). Dabei macht es keinen Unterfchied, ob 
biefe Anlagen erft nad Fertigſtellung ber Bahn nötig geworden und genehmigt find 
oder ſchon in dem Projekte in Ausficht genommen waren. Da anzunehmen tft, daß 
die Landespolizeibehörbe bei Regulierung dieſer Berbältniffe erihöpfende Anordnungen 
getroffen bat, fo ift den Nachbarn nicht bloß die Klage auf Befeitigung der ausgeführten 
Tonfentierten Anlagen entzogen, fondern auch das Recht verfagt, bie Eifenbahnverwaltung 
im Ntechtäwege zur Herftellung befonderer Anlagen zu zwingen, bie geeignet find, Die 
ſchädigende Wirkung anfzuheben. Glaubt der Nachbar hierauf einen Anſpruch zn 
haben, jo fteht ihm frei, die zuftänbige Lanbesbehörbe um ihre Entfcheidung anzugeben; 
im Rechtswege Tann er nur den Anſpruch auf Entichädigung geltend machen. Anders 
aber geftaltet fi das Rechtsverhältnis zwiſchen ber Eifenbahnverwaltung und ben an- 
. grenzenben Srunbbefigern bei Eifenbahnbauten, die weder unter das feftgeflellte Projekt 
fallen noch ſonſt von der Landespolizeibehörbe genehmigt worden find. Hier gelten 
obne alle VBefchräntung die allgemeinen Grundſätze des Nachbarrechts und die Eifen- 
bahnverwaltung fteht nicht anber8 zu ben Nachbarn als jeder andere Grundbeſiter. 
Wenn fie Änderungen an dem Eifenbahnkörper vornimmt, die eine Änderung der Bor- 
fintverhältniffe bewirken, und [fo in bie Eigentumsrechte des Nachbars übergreift, To 
handelt fie auf ihre eigene Gefahr und dem Nachbar kann nicht verwehrt werden, feine 
dadurch verlegten Privatredhte im Rechtswege zu verfolgen. Glaubt die Verwaltung, 
daß bie Anlage zum Eifenbahnbetriebe im öffentlichen Intereſſe notwendig jei, jo Tann 
fie fi gegen eine Klage der Nachbarn nur dadurch ſichern, baß fie nachträglich die 
Genehmigung der Landespolizeibehörbe erwirkt; eine felbftändige, die Werichte bindende 
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Entfcheidung über ben Bau anberer von ber Lanbespolizeibehörbe nicht genehmigter 
Anlagen fteht den Unternehmern ber Eifenbahn nit zu. Hierin wird aud nichts 
dadurch geändert, daß, wie im vorliegenden Falle, mit der Berwaltung ber Eifenbahn 
eine Staatsbehörde betraut ift; denn zur Wahrnehmung landespolizeilicder Intereſſen 
ift fie dadurch nicht berufen. Rechtsirrtümlich läht es daher der Berufungsrichter 
dabingeftellt fein, ob die Herftellung des Durchlaffes auf Grund landespolizeilicher Ge⸗ 
nehmigung gefcheben if. Der vom VBerufungsrichter angeführte Grund, die Einrichtung 
ſei offenfichtlich im Intereſſe bes Eifenbabnbetriebes ausgeführt, trägt nad) bem bereit 
Geſagten die Enticheidung nicht, und es bedarf deshalb nicht einer Prüfung der Frage, 
wen von ben Parteien in diefer Beziehung die Beweislaft trifft. Es ift davon aus 
zugeben, dab nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen ber vom Kläger erhobene negatorifche 
Anfpruc dem ordentlichen Rechtswege unterliegt. Der Bellagte, der die Unzuläffigfeit 
bes Rechtäweges geltend macht, bat die Borausfegungen feines Einwanbes darzuthun; 
ihn trifft daher die Beweislaſt dafür, daß die Vorflutverhältniſſe mit Zuftimmung der 
zuftändigen Lanbespolizgeibehörbe geändert worden feien. Wenn er ſich dem gegenüber 
darauf beruft, daß der Richter über feine Zuſtändigkeit von Amts wegen zu befinden 
bat, fo überfieht er, daß dadurch die Beweislaſt, wenn die zur Prüfung diefer Yrage 
notwendigen Thatjachen ftreitig find, in feiner Weife berührt wird. 


Nr. 1858. V. Sen. 27. April 1892. V. 362. 91. ®d. 29, Nr. 66, S. 268. 

Klage deſſen, der einen Zeil feines Grundſtückes zu einem beftimmten Tinter- 
nehmen verlauft Hat, auf Erfats des Schabens, der dem Grundftäde bed Klägers 
durch ben Betrieb des Unternehmens erwähf. (Prenß. R.). Dem Berufungsrichter 
ift allerdings darin beizuftimmen, daß die Unlieger einer Eifenbahn die Zuführung 
von Ranchmengen, die dad Maß bes Semeinüblichen überfchreiten unb einen nicht er- 
träglichen ®rad erreichen, in Balbungen, deren Wachstum dadurch erheblich beeinträchtigt 
wirb, nicht zu dulden braudden und daß ihnen an Stelle der durch Gründe des öffent» 
lihen Rechts ausgeſchloſſenen negatorifchen Klage der Anſpruch auf Schabenderfak 
gegen den Unternehmer zufteht. Wllein dies verfteht ſich uneingeſchränkt nur zu Gunſten 
ſolcher Anliegen, welde zu dem Eifenbahnunternehmer in Teinem anderen Rechts⸗ 
verhältnifie ald dem durch die Nachbarſchaft begründeten ftehen. Im vorliegenden 
Salle hat aber die Hagende Stadtgemeinde ben Grund und Boden, den der fie durch 
feinen Betrieb angeblich jchäbigende Bahnhof N. einnimmt, teils dem beflagten Eifen- 
bahnfiskus, teils befien Nechtöporgängerin, ber N. M. Eifenbahngefellihaft, von ihren 
Waldungen abverfauft. Der VBerufungsrichter Hat die rechtliche Bedeutung bes dadurch 
unter ben Barteien begründeten Bertragsverhältnifies verlannt. Schon ber von ihm 
gezogene Vergleich ber freiwilligen Veräußerung mit der Enteignung, ſoweit babei an 
das preußifche Enteignungsgeieg vom 11. Juni 1874 gedacht ift, gebt fehl. Der ben 
Beitimmungen der 88 8 und 31 bes cit. Geſetzes zu Grunde liegende Gedanke tft ber, 
daß ſchon bei Feftftelung der Entſchädigung die Nachteile, die dem übrigen Grund⸗ 
befige aus der Ausführung des Unternehmens erwachſen, foweit fie zur Beit des Ent- 
ihäbdignngsverfahrens erkennbar find, berüdjichtigt werben jollen und daß demgemäß 
weitere Entfhädigungsaniprüdhe nur ausnahmsweiſe zugelafien werben. Diefer geſetz⸗ 
geberifche Gedanke ift inbefien nicht vorbildlich für das aus der freiwilligen Veräußerung 
entftanbene Rechtöverhältnis zu verwerten, fondern enthält umgelehrt eine Feftlegung 
der Willendrihtung, von ber Berläufer und Käufer bei freiwilliger Abtretung ber 
Regel nach ausgehen, für den Fall ber Zwangsenteignung. Der Berufungdrichter be» 
urteilt aber auch, abgefehen von dem Vergleiche mit der Zwangsenteignung, das Rechts⸗ 
verhältnis aus bem freiwilligen Grundſtücksverkaufe unrichtig. Er berüdlichtigt nicht 
den bier allein fragliden Fall der Teilabtretung, unterjcheidet nicht zwiichen ber Ab⸗ 
tretung an einen beliebigen Käufer und ber Mbtretung zu einem beitimmten Unter- 
nehmen und unterläßt in ber letzteren Beziehung, den Einfluß zu prüfen, ben bie 
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Bwedbeftinnmung de3 zu erwerbenden Grund und Bodens auf das Rechtsverhältnis 
ber Parteien Hat. Der Eigentümer, der nur einen Teil feines zufammenhängenben 
Grundbeſitzes veräußert, hat Nachteile nicht allein aus der etwaigen für bie Benugung 
ober Verwertung ungünftigeren Geftaltung der ihm verbleibenden Bodenflädhe, fondern 
auch durch den freien Gebrauch zu gemwärtigen, den der Erwerber des Teilftüdes davon 
zu machen befugt ift (88 267. J. SWLR) Legt er Wert auf die damit aufgegebene 
Freiheit, jo wird dies entweder in dem Vorbehalte entgegengefegter Grundgerechtig⸗ 
feiten oder in der Erhöhung des KRaufpreifes feinen Ausdrud finden. Immerhin aber 
wirb bei dem Abverlaufe ber Veräußerer nicht ſchutzlos gegenüber ſolchen Einwirfungen 
von jeiten des Trennftüdes auf das ihm verbliebene Grundftüd, bie das Maß bes 
Gemeinüblichen überfchreiten und ihn im Gebrauche des letzteren erheblich beeinträchtigen. 
Ganz anders geftaltet fi aber die Rechtslage, wenn der Abverkauf ausbrüdlich ober 
doch beiden Kontrahenten bewußt zu dem Zwecke eines beftimmten Unternehmens ge 
ſchieht. Der Käufer, der den Zweck, wozu er bad Grundftück erwirbt, offen angiebt, 
ber die Schwierigleiten, bie fich wegen dieſes Zweckes dem Gefchäftsabfchluffe entgegen- 
ftellen, jet e8 durch Bewilligung eines höheren Kaufpreiſes, fei es auf andere Weife, 
überwunden Bat, barf nun darauf rechnen, daB dem Unternehmen, zu deſſen Ausführung 
allein er gelauft hat, durch den Berfäufer Teine Hinderniffe bereitet werben. Nur durch 
eine Übergabe, die mit diefer Wirkung geleiftet wird, wird er in den Stand gefeht, 
über die gefaufte Sade nach dem Inhalte des Vertrages zu verfügen (8 124, L 11 
LER) Der Gebrauh, ben er von dem Grunbftüde zum Bmede bes beabfichtigten 
Unternehmens macht, mag von jedem Anderen, nur nicht von bem Berläufer, der 
gerade zu diefem Zwecke verfauft bat, als ein unzuläffiger Eingriff in feine Eigen- 
tumsiphäre angefochten werden. Allerdings entziehen fich die Erwägungen, aus denen 
ſchließlich der Käufer den Preis beftimmt, für den er verlauft, der Nachprüfung, und 
deshalb bietet Die Höhe des Preijes keinen zuverläffigen Anhalt für die Beurteilung bes 
Gefchäfts, der den Wert überfteigende Preis kann daher nicht als enticheibendes Merkmal 
für die Beurteilung von Verträgen der vorliegenden Urt aufgeitellt werden. Man 
muß vielmehr ohne Rüdjicht auf den Preis als Pegel annehmen, daß, wer einen Teil 
feines Grundftüds zu einem beftimmten Unternehmen verlauft, ſich den Nachteilen 
unterwirft, die für fein Neftgrundftüd aus der Anlage und dem Betriebe jenes Unter- 
nehmens entftehen. Wer 3. 8. einen Teil feines Billengrunbftüdes behufs Anlage 
einer chemifchen Fabrik verfauft, wird gegen das Eindringen der in biefer Fabrik er- 
zeugten Gafe auf fein Neftgrundftüd rechtlichen Schuß nicht beanfpruchden können. Die 
hiernach anzunehmende Unterwerfung des Verkäufers unter die von dem abverfauften 
Trennftüde ausgehenden Schädigungen Tann indeffen nur von ſolchen Wirkungen bes 
Unternehmens verftanden werden, die zur Beit des Verkaufes vorauszujehen waren; 
ſich ſchädliche Einfläffe gefallen zu Iafien, deren Eintreten außerhalb feiner Borftellung 
Yag, Tann ohne ausdrückliche Erflärung als Willensmeinung bes Verkäufers nicht unter- 
ftellt werben. Dieſem für die freiwillige Veräußerung maßgebenden Gedanken entipricht 
für den Fall der Enteignung die Vorjchrift des 8 31 des Enteignungsgefehe!. Namentlich 
kann e3 auch keinem Bedenken unterliegen, daß für einen Waldbrand, ber etwa durch 
Zuntenwurf der Lolomotive entiteht, von dem Eifenbahnunternehmer Entiädigung 
gewährt werden muß, da kein Verfäufer daran denken wird, berartige Gefahren zu 
übernehmen. Derartige einzelne Schäden find auch bei vorhergegangener Enteignung 
nicht nah 8 31 des E.G., fondern nad allgemeinen Rechtsvorſchriften zu vergüten. 


Nr. 1859. IH. Sen. 16. März 1883. II. 445, 82. 8b. 8, Nr. 47, ©. 181. 

Actio negatoria wegen Fiſchens anf einem überſchwemmten fremden Grunditäde. 
(Gem. R.). Der Bellagte, welcher behauptet, in dem Teile der Elbe, an welchem die Wiefe 
des Klägers liegt, das Fiichereireht zu haben, bat im Frühjahre, ald die Wiefe über- 
ſchwemmt war, in ber über der Wiefe befindlichen, in ungetrenntem Bujammenhange mit 
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dem Ylußbette ſtehenden Waſſerfläche gefifht und nimmt das Recht zu ſolchem Fiſchen 
in Anſpruch. Der Kläger ift mit der negatoriſchen Klage abgewiejen. Wenngleich das 
Eigentum an einem Grundſtücke Dadurch wicht verloren wird, daß es zeitweije von dem 
Fluſſe infolge von wenn auch periodifch wiederfehrenden Naturereigniflen überſchwemmt 
wird, fo wirb doch das Eigentum an dem rundftüde, folange es von dem Fluſſe ober 
Meere überfchwenmt ift, in der Art ſuſpendiert, daß der Eigentümer fein Eigentumsrecht 
daran nicht ausüben kann. In den Dnellen wird ein wefentlicher Unterjchied gemacht, 
ob das Grundſtück von dem Fluſſe in der Art eingenommen wird, daß er ſich daraus 
ein nenes Flußbett bildet, oder ob es nur zeitweile überſchwemmt wird. Auf den 
lesteren Fall beziehen fi} 1. 23 Dig. quib. mod. ususfr. 7, 4 und L 30 8 3 Dig. de 
aquir. rer. dom. 41, 1. Der Kläger Tonnte daher, während fein Grundſtück von ber 
Elbe überſchwemmt war, dem Bellagten nicht verbieten, in der über dem Grundftüde 
befindlichen Waflerfläche die Fiſcherei auszuüben. 


Rr. 1860. V. Sen. 13. Upril 1887. V. 27. 87. Bd. 18, Nr. 56, ©. 265. 

Eigentumsfreigeitsliage auf Einwilligung in Löfchung einer Kautionshupothel. 
Greuß. R.). Die Klage be3 Eigentümers auf Bewilligung ber Löſchung einer durch 
Sortfall der dadurch geficherten Verbindlichkeit erledigten Hypothek tft, fofern fie nicht 
auf die Behauptung der von dem Kläger felbft bewirkten Tilgung der Verbindlichkeit 
geftüßt werben Tann, als negatoriſche Eigentumsflage für ftatihaft zu erachten. Die 
Kautionshypothek Tann erft geltend gemacht werben mittels bes Nachweiſes, daß eine 
Vorderung, zu deren Sicherheit fie beftellt war, entſtanden ſei; ift dies ber Yall, fo 
fällt fie nicht wie die Hypothek für eine nah Grund und Betrag beftimmte Forderung 
dur Bahlung ſeitens des Grundeigentümers an biefen zur anderweitigen Berfügung 
anheim (8 67 des E.E.®. vom 5. Mai 1872), fondern fie verliert ihre Rechtsbeſtändig⸗ 
teit, fobald die Forderung, zu deren Sicherheit fie beftellt war, getilgt tft und fobalb 
außerdem feftfteht, baß neue Forderungen, auf welche die Kautionsbeſtellung fich erftredt, 
nit entftehen können; von diefem Beitpunfte ab bis zur Löſchung im Grundbuche iſt 
der Fortbeftand der Kautioushypothek nur ein formaler. Demnach ift der Anſpruch 
auf Löſchung einer Kautionshypothet, fofern fie nicht von vornherein gegenftanbslos 
geblieben ift, durch den Nachweis gerechtfertigt, daB eine Forderung, für welde fie Haft- 
barwäre, nicht mehr befteht] und nicht mehr entftehen kann, ohne Rückſicht darauf, 
weiches der Erledigungsgrund ift, und, ſoweit die Tilgung durch Zahlung erfolgt ift, 
wer der Bahlende war; und der Anſpruch auf Bewilligung ber Löfchung gegen ben, 
welcher gleichwohl Rechte aus der Kautionshypothek fir fi in Anfpruch nimmt, ericheint 
dann lediglich als die Abwehr des in dieſem unbegründeten Anſpruche Tiegenden Ein- 
griffes in das Verfügungsrecht des Grunbeigentümers. Daß ber Eigentümer unter 
Umftänden, wenn ihm nämlich Hypothekenfreiheit zugefichert ift, auch den Vorbefiker auf 
Erfüllung diefer Buficherung durch Herbeiführung der Löfhung in Anfpruch nehmen 
kann, ift ohne Einfluß auf fein Hecht, jenen Eingriff unmittelbar gegen denjenigen, von 
welchem er ausgeht, abzuwehren. Nr. 1861. 


Nr. 1861. V. Sen. 7. Dtober 1896. V. 85. 96. ®b. 38, Nr. 66, ©. 246. 
Eigentumsfreiheitsflage anf Löſchung einer Hypothek. (Preuß. R.). Die Witwe 
M. war Eigentümerin der mit zwei Korrealhypotheken im Geſamtbetrage von 10500 Mt. 
befafteten Srundftüde Kinten Nr. 7, 12, 13 und 172. Im Jahre 1887 veräußerte fie ver- 
Ihiedene Barzellen, unter anderen an bie Beflagte K. drei Parzellen, die das neue Grund⸗ 
buchblatt Kinten Nr. 171 erhielten. Die Witwe M. hat fi} gegenüber der Bellagten und 
den Käufern anderer Barzellen verpflichtet, Die 10500 Mk., für die fie als perfönliche 
Schuldnerin haftete, auf deren Grundftüden löſchen zu laſſen. Die Witme M. ift auf bie 
Klage der jetzigen Beklagten rechtöfräftig verurteilt, ihr die zur Löfchung der 10500 Mt. 
erforderlichen Urkunden zu befchaffen. Diefem Urteile tft bisher nicht genügt worden. Am 
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18. April 1888 erteilte Die Witwe M. dem X. R., einem Bruber bes inzwifchen verftorbenen 
und von der Klägerin allein beerbten S. R. Vollmacht, ihre Refigrundftücke zu parzellieren. 
Durch notarielle Verträge vom 19. April 1888 verfaufte U. R. auf Grund jener Vollmacht 
mehrere Parzellen an verfdgiedene Berfonen mit ber Vereinbarung, daß bie nicht bar 
bezahlten Kaufgelberrefte für S. R. eingetragen werben follten. Demnächſt erwarb 
©. R. bie erwähnten beiden Hypotheken im Gefamtbetrage von 10500 Mi. Bur Auf 
Yaffung der dur U. R. im Anftrage der Witwe DM. verlauften Barzellen fam e3 nicht; 
vielmehr wurben die Reftgrundftäde im Wege der Zwangsvollſtrecung verfteigert und 
dem U. R. für das Meiftgebot von 4050 Mt. nnd Übernahme eines Altenteild am 
4. Juli 1889 zugeſchlagen. Bei der Kaufgelderbelegung am 9. Auguft 1889 liquidierte 
©. R. die beiden Hypotheten, kam mit 2143,10 MT. zur Hebung und flel mit 8356,90 Mf. 
ans. U. R. wurde als Eigentümer ber fubhaftierten Grunbftüde eingetragen, auf denen 
die beiden Hypotheken geldfcht wurden. Wegen des Ausfalles von 8356,90 ME. lieh 
©. R. andere mitverhaftete von ber Witwe M. im Sabre 1887 abveräußerte Grund⸗ 
ftüde im Wege der Zwangsvollſtreckung verfteigern und gelangte in biefer Subhaftation 
mit weiteren 2141,14 Mt. zur Hebung, fo daß fein Ausfall nur noch 6215,77 ME. be» 
trug. Dieſe Reſthupothek haftet zur Zeit nur auf dem der Bellagten gehörigen Grund⸗ 
ftäde Kinten Nr. 171 und auf einem anderen ber Witwe DM. ebenfalls nicht mehr ge- 
börigen Parzellengrundftäde. Die Klägerin als Erbin des S. R. verlangt jetzt mit der 
dinglichen Klage Berurteilung der Bellagten zur Bahlung von 6215,77 DR. nebſt Binfen, 
während die Beklagte Abweifung der Klage und wiberflagend beantragt, die Klägerin 
zu verurteilen, in die Löfchung ber beiden Hypotheken zu willigen und die über die⸗ 
felben gebildeten Hypothekenbriefe herauszugeben. Die Bellagte behauptet, daß ©. N. 
wegen ber 10500 ME. und Binien volle Vefriebigung erlangt habe, und zwar durch 
Bahlungen ber Erwerber früher mitverhafteter Parzellen, die X. R. zu diefen Bahlungen 
angewiejen babe. Es hat nämlih U. R., nachdem er die Srunbftüäde in der Sub- 
baftation erftanden, am 19. Dezember 1889 unter Überreihung der Verträge vom 
19. April 1888 die tn diefen bezeichneten Zeilftüde den bdafelbft benannten Käufern 
und den Neft in Barzellen an andere Perfonen aufgelaflen. Die Kaufpreife betrugen 
insgefamt 13175 Mk., wovon 8040 Mt. zum Teil in hypothekariſch geficherten Beträgen 
dem S. R. anf Unmeifung bes U. R. feitens der Käufer überwiefen worden find. Auf 
biefe überwiefenen Beträge hat S. R. 6894,90 ME. alfo mehr als ben Ausfall feiner beiden 
Hypotheken durch Zahlung erhalten unb zwar nach der Behauptung der Beklagten auf 
jenen Ausfall, nach ber Behauptung der Klägerin dagegen auf eine perjönliche Forderung 
an A. R. Ber erfte Richter hat die Beflagte nach dem Klagantrage verurteilt und ihre 
Widerklage abgewiejen. Das Berufungsgericht hat dagegen nach umfangreichen Beweis⸗ 
erhebungen die lage abgewiejen und bie Klägerin nad dem Widerflagantrage verur⸗ 
teilt. Die Nevifion der Klägerin ift zurückgewieſen. Der Berufungsrichter ftellt in 
thatfächlicder, und von Nechtsirrtum freier Erwägung feft, daß die auf Anweiſung des 
U R. von ben Erwerbern der Parzellen der Reftgrundftäde Kinten Nr. 7, 12, 13 
und 172 an die Sllägerin und ihren Nechtsporfahren S. R. geleifteten Bahlungen nicht 
zur Tilgung einer Buchfchuld des U. R., fondern zur Dedung der. beiben Reſthypotheken, 
deren Betrag mit ber Klage verlangt wird, erfolgt find und daß biefe Zahlungen den 
Betrag ber Reſthypotheken überfteigen. Schon damit rechtfertigt ſich die Abweiſung 
ber Klage, dba burh jene Feftftelung bie Witivfegitimation der Klägerin zer- 
ftört if. Der VBerufungsrichter gebt aber weiter, indem er annimmt, daß durch bie 
Bahlungen nit ein Rechtserwerb (für U. R. ober irgenb einen Dritten) vermittelt, 
ſondern die den Reſthypotheken zu Grunde liegende Forderung völlig aus der Welt ge- 
ſchafft ſei, ſo daB aud die Hypotheken eine materielle Eriftenzberecitigung nicht mehr 
hätten. Nach den thatjächlichen Feitftellungen des Berufungsrichters ift aud die An⸗ 
nahme begründet, daß U. R. bie PBarzellierung auf Grund ber Vollmacht der Witwe 
DM. weiter geführt unb daß er die Zahlungen an ©. R. in Erfüllung der feiner Auf- 
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traggeberin gegenüber ihren Parzellenläufern und alfo auch ber Bellagten obliegenden 
Verbindlichkeit zur Beſchaffung reiner Hypothek geleiftet hat oder Hat leiften lafien. Die 
Witwe M. konnte aber mit den Bablungen einen Rechtserwerb (jei es auf Grund des 
846, L. 16 A.L. R. fei e8 auf Grund ber 88 63, 64 E. E.G. vom 5. Mat 1872) nicht be» 
abfichtigen und erreichen, weil fie felbft die perſoͤnliche Schuldnerin und nicht mehr 
eingetragene Eigentümerin irgend eines mitverpfändeten Grundftücks wer. Auch wenn 
man annehmen wollte, daß U. R. die Srundftäde Kinten Nr. 7, 12, 13 und 172 in 
der Subhaftation für fie wieder erworben hätte, würde fie zur Beit ber Bahlungen 
immer nicht eingetragene Eigentümerin geweſen fein, und wenn fie felbft einer 
ſolchen gleich zu ftellen fein follte, jo würbe fie jedenfalls nicht mehr Eigentümerin eines 
oder mehrerer für jene Hypotheken haftenden Grundftüde gewejen fein und es aljo an 
einer der Vorausſetzungen ber 88 63, 64 E. E. G. fehlen; denn zur Beit der Zahlungen 
waren bie Reſthypotheken anf den bezeichneten Grundftüden, als beren Eigentümerin 
die M. noch in Betracht kommen könnte, bereit3 geldicht, alfo die M. nur noch per» 
ſönlich verhaftet. Der bloß perfönlich haftende Schuldner aber erwirbt nach dem jet 
geltenden Rechte durch Bablung der Schuld die diefer Torrefpondierende Yorderung dann 
nicht, wenn er, wie im vorliegenden Falle, feine Mitſchuldner hat, an bie er nach Belek 
ober Bertrag Regreß nehmen Tönnte. Seine Zahlung hat dann nur bie Wirkung ber voll» 
ftändigen Befeitigung ber Schulb nnd der Forberung. Eine Yolge davon iſt, daB auch die 
Hypothek an ben nit oder nicht mehr im eingetragenen Eigentume des zahlenden 
perfönlichen Schuldners befindlichen Grundſtücken wegen ihres accefforiihen Charakters 
ihren materiellen Beſtand verliert. Im vorliegenden Falle kommt noch Hinzu, baß 
auch nicht einmal anzunehmen ift, bie DM. habe beabfichtigt, durch die in ihrem Auf⸗ 
trage geleifteten Bahlungen bie auf dem Grundftüde der Veklagten laftende Hypothek 
zu erwerben, weil fie ja gerade zur Befeitigung biefer Hypothek rechtskräftig ver- 
urteilt war. Demgemäß hat der Berufungsrichter die vorliegende Klage mit Recht 
nicht bloß wegen mangelnder Wftivlegitimation, ſondern deshalb abgemiejen, weil 
bie Reſthypotheken materiell nicht mehr beitehen, vielmehr nur noch eine unberechtigte 
formale Eriftenz führen. Aus obigen Ausführungen ergiebt fih aber zugleidh, daß bie 
vom Berufungsrichter auf bie Widerflage getroffene Enticheibung richtig if. Obliga⸗ 
toriſche Beziehungen beftehen zwiichen ben Parteien nit. Daher kann die Widerflage 
mit dem Berufungsrichter nur als eine dingliche, nämlich als die Eigentumzdfreiheitd- 
Hage aufgefaßt werben. Daß nad preußifchen Rechte die Beſeitigung von Hypotheken, 
die nur formal egiftieren, durch dieſe Scheinegiftenz aber den Eigentümer beläftigen, ihm 
die Veräußerung und anderweitige Berpfänbung erſchweren, mit der Eigentumsfreiheit3- 
Mage verlangt werden Tann, ift in Lehre und Rechtſprechung nicht ftreitig. Nr. 1860. 
Natürlich ift die Eigentumsfreiheitöflage dann unzuläffig, wenn durch bie Löſchung der 
Hypothek die Rechte Dritter beeinträchtigt werden würben, alfo insbeſondere wenn durch 
die Bezahlung der Hypothekenforderung nicht das Erlöfchen, fondern der Erwerb ber 
Forderung bewirft werden foll und bewirkt wird, wie in ben eben erwähnten Fällen 
der 88 63, 64 E. E.G. und 88 46 ff. L 16 A.L.R. Ein folder Fall Liegt aber nicht 
vor; vielmehr haben die an bie Klägerin unb deren Rechtsvorgänger geleifteten Zahlungen 
das völlige Erlöfchen der Forderung herbeigeführt. Die Hypotheken find durch die im 
Auftrage der M. erfolgte Bezahlung der Forderungen nngültig geworben, und daher 
kann die Eigentümerin des mitbelafteten &rundftüds die Löfchung mit ber dinglichen 
Klage verlangen. Der Fall liegt für bie rechtliche Benrteilung nicht anders als bie Fälle, 
in denen die Hypothek von Unbeginn an nichtig war. Für Iebtere Fälle ift aber die Zu⸗ 
läffigfeit der Eigentumsfreiheitöffage im Gebiete des preußifchen Rechts allgemein anerkannt. 


Nr. 1862. W. Sen. 28. Februar 1896. IIL 106. 95. Bd. 36, Nr. 42, ©. 178. 
Klage auf Herftelung von Einrichtungen, die nachteilige Einwirkungen eines 
Gewerbebetriebes auf ein Nachbargrundſtück ausſchließen oder mindern. 8 26 R. G. O. 
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Der Kläger hat beantragt, den Beklagten zu verurteilen, 1. den Betrieb feiner Frais⸗ 
und Hobelmafchine, Kreis- und Banbiäge auf feinem Grundſtücke einzuftellen, 2. eventuell 
dafelbft folche Einrichtungen zu treffen, daß bei dem Betriebe dieſer Majchinen das 
Haus des Aagers nicht erfcgüttert wird und Fein Geräuſch in dasjelbe eindringt, auch 
dem Kläger allen durch die Störung entftandenen und noch entftehenden Schaden vor- 
behaltlich der Lignidation in einem befonderen Verfahren zu erfegen. Das Landgericht 
hat unter Abweiſung ber Klage im übrigen den Beklagten verurteilt, rückſichtlich ber 
anf feinem Grundftäd betriebenen Schreinerei und Yabrilation von Parletböden foldhe 
Einrichtungen zu treffen, daß die mit dem dermaligen Betriebe verbundene Erſchütte⸗ 
rung bes Haufes des Klägers auf ein erträgliches Maß zurüdgeführt werde, dem Kläger 
allen dur; übermäßige Erfhütterung des Hauſes entftandenen und noch entitehenden 
Schaden zu erſetzen aud die Koften des Nechtsftreits zu tragen. Auf die Berufung 
bes Bellagten ift die Klage unter Koftenfompenfation ganz abgewieien. Das Berufung 
gericht nimmt an, daß infolge der vom Bellagten nad) dem erften Urteil getroffenen 
Einrichtungen die Erſchütterung des Hauſes des Klägers auf bas erträglihe Maß 
berabgemindert worden fei, und Hält damit den auf Herftellung biefer Einrichtungen 
gerichteten Klagantrag von bdiefem Beitpunfte ab für erledigt und die Abweiſung ber 
gleichwohl aufrecht erhaltenen lage für geboten. Es weift zugleich auch ben acceſſoriſchen 
Schabenserfaganfpruch ab, weil diefer durch ben Wegfall des Hauptanſpruchs feinen 
acceſſoriſchen Charakter eingebüßt habe und der Kläger in ber Lage ſei, wegen des mit 
der Befeitigung ber fchäblichen Einwirkung abgeichloffenen Schabens die Leiftungsflage 
zu erheben. Auf die Revifion des Mägers if unter teilweifer Änderung ber land» 
gerichtlichen Koſtenentſcheidung die Berufung bes Vellagten zurüdgemwiefen. Der Kläger 
kann gegenüber der obrigkeitlich genehmigten Anlage nad) 8 26 R.G. O. nicht auf Ein- 
ftellung bes ®emwerbebetriebes Magen; die negatorifhe Klage auf Unterlaffung ift ihm 
verfagt. Als Erfag gewährt ihm der 826 a.a.D. den Anſpruch auf Herftellung von 
Einrichtungen, welche die benachteiligenden Einwirkungen ausſchließen, und bei Unthun- 
Tichfeit oder Unvereinbarkeit folder Einrichtungen mit einem gehörigen Betriebe bes 
Gewerbes den Anſpruch auf Schadloshaltung. Jener im Eigentum wurzelnde Erſatz⸗ 
anſpruch auf Herftellung von Einrichtungen ift feiner Natur nach ein dauernder unb 
beftebt, folange die Unlage befteht. Er wird daher nicht erfchöpft oder aufgehoben, 
wenn bie Übergriffe während des Brozefies aufhören, vielmehr nur zeitweife befriedigt. 
Bar die Klage zur Beit der Klagerhebung begründet, fo muß auch eine entiprechende 
Verurteilung erfolgen, jelbft wenn inzwifchen das Thunliche geichehen fein follte. Dem 
Kläger wird gegenüber ber fortbeftehenden Anlage der richterlihde Schuß nur dadurch 
dauernd gewährt, daß er auf Grund des Urteils gegen ben Bellagten im Zwangs⸗ 
vollftredungsverfahren vorgehen kann, wenn bie getroffenen Einrichtungen befeitigt 
werden oder fi in der Folge doch nicht als zureichend erweifen, während bie Ab⸗ 
weijung der Klage ihn nötigen würde, fobalb die Einwirkungen dad Maß des Erträg- 
lichen überfteigen, von uenem bie Klage zu erheben, auch den bem Grunde nad) bereits 
anerlannten Schabenserfabanfprud von neuem im Wege einer jelbftändigen Leiftungs- 
Mage geltend zu machen. Undererfeits befchwert ben Beklagten die Verurteilung nicht, 
weil der Mäger ohne Erfolg das Zwangsvolifiredungsverfahren beantragt, wenn die 
entfprechenden Einrichtungen inzwiſchen getroffen find. Wenn das Berufungsgericht 
zwar ein auf Unterlaffung Tünftiger Störungen gerichtetes Klagbegehren nicht durch 
die im Laufe des Rechtsſtreits getroffenen die Störungen befeitigenden Einrichtungen 
für hinfällig erachtet, dagegen die auf Herftellung diefer Einrichtungen gerichtete Klage 
buch) die inzwiſchen erfolgte Herftellung der Einrichtungen für erledigt anfteht, fo ift 
zu erwägen, daß auf Herftellung beftimmter Schugmaßregeln gar nicht geklagt werben 
kann, weil an ber mit obrigfeitlicher Genehmigung hergeftellten Anlage Änderungen 
ohne Buftimmung ber zuftändigen Verwaltungsbehörde nicht vorgenommen werben 
dürfen. Es Tann nur allgemein bie SHerftellung von Abhilfevorrichtungen begehrt 
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werden und einen anderen Klagantrag bat auch der Kläger nicht geftellt. Erkennt 
dann das Gericht, wie auch Hier geichehen ift, allgemein auf Herftellung von Einrich 
tungen, die die beeinträcdtigenden Einwirlungen auf das Maß bed Erträglichen ein- 
ſchränken, fo gehört das weitere dem Bollftredungsverfahren an. Daß ber acceflorifdhe 
Schabenserfaganipruh bis zur Klagerhebung wegen Verſchuldens des Bellagten be 
gründet ift, hat auch das Berufungsgericht anerkannt; für die Zeit nach der Klagerhebung 
aber ift der Anſpruch ohne weiteres begründet, folange nicht die Einwirkungen der 
Anlage auf das Hans des Klägerd auf das vom Kläger zu buldende Maß zurüdgeführt 
worden find. Nr. 1853. 


Nr. 1863. I. Sen. 29. Upril 1890. I. 56. 90. Bd. 26, Nr. 68. ©. 352. 

Klage des durch den Betrieb einer gewerblichen Anlage gefchädigten Befikers 
eines Nachbargrundſtücks auf Erfat des erft in Zukunft entfichenden Schadens in 
dem Zalle, wenn ihm die Klage auf Einftellung des fchädigenden Betriebes zufteht. 
(Rhein. R.). Der Berufungsrichter Hat in Anſchluß an das Urteil im Falle Nr. 1850 
die Klage abgewiefen, weil der Erſatz zulünftigen Schadens nur unter gewiſſen Boraus- 
fegungen, jebenfall® aber dann nicht durch Klage gefordert werben dürfe, wenn bie 
Klage auf Befeitigung des jchadenbringenden Betriebes gegeben fe. Der Senat ifl 
indeffen von dieſer Rechtsauffaſſung abgegangen. Grundſätzlich ift zwar nicht zu be» 
ftreiten, daß die Anordnung von Borbeugungsmaßregeln -für die Zufunft nicht zu den 
Aufgaben ber Gerichte gehört, für die Beurteilung des Klagbegehrens vielmehr der im 
Augenblide ber Aagerhebung vorliegende Thatbeftand maßgebend ift. Die fortfchreitende 
Rechtsentwidelung hat jedoch aus Gründen der Bwedmähigkeit, insbefondere zu dem 
Bwede, der Vervielfältigung der Prozeife entgegenzutreten, diefe Schranken für eine 
Reife von Fällen durchbrochen. Die C. P.O. geftattet in 8 231 die alsbaldige Feft- 
ftellung eines NRechtöverhältniffes, obwohl deſſen Wirkungen erft in ber Zukunft ein» 
treten, und trifft in ben 88 671, 687 Yürforge für den Yal, daB die Bollftredung 
eines Urteild von dem durch den Blänbiger zu beweilenden Eintritte einer Thatjache 
abhängt- In gleicher Weile geftatten das Haftpflichtgefeh, da Berggeſetz 8 137 und 
die R.G.O. 8 26 die Verurteilung zum Erfage besjenigen Schadens, welcher unter 
gewiſſen Borausfegungen erft in Bufunft eintreten wird. Allerdings kann eine Ent- 
ſchädigung nicht für den Fall geforbert werden, dab der Bellagte in der Zukunft eine 
unrechte That (Urt. 1382ff. code civil) erft begehen werde. Im vorliegenden Falle 
waren aber die fchadenbringende Urſache und der ſchädigende Erfolg in Uugenblide 
der Klagerhebung ſchon vorhanden. Wenn auch das Beftehen der Dampfmalchine und 
der fonftigen Einrichtungen auf die Beſitzung bes Klägers feine Wirkungen ausübte, 
jo beftanden doch dieje Anlagen doch nur zu dem Bwede, um betrieben zu werden und 
Ruten zu bringen, und fie find thatſächlich ſowohl vor al3 nad) der Klagerhebung be- 
trieben worden. Die Klage richtet ſich daher nicht ſowohl gegen eine künftige unrechte 
That des Bellagten al3 gegen bie vorausfehbare Fortſetzung eines bereit vorhandenen 
Buftandes und kann in diefer Beichränfung nicht für unzuläffig erachtet werden. Die 
fernere Ausführung des Berufungsrichterd, daB ein Schadenserfag nicht gefordert werden 
könne, wo die negatorifhe Klage auf Befeitigung gegeben jet, ftellt fich allerdings ala 
bie Folge des anerkannten Grundſatzes dar, daß ein Beichädigter überall den Erfag 
zu fordern nicht berechtigt ift, wo ihm die Möglichkeit zur Abwehr des Schadens ge- 
geben if. Daß aber diefer Satz auf fchadenbringende gewerbliche Anlagen feine un- 
bedingte Anwendung finden fol, wird zu Gunften bes Gewerbfleißes und ber allgemeinen 
Wohlfahrt Durch 8 26 der deutfchen &.D. ausbrüdlich beftinmt. Einer mit obrigfeit- 
licher Genehmigung erricäteten gewerblichen Anlage gegenüber Tann ber Beſitzer eines 
benachbarten Grundſtücks, dem nad dem beftehenden Rechte zur Abwehr der benadh- 
teiligenden Einrichtungen die Privatllage gegeben wäre, niemals die Einftellung des 
Betriebes fordern, ſondern er hat nur eine Klage auf Verbefierung der Einrichtungen 
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und, wo foldhe nicht ausführbar ift, auf Schabloshaltung. Hier handelt e3 ih nun 
allerdings nicht um eine obrigfeitlich genehmigte Anlage; nach den in Elſaß⸗Lothringen 
geltenden Beftimmungen war eine Genehmigung ber Behörde für bie in Frage ftehende 
Dampffägerei überhaupt nicht erforberlih. Gleichwohl Tann die Entihädigungsflage 
nicht für unzuläffig erachtet werden, weil ber Bellagte fein Intereſſe, daher and) kein 
Hecht Hat, ſich auf die Möglichkeit der negatorifchen Klage zu berufen; denn es fteht 
ihm frei, durch Einftellung des Betriebes den Klaggrund für das Begehren bes künf⸗ 
tigen Schadens und damit die Klage felbft zu befeitigen. Übrigens wäre es auch in 
einem ſolchem Falle dem Beichädigten, der fich unter Verzicht auf das weitergehende 
Recht mit dem Schadenserſatze begnügen will, keineswegs benommen, feinen Zweck auf 
einem Umwege zu erreihen, indem er ein Urteil auf Betriebseinſtellung erwirken unb 
im Falle der Nichterfüllung Erſatz des Schadens fordern könnte. 


Nr. 1864. I. Hilfe&-Sen. 12. Juni 1883. IV“ 8.83. 35. 9, Nr. 75, ©. 278. 

Schadloshaltung wegen daueruder Wertverminberung einer Sade. (Preuß. R.). 
Die Klage gründet fi darauf, daß durch die vom Beklagten gemachten Rieſelanlagen 
die Verfumpfung der Mägeriihen Grundftüde verurfacht und Hierdurch dem Stläger bie 
normale Nutzung der Brundftüde entzogen, ihr Wert ein viel geringerer geworden jei. 
Der Erfak ift, wie jede Entfhädigung, der Regel nad in einer ein für allemal firierten 
Rapitalfumme zu leiften. Nur in gewiflen bejonderen Yällen, 3. ©. in ben Fällen ber . 
88 99ff., 103, 108 ff., 126, 127, L 6; 8 6, J. 22 A.L.R. geichieht einer fortlaufenden 
Vergütigung oder Rente Erwähnung, während in ben bie Urt ber Schadenserſatz⸗ 
leiftung im allgemeinen normierenden 88 79—81, L 6 U.L.R. von diefer Art der Ab- 
findung, namentlich von einem Wahlrechte des Beichäbigten in diefer Beziehung nicht 
die Rebe ift (vergl. 8 7 des Reichshaftpflichtgeſetzes). Der Berlehte hat daher, abgefehen 
von jenen Ausnahmefällen, auch bei fortwirfender Beſchädigung kein Recht, ftatt 
der Kapitalabfindung bie Bewährung einer Rente zu verlangen. Ein folder Ausnahme 
fall Tiegt Hier nicht vor. Es macht feinen Unterfchied, wenn die Sache eine frucht⸗ 
tragende ift und die Wertverminderung in bee Dauerndb verminderten Er- 
tragsfähiglfeit ihren Grund findet und die Folgen bes entftandenen Schadens ſich 
deshalb in die Zukunft erftreden und fi alljährlich erneuern. 88 89, 0, L6WLR. 


Nr. 1865. II Sen. 16. Oktober 1891. IL 171. 91. Bd. 28, Nr. 88, S. 380. 

Eigentumsklage anf Heransgabe einer beweglichen Sache gegen den bösgläubigen 
Befitzer. Klage anf Herausgabe einer beweglichen Sache als Rüdgängigmachnug 
ber Folgen einer unerlaubten Handlung. (Rhein. R.). Das Berufungsgericht ver 
fennt, daß nad Art. 2279 code civil jeder Beſitzer einer beweglichen Sache kraft dieſes 
Geſetzes dem Dritten gegenüber als Eigentümer gilt und daß er jede Klage des Dritten 
auf Herausgabe der Sade mit der Hinweiſung auf feinen Beſitz abwehren kann, ſo⸗ 
fern nicht der Dritte einen perjönlichen obligatorifchen Anſpruch auf dieſe Herausgabe 
gegen ihn geltend zu machen in der Lage ift. Das Berufungsgericht fagt ferner mit 
Unrecht, dab der Art. 2279 nur ben Befiger fchäge, der in gutem Glauben if. Das 
ift nicht Die Lehre des franzöſiſchen Rechts. Indem das Geſetz ohne nähere Modifikation 
ben Sag ausipricht: ‚en fait de meubles la possession vaut titre‘“, hat es nicht unter- 
fcheiden wollen zwifchen einem Beſitzer in gutem und einem foldhen in böfem Glauben. 
Dies ftimmt auch überein mit den Grundfähen, die das frangdfiiche Recht von dem 
Belige überhaupt aufftellt, indem die Wirkungen besfelben im allgemeinen nicht von 
dem guten ober böſen Glauben bes Beſitzers abhängig gemacht werben. Es kann hier- 
nad der Umſtand allein, daß fich der dritte Befiber in böfem Glauben befindet, den, 
ber ein beſſeres Recht an der Sache zu Haben glaubt, nicht bereditigen, die Herausgabe 
der Sache von dem Dritten zu verlangen. Eine Ausnahme Hiervon macht allerdings 
ber Urt. 1141 oode civil, wonach bei zweimaligem Verkaufe einer beweglichen Sache 
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der erfie Käufer von dem in Beſitz gejegten zweiten Käufer bie Herandgabe verlangen faun, 
. wenn ber Leptere in böfem Glauben ift. Jedenfalls muß auerkannt werben, baß es 
Tälle giebt, wo ber Veſitzer einer Sache, wenn er durch eine unerlaubte Handlung ie 
ihren Befig gelommen ift, mit einer perſönlichen Klage des Eigentümers ober 
befien, deſſen Recht an der Sache und Intereſſe durch die unerlaubte Handlung ver. 
legt ift, mit Erfolg auf Herausgabe der Sache belangt werben kann. Es gehört dazu 
die notwendige Vorausſetzung, daß der Befiger gerade durch bie unerlaubte Handlung, 
die vor dem Geſetze nicht beftehen kann, den Beſitz erlangt hat. Dem durch eine ſolche 
Handlung VBerlegten muß der perjönliche Anfpruch zuerfannt werden, auch bie Folgen 
der unerlaubten Handlung dem Thäter gegenüber rüdgängig zu machen und bemnad 
von ihm die Wiederberftellung des früheren Zuftandes zu verlangen. Gehört hierzu 
die Herausgabe von körperlichen Sachen, fo ftellt biefe Heransgabe nicht etwa den Erfah 
de3 durch die Handlung bewirkten Schabens bar, der möglicherweife noch neben ber 
Herausgabe beftehen und verlangt werden Tann, fonbern fie ift nur als die Rück⸗ 
gängigmadhung der Folgen der unerlaubten Handlung anzufehen, auf 
bie der Verletzte einen perjönlichen Anfpruch hat. Ein Fall diefer Art liegt nach ben 
thatſachlichen Feftftellungen des Berufungsrichters vor. Die in Rußland domizilierte 
Hagende Handlung hat an S. in Straßburg 40 Ballen Hanf mit der Vereinbarung 
verlauft, Haß dem Käufer die Ware nach deren Ankunft in Straßburg erft dann aus⸗ 
geliefert werden folle, wenn er für zwei Drittel des Kaufpreiſes Uccepte bei einem 
Bankier in Straßburg hinterlegt haben werbe. Gegen Übergabe ber Accepte follte ©. 
das bei dem Bankier niebergelegte Frachtbriefduplikat erhalten. Bet Ankunft der Ware 
in Straßburg hatte ©. bereits feine Zahlungen eingeftellt, gleichwohl ftellte er Uccepte 
für zwei Drittel des Kaufpreifes aus und erhielt gegen Übergabe diefer vom Bankier 
das Frachtbriefduplikat. Gleichzeitig beftellte S. ber beflagten Firma, der er eine er- 
hebfihe Summe ſchuldete, ein Fauftpfand an den 40 Ballen Hanf. Nach Ankunft des 
Hanfes in Straßburg fehte ſich nun die beffagte Firma als Pfandgläubigerin fofort in 
defien Befig. Bald darauf wurde über das Vermögen des ©. ber Konkurs eröffnet. 
Rah den Feſtſtellungen bes Berufungsgericht Hatte die Beklagte nicht bloß von der 
beträglichen Handlungsweife des &. Kenntnis, als fie fi) das Fauftpfand an der Ware 
beftellen fieß, ſondern auch M., der Teilhaber der beflagten Firma, hat mit der nid 
tigen Erffärung, die Beflagte habe als Spediteur wegen ihrer Forderung ein geſetzliches 
Pfandrecht an der Ware, den ©. zur Beftellung des Fauftpfandes unter Ausftellung 
der wertlofen Accepte und deren Aushändigung an den Bankier veranlaßt. Hiernach 
üt die förmliche Mitwirkung und Teilnahme der Bellagten an dem Betruge, durch ben 
der Mägerin der Beſitz der Ware, ben fie bis dahin gehabt Hatte, gegen die Beſtim⸗ 
mungen des von ihr mit ©. geſchloſſenen Vertrages in argliftiger Weife entzogen wurde, 
feftgeftellt und dieſe Feſtſtellung bildet die rechtliche Grundlage, um einen perfönlichen 
Anſpruch der Klägerin auf Rüderftattung der Ware gegenüber der Beklagten zu be 
gründen. Gegen die fo FTonftruierte Pflicht der Beklagten zur NMüderftattung würde 
ein ettwaiges Pfand⸗ oder Retentionorecht an ber Sache nicht von Bedeutung fein. 
. 3760. 


Nr. 1866. L Sen. 14. Suli 1894. L 147. 94. Bd. 33, Ar. 31, ©. 143. 

Ringe des Eigentümers von Wechſeln gegen ben Wechfelbefiker, der die Wechſel⸗ 
forderungen im Stonkurfe des Wechſelſchulduers angemeldet hat, auf Abtretung ber 
Lonkursforderungen und Herausgabe der Werhfel. (Reichs- und preuß. R.). Der 
Kläger war im Beige von drei Wechſeln über 3000, 1300 und 3300 ME., die von der 
tan U, auf L. an eigene Ordre gezogen, von biefem acceptiert und von ihr in blanco 
giriert find. Er hat diefe Wechſel nach Verfall im Januar 1891 der U. zum Inkafſſo 
im Konfurfe des Acceptanten übergeben, bie U. aber hat den Wechfel über 1300 DE. 
an R. veräußert und die Wechfel über 3000 und 3300 Mt. an Frau ©. überlafien. 
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N. Hat den Wechſel über 1300 ME. mit feinem Blankogiro und einer Ceffion vom 
31. Januar 1891 dem Beklagten zum Inkaſſo gegeben. Die Wechjel über 3000 und 
3300 ME., von denen der letztere am 26. Januar 1891 für ben Stläger mangels Zahlung 
proieftiert ift, Hat die &. dem Bellagten für frühere Forderung besfelben an fie im 
Betrage von etwa 1800 Di. verpfänbet und anf Verlangen bed Bellagten ihm zwei 
Geffionen der U. auf ihn nebft den Wechfeln übergeben. Der Beklagte hat bie Wechſel 
im Konkurſe des Acceptanten zur Anmeldung und Feſtſtellung gebracht. Der Kläger 
verlangt als Eigentümer der Wechſel von ihm die Abtretung ber Stontursforberungen 
und die Herausgabe der Wechfel. Der erfte Richter hat die Enticheidung von einem 
Eide des Bellagten abhängig gemadt, daß er die Wechſel nicht von ber U. mit der 
Mitteilung, daß fie fie für den Kläger einziehen follte, erhalten habe. Der Berufungs- 
richter hat den Bellagten zur Herausgabe des Wechſels über 3300 ME. verurteilt und 
im übrigen bie Klage abgewiefen. Auf die Revifion des Mägers ift der Bellagte auch 
zur Herausgabe des Wechfels über 3000 Mk. verurteilt, im übrigen das Berufungs⸗ 
urteil aufrecht erhalten. Der Berufungsrichter ftellt feft, DaB der Kläger die brei 
ftreitigen Wechfel im Jannar 1891 ber Frau U. zum Inkafſo übergeben bat und 
damals der wechielrechtlich Iegitimierte Eigentümer ber Wechlel war. Dieſe Feftftellung 
ift nicht angegriffen.- Die erhobene Eigentumsflage ift danach und nad Art. 74 W. O. 
gegen den unftreitig im Beſitze der Wechſel befindlichen Bellagten begründet, wenn ber 
Bellagte nicht beweift, daß er das Eigentum der Wechſel nad Wechſelrecht ober doch 
ben Beſitz ber Wechſel von einer wechjelrechtlich Tegitimierten Berfon mit Wirkung gegen 
Den Kläger erworben hat, oder wenn ber Kläger beweift, daß der Bellagte den Beſitz 
in böfem Glauben oder unter grober Fahrläffigleit erworben hat. Das Verufungsurteil 
weift die Klage bezüglich der Wechfel über 1300 und 3000 ME. ab, weil ber Bellagte 
fie von einer wechjelrechtlich Iegitimierten Perſon erworben habe und weder böfer Glaube 
noch grobe Yahrläffigfeit dabei erwielen fet, verurteilt den Bellagten dagegen bezüglich 
bes Wechjeld über 3300 Mk., weil der Beklagte diefen Wechjel von einer wechfelrechtlich 
nicht legitimierten Berfon erworben habe. 1. Die Reviſion des Klägers betrifft die 
Entiheidung über die beiden Wechſel über 1300 und 3000 Mi. Den Wechſel über 
1300 ME. Hat der Bellagte, wie er behauptet hat und der Berufungsrichter feftftellt, 
durch R. mit deffen Blankogiro und der Ceſſion vom 31. Januar 1891 zum Intafio 
für R. erhalten. R. bat dies und daß er den Wechſel von ber Frau U. erworben 
babe, beftätigt und befunbet, daß er den Wechlel ſchon vor deſſen Verfalltage, dem 
21. November 1890, erworben zu haben glaube. Nach ber Yeitftellung bes Be⸗ 
rufungsrichters, daB der Kläger den Wechfel am 22. Zannar 1891 der U. zum Inkaſſo 
gegeben, ift Dies ansgefchlofien, und nur möglich, dab R. den Wechſel nad) dem 
22. Sannar 1891 von der U. erworben hat. Es kommt darauf indeflen nit an. 
Denn die U. war durch den Beſitz des Wechſels und ihr eigenes Blanloindoffament 
nod nad dem Berfalle des Wechjeld zur Begebung des Wechſels an R. unter Be- 
nutzung des Blanfoindoffaments wechjelrechtlich befugt. Nur für den verfallenen 
and proteftierten Wechfel ift Dies gegen bie Anficht des Reichsoberhandelsgerichts vom 
Neichögericht verneint. Nr. 1272. Hat danach R. wechſelrechtlich das Eigentum des 
Wechſels erworben, wenn er nicht in böfem Glauben war ober grob fahrläffig Hanbelte, fo 
ift and) der Beflagte durch das Blankogiro und bie Ceſſion des R. wechſelrechtlich und civil- 
rechtlich Tegitimierter Befiter. Dafür, da M. den Wechſel mala fide oder grob fahrläffig 
erworben habe, hat ber Kläger nichts vorgebracht. Alles, was er vorgebracht hat, bezieht 
fih auf die mala fides des Beflagten bei bem Erwerbe von ber G. und der U. 
Darauf, baf der Beklagte zugiebt, daß feine Legitimation gegenüber dem R. nur eine for- 
melle ift, infofern er Eigentumsindoffament und Eeffion zum Inkaſſo erhalten hat, fommt 
ed gegenüber dem Kläger rechtlich nicht an ebenfomenig wie darauf, daß R. fi auf 
die Streitverfündung feitens des Beklagten nicht eingelaflen hat. Der Beflagte ift be- 
fugt, fein formelles Recht gegenüber dem Kläger fo lange geltend zu machen, ald gegen” 
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über ihm felbft ober gegenüber dem R. nicht der Mangel bed materiellen Rechts in 
ber Berjon des R. dargethan iſt. An ſolchem Nachweiſe fehlt e8 ganz. Die Rüge ber 
Revifion, daß R. nicht beeidigt worden, obwohl er Rechtsvorgänger des Bellagten fei, 
ift bedentungslos, felbft wenn fie begründet wäre, weil damit der Mangel jedes Bor- 
bringen® bezüglich der mala fides bed R. nicht befeitigt werben würde. Bezüglich 
dieſes Wechſels ift die Klage danach mit Recht abgewiefen und die Reviſion unbegründet. 
Bezüglich des Wechjeld über 3000 Mk., der am 23. Oktober 1890 fällig war, das 
Blantoindoffament der U. trägt und am 28. Jannar 1891 von der U. an den Be⸗ 
Hagten cediert ift, behauptet der Beflagte, baß er ihn von ber ©. zur Sicherheit für 
Forderungen an bie ©. erhalten habe. Daß ihm ſolche Forderungen gegen die G. im 
Betrage von weit mehr als 3000 ME. bei Hingabe des Wechſels zuftanden und noch 
zuftehen, ift vom Berufungsrichter ohne prozeſſualen Berftoß ebenfo feftgeftellt wie daß 
der Wechſel dem VBellagten zu Pfande gegeben if. Dagegen find auch feine Angriffe 
erhoben. Die &. war dur das Blankogiro der U. Iegitimierte Wechfeleigentümerin. 
Aber das Verhalten des Beflagten beweift, daß er ihrer materiellen Berechtigung oder 
wechſelrechtlichen Legitimation nicht getraut hat. Denn ohne bie würde er fidh die 
Ceſſion vom 28. Januar 1891 durch die U. als die Blankoindoſſantin nicht haben er- 
teilen laſſen. Diteje Ceſſion ftellt Die Sache rechtlich fo dar, als ob die U. den Wechſel 
direlt dem Bellagten zum Eigentum in securitatem für fremde Schulb übertragen hat. 
Auf die Legitimation dur das Blankogiro der U. auf die ©. lann fich der Beklagte 
nicht berufen, weil er nach feiner eigenen Darftellung den Wechſel auf Grund biefes 
Blantogiros und ber Legitimation der &. durch basjelbe nicht hat erwerben wollen 
und nicht erworben, jondern ihn der &. zum Bmede der Beichaffung der Ceſſion ber U. 
zurüdgegeben und mit dieſer Geffion zurüderhalten hat. Kann aber der Bellagte feine 
Legitimation nur auf die Eeffion der UM. ftügen, fo ift bie Vindikation dieſes 
Wechſels begründet. Nach der Yeltftellung des Berufungsrichters war bie U. nicht 
Eigentümerin des Wechſels. Der Ceſſionar erwirbt die Wechlelforderung und mit 
ihr das Wechſeleigentum nur aus dem Rechte feines Auktors, des Cedenten, d. h. die 
Rechte des Eedenten aus dem Wechfel, nicht wie der Indoffatar kraft des Indoffaments 
(Art. 10 W.O.) das Recht aus dem Wechfel nah Maßgabe des Inhalts der 
Bechfelurtunde und das Eigentum des Wechſels als eigenes Recht. Da die Art. 10, 
14 WD. auf den Ceſſionar nidt Anwendung finden, Tann er die Wechjelforderung 
nur fo weit geltend machen, als fie feinem Gedenten zuftand, und muß ſich abweichend 
von Art. 82 W. O. alle Einreden entgegeniegen laſſen, die gegen feinen Cedenten be» 
ſtehen. Daraus folgt rechtlich zugleich mit Notwendigkeit, baB auch die Art. 36, 74 W. O. 
auf den Ceſſionar feine Anwendung finden, daß er ih für feine Perjon anf 
die Präfumtion der Art. 17, 36, 74 WD. für das Eigentum bes wechſelrechtlich legi- 
timierten Beſitzers nicht berufen kann. Nachdem im vorliegenden Yale viele Prä- 
fumtion für bad Eigentum der Cedentin bes Bellagten durch den Nachweis, 
ba der Kläger Eigentümer des Wechjeld war, als ber Bellagte den Wechſel von 
ber U. erhielt, befeitigt ift, Tann der Beflagte nur die Rechte an dem Wechſel geltend 
madhen, die dem redlihen Befiter auch gegen den wahren Eigentümer zuitehen. Der 
Art 306 9.8.8., auf den fich der Reviſionsbeklagte beruft, findet fchon beshalb feine 
Anwendung, weil die U. nicht Kaufmann war. Über bie Rechte des reblichen Beliters 
enthält die W.D. keine Vorſchriften. Der Art. 74 W. O. regelt nicht die ganze Lehre 
von der Wechfelvindifation und befagt nicht, daß bie Bindilation des Wechſels unbedingt 
gegen ben ftattfindet, der den Wechſel nicht durch einen Wechſelakt, ſondern durch einen 
civifrechtlihen Alt der Eigentumsübertragung erworben bat. Er fchließt nur bie 
Vindikation des Wechſels gegen den wechjelrechtlich Legitimterten aus, der nicht in böfem 
Glauben und grob fahrläffig erworben hat. Im übrigen richtet fich die Vindikation nad) 
ben Vorfchriften des bürgerlichen Rechts. Nach den hier zur Anwendung fommenden Bor- 
fhriften des prenßiſchen Rechts (88 24 ff. L. 15; 88 80ff. 91, J. 20 A.L. R. = ber reblidde 
Schulze, Reichsgeriäätsentichelbungen. Bd. II. 
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Erwerber bie vom Nihteigentüimer erworbene Sache gegen Erftattung deſſen beraus- 
zugeben, was er für die Sache gegeben oder geleiftet bat. Der Beklagte hat aber für 
ben Wechſel nach feinem eigenen Bertrage nicht3 gegeben oder geleiftet. Er hat deshalb 
den Wechfel und die Wechlelforberung herauszugeben, ohne daß es auf die linter- 
ſuchnng antommt, ob er ihn in böfem Glauben ober grob fahrläfftg erworben hat. 
2. Aus vorftehendem ergiebt fich zugleich die Enticheidung bezüglich des Wechſels über 
3300 Mi. Der Berufungsrichter hat den Bellagten zur Herausgabe dieſes Wechſels ver- 
urteilt, weil er nicht gemäß Art. 36 ®.D. legitimierter Wechſelbeſitzer ſei. Davon ift 
richtig, daß die &. durch den Beſitz des für den Kläger proteftierten Wechjels zur 
Eigentumdübertragung oder Verpfändung bes Wechſels nicht legitimiert war, da fie 
nicht im Wechielverbande ftand und deshalb, felbft wenn fie den Wechjel im Regreß⸗ 
ivege eingelöft Hätte, was nicht der Fall ift, ohne Giro des Klägers nicht legitimiert 
war. Nr. 1272. Aber der Beklagte hat nicht nur die rechtlich unwirkſame Übergabe 
bes Wechſels nebft Proteft Durch die &., fondern die Ceſſion durch die U. auf 
Grund des proteftierten Wechſels für ih. Damit liegt die Sache rechtlich auch hier 
fo, al8 ob die U. dem Bellagten die Wechfelforberung zur Sicherheit für fremde Schuld 
in securitatem cediert und zu dieſem Bwede den Wechfel zum Eigentum übergeben 
hätte; und die U. war, meil fie als Ausftellerin und erfte Snboffantin im Wechfel- 
verbande ftand und der Beſitz des Wechſels und des Proteftes dafür ſprach, daß jie 
den Wechſel im Regreßwege eingelöft hatte, nach Art. 48, 55 W. O. wechſelrechtlich Tegi- 
timiert, das Recht aus dem Wechjel geltend zu machen ober es durch Ceſſion nebft dem 
Eigentum an dem Wechſel zu übertragen, wie die Anſchlußreviſion mit Hecht ausführt. 
Im Ergebnifle ift die Entichetdung des Berufungsrichterd aber aus den unter 1 be- 
züglich des Wechſels über 3000 MI. entwidelten Gründen richtig. Kann fi) ber DBe- 
fagte nur auf feine Legitimation durch die Ceſſion ber U. berufen, fo Tann er, 
nachdem das Eigentum des Klägerd an dem Wechſel feftgeftellt ift, auch bier nur die 
Nechte des redblichen Beſitzers geltend machen und muß den Wechfel und bie Wechiel- 
forderung herausgeben. da er dafür nichtö gegeben oder geleiftet Hat. Die Anfchließung 
an bie Revifion ift danach unbegrünbet. 


Nr. 1867. VL Sen. 18.Rovember 1889. VI. 226. 89. Bd. 25, Nr. 28, ©. 130. 

VBereiherungsflage. Umfang ber Haftung des gutgläubigen Beſitzers einer 
fremden Sache gegenüber ihrem früheren Eigentümer wegen Bereicherung. Be⸗ 
weislaft. (Gem. R.). Das Reichsgericht tritt nicht der herrſchenden Anlicht bei, wo⸗ 
nad) gegenüber der condictio sine causa der frühere gutgläubige Befiger gegebenen 
Falles unbedingt auf den von ihm für die von ihm weiter veräußerte Sache erzielten 
Kaufpreis haften würde, auch wenn derjelbe den wahren Wert ber fraglichen Sache im 
Uugenblide bes Verkaufes überfteigen follte, fondern läßt als Einrede bie Behauptung 
zu, daB die Sache zu biefem Beitpunfte einen geringeren Wert gehabt habe. Zwar 
kann dieſe Anficht nicht mit ber 1. 49 Dig. de neg. gest. 3, 5 vereinigt werden. So— 
bald der Verkauf der Sache unter ben Geſichtspunkt einer freiwilligen Geihäftsführung 
des redlichen Beſitzers für den Eigentümer gebradht wird, verjteht es fich von ſelbſt, 
ba ber Letztere einen Anſpruch auf den Erlös als folchen Hat. Aber es muß aud an- 
genommen werden, daB Hier eine Antinomie im römiſchen Nechte vorliegt, wenn die 
l. 23 Dig. deR. C. 12,1 ftatt der actio negotiorum gestorum vielmehr eine condietio, 
offenbar die condictio sine causa, als die zu Gebote ftehende Klage nennt, und daß bei 
diefem Widerftreite die Auffafjung der 1. 23 a. a. D. den Borzug verdient, da ber 
gutgläubige Beſitzer beim Verlaufe der Sache fiher nicht die Abficht hat, die Geichäfte 
be3 Eigentlimerd zu beforgen, und da zudem für nahe verwandte Fälle zweifellos nicht 
die actio negotiorum gestorum, jondern die condietio sine causa die gegebene Klage ift 
(vergl. 3. B. 1. 18 pr. Dig. de reb. er. 12, 1 und 1. 30 pr. Dig. de act. emti vend. 
19, 1). Sit nun der Geſichtspunkt der freiwilligen Geichäftsführung ausgeichloffen , fo 
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fehlt es an jedem inneren Grunde, weshalb der frühere Eigentümer dem gutgläubigen 
Befiger jemald mehr ald den Wert folle abverlangen dürfen, welchen die Sade in 
dem Augenblide hatte, mo der Lebtere durch Uufgeben des Beſitzes von der Verpflichtung, 
fie felbft herauszugeben, frei wurde. Inſoweit, als der Wert beim Befiger zurüd- 
geblieben und nicht etwa auf Aufwendungen besfelben zurüdzuführen ift, erfcheint der 
Beſitzer als grundlos aus den Vermögen des früheren Eigentümers bereichert; aber 
mehr als diefer Wert ift ja aus dem Vermögen bes Lebteren nicht herausgegangen. 
Daß auf die Erbſchaftsklage ber beffagte bonae fidei possessor auch den etwaigen 
Mehrbetrag des Kaufpreifes, inſofern er Durch denfelben zur Zeit des Prozebanfanges 
noch bereichert war, herausgeben muß (l. 22. 28 Dig. de her. pet. 5, 3) könnte nicht 
ald Segenargument verwertet werden, denn dies erflärt fi daraus, daß bort ein 
Vermögen ala Ganzes ben Gegenftand des Unfpruches bildet. Es erfcheint 
richtiger, aus 1. 23 Dig. de reb. er. 12, 1, c. i Cod. de reb. alien. 4, 51 und 1. 17 
pr. Dig. de rei vind. 6, 1 nur bie Regel zu entnehmen, welde in zweien von brei 
möglichen Fällen zutrifft, nämli wenn der erzielte Kaufprei3 dem mahren augen- - 
blicklichen Sachwerte gleih, und weun er geringer als diejer Wert war, und für ben 
dritten möglichen Fall, nänlih wo der Kaufpreis den wahren Wert überftieg, eine 
Ausnahme zuzulaflen. Nach diefer Auffaffung ift aus den angeführten drei Stellen 
eine Rechtsvermutung in dem Sinne abzuleiten, daß der vom Bellagten erzielte 
Kaufpreid dem wahren damaligen Sachwerte entiprochen babe. Danach regelt ſich die 
Beweislaft. 


Nr. 1868. L Sen. 8. Dezember 1880. I. 402. 80. Bb. 3, Nr. 56, S. 201. 

Haftung bes Bindikationsbellagten für entgangenen Gewinn. (Gem. R.). Bur 
Begründung des Anipruches auf Era des dem Kläger angeblich Durch Die Borentbaltung 
ber Sache entgangenen Gewinnes genügt nicht, daß der Bindilationsfläger die nur 
als VBefiger, nit auf Grund eines obligatorifchen Berhältniffes belangten Beklagten 
durch Aufforderung zur Herausgabe in Verzug geſetzt hat, vielmehr hängt ber Um- 
fang der Nebenforderungen des Bindilationsflägers davon ab, ob der Bindifationd- 
beflagte redlicher oder unreblicher Beſitzer iſt. War ber Bellagte reblicher Beliger, fo 
laun der Kläger nicht Erfa des vor ber Zuftellung der Klage ihm entgangenen &e- 
winnes fordern und es lann unerörtert bleiben, ob, wie von namhaften Rechtslehrern 
behauptet wird, ein folder Anſpruch felbft gegen ben unredlichen Beſitzer vor dem 
Prozeſſe nicht begründet tft. 


Nr. 1869. V. Sen. 21. April 1894. V. 216. 93. Bd. 33, Nr. 59, ©. 260. 

Klage des Eigentümers gegen den reblichen Beſitzer anf Vergütung für fructus 
percipiendi, nachdem bem Kläger Bergütung für fructus percepti zugeſprochen if. 
58 223, 229, L7 WER. (Preuß. R.) Nachdem der Kläger im Vorprozeſſe (Nr. 1788) 
die Bergütung der vom Bellagten thatſächlich genofienen Nutzungen gefordert hat, be⸗ 
aufprucht er jett als Eigentümer der Grundftüde vom Bellagten al3 deren unredlichem 
Beſitzer die Vergütung derjenigen Nubungen, die er von den Srundftüden wirtichaftlich 
hätte genießen können, zu dem Betrage, um den ber Wert diefer Nutzungen bie ihm im 
Vorprozeſſe zugefprochene Vergütung der vom Bellagten gezogenen Rutungen überfteigt. 
Da den Gegenftand der Entfcheidung im Vorprozeſſe auf Klage und Widerflage Iedig- 
li die vom Bellagten gezogenen Nubungen gebildet haben, fo ftehen diefe Entſcheidungen 
aus dem Geſichtspunkte der Einrede der res judicate dem Anſpruche des Klägerd auf 
Vergütung ber zu ziehenden Srüchte nicht entgegen. Die thatfächlihe Vorausſetzung, 
an die im 8 229, 1.7 WLR. der Anſpruch anf die zu ziehenden Früchte gebunden 
wird, ift in ber Feftftellung anzutreffen, wonach der Bellagte, ald er dem Klaͤger bie 
Herausgabe der Grundſtücke verweigerte, gewußt hat, daß die Grundftüde, bie er ala 
eigen bejaß, dem Kläger gehören. Biweifelhaft ift dagegen, ob und inwieweit der Kläger 
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befugt fei, Vergütung der zu ziehenden Früchte zu verlangen, nachdem ihm bereit bie 
vom Bellagten gezogenen Früchte zugeſprochen find. Das A.L.R. ftellt zwei Syſteme 
auf, nad) denen der Eigentümer gegen den unreblichen Befiber feinen Anſpruch auf 
Bergiitung der ihm vorenthaltenen Nutzungen berechnen fann. Nach 8223, L7ALR. 
muß der unredliche Beliker die Sache mit allen vorhandenen Früchten und Nutzungen 
zurüdgeben und diejenigen, die er während feines unreblichen Beſitzes genofien hat, 
vergüten. Hier wird der Erftattungspflicht des unredlichen Befikerd die von diejem 
thatfächlich gelibte Benugung der Sade zu Grunde gelegt und deſſen Verpflichtung auf 
die Herausgabe bezw. Vergütung der wirklich gezogenen Früchte befchräntt. Am 8 229, 
1.7. A.L.R. wird die Erftattungspflicht defien, der weiß, daß die Sache, die er als 
eigene befitt, einem Anderen zugehöre, alfo des „eigentlich unredlichen Beſitzers“ (8 241 
a. a. D.), dahin gefteigert, daß er „auch diejenigen Früchte und Nutzungen, Die ber 
rehtmäßige Eigentümer wirtſchaftlich hätte genießen können“, vergüten muß. Hier 
wird die Erftattungspflicht des unredlichen Beligerd nicht nach der wirklich von ihm 
geübten, fondern nach einer fingierten Benutung bemeflen, nach der, die der Eigentümer, 
wenn er im Beſitze ber Sache geweſen wäre und dieſe mwirtichaftlich genukt hätte, an⸗ 
wenben fonnte. Wie fi aus den Worten im 8 229 „auch diejenigen Früchte“ u. |. w. 
ergiebt, hat der Eigentümer gegenüber dem eigentlich unredlichen Befiker die Wahl, 
ob er feinen Erftattungsanipruh auf bie thatfächlihe Benutzung gründen oder ob er 
al3 Unterlage dafür die ihm vielleicht vorteilhaftere fingierte Benutzung vorziehen will. 
Der Erfat gezogener und verfäumter Früchte wird er für denfelben Zeitraum nur 
felten fordern können, da in der Regel die eine Nubungsart die andere ausichließen 
wird. Ein Grundftüd 3. B., das dur Verpachtung oder Verlauf genugt ift, kann, 
außer vom Pächter ober Käufer, unmöglich gleichzeitig durch Fruchtziehung genutzt 
worden fein. Undenkbar ift e8 freilich nicht, daß ein Eigentümer in der Lage geweſen 
fei, neben den vom Beſitzer gezogenen Nutungen noch andere zu gewinnen. Abgeſehen 
von folhem hier nicht in Betracht fommenden Falle kann der Eigentümer nur den Er» 
fat entmweber der gezogenen oder ber zu ziehenden Früchte von berjelben Sache 
fordern. Die thatfächliche Unmöglichleit des Nebeneinanderbeftehbend zweier einander 
ausfchließenden Nutungsarten führt notwendig zu diefer Veſchränkung. Selbitverftänd- 
lich darf jedoch, wenn die Herausgabe mehrerer Sachen in Frage fteht, die Vergütung 
der Früchte bei den einzelnen Sachen nad; dem einen oder dem anderen Syſteme ge- 
fordert werden. Ebenſo ift es nicht unftatthaft, beide Syiteme fo miteinander zu ver- 
binden, daß in eriter Linie die gezogenen Früchte und nur für den Fall des Nicht- 
durchdringens mit diefem Anſpruche der Erfag der verſäumten Früchte verlangt wird 
oder umgefehrt; oder daß zur Rechtfertigung der Höhe bes geltend gemachten Anſpruchs 
beide Berechnungsarten herangezogen werden und ſchießlich der Anſpruch auf diejenige 
geftüßt wird, die dem Eigentümer nach dem Ergebniffe der Beweisverhandlungen günftiger 
tft. Ob im Laufe bes Nechtäftreits der mit der Klage geltend gemachte Anſpruch auf 
die gezogenen Früchte nachträglih auch auf die verſäumten Früchte gerichtet werden 
barf, kann unerdrtert bleiben; die Entſcheidung im Vorprozeſſe, daß darin eine un⸗ 
zuläffige Klagänderung gefunden werden müſſe, ift rechtäfräftig geworben. So oft durch 
die eine Nußungsart die andere audgefchloffen wird, geichieht dem Erftattungsaniprudje 
des rechtmäßigen Eigentümers dadurch, daß die Klage auf der Grundlage der gewählten 
Benugungsart durchdringt, volles Genüge, und es bleibt nichts übrig, was noch geltend 
gemadt werden könnte. Der Betrag der gezogenen Früchte bildet nicht etwa einen 
Teil des höheren Wertbetraged ber verfäumten Früchte, fo daß die Nachforderung der 
Differenz beider geftattet wäre. Der Anſpruch auf beiderlei Früchte ift der nämliche, 
nur darf er auf zwei verfchiedene VBerechnungsmeifen gegründet werben. Soweit der 
Kläger mit der einen Berehnungsart zum Biele gelangt, ift fein Anſpruch befriedigt 
und für die Anwendung ber anderen Berechnungsart ift fein Raum mehr. Dadurch, 
daß der Unfpruch des Eigentümers auf zwei Begründungsweijen geftellt werden Tann, 
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folgt nur, daß dem Kläger, foweit er mit der einen Begründung nicht obfiegt, der Weg 
mit ber anderen Begründung gangbar bleibt. Hiernach kann der Kläger nicht nad 
träglih Nutzungen von den ihm vorenthaltenen Grundftüden als verfäumte qualifizieren, 
die ihm bereits als gezogene zuerfannt worden find. Dagegen ift ihm nicht verwehrt, 
Nußungen als verfäumte für diejenigen Grundftüde und Grundſtücksteile und für Die- 
jenigen Beitabfchnitte zu verlangen, für die ihm gezogene Nutzungen noch niit zu⸗ 
gebilligt find. 


Nr. 1870. L Sen. 6. Oltober 1883. I. 312. 83. Bd. 11, Nr. 67, ©. 298. 

Enbfibiärer Anſpruch des Eigentümers anf Wertserftattung für die entzogene 
Sache. (Preuß. R.). Der Eigentümer ift an Berfolgung des Anſpruches auf Werts 
erftattung für die entzogene Sade gegen ben Entziehenden dadurch nicht gehindert, 
daß er in der Lage ift, die unentgeltliche Herausgabe der Sache vom derzeitigen dritten 
Befiger verlangen zu können. In früherer Beit ift die bloße Subjidiarität des An⸗ 
ſpruchs aus 8 15, L 15 A.L.R. behauptet, von bem preußifchen Obertribunal ift in⸗ 
defien angenommen, daß für den Eigentümer das Recht auf Schadloshaltung durch 
Bertderftattung gegen den unreblien Befiter, ber fich des Belites entäußert Hat, 
neben dem Vindikationsrechte gegen den nunmehrigen Beſitzer zur Wahl fteht. Dem 
ift beizutreten. Das preußifche Recht kennt den Bindifationdanfprud nur gegen ben 
wirflihen Beſitzer (88 11, 13, L 15 A.L.R.), fieht dagegen in dem daneben ftatuierten 
Anfpruche gegen denjenigen, welcher die Sache unredlich in Beſitz genommen, aber ſich 
ihrer wieder entäußert hat, einen Unfpruch auf Schabenserfag aus einem Delikt (88 14, 
15 a. a. D.). Das Geſetz ſieht in der widerrechtlichen Ergreifung des fremden Eigen- 
tums eine unerlaubte Handlung, weldhe zum vollen Erſatze der dadurch bewirkten Ver⸗ 
mögensperminberung führen fol, jofern der Ergreifer die Sache jelbft nicht zurüdgeben 
kann. In dem Begriffe des Schabenserfages Tiegt es, daß er vom Erfaßpflichtigen 
nit deshalb abgelehnt werben kann, weil der Verletzte auch noch Anderen gegenüber 
Mittel zur Ausgleihung des Verluftes Habe. Der 8 15, L 15 A.L. R. ift nicht bloß 
auf den eigentlichen unreblichen Belfiger im Sinne des $ 11, I. 7 A.L.R., fondern auch 
auf den vom Gejeke einem ſolchen nach ben SS 14, 15, 1. 7 ULM. gleich geachteten 
Befiger anzuwenden (88 2, 11, 20, 27, 33, L 15 WER.) Auch für das gemeine 
Recht gilt ald Regel, daß mit der Vindikationsklage ſowohl der wirkliche Befiger wie 
auf die Aftimation der, qui dolo desiit possidere, verfolgt werden kann. Vergl. 1. 20 
$ 21, 1. 25 88 8—10 Dig. de hered. pet. 5, 3; 1. 27 8 3 Dig. de rei vind. 6, 1. 
Vergl. 8 304 des fächfifchen B.G.8. Allerdings madt 1. 13 8 14 Dig. de her. pet. 
d, 3 eine Einfchränfung für den Fall, daß der dritte Vefiger paratus sit judicium pati. 
Aber die darin zu findende Vorausſetzung, daB der Eigentümer den wirklichen Beſitzer 
ebenfo bequem verfolgen kann, wie den fingierten, würde in einem Falle nicht zutreffen, 
in welchem der Eigentümer, ftatt den Bankier zu verfolgen, der felbft von einem Un⸗ 
befannnten und zwar mutmaßlich dem Diebe oder einem Genoflen desſelben gekauft 
er en verfolgen follte, der erft wieder von jenem belannten Bankier ge 
auf hat. 


Nr. 1871. II. Sen. 8. Februar 1889. III. 276. 88. Bd. 22, Nr. 44, ©. 215. 
Bindiletion einer Lebensverfidderungspolice. Retentionsrecht wegen Prämien- 
vorlagen. (Gem. R.). Da nicht feitfteht, wer nah Inhalt der fraglichen in London 
auögeftellten Police nach dem Ableben des Berficherungsnehmerd zum Empfange ber 
Verſicherungsſumme berechtigt ift, ob insbeſondere Die, rüdficgtlich ihrer Yorm im Bweifel 
nad engliſchem Rechte zu beurteilende, Police die Inhaberflaufel oder auch nur die 
Veftimmung enthält, daß bie Berfiherungsgefellichaft an jeden Bräfentanten ber Ur- 
funde zu zahlen befugt fei, fo fann höchſiens davon ausgegangen werden, daß bie 
Geltendmachung der Forderung aus dem Berfiherungsvertrage an den Beſitz der Bo- 
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fice derart gefnüpft ift, daß die Verfiherungsgefellfchaft ohne Übergabe ber Urkunde 
zur Bahlung ber verfiherten Summe felbft an die fonft als Gläubiger Iegitimierten 
Rechtsnachfolger des Verficherungdnehmers nicht verpflichtet ericheint. Bet ſolchem Sach⸗ 
verhalte ift die ftreitige Police nicht die Trägerin des Obligationsverhältniſſes 
zwifchen dem Berficherten und deſſen Rechtsnachfolgern einerfeit3 und der Berficherungs- 
geſellſchaft andererfeit3, fondern nur eine Beweisurkunde von befonderer Be- 
Ihaffenhett. Ba fonad der Verſicherungsanſpruch in der Verficherungsurfunde 
(Bolice) nicht verkörpert ift, fo Tann auch in Anfehung ber ftreitigen (vom Bellagten, 
welcher die Police vom Erblafier der Kläger nicht zur Aufbewahrung, fondern zur 
Sicherheit wegen der von ihm übernommenen Prämtenzahlungen audgehändigt erhalten 
haben will, gemachten) Prämienvorlagen von einer Berwendbung auf die Sade ſelbſt 
im eigentlichen Sinne des Wortes nicht die Rede fein. Allein dies fchließt weder die 
Bindilation der Bolice aus, da auch Urkunden als körperliche Sachen ber Eigen- 
tumsklage unterliegen (1. 3 Dig. testam. quemadm. 29, 3), noch ein Retentiongredt 
an diefer Urkunde, fei es überhaupt, fei e8 insbefondere wegen Verwendungen in Be- 
ziehbung anf diefelbe. Gerade Lebteres trifft bei der hier ftreitigen Police zu. 
Die Kläger können fi dem Erfate der Aufwendungen, bie der Beklagte zur Abwendung 
des Berluftes des Verfiherungsanipruches im Intereſſe der Empfangsberechtigten gemacht 
hat, nicht entziehen. Die Konnezität von Anſpruch und Gegenanſpruch ift von jelbft 
gegeben. Der Bellagte hat die Einrede der Arglift, menn die Eigentümer die Herans- 
gabe ohne Erftattung der zur Aufrechterhaltung des Berfiherungsanfpruches gemachten 
Aufwendungen verlangen (1. 23 8 4 Dig. de rei vind. 6, 1). 


Jr. 1872. V. Sen. 2. Sunt 1888. V. 84. 88. Bd. 21, Nr. 49, ©. 270. 

Erldſchende Berjährung der BVindikationsklage. (Preuß. R.) Es ift zwar im 
Gebiete des preußiſchen A.L.R. bezweifelt worden, ob ohne gleichzeitige Erfigung bes 
Eigentumes eine erlöſchende Verjährung der Bindifationsflage anzuerfennen fei. Aber 
die Gründe reihen nicht aus, um eime Unverjährbarfeit der Bindifation anzunehmen. 
Es mag zugegeben werben, daß eine folgericätige Durchführung bes landrechtlichen In⸗ 
ftitutes der erlöfchenden Verjährung zu einer Ausſchließung der Verjährung der Bin- 
dikationsklage geführt haben würbe. Dabei müßte aber ver Borbehalt gemacht werden: 
wenn den damaligen Geſetzgebern fchon der Heutige rechtswifienfchaftliche Begriff ber 
Klage, al3 eines nicht jelbftändigen Nechtes für fih, fondern als eines Ausfluffes des 
ifr zum Grunde liegenden dinglichen oder perfönlichen Rechtes, geläufig geweſen wäre. 
Diefe Sorausfegung trifft aber nicht zu, fondern es ift nach bem damaligen Stand- 
punkte der Rechtswiſſenſchaft erflärlich, wenn neben der im 8 76 Einl. WL.R. hervor- 
tretenben richtigeren Anfchauung die VBorftellung wirkſam blieb, daß das Klagrecht ein 
zwar mit der zu Grunde liegenden Berechtigung verbundenes, aber doch mehr oder 
weniger jelbftändiges Nebenrecht barftelle.e Daraus erflärt fi die Beftimmung des 
8 504, 1. I ULR., dab Rechte des Eigentumes durch die Gebrauchsunterlaſſung nicht 
erlöihen, folange die Sadje fi in dem Befite des Eigentümers befindet, welche von 
jeher mit gutem Grunde dahin aufgefaßt ift, daß, fobalb der Beſitz nicht mehr beim 
Eigentümer tft, die Eigentumsrechte und darunter auch die Eigentumsklage durch 
Nichtgebraudh erlöfchen können. Bon diefer auch von der Gejekgebung burch den $ 7 
Abi. 2 des E.E.G. vom 5. Mai 1872 angeordneten ausbrüdlih ben Ausichluß der 
Berjährungdeinrede gegen die Eigentumsflage de3 eingetragenen Eigentümerd berüd- 
fihtigenden Auslegung des 8 504 a. a. D. abzumeichen, Tiegt feine Beranlafiung vor. 


Nr. 1873. V. Sen. 10. Oktober 1896. V. 92. 96. Bd. 38, Nr. 72, ©. 263. 

Maßgebender Zeitpunkt für den reblidden Glauben bes Bindikationsbeklagten. 
8 25, J. 15 A.L.R. (Preuß. R.) Die Handlung Gebr. M. Hatte im Sabre 1892 
23 holländiſche Kuhfälber an den Befißvorgänger des Bellagten, Rittergutsbeſitzer D. 
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in ©., verlauft und übergeben unter Vorbehalt de3 Eigentums bis zur Bahlung bes 
Kaufpreiſes. Sie hatte ihre Nechte aus diefem Geſchäfte an den Kläger P. abgetreten. 
Der Kaufpreis für die an D. verlauften Kälber war zum Teil noch unbezahlt. Durch 
Berirag vom 11. Juni 1894 verlaufte D. das Gut, auf dem fich die inzwiſchen zu 
Rüben herangewachſenen 23 Kälber thatſächlich als Inventar befanden, an den Bellagten. 
Die Übergabe wurde dadurch vollzogen, daß D. als Pächter bes Beklagten im Beſitze 
des „mit allem lebenden und toten Inventar“ verlanften Gutes verblieb. Die Auf- 
laffung erfolgte am 31. Dltober 1894. Kurz vor der Auflafiung war dem vom Be⸗ 
HKagten zur Entgegennahme der Auflafiung Bevollmädytigten im Auftrage des Klägers P. 
von bem in betreff der 23 Kühe beftehenden Eigentumsvorbehalt Mitteilung gemadht 
worden. Ber Bellagte erfannte den auf jenen Vorbehalt geftügten Eigentumsanſpruch 
des Klägers P. nit an und machte bagegen eventuell bie Rechte des reblidhen Ve⸗ 
fiferd und Erwerbers geltend, insbefonbere bas Recht auf Erfah eines verhältnismäßigen 
Teiles des Kaufpreiſes. Das VBerufungdgericht Hat unter Verwerfung dieſes Einmandes 
den Beflagten zur Herausgabe der Kühe an den Kläger P. unbedingt verurteilt. Die 
Reviſion ift injoweit zurüdgewielen. Bei Beurteilung bes auf die 88 25, 26, I. 15 
ALLER. geftüsten Anſpruches auf Erftattung eines verhältnismäßigen Teiles des Kauf- 
preifes geht der Berufungsrichter davon ans, daß, da der Eigentumdübergang an 
Grundſtücken und beren Pertinenzien fich gefeßlih nur durch die auf Grund einer Auf 
laffung erfolgte Eintragung im Grundbuche vollzieht, derjenige, der das Grundſtück 
vor der Anflaffung übergeben erhalten hat, dadurch nicht den reblihen, ſondern 
(höchftens) ben unrectfertigen Vet an dem Grundſtücke und feinen Inventarſtücken 
erwerben Tönne, alfo auch der Bellagte durch den Kauf und bie durch constitutum 
possessorium erfolgte &utsübergabe nicht redlicher, ſondern nur untechtfertiger Beſitzer 
geworden fei. Es kann dahingeftellt bleiben, ob dieſe Auffaffung von der Natur des 
durch Übergabe anf Grund eines rechtögültigen Veräußerungsvertrages erlangten Be- 
jiged eined Grunbftüdes in der Zeit bis zur Auflaffung zutreffend ift und durch das 
von dem WBerufungsrichter in Bezug genommene Urteil im alle Ar. 1788, dem ein 
erheblich anderer Thatbeftand (e3 handelte fi dort um formungültige Berträge) 
zu Grunde lag, gerechtfertigt wird. Denn für den guten ober ſchlechten Glauben des⸗ 
jenigen, ber eine dem Veräußerer nicht gehörige Sache durch einen läftigen Vertrag 
„an fih gebracht“ hat (8 25 a. a. D.) kann im Sinne be Geſetzes nur ein, und 
zwar berjenige Zeitpunkt maßgebend fein, in welchem fich der durch den Vertrag 
beabfichtigte Erwerb vollzieht. Das war früher in allen Fällen die Übergabe des ver- 
äußerten Gegenſtandes und ift e8 noch bei beweglichen Sachen, während es bei unbemeg- 
lichen Sachen und deren (wenn auch beweglichen) Zubehör zur Übertragung des Eigen- 
tums der Auflaffung bedarf (8 1 E. E.G.). Die bezüglichen Borfchriften der 88 25 ff. 
1.15 TER. Sollen den redlihen Erwerb ſchützen, indem fie bie Vindikation gegen 
denjenigers, der eine Sadje von einer unverbächtigen Berfon durch einen läftigen Ver⸗ 
trag an füch gebracht, von der Erftattung alles defien, was der Erwerber dafür gegeben 
oder geleiftet hat, alfo beim Kanf von Erftattung des Kaufpreifes, abhängig machen. 
Da nun aber ber Kaufpreis die Gegenleiftung für die Abtretung des Eigentums ift 
(84,111 WER), fo kann im alle eines Kaufes oder eines. anderen auf Erlangung 
des Eigentums gerichteten läftigen Bertrages unter dem „Anfichbringen“ im Sinne bes 
8 2%, L 15 MLR. nur derjenige Alt verftanden werden, wodurd dad Eigentum über⸗ 
tragen und baburch ber Vertrag von feiten des Veräußerers erfüllt wird. Das ift 
aber bei Srundftüden jet die Auflaffung. WS die Auflaffung des Gutes S. an den 
Beklagten erfolgte, hatte der vom Beklagten zur Entgegennahme der Auflaſſung be 
vollmächtigte Rechtsanwalt N. von dem Eigentumsvorbehalte der Gebr. M. Kenntnis. 
Das genügte, um ben redlihen Erwerb des Bellagten in Anfehung der ftreitigen Kühe 
auszuſchließen Nr. 862. Nr. 3449. 
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Nr. 1874. V. Sen. 15. November 1893. V. 186. 93. 8b. 32, Nr. 57,6©. 234. 

Rechtsſtellung des gutglänbigen Pfandbeſitzers gegenüber dem Eigentümer ber 
Pfandfade. 8 80, I. 20; 8 26, L 15 A.L.R. (Preuß. R.). Der verftorbene Kauf- 
mann T. bat das auf den Namen des ©, lautende ftreitige Sparkaſſenbuch, welches er 
nach dem Vorbringen der Klägerin von ihrem Cedenten ©. zur Sicherheit für ein Darlehen 
von 1000 ME., jedoch ohne formell gültige Verpfändung erhalten hatte, der für Ned 
nung der beflagten Stadtgemeinde verwalteten Sparkaſſe al3 Unterpfand für ein von 
dieſer erhaltenes Darlehen von 2000 Mi. übergeben. Der Berufungsrichter hat zu 
Bunften der Klägerin angenommen, daß zur Gültigfeit ber Verpfändung außer ber 
Übergabe des Spartaffenbuches eine jchriftliche Berpfändungserflärung erforderlich fei. 
Er Hat eine formgäültige Berpfändung von ©. an T. nicht angenommen, wohl aber 
von X. an die Beklagte. Er bat aber diefe Verpfändung zur Entftehung eines wirk⸗ 
famen Pfandrechts nicht für geeignet erachtet, weil das Sparkaſſenbuch weder Eigentum 
bes T. war noch fraft Bewilligung des Eigentümers zu deſſen Verfügung ftand. Er 
Bat die Beklagte deshalb zur Herausgabe des Sparkaſſenbuches, aber gemäß $ 80, I. 
20; 8 25, L 15 WER. nur gegen Entrichtung deſſen, was fie dem T. wirklich darauf 
gegeben, verurteilt. Das angefochtene Urteil ift auf die Revifion der Klägerin aufgehoben 
und das erfte Urteil, wonach die Bellagte unbedingt verurteilt war, wiederhergeſtellt. 
Die 88 25, 26, I. 15 ALM. beziehen fih nur auf den Yall des Ermerbes einer Sache 
von einem Nichteigentümer, ber ſich fälfchlih für ben Eigentümer ausgegeben hat. Der 
Grund hierfür ift der, daß fie nach der ausgeiprochenen Abſicht des Geſetzgebers den 
Bwed verfolgen, die Gefährbung der Buverläffigfeit und Lebhaftigfeit des bürgerlichen 
Berlehres zu bejeitigen, welche mit dem Fefthalten an den römiſchrechtlichen auf un⸗ 
bedingten Schuß des Eigentums abzielenden Nechtöregeln über die Vindikation ver- 
bunden geweſen wäre, infofern nad römiſchem Recht ber Beſitzer einer Sache nicht Durch 
gutgläubigen Erwerb, fondern erft durch den fchwierigen Nachweis, daß fein Autor 
Eigentümer war, gegen die Eigentumsflage geihübt wurde. Daraus folgt, daß das 
Einlöfungsredit aus 8 26 a. a. D. nur demjenigen Erwerber einer Sache zufteht, 
welcher fich bei dein Erwerbsafte in einem entſchuldbaren Irrtum über das Eigentum feines 
Autors befindet. Diefer Schuß des gutgläubigen Erwerber wird durch 8 80, L 20 
ALR. dem gutgläubigen Erwerber eines Fauſtpfandrechts in demfelben Umfange ge- 
währt. Damit hat das A.L.R. den Nechtögrundfag ſanktioniert, daß der, welcher in 
dem guten Glauben, fein Autor fei Eigentümer und verfüge als folder über die Sache, 
den Eigentums. ober Pfandbefib daran erwirbt, dem wirklichen Eigentümer nur gegen 
Erftattung deffen, was er für den Erwerb gegeben hat, zu weichen braucht. Hiernad) 
genießt derjenige, welcher weiß, daß ihm eine fremde Sache zum Fauftpfande ge- 
geben wird, fi aber in einem Irrtum über die Legitimation bed Verpfänders 
als Vertreters des Eigentümers befindet, nicht den Schuß, den bie angeführten Geſetze 
nur bei einem Irrtum über das Eigentum des Verpfänders an ber Pfandſache dem 
Bläubiger gewähren. Schübt das Geſetz aber bloß ben Irrtum über das Eigentum, 
fo folgt daraus in gleicher Weife, daß auch der Pfandgläubiger, der ſich in betreff der 
materiellrehtliden Verfügungsbefugnis des Verpfänders über eine milfentlich fremde 
Sade im Irrtume befindet, diefen Schuß nicht genießt. So Liegt die Sache Hier. Die 
Kontrahenten wußten oder mußten wiſſen, daß das der ſtädtiſchen Sparkaſſe zum Fauft- 
pfande gegebene Sparkaſſenbuch dem ©., auf deſſen Namen es lautete, und nicht bem Ber- 
pfänder T. gehörte. Der Irrtum der Beflagten bezog ſich alfo nicht auf das Eigentum 
an der Pfandſache, fondern auf die Befugnis des T., fie zum Fauſtpfande zu beftellen. 
Diefer Irrtum wird nicht Dur 8 80, I 20 WER. geſchützt und gemährt der Bellagten 
nicht das durch 8 26, I. 15 WER. begründete Einlöfungsredt. Die befondere Eigen- 
fhaft der Pfandfache als Sparkaſſenbuch ändert nicht? an ber Anwendung der obigen 
Grundfäge, da Sparkaſſenbücher nicht zu den SInhaberpapieren gehören. Auch wenn 
die Sparlaffe nad) ihren Statuten berechtigt tft, jedem Inhaber bed Sparkaſſenbuches 


8 74. Unfprüde aus dem Eigentum. 121 


ohne Legitimationspräfung die Sparfumme auszuzahlen, erlangt dadurch das Spar- 
kaſſenbuch nicht die Natur eines Inhaberpapiers; die Veftimmung gewährt vielmehr 
den Sparlaffenbeamten nur infofern eine Erleichterung, als fie in ihrem gewöhnlichen 
Kaſſengeſchäfte nicht verpflichtet find, die Legitimation des Buchinhabers zu prüfen, 
fi nicht erfaßpflichtig machen, wenn fie an eine wicht legitimierte Perſon zahlen. Eine 
Ausdehnung diefer Ausnahmebeitimmung auf andere Yälle wie 3. B. die bier vor⸗ 
Tiegende Inpfandnahme eines Sparkaffenbuches ift nicht zufällig.‘ Es fällt hiernach bie 
Anwendung der 88 80, I. 20; 88 25, 26, I. 15 A.L. R. fort. 


Nr. 1875. VL Sen. 21. März 1892. VL 314. 91. Bd. 29, Nr. 28, ©. 106. 

Bertragseinrede gegenüber ber Eigentumsklage, elidiert durch die Replik der 
Unfittlichleit. (Gem. R.). Der Kläger hat dem verstorbenen Ehemanne und Erblafier 
ber Bellagten ein Haus nebft Inventar für 125000 ME. verlauft und e3 ſodann dem 
Käufer übergeben. Da jedoch die Bellagte, nachdem fie Erbin ihres Dlannes geworden 
war, mit den im Bertrage bebungenen Abzahlungen vom Kaufpreife im Rüditande 
blieb, fo hat ber Kläger, unter Hinweis auf die im Vertrage enthaltene hierauf bezüg- 
liche Berfallflaujel, die Beklagte darauf belangt, daß fie fein Eigentum an dem Haufe 
nebit Inventar anerfenne und das Haus unter Burüdlaffung des Inventars räume. 
Die Bellagte wendete ein, dab der Kaufvertrag in Wirklichkeit nicht nur das Haus 
nebft Inventar, ſondern auch das in dem erfteren betriebene Borbellgeichäft zum Gegen- 
ftande gehabt habe und deshalb als gegen die guten Eitten verftoßend nichtig ſei, fo 
daB auch auf die Verfallfiaufel des Bertrages feine Klage geftügt werden könne. Das 
Landgericht hat diefe Einrede verworfen. Das Berufungsgericht hat dagegen den 
Grund der erwähnten Einrede thatjächlich als richtig anerlannt, fie auch rechtlich für 
durchgreifend gehalten und daher die Klage abgewiefen. Der Kläger hat nunmehr 
diefe Abweifung in Anſehung des ftreitigen Haufes mit Grund als rechtsirrig an« 
gefochten. Die Klage war, Einreben vorbehalten, an fich liquid. Der Kläger hat fie 
im weiteren Laufe der Berhandlungen, infofern fie fih auf fein Eigentumsrecht ſtütze, 
als negatorifche Klage bezeichnet, während fie wohl richtiger als rei vindicatio aufgefaßt 
wird; doch ift dies für dad Ergebnis gleihgültig.e Der Hinweis in der Klagichrift 
auf die Verfallflaufel im Bertrage hatte vom Standpunkte der Eigentumäflage aus 
die Natur einer anticipierten Replit. Denn diefer Klage gegenüber hatte der Kläger 
zunäcdft die Einrede aus dem von ihm felbft vorgelegten Kaufvertrage zu erwarten, 
infofern er ſich darin verpflichtet hatte, bad Grundftüd dem Käufer fon vor der Um⸗ 
freibung zu übergeben und ihn bi3 auf Weiteres im Beſitze des Grundftüdes zu be 
laſſen, aljo die Einrede aus feiner perjönlichen Verbindlichkeit nad Maßgabe von 1. 1 
8 5 Dig. de exc. rei vond. 24, 3 und 1. 49 Dig. mand. 17, 1, bezw. 1. 12 Dig. de 
vi 43, 16, die man etwa exceptio rei venditae oder au, injofern nach dem Bertrage 
das Srundftüd einftweilen nur als gemietet gelten follte, exceptio rei locatae (natürlich 
auch exeeptio doli) nennen Tönnte. Das Berufungsgericht will nun ber Eigentums«- 
Mage bier deswegen ihre Wirkſamkeit abiprechen, weil fie, nachdem der Kläger jelbft 
zwar nicht das Eigentum, aber Doch den Beſitz auf Grund eines wegen Unjittlichleit 
nichtigen Vertrages auf den Erblaffer der Bellagten übertragen habe, nad) 1. 8 Dig. 
de cond. ob t. c. 12, 5 nit dazu benubt werden dürfe, der Lebteren den Beſitz wieder 
zu entziehen. Die Bandektenftelle fagt aber nur, daß ber, welcher ein aus einem un⸗ 
ſittlichen Rechtsgrunde (ob turpem causam) gegebenes Verſprechen erfüllt hat, falls ihn 
felbft dabei ein gleicher fittliher Vorwurf trifft wie den Empfänger, troß der Un⸗ 
verbindlichfeit jenes Verſprechens nicht mit der condictio indebiti und ebenjomwenig mit 
der condictio ob turpem causam zurüdfordern könne, was fich in betreff der condietio 
indebiti fon daraus erflärt, daß der Leiftende ja die Unverbindlichleit feines Ver⸗ 
fprechens Tennen mußte, aljo nicht aus entichuldbarem Irrtume geleiftet haben Tann. 
Im vorliegenden Falle handelte es fi nun aber nicht um eine condictio indebiti oder 
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ob turpem causam, fondern um eine rei vindicatio bezw. eine actio negatoria; übrigens 
war bier auch nit um eined unfittliden Rechtsgrundes willen veriproden oder 
geleiftet, fondern der Bertrag, zu beffen Erfüllung geleiftet war, war wegen Unfittlidh- 
feit jeines Gegenftandes nichtig. War alſo hiermit ein Grund zur Aufhebung bes 
angefochtenen Urteil gegeben, jo fonnte auch bie weitere rechtliche Beurteilung nicht 
an befien Aufrechthaltung führen. Die Sache lag prozeſſualiſch fo, daß jede ber Bar- 
teilen fich auf Thatfachen berufen Hatte, die gerade für den Gegner einen Rechtsbehelf 
begründeten, baß aber der Gegner die ihm vorteilhafte Rechtsfolge zu ziehen verfchmäht 
und vielmehr mit rechtsirrigen Gründen zu fiegen vermeint hatte. Der Kläger be- 
bauptete mit feinem Eigentume am Hauſe zugleich den Kanfvertrag, der doch an ſich 
eine Einrede gegen feine Eigentumsklage begründete; die Beklagte behauptete, ftatt 
bieje Einrebe vorzufchligen, vielmehr, daß ber Vertrag in Wahrheit noch einen anderen, 
nämlich einen unfittlichen Gegenſtand gehabt habe und deshalb nichtig fei, und lieferte 
damit dem Släger die Grundlage für eine Replik, deren fi diefer aber wiederum 
nicht bediente, die er vielmehr als unrichtig belämpfte. Nun ift es immer ftreitig ge- 
weien, ob es einer befonberen Berufung auf die vom Gegner vorgebracdhten Thatſachen 
bedürfe, um dem aus ihnen gegen biefen felbft zu unternehmenden Rechtsbehelfe 
Wirkſamkeit zu verfchaffen. Im vorliegenden Falle brauchte biefe Frage jedoch nicht 
enticbieden zu werden, weil das Ergebnis in jedem Falle zu Sunften des Klägers aus- 
fallen muß. Nach der einen Auffafiung müßte er mit feiner Bindilation durchdringen, 
weil ihr gar feine Einrede entgegengejegt wäre. Nach der anderen würde feiner Kelage 
zunädft die aus feinem eigenen Vorbringen abzuleitende Einrede aus dem Bertrage 
entgegenftehen, dann aber auch fofort bie Replik der Nichtigkeit diefed Vertrages. In 
diefer Ießteren Beziehung darf ohne Weiteres als thatſächlich feftftehend angenommen 
werden, daß nach der wahren Willensmeinung beider Kontrahenten für die 125000 Mt. 
nicht bloß die in der Bertragsurfunde genannten Gegenftände, dad Haus und das 
Inventar, fondern auch das beftehende Bordeligefchäft verlauft fein follte, und zwar 
für die 125000 Mt. als einheitlihen Kaufpreis, ohne daß ſich ein beftimmter Betrag 
als auf da8 Haus oder das Inventar ober beide zufammen fallend ermitteln Tieße. 
Dies hat deshalb als feftftehend zu gelten, weil die Beflagte, gegen die e3 gelten fol, 
es ſelbſt behauptet hat. Es kam deshalb nicht auf die Nachprüfung an, ob gegen die 
entiprechende thatfächliche Feftftelung des Berufungsgerichts, welches diejfe gegen den 
Kläger vorgenommen bat, nicht prozefiualifche Bedenken vorliegen. Nachzuprüfen 
blieb dagegen die rechtliche Beurteilung, ob wirklich der Kaufvertrag wegen Unfittlichkeit 
nichtig ſei; freilich hatte die Veklagte felbft auch dies behauptet; aber die Rechtsſätze 
ftehen nicht zur Verfügung ber Parteien. Bet diefer alfo noch erforderlichen Erörterung 
ift es gleichgültig, ob ein beitehendes Geſchäft den Gegenſtand eines eigentlichen Kaufes 
im gemeinrechtlichen Sinne bilden Tann. Hält man daran feft, daß bie Leiftung bes 
Berfäufers immer in einer auf Nechtsübertragung abzielenden Handlung beftehen muß, 
fo wird man die faum annehmen können, da die Leiftungen bed „Berfäufers" eines 
Geſchäfts mwenigftens im weſentlichen nur in einem gewiſſen rein tbatfählichen Berhalten 
beftehen. Indeſſen wenn e8 fich:dabei anch nicht um einen eigentlichen Kauf handeln mag, 
io Handelt e3 fich jedenfalls um einen dem Kauf ähnlichen und nach deſſen Vorbilde zu 
beurteilenden Bertrag. Nun würde ed aber gegen die guten Sitten verftoßen, wenn das 
Net einen feiner Natur nad unfittlichen Gejchäftäbetrieb, wie es der eined Vordells 
zweifellos ift, als denkbaren Gegenftand eines Vertrages anertennen wollte; ein folder 
Bertrag ift vielmehr megen feines unfittlichen @egenftandes ſchlechthin nichtig. ft nun 
ein folder wegen feiner unfittlichden Ratur ungeeigneter Gegenftand zugleich mit anderen 
Gegenftänden für einen einheitlichen Preis verlauft, fo muß die aus 1. 44 Dig. de contr. 
emt. 18, 1 zu entnehmende Regel Anwendung finden, wonad bei fchon anfänglicher Un⸗ 
möglichfeit der Leiftung einer von mehreren für einen Preis durch ein einheitliches 
Gefchäft verfauften Sachen dies ganze Geichäft als nicht geichloffen gilt. Nr. 142. 
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5. Miteigentum. 
8.8.8. 88 1008—1011. 


I. 946—951. N. 920-923. IH. 992—995. M. II. 433—446. E. G. Art. 131, 
173, 181 Abſ. 2. Windſcheid I. 8 1698. Stobbe I. 88 81, 82. Dernburg 
1. 88 222— 224. 


Rr. 1876. IV. Sen. 2. Juni 1892. IV. 91. 92. Bd. 30, Nr. 56, ©. 189. 

Übertragung des Miteigentum an einem Letterielofe durch Willenserklärung. 
Irrtümliche Bezeigunng bes Loſes. (Preuß. R.). Da der Beklagte Kaufmann ift, 
fo muß der von ihm mit dem Kläger geichloffene Vertrag nad) Art. 274 9.8.8. im 
Zweifel als zum Betriebe feines Handelögewerbes gehörig angeiehen werben. Einer 
ſolchen Annahme fteht die Natur des fraglichen gewagten Geſchäfts nicht entgegen und 
die abweichende Aufftellung bes VBerufungsrichters, die Vereinbarung babe „erſichtlich“ 
mit dem Betriebe des Handelsgewerbes nichts zu thun gehabt, entbehrt ber Begründung. 
Es muß baher im Hinblid auf die Art. 273, 277 9.8.8. das in Rede ftehende Geichäft, 
da der Streitftoff feinen Anhalt dafür giebt, daß das Geſchäft nicht zum Betriebe des 
Hanbelögewerbes des Beklagten gehört Habe, nach Handelsrecht beurteilt werden; mithin 
ift nah Art. 317 a. a. D. die formelle Gültigkeit des nur mündlich geſchloſſenen Ber- 
trages nicht zu beanftanden. Auch ift das entftanbene Rechtsverhältnis im übrigen 
(vergl. Art. 277 9.8.8.) nah Handelsrecht zu beurteilen. Ohne Weitered war mit 
dem gefchloffenen Ablommen ein Anſpruch auf Teilnahme bezüglich beftimmter Lofe 
noch nicht begründet, da foldhe erft noch angefchafft werden follten. Auch ift mit dem 
Bernfungsrihter davon auszugehen, daß die Verteilung der einzelnen angeichafiten 
Losnummern auf die zu bildenden mehreren Spielergruppen in die Hand bed Be- 
Magten gelegt war. Nechtsirrtümlich aber ift die Annahme bes Berufungsrichters, daß 
die Bildung der einzelnen Spielerfreife und die Verteilung der Loſe fi in rechts⸗ 
wirffamer Weife dur die Eintragung in das von dem Beklagten angelegte fogen. 
Lotteriebuch vollzogen habe. Die unausgefprodjene, wenn auch fchriftlidh firierte Abſicht 
des Beflagten allein Tonnte nicht genügen, um die Frage zum Anstrage zu bringen, 
an welchem Loſe jeder einzelne Mitipieler einen Anteil erworben habe. Zur Aus- 
führung der in die Hand des Bellagten gelegten Losverteilung war vielmehr weiter 
erforderlih, daB der Bellagte gegenüber jedem Beteiligten noch eine entiprechende Er- 
Härung abgab, die mit Rückſicht darauf, daB bie Loſe in den Händen des Bellagten 
pleiben follten, ſich als eine TÜibergabeerflärung im Sinne des 8 71,1. 7 A.L.R. dar⸗ 
äuftellen und alfo zum Ausdrude zu bringen hatte, bezüglich welcher Losnummern der 
Beklagte den Gewahrfam für die Mitfpieler ausübe. Eine folche Tibergabeerflärung, 
die nad) der Natur des vorliegenden Rechtöverhältnifies dazu beftimmt und geeignet 
war, den den Auteildquoten entſprechenden Mitbefib ber Lofe und demgemäß das 
Miteigentum an den Lofen auf den Kläger übergehen zu laſſen, ift vom Bellagten 
gegenüber dem Kläger durch bie Poſtkarte vom... abgegeben worden. Hiermit erit 
nahm der Bellagte den enticheibenden Rechtsakt vor, während bie von ihm vorher be- 
wirkte Aufzeichnung bes beabfichtigten Verteilungsplanes an und für fi nod feine 
rechtliche Wirkſamkeit Hatte. Da hiernah das Miteigentum des Klägers an beftimmten 
Losnummern nicht ſchon durch jene Aufzeichnung in einem Buche des Beflagten, fondern 
erft durch die nachfolgende die Übergabeerflärung enthaltende Anzeige und beren ftill- 
ſchweigend erfolgte Annahme begründet werben Tonnte, fo bleibt nur noch zu erörtern, 
ob die Gultigkeit diefer in ber Poftlarte abgegebenen Erflärung des Beklagten durch 
den dabei vorgefommenen Irrtum ausgefchloflen wurde. Ber Bellagte hatte in dem 
Bude die Namen verfchiebener in zwei Gruppen geteilter Mitfpieler und zu jeder 
Gruppe die Nummern von acht Achtelanteildlofen niedergefchrieben ; dabei Hatte er ben 
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Kläger unter den Teilnehmern der zweiten Gruppe aufgeführt, während ein anderer 
Mitipieler, R., in ber erften Gruppe verzeichnet war. Abweichend hiervon teilte er 
verfehentlich dem Kläger und dem R. ihre Beteiligung in umgekehrter Weiſe mit. Der 
Inhalt diefer Boftlarten ift maßgebend. Die fraglichen Aufzeichnungen in dem Buche 
würden für das ftreitige Nechtöverhältni3 nur Bedeutung haben lünnen, wenn fie zu 
der Annahme führen müßten, daß auf Grund der Nichtübereinftimmung von Willen 
und Erffärung der Inhalt der Poftlarte als Alt der Übertragung des Vefiges und bes 
Eigentumd der auf der Poftlarte verzeichneten acht Achtelloſe nicht angefehen werden 
konnte und der in ber Überfendung der Poſtkarte und ihrer Annahme zu erblidende 
dinglihe Vertrag deshalb nichtig wäre. Sn dem Zeitpunkte ber Abſendung der Poft- 
farte waren bie einzelnen zu verteilenden Achtelloſe gleichwertig, und es handelte ſich bei 
der gegenüber dem Kläger mittels der Poftlarte abgegebenen Erklärung bes Bellagten 
nur um Bezeichnung der acht Adhtellofe, an denen ber Kläger Mitbeſitz und Mit- 
eigentum haben ſollte. Mit dem auf die Übertragung dieſes Mitbefites und zwar des 
Mitbefiges an den auf der Poftlarte verzeichneten acht Achtellojen gerichteten Willen 
fandte der Bellagte die Karte ab. Es folgt dies notwendig aus dem Inhalte und ber 
Übfendung der Poſtkarte ſelbſt. Mag es auch richtig fein, daß der Beklagte die Karte 
mit ihrem Inhalte nicht abgejandt, fondern andere Losnummern an Stelle ber auf ihr 
angegebenen gelegt haben würde, wenn er fich bei ber Niederichrift des Anhalt? und 
bei der Abjendung der Karte des Inhaltes jener feiner Notizen bewußt geweſen wäre, 
fo hat dies mit feinem durch die Karte fundgegebenen Befigübertragungswillen nichts 
zu thun. Es könnte daraus immer nur gejchloffen werben, daß er jenen Willen nicht 
gehabt haben würde, wenn er ſich bed Inhalts feiner Uufzeicänungen bewußt gewejen 
wäre. Uber die Srrung betrifft nur den Beweggrund (88 145 ff. J. 4 A.L.R.) Sie 
ift alfo für die Nechtögültigleit des Vertrages nicht von Bedeutung. 


Nr. 1877. V. Sen. 23. Dftober 1886. V. 133. 86. Bd. 16, Nr. 58, ©. 251. 

Errihtung einer Grundſchulb dur einen zwar im Grundbuche, aber nicht im 
Grundſchuldbriefe bezeichneten Miterben. (Preuß. R.). Nach der herrichenden Anficht 
bildet den Gegenftand des Miteigentumsd der Miterben die Erbfchaft als folde und 
dem einzelnen Miterben fteht eine Quote nur an der Erbichaft, nicht an den einzelnen 
Erbſchaftsſachen zu, und daraus ift ber weitere Sab abgeleitet worden, daß eine vor 
ber Erbteilung von einem Miterben vorgenommene Verpfändung feines Grundſtücks⸗ 
anteil3 zwar nicht von vornherein ungültig fei, aber in ihrer Wirkſamkeit folange fus« 
pendiert bleibe, bis fich durch die Erbteilung enticheidet, ob der betreffende Miterbe das 
verpfändete Grundftüd ganz oder teilmeife zum Eigentum zugeteilt erhält, in welchem 
Halle die Berpfändung definitiv gültig werde, bezw. ob bderfelbe feinen Anteil am 
Grundftüde erhält, womit das Pfandrecht gegenftandslos werde. Bon anderer Geite 
wird beftritten, daß das preußiiche Recht fich in diefer Beziehung von dem ein Mit- 
eigentum der Miterben an ben einzelnen Nadhlaßfachen anertennenden römiichen Rechte 
unterjcheidet. Nr. 2494. Einer Stellungnahme zu bdiejer Frage bedarf es jedoch im 
vorliegenden Falle nicht, indem mit dem Berufungsrichter auch bei Zugrundelegung ber 
erfteren Unfiht die Unfechtung der von P. begründeten Grundſchuld dem Bellagten 
gegenüber auf Grund des 8 38 E. E.G. für audgeichloffen zu erachten if. Wie nad 
Inhalt des 8 38 a. a. DO. Einreden gegen die Klage aus einer Grundſchuld nur 
fomeit zuläffig find, als fie dem Beklagten gegen ben jedeömaligen Kläger unmittelbar 
äuftehen oder aus dem Grundſchuldbriefe ſich ergeben, oder als die Thatjachen, auf bie 
fie ji) gründen, dem Kläger beim Erwerbe der Grundfchuld befannt geweſen find, fo 
unterliegt auch die Begründung einer Anfechtungstlage gegen eine Grundſchuld ben- 
felben Beſchraͤnkungen. Im vorliegenden alle kann es fich nur fragen, ob. der aus ber 
Nichtberehtigung des Miterben zur Berpfändung entnommene Unfehhtungsgrund ein 
folder fei, welcher dem Kläger unmittelbar gegen den Beklagten zufteht, oder ob fi 
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derfelde aus dem Grundſchuldbriefe ergebe. Beides ift zu verneinen. Die 
Grundſchuld ift bewilligt worden von einem als Miteigentümer ins Grundbuch 
eingetragenen Miterben, welchem auch von ber Hägerifchen Anſicht aus die Befugnis 
zur Eintragung feines Anteile nad $ 21 EE.G. nicht abgeiproden werben Tann. 
Ob eine derartige Berpfändung auch materielle Kraft gewinnt, hängt vom Aus- 
falle der Erbteilung ab; aber, wird auf diefem Wege die Berpfändung fchließlich 
gegenftandslos, jo ift doch nichtöbeftoweniger die Grundfhuld formell entftanden. 
Andererfeit3 kommt in Betracht, daß nad) 8 38 E. E.G. der öffentliche Glaube mit 
Beziehung auf Grundichulden vom Grundbuche auf den Grundſchuldbrief über- 
tragen ift. Der Srundichulbbrief des Beflagten enthält feine Andeutung darüber, daß 
ber darin als Miteigentümer aufgeführte B. nur ald Miterbe im Grundbuche ein- 
getragen ftehe; Traft des öffentlichen Glaubens des Grundſchuldbriefes hatte Daher diejer 
Konftituent der Grundfchuld gegenüber dem gutgläubigen Beflagten nah 8 21 E.E. G. 
für berechtigt zu gelten, gleid; anderen eingetragenen Miteigentümern auf feinen Anteil 
eine Srundfchuld zu bewilligen. Soweit aber ber öffentliche &laube des Grundbuches 
bezw. des Grundſchuldbriefes reicht, ift eine Anfechtung ausgeſchloſſen, und darum fteht 
den Beflagten, welcher den Grundſchuldbrief gegen Entgelt und in redlihem Glauben 
an die Nichtigfeit feines Inhalte erworben hat, der $ 9 Ubi. 2 E.E.&. zur Seite. 
Mag auch unter Umftänden darüber zu ftreiten fein, auf welche Weiſe Konflikte zwiſchen 
dem öffentlihen Glauben des &rundbuches einer- und des Srundfchuldbriefes anderer» 
feit8 zu Iöfen feien, fo muß doc der Glaube des Srundfchulbbriefes in einem Falle 
wie der vorliegende überwiegen, weil der Kläger beim Erwerbe des Grundftückes aus 
dem Srundbuche eriehen mußte, dab fein Miterbe die jetzt ftreitige Grundſchuld beitellt 
hatte und er felbft dur Mitwirfung bei der Erbteilung dazu beigetragen hat, bie 
Grundſchuld materiell unwirffam zu machen. Wllerdings ift in einer Enticheibung des 
DI. Hilfs-Sen. des Reichsgerichts vom 12. Juli 1880 für einen dem jebigen gleich 
liegenden Fall ausgeſprochen, daß der dritte Inhaber des Grundſchuldbriefes fich auf 
deifen Inhalt nicht berufen könne, wenn derjelbe mehrere Berjonen ſchlechtweg als 
Miteigentümer aufführt, ohne erkennen zu laffen, daß der Konftituent über einen und 
welchen beftimmten Anteil an dem Grundftüde zu verfügen berechtigt fei, indem 
jolhenfalls der Srunbjchulbbrief fogar zweifelhaft Yaffe, ob eigentliches Miteigentum 
oder Gejamteigentum vorliegt, mithin eine weſentliche Lüde enthalte, welche eine Be 
rufung auf den Glauben des Grundfchulbbriefes verhindere. Dies Hat jedoch nicht für 
zutreffend erachtet werden Tönnen. Ausſchlaggebend für die vorliegende Frage ift die 
Beftimmung in 8 11 E.E.G. Handelt es fih um Grundſchulden, fo ift zu verlangen, 
daB die Beichränfung aus dem Grundſchuldbriefe erfehen werden Tann, wenn fie Rechts⸗ 
wirfung gegen gutgläubige Dritte erlangen fol. (Vergl. 8 124 der G. B.O.) Aud) 
wenn man mit dem gewöhnlichen Sprachgebrauche die Bezeichnung von Miterben als 
Miteigentümer fonft zuläßt, kann nach der Vorfchrift des 8 11a.a.D. die Aufführung 
don Miteigentümern des belafteten Grundſtückes in einem Grunbjchuldbriefe ohne 
Erwähnung einer weiteren Beſchränkung ihres Miteigentumsrechts nicht ander ver- 
fanden werden als dahin, daß fie Miteigentümer find mit uneingefhräntten Be 
fugniffen des Miteigentums, d. 5. Miteigentümer zu ideellen Teilen, folgli auch mit 
der Befugnis, auf ihren ibeellen Anteil eine fofort rechtswirkſame Grundſchuld (oder 
Hypothek) zu begründen. Die Anwendung ber in 8 2, L 17 WL.R. aufgeftellten Ver⸗ 
mutung Tann bier auf fich beruhen, weil der Beflagte auf Grund des 8 11 E.E. G. 
ſchon aus dem Grundfchuldbriefe ferbft die Größe des von der Grundſchuld ergriffenen 
Anteils infofern entnehmen durfte, al3 dee Grundſchuldbrief vier Berfonen ohne weitere 
Bemerkung als Eigentümer aufführt, fonach ber Anteil des P. auf ein Viertel voraus⸗ 
äufeßen war. Nr. 2024. 
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Nr. 1878. LI. Sen. 30. Upril 1886. II. 539. 85. Bd. 15, Nr. 83, ©. 330. 

Kultur: und Exploitationswege. Rechtsverhältnis ber Adjacenten. (Rhein. R.). 
Nach der Feitftellung der Borinftanz ift der ftreitige Weg ein foldher, bei welchem bie 
thatſaͤchlichen Vorausfegungen eines fogen. Erploitations- oder ſtulturweges d. h. eines 
ländlichen Weges vorliegen, der, ohne eine weitere Kommunilation zu vermitteln, ledig⸗ 
ih dem Zwecke der Bewirtihaftung der anſtoßenden Srundftüde dient. Wenn bie 
Borinftanz auf diefe thatſächliche Grundlage Hin angenommen bat, daß ber fragliche 
Weg ald im Miteigentum ber beiderfeitigen Adjacenten ftehend anzujehen ift, jo 
entipricht die8 den Grundfägen, welche bezüglich folder Wege fomohl in der franzöfiichen 
Jurisprudenz als in der Rechtſprechung ber rheiniſch⸗preußiſchen Gerichte anerlannt 
find. Ein fpezieller Erwerb des Miteigentumd fteht bier nicht in Frage, lebteres 
bildet vielmehr ein Accefforium des Grundftücdes, welches mit demfelben auf defien 
Erwerber übergeht. 


Nr. 1879. V. Sen. 17. Januar 1896. V. 474. 478. 94. 385.36, Nr. 77,9. 316. 

Konflikt beim Eigentumserwerb au Grundſtücken. Auflafiung bed Wiiteigentums 
gegenüber dem Inhalte bed Grundbuches. 88 474, 454 ff. J. 11 A.L.R. 82 EEG. 
vom 5. Mat 1872. (Preuß. R.) Die Eheleute ©. haben durch Vertrag vom 30. Ja⸗ 
nuar 1846 ihr Freibauergut Nr. 10 in U. den Eheleuten R. verlauft. Die Ehefrau R. 
ift am 23. März 1856 ‚geftorben und von ihrem Ehemanne und ihren vier Kindern 
beerbt worden. Der Ehemann R. Hat durch Bertrag vom 17. Juli 1856 der Klägerin, 
feiner damaligen Braut und fpäteren Ehefrau, zunächſt fein ihm an dem Bauergut 
Nr. 10 zuftehendes Miteigentum mit Ausschluß des von feiner erjten Frau ererbten 
Anteil, dann durch Vertrag vom 24. April 1871 auch diefen Anteil verfauft. Bu 
den von den Eheleuten ©. bejeflenen Srundftüden gehörten die Barzellen Uderlehne 
Blatt 10, die fie bei der Naturalteilung des vorbem von ihnen und den Eheleuten R. 
als Miteigentümern befeflenen Grundſtückes Aderichne Nr. 1 zum Wlleineigentum er- 
worben hatten. Wie vom Berufungsgericht feitgeftellt worden, iſt den Eheleuten R. 
Durch ben Vertrag von 1846 das gefamte Grundeigentum ber Eheleute S. einſchließlich 
der Parzellen Aderlehne Blatt 10 verfauft und ift Die Übergabe erfolgt. Die Mlägerin, 
die fich unftreitig im Beſitze der Aderlehne Blatt 10 befindet, macht geltend, fie habe 
durch den Vertrag von 1856 das Miteigentum ihres Mannes zur Hälfte und buch 
den Bertrag von 1871 defien von feiner eriten Fran ererbten Anteil von einem Behntel 
an den fämtlichen von den S.fchen Eheleuten durch den Vertrag von 1846 abgetretenen 
Grundftüden erworben, fo daß ihr auch an der Aderlehne dad Miteigentum zu ſechs 
Behnteln gebühre. Sie hat gegen die Bellagte auf Unerlennung ihres Miteigentums 
zu ſechs Behnteln geflagt. Die Bellagte fügt ihren Widerſpruch auf den von den An- 
gaben der Klägerin abweichenden Inhalt des Grundbuches. Bis zu ber am 18. Januar 
1859 erfolgten Anerlennung der früher vollzogenen Naturalteilung beftand für bas 
Grundftüd Uderlehne Nr. 1 ein beionderes Hypothefenfolium, auf dem die Eheleute 
©. und die Eheleute R. als Miteigentümer eingetragen waren. Auf ben Antrag bes 
Ehemannes R., wie biejer dazu gelommen, iſt nicht aufgeflärt, find die als Allein⸗ 
eigentum an bie Stelle des Miteigentums ber Eheleute ©. getretenen Barzellen von 
bem bisherigen Folium abgeichrieben und auf ein beionderes Folium unter der Bes 
zeichnung Uderlehne Blatt 10 und unter Eintragung der Eheleute S. ald Eigentümer 
übertragen; zugleich ift vermerkt, daß nach dem Ableben der Eheleute S. der Ehemann 
R. und deflen vier Kinder aus erfter Ehe, namens Kohann, Franz, Marianne, Joſeph, 
das Grundftüd ab intestato geerbt haben. So war ber Inhalt des Grundbuches be 
ſchaffen, ald am 4. Februar 1888 bie Brüder Johann und Franz R. ber Bellagten die 
Auflaffung nad) Maßgabe der Verträge vom 20. Auguſt und 7. September 1887 er- 
teilten. Jeder der Brüder Johann und Franz R. hatte nämlich der Bellagten fein 
ihm ſelbſt an ber Mderlehne Blatt 10 zuftehendes Miteigentum zu einem Fünftel ſowie 
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die ihm von feinem Bater, dem Ehemann R., und feinem Bruder Joſeph R. zugefallenen 
Miteigentumsanteile au demfelben Grundftüde durch den entiprechenden Bertrag ver- 
fauft. Am 7. Februar 1888 wurden auf den Antrag der Beklagten vom 4. Yebruar 
drei Eintragungen im Grundbuche vorgenommen. Bunächft wurde vermerkt, daß das 
Miteigentum des Ehemannes F. laut Erbbeiheinigung deflen vier Kindern erfter Che, 
deſſen Witwe (die Klägerin) und deflen vier Kinder zweiter Ehe geerbt haben; dann, 
daß das Miteigentum des Joſeph R. (eines Kindes eriter Ehe des Ehemannes R.) laut 
Erbbeſcheinigung deſſen Gefchwifter Johann, Franz und Marianne R. geerbt haben; 
endlih daB die Bellagte das Miteigentum des Johann und bes Yranz R. auf Grund 
der Auflaffung vom 4. Februar 1888 erworben habe. Der erfte Richter hat die Klage 
abgewiejen. Unf die Berufung der Klägerin ift die Beklagte Magegemäß verurteilt. 
Das Berufungsgericht ift der Klägerin auf Grund thatfächlicher Feſtſtellungen darin 
beigetreten, daß fie durch bie beiden Verträge von 1856 und 1871 das Miteigentum zu 
ſechs Behnteln an der bis dahin von ihrem Ehemanne MR. als Zubehör des Freibauer⸗ 
gut3 Nr. 10 befefienen Aderlehne erworben habe. Es Hat auch entichieen, daß bie 
Beklagte diefen Erwerb der Klägerin anerlfennen müfle, obwohl davon zur Zeit ihres 
Erwerbes der Miteigentumsanteile der Brüder Franz und Johann R. durd die Ver⸗ 
träge vom 20. Auguſt und 8. September 1887 und durch die Auflaffung vom 4. Fe⸗ 
bruar 1888 aus dem Grundbnche nichts zu erjehen war. Die Nevifion der Bellagten 
ift zurüdgewiejen. Es bleibt nur zu unterjucden, ob das von der Bellagten beanfpruchte 
Miteigentumsrecht an ber ftreitigen Aderlehne, weil ihr Erwerb auf Auflafiung und 
Eintragung beruht, ftärker ift al3 das von ber Klägerin auf Grund älterer Erwerbs- 
titel außerhalb des Grundbuches erworbene Miteigentumsrecht und ob deshalb das letztere, 
joweit e3 nicht neben dem Miteigentumsrecht der Beklagten beſtehen kann, dieſem weichen 
muß. Dabei kommen Unredlichleit und Unentgeltlichleit des Erwerbes auf feiten der 
Bellagten als Anfechtungsgründe nicht in Betracht. Was zunäcit die Veräußerung 
des (angeblich) eingetragenen Miteigentums der Brüder Franz und Johann R. betrifft, 
jo beftimmen barüber die Berträge vom 20. Auguft und 8. September 1888 gleichmäßig, 
dat jeder der Brüder das ihm ſelbſt an dem Srundftüd Uderlehne zu einem Fünftel 
zuftehende Miteigentum der Bellagten verlaufe. Die Beflagte will nun auf Grund ber 
Auflaffung vom 4. Februar 1888 durch ihre Eintragung vom 7. Yebruar 1888 das 
Miteigentum an der Aderlehne zu zwei Fünfteln erworben haben. Das ift nicht richtig. 
Rah 8 2 E. E.G. muß die Auflaflung ber eingetragene Eigentümer erklären. 
Darans ergiebt ſich von felbft, daß ber Eigentümer nur das mit Rechtswirkung auf 
lafien Tann, was als fein Eigentum eingetragen ift, und weiter, daß die Auflaffung, 
wenn fie ſich auf einen Gegenftand erftredt, als deſſen Eigentümer der auflafiende Ver⸗ 
äußerer nicht eingetragen ift, infoweit Rechtswirkung nicht hat. Nr. 2090. Indem die 
Brüder Franz und Johann R. der Bellagten ihr Miteigentum an der Ackerlehne gemäß 
den Berträgen vom 20. Auguſt und 8. September 1887 (zu je einem Fünftel) aufließen, 
machten fie nichts Anderes zum Gegenftande der Auflaffung als das, deſſen Eigentum für 
ftie eingetragen war; benn fie waren nicht ald Miteigentümer der Aderlehne, 
jondern ald Miterben der Eheleute ©., bezüglidh ber Uderlehne eingetragen. 
In der Rechtsſprechung ift für den Geltungsbereich des A.L.R. ftet3 der Rechtsſatz an⸗ 
erfannt, daß jedem einzelnen von mehreren Erben während ber Fortdauer ihrer Gemein- 
ihaft ein beitimmter verhältnismäßiger Anteil an jedem einzelnen Nachlaßſtücke als fein 
beſonderes Eigentum nicht zufteht. Dadurch, daß ber Beſitztitel von der Aderlehne für 
die Erben der Eheleute ©. indgefamt pro indiviso berichtigt war, erhellte aus dem 
Grundbuche nur, dab das Grundftäd noch zur ungeteilten Erbſchaft ber Eheleute ©. 
gehörte, und das Grundbuch gab weder Auskunft darüber noch Sicherheit dafür, daß 
den ald Miterben eingetragenen Brüdern Johann und Yranz R. das ganze Grundſtück 
oder ein ideeller oder reeller Teil desjelben bei ber Auseinanderfegung zufallen werde. 
Einzelne Miterben find zwar nicht behindert, ihren Anteil an dem Nadlaßgrundftüde 
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zu veräußern; Die Wirkſamkeit folder Veräußerung ift aber dadurch bedingt, daß den 
veräußernden Miterben das Grundftüd bei der Nadjlaßteilung überwiefen wird. Da 
bie Auflafjung mit der ſich anjchließenden Eintragung des Erwerbers befinitive3 Eigen- 
tum verleiht, ift fie unter einer Bedingung nicht zuläffig. Die Praxis der Gerichte hat 
fih denn auch dahin befeftigt, daß Anträge auf Entgegennahme einer Wuflaffung, wo- 
durch einzelne Miterben während fortdauernder Erbengemeinichaft einen Anteil an dem 
Nachlaßgrundſtücke veräußern wollen, zurädzumeifen find. Die ihren Anteil am Nad- 
laßgrundſtücke veräußernden Miterben Franz und Johann R. fonnten definitive Eigen- 
tum nicht übertragen; die von ihnen erflärte Auflaffung konnte und durfte daher nicht 
zur Eintragung der Bellagten als Miteigentümerin führen. Iſt diefe Eintragung 
gleichwohl geichehen, jo hat die Bellagte dad Miteigentum durch ihre Eintragung nicht 
erworben, da e3 an einer rechtswirkſamen Auflaffung fehlte. Durch die Verträge vom 
20. Auguft und 8. September 1887 mag vielleicht für die Beklagte ein obligatorifches 
Net auf wirffame Übertragung des Miteigentumsrecht3 zu einem Fünftel an der 
Aderlehne gegen jeden der Brüder Johann und Yranz R. begründet fein, ein wirkliches 
Miteigentumsredht hat die Bellagte Dagegen durch bie Auflafiung vom 4. und die Ein- 
tragung vom 7. Februar 1888 nicht erworben. Mit einem bloß perſönlichen Vertrags- 
rechte gegen die Brüder Johann und Franz R. Tann aber die Bellagte die auch im 
Belite der Aderlehne befindliche Klägerin nicht aus ihrem Miteigentumsrechte zur Hälfte 
an der Aderlehne verdrängen, das fie nach der Feſtſtellung bes Berufungsgericht3 durch 
den Bertrag vom 17. Juli 1856 von ihrem Bräutigam, fpäteren Ehemanne Franz R. 
fen., abgetreten erhalten hat, nachdem diejer das Miteigentum zur Hälfte an der Uder- 
lehne durch den Vertrag vom 30. Januar 1846 von den Eheleuten ©. gefauft und durch 
Übergabe erworben hatte. Dasfelbe gilt bezüglich des Miteigentumsanteiles, der der 
Klägerin durch den Vertrag vom 24. April 1871 von ihrem Ehemann Franz R. fen. 
al3 der von feiner Ehefrau Marianne geb. ©. ererbte Anteil an bem diefer durch den 
Bertrag vom 30. Januar 1846 erworbenen Miteigentum zur Hälfte an den S. ſchen 
Grundftüden abgetreten ift. Daß diefer ererbte Anteil, wie die Klägerin behauptet, ein 
Behntel beträgt, ift weder in den Borinftanzen noch von der Reviſionsklägerin bezweifelt 
worden. Ähnlich verhält es fih mit dem grundbuchmäßigen Erwerbe der Bellagten 
hinfichtlich der von Franz und Johann R. durch die Verträge vom 20. Auguft und 8. Sep- 
tember 1887 mitverlauften ihnen nad) ihrem Vater Franz R. und nach ihrem Bruder 
Joſeph R. zugefallenen Erbichaften, beitehend in Miteigentumsanteilen an ber Ader- 
- Tehne und in ausftehenden Yorderungen. Erwerb des Miteigentumsreht3 an der Ader- 
lehne konnte mittel! Auflaffung und Eintragung nit ftattfinden, da die Veräußerer 
Franz und Johann R. zur Beit der Auflaffung nicht al3 Miteigentümer eingetragen 
waren. &3 kommt Hinzu, daß die bezeichneten Serträge ich in dem die Erbichaften 
des Franz R. (Vater) und des Joſeph R. betreffenden Teile ald Erbichaftstäufe dar« 
ftellen und daß nah A.L.R. Auflaffung und Eintragung nicht die Alte für die Über- 
tragung des Eigentums an Erbfchaftsrechten bilden, daß vielmehr durch den Abſchluß 
des Kaufvertrages das Eigentum der Erbichaft auf den Käufer übergeht ($ 474, L 11 
ALER) Da die Bellagte durch die Verträge vom 20. Auguſt und 8. September 1887 
bereit3 das Eigentum der Brüder Franz und Joſeph R. an den ihnen zugefallenen 
Erbichaften ihres Vaters und ihres Bruders Joſeph erworben hatte, wozu auch bie 
Nachlaßgrundſtücke und die Miteigentumsanteile der Erblaffer an Grundſtücken gehörten, 
fo Tonnte fie durch die Auflaffung und Eintragung nichtd erwerben, was nicht ſchon 
ohnedies ihr Eigentum war. Als Erbichaftsfäuferin endlich trat die Beklagte in alle 
Rechte und Pflichten der Brüder Johann und Yranz R. ald Miterben, fie wurde Mit- 
erbin an deren Stelle (88 454 ff. I. 11 A.L.R.). Da dem Franz R. (Bater) und dem 
Joſeph R. an der Aderlehne nicht Miteigentum, fondern Miterbenrecht pro indiviso 
zuftand, fo bat auch die Beklagte ausschließlich diefes Miterbenrecht erworben. Steht 
hiernach der Bellagten nicht infolge ihrer Eintragung im Grundbuche ein präpalierendes 
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Eigentumsrecht zur Seite, Tann fie fih vielmehr für ihre Mitelgentumsrecht nur auf 
Übertragungsafte berufen, die außerhalb des Grundbuches liegen, fo tritt bei Abmeflung 
igrer Rechte gegenüber denen der Klägerin der Grundfag bes 8 101 Einl. WER. in 
fein volles Recht, wonach Niemand dem Anderen mehr Rechte übertragen Tann, als er 
ſelbſt beſitzt. Damit fällt das Recht der Bellagten, foweit e8 aus dem im Grundbuche 
vermerkten Miterbenrecht einzelner ber Inteftaterben der Eheleute S., nämlich des Franz 
R. (Vaters) und der Brüder Johann, Franz und Joſeph R. hergeleitet wird, durch bie 
Feſtſtellung des Berufungsgericht zufammen, wonad die Aderlehne von ben Eheleuten 
S. duch den Vertrag vom 30. Sanuar 1846 mit ihrem übrigen Grundbeſitze den Ehe⸗ 
leuten Franz und Marianne R. verfauft und durch Übergabe aus bem Eigentume ber 
Eheleute S. in das Eigentum der Eheleute R. getreten ifl. Waren bie Eheleute ©. 
bei ihrem Tode nicht mehr Eigentümer ber Aderlehne, fo ging diefe auch nicht auf 
deren SInteftaten über; und für die Beklagte bleiben nur die Rechte an ber Uderlehne 
übrig, die aus dem Nachlaſſe der Ehefran Marianne R. durch. Bermittelung von beren 
Erben Franz, Johann und Joſeph R., fowie weiter aus dem Nachlaffe bes Joſeph R. 
Durch Bermittelung von befien Erben Yranz und Johann R. auf fie übergegangen find, 
Durch diefe Nechte der Bellagten wird das von ber Klägerin beanfpruchte Miteigen- 
tumsrecht zu ſechs Zehnteln an ber Ackerlehne aber nicht berührt, da fich dies Lediglich 
von dem Miteigentumsdrecht des Kranz R. (Baters) zur Hälfte und von deflen Erbredit 
zu einem Behntel an dem Nachlaſſe feiner Ehefrau Marianne R. herichreibt, alfo von 
Rechten, bie längft begründet waren, al3 die Beflagte ihre Rechte von der Aderlchne, 
foweit diefe die Rechte der Klägerin ausichließen würde, erwarb. Nr. 2495. 


Nr. 1880. IV. Sen. 21. Mai 1883. IV. 111. 83. ®d. 9, Nr. 73, ©. 272. 

Auflafiung an einen Erben ſeitens ber Miterben. (Preuß. R.). Die Frage, ob 
Miterben das im Wege der Erbauseinanderfegung einem von ihnen zum Alleineigen⸗ 
tum zugeteilte Nachlaßgrundftüd aufzulaſſen haben, iſt zu bejahen. Dies ergiebt ſich 
fhon daraus, daß der das Nachlaßgrundftück übernehmende Miterbe vor der Erb- 
teilung irgend einen Eigentumsanteil als pers pro indiviso daran nicht beieffen und 
erft durch die Auseinanderſetzung mit den Miterben einen Nechtötitel für das volle, 
unbefchräntte Alleineigentum erworben Hat. Die Erbauseinanderfeßung ftellt fich als 
der rechtswirkende Titel für den das Alleineigentum übernehmenden Miterben zum Er- 
werbe des Grundftädseigentums bar; fie bildet, ungeachtet des formellen Rechts eines 
jeden Miterben, die Teilung zu erzwingen (8 117, L 17 WER.), doch ihrem Inhalte 
nad ein aus dem freien Willen der Kontrahenten hervorgegangenes Rechtsgeſchäft, und 
fie tft al3 eine freiwillige Veränßerung anzuſehen, bie nach 3 1 des E.E.G. vom 
5. Mai 1872 nur durch Auflaſſung und Eintragung in das Grundbuch Eigentum auf 
den Übernehmer überträgt. Im vorliegenden Falle hat der Beklagte, derjenige Mit- 
erbe, bem durch die Erbauseinanderfehung das Eigentum des Nachlaßgrundftüdes zu- 
geteilt war, durch notariellen Vertrag fein Recht auf Auflafiung bes Grundftüds und 
überhaupt alle ihm aus dem Nezefle zuftehenden Rechte an den Kläger abgetreten. 
Seine Miterben waren zur Auflaſſung bes Grundſtücks an den Kläger bereit. Die 
Weigerung de3 Bellagten zur Auflaffung an den Kläger (in Gemeinſchaft mit den 
anderen Erben) ift unbegründet. Ber Bellagte hat bisher nur ein perfönliches Recht 
auf Anflafjung durch den Erbrezeß erworben und dies Hecht, hat er an ben Kläger nur 
durch Ceſſion abtreten fönnen. Daß ber Beklagte mit feiner Ehefrau in Gütergemein- 
fHaft lebt, madt die Einwilligung der Lebteren zu dem mit bem Kläger gejchlofjenen 
notariellen Bertrage nicht erforderlich, da der Fall des 8 378, I. 1 WL.R. nicht vor- 
liegt. Eine Veräußerung von Eigentum liegt in diefem Bertrage mit dem Kläger nidt. 
Der unter den Barteien gefchloffene Vertrag ift daher vollfommen wirfiam. Ber Be- 
Hagte tft durch diefen Vertrag verpflichtet, bei der unmittelbar an den Kläger zu be- 
wirtenden Auflafiung mitzuwirken, und zwar ohne Buziehung der gütergemeinichaftlichen 

Schultze, Reichögerichtienticheidungen. Bb. LI. 9 
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Edefran, weil der vorzunehmende Alt nur ein Ausfluß und eine Bethätigung des ihm 
als Miterben au dem Inbegriffe bes Nadjlaffes zuftehenden Anteilsrechtes ift und nur 
das Teilungsrecht betrifft: Nr. 2494. 


Nr. 1881. VL Sen. 26. Oltober 1891. VL 172. 91. ®d. 28, Nr. 69, S. 317. 

Schadenserſatzanſpruch bei Miteigentümers infolge Beſchädigung der Sache. 
(Preuß. R.). Dem Antrag der Bellagten gemäß ift in beiden Borinftanzen auf Ab⸗ 
mweifung der Klage erfannt, und zwar vom Berufungsgericht im wejentlichen deshalb, 
weil die Kläger eine ihnen ausſchließlich zuſtehende Fiſchereigerechtigkeit nicht in 
Anſpruch genommen haben, als Miteigentümer ber Gerechtigkeit aber zur Anitellung 
der Schadensklage nicht Iegitimiert feien. Dieſer Abweilungsgrund Tann für durch⸗ 
greifend nicht erachtet werben. Faßt man mit ber Borinftanz die Behauptungen der 
Kläger dahin auf, daß es fich bier nicht um zwei felbftändig nebeneinander beftehende 
Fiſchereigerechtigkeiten in demfelben Ylußgebiete, jondern nur um eine und diefelbe im 
Miteigentum der Mäger und der Yilderiunung in W. ftehende Fiſchereigerechtigkeit 
banbelt, fo kann allerdings nad 8 10, 1.17 AL.R. Tein Teilnehmer ohne Beiftimmung 
der übrigen über die gemeinfchaftliche Gerechtigleit, deren Bell oder Benußung gültige 
Berfügung treffen. Allein daB eine derartige Verfügung von den Mägern durch die 
Erbebung der vorliegenden Entſchädigungsklage getroffen ſei, nimmt der Borberrichter 
mit Unrecht an. Bon diefer (gegen einen Dritten wegen Beeinträchtigung ihres Rechts 
gerichteten) Klage wird weder das Eigentum noch ber Beſitz oder bie Venutzung ber 
Gerechtigleit berührt. Steht ben Mägern das Miteigentum an der Gerechtigkeit zu, fo 
gehört ihr Recht auf die gemeinfchaftliche Gerechtigkeit gemäß 8 4, L 17 ALLER. zu 
ihrem befonderen Eigentume, fo ift überbies gemäß 8 50 daf. ihr Anteil an ben 
Nutzungen ihr ausfchließendes Eigentum. Danach erleidet der Zuſtand ihres Ver⸗ 
mögend durch eine Behinderung oder Beeinträchtigung ber Ausübung der Gerechtigkeit 
eine Berihlimmerung, und foweit diefe Durch unrehhtmäßige Handlungen der Bellagten 
herbeigeführt ift, haftet ihnen bie Beklagte für den ihnen an ihrem Vermögen 
erwachienen Schaden nad) ben Borjchriften der 88 1ff., I. 6 UL.R. Ob den Klägern 
mit Rüdfiht auf den 8 260 E.B.D. der Nachweis gelingen wird, daß und in melder 
Höhe ihr VBermögensznftand verichlimmert worben, ift im voraus nicht zu überfehen. 
Inwiefern die Rechte ber Fiſcherinnung in W. durch die gegenwärtige Klage verlebt 
fein könnten, ift nicht erſichtlich. Wi die Fiſcherinnung in W. wegen eines ihr an 


ihrem Bermögen erwachſenen Schaden3 gegen die Bellagte klagbar werden, jo wird fie - 


daran durch den vorliegenden Prozeß nicht gehindert, mag dieſer zu Gunſten oder zu 
Ungunften ber jegigen Kläger entſchieden werben. Ebenfo ungerechtfertigt ift die An- 
nahme, daß die Beklagte durch das geionderte Borgehen der Kläger in eine fchlimmere 
Lage verjeßt werde. Läßt fich, wie nach dem Vorbringen der Kläger unterftellt werben 
muß, der den Klägern zugefügte Schade von dem, den etwa bie mitberechtigte Fiſcher⸗ 
innnng erlitten hat, trennen und gefondert berechnen und feftftellen, fo bat die Beklagte 
nit das Recht, eine gemeinfchaftliche Geltendmachung ber beiden jelbftändigen Ent- 
ſchädigungsforderungen zu verlangen. Insbeſondere Tann fie ein ſolches Berlangen 
auf den vom Vorderrichter angezogenen 8 450, L 5 AL.R. nicht ftüten, da dieſe 
Gejebesvorfchrift nur dann Anwendung findet, wenn fi Jemand in einem Bertrage 
mehreren Berfonen zu einer und derfelben Sache oder Leiftung verpflichtet hat. Nr. 464. 
Nr. 2497. 
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Erbbaureht. Erbpacht. 
8.0.8. 88 1012—1017. 


L 781 Abf. 2, 961—965. IL. 924—928. IH. 996—1001. M. II. 36, 37, 467—474. 
E.G. Art. 63, 68, 131, 133, 143, 182, 184, 196. Windſcheid I. 88 218—223. 
Stobbe IL 88 79, 80, 132. Dernburg I 88 181, 207—210, 288, 289. 


Nr. 1832. I. Sen. 5. Juli 1882. I. 300. 82. Bd. 7, Nr. 45, ©. 144. 

Erfittung eines Inperfiziarifigen Rechts. (Sem. R.). Das Necht des Superfisiard 
unterfcheibet fih vou einem als Servitut beftellten Nutzungs⸗ oder Gebrauchsrechte da⸗ 
durch, daß der Superpfiziar, ohne an die bem Serpitutberechtigten gezogenen Schranten 
gebunden zu fein, gleich dem Eigentümer ein unbejchränttes Benutzungsrecht bat und 
fogar berechtigt ift, in gewiflen Grenzen über bie Subftanz des Gegenftandes feines 
Rechtes zu verfügen. Daher muß derjenige, welcher den Erwerb eines fuperfiziariichen 
Rechtes durch Erſitzung behauptet, den Nachweis bringen, daß ſolche Beſitzhandlungen 
vorgenommen find, ans benen fich die Ausübung einer über die Grenze des Servitut- 
rechts hinausgehenden Berechtigung ergiebt. Der bloße Wille, ein fuperfiziarifches oder 
noch ftärferes Recht auszuüben, genügt zur Erſitzung desſelben nicht; es ift erforderlich, 
daß ſich diefer Wille durch entfprechende Handlungen bethätigt hat. Nr. 1907. 


Nr. 1883. L Sen. 13. Juni 1883. J. 265. 83. Bd. 9, Nr. 49, ©. 194. 

Beränferung eines beſtehenden fuperfiziarifchen Nechts. (Gem. R.). Das Recht, 
welches dem Berläufer (an dem verkauften Eishaufe) zuftand, war unftreitig nicht 
Eigentum, fondern nur fuperfiziarifches Net. Den Erwerb desfelben, welcher nicht 
durch Verlafſung bewirkt wurbe, weil für bas Eishaus ein Folium im Stadtbuche nicht 
eröffnet war, beurteilt da8 Berufungsgericht nach dem örtlich geltenden gemeinen Recht. 
Es nimmt an, daß die Übertragung eines beftehenden Superfizienrechts durch Willens. 
erflärung unter Lebenden ebenfo wie bie Übertragung bes Eigentums einen Trabitionsalt 
erfordert. Dieſe Anſicht ift zwar nicht unbeftritten. Es tft jedoch dem Berufungd- 
gericht beizuftimmen, weil feiner Anficht die 1. 1 8 7 Dig. de superf. 43, 18 zur 
Seite ſteht. 


Nr. 1884. VL Sen. 4. Dltober 1888. VL 90. 88. Bd. 22, Nr. 40, ©. 195. 

Snperfigies. Privation, Untergang durch Nichtgebrauch. Erfitung ber Freiheit 
des Eigentumd gegenüber dem Superfisier. (Sem. R.). Ob bei der Superfizied, 
wie bei der Emphyteufe, Privation wegen Nichtzahlung bes Grundzinſes ftattfindet, 
indem bier die in 1. 54 8 1, 1. 56 Dig. loc. 19, 2 und c. 3 XP de loc. et cond. 3, 
18 enthaltene Beftimmung, wonach zweijährige Nichtzahlung des Mietzinjes den Sad 
mieter ſeines Nechtes auf weitere Fortdauer des Mietverhältniffed verluftig macht, 
entfprechend anzuwenden fei, tft nach gemeinem Rechte ftreitig. Das Neichögericht 
nimmt an, daß das Rechtsinſtitut diefer PBrivation bei der Superfizies Teine Geltung 
Hat, weil die analoge Anwendung jener Beitimmung auf ein fo finguläres Inſtitut 
nicht zuläffig erſcheint. — Ferner ift das Rechtöinftitut der Aufhebung durch Nicht- 
gebrauch während eines gewiſſen Zeitraums ein den Servituten (mit Ausnahme der 
ftädtifchen Nealfervituten) von dem alten römiſchen Eivilrechte her eigentüämliches; und 
es würde an jedem Grunde fehlen, dasjelbe auf bie geihichtlich anf einem ganz anderen 
Boden, nämlich dem bed prätoriichen bezw. be3 neueren römifchen Kaiſerrechtes, er- 
wachſene Emphyteuſe und Superfizie8 zu übertragen. Dagegen unterliegt e3 feinen: 
Bedenken, das allgemeine Anftitut der Erfigung nach gemeinem Rechte auch auf bie 
Befreiung des Grundeigentumd von einem barauf Iaftenden fuperfiziariichen oder 
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emphyteuntiſchen Rechte anzuwenden; und zwar nicht bloß das Inſtitut der ordentlichen, 
mit dem Ablaufe von zehn (bezw. zwanzig) Jahren fich vollziehenden Erſitzung, fondern 
auch auf das der außerordentlidhen Erfigung ber Freiheit des Eigentums (vergl. 
ce. 8 81 Cod. de praeser. 7, 39). Im vorliegenden Falle fehlte es für die ordentliche 
Erſitzung an einem geeigneten Titel und dem darauf gegründeten guten Glauben des 
Bellagten. Der Mangel an dem geeigneten Titel hinderte aber nicht die anßerordent⸗ 
liche Erfigung. Die Anficht, daß auch, wer ſich auf eine außerorbentlidhe Erſitzung be 
ruft, ſeinerſeits einen Befigtitel nachweifen müſſe, ift nicht richtig. Das römische Geſetz 
erfordert eben nur, daß der fragliche VBefik in guten Glauben begonnen fei, und das 
wird bis zum Gegenbeweiſe vermutet. Im vorliegenden Falle ift in der anderweitigen 
Vermietung der fraglichen Grundfläche und in der Benutzung berfelben zu Marft- 
zweden ſowie als Lagerplap von fetten ber beflagten Stadtgemeinde ein thatjäcdhlicher 
le zu finden, weldder mit der Ausübung des Superfisiarrechts bes Klägers un- 
vereinbar war. 


Rr.1885. IL Hilfd-Sen. 22. Sptember 1881. V* 581.81. 80. 6,Nr.68,6.241. 

Erfitung einer Erbpachtgerechtigkeit. 3 2 Nr. 2 bes Geſetzes vom 2. März 1850. 
(Preuß. R.). Der Anficht des vormaligen preußiiden Obertribunal3 in dem Urteile 
vom 28. November 1867 (Enticheidungen 8b. 59, ©. 152), daß eine vor Erlaß bes Gejebes 
vom 2. März 1850 begonnene Erfigung einer Erbpadhtgerechtigkeit nach dieſem Beitpunft 
nicht fortgefett werden und zur Erwerbung des Eigentums nicht führen kann, weil zur 
Eigentumserfigung der Eigentumsbeſitz während der ganzen Berjährungszeit erforderlich 
fei, e8 aber an biefem bis zum Jahre 1850 gefehlt habe und das Geſetz vom 2. März 
1850 in Ermangelung rückwirkender Kraft ben vorherigen bloß unvollftänbigen Beſitz 
nicht in einen vollftändigen habe umwandeln und auch der Erbpächter nad; Erlaß des 
Geſetzes gemäß 8 69, 1.7 WLR. den Willen, nunmehr vollfiändiger Veſitzer zu fein, 
nicht habe annehmen können, Tann nicht beigeftimmt werden. Der Grund bes Eigen- 
tumserwerbes ift nicht die Erfigung, fondern die Beſtimmung des 8 2 Nr. 2 des 
cit. Gefeges, daß das Eigentum bes Erbverpäcditerd aufgehoben werde und ber Erb- 
pächter Tediglih auf Grund des Geſetzes Eigentum ermwerbe. Auf Erfigung 
beruht nur der Erwerb bes erblihen Nutzungsrechtes und dazu bedarf es nicht 
des Eigentumsbefiges, jondern nur bed unvollftändigen Beſitzes des Grundftäds und 
des vollftändigen Veſitzes des erblihen Nukungsrechted. Der verjährende Erbpächter 
beſaß im vorliegenden Falle in der Meinung, daß er eine Erbpachtgerechtigleit an der 
fraglichen Barzelle, al3 zur Mühle gehörig, in rechtsverbindlicher Weije bereit er⸗ 
worben habe Den Beſit in dieſer Willendmeinung auch nad dem Geſetz vom 
2. März 1850 fortzujeßen, hindert das Geſetz nicht. Huch fieht der 869, L7ALN. 
der Umwandlung be3 unvollftändigen Beſitzes in einen vollftändigen nicht entgegen. 
Denn der Erbpächter erlangte den vollftändigen Beſitz hier nicht durch feinen bloßen 
Willen, fondern auf Grund ber Veſtimmung bes Geſetzes, wonach dad Eigentum des 
Erbverpächters aufgehoben und auf den Exrbpächter übertragen ift. Der nunmehrige 
Eigentumsbefig enthält aber auch zugleih den Beſitz eines erblichen Nugungsrechts, 
das im Eigentum enthalten ift, ericheint daher zur Fortiegung der Erfigung eines 
folhen geeignet, und es bedarf fomit nicht ber nachträglichen Ummandlung bes früheren 
unvolfftändigen Beſitzes in einen vollftändigen, die freilich in Ermangelung der rück⸗ 
wirtenden Kraft des Gefeges nicht angenommen werden könnte. — Das Geſetz vom 
2. März 1850 erflärt für die Zufunft nicht den Erwerb eines erblichen Nutzungsrechts 
überhaupt, fondern nur den Erwerb eines folden ohne gleidhzeitigen Erwerb 
des Eigentums ald unzuläffig. Hieraus folgt aber nicht die gejegliche Unzuläffigfeit 
ber Erwerbung eines erblichen Nutzungsrechts durch Verjährung und Die Unterbrechung 
einer ſolchen bereit vorher begonnenen burch die Rechtskraft des Geſetzes. Dem Er- 
werbe eines erblichen Nußungsrecht3 durch Verjährung fteht weber der 8 664, 1. I A.L. R. 
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noch auch der Grundſat entgegen, daß Rechte, bie durch Vertrag nit erworben werder 
tönnen, au nicht Gegenftand erwerbender Verjährung fein können, da weder ein aus⸗ 
drückliches Verbotsgeſetz gegen den Erwerb eines voliftändigen erblichen Nutzungsrechts 
beſteht noch der 8 91 bes Geſetzes vom 2. März 1850 die vertragsmäßige Übertragung 
eines folhen abſolut ausfchließt, fondern nur Anordnungen trifft, die e3 unmöglich 
machen, daß ein folcher Vertrag die Wirkung babe, das vollftändige erbliche Nutzungsrecht 
an einem Grundſtück ohne Eigentum zu übertragen. Der Gejepgeber hat es abfichtfich 
unterlaflen, die Unterbrechung ber Verjährung eines erblichen Nubungsrechtes anzuorbnen, 
weil fein Wille dahin ging, dieſelbe folle auch nad 1850 mit der Wirkung vollenbet 
werden können, daß ſich da3 erworbene Nutzungsrecht in Eigentum verwandelt. 


Nr. 1886. IL. Sen. 24. Juni 1837. IIL 63. 87, Bd. 18, Nr. 52, ©. 252. 

Zuläffigteit ber Abtrennung bed Rechts anf ben Bezug ber Erbpacht von bem 
Gute, von welchem ein Gruudſtück in Erbpacht ausgegeben ik. (Gem. R.). Wer ein 
ihm gehörige Grundſtück einem Anderen in Erbpacht giebt, entäußert ſich hierdurch 
nicht de3 Eigentums daran. Er behält das fogen. Obereigentum, womit das Recht 
auf den Bezug der Erbpacht und bes etiwaigen Weinfaufs ſowie auch das ihm etwa 
für gewifſe Fälle (Bablungsjäumigkeit des Erbpächters, Deterioration des Erbpaditftüdes) 
zuftehende Rückfallsrecht untrennbar verfnüpft find. Weräußert er fein Obereigentum, fo 
gehen Hiermit von felbft auch alle dieſe Rechte auf den Erwerber über, und wenn um 
gefehrt in dem Beräußernugdvertrage nur das Recht auf die erbpachtlichen @efälle als 
Gegenftand der Veräußerung bezeichnet ift, fo ift Hierdurch auch zugleich dad mit diefem 
Hecht identifche Obereigentum in ber Veräußerung befaßt. Demnach ift die Perſon 
des Erbverpädters vermöge feines Dbereigentums fowie die Perſon feines je- 
weiligen Nachfolgers im Dbereigentum zugleich immer redhtänotwenbig der In⸗ 
haber und das Subjelt bes Rechts auf den Bezug der Erbpacht und des etwaigen 
Beinlaufes. Hieraus ergiebt fich, daß ein Gutseigentümer, welder ein zu feinem 
Gute geböriges Grundftück in Erbpacht giebt, Hiermit Teineswegs ein Realrecht für 
das Ent als ſolches begründet. Er erwirkt das Hecht auf den Bezug der Erbpadjt 
ebenfo wie in allen anderen Fällen ber Errichtung eines Erbpacdhtverhältniffes für 
fih al3 den Obereigentümer bes Erbpaditftüdes und er kann über das ihn aus feinem 
Eigentum übriggebliebene Obereigentum nebft diefem in demfelben enthaltenen Rechte 
nach wie vor in ganz demfelben Umfange verfügen, in welchem er vor dem Abſchluß 
des Erbpachtkontraktes über da3 noch in feinem vollen Eigentum ftehende Grundftück 
disponieren durfte. Durch die Eingehung ded Erbpachtsverhältniſſes ift aber die Zu- 
gehdrigfeit des Srundftüdes zu dem Gute nur infoweit berührt, als das Nuß- 
eigentum davon durch die Übertragung auf den Erbpächter von dem Gute abgetrennt 
if; im Sinne des dem @ut3eigentümer verbliebenen Obereigentung tft das Grundſtück 
nad wie vor Beftandteil des Gutes und infolge Hiervon ift auch das in dem Ober- 
eigentum befaßte Recht auf den Bezug der Erbpacht Beftandteil des Gutes. Der 
jeweilige Gutseigentümer ift jedoch kraft feines Eigentumsrechts befugt, diefen Beſtand⸗ 
teil des Gutes gleich jedem anderen Beitandteil von demielben abzutrennen und ber 
fonders zu veräußern ober auch bei einer Veräußerung des übrigen Gutes jeparat für 
fih zurüdzubehalten, foweit er nicht in diefer Befugnis duch landesrechtliche Zer⸗ 
ftüdelungsverbote befchräntt if. Der Rechtsſatz, daß eine aftivreale Reallaſtberechtigung 
nicht einfeitig durch den Eigentümer bes berechtigten Grundftüdes von demjelben ab- 
getrennt und auf ein anderes Mechtsfubjelt, insbefondere auch nicht auf feine eigene 
Berfon übertragen werben kann (Nr. 1937) findet hier aljo keine Anmendung. 


Kr. 1887. IIL Sen. 2. April 1886. III. 63. 86. Bd. 15, Nr. 39, ©. 184, 
Näüdforderung bed Erbpactgrundftüdes feitens des Erbverpäcdters bei Nicht⸗ 
zahlung ber Erbpacht. (Sem. R.). Unter der Bezeichnung „Erbpadit” werden in 
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Den verfchiedenen deuntſchen Territorien ſehr verſchiedene Nechtöverhältniffe an Grund 
und Boden verftanden und es Haben fich die Medhtsverhältnifie ber Erbpäcter ganz 
verfchieden geftaltet und entwidelt. Wenn nun auch vielfach Bauergüter, an denen dem 
Beſitzer ein erhebliches Nutzungsrecht von der Gutsherrſchaft verliehen worden ift, als 
Erbpadtgüter bezeichnet werden, fo darf doch nicht der allgemeine Grundſatz auf- 
geftellt werden, daß die für derartige Bauergüter in ber betreffenden Gegend geltenden 
NRechtsnormen ohne weiteres auch für die Rechtsverhältniſſe der Erbpächter biefer Gegend 
maßgebend jeten, daß nach ihnen ihre Rechte und Pflichten, insbefondere auch die Ve⸗ 
fugnis bes Erbverpächters zur Entſetzung des Erbpächters fich richte; es würde dies 
vielmehr nur daun zuläffig fein, wenn entweder unter der Vezeihnung „Erbpacht“ 
gerade das in der betreffenden Gegend für die bäuerlichen Befigungen geltende Rechts⸗ 
verhältnis, 5. B. das Meierverhältnis, verftanden würde oder wenn gemohnheitärechtlich 
bie für diefe Art von bäuerlihen Grundbeſitzungen beftehenden Nechtönormen für bie 
Erbpaditverhältniffe Geltung erlangt hätten. — Dem Erbverpädter fteht das Recht, 
den Erbpächter zu entfeßen, nur dann zu, wenn es ibm im Vertrage verliehen oder 
durch das in ber betreffenden Gegend geltende Recht, Geſetz oder Gewohnheit beigelegt 
ft. Die Yolgerung, daß, weil nach biefem Rechte der betreffenden Segeub der Kolon 
abgemeiert werbeu könne, wenn er brei Jahre mit ber Bahlung ber Pacht im Rück⸗ 
ftande tft, auch dem Erbverpäcdhter gegenüber dem Erbpächter ein folches Recht zuftehe, 
ift eine unrichtige. — Die Yrage, ob durch den vorliegenden Vertrag eine römifch- 
rechtliche Emphyteuſe begründet ei, ift zu verneinen. Der Inhalt der Vertragsurfunde 
bietet dafür feinen Anhalt, dab die Kontrahenten eine Emphyteufe haben begründen 
wollen. Der Bertrag wird ausdrücklich ala „Erbpachtvertrag” und das dadurch ver- 
liehene Recht als Erbpacht“ bezeichnet. Im Zweifel ift da, wo beutfchrechtliche Erb- 
pacdhtverhältniffe beftehen, davon auszugehen, daß die Kontrahenten, wenn fie einen 
„Erbpachtvertrag“ jchließen, dieſe deutſchrechtlichen Erbpachtverhältnifie und nicht eine 
romiſchrechtliche Empbyteufe haben begründen wollen. 


8 77. 


Dienftbarkeiten, 

8.6.8. 88 1018—1093. 
L 966—1050. II. 929—1002. HL 1002—1076. M. DIL 475—571. D. 140—142. 
E.G. Art. 72, 80 Ubf. 2, 96, 113—116, 128, 164, 184, 185, 191, 196, 197. Wind- 
ſcheid L 88 200—217. Stobbe ID. 88 97, 98. Dernburg L 88 274—288, 


292— 304. 

Grunddienfibarkeiten. 
Nr. 1888. L Sen. 24. Mär; 1880. L 60. 80. Bd. 1, Nr. 121, ©. 329. 

Neal⸗Servitut. (Gem. R.). Für den Inhalt und ben Umfang einer Renl-Servitut 
ift nit das lediglich perſönliche AIntereffe des jedesmaligen Eigentümers bes 
herrſchenden Srunbftüdes, ſondern vielmehr das Bedürfnis bes legteren db. 5. 
feines Eigentümerd als ſolchen, nicht auch als Eigentümers anberer Grundftücke 
oder wegen fonftiger perjönlicher Berhältniffe maßgebend. 1.5 8 1,1. 6, 24, 89; 
L 33 8 1 Dig. de serv. praed. rust. 8, 3; 1. 44 Dig. loc, cond. 19, 2; c. 12 Cod. de 
serv. et aqua (3, 34). 


Nr. 1889. IIL Sen. 13. April 1880, II. 355. 79. Bd. 1, Nr. 122, ©. 331. 
Neal⸗Servitut. Servitus fluminis recipiendi und cloacae immittendae. (Gem. R.). 
Anlangend das beftrittene Zuflußgebiet, jo ift nach den Geſetzen, insbefondere nach 
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e. 12 Cod. de serv. ot aqua 3, 34 für den Anfang ber Dienſtbarkeit nicht die Größe 
des herrſchenden oder bes dienenden Grundſtücks, fondern die Art und Weile der Be⸗ 
gründung maßgebend, und es faun nad L 24 Dig. de serv. pr. rust. 8, 3 die Aus- 
übung einer beftehenden Servitut räumlich nicht duch den Hinzutritt neuer Grund⸗ 
flächen zum herrſchenden Grundſtück erweitert werben. Wei der Begründung ber 
Servitut durch Verjährung tft nach dem Grundſatze tantum praescriptum quantum 
possessum eine gewifle Sleihartigkeit der einzelnen Ausübungshandlungen erforderlich, 
wenn aus einzelnen Borlommniflen und begrenztem Befite der Inhalt des erworbenen 
Rechts feftgeftellt werden fol. Dagegen ift für die Erhaltung ber durch Verjährung 
einmal erworbenen Serpitut nicht nötig, bat bie Dienftbarleit ftet3 bis zur Außerften 
Grenze des Rechtes ausgeübt wird. 1. 18 Dig. de serv. pr. rust. 8, 3;1.884,19 
Dig. quemadm. serv. amitt. 8, 6. Wenn die Gemeinde zugleich in ihrem Intereſſe 
und demjenigen der betreffenden Ortseinwohner bie ftreitige Serpitut in Anſpruch 
nimmt, fo muß fie injoweit auch für Eingriffe in das Eigentum des dienenden Grund⸗ 
tüds auflommen, deren ſich einzelne Bewohner über den Juhalt der beftehenden 
Servitut Hinand (duch Zuführung ftinkender Flüſſigkeiten) jchuldig machen. Für bie 
Frage, ob dem Servitutberechtigten die fpäter getroffenen Beränderungen innerhalb 
des Buflußgebietes zu geftatten feien, ift von Erheblichkeit, ob die Dienftbarleit in ber 
läftigenderer Weiſe ausgeübt wird, als es vordem der Fall war, ferner ob das Necht 
zur Vornahme jener Neuerungen ſchon durch Verjährung begründet war. Das Be⸗ 
dürfnis des herrſchenden Srundftüds Tann unter Umftänden ebenfall3 von Belang fein, 
Doch darf der Servitutbereditigte die Dienftbarkeit nicht Aber den beftinmten Zweck 
hinaus und nicht zum Nachteile des belafteten Srunbftüds ausdehnen, es fei denn, daß 
diefe Erweiterung unter veränderten Verhaͤltniſſen bereitö bei Begründung der Servitut 
erweislih in dem mutmaßlichen Willen der Beteiligten lag. 1. 20 88 4, 5 Dig. de 
serv. praed. urb. 8, 2; 1, 2 Dig. de aqua quot. 43, 20. — Die Vorſchrift, daß Ser- 
vituten eiviliter andgeübt werben follen (l. 9 Dig. de serv. 8, 1) läßt es zu, ba, wenn 
fih über das Maß der zuläffigen Ausdehnung ber Servitut Bweifel ergeben, ſolche, 
wie bet nachbarlichen Srrungen überhaupt, burch billiges richterliches Ermeſſen unter 
Verädfihtigung aller Umftände des Falles zu Iöfen find. Vergl. 1. 13 8 1 Dig. de 
serv. praed. rust. 8, 3. 


Nr. 1890. IIL Sen. 25. Juni 1880. IIL 76. 80. Bb. 2, Nr. 41, S. 159. 

Fahrtrecht. (Gem. R.). ft bei der vertragsmäßigen Konftituierung eines Fahrt⸗ 
rechts defien Umfang und Richtung nicht ausdrücklich beftimmt worden, fo iſt das 
dienende Grundſtück an und für fich ganz und in allen feinen Teilen belaitet; e3 kann 
aber der Berechtigte genötigt werben, mit billiger Berüdfichtigung der Intereflen des 
Berpflichteten eine beftimmte Strede zur Ausübung ber Servitut zu wählen, und es 
hat, im Fall er dies unterläßt, richterliches Ermeffen einzutreten. 1.13 88 1, 3; 1 24, 
l. 26 Dig. de serv. praed. rust. 8, 3. 1.6 8 1 Dig. quaemadı. serv. 8, 6. Die 
Ausähung des Wahlrechtd kann ſowohl ausdrücklich als ftillichweigend erfolgen. Lebteres 
ift namentlich dann anzunehmen, wenn entweder der Berechtigte einen Weg anlegt, 
oder aus ber fortgefegten Einhaltung einer beftimmten Richtung nach den Umftänden 
des Falles ein Einverſtändnis der Beteiligten barüber fich ergiebt, daß nur Die 
ſeither befahrene Strede fernerhin dienftbar fein folle. Nichts Anderes beftimmt denn 
auch die 1.9 Dig. de serv. 8, 1. Iſt dies nicht der Fall, fo bleibt bie Regel beftehen, 
dab im Zweifel bei ber Dienftbarkeit des Fahrweges das ganze Grundftüd des Ber- 
pflichteten belaftet ift. Daraus folgt denn für den vorliegenden Yall, daB das ftreitige 
Fahrtrecht bei ber eingetretenen Unmöglichkeit ber Ausübung auf der feither befahrenen 
Strece nicht verloren gegangen if. Nr. 1891. 
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Nr. 1891. II. Sen. 25. uni 1880. III. 76. 80. 8b. 2, Nr. 41, ©. 159. 

Beweidlaft. (Gem. R.). Im Falle Nr. 1890 ftüßte fich die erhobene Klage auf 
zwei weſentlich verfchiedene Momente: 1. auf die ausbrüdlicde oder doch aus den Um⸗ 
ftänden zu folgernde Konftituierung eine beſchränkten Fahrtrechts über bie frag» 
fie Strede, 2. auf die Beftellung eines unbeftimmten Fahrtrecht3 mit nachfolgender 
Beftimmung ber Linie durch Einverftändnis der Parteien. Der von manden Rechts⸗ 
lehrern aufgeftellte Sab: „daß im Bweifel gegen das Vorhandenſein der Serpitut zu 
entfcheiden fei”, tft in dieſer Ullgemeinheit nicht rihtig. Im vorliegenden Falle kommt 
nur der Anhalt einer durch Vertrag Tonftituierten Serpitut in Betracht und biejer 
beftimmt fih nad) dem Willen der Kontrahenten, der wiedernm unter den für Rechts⸗ 
gefchäfte geltenden Auslegungsregeln fteht. Der Beſtellungswille ferbft ift im Bweifel 
zu Sunften des Beſtandes, jedoch zu Ungunften des Umfanges der Dienftbarkeit aus- 
zulegen. Kann daher ber Kläger nicht die zum erften Klaggrunde aufgeftellten Be- 
bauptungen erweiien und ift demgemäß davon auszugeben, daß das Fahrtrecht un- 
beitimmt beftellt worden ift, fo muß der Beflagte fo lange zu allen Handlungen, 
die überhaupt bei folcher Dienſtbarkeit gefeglich erlaubt find, und an allen Teilen der 
belafteten Sache für befugt erachtet werden, als nicht der Berpflichtete eine feitens des 
Berechtigten bereits getroffene Wahl in der Ausübung des Fahrtrechts auf einer be» 
ftimmten Wegeftrede darzuthun imftande ift. 


Nr. 1892. VL Sen. 25. Mai 1891. VL 60. 91. Bd. 27, Nr. 40, ©. 164. 

Einfluß der Errichtung eines einheitlidden Gebändes anf mehreren Gruubftüden, 
besen einem eine Grunbdienftbarleit an einem dritten Grundftäde zuſteht, auf beu 
Zortbeftaub biefer Dienſtbarkeit und anf das Net, fie auszuüben. (Gem. R.). 
Nach gemeinem Recht wird die Individnalität eines Grunbftüdes als herrichenben 
feinesweg3 durch irgend eine Urt der Bebauung desſelben vernichtet. Es Tann am 
herrichenden Grunditüde allerdings fo gut auf biefem Wege, wie auf manchem anderen, 
3. 8. ſchon durch die Berwandelung des bebauten Grundſtückes in ein unbebautes, 
möglicherweife thatfächlih eine ſolche Veränderung bemirft werben, daß die Servitut 
nad Maßgabe ihres befonderen Inhalts nun einftweilen nicht ausgeübt werden Tann; 
aber troßdem befteht doch da3 Herrichende Srundftüd als ein befonderes fort, und eben- 
deshalb bleibt aucd die Servitut bis anf weiteres bei Beſtand. In 1.6 8 1 Dig. 
comm. praed. 8, 4 tft zwar gejagt, daß zu Gunften eines Teiles eines bebauten 
Srundftüdes eine Dienftbarkeit nur dann beftellt werben kann, wenn aus bem ent- 
iprechenden Teile bes Gebäudes au thatfählih ein abgejondertes Haus gemacht wird. 
Allein, abgefehen davon, daß fein Grund gegeben ift, diefe Beftimmung auf andere Dienft- 
barkeiten als Gebäubeferpituten zu beziehen, und daß man vielleicht bezweifeln Tönnte, 
ob man ed bier, wo ed fih um eine fogen. Fleetgangsgerechtigkeit an einem an ber- 
felben Straße gegenüber belegenen Haufe in Hamburg handelt, mit eigentlichen Gebäube- 
fervituten zu thun babe, was indeflen bahbingeftellt bleiben fan, würde jedenfalls aus 
der Unmöglichkeit, eine ſolche Servitut wie die Hier fragliche für einen Teil eines ein- 
heitlich bebauten Grundftüdes neu zu beftellen, noch nicht folgen, baß eine ſchon 
beftebende Servitut diefer Art durch die einheitliche Bebauung des herrichenden 
Grundſtücks ihr Ende finden müßte. Denn keineswegs geht allemal eine Servitut 
durch den Wegfall einer derjenigen Borausjegungen unter, ohne bie fle nicht hätte ent- 
ftehen können. Nr. 1917. Wenn dabei von einem „Wiederaufleben” der Dienftbarkeit 
mit dem Wegfalle des Hindernifies die Rede ift, jo ift das nicht in dem Sinne zu ver- 
ftehen, als ob die Servitut inzwiſchen rechtlich zeitweilig untergegangen geweſen wäre, 
fondern nur mit Rückſicht auf die zeitweilig dazwiſchen getretene thatfächlihe Unmög- 
lichkeit ihrer Ausübung. Veral. 1. 20 8 2 Dig. de serv. praed. urb. 8, 2; 1.781 
Dig. comm. praed. 8, 4; 1.6 pr. Dig. si serv. vind. 8, 5; L 13, 14 pr. Dig. quemadm. 
serv. 8, 6. Die Anſicht, daB Gebäubejervituten, dergleichen Hier ja mindeftend hypo⸗ 
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thetifh in Frage ftehen, überhaupt im Zweifel ſchon mit dem Untergange besjenigen 
Gebäudes erlbſchen, zu deflen Gunſten fie begründet find, ift nicht gerechtfertigt. 
Zweifellos gehen alle Dienftbarleiten mit dem Untergange des bereditigten Subjeltes, 
fei diefe3 nun eine Perſon oder ein Srundftüd, auch felbft unter; aber auch Sebäude- 
fervituten ftehen im NMechtöfinne nicht dem auf bem herrichenden Grundftüde errichteten 
Gebäude, das rechtlich nur als Acceſſion des Grundftüdes gilt, fondern nur dieſem 
Iegteren in feiner Zotalität gu. 1 20 8 2 Dig. de serv. praed. urb. 8, 2 beweift 
gerade die Fortdauer ber Dienftbarkeit im alle ber Berftörung bes Gebäudes, 
und 1. 13 pr. Dig. de serv. praed. rust. 8, 3 führt in entiprechender Anwendung zu 
Demfelben Ergebnis. Aus 1. 3 Dig. de serv. 8, 1 ift jedenfalls unmittelbar nichts 
über diefe Frage zu entnehmen, und es tft ſogar fraglich, ob fie überhaupt den Gegen- 
fag zwiſchen servitutes praediorum rusticorum und urbanorum betrifft. @egen bie hier 
mißbilligte Anſicht fpricht insbefondere no, daß nad) L 23 8 1 Dig. de serv. praed. 
urb. 8, 2 au für zukünftige Gebäube im voraus Gebäubdefervituten beftellt werben 
konnen. Somit mußte da3 angefochtene Urteil infomeit aufgehoben werden, als es bie 
Teftftellung ablehnt, daß dem Kläger die fraglichen Gerechtſame auch jebt zuitehen. 
Dagegen ift mit Recht dem Kläger die Feſtſtellung verfagt, daß er auch jebt zur Aus⸗ 
Abung ber fraglichen Gerechtſame berechtigt ſei. Denn diefer Klagantrag war offenbar 
in dem Sinne geftellt, daß der Kläger das Recht in Anfprudh nehme, bei dem gegen- 
wärtigen Zuftande der herrſchenden Grundftüde die Gerechtfame in ber Weile aus- 
zuüben, wie e3 nad; Maßgabe dieſes Zuftandes einzig möglich ift; nun hat aber das 
Berufungsgericht ohne Verlegung revifibler Rechtsnormen dargelegt, daß bie einzige 
gegenwärtig mögliche Urt der Ausübung dem Inhalte ber ftreitigen Dienftbarkeiten 
nicht entſprechen würde. Zweifellos darf eine Grundgerechtigfeit nicht zum Vorteile 
anderer Srundftüde ausgenußt werden, als zu deren Gunften fie erworben tft (1. 24 
Dig. de serv. praed. rust. 8, 3); nun kann aber die Möglichkeit, eine ſolche Einfchränfung 
in der Ausübung durchzuführen, dann ganz wegfallen, wenn das berrichende Grundftüd 
in Verbindung mit anderen Grundftüden mit einem einheitlichen @ebäude bejegt fit. 
In dieſer Beziehung verhalten ſich eben bebaute Srundftüde rechtlich anders als un- 
bebaute; während die legteren immer je nad) dem Willen ber Berechtigten in beliebiger 
Weiſe Törperlich geteilt gedacht werben können, ift dies bei jenen nicht der Fall, bei 
ihnen vielmehr die Einteilung durch die Abgrenzung der einzelnen Gebäude gegeben 
(L. 6 $ 1 Dig. comm. praed. 8, 4). Wie eine Dienftbarleit zwar für ein beliebiges 
Stüd eines unbebauten, nidht aber eines einheitlich bebauten Grundſtückes neu erworben 
werden kann, fo Tann aud die Ausübung einer beftehenden Dienftbarfeit für einen 
einzelnen Törperlihen Teil eines einheitlich bebauten Grundſtückes nach Maßgabe der 
befonderen Lage des Falles ſich als unmöglich barftellen. Ob aber die konkreten Um⸗ 
ftände, insbefondere die Art ber Bebauung bes herrichenden Grundſtückes, jo beichaffen 
find, daß dieſe Unmöglichkeit vorliegt, das ift Sache der thatfächlihen Beurteilung. 


Nr. 1893. V. Sen. 26. April 1884. V. 433. 83. Bd. 11, Nr. 72, ©, 312. 

Grundgerechtigkeit oder Reallaſt. (Preuß. R.). Der ſchon im römifchen Recht 
nicht ganz ausnahmslos (fo bei ber servitus oneris ferendi) geltende Satz, daß mit 
einer Grundgerechtigkeit nicht ein Thun des Beſitzers des verpflichteten Grundſtücks 
verbunden fein kann, tft zwar auch im preußifchen A.L.R. aufrecht erhalten. Auch die 
landrechtliche Grundgerechtigkeit hat im mefentlichen ein negatives Verhalten des Be⸗ 
ſitzers des verpflichteten Grunbftüces, Nichtthun oder Leiden, zum Gegenftande (88 30 ff. 
L22 WER), und in diefem Begriffe der Serpitut im Gegenfage zur Reallaſt ift in 
den bie Landeskultur betreffenden Geſetzen nichts geändert (vergl. 88 2, 31 der G. T.O. 
vom 7. Suni 1821; Art. 1 des Geſetzes betreffend die Ergänzung der &.T.D. vom 
2. März 1850, 8 7 des Meallaftenablöfungsgefeges vom 2. März 1850). Dieſer Sag 
gift aber im A.L.R. nit ohne Einfhräntung. Die 88 35 ff. und für einen fpeziellen 
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Hall die 88 55—58 a. a. D. enthalten Ausnahmen. Bei der Beurteilung ber Frage, 
ob eine Grundgerechtigkeit oder eine Nealberechtigung im engeren Sinne vorliegt, fommt 
es darauf an, ob im weſentlichen bie Verbindlichleit des Veſitzers bes verpflichteten 
Grundſtückes darin befteht, daß er etwas nicht thun darf ober dulben muß, oder darin, 
daß er Handlungen zu leiften bat. Im vorliegenden Falle ift vom Berufungsrichter 
unter Erwägung des Sachverhaltes nach vorftehenden Grundſätzen noch zu prüfen, ob 
die gefamte Berechtigung, Gewährung des Betriebswaflers zur Mühle verbunden mit 
der Wehrbaulaft, ald eine Grundgerechtigkeit oder als eine Neallaft zu erachten fei. 


Nr. 1894. II. Sen. 6. Oktober 1885. II. 137. 85. Bd. 14, Nr. 54, ©. 214. 

Servitut einer Gemeinde an einem Barle oder Garten im Jutereſſe des Publi⸗ 
kums. (Gem. R.). Die moderne Nechtsentwidelung hat den römiſchrechtlichen Grund⸗ 
fat, daß eine Srunddienftbarfeit nur zum Beſten eines beftimmten Grundſtückes bes 
ftehen Tann, nicht feitgehalten, vielmehr auch das Beftehen einer Grunddienſtbarkeit zu 
Gunſten eines ganzen territorialen oder perfonellen Kreiſes zugelaflen, jofern 
diefelbe nur die Befriedigung eines Tonkret begrenzten Bedürfniffes zum Gegenftande 
bat und den Charalter der Dauer (perpetua causa) an ſich trägt. Hiernach kann auch 
eine Gemeinde zum Beiten ihrer Gemeindeangehörigen die Inhaberin einer Servitut 
fein und es kommen ald Servituten, welche einer Gemeinde zuftehen, nicht bloß häufig 
Weide⸗ und Hütungsd- fowie Waldnugungsgerechtigleiten, fondern auch Weggerechtig- 
feiten, insbeſondere auch Kirchen- und Schulmege, deögleichen Waflerleitungsgerechtig- 
feiten vor. Nr. 1931. Nr. 1924. Nr. 1918. Kann aber einer Gemeinde eine Weg⸗ 
gerechtigkeit zuftehen, fo kann man es auch nicht für rechtlich unftattbaft halten, 
baß eine Gemeinde an einer dem Bwede bes Bergnügens und der Erholung dienenden 
Privatanlage (Bart, Garten u. dergl.) eine Servitut de3 Inhalts befige, Daß ihre Ge⸗ 
meindeangehörigen berechtigt feien, Diejelbe zu befuchen und ſich daſelbſt dieſen Bweden 
entſprechend aufzuhalten. Wenn ferner in dem vorliegenden Bertrage ber zeitige In⸗ 
baber ber dienenden Anlagen auch noch zur gehörigen Unterhaltung derſelben dinglich 
verpflichtet worden ift, fo kann auch die Gültigkeit einer ſolchen zu einer Leiftung ver- 
pflitenden Reallaft nicht in Zweifel gezogen werden. Auch die rechtliche Statthaftig- 
feit einer Ausdehnung der Serpitut dahin, daß kraft derfelben das Necht zum Beſuche 
der Unlagen von Jedermann, dem gelamten Bublilum (audy neben ben Ge- 
meindeangehörigen) ſoll ausgeübt werden dürfen, ift nicht zu beanftanden, fofern ein 
Sinterefie für die Gemeinde bejteht, daß die in der Gemeinde verfehrenden Auswärtigen 
an der Benutzung der Uulagen teilnehmen dürfen. 


Nr. 1895. II, Sen. 30. April 1886. II. 508. 85. 3b. 15, Nr. 82, ©. 328. 

Ausſichtsrecht. Art. 678, 679 code civil. (Rhein. R.). Derjenige, welcher das 
Recht erworben hat, in geringerer als der durch die Urt. 678, 679 code civil vor- 
geſchriebenen Entfernung Ausfichtöfenfter zu haben, darf bem Nachbar das Verbauen 
ber Ausſicht bis auf eben dieſe Entfernung gemäß Urt. 701 code civil unterfagen. 
Darin ändert auch der Umftand nichts, daB das Fenſter Ausficht nur auf ein mit 
feiner Öffnung verfehenes Dach gewährt. Dem Eigentümer bed herrfchenden Grund⸗ 
ftüädes kommt e3 nur auf die Ausſicht, nicht auf die Einficht in das Nachbargut 
an, und jene hat er, und zwar in ber Regel in erhöhtem Maße, auch dann, wenn das 
Fenſter auf ein Dach geht. Demnad kann er auch in diefem Falle eine Beeinträchtigung 
feiner Dienftbarfeit gegenüber dem Art. 701 code civil geltenb maden. — Bu einer 
Unterfcheidung zwiſchen der Ausficht in gerader und der in fchräger Richtung Tiegt 
umjoweniger Grund vor, ald Urt. 679 code civil gerade jo wie Art. 678 a. a. D. das 
Verbot des Anbringens von Ansjichtsfenftern („on ne peut avoir des vues“) ausipricht, 
mithin auch eine gegen das Verbot des rt. 679 a. a. D. begründete Servitut in 
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gleicher Weife zu ſchützen ift wie bie entgegen ber Beſtimmung im Art. 678 a. a. D. 
erworbene. Bon Lich töffnungen handelt Art. 679 a. a. D. nidt. 


Kr. 1896. I. Sen. 21. Februar 1893. IL. 288. 92. Bd. 31, Nr. 76, ©. 341. 

Auwenbbarleit ber Art. 676, 677 code civil anf Fenfter, bie ſchon vor Ein⸗ 
führnug des Geſetzbuches beftanden haben. Begründung einer Lichtiernitut durch 
Jreißigjährigeö VBeftchen von Fenſtern. (Rhein. R.). Es handelt ſich hier Lediglich 
um bie Anwendung ber geſetzlichen Beitimmungen über die Ausübung des Eigentums. 
Hierzu gehören die fogen. Legalfervituten, die ohne alle Rüdficht auf Parteivereinbarung 
gewiffe vom Geſetz jelbft im Intereſſe ber öffentlichen Ordnung aufgeftelte Einichrän- 
Fungen in der Ausübung des Eigentumes gegenüber anderen Eigentümern darftellen. 
Die Borjchriften, die ein neues Geſet in dieſer Hinficht giebt, greifen fofort in die be⸗ 
ftehenden Buftände ein, wenn auch das frühere Geſetz andere Borichriften hatte. Nr.2146. 
Bon mwohlerworbenen Rechten, die lediglich durch bie anderweiten Vorſchriften bes alten 
Geſetzes erworben fein follten, kann leine Rede fein, weil es fit eben nur um ben In⸗ 
halt des gejeglichen Begriffs des Eigentums handelt, den jeder neue Gejebgeber frei 
nah feinem Ermeſſen geftalten Tann und auf ben fein Privater einen Anſpruch bat. 
Wenn alſo die fraglichen Fenfter in dem jeigen ben Beftimmungen der Art. 676, 677 
code eivil nicht entiprechenden Zuſtande ſchon vor Einführung diefes Geſetzbuchs vor⸗ 
handen waren, fo war ber damalige Nechtözuftand allerdings der, daß einerjeit# der 
Beliger des Hanfes bed Klägers dem Nachbar das Bebauen jeined rundes bis Dicht 
an bie Fenſter nicht unterfagen Tonnte, anbererfeitS aber andy der Nachbar nicht die 
Entfernung oder eine anderweitige Einrichtung der Fenſter verlangen durfte. ber 
auf ein Fortbeſtehen dieſes vom Geſetz felbft beftimmten Rechtszuſtandes über Die Zeit⸗ 
Dauer dieſes Geſetzes hinaus Tonnte feiner der beiden Eigentümer durch bie bloße That- 
fache des Beſtehens jened Buftandes ein Mecht erwerben. Mit ber Einführung des ge 
dachten Geſetzbuches war vielmehr ber Rechtsvorgänger des Beklagten fofort in der Lage, 
vom NRechtövorgänger der Kläger zu verlangen, daß er die Fenfter vergittere und veritäbe 
und in jeder Hinficht nach den Vorfchriften der angeführten Artilel des oode civil einrichte. 
Daraus folgt zugleih, daß auf der anderen Seite der Beliber des Haufes des Klägers, 
weun jene Beichränkungen von ihm nicht verlangt wurden, nunmehr auf rund dieſes 
feines Befigftandes ein Servitutrecht gegen des Nachbars Erund erwerben konnte. Anders 
würde die Sache liegen, wenn etwa vor Einführung bes gedachten Geſetzbunches das in 
Rede ftehende Feniterrecht in ber einen oder anderen Weiſe durch Vereinbarung unter den 
Vorbeſitzern der Parteien geordnet worden wäre oder wenn ber Vorbefiker des Klägers 
die Fenfter auf Grund einer Serpitutansäbung feit rechtöverjährter Zeit beſeſſen hätte. 
Nur dann könnte man mit Rückſicht auf das neue Geſetz von wohlerworbenen Rechten 
ſprechen. Das trifft aber nicht zu. Denn erft der code civil faßt das Haben von Fenſtern 
in einer Örundmaner als Ausübung einer Dienftbarleit auf das Nachbargrundftid auf. 
Dem gemeinen Recht war diefe Anfchauung fremd. Die Anbringung folder Fenſter 
lag innerhalb der Befugniffe des in dieſer Hinficht nicht befchränften Eigentlimerd. Das 
Beftehen diejer Tonnte daher nicht al3 befonberer Mechtötitel gelten und bie bezügliche 
Eigentumsbeichräntung des neuen Geſetzes findet bei dem Mangel eines Borbehaltes in 
diefer Hinficht auch gegenüber ſchon vorhandener Senftern Anwendung. Danach ift dem 
Oberlandesgericht beizupflichten, wenn es das ftreitige Mechtöverhältnis nad den Vor⸗ 
fchriften des code civil beurteilt hat. Mit Rüdficht auf diefe hat es nun thatlächlich 
feftgeftellt, daß die fraglichen Fenſter mit ihrer den Vorfchriften der Art. 676, 677, nicht 
entfprechenden Einrichtung feit mehr als dreißig Jahren beftanden haben und daß ber 
Kläger und feine Rechtsporgänger dadurch ſeit rechtönerjährter Beit die Dienftbarleit 
gegenüber dem Nahbargrundftüd ausgeübt haben, durch die Fenſter für ihre Räume 
Licht zu ſchöpfen. Auf Grund dieſer Yeftftellung ift das Berufungsgericht unter ber 
weiteren thatfählihen Annahme, dab die vom Bellagten getroffenen Einrichtungen bie 
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vom Kläger erworbene Dienftbarteit beeinträchtigen, zn ber Enticheibung gelangt, daß 
dem Klagantrage ftattzugeben ſei. Dieſe Enticheidung entſpricht den vom Reichsgericht 
in betreff des Fenſterrechts audgefprochenen Srundfägen. Nr. 1908. Das gegen die 
thatjächliche FYeftftelung des Berufungsgericht3 geltend gemachte Bedenken, es fei bie 
von dem Zeugen befundete Thatfache, daB die Fenſter eine Zeit lang zugenagelt geweien 
feien, in betreff des dreißigjährigen Beligftandes des Klägers nicht berüdlichtigt, er- 
ſcheint nicht gerechtfertigt, denn bie Gründe ergeben, dab die fragliche Beugenausfage 
vollauf berüdfichtigt ift und zu dem Ergebniffe geführt hat, daß das Berufungsgericht 
ben breißigjährigen Befikftand für Ausfichtöfenfter (vues) nicht al3 bewiefen angenommen 
bat. Dagegen ift auf Grund der gefamten Beweisaufnahme der Berjährungsbelik der 
Fenfter als Lichtfenfter (jours) feftgeftellt und diefe Feitftellung, auf der die Enticheibung 
beruht, erjcheint auch hinreichend begrünbet. 


Nr. 1897. IL Sen. 4. Oftober 1892. IL 156. 92. 3b. 30, Nr. 88, &. 300. 

Inhalt der Grunddienſtbarkeit, die auf einem Grundſtücke befindliche Quelle und 
beren Ableitung zu dulden. (Rhein. R.). Auf einem Grundftüde bes Bellagten be- 
findet fih eine Quelle, bezüglich deren beim Erwerbe bed Grundſtücks der Erblaffer 
bes Beklagten gegenüber den damaligen Befigern bes Srundftüds bes Klägers bie Ber- 
pflitung übernommen hatte, fie unverfehrt zn Taflen; ‘auch ift durch rechtskräftiges 
Urteil der Beklagte für verbunden erflärt, da3 Legen und Wusbeflern ber zur Ab⸗ 
leitung des Waſſers nad) dem Brunnen bes Klägers dienenden Röhren zu dulden. 
Auf rund der Behauptung, daß der Bellagte Durch Abgraben der die Duelle fpeilen- 
den Wafleradern auf dem dienenden Grundftäde und auf benahbarten Feld— 
ſtücken unb durch Ableitung des abgegrabenen Waflerd über das dienende 
Grundſtück nah feinem Hofe die Duelle zum Berfiegen gebracht habe, beantragte 
der Kläger, ben Bellagten zur Befeitigung aller Anlagen zu verurteilen, durch die er 
das Waſſer der Duelle bezw. der fie fpeifenden Waflerabern des dienenden Grundftücks 
über dad letztere in fein nebenliegendes Anweſen geleitet Habe. Bas Landgericht ver- 
urteilte na) dem Klagantrage. Auf die Berufung des Bellagten wurde der Anſpruch 
des Klägers abgemwiejen, ſoweit nicht die Anlagen des Bellagten dazu dienten, Waſſer 
auf dem dienenden Grundſtücke felbft abzufangen. Die Reviſion des Kläger war er- 
folglos. Eine Verlegung der Borichrift des Urt. 701 code civil liegt nicht in der An- 
fit des VBerufungsgericht3, daß es den Pflichten, die dem Bellagten aus der Dienſt⸗ 
barkeit des Grundſtückes erwachſen, nicht wideripredhe, wenn er das auf ben Nachbar⸗ 
grundftüden gewonnene Wafler über das dienende Srundftüd ableitet, fofern dies nur 
in der Weife gefchieht, die auf dem dienenden Grundftücke jelbft die Rechte des Klägers 
auf Bezug und Ableitung des dortigen Quellwaſſers nicht beeinträchtigt. Auch dies 
ergiebt fi aus der Natur ber Srunddienftbarkeiten überhaupt und aus dem Inhalte 
der in Rede ftehenben Dienftbarleit insbefondere. Die Srundbienftbarfeit als eine Laft, 
die auf ein Grundſtück gelegt ift, legt bem Beſitzer bes letzteren Beſchränkungen nur in 
benjenigen Rechten auf, die aus feinem Eigentume an biefem Grundftüd fließen, und 
ber Umfang diefer Beichränfungen richtet ſich nach dem Inhalte der befonderen Dienft- 
barkeit. Im vorliegenden Falle beiteht der letztere in der Beredhtigung des Klägers, 
das Waffer einer auf dem Grundftüäde der Beklagten befindlichen Duelle zu ſammeln 
und abzuleiten; die Nechte des Beflagten ald Grundeigentümers leiden aljo nur infofern 
Einfhränfung, als er feinerfeitd das auf dem Grundftüde hervortretende 
Waſſer ſich nit aneignen, bie Yaffung und Leitung bes Klägers nicht ftören darf 
und Erhaltungsarbeiten des Lebteren dulden muß. Im übrigen ift die Benutzung ber 
Liegenichaft feinem Ermeflen ſals Eigentümer anheimgegeben und es fteht ihm ins- 
befondere zu, auf ihr unter- und oberirbifche Leitungen herzuftellen, durch die er das 
andersmo gewonnene Waſſer einem von ihm gewählten Biele zuführt, vorausgefegt 
immer, daß dieje Leitungen fo eingerichtet find, daß das auf bem dienenden Grundftück 
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jelbft herbortretende Waſſer nicht in fie eintreten Tann. Wäre nun bie Behauptung 
des Klägers richtig, dab das vom Bellagten aus Nachbargrundftücken über das dienende 
Srundftüd geleitete Waſſer durch die auf jenen Srunbftüden vorgenommenen Arbeiten 
der Duelle des Klägers entzogen worden jet, fo würde dadurch, wie bad Berufungs⸗ 
gericht zutreffend ausführt, die Nechtslage in Teiner Weife geändert. Grabungen, bie 
der Eigentümer gemäß des ihm in Art. 641 code civil gewährten Rechts vornimmt, 
hören nicht auf, berechtigte zu fein, wenn dadurch ber Quelle des Nachbarn bas Wafler 
entzogen wird. Nr. 1769. Ar. 2118. Die Aufgrabungen felbft find aljo bereditigte; 
das durch fie gewonnene Waſſer wird Eigentum des Bellagten, über welches er nad) 
Gutdunken verfügen kann, und befien Mbleitung über das dienende Grundſtück verletzt 
Rechte des Klägerd aus der Dienftbarkeit nur, wenn und foweit die Leitung geeignet 
ift, Wafler, das auf dem dienenden Srundftüde hernortritt, aufzunehmen. Die rechtliche 
Beurteilung des Yalles bleibt endlich auch diefelbe, wenn es richtig wäre, daß das in- 
folge der Aufgrabungen auf den Nachhbargrundftüden hervortretende Waſſer ohne bie 
Ableitungdanlagen des Bellagten dem dienenden Grundſtücke von felbft wieder zufließen 
würbe und baß der Bellagte ſich dies Wafler nur unter Benutzung des dienenden 
Grundſtückes zur Wbleitung für feine Zwede nutzbar machen Tönne; denn, ganz ab- 
gefehen davon, daß der Berufungsrichter die Unrichtigkeit des letzteren Umftanbes feft- 
ſtellt und eine Lediglich dem Awede ber Ehilane dienende Ausnutzung feiner Rechte 
dem Bellagten nicht zur Laft gelegt wirb, bleiben auch bei diefer Sachlage die beiden 
Grundlagen der obigen Ausführung unberührt ftehen, daß nämlich der Beklagte das 
Wafler kraft feines Eigentums an den benahbarten Srundftüden gewonnen 
hat und daß er es Traft feines Eigentums an bem dienenden Grunbftüde über diejes 
ableitet, ohne dort den Beſchränkungen zumwiberzuhandeln, die ihm die Dienftbarfeit 
auferlegt. Der Sa: „Bas dienende Srundftüd darf in Teiner Weiſe dazu beitragen, 
dab die Dienftbarleit ganz ober teilweiſe Hinfällig wird“, tft durchaus richtig, wirb 
aber unrichtig angewendet, wenn daraus etwas zu Gunſten des Klägers gefolgert wird; 
benn das Hinfäligmwerben der Dienftbarleit des Klägers ift, foweit es überhaupt ein- 
getreten, Iebiglich durch Eigentumshandlungen bed Beklagten auf nicht belafteten 
Srundftüden bewirkt; das dienende Grunbftüd wird nur dazı benugt, das mit jener 
Birkung Gewonnene dem Bellagten wirtſchaftlich nutzbar zu machen, unb ed macht für 
die rechtliche Beurteilung der Sachlage feinen Unterjchied, daß durch den Beſitz des 
dienenden Srundftüds jene Nutzbarmachung wefentlich erleichtert oder es dem Bellagten 
vielleicht allein ermöglicht wird, den angeftrebten wirtfchaftlihen Zweck zu erreichen. 


Nr. 1898. V. Sen. 15. April 1885. V. 334. 84. Bd. 13, Nr. 59, ©. 249. 

Beftellung einer Grundgerechtigteit bei Beräußerung eines Grundftäds. (Preuß. R.). 
RN. Hat vor etwa 13 Jahren ald Eigentümer bes jet dem Beklagten gehörigen Brauerei- 
grundftüds das Wafler eines auf feinem Grunbftäde beffndlichen Brunnen mittels 
einer tief unter ber Erdoberflähe gehenden innen ein Rupferrohr enthaltenden ge- 
mauerten Leitung nad einem auf bemjelben Grundftüde befindlichen Pumpwerk über- 
führen laffen. In ihrem mrittleren Laufe war diefe Leitung eine Strede lang durch 
eine damals bem ©. gehörende angrenzende Parzelle unterirdifch gelegt worden, und 
zwar heimlich ohne Wiflen und Willen bes S. Wlsbald aber hat R. diefe Par⸗ 
zelle gefauft, und einige Jahre fpäter, vor etwa acht Jahren fomohl das Brauerei⸗ 
grundfiäd als auch die Parzelle bem P. aufgelaflen. Beide Grundftüde wurden 1879 
gegen ®. fubhaftiert. Das Hauptgrundftüäd wurde dem jegigen Bellagten und die Parzelle 
dem ©. zugeſchlagen. Won Lebterem Hat der jebige Kläger ben von der Nöhrleitung 
burchichnittenen Teil ber Parzelle durch Kauf und Auflaſſung erworben. Der Kläger 
hat beim ®räben eines Brunnens das Borhandenfein der Leitung wahrgenommen und 
fie Durchfägen laſſen. Er klagt auf Beleitigung ber einen Eingriff in fein Eigentum 
enthaltenden Anlage, der Bellagte nimmt das Recht auf die Wafferleitung als durch 
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die Subhaftation erworben in Anſpruch. Der Anſpruch des Beklagten ift als Grund⸗ 
gerechtigleit aufzufafſen. Die heimliche Anlegung der Nöhrenleitung dur R. kann nicht 
als gefegmäßiger Erwerbsalt einer Grundgerechtigkeit gelten (88 11, 12, 13, L22 A.L. R.). 
Eine folche beftand alfo, ald R. das dienende Grundſtück erwarb, noch nicht. Deshalb 
ift Die Anwendung ber 88 53, 54 a. a. D. ausgeſchloſſen. Den Vorbefikern des Be 
Hagten, R. und ®., fehlte auch die rechtliche Möglichkeit, das eine der beiden ihnen 
gehörigen Grundftüde zu Sunften bes anderen mit einer Srunbgerechtigleit zu belaften. 
Wenn der Eigentümer zweier Grundſtücke das eine in ber Weife nubt, daß es ben 
Bweden des anderen bient, fo übt er nur das ihm als Eigentümer zuftehende Ge⸗ 
brauchsſsrecht aus. Wenn jedoch in ſolchem alle das dienende Grundſtück in andere 
Hände übergeht, jo nimmt bie konſtante Judikatur ſowohl des gemeinen als bes 
preußiſchen Rechts an, Daß es eines neuen Alts behufs der Begründung einer Grund⸗ 
gerechtigleit nicht bebarf, fofern der Veräußerer und der Erwerber gewollt haben, daß 
die bisherige Benugungsart bes dienenden Grundſtücks fortbeftehen ſollte. Das frühere 
thatfächlicde Verhältnis verwandelt ſich in ein rechtliches, der Gebrauch des Eigentlimers 
geht in eine Srundgerechtigleit über. Dieſer Rechtsgrundſatz ift auch im vorliegenden Falle 
anwendbar. Einer befonderen Manifeftierung des Willens bei bem Bertragsfchluffe bezw. 
der Subhaftation bedurfte es nicht. Der Wille des Eigentümers beider Grundſtücke, daß 
die Barzelle bes Klägers zu Gunſten bed Brauereigrundftüds die Röhrenleitung (die dem 
Bwede, zu welchem fie hergeftellt war, fortdauernd gedient bat) aufnehmen follte, war ſchon 
früher gefaßt und bethätigt und hierin war eine Änderung bis zur Subhaftation nicht 
eingetreten; es ging daher das Grundſtück des Klägers mit derjenigen Beſchränkung, 
welcher e3 bisher thatfächlich unterworfen war, nunmehr als Grundgerechtigkeit belaftet 
in das Eigentum des Vorbeſitzers des Klägerd über. Ob dem Erwerber bes Grund⸗ 
ftüds die Einrichtungen zur Ausübung der Gerechtigkeit fpeziell befannt waren, ericheint 
ohne Bedeutung. Ob die Veräußerung burch freiwilligen Vertrag oder im Wege der 
Subhaftation erfolgt, macht keinen Unterfchied (8 340, L 11 ALR.) Nr. 1774. 


Pr. 1899. U. Sen. 11. Mai 1880. I. 100. 80. Bd. 2, Nr. 94, ©. 360. 

Wismung. (Deftination). (Rhein. R.). Nach richtiger Auslegung bes Lanbredht- 
ſatzes 689 (badifches Landrecht) ift, damit die Anlage ald eine offene, das Merkmal als 
ein Außere3 gelten kann, erforderlih, daß jene deutlich den Bmed anzeige, daß 
daburch eine beftimmte Srunddienftbarfeit ausgeübt, dem nachbarlicden Srundftüde alfo 
eine beftimmte Laſt zum Vorteil des anderen ®rundftüds auferlegt werden fol, 
indem bie Anlage nad) ihrer ganzen Beichaffenheit unzmweideutig zu diefem Zwecke 
beiteht und nur bazu beitimmt fein kann. Nur unter biefen Borausfehungen ift es 
möglih zu fagen, daB fich eine Dienftbarleit durch ein Außeres Merkmal ankündige. 
Landrechtsſatz 694 erfennt auch nur dann die Widmung als Entftehungsgrund eiuer 
Dienftbarkeit an, wenn der Vertrag Teine Übereintunft darüber enthält. Nr. 1908. 


Nr. 1900. IL Sen. 21. April 1885. IL. 33. 84. 8b. 13, Nr. 74, ©. 304. 

Ausſichtsfeuſter. Destination du pöre de famille. (Rhein. R.). U. hat fein 
Beſitztum in Baupläge abgeteilt, zuerft ein Haus mit Hinterhaus, dad zum Bewohnen 
eingerichtet und mit Ausfichtöfenftern verjehen war, gebaut, fo daß der ganze Bau bis 
an die Grenze der benachbarten Bauftelle angelegt war, und bat ſodann einen zweiten 
Bau ausgeführt, wobei er mit der zu diefem gehörigen Küche ſechs bis fteben Fuß von 
ber Grenze bes erfteren Anweſens zurüdgeblieben ift. Bann hat er die zuerſt gebadhten 
Gebände mit allen Rechten an den Kläger verkauft. Hiernach hat der Eigentümer ber 
beiden Grundftüde felbft diejelben zu einander in ein Verhältnis gebracht und einen 
Buftand geichaffen, aus welchem eine kontinuierliche und offene Dienftbarkeit hervorgeht 
(Art. 689 Abſ. 2, Urt. 688 Abſ. 2 code civil), Es liegen aljo die Vorausſetzungen 
der Art. 692, 693 code civil vor. Ber Beſitz von Ausfichtöfenftern in geringerer als 
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der vom Geſetze in Art. 678 geftatteten Entfernung von ſechs Fuß tennzeichnet fich über- 
haupt nach den Prinzipien bes code civil nicht bloß als ber Beſitz der Freiheit von 
einer dem Nachbargrundftücke zuftebenden geſetzlichen Dienftbarkeit, fondern vielmehr 
als ben Beſiß einer eigenen Dienftbarleit, der des Ausfichtsrechts. Wenn hiernach dem 
Kläger beim Kanfe für das Hinterhaus die Dienftbarfeit des Ausfichtörecht3 eingeräumt 
worden tft, fo hat auch der Art. 701 code eivil Anwendung zu finden und der Be⸗ 
Magte war nicht berechtigt, die Ausficht zu verbauen, hat vielmehr feinen Bau in der- 
jenigen Entfernung zu halten, in welcher nach ben gefeßlichen Beſtimmungen unb nach 
den beim Bertragsabichlufie beftehenden Berhältnifien die Ausſicht als nicht beeinträchtigt 
zu gelten bat. 


Nr. 1901. IL Sen. 30. September 1887. IL. 103. 87. Bd. 19, Nr. 75, ©. 387. 

Borausfehungen des Erwerbes eines Durchgangsrechts durch Widmung (desti- 
nation). (Rhein. R.). Die angefochtene Enticheidung beruht auf der Auslegung des 
Urt. 694 code civil, daß es nicht erforderlich fei, dab die getrennten Srundftüde vor⸗ 
mals verfchiedenen Eigentümern gehört haben, daß das eine zum Vorteil des anderen 
mit einer Servitut belaftet gewejen und daß durch die Bereinigung in einer Hand die 
Dienftbarleit gemäß Art. 705 a. a. D. erloſchen jei, fo daß bei der nunmehrigen 
Trennung ed fi um das Wieberaufleben der Servitut handele; es genüge vielmehr, 
daß bei der Veräußerung ein fichtbares Merkmal einer Dienftbarleit beftanden habe 
und daß im Bertrage eine auf die Servitut bezügliche Übereinkunft nicht enthalten fei. 
Wenn nun auch an biefer Auslegung des Geſetzes feftzuhalten ift, fo kann es doch 
nicht für genügend erachtet werben, daß ein Merkmal beftanden habe, welches unter 
Umftänden al3 ein ſolches für eine Dienftbarkeit gelten Tann, fondern es ift feft- 
zuftellen, daß basfelbe im gegebenen Yalle in unzweideutiger Weile (Urt. 2229 
code civil) ein Dienftbarleitäverhältnis anzeigt. Daraus, daß Urt. 689 a. a. D. Thüren 
unter den äußeren Unlagen aufführt, welche eine Servitut ankündigen, folgt noch nicht, 
daß an dem einen Grundſtück vorhandene Thüren unzmeidbeutige Anzeichen für 
eine Dienftbarleit feien. Dies tft vielmehr gerade in dem Tyalle zweifelhaft, wenn bie 
Thüren von dem Eigentümer, auf deffen Grundftück fte ſich befinden, auch lediglich zu 
dem Zwecke angebradt fein Tönnen, jein Eigentum abzufchließen, für diejes die 
Durchfahrt oder den Durchgang auszuüben. Einem foldden Buftande gegenüber ift bie 
bloße Möglichleit, daß auch der Nachbar, wie jeder Dritter, den Durchgang nehmen 
tann, noch Tein Grund dafür, bie Thür als ein unzweideutiges äußeres Merkmal für 
ein Servitutreht des Nachbars anzufehen. Unter den im vorliegenden Falle ob- 
waltenden Umftänden ift nicht anzunehmen, daB das Urteil auf der allein richtigen 
Auslegung des Art. 694 a. a. D. berube, wonach es nicht allein auf eine Anlage an- 
tommt, welche änßeres Merkmal einer Dienftbarkeit fein Tann, fondern auf ein un- 
zweidentiges äußeres Merkmal, and welchem fofort und ohne Bezugnahme auf 
frühere Vorgänge zu entnehmen war, baf das eine der veräußerten Grundftüde zum 
Borteile des anderen mit ber beanfpruchten Servitut thatfächlich belaftet fei. 


Nr. 1902. IIL Sen. 13. Januar 1880. IIL 125. 79. Bd. 1, Nr. 43, ©, 101. 

Erfikung eines Fahrtrechts. Tantum praescriptum quantum possessum, 
Beweislaſt hinſichtlich etwaiger Beſitzesfehler. Unterbrechnng ber Grfikung durch 
aufßergerichtlichen Widerſpruch. (Gem. R.). Derjenige, welcher eine Wegegerechtigkeit 
durch Erſitzung in einem weiteren Umfange erworben haben will, als der Eigentümer 
des dienenden Grundſtücks zugeſteht, muß ben Nachweis dieſes Rechtes wenigſtens 
inſoweit führen, als nicht deſſen Inhalt geſetzlich geregelt iſt. Der Umfang der Dienft- 
barkeit hängt jedesmal von der Beſchaffenheit der Beſitzhandlungen, überhaupt von ben 
Umftänden ab. Nach allgemeinen Grundſätzen über die Beweislaft kann nur verlangt 
werden, daB die vom Erfigenden im Rechtsſtreite nachgewiejenen Beſitzhandlungen nicht 
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als gewaltthätige, heimliche oder bittweife ansgeübte erfcheinen, fo zwar, daß der Be⸗ 
weis des Vorhandenſeins diefer Befibfehler vom Gegner im Gegen- ober Einrede⸗ 
beweije zum erbringen if. Ein bloßer außergerichtlicher Widerfprud gegen die 
Ausübung einer augeſprochenen Dienftbarleit (eines Fahrtrechts) unterbricht den Ber- 
jährungsbefig. Nr. 1905. 


Nr. 1903. IL Hifs⸗Sen. 28. Oktober 1880. V*. 279. 80. Bo.3, Nr. 59, S. 210. 

Erſitzung unftändiger Sernituten. Gerichtsgebrauch. (Sem. R.). Ein lediglich 
auf Mißverftändnis gemeinrechtlicher Rechtsquellen beruhender Tonftanter Gerichtsgebrauch 
vermag partifuläres Gemohnheitärecht nicht zn erzeugen. Nach dem gemeinen Recht 
genügt zur Erfigung unftändiger Servituten die ordentliche Berjährung von zehn bezw. 
zwanzig Jahren. 


Nr. 1904. IT. Sen. 17. März 1881. IIL 406. 81. Bd. 4, Nr. 40, ©. 135. 

Erſitzung der Sersituten. Animus juris exercendi. Kellerrecht. (Gem. R.). 
Das fogen. Kellerredht ift als Prädialfervitut anznertennen, obwohl bie römifchen 
Nechtöquellen kein direktes Bengnis dafür geben. Die die Servitutenerfigung be- 
treffenden Quellenftellen (1. 25 Dig. quemadı. serv. 8, 6; 1. 7 Dig. de itin. 43, 19; 
L 1 8 19 Dig. de aqua quot. 43, 20) verlangen nur, daß der Erfigende überhaupt 
nur in dem Glauben, von einem Rechte Gebrauch zu machen, basfelbe ausgeübt habe; 
daß dies aber gerade mit ber Abfiht und dem Bewußtſein von der juriſtiſchen Qualität 
dieſes Nechts geichehen fein mäfle, deuten fie weder an, noch folgt es aus den all- 
gemeinen Srunbfägen über die Erfigung. Soweit dieſe freilich an die Eriftenz eines 
befonderen Nechtstiteld (justus titulus) geknüpft ift wie die ordentliche Eigentums. 
erfigung, bringt letztere von felbft die Notwendigkeit der Überzeugung von ber Exiſtenz 
eines beftimmten Rechtes mit fih. Wo aber, wie bei ber außerorbentliden Eigentums- 
erfisung und bei der Servitutenerfigung von einem beftinmten Erwerbstitel abzufehen 
ift, da würde e8 für bie Meinung des Erfibenden, gerade biejed oder jenes Recht aus⸗ 
zuüben, an jeder Srunblage fehlen und von ihm eine ſolche Meinung nm fo weniger 
zu erwarten fein, als ihm, wenn nicht bie Möglichkeit, jo doch jedenfalls der Anlaß 
fehlte, fich über die juriſtiſche Dualififation des ausgeübten Rechts ins klare zu ſetzen. 
Ein ſolches Anfinnen würde zumal bei beutichrechtlichen Dienftbarkeiten in vielen Fällen 
die Annahme einer Erſitzung unmöglid machen. Genügt aber, daß ber Erfigende 
überhaupt mit dem Bewußtſein und dem Willen bes Nechts eine Nuyungsbefugnid 
ansgeübt Hat, fo Tann es ihm auch nicht präjudizieren, daß er dabei in der Meinung 
geftanden bat, fie fei ein Wusfluß eines umfangreicheren Rechts, als wirklich der Fall 
war, namentlich aljo in der Meinung, Eigentimer zu fein, während er bloß Serpitut- 
berechtigter hätte fein tönnen. Diefer Anficht Hat fi auch die Praxis zugewendet. 
Nr. 1905. Nr. 197. 


Nr. 1905. IIL Sen. 23. September 1884. IIL 119. 84. 86.12, Nr. 42, 6.173. 

Erſitzung einer auf Duldung der Bienen gericditeten Servitut an dem fremden 
Orundftäde. (Gem. R.). In dem alle Nr. 1852 hatte der Beklagte die Erſitzungs⸗ 
einrebe erhoben. Dieſe ift verworfen. Zur Erfigung einer Servitut ift erforderlich, 
daß das Necht während ber ganzen Bauer ber Erfigungdzeit non vi, non clam, non 
precario ausgeübt worden ift (vergl. 1. 10 pr. Dig. de serv. 8, 5). Als vis im Sinne 
der Grundjäge über Befigfehler und über Serpitutenerfigung iſt der richtigen Anficht 
nad, Nr. 1902, auch die gegen ein, wenngleich bloß formlos und außergerichtlich aus- 
geiprochenes Verbot vorgenommene Einwirkung auf ein fremdes Grundſtück anzufehen. 
Hiernach hat die Borinftanz die von bem Bellagten behauptete Rechtsausubung in 
Anbetracht feines Zugeftändniffes, dab ber Kläger feit Jahren gegen die Einwirkung 
der Bienenwirtſchaft auf fein Grundſtück proteftiert hat, mit Recht als vitids und jomit 
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zur Begründung der Erfibung nicht geeignet bezeichnet. Dem Beklagten hat es ferner 
an dem zur Erfifung einer Servitut notwendigen Willen der Rechtsausübung gefehlt. 
Dieter Wille braucht zwar nicht notwendig auf bie Ausübung einer Servitut gerichtet 
zu fein, vielmehr find anch ſolche Verfügungen über eine frembe Sache, welche in ber 
Meinung, Eigentümer derjelben zu fein, vorgenommen worden find, geeignet, zur Er- 
figung einer entiprechenden Servitut an derfelben zu führen. Nr. 1904. Allein es 
Tann doch immer nur der Wille in Betracht Tommen, welcher fi auf Ausübung eines 
dinglichen Rechts an berjenigen Sache, an welcher die Serpitut erſeſſen fein foll, ber 
angeblich dienenden, gerichtet hat. Im vorliegenden Falle hat aber der Beklagte bei 
dem Betriebe feiner Bienenwirtichaft dergeftalt, daß feine Bienen in ihrem freien Fluge 
auch in die Rachbargrundftüde kommen mußten und Tamen, ſich offenbar nicht von der 
Abficht Teiten Iaffen, hierdurch ein dingliches Hecht an den Nachbargrundftüden, ins⸗ 
befondere dem des Klägers, ausüben zu wollen; er hat fich vielmehr zu diefem Be- 
triebe nur deöwegen für berechtigt gehalten, weil er eine Befugnis and feinem Eigen- 
tume an demjenigen Grunbftäde, auf welchem er Bienenftöde hält und welches er jebt 
in feiner Erfigungseinrede als das herrichende angejehen willen will, glaubte herleiten 
zu lönnen. 


Nr. 1906. IH. Sen. 11. März 1882. III. 206. 81. Bd. 6, Nr. 55, ©. 202. 

Ausſchließung der ordentlichen Erſitzung von Servituten gegenüber dem Fiskus. 
(Gem. R.). Gegenüber dem Fiskus ift die ordentliche (zehn- bezw. zmanzigjährige) 
Erfikung von Servituten ausgefhlofien. In dem Umftande, da bie die außerordent- 
fihe Erſitzung einfüßrende ce. 8 Cod. de praescr. XXX. vel XL. ann. 7, 39 nur von 
der des Eigentums redet, Tann Fein Grund gefunden werben, fie nit auch für bie 
Eervitutenerfißung zur Geltung zu bringen, da der Gedanke und Bived des Geſetzes 
für beide Inſtitute ein gleicher if. Nr. 1911. 


Kr. 1907. V. Sen. 2. Juni 1886. V. 28. 86. Bd. 16, Nr. 49, ©. 213. 
Erforderuiffe der Erfitung von Grunbgereihtigleiten. (Preuß. R.). In der 
Doktrin herrſcht Streit darüber, ob Gerechtigleiten an fremden Sachen auf Grund eines 
fogen. translativen Titel3 binnen zehn Jahren erjeffen werben können. Ob ein folder 
Titel in jebem Falle, wenn aljo der Erfipende fein Recht nur auf die vertragsmäßige 
Einräumung feitend des Eigentümers der herrichenden Sade ftüst, genügt, kann im 
vorliegenden Falle unentichieden bleiben; denn bie Sache Liegt jebenfalld anders, wenn, 
wie bier, Einrichtungen auf dem dienenden Srundftüde beftehen, weiche zur Ausübung 
der Servitut beftimmt find und damit für jeden Beteiligten, insbefondere auch für den 
Eigentümer des dienenden Grundftüdes die Inanſpruchnahme bes gegen ihn präten- 
dierten Rechts und den Eingriff in fein Eigentum fonftatieren. Wird der Erwerber 
bei Übertragung des Mechtes zugleich in ben Beſitz ſolcher Einrichtungen geſetzt und 
übt er das Recht unter Benutzung derfelben aus, fo kann ibm der Mangel eines an 
fi zur Erlangung des Eigentums geſchickten Titels nicht entgegengehalten werben. 
Sm vorliegenden Falle haben zwar bie Bellagten nad) ihrer Angabe in dem Glauben 
geftanden, daB ihnen das Eigentum an bem fragliden Scharren übertragen jei. 
Diefer Umftand bildet jeboch, wie die preußische Indikatur mit Recht angenommen hat 
(vergl. für das gemeine Recht Nr. 1904. Nr. 1882), kein Hindernis für die Erfigung 
des ihnen wirklich übertragenen geringeren Rechts, nämlich eines beſchraͤnkten Gebrauchs⸗ 
rechts. Ein fogen. translativer Titel ſchließt alſo nicht unbedingt die zehnjährige Er- 
fisung aus. Nach ber Behauptung bes Klägers wird der gute Glaube ber Bellagten 
41. bei dem Erwerbe und 2. nad dem Erwerbe vor Abſchluß der Erſitzung beftritten. 
Beide Fälle liegen in rechtlicher Beziehung nicht gleich. Wer beim Erwerbe einer Sache 
Biveifel an der Gültigkeit des Titels Hat, muß diefelben aufmerkſam prüfen. Unterläßt 
Säulge, Reichsgerichtsenticheibungen. Bd. II. 40 
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er bie8 oder irrt er in tbatfächlicher Beziehung, fo wird er einem unreblichen Beſitzer 
gleich geachtet und kann die Erfißung nicht anfangen. (Vergl. 8 15, 1. 7; 8 91, 1.20 
ALLEN.) Befand ſich dagegen der Erfibende beim Erwerbsakte in gutem ®lauben, fo 
wird bie Erfigung zwar durch hinzutretenden böfen Glauben unterbrodden, aber, um 
ihn in böfen Glauben zu verlegen, genügen nicht Biweifel, fondern er muß von der 
Unredtmäßigleit des Erwerbed „überführt“ fein, was eventuell erft mit der Erhebung 
der Klage geſchieht. Vergl. 8 611, L 9; 88 16, 17, 222, L.7ULR. Der Berufungd- 
richter mußte hiernad) prüfen, ob bie Erforderniffe für die Annahme eines böfen Glaubens 
ber Beflagten 1. beim Erwerbe und 2. nad dem Erwerbe des Scharrens dargethan 
find. Auf die Nevilion der Beklagten ift das Mrteil des Berufungsgerichtd wegen 
Mangels an Begründung aufgehoben. Nr. 2062. 


Nr. 1908. II. Sen. 28. Dezember 1887. IL 264. 87. Bd. 20, Nr. 78, ©. 348. 
Erwerbung von Lichtfenftern durch Verjährung nud durch Anertenntnis. (Rhein. 
RN) Es ift anzuerkennen, dab Lihtöffnungen, die gemäß Art. 676, 677 code civil 
eingerichtet find, nicht auf Grund einer Legaljervitut des Nachbargutes, fondern auf 
Grund des geſetzlich beichränften Eigentums befeflen werben, daß daher der Beſitß folcher 
Öffnungen, welche nicht den erwähnten Vorfchriften gemäß eingerichtet find, fich als 
Beſitz einer Dienftbarfeit darftellen Tann und daß, wenn dad Recht auf ſolche 
Lichtfenfter in gefegmäßiger Weife erworben worden iſt, aus Art. 701 a. a. O. folgt, 
daß der Eigentümer des belafteten Srundftüdes die Dienftbarkeit nicht beeinträchtigen 
darf. Was nun die Erwerbung bes Lichtrechtes betrifft, fo kann fie burch einen 
Ponftituierenden Alt (Bertrag, Schentung u. ſ. mw.) oder, weun es fi) um eine ver⸗ 
borgene bezw. unftändige Servitut handelt, duch Anerlenntnid (Urt. 695 a. a. D.) 
bewirkt werden. Der Erwerbung durch Erfigung fteht aber im vorliegenden Falle 
entgegen, baß es an einem zur Erfigung geeigneten Beſitze fehlt. Nach der Feitftellung 
bes Berufungsgericht3 find die in Yrage ftehenden Fenſter nur Lichtfenfter, welche das 
Eigentum des Bellagten nicht in anderer Weiſe belaften, als dies bei gejegmäßig her⸗ 
gerichteten Öffnungen, welche er zu bulden hätte, der Fall wäre, und durch die an- 
— Gitter iſt der Nachbar geradezu zu der Annahme verleitet worden, daß die 
ffnungen ſich in der geſetzlichen Entfernung vom Fußboden befinden. Hiernach beruhte 
das Beſtehen der Fenſter nicht auf Ausübung einer Dienſtbarkeit auf dem Nachbar⸗ 
eigentum, fondern auf der Duldung (Urt. 2232 code civil) von feiten des Nachbar, 
auf deſſen Eigentume eine Belaftung nicht ausgeübt worden ift unb welcher deshalb 
ber Meinung war, dab ihm ein Verbietungd- oder Einipruchsrecht überhaupt nicht zu⸗ 
ftehe; es fehlt deshalb an einem Rechtsbeſitze (quasi possessio juris) und fomit an einem 
weſentlichen Exforberniffe für die Erfigung (Urt. 2229 code civil). Überdies war ber 
Buftand, aus welddem eine Servitut hätte gefolgert werden follen, ein verborgener und 
daher die Erfigung gemäß Urt. 691, 692 code civil aus ben gleihen Gründen aus- 
geichlofien wie bei jeder anderen verborgenen oder unterirbiihen Anlage. Nr. 1899. — 
Ein Anerkenntnis als Erwerbungsart eines Rechts auf Ausfichtsfenfter kann über- 
haupt nicht in Frage fommen, weil dies Recht eine offene und ftändige Dienſtbarkeit 
darftellt, welche durch bloßes Anerkenntnis nicht erworben werden kann. Dagegen 
kann ba3 Anerkenntnis einen Erwerbungsgrund für die Dienftbarleit des Licht rechtes 
bilden, wenn dies al3 verborgene Dienftbarleit ausgeübt wird, d. 5. wenn bie ben 
Art. 676, 677 code aivil nicht entipredhenden Anlagen äußerli nicht wahrnehmbar 
find. Ein ſolches Anerkenntnis (titre reoognitif) braudht feineswegs ſchriftlich 
zu gefchehen, e3 genügt vielmehr auch das mündliche Zugeftänbnis, wie auch durch 
mündliche Übereinfunft eine Servitut begründet werden Tann. Iſt aber eine Dienft- 
barkeit des Licht rechts durch Anerfenntnis begründet, fo findet der Art. 701 code civil 
Anwendung. Nr. 1896. 
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Kr. 1909. V. Sen. 27. März 1895. V. 351. 94. Bd. 35, Nr. 46, ©. 181. 

Erſitzung eines Lichtrechts bei Entgegenftchen einer Banpolizeiorbuung. Bor: 
Haubenfein Der Möglichleit, dem Vehältuiffe, defien Yenfter verbaut find, durch Au⸗ 
legung nener Senfter Licht zu verfchaffen. 8 664,19; 8142, 1.8WLR. (Preuß. R.). 
Die Parteien find Eigentümer benachbarter Grunbftüde in Potsdam. Hart an ber 
Grenze befand fih auf dem Grunbftüde des Beklagten ein einftödiges Haus. Un 
Diejes ift von den Vorbefigern des Klägers ein zweiitödiges Wohnhans in ber Art an- 
gebaut worden, daß die Wiebelmand des erfteren für das Erdgeſchoß des letzteren als 
Abſchlußmauer benugt, demnächſt auf die Quermauer bes jetzt dem Kläger gehörigen 
Haufes ein ftarfer Ballen gelegt und auf dieſem die Giebelmauer für die oberen Stod- 
werle aufgeführt wurde. In dieſer Giebelwand befinden fidh zwei Fenſter, bie höher 
lagen al3 die Oberkante des Daches des alten Haufes bed Beklagten. Dieſe Tyenfter, 
durch die zwei Giebelſtuben ihr Licht erhielten, find unftreitig vor mehr als zehn Jahren 
angelegt. Der Bellagte hat im Sabre 1891 fein Haus abbrechen und einen mehr- 
ftödigen Neubau aufführen laſſen, deflen Giebel unmittelbar au den Giebel des Haufes 
des Klägers ſtößt und jenen beiden Fenftern das Licht vollftändig entzieht. Die beiden 
Giebelſtuben des Klägers haben von Teiner anderen Seite her Licht. Bor Beginn des 
Reubanes hat der Bellagte dem Aäger angeboten, die beiden Fenſter auf feine Koften 
zu verlegen. Der Kläger bat jedoch diefen Vorſchlag abgelehnt und vor und nad) 
Beginn bed Neubaues der Berbauung feiner @iebelfenfter widerſprochen. Der Kläger 
bat beantragt, den Bellagten zu verurteilen, mit dem Neubau joweit zurückzurücken, 
daß man aus den beiden Giebelfenftern den Himmel erbliden kann. Der Bellagte hat 
dem widerſprochen, ift jedoch in der Borinftanz nach dem Klagantrage verurteilt. Seine 
Kevifion ift zurüdgewiefen. Ein Einwand des Beflagten geht dahin: Nach den für 
die Städte bes Regierungsbezirks Potsdam erlaffenen Baupolizeiorduungen aus ben 
Jahren 1842, 1868 und 1872 dürfe Niemand in Brand» ober Giebelmauern Yenfter 
haben. Gegen die Verbot habe der Kläger nah 8 664, I I A.L.R. Nechte durch 
Berjährung nicht erwerben Tönnen. Die Borinftanzen haben diefen Einwand verworfen. 
Die Rüge der Verlegung des 8 664 a. a. D. ift nicht begründet; beun wenn auch die 
zehnjährige Frift des 8 142, J. 8 WER. als Erfigungsfrift aufzufafien fein follte, was 
namentlich in neuerer Beit beftritten wird, fo Tönnen doch jene Baupolizeiordnnungen 
als Verbotsgeſeze im Sinne des 8 664 a. a D. nicht aufgefaßt werben. Der 3 664 
bezieht fi auf Rechte, die überhaupt nicht, und anf ſolche, die kraft gefehlicher 
Vorſchrift Dur Verjährung nicht entftehen Tönnen. Hier kommt nur bie erftere 
Art von Rechten in Betracht. Ein Verbotögefeb im weiteren Sinne (vergl. 8 35 L3; 
8 87 Einl. ULR.) dürfte in den gedachten Banpoligeiorbnungen allerdings zu finden 
fein; allein 8 664, 1. 9 A.L.R. bezieht fich unzweifelhaft nur auf ſolche Verbotsgeſetze, 
die das Entftehen und die Rechtswirkſamkeit von Brivatrechtsverhäftnifien hindern, 
und ein derartiges Verbot tft nad) dem vom Bellagten vorgetragenen Inhalt ber 
Baupolizeiordnungen in diefen nicht enthalten. Der Grund bes Verbote, Fenſter in 
Brand- und Giebelmauern zu baben oder anzubringen, liegt nicht in der Unfittlichleit 
oder Rechtswidrigkeit des verbotenen Zuſtandes oder Handelns, für welchen Fall felbft- 
verftänblich jeder Rechtsſchutz verſagt werden müßte, jondern lediglih in Rückſichten 
auf das gemeine Wohl, und weil Lebteres der Fall, wird das Entftehen und bie 
Sortdaner des privatrecht lichen Verhältniſſes, welches nah 8 142, I. 8 A.L. R. 
an das zehnjährige Beftehen der Fenſter geknüpft iſt, durch das polizeiliche Verbot 
mangels einer dahin zielenden beſonderen Vorſchrift desſelben nicht betroffen. Ferner 
ſtützt der Beklagte einen Einwand darauf, daß er ſich gegenüber dem Kläger erboten 
hat, die Fenfter auf feine Koften zu verlegen, um dadurch bie Burüdrüdung des Neu- 
banes unnötig zu machen. Mehr Tönne der Kläger nah 8 142,18 WER. nicht 
verlangen. Durch die gegenteilige Annahme habe ber Berufungsrichter ben 8142 a. a. D. 
verletzt. Auch diefer Ungriff ift unbegründet. Nach dem Haren Wortlaut bes 8 142 
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fann der Nachbar, wenn ber fraglide Raum nur von ber Seite ber, wo ber Neubau 
aufgeführt ift, Licht Hat, Burüdrüdung des Baues verlangen. Das Gefeh bietet nicht 
den geringften Anhalt dafür, daß der Nachbar fi mit der Herftellung anderer Fenfter 
begnügen und eine Veränderung bes langjährigen Zuftandes fich gefallen laſſen müſſe. 


Nr. 1910. W. Sen. 17. Sanuar 1890. IIL 171. 89. 8b. 25, Nr. 31, ©. 145. 

Erfitung von Servituten. Beſitzfehler der Heimlichkeit. (Gem. R.). Der Be- 
griff der Heimlichkeit des Beſitzes ift für die Serpitutenerfigung kein anderer als für 
den Snterbiftenbefig überhaupt. Er ift Daher zu beftimmen nach ben allgemeinen Bor- 
fchriften über den Quafibefig und mit fpezieller Würdigung ber Grundſätze, welche das 
interdietum de itinere actuque privato (Dig. 43, 19) und das interdietum quod vi aut 
clam (Dig. 43, 24) hinfichtlih der Annahme heimlicher Beſttzesausübung aufftellen. 
Unridtig ift die Meinung, daß dasjenige, was in dieſer Richtung das zulebt genannte 
Interdikt enthält, bei Beurteilung der Frage, ob Servituten vi oder clam beſeſſen 
werben, gar nicht in Betracht gezogen werden dürfe. Danach liegt ber die Servituten- 
erſitzung bindernde Beſitzfehler des clam uti vor, wenn bie Ausübung des Dinglichen 
Nechts Hinter dem Rüden des Eigentümers oder feines zu einer Einſprache berechtigten 
Vertreterd vorgenommen wirb (l. 3 8 7 Dig. 43, 24). Die in dieſer Geſegtesſtelle 
voraudgefeßte Anzeige (demuntiatio) ift jedoch Fein unumgänglichdes Erfordernis dergeftalt, 
daß überall, wo fie nicht erfolgte, ein clam facere, mithin ein Manbeftiner Quaſibeſitz 
anzunehmen wäre. Die Anzeige ift da3 von den Quellen anerlannte Mittel, um Die 
Beſitzhandlung vor irriger Deutung zu wahren und den Handelnden vor dem Rechts⸗ 
mittel des interdietum quod vi aut clam zu f[häßen. Aus ihrer Unterlaflung darf aber 
nicht ohne Weiteres auf die Abficht der Verheimlichung geſchloſſen werben (L. 5 8 3 
Dig. 43, 24). Die Unterlafjung der Anzeige Tann insbefondere dann die Manbeftinität 
nicht bewirken, wenn Beſitzhandlungen auf fremdem Grund und Boden öffentlich, an 
einem Orte und zu einer Zeit vorgenommen werden, wo fie dem Eigentümer bei An- 
wendung ber gewöhnlichen Aufmerffamfeit nicht entgehen Tounten. 3 ergiebt ſich 
hierans die allgemeine Regel, daß ein die Verjährung ausfchließender heimlicher Beſit 
alddann nicht vorhanden ift, wenn nach den thatjächlichen Berhältniffen des fonfreten 
Falles nit angenommen werben Tann, die Befigesausübnng habe verheimlicht werden 
follen, wenngleich fie, jei e8 aus Mangel an einer Anzeige oder ans Unachtſamleit des 
Eigentümers nicht zur Kenntnis bes Lebteren gelommen ift (l. 5 8 3 Dig. eod.). 
Nr. 1836. In dem vorliegenden Falle (Rr. 2666) befteht der Duafibefig, welcher nad 
der Behauptung der Kläger zur Erfisung der fireitigen Vienftbarleit geführt hat, in 
dem Haben und Gebrauchen einer unterirbifchen Waſſerleitung. Da die Leitung voll- 
ftändig unter ber Erde verläuft und in ben Kellern der Hänfer ber Kläger endigt, fo 
mußte deren urfprüngliche Anlage offen d. h. nicht heimlich gefchehen fein, wenn nicht 
die nachfolgende Beſitzesausübung mit dem Fehler der Klandeſtinität behaftet fein fol. 
Der Berufungsrichter nimmt Erſteres an, ein Rechtsirrtum kaun in diefer Annahme 
nit gefunden werben. Nach feiner thatſächlichen Feſtſtellung Hat die Unlage ber 
fraglichen Leitung bei Tage zu ber gewöhnlichen Arbeitszeit ſtattgefunden und es 
haben die Arbeiten, welche auf ber Dorfitraße vorzunehmen waren, einen ganzen 
Tag gedauert. Einen befonderen Anhalt dafür, daß nichtsbeftoweniger bieje Arbeiten 
vor der Bellagten haben verheimlicht werben follen, hat Letztere nicht dargelegt; da⸗ 
gegen fpricht das, was ber VBerufungsrichter in Abficht auf die bona fides der Kläger 
feftgeftellt hat, gleichzeitig auch für das Nichtvorhandenfein einer auf Berheimlichung 
gerichteten Abſicht. 


Nr. 1911. II. Sen. 29. April 1890. IIL 29. 90. Bd. 25, Nr. 39, ©. 189. 
Berechnung der Erfitzuugszeit bei Serwitnten im Falle des Beſitzwechſels tm 
dienenden Grundftücke. (Gem. R.) Es liegt fein Grund vor, von ber im Yalle 
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Ar. 1941 ausgeſprochenen auf einen fih an c. 14 Cod. de fund. patr. 11, 61 an- 
ſchließenden gemeinen dentichen Herkommen berubenden Rechtöanficht abzugeben, zumal 
jene Herkommen aud für das Tächliiche Rechtsgebiet in Theorie und Praxis bezeugt 
wird. Was von der Eigentumserfigung gilt, muß unbebenflih auch von der Erfikung 
von GServituten gelten. Nr. 1906. Bu billigen if die Annahme des Berufungs- 
gerichts, daB die Servitutenerfitung bed Klägers nicht vollendet ift, weil auch der Be- 
Magte als Beſitznachfolger des Fiskus fich bei Berechnung der Erſitzungszeit zum ent» 
iprechenden Teile auf befien Privilegium berufen kann. Die Frage ift in Ermangelung 
ausdrücklicher oder analoger Enticheidungen in den Rechtöquellen aus der Natur und 
dem Bwede der Inſtitute felbft zu beantworten. Der Erſitzende erwirbt das Recht 
durch deffen ununterbrocdhene Ausübung währenb der ganzen Erfitungdzeit, auch wenn 
während biefer Zeit das mit der Dienftbarleit zu belaftende Grundſtück in die Hand 
anderer Beſitzer übergegangen iſt. Die Erfibung vollzieht fich in ſolchem Falle gegen 
die Geſamtheit derer, welche das Grundſtück im Laufe der Erfigungdzeit bejeflen haben, 
gegen jeden Beſitzer mithin unter den Boransfegungen nnd mit den Wirkungen, die 
für ihn vom Geſetze vorgefchrieben find, namentlich alfo zu dem Zeile der für ihn 
vorgefchriebenen Erfitungszeit, der durch die Beit feines Beſitzes erfüllt wird. Denn 
ift die Erfigungdzeit gegen jeben Beſitzer verſchieden bemeifen, haftet die Abweichung 
bon der Normalzeit nicht an der Sache (wie z. B. bei ben res furtivae), fondern kommt 
fie der Berfon als folcher zu (wie Hier dem Fiskus), fo fönnen, wenn überhaupt zn- 
ſammengerechnet werben ſoll und muß, nur die Teile, wie fie auf jeden einzelnen Beſitzer 
nad den für ihn geltenden geſetzlichen Beftimmungen fallen, zufammengerechnet werden, 
um zu beftimsmen, ob die VBerjährungszeit als Ganzes erfüllt if. Gerade bie periön- 
ide Natur des fisfalifhen Privileg nötigt alfo zu biefer Annahme, mie auch die 
Konfequenzen ber entgegengefegten Anficht, namentlich die, daß beim Ülbergange fisfali- 
der Grundſtücke in Privathände leicht eine noch unvollendete Erfigung ohne Weiteres 
als vollendet zu gelten hätte, ihre Unbaltbarkeit zeigt, während es nichts Irrationelles 
hat, wenn der Fiskus ſich eine kürzere Erfigungszeit gefallen laſſen muß, weil er ein 
Grundftüd erwarb, auf defien Eigentum feinem nicht privilegierten Vorbeſitzer gegen- 
über nahezu fchon Laften und Dienftbarfeiten durch Erfigung erworben waren. 


Nr. 1912. V. Sen. 27. September 1893. V. 127. 93. 8b. 31, Nr. 73, ©. 327, 

Erfiuung eines neuen Wegerechts nach Betätigung eines bie bisherigen Wege⸗ 
rechte aufhebenden Separationsrezeſſes. (Preuß. R.). Der ftreitige Weg foll nad 
der Behauptung der Kläger lange vor der im Jahre 1858 durch Rezeßbeſtätigung 
beendeten Separation der’ Feldmark M. beftanden haben. Der Felbteil B. über den 
er damals an ber Außenfeite des Schloßpartes entlang führte, ift bei der Separation 
ohne Wiederausweifung des Weges dem Beklagten zugeteilt und im Sabre 1865 zum 
Barfe Hinzugezogen worden. Der Verufungsrichter nimmt zwar, nad) & 170 der Ber- 
ordnung vom 20. Juni 1817 und 8 56 der Gemeinheitsteilungsorbnung vom 7. Juni 
1821, mit Recht an, daß durch die vorbehaltsfofe Vollziehung und Beftätigung des 
Separationsrezeſſes die etwaigen früheren Rechte der Kläger auf Benugung des Weges 
befeitigt worden feien, erachtet aber eine nad) ber Beſtätigung des Rezeffes (feit 1859) 
wiederum vollendete außerordentliche (dreißigjährige) Erſitzung der Wegeberedhtigung 
zu Gunſten der Gemeinde und deshalb auch zu Gunſten der Kläger in ihrer Eigen- 
haft als Mitglieder biefer Gemeinde für erwieſen. Daß feit der Vereinigung bes 
Feldteils B. mit dem Parke (1865) die Mehrheit ber Gemeindeglieder, durch die nad) 
leiner Seftftelung die Gemeinde das Recht ausgeübt hat, in ber in ber Formel des 
Berufungsurteils bezeichneten geänderten Richtung gegangen ift, betrachtet er nicht als 
Unterbrechung des Rechtsbeſitzes, ſondern läßt aus diefem Grunde dem Bellagten nur 
die Wahl zwifchen Geſtattung der älteren und der jüngeren Wegesrichtung. Die An- 
geiffe des Reviſionsklägers gegen die Enticheidung find nicht begründet. Er macht 
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erftens geltend, daß gegen den Inhalt des Separationsrezeffes nicht die dreißigjährige, 
fondern nur bie fünfzigjährige Berjährung (8 660, L I WER.) ftattfinde. Dieſe 
Vorſchrift fegt nach ihren Worten wie nach ihrer Entftehungsgeihichte ein auf ſeiten 
des Erfigenden ſchon beftehendes Eigentum oder ein fonftiges bed Veſitzes 
fähige® Recht voraus, deſſen (örtlicher oder inhaltlicher) Umfang durch Geſetz, Vertrag 
oder Urteil Mar beftimmt ift, und bezieht fich auf foldhe Überjchreitungen biefer Grenzen, 
welde der Berechtigte vornimmt. Es muß aljo, wenn der 8 660 a. a. D. in 
Bezug auf Rechte an fremder Sache Anwendung finden fol, eine pofitive gejegliche 
oder urkundliche Feftftelung des Inhaltes vorliegen, daß dem einen Teil ein Recht 
von Mar beftimmtem Umfange gegen den anderen zuftebe; eine ſolche Feitftellung ſchützt 
den Belafteten in der Urt, dab Erweiterungen dieſes Rechts über einen einmal feft- 
geftellten Umfang hinaus nur durch fünfzigjäßrigen Beſitz zuläffig find. Die Beftim- 
mung des Separationsrezeſſes vom Jahre 1858 aber, wonach, wie auch ſchon aus 
8 170 der Berorbnung vom 20. Juni 1817 folgen würbe, Fein Snterefient andere als 
bie gejeglicden Einfchränkungen des Eigentums ferner zu dulden hat, enthält bloß bie 
negative Feftftelung, daß, wie überhaupt Niemandem, fo auch nicht der Gemeinde N. 
eine Servitut ober ein fonftiges dingliches Recht an ber Abfindung bes Beklagten 
auftehe. Die Erweiterung eined der Gemeinde zuftehenden Rechtes durch 
eine nach der Nezeßbeftätigung begonnene Erfigung fteht alfo überall nit in Frage. 
Die Revifton verfteht den $ 660 von einer Grenzüberſchreitung nicht des Rechts des 
Erfigenden, fondern bes Rechts deſſen, gegen welchen erjeflen werben fol. Wäre dieſe 
Auslegung richtig, fo würde Durch die Vorſchrift ganz allgemein jede andere Erfigung 
bon Servituten al3 die fünfzigjährige ausgeſchloſſen fein; denn die Grenze des Eigen- 
tumsrecht3 ift nicht bloß im vorliegenden Falle durch den Rezeß, ſondern ein für allemal 
durch das Geſetz Har dahin beftimmt, daß er Rechte Dritter, die nicht burch Geſetz 
oder befonderen Titel begründet find, ansichließt. Daß die Borausfegungen für den 
Erwerb einer völlig neuen Servitut an einem burch Gemeinheitsteilungsrezeß ferbitut- 
frei audgetwiefenen Srundftüde durch dreißigjährige Erfikung vorliegen, ftellt der 
Berufungsrichter feft. Die Reviſion macht zweitens geltend, daß bie Beſitzhandlungen 
an dem nur bi8 zum Jahre 1865 benusten und an dem erft feit diefem Jahre be- 
nußten Wege nicht hätten zuſammengerechnet werben dürfen. Nach den Feftitellungen 
des Berufungsrichters find im Jahre 1865 nur einzelne Wegeftredien (die Bugänge 
vom Dorfe über den Gaſthof bezw. ben Park) geändert worden, bie Hauptrichtung be3 
Weges, und zwar nad) wie vor über den Grundbeſitz des Beklagten, tft unverändert 
geblieben. Eine ſolche Änderung mußte die Gemeinde, wenn ihr das Wegerecht wirflich 
— ſich gefallen laſſen, fofern fie ihr unnachteilig war (8 29, I 22 A.L.R.). Die 

nderung der Lage bed Weges bat alſo auch den Rechtsbeſitz, in welchem die Ge⸗ 
meinde fih im Jahre 1865 befand, nicht unterbrochen. Eines fömlichen Ablommens 
bedurfte es zur Herftelung der Kontinuität des Beſitzes nicht; es genügt, daß, wie 
der Berufungsrichter feitftellt, die Benugung des neuen an Stelle bes alten Weges 
mit Buftimmung und fogar auf Verlangen des Gütseigentümers gefchehen ift. Die 
Reviſion beſchwert ſich brittend darüber, daß ber Einwand des Beflagten, das belaftete 
Grundftüäd fei während der Berjährungszeit (biß 1865) verpachtet geweien, nicht be» 
adfihtigt worden fei. Die Behauptung des Bellagten, daB das belaftete Grundſtück 
von 1841—1865,, alfo während ber Anfangsjahre der Erfißung, verpachtet gemweien 
fet, ift von dem Kläger rüdfichtli bes Schloffes und bes Parkes unter Ungabe be 
ftimmter Thatſachen, Die das Gegenteil ergeben follten, beftritten worden. Richtig ift, 
baß fie in den Enticheidungsgründen bes Berufungsrichters unerörtert geblieben ift. 
Allein die in Bezug auf bie Kenntnis des Gutseigentümers von ber Benubung bes 
ftreitigen Weges feitgeftellten Thatfachen laſſen keinen Bmweifel darüber, daß der Be- 
rufungsrichter Hat feftftellen wollen, der jeweilige Sutseigentümer habe ſeit Beginn 
ber Verjährungsfrift Kenntnis nicht bloß von der thatſächlichen Benutzung des Weges 
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durch die Mitglieder der Gemeinde N., fondern aud davon gehabt, daß die Be- 
nußgung in der Abficht gefchehe, ein gegen das Grundſtück und deſſen Eigentümer zu- 
ftiehendes Recht auszuüben. Dur eine folhe Kenntnis aber wird die Anwendbarteit 
bes 8 521, LI A.L.R., wonach die Verjährung zum Nachteile bes Eigentümers nicht 
gegen ben Rächter beginnen Tann, ansgeſchloſſen. Nr. 2061. 


Ar. 1913. II. Sen. 6. Suli 1894. IH. 104. 94. Bd. 33, Nr. 41, ©. 198. 

Entftchung Inbjeltiver Rechte durch Gewohnheitsrecht. Erſitzung fervitutifcher 
Rechte an der Gemeinheit für alle Augehörige einer Perſonenklafſe. (Gem. R.). 
Das Berufungsgericht ftellt ohne Begründung an die Spike feiner Ausführungen ben 
Sat, e3 könne fich ein lokales Gewohnheitsrecht, ein Herkommen, des Inhalts bilden, 
daß Seder, der zur Klaſſe der in der Gemeinde wohnenden Häuslinge oder zur Klafle 
der in der Gemeinde mit einer Anbauerftelle Angefeffenen gehöre, berechtigt fei, bie den 
NReiheberechtigten der Gemeinde allein oder mit denen anderer Gemeinden gemein- 
ſchaftlich gehörige Semeinheit, in3befondere auch Yorften, in beftimmter Weiſe zu nutzen; 
das ſubjektive Recht eines Einzelnen komme dann auf Grund eines folden gewohn- 
heitsrechtlichen Rechtsſatzes zur Entftehung, fobald er die Eigenfchaft eines Unbauers 
oder Häuslings erlangt habe. Diejer nah dem BZufammenhange nur bahin, daß das 
Gewohnheitsrecht bezüglich folder Nutzungsrechte an einer einzelnen Gemeinheit 
ih bilden könne, zu verjtehende Cap ift faljch, fteht au im Widerſpruch mit den in 
Theorie und Praxis herrichenden Unfichten über die rechtliche Natur des Gewohnheits⸗ 
rechts; mit ihm fallen alle weiteren Ausführungen des angefochtenen Urteils, das im 
Anſchluß an diefen Say nad Prüfung des Beweidergebnifles als erwiefen anfieht, es 
beftehe ein Herlommen des Anhalt, daB die Anbauer und die Häuslinge des Kirch- 
ſpiels N., mithin der Ortichaften N. und H., berechtigt feien, aus der N.er Wirtfchafts- 
forft trockenes Lefeholz in einem bem jeweiligen Bebürfniffe ihrer Haushaltungen ent- 
\prehenden Umfange zu entnehmen. Gewohnheitsrecht kann feiner Natur nah nur 
Onelle bes objeltiven Rechts, einer Rechtsnorm, fein und auch das Berufungsgericht 
ſcheint dieſen Satz nicht zu bezweifeln. Weder das römiſche Recht noch deffen Weiter- 
entwidelung in Deutichland geben für eine andere Auffaſſung einen Anhalt, man barf 
nur nicht aus den vieldentigen Worten „consuetudo“ dort unb „Herlommen” hier 
zwingende Schlüffe ziehen wollen, während 3. B. Herlommen fehr häufig im Sinne 
der unvordenklichen Verjährung oder in anderem Sinne gebraudt wird. Nr. 10. Das 
Weſen des Gewohnheitsrechts befteht ebenfo wie das bes Geſetzes barin, dab e3 einen 
anf alle oder doch auf alle einen beftimmten Kreife augehörigen Perſonen, Saden 
oder Nechtöverhältnifie des Geltungsgebietes anzumendenden Rechtsſatz enthält; für 
einen ſolchen Rechtsſatz fehlt e3 an jedem Raum, wenn es fidh wie hier um bie für 
alle anderen Srundftüde unwirkſame Entftehung fervitutiicher Rechte an einem einzigen 
Srundftüde handelt. Gewiß fann ſich in einer Bemeinde das Gewohnheitsrecht bilden, 
daß jeder Grundbeſitzer gewiſſe Eingriffe der Nachbarn oder auch aller Bewohner in 
jein Srundftüd dulden muß; dieſer Rechtsſatz findet dann Anwendung auf alle zur 
Gemeinde gehörigen Grundftücke. Aber e3 kann nicht Durch Gewohnheitsrecht die Be- 
laftung eines einzelnen Grundſtücks entitehen, einer Perſon oder einer Mehrzahl von 
Berfonen die Entnahme von Waffer, Holz u. ſ. w. zu geftatten. Auch die in neuerer 
Zeit anerfannte fogen. Gemeinbefervitut, die der Gemeinde als juriftiicher Berfon auf 
beihränfte Benutzung eines beftimmten Grundſtücks durch fämtliche Gemeindeglieder 
ober noch weitere Kreife zufteht, bildet nur ein einziges fubjeltives Recht, deſſen Er- 
werb zwar auf unvordenkliche Verjährung, nicht aber auf Gewohnheitsrecht geftüßt 
werden Tann. Daß man früher nicht felten angenommen hat, auch fubjeltive Nechte 
!önnten unmittelbar durch Gewohnheitsrecht entftehen, Tiegt wejentlih daran, daß man, 
verleitet durch die Mehrdeutigkeit und Unflarheit bes Ausdrudes Herkommen“ nicht 
Iharf gefondert hat. Wuszufcheiden find vor Allem, fei es im Gebiete des öffentlichen 
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oder des Privatrechts, alle bereits angedeuteten Fälle, in denen ſelbſt in kleinen 
territorialen Kreiſen, z. B. Gemeinden, Rechtsnormen für alle oder doch für gewiſſe 
Arten von Grundftücken entſtehen. So kann die Verpflichtung ſämtlicher Anlieger, die 
Deichlaſten oder Wegelaften zu tragen, ferner für den Bezirk einer Parochie oder einer 
Schulgemeinde die Dinglichleit der Kirchen oder Schullaften durch Gewohnheitsrecht 
begründet werden, dagegen nicht die Verpflichtung einer einzelnen Grundbeſitzung, z. B. 
des Mitterguts, fämtliche Laſten der betreffenden Kirchengemeinde zu tragen, waͤhrend 
wieberum ein Gewohnheitsrecht für einen weiteren Kreis, daß in allen Parochien das 
Nittergut die Kirchenlaften allein tragen müfje, nicht völlig ausgefchloffen if. So 
würde im vorliegenden Falle für einen größeren Bezirk, eine Provinz, ein Gewohnheits⸗ 
recht möglich fein des Inhalts, daß in allen ®emeinden Anbauer und Häuslinge, ob- 
gleich nicht Beſitzer von Reiheftellen, doch Nutzungsrechte an der Gemeinde ihres Wohn⸗ 
orte8 haben; dagegen kann es nicht entfliehen beichränkt auf das Recht an der Forſt einer 
einzelnen NRealgemeinde. Auszuſcheiden find aber ferner alle Fälle, und durch Diele 
tft bie ganze Lehre am meiften verwirrt, in benen Durch fogen. Herkommen Rechte 
überhaupt nicht entftehen, fondern die Iange Übung einen Grund für die richterliche 
Überzeugung bildet, daß ein bereit3 beſtehendes konkretes Rechtsverhältnis, fei es Durch 
frühere oder fpätere ausdrüdliche oder ftilfichweigende Vereinbarung (Anerlennung) in 
den der thatſächlichen Übung entfprechenden Grenzen vertragsmäßig feftgeftellt fei. 
Schon das römiſche Recht zeigt folche Fälle, 3. B. in L 6 Dig. de usur. 22, 1. Die 
bier angenommene Binsverpflichtung für ein einzelnes Darlehen ift früher von Manchen 
auf Semohnheitsrecht zurückgeführt worden; fie kann aber, wie jegt allgemein anerlannt 
ift, weder durch dies noch durch Erfigung entftehen, fondern der Kaiſer gewinnt aus 
dem Umftande, daß der Schuldner viele Jahre hindurch ftet3 Zinſen gezahlt hat, die 
Überzeugung, baß er fi zur Bahlung von Zinfen rechtsgültig verpflichtet habe. Hier- 
ber gehört au ber Fall Nr. 10, mo in gleihem Sinne ber Ausbrud Herkommen“ 
. gebraudt if. Das auf Nechtsirrtum berubende Berufungsurteil mußte daher auf- 
gehoben werben; denn bie Vorausſetzungen ber für die Entftehung folcher fubjeltiven 
Rechte zulälftgen Erfikung oder unvordenklichen Verjährung deden fich nicht mit denen 
des Gewohnheitsrechts. Da nicht einmal genügende Behauptungen für die Entftehung 
duch Erfikung ober unvordenkliche Verjährung aufgeftellt find, mußte fogar ohne 
Burüdverweifung der Sade an das Berufungsgericht die eingelegte Berufung als un- 
begründet zurüdgewiefen werden. Subjeltive Rechte der vorliegenden Urt Tönnen nur 
für ein beftimmtes Nechtsfubjelt oder zu Gunſten eines beftimmten Grundſtücks für 
defien jedesmaligen Eigentümer entftehen. Dadurch, daß für eine Berfon, ein Grund- 
ftüd oder eine Mehrzahl das Hecht erworben wird, entfteht e3 noch nicht für Andere, 
auch wenn biefe in fonft gleicher Lage ftch befinden; dadurch unterfcheibet ſich gerade 
die weiter reichende Wirkung bes durch Gewohnheitsrecht entitandenen Rechtsſatzes. 
Auch bei fogen. Gemeindefervituten fteht das Net nur einem Subjelt, der juriftiichen 
Perſon der Gemeinde zu, auch wenn bie Nukung unmittelbar burch die Gemeinbe- 
glieder erfolgt. Daß eine foldhe Semeindefervitut hier vorliege, ift in Feiner Weiſe 
angedeutet, fo daß es feiner Prüfung bedarf, ob in foldem alle die Kläger zur Ver⸗ 
tretung befugt fein würden; bie Behauptung, daß irgend eine Torporative Verbindung 
zwiſchen den Klägern ober einem Teile berfelben beftehe, ift von ihnen ausdrücklich 
zurüdgenommen, fie kommen alfo nur als einzelne Rechtsfubjelte in Betracht. Das 
Neht Tann daher nur für diejenigen einzelnen Kläger durch Erfitung oder un- 
vordenkliche Verjährung entftanden fein, bie für ihre Berjon oder ihre Anbanerftelle 
eine für die Entftehung genügende Ausübung bes Rechts behaupten und bewelfen. 
Es ift aber nicht einmal der Verſuch gemadt, für einen einzigen Kläger beftimmite 
Behauptungen aufzuftellen, fo daß e3 an jedem Anhaltspunft in der allein möglichen 
Richtung fehlt. 
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Nr. 1914. V. Sen. 19. Oktober 1881. V. 703. 81. Bb. 6, Nr. 71, ©. 255. 

Auwendbarleit bed S 43, I. 22 A.L.N. auf Unterſagungsrechte. 8 86, L 7 
TER. (Preuß. R) In 8 43 a. a. O. ift die gemeinrechtliche Kontroverſe entichieben, 
ob eine Servitut durch das ftillfchweigende Leiden einer Handlung, wodurd die Aus⸗ 
übnng ber Dienftbarfeit auf immer unmöglich gemacht wird, durch das bloße Nicht- 
widerſprechen in einem ſolchen Falle aufgehoben werde. Bei der Beantwortung biefer 
Streitfrage wurbe ein Unterjchied zwiſchen den verfchiebenen Arten ber Servituten in 
der gemeinredhtlichen Litteratur nicht gemacht. Man muß daher annehmen, daß, wenn 
in 8 43 a. a. D. eine foldde Unterfcheibung beabfichtigt worben wäre, das ausdrücklich 
ausgeſprochen fein würbe. In Übereinftimmung hiermit hat auch Die Praxis den 8 43 
a. a. D. anf die Unterfagungsrechte im Sinne des 8 86, L7 UL.R. angewendet. Im 
vorliegenden Falle geht die Grundgerechtigkeit auf bie Erhaltung eines beſtimmten Zu⸗ 
ftandes auf dem angrenzenden Grundftücke. Der Eigentümer hat im Snterefle bed 
berechtigten Nachbargrundſtückes die feftgefeßten Beichränfungen bei der Errichtung von 
Banlichkeiten innezuhalten. Der Inhalt des Rechts des Eigentümers des herrichenden 
Grundftücks ift nicht der Widerfprud, fondern er befteht in der Erhaltung des ent- 
ſprechenden Zuſtandes anf dem dienenden Grunbftüde Die hierauf allerdings nicht 
pofienden im cit. 8 43: „Anftalten und Einrichtungen u. |. w.“ nötigen nicht, für Ge⸗ 
redhtigleiten, die das Bauen auf benachbarten Grundftücken einſchränken, eine Ausnahme 
von der Megel bes 8 43 a. a. D. zu maden. 


Kr. 1915. V. Sen. 25. Ottober 1893. V. 165. 93. Bd. 32, Nr. 50, ©. 188. 

Untergang einer Gruudgerechtigkeit durch ſtillſchweigende Einwilligung 8 43, 
L 2 A.L.R. Recht anf Lichtſchutz. 88 142, 143, 1.8 A.L.R. (Preuß. R.) Die 
Beflagte hat im Jahre 1890 durch einen Neubau an ber öſtlichen Grenze bes im Eigen- 
tume ber Hagenden Stadtgemeinde ftehenben Grundſtücks von ben öftlichen zehn Fenftern 
der auf biefem Srundftüde ftehenden Turnhalle vier ganz und ein fünftes teilweiſe 
verbaut. Die Fenſter beftanden fett 1859. Die Turnhalle, ein einftödiges Gebäude, 
hat auch noch Licht von den anderen brei Seiten, fie hat nach Weiten ſechs und nad) 
Rorden und Süden je vier Yenfter. Unter Berufung auf 8 143, LE A.L R. Hat bie 
Mägerin beantragt, die Beklagte zur Zurückſetzung ihres Neubaues um brei Meter vor 
den verbauten fünf Yenftern zu verurteilen. Die Entfernung um brei Meter ift nach 
Behanptung ber Klägerin erforderlich, wenn aus ben ungeöffneten Yenftern eines zn 
fingierenden zweiten Stodwerles der Turnhalle ber Himmel fol erblict werden Tönnen. 
Die Beklagte beftreitet die Anwendbarkeit des 8 143 a. a. D., weil die Turnhalle nicht 
bloß noch von einer anderen, fonderu nocd von drei anderen Seiten ber Licht habe 
und fein zweites Stockwerk befite. Auch beftreitet fie die Notwendigkeit einer Zurüd- 
ſetzung ber Mauer um drei Meter, damit aus den Fenſtern eines fingierten zweiten 
Stodwerles der Himmel erblidt werben könne. Weiter macht jie geltend, daß bie 
Klägerin ihr Klagrecht durch ſtillſchweigendes Einverftändnis mit dem Bau verloren 
habe (8 43, J. 22 A.L. R.), weil die Fenfter ſchon im Juli 1890 verbaut worden feien, 
die Zuftellung der Klage aber erft am 9. Februar 1891 ftattgefunden habe. Das Land» 
gericht hat die Bellagte verurteilt, mit ihrem Neubau von den verbauten Fenftern der 
Klägerin nm 2,50 Meter zurüdzurüden. Die Berufung ber Vellagten ift zurückgewieſen. 
Auf die Revifion der Bellagten ift das Berufungsurteil aufgehoben. Die Berwerfung 
ber aus 8 43, J. 22 A.L. R. erhobenen Einrede ift in der Berufungsinſtanz erfolgt auf 
Grund des Berlaufes, den die Bauftreitigfeit zufolge der Magiftratsalten genommen 
bat. Der Berufungsrichter fchließt aus ben ermittelten Umftänden, daß bie Stadt- 
bertretung niemals zu dem Bauprojelte und ber folgenden Bauausführung gefchtwiegen 
und nicht durch wifientliches Geſchehenlaſſen bes Zubanens der Yenfter ihre Einwilligung 
zum Aufhören des Fenſterrechts im Sinne des 8 43 a. a. D. erteilt habe. Die Reviſion 
meint, daß ein bloßer Proteft gegen dad erbauen der Fenſter nicht genüge, ſondern 
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daß bem Widerſpruche Nachdruck gegeben werden müfle burch Verfolgung derjenigen 
Mittel, welche die Geſetze zur Erhaltung des Beſitzſtandes gewährten. Allein wenn es 
auch richtig iſt, daß trotz des Proteſtes ein ſtillſchweigender Verzicht angenommen 
werden kann, wenn weitere Maßregeln nicht nachgefolgt ſind und das Geeignete zum 
Schutze bes Rechts nicht gethan iſt, fo läßt ſich doch, was dieſes Geeignete ſei, nur 
buch eine Würdigung ber Sachlage bed einzelnen Falles beurteilen; es giebt keine 
bindenden Rechtönormen bafür, wann das wiſſentliche Geſchehenlaſſen vorliege, woran 
ber 8 43 a. a. O. die Annahme einer ftillfchweigenden Einwilligung knüpft; vielmehr 
ift e8 Sache des thatſächlichen Ermeſſens bes Richters, ob im einzelnen Falle aus dem 
Verhalten des Proteftierenden nad) Erhebung bes Proteſtes geichlofien werben könne, 
daß er dieſem Teine Folge geben wolle. Dies thatfächliche Ermefien hat der Berufungs- 
richter im vorliegenden Falle walten lafien, und wenn er babei zu dem Ergebnis ge- 
langt ift, daß die Stabtvertretung deutlich zum Ausdruck gebracht habe, daß fie bie 
Berbauung der Yenfter in der Turnhalle nicht zugeben, ſondern verhindern wolle, jo 
Tann dieſe thatfächlide Feftftellung mit ber Nevifion nicht anders angefochten werben, 
als dur den Nachweis einer unvolfftändigen Würdigung ber hierfür maßgebenben 
Thatſachen. Diefen Vorwuf Hat aber bie Nevifion nicht mit Grund erheben Tönnen. 
Sie hebt zwar hervor, daß bie Beklagte alsbald den Widerſpruch als unberechtigt ab- 
gelehnt habe und daß bie Klägerin erft Iauge nach Vollendung des Baues mit Ber- 
gleichöverhandlungen und demnächſt mit der Klage herborgetreten fei; allein dieſe Um⸗ 
ftände find vom Berufungsrichter nicht überjehen, fondern nur nicht für maßgebend 
erachtet worden. Er hat insbefondere erwogen, baß bie Verzögerung der Klagerhebung 
fich durch die Vergleihsverhandlungen erfläre. Die Behauptung, daß dieſe erft lange 
nad Vollendung des Baues begonnen wären, findet in bem beigebradhten Materiale 
feine Betätigung; vielmehr folgt das Gegenteil daraus, daß der Bau erft gegen den 
12. Auguſt begonnen ift und die Beklagte felbft ſchon am 11.. September Bergleichs- 
vorfchläge formuliert Hat. Auch fpricht für die Nichtigfeit des vom Berufungsrichter 
gewonnenen Ergebniffed der Umftand, dab Beſchlußfaſſungen einer Stabtvertretung 
geichäft3ordnungsgemäß mehr Beit erfordern als Entichließungen einer Einzelperion 
und daß überbies zu einer VBeichleunigung der Klagerhebung, nachdem einmal der Bau 
vollenbet war, fein Bebürfnis vorlag. — Die Entſcheidung bed Berufungsrichters 
in der Sache felbft berubt auf der Ausführung, baf die Borfchrift in 8 143, LE A.L. R. 
auf den vorliegenden Fall Anwendung finde und daB zur Ausführung biefer Vorſchrift 
die Mauer der Bellagten vor ben verbauten Fenftern der Klägerin um 2,50 Meter 
zurüdgerüdt werden müſſe. Die Nevifion hält den $ 143 a. a. O. ſchon beöhalb für 
unanwendbar, weil die Turnhalle der Klägerin nicht „noch von einer anderen Seite“, 
wie das Gefeb voransfeße, fondern noch von drei anderen Seiten Licht habe. Der 
Berufungsrichter bat in Übereinftimmung mit dem erften Richter ausgeführt, nicht 
darauf komme es an, ob bem Nachbargebäude noch ein genügender Lichtzufluß ge- 
wahrt bleibe, fordern darauf, ob der Lichtzufluß Durch Diefe beftimmten Kenfter, 
wie er über zehn Jahre beftanden Habe, über ein gewified Maß hinaus verlümmert 
werde. Diefe Ausführung ift richtig. Der Gefepgeber knüpft an ben rein Außerlichen 
Umftand an, ob das Behältnis, in welchem fich die Fenſter befinden, bie verbaut werben 
würben, nur von biefer Seite (8 142) oder ob es auch noch von einer anderen Seite 
(8 143) Licht habe, und fchreibt je nachdem ein verichiedened Maß für die Entfernung 
bes Neubaues vor. Wie die Fenfter beichaffen find unb wie viele Fenfter verbaut 
werden würben, ob alle ober nur einige, begründet feinen Unterſchied, während es doch 
auf der Hand Tiegt, daß der dem Behältniffe verbleibende Grab ber Helligkeit je nach⸗ 
dem ein ganz verjchiedener if. Wenn nun der $ 143 einen geringeren Wbitand bes 
Neubaues für den Fall zuläßt, daß das Gebäude des Nachbars „noch von einer anderen 
Seite” Licht habe, fo läßt fich für die Auslegung der Beflagten, daß das Wort „einer“ 
als Zahlwort aufzufafien jet, nicht geltend machen, daß der Nachbar beim Bufluffe von 
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noch zwei oder mehr Seiten Licht genug habe, denn darauf legt bem Borftehenden nad) das 
Geſetz fein Gewicht, und es Tann auch nicht einmal zugegeben werden, baß ber Nachbar 
in dem vorausgefeßten Falle allemal wirklich Licht genug habe. Es kommt Hinzu, daß 
bei rein wörtlicder Auslegung das „einer” mindeftens ebenſo gut als Artikel wie als 
Zahlwort aufgefaßt werden Tann und daß deshalb angenommen werben barf, ber Gefch- 
geber würde dur Hinzufügung des Worted „nur” zum Ausdruck gebracht haben, baf 
der 8 143 fi auf ben Fall des Lichtzuflufles von zwei anderen und mehr Seiten nicht 
beziehe, wenn das Letztere wirklich feine Abficht geweien wäre. Weiter beftreitet die 
Revifion die Anwendbarkeit des 8 143 deshalb, weil die Turnhalle ber Klägerin ein 
einftödiges Gebäude ift, alfo feine Fenfter im zweiten Stodwerte hat. Der Be- 
rufungsrichter hält diefen Umftand für unerheblich, weil anderenfalls das Geſetz bie 
Lüde enthielte, daß einftödige Gebäude, die noch von einer anderen Seite Licht haben, 
ohne jeden Schuß gelaflen wären; es habe deshalb ein zweites Stockwerk mit Fenftern, 
die zn ber Fenfterfonftrultion im vorhandenen Stod paßten, fingiert und unter Bu- 
ziehbung von Sadverftändigen ermittelt werben müffen, wie geichehen ift, wie weit ber 
Bau der Bellagten zurüdtreten müſſe, um zu ermöglichen, daß aus den fingierten un⸗ 
geöffneten FYenftern bes zweiten Stockwerkes der Himmel erblidt werben könne. Dieſer 
Anfiht war aus dem vom Bernfungsricäter angeführten runde Lediglich beizupflichten. 
Der hauptſächlichſte Angriff der Reviſton richtet ſich dagegen, dab der Berufungsrichter 
der Annahme des erften Richters nicht entgegengetreten ift, daß das geſetzlich für die 
Entfernung des Neubaues feſtgeſetzte Maß: fo weit, daß der Nachbar aus ben un- 
geöffneten Yenftern je bes unteren (8 142) oder des zweiten Stodwerfes (8 143) den 
Himmel erbliden (oder fehen) Tönne, unter Zugrundelegung der Augenhöhe eined Mannes 
(mittlerer Größe) in aufrehter Körperftellung auszumitteln fi. So hatte der 
erfte Nichter den zugezogeneu Sacverftändigen inftruiert, der dann aud auf dieſer 
Örundlage feine Berechnungen anftellte und fein Guthaben abgab; auf dieſe Weile ge- 
langte der Sachjverftändige zu Dem Rejultate, daß der Bau der Bellagten um 2,50 Meter 
bon den verbauten Fenftern zurüdzutreten habe, und dies Nefultat hat ber erfte Richter 
als rihtig angenommen. Die Revifion führt in biefer Beziehung ans, daß ftatt ber 
aufrechten Haltung eine fibende Stellung für genügend erachtet werben müſſe; denn 
das Geſetz Schließe nur naturwidrige Stellungen, Verbrehungen und Verrenkungen bes 
Körpers aus, nicht auch folche Stellungen, bie dem Körperbaue unb ben Gewohnheiten 
des Menschen entiprähen. Die aufrechte Stellung könne fchon deshalb nicht die allein 
vorausgeſetzte fein, weil es Fenfter gebe, beren oberer Rand unter der Augenhöhe eines 
ftehenben Menſchen liege. Dieſer Reviſionsangriff ift jeboch nicht gerechtfertigt. Es 
handelt fich hierbei um eine frage, welche ftreitig geweſen ift, folange das WER. in 
Kraft ift. Anfangs hatte das Obertribunal angenommen, die 88 142, 143, J. 8 A.L. R. 
hätten bie Bedeutung, daß ber Neubau dem Nachbarn die Möglichkeit Iafien müſſe 
(voransgejegt, daß feine Yenfter zehn Jahre lang beftanben haben), in gerader, un- 
gezwungener Stellung unmittelbar vor den ungedffneten Fenftern auf ber Erde ftehend, 
den Himmel fehen zu können. Dann tft aber das Obertribunal burch Blenarbeichluß 
bom 9. Dezember 1839 von diefer Anſicht zurüdgetreten und bat den Sag aufgeftellt, 
daß es genüge, wenn ber Nachbar auf irgend eine Weife und in irgend einer Stellung 
aus den ungeöffneten Fenftern in vertitaler Richtung den Himmel fehen könne. Dem 
in biefem Plenarbefchluffe aufgeftellten Satze fann nur infofern beigetreten werben, als 
er verlangt, daß ber Himmel in vertilaler Richtung fichtbar fein müſſe. Dies folgt 
daraus, daß ber Nachbar im Befike gerade desjenigen Lichtes bis zu einer gewiſſen 
Grenze geſchützt werden foll, das ihm bisher von ber Seite des Neubaues zugeflofien 
ift; deshalb Tann ber Geſetzgeber nur gewollt haben, baß über ben Neubau weg, alio 
in vertifaler Richtung, noch ein Blick nach dem Himmel frei bleiben fol. Im übrigen 
aber läßt fich der Satz des Obertribunals nicht aufrecht erhalten. Der Begründung 
des Plenarbeſchluſſes ift barin unbedenflich beizuftinmen, daß bie 88 142, 143 nicht 
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bezweden, wie bei ber früheren Spruchpraris des Obertribunals angenommen war, ben 
bisherigen Zuftanb der Erhellung bes Nachbargebäubes in der ganzen bisherigen Aus⸗ 
behnung zu fihern, jondern daß es fich für ben Geſetzgeber nur darum handelte, Die 
Grenze zu finden, bis zu welcher der Nachbar fich eine Veränderung dieſes Buftandes 
durch den Neubau gefallen Iaffen müſſe. Wenn aber das Obertribunal aus der Ent- 
ſtehungsgeſchichte diefer Borfchriften weiter entnimmt, daß ihnen bloß bie Ubficht zu 
Grunde Tiege, eine gänzliche Unbrauhbarmadhung des Nachbargebäudes zu verbüten, 
und wenn e3 baraus folgert, daß bie Wuslegung bei dem Wortfinne ftehen zu bleiben 
habe und baß, weil der Wortlaut eine beftimmte Körperhaltung nicht erwähne, bie 
Möglichkeit eines Blickes auf den Himmel in irgend einer Stellung als genügend 
angefehen werden müffe, fo kann minbeftens dieſer Folgerung keine Berechtigung zu- 
geftanden werben. Der Gefekgeber glaubte, wie die Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes 
ergiebt, durch die VBeftimmungen in ben 88 142, 143 einen wirffamen Schus für das 
Nachbargebände gegeben zu haben, unb eine Beftätigung hierfür läßt fih aus 8 146 
a. a. D. entnehmen. Daß der Gefebgeber das dort gedachte Unterſagungsrecht als 
Grundgerechtigkeit in dem vorausgefehten Galle auf ein praftiich ganz unzulängliches 
Ma Hätte einfchränten wollen, iſt eine unmögliche Annahme. Auch wird die Aus- 
legung bes Obertribunals nicht Durch den Wortfinn geboten. Wenn das Gefeh Teine 
beftimmte Körperhaltung vorfchreibt, fo folgt daraus noch nicht, daß es jebe, auch die 
gezwungenfte Stellung für ausreichend angefehen Hätte, fofern fie nur ermögliche, durch 
das Senfter in vertifaler Richtung den Himmel zu erbliden. Minbeitens ebenjo nahe 
fiegt die Annahme, daß babei die Körperhaltung vorausgefeht worden fei, in der aus 
dem Fenfter geblidt zu werben pflegt und bie man ſich als die gegebene Haltung 
vorftellt, wenn davon geiprodden wird, das ift die aufrehte Haltung. Es ift alio 
zu der älteren Anſicht de3 Obertribunal3 zurückzukehren, daß bei Anwendung ber 88 142, 
143 eine aufredte Haltung (eines Menſchen mittlerer Größe) vorauszuſetzen ift. 
Sie bietet auch für die Ermittelung bes für den Neubau vorzufchreibenden Abftandes 
von den Fenftern eine möglichft fichere Grundlage. Zwar kann die Berechnung dieſes 
Abftandes nicht in allen denfbaren Yällen, namentlich nicht in dem von ber Revilion 
angeführten Beiſpiele, daß ber obere Fenſterrand unter ber Augenhöhe eines aufrecht 
ftehenden Menſchen liegt, ohne weitere® unter Bugrundelegung der Augenhöhe einer 
aufrecht ftehenden Perjon angeftellt werden; biefe vorlommenden Falles im Wege ber 
Analogie zu befeitigenden Schwierigfeiten beweifen aber nicht gegen die Richtigleit 
des Prinzips und find ebenfo wie ber Übelftanb, daß die Bauart des Nachbargebäudes, 
beffen Fenfterfonftruftion und auch bie Beſchaffenheit des Neubaues Berichiedenheiten 
in ber Bemeffung der dem Neubaue vorzufchreibenden Entfernung mit Notwendigkeit 
hervorrufen müſſen, eine Yolge der gejeklichen Beſtimmungen felber, beren praftiiche 
Brauchbarkeit ebendeshalb mit Grund von jeher bezweifelt und verneint worden ift. 
Aber die Bugrundelegung aufrechter Körperhaltung gewährt jedenfalls für bie große 
Mehrzahl der Fälle, namentlich auch in dem bier vorliegenden Falle erft zu fingieren- 
ber Fenfter, einen feften Anhaltspunkt für bie Berechnung, der bei dem Prinzipe des 
Plenarbeſchluſſes des Obertribunals völlig fehlte. Statt ber aufrechten eine ungezwungene 
Körperhaltung zu Grunde zu legen, verbietet ſich ſchon wegen der alsbald auftauchenden 
Bweifel, was ungeziwungene Körperhaltung fel. Die figende Stellung aber, welche bie 
Nevifion für genügend hält, muß bem Geſetze für wiberjprechend angefehen werben, 
überbie8 würde auch dabei wieber bie Höhe der Sitzvorrichtung Zweifel erregen. Ber 
daranf geftellte Revifionsantrag ift demnach unbegründet. Endlich ift von ber Revifion 
die Nüge erhoben, daß das Gutachten des Sacjverftändigen, das ber Enticheidung zu 
Grunde liegt, auf der unzuläffigen Annahme ruhe, daß bie Worte des Gefehes „aus 
den ungeöffneten Fenſtern“ bedeuten follten „aus allen Teilen der ungeöffneten Fenſter“. 
Diefe Beſchwerde ift nicht unbegründet. Die Wand ber Bellagten, durch welde Die 
Fenſter der Turnhalle der Klägerin verbaut find, ift eine Giebelwand, die ſpitz zuläuft 
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uud ſich nach den Seiten abdacht. Bei Berechnung bes Ubftandes, ber erforberlich ift, 
damit aus den ungedffneten Fenſtern eines fingierten zweiten Stockwerkes der Turnhalle 
ein aufrecht ftehender Menſch in vertilaler Richtung den Himmel erbliden könne, hat 
der Sachverftändige ald Höhe der Mauer ber Bellagten die Höhe ber Giebelſpitze 
13,20 Meter über ben Fußboden des fingierten zweiten Stockwerkes der Turnhalle ein- 
geftellt und dies damit zu begründen gefucdht, daß bei einer Bugrundelegung bes 
mittleren Durchſchnittes der Giebelhöhe der Himmel am höchſten Punkte des 
Giebel nicht geliehen werben könnte. Der erfte Richter bat bieje Berechnungsweile 
gebilligt, zu ihrer Rechtfertigung aber feinerjeit3 ausgeführt, daß nach dem Geſetze ver- 
langt werben müfle, daß ber Nachbar nicht bloß überhaupt von irgend einem Punkte, 
fondern daß er von allen Zeilen des Fenſters aus, aus allen in feiner Augenhöhe 
liegenden Scheiben ben Unblid des Himmels gewinnen könne. Diefer Auffaffung kann 
nicht beigetreten werden. Es genügt, wenn ber Nachbar aus irgend einer Scheibe jedes 
Fenſters den Himmel jehen kann; denn das Gefeh verlangt nur, daß aus ben ungeöffneten 
Fenſtern der Himmel erblidt werden könne, nicht, daß dies ans allen Scheiben möglich 
fei. Allerdings ift vorauszufegen, daß bem ausfchauenden Auge der Himmel in ber 
vollen Breite des Fenfters fichtbar ſei, daß alſo die fidhtbare Spalte bes Himmels nicht 
an einer Stelle durch vorſpringende Mauerteile, 3. B. durch eine Giebelſpitze, verbedt 
werde, wobei jedoch bemerkt werden mag, baß es in diefem alle für ausreichend an⸗ 
zufehen fein wird, wenn ber Unblid des verbedten Teiles der Spalte aus einer anderen 
Scheibe desjelben Fenfterd gewonnen werden Tann. Hieraus ergiebt fi, daß die Höhe 
der Giebelipige einen maßgebeuden Faktor in der Berechnung des Sacdverftändigen 
zwar bei bem Fenſter ober ben Fenſtern bilden mußte, wo ber Undblid gegen den 
Himmel durd die vorſpringende @iebelfpige beeinträchtigt werben würde, nicht aber bei 
den übrigen und daß fi) deshalb die Zugrundelegung diefer Höhe bei allen Yenftern 
ebenfowenig rechtfertigen läßt mie die mit Hecht verworfene Bugrundelegung einer 
mittleren Höhe für fämtliche, auch für die ber @iebeljpike gegenüber liegenden Fenſter. 
Denkbar wäre es freilich, daß die Beflagte fein Interefie daran hätte, ein verſchiedenes 
Maß für die Burüdführung ihrer Mauer gegenüber ben verichiebenen Fenſtern vor» 
gefchrieben zu erhalten; aber darüber ift bisher nichts feftgeftellt. Es leidet aljo die 
Berechnung bed Sachjverftändigen und demzufolge das darauf beruhende Urteil an einem 
Fehler, der die Aufhebung des Urteil und die Zurückverweiſung der Sache in die Be⸗ 
rufungsinftang nach ſich ziehen mußte. Nr. 1783. 


Rr. 1916. II. Sen. 3. Juli 1884. IH. 95. 84. Bd. 14, Nr. 53, ©. 211. 

Zeilweife Erlöfgung ber servitutes praed. urb. durch usucapio libertatis. 
(Gem. R.). Die teilweife Erlöfhung einer Realſervitut burch usucapio libertatis iſt 
möglich und durch das Prinzip ber fogen. Unteilbarfeit der Servituten nicht audgeichloffen. 
Der Servitutberechtigte kann einen Teil ber bienenben Sade ſelbſt unbeichräntt 
frei geben und dadurch diefen von ber darauf haftenden Laft befreien (vergl. 1.6 Dig. de 
serv. 8, 1). Dementiprechend muß e3 aufgefaßt werden, wenn, wie hier, die Befreiung eines 
Teils der dienenden Sache nicht durch dispofitiven Alt des Berechtigten, fondern durch usu- 
capio libertatis des Berpflichteten bewirkt fein fol. Es trifft auf einen derartigen Hall 
der für Die erwerbende Verjährung aufgeftellte, aber analog auch für die usucapio libertatis 
maßgebende Grundſatz zu: „tantum praescriptum quantum possessum“‘ db. h. es wirb 
derjenige Teil des dienenden Objektes frei, in betreff defien ein der Servitut widerftreitender 
Zuſtand innerhalb der Berjährungszeit befefien worden ift. Im vorliegenden Falle ift 
in einer Ede bes bienenden Grundſtückes auf einem nur einen geringfügigen Teil des 
gefamten Grundftüdes ausmachenden Raume ein verhältnismäßig niebrige® und un- 
bedentendes Baumwefen errichtet worben und die Berjährungdzeit hindurch befteben ge» 
blieben. Sind die Borausfegungen einer usucapio libertatis in betreff dieſes Gebäudes 
vorhanden, fo läßt fi darum das Gleiche nicht auch in Beziehung auf ben übrigen 
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weitaus größten Teil des Srundftüdes behaupten, welcher unbebaut geblieben oder 
doch nicht während der ganzen Berjährungszeit bebaut geweſen ift. 


Nr. 1917. II. Sen. 15. April 1890. IIL 13. 90. Bd. 26, Nr. 28, ©. 167. 

Untergang einer Grunbbienftbarleit wegen Wegfalles der Bizinität ber beteiligten 
Grundfiäde. (Gem. R.). Nah allgemeinen Grundfäken ſetzen Grunddienſtbarkeiten 
zu ihrem Mechtöbeftande voraus, daß das bienende Grundftüd dem herrichenden einen 
dauernden Ruben zu gewähren im ftande ift und bie Grundſtücke nicht in der Weiſe 
entfernt voneinander liegen, baß die Verbindung zwifchen ihnen unterbrochen wird. 
Wenn daher die Nubung bed dienenden Grundftüdes durch ein in der Mitte liegendes, 
nicht gleichfalls dienendes, Grundftück unthunlich gemacht ift oder die rechtliche Be⸗ 
ichaffenheit der dazmwifchen Tiegenden Häufer ober Grundftüde die Verwirklichung der 
Gerechtſame ausfchließt, jo kommt die Grunddienſtbarkeit nicht zur Entftehung. Daraus 
würde nun die Folgerung zu ziehen fein, daß, wenn eine reale Dienitbarfeit rechts⸗ 
gültig entftanden ift, demnächſt aber durch Veränderungen am herrichenden oder am 
bienenden Grundftüde die Borausfegungen wegfallen, unter denen eine folche Servitut 
zur Entftehung gelangen Tonnte, dieſelbe untergehe. Allein die Geſetze Haben dieſe 
Folgerung in Wirklichleit nicht für alle Fälle gezogen, vielmehr in einzelnen be- 
ftimmten Fällen nur eine zeitweilige Unterbredung in der Ausübung der Serpitut 
(l. 14 pr. Dig. quemadm. serv. amitt. 8,6; 1. 6 Dig. ei. serv. vind. 8, 5) angenommen, 
in anderen Fällen, ſobald das zwifchen dem herrichenden und dem dienenden Grund⸗ 
ftüde belegene dem Seroitutberecdhtigten feither eigentümliche gehörige Grundftück ohne 
Vorbehalt der Dienftbarkeit veräußert worden ift (. 7 8 1 Dig. comm. praed. 8, 4; 
1. 13 Dig. quemadm. serv. amitt. 8, 6) ausgeſprochen, daß die Dienftbarkeit erft erlöfche, 
wenn von dem Augenblide ber Behinderung in ber Ausübung an die Berjähbrungszeit 
abgelaufen if. Ob in diefen Rechtsſätzen eine geundfägliche Entſcheidung für der- 
gleihen Fälle der Veränderung an dem zwiichen dem herrfchenden und dem dienenden 
Grundftüde Tiegenden Grundſtücke oder eine finguläre Beſtimmung für ſolche Servi- 
tuten, die fi über mehrere Grundftüde erftreden und dennoch eine Einheit bilden, zu finden 
jet, kann unerörtert bleiben; es genügt, daß das pofitive Recht in ben angeführten Yällen 
die Dienftbarleit mit dem Wegfallen des Hindernifjes wieder aufleben läßt, vorausgefegt, 
daß nicht inzwifchen die Verjährung durch Nichtgebrauch eintrat. Hier liegt berfelbe That- 
beftand wie in l. 13 a. a. O. vor, nur daß der Verlauf des Zwiſchengrundſtückes nicht von 
dem Eigentümer des herrſchenden Grundſtückes ftattgefunden hat, ein Umftand, ber 
feinen Unterſchied in ber rechtlichen Beurteilung der Sache begründen kann. Nr. 1892. 


Nr. 1918. IIL Sen. 21. Oktober 1892. IIL 158. 92. 8d.30, Nr. 61, S.205. 

Grundgereihtigteiten im Sinne bes 5. 12 des yrenf. E.E.G. vom 5. Mai 1872. 
Gemeinregtlige PBrädialferviinten zu Gunften eines auf bem herrſchenden Grund⸗ 
Rüde betriebenen Gewerbes. (Gem. ı. preuß. R.). Das Berufungsgericht befchränkt 
den Umfang der Grundgeredtigkeiten im Sinne bes 8 12 E.E.&. auf ben engeren 
Begriff der römiſchrechtlichen Präbialfervituten und charalterifiert letztere als folche 
Serpituten, denen die Beziehung auf das herrichende Grundſtück als etwas fo 
Weſentliches inne wohnt, daß die Berechtigung ohne ſolche Beziehung gar nicht gebacht 
werben könne und daß daher weder das Necht noch auch beffen bloße Ausübung von 
dem herrienden &rundftüd zu trennen ift. Hiernach hält es das von dem Bellagten in 
Anſpruch genommene Recht, als Beſitzer feines Grundftüdes auf ber Parzelle des 
Klägers feine Nebe zu trodnen und feine Kähne lagern zu laſſen, nicht für eine Grund⸗ 
bienftbarteit im Sinne des Geſetzes. E3 erwägt, daß jenes Recht gegeben ift durch 
den Gewerbebetrieb des Bellagten als Fiſchers und Schiifers und bedeutungslos wird, wenn 
ber Beflagte fi einem anberen Erwerbszweige zuwendet. Das Vorbringen bes Be⸗ 
Hagten, daß das berrichende Grundſtück nach feiner Beichaffenheit und feinen Anlagen 
eine andere Benutzung nicht geftatte, hält es in feinem erfteren Teile duch die That⸗ 
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ſache für widerlegt, daß der Bellagte einen Teil feines Gruudſtückes in Wieſe ver- 
wandelt hat; den vorhandenen Unlageı will es aber um fo weniger einen Einfluß auf 
den Eharalter des Rechts einräumen, als fie lediglih vom Willen des Bellagten ab- 
hängen und ihrer Umgeftaltung nichts im Wege fteht. Die Revifion ift begründet, 
joweit fie fi gegen bie Annahme bes Berufungsurteils richtet, dab dad vom Beflagten 
geltend gemachte Recht ald Grundgerechtigkeit im Sinue des 8 12 E. E.G. nicht an- 
gefehen werben könne. Da das Gefek felbft nicht jagt, was e3 unter den der Ein- 
tragung nicht bebürfenden Grundgerechtigkeiten verftanden wiſſen will, fo ift für ben 
Begriff der Grundgerechtigkeiten das allgemeine Recht im Geltungsgebiete bed Geſetzes 
maßgebend. Soweit daher das Geſetz auch in Gebieten des gemeinen Rechts in Gel⸗ 
tung getreten ift, muß der Begriff der Grundgerechtigkeiten aus dem gemeinen Recht 
entnommen werden. Das gemeine Hecht bat nun in feiner modernen Entwidelung bei 
Beurteilung der Gruudgerechtigkeiten bie römiſchrechtlichen Grundſätze über Prädial- 
fervituten nicht immer ftreug feftgehalten, fi vielmehr manchen Erweiterungen zu- 
geneigt. Nr. 1931. Nr. 1924. Nr. 1894. Das heutige gemeine Recht hat insbejondere, 
ſoweit e3 fi um eine Servitut im Intereſſe eines im berrichenden Grundſtücke betrie- 
benen Gewerbes handelt, den Sat bes römischen Rechts nicht ftreng feftgehalten, daß 
Grunddienſtbarkeit nur ein Recht fein kann, welches bem herrichenden Srundftüd als 
foldem einen bleibenden Vorteil gewährt. Die moderne Rechtsentwickelung hat den Be- 
dürfniffen der heutigen gewerblichen Verhältniſſe Rechnung getragen und Realfervituten 
zu Gunſten eines auf dem herrſchenden Brundftüde betriebenen Gewerbes jebenfall3 dann 
zugelaffen , wenn bem herrichenden Grundftüde für Dad Gewerbe eine bleibende Einrichtung 
gegeben worden ift. Iſt das herrichende Grundſtück durch feine Einrichtung mit dem Darin 
betriebenen Gewerbe fo verbunden, daß ein bem Gewerbe dienendes Recht auch dem 
Grundftüde felbft zum Vorteil gereicht unb fpäteren Erwerbern bed Srunbftüdes ein 
bleibende3 Intereſſe bietet, fo darf jenes Recht auch als Realfervitut für das &rundftüd 
erworben werben. Es fommt baher nicht in Betracht, ob das herrichende Grundſtück durch 
Befeitigung ober Umgeftaltung feiner Einrichtung auch für andere Zwecke dienftbar ge- 
macht werden kann. Eutſcheidend ift vielmehr allein, ob das herrſchende Grundſtück durch 
jeine Einrichtung und feine Unlagen mit einem beftimmten Gewerbebetriebe in ſolche 
Berbindung geſetzt worben ift, daß ein für den Gewerbebetrieb ertworbenes Recht ſich auch 
als ein bleibender Vorteil für das Grundſtück felbft und ſpätere Erwerber barftellt. 


Ar. 1919. V. Sen. 11. Rovember 1891. V. 168. 91. Bd. 28, Nr. 71. ©. 324. 

Beitimmung bed Juhalts und Umfanges einer eingetragenen Grundgereitigleit 
nach dem Eintragungsvermerke ober nad dem Grwerbätitel. (Preuß. R.). Beide 
Inſtanzrichter gehen davon ans, daß der Umfang der prätenbierten Grundgerechtigkeit 
nah Maßgabe bed Vertrages, wodurch fie begründet ift, nicht nach Maßgabe der Ein- 
tragung anf dem Grunbftüde bes Bellagten beftimmt werben muß. Das Reichsgericht 
ift diefer Anſicht beigetreten. Sowohl nad früherem als nach jekigem Rechte (vergl. 
Anh. 8 58 zu 818, J. 22 A.L.R. und $ 12 EEG. vom 5. Mai 1872) bedürfen 
Grundgerechtigkeiten zur Rechtswirkung gegen Dritte nicht der Eintragung in bad Grund- 
bu. Der Umfang und die Grenzen einer eingetragenen Grundgerechtigkeit find baher, 
wenn das herrichende oder das bienende Grundſtück demnächft auf einen neuen Erwerber 
übergeht, auf Grund des Titels für die Gerechtigkeit, nicht auf Grund des Eintragung 
vermerks zu beftimmen. Die Eintragung dient in folchem Falle nur dazu, die Be 
laftung des Srundftüdes für den, der ein Recht an biefem erwerben will, funbbar zu 
— fie hat aber nicht die Bedeutung eines rechtsbegründenden Afts. 


iehbranık. 
Rr. 1920. IL Sen. 5. Juni 1883. II. 192. 83. Bd. 9, Nr. 87, ©. 310. 
Befugnis bes Nutzuießers einer Hinbbaren, hypothelariſch geficderten verzins- 
lien Forderung. Art. 578, 584, 587 oode aivil (Rhein. R.). Dem Nutznießer (Kläger) 
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fteht das Recht zur Eiuffagung und Einziehung der Forderung kraft Gefehed zu. Aus⸗ 
drüdtih ift die Srage im Gelege nicht entfchieben. Die in ber Einziehung einer künd⸗ 
baren Yorberung Tiegende Umwandlung des Segenftandes ber Nutznießung aus einem 
nicht verbrauchbaren Forderungsrechte in eine verbrauchbare Törperlide Sache ift Die 
notwendige Konfequenz der Eigentümlichleit der Nutznießung an einer fündbaren Yorbe- 
rung, ba beren Einziehung und Einflagung bem Nutznießer gewährt werden muß, wenn 
nicht fein Genußrecht felbft gegenftandslos werben ſoll, was ftetö ber Fall wäre, weun 
nicht er, fondern der Eigentümer das Kapital in Empfang nähme. Der NRubnießer ift 
aber ber Regel nad) verpflichtet, dem Eigentümer Sicherheit zu beftellen (Urt. 601 oode 
evil). Art. 2157 a. a. O. verfteht unter der betelligten Perſon anch den Nutznießer 
der hypothekariſchen Forderung. Durch ben Titel der Nusnießung fann die fraglidhe 
Befugnis dem Nutznießer ganz ober teilweiſe entzogen fein. Eine folde Ausnahme 
würbe vom Bellagten geltend zu machen fein, fofern fie fich nicht aus den Verhand⸗ 
lungen ergiebt. 


Nr. 1921. III Sen. 11. Mai 1886. IIL 19. 86. Bd. 16, Nr. 20, S. 110. 

Wirkung bed Berzichts bes Nießbrauchers auf den Niekbrandg bei ftattgehabter 
fipertragung ber Ausühnng bed Nießbrauches anf einen Dritten. Einwand ber 
ſchlechten Wirtfchaft bes Nießbranchers. (Gem. R.). Das abgetretene Hecht auf Aus- 
übung bes Nießbrauches unterliegt allerdings den Erlöfchungsgründen des Hauptrechtes, 
des Nießbrauchrechteß felbft. Allein es bleibt beftehen, wenn der Uſufruktuar auf den 
Nießbrauch freiwillig dem Eigentümer gegenüber verzichtet, da ein folcher Verzicht das 
abgetretene ber Dispofitionsbefugnis des Ufufruftuard entzogene Recht auf die Wus- 
übung des Niepbrauches nicht trifft, indem derjenige, welcher die Ausübung des Nieß⸗ 
brauches einem Dritten übertragen bat, wenn er auch feinerfeit3 dem Eigentümer gegen- 
über fein Recht aufgeben Tann, das Recht, über bie Ausübung des Nießbrauches anderweit 
zu bdisponieren, verloren bat. Die Anficht, dab der Nießbrauch bezw. das Recht auf 
befien Ausübung durch Mißbrauch des Rechtes, fchlechte Bewirtihaftung des Nieß- 
brauchers verwirkt werde, findet in den Quellen Teine Betätigung, es fteht in einem 
folden alle dem Eigentümer vielmehr nur ein Anſpruch auf Schabenserjaß bezw. 
darauf zu, daß dem Nießbraucher die Verwaltung der Sache entzogen werde. 


Nr. 1922. IL Sen. 5. Januar 1883. IL 419. 82. Bd. 8, Nr. 86, ©. 322. 
Burgſchaftsleiſtung bes Nießbrauchers. Art. 601, 913—915, 1094 code civil 
(Mhein. R.). Nach Art. 601 code civil hat der Nießbraucher Bürgſchaft dafür zu leiften, 
daß er die Sache als guter Hausvater benuben werde, wenn er nicht Durch den Akt, 
ber die Veftellung bes Nießbrauches enthält, davon befreit ift. Regel tft die Bürgichafts- 
leiftung, die Befreiung Ausnahme. Die Befreiung fest voraus, daß dem Berfügenden 
die unbeſchraänkte Dispofition zufteht, und es kann biefelbe niht zum Nadteile 
Dritter geſchehen. Solche Dritte aber find die Borbehaltserben, deren Bflicht- 
teil weder unmittelbar noch mittelbar verlegt, namentlich nicht mit Bedingungen oder 
Laften beichwert werden darf. Eine folche Erfchwernis tft die Befreiung von ber Bürg⸗ 
fchaftsleiftung. Hätte das Geſetz dem Ehegatten die Befugnis geben wollen, ben in Art. 
945 und 1094 code aivil auf da3 nadte Eigentum befchräntten Vorbehalt noch weiter 
durch den Erlaß der Bürgichaftsleiftung zu beichweren, fo hätte es gegenüber jenem 
Srunbfage einer ausdrüdlichen Beftimmung beburft. Die VBorfchrift in Art. 917 code 
evil ift auf ihren Fall zu beichränten und für die vorliegende Yrage bedeutungslos, 
Nah den Grundſätzen des römifchen Rechts konnte bei einem Iektwillig zugetwenbeten 
Nießbrauche die Bürgfchaftsleiftung vom Teſtator nicht erlaflen werben. c. 1 Cod. de 
usufr. 3, 33, c. 7 Cod. ut in poss. leg. 6, 54. ®Diefer Sab galt au in ben Ländern 
bes gefchriebenen Rechts in Frankreich. Wenn eine ſolche Befreiung auch in dem &e- 
biete bes Gewohnheitsrechts grunbfäglich für zuläfftg galt, fo war fie Doch bei dem don 
mutuel entre &poux als ein moyen indirect d’entamer la proprists nicht geftattet. 
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Nr. 1923. IL. Hilfd-Sen. 15. März 1880. V* 123. 79. Bb.1, Nr.138, &.386. 

Wirkſamkeit des nicht eingetragenen Nießbrauchs. (Preuß. R.). 8 12 des Ge⸗ 
ſezes über den Eigentumserwerb u. f. m. vom 5. Mai 1872. Der Mlägerin ift ber 
Anſpruch auf das Niehbraudsreht an dem Auszugshanfe durch dasfelbe Teftament 
vermacdht worden, durch welches der Gemeinſchuldner auf Grund ber darin enthaltenen 
Erbeseinfegung das Miteigentum an dem Grundftüde erlangt hat, und die Klägerin 
ift in Unsäbung jenes Anipruches in den Beſitz bes Auszugshauſes getreten, bevor der 
Konkurs eröffnet und die Befigtitelberichtigung für den Gemeinſchuldner erfolgt if. Die 
Klägerin ift für befugt erachtet, die Eintragung ihres dinglichen Nutzungsrechtes zur 
Wirkſamkeit gegen Dritte auch gegenüber dem beffagten Kontursverwalter zu ver- 
langen. Bei Lage der Sade war die Klägerin mit Rückſicht auf die 88 13, 14 bes 
Gefehes vom 5. Mai 1872 befugt, von dem Gemeinſchuldner, wenn diefer felbit noch 
vor der Konfurseröffnung über fein Vermögen auf Grund bes Teftanıentes fein Mit- 
eigentum an bem Srundftüd in das Grundbuch Hätte eintragen laſſen, aud die Ein- 
tragung des auf berfelben Urkunde beruhenden Nießbrauches für fi zu verlangen. 
Dem Gemeinſchuldner verbleibt tro der Konfurseröffnung das Eigentum an feinem 
Bermögen. Die Konkurögläubiger find ald Dritte im Sinne des 8 12 bes Geſetzes vom 
5. Mai 1872 nicht anzuſehen. Der 8 10 der preußiihen K.O. vom 8. Mai 1855 (ent- 
ſprechend dem 8 12 ber R.R.D.) ftebt der Klägerin nicht entgegen; es handelt fich nicht 
um ein Pfand» oder Hupothelenrecht, fondern um ein unter den Begriff der Renllaften 
im Sinne bes 8 49 it. J. der Hypothefenordnung vom 20. Dezember 1783 fallenbes 
Nießbrauchsſsrecht; auch Tönnen die Konkursgläubiger für fich nicht mehr in Anſpruch 
nehmen, als bem Gemeinſchuldner bei der Konkurseröffnung bereits zuftand. 


Beldhränkte perſönliche Dienfibarkeiten. 
Nr. 1924. IH. Sen. 4. November 1881. III, 464. 81. 8b. 7, Nr. 53, S. 164. 
Immerwährende Berfonalfervitut zu Gunften eines Perſonenvereines. Expro⸗ 
yriation, (Gem. R.). Das heutige Recht Hat die Möglichleit der Beftellung von Real. 
fervituten ohne herrſchendes Grundſtück und ohne die römifchrechtlichen Beſchränkungen 
auf bie Lebenszeit bes Berechtigten bezw. 100 Jahre erweitert und folche in mannigfacher 
Anwendung zn Gunften territorialer und perfonaler Kreife zugelaffen, jofern nur die 
dienende Sache ben vorausgeſetzten vermögensrechtlichen Borteil dauernd zu gewähren 
vermag. Nr.1931. Nr. 1894. Ar. 1918. Im vorliegenden Falle find alle Bedingungen 
zur Konflituierung einer immerwährenden Berfonalfervitut mit dinglicher Wirkung vor⸗ 
handen. Bei der Übertragung der Wiefe an J. ift den feitherigen Eigentümern, ihren Nach⸗ 
kommen und eventuell den übrigen Schiffern in N. auf ewige Zeiten bad Recht eingeräumt 
worden, ihre Wafferfahrzeuge zum Schube gegen den Eidgang unter beftimmten Moba- 
Ittäten auf jenem Srunbftäde unterzubringen. Das Rechtöverhältnis unter ben beteiligten 
Shiffern eriheint als Societät. Nr. 57. Die VBenubung der Grundfläche ſetzte eine 
Berftändigung unter den Teilnehmern notwendig voraus; es ift unerheblich, ob bereits 
bei dem Erwerbe ber Wiefe eine vertragsmäßige Bereinigung der Schiffer beftanben hat, 
ein Geſellſchaftsvertrag kann auch ftillichweigenb gefchloffen werden und einer Rechts⸗ 
gemeinschaft nachfolgen. Auch eine Unbeftimmtheit ber berechtigten Subjekte ift 
nit vorhanden. Nach den Grundſätzen des beutfchen Recht? wirb durch das Aus⸗ 
Iheiden einzelner ober felbft aller urfprünglichen Gejellichafter ein Societätverhältnis 
nit anfgehoben, wenn es nad bem Willen ber Kontrahenten bauernd beitehen und 
zur Aufnahme neuer Mitglieber befähigt fein fol. Wie ſolche zwiſchen Korporationen 
und gewöhnlichen Societäten in ber Mitte ftehende Vereine ihren Fortbeſtand fichern, 
an welche Bedingungen fie den Ein- und Austritt ihrer Mitglieder knüpfen und in 
welcher Weife fie beren Beziehungen zu dem Bereinsvermögen regeln wollen, tft im 
allgemeinen ber autonomen Feitfegung der Genoſſen überlafien. Auch bie Auswahl 
und Reihenfolge des Eintritts in den Verein ift ausschließlich eine innere Ungelegen- 
Schulze, Neichsgerichtsentfäjeibungen. Bb. II. 1 
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heit ber Geſellſchaft und berührt die Vertragspfliditen bes Käufers bes dienenden 
Grundſtücks ſowie der Rechtänachfolger derjelben nicht. Nr. 1835. Die Aktivlegitimation 
der aufgetretenen 34 Schiffer zur Einflagung des Schabenderfaßes wegen Entziehung und 
Schmälerung der Servitut durch die ftattgehabte gZwangsenteignung ift nicht zu bean- 
ftanden. Gemeinrechtlich tritt im Falle einer Bmangsenteignung das vom Erproprianten 
zu zahlende Geldäquivalent an die Stelle der enteigneten Sache. Der Erpropriat kann 
feine anderen unb weitergehenden Rechte an die Entihädigungsfumme verfolgen, ala 
ibm an dem Gegenftanbe der Zwangsenteignung felbft zugeftanden haben. Steht aber. 
wie feftgeftellt ift, nicht ein jus singulorum, fondern ein bem Verein als ſolchem er- 
worbenes Recht in Srage, fo darf nach deutſchrechtlichen Grundſätzen auch die Mehrheit 
der Schiffer Magen, und in ber That hat die Majorität ber Schiffer den ftreitigen Ent- 
ſchäͤdigungsanſpruch erhoben. Nach ben Srunbfägen des Erpropriationdredhtes muß bie 
Entihädigung, bie der Erpropriant dem Eigentümer der erpropriterten Sache und dem 
Servitutberechtigten wegen Eingriffes in deren Rechte zu gewähren hat, eine vo llftändige 
fein. Sie erftredt ſich auf alle Bermögensnachteile, die mit ber Abtretung des Grund⸗ 
ftüdes ober eines Teiles desſelben zu öffentlichen Zweden in Zufammenhang ftehen. 
Nun ift den Sciffern in N. ein Teil des dienenden Grundftüdes und, in Ber- 
bindung damit, bie Benutzung der Landftraße zur leichteren Bergung ihrer Wafler- 
fahrzeuge gerade burd die Erpropriation entzogen worben. Nach beiden Rich⸗ 
tungen repräjentierte der frühere Buftand des dienenden Grundftückes ſowohl wie ber 
LZandftraße einen Vermögenswert, ben die Schiffer zur Herftellung der Eiſenbahnanlage 
im Öffentlihen Intereſſe aufzugeben gezwungen waren. Ein Fall diefer Art fteht nicht 
demjenigen gleih, in welchem ein dritter nicht durch die Expropriation betroffener 
Grundeigentümer oder dinglich Berechtigter infolge einer Bahnanlage Vorteile verliert, 
deren Ausnutzung ihm feither durch die bloße Thatfache des Beſtehens einer Landftraße 
oder eines fonftigen Öffentlichen Weges möglih war. Zur Entſchädigung verpflichtet 
ift der badiſche Fiskus, da die badifche Regierung egpropriiert und denjenigen 
Teil des fraglichen Srunbftüdes erworben hat, auf welchem der Eifenbahndamm auf- 
geſchüttet und der Fußweg angelegt und erhöht worden iſt, nicht ber heſſiſche Fiskus, 
wenn bdiefer andere Unternehmer demnächſt auch dieje beiden Ießteren Anlagen aus- 
geführt Hat. 


8 78. 


Vorkaufsrecht. 
B.G.B. 88 1094 4104. 


I. 952—960. IL. 1003 - 4013. III. 1077—1087. M. IL 447 468. E.G. Art. 62, 
113. Stobbe II. 88 87 -90. Dernburg I 88 380, 381. 


Nr. 1925. V. Sen. 13. Oktober 1883. V. 198. 83. Bd. 10, Nr. 59, ©. 218. 

Natur des Näherrechts. (Gem. und preuß. R.). Das Näherrecht beruht auf einer 
geſetzlichen ober gewohnheitsrechtlichen Verpflichtung und fteht demjenigen zu, der fi 
in den vom Geſetze privilegierten Berhältniffen (Verwandtſchaft, Markgenoſſenſchaft, 
Nachbarſchaft, Lehensverband) befindet, woraus folgt, daß e3 durch Vertrag oder 
Teftament nicht entftehen kann. Seine Unübertragbarfeit auf Andere, die nicht felbft in 
jenem Rerhältniffe ftehen, ift feiner inneren Ratur nad von felbft ausgeſchloſſen, es ift 
Daher weder ceifibel noch vererblid. Dem Erben fteht e8 nicht vermöge feines Erb⸗ 
rechts, fondern ftet3 nur aus eigenem Recht zu, falls er nänılich felbft in dem dasſelbe 
bedingenben Berhältnifie ftebt. 
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Ar. 1926. V. Sen. 9. Februar 1881. V. 558. 80. Bd. 4, Nr. 65, ©. 230. 

Nolliſion der Hypothek mit dem fpäter eingetragenen Vorkanfsrechte bei der Sub- 
Haftation. (Preuß. R) Wenn auch zwiſchen Hypothek und Vorkaufsrecht beim gZwangs⸗ 
verfaufe eine Kollifion nicht in dem Sinne ftattfinden kann, daß die Ausübung des 
einen Rechts durch das andere unmittelbar behindert wird, weshalb auch das Borlaufs- 
recht in ber Rangorbuung ber aus den Kaufgeldern zu befriedigenben Rechte grund- 
ſätzlich Feine Stelle finden fann, 8 500, 1. 20 A.L. R. 8 34 des E. E.G. vom 5. Mai 1872, 
88 51, 52, 55 der preußiſchen K.O. vom 8. Mai 1835, und wenn auch das dingliche 
Borlaufsrecht den Wert des Grundſtückes an fich nicht beeinflußt und infofern nicht den 
Abgaben, Neallaften und Servituten gleich zu ftellen ift, 88 48—50, L Hypotheken⸗ 
ordnung, $ 28 der Hypothelennovelle vom 24. Mai 1853, 88 11, 12 des Geſetzes vom 
5. Mai 1872, fo ift nichtsbeftomeniger die Möglichleit der Kollifion beider Rechte vor- 
handen. Solche kann dadurch eintreten, daB das eine Recht durch die Ausübung des 
anderen indirelt gefährdet und benachteiligt wird. Die Benachteiligung liegt in Be— 
jiehung auf Öypothelenrechte vor, wenn das Grundſtück mit der in einem dinglichen 
Vorkaufsrechte Tiegenden VBeichränfung ausgeboten und erftanden werben foll, wodurch 
der Kauf desfelben zu einem gewagten Geſchäfte wirb und folgerecht bie Gebote und 
das Kaufgeld fo herabgebrüdt werben können, daß letzteres zur Befriedigung der 
Hypothekenglaͤubiger nicht Hinreicht. Der ſchon in 8 24, L 20. A.L. R. enthaltene und 
in 8 47 be3 E.E.G. vom 5. Mai 1872 weiterentwidelte Grundfa will verhindern, 
daß Ältere Hypotheken durch die Übernahme jüngerer dinglicher Rechte ber IL. Ab⸗ 
teilung auf das Kaufgebot gefchäbigt werben. Das dingliche Vorkaufsrecht ift aber ein 
dingliches in die II. Abteilung des Srunbbuches gehöriges Recht, 8570, L 0 A.L.R., 
alfo eine Laft im Sinne des 8 47 a. a. D., und diefe feine Ratur wird durch die in 
dem Geſetze vom 5. Mai 1872 beliebte Scheidung von Eigentumsbeſchränkungen und 
dinglichen Rechten nicht behoben. Im vorliegenden Falle find alle Voransſetzungen des 8 47 
a. a. D. gegeben. Das ohne eine Beitimmung in Anfehung bes Vorkaufsrechts ab» 
gegebene Meiftgebot dedte die Hypothek des Bellagten bei weitem nicht und das Vor⸗ 
Taufsrecht fteht derjelben als jüngeres Recht nah, 88 17, 36 a. a. O. Deshalb Hatte 
der Subhaftationsrichter das erflärte Meiftgebot zwar nicht zu berückſichtigen, er hatte viel- 
mehr zur anderweiten Ausbietung ohne Verpflichtung zur Duldung ded Vorkaufes zu 
fchreiten und zwar auch ohne einen hierauf gerichteten Antrag abzuwarten. Der Kläger 
war daher nicht berechtigt, im Berfleigerungstermine fein Borkaufsrecht auszuüben und 
in ein unzuläffiges Meiftgebot einzutreten nnd der Beklagte ift als Hypothefengläubiger 
zu dem Brotefte befugt gewejen und nicht gehalten, das beanfpruchte Recht bes Klägers 
(auf Eintritt in das Deiftgebot) anzuerltennen. Der Umftand, daß der Beklagte als 
Erfteher das unzuläffige feine Hypothek nicht deckende Meiſtgebot felbft abgegeben hat, 
ift unerhebli und verpflichtet ihn nicht, ald &läubiger den ihm nadhteiligen Anſpruch 
des Klägers anzuerlennen. 


Nr. 1927. IL Hilfs-Sen. 25. April 1881. V*- 662. 80. 3b. 5, Nr60, ©. 223. 

Bertragsmäßig vorbehaltenes Verlaufsrecht des Exrbzinsherrn. 3 82 Ein. UN. 
8 710, L 18 baf., 88 569, 573, I. 20 daf. 88 2, 4 des Geſetzes betreffend die Ablöfung 
der Reallaften vom 2. März 1850. Borlaufsrechte können nicht bloß durch Verträge oder 
legtwillige Verordnungen, mit anderen Worten durch thatfächliche Erwerb ögrünbe oder 
Rehtstitel (Handlungen und Wegebenheiten im Sinne ber 8 82 Ein. LER.) 
befonders begründet fein, fonbern auch unmittelbar (d. H. ohne die Bermittelung 
eines befonderen Titeld) aus dem Geſetze entipringen. 88. 569, 573, 1. 20 LER. 
In dem erften Falle find fie erworbene, mwohlerworbene, titulierte (jura quaesita), 
alſo Rechte von felbftändigem Charakter (Mechte im engeren Sinne); im zweiten 
Falle ericheinen fie lediglich als geſetzliche Rechte (geſetzliche Befugnifje) db. h. 
ald bloße Ausübungen eines in dem Gelege anerfannten Rechtsfatzes, und beshalb 

11* 
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in Anfehung ihrer Exiſtenz und Dauer als vollkommen abhängig von dem Geſetze 
felbft und von ber fortbauernden Geltung besfelben. Mit ben im 8 4 bes Ablöfungs- 
geſetzes vom 2. März 1850 ala in Kraft bleibend bezeichneten „Durch Verträge oder 
lektwillige Verordnungen begründeten” Borlaufsrechten find nur ſolche Vorkaufsrechte 
gemeint, bie die Eigenfhaft erworbener (durch einen Rechtstitel befonders „be= 
grünbeter”) Rechte haben. Die Begründung eine erworbenen Rechts ift auch in dem 
Falle denkbar, wenn ein geſetzliches Recht gleihen Inhalts bereits befteht. Um aber 
ein bloßes gefegliches Mecht in ein erworbenes umzuwandeln, genügt befien Ermäß- 
nung in einem Vertrage oder in einer lebtwilligen Verfügung nit. Soll neben 
einem geſetzlichen Rechte ein erworbenes Recht gleichen Inhaltes nen begründet 
werben, jo muß bie Ab jicht des Verfügenden hierauf befonders gerichtet fein. Der Regel 
nad wird dies nicht zweifelhaft fein, wenn berjelbe in der betreffenden Verfügung das 
ſchon beftebende geſetzl iche Recht überhaupt nicht erwähnt. Aber auch wenn Lebteres 
geichieht, Tann jene Abficht aus dem Inhalte der Verfügung und aus ben Umftänden 
entnommen werden. Es Tommi babei alfo immer auf die Auslegung des Willens 
des Verfügenden an. Im vorliegenden Yalle ift das geſetzliche Vorkaufsrecht, das 
ber Klägerin (Stadtgemeinde) als Erbzinsherrin nah 8 710, I. 18 A.L. R. an dem 
fragliden Grundſtücke zuftanb, durch das Gefek vom 2. März 1850 aufgehoben. Ber 
gerichtliche Erbzinsvertrag vom Jahre 1819 ift nach feiner Faſſung: „Die Stabtverord- 
neten behalten fi nad) näherer Vorſchrift des Geſetzes das Vorkaufsrecht vor” mit 
ber Annahme eine neubegründeten, gegenüber bem Geſetze felbftändigen (nur feinem 
Inhalte nach fi daran anfchließenben) Vorkaufsrechts unvereinbar. Nr. 1666. 


Nr. 1928. V. Sen. 9. Juli 1887. 'V. 119. 87. Bd. 19. Nr. 54, S. 290. 
Geſetzliches Vorkanfsrecht bes Miteigentümers einer Sypothelenforberung. (Preuß. 
NR.) Das in ben 88 61, 65, L 17 LER. dem Miteigentümer gegebene Vorkaufsrecht 
greift nicht Platz, wenn es fih um Beräußerung eines Anteils an einer Hypotheken⸗ 
forderung durch Eeifion handelt. Aus Grund und Zweck bed Näher- und Borkaufs- 
rechts beim Miteigentum ift Feine Urſache zu entnehmen, e3 auf bie Gemeinihaft an 
Forderungen anzuwenden. Das AUL.R., wenn es aud) das Eigentumsrecht dem Wort- 
laute nach nicht auf körperliche Saden beichränft, unterjcheidet trozdem wenigſtens 
äußerlich zwifchen Veräußerungen von Förperliden Sachen und Rechten, auch wenn die 
Beräußerung gegen bares Geld erfolgt. (88 1, 384, L 11 A.L. R.). Nr. 2637. 


8 79. 


Reallaften. 
8.8.8. 88 11051112. 


I. 1051—1061. DI. 1014—1021. M. 1088—1095. RM. DI. 572—59. E.G. Art. 96, 
413—116, 120, 121, 132. Stobbe IL 83 100-105. Dernburg L 88 305—311. 


Nr. 1929. III Sen. 10. März 1885. IIL 325. 84. Bd. 13, Nr. 44, ©. 186. 

Gutsabtretungsvertrag. Rechtliche Ratur des vorbehaltenen Altenteild. (Gem R.). 
Beide Borinftanzen gehen davon and, daß nach deutſchem Gewohnheitsrechte der von 
dem abgehenden Hofeswirt für fich bezw. für feine Ehefrau ftipulterte Wltenteil die 
Natur einer wahren auf dem abgetretenen Gute ruhenden Neallaft bat. Dem ift bei- 
zutreten. Die Rechtsanſchauung, daB der von bem zurüdtretenden Kolonus vorbehaltene 
Altenteil ans dem Hofe zu gewähren ift, für denfelben eine Hofeslaft bildet, beruht 
auf ber Beziehung des Kolonus zum Hofe und ift im Wejen bed Kolonates begründet. 
Die Realqualität nicht nur ber vorbehaltenen Wohnung und Nutzung, fondern aud) 
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ber bedungenen Leiftung ergab ſich von felbft, wenn ber Gutsherr ben Abtretungs- 
verirag beftätigte oder wenn ſchon ber Grundbrief dem zurüdtretenden Kolonus einen 
Altenteil zuficderte. Aber and wo ein Obereigentum niemals beftand, war die Nechts- 
anſchaunng begründet, daß der alte Kolonus megen der von ihm mit dem Gutsnach⸗ 
folger vereinbarten Leibzucdht ein Recht an dem Hofe felbft und gegen ben jebesmaligen 
Befiger, nicht bloß einen perfönlichen Anſpruch gegen den Gegenkontrahenten erwarb. 
Soweit in neuerer Zeit die Entftehung dinglicher Rechte an Grunbftüden von ber 
Eintragung in Grund» und Hypothekenbücher abhängig ift, ift damit auch jenes Ge⸗ 
wohnheitsrecht ausgefchloffen. Im vorliegenden Falle, nach lippiſchem Rechte, wird für 
die Entftehung dinglicher Rechte die Eintragung nicht verlangt. Danach hat bie vom 
Kläger vorbehaltene Leibzucht Nealqualität, wenn der Vertrag, worin fie vorbehalten 
ift, ein bänerliher Yut3abtretungsvertrag ift. Dies ift vom Berufungsrichter mit Recht 
angenommen. Die Abtretung ift an eine Tochter erfolgt, welche fi mit einem Land⸗ 
wirte verheiraten und auf ber Stelle nieberlaffen wollte; dieſer Tochter ftand ferner 
die Nachfolge in das Kolonat zu, wenn der Unerbe und die ältere Schwefter auf die 
Nachfolge verzichteten; Letzteres ift aber dadurch geſchehen, daß fich bie älteren Geſchwiſter 
vor Gericht mit der Überlaffung der Stätte an ihre jüngere Schwefter einverftanden 
erffärt und ausdrüdlih anerlannt Haben, daß eine Benachteiligung der übrigen Ge⸗ 
ſchwiſter nicht vorliege. Auch verliert bie Gutsabtretung nicht den ihr eigentümlichen 
Charakter, wenn fie aus anderen Grünben als wegen Alters ober Gebrechlichkeit bes 
Kolonen erfolgt. Endlich tft auch der Umftand, daß ein Wertsanfchlag vereinbart ift 
und der Abtretende fich die Differenz zwiſchen dem Anfchlage und dem Schuldenbetrage 
ausbedungen hat, nicht geeignet, den Bertrag zu einem Kaufgefchäfte zu machen. ft 
num bei der auf Antrag eines eingetragenen Gläubigers eingeleiteten Subhaftation das 
Ultenteil, wie feititeht, angemelbet worden, fo ift auch diefe Hofeslaft auf den Beflagten 
als Erfteher übergegangen, da ber Zuſchlag auf Grund der Verkaufsbedingungen erteilt 
ift und nad diefen „Laften und Abgaben” der verfauften Stätte auf den Känfer über- 
gehen. Ob die Gläubiger und ber Beklagte felbft dem Übergange der Leibzucht auf 
den Erfteher im Berfaufstermine wiberfprochen haben, ift unerheblich, weil eine AÄnbe- 
rung ber Berlaufsbedingungen nicht erwirft und das Gut unter den aufgeftellten Be 

dingungen verfauft und zugeſchlagen worben ift. 


Nr. 1930. 1. Sen. 29. Mai 1880. L 42. 80. 8b. 1, Nr. 129, S. 360. 

Fruchtzius. (Gem. R.). Wenn der Fruchtzins bie Gegentelftung für die Über- 
laſſung des Nutzungsrechts an dem Grunbftüde bildet, von welchem er zu entrichten 
ift, jo erfcheint die Annahme gerechtfertigt, daß der Binspflichtige feiner Verpflichtung 
genügt, wenn er auf dem zinsbaren Gute im Zinsjahre gezogene Früchte durchſchnitt⸗ 
licher Beſchaffenheit Liefert. 


Nr. 1931. IT. Sen. 23. November 1880. II. 638. 80. Bd. 4, Nr. 38, S. 131. 

Brübialfervituten zu Gunſten territsrialer ober perfonaler Kreife. (Gem. R.). 
Wie das deutſche Hecht Aberhaupt die Möglichkeit zur Beitellung von ländlichen Grund⸗ 
dienftbarleiten mit mannigfaltigerem Inhalt und in weiterem Umfange anerfennt ala 
das römische Necht, jo Hat es namentlich nicht fchlechthin feitgehalten an dem Erforber- 
nis, daß bie Dienftbarkeit}lediglih zum Nuben eines beftimmtenfeinzelnen Grundftüdes 
beftellt werben Tünne, läßt ſie Jvielmehr in zmannigfadhen Unmwendungen, namentlich 
bei Holzungsrechten, Weide und] Hutgerechtſamen u. f. w., auch zu Gunſten ganzer 
territorialer ober perionaler Kreiſe zu, wofern nur das durch die Servitut zu befriebigenbe 
Bedürfnis konkret begrenzt ift und ben Charakter ver Dauer (perpetua causa) trägt. 
Bon diefem Geſichtspunkte aus ift dem bier fraglichen Ablommen die Anerlennung nicht 
zu verfagen, wenn es der Domänenfiätus in feinem Intereſſe findet, beim Verkauf des 
Schloſſes E. dem Käufer in ber Form einer Dienftbarkeit die Pflicht aufzuerlegen, bie 
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durch das verfaufte Areal gehende dad Quellwaſſer bes Berges nad) dem Badeorte €. 
führende Nöhrenleitung zu dulden, auch deren Inſtandhaltung nicht zu Kindern und 
einen Teil bes Ubflufies von dem ibm vergdunten Brunnenftod für einen gewiſſen 
gewerblidden Bwed abzulafien. Nr. 1924. Nr. 189. Nr. 1918. 


Nr. 1932. L Sen. 3. Oktober 1883. L 237. 83. Bd. 10, Nr. 47, ©. 172. 

Gegenfeitige Reallaften. (Gem. R.). Der Berufungsrichter bat angenommen, 
daß mit dem Beſitze der VBübnerftellen der Kläger einerjeit3 und dem des Gutes bes 
Beklagten anbererjeit3 die fraglichen Berechtigungen und Laften (Verpflichtung der 
Bündner, in der Ernte auf dem Gute zu arbeiten, Hilfe beim Richten der Gutsgebäude 
zu leiften u. |. w., Verpflichtung bes Gutsbeſitzers, den Bübnern einen beftimmten Lohn, 
Binterfutter für eine Kuh und andere Emolumente zu gewähren), dauernd und uns» 
fündbar mit realem Charalter verbunden find. Diefe Annahme ift juriftiich zuläflig, 
auch liegen die erforderlichen Grundlagen für biefelbe in thatfächliher Begründung 
vor. Insbeſondere find dauernde Laften und Rechte ber fraglichen Urt in der Yorm 
der Reallaften ſehr wohl denkbar. Begrifflich ſteht nichts entgegen, das durch den 
Beſitz beftimmte berechtigte Subjett zugleich für Leiftungen, welche als konnexe 
Gegenleiftungen für das Forderungsrecht erfheinen, zum verpflichteten Subjelte 
auf Grund feines Befipes zu machen und auf diefem Wege dem auf gegenfeitige 
Reiftungen abzielenden Berhältnifie den Charakter einer gegenfeitigen Neallaft mit ent» 
fprechendem Forderungsrechte zu verleihen. Borausfepung eines ſolchen Berbältniffes 
ift die Natur der gegenfeitigen Leiftungen. Handelt es ſich um folche gegenjeitige 
Leiftungen, welche fi nad dem Willen der Beteiligten niemals erichöpfen, vielmehr 
in einer einheitlihen auf ihre dauernde Gewährung gerichteten Obligation aufgehen 
ſollen, fo ift ein ſolches Berhältnis feiner Natur nad) wohl geeignet, an den Belik 
eines beftimmten Grundftüdes auf beiden Seiten angeknüpft zu werden und hiermit 
die Natur einer gegenfeitigen Reallaft anzunehmen. Derartige Leiftungen liegen bier 
vor. Wenn fi in dem ganzen Berhältnifie nach Art der Leiftungen und Gegenleiftungen 
eine unverfennbare Ähnlichleit mit bem gewöhnlichen Tagelöhnerverhältniffe zeigt, fo 
bat hierin nur ein Grund zur genauen Prüfung ber Frage liegen können, ob denn in 
der That die Bübner und ber Gutsbeſitzer für die fraglichen Leiftungen in ein von 
der Willkür der Verpflichteten unabhängiges dauernden Berhältni haben treten wollen. 
Der Bernfungsrichter hat aber auch nad) biefer Seite hin das Erforderliche erwogen, 
und wenn er einerjeitd das Bebürfnis zu einer feften Geftaltung der gegenjeitigen 
Beziehungen anf beiden Seiten hervorhebt und anbererfeit3 in der über WMenfchen- 
gedenken fortgefegten gleichmäßigen Übung die gegenfeitige Anerkennung eines von ein- 
feitiger Willfür unabhängigen Verhältniſſes erblidt, fo ift diefe wejentlich thatfächliche 
Betrachtung durchaus geeignet, feine jchließlide Annahme von ber Anfnüpfung der 
Laft und des Rechts an den Befls der Grundftüde und von der Unzuläffigleit ein- 
feitiger Löfung bes Verhältnifies zu begründen. Die Anwendbarfeit des Rechtsinftituts 
ber Unvorbenklichleit auf die fraglichen Laften und Rechte ift unbedenflih, Da dasſelbe 
bei allen Rechten, bie eine fortdauernbe Ausübung geftatten, insbejondere auch bei 
Neallaften, Platz greift. Nr. 2378. 


Nr. 1933. IL Hilfs-Sen. 27. November 1879. V* 29. 79. 85.1, Nr. 49, ©.120. 

Deutſchrechtliche Sernituten, Reallaſten. (Preuß. R.) Die auf einem Grund- 
ftüde haftende Verpflichtung, für ein anderes Grundftüd gegen eine feftbeftimmte 
Geldvergütung gewiſſe Arbeiten zu verrichten (z. B. eine Wiefe zu mähen), ift durch 
8 2 Rr. 7 des preußifchen Ablöfungsgefeges vom 2. März 1850 nicht aufgehoben. 


Nr. 1934. II. Sen. 21. November 1882. IL 364. 82. Bd. 8, Nr. 78, ©. 300. 
Weiderecht als deutſchrechtliche Servitut. Grwerbung durch unvordenlliche Ber- 
jährung. Übertragung ohne das herrſchende Grundſtück nad Einführung bes badiſchen 
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Laundrechts. (Mhein. NR.) Gegenüber ber Negatorienflage ſtützt die beffagte Gemeinde 
das von ihr beanſpruchte Weibereht auf einen Vergleich vom Jahre 1852, wodurch 
diejenigen Bürger ber Gemeinde, die bisher Erbbeitänder des fogen. Schäfereigutes 
waren und al3 foldde das Schafweiderecht hatten, letzteres der Beklagten gegen eine 
Abfindungsfumme abgetreten haben. Die Standesherrichaft L. und ihre Rechtsnach⸗ 
folger, die Erbbeftänder, haben das fragliche Weiderecht ald perſönliches und nicht 
al3 ein einer Liegenihaft zugehörenbes Hecht beſeſſen. Durch unvordenkliche Er- 
figung konnte das Weiderecht daher als Grunddienſtbarkeit nicht zu Gunften bes 
Schäferei- oder Erbbeftandägutes erworben werben. Wäre es aber für das But er- 
worben, fo hätte es nad L.R. ©. 637, 686 aud nur mit bem hiernach berrfchenden 
Srundftüde übertragen werden Tönnen. Wollte man aber annehmen, daß das Weide⸗ 
recht durch unvordenkliche Erfigung vor Einführung des Landrechts für die Berjon 
ber Standesherrihaft erworben werden Tonnte und erworben ift, fo hätte basfelbe doch 
jebenfall3 nicht auf die beflagte ®emeinde übertragen werben können. Bei der Unter- 
ftellung, daß ein derartiges Recht zur Zeit der Einführung bes badiſchen Landrechts 
beftanden habe, würde es doch unter ber Herrichaft desjelben, ba letzteres für der- 
artige Rechte feine geſetzliche Grundlage darbietet, nach L.R. ©. 6b, 710° unb d keinen 
Anſpruch anf civilrechtlichen Schuß haben. ebenfalls ift die neue Beſtellung oder 
Errichtung folder Rechte unzuläflig (Art. 40 des Ublöfungsgefehes vom 31. Juli 1848) 
und unter ber Herrſchaft des Lanbrecht3 können feine Übertragungen ftattfinden, die 
nicht nur bem Geifte bes Geſetzes geradezu widerfprechen, fondern auch Inhalt, Umfang 
und Dauer des einmal beftehenden Rechts ändern (L.R. ©. 2b, 686). Als eine folche 
unftatthafte Veränderung erfcheint aber im vorliegenden Falle die Übertragung auf 
eine anbere Perſon, indbefondere eine Gemeinde. Auch wäre eine folhe Übertragung 
auf eine Gemeinde einer nah L.R. ©. 686 fernerhin unftatthaften Beftellung bed 
Weiderechts zu Gunften einer Berjon gleich zu achten, und eine Korporation, der zufolge 
L.R. ©. 619 in Zukunft Die Nutznießung nur auf 30 Jahre eingeräumt werden Tann, 
würde dadurch ein Weiberecht für ewige Zeiten erlangen. Hiernach konnte durch den 
Bergleih vom Jahre 1852 der beflagten Gemeinde das ftreitige Weiderecht rechtswirkſam 
nicht übertragen werben, mag man es als eine eigentlihe Srundbienftbarleit oder als 
eine perjönliche Berechtigung ber Standesherrſchaft auffafien. 


Nr. 1935. V. Sen. 28. Oktober 1882. V. 514. 82. Bd. 8, Nr. 54, S. 207. 

Natur des Rechtes eines Grundſtückobeſitzers, auf einem auberen Grundſtücke 
Erze, Steintohlen, Steine in Befig zu nehmen. 88 12, 25, 90—92, 201, 203, 
205—212, 1. 22 AULR. (Preuß. R.). Im bdeutfhen Rechte haben fi durch die 
Semeindeverfafiungen, die gutsherrlichen Rechte und das Gefamteigentum an Grund 
und Boden Nutzungsrechte an Grundftüden gebilbet, die ihrem Inhalte nach weit über 
die Grenzen hinaus gehen, die das römiſche Recht der Beichränfung des Eigentumes 
durch Servituten geftedt Hat. Nach der Theorie bes A.L.R. kann jedes Nubungsrecht 
an einem fremden Grunbdftüde in befiebigem Umfange, alfo unabhängig von ben Be- 
bürfniffen einer Perſon oder eines Grundſtückes, durch Vefikübertragung oder Ein- 
tragung ins Grundbuch zu einem binglichen Rechte gemacht werben, und es fällt dann 
unter den Begriff der in ber gemeinrechtlihen Theorie fogen. irregulären Berjonal- 
fervituten. 88 125 fi. I. 2; 88 9, 12, 22, 23, 1.19; 88 1—5, I. 21 A.L.R. Ob 
aber ein folche® Nubungsrecht, auch wenn es ſubjektiv dinglich ift, als eine eigentliche 
Srundgerehtigleit anzujehen ift, Tann nur aus bem Begriffe, den das ALM. 
von einer folchen aufftellt, beantwortet werben. Der Ianbrechtliche Begriff der Grund⸗ 
gerechtigteit ift aber mit dem der römiichen Prädialfervitut identifh. Dem Begriffe 
derjelben wohnt die Beziehung auf ben Borteil des herrſchenden Grund- 
ſtückes als etwas fo Weſentliches inne, daß bie Berechtigung ohne ſolche Beziehung 
gar nicht gedacht werben kann und daß daher weder dad Recht noch auch deſſen bloße 
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Ausübung von dem Herrichenden Grundſtücke zu trennen iſt. Vergl. 812, J. WER. 
88 124, 129, L 2 daf. 88 25, 20-92, 201, 203, 205—212, L22 ULR Im An- 
ſchluſſe an die bilblihe Ausprudsweile der römiſchen Juriſten „jus praedii“, „fundo 
servitus debetur‘‘, „jus rei oonoeditur‘ wird im A.L. R. geradezu das herrſchende Grund⸗ 
ftüd als das berechtigte Subjett bezeichnet. Es ift zwar richtig, daß bingliche 
Berechtigungen des Inhalts, daß beftimmte Ouantitäten Holz, Torf oder Foffilien zu 
beliebiger Berwendung, alfo au zum Verkaufe aus dem fremden Srundftüde ent- 
nommen werben dürfen, beftehen können und daß troß der Beftimmungen ber 88 90, 
91, 2041—203, J. 22 WER. der Hutungsberechtigte die Befugnis, jebe beliebige Stüd- 
zahl Vieh auf die Weide zu treiben, der Holzbereditigte das Hecht erwerben Tann, jebe 
Duantität Holz and zum Verkauf aus dem fremden Walde zu entnehmen, aber es 
find foldde Berechtigungen nicht als eigentlide Grundgerechtigkeiten anzufehen. Der 
Grundſatz, dat alle Grundgerechtigkeiten Teiner Eintragung bebürfen, ift au im 8 12 
des E.E. G. vom 5. Mai 1872 beibehalten. Derfelbe würde mit ber ganzen Tendenz 
dieſes anf Sicherheit des Realkredits hinzielenden Geſetzes in ſchroffem Wideriprude 
ſtehen, wenn man nicht annähme, daß ber Geſetzgeber den Begriff der Grundgerechtig⸗ 
feit in dem engeren Sinne der römifchen Prädialfervitut verftanden Habe. Nr. 1761. 


Nr. 1936. II. Sen. 26. September 1884. III. 52. 84. 380.12, Nr.43, &.176. 

Dingliches Nutzungsrecht au einem fremden Gruudſtücke für Den jeweiligen Be⸗ 
fiter eines anderen Grundſtücks. (Gem. R.). Der Kirche in D. gehörte ein zum 
Benefizium des dortigen Pfarramt3 beſtimmtes Grundftüd, der fogen. Priefterader. 
Durch einen Vertrag vom Sabre 1706, abgeichloflen zwiſchen dem damaligen Inhaber 
des Pfarramts und ben Pächter bed damals Iandeöherrlichen Gutes K., beftätigt von 
dem Landesherrn als Eigentümer des Gutes 8. und als summus episcopus, wurde 
die Iandwirtichaftliche Benutzung bes Priefteraders auf ben Pächter bes Gutes K. über- 
tragen bergeftalt, daß gegen die Zahlung des feftgefehten jährlichen Kanons und einige 
anbere Leiftungen ber jeweilige Eigentümer des Gutes K. den Belik und die land⸗ 
wirtfchaftliche Benutzung des Priefteraders erlangen folltee Bas Berufungdgericht 
nimmt an, daß durch den Bertrag ein dingliches der Erbpacht analoges Hedi begründet 
worben fei. Nach dem eng begrenzten Spfteme der dinglichen Rechte im römifchen 
Rechte, welches bie Verbindung obligatorifcher Rechte mit einem Brundftüde überhaupt 
nit und die Verknüpfung dinglicher Rechte mit demfelben nur in befchränften Maße 
fannte, Tonnte allerdings ein Rechtsverhältnis, wie es hier vorliegt, nicht begründet 
werben, wohl aber nach deutſchem Rechte. Wenn es nach dieſem geftattet war, an ben 
Beſitz eines Grundſtücks obligatorifche und gewerbliche Rechte der mannigfachſten Art 
(3. B. die den Reallaſten entiprecdenden Rechte, Retraktrechte, Bannrechte u. |. w.) zu 
Inüpfen, fo läßt fich ein grundfäßliches Bedenken auch nicht gegen einen Bertrag er- 
heben, wodurch die landwirtſchaftliche Benutzung eines Grundftücks dem jeweiligen Be- 
fiter eines anderen Grundftücks gegen die Bezahlung eines Kanons dauernd übertragen 
wird. Es Tann nur in Frage kommen, ob bie etwa für einen ſolchen Bertrag not» 
wendigen Yörmlichleiten beobachtet find und ob die Kontrahenten befugt waren, dieſen 
Bertrag rechtswirkſam abzufchließen. 


Nr. 1937. TIL Sen. 28. November 1884. IIL 102. 84. 85.12, Nr.50, ©. 201. 

Üsertragbarleit einer Reallaſtberechtigung. (Gem. R.). Eine ald Realrecht 
beftehende Reallaftberehtigung Tann durch den Eigentümer des berechtigten Gutes nicht 
einfeitig von bem Iebteren abgetrennt und auf ein anderes Rechtsſubjekt, 
insbefonbere eine Berfon, übertragen werden. Die Übertragung eines Realrechts auf 
ein anderes Rechtsſubjekt, nicht bloß auf eine Perſon, fondern auf ein anderes Grund⸗ 
ftüd, unter Erhaltung der Sbentität bes Rechts ift überhaupt unausführbar; fie ift 
nur in dem Sinne und in der Weife rechtlich möglih, daß unter Aufhebung bes bis⸗ 
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herigen Realrechts zugleich zum Erſatze desfelben eine andere, auf biejelbe Leiftung fich 
richtende, perfonale oder reale Reallaftbereihtigung neu konftituiert wird. Deshalb Tann 
eine folhe Rechtsumwandlung nicht durch eine einjeitige Verfügung bes Eigentümers 
des berechtigten Srundftüdes, fondern nur nad Mafigabe ber über die Begründung 
und die Aufhebung von Reallaften geltenden Grundſätze bewerfftelligt werben. Die in 
Senffert Ar. Bd. 35 Nr. 302 mitgeteilte Entſcheidung bes Reichsgerichts fteht nicht 
entgegen. In dem dortigen Falle Handelte es fih nm das einem abligen Gute gegen 
früher gutsangehörige Beſihungen zuftändige Recht auf Unterhaltung der Gutswege; 
als von dem Gute eine Hofftelle abgetrennt und veräußert wurbe, wurde berfelben 
auch das Realrecht, ſoweit e3 die dem. Hofe zugelegten Wege betraf, Übertragen. Diefe 
dort gebilligte Übertragung muß auch als rechtlich ftatthaft erfcheinen, weil das Real⸗ 
recht feinem Inhalte nach als nicht ſowohl mit dem ganzen Gute, fondern nur mit bem 
Areal der Wege verfnäpft zu betrachten und fomit bei der Übertragung des Mechtes 
an den dies Areal befafienben Hof das Snbjelt des Nechtes unverändert geblieben war. 
Im vorliegenden Falle wollen die Kläger ihre Aktivlegitimation daraus herleiten, daß 
ih ihr Erblaſſer bei ber Veräußerung bes realberechtigten Gutes den Anſpruch auf 
die fraglichen Gefälle für feine Berfon und feine Familie vorbehalten hat. Da biefer 
einfeitige Vorbehalt eine Übertragung des Rechtes von dem Guie auf die Berfon bes 
Erblafferd der Kläger nicht zu bewirken vermodite, fo ift die erhobene Klage wegen 
Mangel3 ber Ativlegitimation abzuweiſen. Nr. 1886. 


Nr. 1938. IIL Sen. 9. Juli 1886. IIL 44. 86. Bd. 16, Nr. 30, ©. 141. 

Rechtliche Natur der Klage auf eine einzelne fällige Leiftung aus ber Reallaſt. 
(Gem. R.). Die Frage, mit welcher Klage der Anſpruch auf eine einzelne fällige Leiftung 
aus einer Reallaft geltend zu machen fei, tft beftritten; während namentlich in älterer 
Beit angenommen wurde, daß auch biefe mit ber actio confessoria einzuflagen fei, wirb 
die Klage in neuerer Beit als eine perfönliche angefehen, boch gehen die Anſichten in- 
foweit auseinander, als Einige die Klage als eine actio in rem scripta bezeichnen, 
während Undere fie als eine einfach perfönliche Klage betrachten. Diele letztere 
Anficht ift zu billigen. Denn es handelt fich Iediglih um eine von dem Beſitzer bes 
belaftenben Srundftäds zur Beit der Yälligfeit der geforberten Leiftung vorzunehmende 
Erfüllung einer Obligation. Die Natur ber Leiftung al3 einer rein obligatorifchen 
fann daburd nicht geändert werden, daß bie einzelne Leiftung Ausfluß be3 unter ben 
Kegeln bes Immobiliarſachenrechtes ftehenden Rechts im ganzen ift und daß Schuldner 
ber Leiftung der Beliger bes belafteten Grundſtücks zur Zeit ber Fälligkeit der Leiftung 
ift. Als eine actio in rem scripta Tann bie Klage nur da angejehen werben, to 
partikularrechtlich feititeht, daß der Beſitzer bes belafteten Grundſtücks durch Dereliktion 
von der Berpflihtung für bie Rückſtände frei wird und der Singularfucceffor im Be- 
fige für die Rüdftände verhaftet wird. Die Frage ber rechtlichen Natur der Klage war 
im vorliegenden Falle erheblich, weil nad dem in Betracht kommenden Partifularredht 
für rein perjönliche Klagen eine kurze Berjährungsfrift befteht. 


Nr. 1939. V. Sen. 10. Januar 1891. V. 216. 90. Bb. 27, Nr. 55, ©. 230. 

Auſpruch auf Eintragung eines Altenteils ohne Beitellung eines Pfaudrechts. 
(Preuß. R.). Die Bellagte hat der Klägerin, ihrer Tochter, für ben Fall, daß bie 
Letztere die Ehe mit ihrem jeßigen Ehemanne abichlieken würde, veriprochen, ihr und ihrem 
Ehemanne das jetzt ftreitige Srundftüd Fäuflih zu überlaflen. Die Klägerin verlangt, 
nachdem fie die Ehe eingegangen ift, Erfüllung bes Verſprechens. Das Berufungsgericht 
bat mit Recht angenommen, daß die Beklagte zum Abſchluſſe des zugeſagten Vertrages 
verpflichtet tft, obwohl dag Verſprechen der Schriftlichleit entbehrt. Nr. 349. Sofern 
das Aitenteil und das damit verbundene Wohnungsrecht, welches nach der Behauptung 
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der Bellagten bei Bufage des Überlaffungsvertrages von ber Klägerin verſprochen ift, 
bewiejen wird, kann die Beklagte die Eintragung diefes Altenteild entgegen der Anficht 
des Berufungsgeriht3 auch ohne ausbrüdliche vertragsmäßige Bewilligung ber Ein- 
tragung verlangen. Altenteile, die ſich der Berfäufer bei Überlaffung bäuerlicher Grund⸗ 
ftüde vorbehält, haben ben Charakter von Neallaften und zwar nicht bloß in betreff 
derjenigen Rechte bed Auszüglers, die aus dem Grundftücke felbft gewährt werben, wie 
Wohnungsrechte, fondern in betreff aller dem Gutsannehmer auferlegten Leiftungen. 
Neallaften gehören aber zu den an fi dinglichen Rechten und ihre Eintragung erfolgt, 
nicht weil die Berechtigung dadurch dinglich werden fol, fondern weil und infofern fie 
dinglih if. Durch die neuere Geſetzgebung, insbeſondere 8 12 des E.E.G. vom 
5. Mai 1872 und den 8 22 Abſ. 2 des Immobiliarzwangspollftredungsgefeges vom 
13. $uli 1883, wirb die dingliche Wirkung der Reallaften infofern eingejchränft, als fte 
gegen Dritte nur im Falle der Eintragung in das Grundbuch verfolgt werden können. 
Daraus läßt ſich jedoch nicht folgern, daß ber Gefehgeber bem Inhaber der Reallaft 
diejenigen Befugniffe habe entziehen wollen, die ihm aus der Natur feines Rechts 
gegenüber dem Gutsannehmer zuftehen. Der Auszügler ift daher auch jetzt bereditigt, 
von feinem Kontrahenten die Eintragung feines an ſich dinglichen Rechts behufs defien 
Sicherung bei Übertragung des verhafteten Grundſtücks an Dritte zu verlangen. Im 
vorliegenden Yalle haben bie Kontrahenten bei ihrer Abrede über ben Verlauf des 
Grundftäds nach Inhalt ber den Bertragswillen enthaltenden Urkunde beabfichtigt, den 
Altenteil der Beklagten al3 eine auf dem Grundſtücke haftende Reallaft zu konftituieren- 
Die Zuſage der Eintragung liegt in ber vereinbarten Feftfegung bed Altenteils. Vergl. 
8 14 des E.E.8. vom 5. Mai 1872. Nr. 1940. 


Nr. 1940. V. Sen. 4. Upril 1894. V. 333. 93. Bd. 33, Nr. 51, ©. 229. 

Rechtsſtellung des Übernehmers einer nicht eingetragenen Neallaft. Rechtliche 
Bebentung ber im Eintragungspermerte enthaltenen Berweifung auf die betreffende 
Bertragsbeftimmung. (Preuß. R.). Die Klägerin ift die Witwe des Ausgedingers ©. 
Für diefen ftanb auf dem jebt dem Beklagten gehörigen Grundftüd ein „in den 88 4 
bis 6 des Kaufvertrages vom 16. Dftober 1862 näher angegebened“ Ausgedinge ein- 
getragen. In 8 5 des gedachten Vertrages ift beftimmt: „Sollte fih der Berfäufer 
nochmals verbeiraten, fo verpflichtet fich der Käufer, bas in 8 4 feſtgeſetzte Ausgedinge 
auch deffen Ehefrau, jedoch ſoweit es teilbar ift, nur zur Hälfte bi3 an deren Tod zu 
gewähren.” In 8 6 verpfänbet der Käufer für das Ausgedinge das erfaufte Srunbftüd. 
Im Sabre 1877, nachdem inzwiſchen ©. verftorben war, erwarb der Bellagte das ge- 
dachte Brundftüd und übernahm in dem Kaufvertrage das darauf haftende Ausgedinge 
ber Klägerin. Das für ©. eingetragene Ausgebinge wurde auf Antrag des Beflagten 
am 3. Januar 1892 gelöfcht. Hierauf Flagte die Klägerin zunächft mit dem Antrag, 
den Beflagten zu verurteilen, barein zu willigen, daß das Uusgedinge für fie auf Grund 
bed Vertrages vom 16. Dftober 1892 eingetragen werde. Dieſem Verlangen hat ber 
Bellagte infoweit entiprocden, daß er die Eintragung für die Klägerin bewirkt hat. 
Die Klägerin hielt ſich Hierdurch nicht für befriedigt, weil bie neue Eintragung dem 
Ausgedinge wegen der feit 1862 eingetragenen Hypotheken nicht bie gleiche Sicherheit 
gewähre wie bie frühere und verlangte unter Erweiterung des Slagantrages, daß der 
Beklagte ihr das Vorrecht vor diefen Eintragungen verichaffe. Mit diefem Begehren 
ift die Klägerin in beiben Inſtanzen abgewielen und ihre Nevifton zurüdgewiefen. Ein 
Bertragsrecht fteht der Klägerin gegen ben Beflagten nicht zu. Vie Übernahme des 
Ausgedinges durch den Beklagten in feinem Erwerbövertrage hat nur bewirkt, daß ber 
Beklagte nicht al8 ein Dritter im Sinne bes $ 12 bes E.E.G. anzufehen ift, vielmehr 
da3 Ausgedinge als eine dingliche Laft auch ohne Eintragung gegen ſich gelten lafſen 
und ber Berechtigten die e3 bildenden Leitungen gewähren muß, auch auf deren Ver⸗ 
langen, wie geſchehen, die Eintragung bewilligen mußte. Nr. 1939. Uber biefe Ver⸗ 
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pflichtungen beruhen lediglich auf dem binglichen Boden der Neallaft; eine perjönliche 
Berpfliätung aus dem Bertrage, durch den das Altenteil Tonftituiert worden (dem 
Kaufvertrage vom 16. Dftober 1862), ift durch die Übernahme ber Laft auf den Be- 
Hagten nicht übergegangen und ebenjowenig ift der Klägerin aus dem Bertrage, durch 
den der Bellagte das Grundftüd erwarb, ein perjönlicher Anfpruch gegen den Letzteren 
erwachſen. Ihr Verhältnis zu dem Beklagten ift lediglich ba8 des Mealberechtigten zu 
dem Beſitzer bes belafteten Grundſtücks. Aus biefem Geſichtspunkte ift auch nur der 
vorliegende Anſpruch zu beurteilen. Danad kann der Anſpruch nur darauf gegründet 
werden, daß der Bellagte in das dingliche Recht ber Klägerin eingegriffen habe, und 
zwar kommt in dieſer Beziehung in Betracht 1. die Löfchung des für ©. eingetragenen 
Ansgedinges, 2. die Velaftung des Grundſtücks mit Hypotheken, foweit fie von Be⸗ 
Hagten bewirkt ift. Offenbar hinfällig ift der zweite Klaggrund. Ein bingliches Recht, 
ba3 zu feiner Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung bebarf, fhließt zwar bie Be- 
fugnis ein, die Eintragung von dem Stonftituenten oder dem, ber durch bie Übernahme 
ber Laft als binglich Berpflichteter an deſſen Stelle getreten ift, zu verlangen, ge- 
währt aber, folange die Eintragung nicht begehrt ift, an ſich keinen Anſpruch auf ein 
befonderes Vorrecht. Der Bellagte war daher durch die Übernahme des Ausgedinges 
nicht gehindert, fein Grundftüd zu verpfänden und zu belaften. Hat er dad gethan, 
fo liegt hierin fein Eingriff in das bingliche Recht ber Klägerin. In Unfehung ber 
aus ber Verpfändungserflärung ſich ergebenden perfönlidhen Verpflichtung, die ver⸗ 
Iproddene Sicherheit zu gewähren, ift ber Beklagte uicht an bie Stelle bes Konftituenten 
getreten. Dagegen würbe allerdings in der Löichung bes für ©. eingetragenen Aus⸗ 
gebinges ein ben Bellagten zur Widerherftellung des früheren Zuſtandes verpflichtender 
Eingriff in das dingliche Recht der Klägerin zu finden fein, wenn angenommen werben 
müßte, daß durch die Eintragung bes Ausgedinges für ©. auch das Teilnahme und 
Nachfolgerecht ber Ehefrau Dritten gegenüber gedeckt wurde. Es genügt aber zur Be 
grändung dieſer Annahme nicht, daß das Ausgedinge, bas bie Klägerin nach bem Tode 
ihres Ehemannes bezieht, Tein anderes als das urfprüngli für biefen eingetragene 
und nur in ben teilbaren Leiftungen auf bie Hälfte eingetragen ift; entjcheibend ift, ob 
die durch das Nachfolgerecht ber Ehefrau bedingte Mehrbelaftung des Grundſtücks aus 
dem Srundbuche erkennbar war. Die Eintragungsformel ſelbſt erwähnt die Ehefrau 
des Ausgedingers nicht, dagegen enthält fie einen Hinweis nicht bloß auf den die Feſt⸗ 
jegung des Ausgebinges enthaltenden 8 4 des Vertrages, fondern aud auf die 88 5 
und 6, auf die (insbefonbere 8 5) das Recht der Mägertin fi gründet. Durch diefen 
Hinweis wird aber bie Eintragung bdiefes Rechts im Grundbuche nicht erjeht. Die 
Borfchrift des 8 76 der G. B.O. bezieht fi bloß auf ben Anhalt be Rechts d. h. auf 
die dem Berechtigten zu gewährenden Leiftungen. Die fraglidde Vorſchrift ber G. B.O. 
it aus bem 8 2 des Geſetzes vom 24. Mai 1853 übernommen mit der alleinigen 

nderung, daß an Stelle ber Vertragdurfunde, deren Einreichung es nicht bedarf, bie 
zu den Grundalten in beglaubigter Form einzureichende Feſtſetzung des Altenteild in 
Bezug zu nehmen tft. Nur die Feſtſetzung ber im Witenteile enthaltenen Nechte und 
Leiftungen bildet hiernach einen integrierenden Teil ber Eintragung; eine Vertrags- 
beftimmung dagegen, die das berechtigte Subjekt betrifft und erweitert, dadurch 
aber die Belaftung des Grundſtücks vermehrt, kann durch Bezugnahme ber betreffenden 
Stelle der Bertragsurfunde in ber Eintragungsformel nicht zu einem Teile der letzteren 
gemacht werben. Danach ftand ber Klägerin zur Beit, al3 der Bellagte die Löſchung 
des für S. eingetragenen Ausgedinges bewirkte, ein durch dieſe Eintragung geſchütztes 
gegen Dritte wirffames Recht nicht zu, mithin auch fein Vorrecht vor ben feit Be⸗ 
gründung ober Eintragung des Ausgedinges eingetragenen Hypotheken; es enthielt Daher 
anch jene Löfchung feine Benachteiligung ber Klägerin, mithin Teinen Eingriff in ihr 
dingliches Recht. 
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Nr. 1941. TIL Sen. 27. September 1889. W. 103. 89. 8d.24, Nr.38, ©. 188. 

Rammergüter. Dauernde Belaftung ber Einkünfte derfelben durch den Laubes- 
herren ohne Konſens der Agunten, Erfitzung einer Reallaſt. (Gem. R.). Dem Vorder⸗ 
richter ift darin beizutreten, daß nach Reichs⸗ und Landesftaatsrecht bie Einwilligung 
dee Ugnaten des Iandgräflich Heffiichen Hanfes zur rechtsgültigen Verleihung zur Be⸗ 
laftung der Saline Nauheim mit einer ewigen Rente zu Bunften ber Familie v. 9. 
habe eingeholt werben müſſen. Bur Geltendmahung der aus dem Mangel des 
agnatiſchen Konfenfes folgenden Richtigkeit der fraglichen Beräußernng tft aber der Hagenbe 
Fisfus als Vertreter des Großherzogs von Heffen als Agnaten bes ehemaligen Kur⸗ 
fürftliden Haufes und zugleich als Nachfolgers in der Negierung bes von Preußen an 
Heflen-Darmftadt dur Friedensvertrag vom 3. September 1866 abgetretenen Landes⸗ 
teile3, in welchem die Saline Nauheim belegen ft, fowie auf Grund des diefem Friedens⸗ 
vertrage und deſſen Nachtrage beigefügten Vorbehalts berechtigt. Anlangenb bes Rechts⸗ 
titel der Verjährung, fo können Neallaften, welche, wie bier in jährlich ober doch 
in regelmäßig nach beftinnmten Beitabfchnitten wiederkehrenden Leiftungen an ben Be⸗ 
rechtigten beitehen, gemeinrechtlich nad) der richtigen Anficht, wenn auch nicht nadh 
Analogie der Srundfäge des römilchen Rechts über die Servitutenverjährung, doch als 
dingliche eines Quaſibeſitzes fähige Rechte nicht bloß durch unvordenkliche Verjährung, 
fondern au durch außerordentlihe Erfigung erworben worden. Da biefelbe 
bier dem Fiskus gegenüber in Bezug auf unveränßerliches Kammergut und Staats- 
vermögen geltend gemacht wird, fo greift nach einem an c. 14 Cod. de fund. patr. 11, 61 
fid anſchließenden gemeinen deutfchen Herkommen nur die vierzigjährige Ver— 
— Platz. Dieſe Verjährungsfrift iſt im vorliegenden Falle nicht abgelaufen. 

Nr. 1911. Nr. 2078. 


880. 


hypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 
B.G.B. 88 1113—1208. 


I. 1062—1144. IL 1022 - 1112. IIL 1096—1186. M. TI. 595—796. D. 143 —156. 
E.G. Urt. 60, 112, 118, 167, 192 - 195. Windſcheid I 88 224 - 249. Stobbe 
D. 88 104, 106—115. Dernburg L 88 312—353. 

nes. 

Nr. 1942. V. Sen. 28. Jannar 1888. V. 284. 87. Bd. 20, Nr. 62, S. 270. 

Net des Glüänbigerd, den ein Gruudſtück als Ganzes verpfändet ifi, bei 
fpäterer idealer Teilung bed Grunbftädes. (Preuß. N.) Das Pfandrecht ergreift 
die ganze bem Gläubiger verpfänbete Sache. Aus biefem Rechtsſatze allein folgt noch 
nicht die Befugnis des Gläubigers, einen beliebig von ihm herausgegriffenen Teil ber 
Sache zum Gegenftande der Pfandverfolgung zu machen. Die Ausſcheidung von Teilen 
ift ein Recht des Eigentümers, nicht des Gläubigers. Solange eine ſolche Ausſcheidung 
in rechtswirffamer Weiſe nicht ftattgefunden Hat, Tann ber Gläubiger die Sache nur 
fo, wie fie ihm verpfänbet ift und wie fie vom Eigentümer befeffen wird, mit der Pfand⸗ 
Hage in Aniprud nehmen. Daß der Pfandgläubiger, wenn buch die vom Gläubiger 
bewirkte Ausſcheidung neue jelbftändige reale Teile entftanden find, fi an jeden 
berfelben wegen feiner ganzen Forderung halten kann, bedarf feiner Erörterung. Vergl. 
8 467, L 20 A.L.R. Fraglich ift nur, ob ihm auch bei der Bildung idealer Teile 
durch den Eigentümer biefelbe Befugnis zuſteht. Das Reichsgericht Hat die Frage bes 
jaht. Das Miteigentum ift nicht als eine qualitative Teilung der im Eigentum liegenden 
Befugniffe aufzufafien, vielmehr enthält das Recht eines jeden Teilnehmers feiner An⸗ 
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lage nad) den Charaklter bes vollen Eigentums, jedoch dadurch beſchränkt, ba jedem 
Teilnehmer das Recht des Anderen entgegenftegt (88 14ff. I. 8 A.L. R.). Deshalb find 
die idealen Anteile im Berhältnifie zu dem Eigentum an der ganzen Sache nicht als 
ein aliud, fondern nur al3 ein minus aufznfaflen. Der Gläubiger, dem eine Sade 
al3 Ganzes verpfänbet ift, Tann daher bei fpäterer ibealer Teilung bes Eigentumsrechts 
die Quoten ber einzelnen Miteigentümer zum Gegenftanbe ber Bfanbverfolgung machen, 
jofern die Teilung in rechtöbeftändiger Weife erfolgt ift, alfo insbefondere die Quoten 
der Miteigentümer feftftehen. 


Nr. 1943. V. Sen. 23. September 1893. V. 124. 93. Bd. 31, Nr. 71, ©. 315. 

Pfändung von Mietzinfen des Pfandgrundſtücks gegenüber dem Widerſpruche 
eines Sypothelenglänbigerd, dem dad Grundſtück antichretifch verpfündet iſt. (Preuß. R). 
Dem Berufungsgericht ift darin beizutreten, baß dem Kläger als voreingetragenem 
Gläubiger allein ein Recht des Widerſpruchs (na 8 690 C. P.O.) gegen die Pfändung 
der Mietzinfen feitend bes Beklagten nicht zufteht. Dem Kläger fteht die Beftimmung 
des 8 30 E. E. G. nit zur Seite, ba e3 zur Verwirklichung feines Hypothekenrechts 
an ben Mietzinjen einer auf feinen Antrag für feine Hypothekenforderung erfolgten 
Beſchlagnahme der Mietzinfen bedurfte, es an biefer aber fehlt. Nr. 1969. Nr. 1976. 
Kuh anf ben 8 31 de EE.G. kann der Kläger fi nicht berufen, da die Boraus- 
jegungen ber Anwendbarkeit diefer Vorfchrift nicht vorhanden find. Es kann dahin⸗ 
geftellt bleiben, ob zn diefen Vorausſetzungen die vorgängige Beſchlagnahme der Miet- 
zinfen, deren angeblide Borauspfändbung der Kläger anfidht, zu rechnen ſei. Jeden⸗ 
falls ift bie Erfüllung des Erfordernifles zu vermiffen, daß die vom Beklagten im 
Januar 1892 bewirkte Pfändung ber Mietzinfen auf mehr als ein Vierteljahr erfolgt 
it, da burch dieſe Pfändung nur bie für die Zeit vom 1. Januar bis 31. März 1892 
fälligen Mietzinfen betroffen find. Der Kläger kann zu feinen Gunſten auch aus ber 
Veftimmung des 8 206 Abſ. 2 des Biwangsvollitredungsgefeges vom 13. Juli 1883 
nichts herleiten. Die Worte „bewegliche Teile ober Zubehörungen eined Gegenſtandes 
des unbeweglichen Vermögens“ in 8 206 a. a. D. können nicht auf Pacht⸗ oder Miet⸗ 
zinien bezogen werben, e3 können aljo Nealberechtigte einer Zwangsvollſtreckung in das 
bewegliche Bermögen, beren Segenftand Miet- und Pachtzinſen bes Pfandgrundftückes 
find, wicht mwiberfprechen, obwohl ſolche Miet- und Pachtzinſen nach 8 1 Abſ. 2 bes 
Gejepes vom 13. Juli 1883 in Verbindung mit 8 30 des E.E.G. zur Immobiliar- 
mafje gehören. Da tim Geſetze (8 206 Abi. 2) den Realberechtigten nicht gegen Zwangs⸗ 
bollftvedungen „in bewegliche Gegenftände, welche zur Immobiliarmaſſe gehören” (vergl. 
8 206 Abi. 1), fondern ausbrüdiih nur gegen Zwangsvollſtreckungen „in bewegliche 
Teile oder Bubehörungen eines Gegenftanbes bed unbeweglichen Vermögens” das Wider- 
ſpruchſsrecht gegeben ift, fo erfcheint es nicht geftattet, beide durch den Wortlaut als 
berichieden gelennzeichnete Kategorien von beweglichen Sachen zu identifizieren und da⸗ 
durch die für die eine Kategorie gegebene Vorfchrift auf die andere zu erftreden, zumal 
fh aus den Materialien des Geſetzes ergiebt, dab die Nealberechtigten zwar follen ver- 
Bindern Tönnen, daß durch Mobiliarpfändungen dem Werte bes verpfändeten Immobiliar⸗ 
befibes als eines Ganzen Abbruch geichehe, nicht aber, daß fie aud die Mobiliar- 
Mändung folder Sachen, bie mit dem Immobile eine wirtfchaftliche Einheit nicht bilden, 
follen abwenden Tönnen. Die Pacht⸗ und Mietzinfen ftehen nicht mit dem Grundftüde 
in fo engem Bufammenhange, daß fie als ein Teil oder Zubehör desfelben angejehen 
werden könnten (vergl. 88 4, 42, J. 2A.L. R.) und dab durch ihre Löfung vom Grund⸗ 
ftüde diefes felbft al3 Ganzes eine wefentliche Anderung erlitte.- Dagegen Tünnen bie 
Ausführungen des Berufungsgericht, mit welchen bem Kläger der von ihm aus jeinem 
antichretiiden Pfanbrecht abgeleitete Anſpruch verfagt wirb, nicht als richtig anerkannt 
werben. Durch das antichretiiche Pfandrecht erwirbt ber Gläubiger ein felbftändiges 
Recht auf Zahlung der Mietzinfen an ihn, das ihm weder durch Verfügungen feines 
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Schuldners, welcher ihm das Pfandrecht beftellt Hat, noch durch Pfändungen, bie gegen 
feinen Schnibner auf die Mietzinfen ausgebracht werben, entzogen ober geichmälert 
werden darf, und das er vermöge feiner dinglichen Natur nicht nur gegen ben Schuldner, 
fonbern gegen jeden Dritten, der bad Recht beeinträchtigt, ausüben kann. Durch das 
antichretiiche Pfandrecht wurde ber Kläger Traft Geſetzes (8 139, J. 20 A.L. R.) wie 
durch die Beitimmungen des Bertrages vom 1. Anguft 1891 ermächtigt, das Pfand⸗ 
grundftüäd zu verwalten und bie Mietzinfen bavon einzuziehen, ohne daß es dazu eines 
Weiteren, insbejondere ber Beihlagnahme ber Mietzinfen bedurfte. Der antichretifche 
Pfandvertrag vom 1. Auguſt 1891 ift nicht, wie das Berufungsgeriht angenommen 
hat, gegenüber dem Beklagten unwirkſam, weil er gegen den 8 31 E. E.G. verftoße. 
Allerdings enthält der antichretifche Pfandvertrag eine Vorausverfügung über die Miet- 
zinfen auf mehr al! ein Bierteljahr, indem dem Kläger zum Biwede feiner Befriedigung 
wegen Kapital und Binfen die Bermietung des Grundſtücks und die Einziehung der 
Mietzinien dur den Pfandvertrag überwieſen ifl. Aber diefe Ermächtigung ift dem 
Kläger nicht uneingeſchränkt erteilt, fondern mit der Verpflichtung, alle Laften und 
Abgaben fowie bie Zinfen der auf dem Grundftüde Kaftenden Schulden zu entrichten, 
und mit der erft nad) Entritung der Abgaben und Binfen eintretenden Befugnis, 
ans den Überſchüſſen fich wegen Kapitals und Binfen bezahlt zu machen. Der Kläger 
fol alfo nur beredtigt fein, an Stelle bed Eigentümers das Grundſtück orbnungs- 
mäßig zu verwalten. Solden Beitimmungen gegenüber kann nicht ohne Weiteres in 
dem Rechte des Klägers zur Pfandnutzung eine Benadjteiligung des Beflagten als 
eines dem Kläger im Range nachftehenden Hypothefengläubigers gefunden werden. Biel- 
mehr bedurfte es dazu eines befonderen Nachweiſes, den das Berufungsgericht nicht 
gefordert Hat. Ohne ſolchen läßt ſich nicht einfehen, worin die Benachteiligung bes Be⸗ 
Mogten al3 eingetragenen Gläubiger3 beftehen folltee Gegenüber dem Kläger als dem 
unter Nr. 6 eingetragenen Gläubiger bat der Bellagte als unter Nr. 11 nadein- 
getragener Glaͤnbiger Tein Net auf Befriedigung vor dem Kläger, fondern er darf 
Befriedigung gemäß der durch feine Stelle im Grundbuche gegebenen Rangorbnung 
erft nach dem Kläger fordern. Solche Befriedigung wird ihm bezüglich ber Zinſen 
dur die im Geſetze (88 152, 153, J. OUL.R.) entiprechenden Bertragsbeftimmungen 
gemwährleiftet. Seine Befriedigung wegen de3 Kapitals wird durch den Pfanbvertrag 
nicht berührt, da das antichretifche Recht des Klägers fein Enbe erreicht, fobalb er wegen 
feiner Hypothekenforderung befriebigt fein wird, alfo in einem Beitpunfte, von welchem 
ab erft bie Befriebigung des Beklagten als dem Kläger nacjftehenden Gläubigers aus 
den Erträgen des Grundſtücks in Frage kommen kann. Endlich können auch die Aus- 
führungen des Berufungsgericht3 nicht für zutreffend erachtet werden, mit denen dar⸗ 
gethan werben fol, daß ber antichretiſche Pfandvertrag wegen nicht erfolgter Übergabe 
des Pfandgrundftüds an den Kläger ohne Wirkſamkeit fei. Die Abſicht der Kontrahenten, 
daB das Grundſtück dem Kläger zur Ausübung ber Pfandbnugung übergeben erde, 
läßt fi aus dem Bertrage erfennen, wonach der Kläger nad) feiner Befriedigung das 
Haus dem Schuldner zu freier Verfügung zurückgewähren fol. Wenn nun der 
Kläger unter Beweisantritt behauptet, zur Verwirklichung jener Abſicht habe der Schuldner 
unmittelbar nad Abſchluß des antichretiichen Vertrages dem Kläger die einzelnen Diet- 
räume be3 ihm verpfändeten Haufes vorgezeigt und ihn ben fämtlichen Mietern, ins⸗ 
befondere auch denjenigen, deren Mietichufden vom Bellagten gepfänbet find, als anti- 
hretifchen Pfandbefiger vorgeftellt, auch jene Mieter angewiejen, bie Mietzinfen fortan 
an den Kläger zu bezahlen, ferner daß die fchriftlichen Mietverträge in den Beſitz des 
Klägers gelangt feien; wenn hierzu noch berüdfichtigt wird, daß der Kläger durch den 
Pfandvertrag ermächtigt ift, dad Grundſtück zu unterhalten und in feinen einzelnen 
Zeilen zu vermieten, fo läßt fich nicht einfehen, und das Berufungsgericht zeigt Dies 
auch nicht, was noch erforderlich fein könnte, die Übergabe des Hauſes, deffen Hingabe 
von Hand zu Hand doch ausgeſchloſſen ift, wirffam zu vollziehen (8 58, L 7 A.L. R.). 
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Denn die zum Zwecke des Pfandbeſitzes und der Pfandnutzung eingeräumte thatſächliche 
Herrſchaft über ein Haus, deflen Beftimmung tft, durch Vermieten genußt zu werben, 
kann äußerlich kaum anders hervortreten, als in der Befugnis und Pflicht, das Haus 
zu unterhalten unb e3 durch Bermietung und Einziehung der Mietzinjen ſowie durch 
Bezahlung der Laften, Abgaben und Binjen zu verwalten. Das Berufungsgericht hat 
deshalb bei feiner weiteren Entfcheidung von den bisherigen Bedenken abzujehen und 
die Übergabe, deren es allerdings neben der Eintragung zur wirffamen Vollziehung 
des antichretifchen Pfandrechts nach den 88 139, 6ff. L 20 A.L.R. bedarf, als voll- 
zogen anzunehmen, fall3 die erwähnten noch ftreitigen Behauptungen bes Klägers be 
wiefen werden. 


Bypothek Des römiſchen und modernen gemeinen Rechts. 
Nr. 1944. IIL Sen. 26. November 1880. HL 637. 80. Bd. 3, Nr. 50, S. 174. 
Brierität der Dotalhypothek wor der Kaufgelderhypothek. (Sem. R.). Der Ehe 
mann ber Klägerin hat im jahre 1874 von bem Bellagten eine Mühlenbefigung er- 
worben. Für einen Kaufgelderreft, der Treditiert ift, wurde in dem SKauffontralte das 
Kaufobjekt Dem Bellagten zur Hypothel beftelt. Zugleich mit ber Beſitztitelberichtigung 
iſt im Jahre 1874 die Eintragung ber rejerbierten Kaufgeldshypothek erfolgt. Die 
Klägerin, feit 1863 mit dem Käufer verheiratet, hat auf rund des 8 1 des maß- 
gebenden braunſchweigiſchen Geſetzes vom 8. Mai 1878 im Jahre 1879 ihr Eingebrachteß, 
wofür ihr nad Landesrecht eine ftillichweigende Generalhypothek an bem Vermögen 
ihres Manrıed zuftand, auf die Mühlenbefikung eintragen laſſen und hierdurch den 
biöherigen Rang berfelben aufrecht erhalten. Bei der demmnädftigen Subhaftation dei 
Grundftüdes ift nach Befriedigung der vor ben Parteien eingetragenen Hypotheken⸗ 
gläubiger ans dem Erldfe nur ein Betrag übriggeblieben, der weder zur Dedung der 
Kögerin noch des Vellagten ausreicht. Der Betrag ift dem Bellagten zuerlannt. Der 
jetzigen Spezialhypothek der Klägerin ift das Privileg ihrer urfprünglihden generellen 
Dotalhypothek erhalten. Auch der Hypothek bes Bellagten gebührt das Privileg 
einer versio in rem, allein dasfelbe kann ihm gegen die Klägerin nicht nüben, weil 
ifte Generalhypothek die ältere ift und nach der infoweit Maren Vorſchrift der Nov. 97 
cap. 3 wenigftens die ältere Dotalhypothel auch bem Privileg ber versio in rem vor- 
geht. Aber nach der wenigftens früher allgemein geübten Gerichtäpraris wirb bie fogen. 
tefervierte Kaufgeldshypothek, und als foldhe ift die Hypothek bes Beklagten 
anzufehen, von bem Privileg der Dotalhypothek und überhaupt von den Privilegien 
aller von dem Känfer herrührenden Hypotheken nicht berührt. Diefe Auffafiung tft 
äwar in neuer Beit vielfach beftritten. Der älteren Anficht, die auch bis zum Ende 
vorigen Jahrhunderts von ber Doktrin anerfannt wurbe, tft aber bei Bweifelhaftigfeit 
der Frage, unb da ihr langer Veftand bem Verkehr die Sicherheit gegeben hat, daß 
man es mit einem feftftehenden Grundfage zu thun habe, der unbedenklich bei Ber- 
tragsabfchlüffen zur Grundlage genommen werben bürfe, der Borzug gegeben. Da bag 
geſetzliche Brivilegium der dos ber Ehefrau in einer Generalhypothek an dem Ver⸗ 
mögen des Mannes befteht, fo läßt fi für bie ältere Anficht auch geltend machen, 
daß die refervierte Hypothek, welche bie Borausjegung bildet für die zum Eigentums- 
erwerb notwendige Krebitierung des unbezahlten Kaufgelbes, die Folge hat, dab nur 
das Grundſtück belaftet mit der Hypothek in den Bereich des Vermögens des Ehemannes 
eintritt, woran ber Fran eine Generalhypothek zufteht, und diefe fich alfo, folange bie 
telervierte Hypothek noch befteht, nur erftredit auf den nach Abzug derfelben verbleibenden 
Bert des neuerworbenen Grundftücks. 


Nr. 1945. VL Sen. 22. September 1892. VI. 114. 92. Bd. 30, Nr. 33, S. 111. 
Unteilbarleit Hypothelarifiger Sicherheit. (Gem. R.). Der Bellagte Hatte fi) 
dem Kläger vertragsmäßig verpflichtet, mit einem ihm auf dem Grundftüde des Lebteren 
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eingeichriebenen Hupothelenpoften von 19000 Mt. um 15000 ME. in der Hypothek 
zurüdgzutreten, fobald das auf dem Grundſtücke zu erbauendbe Haus pubfertig, bie 
Fenſter eingefegt und bie Treppen geftellt fein würden. Der Bellagte hat ſich darauf 
berufen, daß dad Gebäude fo erhebliche Schäden und Mängel aufweife, dab e3 nicht 
ihm denjenigen Grad von hypothekariſcher Sicherheit gewähren Tönnen, der bei dem 
zwiichen ben Barteien geichlofienen Bertrage vorausgefeht fei, weswegen ihm das Burüd- 
treten in der Priorität troß ber an fich eingetretenen Bedingung nicht zugemutet 
werben dürfe. Mit Recht Hat das Berufungsgericht grundfählich diefe Einwenbung 
als dem wahren Sinn eines Vertrages Über pfandrechtliche Sicherung entſprechend zu⸗ 
gelaffen und ferner aud darin, daß jene Schäden und Mängel größtenteils erft ent- 
ftanden fein mögen, nachdem ber Beklagte trob Putzfertigkeit des Gebäudes, eingejehter 
Fenſter und geftellter Treppen mit feinem Hypothekenpoſten zu rüden ſich geweigert 
batte, feinen Gegengrund gefunden. In lebterer Beziehung bat das Berufungsgericht 
mit Recht angenommen, daß fich der Bellagte damals wicht im Verzuge befunben habe, 
weil dad Gebäude auf das Rahbargrundftüd übergehangen habe und deshalb die Giebel⸗ 
maner erit noch habe abgerifien und nen errichtet werden müflen. Trotzdem bat das 
Berufungsgericht fo weit zu Bunften bes Klägers erlannt, daß e3 den Bellagten 
nit dem größten Teile bed fraglichen Poſten, nämlih mit ben lebten 15800 DE. von 
den 19000 Mt. um bie ganzen 15000 Rt, zurüdzutreten verurteilt und nur in An- 
fehung der erften 3200 ME. die lage, Übrigens unter Einverftändnis beö Klägers, ab- 
gewiefen bat, indem es in thatfächlicher Beziehung annahm, daß mit Aufwendung von 
3200 Mi. jedenfalls alle in Rede ftebenden Schäden und Mängel bejeitigt werden 
fönnten. Es ift nad) ber Begründung minbeftens zweifelhaft, ob das Berufungsgericht 
die Gefährdung ber hypothekariſchen Sicherheit befiimmt hat verneinen und nicht viel- 
mehr feine Enticheidung eigentlih anf den Außerlih nur als eventuellen bingeftellten 
Grund, dag man dem Bellagten ein weitergehende Recht nicht einräumen könne, als 
daß ihm geftattet werde, bei der vorzunehmenden Änderung in ber Priorität feines 
Poftens die 3200 ME. in Abzug zu bringen, bat ftüßen wollen. Dieſer Grund ift aber 
nicht geeignet, bie Entfcheidung zn halten. Eine folche Behandlung der Rechtsfolgen 
eined Vertrages über pfandrechtliche Sicherung verftößt gegen den gemeinreditlichen 
Grundſatz ber Unteilbarleit ber Pfandhaftung (1. 19 Dig. de pign. 20, 1; 1.8586 
Dig. de verb. obl. 45, 1; c. 6 Cod. de distr. pign. 8, 28.). Solange aud nur für 
einen Teil der zu fihernden Forderung ber Fall der Verpflichtung zum Aufgeben ber 
bisherigen Pfandficherheit nicht gegeben ift, darf, abgejehen natürlich von etwaiger ab- 
weichender Vertragsabrebe, der Gläubiger überhaupt nicht zu einem ſolchen Aufgeben 
genötigt werben. Auch das wäre faum zuläffig geweien, deu Beklagten, die Zuſtimmung 
des Klägers vorausgefegt, etwa zum Burüdtreten mit dem ganzen Poſten, ftatt um 
15000 Mf., nur um 11800 Mt. zu verurteilen. Keinesfalls durfte der Bellagte, wenn 
die Borausfegungen für feine Verpflichtung, mit dem ganzen Poften um die 15 000 DR. 
zu rücken, nicht vorlagen, gezivungen werben, feinen Poften zu teilen und uun wenigftens 
mit einem Teile besfelben um biefe 15000 ME. in der Priorität zurückzutreten. 


Nr. 1946. L Sen. 17. Januar 1883. L 448. 82. Bd. 8, Nr. 43, ©. 169. 

Feuerverfiderung. Rechte ber Sypsthelengläubiger, (Gem. R.). Die Hypotheken⸗ 
gläubiger haben aus bem zwilchen dem Orunbeigentümer und der Yeuerverficherungs- 
geſellſchaft gemäß den allgemeinen Berfiherungsbedingungen, die Beitimmungen zu 
Ounften der Hypothelengläubiger enthalten, abgeichlofienen Berficherungsvertrage eine 
Klage gegen bie Verſicherungsgeſellſchaft auf Zahlung der Entſchädigungsſumme innerhalb 
des Ausfalles, wenn das verficherte und durch Brand befhädigte Srundftüd ohne ben 
Anſpruch auf die Entſchädigungsſumme fubhaftiert ift und bie Hupothelengläubiger 
nicht vollftändig gebedt find. Der Ablauf der in den Verſicherungsbedingungen vor⸗ 
gefehenen ſechsmonatlichen Präafuftofrift für Geltendmachung des Entihädigungs- 
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anſpruches ſteht der Klage des Hypothekenglänbigers nicht entgegen. Den Hypotheken⸗ 
gläubigern ift in den Verſicherungsbedingungen ausdrücklich zugeſichert, daß bie 
Entihädigung, wenn der Anſpruch des Verſicherten durch feine Schuld verloren geht, 
zu ihrer Vefriedigung gegen Eeifion ihrer Nechte verwendet werben fol. Daß ber 
Oypothelengläubiger hypothekariſche Rechte Bier nicht abtreten kann, fteht nicht entgegen, 
es bat dies darin feinen Grund, daß biefelben durch den Zwangsverkauf des Grund⸗ 
ftüdes realifiert find. Nr. 1970. 


Rr. 1947. IL Sen. 17. Juni 1884. IIL 290. 83. 8b. 12, Nr. 41, ©. 169. 

Haftung ber Feuerverſichernugsgelder für bie Hypothel. (Gem. R.). Der Kläger 
ffägt feinen Anſpruch lediglich darauf, daß das Pfandrecht, weldhes ihm an ben ab- 
gebrannten Gebäuden zuftand, ohne Weiteres und Traft Geſetzes fich auf bie Verfiche- 
rungsgelder miterftrede. Dieſer Sas läßt fi nad gemeinem Recht nicht begründen. 
Der Auſpruch auf die Berfiherungsfumme beruht auf dem perjönlichen Vertrage zwiſchen 
dem Verficherten und dem Verficherer. Ein Rechtsgrund, aus welchem ber Hypotheken⸗ 
glänbiger Rechte au3 dem zwiſchen bem Pfandſchuldner und bem Berficherer abgefchlofienen 
tein obligatorifhen Vertrage follte ableiten Tönnen, ift nicht vorhanden. Der Satz 
pretium sucoedit in locum rei tft in diefer Allgemeinheit unrichtig und auf das vor- 
fiegende Rechtverhältnis unanwenbbar. Ebenſowenig läßt fich für diefe Frage die Regel 
commodum ejus esse debet cujus periculum est verwerten. Der Grund, baß, da das 
Pfandrecht auf hie Aneignung des Wertes des Pfandgegenftandes gerichtet fei, dem 
Pfande andy dasjenige unterworfen bleiben müfle, was von dem Werte des Pfandes 
übrig bleibe, trifft nit zu. Auch die Stellen des römifhen Rechts, welche für Die 
entgegengejegte Anficht angeführt werben, 1. 17 81 Dig. de rei vind. 6, 1; 1.13 8 12 
Dig. de act. emti et vend. 19, 4 und 1. 16 Dig. de aqua et aquse pl. arc. 39, 3, 
ericheinen nicht geeignet, diefelbe zu begründen. Hierbei ift abgejehen von bem alle, 
daß durch einen Vertrag zwiſchen dem Pfandſchuldner und bem Pfandgläubiger dem 
Lchteren ein Anſpruch auf die Verſicherungsſumme mitverpfändet worden iſt, ſowie 
von dem Falle, daß in dem zwiſchen dem Pfandſchuldner und dem Verſicherer ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrage zu Gunſten der Hypothekengläubiger Beſtimmungen getroffen find, 
wodurch das Intereſſe der Letzteren geſichert wird. Nr. 3817. 


Nr.1948. TIL Sen. 25. November 1884. IIL 156. 84. Bb. 12, Nr. 5i, ©. 203. 

Pfaudrecht. Brivritätsceffion. (Sem. R.). Ber Vorrang, welcher einer Hypothek 
im Kollifionsfalle vor anderem auf bemfelben Pfandobjelte ruhenden Hypotheken zu- 
ſteht, weiche ſaͤmtlich das Pfandobjekt an fi in gleichem Maße und im ganzen er- 
greifen, beftimmt fich nach ben Eigenfchaften des Pfandrechts, mögen bieje beruhen auf 
Privilegien, anf dem Alter oder auf der Veftellung des Pfandrechts in einer öffent- 
fihen Urkunde. Bilden diefe Eigenichaften bes Pfandrechts auch die Vorausfeßungen 
für das Vorrecht der Hypothek, fo wird boch bamit bies letztere nicht ſelbſt zu einer 
anzertrennlihen Cigenichaft des Pfandrechts. Auf den Borrang eines Pfandrechts 
lann vielmehr wie auf jebes andere Vorzugsrecht verzichtet werden. Kommt bad Pfand⸗ 
objett zur Subhaftation, fo Tann im Subhaftationsverfahren der Pfanbglänbiger nicht 
bloß völlig auf die Geltendmachung feines Pfandrechts verzichten, fondern er kann aud), 
ohne fein Pfandredit aufzugeben, nur auf die Geltendmachung des Vorranges zu 
Gunſten ihm nachſtehender Hypothekenglaäubiger verzichten, und es hängt lediglich von 
ifm ab, wieweit er mit dem ihm zuftehenden bevorzugten Pfandrechte Hinter ihm nach⸗ 
ſehende Pfandgläubiger zurücktreten will. Macht er von dieſer ihm zuſtehenden Dis- 
poſitionsbefugnis durch Nichtgeltendmachung bed ihm für feine Pfandforderung ge⸗ 
bührenden Vorzugsrechtes Gebrauch, jo hat dies zur Folge, daß bie feiner Hypothek 
nachſtehende Hypothek aufrüdt und alfo die Sorberung, für welche dieſe beftellt ift, vor 
der Hypothekenforderung befriedigt wird, welche — den Vorrang hatte. Dieſe 
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Nechtsfolge tritt natürlich auch dann ein, wenn die Nichtgeltendmachung des Vorranges 
zur Erfüllung einer übernommenen perfönlichen Verbindlichkeit erfolgt. Die Prioritäts⸗ 
einräumung zu Gunſten bes nächftfolgendben Hypothekengläubigers ift daher nicht nur 
ein rechtsgültiges, fondern auch ein völlig rechtswirkſames Rechtsgeſchäft. Der auf 
rüdende Pfandgläubiger macht feine Forderung geltend, da er jebt nicht mehr durch 
das ihm vorgehende und feine Befriedigung ausfchließende bezw. befchräntende Pfand- 
recht des zurüdgetretenen Pfandgläubigers befchräntt if. Die im Subhaftationsverfahren 
an den infolge der Prioritätdceffion aufgerüdten Gläubiger geleiftete Zahlung ift nicht 
als eine an ben Priorität3cedenten zum Bwede ber Tilgung der die ſem zuftehenden 
Forderung geſchehene anzufehen, fondern fie erfolgt an den Prioritätsceffionar in- 
folge Geltendmahung feiner Hypothekenforderung zum Zwecke und mit ber Wirkung 
der Tilgung dieſer Yorderung. Der Prioritätsceffionar nimmt die auf bie Forberung 
bes Bedenten im Subhaftationsverfahren fallende Hebung in Höhe feiner Forderung 
vorweg, indem er fein durch das Pfandrecht des Eedenten nicht mehr beſchränktes 
Pfandrecht ausübt. Das Pfandrecht des Prioritätscedenten wird hierdurch gegenüber 
dem Eigentümer des Pfandobjeltes und ben Hinter dem Geffionar ftehenden Real⸗ 
berechtigten nicht erfchöpft. Die Frage, ob der Vorrang einer Hypothek beliebig auf 
jeden nadjftehenden Gläubiger, aud wenn die Hypotheken bes Cedenten und des 
Ceſſionars durch dazwiſchen ftehende Hypotheken getrennt find, übertragen werden kann 
und welche Rechtswirkungen eine ſolche Eeffion hat, kommt für den vorliegenden Fall 
nit in Betracht. Pie entgegengefegte Anficht findet in den Beſtimmungen des 
romiſchen Rechts 1. 12 pr. Dig. quib. mod. pign. 20, 6, 1.12 84 Dig. qui pot. 20, 4, 
c. 21 Cod. ad8.C. Vellej. 4, 29 feine Stüße. Die in ber Prioritätsceffion enthaltene 
Erflärung der Abtretung des Vorranges an einen nachſtehenden Hypothelengläubiger 
enthält auch nicht etwas rechtlich Unmögliches, der Pfandfchuldner Tann einer ſolchen 
Abtretung des Vorranges nicht widerſprechen, wenn auch zugegeben werden mag, daß 
unter Umftänden er ein Intereſſe daran haben kann, daß ans dem Erlöfe bes fub- 
baftierten Srundftüdes bie darauf ruhenden Hypotheken in der Reihenfolge befriedigt 
werden, wie fie durch den thnen gebührenden Rang beftimmt wird. Der Prioritäts- 
cedent, welcher bei der Subhaftation mit feiner Hypothek ganz oder teilweife ausfällt, 
während er bei nicht erfolgter Prioritätsceffion biefen Ausfall nicht erlitten haben 
würbe, behält feine perjönliche Forderung, ohne daß ihm ber Pfandſchuldner aus jenem 
Umftande einen Einwand entgegenftellen Tann; es fteht ihm alfo die Nechtöverfolgung 
wegen biefer fortbeftehenden Forderung offen, fei es mit der Pfandflage wegen des 
ihm an einem anderen Grundſtücke für diefelbe Forderung zuftehenden Pfanbrechts, fei 
ed mit ber Anfechtungsflage, fofern die in dem Geſetze vom 21. Juli 1879 aufgefteliten 
Borausfegungen vorliegen. Nr. 1199. Nr. 1980. 


BSypothen nad dentſchem (ankerpreufifdhen) uud frauzöſiſchem Bert. 
Nr. 1949. I Sen. 11. Mai 1881. I. 360. 80. Bd. 4, Nr. 51, ©. 175. 
Blantoceifion von Hypothekenſcheinen. Vindikation. Beweislaſt. (Gem. R.). 
Wenn aud von manchen Nechtölehrern behauptet wird, daß auf den Namen des Gläu- 
bigers auögeftellte Schufburfunden fi in Inhaberpapiere verwandeln, wenn fie ſtatt⸗ 
bafterweife in blanco indofftert oder cediert werben, fo kann doch diefe Anficht weder 
im allgemeinen noch inäbefondere in Beziehung auf medlenburgiiche Hypothekenſcheine 
für richtig erachtet werden. Lebtere verwandeln fich durch Beifügung eine Blanfo- 
ceffionsvermerfed um fo weniger in Inhaberpapiere (auf die Art. 307 9.9.8. Anwen⸗ 
dung finden könnte), als einem folchen Vermerk nicht die Bebeutung einer Ceſſion an 
jeden Inhaber, fondern einer Ceſſion an denjenigen, welder mit Ermächtigung deö 
Gedenten in die Ceſſionsurkunde als Eeffionar eingetragen wird, beizulegen if. Wenn- 
gleich nun gegenüber der Eigentumsflage des Blankocedenten dem Beſitzer der in blanco 
cebierten Hypothekenſcheine Hinfichtlich des von ihm behaupteten Erwerbes verfelben die 


8 80. Hypothek. Grundſchuld. Rentenichulb. 179 


Beweislaſt zufällt, fo tft doch nicht anzunehmen, daß ihm im Yalle eines nidht un- 
mittelbar mit dem Blankocedenten, fondern mit einem Dritten abgeſchloſſenen Erwerbs- 
geihäfts auch ber Beweis der Befugnis des Dritten, über die Hypothekenſcheine fo, 
wie geſchehen, zu verfügen, obliegt. Vielmehr genügt in diefer Beziehung die Berufung 
desſelben anf die vorliegende Blankoceſſion. Die vom Blankocedenten gewollte Er⸗ 
leihterung der Legitimation kommt dem Eeffionar überall zn ftatten, nicht allein gegen- 
über dem Schuldner, fondern auch gegenüber dem Blankocedenten, mag der Streit 
zwifhen ihm und dem Inhaber des in blanco cebierten Hypothekenſcheines um das 
Slänbigerreiht und dad davon abhängige Eigentum des Hppothelenicheined bei einer 
Intervention des Erfteren im Prozeffe des Ceſſionars gegen den Schuldner oder bei 
einer Vindikation bes Hypothekenſcheines durch den Blanfocedenten zum Wustrage 
kommen. Da jedoch die Blanfoceffion der Hypothekenſcheine nach ihrer gemohnheits- 
techtlichen Auffaflung in Mecklenburg nicht eine Ceſſion an jeden Inhaber enthält, viel- 
mehr die Berechtigung und Legitimation des ſchließlich in die Blankoceſſion eingefcäriebenen 
Ceſſionars aus dem runde angefochten werden Tann, weil derjenige, von welchem er 
den Hypothekenſchein erworben hat, darüber fo, wie geſchehen, zu verfügen nicht be» 
sechtigt war, fo muß es dem Blankocedenten unbenommen bleiben, durch eine ſeinerſeits 
zu begründende Darlegung den aus ber Blankoceffion entnonımenen Beweis des Gläu⸗ 
bigerrecht3 bes Ceſſionars zu befeitigen. 


Rr. 1950. L Sen. 16. Oktober 1886. L 239. 86. Bb. 17, Nr. 27, ©. 115. 

Form ber Blaukoceſſion. (Gem. R.). Wäre eine Blancoceflion von dem Kläger 
urtundfich vorgenommen, jo würbe der Kläger, bei der in Medienburg anerlannten 
Buläffigkeit von Blankoceſſionen der hypothekariſchen Forderungen, e3 fich gefallen laſſen 
müflen, daß die Befugnis des H. über bie Hypothekenſcheine zu verfügen, Dritten gegen- 
über nicht nach der zwiſchen ihm unb dem Släger getroffenen nur auf Verpfändung 
feitend des H. gerichteten Abrede, fondern nad der von ihm urkundlich ausgeftellten 
und mit den Hypothekenſcheinen ausgehändigten Blankoceſſionserklärung beurteilt würde. 
Über der Kläger hat eine Blankoceffion nit vorgenommen. Er Hat bei ber vor⸗ 
erwähnten Abrede mit H. ihm zu jedem ber ihm ausgehänbigten Hypothekenſcheine einen 
Bogen Bapier übergeben, worauf nichts als ber Name des Klägers ftand; biefe Papiere 
find, je um einen Hypothekenſchein umgelegt, unverändert bem Bellagten von H. mit den 
Hypothekenſcheinen übergeben worden. Derartige Papiere find Blankette, aber feine 
Blankoceffionen , worunter auf Ceſſion gerichtete Iediglich den Namen des Ceſſionars 
frei laſſende Urkunden zu verftehen find. Wer feinen Namen auf ein leeres Blatt 
Papier fchreibt, giebt Hiermit noch Feine Willenserflärung ab. Ubergiebt er das jo 
beihriebene Bapier einem Anderen mit der Ermächtigung, eine beftimmte Willens- 
erflärunsg über den Namen zu fchreiben ober fchreiben zu laſſen, fo Tann auf dieje 
Weiſe Durch Ausfüllung des Blankettes eine heweifende und verpflichtende, and dem 
etwaigen Erforbernifie der Schriftform (Nr. 2050. Nr. 133) genügende Urkunde her 
geftellt werden. Ob aber und inwiefern eine Ermächtigung zur Ausfüllung des Blan- 
fettes erteilt ift, Täßt fih aus dem bloßen Borhandenfein des Namens auf dem Papier 
im allgemeinen nicht entnehmen und es ift insbefondere in ber bloßen Niederſchrift 
des Namens nicht die Ermächtigung enthalten, baß Jedermann in jeber beliebigen Weiſe 
das Blankett mit verpflictender Wirkung für den Ausfteller desjelben auszufüllen be- 
fugt fein folle. Es tft daher mit Necht angenommen worden, daB aus der Niederfchrift 
des Namens bes Klägers fich eine Ceſſionserklärung nicht ergiebt. Seht dagegen Jemand 
feinen Namen auf eine ſchon vorhandene Urkunde, fo Tann biefer Handlung, in Ber- 
bindung mit dem Inhalte der Urkunde, unter Umftänden die Bedeutung einer bindenden 
Willenzerllärung zukommen. Es kann insbejondere, wenn derjenige, welcher fi aus 
einer Schuldurfunde als Gläubiger ergiebt, feinen Namen ohne weiteren Beiſatz auf bie 
Schuldurkunde fchreibt, Hierin die Übertragung bes Forderungsrechts auf eine dem 
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Namen nach nicht angegebene Perſon gefunden werben, fofern befondere Gründe vor⸗ 
Banden find, der Auffegung des Namens biefen Sinn beizulegen, ſei e3 weil eine Rechts⸗ 
norm dies vorjchreibt, wie für Wechſel und andere Ordrepapiere burch bie Beftimmungen 
in Art. 12 ®.D. und in Art. 305 9.8.8. gefchehen ift, ober deswegen, weil dieſe 
Bedeutung im Verkehre allgemein angenommen wird, daher als üblich and im Einzel- 
falle al3 gewollt anzunehmen ift. Doch ift die nur anzunehmen, wo entweder eine 
Rechtsnorm oder eine Verkehrsſitte ſolche Annahme rechtfertigt. Letzteres ift weder 
hinſichtlich der durch das preußifche Geſez vom 5. Mai 1872 8 55 bei Grundſchulden 
zugelafienen Blankoceſſioun noch Hinfichtlih mecklenburgiſcher Hypothekenſcheine an- 
zunehmen. 


Nr. 1951. L Sen. 23. Mai 1884. L 205. 83. Bd. 12, Nr. 37, ©. 157. 

Hypothek an eingebauten Materialien. (Gem. R.). Ber Bellagte ift Inhaber 
einer Hypothek an einem Srunbftüde, für welches ber Kläger, ein Handwerler, gewiſſe 
Thüren, Fenſterrahmen n. |. mw. zum Einbauen in das auf dem Srundftüde errichtete 
Haus an den Eigentümer des Iehteren geliefert hat, jedoch unter Vorbehalt des Eigen- 
tumsrechts an den gelieferten Materialien bis zur Berichtigung des Kaufpreifes und 
unter Vorbehalt des Rechts, bie Gegenftände wieder aus dem Haufe zu entfernen, 
welchen Sadjverhalt der Beklagte bei dem Erwerbe feiner Hypothek gefannt haben joll. 
Der Kläger hatte bie fraglichen Gegenftände ſchon an fi genommen nnd fie dann auf 
Grund eines vorläufigen Bergleiches gegen gerichtliche Hinterlegung einer entſprechenden 
Seldfumme von feiten bes Beklagten wieber in das Hans eingefügt. Die Klage geht 
auf Feftftellung der Berechtigung bes Klägers, die fraglichen Gegenftände aus dem Haufe 
abzulöfen und an fi zu nehmen. Rad dem bier maßgebenden gemeinen Recht ift 
ftreitig, ob durch bie Berbinbung, insbeſondere das Berbauen von Baumaterialien in 
ein einem Anderen gehöriges Haus, ber Eigentümer ber Hauptſache auch das Eigentum 
an ben Beitanbteilen als ſolchen erwirbt; nach ber einen Anſicht geht der gedachte 
Eigentumserwerb vor fich, nach der anderen beftebt das Eigentum an ber verbundenen 
Nebenſache unverändert fort und kann nur während der Dauer ber Verbindung einft- 
weilen nicht geltenb gemacht werben. Aber auch vom Standpunkte der erfteren Anſicht 
fallen mit dem Augenblicke, wo die eingefügten Veſtandteile etwa wieder Ioßgelöft und 
daburch wieder zu felbftändigen Sachen werden, biefe in das Eigentum des früheren 
- Eigentümers jelbft dann zurüd, wenn fie inzwiſchen als Beftandteile der Hauptſache an 
einen dritten Erwerber mitveräußert find. Dies trifft zwar nur foldhe Fälle, wo bie 
Berbindung den einzigen Grund für den Eigentumserwerb abgeben Tönnte, und be» 
zieht fich daher regelmäßig nicht auf Fälle, wo ber Eigentümer der Materialien felbft 
die Verbindung vollzogen hat oder mit feinem Willen hat geichehen laſſen, weil Bierin 
im Biweifel zugleich eine Eigentumsübergabe liegt; aber dieſer Ießtere Geſichts⸗ 
punkt fommt wieder in Wegfall, wenn ausdrücklich ein pactum reservati dominii bei- 
gefügt if. Vom Standpunkte des gemeinen Rechtes aus ift dann aber weiter die not« 
wendige Folge, daß, auch wenn man die eingebauten fremden Materialien als ſolche 
von bem an dem GSrundftüde beftellten Pfandrechte mitergriffen anfieht, diefelben doch 
im Angenblide ber Trennung ohne weiteres wieder von legterem frei werden. Nach 
gemeinem Rechte entfteht zwar ein vertragsmäßiges Pfandrecht auch dann, wenn ber 
Eigentümer ſich durch jein Verhalten ftillfehweigend mit der von einem Dritten bor- 
genommenen Verpfändung einverftanden erflärt (vergl. 1.26 81 Dig. de pign. 20, 1; 
1.5 82 Dig. in quib. caus. pign. 20, 2), aber eine folde Erflärung Tönnte nicht ſchon 
darin allein gefunden werden, daß der Eigentümer dem Verpfänder den Beſitz über- 
Iaffen oder daß er die Gegenftände in das Gebäude bes Verpfänders hat einfügen lafien; 
das würde ſchon mit ber anerlannten Wirffamfeit des pactum reservati dominii un- 
vereinbar fein. Dagegen gewinnt die Sache ein anderes Anſehen vom Standpunfte 
des modernen Hypothekenweſens. Schon nad römifhem Recht entfteht das Pfandrecht 
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an einer dem Verpfander fremden Sache auch dann, wenn ber Eigentümer argliſtiger⸗ 
weife bei dem Gläubiger den Irrtum entftehen Täßt, der Verpfänder könne ihm die 
Sade gültig verpfänden. c. 2.Cod., si aliena res pign. 8, 16, Wo nun heutzutage 
ein auf der Grundlage der Eintragung in Öffentliche Bücher geregeltes Hypothekenweſen 
beftebt, darf fich ber Hypothekengläubiger daranf verlafien, daß das Grundftüd mit 
den darauf errichteten Gebänden und allen ihren Beftanbteilen ihm diejenige Sicherheit 
gewähre, welche fich aus ber Vergleihung des dem Srundftüde in diefem Buftande bei- 
zulegenden Wertes mit ber Rangordnung der betreffenden Hypothek ergiebt. Bon biefem 
Geſichtspunkte tft es im vorliegenden Falle von Erheblichkeit, ob der Bellagte bei dem 
Erwerb ber Hypothek von dem zu Bunften bes Klägers zwiſchen dieſem und bem 
Srundftüdseigentümer verabredeten Eigentumsvorbehalt bezüglich der Materialien 
Kenntnis gehabt bat oder nicht. Im letzteren Falle würbe der Stläger dolos handeln, 
wenn er die Materialien ohne Bewilligung bes Hypothekengläubigers wieder aus dem 
Gebäude herausnehmen wollte. 


Nr. 1952. III Sen. 29. April 1890. II. 31. 90. Bd. 25, Nr. 38, ©. 188. 

HOypothekariſche Klage des Gläubiger bei einer ohne Konfens des Lehusherrn 
Rattgefundenen Berpfänbung eines Lehugutes. (Gem. R.). Der Vater der Bellagten 
bat für bie fraglichen Kapitalien das Lehngut felbft verpfändet. Diefe Verpfändung 
der Subſtanz felbft, im Gegenſatze zu der für die eigene unb bie Beſitzzeit der lehns⸗ 
fähigen Defcendenten auch gegen den Lehnsherrn zuläffigen Berpfändung der Lehns- 
früchte allein, febt nach gemeinem Lehnsrechte zu ihrer Rechtsbeſtändigkeit gegen ben 
Lehnsherrn allerdings befien Einwilligung voraus, fo daß, wenn es infolge einer nicht 
Tonfentierten Hypothek zur Veräußerung des Lehngutes fommt und der Lehnsherr feine 
echte geltend macht, ber Gläubiger fi nur an bie Früchte des Lehngutes halten 
Tann, folange der Berpfänder und feine lehnsfähigen Deicendenten leben. Ebenſo können 
Die Ugnaten, welche in die Verpfändung nicht eingewilligt haben, im Succeffionsfalle - 
das infolge der Verpfändung veräußerte Lehngut zurüdfordern, weil die Berpfändung 
des Lehns gegen die Agnaten nur im Falle ihrer Zuftimmung wirkſam ift. Gegen den 
Verpfänder felbft ift dagegen bie von ihm vorgenommene Berpfändung bed Lehngutes 
auch ohne Konfens des Lehnsheren und der Agnaten wirkfam; er kann baher der Ber- 
äußerung des Lehngutes infolge der Berpfändung nicht widerſprechen und bat es dem 
Lehnsherrn und ben Agnaten zu überlafien, nad der Veräußerung bezw. nad) dem 
Suceeffionsfalle ihre Nechte geltend zu machen. Dem Berpfänber felbft ftehen aber 
feine Kinder nah lippiſchem Rechte glei, weil nah 8 2 des Allodifikationsgeſetzes 
vom 18. Mai 1847 rüdfichtlich der Lehne die Handlungen ber Bäter für bie Kinder 
verbindlich find. 


Nr. 1953. IL Sen. 3. Juli 1883. IL 161. 83. Bd. 10, Nr. 89, ©. 303. 

Ernenerung einer Hypothekeninſtription. Urt. 2148, 2153, 2154 code civil. 
(Rhein. R.). Die Erneuerung einer Inſtription ift bezüglich ihres Inhaltes nicht mit 
der gleihen Strenge wie bie erfte Inſtription zu beurteilen. Die Erneuerung ift nicht 
darum für nichtig zu erachten, weil fie eine Angabe bes Datums und der Natur des 
Titels nicht enthält; e3 genügt, wenn bie Erneuerung das zur Information über das 
Alter der Forderung und beren dingliche Qualität Erforderliche enthält. 


Nr. 1954. II. Sen. 24. uni 1884. IL 124. 84. Bd. 12, Nr. 82, ©. 319. 

Wirkung der Streigung eined Bfaubeintrages. (Mhein. R.). Die Inſtription 
bat den Zweck und die Bedeutung, ein burd das Geſetz begründetes Vorzugsrecht 
oder ein durch Geſetz, Urteil ober Bertrag entftanbenes Pfandreiit zu wahren b. h. 
demjelben die Geltendmachung gegen dritte Erwerber (droit de suite 2.#. ©. 2166) 
und den Vorrang gegen andere Gläubiger (droit de preference V.R. ©. 2106, 2134) 
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zu verichaffen und zu ſichern. Derjenige, welcher das Eigentum oder ein Pfanbrecht 
an einer Liegenfchaft erwirbt, nachdem ein Vorzugd- ober Pfandrecht auf dieſelbe 
eingetragen und damit offenfundig gemacht ift, muß davon ausgehen, daß dies Recht 
gegen fein Eigentum verfolgt oder feinem Pfandrechte vorgehen werde. Es geichieht 
deshalb demjenigen, welcher ſich auf eine ſolche nachſtehende Eintragung beruft, fein 
Unrecht, wenn ihm gegenüber ber fpäteren Streihung der vorgehenden Snftription 
feine größere Wirkung beigelegt wird, als der Streihung jelbft zukommt, d. 5. wenn 
er beren Anfechtbarfeit gegen fich gelten Iafien muß. Die Löfchung der Inſkription 
für ſich allein bewirkt Teine Aufhebung bes Pfandrechts (C. R. S. 2180), fondern 
nur bie feiner Wirkſamkeit gegen dritte Berfonen. Iſt nun aber bie Löfchung, weil 
die Streichbewilligungsurfunde dem Geſetze nicht entipricht, anfechtbar, fo daß bie 
Wiederherftellung der Eintragung des ungeachtet der Löſchung fortbeftehenden Pfand. 
rechtes begründet erfcheint, jo Tann jedenfalls den zwiſchen ber früheren Inſkription 
und deren Röfchung gefchehenen Eintragungen gegenüber diefe Löſchung nur al3 das⸗ 
jenige, was fte in Wirflichkeit ift, nämlich als ein anfechtbarer Alt rechtlich in Betracht 
fommen. Derjenige, welcher infolge der fpäteren Eintragung feines Rechte von vorn⸗ 
herein dem vor ihm Eingetragenen nachzuſtehen Hatte, Tann fih auf das durch bie 
Streichung dieſes früheren Eintrages geichaffene thatſächliche Verhältnis, daß ihm dieſe 
frühere Eintragung nicht mehr vorgeht, nicht berufen, wenn und ſoweit dies that- 
fächliche Verhältnis durch Anfechtung befeitigt werden kann. Diefe Ausführungen er⸗ 
geben fih aus dem Brinzipe der Publizität, Es widerfpricht dem Zwecke berjelben 
nicht, wenn Jemand die Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit der Löſchung eines Eintrages 
gegen fich gelten laſſen muß, welcher für ihn bereits offenkundig war, als er die Ein⸗ 
tragung feines Rechts bewirkt Hatte. Im vorliegenden Falle fommt noch Hinzu, daß 
der Bellagte, welcher Borrang vor dem Kläger, beflen Eintrag geftrichen ift, beaniprucht, 
nicht ein vertragsmäßiges, fondern nur ein richterliches Pfandrecht befist. Daß bie 
Streihung noch nicht befeitigt und die Eintragung noch nicht mwieberhergeftellt ift, fteht 
dem Kläger nicht entgegen, jedenfall dann nicht, wenn bie Streichung nicht bloß an- 
fechtbar, fondern, wie Kläger behauptet, nichtig iſt, alſo fo angejehen werden müßte, 
als ob fie überhaupt nie gefchehen wäre. 


Nr. 1955. II. Sen. 26. Februar 1886. IL 461. 85. Bd. 15, Nr. 76, ©. 310. 

Bertragsmäßige Verpflichtung des Gläubigerd, eine Generalhypothek auf gewiſſe 
Grundftäde nicht geltend zu maden. (Rhein. R.). Nach Art, 2123 code civil entfteht 
aus gerichtlichen Erfenntniffen eine Hypothek, durch welche alle gegenwärtigen unb 
fpäter erworbenen Liegenichaften des Schuldners betroffen werden. Dieje Vorſchrift 
beruht auf der Autorität, welche das Geſetz ber richterlichen Entſcheidung beilegt, fie 
gehört der dffentlihen Ordnung an und eine vorherige Berabredung, wonach bie 
gerichtliche Entfcheidung der ihr vom Geſetze beigelegten Wirkung entfleibet werden foll, 
würde nad) Art. 1133 code civil wirkungslos fein. Die Verzichtleiftung im Sinne des 
Art. 2180 Nr. 2 a. a. D. feht eine beftehende Hypothek voraus. Im vorliegenden 
Falle hatten durch das feftgeftellte Äbereintommen bie Eheleute D. eine Forderung des 
A. anerkannt und deren Sicherftellung verfprodden. Für die eine Hälfte der Forderung 
follten bie in &. belegenen Liegenſchaften in ber Weife zum Pfande beftellt werben, 
daß X. ein Freiwilliges Urteil erwirke und bei dem Hypothekenamte eintragen laſſe, 
dagegen verpflichtete fih A. ausdrüdlich, an den der Ehefrau D. in ungeteilter Gemein- 
Ihaft mit ihren Miterben gehörigen in ©. belegenen Srundftüden keine Stcherheit zu 
ſuchen, falls die Schuldnerin D. diefe bei der Verfteigerung erwerben follte, was ge- 
heben tft. Das Berfpredden, an dieſen Grundftüden in ©. Feine Sicherheit zu fuchen, 
fonnte nach dem obigen die Entftehung ber gerichtlichen Hypothek nicht verhindern. 
Über es begründete ein obligatorifches Verhältnis, woburd bie Ehefrau D. das Recht 
erlangte, die Löfchung ber vertragswidrigen Eintragung und geeignetenfalls nach Urt. 


8 80. Hypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 183 


1145 a. a. O. Schadenserſatz zu verlangen. Die Verabredung iſt dahin zu verſtehen, 
daB das Grundſtück weder der Schuldnerin ſelbſt noch im Falle der Veräußerung ihrem 
Rechtsnachfolger durch Eintragung der Hypothek entwährt werden dürfe (Art. 1121 
code civil), Der Klager, welcher die Grundſtũcke in S. von der Ehefrau O. erworben 
hat und welchem von ihr die Pfandfreiheit der Liegenſchaften in dem Vertrage zugeſagt 
iſt, hat durch die Eintragung des freiwilligen Urteils ein klagbares Recht gegen die 
Verkäuferin auf Beſeitigung der Hypothek erlangt (Art. 1626 code civil), er wurde 
hierfür Glaͤunbiger der Ehefrau O. und konnte in Ausübung der feiner Schuldnerin 
zuſtehenden vertraglichen Rechte deren Kontrahenten zur Löſchung ber vertragswidrigen 
Eintragung nad Art. 1166 code civil anhalten. — Der Geltendmachung dieſes An- 
fpruches in der Berufungsinftanz ftand der Einwand einer unzuläfligen Klagänderung 
nicht entgegen. Die Thatfache, daB die Ehefrau D. die Grundftüde in S., wofür bie 
Pfaudfreiheit ausbedungen war, dem Kläger verfauft babe, war bereits in erfter Inſtanz 
behauptet worden. Die Geltendmahung bed dem Gläubiger nad) Art. 1166 a. a. D. 
zuftehenden Rechts ftellt dafitr fein nach 88 235 Nr. 3, 489 C. P.O. unzuläffigeß neues 
Borbringen bar, fondern erfcheint nur als eine burd 8 240 Nr. 1 C.P.O. geftattete 
rechtliche Ausführung, die gegenüber dem Beftreiten des Beklagten die Legitimation bes 
Kläger3 begrünbet. 


Nr. 1956. IL Sen. 15. April 1887. II. 427. 86. Bd. 17, Nr. 77, ©. 323. 

Pfändung von Bubehörftüden. Auſpruch des Hypothelengläubiger auf ben 
Erlös, Art. 524 code civil. (Mein. R.). Pie Borfchrift des Urt. 524 code civil, 
wonach diejenigen Gegenftände, welche der Eigentümer eines Grunbftüd3 „pour le service 
et T’exploitation de ce fonds‘‘ auf dasſelbe gebracht hat, vermöge ihrer Beitimmung als 
unbeweglidhe Sachen anzufehen find, trifft nur folange zu, als die Gegenftände der 
ihnen vom Eigentümer gegebenen Beftimmung gemäß mit dem Grundftüde verbunden 
bleiben. Sie erlangen ihre Eigenſchaft als bewegliche Sachen fofort wieder, menn bie 
erwähnte Verbindung aufgehoben wird, insbejondere wenn fie getrennt von dem Grund⸗ 
ftäde verfauft und infolge biefer Verfügung vom Grundſtücke entfernt worden find. 
Der Kläger hat im vorliegenden Falle gegen die Pfändung, der er fich fogar felbft an- 
ſchloß, und gegen ben Verkauf der gepfändeten Gegenftände keinen Widerſpruch erhoben, 
vielmehr erft bei dem Berteilungsverfahren, das ihm als Hypothekengläubiger angeblich 
zuftehende Vorzugsrecht anf den Erlös geltend gemadt. Ihm ftand aber außer dem 
ihm nah 8 709 C. P.O. zukommenden Pfänbungspfandredite ein weiteres Vorzugsrecht 
an dem Erlöje der verlauften beweglihen Saden nit zu (Art. 2119 a. a. O.). 
Durch 8 710 EBD. und $ 1 des preußifchen Geſetzes vom 4. März 1879 wird. hieran 
nichts geändert. 


Nr. 1957. OD. Sen. 28. Oftober 1890. IL 171. 90. Bd. 27, Nr. 77, ©. 311. 

Saftung bed Käufers bes nad Art. 524 code civil immoabilifierten Zubehöres 
einer Yabril als Dritibefiger im Sinne bes Art. 2175 daſ. Erforberuis der Immo⸗ 
Bilifierung. (bein. R.). Das Berufungsurteil beruht auf der Annahme, daß bie 
Frau R. bezüglich des von ihr eigentümlich erworbenen Betriebömaterialed der Fabrik 
als Drittbefigerin im Art. 2175 code civil anzufehen jei und auf rund ber Be 
ftimmungen biefes Artikels den Magenden Hypothelargläubiger wegen Berfchlimmerung 
und Wertäverminderung ber verpfänbeten Fabrik in Höhe feines Ausfalles zu entſchädigen 
habe. Wäre die Annahme, daß Frau R. Drittbefigerin geworben fei, richtig, jo würde 
es auf den guten oder böſen Glauben der Frau R. bei Wegnahme des Fabrikzubehöres 
nicht anlommen. Der Drittbefiger haftet dem Hypothekargläubiger für jede Verſchlimme⸗ 
rung, bie durch feine Handlung dem Grundftüde zugefügt worden ift, ohne daß ihm 
bezüglich biefer Handlung ein Verſehen nachgewielen werden müßte. Der Rechtsgrund 
diefer Haftung beruht auf ber Minderung feiner Eigentumsrechte, auf der Beſchränkung 
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feiner Dispofitionsbefugnis bezüglich des erworbenen Eigentums infolge ber Hypothelar⸗ 
beitellung durch ben Vorbeſitzer. Wäre aber bie Fran R. nicht als BDrittbefigerin an- 
zufehen, fo würde eine Schadenserfaßpflicht fi nur auf der Grundlage der Art. 1382 ff. 
tonftruieren laffen, und es müßte bann in erfter Linie bie Yrage, ob ihr ein Verſehen 
zur Laft fällt, erörtert werben. Die Yrau R. Tann aber nicht als Driitbefikerin im 
Sinne bes Art. 2175 angefehen werben. BDrittbefiger ift berjenige, der bas Eigentum 
ber verpfändeten Liegenſchaft oder eined Teiles berjelben erworben bat. Die Frau R. 
bat aber nicht einen Teil ber Liegenfchaft, nämlich der Fabrik als foldher, fonbern 
nur bie mit biefer gemäß Art. 524 code civil verbundenen Mobiliargegenftänbe als 
Mobilien erworben. Nun ift das Hupothelariiche Hecht des Gläubiger, ber bie 
Fabrik einichließlich des Zubehörs, folange es thatſächlich mit ber Fabrik verbunden 
blieb, zu feiner Befriedigung angreifen fonnte, durch den bloßen durch Bertrag er- 
folgten Eigentumswechſel bes Zubehöres der Fabrik nicht beeinträchtigt. Dem Hypothelar- 
gläubiger gegenüber ift baber das übertragene Material troß der Übertragung, ba eine 
Hypothek überhaupt nur an unbeweglihenm Gute befteben Tann, unbemwegliches Gut ge» 
blieben. Allein daran folgt noch keineswegs, daß Frau R., die doch nur bemwegliches 
Gut erwerben wollte und erworben bat, nunmehr als Drittbefigerin eines Teils bes 
Grunbftüdes im Sinne des Geſetzes anzufehen ſei. Da ber Vertrag, wodurch das 
Eigentum be3 Materials auf Frau R. übergegangen ift, für den Hypothekargläubiger 
überhaupt nicht eriftierte, fo war ihm gegenüber allein ber urſprüngliche Schuldner als 
ber Eigentümer der Fabrik einichließlich des Materials anzufehen und er allein Fonnte 
als Mepräfentant bes verpfändeten Grundſtücks nebft Zubehör mit ber hypothekariſchen 
Klage verfolgt werden. Wenn einmal der Sap als richtig anzuerkennen ift, daß der 
Eigentumsübergang bed Fabrikzubehörs auf die Frau MR. das vorher erworbene Hecht 
des Hypothelargläubigers nicht berühren Tonnte, fo ericheint es infonfequent, von biejem 
zu verlangen, daß er bie Fran R. auf Grund bes Vertrages als bie Eigentümerin 
eined Teil bed Grundftüäds anfehen und als Drittbefigerin behandeln ſolle. Barin 
würde zugleih eine Anerkennung bed Bertrages und bes Eigentumsüberganges auch 
vom Standpunfte des Hypothefargläubigers Tiegen. Daß der Urt. 2175 im borliegen- 
den Falle nicht angewendet werben Tann, ergiebt ſich ferner aus folgendem. Ber 
Artikel feßt voraus, daß ber Erwerber bes Grunbftüds oder eines Teils besfelben 
gerade dies Grundſtück oder ben erworbenen Teil verichlimmert oder im Werte ver⸗ 
ringert habe. Run Hat aber die Fran R. die ihr übertragenen Fabrifutenfilien jelbft 
nit im Werte verringert. Der Hläger behauptet nur, daB Frau R. durch bie Trennung 
und Fortſchaffung ber Utenfilien aus ber Fabrik die letztere im Werte vermindert 
babe. Aber bezüglich ber Fabrik felbft war fie jedenfalls nicht Drittbefikerin, und eine 
Deteriotation berfelben, gleichviel auf melde Weiſe fie verurfacht fein möchte, würde 
gegen bie Frau R. offenbar nicht auf der Srundlage des Art. 2175 verfolgt werben 
Tönnen. Ebenſowenig erfcheint für bie vorliegende Yrage ber Geſichtspunkt berechtigt, 
daß Frau R. durch die Trennung ber Utenfilten von der Fabrik, indem fie dadurch 
ben Zugriff des Hypothefargläubigerd auf bie erfteren unmöglich machte, das ganze 
verpfändete Grundftück beftehend ans Fabrik nebft Zubehör und damit indirelt 
auch das letztere ſelbſt gefchädigt habe- Denn bei Anwendung des Art. 2175 ift ſcharf 
zu unterfcheiden, weldher Teil des verpfändeten Grundſtücks in das Eigentum bes Nechts- 
nachfolgers übergegangen if. Nur für eine Berihlimmerung dieſes von ihm be 
feflenen und foweit für fich allein in Betracht fommenden Teiles könnte er auf Grund 
jened Wrtifel3 in Anjprud genommen werden. Auf Rechtsirrtum beruht auch bie 
Annahme des Berufungsgericht, daß auch eine geliehene Dampfmaſchine durch bie 
vom Fabrifbefiger erfolgte Einverleibung in bie Fabrik gemäß Art. 254 code civil zur 
unbeweglihen Sache gemacht und bem Rechte des Hypothekargläubigers unterworfen 
werde. Die Immobiliſierung „par destination‘‘ feßt notwendig vorans, daß ber, welcher 
bie bewegliche Sache mit feinem Grundftüde verbindet, auch Eigentümer der beweglichen 
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Sache ſei. Nur der Eigentümer der beweglichen Sache kann dieſe mit dem Grundſtücke, 
wie ber Art. 524 am Schluſſe ſagt, „A perpötuelle demeure“ verbinden. Nr. 89. 


Nr. 1958. IL Sen. 20. Mai 1892. IL 87. 92. Bd. 29, Nr. 74, ©. 303. 

Bereinigung des Hypothekenrechts mit dem Eigentume. (Rhein. R.) Das Be 
rufungsgeriht nimmt an, dab das Kaufpreisprivilegium des S. und ber Witwe 9. 
durch Konſolidation, nämlich dadurch, daß die genannten Inhaber bes binglichen Rechts 
die mit biefem belafteten Grundſtücke in der Subbaftation erftanden, erloſchen ſei. 
Hierbei läßt es das Berufungsgericht babingeftellt, ob zugleich die Kaufpreisforberung, 
die dur das bingliche Recht gelihert wurde und bezüglich deren ſich die Gläubiger 
und Schuldner in einer Perjon vereinigten, mit Rückſicht auf die ftattgefundene Ber- 
pfändung ber Forderung durch Konfufion habe erlöfchen können, indem e3 ber Anficht 
ift, daß, auch wenn das Forderungsrecht nicht untergegangen ift, doch ber Ronfolibation 
b. 5. dem Erlöfchen bes acceflorifchen dinglichen Nechtes die Wirkung nicht verfagt 
werben könne. Dieſe Auffafjung tft rechtsirrtümlih. Der Irrtum befteht darin, daß 
in unguläffiger Weiſe das acceforifche dingliche Necht von dem Forderungsrechte, bem 
ed angehörte, getrennt zur Beurteilung gezogen ift und daß bie Wirkung der Kon 
folidation, der Bereinigung des dinglihen Recht mit dem Eigentume an ber Sade 
in einer Perfon, als vollendet anerlannt ift, ohne gleichzeitig nach dem rechtlichen 
Schickſale ber Forderung zu fragen. In einem Falle wie dem vorliegenden, wo durch 
ben Anlauf von ©. nnd ber Witwe 9. an und für fih die Vorausſetzungen für bie 
rechtliche Möglichkeit der Konfufion der Forderung und zugleich für die KRonfolibation 
bes binglichen Rechts geichaffen wurden, Tonnte die Ießtere nicht eintreten, wenn nicht 
gleichzeitig auch die eritere eintrat. Das Nefultat beider durch dasſelbe Ereignis herbei- 
geführten Rechtswirkungen Tonnte nur ein einheitliches fein. Das folgt aus ber Natur 
des hier fraglichen dinglichen Rechts als eines Accefioriums ber Forderung. Bezüglich 
ber Forderung war aber jede Konfufion auögefchloffen, weil fie vor dem Ankaufe bes 
Srundftädes dem Kläger in gültiger Weiſe zum Fauſtpfande beftellt war, welche Rechts⸗ 
haudlung jebe weitere in und Durch bie Berjon ber Schuldner eintretende Veränderung 
in Unfehung der Forderung und deren Sicherheiten dem Pfandglänbiger gegenüber 
unwirkſam machte. Die Subbaftation ſelbſt und das darauf ftattgehabte Berteilungs- 
verfahren Haben an dieſer rechtlichen Lage nicht? geändert. Mit Recht Hat zunächſt 
das Berufungsgericht die Anficht zurückgewieſen, dab fchon durch die Subhaftation allein 
das bupothelariiche Recht erlöfche, indem dadurch dies Recht in einen bloßen Anſpruch 
an dem Kaufpreife umgewandelt werde. Das hypothekariſche Recht befteht nach der 
franzöfifchen Geſetzgebung troß der erfolgten Subhaftation und troß ber ftattgefundenen 
Anweifung des Gläubiger in bem definitiven Kollofationsftatus fo lange, bis der 
Glaͤubiger für feine Forderung feine Befriedigung gefunden, alſo die Tilgung ber 
Forderung ftattgefunden Hat. Dieſe hätte nun im vorliegenden Falle an und für fich 
auch durch Konfufion erfolgen können, da ja ©. und bie Witwe H. für ihre Forderung 
auf den von ihnen felbft zu zahlenden Kaufpreis befinitiv angewieſen worden find. 
Allein dieſe Anweifung tft nicht lediglich zu ihren Gunſten erfolgt, jo daß fie frei über 
den angewielenen Betrag hätten verfügen können, fondern ©. und bie Witwe H. find 
gemeinfhaftlih mit dem Bfandgläubiger angewiefen worden fo wie auch 
alle brei gemeinſchaftlich als Exrtrabenten ber Subhaftation aufgetreten waren. Dem⸗ 
nad) hat die Anweifung auch nur bie Bedeutung gehabt, daß dem ©. und der Witwe 
9. der betreffende Neft des Kaufpreifes, belaftet mit bem Pfandrechte des Klägers, zu- 
gewiefen wurbe, was jebe Berfügung über dieſen Anſpruch zum Nachteil bes Klägers 
und folgeweife jede Konfuftion in ber Perfon des ©. und ber Witwe H. verhinderte. 
Sm übrigen muß als richtig anerfannt werben (Nr. 1959), daB das franzöftihe Recht 
im allgemeinen ebenfo wie das römiiche Necht eine Hypothek am der eigenen Sache 
nicht Tennt, und daß daher aud die Konfolibation, wie fie andere dingliche Rechte an 
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einer fremden Sache, Nießbrauch und Servituten, zum Erlöfchen bringt, ein Erlöfhungs- 
grund der Hypothelen ift, wenn fie auch im Art. 2180 oode civil unter den Erlöfchungs- 
gründen nicht beſonders erwähnt wird. Indeſſen ſpringt fofort ber Unterſchied in die 
Augen, baß es fich bei anderen dinglichen Rechten an einer fremben Sache um ſelb⸗ 
ftänbige für fich beftehende Berechtigungen an ber Sadje handelt, welche nicht in einem 
Anhängigkeitäverhältniffe zu anderen Rechten ftehen, während bie Hypothek feine felb- 
fländige Eriftenz hat, fondern nur ein Zubehör der Forderung tft. Diefe Unterfcheibung 
führt e8 mit fi, daß bei deu Hypotheken die Konfolidation nicht wie bei ben anderen 
dDingliden Rechten als ein unter allen Umftänden wirkender Erloſchungsgrund der 
Hypothek angejehen werden Tann, ſondern ſtets in Verbindung mit ber Forderung 
ſelbſt in rechtlichen WBetracht gezogen werben muß. Einen befonberen Anhalt für die 
vorgedachte Auffaffung bieten bie Orunbfähe über das Hypothekenreinigungsverfahren 
(Art. 2181 ff. oode civil). Died Verfahren gewährt dem Käufer eines mit Hypothefen 
belafteten Grundſtücks das Recht, durch Bahlung bes vertragsmäßigen Kanfpreifes an 
bie Hypothefengläubiger nach dem Range ber Eintragung das Grunbftäd von fämtlichen 
Hypotheken zu befreien. Es befteht nun fein Zweifel barüber, daß auch ber Käufer 
felbft, wenn er eine vorher ſchon auf bem Grundftück eingetragene Hypothek hat, mit 
zu ben Gläubigern gehört, an die gemäß Art. 2186 a. a. D. ber Rangordnung nadh 
ber Kaufpreis zu bezahlen if. Doktrin und Praxis nehmen fogar faft übereinftinmend 
an, baß ber Käufer auch nad bem Ankaufe die Inſtription feiner eigenen Hypothek 
an dem Grundſtücke gerade wie jeder dritte Hypothekengläubiger gemäß Art. 2154 
a. a. D. erneuern laſſen muß, um fie aufrecht zu erhalten und aus dem Raufpreije 
befriedigt zu werden. Dies beweift offenbar, daß ein Erldſchen einer ſolchen HYypothef 
durch bloße Konfolidation als ausgeichloffen gilt. Der Grund aber, weshalb das Geſetz 
in biefem Falle eine Konfolidation des binglichen Rechts nicht anerfennt, obgleich beffen 
Suhaber zugleich Eigentümer des verpflichteten Srunbftüds geworden ift, liegt eben 
darin, daß eine Aufrechnung ber eingetragenen Forderung mit einem entiprechenden 
Teile des vom Käufer zu zahlenden Kaufpreifes fo lange nicht erfolgen kaun, als nicht 
durch ein Ordreverfahren oder durch eine gütliche definitive Übereinkunft fämtlicher Be⸗ 
teiligten feftgeftellt ift, welche ber verfchiedenen eingetragenen Hypothelken bezw. in 
welcher Neihenfolge bei Überbelaftung des Grundſtüds diefe aus dem Kaufpreife zu 
bezahlen find. Solange dieſe Feftftellung nicht erfolgt ift, trifft nicht Forderung nnd 
Schuld in bderielben Perſon zufammen, es kann daher auch fo lange feine Konfufion 
eintreten. Weil aber die Forderung jelbft nicht untergeht, bleibt auch das accefforiiche 
mit ihr verbundene Hypothekenrecht befteben. 


Kr. 1959. IL Sen. 22. Juni 1886. IL 565. 85. Bd. 16, Nr. 66, ©. 277. 

Wirkung ber Konſolidation der Hypothet. Urt. 1251, 1300, 2177, 2180 code 
civil. (Mhein. R.). Der Bellagte gründet feinen Anſpruch auf Befriedigung aus dem 
Ranfpreife bes Haufes in dem wider D. eingeleiteten Kollofationsverfahren auf bie im 
Sabre 1880 zu Sunften des Kaufmannes E. bewirkte Einfchreibung einer hypothekariſchen 
Horderung, welche D., nachdem er in ber Subhaftation Anſteigerer des Hauſes geworben 
war, durch Ceffion erworben und im Dezember 1882 mit allen ihr anhaftenden Rechten 
dem Beflagten übertragen hatte. Der zum Vorteile des Klägers wider defien Schuldner 
D. bewirkte Pfandeintrag ift zwar erft im Oftober 1882 erfolgt, aber mit Recht be- 
anfprucht der Kläger den Vorrang, weil die an ben Beflagten geſchehene Eeifion wegen 
der eingetretenen Konfolidation ben Übergang bes Pfandrechts nicht bewirken konnte. 
Nach der Auffaſſung bes Geſetzgebers (Art. 2114 code civil) erjcheint die Hypothek als 
ein Recht auf die Sache eines Anderen. Da das Eigentum alle an einer Sache 
benfbaren Rechte in fich begreift (Urt. 544 code civil), fo Tann Niemand ein Pfand⸗ 
recht an der eigenen Sade haben, durch bie Bereinigung des Pfanbrecdites und des 
Eigentumes in berjelben Hand (SKonfolidation) geht daher das Pfandrecht unter. 
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Neuere Rechtsbildungen haben zwar durch bie zur Beförderung des Reallredits ge⸗ 
ſchaffenen Grundſchulden die Zuläſſigkeit des Pfandrechts an ber eigenen Sache an- 
erkannt, dieſe Anſchauung iſt aber dem code civil fremd. Das in Art. 1251 code civil 
gewährte Vorrecht (bie gefehlihe Subrogation zum Vorteile des Erwerber einer 
Liegenfchaft, welcher den Kaufpreis zur Befriedigung der Hypothelargläubiger verwendet 
dat) und bie Beftimmung bes Art. 2177 a. a. D., (die dem Inhaber einer Hypothek, 
welcher die verpfänbete Liegenſchaft erwirbt, im alle ber Abtretung oder der Zwangs⸗ 
verfteigerung einen Schuß wider bie nachſtehenden Glänbiger buch das Wieberaufleben 
feines erlofchenen Pfandrechts gewährt), beruhen auf Gründen ber Billigkeit und er- 
feinen al Ausnahmen von der aus ber Natur des Pfandrechts folgenden Regel. 
Der Urt. 1300 code eivil ift ungenau gefaßt. Abgeſehen von dem Falle des Art. 1183 
a. a. D. behält die perfönliche wie die dingliche Konfufion ihre Wirkung. Im vor- 
fiegenden Falle bat die Konjolibation nicht etwa unter einer (zurüdwirkenden) Bes 
dingung, fondern durch bie befinitiven Rechtshandlungen des O. ftattgefunden, welcher 
ſowohl den Pfandgegenftand als auch die Forderung (unbedingt) erworben bat. D. tft 
weber entwährt noch durch bie Pfandgläubiger zur zwangsweiſen Abtretung bed Haufe 
gezivungen worben, er bat vielmehr das Haus freiwillig an ben Beklagten verfauft, 
wie er auch die Forderung durch freiwillige Ceſſion übertragen Hatte. Dieſe Eeffion 
ftellt daher nach Untergang des binglichen Rechtes ihrem Weſen nach die Beftellung 
einer neuen Hypothek dar und hatte gegenüber den übrigen Pfandgläubigern nur das 
Datum ber neuen Eintragung. Eine Eintragung ift auch vom Bellagten im Januar 
1883 bewirkt worden, fie fteht aber dem mit einer älteren Eintragung verſehenen 
Kläger nicht entgegen. Nr. 1958. 


Nr. 1960. IL Sen. 17. September 1887. IL 113. 87. Bd, 19, Nr. 72, ©. 377. 
Wirkung eines ohne bie Bewilligung des Glänbigers erfslgten Pfandftriches. 
(Rhein. R.). Der Umftand, daß der von dem Pfanbbuchführer vorgenommene Bfand- 
ſtrich ohne die geſetzliche Vorausſetzung nämlich ohne Pfanbftrichabewilligung bes 
Slänbigers geihah (L.R.S. 2157), Hatte an fih noch nicht die Unwirkſamkeit biejes 
Pfandftriches im Berhältnifie zwifchen dem nacdjfolgenden Erwerber des Grundſtückes 
und dem Släubiger zur Folge. Bas folgt aus ber Publizität des Pfandbuches. Im 
vorliegenden alle aber kann fich der Erwerber bes Grundſtückes nach den konkreten 
Umftänden auf ben Pfandftrih nicht berufen. Nach erfolgtem Pfandftrih, aber vor 
Erwerb des Grunbftücdes ſeitens des Beklagten ift vom Pfandbuchführer unter bem 
Pfandſtrich ein Bermer! gemacht, nad deffen Inhalt es zweifelhaft war, ob ber Pfand⸗ 
ſtrich fi auf daB fragliche Grundftüd beziehe. Der Eriverber des Grundſtückes konnte 
aber jedenfalld nur einen folden Inhalt bes Pfandbuches für fi) anrufen, welcher bie 
Richtbelaftung des Grundſtückes mit einem Pfandrechte unzweifelhaft barftellt. 


Zuystuek und Grundſchald nad preuffiſchen Rechſt. a) Inhalt und 
Umfang, Baugerbuung. 

Nr. 1961. IL. Hilfs-Sen. 21. März 1881. V* 614, 80. Bd, 4, Nr.84, ©. 324. 

Nangordnuung ber Hypotheken. (Preuß. R.). Bei der Kollifion verſchiedener 
Eintragungen im Grundbuch ift nicht die Neibenfolge ber Eintragungen allein für 
die Briorität maßgebend, vielmehr kommt derjenigen Eintragung ber Vorrang zu, 
welche bei orbnungsmäßigem Verfahren bes Grunbbuchrichterd zuerft hätte eingetragen 
werben müffen. Kür den gebührenden Borrang enticheidet die Zeit, zu der der Antrag 
auf Eintragung, der ein fachliches Hindernis nicht entgegenfteht, dem Grundbuchrichter 
vorgelegt (präfentiert) if. Unrichtige Eintragungen an fih, und jolange bie 
Berfonen der Beteiligten diefelben bleiben, dürfen das wahre Rechts- 
verhältnis für diefelben nicht ändern. 88 42275. 433, 450, 451, 503, I. 20 LER. 
Dur das hier allein maßgebende E. E. G. vom 5. Mai 1872 ift, abgejehen von einzelnen 
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bier nicht intereffierenden Beftimmungen, nur bie dingliche Seite ber von ihn ge 
ordneten Rechtsmaterien betroffen, während bie bamit in Verbindung ftehenden 
obligatoriſchen Rechtsverhältniſſe von ihm unberührt geblieben find. Die vor- 
liegende Yrage betrifft aber ſowohl die dinglichen als auch bie obligatorifchen Rechts⸗ 
verbältnifte der Beteiligten. Die Vorſchriften der 88 16, 17, 18, 19, 22, 34, 37 ff., des 
Gefepes vom 5. Mai 1872 betreffen nur bie Dingliche Seite. Die eigentliche Streit- 
frage ift aber nad den bie perſönlichen Mechtöverhältnifie betreffenden fonftigen 
Beftinnmungen bed bürgerliden Rechts zu enticheiden. Die die perſönlichen Rechts⸗ 
verhältniffe betreffenden Beftimmungen bes UL.R. I 20 find fo weit in Kraft ge- 
blieben, al3 fie nicht mit den Beſtimmungen bes Geſetzes vom 5. Mat 1872 in Wider⸗ 
ſpruch fteben. Der Srundbuchrichter, der die unrichtige Folgeordnung durch ein Verſehen 
berbeigeführt Bat, haftet nicht unbedingt, auch nur fubjidiariih. 88 502, 503, 451, 
452, 433, 428—435, L 20 ULR. 8 91, IL 19 baf. 8 29 Abf. 1 G. B.O. Un erfter 
Stelle haftet für den Nachteil bes Gläubigers berjenige, welcher durch das Verſehen des 
Richters einen Vorteil erlangt bat, zu welchem er Fein Recht hatte. 8 433, 1.20 A.L. R. 
Die Haftung befteht darin, daß er darauf belangt werben kann, der nacheingetragenen 
Boft das Vorrecht einzuräumen, bezw. daß er im Yall der Veräußerung bes Grund⸗ 
ſtücks zum Bwede ber Befriedigung ber Hypothekengläubiger von feinem beftehenben 
dinglichen Vorrecht zum Nachteil bes nacheingetragenen Släubigerd keinen Gebrauch 
maden Tann. Nr. 1991. 


Nr. 1962. V. Sen. 28. Januar 1885, V. 236. 84. Bd. 13, Nr. 56, ©. 233. 

Beftellung einer Revenuenhypothek an einem Grunbftäde, weiches ſich im vollen 
Eigentum bed Berpfänders befindet. 88 1, 26, 225, L 20 WER, 88 80 fi. IL 4 
daf., 8 45 des E. E.G. vom 5. Mai 1872. (Prenß. R.). Die Buläffigleit der Be 
flellung von Revenüenhypotheken (im Gegenſatz zur unbeichränften Grundftückshypothek, 
der Subftanzhypothef) an einem im vollen Eigentum bes VBerpfänders (im Gegenfak 
zum Fideilommiß- und Lehngute) befinblihen Grundftüäde tft nad den Srunbfägen 
des preußiihen WER. nicht ausgeichlofieen. In der Definition bes Pfandrechts (8 1, 
1.20 A.L. R.) find unter der zu verpfändenden „Sache“ auch Rechte zu verftehen (8 8, 
J. 2A.L.R.) und zu diefen gehört auch das Nutzungsrecht bes Eigentümers. Lebteres 
bildet zwar an fi nur einen NBeftanbteil des Eigentumsrechts, aber eben durch die 
Berpfändung geftaltet es fi in ber Hand des Pfanbgläubigers auch zu einem felb- 
ftändigen Rechte und zwar zu einem folchen, welches einen befonbers geeigneten @egen- 
ftand feiner Sicherung und Befriedigung bildet. Das WER. erwähnt zwar das 
Nupungspfand nur in einzelnen Vorſchriften, welche fih auf befondere Fälle beziehen. 
Daraus folgt aber nicht, daß bie Berpfändung des Nutzungsrechts nur in biefen Fällen, 
ausnahmsweiſe, geftattet wäre. Vielmehr beruhen bie gebachten Vorfchriften ſämtlich 
auf dee Borausfehung der allgemeinen Zuläffigfeit bes Nutzungspfandes. 
Dies gilt von 88 26, 2385, J. 2O LER. 8 228, 1.418, 880 ff. I. 4 A.8.R. Auch 
nah den Beitimmungen bes E. E. G. vom 5. Mai 1872 erfcheint bie Beſtellung einer 
Revenüenhypothek nicht al3 unzuläffig., Die Beſtimmung in 8 45 bes Geſetzes vom 
5. Mat 1872 fteht der Zuläffigfeit nicht entgegen. Auf ben Bertrag, durch welchen 
ausdrücklich eine Revenüenhypothek beftellt wird, bezieht fih ber 8 45 a. a. D. überall 
nit. Denn bdiefer Vertrag widerftreitet dem Pfandrechte nicht und unter 
ſcheidet ſich dadurch von dem hier für nichtig erflärten Vertrage weſentlich. Ebenſowenig 
tonnte er im 845 a. a. D. als ein Vertrag bezeichnet werben, wodurch bem Gläubiger 
bad Net, das Grundſtück zu veräußern, „entzogen“ wirb, weil bie Entstehung 
besjelben ein durch die Pfandbeftellung an fi begründetes Recht vorausſetzt, 
während die bloße Beftellung einer Revenüenhypothek dem Gläubiger ein Recht, bas 
Srundftäd zu veräußern, überhaupt nicht gewährt, alfo auch nicht entzieht. Bei 
ber Revenüenhypothek würde nach Analogie bes 8 45 a. a. D. nur der Nebenvertrag 
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nichtig fein, daß der Gläubiger deren Gegenftand, alfo das Nutzungsrecht oder bie 
Früchte, nicht veräußern folle Die Unzuläffigkeit der ausbrüdlichen Beſtellung einer 
Revenüenhypothek folgt auch nicht aus bem Wegfalle ber Interpretationsregel bes 8 26, 
1. 20 LER., weil ihre Buläffigfeit nicht auf der letztrren beruhte, fondern umgelehrt 
bei benſelben vorausgeſetzt war. Eine andere Auffaſſung bes 8 45 a. a. D. läßt fi 
auch nicht auf deſſen Motive fügen. Wäre aber in denfelben in der That die Wbficht 
ausgeſprochen, abgejehen von Lehn- und Fideikommißgütern die vertragsmäßige Revenüen⸗ 
hypothet auszuſchließen, fo hätte dieſe Abſicht doch in dem Geſetze ſelbſt keinen ge 
eigneten Ausdruck gefunden. Das E.E.G. ſteht auch der Anwendung der bisherigen 
Form ber Eintragung, wonach die Revenlenhypothek auf dem betreffenden Grund⸗ 
ftüde mit der Einſchränkung des Gläubigers auf deſſen Früchte und Nutzungen, als 
beſchraͤnkte Grundſtückshypothek, eingetragen wurde, nicht entgegen. Wie dieſe Form 
für die Eintragung von Revenüenhypotheken an Lehn⸗ und Fideikommißgütern ferner 
anwendbar erjcheint, jo ift fie es anch bei jeder anderen Revenüenhypothek. 


Nr. 1963. IL Hilfd-Sen. 24. Juni 1880. V* 164. 79. Bd. 2, Nr.76, ©. 286. 

Eingetragene Zinfen. 8 30 des Eigentums u. f. w. Geſetzes vom 5. Mai 1872. 
(Preuß. R.). Das Kreditinftitut Tiquidierte bei Belegung ber Kaufgelder für das in not- 
wendiger Subhaftation verfteigerte Rittergut am Orte de3 eingetragenen Pfanbbriefdar- 
lebens zugleich einen Betrag, ber aus Binfen beftand, die dem gedachten Inſtitute nach den 
betreffenden Reglements um beshalb zuftehen follten, weil basfelbe zur Dedung der von 
dem Schuldner an dem beitimmten Fälligleitätermine nicht bezahlten Binfen bes Bfand- 
briefdarfehend glei hohe Beträge aus feinem eigentümlicden Fonds entnommen hatte. 
Der nachfolgende Hypothelengläubiger hat den Zinsanſpruch nich tanerfannt und den 
Betrag auf feine Hypothek für ſich beanſprucht. Die angelegte Spezialmafle ift dem 
Lesteren zugeſprochen. Im vorliegenden Falle find außer den vorbebungenen Binfen 
nur Amortifationdzahlungen und Koften eingetragen. Unter feine biefer Kategorien 
laſſen fi) die verlangten Verzugszinfen fubfumieren. Der Umftand, daß fih der Un- 
fprud) aus dem Regulativ und dem Statut ergiebt unb daß im Eintragungspermerf 
die Darlehendforderung als eine biefem Regulativ und Statut unterworfene bezeichnet 
ift, ändert bierin nichts. Hiermit ift nur eine nähere Bezeichnung der eingetragenen 
Darlehensforberung gegeben; es ift erfichtlich gemacht, von welcher Art und Beſchaffen⸗ 
beit die Darlehensforderung ſei; außerdem aber genügt jene Bezugnahme auf gewiſſe 
Reglements nicht, um eine Eintragung der fraglichen Verzugszinſen als geſchehen an- 
nehmen zu können. Nr. 1983. 


Nr. 1964. II. Sen. 24. Oktober 1879. IH. 12. 79. Bd. 1, Nr. 44, ©. 105. 

Hypothel. Koſten der Klage. (Prenß. R.). Nach 8 30 des preußiichen Geſetzes 
vom 5b. Mai 1872 Haftet die Hypothek für bie Koften einer von ber bypothefarifchen 
Klage getrennt angeftellten perfönlihen Klage nicht. 


Nr. 1965. V. Sen. 17. März 1894. V. 324. 93. Bd. 33, Nr. 47, ©. 217. 

Fortdauerunde Anwendbarkeit der SS 482, 483, J. 20 A.L.R. auf bie vor dem 
1. Oltober 1872 eingetragenen Hypotheken. (Preuß. R.). Während nach den 88 482, 
483, 1.20 A.L.R. der Sppothefengläubiger fi) wegen der von bem eingetragenen 
Kapitale vorbedungenen Binjen (nicht auch wegen Bögerungszinfen) an das Grundftüd 
balten Tann, auch wenn ihrer im Eintragungsvermert nicht beſonders Erwähnung ge- 
ſchehen ift, haftet nad) 3 30 bes E.E.G. vom 5. Mai 1872 das Pfandbgrundftüd für 
Binfen, vorbedungene oder Bögerungszinien, nur dann, wenn fie im Grundbuche ein- 
getragen find. Daraus, daß den Srundbuchgefegen von 1872 weder allgemein noch 
bem 8 30 des E.E.®. insbeſondere rüdwirfende Kraft beigelegt ift, folgt, daß der Um⸗ 
fang der Yorderungen, wofür dad Pfandgrundftüd haftet, nach den zur Beit ber Ent- 
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ftehung de3 Hypothekenrechts geltenden Geſetzen zu beurteilen ift, daß fomit das Pfand- 
grundſtück auch für die nicht eingetragenen vorbedungenen Binfen eined vor bem 
4. Dtober 1872 eingetragenen Kapital8 haftet, vergl. Einl. 8 14 AL.R. 8 VIII des 
Publtfationspatent3 von 1794. Diefen Satz fuchen bie Kommentatoren des Zwangsvoll⸗ 
ftredlungsgefeßes vom 13. Juli 1883 mit dem Argumente vergeblih zn erjchüttern, 
daß die neue Beftimmung des 8 30 E.E.G. nah dem im 873 der G. B. O. aufgeftellten 
Prinzipe mit rückwirkender Kraft auch auf frühere Eintragungen zu beziehen ſei. In 
dem 8 73 der &.B.D. ift keineswegs eine Borfchrift enthalten, die ald ein Grundſatz 
allgemeiner Natur der analogen Anwendung fähig wäre; vielmehr verfolgt der $ 73 
lediglich den Zwed, dem $ 12 E. E.G. rückwirkende Kraft zu verleihen, nicht aber ben, 
für NRechtöverhältniffe, die im 8 12 nicht berührt find, eine Rechtsregel aufzuftellen. 
Nr. 1738. Demgemäß Tann der 8 73 der &.B.D. als Übergangäbeftimmung nur auf 
die dinglihen Nechte bes 8 12 E.E.G. zur Anwendung gelangen. Anderenfalls hätte 
e3 einer ausdrüdlihen allgemeinen oder bejonderen Borfchrift in dem Geſetze bebnrft. 
Aus einer andere Rechtsverhältniſſe betreffenden exceptionellen Vorſchrift Tann eine fo 
einjchneidende mit dem allgemeinen Prinzipe der Nichtrückwirkung neuer Geſetze im 
Wideripruch ftehende Beſtimmung nicht abgeleitet werden. Hiernach ift dem 8 482, 
1. 20 LER. die fernere Anwendbarkeit nicht zu verjagen. 


Nr. 1966. IH. Sen. 18. Juni 1880. III 8. 80. Bd. 2, Nr. 66, ©. 244. 

Umfang des Hypothekenrechts. (Preuß. R.). Der Heinertrag aus bem während 
bes Laufes des Konkursverfahrens fortgefeßten Betriebe ber zur Konkursmaſſe gehörigen 
Fabriken ift zu den in $ 30 des E.E.G. vom 5. Mat 1872 neben ben Pacht⸗ und 
Mietzinfen erwähnten „jonftigen Hebungen” nicht zu rechnen. Der NReingewinn aus 
dem Betriebe einer Fabrik, hier einer Fabrik für Holzftoffbereitung, befteht nicht aus 
dem Nutzungswerte eines Grundſtücks, fondern ftellt ben Gelderlös eines Gewerbe⸗ 
oder Geſchaͤftsbetriebes dar, wofür neben manchen anderen weſentlichen Faktoren das 
verpfändete Grundſtũck nur als Hilfsmittel erſcheint. 


Nr. 1967. V. Sen. 20. Oltober 1888. V. 179. 88. Bd. 22, Nr. 55, ©. 272. 

Die von der Gutsherde gefhorene Wolle als Frucht bes Gutes. Freiwerden 
der abgefonderten Früchte von dem Hypothekenrechte. (Preuß. R.) Der Kläger hat 
die Konftituierung eines Pfandrechts an der Wolle aus prozefiualen Gründen nicht 
nachgewiefen. Die Beichlagnahme bes Gutes R. erfolgte nach 8 16 des Geſetzes vom 
13. Zuli 1883 nur zu Sunften der betreibenden Gläubiger. Dem Kläger als Real⸗ 
gläubiger fteht nur das im Geſetze näher beitimmte Recht auf bie Kaufgelder, nicht 
aber ein Pfandrecht auf Grund der Beichlagnahme zu. Daß ein Widerſpruch gegen 
die Zwangsvollſtreckung feitend des Kläger vor der Wegichaffung der Wolle erhoben 
fei (8 206 Abſ. 2 des Geſetzes vom 13. Juli 1883), ift nicht behauptet. Ebenſowenig 
find von ihm Anträge auf Beihhlagnahme im Wege der Bwangsvollftredung ober des 
Arreſtes geftellt. Es kommt deshalb Iediglih darauf an, ob das vom Kläger präten- 
bierte Pfandrecht eine Stütze im materiellen Rechte findet. Dem Berufungsridter ift 
darin beizuftimmen, daB die von der Gutsherde geichorene Wolle nad 8 220, I. 9 
ALR. zu den Früchten des Landgutes gehört. Früchte lönnen zwar auch die Eigen- 
ſchaft von Bubehör befiten (8 49, I. 2 A.L.R.). Diefer Fall wird bier jedoch dadurch 
ausgeſchloſſen, daß die Wolle zu ber üblichen Zeit gefchoren ift und baß fie zur Fortiegung 
ber Wirtichaft bis zur nächſten Ernte nicht erforderlich war. Gehörte die Wolle aber 
zu den Früchten des Gutes, fo kommen die Sorjchriften des materiellen Rechtes dar- 
über, inwieweit abgejonderte Früchte dem Bfandrechte bes Gläubigerd unterliegen, zur 
Anwendung. Nach dem jebt geltenden Rechte (8 30 Abi. 4 des E.E.G. vom 5. Mai 
1872) ift der Grundſatz anzunehmen: Die abgejonderten Yrüchte werben vom Hypo⸗ 
thefenrechte frei, wenn fie zur Zeit der Zwangsvollſtreckung von dem Grundſtücke ent- 
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fernt worden find, follte auch diefe Entfernung mit einer Verfügung bes Eigentümers 
über die Früchte nicht verbunden fein. Daraus folgt, ba ber Berufungsrichter zu- 
treffend das vom Kläger beanſpruchte Pfandrecht an der Wolle verneint hat, weil fie 
zur Beit der Nealifierung des Pfandrecht3 auf bem Gute nicht mehr vorhanden war, 
und daß e3 nicht darauf ankommt, ob der frühere Eigentümer fie bem Bellagten ber- 
fauft hatte oder ob die Wegichaffung durch ben Gerichtövolizieher ſich als Aft einer 
rechtögültigen Zwangsvoliitredung darftellt. 


Kr. 1968. V. Sen. 14. November 1888. V. 203. 88. Bd. 22, Nr. 63, S. 322. 

Gebüßren des Anwalts Tür Erhebung von Geldern im Kaufgelderbelegungs⸗ 
termine als notwendige Koften der VBeitreibung. (Preuß. R.). Bei der Kaufgelder- 
verteilung mußten neben bem Sapitale der Bellagten auch die Koften der Beitreibung 
in Anſatz gebracht werden. (Vergl. $ 29 der Hypothelennovelle vom 24. Mai 1853, 
8 30 des E. E.G. vom 5. Mai 1872, 8 35 Nr. 1 bes Geſetzes vom 13. Juli 1883). 
Die Beitreibung einer Hypothekenforderung wird erft durh die Empfangnahme des 
Geldes feitens des Gläubigers beendigt, e3 gehören deshalb die Erhebungsgebühren zu 
den Beitreibungskoſten. Es kann auch bie Befugnis ber Bellagten, bei einer Bivangs- 
verfteigerung,, weldhe dem Antragfteller das Recht gewährt, die Barzahlung bes Kauf- 
geldes zur Bedingung zu machen und dadurch fämtlihe Hypothelen zur Fälligfeit zu 
bringen, fi durch einen Rechtsanwalt vertreten zu laflen, nicht bezweifelt werden. 
Über die Geltendmachung des Pfandrechts durch die Subhaftation ift fowohl für ben 
betreibenden &läubiger als für die weiteren Realintereſſenten ein prozefiualer Aft, auf 
ben bie allgemeinen das ganze Progekverfahren beberrichenden Beitimmungen An- 
wendung finden. Zu biefen gehören bei der Zwangsvollſtreckung in Grundſtücke bie 
Borichriften im erften Abfchnitte bes VIII Buches der C.P.O. (Nr. 3587) insbeſondere 
bie bes 8 697, wonach bem Schuldner nur bie notwendigen Koften zur Laft fallen. 
In betreff der Frage, ob die von einer Partei aufgewenbeten Koften zu den notwen- 
digen gehören, verweift der 8 697 auf 8 87 C. P. O., und biefer läßt über die Not- 
wendigleit das freie richterliche Ermeflen entſcheiden. Im vorliegenden Falle hat ber 
Bernfungsrichter ausgeſprochen, daß die Tiberfendung des auf die Beklagte fallenden 
Teils der Kaufgelder, ba beren Legitimation als Nealgläubigerin feftftand, zufolge 
8 121 des Geſetzes vom 13. Juli 1883 durch die Poſt ftattfinden konnte und ba bie 
Bellagte verpflichtet war, diefen für ihren Schulbner billigeren Weg der Ablieferung 
bes Geldes einzuſchlagen. Es iſt nicht erfichtlich, DaB ber Berufungsrichter durch feine 
auf den vorliegenden Sachverhalt getroffene Entfcheibung gegen Geſetze ober Rechts⸗ 
grundfäge verftoßen bat. 


Nr. 1969. V. Sen. 13. März 1889. V. 343. 88. Bd. 23, Nr. 12, ©. 54. 

Laufende Diietözinfen eiugezogen vom Konkursverwalter. Aufpräde der Real⸗ 
gläubiger daran. (Reichs⸗ und preuß. R.) Die Beitimmungen in 88 476, 477, L 
20 A.L.R. find in betreff ber laufenden Badt- und Mietzinfen durch 8 30 des 
E.E.&. vom 5. Mai 1872 nicht geändert. Die nach bem Geſetze vom 13. Juli 1883 
(8 16) eintretende Beſchlagnahme des Grundſtückes erftredt fich auf die zur Immobiliar- 
mafje gehörigen beweglichen Gegenftände mit Ausnahme ber Pacht- und Miet- 
zinfen. Um die Beidhlagnahme auf die Revenuen auszubehnen, muß deshalb der 
Gläubiger neben der Zwangsverſteigerung die Zwaugsverwaltung beantragen (88 139 ff. 
des Geſetzes vom 13. Juli 1883.). Hiernach wäre im vorliegenden Yalle der Pfand» 
ſchuldner, wenn feine Konkurseröffnung über fein Vermögen ftattgefunden hätte, durch 
die gefchehene Einleitung der Zwangsverſteigerung nicht behindert geweien, bie Mietd- 
zinfen einzuziehen, und bem Kläger hätte vermöge feines Pfandrechts an dem Grund- 
ftäde fein Anſpruch auf den erhobenen Betrag augeitanden. Der Umftand, ba ber 
Konkurs eröffnet ift und daß ber Konkursverwalter die Mieten erhoben, hat darin 
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zu Gunften bes Kläger nichts geändert. Vergl. 88 3 Ab. 2, 5, 10, 107 ff. RED. 
Der Kläger war durch das Konfursverfahren nicht behindert, die ihm nad) preußifchen 
Landesgeſetzen als Hnpothelengläubiger gegen die Maffe zuftehenden Rechte gelteud zu 
maden. Er hat das aber nicht gethan, insbeſondere bie Beſchlagnahme der Mieten 
nicht ausgebracht. Die Mieter konnten deshalb rechtsgültig ihre Verbindlichkeit Durch 
Bahlung an den erwalter erfüllen. Diefer hatte feine Verpflichtung, bie Rechte ber 
Realgläubiger wahrzunehmen. Er empfing vielmehr bie Mietszinſen als zur Konkurs⸗ 
maffe gehörige Vermögensftüde, und zwar für bie Konkursmaſſe, nicht für die Ab- 
fonderungsberechtigten. Eine befondere Mafle, zu welcher er fie vereinnahmen konnte, 
gab es nicht. Dagegen erjcheint bie Konkursmaſſe bereihtigt, die von dem Verwalter 
zu Unredt an den Kläger als Hypothekengläubiger auf beffen Yorderung gezahlten 
Mietszinſen zurüdzufordern. Die Konkursmaſſe hat die condiotio sine causa und die 
Anwendbarkeit des 8 180, I. 16. UL.R. auf Fälle biefer Urt ift ausgeichloflen. Nr. 3806. 
Nr. 3994. Nr. 1943. Nr. 3924. Nr. 3926. 


Nr. 1970. L Sen. 6. November 1889. I. 221. 89. Bd. 25, Nr. 45, ©. 218. 

Borausfekungen des Anfpruches des Hypothekenglänbigers auf Zahlung ber 
Brandentihäbigungsgelder gegen den Berſicherer. (Breuß. R.). Bie Haftung ber 
Forderung des eingetragenen Eigentümers (and dem von ihm in Bezug auf 
die Grundſtücksgebäude abgefchloffenen Feuerverfiherungsvertrage gegen den Berficherer) 
für die Hypothelen- und Grundſchuldrechte, mit welchen das Grundſtück belaftet ift, 
entfteht zwar in dem Geltungsgebiete bes E.E.G. vom 5. Mai 1872 gemäß 5 30 dieſes 
Geſetzes, jobald das Hypothelen- oder Grundſchuldrecht im Grundbuche eingetragen und 
ber Berficherungsvertrag abgeichloffen ift. Durch diefe Haftung wirb aber nicht auf einen 
Hypotheken⸗ oder Grundſchuldberechtigten das Recht des Berficherungsnehmers übertragen, 
die Zahlung der Brandverfiderungsgelber von bem Berficherer zu beanſpruchen. Hierzu 
bebarf der betreffende Hypothekar⸗ ober. Grundfichulbberechtigte vielmehr eines Wltes, 
welcher gerabe ihn zur Ausübung jenes vertragsmäßigen Auſpruches legiti⸗ 
miert und ben Berficherer verbindet, die Berficherungsvertragserfüllung nicht an feinen 
Gegentontrahenten, fonbern gerade an jenen betreffenden Hypotheken⸗ oder Grundſchuld⸗ 
berechtigten zu leiften. Die policemäßige Verfiherungsbedingung, daB, im alle ber 
Entſchaͤdigungsanſpruch durch Schuld bes Verficherten verloren fei, ber Berficherer bie 
Entihädigung, foweit nötig, zur Befriedigung ber auf dem Gruudftüde, deſſen Ge⸗ 
bäube abgebrannt find, eingetragenen Hypotheken⸗ bezw. Realgläubiger gegen Ceſſion ihrer 
Nechte verwende, ift aber nicht Lediglich eine von dem Ermeſſen der Berlicherungs- 
gefellichaft abhängige Bergünfttgung, fondern begründet einen Rechtsanſpruch 
ber Nealgläubiger. Nr. 1946. Nr. 1116. Nr. 325. Die erft in der Berufungs- 
inſtanz verfuchte Klagbegründung gemäß biefer policemäßigen Berfiherungsbebingung 
ift indeffen gegenüber ber Iebiglich au3 dem Bertragsrechte bes Srundftüdseigentümers 
in Berfnüpfnng mit 8 30 E. E.G. hergeleiteten lage eine nah 8 489 C. P.O. unftatt- 
hafte Slagänderung Der fubftituierte Anſpruch, deſſen Borausfegung gerade das 
Erloſchenſein der Rechte des eingetragenen Eigentümer aus dem Berficherungs- 
vertrage bildet, beruht Lediglich auf einem Berirage zu Gunften ber Hypothelengläubiger 
bezw. auf einem von einem Geichäftsführer ohne Auftrag für fie abgeſchloſſenen 
Bertrage. 


Nr. 1971. IIL Sen. 17. Suni 1884. IIL 290. 83. Bd. 12, Nr. 41, ©. 169. 

Rüdwirkung des E. E.G. vom 5. Mai 1872. (Preuß. R.). Die Beftimmung des $ 30 
bes preußiichen E. E.G. vom 5. Mai 1872 bezüglich der Haftung der bem Eigentümer zu⸗ 
fallenden Feuerverficherungsgelder für die Hypothek ift im vorliegenden Falle unanwend- 
bar. Denn wenn aud; das Geſetz vom 5. Mai 1872 durch das Geſetz vom 30. Mat 1873 in 
ben Bezirk des vormaligen Zuftizfenats in Ehrenbreitftein eingeführt und das letztere am 
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4. Oktober 1873 in Kraft getreten iſt, fo kann doch ber cit. 8 30 nur für ſolche Hypotheken 
wirffam werden, die gemäß Geſetzes vom 5. Mai 1872 in das Grundbuch eingetragen find. 
Die Beftimmungen in ben 83 30—33 des Geſetzes vom 5. Mai 1872, welche von dem 
Umfange bed Hypotheken⸗ und Grundſchuldrechtes handeln, beziehen ſich nur auf die 
jenigen Hypotheken und Grundſchulden, welche gemäß biefes Geſetzes, mithin nad 8 18 
durch die Eintragung im Grundbuche enftanden find. Für ba bier fragliche Grund⸗ 
ftüd war aber zur Beit der Eintragung der Hypothek ein Grundbuchblatt noch nicht 
angelegt. 


Kr. 1972. V. Sen. 22. Oktober 1890. V. 134. 90. Ob. 26, Nr. 66, ©. 343. 

Necht des Hypothelengläubigers bezüglich der einem Yabrifetabliffement als 
Subftanzteile eingefügten Maſchinen bei Gigentumsporbehalt des Lieferanten, 
(Preuß. R.). Die Mägerin, welche dem Subhaftaten die fraglihe Mühleneinrichtung 
geliefert und baraus noch eine Reftforderung hat, leitet ihr Borrecht aus dem Eigen- 
tumsporbehalte ab, den fie ausdrücklich mit fuspenfiver Wirkung bis zur Bahlung 
des vollen Preiſes bei Übernahme ber Lieferung gemacht hat. Mit Unrecht beftreitet 
die Klägerin, daß die in Yrage ftehende Maſchineneinrichtung, wenn fie als Subftanz- 
teil der Dampfichneidemühle aufgefaßt werden müßte, van ben Hypothekenrechten bes 
Bellagten ergriffen worden ſei. Die Unficht der Klägerin, daß dies durch ihren Eigen- 
tumsvorbehalt an den Mafchinen ausgefchloffen werde, ift nach preußifchem Rechte nicht 
begründet. Es Handelt fih hier um ben Fall eines Baues mit fremden Materialien ; 
Eigentümer biefer bis dahin fremben Materialien wird nad) den 88 334, 335, I. 9 
AL.R. der Bauende durch die Thatſache ber Verbauung, er bleibt auch ihr Eigentümer 
troß einer eintretenden Trennung der Materialien von dem Ban. Der 8 30 bes 
E.E. G. vom 5. Mai 1872 fteht dem nicht entgegen. Die Hypothek ergreift nen hinzu⸗ 
tommende Subftanzteile des Grundftüdes auch dann, wenn ein Anderer ſich an ben 
hinzngefügten Teilen das Eigentum vorbehalten Hatte. Daß die ftreitige Mafchinen- 
einrichtung zur Subftanz des dem Beklagten verpfändeten Srunbftüds gehört hat, 
tft vom Berufungsrichter ohne Rechtsirrtum feftgeftellt. Die Mafchinen find dann als 
Teile 84, J. 2 A.L.R.), nicht als bloßes Zubehör (88 A2ff. a. a. D.) des Fabrik⸗ 
grundftüdes aufzufaffen, wenn nicht bloß eine auf die Dauer berechnete mechaniſche 
Verbindung derjelben mit dem Grundſtücke hergeftellt worden ift, fondern and) das 
Grundſtück erft durch Einführung dieſer Mafchinen zn derjenigen Sache, zu ber es be- 
fHimmt tft, nämlich zum Yabrifetabliffement geworben tft, und dieſe Eigenfchaft wieder 
verlieren würbe, wenn bie Mafchinen entfernt werben follten. Nr. 92. Nr. 526. 
Daß diefe Vorausſetzung einer Einheit von Gebäude und Mafchinen (nicht im Sinne 
einer fogen. universitas juris, fondern im Sinne eines zufammengefeßten phyſiſchen 
Ganzen) im vorliegenden Falle gegeben war, bat ber Bernfungsrichter thatfächlich feſt⸗ 
geftelt. Er nimmt mit Recht an, daB es für die Unterſcheidung zwiſchen Subftanz« 
teilen und Pertinenzien nicht fowohl anf die Befeftigungsart als auf den Buftand 
und die Bedeutung des Ganzen im Verkehre anlommt. (Bergl. 8 80, L2 A.L.R.). 
Nr. 9. 


Nr. 1973. IL Hilfs-Sen. 7. Zuli 1881. V* 800. 80. 8b. 5, Nr. 80, ©. 292, 
Beräußerung fichender und hängender Früchte. Anfechtung durch bie Hypotheken⸗ 
gläubiger, 88 30, 31 des Geſetzes vom 5. Mat 1872. (Preuß. R.). Schon nad 
frügerem Recht beftand ein Unterichied in Berfügnungsbefugnis Aber abgefonderte und 
über Tünftige Früchte. Über abgefonderte Tonnte der Eigentümer fo lange verfügen, 
als fie der Gläubiger noch nicht in gerichtlichen Beichlag genommen hatte (8 476, I. 
20. ULR) Anders bei künftigen Früchten (88 477, 478 daf.). Unter künftigen 
Früchten, im Gegenfab zu abgeionderten, follen in Rückſicht auf ben Hypothefenglänbiger 
fomohl ftehende und bängende ald auch fünftig erft entſtehende Früchte verftanden fein. 
Schul ge, Reichtgerichttentſcheidungen. Bd. IL. 13 
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Das A.L.R. ſchrieb nicht, wie bei abgefonberten Früchten, vor, daß das dingliche Recht 
im Falle der Veräußerung ftebender und hängender Früchte dur Beſchlagnahme er- 
halten werben müßte. Derfelbe Unterſchied ergiebt fich auch bei der gegenwärtigen Geſetz- 
gebung. Die Veräußerung ber auf bem Brundftüde noch vorhandenen abgejonberten 
dem Eigentümer gehörigen Früchte ift, wenn fie auch bem binglichen Rechte des Hypo⸗ 
thefen- oder Grundbichuldgläubigers bis zur Veräußerung unterworfen find, nicht ver⸗ 
boten. Will baher ber Gläubiger eine Veräußerung verhindern, jo hat er hierzu nur 
das Mittel des Arrefted. Anders bei ftehenden und hängenden Früchten. Sie find dem 
dinglichen Rechte nah 8 30 Abſ. 3 a. a. O. unbedingt unterworfen, ohne bie Ein- 
ſchrankung, daß fie dem Eigentümer des Grunbftüds gehören müſſen. Dieſer darf fie 
zum Nachteil des Gläubigers nicht veräußern (8 31 a. a D.). Bei ftehenden und 
hängenden Früchten wird alfo der Gläubiger gegen ihm nadhteilige Verfügungen fchon 
dur das Geſetz geſchützt, jo dab es einer Beſchlagnahme (eines Arreftes) nicht bedarf 
und ber Gläubiger fein bingliches Recht auf bie Früchte, weldhe, als ftehende und 
bängende veräußert waren, auch dann noch verfolgen kann, wenn fie auf Grund eines 
Veräußerungdvertrage® von dem Erwerber 'abgefondert bezw. vom Grundſtück weg⸗ 
geſchafft waren, ohne daß zuvor eine Beichlagnahme berjelben erfolgt ift, vorausgeſetzt 
daB ihm bie Veräußeruug zum Nachteil gereicht. 


Tr. 1974. Ferien-Sen. 28. Juli 1896. V. 206. 96. Bd. 37, Air. 96, S. 356. 

Berſchlechterung eines Grundftäds im Sinne bes 8 50 des E.E. G. Sicherungs⸗ 
mahregeln. (Preuß. R.) Die mit ihrem Ehemanne in getrennten Gütern Iebenbe Be⸗ 
Hagte befitt das Gut M., das fie durch Vertrag vom 20. April 1895 von bem Mit- 
Häger ©. für 420000 ME. gelauft und am 4. Mai 1895 aufgelafien erhalten hat. 
Auf den Antrag ber brei Kläger als Hypothekengläubiger ift durch die einftweiligen 
Berfügungen de3 Landgerichts vom 21. und 23. Januar 1896 wegen Gefährbung ber 
Sicherheit der Släubiger bie Bwangsverwaltung des Gutes angeordnet. Die Bellagte 
erbob Widerſpruch; das Landgericht hat jedoch auf Beftätigung der einftweiligen Ber- 
fügungen erlfannt und das Oberlandeögericht bat in dem jet angefochtenen Urteile die 
Berufung der Bellagten zurüdgewiejen. Auch bie Revifion ber Beflagten ift zurück⸗ 
gewiefen. Das Berufungsurteil beruht darauf, daß die Beklagte die Verfiherung ber 
Gebäude, des Inventar und der Borräte unterlaffen bat, nachdem der vom Borbefiker 
ber Bellagten mit ber Schlefiichen Fenerverſicherungsgeſellſchaft abgeſchloſſene bis zum 
12. September 1899 Taufende Verſicherungsvertrag von ber Gejellfchaft zum 12. Sep- 
tember 1895 wegen bed eingetretenen Beligwechjeld aufgefündigt war. Das Berufungs- 
gericht findet darin eine Berfchlechterung des Grunbftüds, die nah 8 50 bes E.E. G. 
vom 5. Mai 1872 die Hupothelengläubiger zur Beantragung von Sidderungsmaßregeln 
bei dem Brozeßrichter berechtigt Habe. Die Erheblichleit der Verſchlechterung und zu- 
gleich die Gefährbung ber Sicherheit der Gläubiger wird daraus hergeleitet, daß infolge 
der Nichtverfiherung bei einer Vernichtung ber Gebäude, bed Inventars und ber Bor- 
räte durch Brand der noch verbleibende Wert des Grund und Vodens bie Forderungen 
ber brei Kläger vorausfichtlich nicht deden würde. Es wird feitgeftellt, daß Die Be- 
klagte nach Aufhebung des Bertrages mit der Schleſiſchen Feuerverſicherungsgeſellſchaft 
eine anderweitige Berfiherung in der Beit vom 12. September 1895 bis zur Ein- 
leitung ber Zwangsverwaltung trog ihres angeblidhen Bemühens nicht Habe erlangen 
Tönnen und daß dies mie auch die Aufhebung jenes Bertraged durch bie Schlefiſche 
Teuerverfiherungsgefellichaft Iebiglih in ben Berjonen ber Bellagten und ihres Ehe- 
mannes feinen Grund babe. Solange bieje ſich auf dem Gute befunden hätten, fei 
auch nad Einleitung der Zwangsverwaltung eine Verſicherung der Gebäude u. f. w. 
nit zu erreichen geweſen, jetzt ftehe, da die Eheleute inzwiſchen vom Gute entfernt 
worden feien, einer Berficherung durch den Verwalter ein Hindernis nicht mehr ent» 
gegen. Die Bmwangsverwaltung fei dauach das geeignete und notwendige Sicherungs- 
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mittel geweſen. Die Reviſion macht zunächft geltend, eine Verſchlechterung des Grund⸗ 
ftädes liege nicht vor, weil der bewegliche Beilaß kein Beftanbteil des Grundftüds 
fei und weil bavon abgefehen ſich durch die Nichtverfiherung ber Gebäude n. |. w. in 
Bezug auf den räumlichen Umfang des Grundftüd und auf beflen Wert ſich nichts 
veränbert habe. Dies ift unrichtig. Unter „dem Grundſtücke“ verfteht der $ 50 E. E. G. 
nicht bloß den Grund und Boden, fondern das Pfandobjekt in bem Umfange, in welchem 
es nad) ben 8 30ff. bes E. E.G. ben Hypothefengläubigern haftet. Vergl. Motive zum 
Entwurfe I des 8.0.8. Bd. 3, ©. 668, 669. Dazu gehören neben dem beweglichen 
Zubehör u. a. auch „bie dem Eigentümer zufallenden Berficherungsgelber für Früchte, 
bewegliche Zubehör und abgebrannte oder durch Brand beichädigte Gebäude, wenn 
diefe Gelder nicht ftatutenmäßig zur Wiederheritellung der Gebäude verwendet werden 
müſſen“. Der Gläubiger hat alfo ein Recht darauf, daß die Berficherungsgelder ent- 
weder "zur Wiederherftellung der durch ben Brand geſchmälerten Sicherheit ober zu 
feiner Befriedigung verwendet werden. Mitverhaftet ift ihm danach bie Forberung auf 
die Berfiherungdgelber. Bergl. 8 1110 de3 Entwurfes zum D.B.G.B. Wird die Ber- 
fiderung aufgehoben, fo verringert und verfchlechtert fi dadurch das Pfanbobjelt; 
mindeſtens muß dies für ben bier vorliegenden Fall der Aufhebung bes Verſicherungs⸗ 
vertrages vor deſſen Ablauf, alſo vor dem Zeitpunkte, bis wohin ſich die Slaubiger 
gegen Brandſchaden geſichert glauben konnten, angenommen werden. Unerheblich iſt es, 
daß die Verſicherungsgelder dem Gläubiger nicht neben ben Gebäuden u. ſ. w., ſondern 
nur an deren Stelle haften, wenn fie verbrennen. Ihre Haftung ift nicht einmal 
eine bebingte; bedingt ift nur ber Anſpruch auf bie Verſicherungsſumme und in biefer 
Bedingtheit ift er dem Hypothekenrechte mit unterworfen. Die Revifion erinnert ferner, 
baß der Bwed bes 8 50 des E. E.G. in der dem Hypothekengläubiger beftellten 
Sicherheit feine Grenze finde. Eine Verfchlechterung des Grunbftüd Tiege in der Unter- 
faffung der Weiterverfiherung für die Gläubiger höchſtens dann, wenn bie Gebäube 
a. |. w. ſchon zu ber Beit, wo die Sicherheit beftellt wurde, gegen Brand ver- 
fihert waren. Die einftweiligen Verfügungen wären daher aufzuheben geweſen, weil 
die Kläger e3 an jeder Behauptung und Glaubhaftmachung in biefem Punkte hätten 
fehlen laſſen. Es bebarf hier aber nicht der Enticheidung darüber, ob der Schuldner 
etwaige Berbefferungen be3 Grundſtücks, die zugleich Berbefferungen der ſchon 
vorher beftellten Sicherheit find, wieder fortzunehmen berechtigt ift und ob der obligatorifche 
Anſpruch der Gläubiger nicht auch auf Erhaltung folder nachträglichen Erhöhung ihrer 
Sicherheit geht. Jedenfalls Hätte die Beklagte ihr angebliches Recht, die Berfiherung 
beliebig zu erneuern oder aufzuheben, in den Sorinftanzen barzuthun gehabt, denn 
daß in der Verfiherung ber Gebäude u. f. w. eine nachträgliche Berbefferung der 
den Släubigern beftellten Sicherheit Iag, tft feine zu vermutende Thatſache und mußte 
daher von der Bellagten erwielen oder wenigftens glaubhaft gemacht werden. Sie hat 
in diefer Beziehung in ben Borinftanzen jedoch nichts vorgebracht. Auch fonft Liegen 
rechtliche Bedenken gegen das Berufungsurteil nicht vor. Die Auffaffung des Berufungs- 
gerichts, baß unter den „erheblichen“ Berfchlechterungen des Grundſtücks feine anderen 
zu verftehen jeien als die durch den Zwiſchenſatz bezeichneten, „durch welche die Sicher- 
heit des Glaͤubigers gefährdet wird” ift zu billigen. Vergl. Entfch. des Obertribunals 
Bd. 76, ©. 121. Die Annahme ferner, daß eine Gefährdung der Sicherheit des Gläu⸗ 
biger8 erft Dann vorhanden ſei, wenn infolge der Verſchlechterung der Wert des Grund- 
ftüdes unter bie durch den Stand ber Hypothek bezeichnete Grenze herabſinkt oder in 
Bufunft Herabfinfen Könnte, kann Bedenken erregen, gereicht aber dem Bellagten nicht 
zum Nachteile. Endlih muß e3 zweifelhaft eriheinen, ob, wie das Berufungsgericht 
mit dem Obertribunal annimmt (Entf. des Obertribunals Bd. 76, S. 120), felbft 
bei rein zufälligen Berfchlechterungen des Grundſtücks Sicherungdmaßregeln beantragt 
werben Tönnen. Hier handelt es fich inbeflen nicht um eine zufällige durch äußere Ein- 
flüſſe herbeigeführte Verſchlechterung. Diele ift vielmehr durch den Schuldner felbft 
13* 





196 Drittes Bud. Sachenrecht. 


herbeigeführt und es Liegt ein Fall vor, in dem durch eine den Schuldner in feiner 
Berwaltung befchräntende Maßregel zufünftigen Nachteilen für die Gläubiger vorgebeugt 
werden Tann. Darauf, ob das Unterlafien ber Berfiherung auf ein Verſchulden 
bes Hypothekenſchuldners zurüdzuführen ift, kommt es nach 8 50 a. a. D. nicht an. 


Nr. 1975. IH. Sen. 4. Mai 1886. II. 383. 85. 8b. 15, Nr. 50, ©. 214. 

Begriff des Zubehör. Gewilllürte Bertinenzien. Mafgebendes Recht. (Gem. 
nnd preuß. R.). Der 3 30 des preußifchen E. E.G. vom 5. Mai 1872 hat einen einheit- 
lichen Begriff befien, was als Zubehör im Sinne dieſes Paragraphen zu gelten hat, 
nicht aufgeftellt, weshalb die Frage, ob die ftreitigen Mobiliarftüde ald Zubehör des 
dem Kläger verpfändeten in Kurheſſen belegenen Grundftüdes anzufehen find, nach ge 
meinem Recht beantwortet werden muß. Das römiſche Recht ftellt in L. 17 8 7 Dig. 
de act. emti vend. 49, 1 einen allgemeinen Geſichtspunkt auf und erläutert ihn in 
Beifpielen. Danach muß eine Sache, um Pertinenz einer anderen zu fein, bie Beftim- 
mung haben, dem Gebrauche der Letzteren für die in deren Natur gelegenen Bwede zu 
dienen, biefe Beſtimmung muß eine dauernde und auch bereit3 realifiert fein. So 
wenig bie Möbel eines Privatmannes oder bie Bibliothel eines Gelehrten oder das 
Handwerkszeug eines Gewerbetreibenden Pertinenz des Haufes wird, in welchem die 
Eigentümer biefer Mobilien wohnen, ebenjowenig Tann jene Eigenfchaft bei dem von 
einem Gafthofsbefiger zur Beherbergung von Bäften angeſchafften Hausgeräte eintreten. 
Der Unficht, daß es neben den natürlichen bezw. gefeßlichen auch fogen. gewillfürte 
Bertinenzien gebe, bei benen das Vorhandenſein der Pertinenzqualität lediglich vom 
Nachweiſe einer beftimmten Hierauf gerichteten Abficht ber Parteien abbänge, ift nad) 
der Auffaffung des römifchen Rechts nicht beizutreten. 


Nr. 1976. V. Sen. 23. April 1892. V. 356. 92. Bd. 29, Nr. 59, ©. 238. 

Nachweis ber Benachteiligung eines Hypothekengläubigers, ber eine Barand- 
verfügung über Mietzinfen auf mehr als ein Vierteljahr aufiht. 8 31 des E.E. G. 
vom 5. Mai 1872. (Preuß. R.). Nah 8 30 des E.E. G. unterliegen gleich den natür- 
lichen Früchten des Pfandgrundftüdes auch die Pacht- und Mietzinfen dem Hypothelen- 
und Grundſchuldrechte. Diefe Verhaftung dauert folange, als nicht über jene Nubungen 
anderweit rechtsgültig verfügt if. Mit ber Aufhebung ihrer rechtlichen Verbindung 
mit dem Grundſtücke erliſcht auch bezüglich ihrer das Hypothekenrecht (vergl. 8 476, 
L OWLR) Deshalb bedarf e3 zur Befeftigung und Verwirklichung bes Hypotheken⸗ 
rechts an den Nubungen bes Pfandgrundftüdes einer Beſchlagnahme, die in Unfehung 
ber Pacdt- und Mietzinfen mit Einleitung ber Zwangsverwaltung (nicht mehr wie 
früher auch mit Einleitung des Bmangsverfteigerungsverfahrens) verbunden ift (88 16, 
140 des Geſetzes vom 13. Juli 1883), aber aud durch Einzelpfändung bewirkt werden 
fann. Der freien Verfügung bes Eigentümers über die Nubungen des Pfandgrund- 
ſtückes ift (ähnlich wie in ben 88 477ff. L 20 WER.) durch den 8 31 E.E.®. eine 
Schranke geſetzt, der in betreff ber Pacht- und Mietzinfen beftimmt, daß deren Voraus⸗ 
erhebung, Abtretung und Verpfänbung auf mehr als ein Vierteljahr, foweit fie zum 
Nachteile der eingetragenen Gläubiger gereicht, ohne Wirkſamkeit if. Was von frei- 
williger Verfügung jettend des Eigentümers, gilt folgerichtig auch von einer gegen 
biefen im Wege des Urreftes oder der Zwangsvollſtreckung von einem Dritten erwirkten 
Pfändung und Überweifung. Unzweifelhaft und unbeftritten liegt hier eine Voraus⸗ 
verfügung im Sinne des 8 31 a. a. D. vor, ba bie Miete für das vierte Quartal ein- 
geffagt, die Pfändung aber, auf die der Kläger fein Klagrecht ſtützt, ſchon im zweiten 
Quartal 1890 erfolgt if. Es kann nun ferner keinem Bedenken unterliegen, daß die 
Boraudverfügung nur von demjenigen Hupothelengläubiger gerügt werben kann, der 
durch fie benachteiligt ift, fo DaB e3 zur Begründung des Rechtöbehelfes aus & 31 a. a. O. 
nicht genügt, daß die Vorausverfügung zum Nachteile irgend eines Hypothefengläubigers 
ober Mehrerer gereicht. Die Entfcheibung des Nechtöftreit3 hängt hiernach allein Davon 
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ab, ob die vom Kläger erwirkte Pfändung ber eingeklagten Mietsrate im Sinne des 
8 31 a. a D. zum Nachteile der Gerichtskaſſe als eingetragener &läubigerin gereicht. 
Das Berufungsgericht hat mit bem erften Richter diefe Frage bejaht. Die dagegen 
bon ber Nevifion des Klägerd erhobenen Angriffe find nicht begründet. Die Reviſion 
geht Hierbei von der Auſicht and, daß bie Frage, ob eine Vorausverfügung im Sinne 
bes 8 31 a. a. D. zum Nachteile des fie anfechtenben Hypothekengläubigers gereicht, 
nur uach Maßgabe der Nangordnung der Eintragungen beantwortet unb bemgemäß 
eine Benachteiligung des Hppothelengläubigerd dann nicht angenommen werben könne, 
wenn biefer, wie im vorliegenden Yalle die Gerichtskaſſe, wegen ber voreingetragenen 
Hypotbelen Teine Ausſicht gehabt Hat, feine Befriedigung aus bem Grundſtücke im Wege 
der Zwangsperfteigerung ober Zwangsverwaltung zu erlangen. Diefe Anficht iſt rechts⸗ 
irrtümlich. Die Anwendbarkeit des 8 31 a. a. D. ift von dem Reichsgericht in einem 
früheren Urteile, wo es fih darum handelte, ob nach vollzogener Zwangsverſteigerung 
und Kanfgelderverteilung ein ausgefallener Gläubiger zur Anfechtung der Voraus⸗ 
erbebung und nochmaligen Einforberung von Pachtgeld befugt fet, obwohl er auch unter 
Hinzurechnung der vorauserhobenen Bachtgelder nichts aus der Kaufgeldermaffe erhalten 
Haben würbe, verneint, weil ber anfechtende Gläubiger feinen Nachteil erlitten habe, zur 
Wahrnehmung der Interefien der zuerft ausgefallenen, voreingetragenen Släubiger aber 
nicht legitimiert fei. Hier handelt es fih aber nicht um die Inanſpruchnahme im voraus 
erhobenen oder gepfänbeten Wietzinfes aus bem echte bes Hupothefengläubigers an 
der Kaufgeldermafle des fubhaftierten Srundftüdes, fondern um die Kollifion eines 
perfönlichen und eines eingetragenen Gläubiger, bie beide eine Mietzinsrate mittels 
Pfändung und ÜÜberweifung zum Zwecke ihrer Befrtebigung in Anfpruch genommen 
haben. Daß bie Borauspfändung ber fraglichen Mietzinsrate durch den Kläger, falls 
fie der fpäteren Pfändung bderjelben Mietzinsrate durch bie Gerichtskafſe vorgehen würde, 
ber Legteren zum Nachteile gereicht, bebarf Feiner Darlegung. Es Tann fi nur fragen, 
ob diefer Nachteil die Gerichtskaſſe als Hypothelengläubigerin trifft. Diefe 
Frage ift zu bejahen. Wie bereit3 bemerkt ift, Tann das Hypothekenrecht an den Pacht⸗ 
und Mietzinfen nicht bloß durch Antrag auf Zwangsverwaltung, fondern auch durch 
Pfändung der einzelnen Hebungen geltend gemacht werben. Der 8 43 E. E. G. fteht 
nit entgegen. Mit der Pfändung der ihm verhafteten Pacht- und Mietzinfen giebt 
der voreingetragene Hypotbelengläubiger fein Hypothelenrecht nicht auf; im Gegenteil, er 
verwirklicht e3, indem er einen feinem Pfandrechte unterworfenen Gegenftand zu feiner 
Befriedigung in Anfpruh nimmt. Tritt ihm hierbei ein bloß perfönlicder Glaͤubiger 
des Srundeigentümers mit Erfolg entgegen, jo wirb dadurch der eingetragene Gläubiger 
in ber Ausübung feines Hypothekenrechts gehindert, mithin in Beziehung auf das 
Lestere benachteiligt, worin nicht3 geändert wird, wenn, wie die Gerichtälaffe, der ein- 
getragene Släubiger, zugleich perſönlicher Gläubiger des Srundftüdsbefigers ift. Der 
Nachteil befteht eben darin, daß, gleichviel wie fich die eingetragene Hypothek zu den 
übrigen Hypotheken verhält, dem eingetragenen Gläubiger ein bereite Befriedigungs- 
mittel entzogen wird. Ob die vorstehenden Hppothefengläubiger ihrerſeits die Beichlag- 
nahme Tünftiger Hebungen durch einen nachftehenden Hypothefengläubiger gemäß 8 31 
a. a. D. anfechten könnten, ift bier nicht zu erörtern. Jedenfalls brauchen fie es nicht 
zu thun unb haben es im vorliegenden alle nit gethan, haben auch Feine Anſchluß⸗ 
pfändung erwirkt. Sie ftehen daher in Anfehung ber hier ftreitigen Mietsrate außer 
Konkurrenz und es fteht dem Kläger nicht zu, aus ihrem Rechte einen Behelf zu ent- 
nehmen, um die Befugnis der Gerichtsfaffe zur Anfechtung ber Borausverfügung über 
die fraglihe Mietsrate zu beftreiten. Nr. 1943. 


Nr. 1977. V. Sen. 21. Januar 1891. V. 227. 90. Bd. 27, Nr. 58, ©. 240. 
Saftung unbeweglicher Zubehörftüde, bie zur Zeit der Eintragung der Hypothek 
„ber Grundſchuld dem Hanptgute im Grundbuche nicht zugeſchrieben waren, für eine 
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nad) dem Inkrafttreten bes Gefekes vom 5. Mai 1872 eingetragene Hypothek oder 
Gruudſchuld, wenn in jenem Zeitpunkte Das Grundbuch noch wicht auf bie Stener- 
bücher zurädgeführt war. (Preuß. R.). Nach früherem Recht, bei Anwendung bes 
8 443, L 20 A.L.R., unterfchied bie Praxis zwiſchen Subftanzteilen und Pertinenz- 
ftüden. Unter dem ganzen Grundftüde im 5 443 wurden alle Teile besjelben ver- 
ftanden, ans benen das Grundftüd bei der erſten Unlegung be3 Hypothekenfoliums 
beftanden hatte unb bie vom biefem bei ber Eintragung ber Hypothek noch nicht im 
Hypothekenbuche durch Abichreibung abgetrennt waren. In betreff der im Hypotheken⸗ 
buche des Hauptgutes nicht ausdrüdlich vermerkten Pertinenzſtücke wurde dagegen an- 
genommen, daß fie dem Gläubiger nicht haften, wenn fie vor ber Eintragung der 
Hypothek von dem Grundftüde thatſächlich wie rechtlich getrennt waren. War das 
Bertinenzftäd jedoch auf dem Hypothekenfolium des Hauptgutes ausdrücklich vermerkt 
ober war für basfelbe ein befonberes Hypothelenfolium angelegt, fo trat felbftverftänblich 
auch bier der Glaube des Hypothefenbuches in Wirkung: im erften Falle Tonnte das 
Bertinenzftüäd nur buch Abſchreibung vom Hauptgute ber Haftung für fpäter ein- 
zutragende Hypotheken entzogen werden, im anderen war es rechtlich zu einem jelb- 
ftändigen von dem Hauptgute unabhängigen Grundftüde geworben und wurde bon den 
Eintragungen auf bem Blatte bed Hauptgutes nicht mehr erfaßt. Vergl. 88 48ff. 
1. 20 WLR Nah der Eintragung der Hypothek erworbene Pertinenzftüde waren 
dem Hypothekenrechte ohne Weiteres nicht unterworfen, fie traten in bie Mithaftung 
nur infolge einer neuen Eintragung und nur von diefer Beit an ein. Vergl. 88 454, 
455, 470, LO ULER. Nach 8 30 des E. E. G. vom 5. Mai 1872 wird lediglich der 
Beitpunft ind Auge gefaßt, wo die Grundbücher auf die Steuerbüder zurüdgeführt 
fein werben. Wie ber Geſetzgeber fich ben rechtlichen Buftand für die Zeit bis zur 
Burüdführung des Grundbuches auf bie Steuerbücder vorgeftellt Hat, darüber geben 
die Motive feine Auskunft. Darf daran feftgehalten werben, daß, wie die Motive be- 
fagen, die Unterſcheidung zwiſchen Subftanzteilen und Pertinenzftüden grundfäglich 
aufgegeben ift, fo ergiebt ſich als Sinn des Satzes in 8 30 a. a. D.: es Baftet „das 
ganze Grundftück mit allen zur Beit der Eintragung nicht abgejchriebenen Teilen“ 
dahin, daß alle einzelnen Teile des Grundftüds ohne Nüdficht Darauf, ob fie zu den 
Subftanzteilen oder zu den Pertinenzftüden zu rechnen, haften, fofern fie nur nicht 
durch Abfchreibung im Grundbuche von dem Grundftüde getrennt find. Iſt das 
Grundftüd noch nicht nach den Steuerbüdern im Grundbuche feftgeftellt, fonbern, wie 
es nach Anleitung des 8 33 Zit. I ber Hypothekenordnung von 1783 zu geichehen 
pflegte, nur allgemein nad) Namen, Lage und etwaigen bejonderen Kennzeichen bes 
zeichnet, fo haftet dasſelbe in feinem ganzen thatfächlich vorhandenen Umfange, alfo 
mit den zur Beit ber Eintragung der Poſt thatfächlih und rechtlich dazu gehörigen 
Pertinenzftüden, foweit die Iegteren in dieſem HZeitpunkte nicht abgefchrieben waren. 
Sit jo jene Beſtimmung aufzufafien, dann kann nicht im Widerſpruche bamit der ferneren 
Beftimmung, wonad die zugejhriebenen Bubehörftüde (Bertinenzien) haften, bie Be⸗ 
deutung beigelegt werden, daß ein Teil des Grundftüds, wenn er Bubehörftüd ift, 
auch in bem Falle, daß dad Grundftück noch nicht auf die Steuerbücher zurüdgeführt 
ift, nur dann hafte, wenn er zugejchrieben worden. Vielmehr muß angenommen werben, 
daß damit nur für den anderen Fall, wo das Grundftüd bereits im Grundbuche durch 
Ungabe der Größe feinem Umfange nad und durch die Verweiſung auf die Stener- 
büder in jeinen Zeilen feftgeftellt worden, die erfolgte Bufchreibung zur Borausfegung 
des Eintrittes des Bubehörftüdes in bie Pfandhaftung gemacht if. Demnach befchräntt 
fih die Anwendung jener weiteren Beftimmung binfichtlih ber noch nicht auf die 
Steuerbücher zurüdgeführten Grundbuchblätter auf ben im 8 32 des E.E.&. befonbers 
und abweichend vom früheren Hechte geordneten Fall, daß dem Grundftüde erft nad 
Eintragung der Poſt unbeweglidde Zubehörftüäde aus frembem Eigentum hinzugefügt 
werden. Hiernach ift die ftreitige Wiefe, die vor langer Zeit dem ftäbtifchen Haus- 
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grundftüde als unverußerliches Pertinenzſtũck (als ſogen. Hauswieſe) bei Verteilung 
der ftädtifchen Wieſen zugelegt, Die auch ftet3 mit dem Hausgrundſtücke zuſammen ver- 
äußert, aber weder auf dem Titel bes Hausgrundftäds jemals vermerkt noch auf einem 
beionderen Grundbuchblatte eingetragen worben und in ber Grundfteuermutterrolle 
von jeher gefondert vom Haufe ohne Angabe eines Srundbuchblattes vermerft war, in 
bie Mithaftung für Die auf das Hausgrundftäd eingetragene Grundſchuld eingetragen, 
weil fie im Beitpunfte der Eintragung der Grundſchuld als Pertinenz zu dem Hans- 
grundftäd gehörte. Möchte ed aber bedenklich ericheinen, den Wegfall der Unterfcheibung 
zwiſchen Subftanzteilen und Bertinenzftüden, der in den Motiven allerdings nur unter 
der Borausfegung in Ausficht genommen zu fein fcheint, daß das Grundbuch in gleicher 
Weile ſowohl die Parzellen als die PBertinenzien nachweiſt, auch für die Fälle in 8 30 
des E.E.G. ausgeſprochen zu finden, in denen das Grundbuch noch nicht auf bie 
Stenerbücher zurüdgeführt ift, fo führt doch auch folgende Erwägung zu bem ge 
wonnenen Ergebnifie. Die Wiefe war zu ber Beit, ald das Hausgrundſtück im Hypo⸗ 
thefenbuche eingetragen wurde, wit den Haufe als Pertinenz, jet e3 unveräußerlid 
oder trennbar, verbunden. Nah 8 394, L 20 A.L.R. und 88 12, 34 Tit. I der Hy⸗ 
pothefenorbnung von 1783 erhielt fie deshalb weder eine befondere Nummer (Folium) 
im Hypothekenbuche noch wurde fie darin beim Hausgrunditäde bejonders vermerft. 
Mit der Eintragung des Hansgrundftüdes im Hypothekenbuche war fomit auch die 
Wieſe als befien Pertinenz darin eingetragen, wenn auch auf dem Titelblatte beren 
Bugehörigfeit zum Haufe nicht erſichtlich gemacht war, und fie blieb fo lange eingetragen, 
als fie rechtlich und thatſächlich Pertinenz bed Hausgrundftüds war. Hierin trat mit 
dem Inkrafttreten der Grundbuchgefeße vom 5. Mai 1872 ohne Weiteres eine Änderung 
nit ein. Nah wie vor umfaßt das Grundbuchblatt eines Grundftückes deſſen Be⸗ 
ftandteile, unbewegliche Bubehörftüde und Gerechtigleiten (8 5 der G.B.O.). Eine 
Änderung konnte, abgefehen von der nicht erfolgten Abfchreibung, erft dann eintreten, 
wenn das Grundbuchblatt gemäß 8 4 ber &.B.D. und der Ausführungdverfügung vom 
2. September 1872 auf die Steuerbüdher zurüdgeführt und dadurch das Hausgrundftüd 
feinem Umfange nad indivibualtfiert und fpezialifiert wurde. Dies iſt jeboch bis zur 
Eintragung der fraglihen Grundſchuld nicht gefchehen; in dem ausgefertigten Grund⸗ 
ſchuldbriefe ift unter der Rubrik „Veftandteile des Grundftückes“ in Befolgung bed 
Art. 7 Abſ. 2 der Ansführungsverfügung vom 2. September 1872 ansdrücklich ver- 
merkt: „Das Grundbuch ift nach dem Steuerbuche noch nicht berichtigt.” Bur Zeit ber 
Eintragung ber Grundſchuld umfaßte hiernach das Grundbuchblatt Über dad Hans- 
grundftüd auch die ald Pertinenz dazu gehörige Wiefe. 


Nr. 1978. IL Hilfs-Sen. 3. April 1882. V* 197. 81. Bd. 7, Nr. 61, ©. 200. 

Einreden gegen bie Korrealhypothek. (Preuß. R.). Der Eigentümer bes für 
eine Korrealhypothek mitverhafteten Grundftücks Tann dem auf einem ber anderen 
mitverpfändeten Grundſtücke Hinter der Korrenlhypothel eingetragenen und bei ber 
Subhaftation bes Ießteren ausgefallenen Gläubiger, ber den ihm nad 8 56 Nr. 3 ber 
älteren Yaflung der Konkursorbnung vom 8. Mai 1855 und Art. V des Geſetzes vom 
12. März 1869 überwieſenen Anfpruc geltend macht, die ihm fonft gefeglich zuftehenden 
Einwendungen gegen bie Hypothek entgegenjeken. 


Nr. 1979. V. Sen. 12. Mai 1886. V. 104. 86. Bd. 16, Nr. 37, ©. 164. 

Geltendmachung der Korrealhypothek im Zwangsverſteigernugsverfahren. Be⸗ 
trug. (Preuß. R.). Die Vorſchrift des 8 42 Abſ. 2 des E.E.G. vom 5. Mai 1872 
bezieht fi nur auf ben Fall, wenn eine Befriedigung aus den Kanfgeldern eines fub- 
haftierten Grundftüds erfolgt if. Nr. 1994. Im vorliegenden Yalle fteht aber bie 
KKontroverfe über den Bereich jener Vorſchrift nach diefer Richtung hin nicht in Frage. 
Auf dem Gefamtgrundftüde des U. ftand für B. eine Hypothek eingetragen, welche, al3 
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A. davon eine Parzelle veräußerte, ungeteilt auf dieſe übertragen wurbe. Bas Eigen- 
tum der letzteren ging demnädft durch Bufchlagsurteil in notwendiger Subhaftation 
auf C. über, dieſer ließ fih von B. die Hypothek gegen Bahlung der Baluta cedieren 
und verzichtete auf Befriedigung aus den Kaufgeldern, wodurch bewirkt wurde, daß er 
mit eigenen eingetragenen Hypothelen, die jonft ausgefallen wären, zur Hebung gelangte. 
Als die Befriedigung des B. durch C. erfolgte, war &. mit dem Grunbftüde, welches 
er erftanden Hatte, nicht für die Korrealhypothek verhaftet. Die Befriedigung ift allo 
nicht aus dem Srundftüde gewährt. Dem C. ftand daher das in 8 42 Ubf. 1 des E.E. G. 
gegebene Recht zu, welches auch im Falle der Subhaftation eines der verpfändeten 
Grundftüde ausgelibt werben durfte. Sonach fällt die auf Einwilligung des €. in die 
Löſchung der auf dem Weftgrundftüde noch eingetragenen Hypothek gerichtete Klage des 
A., foweit fie die Borfchrift des 8 42 Abi. 2 a. a. O. für fich verwerten will. Ebenſo 
wenig tft das Fundament bes argliftigen Verhaltens des C. gegeben (88 94 Eint. 88 36, 
37, L 6 A.L.R.). Die Vorfchrift des 8 86, J. 4 AL.R. kann, mag man ihren Kreis 
für die Berfonen der Entihädigungsberechtigten noch jo weit greifen und felbft eine 
Ubficht des Betrügerd, die Anderen zu befchädigen, babei nicht für notwendig halten, 
doch jedenfalls nur dann Anwendung finden, wenn durch den Betrug, außer denjenigen, 
gegen welchen er verübt worden, noch ein anderer einen Schaden erleidet, d. h. etwas 
vorliegt, worauf er einen Rechtsanſpruch hatte. Daß im gegebenen Falle ber Släger 
ein Recht gehabt habe, von feinem früheren Gläubiger B. zu verlangen, Bezahlung aus 
ben Kaufgeldern zu nehmen, bat ber Kläger nicht behauptet, fonbern nur, daß dies 
wegen des freundichaftlichen Verhältniſſes zwiſchen ihnen mit Sicherheit vorauszufehen 
geweſen wäre. Ein folder von dem bloßen Wohlwollen eines Anderen d. t. von einem 
willkürlichen, jederzeit veränberlichen Belieben abhängiger Vermögensvorteil entzieht 
fih jeder Schäkung. Sein Wegfall bietet baher nach feiner Richtung bie rechtliche 
Örundlage eined Schadensanſpruches. Nr. 3820. 


Ar. 1980. V. Sen. 2. Oktober 1886. V. 140. 86. Bd. 16, Nr. 57, ©. 244. 

Wirkung bes Verzicht auf das einer Hypothek auftehende Vorrecht. (Preuß. R.). 
Eine Entfagung des Pfandrechts enthält nicht einen Verzicht auf die Forderung. 
Nr. 1948. Was aber von einem Berzichte auf das ganze Recht gilt, das muß noch 
mehr von dem Berzichte auf ein Vorrecht, welcher infolge ber Priorttätsceffion eintritt, 
gelten. — In der preußiſchen Praxis ift überwiegend an dem Grundſatze feitgehalten, 
daß die Prioritätsceffion zwiſchen dem Gedenten und bem Ceffionar nur obligatorifche 
Birlungen erzeugt, welche jedoch durch die Eintragung für ben britten Inhaber ber 
Zorderung bindend werden (8 498, I. 20 AUL2.R.). Bweifel beftehen allerdings über 
ben Inhalt der Obligation. Das Neichögericht hat angenommen, baß bie Obligation 
nicht in einem Austaufche der beiderfeitigen Forderungen mit der Wirkung befteht, daß 
die vortretende Hypothek an bie Stelle der zurüdtretenden geießt wird. Die Praxis 
hat vielmehr mit Recht an dem Grundfage feftgehalten, daß die Löfchung der zurüd- 
tretenden Hypothek auch ohne Zuftimmung des vortretenden Glaubigers erfolgen Tann 
und daß in foldhem Falle die Zwiſchenhypotheken aufrüden. Ebenfowenig befteht ber 
Inhalt der Obligation in einer Verpflichtung des Prioritätscedenten, das bei der Kauf⸗ 
gelberverteilung auf ihn fallende Percipiendum an den Ceſſionar auszuzahlen. Die 
Rechtswirkung der Vorrechtseinräumung geht vielmehr dahin, daß bei einer Rollifion 
beider Pfandrechte der Burüdtretende den Vorrang feiner Hypothek nicht geltend machen 
darf, daß aljo die Schranke, welche das Pfandrecht des Burüdtretenden für die Aus- 
übung deöjenigen des Bortretenden bildete, fortfällt und daß der Vortretende befugt 
wird, fein an fich gültig bleibenbes Pfandrecht an der Stelle de3 Burüdtretenden geltend 
zu machen. Schwierigkeiten bietet das Verhältnis der Zwiſchenhypotheken zu der vor- 
tretenden Hypothek. Das relativ beſſere Recht der erfteren bleibt Dabei jedoch un- 
berührt. Man muß annehmen, daß fie in demfelben Umfange, wie fie früher durch 
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bie Hypothek des Zurücktretenden beſchränkt wurden, infolge ber Prioritätsceſſion durch 
den vortretenden Glaͤubiger zurücgedräungt werben. Nr. 1995. Nr. 1948. Nr. 2236. 
Nr. 4255. 


b) Jandſchaftliche Rreditvereine. Pfaudbriefe. 
Nr.1981. IIL Hilfs⸗Sen. 25. Februar 1880. VP- 136. 79. Bd. 1, Nr. 132, S. 368. 
Nechtliche Natur bes „eigentümlichen Fonds“ ber alten Poſener Laudſchaft. 
(Preuß. R.). Der „eigentümliche Fonds“ (88 124 ff. der Kreditordnung für die Poſener 
Landihaft vom 15. Dezember 1824) und inäbefondere die Gefamtheit derjenigen Über- 
Ihüfle desfelben, welche nad vollendeter planmäßiger Tilgung der gefamten Pfand» 
brieföfchuld und ber damit im Bufammenhange ftehenden Auflöfung; des durch bie 
Kreditorbnung gegründeten Vereines ber zum Kreditverein verbundenen Guts beſitzer 
übrig geblieben waren, gehörte zum Vermögen dieſes Vereines. Diefe Überfchüffe waren 
unter den Mitgliedern d. 5. unter den zeitigen Befigern der bepfandbrieft ge- 
wefenen Güter zur Verteilung zu bringen. Die daraus bervorgehenden Einzelaniprücde 
anf diefe Überſchüſſe find als ſubjektiv dingliche Rechte im Sinne de8 8125, L2ALR. 
zu beurteilen und gewinnen eben dadurch die rechtliche Bedeutung von Zubehörungen 
der einzelnen beteiligten Güter. Auf die nach planmäßiger Tilgung der Pfandbriefsſchuld 
auf ein Gut entfallende Anteildrate der erwähnten Überſchüſſe bat baher allein ber- 
jenige Beſitzer Anſpruch, welder fih zur Zeit der Ausſchüttung im Beſitze bes 
Gutes befindet, nicht derjenige, welcher zur Beit der Aufloſung bes Vereins oder zu 
einer früheren Zeit Beſitzer war. 


Nr. 1982. IIL Hilfs⸗Sen. 17. Upril 1880. VP- 92. 79. 8b. 1, Nr. 141, ©. 398. 

„Eigentämlidder Fonds“ der alten Bofener Laundſchaft. (Preuß. R.) Der als 
alte Bofener Landſchaft bezeichnete Kreditverein bildete nad 8 25, II. 6 A.L.R. eine 
Korporation, deren Mitgliedfchaft fubjeltiv und objektiv einen dinglichen Eharalter 
hatte. Der „eigentämlidhe Fonds“ war Eigentum diefer Korporation. Die einzelnen 
Mitglieder konnten erft dur die Auflöſung der Korporation ein Miteigentum an 
den alsdann vorhandenen Überfchäffen ihres Fonds erwerben. Bis bahin hatte alfo 
jedes Mitglied nur die rechtliche Ausficht oder ein gefeglihes Anrecht auf ben 
fünftigen Erwerb dieſes Miteigentums. Ba das Recht der Mitgliedfhaft bes 
Bereines untrennbar an den beteiligten &ütern baftete, das fragliche Unrecht aber nur 
einen einzelnen Beftandteil dieſes Mitgliedsſchaftsrechts bildete, fo war vor ber 
Auffdfung des Vereines die Übertragung des Anrecht? auf Nichtbeſitzer durch Vertrag 
ausgeichloffen; dagegen war aud vor deſſen Auflöfung einem Mitgliede die im voraus 
erfolgende Übertragung feines Tünftigen Miteigentumd an dem Fonds nicht zu 
verfagen, die Wirkſamkeit einer hierauf gerichteten Willenserklärung jedoch nur eine 
bupothetifche, nämlich dadurch bedingt, daß bied Miteigentum ohne jene Erffärung dem 
Übertragenden felbft wirklich zugefallen fein würde Nach Auflöfung des Vereins tft 
die Übertragbarfeit des dann wirklich erworbenen Miteigentum an dem biöherigen 
Fonds und feine Trennbarleit von dem berechtigten Gute unbedenklich. 


Nr. 1983. V. Sen. 16. November 1887. V. 203. 87. Bd. 20, Nr. 50, S. 220. 

Erkenubarkeit der Haftung des für ein Pfaubbriefsdarlehen verpfünbeten Gruud⸗ 
füds im Bezug anf ein dem Schuldner zur Ausgleichnng ber Kursdifferenz be⸗ 
wiliigtes Zuſchußdarlehen. (Preuß. R.). Ubgefehen von den in den 88 76, 77 ber 
$.8.D. angegebenen Ausnahmen (betreffend Altenteil und Rentenpflichtigfeit) gilt für 
die unter der Herrfchaft der Grundbuchgeſetze von 1872 erfolgten Eintragungen von 
Hypotheken nnd Grundſchulden die Regel, daß dad verpfändete Grundftück für eine 
Kapitalfordberung nur dann haftet, wenn fie im Grundbuche eingetragen ift, und das 
Kapital gilt nur dann als eingetragen, wenn bie Eintragung zu einem beitimmten 
Betrage erfolgt ift (88 23, 24, 30 bes E.E. G. vom 5. Mai 1872). Die Verweifung 
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auf vertragömäßige ober gefegliche Beftinmmungen in dem Eintragungsvermerfe entipricht 
nicht dem Grundjage der Spezialifierung und erſetzt nicht das im 8 3 a. a. O. für 
bie Eintragung vorgefchriebene Erfordernis. Das fogen. Zuſchußdarlehen tft ein felb- 
ftändiges von der Pfandbrieffchuld unabhängiges Darlehen; es fteht rein auf dem Boden 
des Darlehensvertrages, ohne von der Tendenz der Kreditvermittelung beeinflußt zu 
fein. Diefer rechtlichen Natur des Bufchußdarlehens entfpricht es, daß einzelne Krebit- 
imftitute (3.8. die pommerſche und die jchlefiiche Landfchaft) fich wegen ihrer Forderung 
and bemfelben durch eine befondere Hinter ber Pfandbrieffchulb einzutragende Hypothek 
beden. Dad bier maßgebende Megulativ für das kur⸗ und neumärkfifche Krebitinftitut 
vom 45. März 1858 beftinnmt in 8 8, daß dem Darlehensnehmer, wenn der Kurs ber 
Pfanbbriefe unter pari fteht, zur völligen oder teilweifen Ausgleidhung der 
Differenz zwiſchen dem Kurd- und dem Nennwerte ein barer Zuſchuß gegeben werben 
Tann. Das Pfandbriefbarlehen umfaßt alfo den etwa gegebenen Zuſchuß nicht mit, 
und die Eintragung des erfteren unter Bezugnahme anf da3 Negulativ oder das Statut 
madt es nicht erfennbar, daß das Grundftüd für ein Bufchußdarlehen haftet. Die 
Vorſchrift des 8 47 der G. B.O. betrifft nur das Verfahren bei der Eintragung und 
Loſchung von Pfandbriefdarlehen, erhält aber keineswegs die etwa in den einzelnen 
Neglements getroffenen von den Beitimmungen der Grundbuchgeſetze über den Umfang 
und die rechtliche Wirkung der Eintragungen abweichenden Beitimmungen aufredt. 
Nr. 1963. Hiernach Tafteten die Zuſchußdarlehne nicht als dingliche Schuld auf dem 
verfteigerten vom Kläger erftandenen Gute und find fie auch auf den Kläger nicht 
daburch übergegangen, daß er als Erfteher (durch den Bufchlagsbeicheid gemäß ben 
Berfteigerungsbedingungen) bie Pfanbbriefihuld mit den bedungenen Bing- und Amor- 
tifationszahlungen übernommen bat. Nr. 2036. 


Nr. 1984. II. Hilfd-Sen. 31. März 1881. V* 157. 80. Bd. 4, Nr. 87, ©. 337. 

Weſtpreußiſche Laudſchaft. Konkursprivilegien, Umfang, Geffibilität. (Preuß. R.). 
Nach den in 88 402—404, L 11 A.L. R. ausgefprochenen allgemeinen Grundfäben muß 
die Ceſſion der Konkursprivilegien der Landichaft für zuläfiig und gleichzeitig an- 
genommen werden, daß biefelbe auch ohne befondere und ausdrückliche Abtretung durch 
bie Geifion der Forderung, mit der fie verbunden find, auf ben Ceſſionar übergeben. 
Dem_ftehen auch die über die Vorrechte der Landſchaft ergangenen bejonderen Geſete 
nicht entgegen. Hiernach muß der Beklagte als Eeffionar der Landſchaft für befugt 
angefehen werben, in ber Subhaftation des Gutes das Konkursprivilegium der legteren, 
ebenfo wie biefe felbft, geltend zu machen unb daher feine Befriedigung wegen der ihm 
cebierten Forderung aus ben Kaufgeldern an ber Stelle ber Pfanbbriefäpoft, deren 
Binfen ihm abgetreten find, zu verlangen. Dieje Befugnis erftredt ſich auch auf bie 
Berzugszinfen und die Koften. Denn ber Anfprud auf Bahlung ber erfteren und auf 
Erftattung der Iekteren find Nebenrechte der ihm cedierten Forderung und deshalb nad) 
8 402, J. 11 WER. zugleich mit diefer auf ihn übergegangen. 8 54 Nr. 3 Ver R.K. O. 
vom 8. Mai 1855; 8 60 der Subhaftationsorbnung vom 15. März 1869. 


Pr. 1985.11 Hilfs-Sen. 20. September 1880. V* 435. 79. 85.3, Nr. 63, ©. 221. 

Schlefiſche Laudſchaften. Rechtsweg. (Preuß. R.). Ein Privilegium der ſchle⸗ 
fifchen Landichaften des Inhalts, daß ihre Liquidate im Subhaftationsverfahren 
eiten3 Dritter im Prozeßwege nicht angefochten werden könnten, befteht nicht und 
hat niemals beftanden. — Die Grundfäge von der Eigentümerhupothel, 38 63—66 des 
Geſetzes über ben Eigentumserwerb u. |. w. vom 5. Mai 1872 finden auf die Pfandbriefe 
bezüglich bes Amortifationsfonds ber ſchleſiſchen Landſchaften feine An- 
wendung. Nad den landſchaftlichen Neglements, bie Kontraltgejeg zwiſchen ben Be⸗ 
teiligten, alfo zwifchen der Lanbfhaft und dem Beſitzer bed bepfandbrieften Gutes find, 
wirkt die Anfammlung bes Amortifationsfonds nicht von felbft eine Tilgung der Pfand- 
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briefsſchuld in Höhe des Fonds. Vielmehr beſteht letzterer als ein ſelbſtaͤndiges Altivum 
des Gutsbeſitzers, wogegen die Pfandbriefsſchuld in voller Höhe ſolange beſtehen 
bleibt, bis der Betrag bes Fonds ber Pfandbriefsſchuld gleichkommt und auf Verlangen 
des Schuldners der Pfandbriefsbeſtand zur Abſtoßung der Pfandbriefsſchuld verwendet 
iſt oder bis eine Aufrechnung ſtattgefunden hat. Eine Ceſſion des Anſpruches auf den 
Amortiſationsfonds ſeitens des Gutsbeſitzers iſt ausgeſchloſſen. Denkbar ift nur eine 
Ceſſion ſeitens der Landſchaft, nämlich eine Ceſſion des Pfandbriefsdarlehens, die bei 
Anſammlung des Amortiſationsfonds bis zu gewiſſer Höhe vorgeſehen iſt. Bei ſolcher 
Ceſſion erhält ber Gutsbeſitzer das Verfügungsrecht, nicht aber über den Amorti- 
fationsfonb3, fondern über denjenigen Teil des Pfandbriefdarlehens, welder 
cebiert ift. / 
e) Erwerb, Verluſt, Abtretung. 
Nr. 1986. V. Sen. 30. September 1891. V. 119. 91. Bd. 28, Nr. 65, ©. 294. 
Beftellung einer Hypothek auf dem Grunbftäde des Erblaſſers Durch den Teftament?- 
vollſtrecker. Konvaledcenz der Hypothel. Einrede ber Argliſt. (Preuß. R.). Die 
Trage, ob der Teftamentsnoliftreder befugt ift, ein zum Nachlaffe gehöriges Erundftüd 
rechtögältig zu belaften, während noch ber Erblafler als Eigentümer eingetragen ift 
(88 5,19 E.E.G. vom 5. Mai 1872), tft in Theorie und Praxis verichieden beantwortet 
worden. Der Berufungsrichter bat die Frage mit Recht verneint. Die Eintraguug 
einer Hypothek kann uur auf Grund der Einwilligung des eingetragenen Eigentümers 
ober gegen biejen erfolgen (8 19 a. a. D.). Sie Tann alfo nicht erfolgen, wenn und 
folange es an einem eingetragenen Eigentümer fehlt. Diefer Zuftand tritt ein infolge 
Erbganges, folange der Erbe fih nicht als Eigentümer hat eintragen lafſen. Denn in 
diefem Falle tft der Erbe Eigentümer, aber als folder nicht eingetragen; dagegen tft 
zwar ber Erblafier noch als Eigentümer eingetragen, er fann aber feine Hypothek 
mehr bewilligen (88 367, 368, LI WALR.) Un diefer Nechtsfrage wird durch Die 
Beftellung eines Teftamentspollftrederd nichts geändert. Wenn er nah preußiſchem 
Rechte auch als Bevollmächtigter des Erblaſſers anzufehen ift (8 557, 1. 12 WER), 
fo ift er doch nicht deilen Vertreter; denn eine nicht eyiftierende Rechtsperſönlichleit 
kann nicht vertreten werben; und wenn man ben Teftamentövollftreder auch ald Ber; 
treter des Nachlaſſes bezeichnen will, jo tft er als folcher doch nur Vertreter bes Erben, 
bem ber Nachlaß gehört. Eine hereditas jacens im Sinne bes römilchen Rechts if 
im preußiſchen Recht durch die 88 367 ff. L 9 A.L.R. ausgeihloffen ebenfo wie bie 
Fiktion einer Fortdauer der Nechtöperfönlichleit bes Erblafierd in ber Funktion des 
Teftamentsvolifirederd. Die hiernach zu Unrecht erfolgte Eintragung der Hypothek ift 
auch nicht durch die nachträgliche Eintragung der Erben als Eigentümer des verpfänbeten 
Grundſtücks Tonvalesciert. Das Urteil im Falle Ar. 1991 verhält ſich nicht über bie 
vorliegende Frage. Dort war die Hypothek nicht vor Eintragung des Eigentumsd des 
Berpfänders, fonbern gleichzeitig mit diefer Eintragung, aljo nicht gegenüber einem 
nicht eingetragenen Eigentümer zur Eintragung gelangt. Die Frage ber fortbauernden 
Anwendbarkeit ber 88 16, 406, L 20 A.L.R. im Bereiche bes Immobilienpfandrechts 
ift eine Tonteoverfe. Die herrfchende Meinung verneint die Konvalescenz. Die Frage 
braucht hier aber nicht im ganzen Umfange erörtert und entſchieden zu werben. Hier 
handelt e8 fi nur um bie Frage der Konvalescenz einer gegen ben nicht eingetragenen 
Eigentümer erfolgten Eintragung. Die Bulaffung einer folden Konvalescenz 
würde aber nad den Prinzipien des Grundbuchrechts felbft dann verfagt werben müſſen, 
wenn man für die materiellrechtliche Berpfändungserflärung dem Konvalescenzprinzipe 
aus ben 88 16, 406, I. 20 A.L. R. Raum geben wollte. Die Borfchrift des 8 19 Nr. 1 
E.E.G. gehört dem formalen Grundbuchrechte an, das feine Duelle allein in ben 
Geſetzen vom 5. Mai 1872 Hat und aus ben materiellrechtlihen Grundfägen des A.L. R. 
nicht ergänzt ober mobifiziert werden darf. Nad) dem gegenwärtigen Grundbuchrechte 
ift der Grundſatz, daß die Eintragung einer Hypothek oder eined anderen Dinglichen 
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Rechts nur gegen ben eingetragenen ober feine Eintragung gleichzeitig erlangenden 
Eigentümer erfolgen Tann (88 13, 19 E&.E.&.), ein abfolut zwingenber. Eine diefem 
Grundſatze zuwider erfolgte Eintragung ift feine bloß „orbnungswibrige" (wie 5 408, 
1. 20 WLR. die anticipierte Eintragung einer Hypothek bezeichnet), fondern fie entbehrt 
ber geſetzlichen Grundlage nnd ift deshalb als nicht geichehen, als nichtig zu erachten. 
Verſchieden aber von ber Frage der Konvaledcenz einer illegal eingetragenen Hypothel 
ift Die Frage, ob ber Wiberfprechende in der Lage ift, das Nichtbeitehen bed Realrechts 
gegenüber dem Gläubiger geltend zu machen. Es kommt hierbei auf dad zwiſchen den 
Beteiligten etwa beftehenbe obligatorifche Verhältnis an. Iſt danach der Wideriprechende 
zur Gewährung des von ihm beftrittenen Pfandrechts dem anderen Teile perjönlich 
verpflichtet, jo verlegt er dieſe perſonliche Verpflichtung und handelt argliftig, wenn er 
bie Eriftenz bes von ihm felbft oder fonft für ihn verbindlich verſprochenen und (formell 
ungfiltig) beftellten Pfandrechts beftreitet und demgemäß im Berteilungsverfahren den 
auf die Hypothek entfallenden Kaufgelderteil für fi in Anſpruch nimmt. 


Nr. 1987. IL Hilfe-Sen. 3. März 1881. V* 451. 80. Bd. 4, Nr. 73, ©. 265. 

Wirkung einer im Wege bed Arreſtverfahrens für eine perfänliche Yorberung 
zur Erhaltung bes Rechts auf Eintragung einer Hypsthel im Gruudbuche ein- 
getragenen Bormerkung. (Preuß. R.). Die Bormerlung aus 8 22 bes Geſetzes vom 
5. Mat 1872 hat die VBebentung ber alten protestatio pro conservando jure et loco. 
Diefe diente zur Sicherung eines ſtreitigen Realrechts. Die Vormerkung fihert das 
beſtehende Recht zur Sache dahin, daß dieſes Hecht fpäter verwirklicht werde und 
daß, fobald die Eriftenz des Rechts zur Sache feftgeftellt tft, dies bereit vorhandene 
Recht als ein beſtehendes bingliches Recht anerfannt wird. Der Arreit (die Arreft- 
proteftation) dagegen tft nach feiner Natur und Wirkung aus den in den 88 81, 83, 
87,129 4.8.D. enthaltenen Borfchriften zu beurteilen. Der Arreftat kann zum Rad 
teil bed Arreftanten von ber Mrreftanlegung an, alfo Fünftig über das Grundftück 
nicht durch Verpfändung verfügen. Die gleichwohl eingetragene andermweite Hypothel 
ift nur gegenüber dem Arreftanten, wenn er baburch beeinträchtigt ift, aljo nur relativ 
und bebingungsweife ungültig. Die Wirkung des Arreftes ift alſo ſchon fo weit eine 
rein negative, aber nach der anderen Seite bin eine weitergehende als die ber 
Vormerlung. Denn, wenn ber Arreftat das Grundſtück veräußert, fo ift felbft Die 
Beräußerung in Anfehung des Arreftanten nichtig. Danach hat die Arreitproteftation 
nicht eine geringere, fondern jahlih eine ganz andere Wirkung wie bie Bor- 
merfung nad) 8 22 a.a.D. Im vorliegenden Falle ift für ben Kläger eine Bormerfung 
nad 8 22 a. a. D., lein Arreſt eingetragen. Eine Mietöforderung, wie fie dem Fläge- 
riſchen Anfprude zu Grunde Tiegt, ift nicht an fich mit einem Bfandrechte verfeben. 
Die betreff ihrer eingetragene Bormerlung zur Erhaltung bes Rechts auf Ein- 
tragung einer Hypothek ift daher zu Unrecht eingetragen. Burd die zu Unrecht er 
folgte Eintragung Tonnte ein Titel zur Hypothel ebenfowenig wie eine bedingte Hypothek 
geichaffen werden, Der Bellagte ift hinter der Vormerkung als Hypothelengläubiger 
eingetragen. Soweit er durch das Liquidat aus der Vormerkung einen Ausfall erleidet, 
ift er befugt, das vom Kläger beanspruchte Realrecht zu beitreiteu (88 70, 73 der Sub- 
baftatiousordnung vom 145. März 1869). 


Nr. 1988. VL Sen. 5. November 1891. VL 118. 91. Bd. 28, Nr. 74, ©. 335. 

Haftung ber altländifhen preußiſchen Iaubichaftliden Krebitverbände für Ver⸗ 
fehen ihrer Direktionen bei Außftellung von Unſchadlichkeitsatteſten. (Preuß. R.). 
Das Berufungsgericht ſtützt feine Entſcheidung darauf, daß eine juriſtiſche Berfon den 
aus bem Verſchulden ihres Willendorganes innerhalb des Kreifes feiner amtlichen Bu- 
ftändigfeit entitandenen Schaden zu vertreten habe, und verweift dabei auf die Urteile 
de3 Neichögericht3 in den Fällen Nr. 75. Nr. 1440. Nr. 76. Die Ausſtellung ber 
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Unſchaͤdlichkeitsatteſte iſt aber nicht bie Ausübung einer Funktion ber Direktion in Ver⸗ 
tretung und im Intereſſe der Landichaft, fondern die Ausübung einer vom Staate ihr 
im Öffentlichen Intereſſe belegierten behördlichen Funktion. Die Unfchädlichleitsattefte 
werben nach bem Geſetz vom 3. März 1850 audgeftellt, um bie Abveräußerung Feiner 
Parzellen ohne Einwilligung der Realintereffenten zu ermöglichen. Den Krebitbireltionen 
ift bei landſchaftlich beliehenen, den Uuseinanderfegungsbehörden bei den anderen Grund⸗ 
ftüden zur Pflicht gemacht, zu prüfen, ob die Abveräußerung ſolcher Parzellen ohne 
Beeinträchtigung der Realberechtigten vorgenommen werben Tönne, wenn bie im Ver⸗ 
trage ausbedungene Rente ober das feftgefebte Kaufgeld an die Stelle tritt, und hierüber 
ein Beugnis audzuftelen. Es handelt fich hierbei alfo nicht um die Verwaltung ber 
Angelegenheiten des Iandfchaftliden Krebitverbandes, fondern nm die Sicherung ber 
Intereſſen Dritter, der Realberechtigten. Ebenfo wie die Uuseinanderjebungsbehörden 
bei nicht landſchaftlich beliehenen Gütern, handeln die Krebitbireftionen, wenn fie bie 
fraglichen Atteſte ausftellen, als öffentliche Behörden. Dieſe Auffaffung wird durch Die 
geihichtliche Entwidelung unterftüht. Bergl. 8 5 des Landeskulturedikts vom 9. DT- 
tober 1807. Hiernach fragt e3 fich vielmehr, ob die Lanbichaft für einen Schaden auf⸗ 
zulonmen bat, ber durch ein Verſehen ber Landfchaftsdireftion bei der Ausübung ber 
ihr übertragenen Öffentlichreditliden oder obrigkeitlichen Befugniffe herbeigeführt 
if. Nun ift es anerfannt, daß ber Fiskus nach dem preußiſchen A.L.R. für ein Ver⸗ 
jehen feiner Beamten bei der Wahrnehmung der ihnen zuftehenden obrigfeitlicden ober 
Regierungsgewalt, abgejehen von befonderen eine foldhe Haftung ausnahmsweiſe vor⸗ 
Ihreibenden geſetzlichen Beſtimmungen, nicht einzuftehen bat. Ebenſowenig wie ber 
Fiskus für ein ſolches Verſehen ber unmittelbaren Beamten einzutreten hat, kann bei 
mittelbaren Staatsbeamten die Korporation ober Gemeinde, in beren Dienften fie 
ftehen und beren Augelegenheiten fie verwalten, für Berfehen haften, die fie fich bei 
der Wahrnehmung der ihnen neben ber Vertretung der jurifttichen Perſon zuftehenden 
obrigkeitlichen Befugniffe zu fchulden kommen Iafien. Bezüglich ber Haftung aus Ver⸗ 
iehen der mittelbaren Staatsbeamten gelten nach dem AL.R. im allgemeinen biefelben 
Grundfäge wie in betreff ber unmittelbaren. Nr. 1889. Nr. 79. 


Nr. 1989. VL Sen. 31. Mär; 1892. VL 3. 92. Bd. 29, Nr. 62, ©. 249. 

Berpflichtung ber altläubifchen preußiſchen laudſchaftlichen Krebitverbände, bei 
Ansftelung der Unfhädlichleitsattefte für bie Sicherftelung des Kanfgelbes zu 
Gunften der Realglänbiger des Hanptgutes Sorge zu tragen. (Preuß. R.) Die 
Entſcheidung bezieht fih auf den Fall Nr. 1988. Die Kläger hatten neben ber Lanb- 
haft den derzeitigen Landichaftsiyndifus und die Erben des Landſchaftsdirektors auf 
Schadenserſatz belangt. Das VBerufungdgericht Hatte den Anſpruch gegen dieſe für un- 
begründet erflärt. So weit haben bie Kläger Reviſion eingelegt. Diele Revifion ift 
duch daB jebige Urteil zurückgewieſen. Das Berufungsgericht Hält den Landichafts- 
ſyndikus deshalb nicht für fchadeuserfaßpflichtig, weil ihm der Befchluß, wodurd das 
Berjehen begangen fein foll, nicht zugerechnet werden könne, da er nicht ſtimmberech⸗ 
tigtes Mitglied der Pireltion war. Dies Tann nicht als rechtsirrtümlich angejehen 
werden; denn 8 141, IL. 10 A.L.R. beftimmt für den al, daß es fi um das Ver⸗ 
jehen eines Kollegtums handelt, ansbrüdlich, daß defien Mitglieder nicht zur Vertretung 
gehalten find, wenn ihnen bei dem betreffenden Gefchäfte fein Botum zukam. Den 
Unfpruch gegen die Erben des früheren Landſchaftsdirektors anlangend, fo beruht bie 
Entfeidung des Berufungsgericht allerdings auf einen Rechtsirrtum. Nad ben 
88 127, 144, IL 10 A.L. R. würde der Landſchaftsdirektor für das etwaige in ber 
Ausftellung des Unfchäblichfeitsatteftes Tiegende Berfehen nur dann nicht verantwortlich 
jein, wenn er. von ben übrigen Mitgliedern des Kollegiums überflimmt worben wäre 
und fein Votum fchriftlich unter Anführung der Gründe zu den Alten gebradjt Hätte. 
Es ift daher recitöirrtümlich, wenn das Vernfungsgericht annimmt, daß die Erben des 


206 Drittes. Bud. Sachenrecht. 


Landfchaftsbireftors ſchon deshalb nicht auf Schadenserfah in Anſpruch genommen 
werben tönnten, weil bie Kläger nicht bargelegt haben, baf er für die Ausftellung bes 
Unfchädlichfeitsatteftes geſftimmt Babe. Die Entiheidung ift indefien aus anderen 
Gründen gerechtfertigt. Es Tann nicht als richtig angefehen werben, dab in der Aus⸗ 
ftellung des fraglichen Unfchädlichkeitsatteftes ein Berfehen der Landſchaftsdirektion Tiegt. 
Der Krebitdireltion fteht in den Fällen, in denen fie das Unſchädlichkeitsatteſt für ben 
Berfauf eines Trennftüdes nad den Vorſchriften bes Gejehes vom 3. März 1850 aus- 
geftellt hat, die Entieibung über die Verwendung der Kaufgelder nicht zu. Diefe 
Entfcheidung gehört vielmehr zur Zuftändigleit der nenn Durch 
8 71 ber G.B.O. vom d. Mai 1872 iſt in dieſer Beziehung eine Anderung der früheren 
Borichriften nicht beabfichtigt. Über das Verfahren bei Wusftellung ber Unfchädlichfeits- 
attefte ſeitens der Krebitbireftionen find nähere gefeßliche Beſtimmungen nicht getroffen. 
Der Schade der Kläger ift dadurch entflanden, daß bie Abichreibung der Trennftüde 
auf Grund des von ber Krebitdireftion ausgeftellten Unfchäblichfeitsatteftes ohne Rück⸗ 
fiht darauf erfolgt if, ob eine ben Geſetzen entiprechende Verwendung bes Kaufgeldes 
ftattgefunben hatte. Wenn nun aud in dem Unjchäbdlichlettäattefte ein ausbrüdlicher 
Vorbehalt in Bezug auf die Berwendung des Kaufgelbes nicht gemacht war, fo ergab 
ſich doch ein folder Vorbehalt aus den Geſetzen. Dana) mußte, bevor die Abſchreibung 
der Trenmftäde erfolgen Tonnte, eine Beftimnrung über die Verwendung des Kaufgeldes 
von der Nuseinanderfeßungsbehörde getroffen werden. Die Krebitvireftion Tonnte bier- 
von nicht dispenfieren. Daß fie foldhes in dem vorliegenden Falle nicht beablichtigte, 
ergab fich unzweifelhaft aus dem Attefte, worin die Beräußerung ber fraglichen Trenn- 
ftüde nicht ohne weiteres, fondern nur für den Preis von 16791 Mt. als unſchädlich 
für die Hypotheken- und Srundfchuldgläubiger bezeichnet if. Es Tonnte daher das 
Atteft bei dem Grundbuchrichter auch nicht wohl den Irrtum erregen, daß eine Ver⸗ 
wendung des Kaufgeldes zu Gunften der Hypothelengläubiger und fonftigen Real- 
berechtigten des Hauptgutes ftattgefunden Habe; jebenfalls Tieß fich eine foldhe Folge 
von der Krebitdireftion nicht vorausfehen (8 4, L6 ALR.) Aus 8 71 der 8.8.0, 
folgt nicht, daß der Grundbuchrichter auf ein Unfchädlichfettsatteft der Kreditdirektion 
ohne weitere Prüfung und aud dann abzufchreiben hat, wenn es ihm nicht entgehen 
kann, dab die von ber Auseinanderjegungsbehörde zu treffende Beſtimmung über bie 
Verwendung des KRaufgeldes nicht erfolgt ift. 


Nr. 1990. TIL Hilfs-Sen. 13. März 1880. VP-192.79. 8b. 1,Nr. 137,6. 383. 

Bormeriung. Umfchreibung (Preuß. R) Die Bewilligung der endgültigen 
Eintragung einer Hypothek an Stelle einer Vormerkung enthält eine rechtliche Ver⸗ 
fügnng über das Srundftüd, weil das letztere erft durch ſolche Eintragung mit einem 
Hypothekenrecht belaftet wird. Die Anwendung des 8 89 der G. B.O. vom 5. Mai 1872 
jeßt voraus, daß derjenige, gegen ben bie Vormerkung gerichtet war, das Berfügungs- 
recht über das Grundſtück zu der Beit bat, wo er die Bewilligung der endgültigen 
Eintragung erteilt. Erfolgte nun die Bewilligung diefer Eintragung im vorliegenden 
Falle zu einer Beit, als ber Bewilligende nicht mehr ald Eigentümer eingetragen war, 
fo war die Bewilligung wirkungslos und ift die endgültige Eintragung zu Unrecht er- 
folgt, alfo ebenfalls unmirffam. Eine binglihe Klage ift alfo für den eingetragenen 
Gläubiger nicht entftanden. Eine andere Frage ift, ob ber fpäter eingetragene Eigen⸗ 
tümer mit Erfolg im Prozeßwege auf Erteilung der Bewilligung ber endgültigen Ein- 
tragung in Anſpruch genommen werden Tann. 


Nr. 1991. V. Sen. 28. Juni 1884. V. 21. 84. Bd. 11, Nr. 75, ©. 325. 

Begründung der Hypothel. (Preuß. R.). Im vorliegenden Falle haben die Erben 
des eingetragenen Eigentümers des durch Erbgang auf fie übergegangenen Grunbftüds 
in einer notariellen Urkunde erflärt, daß fie dies Grundſtück dem U. für erhaltene be- 
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ſtimmte Darlehne verpfänden und bie Eintragung bewilligen. Dieſer At Tann zwar 
fein Pfandrecht begründen, da foldes nur durch Eintragung entfteht, aber er tft 
volllommen rechtsverbindlich und begründet eine Magbare perjönliche Verpflichtung der 
Berpfänder, Alles zu thun, was zur Ermöglihung der Eintragung der Hypothek ge- 
feglih notwendig ift, alfo namentlich ihr eigenes Eigentum eintragen zu laſſen und 
Alles zu unterlaffen, wa3 die Eintragung der Hypothek mit dem zugeficherten Vorredht 
verhindern Tönnte. Es genügt aber der Umftand, daß biefer notarielle Alt dem Grund⸗ 
buchrichter zu der Beit der Eintragung der Verpfänder al3 Eigentümer vorliegt, nicht, 
um ihn zu berechtigen und ihn zu verpflichten, die Hypothek einzutragen, vielmehr darf 
er dieſe nur eintragen, wenn bie Eintragungsbewilligung zu diefer Beit nochmal er- 
Märt ift. 88 5, 19 E. E. G. vom 5. Mat 1872. Daraus folgt jedoch nicht die Nichtig- 
feit der dennoch erfolgten Eintragung, da das Geſetz die Nichtigfeit an ein ſolches 
Veriehen des Grundbuchrichters nicht geknüpft Hat und fich diefelbe aus allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen ebenjowenig herleiten läßt, es vielmehr dem Geiſt und Zweck der 
Grundbuchverfaſſung widerſprechen würde, an Berfehen des Grundbuchrichters, die ber 
Glaͤnbiger aus dem ihm erteilten Hypothekenſchein nit erfehen Tann, die Nichtigkeit 
der erfolgten Eintragung zu Inlipfen. Der Berpfänder ſelbſt kann ber hypothekariſchen 
Klage des Gläubigers ben Einwand, daß bie Eintragung nichtig ſei, nicht entgegenfegen, 
weil er bei Anfftellung eines folchen Einwandes bolos handeln würde. Auch ber nad 
eingetragene Gläubiger kann die Eintragung auf Grund bes 8 70 ber Subhaftationd«- 
ordnung vom 15. März 1869 nur dann anfechten und den Anſpruch auf die Streit 
maffe begründen, wenn er nadjweift, daß der voreingetragene fich mit feinem Schaden 
widerrechtlicd bereichern würde, wenn er die Streitmafle erhielte. 8 433, 1. W A.L. R. 
3 29 Abſ. 1 8.8.08. Nr. 1961. Nr. 1986. 


Nr. 1992. IL Hilfe-Sen. 16. Mai 1887. V*- 489. 80. Bd. 5, Nr. 63, ©. 234. 

Eintragung von Binfen bei einer nach Feitfiellung ber Forberung umgefchriebenen 
Kautioushypothet. 58 24, 25 bes Geſetzes über den Eigentumserwerb vom 5. Mai 
1872. (Breuß. R.). Uns der Borfchrift des 8 24 a. a. D. folgt nicht, daß die Be- 
ftimmmungen de3 8 25 daf. gegenüber den nachfolgenden Gläubigern für alle Zukunft 
außer Anwendung bleiben müflen. Iſt die Höhe bes unbeftinmten Anfpruches zwiſchen 
dem Kautionsberechtigten und dem Schulbner feftgeftellt, fo ift das Grundſtück, ſoweit 
ber feftgeftellte Anfpruh den eingetragenen Betrag nicht überfteigt, für denfelben in 
gleidder Weife verhaftet wie für jedes andere eingetragene Kapital. Durch Umfchreibung 
der Kautionshypothek in eine definitive Hypothek bei Feftftellung der Yorderung bis 
zum Betrage der erfteren verliert die Kantionshypothek ihren bedingten Eharafter und 
wird in eine unbedingte verwandelt mit denfelben Eigenfchaften und Wirkungen, die 
eine von vornherein als eine unbebingte eingetragene Hypothek hat. Sie fteht dann 
alfo den zinslos eingetragenen Kapitalien, wovon 8 25 a. a. D. ſpricht, volllommen 
gleih. Die Vorſchrift des 8 25 ift eine allgemeine und macht das Hecht des Eigen- 
tfimers, fünf Prozent Binfen mit der Rangordnung bes Kapitales eintragen zu laffen, 
nit von bem Entftehungsgrunbe des zinslos eingetragenen Kapitales abhängig. 


Tr. 1993. V. Sen. 3. Sanuar 1880. V. 59. 79. Bd. 1, Nr. 63, ©. 168. 

Löfchung zur Ungebüähr. (Preuß. R.). Der als Diterbe der verftorbenen Witwe 
des eingetragenen Gläubiger, der mit ihr in ehelicher Sütergemeinfchaft gelebt hatte, 
legitimierte Kläger bat die notariell als von ihm abgegeben beurfundete Löſchungs⸗ 
bewilligung in Wirklichkeit nicht abgegeben, fonbern eine andere unberechtigte Perjon, 
die betrügerifcherweife den Notar als der Kläger vorgeftellt und als ſolcher refognosziert 
worden ift. Sein Antrag auf Wiebereintragung ber gelöfchten Hypothek gegen den 
Eigentümer des Grundſtücks ift für begründet erachtet. Obwohl der Kläger nur Mit- 
erbe ift, fo hatte er boch als foldder ein inbivibuelles Hecht, der Löſchung ber Hypothek 
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in ihrem ganzen Umfange zu widerſprechen. Die Löſchung ift, wenn auch formell in 
legaler Weije, jo do zur Ungebühr erfolgt (8 526, J. 20 A.L. R.). Der Glaube 
an die Nichtigfeit des Grundbuchs würde nur für biejenigen in Betracht fommen, die 
nad) ber Löſchung Rechte erworben haben. Ebenfowenig wie ber Schuldner, ber auf 
eine falſche, wenn auch in öffentlicher Urkunde erflärte Quittung zahlt, von feiner 
Berbindlichkeit frei wird, Tann dies hier bezüglich der hypothekariſchen Verpflichtung 
der Fall fein. Nr. 2006. 


Nr. 1994. IL. Hilfs⸗Sen. 25. November 1880. V- 27. 80.8.3, Nr. 73, ©. 259. 

Korrealhypothet. 88 42, 63 des Geſetzes über ben Eigentumserwerb u. f. wm. vom 
5. Mai 1872. (Preuß. R.). Der Abf. 1 bes 842 a. a. D., wonach ſich der Glaͤubiger 
an jedes einzelne Grundſtuck zu halten befugt ift, Tann nur fo verfianden werben, 
daß er jedes derfelben zur Subhaftation bringen barf, um aus befien Kaufgelbern be- 
friedigt zu werden. Wenn unmittelbar darauf in Abſ. 2 von feiner Befriedigung „aus 
dem Srundftüde” die Rede ift, fo unterliegt es ſchon nach diefen Worten, jedenfalls 
aber nad ihrem Bufammenhange, keinem Bweifel, baß damit ebenfalls nur die Be⸗ 
friedigung aus ben Kaufgelbern des fubhaftierten Grunbftüdes gemeint ift. 
Hat aljo der Eigentümer eines Pfandgrunbftädes freimillig oder um bie Subhaftation 
abzumwenben, gezahlt, fo liegt die Vorausfehung ber bezeichneten Borfchrift nicht vor. 
Vielmehr bleibt es in diefem Falle bei ber Beſtimmung bes 8 63 des Geſetzes. Nr. 1979. 


Nr. 1995. V. Sen. 1. Sebruar 1882. V. 794. 81. Bd. 6, Nr. 82, ©. 307. 

Wirkung ber Abtretung bed Hypothekenvorrechts. (Preuß. R.). Das Hypotheken⸗ 
recht ift nach preußiſchem Recht das Recht des Gläubigers, fich wegen feiner Forberung 
an bie verpfändete Sache zu halten und aus ihr, ihren Einkünften und ihrem Erldſe, 
feine Befriedigung zu entnehmen (8 43 bes Geſetzes vom 5. Mai 1872, 88 1, 436, L 
DVD AULR) Dies Recht fteht allen Hupothelengläubigern zunächft gleichmäßig zu, bei 
unzureichender Sache aber enticheibet zwifchen den Tonkurrierenden Gläubigern das 
durch die Eintragung begründete Vorzugsrecht (88 17, 34 des cit. Geſetzes, $ 500, I. 
20 AUL.R) Das Vorzugsrecht fann mit der Wirkung, ba bie Vorrechte der Zwiſchen⸗ 
hypotheken unberührt bleiben, auf nachftehende Hypothelengläubiger übertragen werben; 
das Hypothekenrecht ſelbſt als accefiorifches Recht ift von ber Forderung, für bie es 
beftellt ift, nicht trennbar (88 35, 52 des cit. Geſetzes). Die Abtretung des Vorzugs⸗ 
rechts kann daher nur als Abtretung bes dem zurüdtretenden Hypothelenrechte bei⸗ 
wohnenden Rechts auf vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Pfande aufgefaßt werden. 
Die Ausübung dieſes Rechts kann nur fo gefchehen, baß es ber Ceſſtonar an Stelle 
bes Cedenten auf Grund und nad dem Umfange ber Hypothek und Forberung des⸗ 
felben für fih und zur Befriedigung wegen feiner eigenen Forderung in Anſpruch 
nimmt und bem Cedenten überläßt, feine Befriedigung nach ihm an bereiter Stelle der 
Nangorbnung zu entnehmen. Durch die Ausübung jenes Rechts wird die prioritätifche 
Hypothek realifiert und löfchungsfähig. Der Cedent Tann dasſelbe nicht mehr ausüben, 
das ihm verbleibende Hypothekenrecht ift bem Nange, dem Umfange nnd ber Wirkung 
nad ein andere geworden. Im Falle ber Geſamthypothek ift die Forderung bes 
Glaͤubigers durch die auf mehrere Grundſtücke befteliten Hypothelenrechte gefichert, die 
durch ihre Stellung in veridiedenen Rangorbnnngen beftinmt find, aber in Beziehung 
auf Zweck und Wirkung eine Einheit bilden. Soweit ber Gläubiger die Hypothel aus 
einem Grundftüd realifiert, erliſcht biefelbe auf den anderen Grundftüden (8 42 des 
cit. Geſetzes). Die notwendige Yolge davon ift, daß die Nachglänbiger der Lebteren in 
die erlofhene Stelle aufrüden; ihre Recht zum Aufrüden und zur Geltendmachung bes 
Erlöfchens beruht aljo auf dem Geſetze. Das letztere hat zwar nad) dem Borgange 
be3 8 56 (neuer Yaflung) der preußiihen K.O. vom 8. Mai 1855 den Grundſatz ber 
ratierlihen Haftung mitverpfänbeter Grundftücke befeitigt, jeboch daran feitgehalten, 
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daß die Geſamthypothek durch die Befriedigung bed Blänbigers erfhöpft wird und Die 
mitverhafteten Srundftäde davon frei werden, weil jonft die nacjeingetragenen Glän- 
biger in ihrem Rechte verlegt würden. Deshalb Tann der Geſamthypothekar nicht das 
Befriedigungsredht ans ber Hypothek eines Srundftüds ausüben und fich dasſelbe aus 
der Hypothek des Anderen erhalten; er kann dies Ziel auch nicht dadurch erreichen, 
daß er das aus der einen Hypothek hervorgehende Recht auf prioritätiiche Befriedigung 
abtritt und basjelbe zu Bunften einer zweiten Forberung, der des Ceſſionars, ausüben 
läßt; er ift nicht berechtigt, die Beitimmung und Wirkung feines Geſamthypotheken⸗ 
rechts in dieſer Weife zu vervielfachen. Indem ber Ceflionar das ihm abgetretene 
Vorzugsrecht der Geſamthypothek mit Erfolg ausübt und dadurch auch die Geſamt⸗ 
hypothek realifiert, Hat er damit an Stelle bes Gebenten bie demfelben zuftehende Wahl 
unter den mithaftenden Srundftüden getroffen; der Lebtere bat das Geſamthypotheken⸗ 
recht verloren; er muß feine Befriedigung aus dem unbeichadet der Rechte der Zwiſchen⸗ 
poften fich darbietenden Hypothekenrechte erwirken; jebenfalls fteht ihm das bes Ceſſionars 
zu Gebote. Hiernad kann ber Brioritätsceffionar durch die Borzugseinräumung feine 
perfönliche Forderung nicht verlieren und feine Nachgläubiger können ihm als Geſamt⸗ 
Dypothefar nicht vorfchreiben, aus welchem Srunbftüde und an welcher Rangftelle er 
feine Befriedigung zu nehmen babe. Dagegen fteht den Nachglänbigern ein Wiber- 
ſpruchsrecht dagegen zu, daß der Gefamthypothefar fein Befriebigungsreht mehrfach 
ousübe. Nr. 1948. Nr. 1980. 


Nr.1996. V. Sen. 24. September 1890. V. 102. 90. Bd. 27, Nr. 41, ©. 169. 

Noeuvalescenz einer Hypothek, wenn bie Yordberung, zu deren Sicherheit fie 
bieuen ſoll, zn einer Zeit begründet wird, im ber dem Befteller der Hypothek das 
Eigentum am Grunbftäde nicht mehr zufteht. (Preuß. R.). Durch die Beitimmungen 
ber 88 12, 13, J. OULR. ift der Nechtögrundfak zum Ausdrude gebracht, daß die 
Hypothek zwar von dem Beftande einer gültigen Yorderung abhängt, daß jedoch die 
Begründung der Forderung der Eintragung nachfolgen fann. Vergl. 88 169 ff. Teil I 
der Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1783, 88 738, 739 I. 11; 88 425, 426 I. 
2 AULR. Anh ift anzunehmen, dab ber in der Eintragung genannte &läubiger, 
wenn er die nadträglihe Begründung der Forderung verweigert, durch Abtretung 
feiner Rechte einen Dritten in die Lage verſetzen kann, das Darlehen dem Berpfänder 
mit der Wirkung zu zahlen, daß dadurch die Hypothek für ihn, den Dritten, gültig 
wird. Die zur Beit der Eintragung noch fehlende Schuldverbindlichfeit Hindert bie 
Entſtehung einer gültigen Hypothek nicht fchlehthin, wenn nur jene Verbindlichkeit 
während noch unverminderter Dispofitionsbefugnis bed Schuldner begründet wird. 
Ob die Verbindlichkeit in der Berfon bes bei der Eintragung bezeichneten Gläubigers 
oder deffen Hechtsnachfolgers entfteht, macht Teinen Unterſchied. Der Ceſſionar des 
Erfteren tritt in alle Nechte deöfelben gegenüber dem Pfandfchuldner ein; fo wenig 
diefee dem Cedenten die Ungültigleit der Hypothek wegen der fpäteren Darlehens- 
zahlung entgegenhalten Tann, ebenfowenig dem Ceſſionar besjelben. Weitergehende 
Rechte auf Anfechtung voreingetragener Hypothelen, als dem Schuldner zuftehen, beſitzt 
auch nicht ein jpäterer Hypothefengläubiger. Der Berufungsrichter geht aber noch einen 
Schritt weiter. Er nimmt an, eine Hypothet könne auch Tonvalescieren, wenn die 
Forderung des Gläubiger an den Pfandbefteller erft zu einer Beit begründet wird, 
in welcher der Lebtere nicht mehr Eigentümer der Pfandfade if. Dem läßt fih nicht 
beitreten. Liegen nicht die ſämtlichen Erforderniffe der 88 11, 15, 6,1. 20 ALR. 
vor, fo entfteht zwiſchen dem Schuldner und dem Gläubiger fein Pfandrecht an ber 
Pfandſache. Der 8 13 a. a. D. befagt nur, daß die Forderung nicht gleichzeitig mit 
dem Veftellungsalte vorhanden zu fein braucht, aber biefe Vorfchrift ändert nicht die 
allgemeinen Rechtsfäge, von denen bie Begründung des Pfandrechts abhängig gemacht 
ft. Die Anficht, dab bereits die Eintragung eine Dispofition über das Grundftüd 

Schultze, Reichsgerichtsentſcheidungen. Bb. II. 414 
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(nämlich eine Verpfändung) enthalte, findet in dem 8 12, L WO AL. feine Stübe. 
Die Eintragung hat zwar bie Wirkung, daß derjenige, ber eine eingetragene Hypothek 
in gutem Glauben erwirbt, gegen Einreben wegen Unglltigfeit derjelben gemäß 8 38 
E.E.G. vom 5. Mai 1872 geihügt ift, aber fie erzeugt zwiſchen dem Pfandſchuldner 
und dem eingetragenen Bläubiger ohne Hinzutritt ber weiteren für bie Begründung 
bes Pfandrechtes vorgefchriebenen Regnifite Tein materiell gültiges Pfandrecht. Der 
Anſicht des VBerufungsrichters fteht auch nicht die Analogie der Kautionshypothelen 
d. 5. ber Hypothelen für einen zur Zeit der Eintragung noch unbeftinmten Anſpruch 
(8 14, LO A.L. R., 5 24 E.E.G.) zur Seite Wenn man and, was bier bahingeftellt 
bleibt, annehmen wollte, daß bei den Kautionshypotheken die Begründung ber Forde⸗ 
rung, nachdem ber Pfandbefteller das Eigentum an der Sache verloren, bei der Bwangd- 
verfteigerung alſo bis zur Kaufgelderbelegung geichehen dürfe, fo erfcheint doch die 
analoge Anwendung der in beireff der Kautionshypothek, da fie eine vom Geſetze mit 
befchräntten Wirkungen (8 67 E. E. G.) geftattete Eintragung der Hypothek für bebingte 
Forderungen enthält, geltenden Rechtsgrundſätze auf Hypotheken, bie zur Sicherung 
von nicht bedingten Yorderungen beftellt werben, ausgeſchloſſen. Das Reichsgericht hat 
deshalb angenommen, daß, nachdem W. dad Eigentum an dem fraglichen Grundftücke 
dur das Bufchlagsurteil vom 4. Mai 1888 verloren hatte, bie am 12. Mai 1888 
erfolgte Zahlung der Baluta durch den Kläger an W. und beflen Ceſſionar die Hypothel 
nicht rechtsgültig machen Tonute. Wird dagegen bewieſen, daß die Bahlung teilweiſe 
{don am 3. Mat 1888 erfolgt ift, fo muß angenommen werden, daß bie bis dahin 
ungültige Hypothek in Höhe dieſes Teilbetrages Tonvalescierte, weil W. zn biefer Bett 
noch Eigentümer der Pfandfade war. Hieran ändert nichts bie fchon früher behufs 
Bwangsverfteigerung erfolgte Beſchlagnahme des W. ſchen Grundftüdes, da weder der 
Beklagte noch der Kläger zu ben betreibenden Glänbigern gehörten und mithin bie 
Dispofitionsbefugnis de8 W. dem Bellagten gegenüber nad 8 16 des Geſetzes vom 
43. Zuli 1883 durch die Beſchlagnahme Feine Beſchränkung erlitten hatte. Ebenjowenig 
fteht der Umftand, daB das Darlehen nur teilweife gegeben ift, ber teilweilen Kon⸗ 
valescenz ber Hypothek entgegen. Die getroffene Entſcheidung bezieht fich nur auf 
Hypotheken, nicht auch auf Grundſchulden. Nr. 2008. Nr. 1997. 


Nr. 1997. V. Sen. 16. Juni 1894. V. 37. 94. Bd. 33, Nr. 70, ©. 298. 

Rouvalescenz einer Hypothek, wenn bie dadurch geſicherte Forderung zwar vor 
dem Zuſchlagsurteil entitauden, aber erft nachher au ben liquidierenden Gläubiger 
abgetreten werben if. 83 12, 13, I 20 ALR. (Preuß. R) Das dem Maurer- 
meifter 7. gehörig geweſene Hausgrundftüd ift zur Bmangöverfteigerung gelangt und 
am 8. September 1891 bem Kläger zugeichlagen. In Abt. IIL Nr. 25 ftanb eine 
Hypothek von 280 000 ME. verzinslich für eine Bank eingetragen. Bon biefer Hypothek 
liquidierte im Kaufgelderbelegungdtermine am 22. Oktober 1891 der Beflagte auf Grund 
einer Geffion der Bank vom 19. September 1891 den Teilbetrag von 15000 ME. nebft 
Binfen. Das Kaufgelb reichte zur Dedung biefes Liquidat3 aus. Der Kläger, der mit 
einer |päter eingetragenen Hypothek von 35 954,15 ME. nur im Betrage von 259,22 ME. 
befriedigt werben konnte, widerſprach der Auszahlung des Kaufgeldes an den Beklagten. 
Anfolgedeflen wurde von der Hebung bes Beklagten der Betrag von 17 328,75 ME. als Streit- 
maffe in Verwahrung genommen. Hiervon verlangt der Kläger jetzt nur noch die Auszah⸗ 
Yung von 15.078,75 ME. an ihn, während ber Bellagte widerflagend diefen Betrag für fid) 
in Anfpruh nimmt. Der Kläger ſtützt fein angeblich befferes Recht an die Streitiumme 
auf folgenden Sachverhalt. Bor dem Maurermeifter T. war der Bellagte Eigentümer des 
verfteigerten Grunbftüds. Er hatte Darauf die Darlehenshypothek von 280000 ME. für Die 
gedachte Bank eintragen laſſen, jedod) von diefem (Baugelber-) Darlehen bis zum März 
1889 erft 130000 ME. erhalten. Am 19. März 1889 bot er dem T. das Grundſtück für 
225 000 ME. zum Kauf an, erflärte ſich auch zugleich bereit, ihm auf Wunſch ein Bangelb 
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von 100000 ME. gegen eine Proviſion von 5000 ME. herzugeben. Der Kaufpreis ber 
225000 ME. follte in der Art belegt werben, daß T. bis fpäteftend zum 1. April 1889 
eine Anzahlung von 5000 M. leiftete und ferner von den eingetragenen 280 000 MT. 
den Betrag von 220000 ME. nebft Binjen fett 1. April 1889 auf das Kaufgelb über- 
nahm. Dann heißt es weiter in dem Schreiben bes Bellagten an T.: „Die reftierenden 
60000 Mi. verzinfen Sie erft von dem Tage an, an welchem bie (bezeichnete) Bank 
diefen Betrag zahlt. Die Auflaflung joll im April geſchehen. Falls Sie von mir eine 
Sinanzierung derart wünſchen, daß ich Ihnen 100000 ME. Baugeld (inf. der von der 
Bank zu zahlenden 60000 ME.) gebe und Ahnen hinter den 280000 ME 45000 ME. 
ein Jahre mit fünf Prozent fiehen Iafie, fo haben Sie mir bierfür 5000 ME. ertra zu 
zahlen und haben Sie mir bie bis zum 1. April d. 3. fchriftlich mitzuteilen. Die 
von mir zu zahlenden Baugelder verzinjen Sie mir mit ſechs Prozent und zwar immer 
vom erften des Monat3 ab, in dem die Zahlung erfolgt." T. nahm mitteld Schreibens 
pom 29. März 1889 die ihm „proponierte Finanzierung” an. Um 3. Wpril 1889 
wurde der Kaufvertrag über das Grundftück zwifchen ihm und dem Bellagten abgeichlofien. 
Sn betreff der KRaufgelderbelegung ift barin gefagt, daß die Anzahlung von 5000 ME. 
erfolgt ſei. Dann heißt e3 weiter: „Auf bem verkauften Grundftücke Haftet für bie 
(bezeichnete) Bank ein Hypothelenfapital von 280 000 DRf., welches in Höhe von 220 000 ME. 
feit dem 1. April d. 3. und von 60000 ME. vom Tage ber noch zu erfolgenden 
Bahinng ab mit 4%), Prozent jährlich zu verzinfen if. Die Hypothek ift feitens ber 
genannten Bank bis jeßt erft in Höhe von 130000 ME. gezahlt worden, von den 
noch reftierenden 150000 ME. Aberweift Käufer dem Verkänfer den Betrag von 90 000 ME. 
und übernimmt die eingetragene Hypothek von 280000 ME. nebft den oben angegebenen 
Binfen als Selbftichuldner; der übrige noch verbleibende Betrag von 60000 Mt. 
wird für die Gläubigerin erft nach Fertigftellung des auf dem Grundftüde zu ew 
richtenden Neubaues fällig und ift alddann an den Käufer zahlbar." X. erfuchte ferner 
arittel3 Schreibens vom 29. April 1889 die gedachte Bank, diejenigen 150000 DE., 
die als reftierender Teil ber Hypothek von 280000 ME. noch zu zahlen waren, an den 
Belagten zu zahlen. Hinter ben 280000 ME. unter Rr. 26 wurden ſodann für ben 
Bellagten 45000 ME. (an Baugeldern und Propifion) eingetragen. Unftreitig hat der 
Beflagte dem T. bis zum 4. Oftober 1990 im ganzen 102288 MT. Baugelder ge 
währt. Dagegen hat die Bank von den für fie eingetragenen 280000 ME. an den Be- 
Magten und an T. im ganzen nur 265000 ME. gezahlt und ben Mehrbetrag von 
15000 Mt. am 10. September 1891 dem Beklagten cediert. Der Kläger führt aus, 
die Hypothek von 15000 ME. fei ungültig, weil der Bank bie Forderung, zu deren 
Sicherheit fie dienen follte, niemals zugeftanden habe und weil eine nachträgliche Be⸗ 
gründung der Hypothel, nahdem T. durch das Aufchlagsurteil vom 8. September 1891 
das Eigentum an dem Pfandgrunbftüde verloren Hatte, nicht mehr möglich geweſen 
fei. Der Beklagte ift dagegen ber Anficht, daß durch bie von ihm geleifteten Zahlungen 
an %. die Forderung begründet und die Hypothek rechtswirkſam geworden jet und daß 
Die ihm nach dem Zuſchlage von der Bank erteilte Gejfion nur zum Nachweiſe feiner 
Legitimation gedient Habe. Ber erfte Richter hat zu Gunſten des Klägers, der zweite 
zu Sunften des Bellagten erlannt. Der Berufungsrichter geht bei feiner Entſcheidung 
Davon aus, dab T. dem Beklagten Über den durch das Kaufgeld nicht gededten Betrag 
der Hypothek Nr. 25, alfo über 220000 ME. hinaus, mit dem Grunbdftüde nicht haftete 
nad da er, wenn er bie Baluta der von ihm dennoch übernommenen 60 000 DE. nicht 
erhielt, die Befreiung bed Grundſtückes von diefem Zeile der Hypothek Nr. 25 fordern 
Tonnte. Er nimmt aber weiter an, daß in dieſem Rechtszuſtande dadurch eine Änderung 
eingetreten ift, daß fich ber Beklagte in dem fogen. Yinanzierungsvertrage verpflichtete, 
dem T. gegen 5000 Dt. Proviſion 100000 ME. Baugelder zu zahlen. Der Bufak in 
dem Schreiben des Bellagten vom 19. März 1889: „inkl. der von der Bank zu zahlen- 
den 60000 ME.” beweiſt, wie der Berufungsrichter mit Necht jagt, daß der Bellagte 
14* 
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gegenüber dem T. perfönlich für die Zahlung ber von dem Lehteren übernommenen 
dur) das Kaufgeld nicht gedeckten 60000 DR. und weiterer 40000 ME. haften wollte. 
Sn diefem Berfpredden, in der Auweiſung der Bank durch T. vom 29. April 1889 und 
in dem Umftande, daB nur für den die 60000 DE. überfteigenden Betrag der vom 
Beklagten verjprochenen Baugelder, alfo für 45000 ME. einichließlih ber Provifion, 
die Eintragung einer gleich hoben Hypothek unter Nr. 26 verabredet wurde, findet ber 
Berufungsrichter den Willen beider damaliger Kontrahenten zum Ausdruck gebradit, 
daß die für die 60000 ME. der Bank bereit3 beftellte Hypothek, fofern nicht fie, fonbern 
ber Beflagte bie Baluta zahlen würde, dem Beklagten al3 reale Sicherheit dienen follte. 
Die Verſuche des Klägers, dem Staufvertrage und ber Korrefponbenz eine andere Be⸗ 
deutung unterzulegen, Tönnen in ber jebigen Inſtanz feinen Erfolg baben (8 524 
EBD.) Es ericheint aud kaum glaubhaft, daß der Beklagte fi nur für die 45 000 ME. 
und nit auch für die weiter veriprodhenen 60000 ME. eine reale Sicherheit habe be- 
bingen wollen. Geht man aber von biefer thatſächlichen Grundlage aus, fo verjagen 
die vom Kläger gegen das VBernfungsurteil erhobenen Beſchwerden. Das Reichsgericht 
hat in dem Urteil vom 24. September 18% (Nr. 1996) den Grundſatz ausgeſprochen, 
daß eine Hypothek nach den Borichriften der 88 12,13,1. 20 WL.R. zwar Tonvalesciert, 
wenn bie Forderung, zu deren Sicherheit fie bient, nad der Eintragung durch ben in 
der Eintragung genannten Gläubiger oder beffen Rechtsnachfolger zur Eriftenz gebracht 
wird, dieſe Rechtswirkung jedoch nicht eintritt, wenn ber Schuldner zur Beit der Be⸗ 
gründung ber Forderung nicht mehr Eigentümer ber Pfandfache und alfo zuihrer Belaftung 
nicht mehr berechtigt if. An biefem Grundſatze muß zwar feftgehalten werden; er 
findet jedoch im vorliegenden alle feine Anwendung, weil die thatfächlihe Lage eine 
andere ift. Der Bellagte hatte hier der Bank eine Baugelderhypothet, alſo eine be» 
dingte, in ihrer Gültigkeit von dem Empfange des Baugeldes abhängige Hypothek be- 
ftellt. Nachdem das Pfandgrundftül von T. zum Eigentum erworben war, verpflichtete 
fih ihm gegenüber der Bellagte für den Fall, daB die Bank das Baugelderbarlehen 
nit zum Nominalbetrage ber Hypothek hergeben würde, e3 feiuerfeits zu zahlen. T. 
nahm dies Erbieten an und verſprach reale Sicherung des Bellagten durch die Damals 
noch nicht validierende der Vank beftellte Hypothek. Der Beklagte tft feiner hierdurch 
übernommenen Berpflitung nachgekommen und hat bie von der Bank nicht gewährten 
45000 Mt. vor Einleitung der Subhaftation, alfo zu einer Zeit, als T. zur Verfügung 
über das Srundftüd berechtigt war, an dieſen gezahlt. Der vorliegende Fall unter- 
ſcheidet ſich danach von bem erwähnten infofern, als hier bereit vor dem Zuſchlags⸗ 
urteil der Grundſtückseigentümer die erfolgte Konvalescenz der Hypothek in der Hand 
bes Bellagten anzuerlennen verbunden war, fofern nur der Beflagte für ſich bie Ceſſion 
der Bank als der nominellen Eigentümerin der Hypothek beſchaffte. Hanblungen oder 
Erflärungen des T. waren nicht mehr erforderlihd. Ob die Bank durch bereditigte 
Weigerung, ftatt bloßen Aufgebens ihrer Rechte aus der Hypothek eine Übertragungs- 
erflärung auf ben Beflagten audzuftellen, in der Lage geweſen wäre, die Übertragung 
zu vereiteln, bedarf feiner Erwägung; denn die Bant hat die Ceſſion erteilt. Daß dies 
erft nach dem Bufchlage geichehen ift, ericheint unerheblih. Denn bie Bedeutung bes 
Zuſchlags in der hier in Betracht kommenden Richtung beruht in der Bejeitigung der 
Möglichkeit weiterer Dispofitionen des Subhaftaten. Dagegen bewirkt nicht etwa bie 
Einleitung der Subhaftation zu Sunften aller auch ber dem betreibenben Gläubiger 
nachftehenden Hypothelengläubiger eine Feftlegung des das Grundftüd betreffenden Rechts⸗ 
zuftandes in dem Sinne, daß nunmehr eine Konvalescenz eingetragener Hypotheken 
wegen noch erforderlicher formaler Übertragungsatte verhindert wäre. Die Revifion der 
Klägers ift daher zurückgewieſen. 

Nr. 1998. V. Sen. 21. März 1883. V. 669. 82. 8b. 9, Nr. 67, ©. 250. 


Auſpruch des Hypothekenſchuldners auf Gewährung ber früheren Priorität einer 
gelündigten Hypothek. (Preuß. R.). Der Bellagte wenbet gegen bie Hypothekarklage 
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bes Gläubiger ein, daB die Hypothek zur Beit, ald er das Eigentum bed Grundftüdes 
erworben, bie erfte Stelle gehabt und demnächft der Kläger fein Vorrecht einer fpäteren, 
erft nach langer Zeit kündbaren Hypothek eingeräumt hat. Der Anfpruch des Beflagten, 
der von dem Kläger eine auf die Wiederberftellung der früheren Rangordnung der ein- 
getragenen Hypotheken unmittelbar gerichtete pofitive Leiftung, ein Wiederverichaffen 
der früheren Priorität, verlangt, ift nicht gerechtfertigt. Die Klage betrifft nur das 
dingliche Recht des Klägers, ber bei Verfolgung desfelben in Teinerlei obligatorifchem 
Verhaͤltniſſe zum Bellagten ſteht. Es fehlt an einem Rechtsgrunde, aus welchem eine 
Berpflihtung für den Kläger hergeleitet werben könnte, bie Rechtöhandlung, die er 
gemäß 8 35 bes E.E.G. vom 5. Mai 1872 vorgenommen hat, durch eine bejondere 
andere Rechtshandlung zu befeitigen. Der Bellagte muß ſich mit ber Eeffion der aus⸗ 
geflagten Hypothel (8 63 a. a. D.), die ber Kläger zu erteilen bereit ift, wenn die 
Zahlung erfolgt, begnügen. 


Nr. 1999. IV. Sen. 24. Januar 1895. IV. 235. 94. Bd. 35, Nr. 62, ©. 239. 

Abtretung einer Hypothek ohne Übertragung ber perſönlichen Berbinblichleit. 
8 52 E.E.8. vom 5. Mai 1872. (Preuß. R.). Der Beklagte Hat laut Urkunde vom 
41. Juli 1881 anerfannt, von feiner Ehefran an eingebrachtem Bermögen die gegen 
breimonatige Kündigung zahlbare Summe von 120000 Det. erhalten zu haben, und 
dafür das ihm damals gehörige Rittergut 2. verpfändet, auf welches die Forderung 
in Abt. II. unter Nr. 4 im Grundbuche eingetragen worden if. Durch Vertrag dom 
22. Oktober 1887 verlanfte der Beklagte das verpfändete Rittergut 2. an R. In 
diefem Bertrage verpflichtete fich der Beklagte, die Poft Abt. III Nr. 4 vor der Auf 
Taffung zur Löſchung zu bringen, fofern nicht vorher eine Berftändigung bahin, daß 
der Käufer die Hypothek auf die Kaufgelber verrechnen folle, erreicht würde. Diele 
Berftändigung Hat hierauf durch Verhandlungen zwiſchen dem Verkaufer, dem Käufer 
unb deſſen Ehefrau in ber Weife ftattgefunden, daß der Käufer die Hypothek in An⸗ 
rehnung auf die Kaufgelder übernahm und den Bellagten fowie befien Ehefrau (Die 
bisherige Släubigerin) erfuchte, die Hypothel an feine, des Käufers, Ehefrau zu cedieren. 
Die Eeffion gefhah am 24. Oltober 1887. Demnächſt erfolgte am 15. November 1887 
die Anflaſſung des Nitterguts 2. an den Käufer. Nach mehreren weiteren Ceſſionen 
gelangte die fragliche Hypothefenforberung in Höhe eines Teilbetrages von 95000 ME. 
durch Abtretung an den Kläger. Im Jahre 1892 kam das Rittergut 8. zur Bwang?- 
verfteigerung. Dabei ift der Kläger mit feiner Forderung im Betrage von 94 654,50 ME. 
ausgefallen. Wegen eines Xeilbetrages hiervon in Höhe von 2000 Mf. nimmt ber 
Kläger den Belfagten als den Konftituenten ber Hypothek in Anſpruch. Was den vom 
Bellagten auf 8 41 Abſ. 2 E.E.G. vom 5. Mat 1872 geftüsten Einwand, daß feine 
perfönliche Verbindlichkeit erlofchen fei, anbelangt, fo handelt es ſich lediglich um die 
Frage, ob dem Erforderniffe jener Borfchrift, wonad) der Beräußerer dem Gläubiger 
die feitens des Erwerbers gefchehene Schulbübernahme befannt machen muß, genügt ift. 
Denn eine Würdigung und Einziehung ber Hypothel innerhalb der im 8 41 Abſ. 2 
vorgefchriebenen Friften hat unftreitig nicht ftattgefunden. Das Berufungsgericht nimmt 
an, daß bie vorgefchriebene Belanntmachung nicht erfolgt ift, und biefe Annahme ift 
gerechtfertigt. Bur Begründung der weiteren Einrebe bes Bellsgten, daß er auch ab« 
geſehen von ber Vorſchrift des $ 41 Abſ. 2 a. a. D. von feiner perfönlichen Schuld- 
verbindlichkeit durch deren Tilgung befreit fet, hat er folgendes geltend gemacht. Zwiſchen 
ihm und dem Erwerber des Gutes, R., fei vereinbart worden, daß ber Letztere ver- 
pflichtet fein follte, die Hypothek der Ehefrau des Bellagten al3 der damaligen Gläu- 
bigerin fofort auszuzahlen. Diefe Auszahlung fet zu feinen, des Bellagten, Händen 
auch wirklich erfolgt. Das zu biefer Barberichtigung erforderliche Geld Habe R. aus 
dem Vermögen feiner Frau entnommen. Nur um bie doppelten Koften der Löſchung 
der früheren für die Ehefrau des Bellagten eingetragenen Hypothek und der Eintragung 
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einer neuen, für die Frau N. zu Tonftitnierenden Hypothek von gleicher Höhe zu ſparen, 
babe R. den Bellagten und deflen Ehefrau veranlaßt, die Hypothek der Lebteren an 
feine, be3 Erwerber, Ehefrau zu cedieren. Jene Barauszahlung fei, wie zwei näher 
bezeichnete Beugen befunden würden, nicht in der Abſicht erfolgt, um bie Hypothek und 
die ihr zu Grunde liegende Yorberung der Släubigerin zu erwerben, fonbern zu bem 
ausdrücklich verabredeten Bwede, um bie Illatenſchuld des Beklagten an feine Ehefrau 
zu tilgen. Diefe Tilgung fei durch Barauszahlung des Schufbbetrages bewirkt und 
dadurch fei der Bellagte von feiner perjönlidhen Illatenſchuld befreit worden. Daher 
tönnten die Nechtsnachfolger in dem Gläubigerredite der Hypothek von dem Beklagten 
nicht noch einmal Zahlung verlangen. Das Berufungsgericht hält diefe An- und Ans 
führungen mit Rüdfiht auf 5 52 E.E.G., wonad die Hypothek nur gemeinfam mit 
dem perfönlicden Rechte abgetreten werben Tann, für thatſächlich unerheblih und 
rechtlich unzutreffend und deshalb den Hierauf geitügten Einwand bes Bellagten für 
nicht begründet. Diefe Annahme wird von ber Mevifion mit ber Ausführung be- 
fampft, daß die Hypothek Lediglich durch den Untergang des perfönlicden Forberungs- 
rechis feine Änderung in ihrer Eriftenz erleide, was namentlid für ben Fall ber 
Tilgung der perfönfichen Forderung gelte. Es ftehe aber auch nichts entgegen, baß ber 
Släubiger feinem perfönliden Forderungsrecht entjage, das dingliche aber aufrecht er- 
halte. Finde alſo eine Eeffion in der Abficht ftatt, daß die Geltendmachung der per- 
fönliden Forderung unterbleiben folle, fo fei bie Ceſſion der Hypothek allein im Sinne 
des Geſetzes nicht als ungültig anzujehen. Dieſe Rechtsanſchauung ift im weientlichen 
bereit3 in einem Urteile bes I. Hilfs⸗Senats des Reichsgerichts vom 28. Juni 1881 
entwidelt worden unb auch fonft gebilligt. Die Borfchrift des 8 52 a. a. D. fteht dieſer 
Anficht nicht entgegen. Die dort getroffene Beftimmung, daß bie Hypothek nur gemein- 
fam mit dem perfönlicden Rechte abgetreten werden Tann, verfolgt den Bwed, ben 
Schuldner gegen doppelte Anforderung zu fihern. Mit diefem Bwede des Geſetzes 
würde allerdings eine Abtretung der Hypothek allein, unter Zurüdbehaltung bes 
perſönlichen Aniprudes, unvereinbar fein; nicht aber widerfpricht dem bezeichneten 
Bwede bes Geſetzes eine Ceſſion der Hypothek, wenn ber Gedent die Abſicht hat, die 
Verfolgung bes perjönlichen Anſpruches zu unterlaflen, insbefoudere wenn er ſich wegen 
derfelben für befriedigt erachten muß. Dieſer Auffafiung ftebt auch bie accefiorifche 
Ratur der Hypothek mindeſtens daun nicht entgegen, wenn der Hypothek anftatt der 
bisher durch fie geſicherten Schufdverbindlichkeit ein neues Subftrat in einer andermeit 
begründeten perfönlihen Schuldverbinblichfeit gegeben wird. So würde aber im vor⸗ 
Tiegenden Falle die Sache liegen, wenn anzunehmen wäre, daß nach ber Abficht ber 
Beteiligten bie Ehefrau des Bellagten dur Auszahlung ihrer Sllatenforberung be- 
züglich ihres perfönlicden Anſpruchs gegen den Beflagten befriedigt, daß in dieſer Weife 
die perfönliche Schuld des Bellagten getilgt fen, daß bie Ehefrau des Bellagten dem⸗ 
gemäß jede Verfolgung ihres perfönlichen Anſpruchs unterlafien und bie Ceſſion ber 
Hypothek allein an die Frau R. als nunmehrige Släubigerin ihres filr die Forderung 
auch perfönlich verpflichteten Ehemanneß erfolgen ſollte. Ob diefe Vorausſetzungen, 
unter benen bie Abtretung der Hypothek für fi allein rechtäwirffam, die perjönliche 
Schuld des Bellagten dagegen erlofchen fein würde, zutreffen, ift bisher noch nicht er⸗ 
örtert worben, obgleidh die von dem Beflagten zur Begründung feines Einwandes auf- 
geftellten Behauptungen, auf deren Ergänzung eventuell durch Ausübung des Fragerechts 
gemäß 8 130 C. P.O. hinzuwirken wäre, aus ben bezeichneten Geſichtspunkten erheblich 
ericheinen. Die Sache tft daher an das Berufungsgericht zurückverwieſen. 


Nr. 2000. V. Sen. 7. April 1886. V. 338. 85. Bd. 15, Nr. 61, ©. 264. 

Kenntnis des Ceſſionars einer Hnpothelenforberung (oder feines Bevollmäch⸗ 
tigten) von ber im Grundbuch nicht eingetragenen Borrecdhtseiuräumung einer nach⸗ 
eingetragenen Forderung. (Preuß. R) Die Vorſchrift des 8 498, L 20 AIR. 


8 80. Hypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 215 


bezieht ſich nur auf den redlichen Dritten, dagegen darf ſich derjenige, welcher beim 
Erwerbe einer. hypothekariſchen Forderung die nicht eingetragene Prioritätsceſſion kennt, 
auf den Glauben des Grundbuches nicht berufen. Es läßt ſich, namentlich im Hinblicke 
auf die Borichriften der 88 38, 49 bes E.E.G. vom 5. Mai 1872 nicht annehmen, 
daß dur die 88 4, 15 a. a. D. die landrechtlichen Borfchriften über die Wirkungen 
des böfen Glaubens beim Erwerbe von Eigentum oder binglicden Rechten (8 10, I. 10; 
85 45.119; 8 55.1.2141 VER.) vollftändig befeitigt werden follten; vielmehr 
ift davon auszugehen, daß die 88 4, 15 a. a. D. nur Ausnahmen von ber in Kraft 
gebliebenen Hegel des A.L.R. bilden. Hinfichtlich der Ceſſion ift ein Zwang zur Ein- 
tragung nicht vorgefchrieben. Iſt aber dad Grundbuch nicht dazu beitimmt, fichere 
Ausfunft über die Perſon bes jeweiligen Gläubigers zu geben, bebarf vielmehr ber 
Übergang einer hypothekariſchen Forderung auf einen anderen als ben im Grundbuche 
angegebenen Gläubiger zu feiner Rechtswirkſamkeit nicht der Eintragung, fo folgt daraus, 
daß derjenige, welcher diefe Veränderung in ber Perſon des Gläubigers fennt, durch 
ben öffentlichen Glauben des Grundbuches nicht gefhüht wird, wenn er fie unberüd- 
ſichtigt läßt. Was aber von Ceſſionen oder von Berpfänbungen (8 54 E.E.&.), aljo 
von einer Dispofition über den Wert der Forderung gilt, dad muß auch bei der 
Brioritätsceflion Nechtens fein. Der 8 498, L 20 A.L.R. beftimmt nicht, daß dem 
dritten Erwerber die Vorrechtseinräumung nur durch ihre Eintragung zur Kenntnis 
gebradjt werden fann. Weiß er, daß fein Rechtsvorgaänger eine Änderung in der Rang- 
ordnung rechtsgültig vorgenommen hat, fo bleibt in betreff diejes Rechtsaltes die all- 
gemeine Regel des U.L.R. in Kraft. Nr. 1756. Dem Kläger ift nicht darin beizutreten, 
daß ed nur auf feine eigene Kenntnis von ber Borrechtseinräumung anlomme und 
daß die Kenntnis feines Bevollmächtigten ihm nicht ſchade. Es ift vielmehr das Gegen- 
teil anzunehmen. Nr. 862. Rr. 3449. 


Nr. 2001. V. Sen. 10. April 1889. V. 4. 89. Bd. 23, Nr. 58, ©. 271. 
Anfechtung einer Hypothek wegen formeller Ungältigleit ber ihr zn Grunde 
liegenden Eintragungsbewiliigung. (Preuß. R.). Ein Hypothekenrecht entiteht un- 
geachtet der erfolgten Eintragung einer rechtäbeftändigen Forderung nicht, wenn bie 
Eintragung überhaupt nicht auf einer Bewilligung des Eigentümers beruht oder, was 
dem gleich fteht, wenn die Bewilligung, welche der Eintragung zu Grunde liegt, ungültig 
ift (88 1, 18, 19 des E.E.G. vom 5. Mai 1872). Die im 8 33 der &.B.D. vom 
5. Mai 1872 zugelafiene Beglaubigung für Anträge reicht nur dann aus, wenn fie 
von Perjonen ausgeht, beren Verträge zu ihrer Gültigkeit nicht der Beobachtung be⸗ 
fonderer Formen bedürfen, dagegen dürfen, fofern für die Gültigkeit der Verträge der 
im 8 34 daſ. bezeichneten hilfsbedürftigen Perfonen in den neben der G.B.O. geltenden 
Geſetzen befondere Formen vorgefchrieben find, die Auträge jolher Perfonen nur dann 
augelafien werben und können eine wirffame Eintragung nur bann zur Folge haben, 
wenn fie in jener befonberen Form erklärt find. Nach den 88 179, 172, L5 ALLER. 
möüflen Berfonen, welche der Sprache, worin das Inſtrument abgefaßt werben foll, un- 
tundig find, in Fällen, wo es eines fchriftlichen Vertrages bebarf, folchen gerichtlich 
oder vor einem Notar errichten. Iſt in folhem Falle bie Urkunde, auf Grund 
deren bie Eintragung ber Hypothek ftattgefunden Hat, nur der Unterfchrift, nicht dem 
Inhalte nach in der durch 8 33 der G.B.O. und 8 5 des Gefebes über das Notariat 
vom 8. März 1880 vereinfachten Weiſe notariell beglaubigt, fo gelangt durch die Ein- 
tragung eine Hypothek nur fcheinbar zur Exiſtenz. Doch können nad) dem Grundſatze 
bes 8 38 Abſ. 2 des E.E.&. vom 5. Mai 1872 Einreben der bezeichneten Art einem 
Dritten, welcher ein Recht auf die Hypothek gegen Entgelt erworben hat, nur dann 
mit Erfolg entgegengefeßt werden, wenn fie ihm vorher befannt geworden find oder 
fih aus dem Grundbuche ergeben. Die Frage, ob die der Hypothek zu Grunde liegende 
perjönliche Forderung rechtlich beftand, bleibt bei ber fraglichen Einrebe, welche nur 
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die dingliche Seite, die Entftehung des Hypothekenrechts, betrifft, außer Betracht. 
Ar. 2002. Nr. 2082. Nr. 2024. 


Nr. 2002. V. Sen. 14. Mai 1890. V. 16. 90. Bd. 26, Nr. 52, ©. 271. 
Anfechtung einer voreingetragenen Grundſchuld durch einen fpäter eingetragenen 
Hypothefenglänbiger. (Preuß. R.). Nach dem Gefege vom 13. Juli 1883 (entiprechend 
den 88 70, 71 der Subhaftationsordnung vom 15. März 1869) Tann ein fpäter ein- 
getragener Nealgläubiger das voreingetragene Realrecht eines anderen Gläubigerd an⸗ 
fehten, wenn es ſich um den rechtlichen Beſtand desfelben handelt und nicht bloß die 
Legitimation des Gläubiger beftritten wird. Nr. 3809. Un diefem Rechtsgrundſatze 
it feitzuhalten, bei feiner Anwendung jedoch zwiſchen der Anfechtung einer vor- 
eingetragenen Hypothek und einer Grundſchuld zu untericheiden. Aus ben durch das 
E.E.G. vom 5. Mai 1872 nicht geänderten Borichriften 88 1, 12, J. 20 WER. folgt, 
daß der fpäter eingetragene Nealgläubiger einer voreingetragenen noch nicht in die 
Hand eines redlichen Dritten gelangten Hypothek die Einrede der Ungültigkeit wegen 
Nichtbeſtehens der perfönlicden Forderung entgegenſetzen kann. Anders liegt die Sache 
in betreff der Grundſchuld. Aus ben 88 18, 19, 27 E. E.G. folgt, daß die Grundſchuld 
ben Charalter eines Formalrechts, eines durch den Wert des Grundftücks geficherten 
Summenverſprechens ohne Rückſicht auf eine perfönliche Forderung hat. Daraus er- 
giebt jich weiter, daß aus der Ungültigleit des perjönlichen Schuldverhältniſſes nicht 
auch die Ungültigleit der Grundſchuld Hergeleitet werben darf. Wenn nun aud) bie 
Grundſchuld, ebenſo wie die Hypothek, dem Zwecke dienen Tann, eine perjünliche Forde⸗ 
rung zu fihern, fo erſcheint fie doch auch in diefem Falle von ihrem faltifchen Beftande 
losgelöſt als ein abjtraftes rein dingliches Recht, welches, obwohl mit Nüdficht auf ein 
obligatorifches Recht entftanden und zu deſſen Sicherung beftimmt, in fi) aus jelb- 
ftändigem Grunde erwachſen ift. Bergl. 8 52 Abf.2 E.E.&. Demnach Tann die Ent- 
jheidung des Berufungsrichters, welche die Ungültigfeit der Grundſchuld der Bellagten 
aus der Ungültigkeit der Forderung ihres Rechtsvorgängers folgert, felbft dann nicht 
aufrecht erhalten werden, wenn man dem Kläger das Hecht beilegen wollte, bie Ein- 
rede der Simulation aus einem von ihm nicht mitgefchloffenen Rechtögeichäfte zu er- 
heben. Im vorliegenden Yale ift die Anfechtung nur auf Grund ber vom Kläger be- 
banpteten Simulation, nicht auch des Neichögefebes vom 24. Juli 1879 erfolgt. Die 
formelle Bedingung zur Anwendung des 8 40 E. E. G. vom 5. Mai 1872, Eintragung 
der Hypothek des Klägers im Wege der Zwangsvollſtreckung, Liegt hier vor. Materiell 
kann dagegen die Anfehtung nur dann für zuläffig erachtet werden, wenn eines der⸗ 
jenigen Erforderniſſe fehlt, von denen bie Begründung der Grundſchuld abhängt. Das 
find nad den 88 18, 19 E.E.G. die Eintragung derfelben und die Bewilligung ber 
Eintragung feitens des Eigentümers des Grundftüdd. Die Einreden müflen den ding⸗ 
lichen Beftand des Realrechts betreffen, aljo dahin gehen, daß das eingetragene Recht 
nur eine Scheineriftenz babe. Nr. 2001. Wenn 3. B. die Eintragung auf ein anderes 
ald das verpfändete Grundſtück erfolgt, wenn es ferner an der Bewilligung bes 
Schuldners fehlt oder die Bewilligung von einer handlungsunfähigen Perſon erteilt 
ift, fo kann der fpäter eingetragene Gläubiger geltend machen, daß eine Belaftung bes 
Grundſtücks, melde feiner Befriedigung aus den Kaufgeldern entgegenftehe, gar nicht 
vorliege. Sind derartige Mängel nicht vorhanden, wie bier, fo fann ber fpäter ein- 
getragene Bläubiger der vorzugsweiſen Befriedigung des Dritten, für den eine Grund⸗ 
ſchuld ooreingetragen ift, ebenfowenig widerſprechen, als er den Schuldner nad 8 27 
Abi. 2 E.E.G. zu hindern vermag, die für ihn, aljo ohne perſönlichen Schuldgrund, 
eingetragene Grundſchuld geltend zu machen. 
Nr. 2003. II. Hilfs-Sen. 28. März 1881. V* 795.80. Bd. 4, Nr. 86, ©. 334. 


Anwendbarkeit des S 39 E.E. G. vom 5. Mai 1872 auf nah der Geffion fällig 
gewordene Zinfen, (Preuß. R.). Da der Inhalt des Grundbudes feine Garantie 
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dafür bietet, daß bereits fällige Zinsraten nicht ſchon getilgt find, fo kann für die 
Ceſſion folder Raten nicht der allgemeine Grundſatz, daß Jeder, der ſich über ein aus 
dem Grundbuch erhellendes Hecht im guten Glauben mit dem Berechtigten in Ver⸗ 
handlungen eingelaflen bat, in dem erworbenen Recht geihüßt werben muß, maßgebend 
fein, fondern e8 gelten für dergleichen Ceſſionen in betreff der Frage, welche Einreben 
fih der Ceſſionar entgegenjeben laſſen müfle, die allgemeinen für nicht eingetragene 
Forderungen gegebene Vorſchriften 8 407, I. 11 und 8 313, I. 16 A.L. R. Ganz 
anders dagegen verhält es ſich mit ben erft nach der Ceſſion fällig werdenden Raten, 
aljo mit dem Zinsrecht. Die Eriftenz biefed Rechts geht, wenn die Forderung als 
eine verzinsliche eingetragen ift, allerdings aus dem Grundbuche hervor, und der öffent- 
fie Glaube des Grundbuches muß in gleicher Weife für die erſt nach der Ceſſion 
fällig werdenden Binfen wie für das Kapital enticheibend fein. Die landrechtlichen 
Grundfäge find durch 8 39 des E. E. G. vom 5. Mai 1872 nicht geändert. Lebterer 
fol nur ausdrücken, daß der 8 33 Abf. 2 daf. auf cedierte Rückſtände von Binjen oder 
von fonftigen SZahresleiftungen feine Anwendung findet. 


Nr. 2004. J. Hilf8-Sen. 10. Dezember 1880. IV*- 106.80. 85.3, Nr.88, ©. 326. 

Ubergang des Glänbigerrechts bei der Grundſchuld. (Preuß. R.). Nach 8 393, 
L441UEN. ift weder die Aushändigung des Schuldinftrumentes noch die der Ceſſions⸗ 
erflärung an den Gläubiger notwendiges Erfordernis für den Übergang des Gläubiger- 
rechts. Keine Anwendung indefien findet die Beſtimmung des 8 393 a. a. D. auf 
diejenigen Forderungsrechte, worüber Inhaberpapiere ausgeftellt find. Hier ift Das 
Forderungsrecht an die Urkunde gebunden. Die legtere ijt feine Verlörperung und 
der Übergang des Forberungsrechts vollzieht fi), wie der Eigentumdübergang einer 
törperlihden Sache, durch Tradition der Urkunde. In der Mitte zwiſchen beiderlei 
Forderungsrechten ftehen die zumeift dem Handelsrechte angehörigen Forderungsredhte, 
deren leichtere Übertragbarkeit dadurch gefichert ift, daß die über fie ausgeftellten Ur- 
kunden an Ordre lauten und dur Indoſſament begebbar find. Dergleichen Urkunden 
fönnen durch Blankoindoſſament die Natur der Znhaberpapiere infoweit annehmen, ala 
fie folcdenfalls eine Übertragung des Gläubigerrechts durch die Tradition der Urkunde 
geftatten. ber, auch abgefehen von dieſer Übertragbarkeit, hat, wenigftens bei ber 
Wechielforberung, der Hauptrepräfentantin der oben gedachten Klaſſe von Forderungs⸗ 
rechten, die Urkunde, in der der formale Charakter des Vertrages zur Ericheinung ge- 
langt, wegen dieſer formalen Natur eine weſentlich andere Bedeutung für Die Über⸗ 
tragung bed Forderungsrechtes als eine gewöhnlihe Schuldurfunde. Denn wenngleid) 
eine Wechielforderung nicht bloß dur Indoflament übertragen, fondern aud mit 
rechtlicher Wirkung cediert werden kann, fo fällt doch eine folche Ceſſion nicht in der 
Art unter die Beſtimmung des $ 393, I 141 A.L.R., daß die Leifionserflärung allein 
ohne Übergabe der Urkunde den Ceffionar zum Forderungsberechtigten machen Tann. 
Bielmehr gehört zur Übertragung des Forderungsrechts neben der Eeffionserflärung 
auch die Übergabe des Wechſels felbft. Für die Übertragung der Grundſchuld ift die 
Form in den Gefeen nicht ausdrüdlich beftimmt. Dieſe ift aus der inneren Natur 
bed Nechtsinftitut3 zu entnehmen. Während die Hypothek begriffsmäßig ein accefforijches 
Net ift, ift die Grundſchuld ein auf einem rein formalen Summenveripredhen be- 
ruhendes Forderungsrecht, ein Formalrecht auf Leiftung einer Summe, die dem Eigen- 
tümer desjenigen Grundſtückes obliegt, befien Wert zur Sicherung ber Leiftung ein- 
gelegt und bei der die Haftung des Schuldner3 auf das für die Schuld eingeſetzte 
Grundſtück beſchränkt if. Daher ift eine Grundſchuld ohne Ausstellung eines Grund⸗ 
ſchuldbriefes rechtlich unmöglih. In dem letzteren erhält die formale Natur des Rechts 
ihren Ausdrud. Diefer formalen Natur entfpricht auch die Zuläffigleit der Übertragung 
der Grundſchuld durch Blanloabtretung (8 55 des Geſetzes Über den Eigentumsermwerb 
u. |. w. vom 5. Mai 1872). Mit der letzteren ift die Möglichtett gegeben, der Grund- 
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ſchuld, ebenfo wie dem mit Blanfoindofiament verfehenen Wechfel, die Natur eines 
Inbaberpapiered infofern zu verichaffen, als bie Übertragung des Rechtes durch Die 
bloße Trabition des mit Blankoabtretung verjehenen Grundſchuldbriefes möglich wirb. 
Aber auf, wenn bie Ceſſionsurkunde auf ben Ramen eines beftinmten Geflionars 
ausgeftellt wird, nötigt die formale Natur der Grundſchuld in ähnlicher Weife wie bie 
des Wechſels zu der Annahme, daß zur Übertragung des Rechts nicht bloß bie Geifions- 
erffärung, fondern auch die Übergabe der Urkunde erforberlich if. (Vergl. 8 20 des 
eit. Gefehes vom 5. Mai 1872). Nr. 1339. Nr. 2005. 


Nr. 2005. V. Sen. 18. Dezember 1895. V. 187. 95. Bd. 37, Nr. 83, ©. 316. 

Abtretung einer Grundſchuld ohne Aushändigung bed Grundſchuldobriefes. 
(Preuß. R.). Der Beklagte hat das Grundſtück Nr. 28, deſſen eingetragener Eigen⸗ 
tümer er zur Zeit noch iſt, von feiner Mutter, der Witwe B., käuflich erworben, nach⸗ 
dem die Verkäuferin für ſich auf dem Grundſtück eine zu 4 Prozent verzinsliche Grund⸗ 
ſchuld von 6000 ME. Hatte eintragen laſſen. Ber darüber lautende Grundſchuldbrief 
befindet fich jett in den Händen bes Bellagten, der ihn nach der Feſtſtellung des Be⸗ 
rufungsrichters aus dem Nadjlaffe feiner im Juni 1893 verftorbenen nicht von ihm, 
fondern allein von Yrau N. geb. B. beerbten Mutter wibderrechtlih an fi genommen 
bat. Hiernad Hatte fih die Witwe B. noch zur LBeit ihres Todes im Beſitze bes 
Grundſchuldbriefes befunden. Nah den 88 18, 20, 27, 28, 37 bes E.E.&. vom 
5. Mai 1872 war fie mithin als vollbereditigte Srundichulbgläubigerin anzufehen. In 
biefe Nechtöftellung ber Witwe B. ift bie Yrau N. infolge Erbganges eingetreten und 
die ihr hiernach zugefallenen Rechte Tonnten ihr auch nicht daburd verloren gehen, 
daß fi) der Beklagte eigenmäditig in ben Beſitz des Grundjchnibbriefes ſetzte. Bei 
folder Sadjlage hätte die Frau N. gegen den Bellagten eine Klage auf Herausgabe 
bes Grundjchuldbriefes anftrengen fönnen. Sie wäre aber auch berechtigt geweſen, 
ohne weiteres die dingliche Klage auf Zahlung der Srundichuldforberung zu erheben, 
und ber den Grundſchuldbrief widerrechtlich befitende Beklagte würbe dagegen nicht 
mit Erfolg haben geltend maden können, daß er nicht zu zahlen brauche, weil fich der 
Srundfchuldbrief nicht in den Händen der Srundichuldgläubigerin befinde. Dieſe Rechte, 
die der Frau NR. den Bellagten gegenüber zuftanden, Tonnte fie auch zum Gegenftanbe 
einer Geifion machen. Dies ift infofern geſchehen, als fie dem Kläger durch Ceſſion 
vom 14. April 1894 denjenigen Reſtbetrag der fragliden Grundſchuldforderung ab- 
getreten bat, der ihr nach der anderweit für zwei Gläubiger erfolgten Tiberweifung 
zweier Teilbeträge noch in Höhe von 4736,30 Mt. freigeblieben war. Überdies hat 
fie in einer ſpäteren notariell beglaubigten Erflärung vom 20. Sebruar 1895 aus- 
drücklich anerkannt, daß fie durch jene Eeifion dem Kläger alle ihr gegen den Bellagten 
zuftehenden Anſprüche, namentlich auch die auf Herausgabe bes Srundfchulbbriefes Habe 
übertragen wollen. Hiernach nnd da bie Kündigung des abgetretenen Betrages bereits 
am 418. April 1894 erfolgt ift, muß die vom Kläger dahin erhobene Klage, den Be- 
Hagten zu verurteilen, an ihn 4736,30 ME. nebft 4 Prozent Binfen feit 4. April 1894 
und 75 Pf. Kündigungskoften zur Vermeidung der Bwangsvollitredung in das Grund⸗ 
ſtück Nr. 28 zu zahlen, in Ubereinftimmung mit dem Berufungsrichter an fi für 
gerechtfertigt erachtet werden. Mit diefer Auffafiung ftehen die Urteile in den Fällen 
Nr. 2004, Nr. 1339, welche anders geartete Fälle betrafen, nicht in Widerjprud. Aus 
den in jenen Urteilen entwidelten Gründen muß aud im vorliegenden Falle daran 
feftgehalten werben, daß zur vollwirffamen Übertragung des binglichen Rechts ber 
Grundſchuld nicht bloß die Eeflionserflärung des bisherigen Grundſchuldgläubigers, 
fonderu auch die Übergabe des Grundſchuldbriefes erforderlich if. Hieraus darf aber 
nicht gefolgert werden, daß die Ceſſion einer Grundfchulbforderung gänzlich un- 
wirffam fei, wenn und folange die Yushändigung des Grundſchuldbriefes an den 
Geffionar nicht bewirkt werden Tann. Aus jenem leitenden Grundſatze ergiebt fich 
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nur, daß nicht alle Rechte, die einem Grundſchuldgläubiger uach dem Geſetze zuſtehen, 
durch die bloße Eeffionserflärung übertragen werben tönnen, fonbern daß e3 zum 
vollen Erwerbe des dinglichen Grundſchuldrechts noch außerdem ber fbergabe des 
Srundfchuldbriefes bedarf. Insbeſondere fteht dem Ceſſionar, der ſich im Beſihe des 
Grundſchuldbriefes noch nicht befindet und der daher das Verfügungsredht eines Grund- 
fchulbgläubiger8 (im Sinne bes 8 20 E. E.G.) noch nicht erlangt Hat, bie Vorſchrift 
des 8 38 E. E.G. nicht zur Seite. Vielmehr kann ein folder Eeffionar nur für be⸗ 
rechtigt erachtet werben, die ihm abgetretenen Rechte, unbeichabet der dem Schulbner 
erwachfenen Einreben, unter denfelben Borausjegungen und in bemfelben Umfange 
geltend zu machen, wie dies feitend des Cedenten ſelbſt hätte gefchehen können. Yür 
ben vorliegenden Fall ergiebt fich hierans, daB bie Rechtslage bes Beklagten durch die 
von Fran N. erflärte Ceſſion bei dem Mangel einer an ben Kläger erfolgten Vbergabe 
bes Srundichuldbriefes wicht verändert worden ift und baß ber Beklagte aljo feine 
Einwendungen gegen die Gültigkeit ober ben Rechtsbeſtand der Grundſchuld, bie er 
auf eine Klage der Fran N. geltend machen durfte, auch deren Geffionar, dem Kläger, 
unmittelbar entgegenftellen Tann. 


Nr. 2006. V. Sen. 26. Oktober 1887. V. 178. 87. 8b. 19, Nr. 55, ©. 295. 

Irrtümliche Loſchnug einer Sypsthel. (Prenß. R.). Durch eine aus Verſehen 
be3 Grundbuchamtes erfolgte Loſchung einer Hypothek wird das Hypothekenrecht ſelbſt 
nicht aufgehoben; es befteht vielmehr fort und wird durch Wiedereintragung der 
Hypothek nicht von neuem begründet, fondern nur wieber erfennbar gemadt. Der 
8 57 des E.E.®. vom 5. Mai 1872 fteht mit den 88 524, 526, I OALR. nit in 
Widerſpruch und läßt ihre Geltung unberührt. Nr. 1993. Die Beichlagnahme eines 
Grundſtücks im Bwangsverfteigerungsverfahren verleiht den betreibenden Gläubiger 
fein Pfandrecht, überhaupt Tein Recht am Grundftüde im Sinne des 8 118 der G. B. O. 
vom 5. Mai 1872. In 8 118 a. a. O. find unter den „Rechten an dem Grundftücke“, 
beren redliche Erwerber durch die Wiedereintragung der gelöfchten Poft nicht benachteiligt 
werben follen, nur bingliche Rechte zu verftehen. Bei ber Zwangsvollſtreckung in das 
bewegliche Bermögen, welche ſich durch die Pfändung vollzieht, wirb bas dadurch nach 
8 709 &.B.D. entftehenbe Pfandredit durchaus nad den allgemeinen Grundſätzen der 
Entftehung des Fauftpfandes und des Forderungsrechts begründet dergeftalt, daB zu 
dem Titel zum Pfandrecht, womit bie vollftredbare Forderung ausgeftattet ift, Die 
törperliche Befitergreifung (8 712 C. P.O.) bezw. das Berbot an den Brittfchuldner 
(8 730 a. a. D.) als Erwerbsart Hinzntritt. Hierauf TAßt fi das Pfandrecht zu- 
rüdführen, welches nach 8 143 bes Geſetzes vom 13. Juli 1883 im Falle der Zwangs⸗ 
verwaltung ber betreibende Gläbiger des Grundſtücks erlangt. Dagegen würde bie 
Annahme, daß dur die Beſchlagnahme des Grunbftüdes zum Bwede der Zwangs⸗ 
verfteigerung dem betreibenden Släubiger ein Pfandrecht an dem Grunbftüde erwachſe, 
mit ben Grundſätzen über die Begründung von Pfandrechten an Grundftüden über- 
banpt in Widerſpruch ftehen. 8 18 E. E.G. 8 12 ©.8.D. Die Eintragung des Ver⸗ 
fteigerungövermerfes (8 18 des Geſetzes vom 13. JZuli 1883) in der zweiten Ab⸗ 
teilung be3 Grundbuches dient nur bazu, die Thatiache, baß die Bwangsverfteigerung 
beantragt ift, kundbar zu machen, wodurch die Wirkungen der Beſchlagnahme gegenüber 
dritten Erwerbern gefichert werben (88 17, 18 Abſ. 2 des Geſetzes vom 13. Juli 1883). 
Benn dennoch für den betreibenden Gläubiger ein eigenartige3 geſetzliches Pfandrecht 
hätte gefchaffen werben follen, hätte dies, was nicht geichehen ift, im Geſetze ausdrücklich 
erflärt werden müflen. Nr. 255. Das Vorzugsrecht des betreibenden Gläubigers bei 
Bertellung ber SKaufgelder ift Iediglih eine Folge ber mit der Beſchlagnahme zu 
Sunften des Glaͤubigers eintretenden Beſchränkung bes Eigentümers in der Verfügung 
über das Grundſtück (8 17 Abf. 2, 8 18 Nr. 1 des Geſetzes vom 13. Yuli 1883). 
Der betreibende Gläubiger, wenn er nicht zugleich von ber Befugnis Gebrauch macht, 
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feine vollftredbare Forderung eintragen zu lafien und ihr dadnrch ein Pfandrecht zu 
verfchaffen, muß bie zur Beit der Beſchlagnahme an fi) gültig beitehenden binglichen 
Rechte gegen fich gelten laffen, auch wenn fie ſich aus dem Grundbuche nicht ergeben. 
Er muß das zu Unrecht gelöfchte Hypotbelenrecht, deſſen Wiebereintragung einen Reu- 
erwerb und überhaupt eine Bispofition des Eigentümers (Schulbners) oder aus befien 
Mechte nicht darftellt, gegen feine nicht eingetragene Forderung gelten Iaflen, wie wenn 
fie nicht gelöfcht wäre. Nr. 3710. 


Nr. 2007. V. Sen. 17. Oktober 1885. V. 114. 85. Bd. 14, Nr. 72, ©. 273. 
Gultigkeit einer ohne Angabe der Bebingungen der Rückzahlung eingetragenen 
Gruudſchuld. (Preuß. R) Das Fehlen der Angabe der Bedingungen ber Rüdzahlung 
macht die Eintragung der Grundſchuld nicht wirkungslos.» Der 8 23 des E.E. G. vom 
5. Mai 1872 bezieht ſich direkt nur anf die Eintragungsbemwilligung. Die Bor- 
ſchrift darüber, wa8 der Grundbuchrichter eintragen foll, findet ih in 8 43 der G.B. O. 
vom 5. Mai 1872. Eine geſetzliche Beftimmung, melde die Folge feftftellt, wenu ber 
Grundbuchrichter die Weifung in Abi. 3 bes cit. 8 43 &.8.D. nicht beadhtet, eriftiert 
nit. Die Angabe folder Nebenbeftimmungen in der Eintragungsbewilligung und in 
der Eintragungsformel wird nur aus Gründen der Zweckmäßigkeit gefordert. Es banbelt 
fih dabei nur um eine inftruftionelle Borjchrift, auf deren Beobachtung nad) Lage bes 
Falles der Grundbuchrichter zu halten hat, deren Nichtbeobachtung aber das Ein⸗ 
getragene nicht ungültig macht. Das das Geſet beherrſchende Prinzip der Spezialität 
verlangt, daß ber Gelbbetrag, für den das rundftüd haften foll, in feinem hödhften 
Umfange erlennbar gemadt wird, damit ſpätere Gläubiger, ‘deren Kredit in Anſpruch 
genommen wird, bie Sicherheit berechnen Tönnen. Für dieſe Berechnung ift ber 
Beitpunft der Yälligkeit einer boreingetragenen Hypothel oder Grundſchuld ohne jede 
Bedeutung. 
d) Hypothek des Eigentümers 
Nr. 2008. V. Sen. 10. Februar 1894. V. 276. 93. Bd. 32, Nr. 76, ©. 308. 
Boransfetungen der Eigentümerhypothel. Rechtliche Ratur ber Aöfhungs- 
bewilligung. 88 63, 64 bes &.E.&. vom 5. Mai 1872. (Preuß. R.). Zur Bebanung 
feine Srundftüds hat ©. mit der Grundkrebditbank einen Vertrag über die Darleihung 
von Bangeldern abgeſchloſſen und für diefe auf jenem Grunbitüde in Abt. U unter 
Nr. 2 eine Darlehenshypothet von 160000 DE, eintragen laffen. Als vor Fertigftellung 
des Baues die Mittel des ©. erihöpft waren, verabrebete er am 4. November 18% 
mit den Berfonen, bie zu dem Bau geliefert hatten, daß fie weiter Tiefern und er 
ihnen feine Anfprüdhe an die Grundfreditbant auf Zahlung von Baugeldern abtreten 
folle. Zugleich wurde P. von den Gläubigern des S. mit Wahrnehmung ihrer Rechte 
beauftragt. Als dann die Grundkreditbank wegen des zu geringen Feuerkaſſenwerts 
des Hanfes den Betrag von 160000 ME. nicht voll auszahlen wollte, verpflichtete ſich 
©. am 9. Februar 1891, den dadurch frei werdenden Teil der Hopothel an einen feiner 
Bauglänbiger unmittelbar und an P. als Vertreter der übrigen Gläubiger abzutreten. 
Die Irundfreditbant bat nur 145000 ME. gezahlt und dem ©. am 10. Juni 1891 
eine Löſchungsbewilligung wegen bes Reſtes von 15000 ME. erteilt. ©. trat am 
25. uni 1891 von biefem Reſte 12000 ME. an P. für die von ihm vertretenen 
Gläubiger und 3000 Mt. direkt an einen Gläubiger ab. P. trat die ihm cedierte Teil- 
hypothek von 12000 Mi. am 21. März 1892 in verfchiebenen XTeilbeträgen an bie 
Glaͤubiger und zwar im Betrage von 3493,56 ME. an die mitbellagte Handelsgeſellſchaft 
2. & H. ab. Im Januar 1892 wurde auf Antrag des Klägers, ber eine auf bem 
Grundftüde des ©. in Abt. III unter Nr. 3 eingetragene Hypothek von 25000 Mt. 
erworben hatte, die Bimangsverfteigerung dieſes Grundftücks eingeleitet. Bei der Kauf. 
gelderverteilung liquibierten die WBangläubiger des ©. auf die Hypothek Nr. 2 die 
ihnen von PB. cedierten Beträge und Tamen damit voll zur Hebung Baburd erlitt 
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der Kläger bei feiner Hypothek Nr. 3 einen Ausfall von 3809,30 Mt. Infolgedeſſen 
bat er Wiberfpruch gegen den Tetlungsplan erhoben, ſoweit darin die 13 Baugläubiger 
des ©. zur Befriedigung vor ihm angefebt find, und klagend beantragt, feinen Wider- 
ſpruch in Höhe von 3809,30 Mt. für begründet zu erflären und bie 13 Baugläubiger 
zur Bewilligung der Auszahlung dieſes Betrages aus ber hinterlegten Streitmafle zu - 
verurteilen. Durch bie Urteile erfter Inftanz ift der Streit bis auf den Widerſpruch 
gegen das Liquidat der Handbelsgefellihaft PB. & H. von 3493,56 ME. rechtöfräftig er- 
Iedigt, der zurüdgewiefen if. Der Kläger hat nur gegenüber P. & H. Berufung ein- 
gelegt. Dur das VBerufungsurteil ift der vom Kläger in Höhe von 3809,30 DE. gegen 
die von P. & H. auf das Kanfgeld gemachten Anſprüche erhobene Widerſpruch für be- 
grändet erflärt und die Anfertigung eines neuen Berteilungspland angeordnet. Die 
Revifion der beffagten Hanbelsgejellihaft P. & H. ift zurüdgewiefen. Ba nad ber 
unangefochtenen Feſtſtellung des Berufungsgerichts P. ſowohl als auch bie Bellagte bei 
ben Ceſſionen vom 25. Juni 1891 und vom 21. März 1892 mit dem wahren Sadı- 
verhalte befannt geweſen find, wonach bie Hypothek Nr. 2 in der Hand ber Grund- 
treditbant wegen Mangels der Balutazahlung zum Teilbetrage von 15000 Mi. feine 
rechtliche Exiſtenz erlangt hat, fo hat die Beklagte keinen Anſpruch auf den Schuß des 
8 38 E. E.G. Es fragt fi alfo nur, ob ©. in der Lage war, über jenen Hypothelenteil 
wirffam zu verfügen, weil diejer auf ihn als Eigentümer des Pfandgrundſtücks von 
der Grundkreditbank als der eingetragenen Glänbigerin der Hypothel übergegangen 
war. Dies ift zu verneinen. Nach den Beſtimmungen ber 88 63, 64 E. E.G. und der 
Tonftanten Zudilatur der oberften Gerichtähöfe entfteht das Recht des Eigentümers, über 
eine Poft zu verfügen, abgejehen von den Fällen der 88 65, 66 E.E.®., nur dadurch, 
daB der Eigentümer den Gläubiger befriebigt, daß er die Boft aljo Durch Zahlung ober 
in anderer Weife tilgt. Dieſem Erforbernifie der jogen. Eigentümerhypothet, an bem 
auch in den 88 1094}. des Entwurfes des bürgerlichen Geſetzbuches feftgehalten wird, 
ift Hier nicht genügt. Ein Erwerb bes Onpothelenteild von 15000 ME. für S. Tonnte 
fi nicht vollziehen, weil die Grundkreditbank in Höhe von 15000 Mi. überhaupt keine 
Forderung an ©. hatte, e8 aljo an einem Nechtögrunde für den Erwerb fehlte, was 
auch auf ben Fall zuträfe, wenn ©. von der Grundkreditbank ftatt der Lölchungs- 
bewilligung Eeifion ober Quittung erhalten hätte. Der Hypothefenteil der 15000 Mt. 
fonnte aber auch deshalb nicht anf S. übergehen, weil die Hypothek injoweit wegen 
Mangel einer rechtögültigen Forderung keinen Beftand Hatte. Die accefioriiche Natur 
ber Hypothek erfordert, daß durch die Hypothek eine rechtöbeftändige Forderung gefichert 
ift. Fehlt es an einer foldhen, fo ift fein Hypothekenrecht entfianden. Durch ihre Ein- 
tragung im Grundbuche gewinnt eine nicht beftehende Forderung feine Realität. Der 
Eigentümer kann durch die ihm vom Gläubiger erteilte Quittung, Löſchungsbewilligung 
oder Ceſſion nicht mehr erwerben, al8 dem &läubiger, in deſſen Rechte er eintreten 
will, gebührt. Iſt alfo die Hypothek in der Hand des Gläubigers nicht zur Entftehung 
gelangt, fo ift fein Net vorhanden, das zur Verfügung des Eigentümers kommen 
Tann. Die dem Eigentümer vom Gläubiger erteilte Quittung n. |. w. ift in ſolchem 
Falle nicht geeignet, ihn als neuen Gläubiger der Hypothek zu Iegitimieren, fondern 
Tann nur zur Löfchung der Hypothek, zur Befeitigung ihrer Scheinexiſtenz im Grund- 
buche führen. Die Bellagte kann ihr Hupothelenrecht nicht auf die von ihr bezogenen 
Urteile des Neichögerichts ftügen. In einem alle, wo der eingetragene Gläubiger, 
der eine perfönliche Schuld des Eigentümers auch nachträglich nicht dur) Zahlung ber 
Darlehensvaluta begründen wollte, auf Unweifung des Eigentümers einem Dritten feine 
Rechte aus ber Eintragung abgetreten und diefer dann dem Eigentümer die noch aus⸗ 
ftebende Valuta gezahlt hatte, hat das Reichsgericht angenommen, durch die Ceſſion jei 
das Recht des urfprüngligen Släubigers, die Hypothek nachträglich durch Zahlung der 
Baluta zu einer rechtögültigen zu maden, auf den Ceffionar übergegangen und dur) 
deſſen Bahlung habe die Hypothek rechtlichen Beftand gewonnen. Nr. 1996. Ein Fall 
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diefer Art liegt Hier nicht vor. In einem anderen Yalle, wo der eingetragene Gläubiger 
einer Darlehenshypothek von 20000 ME. bie Baluta nicht gezahlt, aber auf Anweifung 
des Eigentümers einem Dritten 8000 ME. zur Sicherheit für befien glei hohe Holz- 
Tieferungsforberung an den Eigentümer abgetreten hatte, hat das Neichägeridht dem 
Dritten eiu wirffames Hypothelenrecht zugeiprocdhen, weil bie anfangs ungültige Hypothet 
burch die Unterlegung der nachträglich entftandenen Kaufgelberforderung rechtlichen Be⸗ 
ftand gewonnen habe uud weil eine unrichtige Bezeichnung bed Schuldgrundes Die 
Wirkſamkeit der Hypothek nicht beeinträchtige. Wird auch an diefer Entſcheidung, bie 
nicht unangefochten geblieben ift, feftgehalten, jo würden die Baugläubiger des ©., und 
darunter die Bellagte, ein wirkſames Hypothekenrecht für ihre Yorberungen an der 
Stelle des von ber Grundkreditbank bis zum Betrage von 15000 DEE. nicht ausgezahlten 
Darlehens nur dann erlangt haben, wenn bie Grundkreditbank auf Anweifung des ©. 
dem P. als Vertreter der Bangläubiger feine Rechte bezüglich des Betrages von 
15000 Mi. abgetreten hätte, dann würde das Recht der Grundkreditbank auf Ans- 
füllung der Hypothek auf die Baugläubiger übergegangen fein, und biefe wären berechtigt 
geweſen, mit ©. die Einfchiebung ihrer Forderungen in den cedierten Teil der Hypothel 
zu vereinbaren. Dieſen Weg haben die Baugläubiger jeboch nicht eingefchlagen, und in 
der von ihnen beliebten Weife, mit Hilfe bed Inſtituts der Eigentümerhypothel, Tonnten 
fie den gleichen Erfolg nicht erzielen. Welche Folgen eingetreten fein würben, wenn 
die Grundkreditbank ihre Rechte an S. abgetreten und diefer dann den Hypothelenteil 
an P. für die Baugläubiger unter Bereinbarung der Unterlegung ihrer Forderungen 
unter den Hypothekenteil cebiert hätte, bedarf Feiner Erörterung, da bie Ceſſion an ©. 
feitens der Grundfreditbant nicht erfolgt if. Die Meinung der Bellagten, die von 
ber Grundkreditbauk dem ©. erteilte Löſchungsbewilligung ftehe nach 88 63, 64 E. E. G. 
einer Ceſſion zum mindeften gleich, ift irrig; denn durch diefe Beſtimmungen ift feines- 
wegs allgemein der Unterjchied zwiſchen Löihungsbewilligung und Ceſſion befeitigt, 
fondern es find darin Quittung, Loſchungsbewilligung und Ceſſion nur für ben be 
fonderen Fall als gleichwertige Legitimationgurtunden behandelt, wo ber Eigentümer 
durch Befriedigung des Gläubigers bie Verfügung über die Poft erhalten 
Hat. Dies teifft bier aber nicht zu. Die dem ©. erteilte Löſchungsbewilligung hatte 
daber nicht die Bedeutung und Wirkſamkeit einer Ceſſion, vielmehr konnte fie ihrem 
Inhalt entiprehend nur zur Löfchung bes nicht eriftent gewordenen Hypothekenteils 
verwendet werben. Die Theorie ferner, daB die vom Gläubiger infolge von Nicht⸗ 
zahlung der Baluta unausgefült gelaffene Hypothelenftelle dem Eigentümer zur Ver⸗ 
fügung ftehe und von diefem nit einer anderen fyorderung bejeßt werden könne, findet 
im preußifchen Recht keinen Anhalt. Die Anficht der Beklagten endlich, durch bie Ein- 
tragung des Baugelderdarlehens jet bereitö eine gültige Hypothelenforberung entitanden, 
ift mehrfach vom Reichögericht zurädgewiefen. Das Weſen des Bangeldervertrages bes 
ſteht darin, daß ſich der Gläubiger verpflichtet, dem Grundeigentümer Gelbmittel behufs 
Erridtung von Gebäuden herzngeben oder zu befchaffen, und zwar in der Weiſe, 
daß die Mittel je nad bem Fortichreiten des Vaues gewährt werben unb daß durch 
Schlußrechnung deren Höhe feftgeftellt wird. Iſt, wie es in ber Regel zu gefchehen 
pflegt und auch hier geichehen ift, zur Sicherheit des Baugeldgebers eine unbebingte 
verzinsliche Darlehenshypothek gleich bei Abſchluß des Vertrages eingetragen, fo erhält 
die Hypothek erft durch die Bahlung ber Baugelder Wirkung und erft mit diefem Zeit⸗ 
punkt tritt die Haftung des Pfandgrundftüdes für die Forberung nebft Binfen ein. 


Nr. 2009. L Hilfs⸗Sen. 17. Dezember 1880. IV* 325.80. Bd. 3, Nr.76, 6.266. 

Eigentümerkypothel an nicht exiftent getworbeuen eingetragenen Forbderungen. 
(Breuß. R.). Bei hypothekariſchen Forderungen tritt durch die bloße Bereinigung ihres 
Eigentums mit dem Eigentümer des verpflichteten Grundſtücks die Wirkung der Konfu- 
fion nicht ein, vielmehr find defienungeachtet die Forderungen als fortbeftehend zu 
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erachten. Der Beſitzer des Grundſtücks muß als Eigentümer ſolcher Forderungen ge⸗ 
dacht werden mit der Einſchränkung, daß die Hypothek des Eigentümers erſt in dem 
Momente wirkſam wird, wo ſich das Recht des Eigentümers nnd das bes Hopotheken⸗ 
gläubigers trennen. 8484, L 16 A.L. R. Anh. 8 52. Deflaration vom 3. April 1824. 
Das Weien der Eigentümerbupothet bat durch das Geſetz über Grundeigentumserwerb 
u. f. w. vom 5. Mai 1872 eine Äuderung nicht erfahren. 88 19. 38. 52. 62—66 be3 
Geſetzes. Nach Tage der Geſetzgebung muß aber angenommen werben, daß, abgeſehen 
von ben Fällen ber 88 65 und bes 66. Geſezes vom 5. Mai 1872, die Hypothek bes 
Eigentümers nur dann entfteht, wenn 1, eine gültige Forderung, die durch die Hypothek 
hat geſichert werden follen, beftanden, 2, der Srundftüdseigentümer bieje Forderung 
bezahlt oder fonft getilgt und von bem biäherigen Hypothekengläubiger Ceſſion ober 
Quittung oder Loſchungsbewilligung erlangt hat. 


Nr. 2010. I. Hilf&-Sen. 18. April 1882. VI* 534. 81. 85.7, Nr. 64, &. 217. 

Bereinigung der Hypothek nud des Grundſtücks im einer Hand, (Preuß. R.). 
Die Bereinigung der Hypothek und bes Pfandgrundftüds in einer Berfon wirkt redit- 
lich nicht die Aufhebung ber der Hypothek zum Grunde liegenden perfönliden Schuld- 
forderung wirkt. Der Hypothek ift, troß des Strebens, fie im Anſchluſſe an das be- 
ftehende Recht (Unh. 8 52 AUL.R., Deflaration vom 3. April 1824) nad) der Richtung 
der Selbftändigleit weiter zu entwideln (88 63—66 des E.E.S. vom 5. Mai 1872), 
der Charakter eined accefforifhen Rechts bewahrt worden (8 19 bes letzteren 
Geſetzes nnd 88 1. 11. 12, L 20 ALR.) Dies Moment ift entſcheidend für die Be- 
urteilung der Frage, ob im alle bes Zufammentreffens von Hypothekenforderung und 
Eigentum bes Pfanbobjeltes in berfelben Hand, bei dem vom Geſetze ausdrücklich 
anerfannten Fortbeſtehen des Hypothekenrechtes, auch die perfönlide Schuldforderung, 
obſchon während der Fortdauer ber Bereinigung rubend, nach deren Aufhebung mit 
aller rechtlichen Wirkung als fortbeftehenb wieder in Aktion tritt. Dieſe Frage ift zu 
bejahen. 


Nr. 2011. ID. Hilfs-Sen. 21. April 1880. VP- 369. 79. Bd. 2, Nr. 58, ©. 206. 

Hypothek des Eigentümers. (Preuß. R.) Die Grundſätze, welche im 8 52 Anh. 
zum A.L.R. und in der Deflaration vom 3. April 1824 bezüglich der Hypothek des 
Orunbeigentümers aufgeftellt werden, haben in ben 88 63—66 des Geſetzes über ben 
Eigentumserwerb n. f. w. vom 5. Mai 1872 keine wefentliche Anderung, vielmehr nur eine 
folgerichtige Weiterentwidelung gefunden. Wird eine teilmeife Tilgung einer Hypo⸗ 
thekenſchuld von dem Grunbeigentümer herbeigeführt, jo fteht bei der Verteilung ber 
Kaufgelber des Grundſtücks dieſer abgetragenen Zeilforderung gleiches Recht wie der 
Neftforberung des Gläubigers aud dann zu, wenn ber Schuldner zu Natenzahlungen 
dur Vertrag verpflichtet war. Die VBorfchriften der 88 150ff. I. 16 A.L. R. beziehen 
fih nnr auf den Fall, wenn ber Bahlende den Empfänger aus „mehreren Forderungen” 
verhaftet ift, was hier nicht zutrifft. 


Nr. 2012. IV. Sen. 17. Januar 1889. IV. 272. 88. Bd. 23, Nr. 40, ©. 189. 

Eigentum der anf einem vermachten Srundftäde eingetragenen vom Exblafier 
als Eigentümer bezahlten Hypothek. (Preuß. R.). Nah 8 64 des E.E.®. vom 5. Mai 
1872 ift die Quittung und Löfchungsbewilligung lediglich Legitimationsurfunde, Das 
Glaͤubigerrecht an der getilgten Boft erwirbt der Srundftüdeigentümer ſchon durch die 
Bablung. Nr. 3805. Dies vererblihe Släubigerrecht bildete einen Beſtandteil ber 
Erbfchaft; denn e3 war fein bloß an der Perſon des Erblaſſers haftendes Recht (88 350, 
360, L 9 U.L.R.); e3 wurde daher von dem Beklagten ald Erben mit der Erbſchaft 
erworben (88 367, 368 a. a. D.), unabhängig von dem Eriverbe des dem Kläger ver- 
machten Grundftüdes feitens dieſes Vermächtnisnehmers. Grundſtück und Hypothek 
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bilden vielmehr zwei verfchiedene Bermögensftüde, von benen nur das eine, das Grund⸗ 
ſtück, vermacht ift. Der Kläger unterfteht daher der Vorſchrift des 8 325, J. 12 A.L. R. 
Demnach ift die Annahme des Berufungsrichters, nad geſetzlicher Vorſchrift 
jet die von dem Erblafier als Eigentümer des dem Kläger vermachten Grunbftüdes 
bezahlte Hypothek auf den Beklagten ald Erben übergegangen, richtig. Auch die Annahme 
des Berufungdrichters, dad Teftament ftehe dem gefehlichen Erbrechte des Bellagten 
nicht entgegen, bietet Yeinen Reviſionsgrund. Das Teftament legt er dahin aus, daß 
ed einen Willen bes Erblaffers, die Hypothek dem Kläger zuzuwenden, nicht erfennen 
laſſe, und bei biefer Sachlage legt er das entfcheibende Gewicht auf die Borfchrift bes 
8520, I. 12 A.L.R. Es bleibt baher bei der Vorfchrift des 8 368, I. I A.L. R. wo⸗ 
nad der Erbe das Eigentum der Erbichaft nebft allen damit verbundenen Rechten und 
Pflichten erwirbt. Der 8 520 a. a. D. ift richtig angewendet. 


Rr. 2013. IH. Hilf&-Sen. 25. Februar 1880. VP- 136. 79. Bd. 1, Nr. 132,6. 368. 

Eigentümerhypothel. (Preuß. R.). Wenn angenonmen tft, daß bei Pfandbriefs⸗ 
ſchulden jeder Gutsbeſitzer perjönlid an dem „amortifierten“ Kapitale für ben- 
jenigen Anteil berechtigt ift, ber den von ihm während feiner Befitzeit gezahlten Amorti- 
fationsraten entipridt, jo beruht dies auf der Erwägung, daß die Zahlung der 
Amortifationsraten den Zwed bat, das Pfandbriefsfapital zu tilgen. Soweit der 
Gutsbeſitzer mit demjelben das Kapital getilgt bat, finden auf ihn die Grundfäße von ber 
Eigentümerbypothet, Anh. 8 52 zum A.L.R., 88 63 ff. des Eigentumserwerbgeſetzes 
vom 5. Mai 1872, Unwendung. Ganz anders liegt es bei den „eigentlmlichen 
Fonds“ (der alten Bojener Landſchaft). Zwar hatten die Gutsbefiger außer den Binien 
und ber Amortifationdrate noch ein viertel Prozent des Pfandbrieffapitales jährlich 
zu zahlen, nicht aber zum Zwecke der Tilgung des Kapitales, fondern zur Beſtreitung 
der Berwaltungsfoften. Was zu Iebteren nicht verwendet wurbe, floh in den Fonds, 
und es hatten die Gutsbeſitzer feinen rechtlichen Anſpruch auf Rückzahlung. Bwed 
des Fonds war, Binsrüdftände vorſchußweiſe zu berichtigen und unvermutete Ausfälle 
zu decken. Hiernach ift es nicht erfindlih, auf melden Rechtstitel der Gutsbeſitzer 
einen perjönlidhen Anfpruh auf den Fonds aus dem Umftande, daß aus feinen ein 
viertel Prozent-Beiträgen etwas in benfelben gefloflen ober daß er zur Zeit der Ab- 
zahlung der Pfandbriefsſchuld Eigentümer des Gutes mar, herleiten Tünnte. 


Nr. 2014. V. Sen. 19. September 1896. V. 59. 96. Bd. 38, Ar. 60, ©. 222. 

Verfügung bed Eigentümers bes Pfandgrundſtückes Über eine von feinen Bor- 
befitern getilgte Hypothek. (Preuß. R.) Auf dem Grundftüde W. 46 ift in bt. IH 
unter Nr. 2 eine Darlehenshypothel von 19000 Mt., rüdzahlbar feit 1880 in jährlichen 
Naten von 300 ME., eingetragen. Eigentümer des Grunbftüd3 waren bis 1886 E., 
dann 2. und feit Ende 1889 Frau J. Im Jahre 1892 ift es im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren dem Kläger zugeichlagen, der feitben als Eigentümer eingetragen ift. Die 
Hypothek war zu ihrem ganzen Betrage für die Berfiherungsgefellihaft T. eingetragen. 
Der Bellagte hat im März 1892 wegen einer ihm gegen Yran J. zuftehenden vollitred- 
baren Forderung von 1956,69 DA. nebft Binfen und Koften den diefer angeblich gegen die 
Berfiherungsgefellihaft T. gebührenden Anſpruch auf Abtretung der Hupothel Nr. 2 
in Höhe von 2503,44 ME, pfänden und fi zur Einziehung überweiſen laſſen. Dem⸗ 
nächft Hat die Verſicherungsgeſellſchaft T, obwohl Frau J. während ihres Eigentums- 
befites am Pfandgrundftüde auf die Hypothek an Kapital in Wirflichfeit nur 326,61 ME. 
abgezahlt Hatte, dem Bellagten dur Urkunde vom 20. Mai 1892 jenen Teilbetrag 
nebft Binjen abgetreten, indem fie befannte, bdenfelben von ran J. gezahlt erhalten 
zu haben. Nachdem dies Frau J. genehmigt hatte, ift der Teilbetrag von 2503,44 ME. 
nebft Zinſen unter Bildung eines Zweigdokuments für den Bellagten im Grundbuche 
umgefchrieben. Bei ber Zwangsverſteigerung des Pfandgrundftüdes Hat der Kläger 
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als Erſteher die Teilhypothel des Beklagten übernommen. Bei der Kaufgelderbelegung 
bat er jedoch gegen das zur Hebung gelangende Liquidat des Beklagten von 2503,44 Mt. 
und Binfen Widerſpruch erhoben, weil bie Ceſſion vom 20. Mai 1892 ungültig ſei und 
ber beftrittene Betrag ihm zugeteilt werden müfle. Infolgedeſſen hat der Bollftredungs- 
zichter die Übernahme der Teilhypothek des Beklagten nur unter der Bedingung für 
vollzogen erflärt, daß der Widerſpruch des Klägers bejeitigt werde. Der Kläger hat 
die Widerſpruchsklage zwar rechtzeitig erhoben, deren Erhebung aber dem Bollftredlungs- 
gericht nicht innerhalb der einmonatigen Friſt nachgewiefen. Bei der Fortfegung bes 
Verteilungsverfahrens ift deshalb ohne Widerſpruch der Beteiligten die Teilhypothek 
ala eine dem Bellagten zuftehende für unbedingt vom Kläger übernommen erflärt. Der 
Kläger bat fpäter bem Bellagten den von der Frau J. während ihrer Befibzeit ab- 
getragenen Betrag der Hypothel mit 326,64 DE. nebft Binfen gezahlt und löſchungs⸗ 
fähige Quittung barüber erhalten. Er nimmt auch den Reftbetrag der Teilpoft für 
ih in Anfprud, indem er für fein beſſeres Recht geltend macht, daß die früheren Eigen- 
tümer &. und 2. diefen Betrag im Wege der vertragsmäßigen Amortifation zurüdgezahlt 
haben, daß er am A. Dezember 1893 dur Zahlung an E. und 2. an deren Stelle 
getreten jei und daß Beide in ber ihm gegen biefe Zahlung audgehänbigten Urkunde 
vom 1. Dezember 1893 bie Löſchung ber Teilpoft bewilligt Baben. Nachdem der erfte 
Richter den Bellagten verurteilt hatte, anzuerkennen, daß ihm an bem ftreitigen Hypotheken⸗ 
teile Fein Recht zuftehe, bat der Kläger fich der Berufung bes Bellagten mit den An- 
trägen angefchlofien, den Beklagten zu verurteilen, prinzipaliter anzuerfennen, baß er 
ber Berechtigte zu dem Neftbetrage von 2176,82 Det. und Binfen der Teilpoft nicht 
fei und auch am 30. Juni 1892, dem Tage der Kaufgelberbelegung, nicht geweſen fei, 
und in die Lölchung des Meftbetrages, eventuell in die Löſchung bes Vermerkes ber 
Umfchreibung auf ihn bezüglich der 2176,83 ME. zu willigen, eventuell diejen Betrag 
ber Verſicherungsgeſellſchaft T. zurüdzucedieren, eventualiffime bdiefen Betrag nebft 
Binfen an E. und 2, abzutreten. Das Berufungsgericht hat die Klage abgewiefen. 
Der Nevifiou bes Klägers iſt ftattgegeben. Nah 8 64 E.E.&. erlangt der Eigentümer 
bes Pfandgrundftüds das Recht der Verfügung über die Hypothek injoweit, als er 
Dieje abgezahlt bat. Es fteht nichts entgegen, daß der Eigentümer das von ihm durch 
Zuſchlag erworbene Recht auf die Hypothek beim Verlaufe des Pfandgrundftädes auf 
ben Käufer ald Teil des Kaufgegenftandes überträgt. Dazu bebarf es aber einer be- 
fonderen Verabrebung. Kann der Bellagte, wozu ihm bei der andermweitigen Berhand- 
fung Gelegenheit gegeben wird, nachweiſen, daß E. fein Recht auf den von ihm ab- 
gezahlten Teil der Hypothek bei ber Veräußerung bed Grundftüdes an L., und daß 
biejer das Recht des E. fowie fein eigenes durch Amortiſation erworbenes Recht an 
Frau J. mit dem Grundſtücke abgetreten hat, ſo iſt damit die Berechtigung der Letzteren 
zur Verfügung über den ganzen amortiſierten Betrag ber Hypothek durch die Ceſſion 
vom 20. Mat 1892 dargetfan. Damit würde der Klaganſpruch befeitigt fein. Da der 
Kläger bisher eine genügend beftimmte Behauptung in diefer Beziehung nicht vor⸗ 
gebracht hat, fo verbleibt es in der Nevifionsinftang bei dem obigen Rechtsſatze für die 
Beurteilung des übrigen Sachverhalts. Es barf unterftellt werden, daß der ftreitige 
Betrag von 2176,83 ME. von den Boreigentümern E. und L. des Pfandgrundftüdes 
während ihrer Befißzeit auf bie Hypothek Nr. 2 der 19 000 Mt. abgezahlt ift; Die 
Tran 3. bat während ihrer Befibzeit darauf unftreitig nur 326,61 ME. gezahlt. Das 
Berfügungsredht über jene 2176,83 DE. Haben demnach E. und 2. erlangt, während 
der Frau J. das gleiche Recht nur über 326,61 Mk. zukam, fo daß mit rechtlicher Wir- 
fung ein jeber diefer Vorbeſitzer nur über den ihm gebührenden Betrag der Hypothel 
durch Eeffion verfügen konnte. Die Ceſſion vom 20. Mai 1892, woburd die Berficherungs- 
geſellſchaft T. als eingetragene Gläubigerin der Hypothek an Stelle und mit Genehmigung 
der Frau J. über beren Recht hinaus dem Bellagten den Betrag von 2503,44 MI. 
abgetreten hat, entbehrt folglich, da die Eeffion nicht auf eigenem Rechte der T. berußt, 
Schultze, Reichagerichtsentſcheidungen. Bd. II. 15 
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der rechtlichen Geltung bezüglich des Betrages der ftreitigen 2176,83 Mi. Da dem 
Beklagten neben der Pfändung und Überweifung des Anfpruches der Fran J., welche 
Alte auch nur bezüglich des ber Frau J. zuſtehenden Untelles an der Hypothek Wirkung 
erlangen konnten, nur bie erwähnte Ceſſion zur Seite ftebt, nicht aber auch ein Rechtsakt, 
mittel3 deſſen E. und 2. ihr auf die Hypothek erworbenes Recht an ben Beklagten über- 
tragen haben, jo beichäntt fich das Hecht des Bellagten aus der Ceſſion auf den in bem 
Geſamtbetrage von 2503,44 ME. enthaltenen von der Frau J. abgezahlten Betrag von 
326,61 Mi. Nur zu biefem Betrage kann ber Bellagte dem Kläger bas ihm auf bie 
Hypothek erworbene Recht entgegenftellen. Der Kläger ift aber nur bann berechtigt, 
dies geltend zu machen, wenn ihm ein eigenes Recht auf die ftreitigen 2176,83 RE. 
zuftebt; auderenfalls ift er mangels eines SInterefies zur Erbebung bes Auſpruches 
nicht legitimiert. Bur Legitimation bed Klägerd genügt ed, daß er die Rechte bes €. 
und des 2. durh Zahlung von 2176,83 ME. an fie erworben und von ihnen bie 
Löſchungsbewilligung vom 1. Dezember 1893 erhalten hat. Erweift fich dies als richtig, 
fo fann er vom Bellagten verlangen, daß defien Nichtrecht aus der Geffion vom 20. Mai 
1892 zum Betrage von 2176,83 ME. dur Löſchung des Umfchreibungsvermerles auch 
im Grundbuche feftgeftellt werde. Ob der Kläger weiter berechtigt ift, vom Beklagten 
die Löfchung des auf ihn umgefchriebenen Hypothefenteiles felbft zu fordern, muß nad 
dem Ergebnifje der anderweitigen Verhandlung beurteilt werben. Daß ber Bellagte als 
eingetragener Gläubiger zur Löſchung verpflichtet ift, foweit er fich in ber Lage befindet, 
fte herbeizuführen, bebarf feiner näheren Ausführung. Diefe fih aus dem materiellen 
Recht ergebende Beurteilung wird durch die Veftimmungen des Bwangsvoliftredungs- 
geſetzes von 1883 und des Grundbuchgefeßes von 1872 nicht alteriert. Nach feftftehender 
Praxis des Neichögerichts (Nr. 3819) ift dem, der fein Widerſpruchsrecht im Subhafte- 
tionsverfahren verloren hat, nicht verfagt, außerhalb des Zwangsvollſtreckungsverfahrens 
ein beſſeres Recht gegen einen Gläubiger zu verfolgen, der nach dem Berteilungsplane 
zur Hebung gelangt und Zahlung aus dem Kaufgelde oder Tiberweifung einer vom 
Erfteher übernommenen Poft erhalten hat. Iſt hiernach dem Berufungsgericht darin 
beizuftimmen, daß die erhobene Klage zuläffig ift, fo muß dagegen befien weitere Be- 
nrteilung, die fi auf Beſtimmungen bes Grunbbuchrechts ftüßt, als verfehlt erfcheinen. 
Der Satz von bem überwiegenden Nechte bes im Beſitze be3 Hnpothelenbriefes befind- 
lihen Ceſſionars entipricht der Tonftanten Judikatur des vormaligen preußifchen Ober- 
tribunal3 wie des Reichsgerichts. Er greift jedoch nur Platz, wenn bie konkurrierenden 
Ceſſionare ihr Recht von demfelben Cedenten herleiten; feine Anwendung tft ausgejchlofien, 
wenn verfchiedene Gedenten die Abtretung erklärt haben. Denn jener Sab gründet ſich 
auf die VBeftimmungen der 88 22, 23, 1.10 A.L. R, worin im Gegenfate zu 8 21 der 
Tall vorausgefeht wird, daß bie Prätendenten insgefamt ihren Titel von einer und 
berjelben Perfon Haben. Nr. 2052. Haben die mehreren PBrätendenten ihren Titel von 
verichiedenen Perjonen erhalten, fo geht derjenige vor, deffen Titel von dem biäherigen 
wahren Eigentümer herrührt (8 24, I. 10 A.L. R.). Nun leitet der Kläger feinen An- 
fprud) von E, und 2. Her, während fich der Bellagte auf die ihm von der Berfiherungs- 
geſellſchaft T. aus dem Nechte der Frau J. erteilte Ceffton vom 20. Mat 1892 beruft. 
Erweift fich der Anſpruch des Klägers als thatjächlich begründet, dann geht er, wie oben 
gezeigt, dem Nechte des Bellagten vor. Für die Beftimmung des 8 38 Abf. 2 E.E. G. 
ift hier fein Raum. Der Kläger ficht das Recht des Bellagten nicht wegen Mängel 
im perjönlichen Schuldverhältniffe, nicht den Beſtand der Hypothek in ihrem ftreitigen 
Zeile an, geht vielmehr davon aus, daß bie Hypothek und das ihr zu Grunde liegende 
Schuldverhaͤltnis unantaftbar find; er macht Iediglich geltend, daß ber ftreitige Teil ber 
Hypothek rechtswirkſam nicht dem Beklagten, fondern ihm übertragen ſei. Es könnte 
ih alfo nur fragen, ob dem Erwerbe des Beklagten ber 8 38 Abſ. 3 E.E.G. zur Seite 
fteht. Dies bejaht das Berufungsgericht mit Unrecht. Allerdings hat die eingetragene 
Släubigerin, die Verficherungsgejellichaft T., dem Bellagten die Ceffion vom 20. Mai 
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1892 erteilt. Allein fie ift nicht Nechtsurheberin gegenüber dem Bellagten; fie hat bie 
Abtretung nicht kraft ihres Rechts ala Släubigerin vorgenommen, fie hat nicht abgetreten, 
weil der Bellagte von ihr erworben babe, fie Hat vielmehr mit Genehmigung ber Fran J. 
beren durch Die Tilgung bes Hypothelenteiles erworbenes Recht dem Beklagten abgetreten. 
Wenn ber vom Eigentümer befriedigte Gläubiger, wozu er durch 8 63 E. E. G. verpflichtet 
wird, anf Berlaugen bes Eigentümers ben getilgten Supothefenteil einem Dritten cebiert, 
fo thut er dies nicht and eigenem Rechte, ſondern (Iediglich zur Vereinfachung bed Ber- 
fahrens, zur Vermeidung eines zweifachen Rechtsaltes) an Stelle und als Vertreter des 
Eigentümers; nicht er ift als Cedent der Nechtöurheber, fondern der Eigentümer. Der 
Bellagte könnte ſich fomit auf den Abſ. 3 des 8 38 E.E.®. nur dann ftüken, wenn 
die Fran J. als Eigentümerin bes ftreitigen Hypothekenteils im Grundbuche eingetragen 
geweien wäre. Das war aber unftreitig nicht der Fall Der Bellagte mußte fi auch 
bewußt fein, daß er durch die Ceſſion nicht von der Berfiherungsgefellfchaft T., fondern 
von ber Frau J. erwerbe; benn er hatte fich wegen feiner Forderung an bie Frau J. 
beren Anſpruch auf die Hypothek überweifen laſſen und Lediglich zur Ausführung diefes 
Anſpruches ift ihm die Ceſſion vom 20. Mai 1892 von ber T. unter Buftimmung ber 
Frau 3. erteilt. Dur Abſ. 3 des $ 38 E. E.G. wird alfo die Prüfung nicht aus- 
geſchloſſen, ob die Verfiderungsgeiellichaft T. aus dem Rechte der Frau J. über ben 
ftreitigen Hypothelenteil zu verfügen bereditigt war. 


Nr. 2015. TIL Sen. 26. September 1890. TIL 111. 90. 88.27, Nr. 44,6. 188. 
Befugnis der Konkursſsmaſſe eines Grundftädseigentämers, der »perfünlicker 
Schuldner der von ihm teilweife bezahlten Hypothek geweien if, ein paritätifches 
Recht mit dem Hupotheienglänbiger bezüglich des nicht bezahlten Teils der Hypothek 
anf den Hypothekenerlös geltend zu machen. (Preuß. R.). Aud wenn man bie 
Nichtigkeit der vom Bellagten (Konfuröverwalter) vertretenen Anſicht unterftellt, daß 
ber Neftforberung eines Hypothekengläubigers an ſich fein Vorrang vor dem vom 
Eigentümer nad 8 63 des E.E. G. vom 5. Mat 1852 bezahlten Teilbetrage zukommt 
und baf der Gemeinſchuldner Thon durd feine Zahlung, ohne daß es einer Ceſſion 
ober Umſchreibung beburfte, in die dur 8 64 a. a. O. gewährten Rechte eingerückt 
und damit bereditigt worben ift, die bezahlte Poſt im Subhaftationsverfahren zu 
liquidieren, kann bem Anſpruche des Bellagten gleichwohl nicht ftattgegeben werden, 
weil ber Eigentümer (Gemeinfchulbner) der perfönlide Schuldner der Hypothek ge- 
worden if. Wenn ber Eigentümer für die auf feinem Grunbftüde laftende von ihm 
teilmeife bezahlte Hypothek perfönlich verhaftet, alfo verpflichtet ift, mit feinem Ver⸗ 
mögen für ben Ausfall bes Hypothekengläubigers einzuftehen, jo kann Erfterer im 
Kollifionsfalle gegenüber dem Gläubiger von feinem Rechte auf verhältnismäßige Anteil- 
nahme am Hypothekenerloſe keinen Gebrauch maden. Der Berufungsridter hält, ob- 
wohl er die thatfädhlihen Verhältniffe zu Grunde Iegt und aud jenem Rechtsgrund⸗ 
ſatze beiftimmt, deſſen Anwendbarkeit für ausgeichlofien, weil die Bwangsverfteigerung 
erft im Verlaufe des über dad Vermögen des Eigentümers ausgebrochenen Konkurſes 
ftattgefunden bat. Der Schuldner Tann vermöge der dem Hypothekengläubiger zur 
Seite ftehenden generellen Doluseinrede das aus feiner Eigentümerhpyothet entfprungene 
Net auf ben Subhaftationserlds nicht ausüben, weil er denjenigen Betrag, ben er an 
fi) brächte und dadurch dem Hypothekengläubiger entzöge, kraft feiner perfönlichen 
e bemfelben alöbald wieder zu erjegen Hätte. Die gleiche Einrebe, bie 

in folder Weife bem Rechte bes Schuldners anhaftete, muß aber auch in deflen Kon- 
furfe gegenüber den Glaͤubigern Platz greifen, weil Lebtere, wie man im übrigen ihre 
Stellung zur Konkursmaſſe auffaflen mag, jedenfalls nur diejenigen Vermögensrechte 
für ſich beanfpruden können, welche und wie fie vom Gemeinfchuldner erworben waren. 
Das Berufungsgericht will diefe Konfequenz nicht anerkennen, weil nach Ausbruch des 
Konkurjes der Kläger feine perfönliche Forderung an den Gemeinſchulbner nicht mehr 
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durch die fragliche Einrebe, fondern nur noch dadurch geltend machen könne, daß er fie 
im Konkurſe liquidiere, um verhältnismäßige Befriedigung aus den Mitteln der ſtonkurs⸗ 
mafle, wozu aud der auf die Eigentümerhypothek des Gemeinſchuldners entfallende 
Betrag gehöre, zu erlangen. Eine derartige Veränderung ber Sadjlage zum Nachteile 
bes Klägers kann aber dem Eintritte des Konkursfalles nicht beigemefien werben. Schon 
vordem war das aus der perfönlichen Verbindlichkeit bes nachherigen Gemeinſchuldners 
ſich ergebende Rechtsverhältnis begründet, das durch Zahlung der fraglichen Poſt er- 
worbene Recht alfo in der vorerwähnten Weiſe beichränft worden. Nur mit biefer 
Beſchränkung Tonnte das Recht in bie Hände der Gläubigerſchaft übergeben. 
o) Blageredst. 
Nr.2016. III Hilfs-Sen. 10. März 1880. Vb- 167.79. 85.1, Nr.136, ©. 381. 
Geffionar. Einrede. Beweislaſt. (Preuß. R.). Die ftreitige Hypothekenforderung 
ift dem Kläger abgetreten. Diefer hat alfo die Forderung erworben. Als Erwerber 
hat er die dingliche Klage gegen den Eigentümer (Beklagten). 88 37, 38 bes Ge⸗ 
feßes über den Eigentumserwerb n. |. m. vom 5. Mai 1872. Der Bellagte hat gegen 
die dingliche Klage nur dann Einreden aus dem perſönlichen Schuldverhältnifie, 
wenn biefe dem Kläger vor dem Erwerbe befannt geworden oder wenn fie fih aus 
bem Grundbuche ergeben. Außerdem ftehen ihm die Einreden aus bem perfönlichen 
Schuflbverhältniffe dann zu, wenn der Kläger die Hypothek ohne Entgelt erworben bat. 
Danach ift e8 Sache bes Bellagten, die Sorausfegungen für die Zuläffigteit 
der Einreden aus bem perfönlichen Schuldverhältnifie zu behaupten und zu bemeifen. 
Der Gläubiger, der eine kündbare Forderung einflagt, hat nur den Ablauf der geſetz⸗ 
lichen SKündigungsfrift (8 761, L 11 A.L.R.) darzuthun. Die Behauptung bes 
Scäulbners, daß eine längere Kündigungsfrift oder ein fpäterer Nüdzahlungs- 
termin vereinbart ſei, ftellt fich nicht al3 eine verneinende Einlaffung dar, fie ift eine 
wahre Einrede, der Beweis der behaupteten Thatſache Tiegt dem Schuldner ob. 


Nr. 2017. II. Sen. 9. April 1886. IH. 341. 85. Bd. 16, Nr. 45, ©. 198. 

Einrede ans dem perfönlidden Schuibverhältuifie gegen den (Erwerber einer 
Sypothel. 8 38 des E. E.G. vom 5. Mai 1872. (Breuß. R.). Aus 8 38 E. E. G. laͤßt 
fih nicht der Saß herleiten, daß dem Dritten, welcher ein Recht auf die Hypothek gegen 
Entgelt erworben hat, ſchon dann eine Einrede aus dem perfönlichen Schuldverhältnifie 
entgegengefebt werben kann, wenn ihm befannt war, daß dem erhobenen Unfpruche zu 
irgend einer Leit bie Einrede entgegengeftanden babe, welche nunmehr im Prozefie 
geltend gemacht wird. Die Zuläffigfeit einer derartigen Einrede hängt vielmehr davon 
ab, ob dem Leffionar bei ber Eeifton befannt war, daß bie Einrede noch zur Beit 
der Cejfion beftand. Durch die Beftimmung in 8 38 Abſ. 2 a. a. D. bat das früher 
in diefer Beziehung geltende Recht (88 423, 424, 511, L 20; Anh. 853 A.L. R.) auf- 
recht erhalten werden follen. Eine Präfumtion bafür, daß der Eeflionar mußte, daß 
bie Einrede noch zur Zeit der Ceſſion beftand, giebt e8 nicht; es ift vielmehr 
Sade besjenigen, der die Buläffigfeit der Einrede behauptet, die Vorausſetzung der- 
jelben, die Kenntnis des Geffionard von der Exiſtenz der Einrede und deren fort- 
dauerndem Beltand zu behaupten und zu beweilen. 


Nr. 2018. V. Sen. 11. Suli 1896. V. 43. 96. Bd. 37, Nr. 94, ©. 350. 

Borausſetzungen für die Annahme des entgeltlidden Erwerbes einer Hypothel. 
8 38 Abſ. 2 EEG. vom 5. Mai 1872. (Preuß. R.). Als das Grundſtück 8. Nr. 7 
im Jahre 1894 zur Bwangdverfteigerung kam, waren darauf Hinter der Poſt Nr. 11 
von 15000 ME. eingetragen unter Nr. 12 für den Bellagten eine Darlehenshypothet 
bon 3000 ME. und unter Nr. 14 für jeden der drei Kläger zu D. ein Erbteil von 
600 ME. und zwar, weil unter dbemfelben Datum eingetragen, zu gleihem Rechte mit 
dem in bt. II unter Nr. 13 eingetragenen Ausgedinge der Kläger zu 1. Bei ber 
Kaufgelderverteilung ift die Hypothek Nr. 12 des Bellagten mit 2853,67 ME. zur 
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Hebung gelangt, die Kläger find ausgefallen. Da die Letzteren ber Auszahlung an ben 
Bellagten widerſprochen haben, fo tft der Betrag hinterlegt. Auf diefen machen beide 
Zeile Anſpruch; jeder von ihnen hat (mit Klage bezw. Widerflage) beantragt, ben 
Gegner zur Bewilligung der Auszahlung an ihn zu verurteilen. Ber erfte Richter hat 
die Klage abgewiefen und bie Kläger nad) ber Widerflage verurteilt. Das VBerufungs- 
gericht Hat auf die Berufung der Kläger die hinterlegte Streitmafie den Klägern zu- 
geſprochen und die Widerklage abgewiefen. Die Reviſion des Beklagten ift zurüd- 
gewiejen. Unftreitig Iiegt ber Darlehnshypothek Nr. 12 des Bellagten ein Darlehn 
oder ein jonftiger perſönlicher Anſpruch nicht zu Grunde, ba bie Kläger zu 1, die Be⸗ 
fteller der HYypothel, niemals die Darlehnsvaluta dur Zahlung oder Verrechnung oder 
in anderer zuläfliger Weife erhalten haben andy weder auf ihre Anweiſung noch mit 
ihrer Einwilligung die Darlehnsvaluta durch Zahlung an einen Dritten berichtigt iſt. 
Die Hypothek Nr. 12 ift daher wirkungslos und fteht der Befriedigung der Kläger als 
der nacheingetragenen Gläubiger nicht im Wege, wenn ber Beklagte als Geffionar der 
Hypothek Nr. 12 deren Wirkungslofigleit fich entgegenfeßen laſſen muß. Bon ben 
Borausjegungen des 8 38 Abf. 2 E.E.G., unter denen gegen den Ceſſionar einer 
Hppothel Einreben gegen das perfönliche Schuldverhältnis zuläſſig find, kommt nur der 
Erwerb der Hypothek gegen Entgelt in Betracht. Die Gejchwifter &. waren ald Gläu⸗ 
biger der Scheinhypothel Nr. 12 eingetragen. Deren Bormünder haben die Hypothek 
dem Beklagten abgetreten, ohne daß von dem Lebteren ihnen oder ihren Mündeln 
irgend welche Baluta für die Abtretung gegeben if. Daß etwa bie Bormünder gemäß 
5 63 E.E.G. auf Wunſch des U. B., nachdem von ihm als Eigentümer des Pfand- 
grundftüäds die Hypothek getifgt worden, die Ceſſion an den Bellagten erflärt hätten, 
bafür fehlt jeder Unhalt. Dagegen darf zu Bunften des Bellagten angenommen werden, 
daß er zu einer Beit, als fein Sohn U. das Pfandgrundftüd Nr. 7 von den Klägern 
zu 1 gelauft hatte, feinem Sohne ein Darlehn unter der Bedingung zugefagt hat, damit 
unmittelbar Hinter der Hypothek Nr. 14 eingetragen zu werden, daß er ihm mehr als 
3000 ME. gezahlt und fih als Erfüllung ber geftellten Bedingung bie Hypothel Nr. 12 
bat abtreten laſſen. Die Borberrichter find uneins darüber, ob der Beklagte in dieſer 
Weile die Hypothek gegen Entgelt oder unentgeltlich erworben hat. Das Reichsgericht 
bat fich über die in Betracht Tommende Frage bisher nicht ausgeſprochen. In ben 
meiften Entſcheidungen handelte es fi darum, ob tn ber Erlangung eines Pfandrechts 
an der Hypothek duch Berpfändung oder Pfändung ein Erwerb gegen Entgelt zu 
finden fei. Nr. 179%. Nr. 2054. Nr. 2021. Davon tft hier abzujehen. In ben 
Entiheidungen, in benen die Frage bes entgeltlichen Erwerbes bei der Ceſſion einer 
Hypothek erörtert worden, tft die Zahlung der Ceſſionsvaluta an einen bei ber Ceſſion 
nicht beteiligten Dritten nicht einmal geftreift. Auch in der Litteratur tft die gerade 
bier intereifierende Frage nicht behandelt. Sollte der Wortlaut des 8 38 Abi. 2 E.E.®. 
nod einen Bmeifel darüber Iaflen, dab im Falle der freiwilligen Eeffion der Ceſſions⸗ 
vertrag ein läſtiger fein muß, daß alfo gegen die Geifion dem Cedenten vom Eeffionar 
eine Gegenleiftung zu gewähren ift, um eine Ceſſion gegen Entgelt darzuftellen, fo wird 
jeder Zweifel befeitigt durch die Beſtimmung des 8 423, I. 20 A.L.R., die im 8 38 
Abi. 2 E. E. G. nicht geändert, jondern beibehalten werden follte. Dort heißt ed: „In- 
fofern ein Dritter auf eine ſolche Forderung nach deren Eintragung ein Recht durd) 
einen läftigen Vertrag erworben bat, kann der Schuldner gegen diefen Britten 
von folhen Einwendungen, die er ihm vorher nicht hundgethan hat, einen Gebraud) 
machen.” Nah 87, L5 A.L.R. wirb aber, „wenn beide Zeile gegenfeitige Ber- 
bindlichleiten übernehmen, foldhes ein Yäftiger Bertrag genannt”. Das Reeichsgericht 
trägt Tein Bedenken, den Satz auszuſprechen: Iſt die Abtretung einer Hypothek Durch 
ein Rechtsgeichäft zwiichen dem &läubiger und dem Erwerber bewirkt, fo liegt darin 
ein Erwerb gegen Entgelt nur dann, wenn der Ceſſionar ſich dem Cedenten zu einer 
Vermögendgegenleiftung gegen die Geffion verpflichtet hat, fei es daß er die Gegen⸗ 
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leiftung dem Gebenten felbft ober einem Dritten gewähren fol. Au biefer Voraus⸗ 
ſetzung fehlt es, wenn wie bier der Geffionar einem Dritten, nicht dem Juhaber ber 
Hypothek, ein Darlehn unter der Bebingung gegeben bat, daß ihm Sicherheit dafür 
an ber Stelle verſchafft werben müfle, welche bie ihm fpäter cebierte Hypothek im Grund⸗ 
buche einnimmt, nnd wenn ihm biefe Hypothek von deren Gläubiger, der der Meinung 
ift, Köfchungsfähige Quittung auszuftellen, ober nicht verfteht, um was es fidh handelt, 
ohne Gegenleiftung cediert wird. Der Geffionar hat allerdings etwas gegeben, aber 
bies ftellt nicht eine Gegenleiftung gegen die Ceſſion dar, ba es nicht dem Gebenten, 
fondern einem Dritten, bei ber Ceſſion nicht Beteiligten, zu leiften war nnd geleiftet 
if. Der Beklagte hat fomit durch die ihm von den Bormündern ber Geichwifter ©. 
erteilte Geifton fein Recht gegen Entgelt auf die Hypothek Nr. 12 erworben. Er muß 
fih alfo die Einrede entgegenftellen lafien, daß die Hypothek wegen Mangels gezahlter 
Balnta wirkungslos ift. 


Nr. 2019. V. Sen. 4. November 1893. V. 207. 93. Bd. 32, Nr. 53, ©. 216. 

Einrede gegen bie cebierte HSypsthelenforberung, daß ber Gebent nur Pfanb- 
gläubiger geweien fei. (Preuß. R.). Zur Dedung einer eigenen Schuld an 2. ver- 
pflichtete fi der Beklagte, zwei ihm gehörige auf feinen Grundſtücke eingetragene 
Hypotheken von zufammen 50000 DE. dem 2. als Yauftpfand zn beftellen. Die Aus- 
führung dieſes Abkommens geihah in Form einer Ceſſion ber beiden Hypotheken an 
2. mit Übergabe der Dokumente am 10. Dezember 1889. Diefe Ceſſion enthielt bie 
Beftimmung, daß die cedierten Beträge bei prompter db. h. innerhalb vierzehn Tagen 
nad) ber Fälligkeit erfolgender Binszahlung fieben Jahre, vom 1. Dftober 1889 an 
gerechnet, feitens bes &läubigerd unfünbbar fein follten. Demnächſt am 12. Dezember 
1889 cedierte 2. der Klägerin (feiner Glaͤubigerin) die 50000 Mt. mit der Wbrebe, 
daß fie die Hypotheken zurüdcedieren folle, falls L. die Valuta zurückgezahlt haben 
würde. Die Umfchreibung der Hypothek auf den Namen ber Klägerin mit den Binfen 
feit 1. Januar 1890 und der gedachten Kündignugsbeichräntung bei prompter Bins- . 
zahlung für fieben Jahre erfolgte nach Behauptung ber Klägerin am 12. März 1890, 
nachdem die der Umfchreibung entgegenftehenden Hinderniſſe (Fehlen einer Iöfchungs- 
fähigen Quittung und Anfangspunft bes Binslaufes) vom Beklagten gehoben waren. 
Die am 1. April 1890 und die fpäter fälligen Binfen find nicht bezahlt. Die Klägerin 
hat deshalb das Kapital zum 1. Januar 1891 gekündigt und, ba Bahlung nicht erfolgt 
ift, beantragt, den Bellagten bei Bermeidung der Bwangsvollitredung tn fein Grund⸗ 
ftüäd zur Zahlung von 50000 ME, nebft fünf Prozent Binien fett 1. Jannar 1890 zu 
verurteilen. Der Beklagte macht hiergegen geltend, die Klägerin fei zur Klage nicht 
legitimiert, weil dem 2. nicht das Eigentum an ber Hypothek, fondern nur ein Pfand- 
recht zugeftanden habe; überdies habe die Klägerin bei ber Eeffion des 2. den ganzen 
Sachverhalt, namentlich die Stundung bes Kapitals nebft Binfen gefannt. Die Mägerin 
folgert dagegen aus der Befeitigung ber erwähnten Hinberniffe gegen ihre Eintragung 
durch den Beklagten, daß diefer die Ceſſion an fie genehmigt Habe. Ste behauptet, bie 
Ceifion fei gegen Entgelt und ohne Berabredung einer Bindzahlung dur %. erfolgt. 
Die Buchung der Binfen auf 2.8 Konto fei nur gefchehen, um den Betrag feiner Schuld 
feftzuftellen, fall3 er von dem Borbehalt der Nüdceffion Gebrauch machen folltee Rad 
erfolgter Beweisaufnahme hat ber erfte Richter die lage abgewielen. Die Berufung 
ber Klägerin ift im zweiten Urteil zurüdgemwielen. Diefe Entfheibung verfiößt in 
mehrfacher Beziehung gegen Rechtögrundfäte. Mit Recht nimmt bee Bernfungsrichter 
an, daß der 8 38 Abi. 3 E.E.&. keine Anwendung findet. Die Mägerin hat ſich auf 
dies Geſetz auch nicht berufen. Dasſelbe gilt von ber Vorſchrift der 88 422, 423, I. 
I WENR., da es fich nicht um Einreden gegen bie Gültigkeit von Forderungen, fon- 
dern gegen bie Dispofitionsbefugnis des 2. handelt. Dem Berufungsrichter ift auch 
darin beizuftimmen, daß 2. durch das ber Ceſſion vorausgegangene Abkommen vom 
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6. September 1889 in Verbindung mit ber Ubergabe der Hypothekendokumente nur 
ein Pfandrecht an den Hypotheken erwarb. Es liegt jedoch ein zweite vom Beklagten 
mit 2. vorgenonmenes Gefchäft, die am 10. Dezember 1889 ansgeftellte Ceſſion vor. 
Daß durch diefe das früher am 6. September 1889 mit L. getroffene Ablommen, fo- 
weit bie gegenfeitigen Rechtöverhältniffe diefer beiden Kontrahenten in Betracht kommen, 
verändert wurde, läßt ſich nad dem Sachverhalte, der dem zweiten Urteile zu Grunde 
liegt, zwar nit annehmen. Dagegen irrt der Verufungsrichter, wenn er entſcheidet, 
daß die Dispofitionsbefugnis des L., obgleich in der Eeifion vom 10. Dezember 1889 
Die ihm durch feine Abrede mit dem Beklagten auferlegten Beſchränkungen nicht erwähnt 
waren, dennod nad Maßgabe diefer Abreden Dritten gegenüber zu beurteilen ſei und 
daß der Bellagte (dev Schuldner) auch einem redlichen mit den Abreben zwiſchen 2. 
und dem Bellagten nicht belannten Erwerber ber beiden Hypothelen diefelben Einreden 
entgegenfeßen Tönne, welde ihm gegen 2. zuſtanden. Das AL.R. hat bei dem Boll- 
machtsvertrage (88 93, 97 ff., 113, L 13) den Rechtsſatz Har Hingeftellt, daß, wenn 
eine beſondere Inſtruktion in der Vollmacht wicht erwähnt ift, die Sache. zwiichen dem 
Machtgeber und dem Dritten bloß nach dem Inhalte der Vollmacht zu beurteilen iſt. 
Damit bat e8 den Rechtsgrundſatz zum Ausbrud gebracht, daß derjenige, welcher einem 
Anderen die Befugnis überträgt, für ihn und in feinem Namen Reechtsgeſchäfte zu 
fließen, dem Dritten gegenüber nicht nad Maßgabe der zwifchen ihm und dem Be 
vollmädhtigten getroffenen Berabrebungen, fondern nad dem in der Vollmacht zum 
Ausdrud gebrachten Willen zu haften bat. Daß die Sade in rechtlicher Beziehung 
bei der Ceſſion anders als bei der Vollmacht Liege, dab alio der Eigentümer einer 
hypothetariſchen Forderung, wenn er durch Ceſſion das ganze Glaͤubigerrecht auf einen 
Anderen überträgt, diefen nicht zur weiteren Berfügung befugt macht, fondern daß ber 
Schuldner dem Ceſſionar entgegenhalten dürfe, der Cedent fei zum Abſchluſſe der 
Ceſſion kraft der mit ihm geichloflenen Verträge nicht legitimiert, laͤßt ſich nicht an- 
nehmen. Die vom Berufungsrichter für feine Anficht angezogenen Geſetze paflen nicht. 
Der 8 101 Einl. A.L. R. wonad Niemand mehr Rechte übertragen kann, als er felbft 
befitt, findet feine Anwendnng, wenn ber Gedent in der Lage ift, die Schulddokumente 
Traft einer unbeichräntten Ceſſion dem Ceſſionar zu übertragen. Ber 8 407, I, 11 
ALLER. erledigt fih damit, daB der Cedent durch die vorbehaltlofe Übertragung feines 
Nechts einem Dritten gegenüber auf Einreden gegen die VBerfügungsbefugnis des Ceſ⸗ 
ſionars verzichtet. Die Rechtſprechung des Neichögerichts bat diefe Anficht fchon in 
mebrfacher Beziehung gebilligt. Es tft ausgeführt, daß Abreben zwiſchen dem Cedenten 
unb bem Ceſſionar, daB der Legtere bie Forderung nur beitreiben, alſo nur Inkaſſo⸗ 
mandatar, aber nicht deren Eigentümer werden oder daß ber Ceſſionar ſich zunächſft 
an ein ihm gegebenes Wechfelaccept halten und daß bie Eeifion nur in securitatem 
erteilt fei, oder daß der Cedent fich der Beitreibung der Forberung enthalten jolle, 
dem Schuldner fein Recht geben, bie Legitimation des Ceſſionars zu beanftanden, fon- 
bern daß dieſer zur Klage gegen ben Schulbner durch eine den 88 493, 494, I. 11 
ALR. entiprecdende Ceſſion befugt wird. In Übereinftimmung damit fteht die Doktrin 
bes preußiſchen und des gemeinen Rechts. In bdemielben Sinne haben fich auch bie 
Motive zum Entwurfe des bürgerlichen Geſetzbuches ausgeiprocdhen (Bd. 2, ©. 130). 
Das Neichsgericht hat deshalb angenommen, daß der Bellagte, wenn er im September 
41889 dem 2. die Hypothelenurkunden übergeben und ihm am iO. Dezember 1889 vor- 
behaltlos die Forderungen cediert hat, fich der Klägerin gegenüber auf die zwiſchen 
ihm und 2. getroffenen früheren die Dispofitionsbefugnis des Lebteren beſchränkenden 
Abreden nicht berufen darf. Anders würde die Sache Tiegen, wenn bie Klägerin bei 
bem Erwerbe der Forderungen, alfo nad) ihrer Behauptung am 11. Dezember 1889 
Kenntnis von der Digspoſitionsbeſchränkung des L. gehabt hätte. In diefem Yalle 
würde fie unredlich gehandelt und deshalb das Gläubigerrecht nicht erworben haben. 
An einer Yehtftellung diefer Kenntnis der Klägerin zur Zeit der Ceſſion fehlt e3 aber. 
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Ob die Klägerin nachträglich Kunde von den Abreden erhalten bat, erfcheint gleich- 
gültig. Ob ferner die Sache anders zu beurteilen wäre, wenn die Ceſſion vom 10. De- 
zember 1889 nicht mit dem Willen des Beklagten, insbejondere durch unerlaubte Hand- 
lung, in den Beſitz des L. gelangt wäre, bedarf bei dem Hier vorliegenden Sachverhalte 
feiner Erörterung. 


Nr. 2020. V. Sen. 8. November 1893. V. 181. 93. Bd. 32, Nr. 54, ©. 221. 

Frage ber Konvalescenz einer wegen fehlender Hauptſchuld ungültigen Hypothel. 
Beſchränkung der Einreben gegen bie Hypothekentlage nach S 38 des E.E. G. vom 
5. Mai 1872 au Gunſten deſſen, der Die Hypothek in Kenntnis der Eiureben von 
einem gutglänbigen Zwilcheninhaber erworben Hat, (Preuß. R.). Der Kläger bat 
fih an gewiſſen Grundftäden am 21. März 1888 von dem damaligen Eigentümer 2. 
eine Darlehenshypothek von 60000 ME. beftellen laffen. Unftreitig hat er dem 2. nur 
ein Darlehen von 43000 ME. gegeben. Die Bellagte Hat deshalb beantragt, bie gegen 
fie als jeßige Eigentümerin der verpfändeten Smmobilien gerichtete dingliche Klage auf 
Nüdzahlung der 60000 Di. nebft Binfen zum Betrage von 17000 MT. abzuweiſen, 
und widerklagend, den Kläger zu verurteilen, über dieſen Betrag nebft Binfen loſchungs⸗ 
fähige Quittung zum erteilen und ben Hypothekenbrief zu den Grundakten einzureichen. 
Mit diefen Anträgen ift fie in beiden Sinftanzen burchgedrungen. Die Reviſton bes 
Klägers ift zurüdgemwiefen. 2. bat die verpfändeten Immobilien am 29. Dezember 1888 
an P. und ©. verlauft; von bdiefen bat fie die Beklagte am 1. Zuli 1889 gefauft. 
Der Kläger behanptet, bei beiden Käufen fei die ſtreitige Hypothek von 60000 ME. in 
Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen worden und zwar, nachdem %. ſich feinen 
Käufern gegenüber verpflichtet habe, biefe Hypothek zurückzuerwerben. Die Bellagte 
beitreitet dies. Der Kläger hat in der That die Hypothek, freilich erft am 7. Juli 1890, 
an 2. cediert, fie aber von diefem ſchon am folgenden Tage zum Betrage von 43 000 Mt. 
zurüdcediert erhalten und fi am 14. Juli auch ben NReftbetrag von 17000 ME., den 
2. am 8. Juli an R. cediert Hatte, von biefem zurüdcedieren laffen. Der Kläger be- 
hauptet, daß er an K. fofort nad) ber Eefiion die Baluta mit 17000 Mt. Habe aus⸗ 
zahlen laſſen, was gleichfalls von der Beklagten beftritten wird. Der Kläger folgert 
aus diefem Hergange, baß bie Hypothel zum Betrage von 17000 ME. minbeftens vom 
7. Zult 1890 ab (dem Tage ber Ceſſion an 2.) den Eharafter einer Kaufgelderhypothek 
gewonnen habe und damit Tonvalesciert fei, jo daß er durch die Ceſſion von K. eine 
gültige Hypothek erworben habe, da K. nicht etwa nur eingefchoben mworben fei, um 
ihm den Anſchein eines redlichen dritten Erwerbers zu ſichern. Die Beklagte hat dem 
widerfprochen. Übrigens hat 2. den Anfprud an den Kläger auf Nachzahlung ber 
4700 ME. Darlehensvaluta am 3. Zuli 1888 an den Bankier M. und biefer den⸗ 
jelben Anfpruh am 24. Juni 1889 an die Beklagte abgetreten und bem Kläger ift 
von beiden Ceſſionen Nachricht gegeben worden. Es ift dem Berufungsrichter zunächft 
darin beizuftimmen, daß der ungültige Teil der Hypothek nicht nachträglich dadurch 
gültig geworben jet, daB, wie Kläger behauptet, bei dem Verkaufe der belafteten Grund⸗ 
ftüde die ganze Hypothek von 60000 ME. zunähft von P. und S. und bann beim 
Beiterverlauf von der Beklagten in Unrechnung auf den Kaufpreis übernommen wor⸗ 
den if. Es Tann zwar, wie auch der Berufungsrichter annimmt, die in dem Mangel 
einer Hauptſchuld berubende anfängliche Ungültigleit einer Hypothek durch nachträgliche 
Einſchiebung eines gültigen Hauptichuldverhältniffes gehoben werben; aber dazu bedarf 
es jelbftverftändlich der Mitwirkung desjenigen,, der dadurch Rechte gewinnen foll d. i. 
des Glaäubigers. Ebendeshalb genügt dazu noch nicht die bloße Übernahme einer un- 
gültigen Hypothek dur den Käufer des belafteten Grunbftüdes; denn durch diefe bloß 
zwilchen dem bisherigen und dem fünftigen Schulbner getroffene Vereinbarung gewinnt 
der Gläubiger nit mehr Rechte, als er bisher hatte. In das alte Schuldverhäftnis 
tritt lediglich ein neuer Schuldner ein und biefem ftehen dieſelben Einreden zur Seite 
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wie dem früheren Schuldner. Nun wird freili von ber Reviſion geltend gemadit, 
daß bier mehr vorliege als eine bloße Übereinkunft zwilchen dem biöherigen und dem 
nachfolgenden Schuldner der Hypothek, daß vielmehr in der That auch ber Hypotheken⸗ 
gläubiger mitgewirkt habe, nämlich der künftige Hypotbelengläubiger, indem zwiſchen 
2. als Berläufer und P. und S. als Käufern abgemacht worden jet, daß 2. bie über- 
nommene Hypothel von 60000 ME. feinerjeit3 von bem Kläger erwerben folle (um fie 
dann ben Käufern für zwei Jahre unkündbar zu machen). Dadurch ei, fo folgert ber 
Nevijionsfläger, der Hupothet für den Yall, daß 2. fie erwerbe, eine neue Hauptſchuld, 
nämlich ein entiprechender Teil der Kaufgelderfchuld, untergelegt worden; bies fei eine 
Vereinbarung mit dem Berfäufer als Gläubiger der Kaufgelder und zugleich in Aus- 
fit genommenem Hhypothelenglänbiger, und dadurch fei die Hypothek zu dem bisher 
ungültigen Teile mit Eintritt des als Bedingung gejtellten Erwerbes ber Hypothek 
buch 2. Eonvalezciert. Allein diefe Ausführung nützt dem Kläger nichts, wenn aud 
zugegeben werben mag, dab unter Umftänden wohl eine wegen fehlender Hauptſchuld 
ungültige Hppothek dadurch Beſtand gewinnen Tann, daß ber Käufer des verpfändeten 
Grundſtücks fie für den Fall, daB der Berläufer fie erwerbe, in Anrechnung auf ben 
Raufpreis übernimmt, indem darin bie bedingte rechtswirkſame Einfchiebung einer wirk⸗ 
ich beftehenden Hauptſchuld als Unterlage der Hypothek gefunden werden Tann. Für 
ben vorliegenden Yall bedarf es einer näheren Erörterung darüber aus dem Grunde 
nicht, weil die Bedingung, daß der Verkäufer %. die Hypothek erwerben jolle, nicht, 
d. h. nicht rechtzeitig, eingetreten ift. L. bat fich die Hypothel von dem Kläger erft 
am 7. Zuli 1890 cedieren laflen, alfo zu einer Beit, al3 feine Abläufer P. und ©. 
ſchon nicht mehr Eigentümer der belafteten Grundſtücke waren, fonbern dieſe, und zwar 
feit dem 1. Juli 1889, an bie Bellagte weiter verlauft hatten. Die Bellagte ſoll zwar 
auch, nach Behauptung des Klägers, die Hypothek der 60000 Mf. gegenüber ihren 
Berlänfern P. und S. in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen haben; dagegen 
ift nicht behamptet worden, dab fie dabei von der Abmachung zwifchen ihren Berläufern 
und bem 2., wonach diefer die Hypothek erwerben jollte, etwas erfahren habe; es ift 
alfo davon auszugehen, daß fie die Hypothek jo übernahm, wie fie im Grundbuche 
eingetragen ftanb, aljo als Darlehenshypothek und behaftet mit der Einrede, daß fie 
zum DBetrage von 17000 ME. wegen nicht gezablter Darlehensvaluta ungültig fei. 
Daran ift um fo weniger zu zweifeln, als bie Bellagte beim Ankaufe der Grundftücke 
fon im Belige der urjprünglich dem 2. gehörigen von biefem an M. und von M. 
am 24, Juni 1889 an ſie cedierten Forderung gegen den Kläger auf Nachzahlung ber 
17000 Mi. war. Des jo erworbenen Rechts zur Geltendmachung ber Ungültigkeit ber 
Hypothek konnte die Beklagte nicht dadurch verluftig gehen, daß 2. die Hypothek als 
Glaͤubiger erwarb; dadurch Tonvalescierte die Hypothek nicht. Denn 2.3 Berechtigung, für 
feine Kaufgelderforderung an P. und ©. zum Betrage von 17000 ME. eine erſt neu 
zu begründende Hypothek an ben Grundftücken zu gewinnen, beftand nur gegenüber 
feinen Kontrahenten P. und ©. und biefe Tonnten ihm keine Hypothek mehr gewähren, 
als fie die Brundftüde nicht mehr befaßen. Iſt eine Konvalescenz bed ungültigen 
Zeiled der Hypothek alfo nicht eingetreten, jo könnte nur noch in Frage fommen, ob fich 
der Kläger gemäß 8 38 Abf.2 E.E. G. darauf berufen dürfe, daß er Die Hypothek der 
17000 ME. von K. entgeltlih, wie er behauptet, erworben habe. Auch dies hat der 
Berufungsrichter mit Necht verneint, weil dem Kläger bei dem Wiedererwerb befannt 
gewejen fei, daß es nach wie vor an einer Darlehenszahlung für dieſen Zeil ber 
Hypothek, alfo an der für die Gültigkeit der Hypothek erforderlichen Hauptichuld fehle. 
Diefe Entſcheidung ſtützt fi auf die deutliche Weftinmung des 8 38 Abf. 2 E.E.®. 
von 5. Mai 1872, daß Einreden aus dem perfönlihen Schuldverhältniffe einem Dritten, 
welcher ein Recht auf die Hypothek gegen Entgelt erworben Hat, nur (alfo dann jeden- 
falls) entgegengefegt werden können, wenn fie ihm vorher befannt geworden find oder 
jih aus dem Grundbuche ergeben. Demgemäß ift auch in früheren Fällen vom Reichs⸗ 
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gericht erfannt worden, und von biefer Anſicht abzugeben, fehlt e8 an einem Grunde. 
Susbefondere kann eine Analogie der Beftimmung des Art. 306 Abſ. 2 9.8.8. nicht 
anerlannt werben, weil dort der Schuß bes reblichen Erwerber ausbrädiich aud 
auf feine Rechtsnachfolger ausgebehnt ift, woran es im 8 38 Abſ. 2 E.E.8. fehlt. 
Ebenjowenig kann gegen die bier vertretene Auffaffung ber Grund geltend gemacht 
werden, daß, wer eine Hypothel als Ceſſionar erwerbe, fie mit den Rechten feines 
Gebenten erwerbe, aljo frei von Einreden, wenn foldhe feinem Cedenten nicht entgegen- 
gejeßt werben konnten. Died wäre nur dann richtig, wenn bie Einreden durch den 
Erwerb der Hypothek von einem reblichen Dritten definitiv untergingen, was gerabe 
bewiejen werden joll. Solchen Untergaug ordnet allerdings das 9.8.8. in den Art. 306, 
307 für die Dort behandelten Yälle an, und bie gleiche Beftimmung enthält 8 9 Abſ. 2 
E.E.G. für den Fall, dab ein als Eigentümer eingetragener Nichteigentümer Rechte an 
dem Brundftüde begrändet Ye nicht aber ber bier anzumendende $ 38 E.E.&., und 
daß etwa in dieſem Falle der endgültige Untergang der Einreden felbftverftändfich 
wäre, kann nicht behauptet werden. 


Nr. 2021. V. Sen. 28. Mai 1892. V. 52. 92. 8b. 29, Nr. 61, ©. 244. 

Einreden aus dem perjönlichen Schulbnerhältnifie gegenüber ber Hypothekarklage 
bes Bfändungspfandglänbigerd. (Preuß. R.). Zur Beitreibung einer vollitredbaren 
Sorberung hat ber Kläger eine für feinen Schuldner auf dem Grundſtücke bes Beflagten 
eingetragene Darlehenshypothek pfänden und fih zur Einziehung überweiſen laſſen. 
Er hat die binglidge Klage erhoben. Das Berufungsgericht bat die Klage abgewieſen, 
weil, wie auf bie Einrede des Beklagten fefigeftellt ift, Valuta für das eingetragene 
Darlehen nicht gezahlt fit, ein Hypothekenrecht danach nicht entftanden fei. Den 
Schug gegen Einreben gemäß 8 38 Abf. 2 E.E.G. vom 5. Mai 1872 hat es bem 
Kläger verfagt, weil diefer, dem die Hypothek nicht an Zahlungsftatt, jondern nur zur 
Einziehung überwiefen worden, gegenüber dem Bellagten nicht ein Dritter fei, welcher 
ein Recht auf die Hypothek gegen Entgelt erworben Gabe, fonderu nur feinen Schulbner 
vertrete, der als erfter Hypothelenglänbiger alle Einreben ohne Nädfiht auf feine 
Kenntnis davon gegen fi gelten laſſen müfle. Auf die Reviſion des Klägers ift das 
Urteil aufgehoben. Als durch das Geſetz vom 4. Juli 1822 die gerichtliche Über⸗ 
weifung von Aktivforberungen des Schuldner zum Bwede ber Befriedigung bes 
Släubigers im Erelutionswege geregelt war, entftand die Frage, ob auch ber Exekutions⸗ 
fucher, dem durch richterliche Berfügung eine Hupotbelenforberung bed Exequendus 
überwielen ift, Anipruch auf ben Schuß gegen Einreden habe, welcher in ben 88 422—426, 
520—524, I. 20 WL.R. einem Dritten gewährt wird, ber auf eine Hypothek ein Recht 
durch einen läftigen Vertrag erworben hat. Bezüglich der Überweifung mit der Wir. 
fung der Affignation wurde dem Exekntionsſucher von ber preußifchen Rechtſprechung 
jener Schuß mit Rückſicht auf den Begriff der Alfignation (88 251, 287, 288, I. 16 
AL.R.) verfagt, aus bem fich engebe, dab der Exekutionsſucher nicht ein Dritter im 
Sinne des Geſetzes fei, jondern mit dem Exequendus eine Perſon darftelle. Anfangs 
wurde bie gleiche Entfcheibung auch für den Fall ber Überweifung au Zahlungsſtatt 
getroffen; durch den Plenarbeſchluß bes vormaligen preußiichen Obertribunals vom 
7. Mai 1855 wurbe obige Frage dagegen bejaht, weil folche Überweiſung die Stelle 
einer vom Exequendus ausgeftellten Ceſſion in allen Beziehungen vertrete, Demnach ber 
Exekutionsſucher als Rechtsnachfolger des Erequendus dem Schulbner gegenüber nur 
aus dem Geſichtspunkte eines dritten Inhabers der Hypotbelenforderung anfgefaßt werben 
fönne. An diefer Unterfheidung bat das Obertribunal unter ber Herrichaft des E. E.G. 
vom 5. Mai 1872 feftgehalten, in defien 8 38 Abſ. 2 der in ben 88 423, 424, I. 20 
WER. zum Ausdruck gebrachte Rechtögrundfag in allen feinen Teilen reprobuziert 
wird. Es hat weiter ausgeſprochen, daß als Dritter im Sinne des 8 38 Abſ. 2 a. a. O. 
auch der gelten müfje, dem Die Hypothek von dem Gläubiger für feine Forderung ver- 
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pfänbet worden ſei. Dies iſt von Bedentung, da mehreren Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts ber Thatbeſtand zu Grunde liegt, daß der Gläubiger die Hypothek feinem 
Schuldner verpfändet hat und dieſer ſich danu die Hypothek gerichtlich hat zur Ein⸗ 
ziehung überweiſen laffen. In einem ſolchen Falle hat der IL. Hilfs⸗Senat dem Exekutions⸗ 
ſucher den Schub des 8 38 Abſ. 2 nicht zugeſtanden, Nr. 2053, weil ihn aus feinem 
Rechte als Bfanbgläubiger ein unmittelbares Magrecht nicht zuftehe, die Überweiſung zur 
Einziehung ihn aber bloß berechtige, die Rechte feines Schuldners auszuüben. Zugleich 
ift, im Wiberſpruche mit dem Obertribunale, ausgeiprochen, dab im 8 38 Abf. 2 unter 
dem Erwerbe eines Rechtes anf eine Hypothek nicht der Erwerb eines Pfanbredites an 
der Hypothek verftanden fe. Dieſer Entſcheidung ift der V. Senat zunächit beigetreten, 
obwohl der nach dem Inkrafttreten ber deutſchen EB.D. erfolgten Überweifung zur - 
Einziegung die Pfändung voransgegangen war. Rr. 3770. Er bat jedoch diefe Anſicht 
fpäter aufgegeben. Die nächſten ind betreffen wieder Fälle, in denen einem 
vom Glänbiger beftellten Pfandrechte die Überweifung zur Einziehung binzugetreten 
war. Es wurde ansgeiprochen, daß ber, welchem eine Hypothek verpfänbet worben, 
ein Dritter im Sinne bes 8 38 Abf. 2 jei und baß ihm deshalb, wenn er ſich behufs 
Nealifierung feines Pfandrechts bie Hypothel mit den Wirkungen einer Aflignation 
überweifen Iafie, bei Geltendmachung feines Pfandrechts der Schub bes 8 38 Abſ. 2 
gebühre. Nr. 2054. In dem Urteile vom 23. April 1887, welches anf eine Klage 
ergangen ift, die fi auf dad buch Pfändung einer Hypothek erworbene Pfandrecht 
gründete und bie Ansäbung dieſes Pfandrechts bezwedte, bat der V. Senat daran feft- 
gehalten, daß gegen die Klage Einreden nur im Nahmen des 8 38 Abſ. 2 E. E. G. 
bezw. der 88 422 ff., 522, I. 20 LER, geftattet feien, daß ſomit der Kläger der Ein- 
rede ber Tilgung nur dann ausweichen Tönne, wenn er das Pfandrecht in gutem Glauben 
an bie Richtigkeit des Grundbuches erworben habe. In dem Urteile besjelben Senats 
vom 15. Juni 1887 Heißt e8: „Bu denjenigen, die im Sinne bes 8 38 Abſ. 2 E.E. G. 
ein Recht gegen Entgelt auf die Hypothek erworben haben, gehört nad; der neueren 
tonftanten Praxis bed Reichsgerichts auch ber Erwerber eines Pfandrechts an ber 
Hypothet zur Sicherung einer ihm gegen den Eläubiger zuftehenden Yorderung, mag 
das Pfandrecht auf Grund einer freiwilligen Pfemdbeftelung oder durch Pfändung 
erworben fein.” Dieſer Sag ift endlich in dem Urteile vom 1. Rovenber 1890 mwieber- 
holt und näher begründet. Nachdem das NReichögericht ben vom Berufungägericht jetzt 
wieber in Frage geftellten Nechtsjak im Jahre 1887 zuerft ausgeſprochen, hat es ſtets 
an ihm feſtgehalten. Ganz befonders triftiger Gründe bebürfte e3, follte davon wieder 
abgewichen und die Praris ins Schwanten gebracht werden. Solche find aber nicht 
vorgebradst. Es ſoll nicht verfannt werden, daß nad Emanation bed Geſetzes vom 
4. Juli 1822 die erheblichſten Zweifel über die Frage hervortreten mußten, ob bie Bor- 
Ichriften des A.L.R. über die Huläffigkeit von Einreden gegen einen dritten Erwerber 
von Rechten an einer Hypothek, die nur die freiwillige Veftellung folcher Rechte Durch den 
Glaͤnbiger ber Hypothek im Auge haben, auch anf die Fälle auszudehnen feien, in denen 
ber Übergang auf den Gläubiger des Hypothekars ohne Verhandlung mit biefem durch Ber- 
fügung des Nichters geichieht, weil dort der Erwerb unter bona fides des Erwerbers viel 
leichter erfolgen Tann, al8 wo zu ber Redlichkeit des Erwerbers noch die Unredlichkeit bes 
Hypothelengläubigers, die fich in dem Verſchweigen oder Ablengnen ber dem Schuldner zu- 
ſtehenden Einreben bethätigt, binzutreten muß. Dieje Zweifel waren aber in gleichem 
Maße gegen bie Überweifung zur Einziehung wie gegen die Überweifung an Bahlungsftatt 
berechtigt, da fo wenig bei der einen wie bei der anderen die Mitwirkung des Hypothelen⸗ 
glänbigers geforbert wurde. Als das Obertribunal dann durch Plenarbeihluß vom 
7. Mai 1865 entſchied, daß die Borfchriften der 88 423—426, 622, 523, 1.20 A. L. R. 
Anwendung finden, wenn bem Erelutionsfucher eine Hypothek des Erequenbus durch ge- 
richtliche Verfügung an Bahlungsitatt"überwiefen worben ſei, fo waren damit bie ſich aus 
jenen Zweifeln ergebenden Gründe auch gegen die Überweifung zur Einziehung befeitigt, 
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und e8 blieb nur noch der Unterfchied beftehen, der fich aus der rechtlichen Natur ber beiden 
Überweifungen ergab. Diefer Unterſchied ift nun durch bie 6.B.D. verwifcht. Nach diefer 
geht der Überweilung zur Einziehung ftet3 die Pfändung vorher (8 736) und durch 
biefe erwirbt der Gläubiger ein Pfandrecht an ber gepfändeten Forderung (8 709), das 
in feinen Wirkungen dem durch Vertrag begründeten gleich fteht. „Auf das Bfand, 
welches dur den Alt der Pfändung Tonftituiert wird, kommen bie in den einzelnen 
Nechtögebieten rückſichtlich des Pfandrechts geltenden Nechtönormen zur Anwendung“ 
(Motive). Das Berufungsgericht irrt baber, indem es annimmt, der Inhalt des durch 
bie Pfändung entftehenden Rechts fei, abgejehen von dem Vorrechte gegenüber amberen 
Glaͤubigern, berjelbe geblieben, wie ber ber Beſchlagnahme bes 8 101, L 4 A.G. O. 
- Die EBD. Hat in Anſehung der Zwangsvollſtreckung durch Pfändung neues materielles 
Necht geichaffen. Nr. 3776. Sie hat eine neue Entftehungsart bes Pfandrechts ein- 
geführt, die Beſtimmung über deſſen Wirkungen aber, jomweit nicht in $ 709 Ubf. 2 
und 3 das Berhältnis zu anderen Gläubigern beſonders geregelt ift, dem allgemeinen 
bürgerliden Rechte überlafien. Bas Pfändungspfandrecht hat deshalb auch gegenüber 
dem Schuldner der gepfändeten Forderungen nicht bloß die Bedeutung einer Be 
ſchlagnahme, fondern gewährt dem BPfändungspfandgläubiger alle Rechte eines Ber- 
tragspfandbgläubigerd. Es wäre alfo nicht folgerichtig, follte der Pfändungspfand⸗ 
gläubiger einer Hypothek nicht in gleihem Make gegen Einreben des Schuldners 
geſchützt fein, wie ber Vertragspfandgläubiger. Aus der Natur der Überweifung zur 
Einziehung läßt fich nichts herleiten, was bie Wirkungen bed Pfändungspfandrechts 
beeinträchtigen Lönnte. Die Überweifung bildet nur den Bermittelungsalt, ber die 
Legitimation bes Pfändungspfandgläubigers zur Geltendmachung des durch die Pfändung 
erworbenen Pfandrechts gegen den Drittſchuldner herſtellt. Was die Frage angeht, ob 
Pfändung mit nachfolgender Überweifung einer Hypothek als Erwerb gegen Entgelt 
im Sinne bes 8 38 Abf. 2 E.E.&. anzuſehen fei, fo tft nicht außer acht zu laffen, 
daß beide Alte nur dazu dienen, dem Gläubiger Befriedigung wegen einer vollftredlbaren 
Forderung zu verſchaffen, und daß ſolche Befriedigung rechtlich nicht als unentgeltlicher 
Erwerb qualifiziert werden Tann; denn der Gläubiger erhält mit feiner Vefriedigung, 
gleichviel auf welchem Wege fie erfolgt, doch uur das, was ihm gebührt, unb zwar, 
was ihm als Gegenleiftung für feine LKeiftung zukommt, wenn nicht etwa ber hier nicht 
in Frage fommende Ausnahmefall vorliegt, daß die Forderung bes Glaäͤubigers durch 
ein Schenkungsverſprechen des Schuldners begründet if. Nr. 2018. 


Nr. 2022. V. Sen. 21. Januar 1893. V. 174. 316. 92. 8d. 30, Nr. 80, ©. 273. 

Einrede gegen bie Klage ans der Grundſchuld, daß dieſe Dem Gebenten des 
Klägers nur verpfändet fei und der Kläger Died bei der Geffion gewußt Habe. Be- 
deutung der Seluritätsceffien. 838 Abf. 3 bes preußiſchen E. E.G. vom 5. Mai 1872. 
(Preuß. R.). Gegen die an fich begründete Klage aus der Grundſchuld bat ber Beflagte 
zunächit eingewenbet, baß bie Grundſchuld dem Cedenten bes Klägers, dem ©., nicht zu 
eigen übertragen, fonbern nur verpfändet worden jei und daß der Kläger hiervon 
Kenntnis gehabt habe, als er jih die Grundſchuld cebieren ließ. Dieſe Einrede Hat 
der Berufungsrichter mit Recht unter der Vorausſetzung zugelaflen, daß der Beklagte 
Beides ermweifen werde, ſowohl die bloße Verpfändung an S. als die Kenntnis des 
Kläger? davon; denn die Beſtimmung des 8 38 Abi. 3. E.E. G., wonach Einreden gegen 
dad Verfügungsrecht des Klägers aus der Berfon feines eingetragenen Rechtsurhebers 
gegen die Klage aus einer Grundſchuld oder einer Hypothek unzuläflig find, tft trotz 
des Scheinbar weitergehenden Wortlautes nur auf den Fall zu beziehen, daß ber Kläger 
die Grundſchuld oder Hypothek redlih, nämlich ohne Kenntnis der Einrede, erworben 
bat. Dies ergiebt fih aus der Entftehungsgefchichte diefer gefehlichen Beſtimmung. 
Der Verufungsrichter ift aber der Anficht, daß ber Beklagte ben Beweis einer bloßen 
Berpfändung der Srundfchulb an S. nicht erbracht Habe, daß vielmehr dieſe Behauptung 
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bes Bellagten burch die Beweiserhebung widerlegt fei, indem biefe ergebe, daß zwar 
mit der Ceſſion der Grundſchuld eine Sicherftellung bes ©. wegen feiner Forderungen 
an ben Beklagten, für den uriprünglich die Grundſchuld eingetragen war, beabiichtigt 
worben fei, aber nicht durch eine Verpfändung, fondern durch eine Übereignung der 
Grundſchuld an ihn. Der Berufungsrichter findet Demnach in ber Übereignung der Grund⸗ 
fhuld an S. eine fogen. Sekuritätsceſſion; er hält aber dieje für geeignet, die Glüubiger⸗ 
rechte ans ber Grundſchuld im vollen Umfange an S. zu übertragen, und für aus 
reichend, um den ©. zu einer weiteren Übertragung der Gläubtgerrechte auf den Mäger 
zu legitimieren. Der biergegen gerichtete Angriff der Revilion fcheint auf einer Ber- 
wechjelung der Seluritätsceifton mit der ſimulierten Eeifion zu beruhen. Die fimulierte 
Ceſſion allerdings ift feine Ceifton und gewährt deshalb dem nur vorgeichobenen Geifionar 
Teine Klage and dem ihm in Wirklichkeit nicht übertragenen Rechte. Bei ber Sefuritäts- 
ceffion dagegen wird eine wirkliche Eefftion vorgenommen. Daß dies zu dem Zwecke 
geichteht, den Ceſſionar wegen anderweitiger Forberungen fiher zu ftellen, ift auch nad 
preußiſchem Recht kein Umftand, der geeignet wäre, der von den Barteien beabfichtigten 
Übertragung des cedierten Rechts bie Exnftlichkeit und damit bie Rechtswirkſamlkeit zu 
benebmen. Dieſe Bwedbeftimmung Tann deswegen auch nicht ſchon an ſich eine Ein- 
klagung bed cedierten Rechts verhindern; dies könnte fie nur dann, wenn die Einflagung 
im Widerſpruch ftände mit der Abficht der Parteien, wenn fie alſo dolos erichiene, 
aber dab ein doloſes Verfahren des Klägers vorliege, hätte der Beflagte darlegen müflen, 
und bies ift nicht gefchehen. Nr. 3993. Nr. 397. Nr. 2023. 


Nr. 2023. V. Sen. 21. Januar 1893. V. 174. 316. 92. Bd. 30, Nr.80, S. 273. 
Berweilung von Gegenfsrderungen gegen bie Klage ans ber Grundſchuld zur 
Verhandlung in getreuntem Prozeſſe. 8136 Abſ. 2 EBD. In dem Falle Nr. 2022 
hatte der Beflagte den Kläger durch Vertrag als Vertreter für das Gut engagtert und 
machte Schabensforberungen, die ihm durch bie fchlechte Verwaltung bed Gutes gegen 
den Kläger erwachſen fein follten, eventuell im Wege ber Kompenfation gegen bie Klage 
aus der Srundfchuld geltend. Dem Untrage des Klägers, die Gegenforderungen des 
Bellagten zum befonderen Verfahren zu verweifen, ift in beiden Inſtanzen entſprochen 
worden. Barin könnte die Verlekung einer Rechtönorm Tiegen, nämlich eine Ber- 
tennung der im @efebe für die Berweifung zum getrennten Prozeffe bingeftellten Bor- 
ausſetzung, daß die Einreden nicht in rechtlichem Bufammenhange mit der Klag- 
fordberung ftehen. Die in biefer Beziehung erhobene Reviſionsbeſchwerde ift deshalb 
zuläfiig; fie ift aber unbegründet. Allerdings ift die zu biefem Punkte vom Berufungs- 
gericht gegebene Begrändnng etwas kurz gefaßt; fie geht dahin, daB Begenforberungen 
ans dem Bermwaltungsverirage mit der Klage aus ber Grundſchuld nicht in rechtlichem 
Bufammenhange ftänden. Damit ift jedoch nicht ausgeſprochen, was rechtsirrtümlich 
geweien wäre, daß mit einer Grundſchuld überhaupt feine Gegenforberungen rechtlich) 
zufammenbängen können, fondern es tft nur ber rechtliche Bufammenhang ber bier aus 
dem Berwaltungsvertrage über das Gut erhobenen Gegenforberungen mit der Forde⸗ 
rung aus ber Grundſchuld verneint worden. Dies tft richtig; denn abgefehen Davon, 
daß bie Grundſchuld urjprüngli zu Gunften des Eigentümers des verhafteten Grund⸗ 
ftüds des Bellagten, alfo ohne einen materiellen Schuldgrund, eingetragen, dann vom Be⸗ 
Hagten auf S. und erft von biefem auf den Kläger übertragen worden ft, fehlt ein Nach⸗ 
wei3 darüber, Daß die Verwaltung des Gutes irgendwie in rechtlichen Bufammenhange 
damit geftanden Habe, daß der Kläger und bemnädft ©. dem Bellagten Gelber angeliehen 
haben, und daß zur Sicherung bafür dem ©. die Grundſchnld cediert worben ift. 


Nr. 2024. V. Sen. 30. November 1895. V. 406. 94. Bd. 36, Nr. 72, ©. 293. 
Einrebe gegen eine Grundſchuld aus Thatſachen, Die dem Erblafier des Klägers 
beim Erwerbe der Grunbſchuld belaunt geweſen find. 3 38 Abf. 1 &.E.&. (Preuß. R.). 
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Die Kläger haben aus einer auf dem Grundſtücke der Beklagten für fie in Höhe von 
7500 DE. eingetragenen Grundſchuld auf Zahlung des Kapitals nebſt rüdftändigen und 
laufenden Binfen geklagt. In erfter Inſtanz wurden bie Beklagten verurteilt. Das 
Bernfungsgeriht hat auf Abweiſung ber Klage erfannt. Die Revifion iſt zurückgewieſen. 
Die Beklagten Haben eingewenbet, daß bie Grundſchuld nicht zu Recht beftehe und daß 
die diefe Einrede begründenden Thatſachen dem Erblaffer der Kläger beim Erwerbe der 
Grundſchuld befannt geweien feier. Nach dem vom Berufungärichter für erwielen er- 
achteten Sachverhalte ift die Grundſchnld im Jahre 1872 auf Bewilligung des 8. bei 
gleichzeitiger Erwerbung bes Grunbftüdes Nr. 4016 durch Nuflaffung für den bis- 
herigen Eigentümer W. eingetragen mworben. Eine Parzelle von 188,34 qm, bie jeßt 
allein noch den Beſtand bed auf die Nr. 4016 im Grundbuche eingetragenen Grund⸗ 
ſtücks bildet, follte nach dem übereinftimmenden Willen der Kontrahenten nicht mit 
aufgelafien, alfo auch nicht durch die von dem Erwerber bewilligte Grundſchuld belaftet 
werden, verblieb vielmehr im Beſitz und Eigentum des W., während das an 8. ver- 
äußerte Srunbftüd Nr. 4016 im Jahre 1878 unter Ausſchluß ber gedachten Parzelle 
fubhaftiert und auf ein anderes Grundbuchblatt übertragen wurde, fo daß der vom 
Berlaufe ausgeſchloſſenen Barzelle allein noch die bisherige Nr. 4016 verblieben ift. 
Der VBerufungsrichter hat ferner ans den eidliden Ausſagen der Beugen 8. und W., 
inöbefondere des Letzteren bie Überzeugung gewonnen und bemgemäß thatſächlich feft- 
geftellt, daß der Erblafler der Kläger, der im Sabre 1873 die Grundſchuld mittels 
Ceſſion von W. erworben, bei dem Erwerbe der Grundſchuld gewußt hat, ba fie nur 
hinſichtlich des an 8. thatfächlich verfauften Grundftücksſsteiles nach dem übereinftimmen- 
den Willen der Kontrahenten zur Eriftenz gelangt war. Hiernach ift die Grundſchuld 
bezüglich der jebt den Beftand bes Srundftüds Nr. 4016 bildenden Parzelle in Er- 
mangelung eines auf die Belaftung der Iebteren gerichteten Willens ber Beteiligten 
nicht zur rechtlichen Erifteng gelangt. Es fragt fich aber, ob biefer Mangel gegenüber 
ber Klage aus der formell beftehenden Grundſchuld von den Beklagten geltend gemacht 
werden Tann. Nah 8 38 Abi. 1 E. E.G. find gegen bie Klage aus einer Grundſchuld 
Einreben nur fo weit zuläffig, als fie dem Beklagten gegen ben jebesmaligen Kläger 
unmittelbar zuftehen ober fich ans dem Srundbfchulbbriefe ergeben oder die Thatfachen, 
auf die ſie fich gründen, dem Kläger bei Erwerb der Grundſchuld bekannt geweſen 
find. Hier kommen nur bie erfte und die dritte Alternative in Betracht. Mit Necht 
Garafterifiert der VBerufungsrichter den Einwand ber Bellagten, da er fich negatorifch 
gegen bie Eriftenz der Belaſtung bes Grundftücks richtet, als einen dinglichen, der 
al3 folder den Beklagten aus eigenem Rechte zufteht. Sie würden daher biejen 
Einwand gegen den erften Gläubiger zweifellos geltend machen können und Tünnten 
e3 nad) allgemeinen Rechtsgrundſätzen auch gegen jeden Dritten, wenn nicht Die Be⸗ 
fonderheit de3 Grundbuchrechts eine Ausnahme zu Gunften bes redlichen Erwerbers 
ftatuierte. Diefer Schub des reblihen Erwerbes auf den Glauben des Grundbuches 
teitt nicht bloß perfönlicden Einreden ober Anfechtungsgründen gegenüber, fondern auch 
im Falle der materiellen Nichtigleit des formal beftehenden Rechtes ein. Nr. 1877. 
Nr. 2001. Auch eine ihrer Natur nad dingliche (negatoriiche) Einrede kann Daher der 
aus einer Grundſchuld belangte Grundeigentümer nur gegen den erften ®runbichulb- 
gläubiger, nicht aber gegen jeden dritten Erwerber der Grundſchuld geltend machen. 
Bur Begründung ber Einrebe biefem gegenüber bedarf e3 des Nachweiſes des böſen 
Glaubens zur Zeit des Erwerbes d. 5. der Kenntnis ber die Einrebe felbft begründenben 
Thatſachen. Nach dem Wortlaute des Geſetzes müflen diefe Thatſachen dem Kläger 
beim Exrwerbe der Grundſchuld befannt geweſen fein. Es tft auch Fein Unterſchied 
zwifchen entgeltlidem und unentgeltlidem Erwerbe gemacht wie bei den Einreben gegen 
die lage aus ber Hypothek (8 32 Abi. 2 E. E.G.). Es fragt fidh aber weiter, ob auch 
bei einem Erwerbe buch Univerfalfuccefiton dem Kläger fein böfer Glaube bewielen 
werden muß. Das ift vom Berufungsrichter mit Recht verneint worden, ba bie 
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Univerſalſucceſſion durch Erbſchaft kein beſſeres Recht übertragen Tann, als dem 
Erblaſſer zuſtand, auch der Glanbe des Grundbuchs bei dem kraft Geſetzes eintretenden 
Erwerbe ber Erbſchaft überhaupt nicht in Frage lommt. Darin kann auch dadurch 
nichts geändert werben, daß die klagenden Erben bie Grundſchuld zunächſt an einen 
unter ihnen, bie Fran S., abgetreten und dann von biefer zurüderworben haben. 
Damit ift nur der frühere Zuſtand hergeftellt b. 5. die Abtretung an Frau ©, rüd- 
gängig gemacht. Diefe Abtretung und Rückceſſion erjcheint als eine innere Angelegen- 
heit ber Erbregulierung, durch die ber Charakter bes Erwerbes der Kläger ala Univerſal⸗ 
fuccefioren ihres Erblaſſers nicht geändert if. Als ſolche aber mäflen fie fidh bie 
Einrede gefallen Iaflen, die die Bellagten ihrem Erblaffer Hätten entgegenfeßen können. 
Sie gelten im Sinne des 8 38 Abi. 1 a. a. D. mit ihrem Erblaffer als eine Berfon. 


S) Übernahme von Sypothekenſchulden feitens des Grundflüserwerbers. 
Nr. 2025. IV.Sen. 21. November 1887. IV. 192. 87. Bd. 20, Nr. 52, S.230. 
Veräußerung des Piandgrunbftädes. Übernahme ber Hypothel. Vorausſetzungen 
der Erhaltung bed perfünlichen Auſpruches des Hypsthelenglänbigers. (Preuß. R.). 
Die Anwendung des 8 41 des E. E.G. vom 5. Mai 1872 zu Gunften bed perjönlichen 
Schuldners fegt voraus, daß die Hypothek innerhalb des dem Gläubiger zur Ansübung 
ber Kündigungäbefugnis gegebenen Beitraums noch beftanden und daß, wenn der 
Gläubiger von der Kündigungsbefugnis Gebrauch gemacht, die Hypothel bis zum Ein- 
tritte der Fälligfeit und bis zum Ablaufe bes dem Gläubiger zur Eintragung ge 
gebenen Beitraumes fortbeitanden bat. Nr. 2038. Die Vorſchrift ift nicht anwendbar, 
wenn die Hypothek vor dem Ablaufe des für die Ausübung der Kündigungsbefugnis 
gelegten Zeitraums ober nad) erfolgter Kündigung vor Eintritt des Fälligkeitszeitpunktes 
ober nad; eingetretener Fälligkeit vor Ablauf bes für die Einflagung beftimmten ſechs⸗ 
monatlichen Beitraumes infolge ftattgehabten Bwangsverlaufes bes verpfänbeten Grund⸗ 
ftüdes zn beitehen aufgehört Hat. Aber der Berufungsrichter hat irrtümlich angenommen, 
bat dem Gläubiger zu feiner Entichließung, ob er ben Beräußerer aus der Schuld- 
verbindlichleit entlaffen will, immer eine Jrift von einem Jahre ſechs Monaten gegeben 
fei und daß ber innerhalb diejer Frift erfolgte Untergang bes Hypothekenrechts den 
Untergang der perſönlichen Schulbverbiudlichleit ausfchließe. Im 8 41 a. a. O. ift bie 
Feſtſezung einer Friſt von einem Jahre ſechs Monaten überall nicht enthalten. Es 
kommen vielmehr danach drei Friften in Frage: zuerft die einjährige Frift zur Kündigung, 
ſodann die vertragsmäßige Bahlungsfrift von der Zeit der Kündigung an, endlich die 
ſechsmonatliche Frift zur Einflagung. Die erfte Friſt bezieht fih auf die Kündigung 
bergeftalt, daß, wenn innerhalb ber Friſt die Kündigung nicht erfolgt, obwohl fie 
rechtlich möglich ift, der Untergang der perfönlihen Schulbverbindlichleit bes Ver⸗ 
äußerer3 eintritt. Iſt die Kündigung geicheben, jo Tann von bem lntergange ber 
perfönliden Schuldverbinblichkeit erft mit dem Ablaufe der Bahlungsfrift und der zur 
Eintlagung gegebenen ſechſsmonatlichen Friſt, fofern innerhalb diefer letzteren Frift die 
Einflagung nicht eintritt, die Rebe fein, vorausgeſetzt, daß ber Untergang der perfün- 
Iihen Forderung nicht innerhalb der letzteren beiden Friften Durch den Untergang der 
Hypothek gehindert wird. Der Umftand, daB das Zwangsvollſtreckungsverfahren bereits 
vor dem Ablaufe des einjährigen Zeitraumes von dem Tage der Uuflaffung an ein- 
geleitet worden ift, erfcheint nicht geeignet, das Kündigungserfordernis zu erjegen; es 
liegt nicht in der Macht des Hypothefengläubiger3, der feine Forderung nicht gekündigt 
bat, den Zwangsverkauf unabhängig von dem Willen der daran beteiligten Perjonen 
durchzuführen. Nr. 2039. 
Nr. 2026. I. Hilfs-Sen. 25. November 1879. IV* 116.79. Bd. 1, Nr. 48,6. 117. 
Abernahme der Hupsthet in Anrechnung auf das Kaufgeld. 8 41 des preußifchen 
Geſetzes vom 5. Mat 1872. (Breuß. R.). Der Gläubiger erlangt gegen den Erwerber 
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im Augenblide de3 UÜberganges des Eigentums am Grundftüde die perſönliche Klage, 
und zwar ohne daß er feinen Beitritt zu dem Beräußerungsvertrage dur ausbrüd- 
liche Erflärung oder aud nur ftillichweigend erfennen zu geben nötig hat. Der An⸗ 
ſpruch erliſcht nicht dadurd, daß Beräußerer und Erwerber nach der Auflaffung den 
Übernahmevertrag durch einen neuen Bertrag rüdgängig machen. 


Nr. 2027. I. Hilfs-Sen. 11. Oktober 1881. IV* 624. 80. Bd. 5, Nr. 87, ©. 321. 
Übernahme ber eigenen Hypsthelenforberung auf den Kaufpreis des verpfänbeten 
Srundftüdes durch den Käufer. Haftung besfelben im Falle ber Gelfien. 88 41, 
63—66 des Geſetzes über den Eigentumserwerb u. |. w. von 5. Mai 1872. (Preuß. R.). 
Die Vorſchrift in 8 41 a. a. O. ſetzt zu ihrer direlten Anwendung bie Eriftenz eines 
von den Perſonen der Kontrahenten verfchiedenen Hypothelgläubigers voraus. Eine 
analoge Anwendung auf den vorliegenden Fall wird insbefondere dadurch ausgeſchloſſen, 
daß Niemand ein Forderungsrecht gleichzeitig für und gegen ſich begründen Tann. Bon 
dem Falle der Eigentümerhypothek unterfcheibet fich der vorliegende dadurch, daß bort 
ein bereit eriftente3 Schuldverhältnis Traft einer ber Beförderung des Hypotheken⸗ 
verkehrs dienenden an ben formalen äußerlich nicht modifizierten Beſtand ber Hypothel- 
forderung anfnüpfenden Fiktion den Durchgang durch die Berjon des Gläubigers über- 
dauert, während es fi Hier um Neubegründung eines perjönlicden Rechtes gegen 
ſich felbft auf fetten de3 Hypothefgläubigerd Handelt. Bon einem Intereſſe des Hypotheken⸗ 
gläubiger8 an der Erlangung eines zweiten perjönlichen Schuldners kann auch nicht bie 
Rebe fein, wenn er felbft diefer Schuldner fein müßte, und dafür, daß bie Kontrahenten 
etwa beabſichtigt hätten, das Intereſſe eines Tünftigen Geffionars des Bellagten wahr⸗ 
zunehmen, ift Tein Anhalt gegeben. Die Schuldübernahme bewirkt für fich weber nad) 
8 41 a. a. D. noch in anderen Fällen ein Erlöfchen der Berbinblichleit bes alten 
Schuldners bezw. eine direfte Succeffion bes Übernehmerd in biefelbe, fondern ber 
Gläubiger erhält zunächft zwei Schuldner, und es hängt von feinem Verhalten ab, ob 
jene Succeflion wirklich eintritt. Es Tann anerlannt werben, daß, wenn der Gläubiger 
jelbft feine Yorderung in Anrechnung auf den von ihm geichulbeten Kaufpreis über- 
nimmt, hierdurch bie perjönliche Verpflichtung des Verkaufers gegen ihn für jene 
Forderung, fei es durch Kompenſation oder duch Konfufion, erlöfhen muß. Aber die 
Erlöſchung der perfönlicden Berbindlichteit des Verkäufers macht nicht die Neubegrün- 
dung einer folchen in der Perſon des Käufers notwendig. Allerdings ift für Die 
Entftehung einer Hypothek die Eriftenz einer rechtsgültigen perjönlichen Verbindlich⸗ 
keit unerläßlih (8811, 12, L 20 A.L.R.), und inſoweit tft fie ein accefiortiches Recht. 
Sleihwohl erlangt fie durch die Eintragung in das Grundbuch und den fi) hieran 
nüpfenden öffentlichen Glauben eine Selbftändigfeit, die fie in gewiffem Maße von 
dem ferneren Schickſale der perjönlichen Forderung unabhängig macht. Es fteht nichts 
der Annahme entgegen, daß der mit der fraglichen Hypothekforderung verbunden ge- 
weſene perfönliche Anfpruch gegen den Verkäufer infolge ber Übernahme der Hypothek 
durch den Beklagten mit einer auch gegen jeden fpäteren Erwerber berfelben wirkſamen 
peremtorifchen Einrede behaftet worden tft, ohne daß nleichzeitig eine entfprechendbe 
perfönliche Verpflichtung des Beklagten zur Entftehung gelommen wäre. Hat hiernach 
der Bellagte beim Erwerbe des Pfandgrundftüdes eine perfönlihe Verpflichtung für 
die fragliche Hypothekenforderung, ſei es auch nur eine vorläufig noch ruheude, nicht 
überfommen, fo ift ihm folde auch nicht aus ber Eeifion biefer Forderung an den 
Auftor des Klägers erworben. Denn nad ber richtigen Anſicht iſt ber die Hypothelen- 
forderung weiter cedierende Eigentümer wirkliher Cedent und übernimmt nur Die 
Pflichten eines ſolchen, nicht aber eine ihm nicht fonft ſchon obliegende perſönliche Ber- 
pflichtung für Die abgetretene Forderung. Der Öffentliche Glaube des Grundbuches ver- 
mag hierin nichts zu ändern, da dasfelbe über die @eftaltung bes perſönlichen Schuld- 
verhältnifies, das der Hypothek zu Grunde liegt, nichts ergiebt. Nr. 2033. 
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Nr. 2028. IV. Sen. 11. Mai 1882. IV. 235. 82. Bd. 7, Nr. 72, ©. 255. 

Hypothekenſchuld. Übernahme. 841 des E. E. G. vom b. Mai 1872. (Preuß. M.). 
Der Kläger verlaufte ein Grundſtück an den Beklagten, ber eine Hypothek in Anredh- 
nung auf den Kaufpreis übernahm. Der Bellagte verlaufte weiter an D., Lebterer 
demnädft an P. Bei beiden letzteren Verkäufen wurde der Hypothelengläubiger feitens 
der Verkäufer von der Schuldübernahme benachrichtigt. Ber Hypothelengläubiger hat 
die Hypothek erft folange nad) eingetretener Fälligkeit gegen P. eingeflagt, daß er des 
perfönlichen Yorbernngsrecht3 gegen den Bellagten und gegen D. verluftig geworden 
if. Dagegen war dem Gläubiger, nachdem bei der Kaufgelderbelegung in ber gegen 
P. eingeleiteten Subhaftation der größte Teil der Hypothek ausgefallen war, fein An- 
fpruch gegen ben Kläger des erften perjönlichen Schuldners verblieben, weil biefer e3 
unterlaflen hatte, nad) dem an ben Bellagten erfolgten Berfaufe den Hhypothelen- 
gläubiger von der Übernahme der Hypothek zu benachrichtigen. Der Kläger hat gemäß 
ergangenen Urteils den Hypothelengläubiger befriedigt und verlangt vom Bellagten Er- 
ftattung. Die Klage ift begründet. Der Kläger verfolgt nicht etwa einen Regreß⸗ 
anſpruch wegen eined ihm durch Verſchuldung des Beklagten veranlaßten Schadens, Er 
Hagt auch nicht ans den Rechten des von ihm befriedigten Hypothefengläubigerd. Die 
Klage ift vielmehr die Bertragsflage des Berläufers gegen den Käufer. Gemäß 88 76, 
24, LAWULR. entftand für den Beklagten als Käufer aus der Übernahme der 
Hypothek gegenüber dem Kläger als Berläufer die Verpflichtung, den Hypothelengläubiger 
zu befriedigen oder ben Kläger auf andere Weiſe von feiner Zahlungspflicht gegen 
dieſen zu befreien. Bei jegiger Sadjlage tritt an Stelle ber Befreiungspflicht die ur- 
ſprüngliche Vertragspfliht zur Zahlung des Kaufpreifes an den wegen besfelben noch 
nicht befriedigten Verkäufer. Daß Kläger durch fein Uinterlaffen der Benachrichtigung 
ſelbſt ein Berfehen begangen, das ihn feines Anfpruches an den Beklagten verluſtig ge- 
macht babe, ift nicht anzuerlennen. Der 8 41 E. E.G. vom 5. Mai 1872 regelt nur 
die Rechte und Pflichten ber betreffenden Hypothelengläubiger gegenüber dem 
Beräußerer und dem Erwerber des verhafteten Srundftäds und läßt die vertraglichen 
Beziehungen des Verkäufers und des Käufers zu einander unberüfrt. Eine Berpflid- 
tung zur Benahrichtigung, insbefondere eine foldde dem Beklagten gegenüber, be- 
ftand für ben Kläger nicht. 


Nr. 2029. V. Sen. 25. Mai 1895. V. 427. 94. Bd. 35, Nr. 60, ©. 230. 

Belauntmacung der Übernahme einer Sypothel. 8 41 E. E.G. vom d. Mai 1872. 
(Breuß. R.). Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt lediglich von der Beantwortung 
ber ragen ab, ob in den Erffärungen, die der Beklagte (Veräußerer des Grundſtücks, 
perſönlicher Schuldner der Klägerin) nad dem 5. Dftober 1832 (dem Tage ber Auf- 
laſſung) dem mit der Vertretung der Klägerin beauftragten Generalagenten 2. gegen- 
über abgegeben Hat, eine Belanntmadhung im Sinne des $ 41 E. E.G. zu finden ift 
und ob 2. zur Entgegennahme einer folden Bekanntmachung mit einer die Klägerin 
verbindenden Wirkung ermächtigt war. Der Berufungsricäter kommt zur Verneinung 
der eriten Frage. Mit Recht rügt die Reviſion, daß ber Verufungsrichter in feinen 
Erwägungen die Anforderungen an bie Deutlichleit der Schuldübernahmeanzeige über- 
fpannt habe. Wenn ber Beklagte unter Überreichung einer Abfchrift des Kaufvertrages 
erflärte, nad) Inhalt des Vertrages verſchulde er der Klägerin nicht? mehr, er werde 
auch die Binfen nicht mehr zahlen und wolle überhaupt mit ber Klägerin nicht? mehr 
zu thun haben, fo läßt biefe Erflärung eine andere Deutung als die, daß der Käufer 
die Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen babe, nicht zu. Weiter 
aber verlangt das Geſetz nichts, insbefondere legt e8 Teinen Wert darauf, ob der Er- 
Härende von ber Wirkung der Schulbübernahme auf den Yortbeftand feiner perjön- 
lichen Schulbverbindlichleit eine rechtlich zutreffende Anſchauung gehabt Hat. In dem 
im Urteil des Neichögerichts vom 18. Februar 1893 entichiedenen Falle war dem Gläu- 

Schulge, Reichsgerichtsentſcheidungen. Bb. I. 16 
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biger Iebiglich die Thatjache bes Verkanfes mitgeteilt und daran Die Aufforderung ge- 
knüpft worden, bie Binjen der Hypothek vom Käufer einzuziehen. Dies tft nicht für 
genügend erachtet, weil in ber Anzeige gar fein Hinweis auf die Schuldübernahme vor- 
lag, insbeſondere nicht in ber erwähnten Aufforderung, da ber Erwerber des Grund⸗ 
ftäds für die Zinſen dinglich haftete. Der Berufungsrichter hat auch bie zweite Frage 
verneint. Die Reviſion rügt bier mit Recht, daß der Berufungsrichter die rechtliche 
Stellung des Generalagenten 2. ben Parteien gegenüber unrichtig beurteilt Habe. Richtig 
ift freilich, daß 2. nicht in dem Sinne Bevollmächtigter der Klägerin war, daß er in 
deren Namen Berträge abfchließen oder rechtsgeſchäftliche Erklärungen abgeben burfte; 
aber nach dem Inhalt der in den Borinftanzen bezogenen Geſchäftsinſtruktion hatte er 
ben gefchäftlichen Verkehr der Parteien zu vermitteln, Gelber einzuziehen, die pünktliche 
Bablung der Binfen zu kontrollieren. Seine Sermittelungsthätigleit war alfo nicht mit 
ber Entgegennahme und Weiterbeförderung des Beleihungsvertrages beendet. Mit Rück⸗ 
fiht auf diefe weitgehende und dauernde Vertrauens⸗ und Bermittlerftellung bes 2. 
muß bie Auffaflung bes Beklagten, daß jener alle auf die Hypothek bezüglicden Er⸗ 
Märungen behufs Weiterbeförderung an die Klägerin entgegenzunehmen hatte, für be- 
rechtigt erflärt werben, und die Klägerin würde ſich dem Vorwurf der Arglift aus- 
feten, wenn fie dies nicht anerfennen wollte. Es kommt Hinzu, daß L. felbft nach 
feiner eidlichen Bekundung der Auffafiung tft, daB es zu feinen Obliegenbeiten ala 
Generalagent gehört habe, Unzeigen im Sinne des 8 41 E. E.G. entgegenzunehmen 
und zu übermitteln, zumal er verpflichtet geweſen fei, Eigentunsveränderungen der 
beliehenen Güter der Klägerin mitzuteilen, um biejer die Grundlage für die Entfcheibung 
zu geben, ob die Hypothelendarlehne gekündigt werben follen. Mit Unrecht bezieht ſich 
der VBerufungsrichter auf das Urteil des Reichsoberhandelsgerichts in deſſen Entidei- 
dungen Bm 15, ©. 271ff., mo ausgeführt wird, dab der Taufmänniiche Agent im 
Zweifel nicht für ermächtigt angefehen werden könne, Dispofitionsftellungen in dem 
Sinne anzunehmen, daß ihm bie Enichliefung über die Nedreifierung bes Geſchäfts, 
alfo die Genehmigung ber Dispofitionsftellung zuftehe. Hier handelt es ſich gar nicht 
um die Frage, ob 2. irgend melden Entſchluß auf die gemäß 8 41 a. a. D. an ihn 
gerichtete Unzeige mit bindender Wirkung für die Klägerin faflen durfte, fondern um 
bie Frage, ob der Bellagte mit Rückſicht auf die von ber Klägerin eingeräumte Ver⸗ 
trauensftellung anzunehmen beredtigt war, daß L. die Anzeige der Schuldübernahme 
weiter zu befördern habe. Die oben in bejahendem Sinne getroffene Entfchetbung fteht 
in grundfäglidem Einflange mit den Urteilen in ben Yällen Nr. 1087. Nr. 1084. 
Nr. 11041. Nr. 1077. Hat ſonach der Bellagte dem 2. eine dem 8 41 a. a. D. ent- 
Iprechende Anzeige gemacht und war 2. befugt, die Anzeige entgegenzunehmen und ver- 
pflichtet, fie an die Klägerin weiter zu befördern, fo treffen bie Folgen bes Verſehens 
des L., das darin liegt, daß er die Unzeige nicht weiter befördert bat, die Klägerin. 
Da die Lebtere die na $ 41 a. a. O. zur Erhaltung ihres perſönlichen Anſpruchs an 
ben Beklagten erforderlichen Schritte unftreitig nicht gethan hat, fo ift die abweifende 
Entſcheidung bes erften Richters richtig. 


Nr. 2030. I. Hilfg-Sen. 16. März 1880. IV* 92. 79. Bd. 1, Nr. 142, S. 403. 

Üiseruahme der Hypothek. 841 des Geſetzes über den Eigeniumserwerb u. f. w. 
vom 5. Mai 1872. (Preuß. R.). Die perjönlihe Klage des Gläubigers gegen den⸗ 
jenigen, welcher beim Erwerbe eines Grundſtückes eine Hypothel in Anrechnung auf 
das Kaufgeld übernimmt, tft die Klage aus dem ber Hypothek zu Grunde liegenden 
Schuldverhältniffe, nicht aus dem Saufvertrage. Der Ausdruck „perfönliche Klage“ 
bildet den Gegenfab zu der Klage aus der Hypothek. Der Übernehmer fuccebiert Traft 
geſetzlicher Vorſchrift in die Obligation des Schulbnerd. Wie fi das Nechtöverhältnis 
des Glänbiger3 gegen den Übernehmer von Kaufgeld vor bem Gefeke vom 5. Mai 1872 
nad preußiſchem Recht geftaltete, ift gleichgültig, da ber cit. 8 41 in betxeff der Ver⸗ 
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haftung des Übernehmers neues Recht geſchaffen hat. Gegenüber der perſönlichen Klage, 
wenn fie aus einem Darlehn entſpringt, Hat ber Schuldner bie Einreden, die ihm aus 
dem Darlehnsgeihäft zuftehen; er darf deshalb den Empfang der Darlehnsvaluta 
beftreiten. ®egenüber dem anerlannten, das Belenntnis des Darlehnsempfanges ent- 
haltenden Schuldſchein ift es jedoch nach 8 732, L 11 A.L.R. Sache bes Schulbners, 
die Nichtzahlung der Valuta zu bemeifen. Nr. 422. 


Nr. 2031. V. Sen. 11. Juli 1888. V. 129. 88. Bd. 22, Nr. 50, ©. 237. 
Berausfegungen des Erwerbes der perfönlichen Klage gegen ben Erwerber des 
mit der Hypothek belasteten Grundftüdes. (Preuß. R.) IM der VBeräußerer nicht 
zugleich perfönlicher Schuldner des Hypothefengläubigers, fo entfteht durch die Über⸗ 
nahme ber Hypothek für ben Erwerber als den jebigen Eigentümer des Pfandgrund- 
ftüdes nur bie gleiche Berpflichtung, welche dem Beräußerer in diefer Eigenſchaft oblag, 
nämlich zu dulden, daß ber Hypothekengläubiger feine Befriedigung aus dem Pfand⸗ 
grunbftüde ſuche. Dieſe Verpflichtung tritt ohne Weiteres, kraft Geſetzes (88 53, 54, 
L2ULENR.) ein. Iſt dagegen der Beräußerer für die Hypothek auch perfönlich ver- 
haftet, jo bat ber Erwerber dafür zu forgen, daß der Beräußerer von bem Hypotheken⸗ 
gläubiger, welchem derfelbe auch nad der Veräußerung perſönlich mit feinem ganzen 
Bermögen weiter haftet (8 48, L 20 A.L. R.) nicht in Anſpruch genommen wird, alfo 
ben Hhpothelengläubiger zu vermögen, den Beräußerer aus feiner perfönliden Schuld- 
verbindlichleit zu entlaflen und, falls ihm dies nicht gelingt, durch WVefriedigung des 
Stäubigers die Schulbverbindlidleit aufzuheben und dadurch auch die Befreiung bes 
Beränßererd zu bewirken. Während alfo in diefem alle der Erwerber bem Ber- 
äußerer gegenüber mit feinem ganzen Bermögen in bie beftehende Schuldverbindlichkeit 
eintritt, verbleibt e8 im erften Yalle lediglich bei der Berhaftung des Pfandgrundftüdes. 
Eine neue perjönliche Verbindlichkeit für die Hypothek wird durch deren Übernahme 
allein auf feiten des Erwerbers nicht begründet. Unter der Herrichaft bes A.L. R. er- 
warb ber Hypotbelengläubiger aus dem Iediglich zwiſchen dem Veraͤußerer unb dem Er- 
werber geichloffenen Übernahmevertrage Feinerlei Recht (88 74ff. L5ALR) Für 
ihn änderte ſich die Sachlage nit. An diefem Prinzip hielt auch die Deklaration vom 
21. März 1835 88 1 und 3 feft. In den beiden dort gebachten Fällen wurde eine 
perfönlihe Verpflichtung des Erwerbers zur Tilgung der Hypothekenſchuld vorausgefegt, 
Damit der Gläubiger gegen den Erwerber bie perfönliche lage erlangte. Der 8 41 
bes E. E.G. vom 5. Mai 1872 giebt nun bem — Fish ohne feinen Beitritt 
und ohne Ceſſion ber Mechte des Beräußerers aus dem Übernahmevertrage das Recht, 
aus dem Übernahmevertrage an Stelle bed Veräußerers Erfüllung d. 5. feine Be- 
friedigung vom Erwerber zu verlangen. Die rechtliche Natur der Obligation bes 
Glaͤubigers erleidet dadurch feine Veränderung. Die Beſtimmung bes 8 41 Abi. 14. a. O. 
kommt alfo nur dann zur Anwendung, wenn ber Beränßerer perjönliher Schulbner 
der Hypothek if. — Es fehlt an einem inneren runde, den Eintritt ber Rechtsfolgen 
bes 8 41 E. E.G. bei Übernahme der Hypotheken ausschließlich von dem Abſchluſſe eines 
Kaufvertrages abhängig zu machen; denn nicht die Natur bes Veräußerungsvertrages 
als Kaufvertrag iſt der Grund ber perjönlichen Haft des Erwerbers, ſondern die Er- 
Härung der Übernahme der Hypotheken. Hiernach fteht der Umftanb, daß der Erwerb 
bes Pfandgrundftüdes unter Übernahme der Hypotheken bei einer Erbteilung er- 
folgt ift, der Unmendung bes 8 41 a. a. D. nicht entgegen. Nr. 2033. Nr. 2032. 


Nr. 2032. V. Sen. 6. April 1892. V. 312. 91. Bd. 29, Nr. 54, ©. 217. 
Übernahme einer anf dem ganzen Gruudſtücke haftenben Hypothel, bei ber Ber- 
äußerung eined Miteigentumsauteils au ben anderen Miteigentämer, wenn ber Er⸗ 
werber {hen vorher für die Hypothel perfünlich haftete. 8 41 Abf. 2 E.E.G. vom 
5. Mai 1872. (Breuß. R.. Es muß angenommen werden, daß in 8 41 E. E. G. mit 
16* 
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dem Ausdrucke „Ertverber eines Grundſtückes“ auch ber Erwerber eines WMiteigentums- 
anteiles am Grundſtücke bezeichnet werden fol. Bedenken könnte bie Frage hervorrufen, 
ob der 8 41 Ab. 2 E.E.G. auch in den Fällen anznwenben ift, in benen ber Über⸗ 
nehmer bereit3 perſönlicher Schulbner der übernommenen Hypothelenforberung war 
und aud) nad) wie vor nur in ganz derjelben Urt verhaftet bleibt. In ber Regel be 
wirkt die Schuldübernahme eine Erweiterung ber Bläubigerrechte infofern, als dem 
Beräußerer in dem Erwerber ein neuer Schuldner Hinzutritt. Diefe Wirkung kann bie 
Schuldübernahme aber nicht haben, went ber Erwerber bereit$ Schuldner ber über- 
nommenen Hypothek war. Er wird dann dadurch, daß er fidh durch die Übernahme 
erflärung noch einmal zum Schuldner befennt, allerdings rechtlich für dieſelbe Schulb 
aus einem doppelten Grunde verhaftet. Ob hierdurch thatfächlich eine Anderung bes 
Sculdverhältniffes Herbeigeführt wird, hängt von der Art der bisherigen Haftung ab. 
Erwirbt z. B. ein Miterbe, der infolge Antritts der Erbſchaft mit Vorbehalt für bie 
Nachlaßhypotheken nur in Höhe feines Exbteiles verhaftet war (8 134, L 17 ALLER.) 
ein Nachlaßgrundſtück unter Übernahme der darauf haftenden Hypothelen in Anrechnung 
auf den Kaufpreis, fo haftet er infolge der Übernahme als perfönlicher Schuldner 
anders als vorher; er haftet nunmehr in dem gleichen Umfange wie bie veräußernben 
Miterben b. H. bis zum Geſamtbetrage aller Exbteile, fall auch die Miterben bie Erb- 
ſchaft mit Vorbehalt angetreten haben, und unbefchräntt mit feinem gefamten Bermögen, 
fall3 die Miterben die Exrbfchaft ohne Vorbehalt angenommen haben (88 418, 419, L. 9 
LER) In foldem alle tritt eine fo wefentliche Veraͤnderung in der perjönlichen 
Schuldverbindlichleit des Erwerberd ein, daß biefer als ein neuer Schulbner erfcheint, 
und dann wird die Anwendung bed 8 41 a. a. O. Teinen Biweifeln begegnen. Über 
wenn auch, wie im vorliegenden Falle, durch die Übernahme der Hypothek in feiner 
Weile eine Erweiterung ober Stärkung der Gläubigerrechte bewirkt, dadurch vielmehr 
lediglich dem Beräußerer die Möglichleit eröffnet wird, auf dem ihm bisher nicht zu⸗ 
gänglichen Wege bes 8 41 Abi. 2 E. E.G. von feiner perjönlichen Verbindlichkeit frei 
u werden, barf doch dem Beräußerer dieſer Weg nicht verichloffen werden. Denn eine 
bernahme in Anrechnung auf den Kaufpreis findet ftatt und etwas Weiteres wirb 
im 8 44 nicht gefordert. Daß bie Übernahme thatfächlich dem Glänbiger nicht mehr 
bietet, als er ſchon Hat, kann ihre rechtliche Bedeutung nicht beeinträchtigen. Auch 
folgende fadhlihe Erwägungen führen zu dem gleichen Ergebniſſe. Unfraglich geht bie 
Abficht ber für die Hypothek als Geſamtſchuldner Haftenden Miteigentümer des Pfand- 
rundftüds, von denen der eine den Miteigentumsanteil des anderen unter oder gegen 
bernahme der Hypothek in Anrechnung auf ben Kaufpreis abgetreten erhält, babin, 
daß ber abtretende Miteigentümer auch von feiner perjönlichen Schuldverbinblichleit 
gänzlich frei werben und daB der erwerbende Miteigentüimer fortan, wie mit bem 
Pfandgrundftäde, auch mit feinem übrigen Vermögen allein dem Gläubiger ber über- 
nommenen Hypothek verhaftet bleiben fol. Ber erwerbenbe Miteigentümer wird durch 
folche Übernahme feinem Gegenfontrahenten gegenüber verpflichtet, jene Wbficht dadurch 
zu verwirklichen, daß er beifen Entlaffung aus der perſönlichen Mithaftung feitens bes 
Gläubigers berbeiführt. Die dem Veräußerer in 8 41 Ab]. 2 a. a. D. gewährte Mög- 
Iichleit, von feiner perſönlichen Schuldverbinblichleit frei zu werben, ſoll nun einen 
Ausgleich dafür bilden, daß dem Gläubiger in $ 41 Abſ. 1 a. a. D. auch ohne Beitritt 
und Ceſſion gegen den Erwerber das direlte Klagrecht gegeben wird, es ift alſo für 
ben Gläubiger als Folge des ihm beigelegten unmittelbaren Klagrechts gegen ben Über⸗ 
nehmer ber Berluft ber perjönlichen Klage gegen den Weräußerer feitgefebt. Nr. 2031. 
Daher ift das Freiwerden des Veraͤußerers von feiner perfönfichen Berbinblichleit auf 
dem im 8 41 Abſ. 2 vorgezeichneten Wege baburch bedingt, daB ber Gläubiger gegen 
den Erwerber bie perfünliche Klage erlangt. Uber daraus folgt nicht notwendig, daß 
die Anwendung bes 8 41 Abſ. 2 ausgeichlofien ift, wenn dem Gläubiger eine perfün- 
liche Klage gegen den Erwerber bereit3 zuftand, als bie Übernahme erflärt wurbe und 
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die Abtretung bes Grundfſtückes ftattfand. Der Gläubiger muß allerdings dagegen ge⸗ 
hät fein, daB er ohne fein Zuthun das feiner Hypothel unterliegende perjönliche 
Forderungsrecht nicht verliert. Solcher Berluft tritt aber nnr ein, jo oft der bisherige 
perfönlide Schuldner wegfallen kann, ohne daß ein anderer beffen Stelle einnimmt, 
nicht da, wo von mehreren perjönlich haftenden Geſamtſchuldnern nur dem einen bie 
Möglichleit, frei zu werben, gegeben ift, jo daß immer noch die perſönliche Schulb- 
verbindlidhteit bei der Hupothelenforberung beftehen bleibt. Das Lebtere trifft namentlich 
zu, wenn eine Hypothekenforderung auf mehreren Brundftäden zur Mitbaftung ein- 
getragen ift, deren verſchiedene Eigentümer als Korrealſchuldner perjönlich dafür haften, 
und einer der Eigentümer das Grundftüd bes anderen unter Übernahme ber Hypothek 
erwirbt. Nicht minder in dem zur Enticheidung ftehenden Falle. Hier behält ber 
Gläubiger, and) wenn der ausicheidende Eigentümer oder Miteigentümer aus der per- 
ſönlichen Schulbverbinblichleit treten follte, in bem Zurückbleibenden einen perfönlichen 
Schuldner. Dem ®läubiger wirb dadurch nicht zu nahe getreten, daß dem veräußern- 
den Miteigentümer bie Möglichlett eröffnet ift, von feiner perjönlidden Schuldverbind- 
lichkeit frei zn werben; denn er bat es in der Hand, durch rechtzeitige Erhebung der 
dinglihen Klage gegen ben erwerbenden WMiteigentümer ben veräußernden als feinen 
perfönlichen Schuldner feftzuhalten. Die Beftimmung des 8 44 hat offenbar ben Zweck, 
bie Verwirklichung der Abſicht der Kontrahenten dadurch zu förbern, daß fie das 
Heranstreten besjenigen auch aus dem perjänlichen Schufbverhältniffe ohne Zuthun bes 
Slänbigers ermöglicht, welcher durch die Abtretung feines Eigentums oder Miteigen- 
tumsanteil3 am Pfandgrundftüde bereit aus dem dinglihen Pfandverbande geichieden 
ift. Hiermit würde nicht zu vereinigen fein, alle die Fälle den Beſtimmungen bes 
8 41 zu entziehen, in benen der Erwerber des Pfandgrundftüdes oder eines Eigen- 
tumsanteild daran dem Gläubiger auch ohne die Übernahme ber Hypothek dafür per- 
ſonlich haftet. 


Nr. 2033. V. Sen. 23. Februar 1889. V. 325. 88. Bd. 23, Nr. 54, ©. 251. 

Übernahme der bei Feftfiellung des geringften Gebotes berädfichtigten Hypothelen 
durch den Erficher im Zwangsverfteigerungöverfahren. (Preuß. R.). Über den Ein- 
tritt des Erftchers in die perfönlicde Schuldverbinblichkeit für bie nah 8 57 Abſ. 3 
bes Zwangsvollſtreckungsgeſetzes vom 13. Zuli 1883 von ihm in Anrechnung auf den 
Raufpreis zu übernehmenden Hypothelen hat dies Geſetz nur die Beſtimmung in 8 115 
Abi. 3. Danach finden auf eine derartige Übernahme ber Hypotheken bie Veftimmungen 
be3 8 41 des E. E.G. vom 5. Mai 1872 entipredhende Anwendung. Hiermit ift aus⸗ 
gedrüdt, nicht daß der Erfteher in allen Fällen perfönlicher Schuldner der Hypotheken 
wird, fondern daß dies nur unter den Borausfegungen jenes 8 41 der Fall fein fol. 
Bu ben Sorandfegungen, unter weldhen nad) 8 41 a. a. O. ber Gläubiger die perjün- 
liche Klage gegen ben die Hypothek übernehmenden Erwerber des Grunbftüdes erlangt, 
gehört, daß ber VBeräußerer für bie übernommene Hypothek perjönlich verhaftet ift. 
Ar. 2031. Als VBeräußerer in dieſem Sinne kann im Bmangsverfteigerungsverfahren 
nur der Subbaftat 5. in Betracht fommen und biefer nur auf Grund des Kauf⸗ und 
Schuldbüberuahmevertrages vom 10. Zuli 1872 perjönlider Schuldner bes Klägerd ger 
worben fein. Die Wirkung ber Schulbübernahme ift, da dem 8 41 a. a. D. rüdwirlende 
Kraft nicht beigelegt werden Tann, nad) bem vor dem 1. Dftober 1872 in Geltung ge 
wefenen Rechte, der Deflaration vom 21. März 1835, zu bemeffen. Danach reicht bie 
vom Erwerber des Pfandgrundftüdes dem Veräußerer gegenüber erflärte Übernahme 
ber Hypothek nicht aus, um den Erwerber bem Gläubiger perfönlich zu verpflichten. 
Die Erfordernifie der 88 1 und 3 der Deklaration find vom Kläger nicht behauptet. 
Der Subhaftat F. war mithin nicht perjönlider Schuldner der vom Bellagten über- 
nommenen Hypothek. Der Kläger hat deshalb auch nicht gegen ben Bellagten ala Er- 
fteher die perjönliche Mage erlangt. Irrig ift die Meinung, daß im Bmangsverftei- 


246 | Drittes Bud. Sachenrecht. 


gerungsverfahren ber Fall des 841 Abf. 1E.E. G. nicht vorliege, weil der Hypothefglänbiger 
an bem Übernahmevertrage teilgenommen ober wenigftens als teilnehmend anzufehen 
fei. Die Übernahme der bei Feftftellung des geringften Gebotes berüdfichtigten Hypo⸗ 
theken durch ben Erfteher erfolgt lediglich auf Erunb bes Geſetzes ($ 57 Abſ. 3 bes 
Gefeßed vom 13. Juli 1883) und wird durch bie Erflärung des Richters vollendet 
(8 115 daj.). Die Beteiligung des Erftehers und des Gläubigers ift für das Buftande- 
kommen ber Übernahme weder erforderlich noch von irgend welcher Bebentung. — Im 
Falle Nr. 3819 ift die hier zur Entſcheidung ftehende Frage nicht beantwortet. — Die 
für den Fall der Erſatzhypothek (88 58, 107 Ubi. 2 a. a. D.) gegebenen bejonberen 
Borichriften geftatten nicht den Schluß, daß auch dann eine perfönliche Schuldverbind⸗ 
lichfeit de3 Erftehers ohne weiteres ber zu übernehmenden Hypothek zu fubftituieren 
jet, wenn für biefe eine perſönliche Schuldverbinblichleit auf feiten des Beräußerers 
nicht befteht und deshalb auch nicht auf den Eriteher übergehen kaun; denn bier wird 
feine neue Hypothek unter Verwendung ber Kaufgelderjchuld des Erſtehers gebildet, 
jondern e3 bleibt die Hypothek, wie fie vorhanden tft, beftehen und die perjönliche 
Schuldverbindlichleit bei derjelben erleidet nur diejenigen Änderungen, welche ſich aus 
der Anwendung des 8 41 des E.E.&. ergeben. Jeder dieſer beiden Fälle ift durch 
befonbere Beitimmungen geregelt, bie Übernahme ber beftehenden und verbleibenden 
HHpothef durch den Abf. 3 des 8 115, die Übernahme einer Erſatzhypothek durch den 
8 58 und den Abf. 2 des 8 107; die Anwendung der für den einen all gegebenen 
Beitimmungen auf ben anderen ift ausgejchloffen, weil fie das Geſetz nicht anordnet. 
Auch von einer analogen Anwendung kann nicht die Rede fein, weil e8 an der Gleich. 
heit des Nechtägrundes fehlt. Nr. 2027. 


Nr. 2034. V. Sen. 28. Januar 1893. V. 282. 92. 8d. 30, Nr. 84, ©. 288. 

Bedentung der Übernahme von Hypotheken in Aurechnung auf den Kaufpreis 
für die zu der Schuld eingetragenen Zahlungömodalitäten und Nebenverpflidhtungen. 
(Preuß. R.). Was zunäcdft den Klaggrund ber Gewährleiftungspflicht angeht, jo muß 
bem Berufungsrichter darin beigetreten werben, baß bie nach 8 184, J. 11 A.L.R. den 
Berläufer von der Gemwährleiftungspflicht für die anf dem Gute haftenden „Privat- 
fhulden und Berbinblichleiten“ befreiende „ausdrückliche Ubernahme“ biejer nicht eine 
vollftändige Aufzählung aller Einzelheiten der zu übernehmenden Schuld zu enthalten 
braucht. Die gelegliche Bedeutung der Übernahme einer Hypothek in Anrechnung auf 
das Kaufgeld ift (8 41 E. E.G. vom d. Mai 1872) der Eintritt des Käufers in das 
Schufdverhältnis nach feiner perfönlichen wie nach feiner dinglichen Seite. Das Schuld- 
verhältnis kann ohne Zuſtimmung des Gläubigers nicht in ber Weife geteilt werben, 
daß einzelne Bebingungen besfelben auf den Käufer übergehen, andere dem Verkäufer 
verbleiben; und die erflärte Übernahme einer beftimmten Hypothek unter ihrer Be⸗ 
zeihnung nad dem Betrage der Hauptforderung und unter der fchon in dem Aus⸗ 
drude Hypothek“ enthaltenen Berweilung auf das Grundbuch bekundet daher von 
Rechts wegen den Willen bed Käufers, die Hypothek und bie ihr zu Grunde liegende 
perfönlicde Schuld mit denjenigen Nebenverpflichtungen und Bahlungsmodalitäten zu 
übernehmen, die für dieſe Hypothekenſchuld vertragsmäßig beftehen und durch die Ein- 
tragung im Grundbuche gebedt find. So befteht Tein Bweifel darüber, daß durch bie 
Übernahme der unter ben übernommenen 640000 ME. unftreitig enthaltenen Hypotbel 
von 530000 ME. für die X. Bank zugleich die eingetragene Verzinſungs⸗ und Amorti- 
fationspfliht übernommen iſt. Das Gleiche muß aber gelten von ber durch Hinweis 
auf Ar. 3 der Schulburfunde eingetragenen Verpflichtung des Schuldners, fi in ge- 
wiflen Fällen die Kündigung bes Kapitals vor Ablauf der Amortifationdperiode ge- 
fallen zu laflen. Die für biefe Fülle vorbehaltene Küindigungsbefugnis ber @läubigerin 
ift ein untrennbarer Teil des Schulbverhältnifies, wie es vertragsmäßig befteht und 
im Grundbuche eingetragen iſt. Diefe Hypothek kann nicht anders ald mit bem jo 
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geſtalteten Qüundignungsrechte der Gläubigerin übernommen werben. Der erklärte Wille, 
diefe Hypothek zu übernehmen, ſchließt alfo von Rechts wegen auch in dem Berbältnis 
zwiichen Käufer und Berläufer ben Willen de3 Erfteren ein, bie Hypothek als eine in den 
vorgejehenen Yällen kündbare zu übernehmen. Selbft ein Irrium bes Käufers über das 
Beſtehen und die einzelnen Yälle des Künbigungsrechts würbe als folcher nichts daran 
iudern, da weder ein Irrtum im Wefentlichen des Geſchäfts oder in dem Hanptgegen- 
ftande der Erflärung noch ein Irrtum in ausdrücklich vorausgefegten Eigenfchaften (88 75, 
77, 14 ULR.) vorliegen würde. Nacd dem Antrage des Nevifiondflägers ſoll nun 
zwar das Kündigungsredht der Gläubigerin nur fo weit zur Löſchung gebracht werben, 
als es vorbehalten ift in ben Fällen e und g ber Nr. 3 der Schuldurkunde, ben Fällen 
ber Barzellierung und der unbewilligten Verpachtung des Pfandgutes, und dafür wird 
weiter geltend gemacht, daß diefe Beſtimmungen ber Schuldurkunde und die darauf 
erfolgte Eintragung Eigentumsbeihräntungen barftellen. Diejer Anficht kann 
aber wicht beigetreten werben. Eigentumäbeichränfungen würben nur vorliegen, wenn 
die Parzellierung ober die Verpachtung dem Gutseigentümer mit der Wirkung unter- 
fagt wäre, daß eine gleichwohl erfolgte Parzellierung oder Verpachtung ber Släubigerin 
gegenüber unwirkſam fein ſolle. Dadurch aber, daß für den Fall der an fi gül⸗ 
tigen Parzellierung ober Verpachtung der Gläubigerin die Künbigungsbefugnis ein- 
geräumt ift, wird das in dem Eigentume enthaltene Verfügungsrecht nicht beichränft. 
Es Tann deshalb unerörtert bleiben, ob wenn eine Eigentumsbeichränfung vorläge, 
bie Bertreiungspflicht bes Berläufers, wie der Revifionsffäger meint, durch unterlaffene 
Anzeige von bem Beſtehen der Beichränfung gemäß 8 4183, I. 11 WLR. begründet 
wäre. Hiernach ift der Anſpruch bes Käufers gegen den Verkäufer auf Löfchung der 
aus Nr. 3 ber Schulburfunde eingetragenen Verpflichtungen aus dem rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkte der Gewährleiftungspfliche nicht zu begründen. Rechtsirrtümlich tft aber 
die Entſcheidung des Verufungsrichters, daß das Gleiche auch gelte von der eingetragenen 
Kaution der 25000 Mt. Diefe Kaution ift für dieſelbe Släubigerin nur zur Siche- 
rung der auf Grund ber Feſtſetzungen unter Nr. 2, 4, 5 und 6 ber Schuldurfunde 
zu gewährenden Leiftungen (Erhöhung bes Biusfußes für den Fall des Bahlungs- 
verzuges, Verpflichtung des Schulbners, eine „Amortifationsentichädigung” von vier Pro- 
zent des zurüdzuzahlenden Kapitalbetrages dann zu entrichten, wenn die Gläubigerin 
auf Grund der VBeftimmungen unter 3 ber Schulburkunde die Rüdzahlung bed Dar- 
lehens vor Ablauf der Amortifationdperiode fordern oder das Darlehen von dieſem 
Beitpunfte zur Rückzahlung gelangen jollte, Verpflichtung des Schuldners zur Feuer⸗ 
verficherung und zur Erftattung ber etwa für ihn von ber Slänbigerin zu zahlenden 
Verficherungstoften, besgleihen zur Erftattung gewiſſer Geſchäfts⸗ und Tünftiger Bei⸗ 
treibungstoften) beftimmt, nicht auch zur Sicgerung bed unter 3 der Schuldurkunde 
feftgefegten oben erörterten Kündigungsrechts. Der Betrag der eingetragenen Kaution 
von 25000 ME. ift in der im Kaufvertrage mit 640000 ME. angegebenen Summe der 
übernommenen Hypotheken nicht enthalten. Alle jene Leiftungen, wie fie oben auf- 
geführt find, beftehen in Geldzahlungen, zu benen ber Darlehensſchuldner unter ge 
wiffen Bedingungen neben ben mit dem Kapital ber 530 000 ME. eingetragenen Jahres⸗ 
zahlungen von 4?/, Prozent noch weiter verpflichtet fein fol. Es Tanı dahingeſtellt 
bleiben, ob es zur Sicherung biejer Verpflichtung der Eintragung einer bejonberen 
Kautionshypothek bedurfte oder ob die für die Hauptſchuld beftellte und eingetragene 
Hypothek auch für dieſe Verpflichtungen, fofern fie nur als Nebenverpflichtungen ein- 
getragen wurden, baftete und ob, wenn die Eintragung in legterer Form gejchehen 
wäre, auch biefe Verpflichtungen als durch bie Übernahme der Hypothek von 530000 Mt. 
von felbft mit übernommen anzufehen wären. Enticheidend tft, daß bie fraglichen Ver⸗ 
pflihtungen nur als foldde eingetragen find, für welche die Kautionshypothek beftellt 
ift, jo daB die begehrte Löſchung ber Verpflichtung aus Nr. 4 der Schuldurkunde 
(Bablung einer „Amortifationgentihäbigung“ im alle vorzeitiger Nüdzahlung bed 
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Kapitals) durch die weiter begehrte Löſchung der Kautionshypothek von felbft erfolgt: 
und demgemäß fragt e3 fich Iebiglich, ob Die Mitübernahme der Kautionshnpothet 
eine Rechtsfolge der Übernahme der Hypothek von 530000 ME. tft. Das muß 
verneint werden. Die Kautionshypothet ift eine wirkliche Hypothek, die fofort mit ihrer 
Eintragung das Grundftüd binglich ‚belaftet. Sie beſteht neben ber befimitiven 
Hypothelk für die Hauptſchuld und für deren als ſolche in ber Eintragung bezeichnete 
Nebenverpflitungen, unb zwar befteht fie für befondere, nad) der Art, wie der Ein- 
tragungsvermerf gefaßt ift, nur durch fie gedeckte (bedingte) Verpflichtungen. Inſofern 
ift ihr alfo die Selbftändigfeit neben der Hypothek fr Die Hauptſchuld nicht abzuſprechen. 
Daß die Bedingungen, unter benen fie geltend gemacht werben Tann, noch nicht ein- 
getreten find nnd je nach dem erhalten des Schuldners nicht einzutreten brauchen, 
mag auf Die Wertsfhägung der Kautionshypothek von Einfluß fein, hebt aber ihre 
Eriftenz nit auf, ebenſowenig wird fie ein Beſtandteil der Haupthypothek dadurch, 
daß bie Verpflichtungen, für die fie beftellt ift, ohne bie Exiftenz der Hauptfchuld nicht 
würden entjtehen können. Es find alfo, gleichviel unter weldhen Nummern des Grund⸗ 
buchs, eingetragen nicht 640000 ME., fondern 640000 + 25000 ME. Hypotheken; 
übernommen find 640000 Mf., und zwar unftreitig bie 530000 ME. der U. Bank, 
fowie 110000 Mt. unter anderen Nummern eingetragene Hypotheken; und als mit 
rechtlicher Notwendigkeit mitübernommen Tann deshalb bie Kautions⸗ 
hypothek der 25000 Mt. nicht angejehen werben. Hiernach ift das Berufungsurteil 
hinſichtlich der Kautionshypothek aufzuheben. Nicht ausgefchloffen ift allerbings 
die Möglichkeit, daß e3 der Wille beider Kontrahenten war, daß bie Kautiond- 
hypothek mitübernommen und daß dies, etwa megen ihres Bufammenhanges mit der 
Hypothek der 530000 DEE. oder wegen ihrer Eintragung unter der nämlichen Grund⸗ 
buchnummer, nach der Abſicht beider Kontrahenten durch die erflärte Übernahme der 
640000 ME. Hypothelen mitausgeiproden fein follte Ob eine ſolche Abſicht ber 
Kontrahenten in dem Kaufvertrage und den darauf bezfglichen Verhandlungen der 
Barteien genügenden Ausdruck gefunden babe, ift Sache der thatfächlichen Feſtſtellung, 
und da eine Erörterung der Sache nad) ber Richtung, ob eine folche thatfächliche Feft- 
ftelung erfolgen könne, jeither nicht ftattgefunden Bat, jo mußte die Sache in bie 
Berufungsinftanz zurüdverwielen werben. 


Nr. 2035. V. Sen. 19. März 1887. V. 369. 86. Bd. 17, Nr. 63, ©. 277. 

Übertragung der Hypothekenſchulb. Anftellung der perfänlichen Klage. (Preuß. R.). 
Der Berfäufer bleibt troß ber ftipulierten Übernahme der Hypothek in Unrehnung auf 
ben Kaufpreis feitens des Käufers dem Gläubiger gegenüber nad) 8 41 Abſ. 1 des E. E. G. 
vom 5. Mai 1872 als beffen perfönlidder Schulpner nad wie vor verpflidtet- Auf 
welchem Wege, abgefehen von ben fonft durch das bürgerliche Recht gegebenen Mitteln 
zur Befreiung eines Schuldners (Zahlung, Entlaffung aus ber Schuldverbinblichleit 
u. ſ. w.) der Beränßerer von feiner perjönlichen Verbindlichkeit frei werben kann, iſt 
im 8 41 Abſ. 2 a. a. D. vorgefchrieben. Durch Anftellung der perjönlichen Klage gegen 
ben Erwerber und Schuldübernehmer auf Bezahlung ber übernommenen Hypotheken, 
forderungen wird ber Veräußerer von feiner perjönlichen Mithaft nicht frei. Die Folgen⸗ 
welche in 8 41 Abf. 2 a. a. D. an die Einflagung ber Hypothek gegen den Erwerber 
gefnüpft werben, treten fchon dann ein, wenn, ftatt Erhebung und Buftellung der Klage, 
im Mahnverfahren ein Befehl zur Zahlung der Hypothek erlaffen und dem Erwerber 
zugeftellt wird, und zwar auch dann, wenn ber Anſpruch nicht als dinglicher, jondern 
nur als perfönlicher „bei Vermeidung der fofortigen Zwangsvollſtreckung“ ohne den 
Zuſatz „in das verhaftete Grundſtück“ geltend gemacht tft, vorausgejegt nur, daß (im 
Falle des Widerfpruches gegen ben Bahlungsbefehl die Sache rechtshängig geblieben 
und gemäß 8 637 C. P.O. weiter verfolgt iſt und) die perſönliche Klage benfelben 
Erfolg gehabt Hat, welche mit der binglichen erzielt worben wäre, nämlich ben der 
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Server a bei der dann der Bläubiger einen Ansfall erlitten hat. Nr. 219. 
Nr. 2039. 


Nr. 2036. V. Sen. 3. Oktober 1896. V. 71. 96. Bb. 38, Nr. 61, ©. 228. 

Übernahme einer eingetragenen Hypothel in Wurechunug auf deu Kaufpreis, 
wenn kein wirkliches Hypothekenrecht begründet war. (Preuß. R.). Die Beſtimmung 
bes 8 41 Abſ. 1 EE.G., wonach der Gläubiger auch ohne feinen Beitritt zum Über- 
nabmevertrage gegen ben Erwerber des Grundſtücks die perfönlihe Klage erlangt, 
wenn biejer die auf dem Grundſtücke haftende Hypothek in Anrechnung auf das Kauf. 
geld übernommen hat, bildet eine Ausnahme von ber Megel bes 8 75, J. 5 A.L.R. 
Deshalb ift eine Erweiterung der Wirkungen ber Übernahme über den durch Wort- 
Iaut bes Geſetzes gegebenen Umfang hinaus ausgeſchloſſen. Da der Beitritt des Glän- 
bigerö zu dem Übernahmevertrage nur in Bezug auf bie Hypothek, auf ben dinglichen 
Beſtand ber Schuld, fingiert wird, fo kann bie Übernahmeerffärung auf ein Mehr oder 
auf ein Anderes als die hypothekariſche Schuld mit den Wirkungen des 8 41 a. a.D. 
nicht gerichtet werden. Der &41 findet daher auf bloß perfänliche Schulden keine An- 
wendung. Dies gilt auch für ſolche Schulbverbinblichleiten, die zwar im Grundbuche 
eingetragen find, für bie aber burch bie Eintragung ein wirkliches Hypothekenrecht nicht 
begründet worden ift. Dies trifft zu, wenn ein feiner Größe nad) unbeftimmter An- 
ſpruch ohne Benennung einer beftimmten Summe eingetragen ift, denn ſolche Eintragung 
entbehrt als ein den Borfchriften der 88 23, 24 E. E. G. wiberiprechenber Alt jeder 
rechtlichen Bebeutung und unterliegt der Löſchung. Nr. 1983. ft für einen ſolchen An⸗ 
ſpruch ein Höchftbetrag eingetragen, fo ift das Grundftück für biefen Betrag verhaftet, 
nicht aber foweit der Anfprud darüber hinauswächſt. Wird ein derartiger Anſpruch 
in Anrechnung auf das Kaufgelb übernommen, fo erlangt der Släubiger gegen ben 
Erwerber die perſönliche Klage nur in Höhe bes eingetragenen Betrages. Im vor- 
liegenden Yalle war in Abt. III Nr. 14 für die Mlägerin eine Amortifationsdarlehens- 
bypothet von 45000 ME. nebft 5°/, Brozent jährlicher mit einem halben Prozent zur 
Amortifation zu verwendender Binfen auf Grund der Schulbverfchreibung vom 31. März 
1880 eingetragen. In diefer hatten fich die damaligen Eigentümer des Grunbftäds M. 
und B. verpflichtet, 1. im Falle der Veräußerung des Pfandgrundftüdg ber GTänbigerin 
eine Provifion von einem halben Prozent ber urfprünglichen Darlehnsfumme innerhalb 
vierzehn Tagen zu zahlen und ihr binnen gleicher Friſt Die Veitrittserflärung des Grund⸗ 
ftüdserwerbers zu der Schuldurkunde vom 31. März 1880 beizubringen, mit dem Bu. 
fage: „Im Falle der Nichterfüllung dieſer Verpflichtungen fol die Darleiherin berechtigt 
fein, das Darlehnskapital ohne Kündigung zurüdzuforbern”; 2. alle Teil- und Voll⸗ 
zahlungen auf das Kapital, gleichviel aus welchem Grunde fie gemacht werden, je nach 
Verlangen der Gläubigerin entweder bar oder in deren fünfprogentigen Pfandbriefen 
Serie VI vom 1. Zuli 1876 zum Nennwerte zu leiften; fie hatten 3. für das Kapital 
von 45000 ME. nebft Binjen und allen Nebenrechten das fragliche Srundftüd, wegen der 
Nebenrechte jedoch, wozu ausdrücklich die Proviſionen und die Verpflichtung, die Rück⸗ 
zahlung in unkündbaren Pfandbriefen vom 1. Juli 1876 Serie VI zum Nennwerte zu 
leiften, gerechnet find, nur bis zur Höhe von 1350 DE. verpfändet. Dieſe Beftimmungen 
der Schulburfunde find bei ber Hypothek im Grundbuche eingetragen. Nachdem B. fein 
Miteigentum an M. abgetreten hatte, Hat diefer das Pfandgrundſtück durch Vertrag 
vom 12. Jannar 1894 dem Bellagten 8. verfauft und ihm am 16. Januar 1894 auf- 
gelafien. In dem Vertrage tft über bie Hypothek Nr. 14 beftimmt: „Der Käufer über- 
nimmt in Anrechnung auf den Kaufpreis die auf dem Grundſtücke Abt. III Ar. 14 für 
die preußiſche Hypothelen⸗Aktienbank in B. haftende Hypothefenforberung von 45 000 ME. 
mit der Berzinfung vom 1. Januar 1894 ab. Frau M. cebiert Hierbei dem K. namens 
ihres Machtgebers den an biefer Hypothek amortifierten Betrag. Auf dem erfauften 
Srundftäd haftet unter Nr. 14 Abt. IH für die gedachte Bank zur Sicherheit für 
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Zinſen und Koſten eine Kaution von 1350 Mt. Dies iſt dem K., ber die Grundakten 
eingefehen hat, befannt. Derjelbe übernimmt diefe Kaution zwar uicht, läßt fi aber 
gefallen, daß diefelbe auf dem von ihm erlauften &runbftüde ftehen bleibt.” Bet Be⸗ 
rüuckſichtigung ber gezahlten Umortifationen tft uoch ein unftreitiger Darlehnsreſt von 
43569, 06 ME. verblieben. Der Anſpruch anf Nüdzaplung des Darlebus in Pfand- 
briefen einer beftimmten Serie tft ein ſolcher, befien Größe bei ber Eintragung mod 
unbeftimmt war, da nicht feftftand, zu weldem Kurfe die Pfandbriefe im Zeitpunkte 
der Rückzahlung zu befchaffen fein werben. Für diejen tft ein Hypothekenrecht über 
ben eingetragenen Kautiondbetrag von 1350 ME. nicht entftanden. Daß der Anſpruch 
au zu ber Darlehnshypothek von 45000 ME. noch beſonders eingetragen mworben, 
ift bedeutungslos, weil bei diefer Eintragung ein Höchftbetrag nicht angegeben, zudem 
aber bie Haftung bes Srundftüdes für alle Rebenleiftungen, wozu auch die Rückzahlung 
in Bfanbbriefen gerechnet ift, auf den Betrag der Kaution von 1350 ME, ausdrücklich 
unter Nr. 8 in Verbindung mit Nr. 5 des Eintragungsvermerkes in Übereinſtimmung 
nit der Schuldurfunde vom 31. März 1880 eingefchräntt ift. Hiernach ift durch die 
Eintragung Abt. III Nr. 14 ein Hypothekenrecht nur für deu Kapitalbetrag von 
45000 ME. nebft Binfen und für die Kaution von 1350 ME entftanden. Da ber Be 
klagte aber die Übernahme der Kaution ausdrücklich abgelehnt hat, fo ift er ala per- 
ſoͤnlich haftend mit Recht nur zur Bahlung der noch rüdftändigen Darlehnsſumme von 
43569,06 Mt. verurteilt, 


Nr. 2037. V. Sen. 29. November 1879. V. 39. 79. Bd. 1, Nr. 50, ©. 122. 

Übernahme der Hypothet in Anreduung auf den Kaufpreis. Befreiung bes 
Beräunßerers. 3 41 bes preußiichen Geſezes vom 5. Mai 1872. (Preuß. N.) Die 
Fälligkeit für den Gläubiger tritt ein, wenn er nicht mehr zu warten braudt. Wenu 
zu feinen Gunsten die Ubrede beftebt, daß er bei nicht prompter b. 5. nicht innerhalb 
der geſetzten Friſt erfolgender Binszahlung das Kapital ohne vorherige Kündigung 
fofort verlangen darf, jo läuft die ſechsmonatliche Friſt zur Erhebung ber Klage nad 
Abſ. 2 des 8 41 von dem Tage, an weldem die Zrift zur Zinszahlung verfloflen ift. 
Das Kapital ift dann fällig, nicht weil ein Berzug in ber Binszahlung vorliegt, 
fondern weil die Kontrahenten diefe Folge für den Fall der nicht prompten Bahlung 
verabrebet hatten. Die nachträglich ohne Vorbehalt geichehene Annahme der Binfen ift 
einflußlos, weil biefe Thatſache nur die Frage berühren würbe, ob ber Verzug be 
Grundſtücksbeſitzers aufgehoben if. Auch auf den Grund, weshalb der Gläubiger 
von feinem Rechte auf fofortige Zahlung Teinen Gebrauch macht, kommt es nicht an. Der 
8 41 a. a. D. findet auch auf den erften Konftitnenten der Hypothel Anwendung. Nr. 2039. 


Nr. 2038. IL Hilfe-Sen. 17. Oftober 1881. V* 767.80.8d.5, Nr.88, ©.329. 

Zwei und Bedentung bes $ 41 des Geſetzes über ben Eigentumserwerb n. ſ. w. 
vom 5. Mai 1872, (Preuß. R.). Da dem Bläubiger ein direktes Klagerecht gegen 
den Übernehmer gegeben ift, fo ſoll baraus, daß der Gläubiger gegenüber dem Lehteren 
eine gewifle Beit unthätig geblieben ift und ihm das Kapital, obſchon er ed fün- 
digen Fonnte, gelaffen Bat, geſchloſſen werben, daß derfelbe fich die Übernahme und 
die Befreiung des Veräußerers von feiner perfönlicden Werbindlichleit gefallen Täßt. 
Diefe Voraudfegung trifft aber nicht zu, wenn jeit ber Belanntmachung der Schuld⸗ 
übernafme an den Bläubiger erfi ein geringerer als ber im Gelege begeichnete mög- 
liherweife ganz Turzer Zeitraum verftrichen ift, dann aber infolge einer inzwifchen ftatt- 
gefundenen notwendigen Subbaflation des Grundftüds die Hypothek untergegangen und 
ber Gläubiger daher gar nicht mehr in der Lage geweien ift, die Hypothel zu kündigen 
und die hypothekariſche Klage gegen ben Eigentümer des Grundftüds anzuftellen. In 
einem ſolchen Falle hat der Glaͤubiger and) nicht diejenige Zeit zur Entfchließung, auf 
bie er gejetlich einen Anſpruch Hat, und fein Stillſchweigen Tann daher nah 8 41 
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Abſ. 2 a. a. D. nit die Wirkung haben, eine ausbrädiiche Willenserflärung zu er- 
jfegen. Rt. 2025. 


Nr. 2039. IV. Sen. 2. Mai 1892. IV. 57. 92. Bd. 29, Nr. 63, ©. 253, 

Borausſetzuugen, unter beuen bei Veränfferuug des Piendgrundftäds und Über⸗ 
nahme ber Hypothek durch den Erwerber bem Gläubiger Der perſbuliche Aufpruch 
gegen deu Beräufferer erhalten bleibt. (Prenß. R.). Die Beklagte verlaufte im Sep- 
tember 1887 ihr Grundftäd an ®., der die darauf für den Kläger feit dem Jahre 1885 
haftende von ber Bellagten Tonftituierte Hypothek von 3000 De. (mit Binfen) in An⸗ 
rechnung auf das Kanfgeld übernahm und das Grundftüd bald darauf weiter veränßerte. 
Das Kapital von 3000 Mi. war mit fünf vom Hundert jährlich in vierteljährlichen 
Naten zu verzinfen und nad vierteljährlicher Kündigung, die bei pünktlicher d. 5. inner- 
halb vierzehn Tagen nad dem Fälligleitstermine erfolgender Zinszahlung nicht vor dem 
1. Dezember 1890 ftatthaft fein follte, zu zahlen. Die am 1. Juli 1888 fällige Sins. 
rate wurbe nicht bezahlt. Snfolgedeflen kündigte der Kläger mittel Schreibens vom 
12. November 1888 dem damaligen Srundftlddeigentümer ©. die Hypothek zur Nüd- 
sohlung. Durch Beſchluß vom 27. Inni 1889 wurde die Biwangdverfteigerung des 
Bfandgrunbftäds eingeleitet und durch das Urteil vom 23. September 1889 dem Er- 
fteher der Bufchlag erteilt. Bei ber SKaufgelberverteilung fiel der Kläger mit feiner 
Hypothel ans. Mit der am 5. Juni 1889 erhobenen Klage bat der Kläger die Beklagte 
al3 perſönliche Schuldnerin wegen der 3000 ME. nebft fünf Prozent Binfen feit dem 
41. Zult 1888 in Anſpruch genommen. Beide Inſtanzrichter haben verurteilend erfannt- 
Auf die Revifion der Beklagten ift das Urteil aufgehoben. Die Beklagte bat eingewendet, 
fie habe dem Kläger mittel Schreibens vom 4. Dezember 1887 bie Schulbübernahme 
dur P. bekannt gemacht; der Kläger hätte daher nach ber durch bie Kündigung vom 
12. Rovember 1888 am 12. Februar 1889 eingetretenen Yälligleit die Klage gegen ben 
Grundftädseigentüimer bis zum 13. Anguſt 1889 erheben müſſen, was nicht geſchehen 
fei._ Der VBerufungsrichter hat ben Einwand zu Unrecht verworfen. Der Berufungs- 
richter erklärt bie dur das Schreiben vom 4. Dezember 1887 erfolgte Bekanntmachung 
für rechtlich unerheblich, weil die einjährige Zrift zur Kündigung, wenn fie erſt mit dem 
4. Dezember 1887 zu laufen angefangen hätte, mit dem 4. oder 5. Dezember 1888 ab- 
gelaufen, mithin duch die am 12. November 1888 ftattgefundene Kündigung gewahrt 
wäre. Diefer Entiheibungsgrund würbe nur dann durchgreifen, wenn bie Kündigung 
allein zur Erhaltung bes Rechts bes Klägers gegen die Bellagte genügte. Das Geſetz 
fordert aber auch, daß der Bläubiger nach bewirkter Kündigung die Hypothek binnen 
ſechs Monaten nad der Fälligleit eintlagt. Die am 4. Dezember 1887 gefchehene 
Belanntmadung würde daher nicht rechtsunwirkſam geweſen fein, vielmehr den Kläger 
verpflichtet haben, zur Vermeidung bes Berluftes feines perjönlichen Anſpruches gegen 
die Beklagte die Hypothek innerhalb der geftellten Friſt nach eingetretener Fälligkeit ein- 
zullagen. Nr. 2037. Der Berufungsrichter nimmt nun zwar, für den Gall der Nichtig- 
teit des Borbringens der Veklagten, auch an, daß ber Kläger feiner Pflicht in Tebterer 
Beziehung Senüge geleiftet, indem er bie jegige Klage, gegen die uriprüngliche Verpflich⸗ 
tete, am 5. Juni 1889, alfo innerhalb der ſechsmonatigen reift erhoben babe. Aber 
die Annahme, daß ſich der Gläubiger den perjönlichen Anfpruch gegen ben Beräußerer 
erhält, wenn er nnr gegen diefen innerhalb ber geſetzlichen Friſten Klage erhebt, be- 
ruht auf einer unrichtigen Auslegung bes Welches. Der 8 41 Abſ. 2 bes E.E.8. vom 
5. Mat 1872 verfteßt unter der Klage, bie der Gläubiger binnen ſechs Monaten nad 
der Fälligkeit der Hypothek zu erheben hat, nicht die Klage gegen den Beräußerer, 
fondern die lage gegen ben Eigentümer bed Grundſtückes, welche letztere Klage 
allein zur Verwertung de3 Grundſtückes führen kanu. Dieje Auffafiung entipricht dem 
Bortlante des Geſetzes und findet ihre Unterftühung in ber Entftehungsgefchichte des 
8 41 Abſ. 2 a. a. D. Daß der Glaͤubiger befugt ift, den Veraͤußerer als perfönlichen 
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Schuldner in Anſpruch zu nehmen, ſolange die Friſten des 8 41 a. a. O. noch laufen, 
oder wenn er binnen dieſer Friſten die Hypothek dem Eigentümer des Grundftüdes ge- 
Mindigt und gegen biefen eingeflagt und ben Prozeß zu Enbe geführt Hat, kann einem 
Bebenten nicht unterliegen. Es war daher, wenn bie Klagfrift erft mit bem 13. Auguſt 
1889 ablief, die am 5. Juni 1889 gegen die Bellagte erhobene Klage an ſich begründet. 
Dies hinderte jedoch die Beklagte nicht, zur BVeſeitigung des Klaganſpruches den Ein- 
wand zu erheben, daß während bes Rechtsſtreites die Klagfriſt abgelanfen und 
fie Daher von ihrer perjönlicden Berbindlichkeit frei geworden fei, und um biefen Ein- 
wand handelt es fih Hier. Die Frage, ob fich der Veräußerer des Pfandgrundftüdes 
einem vor dem Mblaufe der Kündigungs⸗ oder Klagfrift ergangenen feine Berurteilung 
ausfprechenden rechtäfräftigen Judikate gegenüber mit Erfolg auf bie Vorſchrift bes 
8 41 Abſ. 2 a. a. D. berufen Tönne, interefliert Hier nicht, da die Vorausſetzungen dieſes 
Falles nicht vorliegen. Wenn der erfte Richter zur Wibderlegung ber von ber Beflagten 
vertretenen Anficht hervorgehoben hat, daß dieſe zu der ungereimten Konſequenz führen 
würbe, ein nach der Übernahme innerhalb ber Kündigungsfrift gegen den alten perjän- 
Iihen Schuldner erlangtes Jubilat zu befeitigen, weil der Släubiger gegen den ding⸗ 
fihen und neuen perfönliden Schuldner nicht gemäß 8 41 Abſ. 2 a. a. D. verfahren 
fei, fo ift dieſer Sat jebenfalld in der Allgemeinheit, wie er aufgeftellt ift, nicht zutreffend. 
Die Verpflihtung des Beräußererd wird mit bem Beitpunfte der Bekanntmachung an 
den Gläubiger über die durch den Erwerber gefchehene Schulbübernahme eine reſo lutiv⸗ 
bedingte; fie erlifcht, wenn nicht innerhalb der geftellten Friften Kündigung unb Klage 
erfolgen. Einem nach ber Belanntmadung, aber vor bem Ablaufe der Friften, voraus⸗ 
geſetzt, daß dieſe Thatſachen geltend gemacht find, ergangenen Indikate tft daher bie 
Bebeutung beizulegen, daß der Beräußerer nur ald refolutin-bebingt Berpflid- 
teter zu Bahlung oder fonftiger Leiftung verurteilt ift, und folglich ift einem folchen 
Urteile gegenüber, wenn inzwilchen der Ablauf ber Friften eingetreten tft, Traft ber 
gejeglichen Vorſchrift des $ 686 E.B.D. der Einwand aus 8 41 Abi. 2 a. a. D. für 
den Beräußerer gegeben. Nr. 20385. Nr. 2025. In der Sadıe felbft ift noch ftreitig, 
ob durch das Schreiben vom 4. Dezember 1887 die Bekanntmachung ber Übernahme 
der Hypothek erfolgt ift. Dies ift noch feftzuftellen. Sodann tft, geeigneten Falles 
unter Ausübung des Fragerechts (8 130 C. P.O.), ber Frage näher zu treten, welde 
Bewandtnis e3 mit der Bwangdverfteigerung bes Pfandgrunbftüdes, bei der ber Kläger 
mit feiner Hypothek ausgefallen ift, gehabt hat. Wenn der Kläger die am 1. Juli 1888 
fälltg gemwejene Binjenrate gegen ben Grunbftüdseigentümer S. eingeflagt und am 
29. Rovember 1888 ein vollftredlbares Urteil erlangt hat und ſchon por dem 13. Auguſt 
1889 die Zwangsverſteigerung des Grundſtückes auf das Mitbetreiben bes Kläger3 ein- 
geleitet gewefen ift, fo ift durch die Thätigleit des Klägers innerhalb der geftellten 
Friſt der Erfolg erzielt worden, den das Geſetz mit der Einflagung der Hypothek gegen 
ben Eigentümer des Srundftüdes beablichtigt. Ar. 2035. 


Nr. 2040. V. Sen. 22. Januar 1896. V. 231. 95. 8b. 37, Nr. 54, ©. 204. 

Klage and der Übernahme einer Hypothek anf den Kaufpreis gegen ben Über- 
nehmer, Berechnung der einjährigen Friſt. 8 41 Abſ. 2 E.E.G. (Breuß. R.) Der 
Beklagte hat durch Kaufvertrag vom 18. März 1891 und nachfolgende Auflaffung ein 
Grundftäd von W. erworben und eine darauf für B. haftende Hypothel von 46 000 ME. 
in Anrechnung auf den Preis übernommen. Das Grundftück veräußerte er tm Dltober 
1891, erwarb dann felbft (im Mai 1892) im Wege der Geifion die Hypothek und 
cebierte fie am 5. Oktober 1892 weiter an S. Bet ber bald darauf gefchehenen Zwangs⸗ 
verfteigerung des Pfandgrundftüds fiel diefe Hypothek aus. Darauf cedierte ©. bie 
Forderung an den Kläger (am 17. Januar 1893). Zugleich cedierte er biefem, doch 
nur in Höhe von 3000 Mt., denjenigen Anſpruch anf Befreiung von der perjönlichen 
Haftung für die 45000 Mt., der dem Verfäufer des Bellagten, W., auf Grund bes 
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Kaufvertrages von 1891 und der darin enthaltenen Schuldübernahme gegen den Be- 
Hagten zuftand, nachdem er felbft fich dieſen Anſpruch am 29. Dftober 1892 von W. 
hatte cedieren laſſen. Der Kläger verlangt nunmehr von dem Bellngten die Zahlung 
von 3000 DE. mit Binfen feit der Klagzuſtellung. Das Landgericht hat den Bellagten 
zu dieſer Bahlung verurteilt, das Berufungsgericht hat abänbernd die Klage abgewiejen. 
Die Revifion des Klägers ift zurüdgewielen. Die Ceſſion ber 45000 Mi. vom Be 
klagten an ©. enthält die Erflärung, daß ber Beklagte jedwede perjönliche Haftbarkeit 
für die Hypothel ausſchließe. Das Berufungsgericht legt dies dahin aus, daß der Be⸗ 
Hagte nit nur feine Gewährleiftungspflicht als Cedent, fondern and) die durch bie 
Übernahme ber Hypothek in Anrechnung auf den Preis auf ihn Übergegangene perſön⸗ 
fihe Haftung für die Hypothelenforberung habe ansichließen wollen. Dieſe Auslegung 
entfprit dem Wortlaute und in ber Revifionsinftanz tft denn auch der Kläger auf bie 
Ceiſion des Bellagten nicht zurüdgelommen. Aber auch aus ber Ceſſion des W. kann 
der Mlaganfpruch nicht begründet werben. Der Beklagte iſt zwar durch die Übernahme 
der Hypothelenforderung in Anrechnung auf den Kaufpreis verpflichtet worden, den ®. 
bon der der Hypothek zu runde liegenden perſönlichen Schuld zu befreien. Diejen 
feinen Befreiungsanfprucdh Tonnte aber W. nur dann wirkſam an ©. und biefer weiter 
an den Kläger cedieren, wenn er noch fortbeftand, und das war nicht mehr ber Yall, 
wenn bie perſoͤnliche Schuld des W., von ber ber Bellagte ihn zu befreien hatte, in- 
zwifchen erlofhen war. War das einmal geſchehen, fo konnte W. auch die Befreiungs- 
prlicht des Beklagten nicht dadurch wieder ind Leben rufen, baß er, wie in der Ceſſion 
vom 29. Oktober 1892 gejchehen ift und zu deren Rechtfertigung gejchehen mußte, dem 
©. gegenüber das Yortbeftehen feiner perfönlichen Haftung für die Hypothekenforderung 
anerlannte. Das Berufungsgericht nimmt nun auf Erund des 8 41 Abi. 2 E.E.G. 
an, daß bie perfönliche Haftung bes W. für die Hypothekenforderung ſchon zur Beit 
der Ceſſion an ©. erloſchen war, weil der Gläubiger (8. oder deſſen Nachfolger) es 
unterlaffen babe, nad erfolgter Benachrichtigung von ber Schulbübernahme des Be 
Hagten feine Forderung gegen ben Eigentümer bes PBfandgrunbftüds in vorgeichriebener 
Art und Frift zu verfolgen. Das VBerufungägericht hat eine im April 1891 dur W. 
geichehene dem Geſetze entiprechende Benachrichtigung des B. von der Schulbübernahme 
einwandsfrei feftgeftellt. Seit biejer Benachrichtigung ift die Darlehensforderung der 
45 000 ME., die nach der urſprünglichen Eintragung jederzeit mit fehsmonatlicher Frift 
fündbar war, dem Grundftüdgeigentümer nicht gefündigt worden, und demgemäß war 
W. bon feiner perſoͤnlichen Verbindlichkeit Tpäteftend zu Ende 1892, aljo bevor er jeine 
Anfprüde an ben Bellagten dem ©. cedierte, und bevor der Beklagte jelbft Die For⸗ 
derung an ſich brachte, frei geworden. Das will der Kläger deshalb nicht gelten laffen, 
weil in dem Kanfvertrage zwifchen W. und dem Bellagten der damalige Öläubiger 8. 
ſich verpflichtet Habe, die Hypothek (bei pünktlicher Verzinſung) bis zum 1. April 1896 
feft ftehen zu Iafien, die Friften des 8 41 Abſ. 2 E.E.E. alfo nad) Abi. 3 daſ. erft 
mit diefem Tage begannen. Diefe Replik aber verwirft das Berufungsgericht, indem 
es, dem Wortlaute des Vertrages gemäß, bavoy ausgeht, daß bie Vertragsbeftimmung 
nur eine dem Beklagten (Käufer) von B. gemachte Bufage enthalte, durch welche Die 
Verhaftung bes Verkäufers W. nicht auf eine längere als bie aus der urjprüng- 
lichen Eintragung fich ergebende Dauer habe eritredt werben Tönnen. Ein Rechtsirrtum 
ift auch hierin nicht zu finden. Wenn der Gläubiger einer vom Käufer des Pfand- 
grundſtücks übernommenen Hypothel, ftatt fte zu kündigen, fich dem Käufer gegenüber 
verpflichtet, nicht zn Hindigen, fo thut er das Gegenteil von dem, was das Geſetz ihm 
zum Bwede ber Erhaltung feiner Forderung an den Verkäufer auferlegt. Das wäre 
gang zweifellos, wenn e3 gejchähe, nachdem bie Schulbübernahme des Käufers durch 
Auflaffung und durd Benachrichtigung des Gläubigers in jeder Richtung perfelt ge- 
worden wäre; e3 tft aber nicht abzufehen, weshalb es nicht von gleicher Wirkung jein 
fol, wenn der Gläubiger ſchon im voraus dem Käufer für den Zall, daß er kaufen 
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und die Hypothek übernehmen möchte, die Zuſicherung giebt, nicht fündigen zu wollen. 
Dann hat er fich eben von vornherein der Möglichteit begeben, fich bie perfönliche 
Forderung gegen ben Berläufer über die geſetzliche Frift hinaus zu erhalten. Folge⸗ 
recht kann es aber auch feinen Unterſchied machen, daß im vorliegenden Falle der Glän- 
biger den Verzicht anf die Kündigung fehon in den Kaufvertrage, aber eben nur bem 
Käufer gegenüber erflärt hat. Durchaus unihläffig ift die Ausführung des Me- 
vifionsflägers, weil die Feſtlegung der Hypothel bis zum 1. April 1896 anf Be- 
treiben des 8. gefchehen fei, der dem Bellagten die Hypothek als bis dahin unkündbar 
bezeicänet Habe, jo habe das Berufungsgericht trob der Wortfaflung des 8 7 des Kauf⸗ 
vertrages vom 18. Mai 1891 die Vereinbarung über den Ausſchluß ber Känbigung 
bis zum Jahre 1896 als zwiſchen ©. und W. (dem Bertänfer) geſchloſſen anfehen 
müffen bergeftalt, daß auch W. auf bie urjprüngliche freie Kündbarkeit ſich nicht mehr 
berufen Tönne. Denn ber Bwed des W., dem Beklagten eine bis in das Jahr 1896 
fefte Hypothek zu verfchaffen, wurde aud, und fogar in einer für ihn felbft günftigeren 
Weile, dadurch erreicht, daß B. nur dem Bellagten gegenüber auf das Kündigungsrecht 
bis dahin verzichtete, und W.s Intereſſe daran, daB dies geichah, fpricht nicht für, 
jondern gegen feine Wbficht, auch feine eigene perfönliche Haftbarkeit entſprechend zu 
verlängern. Als Auslegungsmittel für die damalige Abficht des W. kann es auch nicht 
bienen, daß er in ber Ceſſion an ©. die Fortdauer feiner perfönlicden Haftbarkeit 
anerfannt Bat, am wenigften wenn, wie ber Reviſionsklager felbft die Eeffion auslegt, 
bie bier anerfannte Haftbarkeit ſogleich a.ıch dadurch beendigt werben follte, ba er dem 
©. fein Rückgriffsrecht an ben Beklagten cedierte. Eine Berpflichtung bes W. endlich, 
wie fie bie Reviſion zu konſtruieren fucht, bei der Benachrichtigung des B. von ber 
Schuldübernahme durch den Bellagten im April 1891 jenem noch befonbers zu erkläͤren, 
daß er, W., durch bie im März von B. dem Bellagten gegebene Zuſage nicht gebunden 
fei, beſtand nicht, und jedenfalls würde ber Kläger, der von W. feine Anſprüche her⸗ 
leitet, diefe nicht auf eine Pflichtverfäunnis bes W. fügen Können. Eines Eingehens 
auf die von dem Reviſionsbeklagten vertretene Anficht, daB der Befreiungsanſpruch bes 
W. gegen ben Bellagten überhaupt nicht Gegenftand einer Ceſſion Habe fein können, 
bedurfte es nicht. 


8 81. 


Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Nechten. 
8.0.8. 88 1204-1296. 


I. 1145—1226. I. 1113—1201. IO. 1187—1279. M. III. 796—869. ©. 157—163. 
E.G Art. 94, 97. Windſcheid I. 88 224—249. Stobbe L 88 154, 155. Dern- 
burg 1. 88 312, 354-3648: Endemann OD. 88 175—180. DL 88 440—443, 


Nr. 2041. L Sen. 18. März 1882. I. 688. 81. Bd. 7, Nr. 60, ©. 193. 

Zahlung des Richtichuibners. 88 121, 159, 1.20; 849, LI6AL.R. (Preuß. R.). 
Die 88 46 ff, I 16 ULM. regeln nur biejenigen Fülle, wo ein freiwillig zahlenber 
Nichtſchuldner erft durch die Zahlung zu dem Gläubiger in Bezug anf feine Forberung 
in ein Nechtöverhältnis tritt. Nr. 1221. Bon dem Falle, wenn ein Bürge oder über- 
haupt eine Berfon zahlt, die ſchon vor der Zahlung fi dem Glänbiger zur Bahlung 
ber Hauptichulb eines Anderen verpflichtet hatte ober dazu kraft eines befonderen Ver⸗ 
häftniffes befugt war, ift aljo bei Beitimmung der Tragweite jener Beitimmungen be3 
16. Titels abzufehen. Der Pfandnehmer iſt berechtigt, dem Dritten, welcher nicht 
in folder Beziehung zu der Forderung fteht, und freiwillig ihm Bahlung ber von bem 
Schuldner durch ein bem Gläubiger übergebenes Pfand fichergeftellten Brinzipalforberung 
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anbietet, deren Annahme jedenfall dann zu verweigern, wenn der Bahlungsofferent 
nicht entweder auf Werlangen des Gläubigers auf die Übertragung der Nebenzechte, 
womit (einfeitig nicht Id3bare) Pflichten des Gläubigers verfnäpft find, verzichtet ober 
die Einwilligung des Schuldners (in einer für die Freilaffung des Gläubigers aus 
jenen Pflichten geſetzlich genügenden Weiſe) beichafft. Das Nechtsverhältnis zwiſchen 
Bfandnehmer und Pfandgeber ift ähnlich wie der Verwahrungsvertrag vom Gefehgeber 
als ein auf perſönlichem Vertrauen bernhendes aufgefaßt, mit welchem beftimmte, von 
ber Perfon des Pfandnehmers, dem das Vertrauen erwieſen ift, ohne Einwilligung bes 
vertrauenden Pfandgebers nicht losbare Pflichten verfnüpft find. Andererſeits ift ber 
Glaͤubiger auch nicht verpflichtet, von feinem Schuldner Bahlung anzunehmen, wenn 
Lebterer ihn nicht von feinen Pflichten als Pfandnehmer oder Detentor ber Pfandſache 
zu befreien bereit oder imftande if. Der aus freien Stüden Zahlung anbietendbe Dritte 
ift daher nicht bereditigt, ohne Einwilligung des Schuldners an ben Gläubiger zu zahlen 
und dafür Abtretung der Rechte des Bläubiger und Pfandnehmers zu verlangen. 
Nimmt Legterer aber die Zahlung an, fo ift der Bahlende auch berechtigt, bie Abtretung 
bes dem Släubiger zuftehenben Rechtes zu verlangen. Hat ber Pfandnehmer die Pfand⸗ 
fache dem zahlenden Dritten ohne Einwilligung des Schuldners und Pfandgebers aus⸗ 
gehänbigt, fo kann er von dem Pfandgeber no auf Nüdgabe bed Pfandes belangt 
werden. Die 88 184—186, L 20 AULR. ftehen dem nicht entgegen. 


Nr. 2042. 1. Hilfs-Sen. 5. Oftober 1880. IV* 195.80. 8d.2, Nr.86, S. 333. 

Lex commissoria beim Pfandverirage. (Preuß. R.). Ob das Verbot ber lex 
commissoria (88 33, 213, I. 20 A.L. R.) dur da3 Bundesgefeh betreffend bie vertrags- 
mäßigen Binfen vom 14. November 1867 befeitigt ift, darüber herriht Meinungs 
verſchiedenheit. Das Neichdgericht verneint die Frage. Bad von Eonftantin erlaffene 
Verbot ber lex commissoria iſt nicht fpeziell auf den Wucher befchränft, fondern ein im 
Sintereffe des Gemeinwohles erlafienes allgemeines, abfolutes Gebot einer gewillen Ver⸗ 
pfaͤndungsweiſe. Bon gleihem Standpunkte find die Redaktoren bed Landrechts aus⸗ 
gegangen. Das Geſetz vom 14. November 1867 will bie Höhe der Binfen, bie Höhe 
und Art der Vergütung für Darlehne unb andere kreditierte Yorberungen fowie die 
Höhe der Konventionalftrafe für unterlafiene Zahlung eines Darlehnd und anderer 
freditierter Forderungen der freien Bereiubarung überlaffen wiffen und hebt die ent- 
gegenftehenden privatrechtlichen und firafrechtlichen Beſtimmungen auf. Diefer freien 
Vereinbarung fteht das Verbot ber lex commissoria nicht entgegen. Auch das Geſet 
vom 5. Mai 1872 enthält Teine Süße, melde dem Verbot der lex commissoria durch 
das ältere Geſetz widerſprächen. Nr. 2043. 


Nr. 2043. L Sen. 2. Upril 1881. L 595. 81. Bd. 4, Nr. 12, ©. 51. 
Lex commissoria beim Pfaudvertrage. (Preuß. R.). Die Anficht, welche das 
Berbot der lex commissoria ($ 33, L W AL.R.) gegenüber dem Weichögefeg vom 
14. November 1867 noch als fortbeitehenb erachtet, ift als die richtige anzufehen. Die 
Beftimmungen bes Reichsgeſetzes find reftriftiv zu interpretieren, namentlich darf in 
der Unwenbung des 8 1 nicht über bie gewöhnliche Bebeutung des Wortes „Konventional- 
ftrafe”, die der Geſetzgeber im Auge gehabt Hat, Hinausgegangen werben. Bei folder 
Begrenzung ber Anwendung bes Geſetzes kann das Verbot der lex commissoria nicht 
unter dasfelbe gebracht werden. Während die Konventionalftrafe in ber gewöhnlichen 
Bebeutung dem Obligationenredhte angehört, gehört das Verbot ber lex commissoria, 
wenn nicht ausfchließlich, doch ganz überwiegend dem Sachenrecht an; es foll bie 
Realifterung des Pfandes regeln. Daß diefe Auffaffung namentlih bem preußiichen 
A.L. R. entipricht, ergiebt die Stellung, die ber Geſetzgeber dem Berbote in dem vom 
Nechte des Unterpfandes handelnden Titel angewiefen bat. Diefe dem nädjften Zwecke 
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bes Geſetzes fern liegende Materie follte aber nach der im Reichötage Mar ausgeſprochenen 
Abſicht unberührt bleiben. Nr. 2042. 


Nr. 2044. III. Sen. 15. Dezember 1885. IIL 215. 85. Bd. 14, Nr. 61, ©. 249. 

Beginn des Pfandrechts für zukünftige Forderungen. (Gem. R.). In der Regel 
wird ein für eine bloß zulünftige d. h. für eine Tünftig mögliche Forderung beftelltes 
Pfandrecht erft in dem Momente rechtlich wirkſam, wo die Yorderung felbit entfteht, und 
das Alter des Pfandrechts ift Daher erft von dem WUngenblide der Entftehung der For⸗ 
derung zu datieren. Dies folgt aus der Natur des Pfandrechts ald eines accefforiichen 
Rechts. Vergl. 1. 11 pr., 1.1 8 1 Dig. qui potior. 20, 4 und 1.4 Dig. quae res pign. 
20, 3. Bon diefer Regel ift indeflen dann eine Ausnahme zu machen, wenn zur Beit 
der Pfanbdbeftellung entweder beide Kontrahenten oder nur der Schuldner oder nur ber 
Gläubiger nicht mehr die freie Wahl haben, ob fie die Obligation, zu deren Sicherung 
das Pfandrecht beftellt ift, fchließen wollen oder nicht. In dieſem Yalle muß, obwohl 
die Forderung felbft erft fpäter entftanden ift, mit Rückſicht auf die obligatoriiche Ge⸗ 
bundenheit beider ober eines ber Kontrahenten die Bfandforberung ald im Augenblicke 
ber Beſtellung des Pfandredites begründet angeſehen werden. Vergl. 1.1 pr. Dig. qui 
potior. 20, 4, 1. 11 pr. Dig. eod., 1. 4 Dig. quae res pign. 20, 3. 


Nr. 2045. VI. Sen. 19. März; 1896. VL 383. 95. Bd. 37, Nr. 9, ©. 31. 

Wirkung der Berpfändung ber in einem Keller Ingernden Waren, wenn ber Ber- 
pfänder einen ber vorhandenen Kellerfchläffel für fi behält. (Reichs⸗ und preuß. R.). 
Der Theaterreftaurateur T. in Berlin hat von bem Rentner H. dajelbft in deſſen Haufe 
Chr.ſtraße verichiedene Räumlichkeiten, darunter einen Keller gemietet. Einen anderen 
hieran anftoßenden, aber zu einem Haufe der T.ſtraße gehörigen Keller mietete er vom 
Eigentümer dieſes Hauſes. Beide Keller find durch eine verichließbare Thür verbunden, 
während ber Zugang zu dem Keller des Haufes der T.ſtraße von diefem Haufe ab- 
gefperrt ift. In beiden Kellern hatte T. Wein gelagert. Durch fchriftlicden Pfandvertrag 
vom 18. Anguſt 1893 verpfändete T. dem H. für eine Mietzinsreftihuld von 5300 ME. 
„Tämtliche ihm gehörigen im Keller des Haufes Ehr.ftraße Iagernden Weine im Gefamt- 
werte von 13 615 ME.” nad einem hierüber aufgenommenen Verzeichnis. H. verpflichtete 
fich, fo oft T. Wein aus der verpfändeten Mafle behufs Verkaufes herausverlange, dieſe 
gegen zuvorige Barzahlung des in dem Verzeichnis angegebenen Preifes zu verabfolgen; 
die Zahlungen jolten an der Forderung des H. abgerechnet werden. T. behändigte 
bem 9. am 18. Auguſt 1893 fofort einen Schlüffel zu der Berbindungsthär zwiſchen 
beiden Kellern, der auch im Beſitze des H. blieb. Am 20. Juli 1894 ließ der Kauf⸗ 
mann €. 8000 im Keller T.ftraße gelagerte Flaſchen Wein pfänden. Diejelben Weine 
wurden am nämlidhen Tage im Anftrage bes Weinhändlers R. und nachher noch im 
Auftrage des H. (wegen einer Forderung von 13700 DE.) je auſchlußweiſe gepfänbet. 
Der Berfteigerungserlös biefer Weine wurde von bem Gerichtsvollzieher nad 8 728 
Abſ. 2 C. P.O. Hinterlegt. Nach dem im Berteilungsplane von dem Amtsgericht anf- 
geftellten Berteilungsplane ift der hinterlegte Betrag nach Abzug ber Gerichtskoſten nach 
ber Reihenfolge der Pfändungen auf E. mit 1512,53 Mt, auf R. mit 1208,74 ME, 
auf H. mit dem Nefte von 1412,30 ME. verwiefen. Mit der in Verfolgung feines 
Widerfpruches gegen E. und R. erhobenen Klage verlangt H. auf Grund be ihm am 
18. Auguft 1893 angeblih an den gepfändeten und verfteigerten Weinen eingeräumten 
Fauſtpfandrechts vorzugäweife Befriedigung vor den Bellagten und bemgemäß Abände⸗ 
rung des Teilungsplanes dahin, daB auch die den Beklagten zugewiefenen Beträge ihm 
auszuzahlen fein. Er behauptet, Gegenftand ber FYauftpfandbeftellung feien die im 
Keller T.ſtraße gelagerten Weine gewejen, die abweichende Bezeichnung im Pfanbvertrage 
fei eine irrtümliche. Die Beklagten beftreiten bie Identität ber gepfändeten und ber 
durch den Bertrag vom 18. Auguſt 1893 verpfändeten Weine und wenden gegen die 
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Gultigleit der Fauftpfandbeftellung ein, es habe jebenfalls eine den Geſetze entiprechende 
Übergabe der Weine (T.ftrafie) feitens des T. an ben Kläger nicht ftattgefunden ; jener 
habe nämli ſchon zur Beit ber Verpfänbung zwei Schlüffel zu der erwähnten Ver- 
bindungsthur befeflen, hiervon einen für fich zurüdbehalten und auf diefe Weiſe jeber- 
zeit freien Butritt zu dem fraglichen Keller gehabt und gewähren können. Überdies 
habe der Kläger ohne jebesmalige Genehmigung bes T. feinen Bugang zu dem Keller 
x.firaße gehabt, weil T. ihm einen Sclüffel zu dem Keller Chr.ftraße nicht behändigt 
habe. Ber Kläger beftritt das Borhandenfein von zwei Schlüffeln zu der Berbindungs- 
thür, T. habe ihm den einen Schlüffel unter ber ausdrücklichen Verfiherung eingehän- 
digt, daß Died ber einzige fei. Das Landgericht hat auf einen von den Beklagten je 
zu leiftenden Übergeugungseid darüber erfannt, daß zur Beit der Übergabe des Schlüſſeis 
zu dem Seller Tftraße an ben Kläger ein zweiter Schlüffel zu diefem Keller in den 
Händen des T. vorhanden gewefen ſei. Die Berufung bes Klägers ift zurückgewieſen. 
Der Berufungsrichter geht mit bem erften Richter davon aus, daß, wenn T. bei Ab⸗ 
ſchluß des Pfanbvertrages fi im Beſitze von zwei Schlüffeln zum Keller T.ftraße be- 
funden babe, ein vertragsmäßiged Pfandrecht an ben dafelbft gelagerten Weinen, das 
den Pfändungspfandrechten der Beklagten vorzugehen geeignet wäre, durch die Übergabe 
nur eines Schlüſſels an den Kläger rechtsgültig nicht habe entftehen Tännen, einerlei 
ob der Kläger von bem Borhanbenfein bes zweiten Schlüffels Kenntnis gehabt habe 
oder nit. Denn bie Vorausſetzung eines ſolchen vertragsmäßigen Pfandrechts, daß 
ber Kläger oder ein Dritter für ihn den Gewahrfam ber Weine d. h. die thatfächliche 
Herrihaft darüber mit Ausſchließung einer Verfügungsmöglichkeit des T. erlangt haben 
mäffe (8 709 Abf. 2 EB.D., 8 14 Abſ. 1 EG. zur R.K.O.), wäre ſolchenfalls nicht 
erfüllt. Das Berufungsgericht ftellt weiter auf Grund einer Beweiserhebung feit, daß 
x. in ber That zur Zeit der Berpfändung im Beſitze eines zweiten Schlüffel3 zu ber 
betreffenden Berbinbungsthür war, beließ e3 aber bei ben vom erften Richter den Be⸗ 
Hagten auferlegten Eiden deshalb, weil die Beklagten Berufung nicht eingelegt hatten, 
Die Revifion des Klägers ift zurückgewieſen. Die Anſicht, auf ber das Berufungs⸗ 
urteil berubt, ift als richtig anzuerlennen. Zunächſt fteht hier außer Frage, melche 
Rechte der Kläger aus dem Pfandvertrage gegen feinen Schuldner T. erworben hat, 
ob er insbefondere von ihm die Aushändigung bes zweiten Schlüffels Hätte verlangen 
fönnen. Nur darauf kommt e8 an, ob der Kläger ein dingliches gegen Dritte, zumal 
die VBellagten als Pfändungspfandglänbiger wirkſames Yauftpfandredit erworben hat. 
Dies muß auf ber Grundlage des 8 14 Abi A E.G. zur R.R.D. und des $ 709 Abi. 2 
EBD. allerbingd verneint werben. Es fteht außer Zweifel, daß hiernach zum Erwerbe 
be3 Fauſtpfandrechts an beweglichen Törperlichen Sachen, wie den Bier in Frage ftehen- 
ben, bie Berfchaffung des Gewahrſams ber zu verpfändenden Sachen für den Gläubiger 
wefentliches Erfordernis tft dergeftalt, daß die Übergabe durch constitutum possessorium 
nicht genügt unb der Gläubiger (oder ein Dritter für ihn) den Gewahrſam mit Aus⸗ 
ſchließung wie Dritter jo auch bes Schulbners und Verpfänders erlangen muß. 
Nr. 279. Ein Mitbefiß des Berpfänbers ftände unter Umftänden der rechtögültigen 
Entftehung des Sauftpfandes dann vielleicht nicht entgegen, wenn troß besjelben jebe 
Einwirkungsmöglichleit des Werpfänders auf die verpfändeten Sachen ausgeſchloſſen ift. 
Sp Tiegt die Sache hier nicht; der Verpfänder behielt dadurch, dab er einen zweiten 
Schlüffel zu demſelben SchIoffe zurüdgehalten hat, die Möglichkeit, nad) feinem 
Belieben zu ben verpfänbeten Sachen zu gelangen, über fie zu verfügen und Anderen 
den Butritt zu geftatten. Ob er von dieſer Möglichleit Gebrauch machen wollte, ift 
gleihgüftig. Die Abficht, den Gewahrſam zu verichaffen, genügt nicht; weſentlich iſt, 
daß ein entſprechender thatſächlicher Zuſtand der gekennzeichneten Art hergeſtellt wird. 
Der Gewahrſam muß ein ſolcher fein, daß, indem die Einwirkung Anderer ausgeſchlofſen 
tft, die Berpfändung hierdurch dem Verpfänder und Dritten gegenüber kundbar wird, 
Ob dies im einzelnen alle zutrifft, ift (auch bei VBerpfändung von Waren auf Lager) 
Schulze, Reichsgerichtsentſcheidungen. ©b. II. 17 
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weſentlich Thatfrage. Hier hat das Berufungsgericht, ausgehend von ber richtigen 
Rechtsanſchauung, die Frage verneint und zwar mit gutem Grunde, da ja die Bellagten 
fogar bie angeblich verpfändeten Weine mit Hilfe des im Beſitze bes T. gebliebenen 
Schlüffels pfänden laſſen fonnten, ohne durch irgend einen Umftand darauf aufmerkſam 
gemacht zu fein, daß diefe Weine zuvor verpfändet feien. Auch darauf kommt es nicht 
an, ob T. dem Kläger das Borhandenfein des zweiten Schlüffeld verheimlicht hat. Die 
Heimlichfeit ift ein Hindernis des Beſitzerwerbes und kommt als Einrede gegen bie 
Beſitzklage oder auch als Klaggrund für eine ſolche in Betracht (88 99, 100, 184, L 7; 
88 33 ff. L 15 A.L. R.). Hieraus Tann felbftverftändlich nicht gefolgert werden, daß 
ba, wo e3 auf die Verſchaffung des ausfchließlichen thatſächlichen Gewahrſams an einer 
Sade ald der vom Gefebe für ben Erwerb eines Rechts an der Sache aufgeftellten 
Vorausfegung ankommt, die Berheimlihung eined Umftandes, der den Buftand ber 
Ausichließlichleit gar nicht entftehen läßt, rechtlich gleichgültig wäre oder ignoriert 
werden müßte. Weil für die Frage des rechtögültigen Erwerbes des Yauftpfanbrecht3 
in erfter Linie die Verſchaffung des ausſchließlichen Gewahrſams zu Gunften des &läu- 
bigers erforderlich ift, darf der vorliegende Fall auch nicht mit dem anderen Falle auf 
gleiche Linie geftellt werden, wo, nachdem das Pfandrecht rechtägältig erworben worden 
ift, der Berpfänder rechtöwibrig durch irgend eine Handlung die Ausſchließlichkeit des 
Gewahrſams des Pfandgläubigerd wieder aufhebt. Die Beantwortung der Frage, ob 
der Kläger durch den Verpfändungsakt vom 18. Auguft 1893 ein gegen die Beflagten 
wirkſames Pfandrecht erworben hat, müßte übrigens auch auf Grund der einjchlägigen 
Borjchriften des preußifchen U.L.R. diejelbe fein. Dies ftellt als weſentliches Erfordernis 
gleichfalls ſchon Die Übergabe ber zu verpfändenden Sache in den körperlichen Gewahrfam 
des Gläubigerd auf bergeftalt, daß dem Berpfänder jede Einwirkung auf bie Sache 
entzogen ift. Dies gilt inäbefondere auch bei der Berpfändung von Waren durch fogen. 
iymbolifche Übergabe, nämlich durch Übergabe ber Schlüffel zu dem Lofal, worin die 
Waren lagern (88 7 ff., 104 ff, 271 ff., 329 ff., L 20 ALR) Es muß ein Buftand 
hergeftellt werden, der dem Gläubiger den ausſchließlichen Gewahrſam verſchafft und 
die Einwirkung Anderer verhindert, fonft ift eben eine berartige Verpfändung nicht 
ftatthaft. Das preußiſche L.R. (88 272 ff, 339 ff., L. 20) ftellt Hier fogar befonbere - 
Vorſchriften auf, wodurd die äußere Kundbarmachung bes in folder Weiſe beftellten 
Pfandrechts als Erfordernis feiner Wirkſamkeit gegen Dritte verlangt wird. Vom 
Standpunkte des Einführungsgejeges zur Reichskonkursordnung aus könnte es ſich 
fragen, ob dieſe beſonderen Vorſchriften weitere Erforderniſſe für den Erwerb von 
Fauſtpfandrechten feſtſetzen, die gemäß 8 16 E. G. zur R. K.O. neben dem in 8 14 daſ. 
aufgeſtellten Erforderniſſe andauernd gelten. Hierauf braucht jedoch nicht eingegangen 
zu werden, weil die Auffaſſung des Berufungsgerichts, daß die eine weſentliche Voraus⸗ 
ſetzung für den Erwerb eines gegen Dritte wirkſamen Pfandrechts ſeitens des Klägers 
duch den Verpfändungsakt vom 18. Auguſt 1893, nämlich die Verſchaffung des aus⸗ 
ſchließlichen Gewahrſams an ben verpfänbeten Weinen für den Kläger, nicht erfüllt ſei, 
wie gezeigt, keinesfalls auf Nechtsirrtum berubt. 


Nr. 2046. V. Sen. 15. Mai 1886. V. 3. 86. Bd. 16, Nr. 38, ©. 169. 

Berpfändung von Gegenftänden ohne Verkaufswert. (Hypothekenbrief ohne Die 
Supothelenforderung.) (Preuß. R.). Über bie rechtliche Möglichkeit eines Fauftpfandes 
an Beweis⸗ und Legitimationspapieren beftehen verichiedene Unfichten. Für die ver 
neinende Anficht wird im mwefentlihen geltenb gemacht, daß Papiere, weldhe bloß zum 
Beweile einer Forderung bezw. bloß zur Legitimation dienen, nicht alfo zugleich wie 
3. B. die Inhaberpapiere Träger der Forderung ſelbſt find, zwar immerhin für bie 
beteiligten Perfonen von Wert und Wichtigkeit feien, jedoch Teinerlei felbftändigen Ber- 
mögend- und Berlaufswert Haben und aus diefem Grunde ber Fähigfeit ermangeln, im 
Wege des dem Pfanbgläubiger als weſentlichſter Inhalt feines Pfandrechtes zuftehenden 
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Berlaufsrecht3 zu feiner Befriedigung zu führen. Nr. 271. Nr. 1826. Ob begrifflich 
bie Beftellung eines Fauſtpfandes an Papieren der fraglichen Urt ausgeichloffen fei, kann 
hier bahingeftellt bleiben. Erfahrungsmäßig werben fie zur Sicherftellung benußt und 
es kann auch in der That diefer Bwed ohne Znhilfenahme pfandrechtficher Grundſätze 
erreicht werden. Wenn ſolche Gegenftände, von denen bie Beteiligten wifien, baß fie 
feinen Berlaufäwert haben, zum Bwede beiderſeits beabfichtigter Sicherheitsbeftellung 
übergeben werden, fo kann dabei bie Abſicht nur die fein, daß der Gläubiger an ihnen 
bis zu feiner Befriedigung ein VBefit- und Zurückbehaltungsrecht mit im Bweifel ding⸗ 
fiher Wirkung auszuüben berechtigt fein fol. Dies ergiebt fich als Abſicht noch mit 
um fo größerer Sicherheit, wenn von den Beteiligten die von ihnen gewollte Sicherheits- 
leiftung als Fauftpfand bezeichnet und auch fogar für ein Fauſtpfand gehalten wirb. 
Die Sache wird auch dadurch nicht anders, daß etwa Schuldner und Gläubiger irrtüm- 
lich angenommen haben, der als Fauftpfand Hingegebene Gegenftand könne vom Gläu⸗ 
biger durch Berfauf verwertet werden. Bann mag ber Gläubiger vielleicht berechtigt 
fein, auf beflere Sicherftellung zu dringen; folange er ſich aber an ber empfangenen 
Sicherheit genügen läßt, barf er auch barauf beftehen, daß ihm das von bem Schuldner 
neben einem unausführbaren Verkaufsrechte daran eingeräumte Beſitz⸗ und Retentions- 
recht nicht verfümmert werde. Wenn der Berufungsrichter dem Nechte des Bellagten 
gegenüber dem Kläger auf Grund bes 8 546, I. 20 A.L. R. Wirkung verfagt, fo verkennt 
er, baß es fich hier um ein vertrags3mäßig beftelltes, durch Befiteinräumung ding- 
lich gewordenes Vorenthaltungsrecht handelt. Nr. 280. 


Nr. 2047. II. Sen. 16. Dezember 1879. II. 27. 79. Bd. 1, Nr. 74, ©. 203. 

Fauftpfaud. (Rhein. R.). Die VBeltellung eines zweiten Yauftpfandes an berjelben 
Sade ift möglich, fomweit ein gemeinjamer Beſitz verſchiedener Perſonen denkbar tft, alfo 
in3befondere dann, wenn der erfte Yauftpfandgläubiger,, der die Sache im Befit hat, 
diefelbe zugleich für Nechnung des zweiten Yauftpfandgläubigers verwahrt (Art. 2076 
code civil). Ein Pfandbeftellungevertrag ohne fofortige Beſitzübertragung hat zwar 
nicht die Wirkung eines NHealvertrages (Art. 2071 code civil), giebt aber dem Gläubiger 
das Recht, die Auslieferung des Pfandes zu verlangen. 


Nr. 2048. II. Sen. 2. Dezember 1881. II. 400. 81. Bd. 5, Nr. 91, ©. 337. 

Vorausfegungen eines wirkſamen Fauſtpfandes. Art. 2076, 2102 Code civil. 
(Rhein. R.). Das Vorzugsrecht, das das Geſetz an ben Fauftpfandvertrag (einen Real» 
vertrag) knüpft, beruht nicht auf der Qualität der Forderung, fondern auf dem Beſitze. 
Es dauert nur fo lange fort, ald der Gläubiger oder ein von den Parteien erwählter 
Dritter in dieſem Beſitze verblieben ift. Es folgt daraus, daß, wenn der Schuldner 
fetbft, fei e3 auch auf Grund eines constitutum possessorium, den Beſitz der Pfandſache 
fortgefeßt hat, von einem wirffamen Fauftpfande nicht bie Rede fein kann. Das Geſetz 
tonnte auch in biefem Falle, angeſichts des im Art. 2279 a. a. D. ausgeſprochenen 
Brinzips, daß bei Mobilien ber Beſitz als Titel gilt, ein folches Recht nicht ftatuieren, 
wenn es nicht die Sinterefien gutgläubiger mit dem Schuldner Tontrahierender Dritter 
in ungerechtfertigter Weife gefährden wollte. Der reelle äußerlich erfennbare Beſitz des 
Pfandobjekts, wie ihn der Urt. 1141 a. a. O. vorausſetzt, ift fomit bie gefegliche Be⸗ 
Dingung für das Borzugsrecht des Yauftpfandgläubigers. 


Nr. 2049. I. Sen. 20. Dezember 1879, I. 21. 79. Bd. 1, Nr. 67, ©. 183. 

Pfaudrecht an Verfiherungspolicen. (Preuß. R.). An ber Verfiherungspolice ift 
im vorliegenden Falle durch bie bloße Aushändigung der Urkunde ein gültiges Pfand- 
recht nicht entftanden. Die Police ift nicht al3 wirkliches Snhaberpapier, fondern lediglich 
als Legitimationspapier für die aus dem Verfiherungsvertrage herrührende Forderung 
zu erachten. Der Art. 309 9.6.8. aber, wenn man ihn überhaupt auf Forderungen 
anwenden will, erfordert zur gültigen Fauftpfandbeftellung die Befigübertragung nad) 
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ben Borfchriften des bürgerlichen Rechtes, unb nach dem preußifchen Rechte bedarf e# 
zur wirffamen Pfandbeſitzübertragung an verbrieften Forderungen an einen benannten 
Gläubiger eines fhriftlichen Berpfändungsaltes, an dem es hier fehlt. 8 1 der Berord- 
nung vom 9. Dezember 1809; 8 394, L 11 A.L.R; 88 512, 545, 516, I. 20 daf. 
Nr. 280. Nr. 4083. 


Nr. 2050. V. Sen. 2. Dezember 1885. V. 166. 85. Bd. 14, Nr. 77, ©. 297. 

Schriftform bei Verpfändung hypothekariſcher Forderungen. Ausfüllung eines 
Blautetts. (Reichs⸗ und preuß. R.). Daß zur VBerpfänbung einer Hypothek ober einer 
Grundſchuld nad preußiſchem Recht ein fchriftlicher Vertrag nötig ift, ergeben die Borichriften 
des 8 1 der Verordnung vom 9. Dezember 1809, 8 394, 1.11; 88 93, 512. LO A.L. R. 
Auch die bloße Übergabe der Schuldurtunde hat nicht biefe Rechtswirkung. 8 281, I. 20 
LER. Die Ausführung bes VBellagten, es Tiege ein Handelsgefchäft vor und für ein 
ſolches werde nad Art. 317 9.9.8. Schriftform nicht erfordert, ift nicht begründet. 
Die Ichriftlihe Erflärung des Berpfänders ift als Alt der Befigübertragung anzuſehen 
und an biefem Erforberniffe des Pfandvertrages ift durch das H.G. B. nichts geändert, 
jo daß es gleichgültig ift, ob ein Handelsgeſchäft vorliegt. Ein unterfchriebenes Formular, 
welches weder das Pfand noch die Forderung, wofür die Berpfändung geſchehen ſoll, 
bezeichnet, Tann nicht als fchriftliche Willenserflärung über den Alt ber Berpfändung 
angefehen werden. Sft aber bie Ausfüllung fpäter erfolgt, jo daß die nunmehr vor- 
liegende Verpfänbungsurkunde allen Erforbernifien eines fchriftlichen Vertrages entfpricht, 
fo Tann zwar bie Einrede ber mangelnden Schriftform dann entgegengefegt werben, 
wenn die Ausfüllung obne ober wider den Willen des Unterfchreibenden erfolgt, nicht 
aber, wenn bie Ausfüllung der Abrede gemäß geichehen iſt. Wer ein Blankett unter- 
fchreibt, übernimmt damit das Nififo, daß die richtige Ausfüllung erfolgt. Allerdings 
trifft denjenigen, welcher fich auf eine bloße Unterfchrift beruft, der Beweis für die 
Eriftenz ber Vereinbarung, und es ift die Einrebe, daß der Anhalt der Schrift nicht 
dem Bertrage entipricht, möglich. Hat aber die Bereiubarung ftattgefunden, fo ift ber 
Mangel der Schriftform bejeitigt. Die Willenserklärung ber Kontrahenten bei der Ber- 
einbarung, daB dem Empfänger die Ausfülung überlafien fein folle, kann ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend erfolgen. Beide Formen haben gleiche Kraft (8 59, I. 4 WER.) 
Auch derjenige, welcher die nachträgliche Ausfüllung eines von ihm früher unterfchriebenen 
Berpfändungsformulars erfährt und nunmehr diefen Alt ausddrücklich oder ſtillſchweigend 
genehmigt, muß für verhaftet erachtet werben. 8 189, LH A.L.R. Nr. 279. Nr. 4187. 
Nr. 133. Nr. 130. 


Nr. 2051. V. Sen. 28. November 1888. V. 215. 88. Bd. 22, Nr. 64, ©. 325. 

Berpfänbung verbriefter Yorberungen. Beſitzübertragung durch Auweiſung. 
8 281, J. 20 A.L.R. (Preuß. R.). Nah 8 281, I 20 A.L. R. Tönnen ausftebende 
Sorderungen nur duch Aushändigung ber darüber auf einen gewiflen Inhaber 
ausgeftellten Urkunden gültig verpfändet werben. Eine beftimmte Form für die Beſitz⸗ 
übertragung ift in $ 281 nicht vorgeichrieben; es ift daher ausreichend, wenn die Ge⸗ 
wahrfam an ben Urkunden nach den für den Beſitzerwerb in 8850 ff. J. 7 A.L.R. auf 
den Gläubiger gefommen ift, und zwar auch dann, wenn ein Dritter die Gewahrſam, 
foweit das Geſetz es zuläßt, für ben Erwerber ausübt. Eine VBefibübertragung kann 
dur die Anweiſung des Beſitzers an den Inhaber, den Beſitz im Namen eines Dritten 
auszuüben, in rechtswirffamer Weiſe erfolgen. 8E66 ff. J.7 A.S. R. Aus 867 a. a. O. 
folgt, daß die Beſitzübertragung durch Erklärung der Anweiſung und Annahme derſelben 
von dem Aifignatar für vollendet gilt, ohne daß es einer Borzeigung ber Anweiſung 
ober einer Benachrichtigung des Angewiefenen bedarf. Nr. 1729. Nr. 830. Dagegen 
kommt weiter in Yrage, ob der Umftand, daß zur Beit ber Veftellung bes Pfandes für 
den Kläger der Inhaber (Steuerfistus) ſelbſt Pfandbefiger war, ein Hindernis für bie 
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Rechtswirkſamkeit der Anweiſung ber Beflagten bildet. In dem vorliegenden Falle, 
wo die Anmweifung dahin ging, die Dokumente nach der Befriedigung des Fiskus dem 
Kläger zu übergeben, muß angenommen werben, daß die Aushändigung ber letzteren 
entfprechend dem 8 281, 1. 20 A.L.R. an ben Gläubiger erfolgt ift. Der Pfandgläubiger 
bleibt dem Schuldner gegenüber unvollfftändiger Beliger (8 117. I. 20 ALR) In 
diefer Eigenschaft muß er nach feiner Befriedigung dem Pfandvertrage gemäß die Sache 
dem Schuldner zurüdgeben (8 159, I. 20 ALR) Der Schuldner ift nicht behindert, 
dem in folder Rechtalage befindlichen Gläubiger aufzutragen, daß er alddann die Sache 
für einen Dritten innehalte oder fie ihm aushändigen folle. Geht man aber davon aus, 
daß die Anweifung und deren Annahme, alſo bie vertragsmäßige Einigung des früheren 
und des neuen Beſitzers, dab ber Inhaber die Sache für Letzteren betinieren joll, bie 
Befigübergabe vollenden, fo läßt ſich auch die weitere Konfequenz nicht abweifen, daß 
biefelbe Wirkung auch einer betagten oder einer bedingten Willengerflärung beimohnt und 
dab alfo in foldem Falle nad Eintritt des Termind oder der Bedingung bie Übergabe 
für vollzogen zu erachten ift. 


Kr. 2052. V. Sen. 8. Januar 1890. V. 233. 89. Bd. 25, Nr. 60, ©. 284. 

Streit über den Vorrang zwifhen bem älteren Fauftpfandglänbiger au einer 
Hypothet und dem jüngeren Pfändungspfandglänbiger, welcher fi wider Willen nnd 
Willen des Erfteren in den Befik des Hypothelenbriefes gefekt hat. (Meichd- und 
preuß. R.). Der Kläger hat im Sinne bes 8 40 R.K.O. ein Fauftpfandreddt an ber 
ftreitigen Hypothek durch Vertrag erworben, ba ein Dritter, D., für ihn den Gewahrſam 
an dem Hypothekenbriefe erlangt und behalten hat. Behalten hat D. den Gewahrſam 
noch über ben Beitpunft hinaus, wo der Beklagte fein Pfändungspfandreht erwarb. 
Sieht man alfo bavon ab, daß fpäter ber Beflagte fich in den Beſitz des Hypotheken⸗ 
briefes geſetzt Hat, fo Tann bei einer Heranziehung des $ 15 des E.G. zur R.K. O. 
nicht davon die Rebe fein, daB das Pfändungspfandrecht bes Beklagten fchon als folches 
nah 8 709 C. P.O. dem vertragsmäßigen Fauftpfandrechte des Klägers vorgehe; e3 
würben vielmehr dann beide Pfandrechte gegenüber anderen Pfandbrechten gleichen Rang 
haben und unter fi nad dem Alter rangieren; das Pfandrecht bes Klägers aber ift 
das ältere. Wollte man nun auch bezweifeln, ob bie im 8 15 E.G. zur R.K. O. auf 
geftellten Formerforderniſſe des Fauſtpfandrechts an Forderungen auch außerhalb des 
Konkursverfahrens zu beobachten feien, fo würde doch nach landrechtlichen Vorſchriften 
ber Beſitz der über bie verpfändete Forderung ausgeſtellten Urkunde andreichen, um im 
Sinne der Neichäjuftizgefege, namentlich auch im Sinne bes 8 709 C. P.O., ein Fauft- 
pfandredt an der Forderung zu begründen, und biefen Befig hatte der Kläger noch 
über den Beitpuntt der Sorderungspfändung des Bellagten hinaus. Der Beklagte hat 
auch dadurch einen Vorſprung vor dem Kläger nicht erlangt, daß er jpäterhin den 
Beſitz des Hypothenbriefes erworben hat. Dies könnte zwar nicht ſchon aus dem Grunde 
angenommen werben, weil dem Beflagten auf Gruud feines Pfändungspfandredht3 bie 
Hypothekenforderung nur zur Einziehung, nicht an Bahlungsftatt überwiejen worden 
ift. Denn bereit3 durch die Pfändung hatte der Veklagte nah 8 709 Abſ. 1 EBD. 
ein Pfandrecht an der Forderung erworben und auf den Inhalt, die Wirfung und den 
Rang dieſes Pfandrechts an der Forderung äußert e3 feinen Einfluß, ob der Gläubiger 
fih demnächſt die gepfändete Forderung nur zur Einziehung oder an Bahlungsitatt 
überweifen läßt. Nr. 2054. Nr. 3776. Dagegen kann ſich der Bellagte gegenüber 
dem Kläger auf feinen gegenwärtigen Beſitz des Hypothekenbriefes um deswillen nicht 
berufen, weil er ſolchen Befig wider Wiffen und Willen des Klägers von befien Belig- 
ftellvertreter erworben hat und weil dadurd das Pfandrecht bes Kläger an ber Ur- 
funde nicht verloren geben konnte. Demnach kommt e3 auf die angebliche Gutgläubigfeit 
bes Bellagten nicht an. Der unfretwillige Befibverluft bewirkt nach 88 244, 253, I. 
20 TER. erit dann den Berluft des Pfandrechts, wenn ber Yauftpfandgläubiger ſich 
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babei beruhigt; folange dies wie bier nicht gejchieht, hat er eine dingliche Piandflage 
zur Wieberherftellung feines Beſitzes. Aber auch wenn man mit dem VBerufungsrichter 
an dem in 8 15 E.&. zur R.K. O. aufgeftellten Erforberniffe feithält, daß der Fauſt⸗ 
pfandgläubiger ben erlangten Bewahrfam des Hypothekenbriefes behalten haben muß, 
erweift fich der jebige Beſitz des Beklagten an demſelben als unerheblich, weil der Kläger 
durch feinen Befibftellvertreter ben Gewahrſam behalten hat bis zu dem Augenblide, 
wo ber Beklagte denjenigen Befi erlangte, auf Grund defien er nunmehr den Kläger 
überwinden will; und das genügt. Der vom Bellagten angerufene vielbeftrittene Satz, 
daß zwiſchen ben Eeffionarien der gegenwärtige gutgläubige Beſitz ber Forderungs⸗ 
urfunde über den Vorrang entfcheide, hat in den Fällen überhaupt keinen Raum, wo, 
wie Hier, der gegenwärtige Beliter feinen Beſitz unmittelbar an ben unfreitwilligen 
Beſitzverluft feines Gegners anfnüpft; denn die VBeftimmung in 8 23, L 10 WER, 
and welchem jener Sat abgeleitet wird, ruht auf ber Vorausſetzung, daß von mehreren 
Prätendenten der eine die an ihn erfolgte Tradition für fih geltend machen Tönne, 
daß alſo bie VBefiteinräumung auf den Entihluß des gemeinfhaftliden Kon- 
ftituenten der Tollivierenden Rechte zurüdzuführen ift. Nr. 2014. Davon fann aber 
bier feine Rede fein, wo der Beflagte fih die Urkunde von einer Perſon hat übergeben 
laſſen, bie er günftigften Falles für einen Vertreter des Hypothekengläubigers, aber irr- 
tümlich, Bielt, die jedoch in Wirklichkeit Befißftellvertreter des Kläger war. 


Nr. 2053. I. Hilfe-Sen. 11. Mat 1882. V*- 514. 81. 8b. 7, Nr. 68, ©. 238. 

Sypsthelenverpfändung. Einrede der vor der Verpfändung geleiteten Zahlung. 
88 281, 282, 289, I. 20 A.L.R. 8 38 EEG. vom 5. Mai 1872. (Preuß. R.). 
Bwifhen dem Schuldner einer verpfändeten Hypothek und bemjenigen, welddem vom 
Hypotbefengläubiger die Hypothekenforderung bloß verpfändet ift, befteht weber ein 
perjönlichrechtliches noch ein Dinglichrechtliches Bänd. Ein Rechtsverhältnis zwiſchen 
beiden Tann nur durch Eeffion oder durch erefutorifche Überweifung bes Schuldners an 
beiten (den Dritt⸗) Gläubiger erfolgen. Erft Hierburch wird diefer legitimiert, gegen 
den Hypothekenſchuldner zu Magen. In Bezug auf die Geltendmachung des Rechts fteht 
der Fall der Überweifung zur Einziehung bem Falle der ceffionsweifen Überweiſung 
nicht gleich. Der BDrittgläubiger verfolgt ein eigenes Recht nur dann, wenn er durch 
Ceſſion in die Rechte bed Schuldners getreten if. In diefem Falle kann er fih auf 
den Glauben des Grundbuches berufen, nicht weil er ein Pfandrecht an ber Hypothek 
hatte, jondern weil er fie erworben bat; erhebt er die dingliche Klage, fo tritt er 
als Erwerber des Rechts auf die Hypothel auf und zwar als Dritter im Sinne des 8 38 des 
E.E.®. vom 5. Mai 1872. Hat er dagegen bloße Überweifung zur Einziehung 
erhalten, jo bat er nur die Befugnis, die Nechte feines Schuldners, der der eigentliche 
Hypothefengläubiger bleibt, in Bezug auf Einflagung und Einziehung auszuüben. Er 
klagt alſo aud nit als britter Erwerber der Hypothel. Der 8 38 a. a. D. ift 
nur zu Sunften des dritten Erwerbers gegeben, findet alfo auf ben Fall ber dinglichen 
Klage aus der Überweifung zur bloßen Einziehung feine Anwendung. Betreff ber 
rechtlihen Folgen einer wirffamen Verpfändung von Hypotheken enthält das E.E.®. 
vom 5. Mai 1872 überhaupt feine Beſtimmungen. Nr. 2054. Nr. 2021. 


Nr. 2054. V. Sen. 8. Dezember 1883. V. 268. 83. Bd. 10, Nr. 71, ©. 251. 
Verpfändung einer eingetragenen, aber nicht beftehenden Forderung. (Preuß. R.). 
Derjenige, dem eine Hypothekenforderung nur verpfänbet ift, hat ein dingliches Recht 
an dem Grundftüde nicht und kann daher ein foldhes auch nur geltend machen, wenn 
ihm das Hypothelenrecht feines Berpfänderd abgetreten oder mit ben Wirkungen ber 
Ceſſion oder der Affignation überwiefen if. Nach den Grundſätzen des preußiichen 
A.L.R. konnte fich ferner derjenige, dem im Wege der Zwangsvollſtreckung eine Hypotheken⸗ 
forberung überwiefen ift, wenn dies nicht behufs Realifierung eines ihm 
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an berfelben zuftehenden Pfandrechts gefhehen ift, gegen Einteden, die 
dem Schuldner gegen ben biöherigen Hypothekengläubiger zuftehen, auf feinen gut- 
gläubigen Erwerb nur dann beziehen, wenn bie Überweifung mit ben Wirkungen ber 
Teſſion gefchehen war, nicht aber dann, wenn Die Überweifung nur mit den Wirkungen ber 
Aflfignation erfolgt war, weil dieje kein dingliches Necht an der Hypothek begründete. 
Anders verhält fich jedoch die Sache, wenn die Überweifung mit den Wirkungen der 
Alfignation behufs Realiſierung einedan der Hypothelenforberung bereits 
beftehbenden Pfandrechts erfolgt if. Hier kommt der in den 88 422 ff. und 522, 
I. 20 W.L.R. ausgeſprochene Grundſatz zur Geltung, wobei fein Unterſchied gemacht 
wird, ob das Necht, weiches bem Dritten an ber eingetragenen Yorderung übertragen 
worden, Eigentum oder Pfandrecht ift. (Vergl. 88 423, 426, L MO U.L.R.) Ermwirbt 
aber berjenige, dem eine eingetragene Forderung verpfänbet ift, auf Grund feines guten 
Glaubens an die Nichtigkeit des Grundbuches ein bingliches Recht an ber Hypothek, 
auch wenn das Mealrecht feines Verpfänders niemals beftanden hat ober erlofchen ift, 
wird alfo zu feinen Gunſten das eingetragene Hypothekenrecht ala noch beftehend fingiert, 
fo muß auch jeder Dritte dies fein dingliches Recht an der Hypothel anerlennen und 
darf es nicht dadurch verlegen, daß er es beftreitet, indem er behauptet, fein Gegen⸗ 
ftand, die Hypothek an dem Grundſtücke eriftiere nicht. Der 8 38 E. E. G. vom 5. Mai 1872 
hat die VBeftimmungen ber 88 423, 522, 1. 20 WER. im weſentlichen unberührt ge- 
lafien. Nr. 2053. Nr. 2052. Nr. 1750. Nr. 2021. 


Nr. 2055. V. Sen. 6. Upril 1889. V. 2. 89. Bb. 23, Nr. 57, ©. 268. 

Berpfändung von Altien. Berbehalt des Rechts auf deu Bezug Der Revennen. 
(Preuß. R.). Der Eigentümer Tann die Aftie begeben, fich jedoch ben Nießbrauch an 
den Nevenuen vorbehalten. Iſt aber ein folder Vertrag zuläffig, fo mürde es bem- 
ſelben widerſprechen, wenn der Beſitzer ber Altie ein weitergehendes Recht als das ihm 
eingeräumte beanfpruchen und alſo die Anshändigung neuer Talon3 und Dividenden- 
ſcheine al3 ihm gebührend in Anfpruch nehmen wollte. Das trifft hier zu. Nach ber 
Feftitellung des Berufungsrichters ift bei ber Berpfändung der Aktien ber Bertragd- 
wille ſowohl des Bellagten (des Eigentümers der Aktie) als des &. (des Berpfänders) 
und des Klägers (des Pfandnehmers) dahin gegangen, baß dem Kläger außer den Ultien 
nur die zwei Dividendenfcheine als Kaution für bie Erfüllung der Verpflichtungen bed 
Pachters ©. Haften follten. BDiefe Abſicht der Kontrahenten, dem Kläger nur ein Recht 
auf die Altien und zwei Divibendenfcheine, nicht auf ein weiteres Recht zum Bezuge 
von Dividenden zu gewähren, hat durch die Burüdbehaltung der Talond und ber 
Dividendenfcheine für die Beit vom 1. Oftober 1886 bis 30. September 1892 feinen 
Ausdrud gefunden. Es würde mit dem bei der Berpfändung getroffenen Abkommen 
nicht übereinftimmen, eine Verpflichtung des Bellagten anzunehmen, daß er in bie 
Aushändigung der 1892 zu emittierenden Talons und Dividendenjcheine an den Kläger 
willigen mäffe. Die Entſcheidung verftößt auch nicht gegen bie Vorfchriften der 88 42 ff. 
1. 2 A.L.R. Denn will man auch mit dem Kläger davon ausgehen, daß die Talons 
und Dividendenfcheine an ſich ein Bubehör der Aftie bildeten, fo ift doch dies Rechts⸗ 
verhältnis durch die Burüdbehaltung und bie dadurch bewirkte Löfung ber Pertinenz- 
qualität aufgehoben und der Kläger Tann als Beſitzer der Aftien nicht Gegenftände als 
beren Bubebör fordern, die durch gültigen Rechtsakt diefe Eigenſchaft verloren Haben. 
Der Umstand, daß der Kläger auf Grund der Verurteilung bed ©. zur Bahlung der 
Pachtzinſen bie Aktien hat pfänden laflen und fie in einer vom Gerichtsvollzieher ab- 
gehaltenen Auktion erftanden bat, wobei ihm bdiefelben Urkunden, die er als Pfandftüde 
erhalten Hatte, übergeben find, ändert an der Veurteilung nichts, denn ber Kläger 
konnte als Pfändungspfandgläubiger ein anderes oder weiter reichendes Recht, ald ihm 
durch den Pfandvertrag beftellt war, nicht zum Verlaufe bringen, und bei voller Kenntnis 
des Sachverhaltes nicht mehr, als er verfaufen durfte, erwerben. 
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Nr. 2056. I. Sen. 6. Februar 1896. L 336. 95. Bd. 36, Nr. 31, ©. 120. 

Ungältigleit einer Berpfändung wegen Inreblichleit des Pfandnehmers nad 
Art. 306 H.G.B. Die Klägerin verlangt von der Bellagten die Herausgabe von ihr 
unftreitig gehörigen Wertpapieren (preußifchen Konſols und einem Pfanbbriefe), Die 
fie ohne Coupons und Talons dem Kaufmann und Bankier T. zur Aufbewahrung 
übergeben hat. Bon dieſem hat die Bellagte fie, ebenfall3 ohne Coupons und Talong, 
erhalten. T. ift geftorben und über jeinen Nachlaß ift der Konkurs eröffnet worden. 
Die Bellagte behauptet, daß ihr die Papiere von T. verpfänbet worden feien. Die 
Klägerin beftreitet Died und macht daneben geltend, daß bie Bellagte bei Annahme ber 
Papiere grob fahrläflig gehandelt habe und ſich daher auf Art. 306 9.8.8. nicht ber 
rufen könne. Das Landgericht Hat die Klage abgewiefen; auf die Berufung der 
Klägerin ift die Bellagte nach dem Klagantrage verurteilt. Die Revifion der Beflagten 
ift zurückgewieſen. @egen. die eftftellung des Berufungsgericht, daß die ftreitigen 
Papiere von T. der Bellagten verpfändet worden, finb begründete Bedenken nicht zu 
erheben. Die Bellagte hat zwar nad Empfang ber ihr unter Erflärung ber Ber- 
pfändungsabficht überfandten Papiere jofort das Fehlen der Coupons und Talons 
gerügt bezw. deren Nachlieferung gefordert, fie hat aber bie Bapiere angenommen und 
behalten und nicht zu erfennen gegeben, daß fle den Bfanberwerb von der NRachlieferung 
ber Coupons und Talond abhängig machen mollte. Andererſeits ift aber anch der 
Annahme des VBerufungsgericht3 beizupflichten, daß die Beklagte als rebliche Pfand- 
nehmerin im Sinne be3 Art. 306 9.6.8. nicht angefehen werben könne. Nach der 
Feftftelung des Berufungsgerichts hat allerdings die Bellagte von ber ungünftigen 
Bermögenslage, in ber fi T. bereit3 zur Beit der Berpfändungen befand, damals 
feine Kenntnis gehabt, ohne daß fie deswegen ein Berfchulden trifft. Mit Recht aber 
ift das enticheidende Gewicht darauf gelegt worden, daß die der Beklagten überfandten 
Papiere fih für eine Verpfändung in einem regelwibrigen und ungewöhnlichen Buftande 
befanden, daß der Berpfänder ein Bankier war und daß es eine verbreitete und be- 
kannte Gewohnheit ift, Snhaberpapiere ohne die dazu gehörigen Eoupons und Talons 
bei Bantiers in Berwahrung zu geben. Mit Rückſicht hierauf war es Pflicht der 
Bellagten, mit der Möglichkeit zu rechnen, daß es fi um folche nur in Verwahrung 
gegebene Papiere hanbelte, und es war grobe Fahrläffigfeit, diefe Pflicht außer acht 
zu laſſen. Es ericheint unbedenflidh, davon auszugehen, daB, von befonberen Umftänden 
abgefehen, derjenige, dem von einem Bankier Inhaberpapiere ohne bie dazu gehörigen 
Coupons und Talons als Pfand angeboten werben, fie reblicherweife nur unter der 
Bedingung, daß die Zubehörftüde nachgeliefert werden, annehmen kann und fie mit- 
hin nicht behalten darf, wenn ſich hHerausftellt, daB wegen mangelnder Berfügungd- 
befugni3 bie Bedingung nicht erfüllt werden Tann. Indem die Bellagte nicht fo 
handelte, fondern unbedingt die Papiere annahm und nur in eigenem Intereſſe die 
Vervollſtändigung ber Pfandficherheit verlangte, ſetzte fie ſich Teichtfertig Über die Rüd- 
fiht Hinweg, bie fie auf etwaige Rechte Dritter zu nehmen Hatte. Hatte die Beklagte 
bis dahin Teinen Anlaß, Mißtrauen zu hegen hinfichtlich der Bermögendverhältnifie des 
T., jo berechtigte fie das gegenüber den auffälligen Verpfändungen nicht, ſich aller Be⸗ 
denken namentlih in Bezug auf die Gewiſſenhaftigkeit feiner Geihäftsführung zu ent- 
Schlagen. Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß bie Beklagte fofort und 
wiederholt die Nachlieferung der Coupons und Talons gefordert und T. bie Nach⸗ 
lieferung zugeſagt bat. Die Redlichkeit gebot ed, abzumarten, ob T. imftande fein 
würbe, fein Verſprechen zu halten, unb bis bahin den endgültigen Pfanderwerb zu 
fuspendieren. Wenn in den vom Berufungsgericht eingeholten Gutachten der Handels» 
fammer in B. und des Bankiers M. zum Teil abweichende Auffaſſungen hervortreten, 
fo kann darauf nichts antommen. Das Gericht war an bie Gutachten nicht gebunden, 
und ſoweit e3 ſich mit ihnen in Widerſpruch ſetzt, tft Died zutreffend damit begründet 
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worben, daß für dad Maß der vom Pfanderwerber aufzumwendenden Sorgfalt die Nüd- 
fit auf die eigene Sicherheit nicht von Bedeutung fein Tünne. 


Nr. 2057. IL Sen. 11. Januar 1887. IL 277. 86. 8b. 17, Nr. 13, ©. 57. 

Yauftpfand; beweglihe Sachen. Urt. 309 9.9.8. Als „bewegliche Sachen” im 
Sinne des Urt. 309 9.8.8. find nur körperliche Sachen, nicht Forderungsrechte 
zu verftehen. Nr. 1826. Im vorliegenden tyalle, mo es fi um die Berpfänbung ein- 
facher Hypothekenforderungen banbelt, war die Yrage, ob ein rechtswirkſames Fauſt⸗ 
pfanbrecht vorliege, nicht nach Art. 309 9.8.B., fondern lediglich nach den Borfchriften 
des bürgerlichen Rechts (Urt. 2074 ff. code civil) zu beurteilen. Nr. 280. Nr. 515. 
Nr. 4083. 


Nr. 2058. I Sen. 20. Xuni 1883. I, 255. 83. Bd. 9, Nr. 80, ©. 292. 

Beftelung eines Fauſtpfandes im Sinne des Art. 309 9.8.8. durch Ber- 
pfändung eines Grundſchulbbriefes. (Heichd- und preuß. 9.) Der Kaufmann 9. 
und ber Magende Berein ftanden auf Grund eines Kontolorrentvertrages in dem Rechts⸗ 
verhältnifie des Korrefpondenten zu feinem Bankier. H., der Korreipondent, hatte bei 
dem Berein, feinem Bankier, vier mit Blankoceffion verjehene Grundſchuldbriefe in 
Depot gegeben. In einem Scriftftüd, da3 dem Verein übergeben ift, hat H. erflärt, 
daß er jene Grunbfchuldbriefe dem Bankverein „im Sinne bes Art. 309 9.0.8. 
zum Fauftpfand beftelle für alle Beträge, die er dem Bankverein verjchulde ober in 
Zukunft verfchulden werde". Nach der Annahme des Berufungsgerichts ift in dieſem 
Sadverhältniffe eine ganz deutliche Willenderflärung feitend beider Kontrahenten babin 
zu erfennen, baß ber Bankverein berechtigt fein follte, ſich (im Yale unterbleibender 
Zahlung eines fälligen Guthabens dieſes Bereind aus dem Kontolorrentverhältnifie an 
9.) in ber demnächſt verwirflichten Weife Durch Verlauf der Örundfchuldbriefe in Höhe 
des dadurch erzielten Erlöſes unter Yortbeftand des burch diefen Erlös nicht berichtigten 
Teild jenes Guthabens bezahlt zu machen. Diefe Auslegung ift eine nach den konkreten 
Umftänden des Falles im Sinne bes Urt. 278 9.6.8. durchaus bereditigte. Die in 
8 55 des preußiichen E. E.G. vom 5. Mai 1872 gegebene Befugnis des Inhabers eines 
mit Blankoceſſion verjehenen Grundſchuldbriefes jchließt die Durchführung der Rechte 
eines Yanftpfandgläubigerd gemäß ben Normen der Art. 309, 310 H. G. B. nicht aus, 
und aus den Beitimmungen ber 88 281, 289, J. 20 A.L.R. und des 8 1 der preußi- 
fhen Berordnung vom 9. Dezember 1809 läßt ſich nicht herleiten, baß ein Recht ber 
gefennzeichneten Art durch Vertrag und Einräumung der Gewahrſam an mit Blanko⸗ 
ceffionen verjehenen Grundſchuldbriefen nicht beftellt werden Tönne. Ebenſowenig folgt 
aus $ 52 Abſ. 2 des preußiihen E.E.&. vom 5. Mai 1872, daß durch bie in dem 
Berlaufe und der Aushändigung der mit Blankoceſſion verjehenen Grundſchuldbriefe 
an den Käufer liegende Übertragung des Grundſchuldrechts auf den Lepteren die ganze 
der Beltellung bes Pfandrechts zu Grunde liegende Brinzipalforberung des Bank⸗ 
vereind erlofchen fe. Der Abi. 2 bes 8 52 a. a. D. enthält nicht eine abfolute eine 
entgegenftehende Bereinbarung ausjchließende Norm. 


Nr. 2059. I. Sen. 20. Sanuar 1894. I. 4. 94. Bd. 32, Nr. 26, ©. 99. 
Ratur der im Art. 310 Abſ. 2 9.0.8. angeordneten Bewilligung des Pfanb- 
verlaufes als einer Sache der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Das Geſuch des Pfand⸗ 
gläubiger3 um Bewilligung des Verlaufs bes Pfandes und bie Verordnung des Gerichts 
barauf im Falle des Art. 310 9.8.8. find fein Antrag in einem bürgerlichen Rechtsſtreit 
und eine Entſcheidung in einem zur ftreitigen Gerichtsbarkeit gehörigen Verfahren. Das 
Recht des Gläubigers, ſich aus dem fchriftlich beftellten Pfande durch Berfauf ohne Klage 
und Urteil zu befriedigen, ftatuiert der Abf. 1 des Art. 310. Nach Abi. 2 ſoll der Gläubiger 
von dieſem Recht nicht ohne Bewilligung des Gerichts Gebrauch) machen. Die Bewilligung 
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bes Verlaufe dur dad Gericht ift im Intereſſe des Schuldner vorgefchrieben, um 
ihn gegen willfürlihen und intempeftiven Verkauf zu ſchützen. Dem Gericht find des⸗ 
halb die Borausfegungen des Verlaufs (Beftand des Pfandrechts und Vorzug) zu be- 
einigen. Eine Enticheidung über den Beitand des Pfandrechts enthält die Androhung 
be3 Verlaufs nicht. Die Anordnung erfolgt ohne Gehör des Schuldners und auf Ge⸗ 
fahr des Gläubigers und der Verkauf durch den Gläubiger felbft außergerichtlich, nicht 
im Wege der Zwangsvollſtreckung. Das im Art. 310 5.8.8. vorgejehene Berfahren 
gehört daher nicht zur ftreitigen, fondern zur freiwilligen Gerichtsbarkeit. Im vor- 
fiegenden Falle ift der Antrag bes Gläubiger durch die Beſchlüſſe des Amtsgerichts 
und de3 Landgerichts Toftenpflichtig abgemwielen worden. Durch Beſchluß des Land- 
gerichts ift für die Berechnung ber Gerichtskoſten für dies Verfahren der Wert bes 
Objekts feitgefet und bie dagegen eingelegte Beſchwerde durch den jetzt angefochtenen 
Beſchluß des Oberlandesgerichtd als unbegründet zurüdgewiefen worden. Zur Ent- 
ſcheidung über die jett vorliegende weitere Beſchwerde ift das Reichsgericht nicht zu⸗ 
ftändig (8 135 G.B.G., $ 2 des E.G. zum G. B. G., 3 530 C. P.O., 8 3 bes E.G. zur 
C.P.O.). Die Buftändigfeit des Neichsgeriht3 zum Befinden über dieſe Veſchwerde 
fann dadurch allein nicht begründet werben, daß einzelne Borjchriften bes deutſchen 
Serichtöloftengefetes nach den 88 1, 3 des preußiſchen Gejeges vom 21. März 1882 
für den Koftenanfah und die Sebührenerhebung in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtäbarkelt zur Anwendung kommen. 


8 82. 


Sifchereirecht. 
EG. Art. 69. 


Windſcheid I 8 146 Note 12, 8 184 Nr. 2 und Note 5b. Stobbe HI. 8 150 
. Nr. IV. Dernburg L 8 230. 


Nr.2060. II. Hilfs-Sen. 26. Februar 1880. V* 117.79. 80.1, Nr.133,©. 372. 

Fiſcherei. Krebsfang. (Preuß. R.). Da Krebfe zu denjenigen Tieren gehören, 
die nach dem Geſetze (88 170.L.I9 A.L.R. 8 78; II. 15 daf.) Gegenftanb ber Fiſcherei 
find, fo iſt das Recht, fie zu fangen, ein Fifchereirecht, wenn dieſes auch in betreff ber 
Tiere, die ſich der Berechtigte aneignen darf, ein befchränftes ift. Als ein folchergeftalt 
beichränttes ifchereirecht unterliegt e3 ebenfo, wie jedes andere Filchereirecht, den 
Vorſchriften der Urt. 1 und 12 des Geſetzes vom 2. März 1850 und kann demnach 
feit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes durch Berjährung nicht mehr erworben werden. 


Nr. 2061. IL Hilfs-Sen. 5. April 1880. V* 106. 79. Bd. 2, Nr. 52, ©. 191. 

Erſitzung eines Mitſiſchereirechts in einem Bffentlihen Fluſſe, wenn Die Fiſcherei⸗ 
untung verpachtet if. 8 521, L 9, 88 21, 24, IL 14, 88 38, 73, U. 15 WER. 
(Preuß. R.) Der 8524, 1. 9 A.L.R. enthält eine Anwendung des allgemeinen Sabes 
in 8 616 baf., daß gegen ben, welcher fein Recht zu gebrauchen ober zu verfolgen 
gehindert wird, Teine Verjährung anfangen kann. Der Grund bes cit. 8 5241 liegt 
barin, daß ber Eigentümer, folange fi} die Sache im Gewahrfam des Pächters befindet, 
feine Gelegenheit und ohne weiteres Teine Veranlaffung hat, fich zu bekümmern, was 
mit der Sache vorgeht. Das vormalige preußijche Obertribunal hat deshalb den 8 521 
für nit anwendbar erflärt, wenn nur einzelne Pertinenzien oder Gerechtſame eines 
Grundftüds verpacdhtet find (Mechtöfälle III ©. 108), diefe Annahme jedoch näher dahin 
beftimmt, daß die Frage der Anwendbarkeit mit Nüdjicht auf den Grund des Geſetzes 
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nad den befonderen Umftänden de3 Falles zu prüfen ift (Striethorft Archiv Bd. 1, 
©. 192, 8b. 2, ©. 32; Entſch. Bd. 61, ©. 29). Mit diefer Begrenzung ift der Anficht 
des Obertribunales beizutreten. Im vorliegenden Falle ift die Erſitzung des Mit- 
fifhereirecht3 für den Beklagten und deſſen Borbefiger nad den vorhandenen Umständen 
burh 8 521 a. a. O. nicht ausgefchloffen, wenn bei Beginn ber Berjährungszeit Die 
fistalifche Tilchereinugung im Memelftrome und zwar nur dieſe verpadhtet war. Denn 
die Verpachtung betraf nur ein einzelnes Nutzungsrecht und entzog dem Fiskus oder 
den ihn vertretenden Behörden nicht die Gelegenheit und Beranlaffung, den Strom 
an ber fraglichen Strede zu beauffichtigen. Abgeſehen von der Strompolizei und der 
Pflicht zur Kontrolle behufs Unterhaltung der Waflerftraße für die Schiffahrt verblieb 
der Fiskus im Beſitz der Nechte, welche außer der Fiſcherei aus dem gemeinen Eigen- 
tum bes Staates fließen, namentlich des Flößungsrechts, der Jagd und der Nutzung 
an Gras, Schiff, Rohr und Binfen. Nr. 2079. Rr. 1912. 


Nr. 2062. V. Sen. 7. Dezember 1858. V. 224. 88. Bd. 22, Nr. 65, ©. 335. 

Trauslative Erfitung ſolcher bereits beſtehenden Rechte, deren Aufhebung die 
Gemeinheitsteilungsgefeke auſtreben. (Preuß. R.) Ber Berufungsrichter erachtet 
den Übergang der Fiſchereiberechtigung auf die Kläger für erfolgt, weil dem Recht3- 
vorgänger der Kläger und dieſen felbft die bis fpäteftens zum Jahre 1874 vollendete 
außerordentliche (30 jährige) erwerbende Verjährung zur Seite ſtehe. DaB der Rechts⸗ 
befig des K. (Borbefiter der Kläger), da er ſich auf einen den geſetzlichen Borjchriften 
nicht genügenden Ermwerbstitel ftügte, ein unrechtfertiger im Sinne des 8 14, 1.7 A.L.R. 
war, fteht dem Erwerbe durch dreißigjährige Erfigung nicht entgegen, und der Unficht 
des Reviſionsklägers, daß die Vollendung der Erſitzung durd Urt. 12 des Ergänzungs- 
geiehed vom 2. März 1850 ausgeichloffen werde, kann für den vorliegenden Fall nicht 
beigetreten werden. Wortlaut und Marliegender Zweck der Vorſchriften in 8 164 ber 
Gemeinbeitsteilungsordnung vom 7. Juni 1821, 8 1 der Deflaration vom 31. März 
1841, Urt. 12 des Geſetzes vom 2. März 1850 fchließen nur das Entftehen neuer 
Gemeinheiten derjenigen Art, beren Bejeitigung die Gemeinheitsteilungsgeſetze anftreben, 
auf anderem Wege als dem des fchriftlichen Vertrages, insbejondere auf dem der Er- 
fitung aus. Was aber hier den Gegenftand der Erſitzung bilden foll, ift feine neue 
Gemeinheit (Dienftbarkeit), fondern da3 von ber Gemeinde 2. an R. verkaufte, aljo das 
ihr im Sabre 1832 übertragene ſchon feit dem Jahre 1780 aus dem Eigentume bes 
Fistus an den Fiſchereigewäſſern losgelöſte felbftändig und veräußerlich beftehende 
Fiſchereirecht. Die Mäger beanfpruchen nicht eine neue bejondere Belaftung des fis⸗ 
kaliſchen Grundeigentums, fondern nur die Befugnis, das feit 1780 beftehende Recht 
an Stelle der früher Berechtigten in gleihem Umfange und unter gleihen Bedingungen 
wie diefe für fich geltend zu machen und auszuüben. Der Buläfigfeit einer derartigen 
„translativen” Erſitzung dinglider Rechte Stehen die erwähnten Vorſchriften der Ge- 
meinheitsteilungsgefege in dem alle, wenn es fidh wie hier um den Übergang eines 
beftehenden fubjeftiv perfönlichen Rechtes von einer Hand in die andere handelt, 
ebenfowenig entgegen, al3 in dem alle, wenn bie Befugnis zur Geltendbmadung eines 
fubjeftiv dinglichen der Aufhebung im Wege der Gemeinheitsteilung unterliegenden 
Rechts darauf geftüht wird, daß das berechtigte Grundftück und mit demjelben bie 
augehörige Berechtigung durch Erfigung erworben fei. Nr. 1907. 
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8 88. 


Lehnrecht. 
E.G. Art. 59—61. 


Stobbe I. 88 80, 116—128, V. 88 315—319. Dernburg I. 88 182, 365—373. 
III. 8 98 a. €. 


Nr. 2063. II. Sen. 4. Oftober 1887. IIL 126. 87. Bd. 19, Nr. 43, ©. 234. 

Nachweis des Erwerbes der Allobialerbichaft des Vaters als Vorausſetzung 
für die Lehnsfolge des Sohnes. (Gem. R.). Aus der Gefebesftelle II feud. 45 folgt 
nicht, daß zur Begründung der angeftellten Klage neben ber behaupteten Lehnsfolge 
auch bie thatfächlihe Angabe gehöre, daß der Kläger Allodialerbe feines Vaters ge- 
worden fei. Bielmehr folgt and dem Geſetze, daß, wenn ein Sohn ba3 Lehen bes 
Vaters in Anfpruch nimmt, es daraufhin erhält und behält, er ohne Weitered auch Die 
bäterliche Mllodialerbichaft annehmen und behalten muß bezm. fie nicht mehr ausſchlagen 
darf, vielmehr als Univerſalſucceſſor des Vaters folange zu gelten hat, als er nicht 
etwa dur Neftitution oder auf fonftigen Wege den Erwerb bes Lebens in feinen 
rechtlichen Folgen wieder bejeitigt. Der Kläger lönnte nur dann das Lehen nicht be» 
anſpruchen, wenn er bie Allodialerbichaft feines Vaters vor dem Erwerbe des Lehens 
ausgefchlagen und ſich der Succeffton in letzteres beraubt Hätte. Iſt ber Sohn vom 
Bater enterbt, fo ift ihm die Allodialerbichaft nicht deferiert, er kounte fie alfo auch 
nicht ausfchlagen und ift Dadurch nicht gehindert, in das Lehen zu fuccedieren. 


Nr. 2064. L Sen. 13. Dezember 1884. L 278. 84. 3b. 12, Nr. 60, ©. 239. 

Lebnfolgerecht ber Mantelkiuder. (Gem. R.). Nach gemeinem beutichen Recht 
find unehelic) geborene aber durch nachfolgende Ehe ber Eltern Iegitimterte Kinder 
* (fogen. Mantelfinder) von der Succeffion in Lehne nicht ausgeichloflen. Der Ausiprud 
in II feud. 26 8 11 ift als gemeines Recht in Deutſchland nicht aufgenommen. Die Bor- 
fchrift des kanoniſchen Rechts c. 6 X qui filii sint legitimi 4, 17 über bie Legitimation 
durch nachfolgende Ehe ift durch ein allgemeined deutiches Gewohnheitsrecht auch auf 
bem Gebiete bes bürgerlichen Rechts zur Geltung gelangt und es ift ferner anzunehmen, 
daß die allgemeine Regel des kanoniſchen Rechts in Deutſchland auch bei der Lehnfolge 
der Legitimierten gemohnbeitsrechtliche Geltung erlangt bat. Das Lehnfolgereht der 
Manteflinder ift als die gemeinrechtlihe Regel zu betradhten und bie Ausichließung 
berfelben von ber Lehnfolge in Ermangelung einer hierauf bezüglichen Beſtimmung im 
Lehnsvertrage nur infomweit anzuerkennen, als ſie in partifularrechtlichen Normen be- 
gründet if. Demnach ftellt fih für das Gebiet des gemeinen deutichen Rechts dasſelbe 
Ergebnis heraus, welches für das Gebiet de3 preußiſchen L.R. durch die Beſtimmung 
in 8 361, I. 18 U.L.R. angenommen wird. Nr. 219. 


Nr. 2065. I. Sen. 21. Dftober 1885. I. 232. 85. Bd. 14, Nr. 56, ©. 226. 

Fideilommifjarifche Primogeniturorbunng. Wirkung eines Berzihts anf die 
Sueceffion. (Gem. R.). Wenn bei einem eingetretenen Succefjiondfalle ein zur Lehn- 
folge Berechtigter zu Gunften eines durch ihn ausgeſchloſſenen Tehnfolgeberechtigten 
GSeitenverwandten auf die Succeifton verzichtet oder ein Lehnsbeſitzer das Lehen an 
einen lehnfolgeberechtigten Seitenverwanbten veräußert hat und der auf diefe Weife in 
den Befib des Lehens gelangte Erwerber ohne lehnsfähige Nachkommenſchaft verftirbt, 
jo kann es zweifelhaft ericheinen, ob Eriterer wegen des Berzichtö oder ber Veräußerung 
feines Rechts auch von ber Succeflion in diefem Falle ausgefchloffen ift oder ob in 
dem Verzicht auf eine bereits eröffnete Succefjion, wie in der Veräußerung bes Lebens 
an einen Lehnfolgeberechtigten, der Verzicht auf ein in Zukunft fich eröffnendes Succefjions- 
recht nicht enthalten if. Im Bweifel muß das letztere angenommen werden, nicht allein 


8 83. Lehnredt. 269 


nach dem allgemeinen Grundſatze, daß Berzichte im Bmeifel im engeren Sinne zu ver- 
ftehen find, fondern andy nach der ausdrücklichen Enticheibung diefer Frage in II feud, 
49. Der Agnat, welcher zu Gunften des Lehnsbeſitzers finem et refutationem fecit, hat, 
wenn der Leßtere ohne Iehensfähige Nachkommenſchaft ftirbt, ungeachtet der Veräußerung 
ober des Berzichtes das Succeffiondrecht, wenn er nicht entweder ausdrücklich gänzlich 
(omnino) auf das Lehen verzichtet oder dies ſtillſchweigend durch ſchlüſſige Handlungen 
insbeſondere Dadurch gethan hat, daß er in die Übertragung bes Lehens als Neulehen willigte. 
Bei Darftellung der Primogeniturorbnung pflegt zwar der Grundſatz aufgeftellt zu 
werden, baß bei Abgang des bisherigen Befigerd ohne fucceffiondberechtigte Nachtommen- 
Ihaft die ihm nächſſte Parentel oder Linie und in berfelben der Erfigeborene und deſſen 
Nachkommenſchaft zur Succeffion gelangt. Dies tft jedoch nur richtig bei Unterftellung 
des regelmäßigen Falles, dab das nach ber Primogeniturorbnung fich vererbende Gut 
fih bisher im Veſitze der zur Beit älteften Linie befunden hat, was deshalb ala Normal⸗ 
fall erfcheint, weil in ber Regel bei beftehender Primogeniturorbnung ein Übergang 
auf eine jüngere Linie nur dann ftattfindet, wenn in feiner älteren Linie ein fucceffions- 
berechtigtes Mitglied mehr vorhanden if. In diefem Falle geht das Gut auf bie nädjite 
Linie über nicht deshalb, weil fie die dem Testen Beſitzer nächte, jonbern weil fie 
nunmehr die ältefte ift. Es kommt hiermit der Wille desjenigen, der die Brimogenitur- 
orbnung angeordnet hat, zum Vollzuge. Anders verhält es fich dagegen, wenn ſich das 
Gut bisher nicht in den Händen der älteften Linie befunden bat, was vorkommen kann, 
etwa infolge eines Verzichts von Mitgliedern einer älteren Linie oder weil diejelben 
aus Srrtum oder aus anderen Gründen ihr befleres Succeffionsrecht wicht geltend ge- 
macht haben. Syn diefem Falle würde, wenn beim Wbgange bes bisherigen Beſitzers 
Succeffionsbereditigte aus einer älteren und einer jüngeren Linie vorhanden find, die 
Bulaffung ber legteren zur Succelfion and dem Grunde, weil die jüngere Linie mit 
bem letzten Befiger den nächften gemeinfamen Stammpater hat, die Folge haben, Daß 
die jüngere Linie der älteren vorginge. Diefe Succeflion könnte nicht aus dem Willen 
besjenigen hergeleitet werden, welcher die PBrimogeniturorbnung angeordnet hat, da 
bierin die Anordnung liegt, daß ſchlechthin die Ältere Linie der jüngeren vorgehen fol. 
Gie könnte nur dadurch gerechtfertigt werden, daB ber der älteren Linie angehörige 
Succeffionsberechtigte durch eine von ihm abgegebene ober eine fonftige für ihn ver- 
bindlihe Willenderflärung gebunden fei, die Succeffion der jüngeren Linie, obwohl fie 
gegen den Willen des GStifters ftattfindet, dennoch zuzulafien. Eine foldhe Willens- 
erffärung liegt hier nicht vor. Nicht bedurfte e3 Hier einer Erörterung der verwandten 
Frage, ob bei einem im Mannesitamme und bei befien Erlöfchen im Weiberftamme 
nad der Primogeniturordnung fich vererbenden Lehns⸗ und Fideikommißgute beim An- 
falle an ben Weiberſtamm die Erbtochter ober die Negrebienterbin vorgehe. Es handelt 
fih bei beiden ragen um die Auslegung der Anordnung, auf welcher die Primogenitur- 
ordnung beruht. Die Auslegung berjelben aber Tann eine verichiedene fein, je nachdem 
die Succeffion in dem allein berufenen Mannesſtamme oder in dem eventuell berufenen 
Beiberftamme in Frage fteht. 


Nr. 2066. IIL Sen. 1. Februar 1887. II. 241. 86. Bd. 17, Nr. 33, ©. 134. 

Lehen. Revokationsllage. Berjährung. Erſitzung. (Gem. R.). In ber erblicden 
Übertragung des Beſitzes und Genufles eines Lehngutes, insbefondere in der Kon- 
ftitnierung eines Erbpacht⸗ oder Kolonatrecht3 an einem Lehngute ober an Teilen eines 
ſolchen ift eine verbotene der Nevolation des Lehusheren und der Bafallen unterliegende 
Beräußerung enthalten, da burch Ronftituierung dieſer Rechtsverhältniffe dem Lehns⸗ 
herrn und den Bafallen die Einwirkung auf das Lehen faft vollftändig entzogen wird. 
Die Klage der Bajallen auf Revofation verbotener Beräußerungen von Lehnsobjelten 
verjährt mit Wblauf von dreißig Jahren von dem Beitpunfte an, wo ihnen das Lehen 
angefallen ift und fie ihr Succeffionsrecht geltend machen können. Da das Recht der 
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Agnaten dur die Hanblungen des veräußernden Lehnsbeſitzers nicht beeinträchtigt 
werden Tann, jo können fie zu der Beit, zu welcher fie in das Zehen fuccedieren würden, 
wenn eine Veräußerung nicht ftattgefunden hätte, da3 Lehen mit ber Revokationsklage 
von dem dritten Beliger zurüdzufordern. Die feit langer Beit im hoben Grabe be=- 
ftrittene Frage, ob der Erwerb von Lehngrunditäden durch Erfigung ſeitens eines 
dritten Erwerberd möglich ift und ob durch eine ſolche Erfibung die Revolation ber 
veräußerten Lehnsobjelte ſeitens des Lehnsherrn und der Bajallen ausgeichlofien wird, 
wenn die Berjährungszeit für die Revokationsklage noch nicht abgelaufen ift, ift in 
Übereinftimmung mit der in der beutfchen Gerichtspraxis vorherrfchenden Meinung zu 
bejahen. Die gegen diefe Anficht aus II feud. 40, 55 entnommenen Bedenken fallen 
jedenfall hinweg gegenüber der Revokationsklage der Agnaten, da fi auf dieſe jene 
zum Schuß ber Iehnsherrlichen Rechte erlaffenen Verordnungen nicht beziehen. Da das 
Lehnrecht befondere Vorſchriften über bie Erfigung nicht enthält, fo find bezüglich ihrer 
Borausfegungen die Grundſätze des allgemeinen Rechts maßgebend. 


Nr. 2067. I. Hilfe-Sen. 20. Mai 1880. V* 33. 80. Bd. 2, Nr. 62, ©. 218. 

Erfitung gegen den Lehnsbefiker. (Preuß. R.) Wenn die Lehnsqualität eines 
Gutes feftfteht, fo ift der zeitige Lehnsbeſitzer in feiner Dispofitionsbefugnis über die 
Subftanz de3 Lehnsgutes durch die eventuellen Succeſſionsrechte der Agnaten beichräntt, 
und ed kann daher auch ein Dritter durch Befishandlungen, bie währenb rechts⸗ 
verjährender Zeit Lediglich gegen den zeitigen Lehnsbefiger vorgenommen find, ein die 
Nechte der Ugnaten beichränfendes bingliches Recht an bem Grundftüde nicht erwerben. 
(Entſch. des Obertribunal® Bd. 53, ©. 191, Strietborft Archiv Bd. 34, ©. 106). Dies 
folgt au) aus dem Grundfabe des 8 516, L 9 A.L.R. (Entſch. des Obertribunals 
Bd. 41, ©. 255). Es Tann bier dahingeftellt bleiben, ob es mit Rüdficht auf ben In⸗ 
halt des 8 516 a. a. D. überhaupt noch barauf anfommt, ob der Verjährende die 
Lehnsqualität gelannt habe oder bei gehöriger Aufmerkſamkeit hätte Tennen müffen oder 
nit. Denn im vorliegenden Falle geht die Lehnseigenſchaft bes fraglichen Gutes aus 
dem Hypothekenbuche hervor und bie würde nah 8 19, J. 4 A.L.R. der Erfikung 
entgegenftehen. Zwar ift nach den reglementariihen Beftimmungen der 88 33, 47 und 
50 Titel II der Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1783 vorgejchrieben, daß bie 
Eintragung ber Lehnsqualität nicht bloß auf dem Titelblatt, fondern auch in der 
DO. Rubrik erfolgen ſolle und im vorliegenden Falle war nur ein Vermerk auf dem 
Titelblatt vorhanden. Daß aber ein dritter Erwerber auch den jonftigen Inhalt bes 
Hypothekenbuches prüfen muß und fi zur Entfchulbigung feiner Unkenntnis der Lehns⸗ 
qualität nicht auf den Umftand allein berufen Tann, daß gerade in der I. Rubrik fein 
Vermerk eingetragen ift, darüber läßt die Vorſchrift des 8 260, I. 18 WER. keinen 
Biweifel, wonach der Lehnsherr von feinem Nechte nur gegen benjenigen teinen Gebraud) 
maden Tann, welcher dem Glauben des Hypothekenbuches nach gehöriger Prü- 
fung der darin eingetragenenundallegierten Urlunden gefolgt tft. Nach 
den Beltinnmungen des A.L.R. ſowie nach den Grundfähen ber Hypothekenordnung ift 
das dinglihe Hecht der Agnaten am Lehngut von ber Eintragung in das Grundbuch 
ebenfo unabhängig wie das Eigentum; fie haben alfo aud) ohne Eintragung ein wohl⸗ 
erworbenes Recht, dem bie volle Wirkſamkeit gegen Dritte nur verfagt werden Tann, 
wenn und ſoweit poſitive gefeßliche Beitimmungen biejelbe ausdrüdtich befchränten. 
Nr. 1748. 


Nr. 2068. II. Hilfe-Sen. 28. November 1881. V* 443.81. Bd.6,Nr.76,©.271. 

Erfitung von Servituten gegen ein Lehugut. (Preuß. R.). Nur ber befigende 
Bafall ift in der Lage, die Ausübung eines Filchereirecht3 an dem Lehngut zu ver- 
hindern. Da er befugt ift, für feine und feiner Defcendenten Befigzeit über bie 
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Nubungen be3 Lebens rechtsverbindlich zu verfügen, jo find die Agnaten nicht beredj- 
tigt, der Ausübung ber Servitut, die der Lehnäbefiger duldet, entgegenzutreten. Die 
Agnaten Tönnen felbft in dem Falle, wenn der Lehnsbeſitzer ihnen nadteilige Ver⸗ 
fügungen über das Lehen in das Grundbuch hat eintragen laſſen, folche erft dann an- 
fehten, wenn die Succeffion des Lebens an fie gefommen ift (88 295, 290, 291, I. 18 
WER.) Aus Handlungen, denen die Agnaten nicht widerſprechen konnten und die 
ihnen fein Klagrecht gewährten, fonnte daher gegen fie ein Befiy nad 8 81, J. 7 A.L.R. 
überhaupt nicht und nad) 8 516, 1. I A.L.R. insbeſondere fein Berjährungsbelig er- 
worben werden. Die Geſetze ftellen auch als felbftändige Vorausſetzungen der Ber- 
jährung auf, daß ſich der Exrwerbende in einem unverfchuldeten Irrtum (bona fides) 
befinden, dem Verlierenden dagegen eine Nachläffigleit in der Wahrnehmung feiner 
Nechte zur Laft fallen muß. An dem letzteren Erfordernis fehlt es, wenn ber Agnat, 
ber feine Rechte infolge der Verjährung verlieren fol, weder Kunde von einem diefelbe 
bedrobendem Beligftande haben Tonnte noch imftande war, fein Net im Wege der 
Klage geltend zu machen. 8 512, J. 9 A.L.R. Auch in dem Geſchehenlaſſen einer Er- 
fitung würde eine Verfügung im Sinne des 8 288, I. 18 A.L.R. zu finden fein (8 58, 
L.4 WER.) Denn unter Handlungen find nicht bloß poſitive (Begehungd-), fondern 
auch negative (Unterlaffungs-) Handlungen zu verftehen. Die Bekanntſchaft mit ber 
Lehndqualität jchließt den guten Glauben des Erfibenden, daß ihm ber Lehnsbeſitzer 
ein Servitutrecht an dem Leben einräumen Tönne, notwendig aus (88 582, I. 9; 88 15 
bi3 19, J. 4 ULR.) Guter Glaube könnte nur dann vorhanden fein, wenn fich der 
Erfigende auf einen von fämtlichen Agnaten eingeräumten Nechtötitel oder auf einen 
vor Begründung des Lehnsnexus bereitd begonnenen Befig ſtützte. Nach 8 179, 1.7 
A.L.R. ſpricht allerdings die Bermutung für die Rechtmäßigkeit und Neblichleit des 
Befiges. Über den Umfang dieſes Beſitzes befteht aber keinerlei Nechtövermutung, 
namentlich nicht dahin, daß der von einem beftimmten Zeitpunkte an bewiefene Beſitz 
ſchon vor dieſem Beitpunfte vorhanden geweſen und daß der Außerlich nur gegen bie 
Lehnsbefiger ausgeübte Beſitz ſich auf einen alle Lehnsagnaten bindenden Titel ftüße. 
Bielmehr erwirbt der Beſitzer nach 88 665, 666, I. I U.L.R. das Recht durch bie Voll⸗ 
enbung der Berjährung und das Necht erftredt ſich nicht meiter als der Beliß ge 
gangen ift. Weiter ald der Beſitz reichte, erftredt fi aber auch die Bermutung ber 
Outgläubigleit nicht, und wenn baber biefer Beſitz fih durch Handlungen ausgedrüdt 
bat, die lediglich gegen ben Lehnsbeſitzer gerichtet waren, fo fteht bem Erwerber aud 
nur die Präfumtion zur Seite, daß er des guten Glaubens gewejen fei, der Lehns- 
bejiger babe ihm das betreffende Recht eingeräumt. — Weder die Lehnskonſtitution 
vom 8. Dezember 1694 noch das in Pommern geltende Gewohnheitsrecht in Lehns- 
ſachen verhalten fich über die Berechtigung des Lehnsbefigers, das Lehngut mit Eervi- 
tuten zu belaften. Die Grundſätze über die fubfidiäre Verhaftung der Lehnsgüter 
für unlonfentierte Schulden des Lehnsbeſitzers laſſen aber wegen ihrer erceptionellen 
Natur überhaupt eine analoge Anwendung nicht zu. Uber felbjt eine folche würde 
bob immer nur zu einer ſubſidiären Berhaftung des Lehnsgutes führen können, 
wenn ber Servitutberechtigte aus dem Allodialvermögen des Lehnsbeſitzers feine Ent- 
Ihädigung erhalten Tann. — Aus den 88 7, 8 des Geſetzes vom 11. Juli 1845 ift 
nicht berzufeiten, daß der Bellagte fein Necht, das durch die Verjährung gegen die 
Lehnsbeſitzer erworbene Fiſchereirecht nicht anzuerkennen, dadurch verloren habe, daß 
er feine agnatifchen Rechte nicht ſchon zu einer Zeit habe eintragen lafien, al3 die Ber- 
jährung noch nicht vollendet war. Dies trifft ſchon deshalb nicht zu, weil die gedachten 
Beitimmungen nicht von Rechten fprechen, die durch die Verjährung erworben find, 
fondern von ſolchen, die der Lehnäbefißer in Verhandlungen, in bie ſich der 
dritte Erwerber mit ihm eingelafjfen, ausdrücklich eingeräumt bat. 
Ar. 2079. 
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Nr. 2069. V. Sen. 16. Mai 1888. V. 67. 88. Bd. 21, Nr. 56, S. 304. 

Zuläffigleit der Erfitung von Servituten gegen ein zu einem Lehen gehöriges 
Grundftäd, (Preuß. R) In dem Yalle Nr. 2079 tft angenommen worden, daß nach 
preußifhem Landrechte die Erfigung von Servituten gegen ein zu einem Yamilien- 
fibeifommiffe gehöriges Grundftück von befonderen ans der rechtlichen Natur bes 
Familienfideikommiſſes berzuleitenden Borausfegungen, namentlich Davon, daß die Beſitz⸗ 
ergreifung in bejonderer Weife gegen die Fideikommißanwärter gerichtet fei, nicht ab- 
hängt. Die rechtliche Stellung des Beſitzers und ber Anwärter ift, von der bier nicht 
in Betracht kommenden jetzt wejentlich der Rechtsgeſchichte angehörigen Stellung zum 
Lehnsherrn abgejehen, beim Lehen im wefentlichen dieſelbe wie beim Familienfidei⸗ 
fommifje; bie fämtlichen für oder gegen bie Buläffigkeit der Erfibung beim Fideikommiß 
ſprechenden allgemein rechtlichen Geſichtspunkte treffen in gleicher Weife beim Leben zu. 
Wenn daher auch eine pofitive Borfchrift, wie fie der 8 122, IL 4 A.L.R. für das 
Familienfidetlommiß enthält, in dem das Lehnrecht behandelnden Abichnitte des Geſetz⸗ 
buches (1. 18) fich nicht findet, fo würde doch bie Frage der Buläffigkeit der Erfitung 
einzelner Nechte gegenüber dem Lehen nur dann anders zu beurteilen fein als gegen- 
über dem Fibeilommiß, wenn bie Vorſchriften diefes Abſatzes dazu nötigten. Das ift 
aber nicht der Fall. Die Borfchriften 88 290, 291, 295, I. 18 AUL.R. laſſen ji, ab- 
gejehen davon, daß fie ben Kreis der Anfechtungsberechtigten auf die in das Hypotheken⸗ 
buch eingetragenen Anwärter beichränfen, auf bie Erfigung nicht anwenden, weil die 
Erfigung feine Verfügung, insbefondere feine der Eintragung fähige Verfügung über 
das Leben ift. Direlt auf die Verjährung bezügliche Vorſchriften finden fich in dem 
Abſchnitte des Landrechts „vom Lehen” (I. 18) nur in den 88 657—669. Diele be- 
handeln direkt nicht den zur Enticheidung ftehenden Fall der Erfisung von Servituten 
am Leben; es ift auch beim Leben fo zuläffig als geboten, die Servitutenerfigung ohne 
Rückſicht auf die Speziellen Vorſchriften der 88 665 ff. J. 18 A.L. R. nach den allgemeinen 
Berjährungdgrundjägen zu behandeln, und diefe führen nicht dahin, daß die Serpituten- 
erfiung gegen ein Lehnsgrundftück auszufchließen ober den Ugnaten gegenüber nur 
unter ganz beſonderen Umftänden für wirkſam zu erachten fei. 


Nr. 2070. I Sen. 15. Dezember 1888. L 255. 88. Bd. 22, Nr. 67, ©. 347. 

Stellung der perfünlichen Gläubiger eines Lehnsbefitzers bei der Umwandlung 
des Lebens in ein Familienfibeilsumiß. (Preuß. R.). Der Klaggrund beruht barin, 
ba die Verwandlung bes Gutes in ein Fideikommiß nicht denjenigen, welche Glaͤubiger 
des Vaters des Bellagten waren, al3 dasjelbe noch Lehnsgut und im Lehnsbeſitze des⸗ 
jelben war, und die daher gemäß den 88 274 fi. L 18 ALLER. ein Recht auf Ber- 
wendung ber Lehnseinfünfte zur Bezahlung ber Schulden bes Vaters, für welche deſſen 
übriges Vermögen nicht zureichte, jo lange Hatten, als ber Lehnsbeſitz des Gutes in 
ber Defcendentenlinie des Waters verblieb, mochten auch bie Deſcendenten nicht Allod- 
erben des Vaters geworben fein, zum Nachteil gereichen dürfe. Iſt dies zutreffend 
und ift Die Konfequeng dieſer Auffaffung die, daß jene Gläubiger trog ber Verwandlung 
bed Lebens in Fideikommiß jene Rechte behalten, daß es alfo, obwohl das Gut Fidei⸗ 
kommiß geworden, für die Befriedigung ihrer Gläubigerforderungen doch fo anzufehen 
ift, al3 ob das Gut Lehngut geblieben wäre, fo ift, jofern an fich die Vorfchriften ber 
88 274 ff. a. a. O. auf das fraglihe Gut als Lehngut anwendbar find, der Klag- 
anſpruch, vorbehaltlich der Erörterung, ob bie geltend gemachte Yorderung befteht und 
bereit zur Beit beftand, al3 das Gut Lehngut im Lehnsbeſitze des Vaters des Be- 
Hagten war, begründet. Nach den unbeftrittenen Thatfachen ift als derjenige, der Die 
Verwandlung des Gutes in ein Fideikommiß vorgenommen hat und gemäß $ I Nr. 2 
bes Geſetzes betreffend die Auflöfung bes Lehnsverbandes der im Herzogtum Schlefien 
n. f. w. belegenen Lehen vom 19. Juni 1876 bereit3 „in bie Stelle des eriten Yidei- 
Tommißbefiterd eingetreten” ift, der veritorbene Water bes Vellagten gewejen, jo daß 
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der jebige Beklagte befien Fideilommißfolger ift. Unftreitig lebte bei Ablauf der zwei 
Sabre von dem Eintritte der Wirkſamkeit diefes Geſetzes der Bater des Beklagten noch. 
Er jelbft Hat noch die Wahl der Verwandlung in ein Fideikommiß bei dem zuftändigen 
Appellationsgerichte entiprechend dem 8 141 be3 Geſetzes erflärt, ja noch felbft eine 
Fideikommißurkunde (8 14 a. a. D.) eingereiht. Auch wenn erft nad feinem Tode 
biejenige Fideilommißurfunde, auf Grund deren die Beftätigung ber Fideikommiß⸗ 
ftiftung erfolgt ift, und zwar unter weſentlichen Abänderungen von dem Inhalte der 
vom Bater überreichten, vom Bellagten und einem Entel bed Berftorbenen verlautbart 
worden ift, fo Tann dies gemäß dem Sinne des Geſetzes vom 19. Juni 1876 und in 
Rückſicht auf die Thatſache, daß der Beklagte der Erbſchaft nach feinem Water entfagt 
hat, wie anf die geihäftsübliche Behandlung bes Beftätigungsverfahrens ſeitens ber 
Fideikommißbehörden nur dahin aufgefaßt werben, daß es fich nur nach dem Tobe des 
Bater8 um bie in 8 30, I. 4 A.L.R. vorgefehene Geſchäftsbeſorgung feitend der Bor- 
fteber ber zum Genufle ber Stiftung berufenen Familie zur PBerfizierung der Stiftung, 
bie ber Vater nicht hat vollenden können, alfo um eine Yortfegung der vom Vater 
begonnenen Stiftungshandlungen, deren Vollendung aber auf den Beitpuntt der Wahl- 
ausübung des Vaters zurückzubeziehen ift, handelt. Für den gewöhnlichen Fall der 
Widmung eines bisher zum freien Vermögen be3 Stifter? gehörigen Gegenftandes 
zum Fideikommiß ift nach dem landrechtlichen Prinzip (8 104, I. 4 A.L.R.) der 
Gläubiger bes Stifter! eines Familienfidellommifjes, der aus dem übrigen Bermögen 
besjelben feine Befriedigung erhält, nicht auf eine Anfechtung des Stiftungsgeichäftes 
noch auf eine wirkſame Geltendmachung eines Widerjpruches vor der Beftätigung ber 
Stiftung gegen biefelbe angewiefen. Vielmehr behält er troß der Fideilommißftiftung 
feinen Anſpruch auf Befriedigung aus dem Yideilommiß gewordenen Objekte. Die 
Schuld ift in diefem Falle Subſtanzſchuld, nicht Revenüen ſchuld. Nr. 2074. Iſt 
dagegen, wie bier, das in ein Fideikommißgut verwandelte Gut ein Lehngut und bie 
Berwandlung entiprechend dem Geſetze vom 19. Juni 1876 auf Grund des dem Lehns⸗ 
befiger durch dasfelbe verliehene Wahlrecht erfolgt, fo ift das in dem 8 104, L.AAUL.N. 
für Familienfideilommiffe enthaltene Prinzip, daß den perjönliden Gläubigern bes 
Fideikommißerrichters, falls fie nicht aus deſſen anderweitigem Vermögen befriedigt 
waren, ungeachtet der Fideikommißerrichtung ihre Rechte auf Heranziehung des Fibei- 
fommißobjeftes erhalten bleiben, auf bie Fideikommißerrichtung gemäß ben Lehns- 
verbanbsauflöfungsgefegen mangel3 einer bejonderen Beitimmung in benjelben ent- 
ſprechend anzuwenden, und dies führt, da die betreffenden Schulden nicht Subſtanzſchulden 
geworden jein können, weil der mahlberechtigte Lehnsbeſitzer Tein freier Stifter im 
Sinne bed $ 104 a. a. D., vielmehr nur ein ummwandlung&befähigter gebundener Be- 
figer des Stiftungsgutes tft, dahin, daß die Gläubiger diejenigen Rechte behalten Haben, 
die fie hatten, nämlich die Befugnis, in subsidium von den Fideilommißfolgern des 
verftorbenen Schuldners, folange die Fideilommißfolge in der Deſcendenz desſelben 
bleibt, aus den Eintünften bed Gutes befriedigt zu werden. Die Ummandlung be- 
rührt fie nicht; biefe ift eine Wandlung des inneren Berbandes in Bezug auf dem- 
näcdhftige weitere Verfügungsfähigfett und Succeffion unter Vorbehalt der bereit3 be- 
ftehbenden Gläubigerrechte. Für diefe wird es fo angejehen, als fei bad Gut noch 
Lehngut. Die Rechte der in das Fideikommiß folgenden Defcendenten des Schuldners 
kann e3 nicht verlegen, weil ihnen gegenüber das Recht der Gläubiger auf ſolche Be- 
friedigung aus den Einfünften bereit3 erworben war und fie nur in ba3 mit dieſer 
Belaftung behaftete Gut folgen können. 


Nr.2071. II.Sen. 16. September 1890. IH. 221. 89. Bd. 26, Nr. 36, S. 196. 
Haftung der Lehnsfolger für die Allodialſchulden eines Afcendenten mit den 

Früchten des Lebens, wenn fie Seitenverwandte bes Lehnsbeſitzers und nicht Allodial- 

erben jenes Nfcenbenten geworden find. (Gem. R.). Nach dem Klagantrage handelt 
Schulge, Reichsgerichtsentſcheidungen. Vd. IL 18 
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e3 ſich nicht allein um bie Feftftellung, daB ber Bellagte als Verwalter im v. R.ſchen 
Konkurſe feit einem beftimmten Beitpuufte nicht berechtigt fei, die Einkünfte des v. R.ichen 
Lehnskapitales zur Befriedigung der Släubiger im v. R.ſchen Konkurſe zu verwenden, 
fondern der Klagantrag gebt auch bahin, den Beklagten zu verurteilen, dies Lehns⸗ 
Tapital an bie Klägerin (Regierung in Hannover) als Vertreterin ber Lehnsherrſchaft 
herauszugeben bezw. in die Aushändigung der binterlegten Wertpapiere an bie Mägerin 
zu willigen. Es banbelt ſich hierbei alfo um die Herausgabe des im Beſitze des Ve⸗ 
klagten, welcher nicht Bafall ift, befindlichen Lebens. Dem Lehnäheren ſteht aber gegen 
den Beſitzer des Lebens, welcher nicht Vaſall ift, die Klage auf Herausgabe des Lehens, 
auch wenn badfelbe nicht heimgefallen tft, zu, weil andy während ber Dauer bes Lehns- 
verbandes der Lehnäherr gegen dritte Juhaber des Lebens, welche nicht Bafallen find, 
die Rechte bed Eigentümers hat. Wag aber die Berechtigung des Bellagten auf die 
Verwendung der Früchte des fraglichen Lehnskapitales zur Befriedigung der Konkurs⸗ 
gläubiger des Karl v. R. betrifft, fo folgt aus den vom Berufungsgeriht angezogenen 
Säpen bes Lehnrechts, daß Verfügungen bes Bafallen über das Lehen für 
ihn und feine gefamte Defcendenz bindend find und daß im Falle der Verwirkung bes 
Lebens dur Felonie oder Duafifelonie des Bafallen aud feine geſamte Deſcendenz 
vom Lehen ausgeſchloſſen wird, nicht, daß die Lehnsfolger auch Die Allodialſchulden 
ihrer Afcendenten ohne Rüdfiht auf Beerbung aus den Lehnsfrüchten be- 
zahlen müflen. Diele Verpflichtung wird vielmehr nur durch Univerfaliucceifion begründet. 
Nun find allerdings die Defcendenten nach II feud. 45 nicht berechtigt, die Allodial- 
erbichaft auszuſchlagen und die Lehnserbichaft anzutreten, jondern verpflichtet, beide Suc- 
ceffionen zufammen anzunehmen oder auszuſchlagen, und hieraus folgt, baß die Defcen- 
denten als Lehndfolger verpflichtet find, die Allodialſchulden ihrer Mfcendenten mit den 
Lehnsfrüchten zu bezahlen, auch dann, wenn fie nicht unmittelbare Lehnsfolger deſſen 
find, um deſſen Allodialſchulden es ſich Handelt, da mit der Erbichaft ihres Afcenbenten 
auch defien Verpflichtung, die Schulden feines Afcendenten aus den Früchten des Lehens 
zu bezahlen, auf fie übergegangen ift. Es folgt hieraus aber nicht, daß ber Defcendent, 
welcher nicht Mllodialerbe feines Lehnserblaſſers geworden tft, für die Allodialſchulden 
feines Afcendenten haftet und daß diefe Haftung auch in einem Falle, wie dem vor- 
liegenden, eintrete, wo die zur Succeffion in das Lehen Berufenen Seitenverwanbte bes 
legten Lehnsbefigers find. Denn die vorerwähnten Srundfäge finden dann nicht An- 
wendung, wenn die Allodial- und die Feudalerbſchaft dem Defcendenten nicht zugleich 
deferiert wird und wenn der Deſcendent das Lehen nicht unmittelbar durch den Tod 
feines Aſcendenten, fondern als Seitenverwandter des legten Lehnsbeſitzers erhält. 
Der Agnat erwirbt das Lehen nicht ald Erbe des nädjften ihm und bem lebten 
Lehnsbefiger gemeinfchaftlichen Afcendenten, fondern vermöge der Inveſtitur bes 
erften Erwerberd und haftet für die Ullodialichulden eines früheren Lehnsbeſitzers nur 
dann, wenn er deflen Allodialerbe geworden tft. Im vorliegenden Falle find nun 
zwar nad) der Annahme des Berufungsgerichts Defcendenten des Kridars Karl v. R. 
zur Nachfolge in das Lehen berufen, aber als Seitenverwandte des legten Lehnsbeſitzers 
Julius 9. R., und fie find weder Allodialerben bes Iehten Lehnsbeſitzers, noch ihres 
Aſcendenten Karl v. R. geworden, während beffen Töchter zwar die Allodialerbichaft 
ihre Vaters mit der Necht3wohlthat des Inventar angetreten haben, aber ihnen nicht 
die Lehnserbfchaft deferiert ift, da fie durch ihren Bruder Julius von ber Lehnsfolge 
ausgefchloffen wurben. Bei diefer Sachlage fehlt es an einem die Annahme der Haft- 
barkeit ber zur Lehnsnachfolge Berufenen für die Schulden ihres Wfcendenten Karl 
v. R. mit den Lehnsfrüchten rechtfertigenden Grunde. Es Tann ein folder auch nicht 
daraus entnommen werben, baß der frühere Lehnsbefiger Karl v. R. feinen Gläubigern 
eine Generalhypothek an feinem Vermögen beftellt hat. Denn nad II. feud. 26 8 19 
ergreift eine von dem Vaſallen beitellte Generalhypothek an feinem Vermögen, wenn 
das Lehen oder bie Lehnsfrüchte nicht ſpeziell mit verpfändet find, das Lehen nicht und 
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die Lehnsfrüchte nur, foweit fie Teil des Wllobialvermögens bes Verpfändenden ge- 
worden find, was bezüglich der jetzt in Rede ftehenden Früchte des Lehnskapitals 
nicht der Fall iſt. Der Beklagte bat daher ein Hecht auf die Berwenbung der 
Früchte des fragliden Lehnskapitals zu dem angegebenen Bwede nicht, wie ihm oblag, 
nachgewieſen. 


Nr. 2072. I. Sen. 20. Dezember 1893. I. 290. 93. Bd. 32, Nr. 67, ©. 270. 

Haftung bed Lehnsfolgers für bie Allodialſchulden feines Vaters nud Lehns- 
vorbefigerd. Lehustompetenz. (Preuß. R.). Der Kläger ift Släubiger einer Wechfel- 
forderung gegen ben verftorbenen Vater des Bellagten, die in beflen Konkurſe an- 
gemelbet und anerkannt und dadurch ber kurzen Wechjelverjährung entzogen war. Der 
Beklagte hat der Allodinlerbichaft feines Vaters entfagt; der Water befaß aber ein 
Nittergut, das zu einem Teile Allod, zu einem anderen Teile Lehen war. Infolge des 
preußifchen Geſetzes vom 19. Juni 1876 bat der Vater vor feinem Tobe erflärt, daß 
er die Ummwanblung des Lebens in ein Fideilommiß wähle, und es haben demnächſt der 
Beklagte, der die allobialen Teile des Rittergut im Konkurſe feines Waters erftanden 
hatte, und ein Neffe desſelben die vom Vater eingereichte Fideikommißurkunde verlautbart. 
Die Beftätigung tft erfolgt und der Bellagte als erfter Fideikommißbeſitzer des gefamten 
Nittergut3 eingetreten. Mit Rückſicht darauf, daB durch die Fideikommißftiftung den 
Gläubigern diejenigen Rechte nicht haben entzogen werden können, bie ihnen bezüglich 
des Lehnguts zuſtanden, hat ber Kläger zunächſt wegen eines Teilbetrages feiner Forde- 
zung von 2000 DE. Befriedigung aus den von dem Bellagten gezogenen 
und noch zu ziehbenden Früchten bes Lehngut3 auf Erund bes 8 274, I. 18 
A.L.R. gefordert. Der Berufungsrichter hat den Bellagten fchuldig erlfannt, an den 
Kläger aus den Erträgnifien des früheren Lehnguts, foweit fie von ihm bezogen find 
und noch bezogen werden, ben Betrag von 2000 Mt. famt Binfen zu ſechs Prozent 
feit 20. Zuli 1866 zu zahlen. Die Revifion des Beflagten ift mit der Maßgabe zurück⸗ 
gewiefen, daß dem Bellagten gegenüber dem Kläger das Recht auf eine im Zwangs- 
volfftredungsverfahren feitzuftellende Lehnskompetenz und das Recht vorbehalten bleibt, 
die anteilige Verrechnung der gezogenen und noch zu ziehenden Erträge des früheren 
Lehnguts auf feine etwaigen in einem befonderen Verfahren nachzuweiſenden eigenen 
Forderungen an den Nachlaß feines Baters zu beanfpruden. Nach 8 274, L 18 A.L. R. 
ift auch ein folder Sohn, welcher Erbe feines Vaters nicht geworben ift, verpflichtet, 
die väterlichen das Lehen nicht angehenden Schulden, foweit das übrige Vermögen dazu 
nit ausreicht, aus den Lehnseintünften zu bezahlen, und Tann ſich durch Ent- 
fagung auf die Allodialerbichaft davon nicht losmachen. Nah 8275 a. a.D. fteht es 
ibm bloß frei, fi) des Lebens und der Allodialerbichaft zugleich zu begeben. Als⸗ 
dann (8 276 a. a. ©.) müfien die Lehnseinfünfte für Rechnung ber Gläubiger fo lange 
verwaltet werden, bis diefe befriedigt find oder biß die von bem Schuldner abftammende 
lehnsfähige Nachkommenſchaft erlofchen ift (8 277 a. a. D.) Es findet aljo eine Ab- 
tretung des Lebens an einen Agnaten oder Mitbelebnten oder felbft an den Lehnsherrn 
zum Nachteile der Gläubiger nicht ftatt (8 278 a. a. O.). Auch ein vom Vater ent- 
erbter Sohn muß, wenn er zum Befike des Lebens gelangt, aus den Einkünften die 
väterlihen Schulden, foweit das übrige Vermögen nicht hinreicht, berichtigen (8 279 
a.0.D.) Der Enkel oder weitere Ablömmling aber, der feinem Großvater unmittelbar 
im Lehen folgt, ift die Schulden bes Vaters, beflen Erbfchaft er entjagt hat, aus dem 
großpäterlihen Lehen zu entrichten nicht verbunden. Der Reviſionskläger hat aus 
zuführen geſucht, daß bie Klage ſich als unbegründet herausftelle, infomweit ber Kläger 
Befriedigung ans den Lehnsfrüchten fordere, ſoweit diefe von ihm bezogen 
worden find. Die Beſtimmungen der 88 343 ff. I. 18 AL.R. bilden eine Stüße 
für dieſe Auffaffung nur ſcheinbar. Sie beziehen ſich zunächſt auf diejenigen Lehens⸗ 
ſchulden, welche gegen die Seitenverwandten (die anderen Wgnaten und Mitbelehnten, 
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wie es im Marginale zu $ 288 Heißt) zu verfolgen find; und ſodann find fie gegeben, 
um die Beitreibung ber Lehnsihulden durch Sequeftration der Früchte und 
Nutzungen zu ordnen, wie in den vorhergehenden 88 331 ff. die Veitreibung der Lehns- 
ſchulden dur Beräußerung der Subftanz geordnet war. Ergiebt ſich aud dem 
vorhergehenden $ 274 a. a. D., daß der Sohn, weil er verpflichtet ift, die Schulben 
aus den Lehnseinkänften zu bezahlen, in Höhe derjenigen Lehnseinkünfte, die er ge- 
zogen bat, ohne fie zur Bezahlung von Schulden feines Waters zu verwenden, mit 
feinem Allodialvermögen haftet, in das er bie gezogenen Yrüchte verwendet hat, fo be- 
durfte es für die Art, wie biefe Haftung realifiert wird, feiner befonderen Beftimmungen. 
Denn folde find in der Erelutiondordnung, jest in ber E.B.D. gegeben. Es wirb 
deshalb auch jene Haftung nicht dadurch wieder ausgeſchloſſen, daß in ben 88 343 ff. 
Beitimmungen über die Sequeftration der noch nicht gezogenen Früchte und Rubungen 
gegeben find. Daß aber ber Bellagte fomweit, als er in früheren Jahren, nachdem 
er in den Befig des früher lehnbaren Butsteiled gelommen war, dadurch, daß er un- 
bebelligt von Glaͤubigern feines Vaters die Früchte dieſes Gutsteiles gezogen hat, be» 
züglich diefer gezogenen Früchte nidht frei von ber Haftung geworben ift, ergiebt ſich 
daraus, daß ihm das Geſetz die Verpflichtung auferlegt hat, aus ben gefamten 
Früchten, die er in ber Beit feines Lehnsbefiges zieht, jene Schulden bes Vaters, 
die fomit feine Schulden geworden find, zu bezahlen. Bon einer Schulb wird man 
nicht dadurch frei, daß man fie nicht bezahlt. Das ift der Unterfchieb ber Schulb und 
der Haftung bes reblichen Befiperd gegenüber dem Eigentumsanſpruche. Für den red⸗ 
lichen Befiger, der den Eigentumsanſpruch nicht Tennt, giebt es fo lange, als dieſer nicht 
gegen ihn erhoben ift, feine Schuld auf Herausgabe der Früchte, und darum kann 
von ihm gejagt werden: interim fructus suos facit. Aber der Inventarerbe ift die 
Schulden feines Erblaffers mit der Erbichaft bezw. in beren Höhe zu bezahlen ſchul⸗ 
dig, und deshalb haftet er auch perjönlich mit den von ihm aus ber Erbſchaft gezogenen 
Nutzungen. Ein Sohn, ber nicht mit der Subflanz des Lebens, weil diefe unveräußerlich 
ift, für bie Schulden bed Vaters haftet, fondern nur mit den Früchten, muß ebenfo 
wie der Inventarerbe mit den von ihm gezogenen Früchten, foweit diefe reichen, per- 
ſönlich haften. Ohne folde Haftung würde die Geſamtmaſſe, aus der die Gläubiger 
zu befriedigen find und bis zu deren Betrage der Beklagte Schuldner ift, vermindert 
werben. — Da der Beflagte die Gläubiger ans ben Früchten zu bezahlen Hatte, jo 
hat er wie ein Inventarerbe, gegenüber den Släubigern, folange ein Sequeſter 
nicht beftellt ift, die Stellung eines Verwalters für fremde Rechnung. Er wird 
alfo auf Verlangen des Klägers, wenn er es nicht vorzieht, ihn wegen der eingeflagten 
Forderung zu befriedigen, Rechnung zu legen haben. Dabei Tann er natürlih auch 
diejenigen Berwendungen in Rechnung ftellen, die er im Intereſſe der von ihm ver- 
walteten Mafle gemacht Hat, fomweit ber Kläger nad allgemeinen Grundfägen verpflichtet 
ift, ſich ſolche anrechnen zu laflen. Wenn der Beklagte bereit3 andere Schulden feines 
Baterd bezahlt Haben follte, jo darf er dieſe auf die gezogenen Früchte anrechnen. 
Ebenfo hat er einen Anſpruch darauf, daß für bie Vergangenheit nad) Maßgabe der 
88 354—356, I. 18 WER. eine in dem etwa noch einzuleitenden Verfahren feft- 
zuftellende Lehnsfompetenz von den gezogenen Früchten in Abzug gebracht werde. — 
Der Beklagte hat behauptet, daß er bedeutende eigene Yorderungen an ben Nachlaß 
des Vaters habe. Aweifellos hat er in Beziehung auf folche diejelben Rechte wie jeder 
andere Gläubiger und der Kläger. Er darf neben diefem Befriedigung aus den 
noch zu ziehenden und Anrechnung der gezogenen Früchte anf derartige Forderungen 
beaniprudden. Das ſetzt aber eine Berifizierung der Forderungen voraus. Da der 
Bellagte fie in einer Weife fubftanziiert hat, fo war freilich der Berufungsrichter nicht 
in der Lage, deren Betrag jchon in diefem Verfahren feitzuftellen. Das Urteil unter- 
Tiegt deshalb auch nicht der Aufhebung. Andererſeits wird der Bellagte dadurch mit 
feinem Rechte nicht präffudiert. Es genügt deöhalb, um Mißverftändnifien vorzubeugen, 
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ein allgemeiner Borbehalt in der Urteiläformel. Dasfelbe ift der Yall mit der Einrebe 
ber Kompetenz. Na 8 359, I. 18 A.L.R. kann der Bafall die Ausfegung der Kom⸗ 
petenz fordern, wenn das Lehen feqneftriert if. Daß diefelbe auch ſchon im voraus 
feftgeftellt werden Tann, foll nicht für alle Fälle beftritten werden. Im vorliegenden 
Falle liegt dazu auch bezüglich der noch zu ziehenden Früchte fein Anlaß vor, ba nur 
die Klage eines einzigen Glaͤubigers wegen einer relativ nicht jehr bedeutenden Summe 
vorliegt. Damit aber in feinem Falle zum Nachteile des Beklagten eine Präflufion 
eintritt, ift auch in dieſer Beziehung ein Vorbehalt in die Urteildformel aufgenommen. 
— Das Berufungsgericht hat mit Recht die Einreden, die der Beklagte gegen die Yorde- 
rungen ſelbſt vorgebracht hat, verworfen. Ihnen fteht entgegen, daß bie Forderungen 
gegen den Bater des Beklagten zu einer Beit feftgeftellt find, als der Bellagte noch 
nicht in das Lehen fuccediert war. Wie aber ber Bellagte die Schulden des Vaters 
anzuerkennen hat, fo wie fie der Water kontrahiert hat, fo hat er fie auch gelten zu 
laſſen, wie fie gegen dieſen feftgeftellt find. Inſoweit fteht er einem Erben völlig gleich). 
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Stammgüter. Samilienfideitommilje. 
E.6. Art. 59-61. 


Stobbe IL 88 80, 137—140. V. 88 320, 321. Dernburg I. 88 182, 374—379. 
IM.89%8.a €. 


Nr. 2073. I Sen. 2. Juli 1881. L 533. 81. Bd. 5, Nr. 38, ©. 146. 

Yamilienfideilommiß; Auwendung ber gefetlichen Erbfolgesrbuung; Anwendung 
einer für ben erſten Erwerber getroffenen Anorbunung anf weitere Succeifionsfälle; 
Ordnung im Falle der Unansführbarleit ber Anorbuungen des Stifter. (Gem. R.). 
Es handelt fih um ein deutfchrechtliches Familienfideilommiß und von Anwendung der 
1.6983 Dig. de leg. I fann daher nicht die Rede fein. Käme e8 auf die geſetzliche 
Erbfolgeordnung überhaupt an, jo müßte dem Berufungsgericht darin beigetreten werden, 
baß bierunter die in Novelle 118 vorgefchriebeue zu verftehen fei, wonach in der vierten 
Erbflafie die Srabesnähe enticheidet. Der Stifter bezeichnet das Gut als Allodialgut. 
Es hätte fih mithin, wenn die Fideilommißerrichtung unterblieben wäre, nicht nad 
Lehnrecht, fondern nach Civilrecht vererbt. Die für allodiale Stammgüter des hohen 
Adels in bamaliger Zeit im Jahre 1763 allerdings aufgeftellte Unficht, daß die Succeffion 
nad den Srundfägen bes Lehnrechts mit Ausnahme der auf das Verhältnis zwiſchen 
Lehnsherrn und Lehnsmann bezüglichen Regeln ftattfinde, Tonnte in diefem Falle auf 
dad But, dem bie Eigenſchaft eines derartigen Stammgutes nicht zulam, nicht an- 
gewendet werben. Ohnehin aber tft es unrichtig, daß nach ber damals herrichenden 
Anſicht bie reine Linealordnung als die gefegliche Lehnfolgeordnung angejehen worben 
fei. Vielmehr war die gemeine Meinung für Annahme des Linealgradnalſyſtems. Die 
Annahme der reinen Linealorbnung für das fraglie (in Mecklenburg beftebende) 
Bamilienfideilommiß kann mithin anf die gefegliche Erbfolgeordnung nicht gegründet 
werden. Es kommt aber auf biefe Ordnung überhaupt nit an. Nur in Ermangelung 
einer Anordnung bes Stifterd über die Sueceffionsordnung ift auf die gejehlihe Erb⸗ 
folgeorbnung als die präfumtiv von dem Stifter gewollte zurüdzugehen. Liegt dagegen 
eine Anordnung desſelben über die Succeffionsordnung vor, fo ift biefelbe nad ben 
allgemeinen Grundſaͤtzen über die Auslegung der Nechtögeichäfte zu beurteilen, und es 
find Läden iu der Anordnung nicht oder wenigftens nicht zunächſt vermittelft einer 
Nechtövermutung, daB der Stifter die geſetzliche Erbfolgeordnung im Bweifel in dem 
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geringeren Umfange babe ändern wollen, fondern zunächſt durch Erforihung des 
Willens des Stifters aus den vorliegenden Anordnungen desfelben und etwa fonft fich 
darbietenden Umständen zu ergänzen. 


Nr. 2074. IV. Sen. 7. November 1895. IV. 145. 95. Bd. 36, Nr. 74, S. 298. 

Tragweite des von dem Stifter eines Familienfideikommiſſes in der Stiftungs- 
urkunde gemachten Vorbehalts befonderer Beitimmungen für den Fall, daß ber Stifter 
ohne Nachlommen verfterben follte. Subſtanzſchulden des Fideikommiſſes. (Preuß. R.). 
Der Freiherr M. v. R. hat durch Urkunde vom 9. Diai 1857 mit feinem Nittergute B. 
ein Familienfideikommiß errichtet. Die Stiftungsurftunde ift am 13. Mai 1857 von 
der Fideifommißbehörde beftätigt und die Fideilommißeigenfchaft am 15. Juli 1857 im 
Grundbuche des gedachten Gutes eingetragen worden. In der Stiftungsurfunde hat 
der Stifter angeordnet, daß die Succeffion in das Familieufideikommiß nad) den Regeln 
der PBrimogenitur ftattfinden fol. Ber Stifter hat zunächſt feine männliche Defcendenz 
und nach deren Außfterben feine weibliche Defcendenz zur Nachfolge berufen und weiter 
beftimmt: Ich behalte mir vor, in meinem Teitamente oder fonft beſondere Be- 
fimmungen über die Succeffion in das Fideilommiß für den Fall zu treffen, daB ich 
ohne alle Defcendenz verfterben follte.” Um 23. Oftober 1882 hat der Stifter fodann 
mit dem Freiherrn H. v. R. einen fchriftlicden Vertrag errichtet, worin er erflärt, daß er 
bon dem angegebenen Vorbehalt Gebrauch mache und für ben Fall, daß er ohne eheliche 
Defcendenz veriterbe, den Freiherrn H. v. R. und feine männliche Defcendenz und nach 
deren Ausfterben feine weibliche Defcendenz nad den Regeln der PBrimogenitur zu 
feinen Nachfolgern im Familienfideitommifie ernenne. BDiefer Vertrag ift gerichtlich ver- 
Yautbart und von der Fideikommißbehörde beftätigt worden. Der Freiherr M. v. R., 
der durh am 29. Juli und 9. November 1882 rechtskräftig gewordene Erfenntnifie 
verurteilt worden iſt, an den jebigen Kläger 70604 Mt. nebft Zinſen zu zahlen, ift 
in völligen Bermögensverfall geraten. Die feit bem Mai 1884 eingeleitete Zwangs⸗ 
verwaltung de3 Fideifommißgutes hat Überfchüffe für die perfönlichen und die Revenllen⸗ 
gläubiger nicht ergeben. Der Kläger will fich nunmehr wegen feiner gedachten Forderung 
an bie Subftanz des Fideilommißgutes halten. Er ftügt feinen Anſpruch zunächſt auf 
die Vorſchrift bes 8 104, I. 4 A.L.R., die er dahin auslegt, daß alle Schulden des 
Stifters, die diefer bis zu feinem Tode eingebe, als Subftanzfchulben zu erachten feien. 
Sodann macht er geltend, daß in ber durch den Bertrag vom 23. Oftober 1882 er- 
folgten Berufung des Freiherrn 9. v. R. und deſſen Deſcendenz zur Yideilommiß- 
nachfolge die Errichtung eines neuen Yamilienfideilommiffes enthalten je. Mit der 
gegen M. v. R. der ohne Nachkommenſchaft ift, den H. v. R. und deflen beiden Söhne 
fowie gegen die unbelannten Fideikommißanwärter gerichteten Klage hat er beantragt, 
die Bellagten zu verurteilen, fich wegen der Forderung des Klägers von 70604 Mt. 
und Binjen die Zwangsvollſtreckung in die Subftanz des Rittergut ©. nebft Zubehör 
gefallen zu lafien, eventuell alsdann, wenn und fobalb der Beklagte M. v. R. ohne 
Deſcendenz verftorben fe. Dad Landgericht hat auf Abweifung der Klage erfannt. Die 
Berufung des Klägers und demnädft die Reviſion find zurüdgemwiefen. Der Stifter 
hat im Eingange ber Stiftungsurtumde als Bwed der Erridtung des Familien⸗ 
fideikommiſſes angegeben, den Wohlftand feiner Familie dauernd zu begründen und 
zu erhalten. Während das Landgericht davon ausgeht, daß der Ausdrud „Familie“ 
nicht bloß die Defcendenten bes Stifters, fonbern alle feine Verwandten, alfo Die ganze 
„Sreiherrlih R.iche Familie bedeute, bat der VBerufungsrichter diefe Annahme ver- 
worfen und angenommen, daß nad) dem gemeinen Spracdhgebraude und mit Rüdficht 
auf 8 161, L. 4 A.L.R. unter „Familie nur der vom Stifter abftammende Per⸗ 
fonentreis zu verftehen fei, jo daB Vorfahren und Eeitenverwandte ausgeichlofien feien. 
Das Berufungsgericht führt aus, daß, wenn ber gemadte Vorbehalt in der Stiftungs- 
urfunde nicht getroffen worden wäre, das 1857 errichtete Yideilommiß beim Fehlen 
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jeder Nachkommenſchaft des Stifters mit bdeflen Tode fein Enbe erreicht haben würde, 
dba weder bie Stiftungsurfunde noch das Geſetz einen Unhalt dafür gewährten, wer 
von ben Verwandten des Stifters zur Nachfolge berechtigt fei. In diefen Erwägungen 
ift eine NRechtönormenverlegung nicht enthalten. Der Begriff der engeren Familie if 
nad) der Tontreten Sachlage vom Berufungsrichter richtig beurteilt und feine Annahme, 
daß der Stifter, abgefehen von der vorbehaltenen Anordnung, nur feine Nachkommen 
berufen habe, beruht auf einer zutreffenden Auslegung des Geſamtinhalts der Stiftungs- 
urtunde. Die hieraus gezogenen Yolgerungen find gerechtfertigt. Der Berufungsrichter 
geht ſomit davon aus, daß der Stifter bei Errichtung des Fideikommiſſes in erjter und 
zweiter Linie feine Nachkommen, in dritter Linie die von ihm noch namhaft zu machende 
Familie im Auge gehabt habe, und prüft ſodann, weldhe Wirkung der Yideilommiß- 
errichtung gegenüber der Thatfache beizumeffen ſei, daß der Stifter feine Nachkommen 
babe, ſolche aud mit Rüdficht darauf, daß er Witwer und über 70 Jahre alt fei, nicht 
mehr zu erwarten wären, fowie daß die in britter Linie bedachte Familie erft im 
Sabre 1882 namhaft gemacht worden fei. In diefer Beziehung wird vom Berufungs- 
rufungsrichter ausgeführt: die gerichtlich verlantbarte und beftätigte Willenserflärung 
verbinde nicht nur den Stifter und biejenigen, bie er zu verpflichten beredtigt ſei, 
fondern auch jeden Dritten, der von dieſer Willenderflärung Kenntnis erhalten babe 
(8 17, L4 A.L. R.). Das Fideikommiß beftehe jo lange zu Recht, ald nur bie 
Möglichleit gegeben jet, daB noch Fideilommißrechte geltend gemacht werden Tönnten. 
Es ſei daher zuläffig, bei der Fibeilommißerrihtung mit fofortiger Rechtswirkung einer 
Familie eine zweite zu fubftituieren und die Namhaftmachung der Ießteren für eine 
Ipätere Beit vorzubehalten. Die fpätere Namhaftmachung habe alddanı nur die Be 
dentung des bei Errichtung ber Stiftung vorhanden gewejenen Willens und es leite 
bie fpäter ernannte Familie ihre Rechte nicht von biefer Kundgebung, fondern von dem 
Stiftungswillen her, ſodaß alfo das in der Stiftung liegende VBeräußerungdverbot mit 
ber Errichtung des Fideikommiſſes wirkſam werde und fo lange wirkſam bleibe, als die 
Möglichkeit beftehe, daß der Stiftungswille nad Maßgabe der Stiftungsurlunde ver- 
fündet werden könne. Zn einem Falle, wie dem hier vorliegenden, müſſe die Borfchrift 
des 8 104, IL 4 A.L.R. dahin verfianden werben, daß nur die zur Beit der Er- 
rihtung des Fibeilommiffes bereits vorhandenen Schulden ala Subſtanzſchulden 
zu erachten feien. Die Revifion erhebt gegen diefe Erwägungen den Borwurf, daß der 
Bernfungsrichter dem Vorbehalte in der Stiftungsurkunde eine ihm nicht zufommende 
rechtliche Bebentung zugelegt habe. Die Angriffe der Reviſion find aber nicht begründet. 
Die Buläffigfeit der Gründung eines Yamilienfideilommifies, das ſchon bei Lebzeiten 
des Stifterd in Wirkſamkeit treten fol, unterliegt nad ben Vorſchriften des A.L.R. 
feinem Bedenken. Dergleihen Fideikommiſſe können Durch einfeitige Verfügung unter 
Lebendigen errichtet werben, nnd es find die Stiftungsurfunden vor dem Fibeilommiß- 
richter des Stifterd zu verlautbaren und von ihm zu beftätigen (88 28ff. I. 4 A. L. R. 
88 1—9 des Gelehes vom 5. März 1855). Mit der richterlihen Beſtätigung hat der 
Errihtungsatt feine Endichaft erreicht und es tft bamit das Familienfideikommiß zum 
definitiven Wbfchiuffe gelangt. Die Gültigkeit des von dem Freiberen M. v. R. er- 
richteten Fibeilommifjes trat alfo mit der am 13. Mai 1857 erfolgten Beftätigung der 
Stiftungsurkunde ein unabhängig davon, ob damals bereit3 eheliche Deſcendenz des 
Stifter vorhanden war oder nit. Weiter kann es auch nicht bezweifelt werden, 
dab ber Stifter befugt ift, in der Stiftungsurkfunde für den Fall, daB die zur Nadj- 
folge bernfenre Defcendenz ausfterben oder daß er felbft keine Defcendenz Hinterlafien 
follte, anderweitige Verfügung zu treffen bezw. ſich eine folche über die alsdann ein- 
tretende Succeffion vorzubehalten. Die fpäter abgegebene Willenserflärung muß jeboch 
wiederum gerichtlich verlantbart und beftätigt werden. Das fomit gültig errichtete 
Fideikommiß des Stifter M. v. R., der unftreitig zugleich der erfte Fideilommißbefiger 
tft, bfieb alfo bis zum Tode des Stifters in Wirkfamfeit und würde mit dem Tode 
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bes Stifters erlofchen fein, wenn der erwähnte Vorbehalt ber Stiftungsurfunde nicht 
getroffen worden wäre. Diefem Borbebalte hat ber VBerufungsrichter mit Recht bie 
Bedeutung beigelegt, daß daraus auf den Willen bes Stifterd bei Errichtung des Fidei⸗ 
kommiſſes zu fchließen iſt. Die Feftftellung, daß ber Stifter bei Errichtung ber 
Stiftungsurfunde die Abficht gehabt habe, das Fideikommiß auch für den Yall aufrecht 
su erhalten, wenn er ohne Defceudenz verfterben follte, verlegt weder bie 88 139, 189, 
II. 4 A.L.R. noch widerſpricht fie dem Maren Inhalt und Wortlaut der Stiftungs- 
urkunde. Solange der Stifter lebte, war er befugt, von bem Vorbehalte der Änderung 
der Succeffion Gebrauch zu machen, und erft mit feinem Tobe und foferu er bis dahin 
feine anderen Beftimmungen getroffen hatte, erloſch das Fideikommiß. Hätte der Stifter 
ben Borbebalt in ber Weife gefaßt, daß er beim Mangel eigener Defcenbenz eine fpäter 
von ihm noch nambaft zu machende Familie zur Succeflion berief, fo würde bie 
Gultigkeit einer ſolchen Beftimmung unbedenklich geweſen fein; die gewählte Ausdrucks⸗ 
form fteht aber jener Faſſung in ihrer Bedeutung gleih uud tft ebenjo wirkſam und 
zuläffig._ Ber Berufungsrichter hat hiernach mit Recht angenommen, daß der gerichtlich 
verlautbarte und beftätigte Vertrag vom 23. Oktober 1882 Iediglih in Ausübung bes 
in der Stiftungsurkunde gemachten Borbehaltes errichtet worden ift, daß beibe Willens 
erflärungen, Stiftungsurfunde und Vertrag, als ein zufammengehöriger Willendalt bes 
Stifter8 zu beurteilen find und daß bie in dem Bertrage abgegebene Willenserflärung 
des GStifters fich auf die Stiftungsurkunde zur Zeit ihrer Errichtung und Betätigung 
zurüdbezieht und mit ihr wirkſam geworben if. Damit wird aber bie Ausführung 
der Reviſion hinfällig, daß der Stifter durch den gebadhteu Vertrag fich des wieder 
erlangten freien Eigentums zu Gunften bes 9. v. R. und deſſen Deſcendenz entäußert 
und durch den Vertrag ein neues Fideikommiß errichtet Habe. Der VBerufungsrichter 
hat der Borfchrift des 8 104, IL. 4 AL.R. die Vebeutung beigelegt, baß bei einer 
Stiftung, wodurch, wie hier, der Stifter felbft der erfte Fideikommißbeſiher wird, zu 
den auf das Fideilommiß übergehenden deſſen Subſtanz belaftenden Schulden nur 
diejenigen gehören, bie der Stifter bis zur Errichtung des Fideikommiſſes gemacht 
bat und die aus feinem übrigen Vermögen nicht bezahlt werben können. Vieſer recht⸗ 
lichen Beurteilung ift beizutreten, und fie fann aud als die allgemein herrſchende 
Meinung bezeichnet werden. Nr. 2070. Die Beitimmung des 8 104 a. a. D. bezieht 
fih auf alle Schulden, die der Stifter zur Beit der Errihtung des Fideikommiſſes ge- 
babt Hat, und fie beruht anf der Erwägung, daß der Stifter nicht zum Nachteil feiner 
bereit3 vorhandenen Gläubiger ein bisher dem freien Verkehr unterworfenes Bermögen 
in ein Fideilommiß verwandeln und bamit jenen Släubigern ein Befriedigungsobjekt 
entziehen darf. Hatte der Stifter bei Errichtung bes Fideilommifjes feine Schulden, 
fo übertrug er dur die Errichtung feiner Familie das Obereigentum au allen zur 
Fideikommiß beftimmten Bermögensftüden. Er kann alfo nicht befugt fein, das feiner 
Familie bereit3 vollftändig übertragene Recht ihr ganz oder teilweije wieder zu ent- 
ziehen. Hiernach muß der erwähnte rechtliche Gedanke, ber ben Worten ded 8 104 
„bei deſſen Errichtung“ zu Grunde liegt, auch auf den nachfolgenden Sag '„oder die 
aus feinem übrigen Vermögen nicht bezahlt werben können“ bezogen werden, und es ift 
der Sinn des $ 104 dahin feftzuftellen, daß außer denjenigen Schulden, mit denen der 
Stifter felbft das Fideilommiß bei deffen Errichtung belaftet Hat, nur diejenigen Schulden 
desfelben die Subftanz des Fideilommiffes angehen, bie er bei befien Errichtung ſchon 
hatte und die aus feinem übrigen Vermögen nicht bezahlt werden Binnen. Das wird 
auch durd) das in 8 104 gebraudte Wort „uriprüngliche” beftätigt, das darauf hin⸗ 
deutet, dab das Geje überhaupt nur foldde Schulden gemeint bat, Deren Urſprung noch 
in der Beit vor Errichtung des Fideikommiſſes liegt. Die zum Teil entgegenftehende Auf- 
faflung von Koch in feinem Kommentar zum AL.R. beruht auf der Uuffaffuug, daß das 
Fideikommiß erft mit dem Eintritt bes erften Succeffionsfalles ins Leben trete, während 
im vorliegenden Falle ber Stifter felbft der erfte Sideilommißbefiger geworden: ift. 
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Nr. 2075. IV. Sen. 8. Dezember 1884. IV. 225. 84. Bd. 13, Nr. 53, ©. 225. 

Gültigkeit einer bei der Erridtung eines FZamilienfideitommifies für den Fall 
bes Ausſterbens des zur Succeſſion berufenen Mannäftammes getroffenen Veftimmung. 
(Breuß. R.). In dem mwechjeljeitigen Teftamente der Eheleute 8. war da3 ber Ehefrau 
gehörige Rittergut zum Familienfideikommiß beftimmt und für ben Fall bes Ausſterbens 
ihrer zur Succeffion berufenen männlichen Nachkommenſchaft angeordnet, daß der Gegen⸗ 
ftand bes Fideikommiſſes auf die Nachkommenſchaft aller Töchter der Ehefrau 8. nad 
Köpfen vererbt werden folle. Nach dem Tode des Ehemannes 8. hatte die Witwe unter 
Buziehung der Erben des Erfteren durch einen Alt unter Lebenden das Yamilienfidei- 
kommiß errichtet und in der behufs der Errichtung aufgenommenen Urkunde vom Jahre 1845 
feſtgeſetzt, daß für den Yall des Ausſterbens der zur Succeffion berufenen männlichen 
Nachkommenſchaft der Gegenftand bes Fideilommifjes auf die Ablömmlinge ihrer Töchter 
und die weiblichen Ablommlinge ihrer Söhne übergehen und nach Stämmen geteilt werden 
folle. Dieſe Beftimmung wurde in die Errichtungsurkunde felbft aufgenommen. Das 
Familienfideilonmiß trat in Kraft. Die männliche Nachkommenſchaft ftarb in der Folge 
ans. In dem unter ben Nachkommen der Töchter der Ehefrau 8. und den weiblichen 
Nachkommen der Söhne über die Berteilung des Gegenſtandes des Fibellommifies ent- 
ftandenen Nechtöftreite wurde die Rechtsgültigkeit der von der Ehefrau K. bei Errich- 
tung des Fideikommiſſes für den Hall bes Ausſterbens der männlichen Nachkommenſchaft 
getroffenen Beſtimmung beftritten. Das Reichögericht erachtete bie Anordnung für rechts⸗ 
wirfam. Die von der Ehefrau K. in der Urkunde von 1845 angeordnete Succeiflon 
kann zwar nicht mehr unter deu Begriff einer Succefflon in das Familienfideitommiß 
gebracht werden. Die Anordnung tft vielmehr gerade für ben Fall des Aufhörens bes 
Samtlienfideitomntified infolge des Ausfterbend des zur Succeffion in basfelbe allein 
berufenen Mannsftanımes getroffen und ſoll mit diefem Anfhören ihre Wirkungen 
änßern. Sie ftellt fi ala eine zwar über den Begriff des eigentlichen Familien⸗ 
fideikommiſſes binansgehende, aber immerhin fideikommiſſariſche Belaſtung des letzten 
Fidellommißbefikers dar, auf Grund deren ber bisherige Gegenſtand des Yamilienfibei- 
tonmmiffes in der Hand bes lebten Beſitzers nicht freies Eigentum werben, fondern eine 
andermweite Ießte Beftimmung nach dem Willen des Stifters erhalten fol. Die Befugnis 
zu einer derartigen Berfügung über den Gegenftand des Fideikommiſſes ift aber dem 
Stifter nicht abzufprehen. Es ift auch weder in pofitiven gejeglichen Beſtimmungen 
noch im Weſen des Familienfideikommiſſes die Rötigung zu finden, eine folche Ver⸗ 
fügung der Form nad anders zu behandeln als die Stiftung felbft, ihr alſo Rechts⸗ 
wirfungen nur beizulegen, wenn fie als leßtwillige Verfügung bes Stifter beftehen 
tann, fie aber nicht gelten zu laſſen, wenn die Samilienfibeitommißftiftung in der Form 
eines Rechtögejchäfts unter Lebenden erfolgt. Vergl. 8 139, IL 4 A.L. R. 


Nr. 2076. IV. Sen. 28. Februar 1881. IV. 558. 80. Bd. 4, Nr. 69, ©. 248. 

fibergeng des nutzbaren Eigentums anf ben Fideilsmmißnachfolger. (Preuß. R.). 
Nur bei freiwilligen Veräußerungen feitend des eingetragenen Eigentümers an einen 
Anderen wird der Eigentumderwerb durch Auflaffung und Eintragung bedingt (88 1—3 
bes E.E.&. vom 5. Mai 1372). Außerhalb einer freiwilligen Veräußerung wird das 
Grundeigentum nad dem bisher geltenden Rechte erworben (3 5 a. a. DO.) Beim Fidei⸗ 
tommiß gebt alfo das nugbare Eigentum durch den Tod des Fideikommißinhabers auf 
den Fideilommißnachfolger über (8 206, II. 4 A.L. R.). 


Nr. 2077. V. Sen. 17. $uni 1891. V. 71. 91. Bd. 28, Nr. 51, ©. 225. 

Nlagerecht bes im Grundbuche als Eigentümer eingetragenen Yibeilsmmiß- 
beſitzers. 88 117, 119, I. 4 A.L. R. 88 30,31, J. 1 A.G.O., 881, 5, 7 E. E.G. vom 
5. Mat 1872. (Preuß. R.). Nah 8 7 des E.E.G. vom 5. Mai 1872 Hat derjenige 
die Klagerechte des Eigentümers, der als folcher im Grundbuche eingetragen ift. Der 
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Kläger ift als Eigentümer des Nittergutes ©. in ber L Abteilung des Grundbuches ein- 
getragen. Dieſe Eintragung entipricht dem geltenden Rechte, wonach bei geteiltem Eigen- 
tume der nugbare Eigentümer in der für die Eigentumseintragungen beftinnmten Ab⸗ 
teilung I des Grundbuches eingetragen wird, während die Nechte der Yamilie als ber 
Obereigentimerin bei Samilienfideitommiflen durch die Eintragung ber Fibeilommiß- 
eigenſchaft des Grunbftüdes und ber Rechte der Unwärter in der II. Abteilung zu 
wahren find (88 52, 74, 10 der Grundbuchordnung). Bie Beantwortung der weiteren 
Trage, ob ber Kläger die ihm al3 eingetragenen Eigentümer zuſtehenden Rechte felb- 
ftändig als Bartei im Progeffe geltend machen Tann oder ob es dazu ber Zuziehung 
anderer Berfonen bedarf, tft nit aus 8 7 a. a. D., fondern and ben Beſtimmungen 
des neben den Grundbuchgeſetzen geltenden Rechts zu entnehmen. Bezüglich der Pro- 
zefie, die die Subftanz eines Familienfideikommiſſes betreffen, wird in den 88 117—119, 
MAUER. allerdings beftimmt, daß der jebesmalige Beſitzer des Fibeilommiffes zwar 
die Rechte der Yamilie wahrnehmen, aber die nädhften Anwärter zuziehen ober Boll- 
macht von ihnen beibringen fol. Das Berufungsgericht ſchließt fich jedoch der Judilatur 
bes vormaligen preußiſchen Obertribunals an, bas den jedesmaligen Fideilommißbeſihher 
zur Progebführung über die Subftanz auch ohne Yuziehung der nächſten Anwärter für 
aktiv und paſſiv Tegitimiert anfah, den ergebenden Enticheidungen aber dann Wirkung 
gegen die Familie verfagte. Diefe Praris entipricht den Beftimmungen der 88 30, 31,11 
A.G.O. Daran ift durch die beutiche Civilprozeßordnung nichts geändert. Die 88 50 ff. 
E.B.D. verweiſen, fofern fie in Betracht Tommen, auf bie Vorfchriften bes bürgerlichen 
Rechts. Das Berufungsgericht erachtet zur Begründung der Eigentumsfinge bes Klägers 
für ausreichend, daß der Kfäger nad bem Inkrafttreten der Grundbuchgeſetze von 1872 
das Eigentum am Nittergute S. ald Yidellommißfolger erworben bat und als beffen 
Eigentümer im Grundbuche eingetragen tft jowie daß zur Zeit feiner Eintragung das 
Grundbuch auf das Katafter zurüdgeführt war und daß in ben ald Beſtandteilen des 
Gutes eingetragenen Flächen die hier ftreitigen Strandlaten und Wiefen enthalten find. 
Unleugbar ift e3 folgerichtig, dab in den Fällen der freiwilligen Veräußerung, in benen 
ber Erwerb de3 Eigentums an einem Grundſtücke durch Auflafiung und Eintragung 
erfolgt (8 1 E.E.G. vom 5. Mat 1872) zum Nadjweife des Eigentums bie Berufung 
auf die Eintragung als Eigentümer im Grundbuche genügt. Anbererfeit3 läßt fich nicht 
verfennen, daß es konſequent fein würbe, außerhalb ber Fuͤlle ber freiwilligen Veräußerung, 
wo das Eigentum nicht durch Eintragung im Grundbuche, fondern nad bem bisherigen 
Rechte erworben wird ($ 5 E. E.G.) den Nachweis des Eigentumserwerbes nad) dem 
bisherigen Nechte zu fordern. Gleichwohl zieht das Eigentumserwerbögefeh die Kon- 
fequenz nicht, indem e3, um nad) Möglichkeit Die Duplizität des Eigentums zu verhüten, 
im $ 7 den eingetragenen Eigentümer ohne Unterſchied, ob er das Eigentum nad dem 
Inkrafttreten der Grundbuchgefege durch Eintragung ober nad) dem biäherigen Rechte 
erworben Bat, Traft feiner Eintragung für befugt erflärt, alle Klagrechte des Eigen- 
tümers auszuüben. Dies bat auch in der Abficht ber gefehgebenben Faltoren gelegen. 
In dem Urteile im Falle Nr. 1751 tft in Übereinftimmung hiermit ausgeſprochen, daß 
die Klagbefugnis des Eigentümers nah 8 7 bes E.E.. in jedem Falle, möge der 
Eigentumderwerb gemäß $ 1 oder gemäß 8 5 erfolgt fein, ſchon an die bloße Eintragung 
geknüpft ift, und ausdrücklich die Anficht abgewiefen, daß der 8 7 nur auf bie nad 
vorgängiger Auflaffung erfolgte Eintragung zu beziehen fei. Ebenſo befteht in ber 
Litteratur hierüber Teine Meinungsverjchiedenheit. Was bezüglih des ganzen 
Grundftüds gilt, muß aud bezüglich aller feiner einzelnen Beftanb- 
teile gelten, die das Grundbuch als folche, ſei es durch Aufführung der einzelnen 
Parzellen oder durd) Angabe ber die einzelnen Teile umfaflenden Gefamtfläche nachweift. 
Auch bei der Vindikation einzelner VBeitanbteile kann e8 Teinen Unterfchied machen, ob 
der Erwerb bes fie enthaltenden Gutes auf Auflaffung und Eintragung beruht oder 
außerhalb der Fälle der freiwilligen Veräußerung erfolgt iſt. Der Kläger darf fi in 
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beiden Fällen zum Nachweiſe feines Eigentums an ben Parzellen auf fein Eingetragen- 
fein im Grundbuche berufen und hat nicht nötig, die Zugehörigkeit der Parzellen zum 
Gute oder gar deren Erwerb beſonders nachzuweiſen. Dies entfpricht auch bem im 
Falle Nr. 2090 ausgeſprochenen Satze, daß das, was ald Eigentum eingetragen, nur 
nad den die Eigentumseintragung felbft beherrihenden Geſetzen zu beurteilen tft. Als 
der Kläger im Jahre 1882 das Eigentum des Nittergut3 S. ala Fideikommißfolger 
erwarb und als deſſen Eigentümer eingetragen wurbe, mar da3 Gut bereit im Jahre 1879, 
alfo nnter der Herrſchaft der Grundbuchgeſetze von 1872, im Grundbuche gemäß $ 4 
der Grunbbuhordnung auf das Katafter zurüdgeführt und dadurch in feinem Tatafter- 
mäßigen Beftande feftgeftellt. Wurde nun auch durch die Berichtigung des Grundbuches 
nad den Steuerbüchern allein der bisherige Umfang bes Grundftüdes gewiß nicht er- 
weitert, fo trat doch die Folge ein, daß bei ipäterer Beräußerung des Grunbdftüdes, 
mangels anderweiter Begrenzung des Umfanges des legteren, fein durch das Grundbuch 
nachgewieſener Beitand als richtig, als thatfächlich vorhanden galt, und daß infolgedefien 
ber Erwerber zur Eigentumsklage bezüglich des Grundſtückes mit allen fi aus dem 
Grundbuche bezw. den darin in Bezug genommenen Stenerbüchern ergebenden Beftand- 
teilen Tegitimiert wurde. Die in einem früheren Urteil ausgefprocdhene hiervon ab- 
weichende Anficht giebt der erlennende Senat bei erneuter Prüfung auf. Ein Bedenken 
fann nicht daraus entnommen werben, daß bei einem Yamilienfideilommig das Ober- 
eigentum der Yamilie zufteht, und daß fich deshalb durch Die Nachfolge Fein Eigentums- 
wechſel vollziehe. Der Übergang des Eigentums auf ben Fideilommißfolger ftellt einen 
Erwerb außerhalb der Fälle der freiwilligen Veräußerung dar und wird als folder 
behandelt, indem der Fibellommißfolger im Grundbuche als Eigentümer an Stelle des 
bisherigen eingetragen wird. Ein Eigentumswechſel tritt alfo auch bei der Nachfolge 
in das Fideikommißgut ein. Iſt ber Fideilommißbefiter im Grundbuche ald Eigentümer 
eingetragen, fo gilt er gegenüber Dritten als der wahre Eigentümer des Fideikommiß⸗ 
guts in allen feinen Beftandteilen. Deshalb muß ihm gegenüber and) ber vollftändige 
Beſitzer weichen (8 175, L 7 A.L.R.), und biefem liegt bei eintretendem Konflikte der Nach⸗ 
weis ob, daß der eingetragene Eigentümer nicht oder nicht mehr der wahre Eigentümer 
fei, um fein Necht aus dem vollftändigen Beſitze geltend zu machen. Dadurch, daß der 
eingetragene Eigentümer nad) 8 7 des E. E. G. des Nachweiſes feines Eigentumserwerbes 
am Grundftüde ober an befien einzelnen ſich aus dem Grundbuche ergebenden Teilen 
zur Klagbegründung überhoben ift, wird keineswegs der Unterſchied zwiſchen der Ein- 
tragung des Eigentumserwerbes auf Grund einer Auflaffung und der Eintragung des 
anßerhalb der Fälle der freiwilligen Beräußerung erfolgten Eigentumserwerbes verwiſcht. 
Während bie erftere rechtserzeugende Kraft hat, fo baß ber al3 Eigentümer Eingetragene 
da3 Eigentum an dem Grundftüde erwirbt ohne Rüdficht darauf, ob der Veräußerer 
Eigentümer war, und unter Vernichtung des etwa außerhalb des Grundſtücks beftehenden 
Eigentums eines Dritten, wird in den Fällen der lebteren Art duch die Eintragung 
der Eigentumsderwerb, ber fi) außerhalb des Grundbuches vollzogen hat, nur beurkundet; 
der eingetragene Eigentümer tft Eigentümer nur in bem Umfange, wie es fein Rechts⸗ 
vorgänger war, der bisherige Eigentümer verliert fein Eigentum durch die Eintragung 
des Anderen nicht. Gegen bie Klage des eingetragenen Eigentümers, defien Erwerb 
auf 8 5 E. E. G. beruht, bat deshalb der Beklagte nur nachzuweiſen, daß der Kläger 
Eigentümer nicht geworden ift, weil fein Rechtsvorgänger nicht Eigentümer war, oder 
daß er, der VBellagte, das Eigentum erworben Hat; dagegen Tann die Klage des auf 
Grund einer Auflaffung Eingetragenen nur buch Anfechtung der Auflafiung bejeitigt 
werden. Diefen Unterfchied, ber übrigens die Bedentung des 8 7 E.E.&. nicht berührt, 
läßt auch das Berufungsgericht nicht unbeachtet; denn es hat bie Bellagten ohne Wei⸗ 
tere zu dem Nachweiſe verftattet, daB fie das Eigentum derjenigen Parzellen, als deren 
Eigentümer ber Kläger auf Grund der Fideikommißfolge eingetragen ift, durch Erjigung 
erworben baben. 
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Nr. 2078. III. Sen. 4. Februar 1890. III. 105. 89. Bd. 26, Nr. 26, S. 135. 

Standesherrlige Familienfideilommiſſe. Autonomie ſtaudesherrlicher Familien. 
(Gem. R.). Die Aufnahme des Rechtsſtreites (Fall Nr. 2826) durch den jetzigen Kläger 
als angeblichen Fibeilommißfolger unterliegt nah 8 2417 C. P.O. keinem Bedenken. 
Unter „Rechtsnachfolger” verfteht das Geſetz Hier nicht bloß Univerfalfuccefforen, fondern 
and Singularfuccefioren, welche von Todes wegen in dad Hecht und bie Pflicht des 
Vorgängers eintreten. Eine BVeſchränkung auf gewifle Arten ber Sonderrechtsnachfolge, 
insbefondere ein Ansſchluß der Fideikommißfolge ift nicht gerechtfertigt. Die Nachfolge 
in beutichrechtlihe Yamilienfideifommilfe begründet weder eine Singular- nod eine 
Univerfalfucceffion im römiſchrechtlichen Sinne, fondern eine eigentümlich geartete Nach⸗ 
folge in einen Komplex von Rechten und Berbindlichleiten; fie ift in gewifler Hinficht 
eine Univerfalnachfolge, fobald nämlich ein ganzes Bermögen, und in gewifjer Hinficht 
eine Sonbernachfolge, wenn ein einzelnes Bermögensftüd den Segenftand des Fidei⸗ 
kommiſſes und damit der Succeffion bildet. Gleichwie der Ausdruck, Rechtsnachfolger“ 
in 8 217 C. P.O. die Succeflion nicht bloß in dag Recht, fondern auch in die Ber. 
pflihtung umfaßt und weiter nicht allein die Succeffion im eigentlichen Sinne, fonbern 
zugleich die fogen. Tonftitutive Nachfolge in fich begreift (Nr. 3390), wird man darunter 
in ähnlicher Weife ſowohl die unmittelbare wie die mittelbare Succeſſion in das 
ftreitige Mechtsverhältnis verftehen müflen. Nr. 3146. Nr. 3148. Verfolgt, wie im 
vorliegenden alle, der Fibeilommißanwärter einen Anſpruch an bas Fideikommißobjekt, 
der nicht gänzlich unabhängig von der Berfon und dem Nechte bes unmittelbaren Bor- 
gängers und Rechtsnachfolgers im Fideikommiſſe befteht und beftehen kann, jo bindet 
das gegen den Erfteren erlaflene Urteil auch den Reafiumenten. Wird entichieben, daß 
zwar an fi ein fideilommifjariicher Anſpruch des früheren Klägers an bie ftreitige 
Rente beitanden habe, das urfprünglichde Familienſideikommiß aber durch den Rechts⸗ 
vorgänger mit Einwillignug fämtlicher Agnaten rechtsgültig habe aufgehoben oder ab- 
geändert werben können, fo wirkt das ergangene Urteil für alle Zeit gegen alle Anwärter 
aus dem Zweige der betreffenden Linie. Anders, jobald die Klage nur aus einem der 
Berfon bes früheren Klägers entnommenen Grunde, mit Rüdficht auf ben perfönlichen 
Berzicht desfelben ober feines Erblaſſers abgewieſen wird; in diefem Falle ſchließt die 
Rechtskraft des ergebenden Urteils die fpätere Klage des Fibeilommißnachfolgers nicht 
and. Alles dies foll und kann doch nur im Prozeſſe felbft zum Austrage kommen, 
der nach erfolgter freiwilliger Aufuahme durch den jebigen Kläger feinen Fortgang 
genommen hat. Mit Recht Hat das Oberlandesgericht angenommen, daß die erhobene 
Klage als fideilommiffarifhe Revokatorienklage im Gewande einer Feſt⸗ 
ſtellungsklage ericheint. Daß diefelbe nicht ſowohl gegen einen Dritten als vielmehr 
gegen einen eventuell jucceffionsberechtigten Agnaten angeftellt ift, ändert an ber Natur 
des Klagrechts nichts, und ebenfo ift es unerheblich, daß der Streit ſich Iediglih um 
das beilere Recht auf den Bezug der ftreitigen Mente dreht. Denn der Nachweis, daB 
er im Berbältniffe zum Bellagten der Befferberehtigte fei, gehört zur Altiv⸗ 
legitimation des Klägers zur Sade. Es genügt mithin nicht, wenn derfelbe nur dar- 
thut, daß der Gegner nicht bezugsberechtigt ſei. Das folgt teild aus allgemeinen Grund⸗ 
fügen teils aus dem Umftande, dab fi der Beklagte im Quafibefige der Rente 
befindet, einem Beſitze, der auch nicht durch die PBrotefterbebung bed Klägers gegen 
die Auszahlung der Rente und die darauf Hin erfolgte vorläufige Einftellung ber 
Leiftungen aufgehoben mworben if. Grundlos ift die Behauptung bes Klägers, daß 
ein derartiger Mechtöbefib nur bei Renten, bie auf rund und. Boden radiziert find, 
zugelaffen werde; er ift auch bei wiederkehrenden Renten ohne reale Unterlage an- 
zuertennen, fobald foldde, wie hier, die Merkmale der Dauer an ſich trageu und mögliche 
Gegenjtände eines Fideikommiſſes fein können. Die Mage auf Anertennnng der au3- 
ſchließ lichen Berechtigung des Kläger zum Bezuge ber freitigen Rente ftügt fich 
auf folgende Behauptungen: Als Surrogat für die durch den Reichsdeputationshaupt⸗ 
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ſchluß vom 25. Februar 1803 verlorenen linksrheiniſchen Beſitzungen des gräflichen 
Haufes Neu-R. W. werde die Rente nad den im Haufe 2.8. jüngere Linie zur Zeit 
bes Berluftes der Grafſchaft geltenden Familienſucceſſionsrechten, eventuell nah dem 
dort damals geltenden gemeinen deutichen Privatrecht vererbt; demmach fei berjenige 
bezugsberechtigt, welcher regierender Graf von L. W. jüngere Linie in feinem Anteil 
an ber Grafſchaft 2. fein würde, wenn biefer Anteil nicht im Jahre 1801 an Franl- 
rei verloren gegangen wäre. Durch verichiedene Hausverträge, insbeſondere die 
Srünftädter Verträge vom 20. Juni und 2. Dezember 1757 feien nun bie Beſitzungen 
jener Linie Yamilienfideilommiß geworden nnd nach den Srundjägen ber Primogenitur 
mit Ausfchluß ber Weiber vererblich geweien. Gemäß diefer, übrigens aud) auf Familien⸗ 
obfervanz beruhenden, Erbfolge jei der Kläger der einzig Berechtigte zum Nentenbezuge, 
wie aus dem vorgelegten Stammbaum erbelle. Daß die linksrheiniſchen Beſitzungen 
des gräffiden Haufes 2.8. mit einem fideilommiffarifchen Berbande belaftet waren, 
ift nicht beftritten, wohl aber, daß eine Übertragung biefes Berbandes auf die dafür 
eingetaufchten Surrogate ftattgefunden habe. Das Lebtere ift eine Vorausſetzung 
des Klagrechts. alt fie weg, fo war bie ftreitige Rente, ba weder eine Erftredung 
der älteren L.ſchen Hausgeſeze auf neue Erwerbungen behauptet noch die Inkorporation 
ber Entihädigungsobjette in das rechtsrheintihe L. W.ſche Familienfideikommiß feft- 
geftellt werben Tonnte, freies Eigentum in der Hand bes erften Inhabers und ging als 
ſolches anf deſſen Rechtsnachfolger über. Denn davon kann Teine Rebe fein, daß die 
Rente dur Art. 14° Nr. 2 der dentſchen Bundesakte vom 8. Juni 1815 felbft dann 
die Eigenſchaft eines Fideikommiſſes erlangt habe, wenn der $ 45 des Reichsdeputations⸗ 
hauptſchluſſes von 1803 die Übertragung nicht angeordnet hätte. Die deutſche Bundes- 
alte bat nicht foldhe Hausgeſetze wieder in3 Leben gerufen und rufen wollen, welche 
ſchon nad den Grundiägen der früheren deutichen Berfafiung nicht mehr beitanden, als 
die ehemaligen NReichsftände das Schickſal der Mediatifierung durch die Rheinbundsakte 
vom 12. Juli 1806 traf, wie fie denn auch diejenigen Familienſideikommiſſe nicht in 
den vorigen Stand ſetzte, welche in den durch den Luneviller Frieden von 1801 an 
Frankreich abgetretenen in den Jahren 1814 und 1815 von Dentichland zurüderworbenen 
linksrheiniſchen Gebietsteilen infolge der franzöfiihen Gefeßgebung untergegangen waren. 
Dagegen ift durch 8 45 des Reichsdeputationshauptſchluſſes der allgemeine ftantsrechtliche 
Grundſatz zur Anerkennung gelangt, baß agnatifche Rechte an landesherrlichen Be⸗ 
figungen bei Beräußerungen ber lebteren regelmäßig von felbft auf die Surrogate, die 
Gegenleiſtung ober die dafür eingetaufchten Objelte Übertragen werben. Gegen bie 
Anwendung dieſes Satzes auf den vorliegenden Fall fann nicht geltend gemacht werden, 
daß bie Fideikommißeigenſchaft der linksrheiniſchen Beſitzungen des gräflichen Hauſes 
L. bereits vor Erlaß des Reichsſsdeputationshauptſchluſſes durch die franzöſiſche Geſetz⸗ 
gebung aufgehoben worden und nicht mehr beſtehende Succeſſionsrechte keiner Über- 
tragung fähig feien. Denn bie endgültige Vernichtung der Anſprüche des Deutſchen 
Neiches und ber durch dieſes vertretenen Erbfürften erfolgte erft durch den Frieden 
von Luneville vom 9. Februar 1801 und in diefem ift durch Art. VII. den Erbfürften 
eine noch zu ermittelnde Entſchädigung auf dem rechten Rheinufer ausdrücklich in Aus- 
fiht geftellt worden. Wenn daher diefe Schabloahaltung im Reichsdeputationshaupt⸗ 
ſchuſſe ausgemittelt und dabei feftgefegt wurde, daß Yamilienfucceifionsrechte von aus⸗ 
getaufchten Beſitzungen auf bie Surrogate übergehen follten, fo ergiebt fi daraus 
notwendig, daB, wenn und infoweit bie eventuellen Anfprüche von Agnaten überhaupt 
unter 8 45 a. a. D. begriffen find, die Übertragung diefer Anſprüche auf die Ent- 
Ihädigungsfubjelte rechtlich zuläffig und felbftverftändfih war. Aber auch die Be- 
fhränfung bes 8 45 auf die verlorene Landeshoheit ift nicht gerechtfertigt, wie aus 
deſſen Entftehungsgeihichte Mar hervorgeht. Danach handelte es fich bei der in Rede 
ftehenden Beſtimmung des Reichsdeputationshauptſchluſſes um bie Succeffionsrechte der 
Agnaten der erblihen Neichsftände, welche als eventuelle reale Anſprüche auf den ab- 
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getretenen Territorien lafteten, vorausgefegt, daß dieſe Nechte auf Yamilienverträge, 
Hausgeſetze oder ähnliche Nechtstitel fich gründeten, in biefem "Falle aber ohne Unter⸗ 
fchied, welcher Urt das durch den Luneviller Frieden an Frankreich abgetretene Veſitztum 
und das bafür eingetaufchte Surrogat war. Nun find die gräfliden Häufer L. W. 
gerade für den Berluft ihrer linksrheiniſchen Befigungen und der damit verbundenen 
Einkünfte, nicht aber etwa wegen bloßer Anſprüche (Anwartichaften u. dergl.), die ihnen 
felber an ſolchen Beſitzungen zuftanden, entichädigt worden; fie haben nad 8 20 des 
Deputationdrezefied rechtörheinifche Yandesteile und Rentenanweiſungen anf den Rhein⸗ 
oltroi als Surrogat empfangen. Während dem Grafen von Neu-L. W. eine reichs⸗ 
unmittelbare Abtei und die Hier ftreitige Rente von 6000 Gulden überwiejen wurbe, 
erhielt ber Graf von Alt⸗L. W. eine andere Abtei mit der Landeshoheit ſowie eine 
Rente von 3000 Gulden. Es ift alſo zu Gunften der älteren Linie ein reichs⸗ 
unmittelbares Gebiet über einen beftimmt abgegrenzten Bezirk eines anderen 
Staatsgebietes durch den Reichsdeputationshauptihluß fogar neu geſchaffen worden. 
Weshalb auf diefe Entfhädigungslande die agnatiihen Anſprüche an die linksrheiniſchen 
Befigungen nicht übertragen worden fein follten, iſt ebenfowenig erfindlich, wie ein 
zureichender Grund mangelt, die Nentenbezüge auszunehmen. Daß bie Grafen von 2. W. 
durch die Rheinbundsakte von 1806 mediatifiert worden find, mithin eine ftaats- 
rechtliche Succeffion in beren Befibungen jest nicht mehr ftattfindet, vermag an der 
Auslegung und Anwendung des 8 45 bes Neichödeputationshauptichluffes nichts zn 
ändern. Es bewirkte dies nur, daß bie Nachfolge in die Landeshoheit und in den mit 
diefer verbundenen Befig an Domänen und Gefällen fih in eine Nachfolge in die 
Standedherrihaft und da3 damit im Bujammenhange ftehende ftandesherrlidhe Patri- 
monial- und Privateigentum verwandelte. Hiernach ift die Klage an fich begründet. 
Das Berufungsgericht hat diefelbe mit NRüdfiht auf das Einredevorbringen bes 
Bellagten abgewiefen. Es geht vor Allem davon aus, daß bie ftreitige Rente den Ge⸗ 
feßen der Standesherrihaft W. Sch. unterworfen geweſen fei und durch die Einführung 
des code Napolscon in dem vormaligen Großherzogtum Berg ihre Yideilommißeigenfchaft 
verloren, ſolche auch durch Art. 14 der deutihen Bundesalte nicht wieder erlangt habe. 
Die Revifion rügt Verletzung ber Rechtsgrundſätze über die örtliche Kollifion der Geſetze, 
bes Art. 896 code civil und des Art. 14 der beutichen Bunbesalte. Der Borderrichter 
nimmt zutreffend an, daß das Klagrecht durch den Vergleich vom 10.30. November 1814 
und das Samilienftatut vom 1. Mai 1819 nad den Beftimmmungen des gemeinen Rechts 
und des Privatfürftenrecht3 erloſchen ſei. Es Tann alſo bahingeftellt bleiben, ob e3 
richtig iſt, daß die Fidellommißeigenfhaft der Rente durch die gedachte Gefehgebung 
befeitigt fei. Die Gültigkeit bes Vergleiches richtet fidh bei dem von dem Norderrichter 
unanfehtbar feftgeftellten mut ma ßlichen Willen der Kontrahenten, wonach ſich die 
Kontrahenten in Anſehung ihrer Berfügung über die Rente freiwillig dem in ber 
Standesherrfchaft W. Sch. geltenden Rechte unterworfen haben (Nr. 4222. Nr. 241. 
Nr. 204. Nr. 435), ansfchließli nad gemeinem Privatfürftenrechte, und für das 
Hamilienftatut fommt außerdem der Art. 14 der beutichen Bundesakte in Betracht. 
Unlangend nun den Bertrag von 1814, fo enthält er von feiten ded Grafen Karl eine 
Entfagung auf erworbene Rechte, denn ein Fideilommißanwärter Hat ein nach bem 
Willen des Stifter bereits erworbene, wenngleich nur bedingtes Recht auf die Yibei- 
fommißnachfolge, und in biefer Entfagung liegt eine Veräußerung im weiteren 
Sinne, wenn aud nicht des Fideilommißgutes jelbft, doch der agnatifhen Rechte an 
demfelben. Es ift daher nicht rechtsirrtümlich, wenn der Berufungsrichter bie Grund⸗ 
fäße, welche bei der Beräußerung eines Yamilienfidetlommifjes im allgemeinen gelten, 
auch für den vorliegenden Fall analog zur Unwendung gebracht hat. ®emeinrechtlich 
fann nun ein Ugnat, welcher feine Einwilligung zur Veräußerung eines Fideikommiſſes 
gegeben bat, dieſe Veräußerung fo wenig anfechten, als dies der veräußernde Fidei⸗ 
tommißinhaber zu thun imftande ift. Dasfelbe gilt von dem Unmärter, welcher Allodial- 
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erbe des Beräußerers ober eines Tonjentierenden Anwärter geworben ift. Bu demſelben 
Ergebniffe gelangt man, wenn man die Borjchriften des Privatfürftenrecht3 zu Grunde 
legt. Agnatiſche Erbverzichte auf die Nachfolge in Familienfideikommiſſe find in den 
ehemals reichöftändiichen Familien von jeher in Übung geweſen und niemals als ungültig 
behandelt worden. Zweifelhaft und beftritten war nur, ob, unter weldden Boraus- 
feßungen und in welchem Umfange ſolche Berzichte gegen die Nachkommen des Ent- 
fagenden wirkten, wenn fie, wie bier, zugleich für dieſe erflärt waren. Diefe Frage ift 
nicht zum Wustrage zu bringen. Denn im beutigen Rechte befteht wenigſtens in An- 
febung der Haftung der Nachkommen als Allodialerben für die Handlungen bes 
Erblafierd fein Unterfchied zwifchen einem Familienfideikommiſſe des Hohen und einem des 
niederen Adels. Die wefentlih dem Öffentlichen Rechte angehörenden Rechtsgrundſätze, 
welche bei ehemals reichsjtändiichen jebt ſouveränen Fürſtenhäuſern rüdjichtlih der 
Nachfolge in die Landesregierung und in die mit diefer im Bufammenhange ftehenden 
Haus⸗ und Kronfibeilommiffe in Geltung waren und find (Nr. 16. Nr. 1941), Tönnen 
für die Succeffion in ſtandesherrliche Stamm⸗ und Fideilommißgüter nicht herangezogen 
werben, ſeitdem biefe infolge des Art. 27 der NRheinbundsalte Privateigentum ber 
Mebiatijierten geworben find und privatredätlichen Normen unterliegen. Der urjprüngliche 
Kläger hat die Erbfchaft feines Waters, des Grafen Karl, der den Vertrag von 1814 
geichloflen hat, angetreten. Diefer Vertrag präjudizierte mithin unter jedem Geſichtspunkte 
ſowohl dem Succeſſionsanſpruche des NRenunzianten ald dem feines Sohnes und Erben. 
Dagegen würde dem Erbverzichte ald bloßer Brivatdispofition keine meiter- 
gehende Wirkung beizulegen fein, diefe namentlich nicht ohne weiteres dem Neaflumenten 
entgegengehalten werden fönnen. Hierzu würbe, wenn nicht der Beitritt bes urfprünglicheu 
Klägers zum Exrbverzichte feines Vaters, Doch minbeftens der Nachweis erforderlich geweſen 
fein, Daß der Reaſſument durch Erbfchaftsantretung Univerfalnachfolger feines verftorbenen 
Vaters geworden fei. Daraus folgt indeſſen nicht, daß der Reafſument nunmehr fein 
eigenes Succeſſionsrecht nachträglich geltend zu machen befugt ſei. Derfelbe trat nur an 
die Stelle feines Borgängerd und mußte den Prozeß in der Lage aufnehmen, in welcher 
jih die Sache zur Zeit des Todes des urfprünglichen Klägers befand. Die Wirkung des 
Erbverzichts ift auch nicht durch Art. 14 Nr. 2 der deutichen Bundesalte von 1815 be- 
feitigt worden. Die dort rüdfichtlid der Privatautonomie der Standesherren getroffenen 
Beitimmungen hatten nur den Biwed, die während ber Zeit des Rheinbunds gegen jenes 
Sonderredt erlaffenen Befeße und Verordnungen außer Kraft zu feben, nicht aber die durch 
Berträge der Beteiligten aufgelöften oder teilweije außer Wirkſamkeit getretenen Fami⸗ 
lienfideilommiſſe der Mediatifierten wieder Herzuftellen. Das angeiprochene agnatifche 
Succeſſionsrecht ift indeflen nicht bloß vertragsmäßig für die Erben, ſondern audh durch 
autonomifche Sabungen der bispofitionsberecdhtigten und dispofitionsfähigen Familien⸗ 
glieder des gräflichen Sefamthaufes L. W. mit Wirkung für und gegen alle Rad. 
Tommen des Grafen Karl rechtögültig beichräntt worden. Bur Beit des ehemaligen 
Deutſchen Reiches ftand das Necht der Autonomie der Gefamtfamilie und jeder einzelnen 
Linie eines reichsftändifchen Haufes zu. Der Wille der hochadligen Genoſſenſchaft fonnte 
ih in einem Torporativen Beſchluſſe, in der Form eines Vertrages und in den dazu 
geeigneten Fällen fogar durch eine einfeitige Verfügung des Haufes der Familie oder 
Linie äußern. Die Befugnis, in folder Weije feine Güter- und Familienverhältniſſe 
durch Alte der Hausgeſetzgebung zu regeln, ift dem mebiatijierten hohen Abel Deutjch- 
lands auch durch die Rheinbundsakte nicht entzogen worden. Diefe unterwarf zwar 
bie ehemaligen NReichsftände der Souveränität ber Nheinbundsfürften, gemwährleiftete 
ihnen jedoh in Art. 27 alle bis dahin befeflenen Herrichafts- und Feudalrechte, die 
nicht wejentlih zur Souveränität gehörten, und beließ ihnen die Domänen als Patri- 
monial- und Privateigentum. Unverfennbar ift damit zum Ausdrud gebracht worden, 
daß den Mebiatifierten das Sonderrecht, ihre eigentümlichen Rechtsverhältniſſe ſelbſt 
zu ordnen, fernerhin verbleiben ſolle. Im Großherzogtum Berg ift durch dad Nafjan- 
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Oraniſche Edift vom 20. Dezember 1813 die franzöſiſche Gefehgebung im Gebiete ber 
Standesherrſchaft 2.8. vom 1. Januar 1814 ab bejeitigt, und es find an beren 
Stelle alle „Bejege, Berorbnungen, Negulative und Gewohnheiten, welde vor dem 
31. Juli 1806 geſetzliches Anſehen Hatten, in die vorige Würde zurüdgernfen”" worden. 
Damit traten auch bie Normen des Privatfürftenrechts und der Autonomie bes gräf- 
lichen Haufes L. wieder in Kraft. Der Art. 14 der deutſchen Bundesakte endlih Hat 
die Autonomie der Stanbesherren, wenn nicht erweitert, fo Doch in feinem zur Reichs⸗ 
zeit beftandenen Umfange wieder hergeftellt und den Mebdiatifierten ausdrücklich bie 
Befugnis zur Erlaffung neuer Hausgeſetze garantiert. Bei diefem Stande der Geſetz⸗ 
gebung erſcheint ſowohl der Vertrag vom 10./30. November 1814 als auch dad unterm 
1. Mai 1819 errichtete und am 11. Juli 1823 landesherrlich beftätigte Familienſtatut 
als autonomifche alle Nachkommen bes Grafen Karl bindende Veliebung. Der Rechts⸗ 
beftand beider Alte kann mit Erfolg nicht angefochten werden. Dem Vergleiche haben 
die Dispofitiosfähigen Agnaten des Gefamthaufes 2. W. teils ausdrücklich teils durch 
ſchlüſſige Handlungen zugeftimmt, die noch nicht fjelbftändigen Defcendenten jener 
Agnaten find, ba fie nur Rechte durch ben Bergleich erlangten, von dem Grafen Anguft 
als Familienhaupte und durch ihre Väter vertreten worden. Es liegt alſo der Fall, 
daß zwei einzelne Yamilienmitglieder über das Fideikommißvermögen des gräflichen 
Hauſes in Widerfpruh mit den älteren Hansgefegen zum Nachteile ihrer Nachkommen 
verfügt Hätten, nicht vor. Die Beftellung eines Kurators für die noch nicht geborenen 
Söhne bes Grafen Karl würde eine leere Formalität geweſen fein. Denn die Rot- 
wenbigfeit, Rätlichleit oder Zweckmaßigkeit des Erbverzichtes Tonnte doch nur nad) dem 
Beitpunfte feines Abſchluſſes, den damals obwaltenden Umftänden, beurteilt werben, 
während fi) zum voraus nicht überfehen ließ, wie fich die Berhältnifie in der Zukunft 
geftalten würden. Einer Iandesherrlihden Beftätigung unterlag der Bergleih nicht. 
Bur Reichszeit war eine Katferliche Konfirmation der Familienverträge und ftatutarifchen 
Anordnungen reichsftändifher Hänfer nad dem Herlommen und der Wahlfapitulation 
von 1711 Urt. 1 89 nnd Art. 11 8 2 nur in beftimmten Fällen vorgefchrieben (Nr. 16); 
überdies würde, ſelbſt wenn ſolche allgemein gefordert worden wäre, dies Kaiſerliche 
Reſervatrecht nad) der Medintifierung der ehemaligen Reichsſtände nicht ohne weiteres 
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enthielt der Bergleih die Veftimmung, daß Graf Karl und feine Nachkommen in An- 
fehung der Nachfolge in das Familienfideitommißvermögen hinter die übrigen Grafen 
von Neu- und Alt⸗L. W. fowie deren Deſcendenz zurüdtreten und als Abfindung 
bis zum Eintritte des Succeffionsfalles die ihnen zugelicherte Apanage nad Vorſchrift 
ber früheren Hausgejeße beziehen follten. Graf Auguft, der andere Bergleichäfontrahent, 
war demzufolge nicht gehindert, durch das Yamilienftatut vom 1. Mai 1819 über die 
Fideilommißgüter des gräflihen Hanjes Neu⸗L. W. einſchließlich ber Rheinzollrente, 
unbeſchadet der dem Brafen Karl und deſſen Nachkommenſchaft in dem Bertrage vom 
10./30. Rovember 1814 eingeräumten gegenwärtigen und zulünftigen Rechte zu ver⸗ 
fügen. Dasſelbe enthielt eine rechtsgültige autonomiſche Dispoſition des Grafen Auguft 
über die Güter und Gerechtſame feined Hauſes und tft Iandesherrlich beftätigt worden. 
Die Rüge der Verletzung ber Grundſätze des Privatfürftenrechts ift nicht gerechtfertigt. 
Nach einem allgemeinen deutfchen, für die ehemalig reichsſtändiſchen, jetzt ſouveränen 
Fürftenhänfer und ftandesherrlicden Gefchlechter geltenden Gewohnheits rechte können 
Anderungen beftehender Familienverträge und fideilommiffarifher Anordnungen mit 
Einwilligung fämtliher zur gegebenen Zeit Iebender und bispofitionsfähiger Agnaten 
von dem SFamilienhaupte vorgenommen werden. Die Vefugnis zu ſolchen Änderungen 
fließt unmittelbar aus dem Sonderrechte der Autonomie, das die hochadlige Yamilie 
über den Kreis der allgemeinen Staatögefebe hinaushebt. Weber nad) früherem Reichs⸗ 
rechte noch nach neuerem öffentlichen und Privatrechte durften und bürfen freilich bie 
neuen Nechtsfähe und Rechtsakte, welche vermöge jenes Standesprivilegtums ind Leben 
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gerufen werben follen, gegen bie Reichd- und Staatsverfaffung ober gegen abjolut ver- 
bietende Geſetze verftoßen und die Rechte Dritter gefährden. Auch mag wohl eine rein 
willfürfiche gewifie an fich fucceflionsfähige Nahlommen ganz und für immer ohne 
irgend welche Entihäbigung von der Nachfolge in Familienfideikommiſſe ausjchließende 
agnatifche Dispofition nicht aufrecht erhalten werben können. Im vorliegenden alle 
find aber diefe Grenzen eingehalten worden. Die Nechtöftellung ber Nachkommen bes 
Grafen Karl ift nad dem Yamilienftatute, durch welches die Grafſchaft W. nebft Zu⸗ 
behör, insbeſondere der ftreitigen Oftroirente an die gräfliche Linie Alt⸗Z.W. mit Über- 
gehung des Zweiges der Linie Neu⸗L., welcher der Kläger angehört, gefallen ift, in 
Berückſichtigung des Erbverzichts fogar eine günftigere. Innerhalb der gedachten Grenzen 
find Abweichungen von gejeglich oder gewohnheitsrechtlich feftgeftellten Normen ſowohl 
wie von ben Satungen des Fideilommißftifters unbedenklich zuzulaſſen. Nr 16. Hierzu 
tritt bie feftgeftellte $gamilienobfervang im gräflicden Haufe 2. fowie der Umftand, daß 
das im ehemaligen Herzogtum Naſſau in Übung gewefene partikulare Brivatfürften- 
recht die Moͤglichkeit ber Auflöfung und Änderung landesherrlicher und ftandesherrlicher 
Familienfideikommiſſe mit Einwilligung aller Iebenden Agnaten anerfannt Hat.) 


Nr. 2079. V. Sen. 7. Mai 1887. V. 296. 86. Bd. 19, Nr. 51, ©. 266. 

Erfitung von Servituten gegen ein zu einem Familienſideikommiß gehöriges 
Grundftäl. (Preuß. R.). Nach dem hentigen Stande der gemeinrechtlichen Berjährungs- 
Iehre würde man ſich für die Buläffigfeit der außerordentlichen Erfitung gegenüber 
dem Familienfideitommifie zu enticheiden haben. Für bie Zeit ber Emanation bes 
preußifchen A. L. R. das letzte Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts aber muß anerfannt 
werden, daß damals die Unfichten der Rechtslehrer, wie fie von Knipſchild auf der 
einen, von Höpfner auf ber anderen Seite vertreten werben, fidh entgegenftanden und 
daß damals die Anficht Knipfchilds, welcher die Wirfjamkeit der longissimi temporis 
(= 30 vel 40 annorum) praeseriptio leugnet, um fo eher Anhänger finden Tonnte, als 
die Hare wiſſenſchaftliche Formulierung des Unterfchiedes zwiſchen der dreißigjährigen 
Mlagverjährung und der außerorbentlihen Erfikung, wie ſchon ber für das eine wie 
für das andere Inftitut gemeingebräudjliche Ausdrud longissimi temporis praescriptio 
zeigt und wie aud die landrechtliche Zuſammenfafſung der erwerbenden und der er- 
löſchenden Verjährung unter gemeinihhaftlide Grundregeln nad erfennen läßt, noch 
nicht durcdhgedrungen war. Der 8 122, II. 4 A.L. R. enticheibet die Frage zu Gunften 
der Buläffigleit der dreißigjährigen (erlöfchenden wie erwerbenden) Berjährung. Seinem 
Wortlaute nach erflärt er den Erwerb von einzelnen Rechten auf das Fideikommiß 
dur dreißigjährige Erfitung für zuläſſig. Cr ſpricht nicht von der Erfigung von 
Rechten gegen den zeitigen Fibeilommißbefiter, fondern von der Erfikung von Rechten 
auf das Fideilommiß, alfo von einer Einſchränkung, Belaftung des Fideilommifies 
felbft, und zwar im @egenfate zu dem Berlufte der Fideilommißeigenfchaft überhaupt. 
Auch die Entftehung des Geſetzes Führt auf Fein anderes Verſtändnis, als fein Wort- 
laut bietet. Die Auffaffung in den Fällen Nr. 2067, Nr. 2068 Tann, ſoweit fie hier 
entgegenfteht, nicht aufrecht erhalten werden. Der Umftand gerade, daß das preußifche 
A.L.R. dem verpacdhteten und in Nießbrauch ftehenden Gute gegenüber die Verjährung 
ausdrücklich für unftatthaft (8 521, I. 9, 8 91, L 21 U.L.R.), dem Fideikommißgute 
gegenüber für ftatthaft erflärt, beweift auf das beftimmtefte die Abſicht des Geſetzgebers, 
bem Fideilommißgute gegenüber die fonft etwa mögliche Anwendung der 88 512, 516, 
LI A.L.R. ebenſo auszufchließen, wie er fie in jenen anderen Fällen für geboten er- 
achtet hat. Die Buläffigfeit der außerordentlichen Erfikung einer Serpitut unter den 
allgemeinen geſetzlichen Borausfeßungen ift felbft dann anzunehmen, wenn die Fibei- 
tommißeigenfchaft im Hypothekenbuche eingetragen ober bem Erfigenden felbft befannt 
war. Nr. 2061. Nr. 2069. 

Schulte, NReichsgerichtsenticheibungen. Vd. II. 49 
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Nr. 2080. IV. Sen. 4. Juli 1887. IV. 62. 87. ®d. 19, Nr. 57, ©. 305. 

Befugnis der Fideilommißbehörde zur Beſtellung eines Kuraters für das 
Familienfideikommißß. (Preuß. R.). Schon vor dem Geſetze vom 5. März 1855 waren 
dem Yideilommißrichter die Funktionen der Beauffichtigung und Berwaltung bes Fidei⸗ 
kommiſſes zugewielen in dem Maße, daß er auch befugt war, in VBebarfsfällen nach 
feinem Ermefien eine Kuratel für das Fideikommiß und bie babei intereffierten un- 
befannten Perſonen zu beftellen (3 49, II. 18, 8 76 Ein. LER) In dem Geſetze 
vom 5. März 1855 treten jene beiden Funktionen des Fideikommißrichters deutlich 
hervor. Durch 8 90 der Bormunbicaftsorduung vom 5. Juli 1875 tft darin nichts 
geändert. ' 


Nr. 2081. IV. Sen. 16. Dezember 1892. IV. 165. 92. 3b. 30, Nr. 82, ©. 278. 

Vorausſetzungen der Fideiklommißeigenſchaft des Amortifatisusfends eines mit 
altlandſchaftlichen ſchleſiſchen Pfandbriefen belafteten Fideikommißgutes. (Preuß. R.). 
Der verſtorbene Graf B. hinterließ als teſtamentariſchen Univerſalerben ben Kläger, 
während der Nachfolger des Verſtorbenen im Beſitze der aus mehreren Gütern be- 
ftehenden Fidellommißherrichaft der WBellagte wurde. In dem die Auseinanderſetzung 
zwiſchen dem Allodialerben des Vorbeſitzers und dem Fideikommißfolger betreffenden 
Nechtsftreite Haben die Parteien im Wege ber Klage und ber Widerllage Aniprüde 
bezüglich des bei der Lanbfchaft für die Fideifommißgüter aufgefammelten Amortifations- 
fonds erhoben. Beide Parteien find vom Berufungsgericht abgewieſen. Die Re- 
vifionen beider Teile waren erfolglos. Die in Rede ftehenden Güter find mit alt- 
landſchaftlichen fchlefiichen Pfandbriefen als Fideikommißſubſtanzſchuld belaftet. Die 
über diefe Schuld ausgegebenen den PBfandbriefsinhabern urjprüngli mit vier Prozent 
verzindlich gewejenen Pfandbriefe find gemäß Regulativs vom 22. Mat 1839 in ſolche 
mit 31/, Prozent Binfen umgewandelt worden, wobei aber die Verpflichtung der be» 
pfandbrieften Güter zur Entrichtung von vier Prozent Binfen beitehen blieb. Bon 
dem überfchießenden Betrage von '/, Prozent find nach Abſchnitt U des Negulativs 
behuf3 allmählicder Tilgung ber Pfandbriefsichulden Amortifationsfonds bei der Land- 
ſchaft aufgefammelt worden. Nach Urt. 27 bes NRegulativs ift der Anteil jebes Guts⸗ 
befigerd an dem Amortifationsfonds zwar ein Bubehör des Gutes, das mit dieſem 
auf jeden neuen Beſitzer übergeht, doch kann darüber von dem Gutsbeſitzer nur in 
näher beftimmter Weiſe verfügt, der Fonds aber ohne dad But weder abgetreten noch 
aus anderen Titeln von einem Dritten, insbeſondere weder von den Hypotheken⸗ 
gläubigern noch fonft im Wege der Erefution in Anfpruch genommen oder mit Beichlag 
belegt werden. Dieſe Beſtimmung ift aber durch das am 22. Januar 1872 beftätigte 
Negulativ unter Nr. 14 dahin beflariert worden, daß durch fie nur dad Rechts⸗ 
verhältnis gegenüber der Landichaft beitimmt, diefe Frage aber nicht berührt werde, 
ob der bei einem bepfanbbrieften Fideikommißgute aufgefammelte Umortifationsfonds 
Fideikommißeigenſchaft habe. Dur Beſchluß bes Generallandtages von 1846 Nr. 13, 
beftätigt am 23. Yuni 1848, war unter Aufhebung der Urt. 20— 23 des Negulativs 
vom 22. Mai 1839 geftattet worden, daß, wenn wenigftend ber zehnte Teil der ver- 
zinslich eingetragenen Pfandbriefsſchuld aufgefammelt fei, der Schuldner die Ner- 
abfolgung des Aufgefammelten zu feiner beliebigen Dispofition fordern könne. Diele 
Beitimmung iſt jedoch durch das bereit3 erwähnte, am 22. Januar 1872 beftätigte 
Negulativ Nr. 9» und 13° wieder befeitigt worden. Dem verftorbenen Grafen 8. ift 
während feiner Belißzeit der Amortifationsfonds auf feinen Antrag zweimal aus- 
gehändigt worden, nämlich im Jahre 1848 und am 13. Zuli 1872. Im letzteren Falle 
geihah dies mit dem bis Weihnachten 1871 aufgefammelten Betrage von 55260 ME. 
Bur Zeit feines Ableben? war der Fonds unter Berechnung des Betrages nach dem 
Sohannistermine 1885 wiederum auf 32269 ME. angewachſen. Der Kläger ftüßt feinen 
Anſpruch auf Zahlung dieſes Betraged und der Summe, um die der Amortifations- 
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fonds bis 4. Juni 1889, dem Tage der Yideilommißfolge des Beklagten, gewachſen ift, 
nebft fünf Prozent Zinfen von diejen Beträgen feit dem Tage der Slagbehändigung 
auf nügliche Verwendung. Der Bellagte machte geltend, die Abhebung der Amortiſations⸗ 
gelder im Sabre 1872 ſei ungejeßlih erfolgt. Diefe Ausſchüttung fei ein nichtiger 
Alt, weshalb die rechtliche Begründung nicht der Klage, wohl aber des Wiberflag- 
anipruches auf Rückzahlung der im Jahre 1872 erhobenen Amortilationsgelder gegeben 
fei. Der geforberte die thatfächlich erhobene Summe von 55260 DE. überfteigenbe 
und mit ber Widerflage in Unfpruch genommene Mebrbetrag von 100 323 ME. fei 
derjenige, bi8 zu welchem im Wege des regelmäßigen Amortifationsanwachjes von 
31/,progentigen Pfanbbriefen der AUmortifationsfonds zu Johannis 1889 aufgelaufen 
fein würde, wenn die Abhebung nicht ftattgefunden Hätte. Das Neichögericht hat die 
Gründe bed VBerufungsurteils nicht gebilligt, dies aber aus anderen Gründen aufrecht 
erhalten. Dem Fideikommißbeſitzer Liegt ala ſolchem gegenüber dem Obereigentümer, 
der Yamilie, bie Berpflihtung zur Berzinfung der Fideikommißſubſtanzſchulden ob 
(8 74, IL 4; 88 41, 589, 590, I. 18; 88 70, 87,1, 21 A.L.R.). Bu diefen Fidei⸗ 
tommißfubftanzichulden gehören nach der Feftftelung der Borinftanz auch die Hier in 
Rede ftehenden Pfandbriefsdarlehne. Einen Teil der von diefen Pfandbriefsdarlehnen 
zu zablenden Zinſen bilden die Beiträge zum Amortifationsfonde. Denn die gefamten 
den !/,progentigen Amortifationsbeitrag mit umfaflenden vier Brozent, die der Beliger 
der bepfandbrieften Güter an die Landſchaft zu zahlen bat, find Leiftungen für bie 
Nutzung des Pfandbriefdarlehens, alſo nah 8 803, I 11 U.L.R. Binfen. Dit ber 
Bahlung der Umortifationdbeiträge erfüllt daher der Fideilommißbefiger einen Teil 
der ihm gegenüber der Familie obliegenden Verpflichtung zur Berzinfung der Fidei⸗ 
kommißſubſtanzſchuld. Damit gewinnt der durch Anfammlungen aus diejen Binfen 
gebilbete Amortifationsfonds als eine Mafle, aus der die Familie die Tilgung der 
Schuld zu beanſpruchen Hat, fibeilommifjarifche Eigenſchaft. Verfehlt ericheint Die Ve⸗ 
zugnahme ber Reviſion des Klägers auf die 88 71, 208, 209, 244, L. 4 A.L.R. in 
Berbindbung mit 88 511ff., 5275. I. 18 A.S.R., indem der Kläger auf Grund dieſer 
Beftimmungen geltend macht, daß die Zubehörftüde, welche nit in das Fideikommiß⸗ 
inventar aufgenommen find, zur Allodialmaſſe gehören dergeftalt, daß, fowelt fie von 
dem Fideikommißgute nicht getrennt werben können, der Fideikommißfolger fie dem 
Allodialerben vergüten müfle. Denn aus 8 517, L 18 A.L.R. ergiebt fi, daß Gegen⸗ 
ftand de3 Inventars die zur Bewirtſchaftung bed Gutes dienenden Bellaßftüde 
find, fo daß alfo aus dem Mangel der Aufführung des Amortijationsfonds in dem 
Snventare nicht geihlofien werben kann, daß diefer als Mllodialvermögen zu betrachten 
fei. Wird aber von der Fideikommißeigenſchaft ded Umortifationsfonds ausgegangen, 
fo Tabt fih auch aus der nützlichen Verwendung ein Anſpruch des Ullodialerben nicht 
herleiten, weil eine Verwendung aus bem thatfächlich und rechtlich auf den Allodial- 
erben übergegangenen Vermögen überhaupt nicht ftattgefunden bat. Dies Alles 
gilt indefien mit Rückſicht auf 8 74, L.AUAR. nur infofern, als nicht aus ber 
Stiftungsurlunde die allodiale Eigenfchaft des Amortifationsfonds zu entnehmen ift. 
Soweit dies ber Fall ift, fann auch der Umftand, daB der Amortifationsfonds durch 
da3 Negulativ für Zubehör des Gutes erffärt ift, nicht die Wirkung haben, daß lediglich 
deshalb, dem Willen des Stifter8 entgegen, der Amortifationsfonds ald Bubehör bes 
Fideikommiſſes zu betrachten iſt. Denn da fich das Fideikommißgut in geteiltem Eigen- 
tume befindet, fo fchließt die Pertinenzeigenichaft einer Sache noch nicht die Möglich- 
feit aus, daß ſie im freien Eigentume des Fideikommißbeſitzers fteht, und dem entipricht 
es auch, daB nad der deflaratorifhen Beitimmung des im Jahre 1872 beftätigten 
Regulativs dur die Pertinenzqualität des Umortifationsfonds die Frage, ob biefer 
als Fideikommiß zu betrachten fei, nicht berührt wird. Ebenſowenig geichieht Died durch 
die von der Nevifion des Beflagten für die Fideikommißeigenſchaft herangezogenen 
88 42, 4105, 125, 126, I. 2 A.L. R., da dieſe VBeftimmungen die Frage der Pertinenz⸗ 
19* 
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qualität einer Sache und des dinglichen Rechts auf diefe nur im allgemeinen regeln, 
ohne über die fi aus der Geteiltheit des Eigentums ergebenden Yolgen zu enticheiden. 
Bezüglich des beim Ableben des Stifter8, der zugleich erfter Fideikommißinhaber war, 
vorhandenen Amortifationsfonds ift nun aber aus der Stiftungsurfunde nichts zu 
entnehmen, was dafür fprechen könnte, daB der Fonds als Allodialvermögen des 
Stifter8 zu betrachten wäre. Eine ausdrüdlihe Beſtimmung hierüber konnte die 
Stiftungsurkunde von 1829 nicht enthalten, weil die Bildung des Amortifationsfonds 
erft durch das landſchaftliche Regulativ vom 22. Mai 1839 begründet if. Aber auch 
eine Beitimmung, die mittelbar dahin führen könnte, die allodiale Natur bes Veſtandes 
des Amortifationsfonds anzunehmen, weift die Stiftungsurfunde nit nad. Deshalb 
muß die Erwägung, daß bie betreffenden Amortifatiousbeiträge einen Teil der Binjen 
der das Fideilommiß belaftenden Subftanzichuld bilden, daß fie dem Regulativ ent- 
ſprechend zur Tilgung diefer Subftanzfchuld, alfo im Intereſſe nicht bloß bes Bahlen- 
den, fondern der ganzen Familie gezahlt, dab fie auch dem BZahlenden nicht zurück⸗ 
gegeben, fondern bis zu feinem Ableben in dem Fonda verblieben find, zu der Annahme 
führen, daß ber beim Tode des Stifter vorhanden gewejene Veſtand des Amortiſations⸗ 
fonds, feiner anfänglichen, zunächft vielleicht nicht vorbehaltfofen Beſtimmung gemäß, 
nunmehr vorbehaltlos Fibeifommißvermögen war, und daraus ergiebt fi, daß der mit 
der Klage bezüglich des Amortiſationsfonds verfolgte Anſpruch unbegründet ift. Anders 
ift die Rechtslage bezüglich der im Jahre 1872 von dem Stifter erhobenen Amortifationd- 
gelder. Hier kommt in Betracht, daß der Stifter gegenüber der Familie eine 
Pflicht zur Tilgung der Pfandbriefsfhuld nicht hatte, indem er in ber Fibeikommiß⸗ 
ftiftungsurfunde ausdrücklich erklärt hat, vorlänfig nicht imftande zu fein, für bie Ber- 
minderung der Fideikommißſchuld zu forgen, und fi nur vorbehalten hat, nach freier 
Billfür zu zahlen, was er vermöge und für angemeflen eradhte. Der Landſchaft gegen- 
über war der Stifter allerbingd zur Leiftung der Amortifationsbeiträge verpflichtet, 
und e3 mag zweifelhaft fein, ob er im Verhältniffe zur Landſchaft bereditigt war, am 
13. Juli 1872 den bi3 dahin aufgefammelten Beftanb bes Amortifationsfonds zu er- 
heben, da die bezüglihe durch Beſchluß des Generallandtages von 1846 unter der oben 
bezeichneten Vorausſetzung begründete Befugnis durch das bereitd am 22. Januar 1872 
beftätigte Negulativ wieder bejeitigt war. Für die Familie aber beftand irgend ein 
Anſpruch, bie Rückzahlung der angefammelten Beiträge an ben Stifter zu verjagen, 
nit. Waren diefe Beiträge auch zur teilweilen Tilgung der Schuld und im Jutereſſe 
der Familie geleiftet, fo Hatte der Stifter gegenüber der Familie durch diefe Zahlungen 
feineswegs auf die Verfügung über die Beiträge verzichtet. Ihr gegenüber machte der 
Stifter, indem er fi) den Fonds auszahlen lieh, lediglich von der vorbehaltenen Be- 
fugnis, die Fideilommißfhuld nah Willfür zu tilgen, Gebrauch, unb die Bahlungen 
zum Amortifationsfonds, wodurch nicht etwa unmittelbar und fofort ein Teil der 
Pfandbriefichuld getilgt wurde, ericheinen gegenüber der Yamilie nur als mit Bor 
bebalt anbermeitiger, demnächſt thatjächlich getroffener Beftimmung geletftet. Deshalb 
ift der vom Fideikommißbeſitzer mit der Widerflage verfolgte Anſpruch aus der im 
Sabre 1872 an den Stifter erfolgten Ausſchüttung des Amortifationsfonds nicht ge- 
rechtfertigt. 


Nr. 2082. V. Sen. 6. Juni 1894. V. 21. 94. Bd. 34, Nr. 56, ©. 225. 

Revennenhypotheken auf Fideikommißgütern. Der Kläger ift Befiter von acht in 
Pommern belegenen Fibeilommißgütern. Borbefißer mar fein am 14. September 1888 
verftorbener Bruder DO. B. Diefer hatte im Jahre 1880 für ein von der beflagten 
Banf erhaltenes Barlehn von 1000000 ME. eine Revennenhypothek auf den acht 
Fideilommißgütern eintragen laſſen. Das Barlehn follte mit fünf Prozent vom 
1. Oltober 1880 verzinft und in jährlichen Raten von 100000 ME. von da ab zurüd. 
gezahlt werden. Auf denfelben Gütern und auf C. fteht für Fräulein U. B. zur 


8 84. Stammgüter. Familienfideilommiffe. 293 


Sicherung eined angeblich dem D. B. gegebenenen Darlehns von 500000 ME. eben- 
falls eine Revenuenhypothek von 500000 ME. eingetragen. Bon biefer find der Be⸗ 
Hagten 175000 ME. cediert, die jeßt noch in Höhe von 168000 ME. validieren. D. B. 
hatte die Aufnahme aller Barlehne mit der urkundlichen Exrflärung gerechtfertigt, daß 
fie zur Wiederherftellung der infolge von Wetterfhäden und Alter ruinierten Gebäude 
auf den Fideilommißgitern nötig feien. Dieſer Erflärung haben in betreff des Dar⸗ 
lehns von 1000000 ME. die beiden Brüder und Agnaten des D. 8. nämlidh %. und 
€. 8., in betreff des Darlehns von 500000 ME. €. B. (RI.) und Frau P. zugeftimmt. 
Die Eintragungen find ohne Mitwirkung des Oberlandesgerichtes in Stettin durch Die 
betreffenden Grundbuchrichter bewirft. Da die Berzinfungs- und Nüdzahlungstermine 
ſeitens des D. 8. nicht eingehalten wurden, fo ift auf Antrag der Bellagien bereit3 im 
Sahre 1882 die Bmangsverwaltung der Güter eingeleitet. Der Kläger E. B., der nad 
bem Tode feines Bruderd als nubungsberechtigter Eigentümer der Yidellommißgüter 
im Grundbuche eingetragen ift, macht geltend, daß die Hypothelen wegen Nichtbeobach⸗ 
tung der geſetzlichen Form (Regulierung durch das Oberlandesgericht) für ihn als Fidei⸗ 
fommißfolger nicht verbindlich feien, und Hagt deshalb auf deren Löſchung. Bie Be 
Magte Hat eingewendet, daß ber Kläger, weil er in die Aufnahme der Darlehne und 
die Eintragung der Hypotheken eingewilligt habe, eventuell wegen Arglift perjönlich 
verhaftet jet, und ferner, daß fie bie 175000 ME. von der A. B. gegen Entgelt und 
in gutem Glauben erworben babe. Sie beantragte widerflagend, den Kläger bei Ver⸗ 
meidnng der Bwangsverwaltung der Güter während feiner Lebenszeit zur Zahlung der 
ihr zuftehenden Neftforberungen zu verurteilen. Ber erfte Richter hat die Beklagte nad) 
dem Klagantrage verurteilt und die Widerflage abgewielen. Die Berufung der Be⸗ 
klagten ift zurückgewieſen, ebenfo ihre Reviſion. Anlangend bie Klage, fo läßt fidh ber 
Ausführung der Bellagten, daß fie eine den Fideilommißfolger bindende Mevenuen- 
hypothetk von 1000000 DE. erworben habe, nicht beitreten. Der 8 101, 1. 4 A. L. R. 
Ihreibt vor, daß die Regulierung eines Darlehusgeihäfts, wodurch eine eigentliche 
nicht bloß den zeitigen Fibeilommißbefiker bindende Revenuenhypothel begründet werden 
ſoll, allemal gerichtlich erfolgen müfle, und der 8 102 fügt Hinzu, daß der Richter von 
Amts wegen dahin zu fehen babe, daß die in den 83 80—100 a. a. D. augeftellten Er- 
fordernifje beobachtet werben. Die hierdurch dem Nichter übertragene Prüfung betrifft 
zunächft die Frage, ob überhaupt der Fall eined „notwendigen Darlehns“ vorliegt 
(88 80, 81, 85, 86). Ferner hat der Richter die Rüdzahlungstermine nad) Maßgabe 
des Betrages der Einkünfte des Fideikommißgrundftücks feftzuftellen (88 96—100). 
Bei der Regulierung foll er zwei Fideikommißanwärter zuziehen (88 87 ff. a. a. O. und 
88 16 ff. des Geſetzes vom 15. Februar 1840). Die Anficht der Beflagten, daß die 
Erflärung der Anwärter über die Notwendigkeit der Darlehne den Richter binde und 
ihn jeder weiteren eigenen Prüfnng überhebe, findet in den Geſetzen feinen Anhalt. 
Das Neichsgericht hat ferner in einer Reihe von Urteilen bereits entjchieden, daß Die 
Regulierung des Darlehns nach Erlaß des Geſetzes vom 5. März 1855 nicht mehr dem 
in 8 102, I. 4 A.L. R. gedachten Richter, unter bem das Fideikommiß gelegen ift, 
fondern dem Uppellationsgericht bes betreffenden Bezirks und nad) 8 49 bes preußijchen 
Unsführungsgefeße3 zum zu G.V.G. vom 24. April 1878 dem Oberlandesgericht zufteht. 
Hieran wird feftgehalten. Danach Tonnte die Beklagte eine ben jetigen Kläger als 
Fideikommißfolger bindende Revennenhypothek nur erwerben, wenn bie Regulierung des 
ihe zu Grunde liegenden Darlehnsgeſchäfts durch das Oberlandesgericht in Stettin be» 
wirft wäre, was nicht geichehen ift. Die Beklagte Hat ferner das zweite Urteil an⸗ 
gegriffen, weil der Berufungsrichter die Verhaftung des Klägers während feiner Beſitzzeit 
gemäß 8 226, II. 4 A.L. R. verneint. Das Neichsgericht Hat in dem vom Berufungs- 
richter in Bezug genommenen Urteil in Gruchots Beiträgen Bd. 35, S. 417 ausgeführt, 
daß, wenn man zunädft von dem behaupteten argliftigen Berhalten des Klägers ab- 
fieht, aus der Vorfchrift des 8 87, IL. 4 A.L.R., betreffend die Zuziehung von zwei 
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Anwaͤrtern bei Regulierung einer Revenuenfchuld, nicht gefolgert werben Tann, daß ber- 
jenige Anwärter, ber die Notwendigkeit der Darlehnsaufnahme anertennt oder bezeugt, 
perfönlih für Die von dem Fidellommißbefiger fontrahierte Schuld Haftet unb daß in 
biefem Verhalten eine von 8 226 a. a. D. geforderte ausdrückliche ihn ſelbſt ver- 
pflichtende Einwilligung in die Schuld nicht zu finden ifl. Der Grund für diefe Ent- 
fheidung Iiegt weſentlich darin, daß die Erflärung der Anwärter für den Beſchluß ber 
Fideikommißbehörde nur einen vorbereitenden, feinen maßgebenden Alt bildet und daß 
ohne eine auf felbftändiger Prüfung berußende Genehmiguug dieſer Vehörbe eine den 
Nachfolger bindende Revenuenhypothek nicht begründet werden Tann. Daß in einem 
folden alle der Anwärter in eine andere als eigentliche Fideikommißſchuld willigen 
und ſich perjönlich verpflichten wolle, läßt fih aus feiner Erklärung nicht ableiten. 
Die Vorſchrift des 8 19 des Geſetzes vom 15. Februar 1840 fteht nicht entgegen, ba 
bie angeordnete ſchiedsrichterliche Entfcheidung nur bie Anwärter bindet, nicht aber die 
richterliche Prüfung befeitigt. Won biefer Anficht abzugehen, haben die Ausführungen 
ber Beflagten keinen Anlaß geboten. Daran kann auch das von ber Bellagten behaup⸗ 
bauptete argliftige Verhalten bes Klägers nichts ändern. Die Geltendmachung der Un- 
gältiglett de3 vom Vorgänger bed Klägers ohne Genehmigung der Fideillommißbehörbe, 
alfo nicht rechtswirkſam, beftellten Hypothek feitens des Klägers, der gemäß 8 213, II. 
4 A.L.R. aus eigenem Recht Hagt, enthält an fich keinen Dolus. Mitlontrahent bei 
Aufnahme des Darlehns im Jahre 1880 tft ferner ber Kläger, wie ber Berufungs- 
richter unangefochten feftftellt, nicht geweien. Faßt man aber bie Erklärung bes Klägers 
dahin auf, daß er in dem Berfahren betreffend die Regulierung de3 von O. B. beab- 
fiätigten Darlehnsgeſchäfts mit der Beklagten die Fideilommißbehörde über die Not- 
wendigfeit der Reparaturen an ben Gebänden hat täufchen wollen, fo Tann aus biefer 
Täufchungsabficht, da die Zuftimmung ber Behörde nicht erfolgt, das Darlehnsgefchäft 
alfo nicht rite zuftande gekommen ift, niemals die Rechtswirkung hergeleitet werben, 
daB dem Kläger gegenüber das Darlehnägefhäft als wirkffam und er demgemäß für 
verhaftet anzujehen ſei. Bon einem Dolus des Klägers könnte geiprochen werben, wenn, 
falls die Täufchung gelungen wäre und bie Vehörbe ihre Buftimmung zu dem Dar- 
Iehnsgefchäft erteilt Hätte, ber Kläger eine Einrede gegen bie Gültigkeit des Geſchäfts 
aus dem Mangel des für das notwendige Darlehn erforberlihen Zweckes herleiten 
wollte. Dieſer Kal liegt aber nicht vor. Dem Berufungdrichter ift deshalb darin bei- 
auftimmen, daß e8 an ber erforderlichen Kaufalität zwiſchen der Kenntnis des Klägers 
davon, daß das Darlehn ganz oder zum Teil nicht dem Zwecke eines notwendigen 
Fideikommißdarlehns dienen follte, und der Ungültigkeit der konftituierten Schuld wegen 
Bormmangels fehlt. Auch die Beſchwerde der Beklagten über Verletzung bes 8 38 
Abſ. 2 E.E.&. kann nicht für begründet erachtet werden. Eine gerichtliche Regulierung 
unter Mitwirkung der Fideilommißbehörde Hat auch in Anfehung des von O. B. bei 
Sräulein U. B. aufgenommenen Darlehns von 500000 ME. nicht ftattgefunden. Viel⸗ 
mehr haben zwei Yibellommißanwärter, darunter der Kläger, in Verhandlungen, die 
ebenfalls nicht bei der Fideikommißbehörde gepflogen find, die Eintragung mit der 
Motivierung bewilligt, daß das Darlehn zur Reparatur von Gebäuden auf den Fibei- 
fommißgütern notwendig fei. Bon diefer Hypothek hat die Beklagte durch Ceſſion ber 
u. 8. 175000 ME. erworben, die jetzt noch in Höhe von 168000 ME. valibieren. Das 
Reichsgericht Hat in einer früheren Entfcheibung ausgeführt, daß fich bie Beklagte auf 
den guten Glauben beim Erwerbe diefer 175000 ME. deshalb nicht berufen kann, weil 
das Schuld- und Hypothekendokument habe erjehen Iaflen, daß es an der gerichtlichen 
Regulierung bed der U. B. angeblich zuftehenden Darlehns gefehlt habe. Die Bellagte 
bat im jegigen Prozeſſe hiergegen geltend gemacht, daß weder aus dem Hypothekenbriefe 
noch aus der damit verbundenen Schuldurkunde Hervorgehe, daß die Regulierung des 
Darlehns feitend der Fideikommißbehörde nicht ftattgefunden Habe, fowie daß dieſe 
Urkunden auch nicht dazu beftimmt feien, hierüber Auskunft zu geben. Das Berufungs- 
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gericht hat mit Necht diefe Einwendungen für unbegründet eradhtet. Spricht auch der 
8 38 Abi. 2 E.E.&. von Einreden, die dem Dritten vor dem Erwerbe der Hypothek be- 
fannt geworden find, fo müflen Kierunter auch Einreben begriffen werden, die dem 
Erwerber nur aus Uuadhtfamkfeit unbelannt geblieben find. Danach fommt es darauf 
an, ob der Beklagten aus Unachtſamkeit unbefannt geblieben tft, daß eine Regulierung 
des Darlehns feitens des Fideilommißrichters nicht ftattgefunden Hatte. Ihr bloßes 
Nichtwiffen, daB es diefer Mitwirkung des Fideilommißrichters nach dem Geſetze zur 
Gültigfeit der Revennenhypothek bedurfte, wäre ein fie nicht ſchützender Rechtsirrtum 
Der Hypothekenbrief ift nicht vorgelegt worden. Folgt man ber Behauptung ber Bellagten, 
fo wäre mit diefem als Schuldurkunde Iebiglich die por dem Amtsgericht abgegebene Er- 
klaͤrung ber Darlehnsaufnahme und Nevenuenverpfändung feitens des D. B. verbunden 
geweſen. Der Inhalt diefer Urkunden muß als dem dritten Erwerber, hier der Beklagten, 
zur Beit bes Erwerbes befannt geworben angefehen werben. Ar. 2001. Nach biefen In⸗ 
halt war freilich nicht ausgeſchloſſen, daB die Regulierung bes Geſchäfts von dem Fibei⸗ 
fommißrichter noch anderweit erfolgt wäre. Die Verpflichtung, ſich hierüber beim Er- 
werbe der Hypothek zu vergewiflern, will die Beklagte deshalb ablehnen, weil als 
Schuldurkunde, die mit dem Hypothekenbrief zu verbinden war und als bie nad 8 122 
der Grundbuchordnung die Urkunde über den perfönlichen Anſpruch gilt, nur die Er⸗ 
Härung der Darlehnsverbindlichkeit ſeitens de3 O. 8. anzufehen jet, die als ſolche einer 
Mitwirkung des Fideikommißrichters nicht bedurft babe, während die Regulierung des 
Geſchäfts Tediglih für die Verpfändungsbewilligung über die Lebenszeit des Darlehns⸗ 
ſchuldners hinaus behufs Verpflichtung bes VBefisfolgers in Betracht komme. Diele Ber- 
legung des Geichäfts der Aufnahme eines notwendigen Darlehns auf bie Ein- 
fünfte eines Fideikommiſſes (88 80 ff. I. 4 A.L. R.) in einzelne Alte uach den Kriterien 
von Schuldgrund und Berpfändungsbewilligung wird dem Weſen des Gefchäfts nicht ge- 
recht. Diefes ift von der Aufnahme eines Darlehns ſeitens bes zeitigen Fideikommißbeſitzers 
unter Berpfändung der in feine Lebenszeit fallenden Einkünfte und unter ausbrüdlicher 
Einwilligung des Yibellommißfolgers darin (8 226, II. 4 WLR.), durch welche die 
Nugungen des Fideikommiſſes auch während der Belibzeit bes letzteren dem Släubiger 
verhaftet wergen, zu unterſcheiden. Iſt eine eigentliche Fideikommißſchuld, eine notwendige 
Schuld für das Fideikommiß in Frage, und nur hierauf fann bie Beklagte ihren Anſpruch 
gegen ben Kläger mit Rückſicht auf den Unterſchied zwifchen Buftimmung eines Un- 
wärter3 gemäß 88 80 ff. II. 4 A.L. R. und Einwilligung eines Fideilommißfolgerd nad 
8226 a. a.D. ftüben, fo gehört bie geſetzlich vorgefchriebene gerichtliche Regulierung zur 
Schuldbegründung. Denn dieſe eigentliche Fideikommißſchuld wird für das Fideikommiß 
als eine felbftändige vom Bermögen bes Fibeilommißbefiterd verfchiebene Vermögens⸗ 
mafle aufgenommen, und durch diefe Aufnahme wird jeder der aufeinander folgenden 
Fideikommißbeſitzer Schuldner mit den Einkünften, die in feine Beſitzzeit fallen, für die 
in diefe fallenden Termine. Aus dem Umftande alfo, daß hier mit dem Hypothekenbriefe 
nur die urkundliche Erklärung des D. B. verbunden war, mußte die Beklagte erjehen, 
daß es dem Hypothekenbriefe an ber erforderlichen Verbindung mit für die Begründung 
einer eigentlichen Fideikommißſchuld weientlichen Urkunden gebrach. Daß man zu einer 
ber Beklagten günftigeren Entſcheidung auch dann nicht gelangt, wenn man unterftellt, es 
feien mit dem Hypothekenbriefe auch bie Urkunden verbunden geweſen, worin die beiden 
Anwärter die Notwendigkeit der Darlehnsaufnahme bezeugten, weil es dann immer noch 
an ber gerichtlichen Regulierung fehlte, folgt aus dem oben Gefagten. Im Gegenteil 
hätte ber Umftand, daß die betreffenden Urkunden inhaltlich Erflärungen enthielten, welche 
die Abficht der Begründung einer eigentlichen Revenuenhypothek andeuteten, um jo mehr 
bei der Beflagten ben Zweifel anregen müſſen, ob die zur Begründung eines foldden 
Neditögeichäfts erforderliche Regulierung durch den Fideikommißrichter ftattgefunden habe. 
Wenn die VBeflagte jede Prüfung nach diefer Richtung unterließ, fo Tann fie ſich nicht 
gemäß 8 38 Abf. 2 EE.G. auf ihren guten Glauben bei der Ceſſion berufen. 
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8 85. 


Bauergüter. 
E.G. Art. 59, 62, 63, 197. 


Stobbe I. 88 79, 80, 130—136. V. 88 322—325. Dernburg L 88 182, 
207—214, 310. 


Nr. 2083. II. Sen. 9. Dezember 1884. III. 218. 84. Bd. 12, Nr. 52, ©. 216. 

Meierrecht. Zurüdgabe des Brautſchatzes ber anfgeheirateten Yran. (Gem. R.). 
Die auf einen Meierhof aufheiratende Frau bezw. deren Erben lönnen, abgefehen von 
dem Falle bes Konfurjes, die ihrem Ehemanne als Brautſchatz zugebrachten Gegen⸗ 
ftände und Gelder der Regel nach nicht zurüdfordern. Es kann nicht mit ber Eigen- 
tümlichleit des Meierverhältniffes vereinbar angefehen werden, daß da3 von einer auf 
die Stelle aufgeheirateten Ehefrau eingebrachte Bermögen, nachdem es zum Beften des 
Gutes verwendet worden, ans ihm wieder herausgezogen und ber aufgeheirateten Ehe⸗ 
frau ‚bezw. deren Erben zurüdgegeben werde. Wußerbem findet diefer Satz auch damit 
feine innere Berechtigung, daß die aufgeheiratete Fran ein Necht auf die Veibzucht aus 
dem Hofe erhält und darin eine Gegenleiftung für das eingebrachte Vermögen enthalten 
if. Jener Grundſatz des Meierrecht3 findet aber nur Anwendung auf diejenigen Gegen⸗ 
ftände, weldhe die Frau dem Manne als Brautſchatz verichreibt, tft dagegen nicht 
auszudehnen auf das übrige Vermögen: der Yrau, welches fie bei Eingehung der Ehe 
bejigt oder während bderjelben erwirbt, auch wenn fie dem Manne geftattet, das Geld 
Hinzunehmen und zu den Zweden der Ehe bezw. der Wirtichaftsführung zu verwenden. 
Denn dadurch allein erlangen biefe Bermögendgegenftände noch nicht bie Natur 
des Brautichages, deſſen Beitimmung es ift, die Kräfte des Hofes zu vermehren. 
Nr. 2452. Nr. 2085. 


Nr. 2084, III. Sen. 2. Dezember 1887. III. 136. 87. Bd. 19, Nr. 46, ©. 242. 

Einbringen des anfgeheirateten Kolons. Berwendungen besfelben. Bei feinem 
Tode vorhandene Früchte. (Sem. R.). Aus ben durch die Aufheiratung auf einen 
Meierhof ſich ergebenden Nechtsverhältnifien und ans der rechtlichen Stellung, melde 
ber aufheiratende Wirt erhält, folgt, daß dasjenige, was er bei feiner Berheiratung an 
Geld oder Sachen feiner Ehefrau zubringt, dem Hofe zu gute kommt, ald Gegenleiftung 
für die dem aufbeiratenden Wirte gewährten weitgehenden dinglien Nußzungs⸗ und 
Bermwaltungsrechte erfheint und daß ein Recht zur Zurückforderung diefer Illaten dem 
aufheiratenden Wirte und deſſen Erben nicht zufteht. Ebenſo ift anzunehmen, daß ber 
aufgeheiratete Wirt bie zum Beſten des Hofes, zur Verbeſſerung desfelben und bes 
damit verbundenen Allodes gemachten Aufwendungen nicht für eine fremde Sade in 
der Erwartung des Erfages, fondern im eigenen Snterefle und zu feinem eigenen Ruben 
gemacht hat und daß feinen Erben ein Anſpruch auf ben Erſatz diefer Verwendung 
nicht zufteht. Nr. 2088. Wie während der. Wirtichaftsführung des aufgeheirateten 
Wirtes dieſer die zur Fortführung der Wirtſchaft notwendigen Früchte zu diefem Zwecke 
verwenden muß unb nur der Überfchuß zu feinem Vermögen gehört, fo muß auch von 
den bei feinem Tode vorhandenen Früchten ber zur Fortführung der Wirtichaft not- 
wendige Teil zu dieſem Zwecke ausgeſchieden werden, und es fteht den Erben des auf- 
geheirateten Wirtes nur ein Anspruch auf den Überfchuß zu. 


Nr. 2085. II.Sen. 10. Dezember 1889. III. 239. 89. Bd. 24, Nr.36, ©. 181. 

Meierrecht; Necht ber zweiten Ehefrau bes anfgeheirateten Wirtes zur Räüd- 
forderung bes Brautſchatzes. Haftung des Hofeserben für die Schulden bes anf- 
geheirateten Wirtes. (Gem. R.). Die auf dad Meierrecht gegründete Entſcheidung 
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des Berufungsgericht3 ift der Reviſion nicht entzogen, da diefelbe nicht auf befonderen 
Normen des im Fürftentum Lüneburg geltenden Rechts beruht, jondern auf den Grund⸗ 
fägen de3 gemeinen beutichen Meierrechts, deſſen Rormen revifibel find. — Es findet 
zwar ein dem Dotalanſpruche des römischen Rechts gleicher Anſpruch feitens der auf- 
geheirateten Meierfran oder ihrer Erben im alle der Auflöfung der Ehe nicht ftatt, 
dagegen ift folcher Anſpruch nicht ſchlechthin ansgeichloflen, two durch Beräußerung der 
Stelle das durch die Einbringung des Vrautſchatzes und bie Ehe begründete Recht der 
Ehefran auf demnädftige Gewährung einer Leibzucht aus dem Hofe vereitelt wird, wie 
dies für den Fall des Konkurſes des Meier vom Neichögericht bereit ausgeſprochen 
ift. Nr. 2083. Hier fteht der Anſpruch der Klägerin auf Rüdgabe bes Eingebrachten 
durch rechtöfräftiges Urteil feft und ift nur zu prüfen, inwieweit bie urteilsmäßige 
Leiftung von der Beklagten (dev Gehöftserbin) aus dem durch ben Verkauf des Hofes 
in ihre Vermögen gelangten Teile des Hofeswertes zu erfüllen iſt. &8 bedarf hier der 
Enticheidung der Frage über den Umfang ihrer Haftung für Schulden des aufgehetrateten 
Wirtes nicht, da die Forderung der Ehefrau des aufgeheirateten Wirte auf Gewährung 
der Leibzucht und, fomweit bei deren Wegfall der Anſpruch auf Herausgabe des Heirat3- 
gute3 zugelafien ift, diefer Ießtere jedenfall zu denjenigen Forderungen zu rechnen ift, 
beren Befriedigung aus dem Hofe dem Hofeserben nad) der Beendigung der Nechte des 
aufgeheirateten Wirte obliegt. Ein Erlöfchen biefer Verpflichtung tritt aber auch nicht 
mit der Veräußerung des Hofes ein, ſondern e3 bleibt die Haftung mit dem Erlöfe bei 
Beftand, denn die Haftung des Frauengutes für Schulden des anfgeheirateten Wirtes 
beruft auf dem ihm als Ehemanne zuftehenden umfafienden Berwaltungs- und Nutzungs⸗ 
rechte (Nr. 2088) und ift micht auf die Zeit bes Yortbeftandes bes Frauenvermögens 
in unveränderter Geftalt befchräntt, in welchem alle auch weder ein ausreichender 
Kredit für ihn noch eine entiprechende Sicherheit der Gläubiger für bie von ihm inner- 
halb feiner rechtlichen Befugniffe Tontrahierten Schulden beſtehen könnte. Die Berpflich- 
tung der Beklagten zur Befriedigung der Klagforberung war mit dem Empfange des 
Überfchufles aus dem Zwangsverkaufe begründet und wurde dadurch nicht aufgehoben, 
baß fie inzwiſchen über die erlangten Gelbmittel im eigenen Intereſſe oder zu Bunften 
dritter Perſonen verfügt hat. 


Nr. 2086. III. Sen. 6. Dftober 1885. IIL 140. 85. Bd. 14, Nr 48, ©. 195. 

Abfindung der Miterben des Anerben vom Allodium. Zeitpunkt der Berechnung 
bes Beſtandes desjelben. (Gem. R.). Es Handelt jih um die Frage, welcher Beit- 
punkt für die Ausmittelung des Beftanbes des Allodiumd, von welchem den Geſchwiſtern 
bes Anerben einer Melerftelle Abfindungen zu gewähren find, maßgebend ift, wenn bie 
Stelle von der Mutter herrührt und auf derjelben fich ein aufgehetrateter Wirt be- 
funden Hat, ob ber Beitpunft des Tobes der Mutter oder der felbftändigen Belegung 
des abzufindenden Kindes oder der Abtretung des Hofes durch den Anerben enticheidend 
if. Der VBerufungsrichter Hat mit Recht angenommen, daß der Pegel nach die Zeit 
ber Antretung bes Hofes durch ven Anerben maßgebend ifl. In Fällen ber vorliegen- 
ben Art geht zwar beim Tode ber Mutter der Hof ipso jure auf den Anerben über, 
und es entfteht zugleich der Anſpruch der übrigen Kinder auf eine meierreditliche Ab⸗ 
finbung, welcher die Ratur eines Erbanſpruches Hat. Allein darans folgt nicht mit 
Notwendigkeit, daB biefer Zeitpunkt auch maßgebend fein müſſe für die Beftimmung 
der Höhe der Abfindung, es entfpricht vielmehr ber Ausbildung bes Rechts bei Bauer⸗ 
gütern, daß bierfür der Zeitpunft der Autretung des Hofes durch den Anerben ent- 
ſcheidend tft. Der auf einem von der Fran herrührenden Meierhof aufheiratende Kolon 
wirb zwar nicht Eigentümer be3 Hofes, er wird aber während der Ehe und über 
deren Daner hinaus für feine ganze Lebenszeit Inhaber bed Meiergutes, er erhält ein 
weitgreifendes bingliche8 Berwaltungd- und Nutzungsrecht, er ift der volle Repräfentant 
des Hofes, und es kann weder der Anerbe noch ein abſindungsberechtigtes Kind die 
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Herausgabe feines Erbteild von ihm verlangen, es hängt vielmehr von ihm ab, wann 
er dem Anerben den Hof abtreten will. Nr. 2088. Der aufgeheiratete Wirt ſetzt mit 
dem Anerben und feinen übrigen Kindern die Gemeinſchaft fort; wie ihnen bie während 
der Wirtfchaftsführung des Vaters eintretenden Verbeſſerungen zu gute kommen, fo 
müſſen fie ſich auch die Verfchlechterungen gefallen laſſen. Die Abfindungsberechtigten 
können im Iebteren Falle den Anerben nicht verantwortlich maden und eine Abfindung 
nach dem günftigeren Beftanbe des Allodialvermögens zur Bett bes Erbanfalls von ihm 
fordern, weil bie Verwaltung des Hofes von dem anfgeheirateten Wirte nicht in Ver⸗ 
tretung bes Unerben erfolgt, fondern derjelbe kraft feines eigenen Rechts die Verwaltung 
und Nubung bes Hofes wie ein Eigentümer hat. Sat aber das abzufindende Kind 
gegen den Anerben nur einen Auſpruch auf eine Abfindung nad dem Beſtande bes 
Allodiums zur Zeit der Abtretung des Hofes durch den Anerben, fo kann es au nur 
die Borlegung eines eidlich zu erhärtenden Inventars über diefen Bermögensbeftand 
von dem Anerben verlangen. 


Nr. 2087. III. Sen. 12. März 1887. TIL 306. 86. Bd. 18, Nr. 40, ©. 190. 

Wirkung ber Anfheiratung des Anerben anf einen anderen Hof. (Sem. R.). 
Der Sab, daß das Anerbenrecht mwegfalle, wenn der Unerbe bereits ein anderes Bauer- 
gut befist, Tann als ein dem geltenden gemeinen deutſchen Privatredht angehöriger 
Rechtsgrundſatz nicht betrachtet werden. Ob und inwieweit von einem gemeinen 
deutfchen Bauernrecht, namentlich einem gemeinen Meierrecht, überhaupt die Rebe fein 
tönne, mag unerörtert bleiben; jedenfall3 erſtreckt fich defien Geltung, was die Erbfolge 
in Bauergäüter angeht, nur auf zwei Prinzipien, nämlich die Unteilbarfeit des Hofes 
und die Bevorzugung des männlichen Geſchlechtes vor dem weibliden. Dagegen wurde 
von jeher, wenigſtens feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts, angenommen, daß fich 
in allen fonftigen Beziehungen, insbefondere rüdfichtlich der Entziehung und Uber- 
tragung bed Anerbenrecht3 und der Frage, ob ein Kolon mehrere Höfe zugleich befigen 
dürfe, feine allgemein gültigen Rechtsnormen aufftellen laſſen, die Alles vielmehr von 
Landesgeſetzen, Herkommen und befonderen Verträgen abhängt. Nach Aufhebung ber 
Eigenbehörigkeit und des gut3herrlichen Verbandes tft überdies jeder innere Grund für 
bie Unfähigkeit eines Unerben, mehrere Bauernhöfe zu bewirtichaften, weggefallen. — 
Der Berziht auf das Anerbenrecht braucht nicht ansdrüdlich zu fein. Das Gele fchreibt 
nirgends einen ausdrücklichen Verzicht als die allein zuläſſige Art der Entjagung auf 
das Anerbenreht vor; es kommen daher die allgemeinen Rechtsgrundſätze über ben 
Berziht zur Anwendung. 


Nr. 2088. II. Sen. 21.November 1882. III. 295. 82. Bd. 8, Nr. 32, ©. 125. 

Übergang des Meiergutes auf deu Ehemann. (Gem. R.). Die Erbin eines 
Meiergutes wird durch Erbanfall Eigentümerin desſelben und bleibt defien Eigentümerin 
auch in ihrer Ehe. Den fi aus der Mundialgewalt des Ehemannes ergebenden Be⸗ 
fugnifien desfelben und bem Rechte der Gütereinheit oder Berwaltungsgemeinfchaft 
(der früher fogen. äußeren oder formellen Sütergemeinichaft) tft auch da3 Meiergut ber 
Ehefrau unterworfen, ebenfo einem ausgedehnten Bertretungs- und Verfügungsrechte 
des Ehemannes, wogegen die Befugniffe der Ehefrau im allgemeinen auf den ihr als 
Hausfrau zuftehenden Wirkungskreis befchräntt werden. Die Befugnis des Ehemannes, 
das unbewegliche Frauengut zu verpfänden und zu veräußern, tft zwar im allgemeinen 
auf den Fall der Not beichräntt, allein durch bie partitulare Geftaltung feines Rechts 
ihm auch mehrfach unbeſchränkt eingeräumt. In allen übrigen Beziehungen hat ber 
Ehemann auch das unbewegliche Srauengut unter Ansſchluß der Frau nah außen hin 
allein zu vertreten. Dieſe Rechte an dem Yrauengute bleiben ihm nach dem Tode der Yrau 
im Beilige mit den Kindern und bei unbeerbter Ehe pflegt er nach der herrfchenden Regel 
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„längft Leib, Yängft Gut“ ihr Erbe zu fein. Nach diefen Grundſätzen des fih auch 
auf dad Meiergut der Ehefrau erftredenden ehelichen Güterrechts ift der aufgeheiratete 
Meier während feiner Ehe und auch über deren Dauer hinaus für feine ganze Lebens- 
zeit ber Inhaber des Meiergutes, das er gleich einem Eigentümer felbftändig zu ver- 
walten und wie gegen jeden Dritten auch gegenüber dem Gutsherrn zu vertreten hat. 
Mit der bezeichneten eherechtlichen Stellung des eingeheirateten Meier find aber auch 
die Befugnifie erichöpft, die das gemeine Meierrecht ibm unbeftrittenermaßen zuertennt. 
Die Meinung, dab ber eingeheiratete Ehemann der Eigentümer des von feiner Ehefrau 
berrüßrenden Meierguts jet, läßt fich für dad gemeine Meierrecht nicht rechtfertigen. 
Daß fie aus beionderen Beftimmungen des Partikularrechts zu begründen fein Tann, ift 
hiermit nicht ausgefchloffen. Nr. 2086. Nr. 2084. Nr. 2085. 


— 
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Windſcheid I. $ 146, IL. 8 467. Stobbe I. 8 64 Nr. 3. Dernburg 
1. 88 218, 257. 


Nr. 2089. II. Sen. 6. April 1888. III. 329. 87. Bd. 21, Nr. 35, S. 191. 

Interdikt zum Schutze des Gebrauches eines Bffentlihen Weges. Zuläffigleit 
bed Rechtsweges. Aktivlegitimation. Boransfetungen bed Yuterbiltes. (Gem. #.). 
Läßt man, wie Died vom Neichögericht gefcheben tft, die Klage eines an der Benußung 
eines öffentlichen Weges SIntereffierten gegen ben Störer auf Abwehr von Störungen, 
Wiederherftellung de3 früheren Buftandes und Schadenserſatz nad heutigem Nechte 
no zu (Nr. 2718. Ar. 2091. Nr. 1693), fo unterliegt es nach gemeinrechtlidden Grund⸗ 
fäßen keinem Zweifel, daB über einen folden Privatanſpruch der Civilrichter zu 
enticheiden hat. — Der Berufungsrichter geht allerdings zu meit, wenn er als Rechts⸗ 
grundſatz aufftellt, daß nach den Gefegen Jeder, welcher durch eine Anlage auf einem 
öffentlichen Orte an deſſen Gebrauche gehindert und dadurch beeinträchtigt werde, eine 
Klage auf Unterlaffung der Unlage habe. Denn immerhin wird nach heutiger Rechts⸗ 
anfchauung, wenngleich fein bejonderes Privatrecht ded Klägers, doch ein beitimmtes 
Intereſſe desfelben an der freien Benutzung des öffentlichen Ortes oder Weges zur 
Klagbegrändung erfordert. Auf ein ſolches Intereſſe haben fich aber hier die Kläger 
berufen. — Das Interdikt wegen Verlegung der gefeklichen Borfchriften über den Ge⸗ 
brauch öffentlicher Sachen fteht fodann den intereffierten Perſonen nicht bloß dann zu, 
wenn auf dem öffentlichen &runbftüde eine bejondere Vorrichtung zum Nachteile 
eines Anderen getroffen worden tft, fonbern überhaupt wegen jeder Behinderung in 
dem Gebrauche eines Öffentlichen Weges. — Gleich wie das Recht bed Gebrauces 
Öffentlicher Wege nur die vorhandenen Wege zum Gegenftande hat, fo jest auch 
die Fortdauer jenes Benutzungsrechts das Fortbeftehen des öffentlichen Weges als ſolchen 
voraus. Nr. 1693. Dies Gebrauchsrecht wird daher gegenftandslos, wenn bie zu⸗ 
ftändige Berwaltungsbehörde, fei es aus eigener Initiative, fei e8 auf An- 
ftehen der beteiligten Gemeinde, einen bisher öffentlichen Weg in dieſer Eigenſchaft ein- 
zieht oder auf beftimmte Arten von Fuhrwerken beſchränkt, und ed verbleibt 
dann den babei intereffterten Perfonen nur die Befugnis, durch Beſchwerde im ge- 
ordneten Womintftrativverfahren dagegen anfzufommen, nicht aber auch ein im Civil- 
rechtswege durchzuſetzendes Widerſpruchſsrecht. Im vorliegenden Kalle ift nur ein Ver⸗ 
bot einer Behörde als proviforifche Mafregel ergangen. — Das angeftellte Interdikt 
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geht nach der zwar beftrittenen, aber für richtig zu erachtenden Anficht auch auf Schabens- 
erjab, ohne daß e3 dabei nad) den nur für die negatorifhe Klage geltenden Grund⸗ 
ſätzen bes Nachweiſes eine3 befonderen Berjchuldend des in Anfpruh genommenen 
Störers bedarf. Nr. 1433. Nr. 1736. 


Nr. 2090. V. Sen. 24. Oltober 1888. V. 118. 88. Bd. 22, Nr. 60, ©. 304. 

Eigentum an öffentlichen Wegen. Cigentumserwerb durch Auflafiung, wenn 
ber Anflafiende Beſitztitelberichtignug nad dem früheren Recht erlangt hätte. (Breuß. R.). 
Den kommunalen Berbänden (Kreiſen, Provinzen), deren Aufgabe auf die gemeinfchaft- 
lien Angelegenheiten der in ihnen vereinigten Tleineren Tommunalen Einheiten be⸗ 
ſchränkt ift, wozu ber Verkehr innerhalb der einzelnen und zwilchen den verichiedenen 
Gemeindebezirken nicht gehört, ftehen nur ausnahınaweife auf Grund befonderer Titel 
Bermögensrechte an ben Wegen zu (Anlegung von Wegen durch dieſe Verbände, Eigen- 
tumdßbertragung durch Geſetz z. B. das vom 8. Zuli 1875). Daß das an den Ge⸗ 
meinbewegen den Gemeinden zuftehende Bermögensreht Eigentum jet, folgt aller- 
dings aus der Zweckbeſtimmung der Wege nicht notwendig; denkbar tft auch ein den 
Gemeinden zuſtehendes Nutzungsrecht für den Verkehr neben dem Eigentume eines 
Anderen an dem Wegelörper. Der Berufungsrichter verftößt aber nicht gegen Rechts⸗ 
normen, wenn er, dies lebtere ala Ausnahmeverhältnis anfehend, aus den auf fetten 
ber Gemeinde fejtgeftellten Beſitzhandlungen (Benugung der Wege für den öffentlichen 
Verkehr, Bepflanzung und Unterhaltung) eine Bermutung für das Eigentum der Ge- 
meinde, wie fie dem vollftändigen Beſitzer überhaupt zur Seite fteht, berleitet, welche 
durch Gegenbeweis entfräftet werden müßte, aber nicht eutträftet worden ift, da der 
Separationdreceß fein Eigentum und feinen Eigentumdanfprud eines Anderen be 
urkundet und der Bellagte fi, ftatt einen anderen Eigentümer auch nur zu nennen, 
auf die Andeutung der Möglichkeit beichräntt Hat, dab ein foldder exiſtiere. — Die 
Gtreitfrage, ob ald „eingetragener Eigentümer”, beffen Auflafjung, wenn fie gegen Ent- 
gelt und im redlichen Glauben an die Nichtigkeit des Grundbuches entgegengenommen 
worden tft, nicht angefochten werden kann, auch derjenige anzufehen ift, welcher feine 
Eintragung als Eigentümer auf Grund ber älteren Geſetze (vor dem E. E. G. vom 
5. Mai 1872) erlangt Hat, tft in dem Falle Nr. 1784 bejahend entſchieden worden. 
Inſoweit befteht Tein Uuterjchied hinfichtlih der Wirkungen der Auflafiung zwiſchen 
dem vor und während der Herrichaft der Geſetze vom 5. Dat 1872 eingetragenen 
Eigentümer. Über au der Sab gilt ohne diefen Unterſchied, daB der Eingetragene 
nur das mit Rechtswirkung auflaflen Tann, was als fein Eigentum eingetragen 
ift, und was dies fei, Tann uur nad) den die Eigentumseintragung felbft beherrichenden 
Gefeten, alſo bier für G. nah den älteren Geſetzen beurteilt werden. Nr. 2077. 
Nr. 1879. Iſt hiernach anzunehmen, daß die ftreitige Wegeftrede von der zu Gunften 
bes G. erfolgten Beligtitelberichtigung nicht umfaßt wurde, fo war die von G. erflärte 
Auflaffung, auch wenn fie die Wegftrede mit umfaßte, in Bezug auf diejelbe ohne die 
oben bezeichnete Rechtswirkung. Es ift aber in der That mit dem Berufungsrichter 
anzunehmen, daß die Beſitztitelberechtigung für ©. die Wegftrede nicht mit umfaßt. 
Der Hypothekenordnung von 1783 war eine Spezialifierung des Umfanges der ein- 
zutragenden Grundſtücke noch völlig fremd (88 33, 34 Tit. I ber HYypothelenordnung). 
Der Öffentliche Glaube des Hypothekenbuches aber (88 7ff. L 10 AL.R.) konnte fi 
nur auf das erftreden, was gejeglich Segenftand ber Eintragung war. Das Hypothelen- 
buch wies mit öffentlichem Glauben immer nur das Eigentum „am Grundftüde 
überhaupt”, nicht aber bezüglich der einzelnen Beitandteile, nad. Als ſolche Tonnten 
vielmehr immer nur diejenigen gelten und waren nur Diejenigen burch die Eintragung 
auf dem Titelblatte mit eingetragen, welche thatſächlich im Uugenblide der Unlage 
des Hypothekenblattes dazu gehörten. Eingetragener Eigentümer war alfo nad) 
der Bedeutung der Eintragung alten Rechtes ©. Hinfichtlich der unter Hinweis auf den 
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Bien Situationsplan im Hypothekenbuche bezeichneten Fläche nur in denjenigen 
Grenzen und Beftandteilen, in welchen er fie zu Eigentum erworben Hatte, aljo in 
denjenigen, in welchen fie ihm auf Grund des Kaufvertrages zu übergeben war und 
thatfächlich übergeben worden ift. Bu ber vom Hypothekenbuche unabhängigen Prüfung, 
was hiernach als Gegenftand der Eintragung anzufehen, war der Inhalt bed Kauf⸗ 
vertrages heranzuziehen, auch ohne daß derfelbe einen integrierenden Teil des Titel- 
blatte8 des Hypothelenbucdhes bildet, wie der Berufungsrichter meint. Auch der dort 
angezogene Situationdplan Tonnte zu diefer Prüfung benugt werben. Enticheidend war 
aber, namentlih im Falle eines Widerſpruches mit diefem Situationsplane, der auf 
Grund des Kaufvertrages und der Übergabe erlangte Befig; was dem Käufer 
vertragsmäßig nicht zu übergeben war und thatfächlich nicht übergeben worden ift, ge- 
hört nach der dargelegten Bedeutung alten Rechtes nicht zu dem eingetragenen 
Grundſtücke und kann nicht mit Rechtswirkung aufgelafien werden. ©. hatte aber nad) 
der Sachlage auf die Übergabe ber fraglichen Fläche feinen Anſpruch, und er Hat den 
Belit derſelben infolge des Kaufvertrages thatjächlich nicht erlangt: G. hat alfo durch 
Auflafjung die Streitfläche nit auf den Bellagten übertragen können. Nr. 1750. 


Nr. 2091. II. Sen. 16. November 1880. III. 635. 80. Bd. 3, Nr. 49, ©. 171. 

Klage wegen Aufhebung eines Gemeindeweges. (Gem. R.) Ber Bellagte ift 
für nicht berechtigt erachtet, der Einziehung und Veräußerung ber fraglidden Straßen- 
ftreden, wie ſolche von ber klagenden Stadtgemeinde beichloffen war, als Anlieger jener 
Straße zu wiberiprechen oder deshalb Schadenserſatz zu verlangen. Ein Privatrecht 
bes Beflagten auf die Benugung ber fraglichen Straßenftrede könnte nur beruhen in 
einer feinem anliegenden Srundftüde zuftehenden Servitut oder in einem gefeblichen 
Nachbarrechte. Erftere könnte nur als auf einem entſprechenden ftillfhmweigen- 
den Bertrage zwiſchen der Gemeinde und den Anliegern beruhend gedacht werden, 
ber durch die Herftellung der Straße einerfeit3 und durch die Bebauung der Grund- 
ftüde andererfeit3 zuftande gelommen ſei. Es fehlt aber die Verechtigung zu der An⸗ 
nahme, daß die Gemeinde eine privatrehtliche Verpflichtung Habe auf fih nehmen 
wollen. Das Nachbarrecht aber gewährt nur Schuß gegen eine poſitive Beſchädigung 
der Eigentumsfuhftanz, nicht einen Unfpruch auf Erhaltung der Vorteile, die dem Grund⸗ 
eigentüämer durch die bisherige Urt der Verwendung des Nachbargrundftückes thatfäch- 
ih zuteil geworden find. Im übrigen kann auch der Anſpruch des Beflagten nicht 
auf eine zum Schuße bes Rechts des Gemeingebrauchs öffentlihder Saden, 
insbefondere ber öffentlichen Wege, gegebene privatrechtliche Klage geftübt werden. 
Nr. 2092. Nr. 2093. Nr. 2089. Nr. 2094. Nr. 2095. 


Nr. 2092. I. Hilf3-Sen. 7. März 1882. IV* 126. 81. 3b. 7, Nr. 63, ©. 213. 

Veränderung einer ftäbtifhen Straße, Entſchädigung. (Preuß. R.). Den Eigen- 
tümern der bie ftäbtiiche Straße begrenzenden Häufer muß dasjenige Recht der Be- 
nutzung der Straße in der ungehinderten Kommunifation mit berjelben, befien fie 
ihrer Lage nach bedürftig find, nicht bloß vergönnungsweife, jondern dauernd und mit 
dem Charakter eines wohlerworbenen Rechts gewährt werden und Veränderungen in 
bem Niveau, woburd jenem Rechte Eintrag geichieht, dürfen, wo ſolche im öffentlichen 
Intereſſe geboten find, nur gegen Entfhäbigung vorgenommen werben. Das fragliche 
Recht erwächſt auf dem Boden eines zwiſchen dem öffentlichen und dem Brivateigentume 
beftehenden Verhaͤltniſſes. Bas zwiſchen den an einer ftäbtifhen Straße belegenen - 
Hausgrundftäden und der Straße beftehende Verhältnis ift ein (einfeitiges oder wechſel⸗ 
feitige8) Bienftbarfeitsverbältnis. Der Annahme eines foldhen Berhältnifies fteht Die 
Eigenſchaft der Straße als einer res publica nicht entgegen, da bie dem gemeinen Ge- 
brauche gewidmeten Sachen Gegenftand des Eigentumes find, folglich auch Gegenſtand 
einzelner dinglicher Brivatrechte werben können, foweit fie dadurch dem öffentlichen 
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Gebrauche nicht entzogen werben. Wenn eine ſolche Befugnis äußerlich mit dem all⸗ 
gemeinen Gebrauchsrechte zufammenfält 3. B. eine Wegefervitnt an einem öffentlichen 
Wege mit der Befugnis des Publikums zn befien Benutzung, jo alteriext dies ihren 
privatrechtlihen Charakter nicht. Das Verhältnis des Hauseigentüner3 zu der vor⸗ 
überführenden Straße erichöpft fich nicht in der SZedermann zuftehenden Befuguis, fich 
ber Straße als Kommunilationdmittel zu bedienen, untericheibet fich vielmehr wefentlich 
durch das befondere vermögensrechtliche Intereſſe, das der Haudbeliger als folder an 
dem Sortbeftande und ber ungefchmälerten Benußbarkeit der Straße hat. Vergl. 88 81, 
78, 36ff. J. 8 A.L.R. Es ift alfo eine durch ftillfchweigenden Vertrag. begründete 
Servitut anzunehmen. Nr. 2093. Nr. 2094. Nr. 2095. Nr. 1636. Nr. 2096. 


Nr. 2093. U. Sen. 13. Februar 1883. IL. 462. 82. Bd. 10, Nr. 76, ©. 271. 
Rechte der Angrenzer au eine ftäbtifhe Straße. (Hein. R.). Durch die zum 
Biwede der Überführung der Eiſenbahn bewerfftelligte bedeutende Erhöhung der Chauflee 
waren dem an berjelben gelegenen SHausgrundftüde bes Klägers erhebliche Nachteile 
entitanden. Die beöhalb gegen bie Eifenbahngefellihaft erhobene Entichähigungsflage 
ift auf Grund der Feſtſtellung, daß die Ehauffee bereit3 zur Beit ihrer Höherlegung 
ben Charakter einer ftädtifchen Straße Hatte, für begründet erachtet. Zwiſchen 
ber Gemeinde und den Grundftüddeigentümern, welche mit ihren Bauten an die Lage 
und Richtung der Straße gebunden find und regelmäßig für die Inftandfegung bezw. 
Erhaltung derfelben Laften zu tragen haben, wird ein ſtillſchweigendes Bertragsverbält- 
nis begründet, welches gegenjeitige Rechte und Berbindlichleiten erzeugt und die An⸗ 
nahme eines rein prefären Verhältniffes auf feiten ber Adjazenten ausichließt. Es 
macht feinen Unterjchied, wenn ein Haus bereits früher, ehe die Straße ben ftädtifchen 
Charakter erlangte, beftanden hat. Der Umftand, daß eine ſolche Straße im öffentlichen 
Eigentum (domaine public) fteht und res extra commercium ift, fließt nicht aus, daß 
an derſelben, ſoweit fie mit ihrer Beſtimmung vereinbar find, private Nutzungsrechte, 
die fich juriſtiſch als Servituten charakterifieren (Urt. 637, 686 code civil), beftehen 
tönnen. Wenn daher auch den Hauseigentümern gegen Dispofitionen, bie im öffent 
lichen Sintereffe an der Straße vorgenommen werden, ein Wiberfpruch nicht zufteht, To 
find fie doch für ſolche Beränderungen, bie eine Aufhebung oder erhebliche Veſchränkung 
ihrer Benußung zur Folge haben, entſchädigungsberechtigt. (Urt. 701 code civil). 
Nr. 2092. Bei Nr. 2091 handelte es fi um einen fachlich anders gearteten und nadh 
gemeinrechtlichen Srunbfägen zu beurteilenden Fall. Nr. 2094. Nr. 2095. 


Nr. 2094. V. Sen. 5. Juni 1889. V. 71. 89. 8b. 24, Nr. 50, ©. 245. 

Recht der Auwohner an öffentlichen Plätzen. (Preuß. R.). Die Errichtung von 
Bauten zu einem vorübergehenden Zwecke auf öffentlihen Plätzen enthält für die An- 
wohner keinen unbefugten Eingriff in ihr Eigentum. Das frübere preußiiche Ober- 
teibunal hatte ſowohl für franzöfiiche als für preußiiches Recht den Grundſatz auf- 
geftellt, daß in Städten und Dörfern den Eigentümern der eine Straße begrenzenden 
Häufer dasjenige Hecht der Benukung der Straße in der ungehinderten Kommunilation 
mit berfelben, deſſen fie ihrer Lage nach bebürftig find, nicht bloß vergönnungsmeife, 
fondern dauernd und mit dem Charakter eines wohlerworbenen Rechtes gewährt werden 
müſſe, und daß Veränderungen in dem Niveau, durch welche jenem Rechte Eintrag 
gejchieht, wo ſolche im öffentlichen Intereſſe geboten find, nur gegen Entichäbigung vor⸗ 
genommen werden dürfen. Diefer Unficht ift dad Neichögericht ſowohl für preußiiches 
als für franzöfiiches Recht beigetreten. Nr. 2092. Nr. 2093. Einer weiteren Aus- 
dehnung dieſes Rechtsgrundſatzes ift das Reichsgericht Für preußifches Recht mehrfach 
beſtimmt entgegengetreten. Für das gemeine Recht Hat das Reichsgericht ein Privat- 
recht des Anliegerd an einer Öffentlihen Straße überhaupt verneint. Nr. 204. Dieſe 
Anſicht ift jedoch für die nach preußifchem Rechte zu enticheibende gegenwärtige Streit- 
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ſache nicht maßgebend. Legt man die in den vorerwähnten Urteilen ausgeſprochenen 
Grundſaͤtze zu Grunde, fo iſt die Beſchwerde des Klägers unzutreffend. Eine Entziehuug 
des Zuganges zu dem Hauſe hat nicht ſtattgefunden. Die Ausführung des Klägers, 
daß das Bankett zwiſchen dem Fahrwege und der Blumenanlage auf dem öffentlichen 
Platze zum Bürgerſteige gehöre, wird vom Berufungsrichter mit Recht als unbegründet 
verworfen (vergl. 8 81, J. 8 A.S.R.). Ein Recht auf einen weiteren Bugang zu feinem 
Haufe außer dem Fahrwege und VBürgerfteige (quer über den Platz) befikt der Kläger 
als Adjazent nicht. Es ift auch Feine Schmälerung de3 Lichtbebürfnifies für das Haus 
des Klagers eingetreten. Wenn ber Kläger geltend macht, daß ihm zeitweife bie Aus 
fit auf den Platz beichränft fei, fo fällt diefe Beichränkung unter ben Begriff der Ent- 
ziehung von thatſächlichen Bortetlen, welche Teinen Eingriff in das Necht bes Adjazenten 
darftellt. Einer Erörterung der Frage, ob dem Anlieger au einem öffentlichen Platze 
geringere Befugnifle als dem Anlieger an einer Straße zuftehen, bedarf es hiernach 
nit. Nr. 1636. 


Nr. 2095. VL Sen. 28.November 1889. VI. 206. 89. Bd. 25, Nr.50, ©. 242. 

NRecht der Anlieger an einer öffentlichen Straße auf deren Benntzung. (Preuß. R.). 
In den Fällen Nr. 2092. Nr. 2093 handelte es fih um einen Schaden, den ein Haus- 
eigentümer dadurch erlitten hatte, daß im Niveau ber Straße, foweit biefe an fein 
Hausgrundftüd anftieß, Veränderungen vorgenommen waren, welche bie Berbin- 
dung zwiſchen dem Haufe und der angrenzenden Straße erichwerten ober gar gänzlich 
unterbradden. Wefentlich anders liegt der vorliegende Fall. Soweit die Bauftraße das 
Haus bes Klagers berührt, ift fie unverändert geblieben. Eine Veränderung der Straße 
hat erft in einer Entfernung von etwa 120 m von den Grundſtücken des Mägers 
ftattgefunden, fo daß dadurd die Verbindung zwifchen dem Haufe des Lebteren und 
der Straße nicht betroffen werden und ebenſowenig der Befriedigung des Lichtbebürf- 
niſſes des Klägers Eintrag geichehen konnte. Yür die Unnahme aber, daß der Kläger 
eine runbgerechtigleit an der ganzen Bauftraße, und zwar nicht bloß für fein Haus- 
erundftäd, jonbern auch für den unbebauten Srundftüdsteil erworben und daß er danach 
ein Privatrecht auf das unveränderte Fortbeſtehen ber Straße in ihrer ganzen Längen- 
ausdehnung gehabt habe, fehlt es an jedem gefeßlichen runde. Das Recht des An- 
lieger3 an der Straße Täßt fich nicht weiter ausdehnen, als das Kommunikationsintereſſe 
unbedingt erfordert, und berfelbe kann nicht einen Erfah für die Entziehung jebes 
thatſächlichen Vorteils beim Gebrauche ber öffentlichen Straße beanſpruchen; 
auch ift die Frage, ob den Eigentümern unbebauter Grundftüde ein Brivatvecht auf 
Benutzung ber Öffentlichen Straße, an der fie liegen, zuzugeflehen ift, zu verneinen. 
Wie fi ein Schadenderfaganfpruc in Ermangelung eines Eingriffes in ein wohlerwor- 
benes Recht des Klägers aus 8 75 Einf. A.L R. nicht rechtfertigen läßt, fo ftehen ihm auch 
fonftige geſetzliche Vorſchriften, insbefondere weder bie 88 65—82, L.8; 88 2 ff. IL. 15 
A.L.R., noch die Vorſchriften des Enteignungsgefeßes vom 11. uni 1874 oder des 
Straßengejeßes vom 2. Juli 1875 zur Seite. Nr. 2091. Nr. 1693. Nr. 1636. Nr. 2096. 


Nr. 2096. V. Sen. 28. Mär; 1896. V. 308. 95. Bd. 37, Nr. 65, ©. 252. 

Begrenzung bes Rechts au einer äHffentlihen Straße, das den Eigentümern ber 
an ber Straße liegenden Häuſer zuſteht. (Breuß. R.). Im Jahre 1893 ift die A.ſtraße 
in Erfurt zum Zwecke ihrer Unterführung unter der die Straße bis dahin in gleichem 
Niveau kreuzenden Eifenbahn tiefer gelegt worden. Die Klägerinnen, Eigentümer eines 
an biefer Straße belegenen Hanfes, halten fich burch die Veränderung der Straße in 
ihren Rechten als Eigentümer und Straßenanlieger beeinträchtigt und haben gegen 
die Stadtgemeinde Entihäbigungsaniprüde erhoben, die ihnen das Berufungsgericht 
unter Abänderung des abweiſenden Urteild der erften Inſtanz in Höhe von 4251,25 ME. 
zugeſprochen bat. Das Neichögericht Hat der Reviſion der Beklagten teilweiſe ftatt- 
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gegeben. Die Klage ift auf 8 75 Einl, WLR. geftübt. Die im öffentlichen Intereſſe 
angeordnete Maßregel foll einen Eingriff in die Privatrechte der Mägerinnen in zwie⸗ 
facher Hinficht enthalten, einmal fei die Erniebrigung der Straße dem 8 187, I. 8 A.L. R. 
zuwider bis hart an ben vor ben Haufe der Klägerinnen befindlichen Vorgarten erfolgt, 
fobann verlege bie mit der Tieferlegung der Straße verbundene Erſchwerung der Zu- 
gänglichleit des Grundſtücks der Klägerinnen das fervitutiiche Recht der Hausgrundſtücke 
an einer ſtädtiſchen Straße auf ungebinderte Kommunilation mit ihr. Infolge der Tiefer- 
legung der Straße ift die Befeftigung des Grundſtücks längs des Bürgerfteiges Durch eine 
Auttermauer und Anbringung zweier Treppenaufgänge innerhalb der leßteren erforder- 
ih und durch die Bellagte bewirkt worden. Ber von den Klägerinnen liquidierte 
Schade joll nun einerfeit3 in den Wufwendungen für Erhaltung und Meinigung der 
Futtermauer und der Treppe, anbererfeit3 in ber infolge der erfchwerten Konmunilation 
eingetretenen Verminderung des Nutzungswertes bes in dem Haufe befindlichen Verkaufs⸗ 
ladens beftehen. In beiden Richtungen hat ber Berufungsrichter den Entſchädigungs⸗ 
aniprud für begründet erachtet und zwar fo, daß er als Verpflichtungsgrund für den 
Erſatz de3 aus der Erſchwerung der Kommunikation entfpringenden Schadens die Ber- 
legung des fervitutifchen Rechts bes Straßenanliegers, als Verpflichtungsgrund für Die 
Schabloshaltung wegen des Mehraufmandes für Erhaltung der Yuttermauer und der 
Treppen fowie ber Reinigung der leßteren die Nichtbeachtung der nachbarrechtlichen 
Borfchrift ides 8 187 a. a. D. annimmt. Die Revifion greift das Berufungsurtell in 
beiden Punkten an. Sie ift begründet, foweit die Verurteilung ber Bellagten auf der 
Annahme einer Verlegung des ſervitutiſchen Rechts ber Klägerinnen als Straßenanlieger 
beruht. Ausgehend von dem durch das Reichsgericht in feftftehenber Rechtſprechung 
anerfannten Sate, daß zwiſchen den an einer ftäbtiihen Straße belegenen Hausgrund- 
ftüden und der Straße ein auf einen ftillfchweigenden Bertrag zurädzuführendes Dienft- 
barfeitsverhältnis befteht, vermöge befien dem Haußeigentümer das Necht auf ungehinderte 
Kommunikation auf und mit der Straße als ein wohlerworbenes Vermögensrecht zu- 
fteht, gelangt ber Berufungsrichter zu der Annahme, „daß die Erhögung oder Erniebri- 
gung der Strafe dann eine Verletzung des Anliegers enthält, wenn infolge ber Ande- 
rung des Niveaus bie Kommunikation zwiſchen Haus und Straße erſchwert oder 
aufgehoben wird”. BDiefer Sat wird, fofern er ſchlechthin jede Erfchwernis in der 
Kommunikation al3 einen Eingriff in die Rechte des Anltegers Hinftellt, von der Revi⸗ 
fion mit Necht als zu meit gehend angegriffen. Er fteht auch inſoweit nicht im Einflange 
mit der Nechtiprehung des Reichsgerichts. Schon in der von ber Konftruftion des 
fervitutifhen Rechts des Straßenanlieger8 grundlegenden Enticheibung bes Reichsgerichts 
Nr. 2092 ift darauf Hingewiejen, daß die Befugniſſe ber Adjazenten an ber Straße 
ftet3 der Hauptbeftimmung der leßteren untergeorbuet bleiben. Weitere bie Entihädigungs- 
pflicht einfchränfenbe Konfequenzen aus dieſem Satze zu ziehen, bot bie damalige Sach⸗ 
age Teinen Anlaß, weil e3 fih bamals um eine außerhalb ber Bwede der Straße 
handelnde Anlage handelte. In der Enticheivung in Gruchots Beiträgen Bd. 31, ©. 980 
ift ein Anspruch der Hausbefikerin auf Erjat bes infolge Erhöhung des Bürgerfteiges 
ihr erwachſenen Schadens nur aus dem Fundamente des Nachbarrechts (8 185, I 8. 
A.L.R.) zugelafien worden. Der dort entſchiedene Fall Tiegt allerbings bem hier vor- 
liegenden infofern nicht gleich, ala es fich bort nicht um eine Erſchwerung der Kommuni- 
Fation, fondern um andere mit dem ferpitutifchen Berhältniffe des Haufes zur Straße 
nit in Beziehung ftehende Nachteile handelte. Es ift aber dort ausgeiproden, daß 
ein Necht eines Hauseigentümers des Inhalts, daß an der vorliberführenden Straße 
feine ihm in irgend einer Beziehung nacdhteilige Veränderung vorgenommen werben bürfe, 
aus dem fervitutifchen Berhältnifie zwiichen Hans und Straße nicht herzuleiten ſei unb 
daß das Necht des Hauseigentümers an der Straße nicht weiter gebe, als fi aus der 
Natur und dem Bwede der Straße von jelbft ergebe. Im Weiteren ift dann das Recht 
ber Haudbeliter auf Benutzung ber an ihrem Befigtum vorüberführenben Straße gelenn- 





86. Öffentliche Wege. 305 


zeichnet als „das Recht, fih der aus der Eriftenz ber Straße nad) deren Be- 
fimmung ihrem Grundftücke erwachfenden Vorteile zu bedienen“. In Übereinftimmung 
hiermit ift auch in dem Urteile Nr. 2095 hervorgehoben, daß das Recht der Straßen» 
anlieger auf Benutung der Straße feinen weiteren Juhalt und Umfang haben Tönne, 
„als fih aus der Natur und dem Zwecke der Straße mit Notwenbigfeit von felbft er⸗ 
giebt". Auch in einem Yalle aus dem Bereiche bes rheiniichen Rechts (von 1892), wo 
e3 fich wie hier um eine Erfchwerung bed Zuganges zu einem an einer ftäbtifchen Straße 
belegenen Haufe handelte, hat das Reichsgericht ausgeiprochen, daß ein Recht der An- 
lieger auf ein unverändertes Fortbeftehen der Straße nicht anzuerkennen fei und ein 
Anſpruch auf Entfhädigung ihnen nur dann zuftehe, wenn bie im öffentlichen Intereſſe 
an der Straße vorgenommenen Veränderungen eine Aufhebung ober erhebliche 
Beſchränkung ihrer Benugung zur Folge Habe, daß aber für unweſentliche Beein- 
trächtigungen bei dem Gebrauche der Straße ein folder Anfpruch nicht gegeben fei. 
Hinfichtlih der Art und des Zweckes der bei einer ftädtilchen Straße vorfommenden 
Beränderungen ift in dem Urteile im Yale Nr. 1636, wo es fih um einen Ent- 
ſchädigungsanſpruch wegen einer burd) eine Anderung ber Höhenlage ber Strafe bedingte 
porübergehende Störung der Kommunilation handelte, unterichieden, ob die Störungen 
ber Kommunikation auf Reparaturen und Berbefierungen ber Straße jelbft zurüdzu- 
führen find oder fonftigen Bweden der Straße entipringen, in welchen Fällen ein Ent- 
ſchädigungsanſpruch nicht gegeben fei, oder ob, wie in dem dort entichiedenen Yalle, die 
mit der Straße vorgenommenen Beränderungen außerhalb der Zwecke Liegen, denen der 
Regel nad die Öffentliche Straße zu dienen bat, Diefelbe Auffaflung liegt einer älteren 
Entſcheidung des Neichdgerichts (von 1887) zu Grunde, worin zutreffend darauf hin⸗ 
gewiefen wird, daß die Vorteile, die für die Anlieger an Straßen des öffentlichen Ver⸗ 
kehres durch dieſe Lage erwachſen, bebingt find durch die Erhaltung folder Straßen 
in einem für den Verkehr erforberlihen ordnungsmäßigen Buftande, woraus dann ger 
folgert wird, daß Nachteile, die infolge von Reparaturen und Neubauten zum Bmede 
folder Erhaltung den Anlieger treffen, nicht die Grundlage für Entichädigungsaniprüche 
abgeben Tönnen. Aus allen diefen Entfcheidungen ergtebt fich als leitender Grundſatz, 
daß das fervitutifche Necht des Handbefiterd an ber an feinem Grundſtücke vorüber- 
führenden Straße begrenzt und bedingt ift durch die Zweckbeſtimmung der Straße felbft 
dergeftalt,, daß der Hausbefiger fih alle Veränderungen gefallen laſſen muß, die dazu 
bienen, bie Straße in dem Buftande zu erhalten oder aud in den Buftand zu feßen, 
in bem fie ihrer Veftimmung am volltommenften genügen Tann, fofern nur die Straße 
auch ferner ald Kommunilationsmittel erhalten bleibt. Mit diefer Maßgabe fchließt 
ber ſtillſchweigende Bertrag, auf deu das fervitutiiche Recht bes Straßenanliegers zurüd- 
geführt wird, ben ftillfchweigenden Vorbehalt ein, daß bie Stadtgemeinde mit der Straße 
bem Zwecke verjelben entiprechenbe Veränderungen vornehmen kann. Derartige Ver⸗ 
änderungen enthalten daher Teinen Eingriff in die Rechtöiphäre des Unliegerd. Im 
vorliegenden Yalle hat unbeftritten bie Tieferlegung der Aftraße zu dem Zwecke ftatt- 
gefunden, die Unterführung der Straße unter ber bis dahin in gleicher Höhe freuzenden 
Eiſenbahn zu ermögliden und daburd eine direkte durch den Eifenbahnverfehr nicht 
geftörte Verbindung mit der L.ftraße und dadurch mit der inneren Stabt herzuftellen. 
Hiernach liegt das Unternehmen, in deſſen Ausführung die Tieferlegung der Straße an 
dem Hägerifchen Srunbdftüde erfolgt ift, ganz innerhalb ber Beitimmung ber Straße, 
als Kommunilationsmittel für die Einwohner der Stabt überhaupt und fpeziell auch 
für die Anwohner der Straße jelbft zu dienen, welche Lebtere an den Vorteilen, die das 
Unternehmen bietet, in erſter Linie Unteil nehmen. &3 kann daher die Tieferlegung 
der Straße als ein die Stadtgemeinde zur Entihädigung gemäß 8 75 Einl. WER. 
verpflichtender Eingriff in das Eigentum nicht angejehen werden. Damit fällt ber 
Anſpruch, ſoweit er auf Verlegung bes fervitutiichen Rechts der Straßenanlieger geftüßt 
ift, ohne daß es einer Abwägung und Aufrechnung ber Bor- und Nadteile, die dem 
Schultze, Reichsgerichtsentſcheidungen. Bb. IL 20 
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Hägerifhen Haufe aus dem Unternehmen erwachſen find, bedarf. — Dagegen hat das 
Neichögericht den Entſchädigungsauſpruch, ſoweit er aus ber Verleßung der nachbar⸗ 
rechtlichen Borfchrift des 8 187, L 8 AL.R. erhoben und auf den burd die Erhal⸗ 
tungsfoften der Futtermaner und ber Treppen, ſowie bie erhöhten Reinigungskoſten be» 
dingten Mehraufwand geftügt ift, für begründet erachtet. 


Nr. 2097. II Sen. 13. April 1880. IL 64. 80. Bd. 1, Nr. 150, ©. 420. 
Gemeindbewege. (Bad. R.). Aus dem behaupteten Aufgeben des öffentlichen Weges 
durch den Staat und dem Übergange der Unterhaltung besfelben auf die Gemeinde 
kann nicht gefolgert werden, daß ber Staat ben Weg als Privateigentum über- 
tragen babe und bie Gemeinde dies Eigentum erworben habe. Lanbreditsfag 538. 


Nr. 2098. II. Sen. 26. Februar 1897. III. 289. 96. Bd. 38, Nr. 59, S. 220. 

Umfang ber Haftung juriſtiſcher Perfouen für deu Zuſtand Bffentlider Wege, 
deren Erhaltung ihnen obliegt. (Gem. R.). Inſoweit der Schabenserfabanfprud bes 
Klägerd wegen be3 in der Nacht vom 4./5. Juli 1894 erlittenen Unfalles gegen bie 
Stadt &. zurfidgewieien war, ift dieſe Entſcheidung vom Berufungsgericht beftätigt; 
dagegen bat e3, abweichend vom erften Richter, den Klaganſpruch gegen den Bezirks⸗ 
verband des Regierungsbezirks K. dem Grunde nad für berechtigt erfannt. Die gegen 
biefe Euticheidung vom Bezirksverbande eingelegte Revifton ift nicht begründet. Es 
fteht feſt, daß die Unfallftelle in ber Bremer Landftraße in einer Entfernung von 
30 Centimeter vom ftäbtifchen Gebiete liegt. Es befindet fich Dort eine unverichloffene 
und nicht eingefriedigte circa 52 Gentimeter tiefe Offnung mit fteilen Rändern, die 
bem Waflerburcdhlaffe dient. Die Bremer Lanbftraße mit dem Waſſerdurchlaſſe ift vom 
kurheſſiſchen Fiskus erbaut, von diefem auf den preußiichen Staat unb weiter auf ben 
beflagten Bezir!sverband übergegangen, dem feither nach den Beftimmungen der fur- 
heflifhen Gemeindeordnung bezw. ber hefiticden Wegeorbnung vom 24. Dezember 1819 
die ordnungsmäßige Inſtandhaltung der Lanbitraße und des Waſſerdurchlaſſes obliegt. 
Es fteht ferner durch das Gutachten des vernommenen Sachverftändigen feft, daß bie 
gedachte ung, in der ber Kläger einen Beinbruch erlitt, einen ordnungswidrigen 
bie Sicherheit des paffierenden Publikums gefährdenden Zuſtand enthielt. Damit ift 
der erhobene Schadenserſatzanſpruch dem Grunde nad Liquid geftelt. Denn wenn auch 
der Bezirksverband die Anlage nicht felbft gefchaffen hat, fo ift doch feit ihrer Über- 
nahme duch ihn ein Yangjähriger Beitraum verfloffen, innerhalb befien ihm bei 
ordnungsmäßiger Kontrolle und Auflicht die Sachlage nicht entgehen konnte. Daß 
dieſem Buftande nicht abgeholfen ift, muß ihm auch dann zum Berfchulden angerechnet 
werden, wenn ſich feit Unlage der Straße keine Unglädsfälle zugetragen haben. Un⸗ 
begründet tft auch bie Ausführung ber Reviſion, daB der Bezirksverband nur für ein 
Verſchulden der ihn im Willen vertretenden Organe hafte und deren Kenntnis von 
bem gefährbenden Zuſtande bed Waſſerdurchlaſſes nicht nachgewieſen ſei. Auf eine 
berartige Untenntnis würbe fi) der Bellagte nicht berufen dürfen, ba es ſich nicht um 
eine plößlich eingetretene Beichädigung des Öffentlichen Weges handelt, fondern um 
einen dauernden fehlerhaften Buftand, für den der Reparaturpflichtige verantwortlich 
ift, gleichviel ob er ihn gefannt hat oder nicht, da feine Pflicht zur Iuftandhalinng des 
Werkes nicht nur die Ausbeflerung entdedter Mängel, fondern auch bie Erforſchung 
derartiger Übelftände umfaßt. Auch die Einrebe des eigenen Verſchuldens bes Klägers 
ift mit Recht zurüdgewiefen. Ein Berfchulben des Letzteren kann namentlich nicht barin 
gefunden werden, daß er beim Paſſieren ver Landftraße Teine Laterne trug; denn es 
beitand feine Verpflichtung des Klägers, fich bei Benugung des Öffentlichen Weges Durch 
befondere Vorſichtsmaßregeln gegen die Gefahren zu ſchützen, die durch Berfchulden bes 
Bellagten herbeigeführt find. 
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8 87. 


Waſſerrecht. 
E.G. Art. 66. 


Windſcheid I. 8 146 Nr. 3. Stobbe I. 8 64. TI. 8 144. Dernburg 
I. 88 251—256. 


Nr. 2099. IIL Sen. 14. März 1890. IIL 336. 89. Bd. 25, Nr. 34, ©, 165. 

Aufnahme bes vom Nachbargruudſtücke zuſließenden Negenwaflerd. (Gem. R.). 
Über die Frage, wieweit ſich ein Srunbbefißer den Bufluß des Negenwaflers oder des 
durch Regengüſſe angeihwollenen Hochwaſſers (vergl. 1. 1 pr. Dig. de aqua et aq. pl. 
arc. 39, 3) vom Nachbargrundftüde gefallen zu laſſen Habe, enticheiden gemeinrechtlich 
die Srunbfähe über bie aquae pluviae arcendae actio, mag man nun dieſe ober Die 
negatoriiche Klage, welche beide in dem vorliegenden Falle Tonfurrieren, als angeftellt 
annehmen. Jede Immiſſion von Gewäſſern aus einem höheren in ein tiefer gelegenes 
Srunbftüd erfcheint nun als eine unberechtigte, wenn fie auf einer willkürlichen Ber- 
anftaltung des Beſitzers (opus manu factum) beruht, durch welche der natürliche Lauf 
des Waflers zum Nachteil des Nachbargrundftüdes verändert wird (vergl. 1.1 88 1,10, 
44, 15 Dig. 39, 3; 1.382, 1.24 $ 1 Dig. eod.). Es ift aber jedes opus manu 
factum ſchon deswegen (objeftiv) rechtswidrig, wenn e3 jenen Erfolg Hat, e3 braucht 
nicht gerade zum Bwede der Buleitung des Waflerd, mit welcher jener Erfolg ver- 
bunden war, vorgenommen worden zu fein. Für eine foldhe Beſchränkung würde auch die 
ratio legis fehlen, da es ſich nicht um eine Deliktsklage handelt, rein objektiv genommen 
aber bie Beſchädigung eintritt, mag das opus eine Anderung des natürlichen Waffer- 
laufes bezmweden oder nur thatfächlich zur Folge Haben. (Bergl.1.4, 1382 Dig. eod.). 
Der abweichenden Anſicht im Falle Nr. 2126 tft nicht beizutreten. 


Nr. 2100. II. Sen. 9. Januar 1883. III. 360. 92. Bd. 8, Nr. 34, ©. 134. 

Unvordenkliche Berührung. Waſſerrecht. (Gem. R.). Das römifche Recht unter- 
ſcheidet zwifchen der fließenden Welle (aqua profluens) und bem Bette und Ufer bes 
Gewäflers. Erftere, auf die es hier allein anfommt, wird bei Ylüffen und Bächen als 
res communis, alſo al3 eine Sadhe, beren Benubung Jedem freifteht, bezeichnet. Aus 
diefem gleichen Anrechte Aller leitete das römijche Recht eine Heihe von Beichräntungen 
für die Gebrauchsbefugniffe der einzelnen Uferbefiger ber. Danach befteht für das 
römiſche Recht der Rechtsſatz, daß jeder obere Unlieger fein Recht auf Wbleitung und 
Nutzung des Waflerd nur unter Schonung des gleichen Rechtes des unteren Anliegers 
ausüben darf. Dies ift auch für das beutiche Recht anzunehmen. Daraus folgt weiter 
ber Rechtsſatz, daß, abgefehen von mwohlerworbenen Sonberrediten, der obere Anlieger 
wegen feines beichräntten Gebrauchsrechts das von ihm nicht benußte abgeleitete Waſſer 
im Smterefie des unteren Anliegers dem Flufle oder Bache wieder zuführen muß. 
Durch Immemorialverjährung Tann die Befugnis, andere Gleichberechtigte von der 
Bennkung des Waſſers auszujchließen, nur dann erworben werden, wenn die Benußung 
eine ausſchließende geweien if. Es muß ein Rechtszuſtand dargethan werden, der 
durch erfennbare Thatfahen nah außen das Merkmal der Ausichließlichleit gegenüber 
dritten @teichberechtigten feit Menichengedenten manifeftiert. Nr. 2135. Nr. 2111. 
Nr. 1835. 


Nr. 2101. IH. Sen. 12. März 1889. DI. 5. 89. 8b. 23, Nr. 31, ©. 147. 

Sonderrechte an öffentlichen Gewäflern. Erwerb burg orbentlige unb außer⸗ 

ordentliche Erfisung. Rechtsverhältniſſe eines Mäühlgrabens. Rechtliche Bedeutung 

ber Setzung eines Eichpfahles. (Gem. R.). Nach den Srundfähen des gemeinen 

Rechts dienen die öffentlichen Gewäfler dem Gemeingebrauche Uller, welche bie rechtliche 
20* 
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Möglichkeit bes Butrittes haben; Sonderrechte an ſolchen Gewäflern, melde ein aus⸗ 
fchließliches oder Vorzugsrecht Einzelner zu einer beftimmten Wafjernugung begründen, 
tönnen nur buch einen Alt ber Staatsgewalt ober durch unvordenkliche Verjährung 
erworben werden. Der Bellagte hätte baber, da er bie Befugnis in Aufprud nimmt, 
das Wafler ohne Rückſicht auf Das oberhalb der Mühle belegene Wert allein oder doch 
vorzugsweiſe als Trieblraft zu benutzen und demzufolge das Waſſertriebwerk des Klägers 
durch Erhöhung bed Wehred jener Mühle auf feinen jetzigen Stand zu beichräufen, 
behaupten und darthun müflen, daß entweder feinen Mechtöporgängern im Belige ber 
Mühle durch Verleihung bes Landesherrn oder der Staatöregierung ein ſolches Recht 
zugeftanden worden fei oder daß er und feine Rechtsvorgänger fich feit unvordenklicher 
Beit im Befite biefer Befugnis befunden haben. Dagegen Tann fich der Bellagte nicht 
auf den Nechtätitel der ordentlichen ober der außerordentlichen Erſitzung fügen. Denn 
ber Mangel eines Privilegiums jomohl wie ber einer Konzeſſion der Staatsgewalt 
kann eben nur durch den Rechtstitel der unvordenklichen Verjährung erießt werben. 
Das Urteil im Falle Nr. 2127 ſtützt ſich ausjchließlih auf preußiſches Recht, ins- 
befonbere auf das preußtiche Gefek vom 28. Februar 1843 8 13 und kann um fo weniger 
hierher gezogen werben, als jenes Recht bie unvordenkliche Berjährung nicht Tennt. 
Es begründet ferner teinen Unterſchied in der vechtlichen Beurteilung der Sade, daß 
bier nicht ein Nechtserwerb gegen den Staat (Fiskus), jondern ein folcher gegenüber 
bem Beſitzer des oberen Triebwerkes in Frage ſteht. Durch die ftaatliche 
Konzeifion erlangt der Konzeifionsträger ein Privatrecht auf bie Waflernubung in 
ben verliehenen Grenzen, das ihm dur willfürliche Eingriffe Dritter nicht entzogen 
oder gefchmälert werden darf. Jede einfeitige Anderung des folchergeftalt geordneten 
Buftanbes ift zugleih im dÖffentlihen Inte reſſe verboten und Tann von ber 
Staatögewalt und dem dadurch benaditeiligten Mitberechtigten je nach der Art bes 
Eingriffe auf dem Verwaltungsmwege oder durch Anrufen der Gerichte rüdgängig ge 
macht werden. lnerheblich ift es, daß das Waſſertriebwerk des Klägers nicht an dem 
Fluſſe jelbft, fondern an einen über den Grund und Boben des Klägers führenden 
Mühlgraben angelegt ift, der als ein Seitenarm bes öffentlichen Bades deſſen 
Waſſer aufuimmt. Auch wenn man fi auf den Standpunkt ftellt, daß nad) gemeinem 
beutichen Recht das in einem künftlicden über Privateigentum geführten Graben ent- 
haltene Waſſer ftet3 die Eigenfchaft eines Privatgewäflers annehme, eine Frage, die 
ftreitig ift und Hier nicht entichieden zu werden braudt, fo kommt hier boch in Betracht, 
daß nad) dem maßgebenden partilularen (heifiichen) Hecht auch bie Errichtung eines 
Waflertriebwerles am Seitenarm eines öffentlichen Gewäflers ber ftaatliden Kon- 
zeifion unterliegt und die Rechte und Pflichten der an ber Benubung ber Waflerkraft 
Beteiligten durch den Inhalt dieſer Konzeffion nicht weniger geregelt werden, als wenn 
die Anlage eines Werkes unmittelbar im öffentlichen Fluſſe oder Bache felbft geftattet 
worben wäre. Pazu Tommt, daß bie Erhöhung ber Stauvorrichtungen durch den 
Ober⸗ oder den Untermüller notwendig anf den Gang bes konzeffionierten unteren oder 
oberen Triebwerles zurüdwirkt. Denn das fließende Waffer bildet eine natürliche zu- 
fammenhängende Waffe, bei der fih die Einwirkungen, welde fie an einem Orte 
empfängt, nach unten oder oben mitteilen und dadurch ſchaͤdigend in ein fremdes Rechts⸗ 
gebiet eingreifen können. Auf dieje Eigentümlichleit des fließenden Wafler® muß bei 
der juriftifhen Behandlung bes Gegenſtandes, der Enticheidung von Streitigkeiten unter 
ben Sinterefjenten Die geeignete Rüdjicht genommen werben. — Die Sekung eines Eich⸗ 
pfahles an der Mühle Hatte im vorliegenden Falle nicht die Bedeutung eines recht3- 
begründenden Verwaltungsaktes oder auch nur bie der Öffentlichen Beurkundung eines 
beftehenden Necht3, vielmehr Hat es fich hierbei ausschließlich um die Beurkundung einer 
Thatſache gehandelt. Das kreisamtliche Protokoll ftellt die Errichtung des Eichpfahles 
ſowie die Lage und die Konftruftionsart bes an der Mühle des Beklagten angebracdjten 
Schleuſenwehres feit, fügt aber hinzu, „baß der Eichpfahl bie dermalen beftehende 
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Wehrhöhe firtere". Unter den obwaltenden Umftänden harakterifiert ſich die angeordnete 
Berwaltungsmaßregel ihrem Erfolge nach als eine rein polizeiliche, deren Bollzug 
bie demnaͤchſtige Geltendmachung entgegenftehender PBrivatrechte der Intereſſenten nicht 
ausichloß. Wenn die VBorinftanzen durch Auslegung ber von den Parteien abgegebenen 
Willenderflärungen und der Beurkundung bed Borganges zu dem eben gedachten Er- 
gebniffe gelangt find, fo ift dies nicht rechtsirrtümlich und verftößt auch nicht gegen die 
im Falle Nr. 2132 ausgeſprochenen Grundſaͤtze. 


Nr. 2102. II. Hilfs-Sen. 23. September 1880. V*- 203. 79.80. 3,Nr.65, ©.232. 

Eigentum am Bette eines öffentlichen Fluſſes. (Preuß. R.). Jedes dauernd 
fließende Gewäſſer befteht aus: dem fließenden Wafler, dem Bette, worin fich dasſelbe 
bewegt, unb den Ufern. Diele Beftanbteile zufammen bilden ein integrierendes, je 
nad der Größe „Strom”, „Fluß“ oder „Bach“ genanntes Ganze. Die von dem Ge⸗ 
fege dem Ganzen beigelegte rechtliche Eigenihaft wohnt allen Beitandteilen desſelben 
bei, ſoweit nicht das Geſetz über die rechtliche Dualität eines einzelnen Teils eine 
befondere Vorschrift enthält. Das A.L. R. enthält in 8 55, IL. 15 in Übereinftimmung 
mit dem römiſchen Recht, vergl. 1. 30 8 1 Dig. de acquir. rer. dom. 41, 1, eine be- 
fondere Vorſchrift über die rechtlihen Eigenſchaften der Beſtandteile der öffentlichen 
Flüſſe nur in betreff der Ufer, dagegen nicht in betreff des Waller? und des Bettes 
derſelben. Wenn baber der fih auf alle öffentliche Flüſſe beziehende 8 21, U. 14 ALN., 
dem Ganzen die Eigenſchaft des gemeinen Eigentums des Staats beilegt, jo muß fie 
ſowohl auf das Flußwaſſer ald auch auf das Flußbett bezogen werden. Das Flußbett 
ift alfo, ebenfo wie die Hinftrömende Wafjermelle jelbft, weil zum Gebrauch für Jeder⸗ 
mann beftimmt, res communis omnium, eine res nullius und deshalb eine res publica. 
Dem ftehen die Beitimmungen 88 242 ff. L 9. 88.67 ff. I. 15 A.L. R. nicht entgegen. 
Kläger gründet die Klage auf fein Eigentum an dem Bette der D., eines öffentlichen 
Fluſſes; zum Beweiſe feines Eigentums daran beruft er fih nur auf die Thatjache, 
daß er Eigentümer einer an die D. grenzenden Wieſe ift. Hieraus folgt aber fein 
Eigentum an dem vom Waſſer bedeckten Bette der O. nicht, jeine Klage ift daher 
unhaltbar. Nr. 2104. 


Nr.2103. II. Hilfs⸗Sen. 10. Februar 1881. V* 281. 80. 8d.4, Nr. 71, ©.258, 

Rechte des Fiskns am Öffentlichen Flüſſen. (Breuß. R.) Das gemeine Eigentum 
des Staates (8 21, II. 14 A.L.R.) an einem von Natur Shiffbaren Fluſſe jchließt das 
befondere Eigentum eines Einzelnen an dem Fluſſe und dem bazu gehörigen Bette aus. 
Deshalb Hat Niemand ein Privateigentum an dem Bette des Fluſſes und zwar weder 
der Fiskus noch die Unlieger. Der Fiskus hat Daher auch fo wenig wie ein Anderer 
ein aus dem Brivateigentum herzuleitendes, ausſchließliches Recht, aus dem Bette 
eine von Natur fchiffbaren Fluſſes Steine zu entnehmen; zu ben Nubungen bes 
Fluſſes gehören die in feinem Bette Iagernden Steine nicht (8 38, II. 15 WL.R.). 
Aber nach der fih au3 dem gemeinen Eigentum bes Staates ergebenden Beitimmung 
der von Natur ſchiffbaren Flüffe, unbefchadet der fi aus dem Regal ergebenden echte 
des Fiskus dem gemeinen Gebrauche zu dienen, hat ein Jeder das Recht, ſich die in 
Dem Ylußbette liegenden Steine anzueignen, falls ihm dies nicht von der Ylußpolizei 
im öffentlihen Intereſſe unterfagt wird. Liegt ein Steinblod auf dem bei gemöhn- 
lichen d. h. mittlerem Wafferftande fichtbaren Ufer, fo ift er nach 8 248, I. 9 und 
855, I. 15 A.L.R. als das Eigentum deſſen anzujehen, defjen Grundftüd an dieſer 
Stelle unmittelbar an das Ufer ftößt. Nr. 2104. Nr. 2106. 


Nr. 2104. IV. Sen. 26. Oftober 1893. IV. 364. 93. Bd. 32, Nr. 58, ©. 237. 

Anfpru des Fiskus auf Vergütung für Geftattung ber Entuahme von Eis 
aus Bffentlidgen Flüſſen. (Preuß. R.). Im Gebiete des preußiſchen A.L.R. kann ber 
Fiskus für die Entnahme von Eis aus dffentlidden Strömen eine Vergütung beanſpruchen. 
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Butreffenb geht das Berufungsgericht unter Bezugnahme auf 8 21, IL 14 AER. 
davon aus, daß Öffentliche Flüſſe d. h. die von Natur fchiffbaren Ströme (Hier die 
Havel und ihre Erweiterungen zu Seen) zwar nicht im PBrivateigentume, wohl aber 
im gemeinen Eigentume bes Staates ſtehen. Dit Recht wird ferner gegenüber ber 
von den Klägern aufgeftellten Behauptung eines allgemeinen Gebrauchrechts an ben 
öffentlichen Ylüffen in dem Berufungsurteil auf 8 24, II. 14 und 8 38, IL 15 LER. 
bingewielen, wonach bie Nußungsrechte an dem gemeinen Eigentume des Staates und 
insbejondere Die Rußungen folcher Ströme, bie von Natur fchiffbar find, zu den Regalien 
gehören. Diefe Nutzungen find als fisfalifches Eigentum anzufehen. In gewifjen 
Beziehungen ift allerdings ber Gebrauch bes Waſſers der Öffentlidden Flüſſe, wenn 
au zum Teil nur in bebingter Weife, einem eben geftattet. 88 44, 46, 47, IL 15 
A.L.R. Darin find jedoch nur einzelne Einfchränkungen ber durch 8 24, IL 14 und 8 38, 
IL415 A.L. R. begründeten Eigenſchaft der Nutzungen ber öffentlichen Flüſſe als Regalien 
des Staates zu erbliden. Nach ben zur Anwendung kommenden Beftimmungen bed preu- 
Bilden WER. ift anzunehmen, daß vermöge biefer Eigenſchaft der Nugungen ber 
öffentlichen Flüſſe als Regalien anderen Berfonen als dem Staate ein Nutzungsrecht 
an den Öffentlichen Ylüffen nur infoweit zufteht, als die Nußung geſetzlich ausdrücklich 
für zuläffig erflärt ift, und biefe Zuläffigfeit ift bezüglich der Entnahme bes Eifes nicht 
ausgeſprochen. Dem Berufungsgericht tft auch darin beizutreten, daß das Eis zu Den 
Nutzungen der Öffentlichen Flüſſe gehört. Verfehlt würde freilich die Annahme fein, 
daß das Eis eine Frucht im Sinne bes 8 220, L. I A.L.R. darftelle. Das Eis kann 
nit al8 aus dem Wafler entftandene® Produkt angefehen werben, ift vielmehr 
Subjitanz des Fluſſes. Es wirb aber als burchgreifende Erwägung von dem 
Berufungsgericht mit Recht geltend gemacht, daB bad Eis (db. 5. defien Entnahme und 
Gebrauch) zu den Nubungen im Sinne des 8 110, 1.2 A.L.R. gehört, weil nach dieſer 
Vorſchrift ald Nutzungen die Vorteile zu betrachten find, welche eine Sache ihrem In⸗ 
haber unbejchadet ihrer Subſtanz gewähren Tann, dieſe Vorausſetzung aber bezüglich 
bes Eiſes mit Nüdfiht anf den nad deſſen Entnahme durch regelmäßigen Zuwachs 
eintretenden Erſatz ber Subftanz vorliegt. Diefe Auffafiung entipricgt der grunbfäg- 
lichen, in3bejondere auch in den Beftinnmungen über bie Rechte des Nießbrauchers laut 
der 88 31 ff. L 21 A.L.R. bervortretenden Rechtsanſchauung. Iſt hiernach das Eis 
der Havel und Der von ihr gebildeten Seen bem Rubungsrechte bes Staates nuter- 
worfen, jo erfcheint damit auch das von den Klägern als Privatperfonen in Anſpruch 
genommene Dlfupationsrecht für ihre Brauereien und Schläcdhtereien ausgefchloffen. 
Die Entjheidungen in den Fällen Nr. 2102. Nr. 2103 beruhen auf weſentlich ver- 
ſchiedener thatfächlicher und rechtlicher Grundlage. Da infolge bed dem Staate zu- 
ftehenden Nutzungsrechts der von den Klägern befämpfte Anſpruch des beflagten Fiskus 
auf eine Vergütung für Überlaffung von Eis aus den in Rede ftehenden Gewäſſern 
gerechtfertigt ericheint, jo Hat das Berufungsgericht bie auf Feftftelung bes Nicht- 
beſtehens dieſes Anſpruches gerichtete Klage mit Recht abgewiejen. 


Nr. 2105. V. Sen. 14. Juli 1894. V. 77. 94. ®d. 33, Nr. 79, ©. 331. 

Nechtsſtellung ber Strombanverwaltung zu Aulanbungen. 8 5 Ubf. 2 des Ge⸗ 
ſetes vom 20. Auguſt 1883. (Preuß. R.). Die Kgl. preußiſche Strombanverwaltung 
hat dur Verfügung bes zuftändigen Lokalbaubeamten vom 11. Februar 1886 auf 
Grund des 85 des Geſetzes vom 20. Auguſt 1883 betreffend die Befugniffe der Strom- 
bauverwaltung diejenigen Anlandungen für ben Staat in Beſitz und Nutzung ge- 
nommen, welche fich, angeblich infolge der durch ben Staat ausgeführten Buhnenarbeiten, 
in ber Weichjel vorlängs bes Gutes des Bellagten gebildet Haben. Der Bellagte hat 
im Jahre 1892 von dieſen Anlandungen Weidengefträud im Werte von 174,30 ME. 
entnommen und fich angeeignet, auch im Herbft 1892 bie fiskaliſchen Arbeiter von den 
Anlandungen vertrieben. Deshalb hat der Strombaufisfus mit dem Antrage geflagt, 
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ben Bellagten zu verurteilen 1. ihm 174,30 ME. nebit Binfen feit der Klagzuſtellung 
zu zahlen, 2. fich jeder Störung des Klägers im Beſitze und in der Nutzung der An- 
landungen bei Strafe zu enthalten. Das Landgericht hat bie Klage wegen unzuläffiger 
Berbindung ber Beſitzklage mit der Klage aus dem Necht felbft (8 232 C. P.O.) ab- 
gewiefen; das Oberlandesgericht Hat ganz nad bem Klagantrage erfannt. Den aus 
der Serbindung ber Anträge 1 und 2 entnommenen Abweilungsgrund des Gerichts 
erfier Inftanz, auf ben die Revifion zurüdgreift, hat das Berufungsgericht mit Recht 
verworfen. Nicht nur hätte biefer Grund in feinem Falle zur Abweiſung der beiben 
Unträge führen dürfen, folange nicht dem Kläger durch Hinweifung auf bie für un- 
zuläffig erachtete Berbindbung beider Anträge feitend des Gerichts Veranlaſſung gegeben 
war, einen der beiden Anträge für ben jebigen Prozeß zurüdzuziehen (8 130 C. P.O.); 
fondern es liegt auch überhaupt der Fall bes 8 232 Abſ. 2 EBD. nicht vor. In 
jener Vorſchrift ift voransgeſetzt, daß bie Befigflage, mit ber jene andere Klage nicht 
verbunden werben barf, eine folche tft, welcher eine bavon unterfcheibbare Klage auf 
Geltendmachung bes Rechts felbft gegenüberfteht. Vergl. die Onelle ber fraglichen Bor- 
frift, den Art. 25 des code de proc. civil: „Le possessoire et le petitoire ne seront 
jamais cumulee.“ Dies trifft bei der vorliegenden „Beſitzklage“ (Rlagantrag 2) nicht zu. 
Nah 8 5 Abf. 2 des cit. Geſetzes ift die Strombauverwaltung berechtigt, bie künſtlich 
erzeugten Unlandungen, auch ſoweit fie jchon früher entitanden find, auszubilden und 
bi3 zu einem beftinmten Maße zu befeftigen. „Bu biefem Zwecke tritt ber Staat in 
ben Bells und in die Nutzung berfelben”, obwohl (Mb. 1 daf.) das Eigentum aud) 
der künftlich erzeugten Anlandungen ſchon von ihrer Entftehung an (88 225—227, 1.9 
A.L.R.) dem zufteht, an befien Ufer fie ſich angefeßt haben. Ber feiner Dauer nad 
dur) den Zweck der vollftändigen Ausbildung der Anlandungen beftimmte Belig und 
die gleichzeitige Nubung, auf deren Schuß der Klagantrag 2 Hinzielt, bilden fomit das 
einzige Recht, das dem Staate an ben Anlandungen zufteht. Durch welchen Alt und 
in welchem Beitpunft der Eintritt des Staat3 in ben Beſitz und die Nukung der Un- 
landungen fi vollzieht, läßt das Geſetz unausgeſprochen. Der Anficht, daß mit bem 
Augenblid der Rechtskraft des Geſetzes durch das Geſetz ſelbſt ber Befit ber Anlandungen 
dem Staate übergeben jet, fteht die Erwägung entgegen, dab nad) dem Geſetz nur die⸗ 
jenigen Fünftlichen Anlandungen in Beſitz und Nutzung bes Staates übergehen, die und 
foweit fie einer weiteren Ausbildung für bebürftig erachtet werben, unb daß es einer 
Entichließung ber Strombauverwaltung bedarf, ob die Bedürfnis Hinfichtlich der einzelnen 
ganz oder teilmeife ſchon entftandenen Anlandungen als vorhanden anzufehen fei. 
Minbeftens muß alfo, wenn der Staat zu dem vom Geſetze bezeichneten Zwede in den 
Beſitz und die Nutzung einer beftinmten vorhandenen Anlandung treten fol, die Er- 
Märung der Strombauverwaltung vorliegen, daß dieſe Anlandung nach ben Borfchriften 
bed Gefeßes behandelt werben folle. Der weiteren Unficht, daß es für den Staat einer 
befonberen Befigergreifung nicht bebürfe, kann deshalb nur zugegeben werben, daß mit 
der Erflärung der Steombanverwaltung, eine beftimmte Anlandung weiter ausbilden 
zu wollen, nicht nur das echt des Staat auf den Belig und die Nubung diefer An- 
londung erworben ift, fondern auch, ohne daß zu jener Erflärung noch eine den Er- 
forberniffen des 8 51, 1.7 A.L.NR. entfprechende (fogen. Törperliche) Befikergreifung 
binzuzutreten braucht, dem Eigentümer der Anlandung gegenüber der Staat als that- 
ſächlich in den Beflg eingetreten erachtet werben muß. Darauf, daß im vorliegenden 
alle eine ſolche Erflärung der Strombauverwaltung dem Bellagten gegenüber erfolgt 
fei, ift denn auch die Klage geftügt. Iſt aber foldhergeftalt die Befignahme einer An- 
fandung zu den Zwecken des Gefehes eine don den der Strombauverwaltung im Geſetze 
beigelegten Befugnifien, fo findet anf deren Ausübung durch den Lolalbaubeamten der 
8 13 des Geſetzes Anwendung; e3 findet alfo auch gegen biefe Unordnung bed Lokal⸗ 
baubeamten ber Befchwerbeweg, in letzter Inſtanz bie Beſchwerde an den zuftändigen 
Minifter oder die Klage bei dem Oberverwaltungsgericht ftatt. Durch diefe Ordnung 
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ber Nechtömittel wird die Auftänbigfeit der ordentlichen Gerichte ausgeichloffen (8 13 
RB.) Diefe haben, foweit fie überhaupt zu einer Enticheibung berufen find, Die 
Befisnahmeerflärung des Lofalbaubeamten, mag dagegen ber Weg ber Beſchwerde nicht 
eingefählagen oder der Inſtanzenzug erihöpft fein, als ihrer Beurteilung nicht unter- 
liegende unanfechtbare Grundlage ihrer Entſcheidung zu beiradhten. Den ordentlichen 
Gerichten gegenüber tft aljo durch die Behauptung und den Nachweis, daß der Lokal⸗ 
baubeamte die Befisnahmeerflärung der Anlandung gegen den Eigentümer ausgeſprochen 
babe, zugleid dasjenige Hecht, das dem Staate an der Anlandung zufteht, behanptet 
und erwiefen. Daran folgt weiter, daß eine auf Grund der Belignahmeerflärung 
beim ordentlichen Gericht erhobene Klage immer nur unnnteriheidbar auf den Belt 
bes Staats und auf fein Recht zum Befig zugleich geftügt fein kann, daß fomit Der 
jegigeu Klage (Antrag 2), wenn fie zuläffig wäre, eine neue auf Unerlennung 
des Rechts des Staats an ber Anlandung gerichtete Klage nicht würbe folgen können, 
und daraus ergiebt ſich dann, daß auf diefe Klage dad Verbot, weitere lagen mit 
ihr zu verbinden, nicht Anwendung leidet. Es bedarf ſomit nicht noch der Prüfung, 
ob der Klagantrag 1 feinem Inhalt nad) ein ſolcher ift, der mit einer rein poſſeſſoriſchen 
Klage nad 8 232 Abſ. 2 C. P.P. nicht verbunden werden barf. — Die Klage auf 
Schuß bed Staats in dem auf Grund bes 8 5 des cit. Geſetzes erworbenen Beſtitze 
einer Anlandung unb der bamit verbundenen Befugnis zur Nutzung ber Anlandung 
ift aber nicht für zuläffig zu erachten. Die Strombauverwaltung hat in Hand⸗ 
habung des bezeichneten Geſetzes vorwiegend polizeilihe Yunktionen; insbeſondere er- 
folgt die Ausbildung der Unlandungen nicht in der Mbficht, dem Staate einen Ber. 
mögensgewinn zu verfchaffen, unb ber dem Uferbefiger erwachſene Vorteil, den Beſitz 
des gewonnenen Landes gegen Erfah der vom Staate aufgewendeten Koften oder gegen 
Erftattung bes Werts bes Landes, wenn biefer geringer ift, antreten zu bürfen ($ 6 
des Geſetzes), ift nicht ber Bwed der vom Staate anzulegenden Steomregulierungdwerte; 
dieſer Zweck ift vielmehr die Stromregulierung felbft, und deshalb ift auch das Biel 
ber durch jene Werke gebildeten Anlandungen das, einen Zuſtand herauftellen, in welchem 
(8 5) die Anlandungen „ohne Nachteil für den Strom benugt werden können“. Bu 
diefem Zwede, alſo zu ftrompolizeilicden Bweden, tritt auch der Staat in ben Belik 
und in die Nußung der Anlandungen, nicht etwa bloß, um fich den Erfah feiner Auf 
wenbungen mittel3 bes Zurückbehaltungsrechts zu fichern. Iſt aber demnach die Beſitz⸗ 
nahme der Anlanbungen für den Stant durch die Strombauvermwaltung eine firom- 
polizeiliche Thätigfeit, fo ift die Störung im Befige ſeitens besjenigen, welchem gegenüber 
die Befignahme erflärt wird (des Eigentümerd der Anlandung), ein Zuwiderhandeln 
gegen eine polizeiliche Anordnung; zur Abwehr der Störung find daher die zur Durch⸗ 
führung polizeiliher Anordnungen gegebenen Zwangsmittel anmwenbbar, wobei es nichts 
verſchlagen kann, ob bie Befugnis zu deren Anwendung bem Lofalbaubeanten felbit 
oder nur deffen Vorgeſetzten zuſteht. Es ift auch hier an dem Grundſatze feitzuhalten, 
daß die eine Staatsbehörde (Hier die Strompolizeibehörbe) dann nicht bie Mitwirkung 
der anderen (bier die bes Gerichts) in Unspruch zu nehmen hat, wenn ihr eigene Mittel 
zur Erfüllung ihrer Aufgabe zu Gebote ftehen. Die in der Minifterialanweifung vom 
7. September 1883 zu 8 5 bes Geſetzes ausgeiprochene Anſicht, daß etwaigen beſitz⸗ 
ftörenden Handlungen der Uferbefiter mit der Poſſeſſorienklage entgegenzutreten fein 
werde, ift dort ohne Begründung hingeftellt und Tann als maßgebend nicht erachtet 
werben. — Dagegen war bie Klage auf Wertserſatz bes vom Bellagten von der ftreitigen 
Anlandung entnommenen Strauchweres als zuläffig anzujfehen. Wenn auch der Zweck, 
zu dem das Geſetz ben Staat wie in den Beſitz jo auch in die Nutzung ber ausbildungs- 
bebürftigen Anlandungen treten läßt, ber ftrompolizeilide der möglichiten Sicherung 
der Anlandungen gegen nachteilige Einwirkungen ber Uferbefiger ift, jo wird dadurch 
doch nebenfählich dem Staat and der Bermögensporteil der Nutzung zugewendet 
und der Anſpruch auf Erſatz des Wertes der dem Staate entzogenen Erträgnifie er- 
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ſcheint, wenn aud das Recht auf die Erträgnifie in öffentlichrechtlicden Berhältniffen 
wurzelt, als ein dem Gebiet des Privatrecht3 angehöriger und nach privatreditlichen 
Rormen zu beurteilender Auſpruch des Staats als Subjeltd von Bermögensredhten, 
bes Fisſskus, wie denn auch nur in Beziehung auf biefen Anſpruch die Bezeichnung des 
Klägers ald Strombaufistus volftändig zutrifft. Bur Geltendmachung feiner vermögeng- 
rechtlichen Anſprüche fteht dem Fiskus bie Unrufung der Polizeigewalt nicht zu; ber 
Wertserſatz für entzogene Nutzungen fällt auch, weil bem Grunde und dem Betrage 
nach nicht auf der Enticheldung oder Unordnung einer Berwaltungsbebörde beruhend, 
nicht unter bie @elbbeträge, die im Berwaltungszmangdverfahren eingezogen werben 
fönnen (8 1 des Geſetzes vom 7. September 1879). In Bezug auf diefen Anſpruch 
ift fomit dem Fiskus der orbentliche Rechtsweg nicht verſchloſſen. Der Anſpruch ift 
aber auch begründet. In dem privatrechtlichen Berhältnifie zwifchen dem Fiskus und 
dem Bellagten tft die von dem Lebteren gemäß 8 13 des Geſetzes vom 20. Auguſt 
1883 nicht angefochtene Anordnung der Strompolizeibehörde, daß der Staat in bie 
Nutzung der Anlandung einzutreten babe, für beide Teile gleich bindend. Durch fie 
ift, folange fie befteht, das Recht des Fiskus, die Erträgnifie der Unlandung fich zu- 
äueignen, gegeben und die Verpflichtung bes Bellagten, den Wert der von ihn ge- 
zogenen Nutungen zu erftatten, ergiebt ſich von felbft aus dem durch ihn gejchehenen 
Eingriff in das Recht bes Fiskus, ohne daß es der jeitend des Berufungsgericht ge 
fchehenen Heranziehung ber Deliktsnatur der Befißftörung bedarf. Ber Betrag des 
zu erftattenden Werts ift nicht ftreitig. 


Nr. 2106. VI Sen. 25. April 1895. VL 16. 95. Bd. 35, Nr. 61, ©. 235. 

Haftung bes Staates für Uferbefdgädigungen infolge von Strombauten, (Preuß. R.). 
Dem Berufungsgericht ift darin beizutreten, dab die Beftimmung bes $ 12 des Geſetzes 
vom 20. Yuguft 1883, wonad der Staat für Abipülungen und Beſchädigungen der 
Ufer, die durch die Strombauten hervorgerufen werden, Erfaß zu leiften bat, auch wenn 
fie nicht beabfichtigt waren, auf Strombauten, bie vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
vorgenommen worben find, nicht angewendet werben kann, ohne daß es auf den Beit- 
punft anfommt, wann die Beſchädigung eingetreten ift. Denn die Rechtsfolgen von 
Handlungen find im allgemeinen nach den Geſetzen zu beurteilen, bie zur Zeit, wo fie 
vorgenommen wurben, beftanden (8 14 Einl. WER), und die Entihädigungspflicht ift 
eine Nechtöfolge nicht der Beichäbigung, für die Erſatz zu leiften ift, fondern der Die 
Beſchädigung verurfahhenden Handlung. Entftand zur Zeit der Handlung aus diefer eine 
Entſchadigungspflicht nicht, fo enthält ein Geſetz, das ſpäter nicht bloß für zukünftige, 
fondern auch für frühere Handlungen biefer Art eine ſolche Verpflichtung feftießt, einen 
Eingriff in die beftehenden Nechtsverhältniffe, was im Zweifel nicht als die Ubficht des 
Geſetzes angefehen werben kann und für den vorliegenden Fall weder in dem gedachten 
8 12 Ausbrud gefunden hat noch aus den übrigen Beftimmungen bes Geſetzes vom 
20. Anguft 1883 oder aus der Entftehungsgefchichte bed 8 12 hervorgeht. Hiernach 
waren der Enticheibung bie landrechtlichen Beſtimmungen zu Grunde zu legen. Nach 
ben Beitimmungen der 88 74, 75 Ein. A.L. R. und der 88 29-31, LEALLER. müffen 
biejenigen, bie ihre befonderen Rechte und Pflichten bem Wohle des gemeinen Weſens 
aufzuopferu genötigt werden, vom Staate entichädigt werben, und es find insbeſondere 
Einfchräntungen des Privateigentums, die dem Eigentümer wegen des überwiegenden 
Vorteile Anderer vom Staate anferlegt werben, nicht ohne Entihädigung zuläflig. 
Allerdings find unter den Vorteilen, für die nah 8 75 Ein. WER. Entihädigung ge- 
währt werben muß, nur ſolche Vorteile zu verftehen, auf bie ber Bejchäbigte ein woHl- 
erworbenes Recht hatte; ein Eingriff in das Privateigentum Yiegt ferner nicht vor, wenn 
bie gefeglichen Schranken, bie bem Eigentum gezogen find und das Recht des Eigen- 
tümers begrenzen unb näher beftimmen, unverleßt bleiben. Nr. 1633. Auch haftet nad) 
894 Eint, 836, J. 6 A.L.R. derjenige, der fein Recht nach den Geſetzen ausübt, nicht 
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für den bei diefer @elegenheit entftandenen Schaden. Allein was das Lebtere betrifft, 
fo ift bei den vom Staate im Intereſſe der Schiffahrt wie im Landeskulturintereſſe be- 
wirkten Flußregulierungen nicht von Ausübung eines dem Staate am Fluſſe zuftehenden 
privaten Rechts bie Rede. Die Ichiffbaren Ströme werden zwar im 8 21, IL 14 WEN. 
al3 ein „gemeines Eigentum des Staates" bezeichnet. Es ift aber vom Reichsgericht 
Nr. 2103 anerlannt, daß damit nicht ein privates Eigentum bes Fiskus an ben öffent- 
Iihen Flüſſen, das dem Staate nur an den vom Fluſſe zu ziehenben Nutzungen zu- 
fteht, ſondern die Eigenfchaft des Fluſſes als res publica gemeint ift, vermöge beren er 
bem Brivateigentum, auch des Fiskus, entzogen ift. Die Regulierungen öffentlicher 
Flüſſe erfolgen Traft ſtaatlichen Hoheitärechts in Wahrnehmung ſtrompolizeilicher Be⸗ 
fugniffe; wenn die vom Staate zur Beförberung der Schiffahrt oder zu anderweitigen 
Bweden de3 gemeinen Beſten im Fluſſe angelegten Werte eine Veränderung des Waſſer⸗ 
laufes bewirken, die weiterhin Abſpülungen und Überftrömungen der im Privateigentum 
ftehenden Ländereien und dadurd eine Entziehung ober Beſchädigung des Eigentums 
zur Folge haben, jo Liegt der Fall vor, baß ber Einzelne fein wohlermorbenes Recht 
dem gemeinen Wohle aufzuopfern genötigt wird. Die dem Ufereigentlmer gezogenen 
geſetzlichen Schranken find nicht von der Urt, daß dadurch der Entſchädigungsanſpruch 
audgefchloffen würde. Nach den 88 57 ff. II. 15 AL.R. muß ber Ufereigentümer ben 
Schiffern und Flöffern den Leinpfad geftatten, aber für Beſchädigungen des Uferd und 
Veeinträhtigung ber Nubung feines Eigentumes Tann er von ben Urbebern be3 
Schadens Erfaß fordern. Daraus, daß ber Uferbefiker nad $ 63 a. a. D. „orbinäre” 
Befeitigungen der Ufer in der Regel unterhalten muß, kann eine Verpflichtung, kümſt⸗ 
lie Unlagen im Fluſſe zur Veränderung bes natürlichen Wafferlaufes zu dulden, 
nicht bergeleitet werben, unb ebenfowenig ftehen einem Entjäbigungsanipruche wegen 
ſolcher Anlagen die 88 239, 240, J. I ULR. entgegen. Es läßt fich aus biefen Be⸗ 
ftimmungen nicht entuehmen, daß die Befugnis bes Ufereigentimers jelbft bei Ber- 
änderungen bed Wafjerlaufes durch Fünftlihe Anlagen nur fo weit gebt, ſich durch 
zweddienliche Uferbefeftigungen auf eigene Koften gegen Befchädigungen nad) Möglichkeit 
zu jchüßen, wodurch fein Eigentum für ihn völlig wertlos werben könnte. Der Eigen- 
tämer kann vielmehr erwarten, baß der Staat, wenn er foldhe Anlagen vornimmt, für 
ben dadurch notwendig werbenden Uferichuß felbft forgt ober, inſofern dies nicht geſchieht 
oder nicht geſchehen Tann, für Beſchädigungen Erfaß leiftet. Das Oberlandesgericht hat 
die gedachten Beitimmungen des A.L.R. nicht genügenb beachtet, wenn es im Anfchlufie 
an die Äußerungen ber Kommiffion bes Wbgeorbnetenhaufes bei der Veratung des 
Geſetzes vom 20. Auguft 1873 ber Meinung folgt, daß ein Entſchädigungsanſpruch 
gegen den Yisfus wegen bed den Ufereigentümern durch bie ftaatliden Strombauten 
an ihrem Eigentum erwachfenden Schadens nach dem Landrecht nur unter den bier nicht 
vorliegenden Vorausſetzungen des Titel 6 Teil J. A.L.R. ftattfinde. In dem Urtetle im 
Falle N. 1458 ift die Entichädigungspflicht nach 8 75 Einl. WER. nicht greunbfäglich ver⸗ 
neint, einer pofitiven Entſcheidung darüber beburfte es damals allerbings nicht, weil bie 
Klage ſchon wegen Verjährung des etwaigen Schadensanſpruches abzuweifen war. Nr. 1460. 


Nr. 2107. V. Sen. 6. Mai 1891. V. 300. 90. Bd. 28, Nr. 48, ©. 209. 

Dflupationsredht bes Ufereigentümerd an Landflächhen, bie im Bette eines Bffent- 
lichen Fluſſes dur Auffchättung gewonnen worben. 88 263—266,1.9 AL.R., Geſetz 
vom 20. Auguſt 1883. (Preuß. R.). Bas Streitftüd tft dur planmäßige vom be- 
Hagten Fisfus angeordnete Aufihättung nnd nicht durch allmähliche Anſpülung nad 
Erbauung der unmittelbar unterhalb Tiegenden Brüde entftanden. Die Vorſchrift des 
8 263, 1. 9 A.L.R. ift nicht von folchen, wenn auch an das bisherige Feftland fich 
anfchließenden Erhöhungen des Bodens über ber regelmäßigen (mittleren) Wafierftand 
zu veritehen, die unmittelbar auf Tünftlihem Wege geichaffen worben find, fondern 
nur von folden natürliden Anſpülnngen, deren Entftehung durch befonbere zu 
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biefem Bwede vorgenommene Strombanten ermöglicht ober erleichtert worden  ift. 
Die Borjchrift der 88 263—266, I. I A.L.R. ift fireng nad ihrem Wortlaute zu 
interpretieren. Das erfennbare linterfcheidungszeichen, für welde Fälle das Geſetz 
die Wbfiht des Unternehmens von Flußkorrektionen, den Erwerb bed gewonnenen 
Landes den Anliegern zu geftatten, fingiert, tft die Urt und Weile, in welcher die Land- 
gewinnung vor fich geht, die Einengung oder Bulandbung bes Flußbettes dur Ver⸗ 
frippungen ober andere „bergleichen“, alfo mittelbar wirkende Anftalten. Dafür 
daß nur folche gemeint find, fpricht insbejondere auch der Ausdruck „Bulanden“, der 
nur für das allmählidde Entfteben feiten Landes durch Ablagerung der Sinfftoffe 
des Waflers, nicht für die direkte Ausfüllung bes Flußbettes gebräuchlich if. So ver- 
ftanden ftimmen die 88 263 ff. a. a. D. in ihrem Srundgedanfen auch mit dem Grund⸗ 
gedanken des Geſetzes betreffend die Befugniffe der Strombauverwaltung vom 20. Nuguft 
1883 überein. Auch dies Geſeß, und darin berubt die grunbfägliche Übereinftimmung 
mit dem A.L.R., befchräntt den Eigentumserwerb bed Abjazenten auf ſolche im Yluß- 
bette entftehende trodene Flaͤchen, welche burch bie im Ööffentlihen Interefje an- 
zulegenden Stromregnlierungdäwertle gewonnen und in ihrem Beſtehen für den 
Strom (als Objekt des öffentlichen Intereſſes) unnachteilig find, alfo auf Ylächen, bie 
nicht um ihrer felbft willen geſchaffen werden, ſondern das Rebenprobult einer zu einem 
anderen Hauptzwede ausgeführten Arbeit find. Ob das Eine ober das Andere der Fall 
ift, ſoll nad dem Geſetze vom 20. Auguft 1883 wie nach den landrechtlichen Borfchriften 
nicht, was faum möglich fein würde, im Einzelfalle geprüft, fondern nad) ben äußeren 
Kennzeichen der Entftehungsart der Landfläche beurteilt werden. Die bloße Thatſache 
des Anliegen an einem Fluffe giebt noch nicht den Anſpruch gegen den Eigentümer 
bes Fluſſes oder über den Fluß Berfügungsberechtigten dahin, daß er ben Adjazenten 
in dem Borteile dieſes Anliegens nicht beeinträchtige. Soweit nicht ein Recht auf den 
Fortbeſtand bes durch das Unliegen gegebenen Buftandes erworben iſt, erjcheint ber 
Borteil biefes Buftandes als ein bloß zufälliger. (Berg. 88 70, 71, U. 15 AER.). 
Der Berufungsrichter nimmt an, daß, wenn der Eigentümer bes Waflerlaufes felbft es 
jet, der jene rein künſtlichen Bodenerhöhungen herftelle, er dadurch an feinem ſchon be» 
ftehenden Cigentume nichts ändere und dem Uferbefiter weder Eigentum an bieler 
Bodenerhoͤhung noch die Befugnis zu deren Dfkupation verſchaffe. Wenn man nun 
auch das „gemeine Eigentum des Stantes” an den öffentlichen Strömen ($ 21, LI. 
14 A.L. R.) nicht ald Eigentum im privatrechtlidden Sinne, fondern im Gegenſatze zu 
dem „beſonderen“ Eigentume al3 den Inbegriff der ftantlihen Hoheitsrechte über ben 
Strom anffaffe, den Strom aber im übrigen als eine in Niemandes Sondereigentum 
ftehende res publica betradite, fo fei doch Traft feiner Hoheitsrechte und -pflichten 
(88 11, 12, 79, IL 15 WLR.) der Staat befugt, innerhalb des Flußbettes Veraͤnde⸗ 
rungen (Erhöhungen wie Erniebrigungen bes Bodens) vorzunehmen; die Erhöhungen 
blieben, wie der Fluß jelbft, res publicae, würben aber kein Oftupationsobjelt für die 
Ufernadbarn. Nah ben obigen Ausführungen tft ber Enticheidung bes Berufungs⸗ 
richters, daß dem Kläger das Eigentum an ber Streitflädhe ober ein Anſpruch auf Er- 
werbung dieſes Eigentums nich* zufteht, beizutreten. 


Nr. 2108. IL Sen. 29. Dezember 1882. IL 312. 82. Bd. 8, Nr. 79, ©. 304. 

Net zu Schutzvorrichtuugen gegen Überſchwemmungen. L. R.S. 640, 644, 1382 
Bad. L.R. (Mhein. R.). Weder aus ben allgemeinen Rechtögrundfägen über das Eigen- 
tum noch aus einer befonderen geſetzlichen Beftimmung läßt fi) ein Verbot gegen ben 
Eigentümer herleiten, fein Grundftüd gegen bie Überſchwemmung durch einen Fluß zu 
ſchutzen, fofern durch bie Schugvorrichtung dem benachbarten Eigentume Schaden zu- 
gefügt wird. Gin folches Berbot folgt insbefondere nicht aus dem fogen. Nachbarrecht. 
Nur ein ſolcher Gebrauch des Eigentums ift unterſagt, wobneh unmittelbar oder 
mittelbar in fremdes Eigentum hinüber gegriffen wird. Der L.R.S. 644 ift unanwend- 
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bar, der 2.R.©. 640 aber handelt nur von fogen. Urſprungswaſſer und legt dem 
niedriger gelegenen Grundſtücke eine Dienftbarleit auf. Nach gemeinem Recht liegen 
in der 1. 2, 8 9. Dig. de aqua et a. pl. a. 39, 3 und tn der c. 1 Cod de allur. 7, 41 
ganz beftimmte Ausſprüche vor, wonach eine Schukanlage gegen Uberſchwemmungen 
durch einen Fluß oder reißenden Bach (torrens) geftattet fein ſoll, wenn dieſelbe nur in 
der Abfiht, Schaden von fi abzuwenden, nicht in der Abſicht, dem Nachbar 
zu fchaden, errichtet worden ift. Auch bie franzöfifhe Doktrin ift darüber einig, daß 
der Eigentümer ſich gegen Überſchwemmungen durch Bäche und Flüffe mittel Schutz⸗ 
wehren auf jeinem Grund und Boden ſchützen darf, obgleich dem Nachbar Schaden zu- 
gefügt wird. Nr. 1844. 


Nr. 2109. I. Sen. 28. Mai 1880. IL 184. 79. Bd. 2, Nr. 92, ©. 353. 

Anlagen, woburd ein Vorteil entzogen if. (Rhein. R.). Die fraglidde Deich⸗ 
bezw. Dammanlage ift von der Königl. Regierung als Landespolizeibehörde nicht bloß 
im Intereſſe der beffagten Eifenbahngejellichaft zur Sicherung ber Bahn, fonderu zum 
Schuße des am Rheinſtrome angrenzenden Kulturlandes, wozu auch dad Grundftüd des 
Klläger3 gehört, angeorbnet und von der Bellagten ausgeführt. Der Kläger ift nicht 
berechtigt, Entiäbigung dafür zu fordern, daß infolge jener Anlagen feinen dort ge- 
legenen Wieſen der Vorteil der früheren regelmäßig wiederkehrenden Überfchwemmungen 
entzogen ift. Die zeitweiſen Überſchwemmungen find zufällige durch Raturereignifie 
bewirkte Borteile. Bezüglich ihrer ift die Annahme, daß es ſich um ein Hecht des Privat⸗ 
eigentums handele, begrifflich ausgefchloffen, und es findet Art. 640 code civil Hier feine 
Anwendung. Wenn demnach ber Vorderrichter erfannt Hat, daß dem Kläger für bie 
Entziehung jener Überſchwemmungen ein Schabenserjaganfpruch nicht zufteht, jo find 
damit die Art. 1382—1384 code civil nicht verlebt. 


Nr. 2110. DI. Sen. 10. Mai 1892. UL 76. 92. Bd. 29, Nr. 37, ©. 144. 

Regelung ber Gebrauchsrechte an Bffentlihen Gewäflern bei Konflilten ber 
Jutereſſen der Laubwirtfhaft mit denen ber Jubuftrie. (Gem. R.). Die Kläger find 
Eigentümer mehrerer Wiejen, die an einen Öffentlihen Bach grenzen und von dieſem 
bei niedrigem Waflerftande durch eine fünftlihe im Jahre 1880 errichtete Stauanlage 
bewäflert werden. Oberhalb biefer Anlage betreibt die Beklagte fjeit 1886 die Ge⸗ 
winnung von Petroleum, beffen Abfallwaſſer durch befondere Vorrichtungen in ein 
unmittelbar an jenem Bach belegenes Sammelbafjin geleitet wird. Die Kläger be- 
Baupten, daB dies Balfın zur Aufnahme alles Abfallwaſſers nicht ausreiche und Die 
Beflagte folches ſeit 1887 zum größten Teile unmittelbar in ben öffentlichen Bad ab- 
geleitet habe; bei der Beriefelung ihrer Wiefen ſei durch den Hohen Salzgehalt bes 
durch jene Ableitung verunreinigten Bachwaflerd der Graswuchs ihrer Wiefen in den 
Sahren 1888 und 1889 teild Herabgemindert, teil vollftänbig zerftört worden, und 
ihnen, den Klägern, für da3 zulebt gedachte Jahr ein Schaden von 662 Mt. erwachſen. 
Das Landgericht hat die Beklagte nach dem Klagantrage verurteilt, die Zuführung ihres 
Abfallwaſſers in den öffentlihen Bach zu unterlaffen und den den Klägern zugefügten 
Schaden zur Hälfte zu erftatten. Auf Berufung der Beklagten und Anfchlußberufung 
ber Kläger hat das Berufungsgericht den erften Teil dieſes Urteils dahin abgeänbert, 
daß die Beklagte ſchuldig fet, fich jeber die an den öffentlichen Bach grenzenden Wieſen 
der Kläger fchädigenden Zuführung bes AUbfallmafierd aus ihrem Petroleumbohrwerte 
bei einer Strafe von 1000 ME. für jeden Buwiberhandlungsfall zu enthalten. Der 
biergegen gerichteten Revifion der Bellagten wurde ftattgegeben und die Sade an das 
Berufungsgericht zurüdverwiefen. Das Berufungsgericht Hat mit feiner Enticheibung 
bie Frage der Schäblichlelt einer Buleitung zunähft in das Ermeffen ber Be- 
klagten geftellt. Eine weitere Regelung ber gegenfeitigen Beziehungen ber Barteien 
in betreff der Benutzung bes Baches hat ba3 Berufungsgericht dagegen abgelehnt, indem 


8 87. Waſſerrecht. 317 


e3 erwägt, daß er dazu nicht in der Lage fei. „Denn e3 verbietet ſich,“ fo wird 
ausgeführt, „die Feſtſetzung des Maßes ber zuläffigen Buleitung fchon deshalb, weil 
auch eine an ſich unfchädlicde Menge an Salzgehalt in Verbindung mit den Zuleitungen 
anderer Betroleummerfe von Bedeutung werden kann, und der Feſtſetzung beftimmter 
Beiten ber Beflößung der Wieſen hier die Ungewißheit maßgebenber Faltoren, ins⸗ 
befondere des Wetters, für die Zukunft entgegenfteht." Hiermit ftellt der Berufungs- 
richter nicht die Unmöglichfeit einer verhältnismäßigen Teilung des Gebrauchsrechts am 
Bade, fonbern nur feit, daß er dazu nad) der gegenwärtigen Sachlage nicht imftanbe 
fei. Damit verfennt er aber feine Stellung al Teilungsrichter. Nr. 2137. Er- 
achtete er die feither vermittelten Umftände des Falles in Verbindung mit dem bezüg- 
lichen Vorbringen der Bellagten in der Berufungsichrift nicht für ausreichend, um die 
Suterefien der an der Wafferbenugung beteiligten Landwirte und Induſtriellen durch 
gegenfeitige Beichränfungen mit einander in Einffang zu bringen, fo mußte er das 
richterliche Fragerecht ausüben und eventuell jelbft von Amts wegen burch Erhebung 
fachverftändiger Gutachten die erforderlichen Anhaltspunkte zur Auseinanderfeßung ber 
Beteiligten zu gewinnen fuchen. Der Weg ber Berftändigung, auf den die Beflagte 
im VBerufungsurteile verwiejen wird, ift für die Beklagte ungangbar, da diefe jede 
die Kläger fchädigende Auleitung von Wbfallwafler bei Meidung einer Strafe von 
1000 ME. für jeden einzelnen Kal unterlaffen und zugleich die Entfcheidung über bie 
Stage, welche Bumiderhandlung gegen dies Strafgebot als fchädigenb zu betrachten 
fei, in unzuläffiger Weiſe felbft treffen fol. Es Tann aber auch nicht anerfannt werben, 
daß eine Teilung bes Gebrauchsrechts am Bade nad) Beit und Art ihrer Ausübung 
unmdglid fe. Ber Natur der Sache nad und nach dem thatfächlichen Vorbringen 
beider Teile ericheint weder eine fortdauernde Beriefelung der Wieſen ber Kläger noch 
eine ftändige Ableitung des Abfallwafjerd aus den am Bache arbeitenden Betroleum- 
werten geboten. Es ſteht alfo auch aus diefem Geſichtspunkte einer Regelung ber ſich 
widerftreitenden Gebrauchsrechte der Beteiligten innerhalb ber Srenzen ihres Bedarfs 
jerbft mit Berückſichtigung befonderer Naturereignifie nicht3 entgegen. Nr. 2111. Nr. 2112. 


Nr. 2111. IH. Sen. 9. Suli 1886. IH. 70. 86. Bd. 16, Nr. 31, ©. 144. 

Geltung und Umfang ber Waflerinterdilte. Einführung von Abfallwäflern. Soli: 
darifche Verhaftung mehrerer Auftifter eines Schadens. (Gem. R.). Das Berufungs- 
gericht hat mit Hecht in Anwendung der gemeinrechtlihen Grundſätze über den Gebrauch 
öffentlicher Flüffe die Beklagten verurteilt, die Einführung ihrer Abfallwäfler in den 
Öffentlihen Fluß zu unterlafien und den Klägern den ihnen entftandenen Schaden zu 
erfeten. Das Recht des Gemeingebrauches öffentlicher Sachen, insbeſondere öffentlicher 
Flüffe, und befien Schuß ift durch bas prätorifche Interdikt und die analoge Anwendung, 
welche die römische Rechtswiſſenſchaft den Vorſchriften desfelben gegeben hat, in einer 
für die damaligen Verkehrsverhältniſſe ſo umfaſſenden Weije geregelt, daß die in 
den Quellen hierfür aufgeftelten Grundſätze als allgemein gültig zu betrachten 
find. Nr. 2135. Ans dem Wefen des Rechts bed Gemeingebrauches als dem gleichen 
Rechte Aller, welche fich in ber Lage befinden, von dem Objekte bes Rechtes Gebrauch 
zu machen, folgt, daß das Recht eines jeden Einzelnen jeine Grenze in dem gleihen 
Rechte aller Übrigen findet. Deshalb darf der einzelne Mitberechtigte die Benutzung 
ber Sache nicht in folcher Weile für feine Zwecke ansbenten, daß er dadurch den übrigen 
bie Mitausübung ihres Gemeingebrauches unmöglich madt. Soweit aber eine 
Teilung bes Gebrauches möglich ift, hat, falls die Zwecke der mehreren Gebrauchs⸗ 
berechtigten nicht neben einander vollftändig erfüllt werben Tönnen, eine verhältnis- 
mäßige Teilung unter ihnen ftattzufinden. Bergl. 1. 17 Dig. de serv. praed. rest. 8, 3; 
1.41 8 11, 1 2 Dig. de flum. 43, 12; 1.1 88 3—5 Dig. ne quid in flum. 43, 13. 
Nr. 2400. Im vorliegenden Falle handelt e3 fich nicht um eine Negulierung der Be⸗ 
dingungen einer Koexiſtenz ber beiberfeitigen Gebrauchsausübung. Indem die Be— 
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klagten das Flußwaſſer durch die Zuführung ihrer falzigen Wbfallmäfler in einen Zu⸗ 
ftand verjegen, in welchem es zu Berielelungszweden untauglich ift, machen fie ben 
Klägern die Benußung des Fluffes zur Veriefelung ihrer Wiefen ebenfo unmöglich, 
als wenn fie ihnen die ganze Flutwelle durch Ableitung des Waflers entziehen, und 
ſie find daher ebenfo, wie e3 in letzterem alle zu geichehen Hätte, in Anwendung ber 
Grundſatze des Interdikts zur Unterlaffung ihres bie Kläger und der ihnen zuftehenben 
Benugung des Fluſſes verhindernden Verhaltens zu verurteilen. Da die Mäger ſich 
bei der Einführung der Abfallwäfler in den Fluß der ſchädigenden Eigenichaften ber- 
felben bewußt geweſen find, fo find fie nad den Beftimmungen des anzumenbenben 
Interdikts ſchadenserſatzpflichtig, Die ſolidariſche Berurteilung ber beiben Be- 
klagten zum Schadenderfage unter Verwerfung ihrer Einrede, daß auch von Anderen 
derartige Abfallwäfier gleichzeitig in den Fluß eingeleitet werben, und biejelben fomit 
an ber Verurſachung des ben Klägern entftanbenen Schadens beteiligt geweſen feien, 
tft bei der Yeftftellung, daß die von einem jeden der beiden Beklagten in den Fluß 
geleiteten Abfallmäfler für fich allein genügend waren, un das Waffer bes Ylufles zum 
Gebrauche für eine Beriefelung untaugli zu machen und ben ganzen ben Klägern 
angerichteteten Schaden angurichten, gerechtfertigt. Bergl.1. 11 8 2, 1. 51 pr. Dig. ad 
leg. Aquil. 9, 2,1.1 8 10, 1. 2, 3 Dig. de his qui effud. 9, 3. Nr. 2112. Nr. 2137. 
Nr. 2110. Nr, 1433. Nr. 1736. 


Nr. 2112. V. Sen. 2. uni 1886. V. 334. 85. Bb. 16, Nr. 41, ©. 178. 

Benutung der Privatfläffe zur Ableitung von Wafler nud ſonſtigen Steffen. 
(Preuß. R.). Das Eigentum ber Privatflüſſe fteht, unter den aus ihrer Natur und 
ben pofitiv gefeglichen Beſtimmungen fich ergebenden Einjchränfungen, den Ufereigen- 
tümern je für ihre Uferftrede zu. Unbefugte Eingriffe jedes Dritten, insbeſondere 
auch des oberliegenden Uferbefigers ift der Eigentümer abzuwehren berechtigt, auch one 
ben bejonderen Nachweis, daß durch joldhe Eingriffe dem Eigentümer ein Nachteil zu- 
gefügt werde, und unabhängig von den aus ber Zufügung eines Nachteils entftehenden 
befonderen Rechtöfolgen. Dagegen bedarf der Sa, ba ber Uferbefiger jeder oberhalb 
feines Beſitzes ftattfindenden Zuleitung, außer ber bes auf natürlichen Wege zufließenden 
Waſſers, zu widerſprechen befugt fet, einer gewiflen Einfchränftung. Mangels einer 
poſitiv rechtlichen unmittelbar anwendbaren Vorſchrift ift die Erwägung maßgebend, 
daß der private ebenfo wie der öffentliche Fluß innerhalb feines Yuflußgebietes ber 
bon der Natur gegebene Wecipient auch für dasjenige Wafler, das aus wirtidhaft- 
lichen Gründen fortgefhafft werden muß, wie nicht ‚minder für mancherlei Stoffe ift, 
welche dem wirtfchaftlich benutzten Wafler fich beimengen und vor deſſen Ableitung nicht 
wieder ausgefchieden werden Tönnen. Bei öffentlichen Flüffen unb bei derjenigen Be 
nugung von Brivatflüffen, welche da8 Gemeinwohl beeinträchtigt, ift e3 eine ber poli⸗ 
zeilihen Uufgaben des Staates, für eine derartige Zuleitung und die Verpflichtung, 
fie zu geftatten, die erforberlihe Grenze zu ziehen. Bei der Kollifion mit privat» 
rechtlichen Antereflen, wie e8 bie des unterhalb liegenden Uferbefiters find, muß das 
Prinzip den Ausſchlag geben, baf die Ausſchließlichkeit und Wilffitrlichleit des Gebrauchs⸗ 
rechts des einen Eigentümers ihre notwendige Begrenzung in der bem anderen Eigen- 
tümer ebenfall3 zuftehenden Ausſchließlichkeit und Willfürlichleit findet. Aus dieſem 
Prinzip Yeitete ſchon das römiſche Recht in einem anderen Yale den Sab ab, daß der 
Eigentümer eines Grundftücks alles dad von dem Eigentümer des Rahbargrunbftüdes 
dulden muß, wa3 als regelmäßige Folge der gemeingebräudlidden Eigentumsausübung 
erfeint, wie mäßigen Rauch, Staub u. dergl., während er zum Widerſpruche be 
rechtigt if, wenn die Überleitung derartiger Stoffe durch die Luft in ungewöhnlichen 
Maße, etwa ald Folge eines befonderen, außergewöhnlichen Gebrauches des Nachbar⸗ 
grundftüdes geichieht, vergl. 1. 8 88 5ff. Dig. si serv. vind. 8, 5; und biefem Saße 
Hat ſich auch die Wiſſenſchaft und Praxis bes preußifchen Rechts angefchloflen. Die 
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Anwendung des gleihen Grundſatzes auf die Buleitungen dur Wermittelung bes 
fließenden Waflers führt dahin, daB der dadurch betroffene unterhalb Tiegende Ufer- 
beitger ſich diejenigen Buleitungen, mögen fie in einer bloßen Vermehrung bes Wafler- 
vorrates oder in der Belmengung fremder Stoffe beftehen, gefallen Iafien muß, welche 
da3 Maß bes Negelmäßigen, Gemeinüblichen, nicht überfchreiten, felbft wenn ba- 
durch die abjolute Verwendbarkeit des ihm zufließenden Waſſers zu jedem beliebigen 
Gebrauche irgendwie beeinträchtigt wird, und infofern erleidet die Äußerung in dem 
Urteile des Reichsgerichts vom 21. April 1880 (Nr. 2171), daß ber Unterliegenbe 
reines und brauchbares Wafler zu beanipruchen babe, eine Modififation, daB dagegen 
ber Unterliegende jeder dies Maß überfchreitenden Zuleitung als einem Eingriffe in 
fein Eigentum zu wiberfprechen befugt ift. Der Regel nach wird ber Oberliegende ben 
Ansnahmefall d. i. die Behauptung zu beweifen haben, baß feine, wenn aud un- 
gebräudliche Zuleitung den lUnterliegenden nicht oder nicht anders wie ber gemein- 
übliche Gebrauch des Fluſſes beläftige, zu beweifen haben. Ob eine beftimmte Art der 
Buleitung zu einem Fluſſe nad Stoff und Umfang das Maß des Gemeinüblichen 
überfchreite, kann nur nach den thatſächlichen Umftänden des Einzelfalles beurteilt 
werben. Nr. 2111. Nr. 2113. Nr. 2114. Nr. 2110. Nr. 2121. 


Nr. 2113. V. Sen, 4. April 1888. V. 22. 88. Bd. 21, Nr. 55, ©. 298. 

Klage wegen ungebührlicher Zuleitung von Waſſer in Brivatfläffe. (Preuß. R.). 
Bur Begründung der Eigentumdflage ift die Feitftellung, daß die Immiſſion (von 
Grubenwaſſer der Steinkohlenſchachte) der Beflagten ihrem Maße und ihrer Art nad 
das Gemeinübliche überfteige, an fich ausreichend. Boch würde es den Bellagten einen 
Einwand geben, wenn der Kläger von feinem Widerſpruchsrechte ohne Berleßung 
eigener SInterefien Gebranch machen wollte. Dagegen ift zur Begründung ber- Klage 
ber Nachweis einer durch die Waſſerzuführung der Beklagten dem Kläger zugefügten 
Schädigung nicht erforberlih. Deshalb wird die Klage nicht befeitigt durch den 
Einwand der Bellagten, daß ihre Wafferzuführung nicht für fi allein, fondern nur 
etwa in Verbindung mit den gleihartigen Buführungen von anderen Zechen her nach⸗ 
teilig wirfe. Daß, wie der VBerufungsrichter feftitellt, das Lebtere der Fall ift, genügt, 
am bie Einrede des mangelnden Intereſſes des Klägers zu widerlegen. Sein Intereſſe 
geht eben auf Befeitigung der durch das Zuſammenwirken einer Reihe von Immiſſionen 
bewirkten Schaͤdlichkeit. Vollſtaͤndig kann der Kläger zwar dies Biel nur erreichen, 
indem er fein Klagrecht gegen alle diejenigen, welche zur Ungebühr zuleiten, oder doc 
gegen einen namhaften Teil berfelben geltend macht. Aber weil eine Rechtsgemeinſchaft 
unter den mehreren folchergeftalt Buleitenden nicht beiteht und weil gegen jeden der⸗ 
felben die Buläffigfeit der Klage nur von Art und Maß feiner Buleitung abhängt, 
fteht feinem von ihnen die Einrede zu, daß Undere neben oder vor ihm belangt werden 
müßten. Selbft wenn der Kläger mit einzelnen Bechen über das Recht ber Buleitung 
poltieren würbe, jo würde and) das eine nicht unzuläffige Art der Geltendmachung feines 
Eigentums am Flußbette fein und dem Bellagten feinen Einwand geben. Nr. 2112. 
Nr. 2114. 


Nr. 2114. V. Sen. 26. Mai 1888. V. 75. 88. Bd. 21, Nr. 55, ©. 302. 
Benntung eines Privatfluſſes zur Ableitung verunreinigten Waſſers. (Breuß. R.). 
Der Anſpruch eines Adjazenten eines Privatfluffes gegen den anderen auf Unterlaffung 
einer beftimmten Art der Benutzung des Waflers ift gegeben mit dem Nachweife, daß 
diefe Benutzung das Maß des gewöhnlichen und gemeinüblicden Gebrauches der Privat» 
fläffe überfchreitet. Der Nachweis, daB die Benutzung zugleich ſchädlich wirke, ift Dabei 
nicht erforderlich, wohl aber kann ber Bellagte den Anfpruch einredeweife durch den 
Nachweis befeitigen, daB die Klage nur aus Chikane erhoben, indem der Kläger durch 
das, worüber er fich befchwert, in Feiner Weife beeinträchtigt werde. Der Kläger kann 
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aber auch diefem Einwande dadurch begegnen, daß er felbft den Beweis feiner Schä- 
bigung erbringt. Dann bedarf ed de3 Weiteren nit. Denn jede Benutzung eines 
Privatfluſſes ift unzuläffig, welche einen anberen Adjazenten in der erlaubten eigenen 
nit außergewöhnlicden Benutzung beeinträchtigt; das Benutzungsrecht des Einen be- 
fteht nur in feiner Beſchränkung durch das des Anderen. Die Benutung des vorbei- 
fließenden Waflerd zur Bewäflerung und zur Viehtränke, in welcher bier der Kläger 
beeinträchtigt ift, hat als eine berechtigte im Gelee mehrfach Ausdrud gefunden. 

Nr. 2112. Nr. 2113. 


Nr. 2115. II. Sen. 11. Oktober 1895. II. 150. 95. Bd. 36, Nr. 45, S. 185. 

Befugnis bes Orundeigentümers, über das abfließende Wafler der anf feinem 
Grundftäde entipringenden Quellen frei zu verfügen. (Sem. R.). Das Hagende 
Stift will gegenüber den Eingriffen der Beklagten als ein ihm auf Grund feines Eigen- 
tums zuftehendes Recht feftgeftellt jehen, daß es über das auf feinem Grundbeſitze einer 
Duelle entfließende dann einen Bach bildende und vom Kläger zur Speifung von 
Zeichen, zum Betriebe einer Mühle, zur Beflößung von Wiefen und zu anderen Zwecken 
benußte Waſſer, folange e3 auf feinem Grundbeſitze verbleibe, frei verfügen, e3 abfließen 
Iaffen ober zurüdhalten oder ganz verbraudden dürfe, ohne hieran durch die Beflagten 
gehindert werden zu können. Das Berufungsgericht hat jedoch bie in erfter Inftanz 
erfannte Abweifung ber Klage beftätigt, weil, wern auch bei Heineren Quellen, beren 
Waſſer über das Urfprungsgrundftüd nicht hinausfließe, ein völlig freies Berfügungd- 
recht dem Bodeneigentümer zuftehen möge, wenigftend dann, wenn aus einer größeren 
Quelle ein Bad) (fumen perenne) entftehe, bieje Verfügung durch das Recht der Unter- 
fieger befchräntt fei, die von ihm wie von jedem anderen Oberlieger verlangen könnten, 
dab er das abgeleitete Wafler in die Duelle oder den Bad) zurüdleite. Es führt Dabei 
aus, daß biefe Grundſätze zwar fcheinbar mit ben im Falle Nr. 2116 aufgeftellten in 
Widerſpruch ftänden, daß aber Iektere, wie bie Gründe des Urteils ertennen ließen, 
nit Platz greifen follten, wenn der Quelle ein beftänbig fließendes Waller entftröme, 
und daß jedenfall3 das Urteil im Falle Nr. 2118 ihnen entgegenftehe. Die hierauf 
geftügte Entfcheidung des Berufungsgericht3 beruht auf Rechtsirrtum. Das zulegt ge- 
dachte Urteil des Reichsgerichts ift fchon deshalb ohne jede Bedeutung, weil es das im 
Waſſerrechte völlig abweichende preußifche A.L.R. zur Grundlage Hat, und das zuerft 
gedachte giebt Teinen Anhalt für die Meinung des Verufungsgerichts, läbt vielmehr die 
freie Verfügung über das Wafler jedenfalls bis dahin zu, wo der Privatbach zu 
einem öffentlichen Fluſſe wird. Dafür aber, daß im vorliegenden Yalle der Bad ſchon 
auf dem Grundſtücke des Klägers zu einem Öffentlichen Fluſſe geworben ift, fehlt es an 
Seftftellung, Behauptung und jeder thatſächlichen Unterlage. Der erfennende Senat 
hat auch fpäter wiederholt in gleihem Sinne ſich ausgeſprochen, namentlih in einem 
Urteile vom 10. November 1891 mit den Worten: „Vielmehr muß an der fon in 
einem früheren mwejentlich gleich liegenden Falle (Nr. 2116) dargelegten Anficht feitgehalten 
werden, daß, wenn auch Eigentum an ber fließenden Waflerwelle nit fo wie an der 
Duelle ſelbſt möglich ift, doch das in natürlichem oder Fünftlidem Rinſal abfließende 
Wafler, folange es das Terrain des Eigentümers der Duelle nicht verläßt, zu deſſen 
freier Verfügung fteht, jo daß er es unbekümmert darum, ob e3 nachher zum öffent⸗ 
fihen Flufie werden und dem Mitgebrauche der unteren Uferbeftger unterliegen würde, 
zurüdhalten, umleiten oder abfließen laſſen barf. Erft wenn uud foweit er Lebteres 
gethan hat, kann das Gewäfler zum öffentlichen Yluffe werden und mögen dann bie 
vom Berufungsrihter hervorgehobenen Momente in Betracht kommen. Yür feine 
öffentliche Natur innerhalb des Terraind des Duellenbefigerd kann dagegen bie That« 
fadhe, daß basjelbe einen beftimmten längeren oder kürzeren Lauf eingehalten hat ober 
bejonders mächtig geweſen ift, nicht entfcheidend werden." Bon biefen Grundfägen ab- 
zugehen, liegt troß ber abweichenden Anficht einiger Rechtslehrer ein Anlaß um fo 
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weniger vor, als fie fi im Einklange mit den Enticheibungen ber höchſten deutſchen 
Gerichte befinden und für eine abweichende allgemeine Rechtsbildung in Deutichlanb es 
auch fonft an ausreichenden Anhaltspunlten fehlt. 


Nr. 2116. II. Sen. 3. Oktober 1884. III. 190. 84. 8b. 12, Nr. 45, ©. 183. 

Berfügungsredit des Grundeigentümers über die auf feinem Grundftäde ent- 
fpringenden Quellen. (Gem. R.). Die auf der Erboberfläcdhe zu Tage tretende Duelle 
ift ebenfo wie bie unterirbifche Waflerader nad römiſchem Rechte pars agri und fteht 
im Eigentume de3 Grundeigentümers. Fließt das Duellwafler nad feinem Hervor- 
treten in einem natürlichen oder künſtlichen Rinſal ab, fo ift zwar an ber fließenden 
Waflerwelle Eigentum nicht möglih, das Wafler fteht jedoch zur freieften Verfügung 
be3 Grundeigentümers, welcher e3 abfließen laſſen oder zurüdhalten ober ganz ver- 
brauden kann. Waun der Privatbach zum öffentlichen Yluffe wird, muB im einzelnen 
Falle nad den thatſächlichen Verhältniſſen feitgeftellt werden. Daß ba3 heutige ge 
meine Recht jenen römifchen Rechtögrundfaß modifiziert habe und, wenn es auch nicht die 
Quellen eines öffentlichen Fluſſes für ein öffentliches Gewäfler gelten laffe, jo doch zu 
Sunften beftehender Mühlenanlagen den Eigentümer des Quellwaſſers Beichräntungen 


in ber Benutzung unterwerfe, ift nicht zu begründen. Nr. 1769. Nr. 2118. Nr. 2170. 
Nr. 2115. 


Nr. 2117. IL Sen. 20. November 1884. IL 269. 84. Bd. 12, Nr. 89, ©. 340. 

Nechte au nicht ſchiff- und ſlößbaren Flüſſen. (Rhein. R.). Bas Geſetz hat den 
Uferbefigern einzelne beftimmte Gebrauchs⸗ und Nugungsrehte an den 
nicht ſchiff- und flößbaren Flüffen verliehen, jedoch jo, daB die Annahme eines Eigen- 
tums berjelben ausgeſchloſſen erfcheint. Vergl. Art. 556, 557, 560, 561; 644, 645; 
537—539; 713 ff. code civil. Bielmebr gehören die genannten Flüffe zu den Sachen, 
welde inNiemandes Eigentumftehen und bemallgemeinen debraude 
dienen (Art. 714 code civil). Wenn hiernach dad Berufungsgericht Davon ausgegangen 
ift, daß das Bett eines nicht fchiff- und flößbaren Fluſſes nicht im Privateigentum 
fteht und, folange ed vom Waſſer bededit wird, dem Verkehre entzogen ift, fo ftellt fich 
diefe Annahme als vechtli zutreffend bar, und es muß von ber daraus gezogenen 
Solgerung, daß die Erfigung einer Servitut an bemfelben grunbfäglich ausgefchlofien 
ift, foweit nicht etwa durch gejegliche Beſtimmung eine Ausnahme begründet wird, 
ein Gleiches gelten. Im vorliegenden Falle hanbelte e8 fi um die Frage, ob ber 
Kläger durch Erfitung ein Recht erwerben Tonnte, in dem Fluſſe ein fteinernes Wehr, 
welches die ganze Breite besjelben einnimmt, zu haben. Die gegen die Kal. Negierung, 
welche verlangt Hatte, das beftehende Fiſchwehr derart einzufchränten, daß die Hälfte 
der Waflerfläche für ben Wechfel der Fiſche frei bleibe, gerichtete lage ift abgewieſen. 
Um bie Erfitung des Rechts zum Fiſchfange handelte es fich nicht, vielmehr ftand eine 
Erfitung an dem Körper des Flußbettes ſelbſt, wodurd ein die natürliche Beichaffen- 
heit desjelben alterierender Zuſtand Iegalifiert werben foll, in Srage. Nr. 2120. 


Nr. 2118. V. Sen. 26. Juni 1886. V. 54. 86. Bd. 16, Nr. 54, ©. 229. 
Recht au Waſſeradern. (Preuß. R.). Dem Berufungsrichter tft darin beizutreten, 
daß eine Quelle, deren Wafler fofort in geregeltem über die Eigentumsgrenzen des 
DOnellgrundftüdes fich fortjegendem Laufe abfließt, ein Zeil des Fluſſes ift und den- 
felben Rechtsnormen wie dieſer unterliegt. Bergl. 8 1 des Gejebes vom 28. Februar 
1843 v. „Quellen“. Nicht minder ift es richtig, daß es für bie geſetzlich dem oberhalb 
liegenden Uferbefiter auferlegten Beichränfungen in der Ableitung des Waſſers gleich- 
gültig ift, ob diefe Ableitung in horizontaler Richtung (oberirdiſch) oder in vertifaler 
Richtung (unterirdiſch) geſchieht. Nr. 2129. Unrichtig aber ift bie Annahme, daß bie 
unterirdifche Waſſerader, durch deren Butagetreten die Duelle fich bilbet, ein Teil ber 
Schulge, Reichegerichtsentſcheidungen. ®b. II. 21 
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Duelle felbft und mit biefer ein Teil des Fluffes fei. Nach gemeinem Nechte ift ber 
Srunbeigentümer befugt, durch Grabungen auf feinem Grund und Boden die Waſſer⸗ 
abern, welche den Nachbarn das Wafler zuführen, in andere Wege zu leiten (1. 24 
8 12,1. 26 Dig. de damno inf. 39, 2, 1. 1 8 12, 1. 21 Dig. de aqua 39, 3). Rad 
ben Srunbfägen ber preußifchen Geſetzgebung ift ber Eigentümer bed Bodens aud 
Eigentümer, wenngleich nicht des firömenben Waſſers, fo doch bes Flußbettes der Privat- 
flüfie und demnach zur Verfügung über bas fließende Wafler zunächſt berechtigt. In 
Ermangelung pofitiver Vorſchriften tft daher das Wafler, welches noch nicht durch feinen 
Eintritt in einen Fluß oder in deſſen Quelle ben für biefe geltenden Beichränfungen 
unterworfen ift, al3 Gegenftand der freien Verfügung des Srundeigentümers angefehen 
worden, und e3 finden barauf die Vorfchriften der 88 26 ff. L 8 A.L.R. volle An⸗ 
wendung, fo daB nur eine lediglich in der Abſicht der Kränkung eines Anderen unter- 
nommene Verfügung darüber als unftatthaft erfcheinen würde. Es madht einen 
Unterſchied, ob bie Abgrabung gefchieht auf bemfelben Srundftüde, auf welchem bie 
Duelle entipringt, ober auf einem anderen in bem Buflußgebiete der Duelle liegenden 
Grundftüde. Die abweienden Entſcheidungen, buch welche Bergbautreibende 
zur Entihädigung für unterirbifche Waflerentziehung verurteilt worben find, beruhen 
auf bejonderer Borfchrift des Bergrechts (8 148 Allgemeines Berggefeb vom 24. Juni 
1865) und erleiden auf andere Fälle Teine Anwendung. Nr. 1769. Nr. 2116. Nr. 2170. 
Nr. 2119. Nr. 1897. Nr. AM. Nr. 2115. 


Nr. 2119. IL Sen. 11. November 1890. IL 208. 90. 8b. 27, Nr. 81, ©. 328. 

Privatfluß. Nechisbefig bes Ufereigentimers betreffs der Nutzung des Waflers. 
Borausſetzungen der Beſitzklage. Unterirdiſche Ableitung der die Quelle des Fluſſes 
fpeifenden Wafleradern. Urt. 644 code civil, 8 1 be3 preußiichen Geſetzes vom 
28. Sebruar 1843. (Rhein. und preuß. R.). Es handelt fih um eine Duelle, beren 
Waſſer fofort in geregeltem über bie Eigentumdgrenzen des Quellgrundftüdes ſich fort- 
ſetzendem Laufe ftändig abfloß, alfo um einen Brivatfluß im Sinne bes Art. 644 
code civil und bes auch im Bezirke des Oberlandesgerichts in Köln geltenden preußifchen 
Geſetzes vom 28. Febrnar 1843, nach deffen 8 1 unter der angegebenen Vorausſetzung 
die Quelle als ein Teil des Privatflufles anzuſehen ift und denfelben Rechtsnormen 
wie Iegterer unterliegt. Nr. 2118. War hiernach der Kläger berechtigt, das Wafler 
des in Rede ftehenden Privatflufles einſchließlich der Duelle zu feinen Zwecken zu 
benugen (88 1, 13, 14 des angeführten Gejebes), fo ift auch diefem Rechte, da bier 
das Geſetz ben Titel bildet, der poflefloriihe Schuß nicht zu verfagen, und es muß 
zur Begründung ber Klage, was ben geltend gemachten Rechtsbeſitz betrifft, der 
beffagten Gemeinde gegenüber die unbeftrittene Thatfache genügen, baß der Kläger bie 
Waflerbenugung, von ber e3 ſich handelt, in dem kritiſchen Jahre ruhig und ungeftört 
ausgeübt bat. Die Rüge der Beklagten, daß die Art. 641, 642, 644 code civil verlekt 
feien, und der Angriff, daß auch im Falle bes Art. 644 eine Beſitzklage nur unter 
ben Vorausſetzungen des Art. 642 a. a. D. zuläffig fei, erledigt fi durch den Hinweis 
darauf, daß dabei die durch das preußiſche Geſetz eingetretene Recht3änderung mit ihren 
Folgen außer acht gelaflen ift. Die Bellagte hat auf dem Grundſtücke der rheiniichen 
Provinzialverwaltung in der Nähe der fragliden Quelle einen Stollen angelegt, dabei 
die unterirdbifhen Wafferadern abgegraben und fo das Berfiegen der Duelle 
herbeigeführt, und es fragt fi nun, ob durch dies Handeln ber Rechtsbeſitz des 
Klägers geftört if. Das würde unbedenklich zu bejahen fein, wenn anzunehmen 
wäre, daß biefer Befig fi auch auf jene Waſſeradern erftredt hätte. Letzteres wird 
aber vom Berufungsgericht jelbft verneint und von diefem wird vielmehr angenommen, 
e8 genüge, daß durch die Abſchneidung der Adern der Beſitz des Klägers am Privat- 
fluſſe thatfächlich geftört fe. Das ericheint aber nicht zutreffend. Der Annahme des 
Berufungsgerichts wäre dann beizupflichten, wenn die unterirdifchen Wafjeradern einer 
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Quelle rechtöbegrifflich al3 ein Teil bes von berfelben ausgehenden Brivatfluffes 
angejehen werden Tönnten. Dafür findet fi) aber zunächſt im Geſetze Teinerlei Anhalt, 
da nad) Art. 552 code civil jene ein der freien Verfügung bes Eigentümers bed Grund 
und Bodens unterworfenes Bubehör des letzteren bilden, und anbererjeitö fteht es 
auch mit der natürlichen Befchaffenheit der Dinge nicht im Einflange, wenn man ſolche 
unterirdiide Wafleradern unter den Begriff des Privatflufies, der doch eine aqua 
profluens vorausfegt, bringen will. Daraus, daß die von der Bellagten auf dem Eigen- 
tume der Provinzialderwaltung vorgenommenen Ürbeiten die Folge gehabt haben, daß 
die fraglide Quelle und der von derfelben ausgehende Privatfluß verfiegt find, folgt 
nicht, daß bier ein Eingriff in den Rechtsbeſitz des Klägerd vorliege. Der Um- 
ftand, daß thatfächlich die Verfügung des Grunbeigentümers über das unterirdifche 
Waſſer für die Vefiger des Flußbettes den gleichen Erfolg haben kann wie die Ableitung 
des in den Fluß bereitö eingetretenen Waflerd, darf auf die rechtliche Beurteilung 
feinen Einfluß üben. Nr. 1769. Nr. 2118. Nr. 2124. 


Nr. 2120. I. Sen, 18. Oktober 1892. IL 178. 92. Bd. 30, Nr. 90, ©. 307. 

Brivateigentum au einem Bache. Deſſen Erwerb dur Erfiuung. (Rhein. R.). 
Soweit das Eigentum an dem ftreitigen Waflerlaufe in Frage fteht, hat das VBerufungs- 
gericht dabingeftellt gelaffen, ob diejer als ein natürlicher Bad) oder als künſtlich an- 
gelegter Kanal bezw. Graben anzufehen fei, weil in dem einen wie in dem anderen 
Halle die von dem erften Nichter verneinte Frage, ob das Eigentum an dem Gewäfler 
buch Erjigung Habe erworben werden können, bejaht werden müfle und die Voraus⸗ 
fegungen der Erſitzung auch wirklich gegeben feien. Nun ift zwar dem Berufungs⸗ 
gericht fo weit beizutreten, als e3 ausgeführt hat, daß Art. 714 oode civil auf künftlich 
angelegte Kanäle oder Gräben feine Anwendung findet, foldhe Gewäfler vielmehr im 
Privateigentum ftehen können und die Erwerbung diefes Eigentumes durch Erſitzung 
nicht ausgeſchloſſen if. Dagegen ift die Auffafjung des Berufungsgerichts, ba dasſelbe 
bon den gewöhnlichen Bächen (ruisseaux) gelte, als rechtsirrtümlich anzujehen. Das 
Neichögericht hat bereit3 in dem Urteile im Falle Nr. 2117 ausgeſprochen, daß auch 
in Unfehung ber nicht ſchiff- und flößbaren Flüſſe die Uferbefier nicht al8 Eigentümer 
bes Flußbettes und des Waflerlaufes anzufehen find, diefe Flüffe vielmehr zu den 
Saden gehören, die in Niemandes Eigentum ftehen und dem allgemeinen Gebrauche 
dienen (Art. 714 code civil). Dieſe Auffaffung, an der feftgehalten wird, führt not- 
wendig zu der Unnahme, daB das Eigentum an nicht ſchiff- und flößbaren Flüffen 
aller Urt durch Erfigung nicht erworben werden Tann. Dabei ift ein Unterſchied 
zwiſchen eigentlichen Flüſſen (riviöres) und Meineren natürlichen Waflerläufen (ruisseaux) 
nicht zu machen. (Bergl. Urt. 556, 557, 560-563, 644 und 645 code civil). Müffen 
diefe Beitimmungen, in denen nicht (wie im älteren franzdiiihen Recht) zwiſchen 
rivieres und simples ruisseaux unterjchieden wird, auf alle nicht ſchiff- und flößbaren 
natürlichen Waflerläufe angewendet werden, fo ift anzunehmen, baß auf alle der⸗ 
artigen Gewäffer, gleichviel wie lang und wie breit fie find, auch Art. 714 code civil 
Unwendung zu finden Hat. 


Nr. 2121. VL Sen. 12. November 1896. VL 147. 96. Bd. 38, Nr.73, ©.266. 

Haftung des Uferbeſitzers an einem Brivatfinfie für den Schaben, der dem 
unterhalb liegenden Beſitzer au feiner in gefchlofienen Gewäflern betriebenen künſt⸗ 
lichen Fiſchzucht durch die von jenem in deu Fluß geleiteten Stoffe entfteht. (Preuß. R.). 
Der Kläger betreibt feit Jahrzehnten in feinen geſchloſſenen Teihen auf dem Rittergute 
R., die ihren Waflerzufluß vom D.-Bache erhalten, Fiſchzucht. Oberhalb biefer Teiche 
befindet ſich eine Kartoffeljtärfefabrif des Bellagten, deren Abwäſſer in den Bach ge 
leitet werden. Der Kläger bat im Winter 1892/93 einen bedeutenden Berluft an Fiſchen 
burch deren Wbiterben gehabt und nimmt ben Vellagten wegen biefes Schadens in An⸗ 
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ſpruch, weil bie durch die Fabrikabwäſſer verichlechterte Befchaffenheit des Bachwaſſers 
bie Schuld an dem Flichfterben trage. In den beiden Borinftanzen tft bie Klage dem 
Grunde nah für gerechtfertigt erflärt. Auf die Nevifion des Beklagten ift dad Be⸗ 
rufungsurteil aufgehoben und die Sache in die VBerufungsinftanz zurüdverwiefen. Das 
VBerufungsurteil enthält zwei jelbitändige Gründe. Es wird erftens die Zuleitung ber 
Sabritabwäfler in den Bach, wodurch ber Kläger geichädigt ift, als ein Eingriff in die 
Eigentumsfphäre des Klägers bezeichnet, die nach allgemeinen Grundſätzen die Ver⸗ 
pflihtung des Beklagten zum Schadenserſatze begründe. Diefe Verpflichtung wird aber 
zweitens auch aus den befonderen Beitimmungen des Fifchereigefebes vom 30. Mai 1874 
(8 43) in Berbindung mit 8 26, L 6 A.L.R. hergeleitet. Keiner biejer beiben Gründe 
vermag bie Enticheidung zu tragen. 1. Es ift nicht richtig, daß der oberhalb liegende 
Uferbefiter an einem Brivatfluffe ſich jeder den unterliegenden Beſitzer irgendwie ſchä⸗ 
digenden Buleitung in den Fluß enthalten müfle. Die Ylüffe dienen zufolge ihrer 
natürlichen Beftimmung zur Aufnahme und Abführung von Flüffigfeiten und die Grenze, 
die dabei im Intereſſe ber unterliegenden Beſitzer nicht überfchritten werden darf, läßt 
ſich nach den rundfägen des Nachbarrechts nicht dahin beſtimmen, daß jede Schädigung 
der unterliegenden Beſitzer unterbleiben müffe, jelbft dann, wenn dieſe Schädigung nur 
infolge eines nicht gewöhnlichen Gebrauches eintritt, den der unterliegende Beſitzer von 
feinem Eigentume madt. Es würde dies zu einer Beichränfung des oberhalb liegenden 
Beſitzers in feinem Kigentumsrechte führen, die diefen in einen ungeredhtfertigten Nach- 
teil gegenüber dem den völlig ungehinderten Gebrauch ſeines Eigentumes beanfpruchen- 
den Nachbar verjeßt. Der Lebtere muß ſolche Zuleitungen dulden, die das Maß bes 
Negelmäßigen, Gemeingewöhnlichen nicht Überfchreiten, jelbft wenn dadurd die abfolute 
Verwendbarkeit des ihm zufließenden Waflerd zu jedem beliebigen Gebrauche irgendwie 
beeinträchtigt wird. Nr. 2112. Zur. Wochenſchrift 1894 ©. 29, Air. 88. Eine Prüfung 
von biefem Geſichtspunkte aus Hat nicht ftattgefunden; e8 müßte babet in Betracht 
fommen, daB bier nur die Unverwendbarkeit des Waflers zu einem beitimmten nicht 
gerade gewöhnlichen Gebrauche behauptet wird. Yerner aber haftet der Bellagte für 
den Schaden dann nicht, wenn ihn kein Verſchulden trifft. Vergl. Zur. Wochenſchrift 
1893 ©. 569, Nr. 46. Er bat behauptet, daß er das behörblich empfohlene ganz zu- 
verläflige Hulvafche Klärungsverfahren eingeführt habe, auch von einem ſeitdem bis 
zum Sabre 1892 eingetretenen Schaden an der Fiſchzucht des Klägers ihm nichts be= 
kannt geworden fei (der Kläger fpreche von einem folchen nicht). Hierin Tiegt auch die 
Behauptung, daB der Beflagte das Hulvaſche Verfahren für geeignet gehalten habe unb 
habe Halten dürfen, um die Abwäſſer unfchädlih zu machen. Iſt dies ber Fall, fo 
tonnte er den Schaden nicht vorausfehen und haftet, foweit nicht fpezielle Berbotd« 
gejeße in Frage fommen, für den Schaden nicht (88 6, 11, 13, I. 3; 88 4, 16, L 6 
AULR) Auch nad diefer Richtung bin fehlt jede Prüfung. 2. Was die Beftimmung 
bes 8 43 Abſ. 1 des Filchereigefebes vom 30. Mai 1874 betrifft, jo fragt ſich zunächſt, 
ob fie fih aud auf die Fünftlihe Fiſchzucht in gefchloffenen Gewäflern, wie ſolche im 
8 4 des Gefebes definiert find, bezieht bergeftalt, daß in Bäche und Flüffe feine Stoffe 
eingeleitet werden dürfen, die nach Beichaffenheit oder Menge die Fiſchzucht in den von 
diefen Bächen oder Flüſſen gefpeiften gefchloffenen Gewäſſern ſchädigen können. Diele 
Stage ift mit dem Berufungsrichter zu bejahen. Das Geſetz findet nah 8 1 An- 
wendung auf bie Käüften- und Binnenfifcherei in allen „unter Unferer Hoheit befind- 
lien Gewäflern”. Nah 8 3 ift die Binnenfifcherei im Sinne des Geſetzes diejenige 
Sticherei, die in den übrigen Gewäflern außer der Nord- und Dftiee, ben offenen 
Meeresbuchten, den Haffen und den größeren Strömen vor ihrer Einmündung in da3 
Meer betrieben wird. Der Ausdruck „Fiſcherei“ umfaßt bier wie auch fonft im Ge 
jeße (8 185, L 9 WER.) den Fiſchfang überhaupt, alſo auch die Fiſcherei in ge 
fchloffenen Gewäflern, wo fie fi als bioße Uusübung bed Grundeigentums darftellt. 
Darüber hat das Fiſchereigeſetz felbft in feinen weiteren Beftimmungen feinen Biweifel 
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gelafien. Vergl. 88 4, 5 Abſ. 3, 10 Nr. 2, 25, 27, 82, 37, 44 und die Motive zu 
85 1—4. Der 8 43 unterſcheidet num nicht zwifchen den fremden Fifchereirechten in 
nicht geichlofienen und in geichlofjenen Gewäflern und es läßt fich auch nicht behaupten, 
baß unter ben Fiſchereirechten nur die befonderen für fich beftehenden Berechtigungen 
zum tischen, nicht aber das Mecht des Grundeigentümers, in feinen Teichen zu ſiſchen 
und Fiſchzucht zu treiben, was nur eine im Eigentum felbft liegende Nutzungsart des⸗ 
felben ift, verftanden werden könnten. Der Ausdrud kann im engeren und im weiteren 
Sinne gemeint fein. Auch das eben gefennzeichnete Recht des Grundeigentümers läßt 
fih als Berechtigung zur Ausübung der Fiſcherei bezeichnen (vergl. 8 185, I. I WL.R.). 
Hätte das Geſetz den geichlofienen Gewäſſern den Schuß des 8 43 verfagen oder nur 
in beichränftem Maße gewähren wollen, jo würde e3 dies feiner ganzen Struktur nad 
direlt ausgeſprochen, nicht aber einen verſchiedener Auffaffung fähigen Uusdrud ger 
wählt haben. Diefen Erwägungen gegenüber kann ein enticheidendes Gewicht nicht 
darauf gelegt werden, daß durch die Anwendung des 8 43 auf den Schuß ber Tünft- 
lihen Fiſchzucht die Ianbwirtichaftlichen und gewerblichen Betriebe in der Benutzung 
der Bäche und Ylüffe zur Abführung ihrer Abwäſſer weiter befchränft werden, als Dies 
zur Erhaltung des natürlichen Filchreihtums der Gewäſſer, die das Geſetz in erfter 
Linie bezwedt, notwendig erjcheint. Dem Berufungsgericht ift ferner darin beizuftimmen, 
daß der 8 43 Abſ. 1 des Tsifchereigefeges ein auf Schabensverhütungen abzielendes 
Polizeigefeg im Sinne des 8 26,16 WER. iſt. Es ift dazu, wie dad Neichögericht 
bereit3 vielfach angenommen hat, nicht erforderlich, daß das Geſetz eine ganz beftimmte 
jede eigene Prüfung des Handelnden ausfchließende Vorſchrift enthält. Daß derartige 
Borfchriften nicht als Bolizeigefeße angefehen werben können, ift in biefer Allgemein⸗ 
heit im Urteile im Sale Nr. 1385 nicht ausgeiprocdhen worden. Die Erwägungen jenes 
auf den 8 120 G. O. (in der bamaligen Faflung) bezüglichen Urteils treffen nicht zu 
auf diejenigen Geſetze, die zur unmittelbaren Anwendung im Einzelfalle beftimmt und 
deren Nichtbeobadhtung wie bier (8 50 Nr. 5 des Fiſchereigeſetzes) mit Strafe bedroht 
tft, bei denen alfo ber Geſetzgeber den Standpunft einnimmt, daß ihre Beobachtung im 
Einzelfalle feine dem Handelnden nicht zuzumutende Prüfung erfordere. Hiernach läßt 
fih gegen die Anwendung be 8 26, I. 6 A.L.R. nichts erinnern, und es bedarf, um 
die Entſchädigungspflicht des Bellagten zu begründen, nicht des Nachweiſes, daB die 
Buleitung der Abwäfler feiner Fabrik thatfächlih den Schaden im ganzen Umfange be» 
wirft babe; vielmehr genügt in diefer Beziehung die Möglichkeit des Kaufalzufammen- 
hanges. Die anderen Urſachen, die der Bellagte anführt, fchließen, wenn die bor- 
getragenen Thatſachen auch richtig und eine jchäbliche Einwirkung derfelben auf die 
Fiſche des Klägers ebenfalls möglich fein follte, doch die Möglichkeit nicht aus, daß 
ein Schade nicht eingetreten fein würde, wenn ber Beklagte der Borjchrift des 8 43 
bes Fiſchereigeſetzes nicht zumider gehandelt hätte. Dagegen kann e3 nicht gebilligt 
werben, daß da3 Berufungsgericht fich bei der Anwendung des 8 26, L 6 A.L.R. jedes 
Eingehen3 auf die Frage des Verſchuldens des Beklagten mit dem Satze entjchlägt, 
die Übertretung des 8 43 a. a. O. fei grobeß Verſehen und bleibe ein folche3 troß ber 
Berfuche des Beklagten, fich zu exkulpieren. Vom Reichsgericht ift in konſtanter Praxis 
angenommen worden, daß ber 8 26, J. 6 AL.R., der in der Hauptfache eine Vermutung 
für den Kaufalzufammenhang aufftellt und dabei beftimmt, die Sache fei jo anzujehen, 
als wäre der Schade unmittelbar aus der Handlung bes Beſchäbdigers entitanden, 
im übrigen von den allgemeinen Borausjegungen der Schadenserjaßpflicht keineswegs 
abfieht und daß daher Hier wie ſonſt ein Berfchulden des Beſchädigers erfordert wird, 
das zwar regelmäßig ſchon in der Nichtbeobadhtung des Polizeigeſetzes zu finden jein 
wird, das aber doc durch den Nachweis befonderer Umftände ausgeſchloſſen werben 
kann. Es ift allerdings im Auge zu behalten, daß das Verfchulden bei der Vernach⸗ 
läffigung eines Polizeigejeges fi auf die Nichtbeachtung desjelben beziehen muß, nicht 
aber deshalb ausgeſchloſſen erjcheint, weil der Handelnde die fchädlichen Folgen nicht 
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vorausgeſehen Hat und auch bei gehöriger Aufmerkſamkeit nicht vorausſehen konute. 
Denn derjenige, welcher ſchuldbarerweiſe einem Berbotögefege zuwider handelt, haftet 
nad) 8 13, J. 6 A.L.R. auch für den nicht vorausſehbaren, zufälligen, Schaden. Es 
kann alio das Hier erforderliche Verſchulden nicht in der Voransſehbarkeit des Schadens, 
fonbern nur in dem wiſſentlichen oder fahrläffigen Zuwiderhandeln gegen das Geſetz 
felbft gefunden werben. Wenn aber bas Geſetz nicht eine Handlung fchlechthin, ſondern 
wie der 8 43 des Fiſchereigeſetzes nur foweit verbietet, als fie ſchädigend wirken 
Pönnte, fo daß dem Ermeflen des Handelnden in diefer Richtung Spielraum bleibt, 
fo Tiegt eine Fahrläffigfeit und ein Verſchulden bei ber Nichtbeobachtung des Geſetzes 
nicht vor, wenn ber Hanbelnde mit Yug und Recht glauben Tonnte, daß feine Hand- 
ung nicht fchädigend wirken Tönne Der Bellagte hat eingewendet, daß er die Ab⸗ 
wäfler nur in geflärten Buftande babe in ben Bach gelangen lafien und daß das von 
im dazu angewandte Verfahren als ganz zuverläffig gelte, aud von ben VBehörben 
empfohlen fe. Es beruht auf Necdtsirrtum, wenn das Berufungsgericht hierin einen 
dem Geſetze gegenüber nicht beachtlichen Verſuch, fich zu entſchuldigen, findet. 


Nr. 2122. IL Hilfg-Sen. 4. März 1880. V* 52. 79. 80, 2, Nr. 83, ©. 316. 

Landſee. Grenzregulierung. 8 49 Einl. 88 242, 248, LI A.L.R. (Preuß. R.). 
Mögen immerhin die gemeinrechtlien Beftimmungen, insbeſondere in der Art, wie jie 
zur Beit der Entftehung des WL.R aufgefaßt wurden, infofern von Wert für die Aus- 
legung ber landrechtlichen Borichriften fein, als fi aus diefen ergiebt, daß fie nichs 
Neues oder Eigentümliches haben feitfegen wollen. Lediglich der Umftanb, dab das 
ALR. nad Anſicht des Richters Teine ausreichende VBeitimmung über eine fpezielle 
Stage enthält, berechtigt jenen noch nicht, ohne Weitered auf das gemeine Recht zurüd- 
zugehen und bie Frage nach diefem zu enticheiben. Der 8 49 Einl. zum A.L.R. weift anf 
die Analogie Hin. Solche analoge VBorfchriften enthält das WL.R. für den vorliegen- 
ben Fall. Dies find die Beſtimmungen der 88 242 (zurüdguführen auf 8 41 ber 
Wafler- und Uferordnung vom 2. Dezember 1774) und 248, J. I A.L.R. Danach ift, 
falls die Grenze zwiſchen einem im Privateigentum ftehenden Landjee und dem an- 
grenzenden Lande anberweit nicht ermittelt werden Tann, der Wafleripiegel des Sees 
bei mittlerem Waflerftande als die Grenze zu betrachten. Die Grenze, wie fie dem⸗ 
entfprechenb gegenwärtig feftgeftellt wird, bleibt dann unverändert, wenn auch künftig 
der mittlere Wafferftand ein anderer werden follte Denn der Eigentümer des Sees 
tft auch Eigentümer des Seebettes, joweit ber See reicht. Dadurch, daß der See zurüd- 
tritt, wird in feinen Eigentumsrechten nichts geändert. Er bleibt Eigentümer auch des 
trodengelegten Teild des Seebettes. 


Nr.2123. IL Hilfs-Sen. 28.Dftober 1880. V* 104.79. 8d.3, Nr.69, ©. 245. 

Eigentum an Laudfeen. (Preuß. R.). Nach ben 88 176, 267, 268, L 9 und 
8 73, IL 15 A.L.R. fteht, wie fih aus dem Zuſammenhange diefer Borfchriften er- 
giebt, geſetzlich das Eigentum an einem Lanbdfee, ebenjo wie an einem Brivatfinffe, den 
Anliegern nad) der Ausdehnung des Uferbeiikes und bi zur Mitte des Gewäſſers ala 
Ausflug ihres Eigentumsrecht3 an den Ufergrundftüden zu. Davon abweichende Bor» 
fchriften enthält auch das oftpreußiiche Provinzialvecht nicht. Der Umftand, daß der 
Grund und Boden bes hier in Betracht kommenden Landftriches fi zu früheren Zeiten 
in dem befonderen Eigentum bes Landesherru, in diefem Falle des Deutichen Ordens 
befunden hat, begründet nicht die Vermutung für das Eigentum bes Fiskus an ben 
innerhalb der Grenzen jenes Landſtriches belegenen Sees. Aus einem Vertrage, mittels 
defien der Fiskus die Fiſcherei in einem Landſee in Erbpacht überlaffen Hat, folgt nicht, 
daß der Fiskus als Eigentümer des Sees gehanbelt haben muß und deshalb fein Eigen- 
tum von dem Erbpäcter in rechtöverbindlicher Weife anerlannt ift. 
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Nr. 2124. V. Sen. 6. Suli 1895. V. 24. 95. Bd. 35, Nr. 78, ©. 312. 

Seen, die einen Abfluß Haben, als Privatfläfle nach dem Gefek vom 20. Ye 
bruar 1843. (Preuß. R.). Die beflagte Eiſenbahngeſellſchaft entnimmt, ihrer Behauptung 
nad feit 1881, aus dem ber Stadt N. gehörenden See auf Grund eines mit ber Stadt 
geichlofienen Vertrages mittelft einer Nöhrenleitung Waller, das fie nicht zurüdleitet. 
Auf Antrag des Klägers, deflen Mühle an dem den Ausfluß des Sees bildenden Waſſer⸗ 
laufe liegt, ift ihr dies durch dad Berufungsurteil bei Strafe unterfagt worden, Die 
biergegen von ber Bellagten eingelegte Reviſion ift zurüdgewiefen. Nach der unan⸗ 
gefochtenen Feſtſtellung des Berufungsgerichtd fteht nur der See (auf rund Anlaufes 
vom Fiskus im Jahre 1836) im Eigentume der Stadt, nicht aber ber Abfluß des Sees, 
an weldhen die Mühle des Klägers Liegt. Der 8 1 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 
rechnet zu ben Privatfläffen tusbefondere auch bie „Seen, welche einen Abfluß haben“ 
und gefteht, abgefehen von den durch örtliche Geſetze oder fpezielle Rechtstitel begrün- 
beten Ausnahmen, bie in ben 88 13 ff. des Geſetzes näher beftimmte Befugnis zur 
Benutzung ded an feinem Grunpftüde vorbeifließenden Waſſers jedem Ufereigentümer 
zu, „jofern nicht Jemand das ausjhhließlihe Eigentum des Fluſſes hat”. Die Reviſion, 
weiche Verlegung diefer Geſetzesvorſchrift deshalb rügt, weil die Stadt N. ausfchließliche 
Eigentümerin des Sees fei, aus dem bie Bellagte das Waſſer ableitet, überfieht, daB das 
Geſetz einen See, ber einen Abfiuß bat, eben mit Nüdficht auf diefen Ubfluß zu den 
Privatflüſſen (den fließenden nicht Öffentlihden Gewäflern) rechnet, daß aljo im Sinne 
des Gefebes der See mit feinem Abfluſſe (und dem etwaigen Zufluffe) zufammen 
als der Fluß, ber See felbft als Teil (Strede) bes Fluſſes anzujehen if. Der Umftand 
aber, daß ein einzelner Teil eines Fluſſes einen von den Uferbefikern verjchiedenen 
Eigentümer hat, Ichließt, abgeiehen von ben Hieraus für die Uferbefiger diefer Strede 
fih ergebenden Folgen, die Anwendbarkeit des Geſetzes nicht aus und kann fie nad 
dem Bmede des Geſetzes nicht ansichließen. Wie vielmehr dem Eigentümer einer foldden 
Strede (eine im Laufe eines Privatflufles liegenden Sees), der Schub bes Geſetzes, 
inäbefondere die Befugnis, den Oberliegenden eine ber Bedingung des 8 13 Abſ. 2 
bes Gefeßes (Zurückleitung) nicht entiprechende Wafjerableitung zu unterjagen, nicht 
deswegen verfagt werden dürfte, weil durch fein, für dieſe Strede ausſchließliches, 
Eigentum bie Unwendbarleit bes Geſetzes mwegfalle, fo Ipricht auch mit Recht das Be- 
rufungsgericht die gleiche Befugnis dem Kläger als dem unterhalb liegenden Uferbeſitzer 
gegenüber ber Eigentümerin ber oberhalb Liegenden Ylußftrede und ber von biefer ihr 
Recht ableitenden Bellagten zu. Ber Hinweis der Reviſion auf die Rechtſprechung 
Hinfihtlih der Quellen trifft nicht zu. In den Fällen Nr. 2118, Nr. 2119 ift aner- 
kannt, daß die Duelle eines Gewäſſers, das im übrigen die Eigenfchaften eines (nicht 
im ausſchließlichen Eigentume eines Einzelnen ftehenden) Privatfluffes bat, als Teil 
des Privatfluffes denſelben Rechtsnormen wie biefer unterliegt. Nur die die Duelle 
fpetfenden unterirdifchen Wafleradern find von der Anwendbarkeit diefer Rechtsnormen 
ausgeſchloſſen, weil fie nicht Teile des Fluſſes find. Der „ipezielle Rechtstitel“, auf 
den die Beklagte fich beruft, der Bertrag mit der Stadt N., ift fein Hechtstitel gegen- 
über dem Kläger und konnte fomit weder beflen Rechte an dem Fluſſe aufheben, 
noch bildet er einen Titel zum Erfjigungserwerbe eines das Unterſagungsrecht des 
Klägers aus $ 13 Nr. 2 des Geſetzes ausichließenden dinglihen Rechts. Deshalb er- 
übrigt ſich die weitere Erörterung der fyrage, wietweit Überhaupt bie Stadt ala Eigen- 
tümerin einer Flußftrede (des Sees) zur Übertragung der ihr zuftehenden Wafler- 
nutzungsrechte an Dritte befugt fei. 


Nr. 2125. L Sen. 6, November 1886. L 297. 86. Bd. 17, Nr. 29, ©. 119. 

Nechtsverhältuis zwiſchen Ober⸗ und Interlieger in betreff bes abfliekenden 
Waſſers. (Gem. R.) Nach gemeinem Recht befteht nur eine Pflicht des niedriger 
gelegenen Erundftüds zur Aufnahme des vom höher gelegenen abfließenden Waflers, 
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fein Recht auf Zuführung besfelben (1.1811; 1 21 Dig. de aqua et aqu. pluv. 39, 3). 
Es Tann aber ein fervitutartiges Recht auf Nichthinderung des Zufluſſes oder ein real- 
laftartige8 Recht auf Buleitung bes Waſſers gegenüber den höher gelegenen Grund⸗ 
ftüden erworben werden. Der Erwerb eines folchen Rechts kann nad) gemeinem Rechte 
durch Erfigung herbeigeführt werden, wozu unvordenklicher Befig nicht erforderlich ift, 
foweit nad) der Natur des zu erwerbenden Rechtes Erfitung in beftimmter Zeit ftatt- 
findet. Die Thatfache, daß ein das Wafler zuleitender Graben feit unvordenklicher Beit 
beftanden bat, genügt nicht. Die Unfiht, baß, wenn ein Graben einem Grunbftüde 
Waſſer zuführt, die Unvordenflichleit diefes Buftandes und der Benutung des Waſſers 
duch) den Grundeigentümer ausreiche, um ein Necht desfelben anf ben Waflerbezug 
anzuerlennen, ift allerdings in der Rechtſprechung einiger Gerichtähöfe angenommen. 
Indeſſen ftehen der entgegengejegten Meinung überwiegende Gründe zur Seite. c. 6 und 
7 Cod. de serv. et aqua 3, 34 entidheiden die Frage nicht, ebenfowenig andere Quellen 
des römiſchen Rechts. Maßgebend ift die Natur der Unvordenklichkeit des Beſitzes, wie 
fie fih unter dem Einflufie des kanoniſchen Rechts, germaniſcher Borftellungen und 
beutfcher Reichsgeſetze für das heutige gemeine Recht geftaltet hat, welches, im Gegenſatz 
zum Herlommen (Obfervanz) ald Rechtsnorm, die Unvorbenflichleit des Befibes (die 
Smmomorialverjährung) als Erwerbsgrund fubjeltiver Rechte oder Rechtsvermutung 
für den Erwerb folder Rechte auffaßt. Auch die unvorbenfliche Verjährung erfordert 
daher den Nachweis eines Zuſtandes, welcher ſich durch erfennbare Thatſachen nad 
außen Hin als Rechtszuſtand Tundgiebt, d. h. von Handlungen, aus benen man er» 
fennen Tann, daß die Zuführung des Waſſers durch den Graben als ein Recht in An⸗ 
fprud genommen ift. Nr. 1835. Nr. 1432. 


Nr. 2126. V. Sen. 13. April 1889. V. 9. 89. Bd. 24, Nr. 45, ©. 212. 
Borfint. Schu gegen wild abfließendes Waſſer. (Preuß. R.). Der Berufungs⸗ 
richter faßt die Klage in ihrer (urfprünglichen) Begründung mit Recht als die Eigentums- 
freiheitäffage auf, deren Antrag nur deshalb auf Entfhädigung und nicht auf Wieder- 
berftellung des früheren Zuftandes gerichtet jet, weil diefe durch bie öffentliche Beftimmung 
ber Straßenanlage ausgeſchloſſen werde. Die beflagte Gemeinde bat, ohne ein eigens 
dem Biwede der Unfammlung und geregelten Ableitung de3 Tagewaſſers dienende Anlage 
zu machen, lediglich durch die Regulierung und Bflafterung ber Straße die Wirkung 
hervorgerufen, daß das Tagewafler dem Kläger in größerer Menge oder Geſchwindigkeit 
zufließt. Mit Recht nimmt der Berufungsrichter an, daß dies, mangels eines bejonderen 
bem Kläger zur Seite ftehenden Unterſagungsrechts, der Bellagten nicht gewehrt werden 
fann. Aus dem Begriffe ded Eigentums folgt ald der das Berhältnis ber Eigentums 
nachbarn regelnde oberfte Grundſatz, daß der Eigentümer bei feinem Schalten inner- 
halb ber Raumfphäre feines Grundſtücks nicht gehalten ift, die Intereſſen 
feiner Grundſtücksnachbarn zu berüdfichtigen (88 13, 25, 26, LE A.L. R.). Nur darf 
er dieſe Schranke nicht überſchreiten und damit in bie Eigentumsiphäre des Nachbarn 
eingreifen. Ein folder Eingriff ift vorhanden, wenn der Eine das Wafler, jei es, daß 
es ſich auf ber Oberfläche jeines Grundſtücks nad) den NRaturgejegen niederichlägt (Tage 
wafler), ſei es, daß es Tünftlich dorthin gejchafft war, durch beionbers zu die ſem 
Bwede bergeftellte Borrihtungen auf die Grenze bed Anderen leitet (von ber nicht 
unbedingt gleicher Beurteilung unterliegenden Buleitung in bie zum Bwede ber Wafler- 
aufnahme von Natur oder Fünftlich beitehenden Waſſerzüge, die Ylüffe und Gräben, ift 
hier nicht die Rede), und eine folde Buleitung braucht Daher ber Uinterliegende nicht 
zu dulden. Dagegen würde es eine Beſchränkung de oberliegenden Grundbeſitzers in 
dem Rechte zur freien wirtichaftlicden Benutzung ſeines Grundſtückes fein, wenn er 
verpflichtet fein follte, im Intereſſe der Nachbargrundſtücke ſich aller ſolchen Ver⸗ 
änderungen auf feinem Grundſtücke zu enthalten, welche das Buftrömen des ohne fein 
Zuthun dort zeitweilig vorhandenen Waflers, des Tagewaflers, zu dem Nachbargrundftüde 
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vermehren, ohne daß die Veränderungen in ſolchen Anftalten beftehen, welche ben 
Bwed einer derartigen Einwirkung auf das Nahbargrundftüd haben. Mit diefen aus 
allgemeinen Nechtöbegriffen abzuleitenden Sätzen wird freilich den Kollifionen der Inter⸗ 
efien noch nicht vollftändig abgeholfen, welche aus dem Bebürfnifie eines jeden Grund⸗ 
befiger8, des der Bodenbenutzung hinderlichen Tagewaflers fich zu entledigen, hervor- 
gehen können. Hier bat, wie in ähnlichen nachbarlichen Berhältnifien, die pofitive 
Gefebgebung einzugreifen. Das römiſche Reit, welchem die meiften neueren Gejeh- 
gebungen folgen, giebt dem GOberliegenden weitergehende Befugniffe, inbem es den 
Unterliegenden verpflichtet, ba3 Tagewaſſer aufzunehmen. Grundjäglich allerdings 
nur, ſoweit der natürlidhe Lauf e8 ihm anführt; dem Unterliegenden fteht (ebenfo wie 
dem Überliegenden gegen Behinderung des Waſſerlaufes) die aquao pluviae arcendae 
actio (L. 1 8 1 Dig. de aqua et aqnae pl. arc. 39, 3) zu. Damit hat aber dem Ober- 
liegenden nicht jede den Waſſerlauf beeinfluffende Beränderung auf feinem Srundftüde 
unterjagt fein follen, vielmehr wird auch gegen ein opus manu factum die Klage ver⸗ 
fagt, si agri oolendi causa id factum sit (l. 1 8 15 Dig. eod.), was mit Nedht dahin 
generalijiert wird, daß die Klage nur gegeben ſei gegen eine zur Beränderung des 
Waſſerlanfes gemachte Vorrichtung. Nr. 2099. Das preußiſche A. L. R. geht nicht ſoweit 
wie das romiſche Recht in der Beſchraͤnkung des Unterliegenden. Nur gegen Entſchädigung 
kann ber, welcher ſich auf andere Weiſe des Tagewaſſers nicht entledigen kann, die Ge⸗ 
ſtattung der Vorflut von dem Unterliegenden erzwingen (88 103 ff. J. 8 A.L.R.). Im 
übrigen aber wird (102 daſ.) nur das Recht des Unterliegenden anerkannt, gegen das 
außerhalb der ordentlichen Kanäle und &räben wild ablanfende Wafler feine Grund⸗ 
fiäde zn decken. Diefe Befugnis entipringt ebenjo dem Begriffe des Eigentums wie 
die Befugnis des Oberliegenden, das Wafler wild ablaufen zu laſſen. Eines beionderen 
Ausdruckes im Geſetze bedurfte fie nur, um die gewollte Änderung des gemeinen Rechts 
erfichtli zu machen. Nr. 1846. Eine weitere Beichränfung bes Oberliegenden ala bie 
Aufhebung der gemeinrechtlihen Befugnis, die Aufnahme des mild ablaufenden 
Waſſers vom Unterliegenden unentgeltlich zu beanfpruchen, insbefondere eine Beichräntung 
feiner Befugnis, fein Grundſtück nach Ermeflen zu bewirtſchaften, ift aber mit jener 
Beſtimmung weder beabfichtigt noch zum Ausdrud gebracht worden. Das Waſſer, 
gegen welches fich felbft zu deden er dem Nachbarn überlafien darf, muß nur wild 
ablanufendes bleiben; von Gräben und Kanälen find nur bie „ordentlichen“ d. h. 
diejenigen, durch welche „Das Wafler feinen ordentlichen und gewöhnlichen Ablauf hat“ 
(8 100 daf.), nicht aber folche, melde auf des Nachbars Grenze zuführen und dort 
feinen weiteren Ablauf haben, geftattet. Durch fonftige Auderungen in der wirtichaft- 
Yihen Benußung des oberen Grundftüds hört aber das Tagewafler nicht ſchon dann 
auf, wild ablaufendes zu fein, wenn es nunmehr ftärfer ald zuvor abläuft. Nicht im 
Widerfprud hiermit fteht die Borfchrift in 8 289, L 8 WEM, daß, wer ein Gebäude 
an ber Grenze aufführt, die Dachtraufe weber auf des Nachbar Grund und Boden, 
nod über denfelben hinweg leiten barf. Das Lebtere tft ein körperlicher Eingriff 
in den Luftraum des Nachbarn, das Erftere eine unmittelbare Immiſſion auf das 
Nahbargrundftüd, alfo eine Verfügung des Bauenden außerhalb der eigenen Grenzen. 
Ob durch an fi zuläffige Änderungen auf dem oberliegenden Grundſtück ein Buftand 
verändert wird, welcher fchon feit unvordenklicher Zeit beftand, ift unerheblid. Die 
Befugnis zur Verfügung über bad eigene Grundſtück gehört zu den „echten der natür- 
lichen ober der allgemeinen bürgerlichen Freiheit (res merae facultatis)”, welche durch 
Nichtgebrauch nicht verloren gehen (8 505, L 9 A.L.R.) und bie Unvordenklichkeit ift 
nad preußiſchem Mechte überhaupt zur Begründung oder Neränderung von Rechten 
nicht wirkſam. Hiernach bat ber Berufungsrichter duch bie Kormulierung und An- 
wendung bed Rechtsſatzes, „Daß der natürliche Ablauf des Regenwaſſers auf das tiefer- 
liegende Grundſtück, wie folder durch die jeweilige Geftaltung der Oberfläche bes 
höherliegenden Grundftäds bedingt ift, nicht als eine rechtswidrige Immiſſion betrachtet 
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werben darf“ weder bie allgemeinen Rechtsſatze über bie Verhältniffe der Grundſtücks⸗ 
nachbarn noch die befonderen Vorſchriften über die Vorflut verlegt. 


Nr. 2127. II HUf8-Sen. 24. März 1881. V*,. 627. 80. 8b. 4, Nr. 77, ©. 282. 

Nückſtaurecht; Erwerb durch Erfigung, Bebentung des 8 13 des Geſetzes Über 
bie Benutung der Privatflüfle vom 28. Februar 1843. (Preuß. R.). Wan könnte 
verfucht fein, aus verichiedenen Beftimmungen des Kulturedikts vom 14. September 1811, 
ber Ablöfungsordnung vom 7. uni 1821 und der Verordnung vom 20, Juni 1817 
den allgemeinen Grundſatz herzuleiten, daB Verträge, wodurch kulturſchädliche Ver⸗ 
haltniſſe in Grundftücken begründet werben, geſetzlich unzuläſſig ſeien. Ein jo all⸗ 
gemeiner Grundſatz iſt aber in dem Geſetze nirgends ausgeſprochen, vielmehr hat die 
Nüdiiht auf das allgemeine Kulturintereſſe nur dahin geführt, die Konſtituierung be⸗ 
fimmter Belaftungen von Grundftüden teils gänzlich zu unterfagen teils wenigftens 
ihre Begründung durch Verjährung auszufchließen. DaB ber Geſetzgeber eine Stau- 
berechtigung, wodurch benachbarte Grundſtücke überſchwemmt werben, dem allgemeinen 
Landesinterefje zumwiderlaufend nicht erachtet hat, geht aus ben Beſtimmungen der 
88 24 und 25 Nr. 3 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 jelbft Har hervor, da dieſe 
annehmen, daß eine Stauberechtigung dem allgemeinen KRulturinterefie fogar jo nüblich 
jein fönne, um einen zwangsweiſen Verzicht auf die Beſchränkung des 8 13 Nr. 1a. a. D. 
gegen Entjchädigung zu rechtfertigen. Es ift daher die vertragsmäßige Einräummug 
einer Stauberedhtigung, wodurd benachbarte Srundftüde überfhwenmt werden, zu- 
läffig, und daraus folgt dann die Buläfligleit ihrer Erfigsung von ſelbſt. Mit den 
Worten in 8 13 Ar. 1 a. a. ©. „unter allen Umftänden” hat nicht die Abſolutheit bes 
Berbotes, fondern nur fo viel ausgedrüdt werben follen, daß ber eine Überſchwemmung 
oder eine Berfumpfung bewirtende Rückſtau auch dann nicht erlaubt fein folle, wenn er 
nicht über die Grenzen bes eigenen Grundſtücks hinausgeht. Nr. 2101. 


Nr. 2128. II. Sen. 24. November 1896. II. 213. 96. Bd. 38, Nr. 75, ©. 274. 

Berechtigung des Uferbefikers an einem Privatfinfie, das au feinem Grundſtücke 
vorbeifließende Wafler durch eine künftliche Anlage dem Gruubftäde eines unterhalb 
gelegenen Uferbefigers zuzuführen. (Preuß. R.). Bas Berufungsgericht wies die 
Klage ab. Das Berufungsurteil ift auf bie Reviſion der Kläger aufgehoben und bie 
Sade zu anderweitiger Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht zurüd- 
berwiejen. Der Klagantrag war dahin gerichtet, dem Bellagten zu unterjagen, das im 
Mühlenteiche der Stadt Wittlih an feinem Beſitztum unterhalb der Stadt Wittlich 
vorbeifließende Waſſer der Liefer Dritten zu überlaffen und zuzuleiten, ſoweit dasſelbe 
für den Betrieb der abwärt3 an der Liefer gelegenen Mühlen der Kläger erforderlich 
ift, ſowie dem Beklagten für jeden Fall der nnbefugten Stauung und Überleitung nad) 
fremden Grundftüden eine Gelbftrafe anzubrohen. Das Oberlandesgeriht geht davon 
aus, daß ber von dem Lieferbache abgeleitete und demnächſt in dieſen zurädgeführte 
Mühlengraben, von welchem der in Frage ftehende Graben zu den K.ſchen Wieſen 
ausgeht, als ein Privatfluß im Sinne des Geſetzes vom 28. Yebruar 1843 zu erachten 
jei, und es ift demnach von diefer Annahme, die nach Lage der Sache ald eine rechts⸗ 
trrtümliche nicht erachtet werben kann, auch bei Beurteilung ber Mevifion auszugehen, 
Danach ift es zunäcft nicht zutreffend, wenn das Oberlandeögericht in zweiter Linie 
den Klaganſpruch auf Unterfagung der Abgabe von Waller aus dem Mühlenteicye zur 
Bemwäflerung der K.ichen Wieſen um beswillen für unbegründet erachtet bat, weil nad) 
bem in der erften Inſtanz erftatteten Gutachten die ftattfindende Wafjerableitung von 
feinem nachteiligen Einflufje auf den Müblenbetrieb der Kläger ſei. Es ift in den Vor⸗ 
inftanzen feftgeftellt, daß das jämtliche Wafler, das auf Grund des Vertrages zwiſchen 
den Bellagten und der K.ihen Berwaltung vom Juli 1893 welder den Anlaß zur 
Klage gegeben hat, durch Verdunftung und Verſickerung abforbiert, ſonach auch nicht 


8 87. Waſſerrecht. 331 


zum Teil dem Lieferbach wieder angeführt wird, Nach 8 13 Nr. 2 des Gefekes vom 
23. Februar 1843, das infoweit im Gebiete des rheinifchen Hecht? an bie Stelle des 
im wejentlichen gleiche Beftimmuugen enthaltenden Art. 644 code civil getreten ift, unter- 
liegt das dem Uferbefiger nach 8 1 des angeführten Geſetzes zuftehende Mecht zur Be- 
nugung des vorüberfließenden Waſſers der VBeichränfung, daß das abgeleitete Wafler in 
das urjprüngliche Bett des Fluſſes zurüdgeleitet werden muß, bevor biefer da3 Ufer 
eine3 fremden Srunbftüdes berührt. Die Ableitung des Waſſers aus einem Privatfluß 
ohne Wiederzuleitung ift objeltiv unberechtigt und verlegt die Rechte der unterliegenden 
Uferbeliger, auch wenn ihnen ein altueller Schade dadurch nicht zugefügt wird. Durch 
die Feitftellung der mangelnden Einwirkung auf ben Mühlenbetrieb der Kläger kann 
daher der auf das Gefeg über die Privatflüffe geftügte Klaganſpruch nicht befeitigt 
werden. Der vom Landgericht zugeiprochene Klagantrag geht zwar nur dahin, bie 
Baflerableitung zu unterfagen, foweit das Waſſer zum Betriebe der unterhalb liegenden 
Mühlen erforderlich ift. Es ift aber nicht anzunehmen, daß die Kläger, die von der 
Borausfegung der Schmälerung des Mühlenbetriebe durch die Wafferableitung aus- 
gehend auch für die zukünftigen Verhältniſſe und Beiten die Herftellung des gefeglichen 
Buftandes in ihrem Intereſſe erftreben, durch jene Ungabe in ihrer Klage irgendwie 
auf ihre Rechte verzichten bezw. fie nur in beichränftem Maße in Anſpruch nehmen 
wollten. Hiernach Tann unerörtert bleiben, ob, wie die Nevifion geltend gemacht hat, 
infoweit dem Urteile auch ein progeffiualer Mangel anhaftet, als die bezüglich der Frage 
ber Waflerableitung auf den Mühlenbetrieb von den Klägern in der zweiten Inſtanz 
angetretenen Beweiſe überhaupt bezw. ohne jeglihe Begründung unberückſichtigt ge- 
blieben find. Das Oberlandesgericht hat fodann die fragliche Waflerzuleitung zu den 
K.ſchen Wiefen auf Grund des Vertrages vom Juli 1893 um deswillen für eine be- 
rechtigte erflärt, weil dieſe Wiefen unterhalb an den Lieſerbach angrenzen und dem 
Eigentümer derjelben daher an fich ein Recht auf die Benutzung dieſes Waflerd nad) 
8 1 des Geſetzes zuftehe. Dabei wird anerlannt und ausgeiprocden, dab bie Ber- 
pflichtung der Wiederzuleitung des Waſſers in den Lieſerbach gegenüber den Klägern aller- 
dings beftehe, aber nicht auf feiten des Bellagten, fondern auf feiten der K.ſchen Ver⸗ 
waltnng. Dielen rechtlichen Ausführungen Tann nicht beigepflichtet werben. Ber 
Uferbefiter an einem Privatfluffe hat, wie früher nach Art. 644 code civil, fo jebt 
nad 8 1 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 ein Hecht auf die Benutzung des Waflers 
nur, foweit dasjelbe in dem Bachbett an feinem Grundftüde vorbeifließt. Wo das Bett 
fein Srundftüd berührt, darf er das Wafler dem Bade entnehmen mit der Verpflichtung 
der Wieberzuleitung, bevor ber Yluß fein Grundftüd verläßt. Ein Recht an dem 
Wafler, das noch oberhalb feines Grundſtücks fich befindet, hat er nur infoweit, als er 
bie Wiederzuleitung von dem benugenden Oberlieger beanipruchen kann. Gerade in 
dieſer der Natur der Verhältniffe entiprechenden Urt des Benutzungsrechts findet das 
in Frage ftehende quafifervitutifche Verhältnis im Intereſſe der fämtlichen Uferbefiger feine 
naturgemäße Regelung und Beſchränkung. Die von dem Bellagten der R.ichen Ber- 
waltung durch Bertrag eingeräumte Wafjerableitung ift daher gegenüber den Klägern, ſoweit 
lediglich Die gefeglichen Verhältniſſe maßgebend find, unberechtigt. Es iſt nicht richtig, 
Daß die Kläger nur einen Anſpruch an die K.jche Verwaltung auf Wiederzuführung des 
Waſſers in das Bachbett erheben könnten. Die Nechtäwibrigfeit liegt ſchon in der Ab⸗ 
leitung in Verbindung mit den fi von felbft ergebenden Yolgen, und biefe ift Herbei- 
geführt und veranlaßt durch ben Bellagten. Die K.iche Verwaltung wäre, wenn von 
ihr die Wiederzuführung verlangt würde, in ber Lage, geltend zu machen, daß fie das 
abgeleitete Wafler nicht auf Grund des Gefehed, fondern auf Grund eines Brivat- 
vertrages beziehe, daß daher die gejeglichen Borjchriften auch rüdjichtli der Wieder- 
zuführung auf das vorliegende Verhältnid nicht anwendbar feien; und es würde dann 
Die Annahme des Oberlandesgericht# thatſächlich dahin führen, die Kläger völlig rechtlos 
zu ftellen. Sollten, was biöher nicht feftgeftellt ift, die K. ſchen Grundſtücke unmittelbar 
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an das Eigentum be3 Beflagten an bem Bachbett angrenzen, uud banadı ber $ 13 
Abi. 2 bes angeführten Geſetzes zur Anwendung kommen, fo würde audh hiernach Der 
Klaganſpruch gegenüber dem Bellagten begründet fein und zwar wieberum um beöwillen, 
weil von ihm die Ableitung durch die Abſchließung des erwähnten Vertrages ver- 
anlaßt wurbe und er daher verpflichtet ift, ben von ihm berbeigeführten rechtswidrigen 
Buftand zu befeitigen und für Wiederzuleitung des Waſſers zu forgen. In ber Sache 
kommt e3 insbefondere noch darauf an, ob ber K.ſchen Verwaltung, wie ber Bellagte 
eventuell behauptet hat, ein tituliertes wohlerworbene® Recht auf die ftreitige Wafler- 
leitung auftebt. 


Nr. 2129. IL Sen. 10. Sansar 1881. IL 181. 80. Bd. 4, Nr. 91, ©. 344. 

Gntziehung des Waſſers eines Privatlinfies Dur Anlagen auf dem Gruudſtücke 
eines Uferbeſitzers, Wiederherſtellungs⸗ und Entfhäbigungspfliht. (Breuß. und 
Rhein. R.). Der Waſſerlauf eined Brivatfluffes ift von den ſämtlichen Grundſtücken, 
die derfelbe berührt, gemeinjdhaftlich zu benutzen (vergl. Urt. 644 oode civil). Es macht 
ſich alio der Uferbefiker, ber das Waſſer desjelben den unterhalb Tiegenden Adjazenten 
entzieht, eines Eingriffes in deren Rechte jchuldig, den er durch die Berufung auf fein 
Eigentum und die ihm zuftehende freie Benugung desjelben nicht ftügen kaun. Der in 
bem Geſetze über die Benutzung der Privatfläffe vom 28. Februar 1843 88 1, 13 dem 
Uferbefiger auferlegten Verpflichtung handelt auch der zuwider, der durch feine Arbeiten 
oder Anlagen auf dem Ufergrunbdftüde, anch ohne dahin gerichtete Abficht, bewirkt, daB 
das Wafler unterirdifch abfließt und jo abjorbiert wird. Nr. 2118. 


Nr. 2130. V. Sen. 21. $uni 1890. V. 55. 90. Bd. 26, Nr. 55, ©. 294. 

Muhlenſchutz; „ausdrücklich verlichene Rechte“. 8 16 des Gefebes vom 28. Fe- 
druar 1843. (Preuß. R.). Die VBorderrichter ftimmen darin überein, daß ber erſt im 
Sabre 1847 errichteten Mühle des Klägers die Beitimmungen des 8 16 bes Geſetzes 
vom 28, Februar 1843 nicht zu ftatten fommen, auch nicht der Schlußfab bes 8 16, 
weil dem Kläger ein ausbrüdlich verliehenes Recht im Sinne diefer Borfchrift nicht zur 
Seite fteht. Die dem Vorbeſitzer des Klägers ſeitens ber Landespolizeibehörde erteilte 
Genehmigung zur Erridtung ber Mühle kann ald Verleihung eines Rechtes 
nit angefehen werden. Unter einem „ausdrücklich verliehenen Rechte" muß etwas 
Anderes und mehr verftanden fein ala die für alle Triebwerfe (nach $ 235, IL 15 A.L.R. 
88 5, 6 des Edikts vom 28. Dftober 1810, Kabinetdordre vom 23. Ottober 1826) er- 
forderliche polizeiliche Genehmigung. — Es bleibt zu prüfen, in welchen Verhältniffe das 
Geſetz vom 28. Februar 1843 zu 8 246, II. 15 A.L.R. fteht und ob danach ber 
Mühlenbeſitzer, dem $ 16 des erſtgedachten Geſetzes nicht zur Seite fteht, gegenüber den 
die Benußung bes Waſſers bezwedenden Anlagen des oberliegenden Nachbars ich auf 
ben 8 246 a. a. D. berufen kann. Es Tann dabingeftellt bleiben, ob nad dem In—⸗ 
krafttreten des Geſetzes vom 28. Februar 1843 für eine praltifhe Anwendung des 
8 246 a. a. D. überhaupt noch Raum geblieben ift; jedenfalls ift feine Anwendung 
ausheichloffen, wenn es ji um eine folche Benugung des Waſſers und um jolche dieſem 
Zwecke dienende Anlagen handelt, welche die Grenzen ber in 88 1, 13 des Geſetzes dem 
Uferbefiger gegebenen Befugnifje nicht überjchreiten. In diefem Falle greifen Lediglich 
die Beitimmungen des Geſetzes vom 28, Februar 1843 Platz. Dieſe aber gewähren 
den erft nad dem Inkrafttreten des Geſetzes errichteten Triebwerken lein Wiberjpruds- 
recht gegen neue Unlagen zur Wafjerbenugung, jolange fich diefe in den allgemeinen ge- 
jeglichen Grenzen halten. 


Nr. 2131. VI Sen. 10. Dezember 1894. VL 254. 94. Bd. 34, Nr.62, ©. 254. 
Tragweite ber Entjcheibung des Berwaltungsgerichts über die öffentlichrechtliche 
Verpflichtung zur Räumung eines Waſſerlaufes. (Preuß. R.). Infolge eines Antrages 
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des jetigen Klägers erflärte der Amtövorfteher in W. mittels Beſchluſſes vom 14. Sunt 
1888 den jeßigen Bellagten für verpflichtet, den unterhalb ber Mühle des Klägers 
Tiegenben auf beiden Seiten von Nittergutsgrundftäden bes Beklagten begrenzten Bach, 
den jogenannten Kunfſtmühlenbach, foweit e3 zur Beichaffung der Borflut notwendig fet, 
zu räumen. Die vom Bellagten auf Aufhebung des gedachten Beichluffes gegen den 
Amtsvorſteher und ben jebigen Kläger im Werwaltungsftreitverfahren angeftellte lage 
wurde burch Urteil bes Kreisausfchufles vom 11. Oktober 1890/31. März 1891 ab- 
gewiejen und diefe Enticheidung auf Die Berufung des Beklagten durch Urteil bes Be⸗ 
zirtsausfchuffes in P. vom 5. November 1891 mit Bezug auf 8100, LE A.L.R. und 
8 10 bes Borfiutsedilt3 vom 15. November 1811 fowie auch auf 8 7 des Geſetzes über 
die Benugung der Privatfläffe vom 28. Yebruar 1843 beftätigt. Erft gegen Ende des 
Jahres 1892 hat der Bellagte nah Androhung der Zwangsvoliftredung die Räumung 
bes Baches ausgeführt. Nunmehr beanſprucht der Kläger vom Beklagten Erfab bes 
ibm in der Beit vom 1. November 1889 bi3 dahin 1892 durch das Unterlaffen der 
Räumung erwachlenen Schadens, den er auf ca. 4000 ME. berechnet. Durch Zwiſchen⸗ 
urteil des Landgerichts wurde ber Klaganſpruch dem runde nad für gerechtfertigt 
erflärt. Die Berufung des Beklagten ift zurüdgemwielen. Auch die Reviſion war er- 
folglos. Nah 8 66 des Buftändigfeitögefekes vom 1. Uuguft 1883 unterliegen Streitig- 
feiten der Beteiligten darüber, wem von ihnen die Öffentlichrechtliche Berbindlichleit zur 
Räumung von Gräben und fonftigen Wafjerläufen obliegt, nicht mehr wie nad) ber 
früheren Gefebgebung der Entſcheidung der orbentlihen Gerichte, fondern ausſchließlich 
ber Enticheidung im Berwaltungsftreitverfahren. Bei diefer Beftimmung hat man be» 
ablichtigt, die Enticheidung der ftreitigen Rechtsfrage der öffentlichrechtlichen Verpflich⸗ 
tung in allen Fällen in eine Hand zu legen, um entgegengejegte Enticheidungen bed 
Verwaltungsrichters und des orbentlihen Richters zu vermeiden. Wenn die Reviſion 
dieſen Grundſatz hier deshalb für nicht maßgebend Hält, weil im vorliegenden alle dem 
Berwaltungsftreitverfahren ein Beſchluß der Waflerpolizeibehörde voraudgegangen war 
und deshalb nicht der Abſ. 3, jondern bie Abfäge 1 und 2 des 8 66 zur Anwendung 
fämen, jo fehlt es für dieje Unterfcheidung an jedem gejeglichen Grunde. Nachdem der 
Bellagte feine Klage im Berwaltungsftreitverfahren nicht bloß gegen den Amtsvorſteher, 
vielmehr gemäß Schlußfapes bes Abſ. 2 des 8 66 zugleich gegen ben jeßigen Kläger 
als den ftatt feiner zur Räumung bes Mühlbaches aus Gründen bes öffentlichen Rechts 
Berpflichteten gerichtet hatte, wurde durch Die Darauf ergangenen Urteile der Verwaltungs⸗ 
gerichte die Frage, wer nad öffentlichem Recht der zur Räumung Verpflichtete ſei, unter 
Den Beteiligten mit denſelben Wirkungen entichieden, wie in einem nach Maßgabe des Abſ. 3, 
alfo ohne vorherige Unordnung der Wafferpoligeibehörde eingeleiteten Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren. Ausdrücklich ift nun allerdings im Zuſtändigkeitsgeſetze nicht vorgefchrieben, 
daß die vom Verwaltungsrichter über die Öffentlichrechtlihe Verpflichtung getroffene 
Entſcheidung für den Civilrichter bei der Beurteilung eines aus der Nichterfüllung der 
öffentlihrechtlichen Verpflichtung abgeleiteten Entſchädigungsanſpruches bindend jei; allein 
e3 folgt dies auch ohne ausdrüdliche Vorſchrift aus ben Worten und der erfennbaren 
Abſicht des 8 66. Iſt unter den Beteiligten der Streit über die Räumungspflicht, 
foweit fie auf Gründen des öffentlichen Rechts beruht, von den dazu gefehlich berufenen 
Verwaltungsgerichten endgültig entfchieden, fo kann biefer Streit, auch wenn es ſich 
fpäter um vermögensrechtliche Folgen der öffentlichrechtlichen Verpflichtung handelt, 
nicht nochmald zum Gegenftande einer richterlichen Entſcheidung gemacht werden. Die 
Frage, ob dem Civilrichter die Entſcheidung über bie öffentlihrechtliche Räumungspflicht 
vielleicht dann zuftehen würde, wenn die Entſchädigungsklage wegen Vernachläſſigung 
biejer Pflicht ohne vorheriges Anrufen ber Berwaltungsbehörden und Berwaltungs- 
gericäte erhoben wäre, bebarf nach den Umftänden des vorliegenden Falles keiner Be» 
antwortung. Zur Begründung feines Enichädigungsanfpruchs durfte ſich ſomit der 
Kläger ohne Weiteres darauf berufen, daß die Öffentlichrechtliche Verpflichtung des Be⸗ 
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flagten zur Räumung des Kunſtmühlenbaches nad) ber rechtöfräftigen Entfcheidung im 
Berwaltungsftreitverfahren ſchon vor dem 1. November 1889 beftanden habe und erft 
nad dem 1. November 1892 erfüllt worden fei. Denn gemäß 88 8,9, L6 ALLER. 
verpflichtet die Unterlaffung einer Zwangspflicht zum Schabenserfage nad) Maßgabe 
ber 88 10 ff. daf.; und daß es fich Hier nm eine Zwangspflicht handelt, die ber Be⸗ 
Hagte gerade gegenüber dem Kläger zu erfüllen hatte, läßt fit nad) 8 10 des Vorflut- 
geſezes vom 15. Rovember 1811 nnd nad dem Inhalte der im Berwaltungäftreitver- 
fahren erlafienen Entſcheidungen nicht bezweifeln. Da jedoch durch diefe Enticheibungen 
gemäß 8 66 bes Huſtändigkeitsgeſetzes nur die dffentlihrehtlidhe Verbindlichkeit 
bes Bellagten zur Ränmung bes Baches, unbeichabet aller privatrechtlichen Berhältnifie, 
feftgeftellt ift (vergl. auch 8 7 Abſ. 1 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwal⸗ 
tung vom 30. Zuli 1883), jo kann dem Bellagten, wie auch das Bernfungsgericht an- 
erfennt, der Einwand nicht verfagt werden, daß ber Kläger ihm gegenüber auß Gründen 
bes Privatrechts, alfo auf Grund fpezieller Nechtstitel (vergl. 88 1, 7 bes Geſetzes vom 
28. Februar 1843 uud das Urteil in den Fällen Nr. 2688. Nr. 2674) zur Räumung 
bes Baches verpflichtet ſei. Bei dem Beſtehen einer ſolchen privatrechtlidhen Verpflichtung 
des Klägers würde biefer den ihm durch die Nichträumung bes Baches entflandenen 
Schaden Iediglich ſich ſelbſt zuzufchreiben haben und fogar feinerfeit3 zum Erſatze bes 
Schadens verpflichtet fein, der dem Bellagten aus der Befolgung ber nur anf Gründe 
bes dffentlichen Rechts geftüsten Enticheibungen der Berwaltungsbehörben und Ver⸗ 
waltungsgerichte erwachſen wäre. Nicht zu beachten ift hiernach die Ausführung der 
Nevifion, daß die angezogenen Borfchriften des Vorflutgeſetzes, des Geſetzes vom 
28. Februar 1843 und bes 8. Titels bes L Teils des AL.R. in dem Enburteile bes 
Bezirksausſchuſſes unrichtig andgelegt feien und vielmehr dahin führen müßten, ben 
Kläger zur Räumung für verpflichtet zu erflären. Denn jene Borfchriften beziehen 
fih Tediglih auf die der Nachprüfung bes Eivilrichters entzogene dffentlichrechtliche 
Räumungspflicht und find nicht geeignet, gegenüber den Enticheidungen ber Berwaltungs- 
gerichte einen privatrechtlichen Titel für den Beklagten zu begründen. Auch den Ein- 
wand ber erlöfchenden Verjährung aus ben 88 535 ff. J. 9 A.L.R. ſowie den Einwand, 
daß die Mühlenanlage im Jahre 1862 von einem Vorbeſitzer des Klägers wefentlich 
erweitert worden fei, eraditet das Berufungsgericht mit Recht für unerheblid. Einen 
Einfluß auf die Entiheidung konnten beide Einwendungen nur für den Fall erlangen, 
dab die Räumungspflict und damit zugleich die Entihädigungspflicht des Beklagten 
aus dem vom Kläger für fi in Anſpruch genommenen privatrechtlichen Titel, dem 
Erbpachtvertrage vom 28. Oktober 1782, in Verbindung mit der Beſtimmung bes 8 35, 
L 22 A.L. R. hergeleitet wurde. Anders aber geftaltete fich die Sachlage, nachdem bie 
Borinftanz bei der Anerkennung des rundes bes Slaganiprudes das enticheidende 
Gewicht nicht auf den privatrechtlichen Titel des Klägers, fondern auf. die Vernach⸗ 
läffigung der öffentlichrechtlichen Räumungspflicht gelegt Hatte Damit war ber Be⸗ 
hauptung, daß das befondere Recht der Mühlenbefiger, die Räumung von den Ritter 
gutSbeligern zu fordern, burch erlöfchende Verjährung nntergegangen und ebenjo der 
Ungabe, daß die Räumungspflict durch die in den 1860er Jahren vorgenommene Er- 
weiterung der Mühlenanlage wefentlich erſchwert worden fei, jede rechtliche Bedeutung 
entzogen. Zweifellos würde dagegen dem Bellagten ein ben Entſchädigungsanſpruch 
des Klägers ausſchließender ſpezieller Nechtötitel zur Seite ftehen, weun die Beſttzer 
des Nitterguted W. durch Verjährung das Recht erworben hätten, von den Befikern 
der Mühle die Räumung des Baches zu fordern. Ein Berjährungderwerb Fönnte in- 
deffen auch unter der Vorausſetzung ber Richtigkeit aller Anführungen bed Bellagten 
für nachgewiefen nicht erachtet werden. Ungerechtfertigt endlich ift die Rüge, daß bie 
Feſtſtellung eines Verſchuldens des Bellagten nicht genügend begründet ſei. Mußte 
als feftftehend angefehen werden, daß ber Bellagte geſetzlich verpflichtet war, ben Bach 
zu räumen, und daß er diefe Verpflichtung, obgleich er anf ihre Erfüllung durch ben 


8 87. Waſſerrecht. 335 


Beichluß des Amtsvorſtehers vom 14. Juni 1888 hingewieſen war, bis zum November 
1892 nicht erfüllt Hat, fo durfte das Berufungsgericht in folder Vernachläſſigung einer 
geſetzlichen Pflicht ohne weitere Begründung ein Berfchulben des Beklagten erbliden. 
Denn befondere Umftände, welche bie Unterlaffung der Räumung noch nach bem 
14. Juni 1888 entfchuldigen konnten, find vom Bellagten nicht angeführt worben, 
namentlid darans nicht zu entnehmen, daß er im VBerufungsverfahren angegeben hat, 
er fei je Überzeugung, daß ber Mühle die Räumungspflicht obliege. (Berg. 8 12 
Einl. WER.) 


Nr. 2132. I. Sen. 11. uni 1881. I. 526. 81. Bd. 4, Nr. 59, ©. 202. 

Eichpfahlſetzung; rechtliche Bedeutung, Folgen ber Nichtgeltendmachung des Rechts 
hößerer Stauung. (Gem. R.). Der Eichpfahl, auch Merkpfahl oder Mahlpfahl genannt, 
wird zu dem Zwecke geſetzt, die Höhe zu bezeichnen, bi3 zu welcher die Inhaber von 
Waſſermühlen oder anderen Waflertriebwerlen den natürlihen Stand bes fließenden 
Waſſers dur Stauanlagen zur Bermehrung der Triebtraft besfelben erhöhen dürfen. 
Indem er anzeigt, bis zu welcher Höhe die Stauung erlaubt und über welche hinaus 
fie nicht geftattet ift, hat er die Bedeutung eines Grenzzeichens (vergl. 8 274 Nr. 2 
St. G. B.), und zwar, wenn er unter Mitwirkung ber zuftändigen Behörde gefebt ift, 
was nicht überall für notwendig angejehen wird (vergl. Seuffert Archiv Bd. 10, Nr. 126) 
eine3 mit aller Glaubwürdigkeit und Beweiskraft audgeftatteten öffentlichen Grenzzeichens. 
Es ift demnach gerade der Zweck ber Setzung eines Eichpfahles, bie Örenze ber 
Berehtigung zur Benubung des Waflers zu Triebwerken feftzuftellen. Die troß der 
in der Erffärung bes Einverftändnifies mit ber Setung bes Eichpfahles und der Nicht- 
geltendmachung einer weitergehenden Berechtigung zur Benubung Tiegenben Verzicht- 
leiftung ſeitens des Klägers in Anſpruch genommene Berechtigung, durch Aufſetzung 
eines Balkens auf das fteinerne Wehr eine höhere Stauung des Waflerd zu 
bewirken, wird vom Kläger nicht al3 eine fich von felbft verftehende Befugnis, fondern 
als ein durch unvordenklichen Beſitz erworbenes Recht beaniprucht. Dieſes Rechtes hat 
ſich nach der richtigen Annahme des Berufungsgerichts der Kläger durch ſein Verhalten 
bei Setzung bes Eichpfahles begeben. Nr. 2101. 


Nr. 2133. V. Sen. 30. Mai 1888. V. 79. 88. Bd. 21, Nr. 48, ©. 262. 

Nechtsweg für deu Streit zweier Mühlenbefiger über das Net zur Wafler- 
benutzung. (Preuß. R.). Die Parteien ftreiten darüber, welchen Waflerftand der Be⸗ 
Hagte ald den niebrigften zuläffigen einzuhalten habe, und der Kläger verlangt eine 
Beſchraͤnkung des Beklagten dahin, daß durch die von ihm zu handhabende Schleufe 
nicht weniger Wafler aus der Welftrik in den Mühlgraben eingelafjen werde, als zur 
Erreichung des niebrigften zuläffigen Waflerftandes erforderlich fei. Da der Kläger, Beſitzer 
ber unterhalb gelegenen Waflermühle, fich für die von ihm beanfpruchte Höhe des Wafler- 
ftandes weder auf einen fpeziellen Nechtätitel noch auf das Vorhandenſein eines Merk⸗ 
pfahles beruft, vielmehr feinen Anfpruh nur auf fein Bebürfnis und auf allgemeine 
geſetzliche Beſtimmungen gründet, fo wird mit dem Slagantrage in erfter Linie eine 
gerichtliche Feſtſezung ber von dem Beklagten (Beſitzer der oberhalb gelegenen Waſſer⸗ 
müähle) einzubaltende Höhe des Waflerftandes begehrt. Die Borberrichter Haben bie 
lage abgewieſen, weil fie zu einer ſolchen Feſtſetzung ausichließlich die Verwaltungs⸗ 
behörbe, nicht die orbentlichen Gerichte für zuftändig erachten. Dem wäre beizuftimmen, 
wenn die Vorausſetzungen ber Anwendbarkeit des Gefeges vom 15. November 1811 
(bezw. 8 67 des Buftändigfeitägefeges vom 1. Auguſt 1883) vorliegen. Das vormalige 
preußifche Obertribunal hat durch Plenarbefhluß vom 8. Januar 1849 den Rechtsſat 
ansgefprochen. „Der 8 5 des Geſetzes wegen des Waflerfiauens bei Mühlen uud Ber- 
ſchaffung von Vorflut vom 15. November 1811 findet auf Streitigfeiten zwiſchen Stau- 
ungsberechtigten untereinander über das Necht zur Waflerbenugung nicht Anwendung.” 
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An dieſem Rechtsſatze ift feftzubalten. Die thatſächlichen Boransjeßungen bes Plenar- 
beichlufles treffen auch in dem vorliegenden Falle zu, in welchem ber unterhalb liegende 
Müller fi darüber beichwert, daß der oberhalb liegende Müller durch die vom ihm 
beliebte Handhabung ber vou ihm zu regelnden Stauvorrichtungen ihm (ben unten 
liegenden Müller) das zum Betriebe feiner Mühle erforderliche Waſſer entziehe. Es 
folgt daraus die Buläffigleit des ordentlichen Rechtsweges. Die Frage, ob das Geſetz 
vom 15. Rovember 1811 nur die Regelung des Waflerftandes por dem Stanwerle zum 
Gegenſtande habe, dagegen die Interefien der unterhalb bes Stauwerkes angrenzenben 
Grundbeſitzer nicht beridfichtige, bedarf bier der Beantwortung nicht; deun mag man 
fi für die eine oder andere Alternative entiheiden, das Gefek vom 15. Rovnember 1811 
und die dadurch beftimmte Zuftändigkeit der Berwaltungsbehörben ift ausgeſchloſſen, fo 
oft zwiichen zwei Triebwerläbefitern über die Höhe des Waflerftanbes geftritten wird. 


Nr. 2134. V. Sen. 20. Mai 1885. V. 403. 84. Bd. 13, Nr. 19, ©. 52. 
Nachbarrechte. Gewerbesrhuung. Berhältnis bes Dbermüllerd zum Untermüller. 
(Reichs⸗ und preuß. R.). Die Beſtimmungen in den 88 17—19, 26, der R.8.D. vom 
21. Juni 1869 Hinfichtlich der konzeſſtonspflichtigen Gewerbeaulagen find dahin zu ver- 
ftehen : Über Einwendungen des öffentlichen Nechtes entſcheiden die Berwaltungsbehörben. 
Dagegen unterliegen alle auf privatrechtlichen Titeln berubenden Einreben dem Richter 
fprude. Die nicht dem öffentlichen Rechte entiprungenen Einreden werben von ber 
Bräflufion des 8 17 a. a. O. nicht betroffen. Die Entftehungsgeidhichte jener Bor- 
ſchriften ergiebt, daß die Geſetzgebung gewiffe Einwendungen gegen das Unteruehnten, 
obwohl! fie auf privatrecdhtlihen Titeln beruhen und nicht der Präkluſion unterliegen, 
in betreff des Konzeffionsverfahrens anders,behandeln wollte, als bie auf befouberen 
privatredtlicheu Titeln beruhenden. Erftere follte von den Berwaltungsbehörben, jedoch 
mit Vorbehalt bes Rechtsweges, erörtert, Iebtere allein ber richterlichen Entſcheidung 
zugewielen worden. Die Privatllage wegen beftinmter Einwendungen ift dahin beichränft, 
daß nicht eine Befeitigung ber obrigkeitlich genehmigten Anlagen gefordert werden darf. 
Nachbarrechte gehören nicht zu den anf beionderen privatrechtlichen Titeln berubenden 
Rechten, nnd auf fie finden die beſchräukenden BVorfchriften des 8 26 a. a. D. Anwendung. 
Um eine dem Nachbarrechte entipringende Befugnis Handelt es ſich aber nach dem bierfür 
entfcheidenden preußiichen Rechte im gegebenen alle. Der Kläger, Eigentümer einer feit 
länger als fünfzig Jahren beftehenden Waflermühle, ftäbt gegenüber ber oberhalb an 
bemjelben Privatfluſſe errichteten Mühlenanlage feinen Anipruch ſowohl auf den 8 246, 
IL 15WL.R. als auf das Geſetz über die Benubung ber Privatflüſſe vom 28. Februar 
1843. Die Vorſchrift in 8 246 a. a. D. will eine geſetzliche Eigentumsbeſchränkung 
des oberhalb liegenden Uferbefigers zum Vorteile des unterhalb Tiegenden Nachbars 
flatuieren, mag man ben Begriff eines „Nachbars” auf ben unmittelbar angrenzenden 
oder auf einen entfernteren Uferbefiker beziehen. Auch durch das Geſetz vom 25. Fe 
bruar 1843 (88 1, 13, 16, 17) follte das Rechtöverhältnid in betreff der Waſſernutzung 
durch benachbarte Srundftüdsbefiber geregelt werben. Daß im vorliegenden Falle dem 
Kläger weitere 3. B. auf Privilegien fich ſtützende Rechte auf die Waſſerkraft zuftehen, 
läßt fi aus feinen Anführungen nicht entnehmen. Es ift deshalb davon auszugehen, 
daß ber Kläger zwar feinen Anſpruch im Rechtswege, jedoch nur mit ber durch den 
8 26 R.G.O. gegebenen Beſchränkung geltend machen kann. Er barf alfo nit auf Ein- 
ftellung des ewerbebetriebes bes Bellagten, wohl aber auf Herftellung von Ein- 
richtungen Hagen, welche die benachteiligende Einwirkung ausichließen. Ar. 1853. 


Kr. 2135. IIL Sen. 19. März 1886. IIL 252. 85. Bd. 15, Nr. 38, ©. 182. 

Auwendbarkeit ber in betreff äffentlider Flüffe gegebenen Juterdikte auf den 
Schutz von Mühlen. (Gem. R.) Die zum Schuhe bes Gebrauches Öffentlicher Sachen 
dienenden Interdikte werden zwar in den Quellen auf den Schuß ber Benubung einer 
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Waſſerkraft zum Betriebe von Mühlen nicht angewendet; Waflermühlen waren den 
Römern in der Beit, aus welcher ſich die Ausbildung biefer Rechtsmaterie herfchreibt, 
noch nicht bekannt. Die Interdikte ftellen aber den Gebrauch öffentlicher Sachen, ins⸗ 
beiondere auch öffentlicher Flüſſe (Dig. lib. 43 tit. 12, 13, 14), unter einen für bie 
damaligen Berlehrsbedürfniffe fo umfaflenden Schub, daß man als das Prinzip des⸗ 
felben den allgemeinen Schub des Gebrauches Öffentlicher Sachen bezeichnen und fie 
daher auch zu Gunſten folder Gebrauchdarten verwenden darf, welche erft in fpäterer 
Beit üblich geworben find. Nah den Grundſätzen des Waſſerrechts ift der Anlieger 
eines Öffentlichen Fluſſes, welhem die Befugnis zufteht, Wafler aus ihm zu feinem 
Privatgebraud abzuleiten, in der Ausübung diefer Befugnis zu Gunſten der unteren 
Anlieger der Beichränkung unterworfen, daß er das abgeleitete Wafler, foweit er es 
nicht verbraucht Hat, in den Fluß zurüdleiten und dadurch den unteren Anliegern wieder 
zugänglich machen muß. Wenn er diefer Verpflichtung zuwider den unteren Anliegern 
das Wafler entzieht, fo ift gegen ihn das interdictum ne quid in flumine publico fiat 
begründet. Nr. 2100. Dieſer Rechtsſaß ift in allen Fällen einer Wafjerableitung an- 
wendbar. Nr. 2111. Nr. 2137. Nr. 1736. 


Nr. 2136. V. Sen. 19. Dftober 1895. V. 140. 95. Bd. 36, Nr. 58, ©. 233. 

Klage anf Schunk des Grundeigentums gegen Schädigung durch bie Anlagen 
einer Bffentliden Waſſergenoſſenſchaft. Rechtsweg. Gerichtsſtand. (Preuß. R.). 
Der Kläger behauptet Beeinträchtigungen im Betriebe feiner an der L. (einem Privat⸗ 
fluffe) gelegenen Mühle durch die Anlagen, die zur Negulierung des oberen Flußlaufes 
von der Bellagten, einer durch Allerhöchſte Verordnung gebilbeten öffentlichen Genoſſen⸗ 
ſchaft, ausgeführt worben find. Sein Antrag gebt dahin, die Beklagten zu verurteilen, 
1. Vorkehrungen zu treffen, daß der Mühle das nötige Wafler durch ihre Beranftaltungen 
nicht entzogen werde, 2. einen näher bezeichneten Damm zur Verhütung des Rüditanes 
wiederberzuftellen, 3. ihm den entftandenen und zufünftigen, beſonders feftzuftellenden, 
Schaden zu erfegen. Die beiden Borinftanzen haben die von ber Beflagten vorweg er- 
hobenen Einreden ber Unzuläffigleit des Rechtsweges und der Unzuſtändigkeit des an- 
gerufenen Gerichts verworfen. Die Reviſion ift zurüdgewiejen. Die Klage bezwedt den 
Shut von Privatrechten des Klägers gegen Eingriffe der Beklagten. Es Liegt alſo ein 
„bürgerlicher Rechtsſtreit“ vor, für den bie orbentlihen Gerichte dann zuftändig find, 
wenn nicht reichs⸗ ober Iandesgefeglich andere Behörden zur Enticheidung berufen find. 
Das ift nicht der Fall Allerdings fteht e8 den Unternehmern von VBewäflerungsd- und 
Entwäflerungsanlagen frei, die Mitwirkung der Verwaltungsbehörben anzurufen ſowohl 
zur Ermittelung der gegen bie Anlage beftehenden Widerſpruchsrechte und Entfehädigungs- 
anfpruche wie zur Befeitigung gewiffer an fich bereditigter Widerſprüche gegen Ent- 
fhädigung. In welchen Umfange dies zuläffig ift und wie weit, wenn ber Unternehmer 
dieſen Weg einfchlägt, die Entfcheibung der entftehenden Streitigfeiten den Berwaltungs- 
gerichten anheimfällt, darüber treffen bie 88 11—34 des Vorflutgefeßes vom 15. No⸗ 
vember 1811, die 88 19—55 des Geſetzes über die Benutzung der Brivatflüfle vom 
28. Februar 1843, das Geſetz vom 23. Januar 1846 und bie 88 6880 des Zuftänbig- 
feitögefeßes vom 1. Auguft 1883 Beitimmung. Uber das in biefen Gefegen geordnete 
Verfahren Tann nur von dem Unternehmer ber Anlage beantragt werden und nur bie 
Anhängigfeit eines ſolchen Verfahrens begründet die Buftändigkeit der Verwaltungs⸗ 
geridhte für die in dieſem Verfahren herpvortretenden Streitigkeiten, während 
hinſichtlich der Buftänbigfeit für die ohne Bufammenhang mit einem ſolchen Verfahren 
entſtehenden Streitigfeiten eine Beſtimmung in jenen Borfchriften nicht enthalten ift. 
Daß ein Berwaltungsverfahren nad den angezogenen Vorſchriften ftattgefunden habe 
oder anhängig fei, ift nicht behauptet worden. Der von ber Beklagten angezogene 8 15 
bes Geſetzes vom 28. Februar 1843 ermächtigt bie Regierung, an deren Stelle nad) 
8 73 des Geſetzes vom 1. Auguft 1883 der Bezirksausſchuß getreten ift, die Ableitung 
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bes Waflers in geeigneter Weife zu beichräufen, wenn bei Ausführung einer Bewäfle- 
zungsanlage ein Öffentliches Intereſſe gefährdet oder ben unterhalb fiegenden Einwohnern 
das Waſſer auf eine Weife entzogen wird, daß daraus ein Rotftand für die Wirtichaft 
zu beforgen wäre. Durch biefe Befugnis der Berwaltungsbehörden, von der fie nad 
ihrem Ermeflen Gebrauch zu machen haben, werben aber die privatrechtlichen Wiber- 
Ipruchögründe gegen die Bewäflerungsanlage und bie zu ihrem Schutze gegebeuen Rechts- 
behelfe nicht berührt, und es kann daher auf fich beruhen, ob bie Beeinträchtigung des 
DMühlenbetriebes einen NRotftand im Sinne des 8 15 a. a. D. barftellen könnte, was 
übrigens in dem Reſtripte des Miniſters für Landwirtichaft vom 2. Januar 1866 wohl mit 
Recht verneint wird. Auch die Argumentation der Bellagten, daß ſich das Klagbegehren 
als ein (unzuläffiger) „Eingriff in das Öffentliche Jutereſſe“ darftelle, ift unrichtig. 
Ein Rechtsſatz des Inhalts, daß die Verfolgung privatredhtlicher Anfprüche, fei es über- 
haupt fei es vor ben ordentlichen Gerichten, ftet8 ausgeichloffen fei, wenn etn öffent- 
Tiches Intereſſe entgegenftehe, erxiftiert nicht; vielmehr bat das Privatrecht nur dann, 
und zwar in der Regel nur gegen Entichädigung (8 75 Einl. WER), dem Öffentlichen 
Sntereffe zu weichen, wenn dies in ben geſetzlich vorgeichriebenen Fällen durch bie zu- 
ftändigen Organe der Staatöverwaltung augeorbnet ifl. Solange es au einer folchen 
Anordnung fehlt, ift die Abwehr eines Eingriffs in das Privatrecht auf bem orbent- 
lichen Rechtöwege, und etwas Weiteres wird mit der Klage, beren thatſächliche Grund⸗ 
Tagen als richtig unterftellt, nicht verfolgt, durch ein Tollidierendes Öffentliches Intereſſe 
nit behindert. Die Allerhöchfte Veftätigung der beklagten Genofienichaft ala einer 
Öffentlichen Genoſſenſchaft nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 1. April 1879 ift aber 
feine folhe Anordnung, bie das Beſtehen und Yunktionieren ber Anlagen ber Genoſſen⸗ 
fchaft, auch fofern dieſe Anlagen in dem beftätigten Statut vorgefehen find, gegen privat- 
rechtliche Einſprüche ficher ftellte. Das auf Grund dieſes Geſetzes beftätigte Statut be- 
rechtigt und verpflichtet nur die Mitglieder der Genoſſenſchaft untereinander zur 
Ausführung der im Statute vorgejehenen Anlagen. Über die Nechtäbeziehungen der 
(freien wie öffentliden) Genoſſenſchaften zu Dritten aber enthält das Geſetz keine Be 
ftimmungen; bie Befiter ber Grundftüde, deren Aufnahme in den Verband nidjt in 
Ausſicht genommen ift, werden zu den Verhandlungen über die Bildung der Genoſſen⸗ 
haften nicht zugezogen, und biefen Dritten ftehen alfo die Genoſſenſchaften nicht anders 
gegenüber al3 jeder andere Unternehmer einer Melioration. Rur auf demfelben Wege 
unb in bemjelben Umfange wie jeber andere Unternehmer können auch fie die Auf 
hebung oder Einfchränfung von Privatrechten Dritter, die ber Ausführung und Wirk⸗ 
ſamkeit ihrer Metlorationsanlage entgegenftehen, gegen Entichädigung herbeiführen; fo- 
lange dies nicht gefchehen oder joweit es nicht zuläffig ift, bleibt diefen Privatrechten 
ber geſetzliche Schuß insbefondere auch durch Klage vor den ordentlichen Gerichten, 
während allerding® auch andererſeits durch ein zum Schube ſolcher Nechte ergehenbes 
gerichtlide8 Urteil die Beſchreitung bes geordneten Verwaltungsweges zum Zwecke ber 
Aufhebung ober Einfchränfung der Nechte nicht ausgeſchloſſen wird. Hiernach kann es 
unerörtert bleiben, ob bie beffagte Genoſſenſchaft im öffentlichen Sntereffe oder im 
gemeinwirtſchaftlichen Intereſſe gebildet worden ift und was ber 8 45 des Geſetzes vom 
4. April 1879 unter dem gemeinwirtichaftlihen im Gegenfage zu dem öffentlihen In⸗ 
terefie verfteht. Ebenſo kann es an dieſer Stelle auf fich beruhen, welche Einwirkung 
e3 auf die Verurteilung der Beflagten nad dem Klagantrage oder auf die Vollſtreckung 
des Urteils haben kann, daß der Kläger erffärt hat, dab er bie Befeitigung der An- 
lagen der Bellagten nicht verlange. Der Anficht des Berufungsgerichts, daß über einen 
Widerfpruch gegen die Anlage der L.⸗Regulierung im Rechtswege nicht zu entſcheiden fein 
würde, fann jedenfalls dann nicht beigetreten werben, wenn bamit gejagt fein fol, daß 
dem Privatrecht des Klägers ber Rechtsſchutz im ordentlichen Prozeſſe dann verjagt fein 
würde, wenn das Privatrecht anders als durch Befeitigung der Anlage nicht geſchützt 
werden könnte, ein Fall aber, in bem die Beſeitigung oder Einſchränkung des Rechts 
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des Klaͤgers im Berwaltungswege zuläffig ſei, nicht vorläge oder das Berwaltungs- 
verfahren von der Beklagten nicht beantragt würde. Die Klage ift die auf Abwendung 
eines bauernden Eingriffes in das Eigentum des Kläger an der Mühle und in das 
damit verbundene Net zur Benutzung des vorüberfließenden Waſſers gerichtete Eigen- 
. tumöfreiheitäflage (actio negatoria). Pie Buftändigkeit bes Gerichtes, unter dem das 
Grundſtück des Klägers liegt, ift daher aus 8 25 C. P.O. mit Recht hergeleitet worben, 
wie das auch ſchon vom Reichsgericht in dem analogen Falle der Schädigung unterhalb 
liegender Grundſtücke durch unzuläffige Zuleitung nachteiliger Stoffe in einen Flußlauf 
in einem Urteil vom 27. Oktober 1886 angenommen worben if. Mit diefer Klage Tann 
gleichzeitig Erfah de3 dem Eigentümer als ſolchen zugefügten Schadens gefordert werben 
und eine Beichädigung ded Mühlengrundftüädes, nicht bloß bed Gewerbebetriebes, 
ift e8 insbefondere auch, wenn, wie ber Kläger behauptet, wegen Störungen im Wajler- 
zufluß und Waflerabfluß das Grundſtück nicht mehr in der bisherigen Weife zum Mühlen⸗ 
betriebe benugt werden Tann. 


Nr. 2137. IL Sen. 8. Juli 1887. IIL 81. 87. Bd. 18, Nr. 53, ©. 256. 
Net der Benukung bes Waflerd eines Öffentlichen Fluffes. Mühlenanlagen. 
(Gem. R.). Die Borinftanzen fprehen in betreff ber Benutzung eines Öffentlichen 
Fluffes den Mühlen als ſolchen ein Borredt vor bem mit ihnen Tollidierenden 
Verbrauche des Waflers zu anderen Bweden zu. Dieſe Bevorrechtigung des Mühlen- 
betriebes Tann für das gemeine Recht nicht anerkannt werben. Die Herleitung biejes 
Vorrechts aus einem ftaatliden Regale ift nicht gerechtfertigt, und für die von ber 
Annahme eines Regales unabhängige Aufftellung eines entiprechenden deutichrechtlichen 
Rechtsſatzes find in den Duellen des deutſchen Rechtes feine ausreichenden Grundlagen 
vorhanden. Man ift alſo für das gemeine Necht auf die römiſchrechtlichen Grundſäͤtze 
über den Gebraud der äffentlihen Sachen und insbefondere ber öffentlichen Flüffe an- 
gewiefen. Nr. 2135. Nr. 2111. Nach römiſchrechtlicher Grundfägen ruft das dem Gemein- 
gebraucdhe zu Grunde liegende Prinzip der Gleichberechtigung aller unter den fämtlichen 
Gebrauchsberechtigten ein Kommunionsverhältnis hervor, infolgebeflen in Kolliſionsfällen 
eine angemefjene Regulierung und Berteilung von feiten der zuftändigen Verwaltungs⸗ 
behörben oder des angerufenen Gerichts einzutreten hat. Wenn aber in dem Fluſſe zum 
Zwecke einer außerordentlihen Gebrauchsart mit obrigfeitliher Genehmigung 
eine befondere Anlage hergeftellt ift, fo ift biefe Anlage gegen. eine Beeinträchtigung 
der Erreichung ihres Bwedes durch Erridtung neuer Anlagen zu jchigen (vergl. 1. 2 
8 2, 1. 10, 15, 16 Dig. ne quid in loco publ. 43, 8), und in gleicher Weije wird 
auch der feit unvordenflicher Zeit vorhandene Beſtand einer ſolchen Anlage geſchützt 
(vergl. 1. 3 8 4 Dig. de aqua quot. 43, 20; c. 4 Cod. de aquaeductu 11, 43; c. 7 
Cod. de serv. et aqua 3, 34), Man darf aber biefen Anſpruch ber älteren Anlage 
auf Rechtsſchutz nicht im Sinne eines für fie begründeten privatrechtlichen Titels auf 
die Benutzung des Fluſſes auffaffen; derfelbe beruht auf einem ber älteren Anlage bei 
der Kolliſion mit einer jüngeren für den Fall, daß unb foweit ein Nebeneinanber- 
beitehen ber beiberfeitigen Gebrauchsausubung fih ohne eine wefentliche Beeinträd- 
tigung be3 Bwedes der erfteren nicht ermöglichen lätzt, zuftehenden öffentlichrechtlichen 
Vorrang in dem Gemeingebraude, welcher durch die kraft ber obrigkeitlichen Ge⸗ 
nehmigung vorgenommene Prävention erworben if. Der unvorbenkliche Beitand ber 
Anlage liefert den Beweis einer in früherer Beit von ber zuftändigen Obrigleit aus- 
drücklich oder ſtillſchweigend erteilten Genehmigung. Die Anmendung dieſes Rechts⸗ 
ſchutzes auf die Kollifion zwifchen zwei gewerblichen Anlagen ift, mag die Anwendbarkeit 
fonft in einzelnen Fällen zu Bweifeln Anlaß geben, unbebentlih. Gerade für dieſe 
Fälle entipricht die Schußberechtigung ber älteren Anlage auch einem unabweislichen 
praftifhen VBebürfuiffe; wer auf die ihm von der zuftändigen Obrigfeit erteilte Er- 
laubnis, das Wafler zu benutzen, ein gewerbliches Unternehmen begründet hat, darf 
22” 
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nicht der fteten Gefahr ansgejeht fein, daß ihm durch die fpätere Errichtung einer 
anderen gewerblichen Anlage, welche ihm das Wafler des Fluſſes vorwegnimmt, Die 
Grundlage feiner gewerblichen Eriftenz vernichtet werden könne. Nr. 2110. 
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Gewerbeberechtigungen. Zwangs- und Bannrechte. 
E.G. Urt. 74. 


Stobbe IL 8 105 Anhang. II. 8 157 Nr. 3 und 4. Dernburg IL 8 303. 


Kr. 2138. I. Sen. 13. Januar 1883. I. 478. 82. Bd, 12, Nr. 1, © 1. 

Aufgehobene Gewerbebereiitigungen. Entſchädigung. Berjüährung 8 7 ber 
RD. (Meichd- und gem. R.). Unter ben „Landeögefegen” im Sinne des 7 R.G.O. 
{ft das ganze geltende Landesrecht, nicht nur erſt nach ber Gewerbeorbnung zu erlafiende 
Landesgeſetze zu verftehen. Nach gemeinem Hecht findet im Falle der Aufhebung eines 
wohlerworbenen Rechtes durch die Geſetzgebung ohne Weiteres ein privatrechtlicher An⸗ 
ſpruch gegen den Staat auf volle Entſchädigung ftatt, ſoweit nicht diefer Anſpruch 
durch die Geſetzgebung befonders ausgeſchloſſen worden iſt. Das verpflichtete Subjekt 
ift, wenn die Aufhebung durch ein Reichsgeſetz erfolgt, nicht das Deutiche Reich, fondern 
ber betreffende Einzelftaat. Der Begriff ber Ausſchließlichkeit“ der Gewerbeberechti⸗ 
gung im Sinne bed $ 7 Nr. 1 R.G.D. wird durch die bloße Möglichkeit, daß die Zahl 
der ausſchließlich Berechtigten durch obrigkeitliche Konzeſſion vermehrt werden Tann, 
nicht befeitigt; es übt diefe Möglichleit nur vielleicht Einfluß in Unfehung der Herab- 
drüdung des Vermögenswertes ber einzelnen beitehenden Berechtigung aus. Der Lauf 
ber Berjährung des Entihäbigungsanfpruches beginnt nicht ſchon mit der Publikation, 
fondern mit dem Beitpunfte der Wirkſamkeit des die Berechtigung aufbebenden Geſetzes. 
Für die Yrage der örtlichen Kolliſton ber verjchiebenen Verjährungsgeſetze tft ent- 
ſcheidend, daß dasjenige Obligationsverhältnis zwiſchen dem Staate und einer Privat- 
perjon, welches aus der Ausübung eines flantlichen Hoheitsrechtes entipringen Tann, 
allemal an dem Orte des Stantsgebietes feinen Sit bat, wo durch die Ausübung des 
Hoheitsrechtes die fraglihe Wirkung hervorgebracht mwirb. 


Nr. 2139. VL Sen. 26. November 1896. VI. 212. 96. Bd. 38, Nr. 16, ©. 47. 

Aumwenbbarleit der in ber Gewerbeordunng verfügten Aufhebung aller gewerb- 
lichen Betriebsabgaben und bed Rechts, folge anfzulegen, auf das Apothelergewerbe. 
Eine Klage auf Rüdzahlung gewilfer vom Kläger entrichteter Abgabenbeträge wurbe 
in allen Snftanzen abgewiefen. Die Beträge, beren Rüdzahlung der Kläger verlangt, 
bat er auf Anbringen bes beflagten Tübedifchen Yinanzdepartementd unter Rechts⸗ 
verwahrung entrichtet und zwar nach Maßgabe ber auf dem Folium feines mit dem 
Realprivilegium der Apothekergerechtſame ausgeftatteten Grundftüdes im Hypotheken⸗ 
buche fich findenden Eintragungen, wonach zu Gunften des Lübeder Staates au erfter 
Stelle eine jährlich in vierteljährlicher Boransbezahlung zu entrichtende Rekognition 
bon 1200 Mk., an zweiter eine jährlich in vierteljährlicher Borausbezahlung zu ent- 
rihhtende Rente von 4200 ME. auf diefem Grunbftüde Iaftet. Diefe Eintragungen find 
erfolgt im Jahre 1892 als Gegenleiftung für das damals einem Rechtsvorgänger bes 
Klägers, dem Apothefer ©., vom Senate der Freien und Hanfeftabt Lübed verliehene 
erwähnte Realprivilegium und zwar gemäß der Lübediihen Berordnung vom 11. No⸗ 
vember 1840, die Erwerbung und "Ausübung von Apothekergerechtſamen betreffend, 
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fowie des Nachtrages dazu vom 13. Juni 1887. Der Kläger behauptet nun, baf bie 
Auferlegung und Einziehung dieſer Rekognition und biefer Rente, bie zweifellos nur 
dem Namen nad) von einander verfchieden find und zufammen eine für ben Betrieb 
des Apothefergewerbes bezw. für den Genuß der erwähnten Realgerechtſame zu ent- 
richtende Abgabe darftellen, im Widerſpruch ftehe mit der Beſtimmung des 8 7 Abſ. i 
Nr. 6 G.O., wonach fpäteftens vom 1. Jannar 1883 ab aufgehoben find, vorbehaltlich 
der an den Staat oder die Gemeinde zu entrichtenden Getwerbeftenern, alle Abgaben, 
die für den Betrieb eined Gewerbes entrichtet werben, ſowie bie Veredhtiguug, der⸗ 
gleichen Abgaben aufznerlegen, und daß daher eine Verpflichtung zur Entrichtung der 
Rekognition und der Rente nicht beſtehe. Mit Recht bat aber das Berufungsgericht 
biefe Anficht bes Klägers deswegen für unbegründet erflärt, weil in 86 R.&.D., wenn 
auch nicht das Apothefergewerbe überhaupt, doch die Errichtung (und Verlegung) von 
Apotheken von dem Anwendungsgebiete dieſes Gefebes gänzlich ausgenonmen worden 
ifl. Denn hieraus folgt unmittelbar, daß troß bes 8 7 Abf. 1 Nr. 6 die Berechtigung, 
bei der Errichtung einer Upothele eine Abgabe für den Betrieb bed Apothelergewerbes 
aufzuerlegen, fortbeftehen Tann. Die Errihtung von Apotheken Tann landesgeſetzlich 
in ganz beliebiger Weife geregelt fein, und ſowenig die Gewerbeorbnung einer Regelung 
im Wege ftände, welche die Erlaubnis zur Errichtung einer neuen Apotheke an bie 
Gegenleiftung einer einmaligen Kapitalzahlung knüpfte, ebenfowenig hindert fie bie 
Feſtſetzung einer ſolchen Gegenleiftung in ber Form einer periodifch wiederkehrenden 
Abgabe. Es kommt noch hinzu, daß die hier in Rede ftehende Abgabe nicht bloß für 
ben Betrieb des Apothetergewerbes, fondern für den Genuß des Nealprivilegiums einer 
Apothekengerechtſame entrichtet werden fol. Solche Abgaben werden in 8 7 Abſ. 1 
Nr. 6 R.E.D. überhaupt nicht mit erwähnt; im allgemeinen natürlich deshalb nicht, 
weil infoweit nad Nr. 1 daf. und nach 8 10 des Geſetzes Realgewerbeberechtigungen 
und andere ausſchließliche Gewerbeberechtigungen gar nicht mehr vorfonmen können; 
aber gerade für das, Apothefergewerbe gilt das letztere wegen ber erwähnten Ausnahme 
beftimmung des $ 6 zweifellos nicht. Bei biefer Sachlage kann babingeftellt bleiben, 
ob nicht, wie das Landgericht gemeint hat, auch die andere Borfchrift des 8 6, wonach 
die Gewerbeordnung auf den Berfauf von Arzneimitteln mur injoweit An- 
wendung finden ſoll, als fie ansbrüdliche Beftimmungen darüber enthält, bier einichlagen 
würde. Der Kläger hat fidh freilich zur Unterftähung feiner Revifionsangriffe auf ein 
Urteil de3 IIL Senats des Neichägericht3 vom 29. November 1887 berufen, worin es 
für nicht rechtsirrtümlich, fondern für zutreffend erklärt ift, daß die Anwendbarkeit der 
in 8 7 Nr. 6 MED. enthaltenen Vorſchrift auf das Apothekergewerbe durch die in 
8 6 des Geſetzes enthaltene Beſtimmung, daß dasſelbe keine Anwendung finde auf die 
Erridtung und Verlegung von Apotheken, nicht ausgeichloffen werde. Diefem 
Sage zunächſt ftimmt auch ber jeßt erfennende Senat durchaus bei, da ja nicht alle 
auf dem Xetriebe eine Apothekergewerbes Iaftenden Abgaben notwendig als Gegen- 
leiftung für die Geftattung der Errichtung ober einer Verlegung ber Apothefe aufgelegt 
zu fein brauden. Er läßt im übrigen dahingeftellt, inwiefern die von ihm feiner 
jegigen Entſcheidung zu Grunde gelegte rechtliche Auffafiung zu einer abweichenden 
Beurteilung jener Sache geführt haben würde, da jedenfalls einmal nicht vorliegt, daß 
in jener Sache ebenfall3 eine von Anfang an al3 Gegenleiftung für die Erteilung einer 
ausfhließliden Bewerbeberehtigung auferlegte Abgabe in Trage kam und 
fodann es fi damals nicht wie jebt um die in 8 7 Abi. 1 Nr. 6 R.G.D. enthaltene 
Aufhebung der Berechtigung, Abgaben für den Betrieb eines Gewerbes aunfzuerlegen, 
fondern um bie dortige Aufhebung „aller Abgaben, bie für ben Betrieb eines Ge⸗ 
werbes entrichtet werden”, handelte. Zu vorgängiger Berweifung einer Rechtsfrage 


an bie vereinigten Eivil-Senate nach 8 137 Abf. 1. 8.8.8. war bei biefer Sachlage 
fein Anlaß gegeben. 
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Fr, 2140. IIL Sen. 8. März 1887. III. 293. 86. 8b. 17, Nr. 60, ©. 263. 

Brivileg zum ausſchließzlichen Drude und Berlanfe. Ausſchließliche Gewerbe 
bereiitigung. (Prenß. R.). Durch das Geſetz betreffend die Aufhebung und Ablöfung 
gewerblicher Berechtigungen in den neuen Landesteilen vom 17. März 1868, nad 
befien 8 1 „bie noch beftehenden ausfchließlichen Gewerberechtigungen d. 5. die mit 
dem Gewerbebetriebe verbundenen Berechtigungen, „Unberen den Betrieb eines Gewerbes 
zu unterfagen oder fte darin zu befchränten“, aufgehoben find, und nad beffen 8 2 
die mit den ansfchließlichen Gewerbeberechtigungen verbundenen Bwangd- und Bann- 
rechte zugleich mit denfelben fortfallen, find die Autor⸗ und Verlagsrechte, dad aus⸗ 
ſchließliche Recht, ein Schriftwert auf mechaniſchem Wege zu vervielfältigen und zu 
verbreiten, welche fpäter durch das Bundesgeſetz vom 11. Juni 1870 geſetzlich geregelt 
und in deſſen 8 60 die bereit# vor Erlaß des Geſetzes zum Schube des Urheberrechts 
erteilten Privilegien aufrecht erhalten find (indem es den Inhabern eines vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes von dem Deutichen Bnnde ober den Regierungen einzelner 
jet zum Norbdeutichen Bunde gehörigen Staaten erteilten PBrivileginms zum Schuße des 
Urheberrechts frei geftellt ift, ob fie von diefem Privileg Gebrauch machen oder den Schuß 
des gegenwärtigen Geſetzes anrufen wollen) nicht aufgehoben, weil dieſe Rechte unter 
das Gefek vom 17. März 1868 nicht fallen. Die Entfcheidung ber Sache hängt daher 
von Beantwortung der Frage ab, ob dem klagenden Waifenhaufe durch die Privilegien 
vom Jahre 1747 bezüglich des Drudes und Verkaufes des Kalenberger Kirchengeſang⸗ 
buches und des G.’fchen Katechismus eine ausichließliche Gewerbeberechtigung im Sinne 
bes 8 1 des Geſetzes vom 17. März 1868 ober ob demſelben bezüglich diefer Schriftftüde 
Berlagsrechte gewährt find. Weide Vorderrichter nahmen das Lehtere an. Ihren Aus- 
führungen ift beizutreten. Die Annahme, daß die in Rede ftehenden Brivilegien bem 
Waiſenhauſe Verlagsrechte an den in ben Privilegien bezeichneten Werken verliehen 
feten, entipricht der Hiftorifhen Entwidelung bes Urheberrechts und findet VBeftätigung 
in dem Wortlaute und dem gefamten Inhalte der Urkunden. 


Nr. 2141. VI Sen. 19. November 1891. VI. 238.91. Bd. 28, Nr.26, ©. 122. 

Wirkſamkeit eines ablößharen Zwangs- und Bauurechts (SENT 1NR.G. O.) gegen 
bie, die vor dem 1. Januar 1873 dem Rechte noch nicht unterworfen waren. (8 10 
ver R.G.O.). Die Stabt Dresden hatte vor Zeiten das Recht erworben, von benen, bie 
in der Stabt das Brauereigewerbe betrieben, zu verlangen, daß fie fi) nur der ihnen 
von der Stabtgemeinde überwiefenen Braupfannen bedienen und für die Benutzung 
der Pfannen auf jedes Gebräude einen Pfannenzins ſowie ein „Zweigrofchengeld“ zur 
Stabtlaffe entrichten. In zwei Borprozefien war ausgeſprochen worden, daß dies Recht 
zu den in $gE Nr. 1R.G.O. für ablösbar erflärten Zwangs⸗ und Bannrechten gehöre. 
Näheres über die Ablöfung beftimmte das fächfiiche Geſetz vom 12. Dat 1873. Mit 
der gegenwärtigen Klage forderte die Stadt Pfannenzinfen und Zweigroſchengeld von 
den Inhabern von Brauereien, die erft in ben Jahren 1881 nnd |päter errichtet worden 
find. In zweiter Inſtanz wurde nad dem Slagantrage erfannt. Das Reichsgericht 
hob das Urteil auf. Die vorige Inſtanz wendet den 8 10 der R.G.D. deshalb nicht an, 
weil das „Bannrecht als ſolches“ als „Geſamtrecht“ noch fortbeftehe, demnach feine 
Wirkungen unverminbert äußere, jo daß es durch die Eröffnung eines neuen Brauerei» 
betriebes nicht neu erworben werde. Hierbei ift der Nechtögrund für die Erwerbung 
eines Zwangs⸗ und Bannrechts irrtümlih dem Zwangs⸗ und Bannrecht felbft gleich- 
geftellt werden. Der Rechtsgrund an fich fchafft noch feinen Berpflichteten. Die Ver⸗ 
pflihtung kommt vielmehr erſt durch die Anlegung eines Brauhaufes zur Entftehung. 
Denn das Zwangs⸗ und Bannrecht ruhte, wie in den Vorprozeſſen feitgeftelit ift, auf 
bem Brauereibetriebe und wurde beöhalb nur durch die Errichtung einer Brauerei er- 
langt. Eine Ablöfung des Geſamtrechts wäre nur denkbar, wenn eine beftimmte Berfon 
vorhanden wäre, die fih dem Zwangs⸗ und Bannrechte fügen müßte. Die ing 1 R.G.O. 
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enthaltenen Ansnahmen und Beſchränkungen beziehen fi), was die Bimangs- und Bann- 
techte betrifft, Tediglih auf bie in 88 7, 8 erwähnten echte, foweit dieſe bei Erlaß 
bes Geſetzes beftanden. Den in 8 8 gedachten Rechten wollte die R.G.O. einen vorüber- 
gehenden Schub gewähren. Gegen Audere aber, die am i. Sanuar 1873 dem Bann⸗ 
rechte der Klägerin noch nicht unterlagen, ift der früher durch die Verleihung gegebene 
Nechtögrund zur Erwerbung eines Bannrecht3 nicht weiter zu benuben. XBäre das 
Geſetz im Sinne des Berufungsgerichtd auszulegen, jo würde die Klägerin bie Befug- 
nis haben, das Zwangs⸗ und Bannrecht fort und fort gegen jebe neu errichtete Brauerei 
geltend zu machen. Ein folddes Ergebnis würde bem Bwede ber R.G.O., wonach die 
ablösbaren Zwangs⸗ und Bannrechte allmählich aufhören follen, wiberfprechen. 


8 89. 


Deichrecht. 
E.G. Art. 66. 


Nr.2142. LSen. 20. Dezember 1882. L 419. 82. Bd. 11, Nr. 47, ©. 224. 

Deichpflicht in Beziehung anf Stadwerte. Richterliche Nachprüfung der Ent- 
ſcheidnungen ber Deichbehörde. Kofteneiuzichung durch bie Deichbehörbe. (Gem. R.). 
Die Deihlaft umfaßt Alles, was zur Erhaltung bes Deiches aufgewendet werben muß, 
und unter diefe Laft fallen auch fogen. Stadwerle, die in ben Strom Hineingebaut 
werden, unter ber Vorausſetzung, daß fie zur Erhaltung des Deiches notwendig find. 
Der Ausſpruch ber Deichbehörbe, daß die Anlegung und Erhaltung der fraglichen Stad- 
werte zum Scube des Deiches notwendig ift, bindet die Berichte. Die Enticheidungen 
der Berwaltungsbehörben find im Zweifel endgültig; nicht die wirkliche Sachlage ent- 
fcheibet, fondern was die Berwaltungsbehörbe als derſelben entfprechend innerhalb ihrer 
Buftändigfeit angeorbnet hat. Dagegen ift die Frage, ob die Anlegung von Stade 
werten in den Strom hinein und bie Erhaltung berjeiben zur außerordentlidhen 
ober zur ordentlichen Deichlaft zu rechnen, in welchem letzteren Falle von ber Berbind- 
Tichfeit des Deichvorftandes feine Rede fein könnte, weil der bier fragliche Deich Fein 
Kommunion⸗, fondern ein Pfanbdeich ift, eine reine Nechtöfrage, und die Entfcheidung 
der Deichbehörde über diefe Frage kann vor Gericht angefochten werden. Nach all- 
gemeinen Srundfägen muß aber die Entfcheibung dahin fallen, daß es fi um eine 
außerordentliche Deichlaft handelt, weil bie Stadwerke nicht zum Schube desjenigen 
einzelnen Deichlofes, vor dem fie gerade angebracht find, fondern des ganzen Deich 
Törper3 dienen. Die Deichbehörde kann nad Befinden dringende Urbeiten, bie zur 
außerordentlichen Deichlaft gehören, auch fofort jelbft ausführen, und in diefem Yalle 
ben Betrag, zwar nicht als negotiorum gestor, wohl aber vermöge feines Hoheitsrechts 
von dem Berpflichteten einfordern. Nr. 4302. 


Nr. 2143. L Sen. 21. Xannar 1885. L 435. 84. 8b. 13, Nr. 48, ©. 204. 
Übergang des deichpflichtigen Grundſtücks in das Hoheitsrecht eines anderen 
Staates. (Gem. R.). Der Berufungsrichter fieht die Deichlaft, auch wenn fie zu ben 
öffentlichrechtlichen Laften zu rechnen fei, infoweit fie auf Grundftüden ruht, al3 eine 
Neallaft an und ift der Anſicht, daß die Deichlaft ihrer rechtlichen Natur nad feine 
verfchiedene fei, je nachdem es ſich um die ordentliche ober außerordentliche handelt, da 
es rechtlich keinen Unterſchied mache, ob die Deichlaft in Natur von dem Beſitzer des 
betreffenden Srundftäds zu leiſten ift (beim Pfauddeichſyſtem) oder in einem @eld- 
beitrage zu der gemeinfchaftlichen Kaſſe befteht, aus deren Mitteln die Arbeit geleijtet 





344 Drittes Buch. Sachenrecht. 


wurde (Kommunionbeidjung), oder ob beide Sufteme miteinander fombiniert find. Auch 
wo die zum gemeinfamen Schuge gegen Waflergefahr gebildeten Bereinigungen ben 
rein privatrechtlichen Charakter freiwillig ober gezwungen abgeitreift und fi zu Kor⸗ 
porationen (Realgemeinden) ausgebildet hätten, fei eine Anderung nur bahiu eingetreten, 
daß die auf den einzelnen Grundftäden ruhende Berpflichtung nicht mebr ben einzelnen 
Sorietätögenoflen, ſondern der nengebilbeten juriftiichen Berfon geſchuldet werbe, unter 
Beibehaltung des Inhalts diefer Verpflichtung und ohne Snbftituierung eines anderen 
Berpflichteten, ſodaß ber Charakter der Verpflichtung ebenfalls berfelbe geblieben fei. 
Auch der vom Staate zur Bildung ber Korporation ausgeübte Bwmang und die von 
ihm aus Nüdfichten des dffentlihen Rechts in Anſpruch genommenen Oberauffichts- 
und Bermwaltungsbefugnifie änderten hieran nichts, wie denn auch troß biefer Um⸗ 
bildung neuere Geſetze die Deichlaft nach wie vor als Neallaft aufgefaßt Hätten, in#- 
befondere auch die Hier in VBetradht kommende Deich- und Stelordnung für das Fürften- 
tum Lüneburg vom 15. April 1862, welche nicht nur bie ordentliche (vergl. 8 33), 
Sondern auch die außerordentliche Deichlaft, foweit fie auf Srundftäden ruht, als Real⸗ 
Iaft behandele (vergl. 8 41 Abſ. 1) und nad) 8 29 überhaupt die orbentlidhe und die 
außerordentlihe Deichlaft als eine einheitliche auffafie, auch in den biöherigen Ver⸗ 
hältniffen nur die Äuderung eintreten laſſe, daß die Deichverbände zu Korporationen 
umgebildet find und daß zur befleren Erreihung bes Bivedes der Deichverbände ein 
verfchärftes ftantlicdes DOberauffichtsrecht ſowie bie Zuläffigfeit abminiftrativer Anorb- 
nungen und Entſcheidungen feftgefeßt iſt. Der Übergang der Stantehoheit hinſichtlich 
ber hier fraglichen Grunbftüde von Prenßen auf Medienburg habe hiernach ungeachtet 
der öffentlichrechtlichen Ratur, welche die Deichlaft durch nenere Geſetzgebungen, in} 
befondere andy durch die bier in Frage fommende Deihorbnung, erfahren habe, eine 
Aufhebung der ftreitigen Verpflichtung bezüglich ber außerordentlichen Deichlaſt nicht 
bewirkt, da auch öffentlichrechtliche Laften, fomweit fie nicht dem Staate felbft gefchuldet 
werben, durch den Übergang des betreffenden Grundſtückes an einen anderen Staat 
nicht als aufgehoben zu betrachten feien. Denn biefer Übergang fei nur dazu beftimmt, 
das Verhältnis des Grundſtückes zu dem Staate, welchem es biäher unterworfen war, 
aufzuldfen, nicht aber auch feine fonftigen Berechtigungen und Berpflichtungen, nament- 
lich auch nicht fein Verhältnis zu einer Gemeinde des früher herrichenden Staates zu 
verändern, wie e3 denn auch mehrfach vorlomme, daß einzelne Teile einer einheitlichen 
Korporation oder Realgemeinde, jet e3 unn von Anfang an oder infolge von Ber 
änderungen in der Landeshoheit, verfchiebenen Staaten angehören. Daß im letzteren 
Falle die den Abmintftrativbehörben des früher herrſchenden Staates vorbebaltenen 
Anordnungen und Entfheidungen nicht mehr von biefen, fondern nur von Denjenigen 
des jebt herrichenden Staates getroffen werben können, ändern hieran nichts, und es 
fei bei entftehenden Kollifionen Sade ber interejjierten Staaten, bieje fowie anbere 
etwaige Unzuträglichleiten vertragsweiſe zu regeln. Dieſe Ausführuugen find durchaus 
zutreffend. Der vom VBernfungsrichter ausgefprochene Grundſatz, wonach auch alle auf 
einem Grundſtücke ruhenden Laften Öffentlichrechtlider Natur, foweit fie nicht dem 
Staate ſelbſt gejchuldet worden, troß der Einverleibung des Grundftüdes in einen 
anderen Staat bei Beſtand bleiben, erleidet zwar iufofern eine Beſchränkung, als ſolche 
öffentlichrechtliche Laften dadurh in Wegfall kommen, welche an Korporationen ge» 
ſchuldet werden, die nach ber Sntention der bezüglichen Gelege des früher herrſchenden 
Staates ihre Wirkſamkeit unr für das Gebiet dieſes Staates äußern follen und können. 
Eine folde Intention Tann aber nicht ſchon daraus entnommen werben, daß bie be- 
treffenden Gefete die Mitwirfung einheimifher Behörden vor Augen baben und an« 
ordnien, da dies als etwas Selbftverftändliches erfcheint, wenn ein Staat durch regulierendbe 
Geſetzgebung in derartige Berhältnifie eingreift. Es fragt fich vielmehr, ob der Staat 
als Geſetzgeber hierbei von der Intention ausgegangen ift, daß das betreffende Rechts⸗ 
verhältnis ohne Weiteres aufhören folle, falls einmal feine Staat3hoheit und fein &e- 
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feßgebungsrecht wegen des Überganges des betreffenden Territoriums oder eines Teils 
besjelben an einen anderen Staat auf diefen Übertragen werde. Der Berufungsrichter 
nimmt aber mit Redt an, daß für eine ſolche Intention die Beſtimmungen der Lüne- 
burgifchen Deihorbnung von 1862 über die den Berwaltungsbehörben im derfelben vor- 
behaltenen Anordnungen und Befugnifje keinen Anhalt bieten. 


Nr. 2144. IV. Sen. 19. Dezember 1889. IV. 254. 89. Bh. 25, Nr. 57, ©.271. 

Berpfliätung des Deichverbaudes zum Erſatze ber vom Fiskus aufgewendeten 
Koften zur Heritellung eines nenen Deichlatafterd. (Preuß. R.). Die durch Aufe 
ftellung eines neuen Deichkataſters beziwedte Herbeiführung einer gerechteren Verteilung 
der Deichlaften unter den Deichgenoflen ift eine Angelegenheit, die in erfter Neihe zum 
Vorteile derjenigen Deichgenofien gereicht, welche durch die bis bahin in Geltung ge- 
wejene Berteilung der Deichlaften in einer, wenn auch geſetzlich nicht anfechtbaren, doch 
unbilligen Weiſe belaftet find. Sie ift in zweiter Neihe der Natur ber Sade nad 
vermöge ber für jeden genoſſenſchaftlichen Verband, der feinen Mitgliedern Pflichten 
auferlegt und ber in Erfüllung dieſer Pflichten feitend der Mitglieder die Gewähr feines 
Beitandes Hat, gegebenen Anforderung gerechter Verteilung der entiprechenden Laften 
dazu beftimmt, dem Intereſſe der Körperichaft felbft zu dienen. Mit Rückſicht auf das 
Intereſſe aber, welches der Staat daran nimmt, daß die Körperfchaften die ihnen im 
Öffentlihen Intereſſe geſetzten Zwecke erreihen, und auf Grund des vom Staate fraft 
diefed Intereſſes angefprochenen Auffichtörechtes über bie Gemeinden und die für be 
fondere öffentliche Zwecke beftehenden gemeindeähnlichen Verbände ift die Angelegenheit 
der Aufitelung eines neuen Deichlatafters für eine auch dem Intereſſe des Staates 
dienende Angelegenheit zu erachten. Nach diefer Stufenfolge ber Jutereſſen kann jedoch 
die Frage, von wem bie feitens des Staates aufgewendeten Koften einer neuen Kata⸗ 
ftrierung der Deichauflagen zu tragen find, nicht beftimmt werden. Die Beantwortung 
ber Frage ift davon abhängig, wen die Feſtſetzung der Art ber Aufbringung ber Deich- 
laſten und demzufolge die Entfheidung über die Notwendigkeit einer Änderung der be- 
treffenden Art ihrer Aufbringung der Deichlaften und darüber, was an Stelle ber bis 
berigen Art der Aufbringung zu treten hat, zufteht. In dieſer Hinficht wird zwar be» 
zengt, daß die in Deutichland uralten Deichgenofienfchaften mehr als vielleicht eine andere 
Bereindgattung fih genofienichaftlihen Sinn und damit eine genoſſenſchaftliche Ver⸗ 
fafjung bewahrt haben und daß diefe genofienjchaftlichen Elemente den Deichverbänden 
auch verblieben find, als beſonders im 18. Jahrhundert die obrigfeitlicde Regulierung 
bes Deichwejend mehr und mehr burchgedrungen iſt. Es wird aber auch weiter bezeugt, 
daß das eigentliche Weſen ber Nechtdeinrichtung jeitdem durch den Gedanken der Staats⸗ 
anftalt beftimmt worden iſt. Als eine ſolche Einrichtung erweift fich die bes Deichweſens, 
wie fie durch bie Deichſchauordnung vom 28. April 1721 im Herzogtum Magdeburg 
getroffen worden ift. Diefe Deihordnung ftellt ſich nach ihrem Inhalte wie nach ihrem 
Eingangs- und Schlußworte ald eine Bujfammenftelung objeltiver Rechtönormen über 
das Deichweien im Herzogtum Magdeburg, insbefondere über die Art, in welcher bie 
Elbdeihe im Herzogtum Magdeburg zu unterhalten find, dar. Die Geltung dieſer 
Rechtsnormen aber beruht auf dem darin ausgeſprochenen Gebote bes Landesherrn 
als des Geſetzgebers. Bei biefer Geſetzesnatur der Deihorbnung haben die in ihr ent- 
baltenen Feſtſetzungen über die Urt der Unterhaltungspflicht der Deiche innerhalb bes 
Geltungsbereiches der Deichordnung folange Geltung, bis andere Normen des objektiven 
Rechts an ihre Stelle treten. Die Beftimmungen des Geſetzes über das Deichweien vom 
28. Zannar 1848 werben ebenfall3 von dem Gedanken beherricht, daß das Deichwefen 
eine Staatsanftalt ift (88 11, 15). Es ift daher, wenn infolge von Beſchwerden 
von Deichgenoffen Aber die ungerechte Verteilung der Deichlaſt, die ald Anregungen 
einer mwünfchenswerten Anderung des bisherigen objeltiven Rechts anzufehen find, ein 
neue3 Deichlatafter zuftande gefommen ift, anzunehmen, daß der Staat mit der Vor⸗ 
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nahme der fraglichen Geſchäfte ſeine eigenen Geſchäfte beſorgt hat und daß er daher 
nicht berechtigt erſcheint (aus dem Geſichtspunkte ber auftragloſen Geichäftsführung 
= nützlichen Verwendung) Erftattung der in Nebe ftehenden Laften vom Deichverbande 
zu fordern. 


Nr. 2145. VL Sen. 23. Suni 1890. VL 91.90. Bd. 26, Nr. 56, ©. 300. 

Genehmigung von Deichanlagen. (Preuß. R.). Die Kläger verlangen von dem 
beflagten Provinzialverbande Erfah des Schadens, den ihr am Rußſtrome belegenes 
Srundftüd infolge einer im Frühjahr 1886 erfolgten Überſchwemmung des Rußſtromes 
erlitten bat, indem. fie behaupten, daß diefer Schaden durch eine von dem Bellagten 
in den Jahren 1879—1882 in dem fiberfchwenmungsgebiete des Rußſtromes gebaute 
Chauſſee verurjacht fei und daß der Beklagte diefen Bau ohne genügende Borfichts- 
maßregeln und ohne vorgängige Genehmigung der zuftändigen Behörde zur Errichtung 
des das Mbflußprofil des Hochwaflers verengenden Ehauffeedammes ausgeführt Habe. 
Der Schabensanipruch ift ben Klägern zuerfannt. Eine Landſtraße oder Chaufſee hat 
zwar an und für fih nicht die Eigenſchaft eines Deiches im gefeglihen Sinne. Wllein 
hiervon unabhängig ift die Frage, ob unter ber Herrihaft bes Zuſtändigkeitsgeſetzes 
vom 26. Juli 1876 die Regierung in ©. durch die Erteilung der Genehmigung zur 
Herftellung ber Chauſſee zugleich bie neuen Deichanlagen, bie für die Herftellung ber 
Chauffee projettiert waren, genehmigt hat und mit rechtlicher Wirkſamkeit genehmigen 
konnte. Diefe Frage hat der Berufungsrichter mit Recht verneint. Daß der vom Be 
klagten im Inundationsgebiete bes Rußſtromes gebaute Ehaufjeedamm unter den Begriff 
ber in 8 1 des Deichgefehes vom 28. Sanuar 1848 bezeichneten deihähnlichen Erhöhungen 
ber Erdoberfläche fällt, erfcheint auf Grund ber vorliegenden Feitftellungen unbedenklich, 
ba es bierbei nur darauf ankommt, baß die vorgenommene beihähnlide Erhöhuug 
(Berwallung, Damm) eine Befchräntung der Ausbreitung ber Gewäſſer zur Folge hatte, 
ohne Rüdficht darauf, ob diefe Folge beabjichtigt mar ober nit. Durch 8 121 des Zu⸗ 
ſtändigkeitsgeſetzes vom 26. Juli 1876 ift die Beſchlußfaſſung über bie Genehmigung 
für neue Deichanlagen den Negierungen entzogen und dem nach Maßgabe bes $ 67 ber 
Provinzialorbnung vom 29. Januar 1875 aus VBerufd- und Ehrenbeamten zufammen- 
gefeßten Bezirksrate zugewieſen. Die Anlegung bes Ehauffeebanmes bedurfte alfo, fo- 
fern diefer fih als Deichanlage im Sinne der 88 1—3 des Deichgefeges und des 8 121 
bes Buftänbigfeitsgefeßes vom 26. Juli 1876 barftellte, neben der Genehmigung bes 
Chauffeebauprojeftes durch die Landespolizeibehörde einer befonderen und ausdrüdfichen 
Genehmigung von feiten des’ Bezirksrates. Nur ber VBezirldrat war, folange dad ge- 
dachte Buftändigfeitögefeh Geltung hatte (vergl. jetzt 8 96 des neueren Buftändigfeits- 
gejeged vom 1. Auguſt 1883) gefeglich berufen, gemäß 8 2 bes Deichgefehes in erheb⸗ 
licheren Fällen die Beteiligten zu hören und zur Anbringung ihrer Einwendungen auf- 
aufordern, und nur er hatte nach 8 3 daſ. ein maßgebendes Urteil darüber zu fällen, 
ob durch bie Deichanlage das notwendige Abflußprofil des Hochwaſſers beichränft werden 
würbe. Hat alfo ber beflagte Brovinzialverband im Inundationsgebiete des Rußſtromes 
in den Jahren 1879—1882 einen Dei ober eine beihähnlihe Erhöhung der Erd- 
oberfläche ber in 8 1 bes Deichgeſetzes bezeichneten Art ohne ausdrüdliche Genehmigung 
des zuftändigen Bezirksrates neu angelegt, wie dies feftgeftellt tft, jo Hat er damit bie 
Borichrift des 8 1 a. a. D. vernadhjläffigt. Die Annahme, ba diefer Paragraph als 
ein auf Schadendverhütungen abzielendes Bolizeigefeb im Sinne des 826, 1. 6 LER. 
anzufehen ſei, läßt fich nicht beanftanden. Dem fteht die Entfcheidung im Falle Nr. 1385 
nicht entgegen. Der 81 des Deichgejehes enthält eine ganz Spezielle Anordnung, welche 
He erfennen läßt, was ber Unternehmer der Anlage zu thun und zu unter 
aflen bat. 
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Nr. 2146. IL Sen. 8. Januar 1897. IL 253. 96. Bd. 38, Nr. 88, ©. 329, 

Auwendung bed Berggeſetzes vom 24. Inni 1865 auf Rechtsverhältniſſe aus 
früher verlichenen Bergwerksberechtigungen. Berhältnis zwifchen Bergwerkseigentum 
and Grundeigentum. (Preuß. R.). Das Urteil des Oberlandeögericht3 ift auf bie 
Mevifion der Beklagten aufgehoben und die Sache in bie Berufungsinftanz zurüd- 
verwieſen. Zunächſt ift mit dem Überlandesgericht anzunehmen, daß, wenngleich die 
Verleihung der Bergwerkskonzeſſion, anf die der Kläger den zur Beit noch in Yrage 
ftehenden Schadenserſatzanſpruch gründet, vor Einführung des preußiſchen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 auf Grund des franzöfifchen Geſetzes vom 21. April -1810 erfolgt 
ift, doch auf das ftreitige Nechtöverhältnis nicht das letztere Geſetz, fondern das an- 
gezogene preußiſche Verggefeb Anwendung findet. Dies Geſetz regelt eingehend ind 
befondere auch das Verhältnis zmifhen dem Grundeigentümer und dem Bergwerks⸗ 
eigentümer, und e3 muß als mit beffen Bwed unvereinbar und daher als aus 
geſchloſſen erachtet werden, daß dieſe Regelung fih nur auf die nach Inkrafttreten bes 
neuen Geſetzes erteilten Bergwerkskonzeſſionen und nicht auch auf bie bereit vorher 
nach ben früheren Berggeſetzen ber einzelnen Lanbesteile erfolgten Verleihungen be- 
ziehen follte. Diefe Anwendbarkeit bes neuen Geſetzes ift auch infoweit anzunehmen, 
als daraus, insbefondere aus der verfchiebenen Auffafjung der rechtlichen Natur des 
Bergwerkseigentums, ſich im Einzelnen Änderungen beftehender Rechtöverhältnifie ergeben 
follten. Nr. 1896. Die Begründung de3 Klaganfpruches auf bie Beftimmungen des 
fra nzöſiſchen Berggeſetzes, insbeſondere deffen Auffaflung bes Bergwerkseigentums als 
eines Sacheigentums an dem verliehenen Minerale ſchon vor der Gewinnung, auf die 
ber Reviſionsbeklagte in Anſchluß an die überwiegende franzöſiſche Rechtſprechung und 
Do ktrin zurüdgelommen ift, ericheint hiernach Hinfällig, ohne daß es einer materiellen 
Prufung des franzöfiihen Rechts in diefer Hinficht bebürfte. Anlangend die Sache 
ſelbft, jo find die in Stage ftehenden zum Zwecke der Thongewinnung vorgenommenen 
Ürbeiten, wegen beren ſchädlicher Einwirkung auf das Braunfohlenflöß des Stläger3 bie 
Bellagte vom Oberlandesgericht bem Grunde nad zum Schabenderjaß verurteilt worden 
ift, unbeftritten von der Lebteren in den Rechten des Eigentümers bed Grund- 
ftüdes, in welchem ſich ſowohl die Braunkohle als (unter dieſer) die Thonjchicht be 
fand, vorgenommen worben. Das Oberlandesgericht hat ausdrüdlich feftgeitellt, daß 
eine abfichtliche (mutwillige) Schädigung des Klägers durch die Beklagte ausgeſchloſſen 
fei auch vom Kläger nicht behauptet werde. Da nun bem Eigentümer da3 unbeftreit- 
bare Recht auf die Gewinnung des nicht zu den nach 8 1 des Berggeſetzes feiner Ver⸗ 
fügung entzogenen Mineralien gehörigen Thones zufteht, eine objektive Widerrechtlich⸗ 
Teit der ſchädigenden Handlung aber bie erfte Vorausſetzung ber Begründetheit des 
geltend gemachten Schadenserſatzanſpruches bildet, fo ift zunächft, wie auch der Berufungs⸗ 
richter annimmt, enticheidend, ob ber Grunbeigentümer zu einer an fich ordnung 
mäßigen Ausnubung feines Eigentumes dann nicht berechtigt ift, wenn durch fie das 
Bergwerkdeigentum und befien Ausbentung beeinträchtigt wird. Das Oberlandesgericht 
Bat dieſe allerdings beftrittene Frage entgegen der überwiegenden Doktrin und Recht⸗ 
ſprechung, in3befondere auch des vormaligen preußiichen Obertribunals, zu Gunſten des 
Bergwerkseigentümers gegen den Grundeigentümer entihieden. Dem kann nicht bei⸗ 
getreten werben. Das preußifche Berggeſetz von 1865 hat Beftimmungen über dieſe 
Trage nicht getroffen; vielmehr ift in ben Motiven bemerkt, diefelbe eigene ſich in 
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diefer Allgemeinheit nicht zur Entſcheidung durch das Berggeſetz, müſſe vielmehr nad) 
allgemeinen Grunbfägen beantwortet werden. In diefer Hinficht kommt folgendes in 
Betracht. Nach ber Auffafiung bes bezogenen Geſetzes ebenfo wie der bed gemeinen 
Rechts verichafft bie bergredhtlicde Verleihung dem SKonzeffionar noch fein Eigentum 
an dem, dem Grunbeigentümer fchon durch die allgemeine Beftimmung be 8 1 ent- 
zogenen, Minerale, auf das fich die Verleihung bezieht; fie gewährt ihm vielmehr nur 
die ausfchließliche Befugnis, das Mineral innerhalb feines Feldes aufzujuchen nud zu 
gewinnen, jo zwar, baß das Eigentum an dem einzelnen Minerale erft mit der Oftu- 
pation erworben wird. Nr. 2152. Gegenüber dem Srunbeigentümer ift dies durch 
die Verleihung begründete Bergbaurecht ferner mit denjenigen Befugniſſen ansgeftattet, 
die zur Gewinnung des Minerales erforderlich erſcheinen, insbefondere einem be⸗ 
ſchraänkten Enteignungsrechte (88 135 ff.) und dem Rechte auf Herftellung ber zum 
Bergbau unter und über Tage erforderlichen Vorrichtungen (8 54), Alles indeflen gegen 
die Verpflichtung, dem Srunbeigentümer nad) Maßgabe ber Veitimmungen bed Geſetzes 
entſprechende Entſchädigung zu leiften. Hiermit findet aber bas Recht bed Bergwerks⸗ 
eigentümerd gegenüber dem Srunbeigentümer feine Grenzen. Eine dingliche Belaftung 
des Grundeigentums mit der Folge, dab der Eigentümer behindert wäre, ſich einer 
jeden dem Bergbau nachteiligen Handlung zu enthalten, wird durch die bergredhtliche 
Berleihung nicht herbeigeführt. Vielmehr bemenbet es auch bezüglich dieſes Berhältnifies 
bei dem allgemeinen Grundſatze, daß ber Eigentümer in dem Rechte der freien Be 
nutzung ſeines Grund und Bodens an fi unbefchräntt tft und burch die Ausübung 
biefes Rechts, fofern nicht offenbarer Dolus vorliegt, Niemandem verantwortlich wird. 
Eine Übertragung der Grundſätze der privatrechtlichen Servituten auf das vorliegende 
Verhältnis erfcheint ausgeſchloſſen. Was insbefondere das franzöjifche Recht anlangt, 
fo ift maßgebend hierfür die fpezielle Beſtimmung des Art. 552 oode civil, wonach ber 
Eigentümer zu allen Arten von Anlagen und Gruben auch unter der Erbe befugt if 
„vorbehaltlich der ſich aus den die Bergwerke betreffenden Gefeken und Berorbnungen 
ergebenden (einzelnen) Beſchränkungen“, und nicht etwa Art. 701 a. a. D., and dem 
eine Berpflichtung des Eigentümers, fich jeder ben Bergbau des Berechtigten ſchädigen⸗ 
den Handlung zu enthalten, herzuleiten verfucht werden könnte. Dafür, dab die hier⸗ 
nad anzunehmende Auffafiung des VBerhältuiffes zwiſchen Grundeigentum und Berg- 
werk3eigentum dem grundfäglicden Standpunkte bes Berggeſetzes vou 1865 entipricht, 
kann endlich auch noch angeführt werben, daß basjelbe eine Entichäbigung für eine 
ſolche Beſchränkung, wie fie das Oberlaudesgericht zu Ungunften ber Bellagten an- 
genommen bat, und durd die die Ausnutzung bes in Frage ſtehenden Grundſtücks in 
einem augenfcheinlich beſonders wertvollen Zeile unmöglich gemacht werden würbe, 
zweifello® nicht gewährt. ®egen die bier vertretene Annahme Tann auch daran ein 
entſcheidendes Moment nicht hergeleitet werben, daß das Geſetz in ben 88 153, 154 
die Fälle der Schädigung des Ausbeutungsrecht3 des Bergwerkseigentümers durch bie 
Ausführung von Arbeiten zur Anlage öffentlicher Berlehrsanftalten dahin ausdrücklich 
regelt, daß dem Lebteren einerfeit3 ein Widerſpruchsrecht nicht zufteht, ihm aber anberer- 
feit3 unter Umftänden deshalb ein Schadenserfaganiprud, zuerfannt wird. Wie aus 
den Motiven hervorgeht , ift dieſe pofitive Megelung wegen der großen praftiidden Be⸗ 
beutung der Frage für nötig erachtet worden, ohne daß dadurch dem bier zur Ent- 
cheidung ftehenden Verhältniſſe irgend präjubiziert werden ſollte. Sonach ift die An- 
nahme des Oberlandesgerihts, daß die Ausgrabung ber Thonihiht unter dem dem 
Kläger verliehenen Braunfohlenflöge eine objeltiv rechtswidrige Handlung ſei, rechtlich 
nicht zutreffend. Der bierauf gegründete im Prinzipe zugefprocdhene Schabenserjah- 
anſpruch ift baher unbegründet, und es ift daher nicht erforderlich, die weiter von ber 
Reviſion insbefondere Hinfichtlich des fubjektiven Verſchuldens und der Ablehnung von 
Beweijen geltend gemachten Momente zu erörtern. Indeſſen kann nad) Lage der Sadıe 
zur Beit nicht durcherkannt werden. Nach ber Feſtſtellung der Borberrichter ift bie 
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Ausbeutung der unter der Brauntohle Tagernden Thonjchicht Dadurch ermöglicht worden, 
daß die Beklagte bie beiden Schächte durch das Braunkohlenflöt hindurch 
abgeteuft hat. Someit diefe Arbeiten in der Durchſtechung des Brauntohlenflöges und 
der Entfernung der in der Schadtöffnung vorfindlihen Braunkohle beftanden, enthielten 
fie einen Eingriff in das durch 8 1 des Berggeſetzes der Verfügung des Eigentümers 
entzogene Mineral und eine Verlegung der Rechte bes Klägers, dem infolge der Ver⸗ 
leihung gemäß 8 54 a. a. D. die ausschließliche Befugnis zu deſſen Gewinnung zufteht. 
Das Oberlandesgericht bat nun zwar die Bellagte im allgemeinen auch zum Erſatze 
bes dem Kläger durch die Anlegung jener Schächte entftandenen Schabens verurteilt, 
jedoch Tebiglich mit der auch bezüglich der übrigen Arbeiten gegebenen nach dem obigen 
rechtlich nicht zutreffenden Begründung. Zur Entſcheidung der Frage, ob ein Schabens- 
erſatzanſpruch in biefem bejchräntten Umfange und aus dem zuletzt hervorgehobenen 
Geſichtspunkte des direlten Eingriffes in das Bergbaurecht des Klägers durch bie An- 
Iegung der Schächte begründet tft, bebarf es noch weiterer Erörterungen auch ber 
Parteien in der Berufungsinftanz. 


Nr. 2147. IL Sen. 23. Mai 1882. IL 165. 81. Bd. 8, Nr. 50, S. 195. 

Streit zwifchen zwei Mutern. Gntbedung des Minerals auf feiner natürlichen 
Ablagerung. Richterliche Prüfung. (Preuß. R.). Der Anspruch des Muterd auf 
Berleihung des Bergwerleigentumes Tann nad) 8 23 des Allgemeinen VBerggefebes vom 
24. Zuni 1865 gegen benjenigen, der ein befieres Recht behauptet, im Prozeßwege ver- 
folgt werden und e3 unterliegen dabei alle Borausfekungen, die die Eriftenz jenes 
Unfpruches bedingen, ber richterlihen Kognition. Auch die Prüfung ber Fündigfeit 
(8 15 a. a. O.) durch die Gerichte in dem Nechtöftreite ift nicht ausgefchloflen, und 
bei Beurteilung ber Fünbigfeitäfrage dürfen auch Momente herangezogen werben, bie 
fpäteren Datums als die Mutung find und den Bergbehörben nicht vorgelegen haben. 
Der 8 15 a. a. O. erfordert nicht die Auffindung einer beitimmten Lagerftätte, eines 
Ganges oder Flötzes. Bon dem Rachweife der fogen. relativen oder ötonomiſchen Bau- 
würbdigfeit ift abzuſehen, wenn auch die fogen. abfolute Bauwürdigkeit d. h. eine ſolche 
Beihaffenheit des Fundes vorhanden fein muß, DaB fich die Möglichfeit einer berg- 
männijchen Gewinnung, die die Borausfegung der Verleihung bildet, annehmen läßt. 


Nr. 2148. V. Sen. 14. April 1888. V. 8. 88. Bd. 21, Nr. 43, ©. 225. 
Dintung. Geritäftend. (Reichs⸗ und preuß. R.). Das mit ber Klage geltend 
gemachte Hecht ift das Recht aus der Mutung. Hat nun auch die aus diefen Nechte 
gegen denjenigen, welcher dem Muter die Behauptung eines befferen Rechts entgegen 
jet, gemäß 8 23 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 erhobene Klage 
wefentlich einen negatorifchen Eharalter, ba fie auf Befeitigung bes dem Rechtsanſpruche 
des Muters hinderlichen Rechts gerichtet ift, fo ift doch Gegenftand und Grundlage der 
Klage im Sinne des 8 25 C. P.O. nur der Anſpruch aus der Mutung, und es ift für 
den Charakter biefer Klage gleichgültig, ob fie gegen eine konkurrierende Mutung oder 
gegen bereits verliehened Bergwerkseigentum fich richtet. Die Srage, ob die Klage bes 
Muter8 im perjönliden oder im binglichen @erichtäftande zu erheben ift, hängt von 
ber rechtlichen Natur bed dur die Mutung begründeten Rechts ab. Die von bem 
Geſetze dem Rechte aus ber Mutung beigelegte Wirkung (88 22—25, 35 des Allgemeinen 
Berggeſetzes) fpricht für den binglichen Charakter dieſes Rechts. Einer Entfcheidung 
darüber, welcher ber verichtedenen Theorien und welcher Konftruftion des Rechts aus 
der Mutung der Vorzug zu geben ift, bedarf es nicht, weil, gleihviel, ob dasſelbe als 
ein Net am Brundeigentume oder als ein Recht an ben zur Verleihung begehrten 
bon dem Grund und Boden thatfächlich noch ungetrennten Mineralien angejehen wird, 
in jedem Falle das Necht ein bingliches und fein Gegenftand eine unbewegliche Sache 
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ift. Jedes Dingliche Recht an einer fremden Sade (jus in re) ftellt aber im Sinne 
bes 825 C. P.O. eine dingliche Belaftung dar, es greift alfo für bie vorliegende Klage 
ber ausfchließliche Gerichtäftand ber belegenen Sache Plab. 


Nr. 2149. V. Sen. 19. Juni 1895. V. 420. 94. Bd. 35, Nr. 72, ©. 277. 

Rechte and einer Mutung, woburd unter Verzicht auf eine frühere Mutung bei 
veränderter Feldesſtreckung bie im Feldesfreien niedergetricbenen Vohrlöcher eines 
Schürfers überdedt werden. (Preuß. R.). Die Kläger haben beantragt, zu erfennen, daß 
die vom Beklagten eingelegte Mutung Salz⸗Dingelſtedt I ihr gegenüber ungültig und 
deshalb nicht als befieres Necht ihren am 16. nnd 19. Mai 1892 eingelegten Mutungen 
H. I und HL DI entgegenftehe. Beide Vorinftanzen Haben die Klage zurüdgemwiefen. 
Die Reviſion ift erfolglos geblieben. Der Bellagte hatte im Jahre 1887 auf Salz 
und beibrechende Salze die Mutung Salz-Dingelftedt eingelegt. Deren Feldesgrenzen 
wurden auf bie Mutungsüberfichtäfarte vorjchriftsmäßig eingetragen. Im Sabre 1892 
begannen bie Kläger die Schürfarbeiten und ſetzten bie beiden Bohrlödher (H. I und 
H. DO) an, beide außerhalb des Feldes der Mutung Salz-Dingelftedt gelegen. Ebe fie 
fündig wurden, verzichtete der Bellagte laut Erflärung vom 7. März 1892 auf Die 
Mutung Salz- Dingelftedt und legte gleichzeitig auf den Fundpunkt der bisherigen 
Mutung unter dem Namen Salz» Dingelitebt I eine neue Mutung ein, deren Feldes⸗ 
grenzen er fo ftredte, daß fie die von den Klägern niedergetriebenen Bohrlöcher über- 
bedten. Die Kläger find der Anficht, daß fich ber Bellagte auf diefe Mutung ihnen 
gegenüber nicht berufen könne. Sie meinen, es fei gejeglich unzuläffig, daß der Muter, 
nachdem er auf feine Mutung verzichtet habe, auf Grund desfelben Yundes eine neue 
Mutung mit veränderter Feldeöftredung einlege; ein ſolches Verfahren laufe auf eine 
Umgebung des 8 19 des Allgemeinen Berggejetes Binaus, ber die Feldesſtreckung 
außerhalb der einmal angegebenen Grenzen, das Yorttragen bes Feldes, für unftatthaft 
erfläre. Mit Necht ift der Berufungsrichter diefer AUnficht entgegengetreten. Im Weſen 
der Mutung liegt nichts, was eine Burücdnahme des Antrages und eine fi daran 
unmittelbar anichließende Erneuerung des Geſuches als unftatthaft erjcheinen ließe. 
(88 12, 14, 15 des Allgemeinen Berggefeßed). Die Mutung ift das formale Mittel, 
wodurch der Finder eines Minerald feine materiellen Nechte aus dem Funde vor der 
zuftändigen Bergbehörde geltend madt. Aus diefer rechtlihen Natur der Mutung er- 
giebt fi, daß fie vor ihrer Erledigung jederzeit zurüdgenommen werben kann, daß 
aber in der Zurücknahme nur ein Berzicht auf das formale durch den Antrag in Gang 
gebrachte Verfahren zu finden tft. Die Erklärung, aus dem Funde niemald wieder 
Rechte herleiten zu wollen, ift darin an ſich noch nicht enthalten. Das urſprünglich 
begehrte Feld fällt freilich mit ber Burüdnahme der Mutung ſamt bem Fundpunkte 
ins VBergfreie; auch mag es richtig fein, daß ber Finder durch den Verzicht der ihn 
nad 8 24 des Allgemeinen Berggeſetzes zuftehenden echte verfuftig gebt, fo daß nun⸗ 
mehr auf Grund des Fundes jeder Dritte Mutung einzulegen befugt tft; aber was 
jedem Dritten zufteht, kann folgerichtig auch dem nicht verwehrt werben, ber das 
. Mineral durch feine Schürfarbeiten entbedt hat. In der Theorie und Praxis beſteht 
aud fein Streit darüber, daß der Muter auf das begehrte Feld Iediglich zu dem Zwecke 
verzichten Tann, um auf Grund des alten Fundes durch eine neue Mutung andere 
Selbesteile außerhalb des zuerft begehrten Feldes in Anſpruch zu nehmen. Liegt aber 
in der Zurücknahme der Mutung Tein Verzicht auf das Recht, ben Fund zu einer 
anderen Mutung zu verwenden, fo fteht auch nicht? entgegen, daß der Muter in bem- 
ſelben Schriftftüäd, worin er feine Mutung zurüdzieht, auf Grund feines alten Fundes 
bon neuem die Beleihung mit einem anders geftredten Felde nachſuche. Der 8 19 
Abſ. 1 des Allgemeinen Berggeſetzes, auf ben fich die Kläger berufen, fteht nicht ent- 
gegen. Er legt bem Muter bei der Felvesftredung gewifle Beſchränkungen auf, dieſe 
finden aber durch die Burüdnahme ber Mutung ihre Erledigung und kommen für eine 


15 


TT an a. KU TV HR EI 077 


»2811 Ze Su 


8 RX. Bergredit. 351 


nene Deutung nicht weiter in Betracht. Die Reviſion irrt, wenn fie ausführt, daß in 
8 18 des Allgemeinen Berggejehes dem Deuter zur Berfolgung feines Fundes eine 
ſechswöchige Friſt geftedt jet, nach deren Ablauf der Fund vom Finder nicht mehr 
verwertet werben koͤnne. Sie Überfieht, dab im 8 18 nicht eine Präkluſivfriſt zur 
Geltendmachung be3 Fundes, die vom Tage der Yündigkeit Tiefe, beftimmt ift, fondern 
dem Deuter nur nachgelafjen wird, die Feldesſtreckung, die ein weſentliches Erfordernis 
der Mutung ift, binnen ſechs Wochen vom Tage de3 Einganges der Mutung ab nad 
träglich zu bewirken. Nr. 2150. Auch Die gefeßgeberifchen Borarbeiten enthalten nichts, 
was für die Anficht der Revifion fpräde. Wie die Negierungsmotive ergeben, ift Die 
Vorſchrift des 8 19 a. a. D. nur dazu beftimmt, Kollifionsfälle auszugleichen, bie 
zwiſchen verjchiedenen Mutungen beftehen. Bei dem Schürfer liegt die Sache anders, 
er ift noch nicht im Befite des Fundes, ber ihm ein Recht auf Verleihung geben und 
der durch eine veränderte Yeldesftredung überdedt werben könnte. Da feine Arbeiten 
nur vorbereitend find, fo gehört er noch nicht zu den Mutungsintereflenten, beren Rechte 
das Geſetz zu ſchutzen beabſichtigt. Schürfarbeiten find nach dem Allgemeinen Berg- 
geſetze als Ausfluß der Bergbaufreiheit einem eben geftattet, der bie geſetzlich vor- 
gefchriebenen Formen beobachtet. Dieſer muß dabei anf die Konkurrenz anderer 
Schürfer rechnen und erwarten, daß bie ihnen aus ber Bergbaufreiheit zuſtehenden 
Rechte ohne Rüdfiht auf ihn ausüben werben. Er kann fich daher nicht befchweren, 
wenn Andere ihm durch Überbohrung zuvorfommen oder wenn fie, unter Aufgebung 
einer vorhandenen Mutung, den früheren Fund dazu verwerten, ihn aus dem Felde 
zu ſchlagen. Eine Verlegung des 8 19 des Allgemeinen Berggeſetzes fällt nach alledem 
dem Berufungsrichter nicht zur Laft. Fehl geben ferner die Kläger, wenn fie fich auf 
den Nelursbeicheid des Handelsminifterd vom 22. Zuli 1875 und den Erlaß dieſes 
Deinifters vom 5. Januar 1875 berufen. Diefe betreffen die Aufhebung bed Berg⸗ 
werfseigentums, wobei Öffentliche Intereſſen in Frage ftehen und die Mitwirkung ber 
Bergbehörde erforderlich ift, während e3 ſich Hier nur um den Verzicht auf ein be- 
gehrtes Mutungsfeld Handelt, der eintritt, ohne daß die Mitwirfung ber Bergbehörbe 
erforderlih wäre. Bis zum Beweiſe des Gegenteil3 ift anzunehmen, dab e3 dem Muter 
mit der neum Mutung ernft gewefen fei (88 52 ff. L 4 ULR) Die Ernftlichkeit 
der Mutung würde zwar ausgefchlofien fein, wenn die Behauptung der Kläger wahr 
wäre, ber Vertreter des beflagten Fiskus habe bei Einlegung der Mutung oder gleich 
hinterher gegenüber der Bergbehörbe erflärt, daß er die Verleihung des Bergwerks⸗ 
eigentums nicht verlange; aber der Berufungsrichter Hat ohne Rechtsirrtum feftgeftellt, 
daß biefe Behauptung nicht auf Wahrheit beruhe. — Die Kläger werfen dem Beflagten 
ferner Arglift vor. Mit Recht hat aber ber Berufungsrichter die Hierauf bezüglichen 
Ausfuhrungen für unerheblich erflärt. Freilich Hat das Ullgemeine Berggeſetz das Recht 
des Staates, ſich Bergwerksfelder vorzubehalten, wie es früher beitand, gänzlich be- 
feitigt und den Erwerb und Betrieb von Bergwerken für Rechnung des Staat ben 
Beitimmungen des Geſetzes unterworfen (8 2). Uber weitere Beſchränkungen find dem 
Staate nicht auferlegt, und es folgt daraus, daß ihm Hinfichtlich des Bergbaueß diefelben 
echte zuftehen wie jedem Brivatmanne. In welchem Umfange er von diefem Rechte 
Gebrauch machen will, ift Iediglich in fein Ermeflen geſtellt. Es fteht gefeglich darum 
auch nichts entgegen, daß er, um fich gegen eine drohende Konkurrenz zu ſchützen, alle 
Mittel anwende, die das Gefe ihm geftattet; namentlich ift ihm nicht verfchräntt, in 
Ausficht ftehende Mutungen durch Überbohrung aus dem Felde zu ſchlagen, auch eine 
Mutung aufzugeben und auf Grund des alten Fundes eine neue Mutung einzulegen, 
beren Feld die Schürfungsarbeiten des Konkurrenten überdedt. Allerdings ftehen dieſe 
echte unter der allgemeinen Nechtsregel, daß Niemand fein Necht zur Kränfung und 
Beichränftung Anderer mißbrauden darf; ein folder Mißbrauch Tiegt aber nur dann 
vor, wenn Jemand, ohne fonft dazu Anlaß zu Haben, Lediglich in der AUbficht, den 
Anderen zu befchädigen, unter mehreren möglichen Urten der Ausübung gerade bie 
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wählt, die dem Auderen nachteilig wird (88 36, 37, 1. 6; 8 27, 1.8 WALNR) Bur 
Begründung der Chikane haben die Kläger daher zu beweiien, daß ber beflagte Fiskus 
mit Einfegung ber Mutung Salz» Dingelftebt I nicht eigene berechtigte Intereſſen ver- 
folgt habe, fondern dabei allein von ber Mbficht geleitet geweien jet, den Klägern ben 
Erfolg ihrer Schürfarbeiten zu vereiteln und ihnen eine darauf geftüßte Mutung un- 
möglich zu machen. Diefe Abficht kann aber, wie ber VBerufungsrichter zutreffend an- 
nimmt, aus den von ben Klägern behaupteten Thatfachen nicht gefolgert werden. Un⸗ 
erheblich ift endlich Die Behauptung, daß ber Bellagte bie von ihm eingelegten Mutungen 
jahrelang in der Schwebe zu halten pflege. Sein Verfahren erflärt fi daraus, baf 
ber auf Kalijalze gerichtete Bergbaubetrieb, wenn er von Erfolg jein fol, fehr große 
Gelber erfordert und zu biefem Behufe Toftfpielige Auffchlußarbeiten notwendig werben, 
bie ſich oft jahrelang Hinziehen. Es fann deshalb daraus allein, daß der Beflagte bei 
feinen Mutungen auf Salz in ber Megel eine Ausfegung des Verfahrens beantragt, 
noch nicht gefolgert werden, daß er nicht die ernfte Abſicht gehabt babe, burdh feine 
Dutungen Bergwerldeigentum zn erwerben. Died gilt aud von ber Mutung Salz 
Dingelftebt vom Jahre 1887. Iſt aber auch Hier bie Ernftlichleit ber Mutung an- 
zunehmen, jo reditfertigt nichts den Schluß, daß der Beklagte allein von ber Abſicht 
geleitet, unbequeme Konkurrenten burd; Überdedung von deren VBohrlöcdhern aus bem 
Selbe zu ſchlagen, die eingelegte Mutung in der Schwebe gehalten habe. 


Nr. 2150. V. Sen. 27. November 1895. V. 136. 95. Bd. 36, Nr. 65, S. 255. 

Wirkung einer Mutung, bie gleichzeitig wit der Erllärung bed Verzichts anf 
eine ältere Mutung auf den Fnudpunkt biefer älteren Mutung eingelegt iR. (Preuß. R.). 
Um 26. April 1889 Iegte der Bellagte ©. beim zuftändigen Nevierbeamten anf einen 
im Jahre 1876 gemachten im Beichluffe des Oberbergamts vom 22. April 1892 näber 
befchriebenen Fund unter dem Namen Oftergrube Mutung auf Steinfohle ein. Bor 
Ablauf der ſechswöchigen Frift zur Felbesitrede (am 23. Mat) verzichtete S. auf bie 
Mutung und legte gleichzeitig auf den erwähnten Fundpunkt unter demſelben Ramen 
von neuem Mutung ein. Ebenfo verfuhr er am 1. Zuli und 12. Auguſt 1889. Die 
letzte Mutung, bie er irrigerweife mit Oftern bezeichnete, zog er am 23. September 1889 
zurück und legte gleichzeitig nunmehr unter dem Namen Oftern eine neue Mutung ein. 
Das Geſuch wurde am gedachten Tage nachmittags um 2 Uhr 35 Minuten dem zu- 
ftändigen Revierbeamten vorgelegt. Am Bormittage desfelben Tages um 9 Uhr 1 Minute 
hatte der Kläger auf benfelben Fund unter dem Namen Athlet Mutung eingelegt, für 
die er jebt das Vorrecht vor der Mutung Dftern in Anſpruch nimmt. Das Oberberg- 
amt in Breslau erflärte die Mutung Oftern für rechtsgültig und ſprach ben Bellagten 
das von ihnen begehrte Feld zu, wies aber die Mutung Uthlet, weil der Fundpunkt 
zur Beit der Vorlegung des Geſuches noch von ber Mutung Oftergrube beftridt geweſen 
fei, als ungültig zurüd. Diefe Enticheidung fand die Billigung bes Minifters für 
Handel und Gewerbe. Beide Vorderrichter find biefer Auffaffung entgegengetreten. 
Der Berufungsrichter erachtet das Verfahren der Bellagten für eine rechtsunwirkſame 
Umgehung bes Geſetzes und führt aus, ber Verzicht der Beklagten ſei inhaltsleer, denn 
der Muter, der dem 8 18 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 nicht 
genüge, babe gar fein Recht; es bleibe von Geſetzes wegen nichts übrig, worauf er 
verzichten Tönnte. Durch den Verzicht dürfe der Muter nicht mehr Rechte erlangen 
als durch den Nichtverzicht; ohne Verzicht trete zweifellos bie Wirkung des 5 18 
a. a. O. ein; werde aber verzichtet, jo werde dadurch nad) der Auffafjung der Be⸗ 
klagten nicht nur die Möglichfeit zur Neneinlegung der Mutung begründet, ſondern 
auch die Möglichfeit zur Ausfchliegung von Zwiſchenmutern, mit anderen Worten, es 
werde dann mur formell eine neue Mutung eingelegt, in Wahrheit werbe bie Rechts⸗ 
wirkung ber alten erloſchenen Mutung in bie neue Mutung binübergesogen, um ein 
Vorrecht gegen bie ältere Konfurrenzmutung zu gewinnen. Dieje Ausführung berubt 
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auf einer Verlennung bed Weſens ſowohl der Mutung wie des Verzichts. Die Mutung 
ift in formeller Beziehung das an bie zuftändige VBergbehörbe gerichtete Gefuch um 
Berleihung bed Bergwerkdeigentums (ß 12 Allgemeines Berggeſetz). Site begränbet in 
materieller Beziehung für den Muter, foweit er den geſetzlichen Erforderniſſen genügt 
- bat, einen Anſpruch auf Berleihung (8 22 a. a. O.). Nah 8 14 ca. a. D. muß bie 
Mutung enthalten den Namen und Wohnort des Muters, die Bezeichnung des Minerales, 
auf das die Verleihung verlangt wird, die Bezeichnung des Fundpunktes und den bem 
Bergwerk (beizulegenden Namen. Die Lage und Größe bes Feldes braudt in dem 
Gefuhe nicht angegeben zu jein; eine hierauf bezügliche Erklärung muß aber unter 
Beifügurig des Situationdriffes binnen ſechs Wochen erfolgen, wibrigenfalls die Mutung 
von Anfang an ungültig wird (88 17, 18 a. a. D.). Dieſe Feldesftreckung bildet hier- 
nad) eimen wejentlihen Teil der Mutung; erft dadurch werben bie örtlichen Grenzen 
bezeichnet, die eine Schließung des Feldes ermögliden (8 19 a. a. D.) und die Grund⸗ 
lage dee Verleihung zu bilden geeignet find. Über die durch Feldesftredung noch 
nit ergänzte Mutung bildet nicht, wie das Obertribunal in einem Urteile vom 
25. Februar 1870 annimmt, eine bloße Anmeldung von Anſprüchen, fondern ift als 
eine rechtsgültige Mutung anzuſehen, die, joweit dies ohne Yeldesftredung möglich ift, 
vollfftändig ald Mutung wirft, namentlich den Fundpunkt den Mutungen Dritter ent« 
zieht, Die aber von ber aufldfenden Bedingung abhängig tft, Daß innerhalb ſechs Wochen 
die Bervollftändigung bes Seinches durch Feldesftredung erfolge. Das aus der Mutung 
fließende Recht auf Verleihung des Bergwerkseigentums bildet vom Tage der Einlegung 
an ein Bermögensftüd des Muters, das nach allgemeiner Nechtsregel deſſen freier Ber- 
fügung unterliegt. Er kann daher darauf verzichten und dadurch die Mutung zum 
Erlöichen bringen (88 378ff. L 16. A.L. R.) und dies gefchieht, wenn er bei der Berg⸗ 
bebörbe fein Geſuch zurüdzieht. Hierbei macht e3 Teinen Unterſchied, ob die Mutung 
Thon durch Yeldesftredung vervollftändigt war oder nicht; die Wirkung ift in beiden 
Faͤllen biefelbe, die Mutung gebt unter mit allen daraus fließenden Rechten. Eine 
erledigte Mutung bedarf aber nicht mehr der Ergänzung durch Felbesftredung; wenn 
eine folche wirllich noch innerhalb der ſechſswöchigen Friſt erfolgen ſollte, fo würde fie, 
weil gegenftandslos, ohne rechtliche Bedeutung fein. Mit Zurädnahme ber Mutung 
fällt der bi3 dahin von ihr beftridte Fundpunkt ind Bergfreie und Tann deshalb nun- 
mehr von Jedermann zur Einlegung einer neuen Mutung benubßt werben. Was aber 
jedem Dritten freifteht, darf auch dem früheren Deuter nicht verfagt werden, und daraus 
ergiebt fich, daB e3 dem Deuter geſetzlich unverwehrt ift, auf Grund feines alten Yundes 
eine neue Mutung einzulegen und jo eine neue Friſt zur Felbesftredung zu gewinnen. 
Bon dieſen Grundſätzen ift aud das Urteil im Falle Nr. 2149 ausgegangen. Der 
Berufungsrichter meint, der in 8 18 a. a. D. verfolgte Zweck, Kollifionen mit Dritten 
zu verhüten, würde nicht erreicht werden, wenn dem Muter geftattet wäre, unter Ber- 
zicht auf feine Mutung auf denfelben Fund von neuem zu muten. Aber der Berufungs- 
richter überjieht, daB durch die Zurücknahme ber Mutung alle Rechte des Muters auf 
Berleihung erlöfhen und daß die gleichzeitig eingelegte neue Mutung nur neue Rechte 
auf Verleihung begründet, die mit der älteren Mutung nicht ben geringften Bufammen« 
bang haben. Zwar erlangt der Muter für die neue Mutung eine neue Frift zur 
Feldesſtreckung; aber dieſe Frift beginnt mit Einlegung der neuen Mutung und bie 
Felbesftredung wird auf dieſen Tag, nicht auf ben Tag zurüdbezogen an dem bie 
ältere Mutung dem Nevierbeamten vorgelegt war. Daraus folgt, daß alle Konkurrenz⸗ 
mutungen, bie in der Zwiſchenzeit auf Grund befonderen Fundes eingelegt find, der 
neuen Mutung vorgeben und diefe ungültig wird, wenn infolge Feldesſtreckung eines 
folden konkurrierenden Muters der Fundpunkt überdect wird. Es ergiebt fich hieraus, 
baß durch die Buräduahme der Mutung verbunden mit einer neuen Mutung Niemand 
gehindert ift, Die aus der Bergbaufreiheit ihm inzwilchen erwachſenen Nechte auszuüben. 
Nur der Fundpunkt ift es, der anf dieſe Weife den Bugriffen fremder Muter entzogen 
Schulze, Reichsgerichtsentſcheidungen. Bb. II. 23 
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bleibt. In der Sache felbft ift ber Entfcheidung ber Bergbehörben überall beizuftimmen. 
Die Gultigkeit einer Mutung ift nach 8 15 des Allgemeinen Berggeſetzes dadurch be- 
bingt, daß ihr befiere Rechte Dritter auf den Fund nicht entgegenftehen. Entſcheidend 
ift dabei der Beitpunft der Mutung, fo baß bie jüngere Mutung, wenn zur Beit ihrer 
Einlegung der Yunbpunft durch die ältere Mutung beftridt ift, ungültig bleibt, auch 
wenn bie ältere Mutung ſpäter weggefallen if. Die Mutung Athlet wurde vom 
Kläger am 23. September 1889 vormittags 9 Uhr 1 Minute eingelegt. Bu Dieler 
Beit war der Fundpunkt nod von der Mutung Öftergrube beftridt, bie erft am felben 
Tage nachmittags 2 Uhr 35 Minuten zurüdgenommen wurde. Die Mutung Athlet 
ift hiernach nichtig. Da fie auch durch die Burüdnahme der Mutung DOftergrube nicht 
rechtöbeftändig geworden ift, jo lag ber durch biefe Burädnahme frei gewordene Fund⸗ 
punkt im Vergfreien, ald ber Beflagte S. auf benfelben Fund die Mutung Oftern ein- 
legte. Auch fonft entipricht die Mutung Oftern den gefeglichen Erforbernifien; ihr war 
deshalb gegenüber der Mutung Athlet das Vorrecht zuguiprechen. 


Nr. 2151. V. Sen. 30. uni 1880. V. 1. 79. Bd. 2, Nr. 79, ©. 295. 
Umwandlung ber Rechtsperſon. Fortſetzung ber Rechtsinbjeltinität. (Preuß. R.). 
Sm Falle Nr. 1833 beftanden feit Anfang des achtzehnten Jahrhunderts in der Graf⸗ 
haft Mansfeld fünf verfchiedene Gewerkſchaften ohne juriftiiche Perſönlichleit, welche 
ihr Bergwerlseigentum burch genehmigtes Statut im Jahre 1851 Tonfolibierten und bie 
Eigenfhaft einer juriftifcden Perfon erhielten. Daß dieſe letztere, bie Klägerin, bie 
Nechtöfubjeltivität der früheren Gewerkſchaften fortfege, folgt aus dem Begriffe ber 
Konfolidation nit. Die Konfolidation ift die Vereinigung von zwei ober mehreren, 
auf felbjtändigen Berechtigungstiteln (Berleifungen) beruhenden Bergwerken zu einem 
einheitlihen Ganzen. Die Konfolidation jchafft ein neues Rechtsobjekt. 8 7 des 
Geſetzes über die Verhältniffe der Miteigentümer eines Bergwerks, 8 42 des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. Erlenntnis des preußifchen Obertribunals vom 
29. Januar 1877 (Entſch. Bd. 79, ©. 32). Die Hppothelenrechte und bie Realrechte 
an ben früheren einzelnen Bergwerken gehen auf das Tonfolidierte Wer! nach näherer 
Vorſchrift der Geſetze über. 8 10 des Geſetzes vom 12. Mai 1851; 88 43, 44, 48 
des Allgemeinen Berggeſetzes. Erkenntnis des preußifchen Obertribunal3 vom 18. Fe 
bruar 1853, Entfcheidungen Bd. 25, ©. 293, Erkenntnis vom 29. Januar 1879, Ent- 
ſcheidungen Bd. 79, ©. 30. Rechte zur Sache (8 124, L 2A.L.R.), die überdies durch 
eine hypothekariſche Proteftation gefhügt find ober bei denen bie Nechtähängigleit vor 
der Konfolidation eingetreten ift (8 48, J. 7 A.G.O.) mögen biefen Schub auch bezüglich 
des Tonfjolidierten‘; Werkes genieken (Entſch. des Obertrib. Bd. 25, ©. 298, 299). Für 
rein perfönliche Mechte fehlt e3 an einem Objelt, an das dieſe Rechte fich anlehnen 
und mit dem fie auf jeden folgenden Beſitzer diefes Objekts übergehen lönnten. Nach 
der früheren landrechtlichen Geſetzgebung (8 268, II. 16 A.L.R.) waren bie Gewerlke 
(Gefamteigentümer) in Ermangelung eines unter ihnen beftehenden zunächſt maßgebenben 
Bertrages nad den allgemeinen Grundſätzen Teil I Zitel 17 zu beurteilen. Die alten 
Gewerkſchaften galten nad dem 8 1 bed Geſetzes vom 12. Mai 1851 als erlaubte 
Geſellſchaften (88 11 ff. I. 6 A.L.R.) mit den inneren Rechten ber Korporationen (8 14), 
während nad außen bin die Gewerke die Nechtsfubielte find (8 12, IL. 6 WER.) und 
durch den Repräfentanten vertreten werben (88 13 ff. des Geſetzes vom 12. Mai 1851, 
Erk. des preuß. Obertribunald vom 26. Juni 1872, Entſch. Bd. 67, ©. 239, Erk. vom 
5. Juli 1858, Entſch. Bd. 39, ©. 341, Erf. vom 7. September 1877, Entſch. Bd. 80, 
©. 251,253). Die perfönlicden Verpflichtungen ber alten fünf Gewerkſchaften find bei 
dem Mangel des Nachweifes eines befonvderen Rechtögrundes mit der Erwerbung der 
alten Grubenfelder und mit der Konfolibation auf die Klägerin nicht übergegangen. 
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Nr. 2152. V. Sen. 6. Oktober 1883. V. 188. 83. 8b. 10, Nr. 57, ©. 210. 

Rechnungslegung über mitgewonnene Mineralien. 8 56 bes preußifchen Berg⸗ 
gejeßes vom 24. Juni 1865 (Preuß. R.). Der Bergwerkseigentümer, welcher auf Grund 
oberbergamtlicder Anordnung befugt ift, ein in feinem Felde auftretendes einem anderen 
verliehenes Mineral mitzugewinnen, ift nicht verpflichtet, über diefe Gewinnung Rechnung 
zu legen. Aus einer vermeintlichen Geihäftsführung ohne Auftrag läßt fich die Ver⸗ 
pfliätung zur Rechnungslegung nicht herleiten und die 88 228ff., 256, I. 13 A.L.R. 
find nicht anwendbar. Es tft auch nicht eine communio incidens hinſichtlich des Berg⸗ 
werkseigentumes, alfo nicht eine zufällige Gemeinſchaft im Gewinnungsrechte (8 54 bes 
Allgemeinen Berggefeges) eingetreten und ebenfomwenig bezüglich der gewonnenen Produkte. 
Bon einer Verbindung, Bermengung oder Vermiſchung von Sachen, bie verichiebenen 
Eigentümern gehören (88 298 ff. J. IWAL.R.L, wobei unter Umftänden ein gemeinfchaft- 
liches Eigentum entftehen Tann (8 318 a. a. ©.) ift nicht die Rede. Auch aus ber 
Beligergreifung ift die Verpflichtung zur Rechnungslegung nicht berzuleiten. Huch fonftige 
allgemeine civilrechtliche Grundſätze ftehen dem Kläger bei feinem Verlangen auf Rech⸗ 
nungslegung nicht zur Seite. Die Sachlage ift durch die eigentümlichen Berhäftnifie 
des Bergbaues gejchaffen, ohne jedes VBerfchulden des Bellagten. Nr. 2146. 


Nr. 2153. IIL Sen. 27. Oftober 1891. II. 140. 91. Bb. 28, Nr. 34, ©. 152. 

Abgrenzung bed Grundeigentums unb der Bergwerläberedhtigung. (Sem. R.). 
Die Beklagte nimmt auf Grund bes ihr verlichenen Rechts zum Abbau des Kupfer- 
fchieferflößes im SKuffhäufergebirge das Recht in Anſpruch, Fremde in die dort belegene 
. jogen. Barbarofiahöhle, eine natürliche Tropffteinhöhle, einzuführen, ficht auch in dieſer 
Inſtanz nicht mehr die Annahme des VBerufungsrichters an, daß fie Dies feit Langer Beit, 
und zwar gegen ein vom Bergamte reguliertes Eintrittögelb und unter Oberanfficht 
besjelben habe thun laſſen. Der Kläger beftreitet ihr anf rund feines Eigentums an 
der Höhle das Recht Hierzu und verlangt Unterlaffung der Einführung von Fremden 
in diefelbe unter Hiuweis auf angeblich der Höhle drohende Beihädigungen. Außer 
Streit ift, daß das Über der ganzen Höhle Itegende Gebäude im Eigentum des Klägers 
fteht; andererjeit3 erfennt biefer an, daß bie Bellagte gemäß ihrer Beleihung zur 
bergmännifchen Ausnubung ber Höhe berechtigt ift, und will ihrer Ausnutzung, 
foweit diefe bergmännifch tft, nicht entgegentreten. Die Entſcheidung bed Rechtsſtreits 
beruht darauf, in welchen Umfange das Eigentum bes Kläger an ber Höhle durch 
das dem Bellagten zuftebende Bergbaurecht an dem Kuffhänfergebirge, insbejondere an 
der fraglichen Stelle beichränft wird. Den Ausführungen des Berufungsrichters, die in 
biefer Beziehung zu einem für den Bellagten ungünftigen Ergebniffe führen, muß bei- 
getreten werben. Der Berufungsrichter verfennt nicht, daß bie Bergbauberedhtigung nicht 
bloß da8 Recht zur Gewinnung ber verliehenen Foſſilien und damit das Recht zu allen 
hierzu erforderlichen Dispofitionen über Geftein und Erbreich unter Tage giebt, fondern 
daß dem Bergbanberechtigten auch die Verfügung über alle zu jenem Zwecke getroffenen 
Anlagen, namentlich Stollen und Schächte, zufteht. Er verfennt auch nicht, daß mög⸗ 
ficherweife die beim Einſchlagen von Schächten und beim Treiben von Stollen vor⸗ 
gefundenen Höhlungen (Schlotten) Beltanbteile von erfteren werden, und nimmt an, 
daß fie dadurch unter die gleiche Dispofitionsbefugnis wie jene fallen können. Immer 
und überall findet er aber diefe wie jene durch ben Zwed des Bergbaues bebingt 
und beſchränkt, jo daß jeder Gebrauch derfelben, der dieſem Zwecke nicht dient, als 
ausgeichloffen und als unberechtigter Eingriff in das Eigentum des Grundbefißers zu 
gelten hat. Die Bergbauberechtigung giebt dem Inhaber das Recht, das fremde Grund⸗ 
eigentum durch unterirdifchen, bergmännifchen Bau zum Bwede der, Aufſuchung unb 
Sewinnung ber verliehenen Foffilten auszunugen und bie hierzu nötigen unterirbifchen 
Bauten vorzunehmen auch die fih etwa dabei vorfindenden Höhlungen zu diefem Zwecke 
zu verwenden. Sie giebt ihm aber eben nur dies Necht, das demnach in jenem Zwecke 
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feine Bebingung und Schranfe gegenüber dem abjoluten Rechte bes Eigentums, wie 
es das gemeine Recht aneriennt, finden muß. Wie weit Hierin die Befugnis zu finden 
ift, die zu bergmännifchen Zwecken bergeftellten tünftlihen Anlagen und Einrichtungen 
auch zu anderem Behufe (3. B. zu Schauftellungen) zu verwenden, kann unerörtert 
bleiben, da hierüber zur Beit nicht geftritten wird. Keinesfalls kann dies geichehen 
bezüglich ſolcher Höhlungen, die ber Bergbauberechtigte nicht erft für ben Bergbau 
berftellt, fondern als natürliche vorfindet, und zwar Traft feiner Bergbauberehtigung 
benugen Tann, aber doch nicht weiter benußen darf, als dies durch ben Bwed bed Berg- 
baues begrenzte Recht reicht. Nun bat aber der Berufungsrichter thatfächlich feftgeftellt, 
daß bie Einführung von Fremden in die Barbarofiahöhle überhaupt in feiner Ver⸗ 
bindung mit dem Bergbau der Bellagten fteht, indem ein folder in berielben oder 
ber Stollenfortfegung jenfeits nicht ftattfindet, fchanluftige Fremde auch nicht zur Be 
fihtigung von Bergwerksanlagen, ſondern lediglich zur Befichtigung der natürlichen 
Höhle eingeführt werden. Eine ſolche Benugung liegt außerhalb ber Bwede bes Berg- 
baues unb darum außerhalb ber Grenzen einer Bergbauberedhtigung, unb der Kläger 
ift zur Zurückweiſung eines ſolchen Eingriffes in fein Eigentum mit Recht für befugt 
erachtet worben. 


Nr. 2154. V. Sen. 12. Dezember 1881. V. 107. 81. 80.6, Ar. 78, ©. 281. 

Gewerkſchaftsrecht. (Preuß. R.) Wenn bie Mitbeteiligten eines Bergwerks im 
Ausübung des im 8. 133 Des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. uni 1865 ge 
währten Freiheit vertragsmäßige Beftimmmugen treffen, die mit ſolchen gewerkſchaft⸗ 
lichen Borfchriften des Allgemeinen Verggeſetzes in Widerſpruch ftehen, die unabänderlich 
find, fo Tann unter ihnen Aberhaupt ein gewerffichaftliches Verhältnis mit ben Wirk⸗ 
ungen der 88 94—132 a. a. D. nicht entftehen. Alsdann ift das von ihnen getroffene 
Ablommen lediglich nach den allgemein geltenden civilrechtlichen Borfchriften zu be- 
urteilen. Die 88 94—132 find auch nicht ergänzend anzumenden unb es kommen die 
in ihnen enthaltenen vom Civilrecht abweichenden Beitimmungen nur ſoweit in An- 
wendung, als fie in den Vertrag al3 Beftanbteile desjelben aufgenommen find. Im 
vorliegenden Falle handelt es fi aber nicht um eine erft unter bem Allgemeinen Berg- 
geieße entftandene Mitbeteiligung, die fraglidde Gewerkſchaft hat bereits vor Eintritt der 
Geſetzeskraft des gedachten Geſetzes beftanden und es enthalten bie für die alten Gewerk⸗ 
ſchaften geltenden Geſetze feine Beitimmung, wonach die gewerkſchaftlichen Rechtsnormen in 
ihrem ganzen Umfange in dem Falle ausgeichloffen bleiben follen, in welchem unter ben 
Mitbeteiligten ein Vertrag befteht, bei dem einzelne Abreden mit ſolchen gewerkſchaft⸗ 
lichen Vorſchriften fich im Widerſpruch befinden, welche nad dem Allgemeinen Berg⸗ 
geſetze 8 94 Abſ. 3 ftatutarifch nicht abgeändert werden dürfen. Im Gegenteil gelten 
bei den alten Gewerkſchaften die gewerkſchaftlichen Rechtsnormen des Allgemeinen Berg- 
geſetzes, joweit fie nicht ausdrüdlich auögefichloffen find, nebenher und ergängenb neben 
ber vertragsmäßigen Abrede. Die im vorliegenden Falle unter den Gewerlen der Bedhe 
D. beitehende Vereinbarung, wonach die 31 Kuxe der Stabt B. von den Beklagten 
und gewiflen anderen Kuren frei gebaut werben mäfien, ift nun nicht unvereinbar mit 
dem für die alten Gewerfichaften geltenden 8 99 des Allgemeinen Berggefebes, wonach 
für die Verpflichtungen der Gewerkichaft nur deren Vermögen verhaftet iſt. Die durch 
bie erwähnte Vereinbarung abweidhend vom 8 102 a. a. D. normierte Beitragspflicht 
der einzelnen Gewerke zu ben Berpflichtungen unb zum Betriebe des Vergwerks hat 
nichts gemein mit Den Beziehungen zwiſchen der Gewerkſchaft und ben Släubigern 
berjelben und mit dem Sabe (8 99), dab ben Gläubigern der Gewerkſchaft lediglich 
deren Bermögen haftet. Die alten Gewerkichaften verlieren die Gewerkichaftseigenichaft 
nicht, wenngleich in ihren alten Statuten Anorbnungen enthalten find, die unabänber- 
lichen VBeftimmungen des Allgemeinen Berggeſetzes wibderftreiten. 
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Nr. 2155. L Sen. 6. Juli 1892. L 120. 92. 8b. 30, Nr. 57, ©. 194. 

Bertretungsbefugnis bed Gewerkſchaftsrepräſentauten. 88 118, 119 be3 All⸗ 
gemeinen Berggefeßed vom 24. Zuni 1865. (Preuß. R.). Die Bertretungsbefugnis 
des Gewerkſchaftsrepräſentanten und bes Grubenvorftandes ift durch das Geſetz nur 
präfumtio ober bispofitio georbnet, d. 5. der gejeglihe Umfang der Vertretungsbefugnis 
kommt zur Geltung, wenn feiteng, des Brinzipales (dev Gewerkſchaft) nicht abändernde 
Feſtſetzungen in einfchränfendem oder erweiterndem Sinne getroffen find. Die Boll» 
macht des Repräfentanten fteht demnach bezüglich der Zuläſſigkeit von Einſchrän⸗ 
tungen nicht mit ber des Vorſtandes einer Altiengejellichaft oder eines Prokuriſten, 
fondern mit ber des Handlungsbevollmäcdtigten auf einer Stufe Die niit in bie 
Regitimationsurfunde aufgenommenen Beichränfungen der geſetzlichen Vollmacht find 
biernah zwar dem gutgläubigen Dritten gegenüber unwirkſam, ftehen aber dem ent- 
gegen, ber in beren Kenntnis mit dem Repräfentanten ber Gewerkſchaft ein Rechts⸗ 
geichäft ſchließt. Dies ergiebt fih aus dem in 8 128 bed Allgemeinen Berggeſetzes 
enthaltenen Hinweife auf die allgemeinen Borfchriften Aber den Vollmachtsvertrag. Es 
tft danach unftatthaft, bie in der Legitimation nit zum Ausdrud gebraditen Be- 
ſchraͤnkungen der Vertretungsbefugnis als Inſtruktionen anzufehen, die dem Dritten 
gegenüber auch dann nicht in Betracht fommen, wenn er Kenntni3 von ihnen bat. 
Das A.L.R. (88 90 ff. L 13) unterſcheidet allerdings zwiſchen Vollmacht und In⸗ 
ftruftion; allein es ift nicht zweifelhaft, daß der Dritte, der die in ber Inſtruktion 
enthaltenen Beſchränkungen der Vollmacht kennt, dieſe gegen fich gelten laflen muß. 
Bol. 8 120, IL 6 A.L.R. Am vorliegenden Falle hat der Gewerficaftsrepräfentant P., 
mit dem Bellagten ohne Zuſtimmung des Klägers den von diefem als für ihn un⸗ 
verbindlich angefochtenen Bertrag vom 29. November 1883 über ben Vertrieb der 
Grubenausbeute abgeichloffen. Der Kläger war jeit dem 23. Juni 18833 Wlleineigen- 
tümer fäntlicher Sure der Grube, mithin troß des formalen Fortbeſtandes der Gewerk⸗ 
ſchaft ebenfo wie zur Entlaſſung bed P. aus der Mepräfentantenftellung aud zur 
Einſchränkung feiner Vollmacht bereditigt. Daß bei Abſchluß des Vertrages dom 
29. November 1883 der Bellagte von ber Vereinigung fämtliher Kurze in der Hand 
bes Klägers Kenntnis Hatte, ift unbeftritten. Es Tann fi) demnach nur fragen, ob der 
Kläger vor Abſchluß des Vertrages dem Beklagten ben Willen zu erkennen gegeben 
Bat, daß P. nicht ermächtigt fein follte, einen derartigen Vertrag namens der Gewer!- 
ſchaft abzuſchließen. 


Nr. 2156. V. Sen. 15. Januar 1881. V. 388. 80. Bb. 3, Nr. 78, ©. 274. 
Borzugsrecht ber gewerkſchaftlichen Zubuße. (Preuß. R.). Den Gewerkſchaften 
ſteht wegen der Zubuße an den Kuxen des zahlungsſänmigen Gewerken ein dingliches 
Recht oder doch ein Vorzugsrecht vor den Hypotheken⸗ Pfand⸗ und fonftigen Gläubigern 
dieſes Gewerken nicht zu. 88 102, 109, 130, 134, 234 de3 Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Suni 1865. Das Borzugsrecht läßt fich weber aus dem Verggefe noch auch 
der landrechtlichen Geſetzgebung herleiten und würde mit bem nach der landrechtlichen 
Geſetzgebung geltenden Pfand- und Hypothekenrechte ganz unvereinbar fein. Die all» 
gemeinen Grundfäße bes Miteigentums und das dem Abſonderungsrecht im Konkurſe 
(8 36 der preußiihen K.O., 88 14, 44 der R.R.D.) zum Grunde liegende Brinzip 
(vergl. Dernberg, Preußiſches Privatrecht, 4. Aufl., Bd. 1, 8 270 a. E., S. 688) können zur 
Bewilligung des fraglichen Borzugsrecht3 nicht führen. Auch aus der rechtlichen Be 
ſchaffenheit der Kurze ergiebt fich die Notwendigkeit des Vorrechts nit. Nr. 3789. 


Nr. 2157. V. Sen. 15. Mai 1886. V. 2. 86. Bd. 16, Nr. 39, ©. 174. 

Befugnis zur Berufung einer Gewerkenverſammlung. (Preuß. NR.) Nah 8 122 
de3 Ullgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 beruft „ber Nepräfentant und der 
Grubenvorftand” die Seneralverfammlung. Der Erubenvorftand befteht aus zwei oder 
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mebreren Berfonen (8 117 a.a.D.). Hat eine Gewerkſchaft den Willen, daß ihre Vertretung 
von Mebreren ausgeltibt werben ſoll, burch Die Wahl eines Grubenvorſtandes bethätigt, fo 
fönnen die Mitglieder desfelben auch nur gemeinſchaftlich Handeln. (88 201—207, L 13 
ULR., 8 128 des Allgemeinen Berggejehes). Scheidet ein Mitglied aus, fo können 
bie verbleibenden diejenigen Rechte, welche dem Grubenvorſtande zuftehen, nicht aus⸗ 
üben, fondern e8 muß zuvor eine Ergänzung bes Vorſtandes ftattfinuden. In der 
Doltrin ift zwar die Auſicht vertreten, daß 8 122°des Allgemeinen Berggeſetzes nur 
Anwendung finde, wenn bie Gewerkſchaft bereits eine Vertretung befigt, daß Dagegen, 
wenn eine ſolche noch nicht befteht, jeber Gewerke zum Zwecke ber Wahl eines Repräſen⸗ 
tanten oder Örubenvorftandes eine Gewerkenverſammlung berufen könne. Dieſer Anficht 
ift aber nicht beizutreten. Die fragliche Befugnis hat nicht ben rechtlichen Eharalter 
eines Individualrechts; fie würde im Falle gleichzeitiger Ausübung von veridiebeuen 
einzelnen Gewerken ohne Übereinftimmung im übrigen, alfo 3. B. bei verfchiedener 
Ortsbeſtimmung, zu unlösbarer Kollifion führen Tönnen. Gie ift aud entbehrlich. 
Denn für den in Frage ftehenden Fall hat das Geſetz eine Aushilfe gegeben, indem 
ed in 8 122 Abſ. 4 des Allgemeinen Berggeſetzes die Bergbehörde ermächtigt, auf 
a. eine Generalverfammlung zur Wahl eines Repräfentanten ober Orubenvorftandes 
zu fen. 


Nr. 2158. V. Sen. 27. April 1881. V. 345. 80. Bd. 4, Nr. 81, ©. 296. 

Stimmrecht bed Grubenvorftaubes bei ber Abnahme ber vom Vorſtaude gelegten 
Nechnung. (Preuß. R.). Es handelt fi im vorliegenden Falle um einen Gewerk⸗ 
ſchaftsbeſchluß, durch den eine Änderung in ber bisherigen Sachlage herbeigeführt wird. 
Durch den Gewerfichaftsbeihhluß, worin dem Grubenvorſtand Decharge für ein Rechnungs⸗ 
jahr erteilt wird, ſoll die bis bahin beftehende Werantwortlichkeit des Grubenvorſtandes 
für die Verwaltung während be3 bezeichneten Beitraumes aufgehoben werden. Das 
Unfehtungsreht des 8 8 des Weiche vom 12. Mai 1851 und bes 8 115 bes A- 
gemeinen Berggeſetzes vom 24. Zunt 1865 ift aljo gegeben. Rad) Lage der Umſtände 
hat aber die Gewerkenverſammlung, indem fie Die Decharge erteilte, eine ihr gefeglich 
obliegende Pflicht erfüllt, und der hierauf bezügliche Gewerkſchaftsbeſchluß ift im Sinne 
des 8 115 a. a. D. als ein zum Beſten ber Gewerkſchaft gereichender anzufehen, weil 
bei unterlafiener freiwilliger Dechargeleiftung für bie Gewerlſchaft die Gefahr entftand, 
im Rechtswege zwangsweiſe und koſtenpflichtig zur Erfüluug diefer Verpflichtung an⸗ 
gehalten zu werden. Aus biefer (enticheidenden) Dlitverwertung der Stimmen der Bor- 
ſtandsmitglieder beim Buftandefommen des Gewerkſchaftsbeſchluſſes kann ein Aufechtungs⸗ 
grund gegen den letzteren nicht entnommen werden. Die im 8 115 a. a. D. ben einzelnen 
Gewerken geftattete Berufung auf richterliche Entſcheidung darüber, ob ein Gewerkſchafts⸗ 
beichluß zum Beten der Gewerkſchaft gereicht, gewährt ein vollftändig ausreichendes 
Schugmittel gegen einen ungebührliden Einfluß des rechnungslegenden Repräfentanten 
oder Grubenvorftandsmitgliedbes auf bie Gewerkenverſammlung, die bie Abnahme ber 
Rechnung zu erledigen hat, ohne dab es erforderlich ift, ihm fein Mitftimmrecht in 
dieſer Gewerlenverfammlung zu entziehen. 


Nr. 2159. L Sen. 29. Juni 1892. L 130. 92. Bd. 29, Nr. 68, ©. 281. 

Befugnis ber Gewerkſchaft zur Kompenſation gegen Forderungen bed Gewerken 
mit Beiträgen besfelben, die durch Gewerkſchaftsbeſchluß beftimmt find. 88 342 ff. 
1. 16 AL.R. 8 130 des preußiichen Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. 
(Preuß. R.). Dem Kläger ftand gegen die beflagte Gewertichaft, deren Gewerke er ift, 
eine unftreitige Forderung aus Holzlieferungen zu. Die Bellagte ſetzte der Klage auf 
Bablung eine Gegenforberung aus Beiträgen entgegen, die ber Kläger als Gewerke nad) 
Gewerkſchaftsbeſchluß fchuldete. Der Kläger widerſprach der Aufrechnung, indem er 
unter Überreihung des Kurfcheines den Verlauf feines Anteils behufs Befriedigung 
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ber Gewerkſchaft anheimftellte. Der erite Nichter wies Die Klage ab. Der Berufungs- 
richter verurteilte unter Verwerfung bed Kompenjationdeinwandes. Die Nevilion war 
erfolglos. Dur 8 130 des Berggeſetzes ift dem Gewerken dad Recht gewährt, unter 
ben dort angegebenen Borausfeßungen bie perjönliche Haftung für die ausgefchriebenen 
Beiträge von ſich abzuwenden und eine andermweite feinem Willen nicht entiprechende 
Berichtigung der Beiträge abzulehnen. Da er von biefem Rechte auch noch nach der Ver⸗ 
urteilung und zur Abwendung ber Exekution Gebrauch machen Tann, fo läßt fich nicht 
in Bweifel ziehen, daß ihm die Geltendmachung des Rechts auch jedem auf Berichtigung 
ber Beiträge abgielenden Verlangen der Gewerkſchaft gegenüber zuſteht. Eine von ber 
Gewerkſchaft abgegebene Kompenfationserllärung würde aber gemäß 88 300, 304, L 16 
WER. die rechtliche Bedeutung haben, daß die Beitragsverbinblichleit ohne den Willen 
des Gewerken gleichwie durch geleiftete Zahlung getilgt ift. Deshalb ift die Gewerkſchaft 
nach der Haren Beitimmung des Geſetzes zur wirkſamen Abgabe ber einfeitigen Kompen⸗ 
fationderllärung nicht berechtigt und Der Gewerle nicht verpflichtet, eine folche Erklärung 
als rechtöwirffam anzuerfennen. Eine fällige Verbindlichkeit der Gewerkſchaft und eine 
fällige Beitragsverbindlichleit des Gewerken find daher im Sinne ber 88 342, 343, L 
16 WER. ihrer Beichaffenheit nach nicht gleichartig. Der Gewerke Tann feine Be 
friedigung wegen einer fälligen Berbindlichleit der Gewerkihaft an ihn ohne deren Ein- 
willigung beitreiben und durchführen, während der Gewerkſchaft das gleiche Recht wegen 
fälliger Beitragsverbindlichleiten des Gewerken vom Gejege ausdrücklich genommen: ift. 
Dur die einfeitig abgegebene Kompenfationderflärung der Gewerkſchaft wird das Hecht 
bes Gewerlen aus 8 130 a. a. D. überhaupt nicht berührt. Nur eine rechtswirkſame 
Kompenfationserflärung führt den gleichen Erfolg herbei wie die Zahlung. 


Nr. 2160. L Sen. 28. November 1888. J. 258. 88. Bd. 23, Nr. 43, ©. 202. 

Nechtliche Natur ber Gewerkſchaften. Bereinigung ſämtlicher Kure in einer Hand. 
(Breuß. R.). Die Yrage, ob durch die Vereinigung jämtlicher Kuxe in einer Hand 
die Gewerkſchaft aufgelöft wird, Läßt fich unmittelbar aus dem Berggeſetze vom 24. $uni1865 
nicht beantworten. Die Vorfchriften 88 94 und 100 a. a. D. geben feine Enticheidung. 
Maßgebend find, joweit fi nicht etwa aus dem Weſen der Gewerkihaft Modififationen 
ergeben, die für juriftifche Berjonen geltenden allgemeinen Grundſätze. Die Beftimmungen 
der 88 25— 202, LH A.L. R. find auch auf die Vereinsbildungen der neueren Zeit, bei 
denen das Borhandenfein einer Mechtsperjönlichleit nicht auf befonderer ftantlider Ver- 
leihung beruht, jondern aus dem Gefamtinhalte der die betreffende Bereinigung regeln- 
ben gejeglichen Vorſchriften konſtruktiv erfchloffen wird, wenn biefe Vereinsbildungen 
auch bei Ubfaffung des preußiichen Geſetzbuches noch unbelannt waren, inſoweit anzu⸗ 
wenden, al3 fie nicht auf das Verhältnis ber Korporation zur Staatögewalt Bezug 
haben, fondern ein Ergebnis bed Rechtsgedankens find, daß die universitas als folche 
d. 5. als Einheit in die Ericheinung tritt und Träger rechtlicher Beziehungen mwirb. 
Das Velen ber Gewerkichaft ftegt einer foldhen Anwendung nicht entgegen. Bielmehr 
ift der Umftand, daß bie Bereinigung ſämtlicher Kuxe in einer Hand eine äußerlich 
nit Hervortretende Thatfache ift, die jeden Augenblick wieder bejeitigt werben Tann, 
geeignet, jene Beitimmungen gerade hier als bejonderd praftiih und dem Verkehrs⸗ 
bedärfniffe entiprechend erfcheinen zu laſſen. Solange die Vereinigung dauert, kann 
äwar von einer Gewerkenverſammlung nicht die Rede fein, wohl aber können von den 
allein vorhandenen Gewerken mit Wirkung für die Gewerkichaft Beichlüffe gefabt werden; 
ebenfo ift eine Vertretung ber Gewerkſchaft dur den Mepräfentanten, ben Gruben- 
vorstand oder fonftige Bevollmächtigte möglih. Die Anflöfung der Gewerkſchaft ift 
demnach nicht ſchon infolge jener Thatſache, fondern erft dann anzunehmen, wenn der 
Ulleineigentümer der Kuxe einen beftimmten auf bie Auflöfung gerichteten Willen in 
äußerlich erfennbarer Weife kundgegeben hat. 
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Nr. 2161. V. Sen. 9. Juli 1890. V. 76. 90. Bd. 26, Nr. 64, ©. 334. 

Umwandlung einer Gewerkſchaft in eine Altiengeſellſchaft. Paſſive Succefſion 
im alle der Übertragung eines Bermögensinbegrifies mit Aktiven und Baffiven. 
(Preuß. R.). Es Handelt ſich um die Frage, ob durch die Übernahme eined Vermögens⸗ 
inbegriffes mit Altiven und Paſſiven eine Succeffion des Übernehmers auch in bie 
letzteren dergeſtalt fich vollzieht, Daß, wie die Schuldner des Inbegriffes, jo auch bie 
Gläubiger in ein unmittelbares Mechtöverhältnis zu dem Übernehmer treten. Hierbei 
fommt es im vorliegenden Falle zunächſt darauf an, ob überhaupt eine Veräußerung 
und damit ein Übergang eines Vermögenskomplexes auf ein anderes Rechtsſubjekt vor- 
liegt oder vielmehr nur eine Veränderung ber Sefellihaftsform, nämlich eine 
Umwandlung der Gewerkſchaft in eine Altiengeſellſchaft. Nah 8 94 Tit. 4 des All- 
gemeinen Berggefehes vom 24. Juni 1865 bilden zwei oder mehrere Mitbeteiligte eines 
Bergwerfes eine Gewerkſchaft, für welche Geſellſchaftsform bie Beftimmungen ber 
88 4—132 a. a. D. zur Unwendung kommen. Nah 8 133 daſ. aber Tönnen bie 
Nechtöverhältniffe der Mitbeteiligten eines Bergwerks durch Vertrag ober jonftige 
Willenserflärung auch andermweit geregelt, mithin audh eine bereit3 beftehende Gewerk⸗ 
[haft in eine andere geſetzlich zuläffige Geſellſchaftsform umgewandelt werden, wozu 
nur ein einftimmig gefaßter Gewerkſchaftsbeſchluß erfordert wird. Im Falle einer 
folden Ummandlung bleibt das Rechtsſubjekt basfelbe, ein Wechjel im Eigentume findet 
nicht ftatt und ebenfowenig eine Veränderung in den rechtlichen Beziehungen zu britten 
Perfonen; die neue Gefellihaft bleibt gegenüber den Släubigern wie den Schulbnern 
der bisherigen Gewerkſchaft verpflichtet mie berechtigt, nicht auf Grund einer Succeflion, 
fondern als dasfelbe Hechtsfubjelt in neuem Gewande. Die Frage, ob nur eine folche 
Umwandlung ober aber eine Veräußerung des Bergwerks vorliegt, hat ber Berufungs- 
richter nicht in Betracht gezogen, und es bietet fich auch Fein genügender Anhalt, fie 
im Wege rechtlicher Schlußfolgerung aus den feftgeftellten Thatfachen zu enticheiben. 
Die Unnahme, daß es ſich hier nur um eine in ber Gewerlenverfammlung beſchlofſene 
Umwandlung der Gewerkſchaft in eine Altiengefellichaft handelte, wird insbeſondere noch 
nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß bei dem Gründungsvertrage fi) außer der Gewert- 
Ihaft noch andere Perſonen durch Beichnung von Witten beteiligt haben. Denn es 
war die Gewerkſchaft nicht gehindert, bei der etwa beichlofienen Umwandlung in eine 
Aktiengeſellſchaft noch andere Perſonen als Beteiligte Hinzuzuziehen. Wenn aber auch 
eine Prüfung des vollftändigen Inhalt? des Gründbungsvertrages und des Gemwerfichafts- 
befchluffes zu der Feftftellung führen follte, daß nicht bloß eine Umwandlung ber 
Geſellſchaftsform, fondern eine Veräußerung des Bergwerkes an die zu gründende 
Aktiengeſellſchaft beabfichtigt war und biefer Abſicht gemäß in Ausführung gebradit 
worden ift, jo würde immer noch weiter zu prüfen fein, ob damit die Gewerkſchaft als 
Rechtsfubjelt zu erxiftieren aufgehört, und falls Died anzunehmen wäre, von biefem 
— die Frage der paſſiven Succeſſion anderweit zu erwägen und zu entſcheiden 
ein. Nr. 453. 


Nr. 2162. V. Sen. 21. Dezember 1892. V. 210. 92. Bd. 30, Nr. 73, ©. 250. 

Rechtliche Natur der Schabenserjatpflidt des Bergwerksbeſitzers gegenüber bem 
Grundeigentümer. 88 148, 150 Abf. 2 des Allgemeinen Berggeiees vom 24. Juni 1865. 
(Preuß. R.). Ber Kläger ift Eigentümer von Grundftüden, die er durch Auflaffung 
vom 16. Upril 1889 zufammen mit anderen Parzellen erworben hat. Die Grundſtücke 
fiegen im Felde des Bergwerks der VBellagten und find von deren Srubenbauen, von 
denen die erften Streden im Sabre 1888 borthin getrieben find, unterfahren. Der 
Kläger behauptet, daß die gebachten Grunbitüde zu Baupläßen geeignet feien, daß er 
fie aber hierzu nicht benußen könne, weil fie durch den Bergbau ber Bellagten gefährbet 
feien, und daß er aus biefem Grunde und infolge der ihm von der Beklagten zu- 
gegangenen Warnung feine Abfiht, auf den Srundftücden Arbeiterhäuſer zu errichten, 
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habe aufgeben müſſen. Er fordert deshalb als Schadenserſatz die Differenz zwiſchen 
bem Werte, ben bie Grundftüde gegenwärtig als Ackerland haben, und dem Werte, 
den fie als Bauftellen gehabt haben würden, wenn ber Bergbau nicht dazwifchen ge- 
treten wäre. In ber VBerufungsinftanz ift der Kläger abgewiejen, das Neichägericht 
bat die biergegen eingelegte Revifion zurückgewieſen. Mit dem Berufnngsrichter ift 
davon auszugehen, daß die im 8 148 des Allgemeinen Berggeſetzes anerlannte Legal- 
obligation des Bergwerksbeſitzers ſowohl aktiv als paſſiv einen perfünlicden Charalter 
hat und daß bie Verpflichtung mit dem Beitpunfte, wo der Schade entftanden tft, zur 
Vollendung gelangt. Der Kläger, der den Anſpruch lediglich aus eigenem Rechte erhebt, 
ift hiernach zur Klage nur dann legitimiert, wenn der Schade, für den er Erfah fordert, 
während feiner Beſitzzeit entftanden if. Der Berufungsrichter fiimmt nun dem Kläger 
darin bei, daß ſchon die durch den Bergbau drohende Gefahr, wenn eine ſolche vor 
handen fei, den Grundftüden die Bauplaßqualität genommen und dadurch deren Ent- 
wertung herbeigeführt Habe; er ift aber der Meinung, daß biefe Entwertung, wenn 
überhaupt eine ſolche ftattgefunden Haben follte, ſpäteſtens ſchon im Jahre 1888 ein- 
getreten jet. Die hierauf bezüglichen Seftftelungen des Berufungsrichters find frei von 
Rechtsirrtum und rechtfertigen die von ihm ausgeſprochene Abmweifung der Klage. 
Nach 8 148 des Allgemeinen Berggeſetzes tft der Bergwerksbeſitzer verpflichtet, für allen 
Schaden, der bem Grundeigentume ober befien Bubehörungen durch den Betrieb des 
Bergwerks zugefügt wird, vollftändige Entichädigung zu leiften ohne Unterfchied, 
ob der Betrieb unter dem befchäbigten Srundftüde ftattgefunden hat oder nicht, ob bie 
Beihäbigung von dem Bergwerksbeſitzer verſchuldet ift und ob fie vorausgeſehen werden 
Tonnte oder nicht. Hiernach erfordert dad Gefeh zur Begründung des Entihädigungs- 
anſpruches in objeltiver Beziehung nichts weiter, als daß ein Schade an dem Grund» 
ftüde des Klägers entftanden ift und daß diefer Schade mit dem Betriebe des Bergwerks 
in urfählihem Zuſammenhange fteht. Die Art und Weife, wie der Kaufalzufammenbang 
hergeftellt wird, ift dabei ohne rechtliche Bedeutung. Der Begriff des Schadens ift im 
Berggeſetze nicht definiert und muB daher nach den Vorſchriften des allgemeinen Civil⸗ 
rechts, hier nach denen bed ULR. beurteilt werden. 88 1,7, J. 6 A.L.R. Bei An- 
wendung diefer Grunbfäge ift die Beſchädigung des Grundſtücks des Klägers durch den 
Bergbau ſchon dann anzunehmen, wenn feftfteht, daß die Parzellen bisher zu Bauplägen 
geeignet waren, dieſe Eigenichaft aber durch die von dem Bergbau drohende Gefahr 
verloren Hatten. Der 8 150 Ab. 2 des Allgemeinen Berggeſetzes fteht dem nicht ent» 
gegen. In dieſer Vorſchrift tft Teine Ausnahme von der Regel des 8 148 a. a. O. 
gemacht, fondern nur aus Zweckmäßigkeitsgründen ein Fall des Dolus hervorgehoben. 
Es kann namentlich nicht zugegeben werden, daß nur in dem im 8 150 Abf. 2 hervor- 
gehobenen Falle der entzogenen Bebauungsgelegenheit die bloße Gefahr einer Beichädigung 
des Srundftüdes einen Entſchädigungsanſpruch begründe. Diefer in dem Urteile des 
erfennenden Senat3 vom 13. Februar 1892 (Daubeniped, Vergrechtliche Entfcheidungen, 
©. 384) ausgeſprochene Grundſatz kann hiernach nicht aufrecht erhalten werben. Der 
Grundeigentümer ift ſonach, wenn feinem Grundftäde durch den umgehenden Bergbau bie 
Banplagqualität entzogen ift, zum mindeften die abftrafte Wertsminderung d. 5. Die 
Differenz in dem gemeinen Sachwerte, wie er vor der Gefährbung beftand und mie 
er ſich nachher geftaltet Hat, zu fordern befugt, und die Beſchädigung ift wenigſtens 
inſoweit jchon mit jenem Zeitpunkte zur Eriftenz gelangt. Die Kenntnis des Grund» 
eigentümers von der Bejchäbigung beeinflußt zwar bie Geltendmachung des Anſpruches 
und deshalb den Lauf ber Verjährung; für die Entfiehung des Anſpruches aber ift 
fie ohne Bedentung. Ob vielleicht bei Verfolgung des indivibuellen Schadens (des 
Intereſſes) von anderen Grunbjägen auszngehen fet, Tann bier unerörtert bleiben, ba 
Der Kläger feinen Anſpruch hierauf nicht gerichtet hat. Bmar hat der Kläger in der 
Klagbegründung zunächſt behauptet, daß ihm durch die Gefährbung feiner Grundſtücke 
Die Bebanungsgelegenheit entzogen ſei; aber was er als Erſatz hierfür fordert, befteht 





362 Dritte Bud. Sachenrecht. 


in der Differenz der Werte des Grundftüdes als Baugrundes und als Ackerlandes. 
Diefer Minderwert war nad ber maßgebenden Feſtſtellung des Berufungsrichterg, 
wenn überhaupt, ſchon im Jahre 1888 vorhanden, alfo ehe der Kläger das Eigentum 
erworben hatte, und e3 hat fich ſeitdem nicht verändert. Hieraus folgert der Berufungs- 
richter mit Recht, daß der Schade, wofür der Kläger Erfag fordert, nicht ihm erwachſen 
fein Tann, fondern nur feinem Rechtsvorgänger. Hiergegen kann der Kläger auch nicht 
geltend maden, daß er den Preis, den er für die Geſamtbeſitzung gegeben hat, nicht 
bewilligt haben würde, wenn er von ber den Grundftüden burch den Bergbau drohenden 
Gefahr Kenntnis gehabt hätte. Der Kläger mag auf biefe Weiſe einen Vermögens⸗ 
nachteil erlitten haben, und es mögen ihm daraus Gemwährleiftungs- und Entihäbigungs- 
anfprüde erwachſen fein; aber zu der Beklagten ift er dadurch nicht in rechtliche Be⸗ 
ziehungen getreten. Diefe ift kraft des Geſetzes, abgejehen von dinglichen Berechtigungen, 
nur dem Eigentümer bes Grundftüds als ſolchem verantwortlih, und zwar nur dem 
Eigentümer, dem zur Zeit der Beſchädigung die Herrſchaft darüber zuftand. 


Nr. 2163. V. Sen. 16. November 1892. V. 166. 92. Bb. 30, Nr. 68, ©. 228. 

Begriff des VBergwerlöbefiters, der deu durch deu Bergwerkobetrieb dem Grund⸗ 
eigentümer entjtchenden Schaden zu erſetzen hat. 8 148 des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Zuni 1865. (Preuß. R.). Die Enticheidung hängt, da lediglich die Durch 
8 148 des Allgemeinen Berggeſetzes begründete Erjapflicht geltend gemadt tft, von 
Beantwortung ber Srage ab, wer durch dieſe Borjchrift, wonad ber Bergwert3- 
beſitzer verpflichtet ift, für allen Schaden, der dem Grunbeigentume dur den Be- 
trieb des Bergwerks zugefügt wird, vollftändige Entichädigung zu leiften, für 
entihädigungspflichtig erflärt worden fei. Die durch 8 148 a. a. D. begründete Ent- 
ſchädigungspflicht ift im Geſetze felbft für unabhängig erflärt davon, ob die Beichädigung 
von dem Bergwerksbeſitzer verichuldet worden ift, ober ob fie vorausgejehen werden 
fonnte. Im Gegenfate zu den nach allgemeinen rechtlichen Srunbfägen aus Verträgen, 
vertragsähnlichen Verhältniffen und insbeſondere aus unerlaubten Handlungen ent- 
fiehendeu Verpflichtungen zum Schadenserfate hat man dieſe Entſchädigungspflicht als 
eine Legalobligation bezeichnet d. h. als eine folche, für welche ber zu ihrer Begründung 
erforderliche Thatbeftand Lediglich dem befonderen die Verpflichtung ausſprechenden Ge⸗ 
feße zu entnehmen if. Das Geſetz aber, indem es den Beſitzer bes Bergwerks als 
den bezeichnet, der für den durch den Betrieb zugefügten Schaden aufzulommen hat, 
knüpft die Verpflichtung nicht in dem Sinne an die Thatjache des Betriebes, daß nur ein 
durch den Betrieb des Beſitzers jelbft entftandener Schade ben Befiger zur Ent- 
ſchädigung verpflichtet, fondern es ift der den Beſitzer verpflictende Thatbeftand bes 
Geſetzes erfüllt, wenn ein Schade am Grundeigentume eintritt, der in dem zu irgenb 
welcher Beit und von irgend Jemand geführten Betriebe des Bergwerks jeinen Grund 
hat. Deshalb Hat die Rechtſprechung unter mehreren aufeinander folgenden Befigern 
des Bergwerks nicht denjenigen, deſſen Betrieb den Schaden verurjacht hat, fondern ben- 
jenigen als erfaßpflichtig bezeichnet, in deſſen Befißzeit der Schade wirklich eingetreten 
if. Eine fo von dem eigenen Verhalten des Berpflichteten völlig unabhängige Ver⸗ 
bindlichleit war gefeßgeberiich nur gerechtfertigt, wenn fie beabſichtigt war al3 eine 
billige Uusgleihung für die dem Grundeigentume durch das Beſtehen eines bavon ge- 
fonderten Bergeigentumes erwachſenden Beſchränkungen. Als ſolche war fie in ber 
hat vom Gefeßgeber gemeint. Als derjenige, zu bdefien Laften bie bezeichnete Aus⸗ 
gleihung zwiichen dem Grundeigentume und dem Bergmwerldeigentume füglich angeordnet 
werden konnte, erjcheint aber nur der Eigentümer des Bergwerks, und bamit ftimmt 
e3 überein, daß die Motive den Berpflichtungsgrund in die Ausübung des Bergwerks⸗ 
eigentumes fegen, welche Ausübung ebenfowohl durch Überlaffung bes Vetriebes an 
Undere als durch eigenen Betrieb gejchieht, wogegen berjenige, welcher auf Grund eines 
vom Eigentume abgeleiteten Rechts den Betrieb, wenn auch für eigene Rechnung führt, 
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nur dieſes fein Recht, nicht das Eigentum ausübt. Daß mit dem Ausbrude „Verg- 
werlöbefiger” im 8 148 a. a. D. der Eigentümer bat bezeichnet werben follen, 
wird auch durch die in den Motiven weiter ausgeſprochene Abſicht beftätigt, die in 
Frage ftehende Materie in Übereinftimmung mit ben Grundſätzen der 88 112ff. I. 
16 LER. zu ordnen. Die landrechtliche Praxis aber legte die lediglich aus dem Ge⸗ 
fee (ohne mitwirkendes Verſchulden) begründete Entſchädigungspflicht dem Bergwerks⸗ 
eigentümer auf. Nr. 2167. 


Nr. 2164. V. Sen. 14. November 1894. V. 161. 94. 3b. 34, Nr. 54, ©. 217. 

Kantionspflicht bes Bergwerläbefiters bei Wertöverminberung eines Grundftäds 
infolge feiner Beuntzung für deu Betrieb des Bergbaues. 8 137 des Allgemeinen 
Berggejeges vom 24. Zuni 1865. (Preuß. R.). In den 1870er Jahren hat bie be- 
klagte Gewerkſchaft für die Zwecke ihres Bergbaues eine Grubenanſchlußbahn von B- 
nad S. angelegt und dazu von dem Rittergute B., welches damals Eigentun des 9. 
war fpäter auf die H.ſche Buderfiebereicompagnie und dann auf den Kläger über 
gegangen ift, eine Grundfläche von etiva fünf Morgen herangezogen. 9. war damit ein- 
verftanden und Hat die Vornahme von umfangreichen Ausichachtungsarbeiten geftattet. 
Die Bellagte Hat für die Benutzung jenes von ihr nicht eigentümlich erworbenen, fondern 
nit dem Nittergute auf deſſen Erwerber übergegangenen Terrains jährlich 80 Mi. ge 
zahlt. Der Kläger hat dies Verhältnis zum 1. Jannar 1893 gekündigt. Um der 
Nüdforberung bes Terraind zu begegnen, bat bie Bellagte ben Enteignungsbeichluß 
vom 4./16. Dezember 1892 ausgewirkt, kraft beflen ihr die Benutzung des Terrains 
verblieben ift. Die von der Bellagten an ben Kläger für bie Weiterbenußung der zur 
Anſchlußbahn verwendeten Grundflächen jährlich im voraus zu zahlende Entihädigung 
ift auf 80 ME pro Morgen feftgejegt, das Verlangen des Klägers aber abgewiejen, daß 
bie Bellagte eine angemeflene Kaution zur Sicherung feines Anſpruchs auf Erſatz bes 
Minderwerts, den dad Terrain bei feiner dereinſtigen Rückgabe infolge feiner Um⸗ 
geitaltung zum Bahnkörper und feiner Benubung in biefer Eigenfchaft erlitten babe 
und noch erleiden werde, beftellen müfle. Der Kläger hat ben Rechtsweg beichritten 
und beantragt, die Bellagte zu verurteilen, ihm zur Sicherung jenes Anſpruchs eine 
Kaution von 10000 Mt. zu beftellen. Der erfte Richter hat dieſen Anſpruch feinem 
Grunde nach für gerechtfertigt erflärt. Die Berufung des Bellagten ift zurüdgemielen. 
Ihre Revifion ift ohne Erfolg geweſen. Dem Berufungsgericht ift darin beizutreten, 
Daß die Kautionsbeftellung nach $ 137 des Allgemeinen Berggeſetzes zu jeder Zeit 
während der Dauer der Benubung des Grundſtücks zu Bergbauzweden und von jedem 
runbeigentümer gefordert werden Tann, wenn nicht durch Bertrag etwas Anderes feit- 
gejegt ift. Zunächſt ergiebt fi) aus dem Wortlaut des 8 135 a. a. D., daß als für 
den Betrieb des Bergbaues abgetreten auch ſolche Grundſtücke gelten, die zu einer für 
Betriebszwede beftimmten Eifenbahn abgetreten find. Aus ber Abtretung eines Grund- 
ftäds zur Benutzung für Bergbauzwecke entftehen in allen Fällen für den Bergwertd- 
befiger die beiden Verpflichtungen, dem Grundbefiger für die entzogene Nutzung jährlich) 
im voraus vollftändige Entfhädigung zu leiften und das Srundftüd nach beenbeter 
Benutzung zurüdzugeben. Diefen Verpflichtungen tritt für ben all, dab durch bie 
Benubung eine Wertsverminderung bed Grundſtüds eingetreten ift oder vorausſichtlich 
eintreten wird, als dritte hinzu, baf der Bergwerksbeſitzer bei ber Nüdgabe des 
Srundftüds defien Minderwert erfegen und daß er auf Verlangen des Grundbeſitzers 
ſchon bei der Abtretung des Grundftüds zur Sicherung der Erfüllung diefer Verpflichtung 
eine angemeffene Kaution beftellen muß. Aus ber Formulierung des dieſe Beitimmungen 
enthaltenden 8 137 a. a. O. bat ba8 Berufungsgericht mit Mecht geichlofien, daß der 
Grundbefiger, wenn er ſchon bei der Abtretung des Grundſtücks die Beſtellung ber 
Kaution verlangen dürfe, dieſe jedenfalls auch ſpäter fordern könne. Ferner findet es 
darin, daß ber Kautiondanfpruh dem Grundbefiter als ſolchem zugeſprochen ift, 
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ausgedrückt, ba biefer Anſpruch nicht nur von dem Srunbbefiker, welcher bad Grund⸗ 
ftäd freihänbig ober zwangsweife zum Bergbaubetriebe abgetreten bat, ſondern auch 
von deſſen Beſitznachfolgern während der ganzen Dauer der Rutungsdentziehung geltend 
gemacht werben Tann. Dies fteht auch im Einflange mit der Beftimmung im 8 141 a.a.D., 
in der das Borlaufs- und Wiederlanfsrecht wegen ber zu Zwecken des Bergbanbetriebes 
veräußerten Teile von Sruubftüden nicht dem Eigentümer, welcher die Teile veräußert 
bat, fondern ausdrüdiih dem zeitigen Eigentümer bes durch die urſprüngliche Ver⸗ 
äußerung verfleinerten Grundſtücks beigelegt if. Wenn nun für die Erfüllung einer 
Erfagverbindlichleit Kaution gefordert werden barf, fo muß bazu, falls diefer Punkt 
nicht fogleih bei der Ubtretetung geregelt ift, jeder Nachfolger im Eigentum bed ab- 
getretenen Grundſtücks bis zur Nüdgabe bes Iekteren als der bei der Kautionsbeftellung 
Sintereffierte Iegitimiert erfcheinen. Denn jeder Eigentümer kann, fo oft ber Beitpunft 
der Rüdgabe fi nicht beftimmen Täßt, annehmen, daß biefer in feine Beſitzzeit fallen 
und daß alſo ihm ber Erfah des Minberwertes gebühren werde. Dem Berufungs- 
gericht muß auch darin beigetreten werden, baß der dem Beligporgänger bed Klägers 
H. erwachſene Anſpruch, weldder durch Vertrag nicht ausgeichloffen ift, feither eriftent 
geblieben und auf biefen Rautionsanfprudh die Entelgnung vom Jahre 1892 ohne 
Einfluß geweien if. Es ift nur bie eine Veränderung eingetreten, daß ber Titel der 
Benugung ber Beklagten gewechfelt hat, an bie Stelle der freihändigen Überlaffung if, 
obne daß eine Unterbrechung ber Benutzung duch Rüdgabe des Grundſtücks an den 
Kläger ftattgefunben hat, im Jahre 1892 die zwangsweiſe getreten. Die bis dahin von 
der Beklagten auf Grund freihändiger Überlaffung ausgeübte Benutzung ift nicht etwa, 
fei e8 infolge der Entbehrlichleit des Grundſtücks für Bergbauzwecke oder aus anderer 
Urfadhe, beendet und daß Erundftüd dem Kläger zurüdigegeben worden, und es iſt aud 
feine neue Beſitzeinweiſung der Bellagten in Ausführung des Enteignungsbeichiuffes 
erfolgt, fondern, nachdem ihr vom Kläger das bisherige Verhältnis zum 1. Januar 1893 
anfgefündigt war, hat die Beklagte dafür Sorge getragen, daß fie auf rund des Ent⸗ 
eignung3befchluffes im Beſize und in ber bisherigen Benutzung bleiben konnte. Dies 
ift in dem Enteignungsbeichluffe ausdrücklich anerfannt. Hiernach hat es fich bei der 
Enteignung nicht darum gehandelt, der Beklagten eine neue Benutzung zu verfchaffen, 
fondern fie in ber bereitö beftehenden Benuzung zu erhalten und zu fügen. Wenn 
deſſenungeachtet das erlangen des Mägerd auf Kautiondbeftelung von ben Ent- 
eignung3behörden abgewiejen tft mit Nüdficht darauf, daß beim Enteignungsverfahren 
nur ber derzeitige Buftanb bes Grundftücks zu berüdfichtigen fei, diefer aber durch bie 
fernere Benugung des Grundſtücks ſeitens ber Beklagten keine Beränderung, das 
Grundſtück auch feine Wertöverminderung erleide, fo kann unerörtert bleiben, ob Dies 
vom Standpunkt der Enteignung aus richtig fei. Keinesfalld kann aber in ber gegen- 
teiligen die ganze Sachlage ind Auge faſſenden Beurteilung des Berufungsgericht eine 
Gejegeöverlegung gefunden werden. Dieſe VBenrteilung beruht darauf, daB bie burd) 
Verwendung bed Srundftüds des Klägers zu VBergbauzweden in ben 1870er Jahren 
entftandene die Sicherung der bereinftigen Ausgleichung ber Wertsverminderung be- 
zwedende Kautionspflicht der Beklagten bisher nicht erledigt fei, weil das Grunbftäd 
dem Släger nicht zurdgegeben und die Ausgleichung nicht erfolgt fet, daß beshalb bie 
Kautionspflicht auch nach ber Enteignung noch fortbeftehe, bis der durch die Kaution 
geficherte Anſpruch befriedigt fein werde. 


Nr. 2165. V. Sen. 18. November 1893. V. 172. 93. Bb. 32, Nr. 60, ©. 241. 

Nechtöftellung bes Grundeigentümers zum Bergwerlöbefiker, ber bie Dberlädhe bed 
Grundſtückes zu Bruche bant. Art. 126 ff. 141 des Großherzoglich Heffiicden Berggeſetzes 
vom 28. Januar 1876 (vergl. 88 135 ff. 148 des preußifchen Berggeſetzes vom 24. Zunt 
1865, Reichsgeſetz vom 15. März 1881, Nr. 1). (Gem. u. preuß. R.). Der Beklagte feht 
den Entfhäbigungsanfprüchen der Kläger den Einwand entgegen, baß er die Grund⸗ 
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ftüde planmäßig zu Bruch baue, und glaubt Hieraus ein Enteignungsrecht für fich her- 
leiten zu können, das die Kläger hindere, im gegenwärtigen Prozeſſe ihre Entſchädigungs⸗ 
anfprüche zu verfolgen. Mit Recht Hat der Berufungsrichter biefen Rechtsbehelf als 
unerheblich verworfen. Der Bergwerksbeſitzer hat bie ausichließliche Befugnis, unter 
Beobachtung ber geſetzlichen Vorſchriften das in ber Berleihungsurkunde benannte 
Material in feinem Felde aufzuſuchen und zu gewinnen (Urt. 43 des heſſiſchen Berg- 
gefeßed vom 28. Zanuar 1876). Unter Tage darf er, ſoweit polizeiliche Befchräntungen 
nicht entgegenftehen, alle Anlagen machen, die ber Betrieb erfordert, ohne daß ber 
Grundeigentümer dem widerſprechen dürfte. Etwaige VBeichädigungen ber Oberfläde 
bes Grundſtückes berechtigen diefen nur, vom Bergwerkäbeliger Schadenserſatz zu fordern 
(Art. 141 a. a. O.). Dagegen giebt die bergrechtliche Verleihung dem Grubenbeſitzer 
nicht das Recht, eigenmächtig in das Eigentum an der Erdoberfläche einzugreifen und 
hiervon, wenn er ihrer bedarf, den Grundeigentümer auszufchließen. Iſt für den Be 
trieb des Bergbaues die Benukung eines fremden Grundftäds notwendig, fo muß der 
Grundbeſitzer dies, er jei Eigentümer oder Nutzungsberechtigter, an ben Bergiwerls- 
befiger abtreten. Diejer darf aber das Grundftüd nicht eigenmächtig in Beſitz nehmen, 
ſondern het, wenn nicht eine gütlide Einigung mit bem Grundbeſitzer zu erzielen ift 
zuvor bie Abtretung nad) Vorſchrift der Art. 126 ff. des Verggeſetzes herbeizuführen. 
Bis dahin Hat er ſich jedes Eingriffes in das Oberflächeneigentum zu enthalten. Handelt 
er bem zuwider, fo feßt er fich nicht nur ber Eigentumsgfreiheitäflage und ben poſſeſſo⸗ 
riihen Rechtsbehelfen aus, jondern er hat auch in allen Fällen dem beichäbigten Grund⸗ 
eigentümer das volle Intereſſe zu erſetzen. Auch die Klage aus Urt. 141 bes Berg. 
geſetzes ift dem Eigentümer bier nicht zu verfagen, wenn fonft deren Borausfehungen 
vorliegen. Dagegen giebt das Geſetz dem Grundbeſitzer nicht das Recht, den Gruben⸗ 
befiger zur Herbeiführung des Abtretungsverfahrens zu zwingen, ſondern es unterliegt 
Iedigli dem Ermeflen des Bergwerksbeſitzers, ob er von den ihm in den Art. 126 ff 
beigelegten Befugniffen Gebrauch machen will oder nicht. Die Frage, ob dem Gruben⸗ 
befiger, der planmäßig die Erboberfläche zu Bruce baut, ein Recht, bie Abtretung zu 
fordern, zufteht, ift im weſentlichen eine thatfächliche. Die Beantwortung hängt davon 
ab, ob in einem ſolchen Abbaue, wie beim Tagebane, ein unmittelbarer Eingriff in 
Das Oberflächeneigentum oder ein unterirdiicher Bergbaubetrieb zu finden if. Im 
vorliegenden Yalle bedarf die Frage Feiner Entſcheidung. Außer Streit ift, daß bisher 
eine Grundabtretung nicht ftattgehabt bat, ber Beflagte vielmehr mit feinem hierauf 
gerichteten Antrage in allen Inſtanzen abgemwiejen iſt. Daraus ergiebt fi, Daß ber 
Bellagte den Abbau, den er jelbft für einen Eingriff in das Oberflächeneigentum an- 
fieht, erft dann beginnen durfte, wenn er entweder infolge gütlicher Einigung oder 
infolge Abtretungsbeichluffes das Recht zur Befibergreifung erlangt Hatte. Der Be 
klagte bat daher, jelbft wenn man das von ihm beanspruchte Enteignungsrecht an⸗ 
eriennen müßte, durch den vorzeitigen Abbau rechtswidrig in das Eigentum der Kläger 
eingegriffen und ift ihnen deshalb zum Schadenserſat verpflichtet, gleichviel ob man 
die Klage als eine negatorifche, eine Aquilifche ober eine aus dem Art. 141 des Berg⸗ 
geſetzes bergeleitete anzujehen hat. Steht dem Bellagten aber das Enteignungsrecht 
nit zu, jo regeln fi die erhobenen Anſprüche lediglich nach ber zulebt erwähnten 
Vorſchrift. In allen Fällen ift hiernach ber Beklagte verpflichtet, den durch das 
Bubrudebauen bewirften Schaden den Klägern zu erjegen. Sollte es dem Bellagten 
Ipäter gelingen, die Abtretung herbeizuführen, jo würden dadurch die vorher ent- 
ftandenen Entihäbigungsforberungen nicht berührt werden. Der Schäbung iſt dann 
der Zuftand der Grundftüde zu Grunde zu legen, den fie zur Zeit der Abtretung 
haben werden, und bie Enteignungsbehörde ift, da die Beſchädigung nicht eine Folge 
ber Abtretung ift, nicht befugt, bei Feſtſtellung der Entſchädigungsſumme die frühere 
Entſchaͤdigung zu berüdjichtigen. 
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Nr. 2166. V. Sen. 22. Dezember 1894. V. 234. 94. Bb. 34, Nr. 65, S. 268. 

Eigene Berfäänibung bed Grunbbefigerd gegenüber ber Verpflichtung bed Berg⸗ 
werlobeſitzers zum Schabenderiake. 8 150 des Verggefehes vom 24. Juni 1865. 
(Preuß. R.) Die Bellagte ſetzt der Klage auf Schadenserfah den Einwand entgegen, 
daß dem Erbauer des befchädigten Haufes (dem Wirte B.) die ſchon zu jener Zeit durch 
ben Bergbau drohende Gefahr bei Anwendung gewöhnliher Aufmerffamteit nicht habe 
unbekaunt bleiben Tönnen. Der erfte Richter bat diefen Einwand durch Zwiſchenurteil 
verworfen und demnächſt die Beklagte zur Zahlung von 1500 ME. nebft fünf Brozent 
Pinfen feit dem Tage der Magzuftellung verurteilt, mit ber Mehrforberung aber den 
Kläger abgewielen. Auf bie Berufung ber VBellagten, ber ſich ber Kläger angeichloflen 
hatte, hat der VBerufungdrichter der Einrebe ftattgegeben und, unter Zurüdweifung ber 
Anſchließung, die Klage gänzlich abgewielen. Diefe Entfcheidung ift vom Reichsgericht 
gebilligt. Es kann keinem Bweifel unterliegen, dab ein Verſchulden, bad einen früheren 
Beſiher des beichäbdigten Gebäudes trifft, dem Kläger, wenn er ben Entfchädigung3- 
anſpruch auf ein Delikt des VBergwerläbefigers gründet, niemals entgegengeſetzt werben 
fann. Es Tann ferner der Reviſion zugegeben werben, daß auch bie aus dem 8 148 
des Allgemeinen Verggeſetzes entipringende geſetzliche Obligation aktiv und paffiv einen 
perfönliden Charakter an fi trägt und daß der VBerufungsrichter fehl geht, wenn er 
ausführt, daB der Kläger nicht mehr Rechte haben könne, als fein Autor befeflen 
habe. Der VBerufungsrichter überfieht hierbei, daß ber beſchädigte Srunbbefiger den 
Anſpruch nit von dem Erbauer des Haufes ableitet, fondern daß er ein Recht ver- 
folgt, das erft mit der Beſchädigung dem zeitigen Grundbeſitzer perfönlih erwächſt. 
Ebenſo befämpft die Revifion mit Recht die Anſicht, das Geſet Tonftitniere Hier eine 
Legaljervitut zur Duldung fünftiger Beſchädigung. Diefe Anficht verfennt den Begriff 
der Servitut, die nur in Gebrandd- und Nubungsrechten an einer fremden Sache be- 
ftehen, niemals aber perfönliche Nechte des Grundeigentümers zum Gegenftande haben 
fann. Deſſenungeachtet ift die Entſcheidung des VBerufungsrichterd aufrecht zu erhalten. 
Bor Allem ſpricht der Wortlaut des Geſetzes gegen bie Anficht des Klägers. Pas 
Allgemeine Verggeſet ftellt im 8 148 die poſitiven VBoraudfegungen feit, von 
denen e3 den Anſpruch des Grundbeſitzers auf Entihäbigung abhängig macht. Ber 
Bergwerksbeſitzer foll danach verpflichtet fein, für allen Schaden, ber dem Grundeigen⸗ 
tum oder defien Bubehörungen durch ben Betrieb des Bergwerks zugefügt wird, voll- 
ftändige Entſchädigung zu leiften ohne Unterfchied, ob der Betrieb unter dem befchädigten 
Grundftück ftattgehabt Hat oder niit, ob bie Beſchädigung von dem Bergwerksbeſitzer 
verſchuldet ift, ob fie vorausgeſehen werben konnte oder nicht. Dabei bleibt gänzlich 
außer Betracht, von welcher Berfon der Betrieb ausgeht; Verpflichtungsgrund ift allein 
die Thatſache des Betriebes des Bergwerkes, und der Eigentümer, der zur Zeit ber 
Entftehung des Schadens im Beſitze des Bergwerks ift, haftet dem Grundeigentümer 
für den durch den Betrieb entftandenen Schaben, gleichviel ob biefer VBetrieb von ihm 
oder von einem feiner Befigporgänger ausgegangen iſt. Der Geſetzgeber folgt bier, fi 
an bie frühere Gefeßgebung anfchließend, deutfchrechtlichen Anfchauungen, wenn er von 
ber Berfon, deren Handlung die Beihädigung verurſacht hat, gänzlich abfieht und fo 
das Bergwerk gewiffermaßen als das beſchädigende Subjelt Hinftellt. — In 8 150 ver- 
fährt der Gefepgeber in ähnlicher Weife: er fügt hier für die darin vorgefehenen Yälle 
eine negative Borausfegung Hinzu, indem er beftimmt: „Der Bergwerksbeſitzer ift 
nicht zum Erſatze des Schadens verpflichtet, welcher an Gebäuden oder anderen An- 
lagen durch den Betrieb des Bergwerks entfteht, wenn ſolche Anlagen zu einer Beit 
errichtet worden find, wo die denfelben durch den Bergbau drohende Gefahr dem Grund⸗ 
befiter bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht unbelannt bleiben Tonnte.” 
Der Gefebgeber ftellt hier, indem er zwifchen dem Verſchulden bes Klägerd und dem 
feiner Beligvorgänger nicht unterfcheibet, fondern ganz allgemein von dem Verſchulden 
des Grundbeſitzers fpricht, dem Bergwerk das Srundftüd gewiffermaßen als Perſon 
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gegenüber; bie ganze Reihe der Srunbbefiber wird von ihm wie eine Berfon be- 
handelt. Für dieſe Auffafiung Ipriht auch der Charakter bes Nechtsinftituts und ber 
Bwed, ben ber Geſetzgeber mit deſſen Einführung beabfichtigt hat. Das gemeine Eivil- 
recht giebt dem durch den Bergbau bejchädigten Grundeigentümer nur dann eine lage 
auf Schadenserſatz, wenn die Vorausſetzungen ber Deliktöobligation vorliegen. Dieſe 
Hegel durchbricht das Allgemeine Berggeſetz, indem e3 den Vergwerksbeſitzer Fraft des 
Geſetzes verpflichtet, für allen Schaden, der auf den Betrieb feines Bergwerks zurück⸗ 
zuführen ift, dem Grundbeſitzer Erſatz zu leiften. Die finguläre Vorfchrift bildet ein 
Korrelat der Bergbaufreiheit, die den Beſtimmungen bes Allgemeinen VBerggefehes zu 
Grunde liegt. Dadurch, daB das Geſetz beftimmte Mineralien und Foffilien dem 
Grunbeigentume, deſſen Herrſchaft fie ihrer Natur nach als Teile bes Grundſtücks 
unterworfen fein würden, entzieht und zum Gegenftande eines befonderen Bergwerks⸗ 
eigentum3 macht, entfteht zwiſchen beiden ein Widerſtreit der Intereſſen, der durch die 
Geſetzgebung nad) den Srundjägen der ausgleihenden Gerechtigkeit zu löſen ift. Dielen 
Weg bat auch das Wllgemeine Berggefeb betreten. Nach der Entſtehungsgeſchichte bes 
Geſetzes, in3befondere den Motiven, die auf die im 8 20, L6 AL.R. enthaltene 
Rechtsregel hinweiſen, kann es einerfeits feinem Zweifel unterliegen, daß e3 die Abſicht 
bes Geſetzgebers gemwefen ift, den Intereſſen bes Grundbeſitzers durch Gewährung eines 
umfangreihen Entſchädigungsanſpruches gerecht zu werben, und andererſeits erhellt 
aus den gefeßgeberifhen Vorarbeiten, daß das Geſetz dieſen Anſpruch da hat be- 
fhränfen wollen, wo er zu Härten gegen den Bergwerksbeſitzer führen würde. Namentlich 
hat das Geſetz vermeiden wollen, daß der Bergbautreibende der Willfür bed Grund- 
befigerd preisgegeben werde. Dieſem Zwecke bes Gefehes würde e3 nicht entiprechen, 
wenn e3 einem Grundbeſitzer, welcher unter Nichtbeachtung der durch ben Bergbau 
drohenden Gefahr gebaut hat und der fich deshalb, wenn bie Beichädigung während 
feiner Befizeit eingetreten wäre, den Einwand des eigenen Berfchulbens entgegenfehen 
laſſen müßte, frei ftehen follte, durch Veräußerung bed Grundſtücks dem Bergwerks⸗ 
befiger den Einwand zu entziehen und ihm zu Gunften eines Dritten die Entſchädigungs⸗ 
pfliht aufzubürden. Nah allebem ift bei Beurteilung bes aus dem 8 150 a. a. O. 
entnommenen Einwandes davon auszugehen, daß das Geſetz in dem Verſchulden, das 
dem Vorbeſitzer des beihäbigten Grundeigentümers bei Errichtung von Gebäuden oder 
anderen Anlagen zur Laſt fällt, eine rechtshindernbe Thatfache erblidt, die den Ent- 
Ihädigungsanfprud des Klägers ausſchließt. 


Nr. 2167. V. Sen. 19. Januar 1895. V. 267. 94. Bd. 35, Nr. 39, ©. 164. 

Keine Haftung des VBergwerläbefigers für ben Schaben, ber in feinem Selbe, 
aber unter Überſchreitung der Feldesgrenzen aus bem von einem Anberen gefchehenen 
Abban von Mineralien entftanden if. (Preuß. R.). Der Kläger forbert auf Grund 
bes 8 148 des Allgemeinen Berggejeßes von ber Beflagten Erſatz der Beihädigungen, 
bie feine Wiefe durch ben in dem Grubenfelde der Beklagten betriebenen Kohlenabbau 
erlitten haben fol. Das Berufungsgericht hat unter Änderung des Urteils der erften 
Inſtanz die Klage abgewiefen, weil der fchäbigende Abbau nicht von der Beflagten, 
fondern zwar in deren Felde, aber von ber benachbarten Hehe W. aus ohne Willen 
ber Bellagten und unter Überfchreitung ber Feldesgrenzen geführt worden if. Diefe 
Enticheibung ift nicht rechtsirrtümlich, fie verlebt insbefondere nicht ben 8 148 des 
Allgemeinen Berggeſetzes. Allerdings ift ber Grund, aus dem nach diefer Vorſchrift 
die Verpflichtung zur Entfchädigung des dem Grundeigentümer zugefügten Schadens 
erwächſt, allein die Thatlache bes Betriebes des Bergwerks; es ift gleichgültig, 
zu welcher Zeit und von mem biefer Betrieb geführt worden ift, zum Schadenserſatze 
verpflichtet tft derjenige Befiger (Eigentümer) des Vergwerks, zu deſſen Beſitzzeit der 
Anſpruch durch den Eintritt des Schadens zur Entftehung gelangt iſt. Deshalb ift in 
ber Rechtſprechung biefer Eigentümer für haftbar erflärt worden ſowohl für den durch 
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den Bergwerksbetrieb feines Vorbefigers entftandenen Schaden, vorausgeſetzt nur, daß 
das fchädigende Bergwerk tdentifch ift mit dem, deſſen jebiger Eigentümer in Anſpruch 
genommen wird, al3 auch für den durch den Betrieb bes Pächter bed Bergwerks au⸗ 
gerichteten Schaden. Nr. 2163. Nicht minder ift der Eigentümer besjenigen Berg⸗ 
werks mitverantwortlich gemacht worden, defien früherer Betrieb ben durch den fpäteren 
Betrieb eines anderen Bergwerk! veranlaßten Schaden vergrößert hatte. Allein die 
Borausfegung aller biefer Entſcheidungen ift die, daß der Schade verurſacht worben 
ift durch den Betrieb des Bergwerkes, deflen Eigentümer in Anfprud) genommen 
wird, und an dieſer VBorausfegung fehlt es im vorliegenden Falle. Der unbefugte 
Koblenabbau von der Zeche ®. aus ift, wenn er auch nach bergmännifchen Regeln 
geführt fein und infoweit als Bergban bezeichnet werben mag, nicht ein Betrieb bes 
Bergwerks des Bellagten, nit eine Ausübung des Bergeigentumes ber 
Bellagten. Nr. 2163. Wie das Berufungsgericht feftftellt, ift bie Zeche W. unter 
Überfchreitung ihrer Syeldesgrengen von einer anderen Seite als von derjenigen her, an 
welcher der Betrieb der Beklagten ftattfand, und ohne deren Wiſſen in bas Felb der 
Bellagten eingedrungen. Mag das abfichtlich oder unabjichtlich (unter Verkennung der 
Grenze) gejchehen jein; jedenfalls Hat weder bei der beklagten Zeche die Ablicht be- 
ftanden, durch bie Beche W. ihr, der Bellagten, Bergeigentum ausüben zu lafien, noch 
bei der letzteren Beche die Abficht, dies Bergmerkdeigentum auszuüben, in biefem Siune 
das Bergwerk der Bellagten zu betreiben. Der Wille der letteren Tann vielmehr nur 
dahin gegangen fein, beim Betriebe ihres eigenen Bergwerkes Kohlen zu ge 
winnen an einer Stelle, wo fie, wifientlich oder ohne ihr Wiffen, nicht dazu berechiigt 
war, aber jedenfalld ohne Nüdficht darauf, ob an diejer Stelle ein VBergeigentum eines 
Anderen beſtand oder nit. Die Reviſion, die bavon ausgeht, daß der Bergwerks⸗ 
eigentümer für die Folgen auch eines in dieſer Weiſe in feinem Felde betriebenen 
Bergbaues (Raubbaues) dem Grunbdeigentümer auflommen müſſe, verwechjelt ben Be⸗ 
trieb von Bergbau mit dem Betriebe eines (beftimmten) Bergwerkes als ber ver- 
liehenen Berechtigung zur Vornahme von Bergbau. 


Nr. 2168. V. Sen. 2. Februar 1895. V. 294. 94. Bd. 35, Nr. 41, ©. 170. 
Begrenzung ber durch ben Betrieb bes Bergbaues entſtehenden Schabenserfak- 
sicht. (Preuß. R.). Die Kläger, deren Revifion zurückgewieſen ift, ftügen ihren An⸗ 
ſpruch in erfter Reihe auf den 8 148 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. 
Mit Recht Hat der Berufungsrichter diefe Gefeßesbeitimmung auf den vorliegenden Fall 
für unanmwenbbar erflärt. Außer Streit ift, daß der Betrieb der der Bellagten ge- 
hörigen Bergwerke die Trodenlegung des Salzigen Sees bei Oberröblingen erforberlid; 
madt und daß die Bellagte (die Kupferfchiefer bauende Mansfeldſche Gewerkſchaft) zu 
biefem Behufe den See im Wege der Enteignung erworben bat. Auch darüber befteht 
fein Streit, daß die Beflagte durch den Enteignungsbeichluß verpflichtet ift, allen Ge⸗ 
meinden unb Betrieben, bie infolge ber Trodenlegung des Sees das Waſſer verlieren, 
dasjenige Trint- und Wirtfchaftswafler in ausreichender Menge und zweddienlicher Be⸗ 
ſchaffenheit zu liefern, welches nad der im Einvernehmen mit dem Oberbergamt zu 
treffenden Entfcheibung der Landespolizeibehörbe erforderlich ift, und daß bie Bellagte 
zue Erfüllung biefer Verpflichtung den in der Klage bezeichneten Kalkſteinbruch erivorben 
und barin ein weites tiefes Brunnenloch abgeteuft bat, aus dem fie dad Wafler den 
fremden Dörfern zuleitet. Die Kläger behaupten, daß durch diefe Anlage ihren Brunnen 
das Wafler entzogen und ber Dorfteich troden gelegt jet, und find ber Unficht, dab der 
dadurch entftandene Schade auf den Betrieb ber Bergwerke der Bellagten ald mittelbar 
wirfende Urfache zurüdzuführen ſei. Diefe Anficht ift irrig. Wie in dem Urteile im Falle 
Nr. 2470 dargelegt ift, hat man unter „Betrieb des Bergwerkes“ im Sinne bes 8 148 
des Allgemeinen Berggefeßes nur die unmittelbar auf Förderung des Material3 ges 
richtete Thätigkeit, den Betrieb im engeren Sinne, zu veritehen, nicht aber Handlungen 
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und die Herrichtung von Anftalten, die notwendig geworben find, um einen burch ben 
Betrieb bed Bergwerks bervorgerufenen Schaden auszugleichen. Ganz jo liegt der zur 
Entſcheidung ftehende Fall. Vie Brunnenanlage dient nicht den Intereſſen bes Berg⸗ 
werks, fol nicht, wie die Trodenlegung des Sees, bie Förderung der darunter liegenden 
Mineralien ermöglichen, fondern ift ausſchließlich dazu beftimmt, ben Schaden ab- 
zuwenden, der den Anwohnern des Sees durch Waflerentziehung erwachſen iſt. Der 
Berufungsrichter geht daher nicht fehl, wenn er unter diefen Umftänden den urfächlichen 
Bufammenhang zwiichen dem Bergbaubetriebe der Bellagten und ber behaupteten Wafler- 
entziehung verneint. Die Kläger machen dagegen geltend, daß die angelegte Wafler- 
leitung ala ein Hilfsbau des Bergwerks anzufehen fei und daß auch die Bergbehörde 
diefe Auffaffung teile und die Waflerleitung deshalb unter ihre Aufficht genommen 
habe. Mit Recht hat ber Berufungsrichter diefe Anficht verworfen. Das Berggeſetz 
verfteht unter Hilfsbauen“ Grubenbaue, die zum vorteilhaften Betriebe des Bergwerkes 
im freien Felde oder im Bergfreien angelegt werden (8 60). Sie dienen bem Betriebe 
im engeren Sinne, namentlich der Waſſer⸗ und Wetterlöfung, Förderung, Fahrung und 
dergl. mehr. Wie oben bereit ausgeführt worden, fteht die Vrunnenanlage mit dem 
Bergbanbetriebe in feinem Zufanımenhange und Tann deshalb auch nicht als ein Hilfs- 
bau im techniſchen Sinne angejehen werden. Fällt aber die Anlage nicht unter den 
Betrieb des Bergwerkes, fo ift die Anwendung be3 8 148 des Berggeſetzes ausgeſchloſſen, 
und es ift gleichgültig, ob die Bergbehörde die Anlage, vielleicht mit Rüdficht auf die 
beiondberen durch die Enteignung bed Sees gefchaffenen Berhältniffe, im öffentlichen 
Sntereffe unter ihre Auffiht genommen bat. Die rechtliche Natur der Waflerleitung 
wird dadurch nicht geändert. In zweiter Reihe gründen bie Mläger ihren Unfprucd auf 
ihr Eigentum an ben Srundftüden und meinen, daß die Beklagte durch Veränderung 
des Grundwaſſerſtandes unberechtigt in ihre Nechtöiphäre eingegriffen habe. Auch dieſer 
Klaggrund verfagt. Vergl. das Nähere im Falle Nr. 1766. 


Nr. 2169. V. Sen. 14. Dezember 1892. V. 199. 92. Bd. 30, Nr. 71, ©. 241. 

Berjährung bes Auſpruches auf Erfat von Bergſchaden gegen ben Eigentümer 
bed Bergwerkes. 88 148, 150 des Allgemeinen Berggejebe vom 24. Zuni 1865. 
8 521, LIALR. (Preuß. R) Die Ausführungen des Berufungsrichters betreffend 
den Einwand ber Verjährung, den er verwirft, werben fäntlich von der Rechtsanſicht 
beherricht, daß biefer Einwand dem Kläger (dem Fiskus ald Orundftüdseigentümer) nur 
dann entgegenftehe, wenn das zuftändige Betriebsamt in Eſſen und, foweit die Beit 
vor deſſen Errichtung in Yrage kommt, die damal3 zur Vertretung bes Fiskus be- 
rufene Provinzialbehörbe von dem Vorhandenſein der Beihädigung drei Jahre vor 
Erhebung der Klage Kenntnis gehabt Habe, daß aber bie Kenntnis bes zuftändigen Be- 
triebsinſpektors oder des Bahnmeifters dazu nicht ausreiche. Dieſe Nechtsanficht kann 
nicht gebilligt werden. Richtig ift zwar, daß die Eifenbahnbau- und VBetriebsinfpeltionen 
und ihre Beamten nicht dazu berufen find, den Eijenbahnfisfus im rechtlichen Verkehre 
zu vertreten, daß vielmehr die Vertretung der Bermögensintereflen des Eiſenbahnfiskus 
früher ausſchließlich den Eifenbahndireltionen unb feit Erlaß der Organiſationsbeſtim⸗ 
mungen vom 24. Rovember 1879 den Direltorium und für beftimmte darin näher 
bezeichnete Ungelegenheiten den Betriebsämtern obliegt. Daraus läßt fi aber nicht 
der Sag herleiten, daß in den Fällen, wo es fi nicht um Rechtsgeſchäfte handelt, 
fondern um bloße Wahrnehmung von Thatſachen und Ereigniffen, die beftehende Rechts⸗ 
verbältnifie zu beeinfluffen geeignet find, diefe Wahrnehmungen erft dann rechtliche Ber 
bentung erlangten, wenn fie von der zur rechtögefchäftlicden Vertretung bes Fiskus be- 
ftellten Behörde gemadt fein follten, daß aber alle Wahrnehmungen der zur Auffict 
beftellten Organe biefer Behörde bis dahin rechtlich ohne alle Bedeutung wären. Es 
ift davon auszugehen, daß jeder Staatsbeamte, dem von deu Dazu berufenen ftaatlichen 
Organen beftimmte öffentliche Funktionen übertragen find, für die Geſchäfte feines 
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Neflorts als Beauftragter des Staates anzufehen iſt. Die Unftellung verbunden mit 
ber Dienftinftruftion ermächtigt ihn, innerhalb des Rahmens ber Inſtruktion die flaat- 
lichen Intereſſen in jeber Weife, auch nad außen bin, zu vertreten. Gehört nun zu 
den Funktionen des Beamten der Schuß und die Überwachung gewifler dem Staate ge- 
höriger Segenftände, fo ift er hierfür das Organ des Staates, gewiſſermaßen bas Ange, 
mit bem biefer wahrnimmt. Dies gilt nit nur von den rein Öffentlichen Angelegen- 
beiten, ſondern auch von foldden, bei denen die fisfalifhen Intereſſen mit jenen Tou- 
furrieren. Für ben vorliegenden Fall ergiebt ſich hieraus, daß die Eifenbahnbeamten, 
die mit der Aufſicht über beftimmte Streden des Eiſenbahnkörpers beauftragt find und 
über die Sicherheit des Verkehrs auf ihrer Strede zu wachen haben, auch bie privat- 
rechtlichen Bermögensintereflen des Staates innerhalb ihres Geſchäftskreiſes zu wahren 
haben und auch in diefer Beziehung ald Organe des Staated anzufehen find. Daraus 
folgt dann weiter, daß bie Wahrnehmungen, bie ber Eifenbahnbetriebsinfpeftor ober ber 
Bahnmeifter über Beihädigungen des Bahndammes auf feiner Strede (durch den Berg⸗ 
bau) macht, fo anzufehen find, als ob die Wahrnehmungen vom Staate felber gemadt 
wären, und daß es nicht erft eines Berichtes an das örtliche Vetriebsamt bedarf, um 
dem Fiskus Kenntnis von dem Borgange zu verichaffen. Der Bahnmeifter, der zuerft 
bie Wahruehmung macht, muß freilich an feinen vorgeſetzten Betriebsinfpeltor berichten; 
auch diefer darf nicht felbftändig bie daraus fließenden Anſprüche gegen Dritte ver 
folgen, fondern hat dem Betriebsamte die Enticheibung zu überlafien. Aber dies find 
innere Angelegenheiten der Behörbe, die das Nechtöverhältnis zu Dritten nicht berühren. 
Nach den DOrganifationsbeftimmungen vom 24. November 1879 ift die Vertretung bes 
Fiskus nur für den vechtögefchäftlicden Berfehr und den Prozeß geregelt und find nur 
die hierauf bezüglichen Funktionen den niederen Berwaltungdorganen entzogen. Im 
übrigen müffen die Grundfäße, die das Geſetz über die privatrechtliche Verwaltung auf- 
ftellt, wegen @fleichheit bed Grundes auch auf die Amtsverwaltung Anwendung finden, 
wenn VBermögensftüde des Fiskus von dieſer mitbetroffen werden. Durch bie Vor⸗ 
ichrift bes 8 521, LI MALER. bringt das Gefeh zum Ausdrud, daß die Unkenntnis 
bes Brinzipals von einer Verlegung feiner Rechte, die im Falle der Verpachtung präfumtert 
werden fol, ausgeichlofien ift, ſobald die Bewirtſchaftung durch einen Verwalter ge- 
ſchieht. Der gefeßgeberifche rund ber Vorſchrift liegt darin, daB ber Berwalter be- 
züglich der custodia als Vertreter des Prinzipales anzujehen tft, daB feine Wahr- 
nehmungen als bie bes Prinzipals gelten und deshalb die Nachläſſigkeit, bie fich ber 
Bertreter in ber Wahrnehmung der Gerechtſame feines Machtgebers zu fchulden kommen 
Täßt, diefem entgegenfteht. Dabei macht es feinen Unterſchied, wie weit fonft Die Ber- 
tretungsbefugnifie bes Verwalters gehen, namentlich ob er zur Prozeßführung oder 
zum Abichluffe von Nechtögefchäften befugt ift oder nit. Aus bemjelben Grunde muß 
auch ber Fiskus im Falle der erlöfchenden Verjährung bie Kenntnis von Rechts⸗ 
verlegungen gegen fich gelten laſſen, bie feine Beamten bei Ausübung ihrer Berwaltungs- 
und Bertretungsbefugnifie erlangt haben. 


Nr. 2170. V. Sen. 8. Februar 1890. V. 270. 89. Bd. 26, Nr. 41, ©. 224. 

Haftung bes Bergwerisbefiters nad F 148 bes Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865. (Preuß. R.). Die Anwendung ber Vorſchriften in 88 26, 130, L 8 
ALLER. führt zur Zurückweiſung des Anſpruches des Klägerd (Schabloshaltung wegen 
Entziehung des Waflers feines Brunnens durch Anlagen der Bellagten auf ihrem Grund⸗ 
ftüd behufs Entwäfferung des legteren), weil keinem Grundeigentümer ein Recht auf 
die Erhaltung eines beftimmten Grundwaſſerſtandes zufteht und von einem Unterfagungs- 
rechte des Klägers oder von einer Chikane in ber Ausübung ber dem benachbarten 
Eigentümer zuftehenden Befugnifje hier feine Rede fein ann. Nr. 1769. Rr.2116. Nr. 2118, 
Nr. 1766. Bas Allgemeine Berggeſetz hat die im 8 148 angeordnete ftrengere Haftung 
des Bergwerksbeſitzers auf diejenigen Anftalten und Einrichtungen beichräntt, welche 
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fih auf den Betrieb eines Bergwerls im engeren Sinne d. h. auf die Förderung 
bes Material3 beziehen, bagegen ift bei ſolchen Anftalten oder Einrichtungen, welche bie 
Bearbeitung, Aufbewahrung, Weiterbeförderung und Verwertung des Mineral be 
treffen, die Schabenserfagpflicht des Bergwerksbeſihers nur den allgemeinen Grundſatzen 
unterworfen. Das Borhandenfein des Erforberniffes bed 8 148 a. a. D. ift bei ber 
Anlage von Kohlenabfuhrwegen verneint. Dem fteht nicht entgegen, dab in einem 
anderen Urteile des Reichsgerichts die Haftpflicht bes Bergwerksbeſitzers nach 8 148 
a. a. D. für ein durch den Brand einer Halbe beſchädigtes Gebäude angenommen wirb; 
denn bie Halden hängen unmittelbar mit dem Bergwerksbetriebe zufammen, weil die 
Herausfhaffung des Minerald und die Ablagerung in ber Halbe zur Yörberung ge- 
Hört. Im vorliegenden Falle Handelt es fich nicht um eine Handlung der Beklagten, 
welche in dem angegebenen Sinne als zum Betriebe bes Bergwerks gehörenb anzufehen 
it. Der Kläger Hält den 8 148 dennoch für anwendbar, weil ber Bellagten die Vor⸗ 
nahme der Entmwäflerung durch die ſchädigende Anlage bei Bermeibung der Einftellung 
ihres Betriebes von der Bergbehörbe im öffentlichen Interefie (88 196, 67, 70 bes All- 
gemeinen Berggeſetzes) aufgegeben fei; er führt aus, daß eine Anlage, ohne welche ber 
Betrieb nicht fortgefegt werben darf, zum Betriebe bes Bergwerks gerechnet werben 
muſſe. Mit Recht ift jedoch der Verufungsrichter einer ſolchen Ausdehnung ber im 
8 148 gegebenen Borfchrift entgegengetreten. Die Cinftellung des VBetriebes iſt nicht 
gleichbedeutend mit dem Betriebe ſelbſt. Handlungen bes Vergwerksbeſitzers, welche bie 
Einftellung verhüten jollen, fönnen deshalb nicht als zum Betriebe gehörenb bezeichnet 
werben. Pr. 2168. 


Nr. 2171. V. Sen. 21. Upril 1880. V. 6. 79. Bb. 2, Nr. 59, ©. 208. 

Buleitung von Grubenwafler. (Preuß. R.). Aus der im Bergwerkseigentum 
enthaltenen Befugnis, alle Borrichtungen unter und über Tage zn treffen, die erforber- 
id find, um das verlicehene Mineral zn gewinnen (3 54 des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Sunt 1865), aus dem Rechte zur Anlegung von Hilfsbauten (8 60) und aus 
bem Erpropriationsrecht (88 64, 135 ff.), ergiebt ſich zwar eine gejeßliche Bevorzugung 
des Bergwerkseigentums vor den Grundeigentum. Dieje Bevorzugung gilt aber nur 
in den vom Geſetze gezogenen Schranfen. Auch, wenn ber Bergwerkseigentümer Ufer- 
befiger ift, berechtigt das in den 88 13ff. des Geſetzes über bie Benutzung ber Privat- 
flüffe vom 28. Yebruar 1843 einem ſolchen eingeräumte VBenupungsreht an bem im 
Brivatfiuffe vorhandenen Waſſer ihn nicht zur Buleitung von fremdem Wafler ,' ins- 
befondere von fhädlichen Grubenwäſſern. Dem Prinzip nach darf auch die Benutzung 
feitend des einen Uferbefigerd in ben Rechtskreis ber Benntzung des anderen lfer- 
beſitzers, der ebenfalls reines und brauchbares Wafler zu beanſpruchen hat, nicht Hinüber- 
greifen (Plenarbefchluß des vormaligen preußifchen Obertribunals vom 7. Juni 1862, 
(Entſch. 8b. 23, ©. 252, 259, 261, 263), fall3 nicht befondere geſetzliche Vorſchriften 
maßgebend find. Die Ausführung, daß die Zuleitung ohne Exrpropriation ftatthaft ſei 
und daß ber Grundeigentümer nur einen Entfhädigungsanfpruch habe, fich aber bie, 
wenn auch fchäblihe, Buleitung gefallen laſſen müſſe, ift nicht richtig. Die früheren 
Vorſchriften über das Erpropriationsrecht bes Bergwerkseigentümers, insbeſondere bie 
Dellaration vom 27. Oltober 1804 find durch das Allgemeine Berggeſetz geändert. Nach 
biefem neuen Geſetz ift nur die Überlafiung eines fremden Grundftüds zur Benußung 
Gegenfiand des Rechts des Bergwerldeigentümers, und nur zur Herftellung der in dem 
8 135 genannten bergbauliden Anlagen kann die Ubtretung verlangt werden. Fine 
analoge Ausdehnung ift unftatthaft. Waflerberechtigungen d. h. Waflerbenußungsrechte 
unterliegen dem Erpropriationsrechte nicht. Der Bellagte (Bergwerkseigentümer) kann 
das Benutzungsrecht an geeignet gelegenen Grundſtücken erwerben, um auf benfelben 
einen Kanal zur Ableitung der Grubenwäfler anzulegen oder um zur Befreiung ber- 
jelben von den ſchädlichen Stoffen Klärteiche oder andere Anftalten zu errichten. Selbft 
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bie Erwerbung von a le im Wege der Erpropriation wird für zuläffig er- 
achtet. Nr. 2693. Nr. 21 


Nr. 2172. V. Sen. 15. Dezember 1883. V. 277. 83. 8b. 11, Nr. 59, ©. 266. 

Entjegäbigungspflicht bed Vergwerlöbefigers. VBerzinfung. (Preuß. R.). Es 
kann babingeftellt bleiben, ob die vielfach vertretene Anficht, daß ber beihädigte Grund⸗ 
eigentümer zunädhft nur befugt jet, von bem beichädigenden Bergwerksbeſitzer die Wieder» 
berftellung des früheren Buftandes „fo viel ala möglih” zu fordern, und da nur, 
wenn biefe Wieberherftellung nicht ausführbar ift, ein Anſpruch anf Geldentſchädigung 
entftebe, in ben bafür in Bezug genommenen gejeblichen Beitimmungen (8 148 des All- 
gemeinen Berggefehes vom 24. Juni 1865, 88 79, 80, I. 6 WER.) ihre Rechtfertiguug 
findet. Die 88 79, 80, I. 6 A.L. R. laſſen fih aud jo auffaflen, daß fie unr ben Um⸗ 
fang ber dem Beſchädiger obliegenden Verpflichtung beftimmen, zunähft Wieber- 
herftellung bes früheren Buftandes nad Möglichkeit, bezw. Geldentſchädigung, ohne eine 
Anordnung darüber zu treffen, welcher Berfon die Ausführung der Wiederberftellung 
obliegt. Wber jelbft wenn bie and ber älteren Unficht weiter gezogene Yolgerung, daß 
ber beichädigende Bergwerksbeſitzer durch Anerbieten ber Wiederherftellung ben Geld⸗ 
anfpruch befeitigen könne, für maßgebend anerfannt wird, ift doch feftzuhalten, daß 
bies Auerbieten fo befchaffen fein muß, daß ber Srundeigentümer bie ihm gebührende 
Wienerherftellung des früheren BZuftandes mit Sicherheit innerhalb eines Zeitraumes 
erwarten darf, der nach vernünftigem Ermefien genügt, um bie gebotenen Reparatur- 
arbeiten ausführen zu können. Es muß aus dem Anerbieten erhellen, daß der Berg 
werksbeſitzer bereit und imftande ift, mit den erforderlichen Reparaturen fofort zu be 
ginnen und bdiefelben ohne Unterbrechung bis zur Vollendung ordnungsmäßig fort 
zufeten. Denn es folgt aus der Natur ber Entichäbigung, daß dem Beſchädigten fofort, 
wenigftend in der möglichft Türzeften Friſt, dasjenige wiedergewährt werden muß, mas 
er durch bie Beichädigung verloren bat. Im vorliegenden Falle bat ber Berufung? 
richter zu Unrecht das Unerbieten für ausreichend erachtet. Yür die Verzinfung von 
dergleichen Entichäbigungsanfprächen ift nicht der 8 66, I. 16 A.L. R. maßgebend, fondern 
ver 371 a.0.D. Der Betrieb de3 Bergbaues ift feine unerlaubte Handlung. Nr. 302. 


Kr. 2173. V. Sen. 10. März 1883. V. 246. 81. Bd. 8, Nr. 71, ©. 283. 

Entfgäbigungsverpfliddtung mehrerer Bergweriäbefiger. 5 149 bes Wllgenteinen 
Berggeiehes vom 24. Juni 1865. (Preuß. R.). Haben nad dem Gutachten der Sad) 
verftändigen die vor dem Sabre 1870 hervorgetretenen Beſchädigungen lediglich ihren 
Grund in dem Bergbaue von U. und hat zu ihrem Hervortreten ber Bergban von B. 
nicht mitgewirkt, fo ift 8 149 a. a. D. nicht anwendbar, weil er nur für das Bu- 
jammentreifen der befchäbigenden Bergbaue in bemjelben Schaden Veftimmung trifft. 
Dieſen Zufammenhang, alfo daß der Schaden in dem Bergbaue einer jeden in Aufprud) 
genommenen Gewerkſchaft feine beichädigenbe ober wenigſtens feine mit beichädigeude 
Urſache hat, muß ber Hagende Srundeigentümer nachweifen. Nur von einem Nachweiſe 
bes Anteildverhältnifies, in welchem der einzelne Bergbau ben Schaden mit verurfacht 
bat, ift er befreit. Hat er bewiefen, daß jeber Bergbau den Schaden mit verurfadht bat, 
fo find ihm die mehreren Bergbauenden zu gleichen Teilen zum Erſatze verpflichtet. 
Der Nachweis eines anderen Teilnahmeverhältnifies ift ihnen gegenüber dem Grund⸗ 
eigentümer verfagt und nur unter ſich im Regreßwege geftattet. 


Nr. 2174. V. Sen. 5. Suni 1884. V. 29. 84. 80. 11, Ne. 77, ©. 334. 

Anwendung gewöhnlicger Anfmerkſamkeit. 8 150 des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Suni 1865. (Preuß. R.). Der Uusdrud in 8 150 des Allgemeinen Berg⸗ 
gefehes „Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit“ ift gleichbedeutend mit „Bermeidung 
eined groben Verſehens“. 
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Nr. 2175. V. Sen. 11. November 1891. V. 166. 91. Bd. 28, Nr. 75, ©. 341. 

Einrebe bes Bergwerksbefitzers gegen bie Klage auf Erfat bes einer öffentlichen 
Berlehräanftalt durch deu Bergban zugefügten Schabens, daß bei Errichtung ber 
Anftalt die ihr durch den Bergbau drohende Gefahr vorausgefchen werben Tonute, 
88 150, 153 des Allgemeinen VBerggejebes vom 24. Juni 1865. (Preuß. R) Der 
Berufungsrichter hat den auf 8 150 bes Allgemeinen Berggefehes geſtützten Einwand 
in erfter Linie aud dem Grunde verworfen, weil dieſer Paragraph im Falle ber Be- 
fhädigung einer öffentlichen Berfehrsanftalt duch den Bergbau (hier durch Boden⸗ 
jenfungen der Geleife und anderer dem Eifenbahnbetriebe dienender Anlagen an ver- 
ſchiedenen Stellen) „grundſätzlich“ ausgeſchloſſen fe. Diefer Satz ift in der aus dem 
folgenben fich ergebenden Begrenzung für richtig anzuerfennen und feine Anwendung 
anf das bier feftgeftellte Sachverhältnis gerechtfertigt. Er gründet ſich wefentfich auf 
bie Annahme einer gejehlichen Beſchraͤnkung des Bergwerkseigentums zu Gunften bes 
öffentlichen Verkehres, welde in dem „von dem Verhältniſſe des Bergbaues zu öffent⸗ 
lichen Verlehrsanftalten” handelnden Abſchnitte des Allgemeinen Berggeſetzes (88 153 ff.) 
zwar nicht ausdrücklich ausgeſprochen fei, aber fi) mit Notwendigleit aus den Bor- 
ſchriften biefes Abſchnittes ergebe. Dieſe Auffaffung fteht mit der geſchichtlichen Rechts⸗ 
entwidelung im Einflange.. Nach dem ALR. war das Bergwerkseigentum durch dad 
fogen. Direltionsprinzip eingeichräntt (8 82, IL 16 A.L.R.). Danach lag es in ber 
Hand der VBergbehörde, eine Kollifion zwifchen dem Bergbau und ben öffentlichen Ber- 
Tehrsanftalten zu verhindern. Durch das Geſetz vom 24. Mai 1860 wurde das 
Direltionsprinzip eingeſchraͤnkt, ausdrücklich aber anfrediterhalten, ſoweit e3 zur Wahrung 
ber Sicherheit der Oberfläche im Intereſſe des Privat- und öffentlichen Verkehres not- 
wendig ift. Unter der Herrſchaft diefer Geſetze Tam die Frage zur Erörterung und 
Entſcheidung, ob bem Bergwerksbeſitzer für die ihm im Einzelfale zum Schuß einer 
Eiſenbahn bergpoligeilich auferlegten Beichränfungen eine Entihädigung gebühre. Die 
Frage wurde mit überwiegender Mehrheit verneint, weil es fich nicht um einen poli- 
zeilichen Eingriff in das Eigentum, fondern um eine geſetzliche Einſchränkung besjelben 
im Sinne der 88 1, 2, J. 22 A.L.R. handle. Auf dem gleihen Standpunlte fteht das 
Allgemeine Berggeſetz. Der amtlich veröffentlichte Entwurf von 1862 enthielt noch feine 
bejonderen Borfchriften über das Verhältnis bes VBergbaues zu den Öffentlichen Ver⸗ 
Tehrsanftalten. Die Aufnahme folder Vorſchriften in ben Entwurf von 1865 (88 153 
bi3 155) wurbe durch die dem Bergbau ungünftige Rechtſprechung veranlagt und be- 
zweckte die Ausgleichung der Intereſſen des Bergbaues und bes öffentlichen Verkehrs 
nad den Srundfägen ber Billigkeit. Danach wurde dem Bergbautreibenden gegen ben 
Unternehmer einer öffentlichen Berfehrsanftalt ein Anfpruch auf Schabenserfak, jedoch 
nur infoweit gewährt, als entweder die Herftellung jonft nicht erforberliher Anlagen 
in dem Bergwerke oder bie fonft nicht erforderliche Befeitigung oder Beränderung be- 
reits in dem Bergwerke vorhandener Anlagen notwendig wird. Dieſe Vorſchrift ift, 
unter Beſchränkung auf den früher, d. 5. vor Genehmigung ber öffentlichen Verkehrs— 
anlage, berechtigten Bergbautreibenden, in das Geſetz übergegangen. Sie ſetzt voraus 
und giebt duch die Beſchränkung des Entichäbigungsaniprucdhes auf ben von dem 
Bergbautreibenden im Intereſſe der Berlehrsanftalt zu machenden Aufwand deutlich zu 
ertennen, Daß der Bergbautreibende in Ausübung feines Rechts vor den kollidierenden 
Intereſſen der Berlehrsanftalten zurüdtreten muß, nicht auf Grund polizeilidden Ein- 
greifens im Einzelfalle, fondern vermöge einer geſetzlichen Beichränfung des Berg⸗ 
werldeigentums und ber entiprechenden dem Bergbautreibenden obliegenden gejeblichen 
Verpflihtung, die zur Sicherung der öffentlichen Bertehrsanftalten gegen bie Ein- 
wirkungen des Bergbanes erforderlichen Vorkehrungen gemäß den Anorbnungen ber 
Bergbehörbe ($ 196 a. a. D.) zu treffen. Stellt fi) danach ſchon ber im 8 154 bem 
Bergbauenben in bejchränktem Umfange gegebene Entſchädigungsanſpruch als eine auf 
Billigleitögründen beruhenbe Milderung ber aus ber Beſchränkung des Vergbaues zu 
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Ounften bes öffentlichen Verkehres dem erfleren erwachſenden Nachteile bar, fo ſoll dem 
gleichen Bwede im Siune der Vorbeugung ber aus bem Herrenhaufe bervorgegangene 
zweite Abfak bes 8 153 dienen, wonach vor Feftftellung der ben im Abf. 1 bezeichneten 
Öffentlichen Verfehrsanlagen zu gebenden Richtung bie beteiligten Bergwerksbeſitzer zu 
bören find. Endlich findet aber auch bie den Abſchnitt 3 Tit. 5 einleitende Vorſchrift 
in 8 153 des Entwurfes, jetzt Abſ. 1 desfelben, ihre Erklärung allein durch die Vor⸗ 
ansſetzung einer aus der ſtaatlichen Konzeſſion ber betreffenden Berlehrsanftalt ben 
beteiligten Bergbautreibenden Traft des Geſetzes erwachſenden Beichräntung und ent- 
ſprechenden Verpflichtukg. Beſteht aber eine gejehlide Beſchränkung bes Bergwerks⸗ 
eigentums zu Gunſten der öffentlichen Verkehrsauftalten dergeftalt, daß dieſe durch ben 
Bergbanbetrieb nicht gefährdet werden dürfen, fo ift aud in Anſehung ber gefeßlichen 
Entſchaͤdigungspflicht des Bergwerksbeſitzers (8 148 des Allgemeinen BVerggeſetzes) bie 
Stellung des Lebteren gegenüber ben öffentlichen Berlehrsanftalten wejentlich verfchieben 
von feiner Stellung zum Grundeigentum überhaupt. Während bei ber Kollilion bes 
Bergwerkseigentums mit bem Grundeigentum ſich das erftere al3 das ftärfere erweift, 
dergeftalt daß der Bergwerkäbeliger bei Ausübung feines Rechts feine Rückſicht auf 
eine mögliche Beihäbigung des Grundeigentums durch den unterirbifchen Betrieb zu 
nehmen und nur die Verpfliätung zur Entihäbigung hat, ber Grundeigentümer alſo 
auf eine Schonung feiner Anlagen nicht reinen darf und demgemäß fahrläffig hanbelt, 
wenn er bei Erriätung von Gebänden und anderen Anlagen die diefen durch ben 
Bergbau, wenn auch erft in Zulunft, drohende Gefahr außer acht läßt, fo dreht fid 
bezüglich der öffentlihen Berlehrsanftalten das Verhältnis um; nicht biefe haben bem 
Bergbau, fondern diejer hat jenen zu weichen. Bon dieſem Geſichtspunlte erweift fi 
jede Beihäbigung einer Öffentlichen Verkehrsanftalt burch deu nad deren Ge⸗ 
nehbmigung und Erridtung fortgefepten Bergbau, auch wenn ein Verſchulden 
des Bergbauenden nicht vorliegt, als eine (im lebteren alle wenigſtens objektive) 
Nechtsüberfchreitung, wodurch bie allgemeine Entichäbigungspflicht des Bergwerksbeſitzers 
für Beſchädigung des Grundeigenntumes ($ 148) bergeftalt mobifiziert wirb, dab für 
die Annahme eines Tonkurrierenden Verſehens des Beſchädigten im Sinne bes 8 150 
a. a. O. fein Raum bleibt. Der nach Ausführung einer unter 8 153 a. a. D. fallenden 
Eifenbahn unter diefer betriebene Bergbau geſchieht infolge des der Öffentlichen Anlage 
gebührenden Schubes Iebiglich auf die Gefahr des Bergbautreibenben. 


Nr. 2176. V. Sen. 9. Juli 1881. V. 656. 80. ®b. 5, Nr. 72, ©. 266. 
Entigäbigungsaufprudg bed Bergbautreibenden gegen ben Unternehmer einer 
Öffentlichen Berfchrsanftalt. 88 153—155 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865. (Preuß. R.). Der früher berechtigte Bergbautreibende bat gegen ben Unter- 
nehmer einer erft jpäter genehmigten dffentlihen Verlehrsanſtalt nah 8 154 a. a. O. 
einen Entfhäbigungsanipruch nur in betreff der Veränderungen und neuen Anlagen, 
die er herftellen muß, um für die Sicherheit der Verlehrsanftalt in deren Intereſſe 
zu forgen, dagegen ift eine Entichädigung zu verfagen, bie für Anlagen oder deren 
Veränderung beanſprucht wird, welche nur zum Bwede bes Fortbetriebes des Berg⸗ 
werls nötig find. Denn gegen die Gewährung von entgangenem Gewinn haben ſich 
ſaͤmtliche Faktoren der Geſetzgebung ausgeſprochen und die Koften für bie hier frag- 
lichen Anlagen find eine Schmälerung bes erftrebten Gewinnes. Der Anſpruch des 
Klägers (Bergbantreibenden) tft aber auch mit den Rechten nicht zu vereinigen, die ber 
Beklagten (Eifenbahngefellichaft) al3 Brundeigentümerin zuftehen. Ungeachtet des um- 
gehenden Bergbaues tft ber Grundeigentümer befugt, auf feinem Grundſtücke Anlagen 
der verfchiebenften Art zu machen, alfo auch Eifenbahnen darüber zu legen. Wirb eine 
ſolche Anlage durch den Bergwerksbetrieb beichädigt, jo tft der Bergwerkseigentümer 
zur vollftändigen Entfchäbtgung verpflichtet (8 148 a. a. D.), und biefe muß zunächſt 
durch Wiederherftellung des früheren Buftandes gewährt werden (887, 79 L 6A.L.R.), 


⸗ 
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ſoweit dies mit dem !yortbetriebe bes Bergbaues vereinbar und nicht mit unverhäftuis«- 
mäßigen Koſten verknüpft ift. Anderenfalls gebührt dem Grundbeſitzer eine Entfchädigung. 
Iſt nun durd die Anlagen bes Klägers der Eintritt des Schadens verhindert, jo ift 


nicht erfindlih, wie derjelbe Erjfag der ihm aus jenen Anlagen erwachſenen Koften 
beanſpruchen Tann. 


Nr. 2177. V. Sen. 26. Dftober 1892. V. 143. 92. Bd. 30, Nr. 62, S. 208. 

Beginn bes Rechts und ber Pflicht eines Bergwerkes, dem Kuappfchaftöverein 
beizutreten, in befien Bezirke es Liegt. (Preuß. R.) Die in 8 168 des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Zuni 1865 in Bezug genommenen Beftimmungen bes Statutes 
fommen in erfter Linie nit in Betracht, weil das Statut nur diejenigen verbinden 
Tann, die dem Vereine beigetreten oder nach dem Geſetze beizutreten verpflichtet find. 
Das Statut regelt die Nechte und Pflichten der Vereinsgenofien, insbeſondere beren 
Beitragspfliht, die hiervon zu unterſcheidende Beitrittspflicht aber gründet fich 
lediglich auf den angeführten 8 168. Es fragt fih nun für den vorliegenden Fall, ob 
bie gejegliche Berpflichtung,, dem Knappichaftöverein beizutreten, für die in deſſen Be- 
zirke belegenen Bergwerte ſchon mit deren Verleihung oder erft mit der Inbetriebſetzung 
eriftent und zu erfüllen ifl. Die Kommentatoren des Allgemeinen Berggeſetzes find 
hierüber verichiedener Meinung. Gegenüber der auf den Wortlaut geftüßten Auslegung 
des 8.168 ift der Auslegung der Vorzug zu geben, welche finngemäß der Berufungs- 
richter gleich dem erften Richter dem 8 168 dahin gegeben hat, baß die Aufführung der 
zum Beitritte berechtigten und verpflichteten Anftalten (Bergwerle, Aufbereitungs⸗ 
anftalten und Salinen) ihre nähere Beitimmung durch die darauf folgenden Worte 
„und bie auf denfelben beichäftigten Arbeiter” erhält und bemgemäß fpeziell unter den 
Bergwerken in diefem Baragraphen nur foldde verftanden werden können, auf denen 
Arbeiter beichäftigt find. Vergl. 38 22, 26, 165—186 be3 Allgemeinen Berggejebes. 
88 1, 3 des Geſetzes betreffend die Vereinigung der Berg-, Hütten u. ſ. w. Arbeiter 
in Knappſchaften vom 10. April 1854. 


Nr. 2178. V. Sen. 4. November 1882. V. 528. 82. Bd. 8, Nr. 56, ©. 220. 


Anſpruch des Freikuxberechtigten auf den Ausbenteanteil au einem Bergwerle 
als Juterefieforberung. 8 224 des preubiichen Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 
1865, 88 299—306, IL. 16 U.L.R. 8 260 EBD. (Meichd- und preuß. R.) Dem 
Kläger gehören al3 Eigentümer des Yundgrubenterraind zwei Freikuxe von dem Berg⸗ 
werte ©. Die beflagte Gewerkſchaft hat ihm als feinen Anteil an dem Ertrage be3 
Bergwerkes eine Gelbinmme ausgezahlt, bei deren Berechnung die fogen. Grubentaxe 
zum Grunde gelegt ift, die das zuftändige Oberbergamt alljährlich zu dem Behufe auf- 
nimmt, um die Bergwerksſteuer und die Beiträge zu dem Freikuxgelderfonds feftzuftellen. 
Der Kläger glaubt Anſpruch auf den viel höheren Ausbeuteanteil zu haben, der ben 
Eigentümern ber gewerfichaftlichen Kuxe gewährt worden if. Er Hat in einem Vor⸗ 
prozeſſe ein Erkenntnis erftritten, wodurd die Beklagte verurteilt ift, über bie erzielte 
Berlagderftattung und Ausbente Rechnung zu legen. Die Rechte aus dieſem Erfennt- 
nifle hat der Kläger nicht weiter verfolgt; er Hat gegenwärtig jelbft eine Rechnung über 
den ihm gebührenden Ausbenteänteil aufgeftellt und ben fich ergebenden Betrag nad 
Abrechnung der von der VBellagten erhaltenen Summe eingeflagt. Die beiden erften 
Richter haben nach erfolgter Beweisaufnahme einen gewiſſen Betrag unter Berufung 
anf 8 260 E.B.D. als die dem Kläger gebührende Entſchädigung feflgefeßt und bie 
Beklagte zu deflen Bahlung verurteilt. Das Urteil tft aufgehoben. Die Freikux⸗ 
bereditigten find nicht Miteigentümer am Bergwerle, vielmehr fteht ihnen „nur eine 
Realberechtigung auf den dur die bisherige Geſetze beitimmten Ausbeuteanteil ar 
dem Bergwerke“ zu (8 224 des Wllgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1866). Unter 
Ausbeute ift der Überfchuß zu verftehen, der von bem Ertrage eines Bergwerkes nad), 
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Buräderftattung ſaͤmtlicher Zubußen, nach Tilgung ber von der Gewerkſchaft zum Be- 
teiebe aufgenommenen Schulden fowie nad Abzug der für die nädjfte Beit zum Be- 
triebe erforderlichen Koften übrigbleibt. Dieſe aus dem Geſetze fich ergebenden Merk⸗ 
male des Begriffes der Ausbeute find auch in dem Falle feftzuhalten, wenn nach den 
Anordnungen der maßgebenden Gewerfichaftorgane die ausgewonnenen Bergwerks⸗ 
produfte nicht für Rechnung der Gewerkſchaft verfauft, jondern unter die Gewerke in 
Natur verteilt werden, und e3 wird unter Ausbeute alsdann diejenige Quantität 
Mineralien zu verſtehen fein, welche übrigbleibt, wenn von ber gefamten Förderung 
fo viel Mineralien abgezogen werden, als erforderlich find, um mit ihrem Werte bie 
frühere Zubuße, die Geſellſchaftsſchulden und bie Koften für den nächſten bevorftehenden 
Betrieb zu deden. Bon diefer Ausbeute, fie mag nun in Gelb oder in Bergwerl#- 
produften beitehen, gebührt den Freikuxberechtigten ein ihrem Anteilsrechte entiprechender 
Betrag. Ein Miteigentum an den Mineralien fteht ihnen in Teinem Yale zu. Kann 
nun aber auch diefe Unnahme des Berufungsrichters nicht gebilligt werben, fo ift doch 
feiner ferneren Ausführung infoweit beizutreten, ald er den Anfpruch bes Klägers 
ua dem Neinertrage des Bergwerks bemißt. Denn biefer nach bergrechtlichen Grund⸗ 
fügen zu ermittelnde Reinertrag entipricht der Ausbeute. Unrichtig aber ift ed, daß 
ber Berufungsrichter bei der Ermittelung dieſes Neinertrages und des dem Kläger ge 
bübrenden Geldbetrages die Beweigregeln des 3 260 E.B.D. zur Anwendung bringt. 
Um ben Erfag eine8 Schadens oder um die Feftitellung eines Intereſſes handelt es 
fih gegenwärtig nit. Die Yeitftellung der Ausbeute ift eine Rechnungsoperation. 
Unzuläffig ift e8, bei der gegenwärtig vorliegenden Geldforderung, bie fi als das 
Endergebnis beftimmter feft jtehender oder noch feftzuftellender Einnahme und Ausgabe 
poften berausftellt, alfo auf ganz beitimmten Rechnungsfaltoren beruht, über alle bieje 
Einzelheiten wegzugehen und eine Schäßung des zuzuerfennenden Geldbetrages „unter 
Würdigung aller Umftände nad) freier Überzeugung“ gemäß 8 260 C. P.O. vorzunehmen. 
So umfangreid aud die Befugniffe des Richters bei Beurteilung des Vorhandenſeins 
eined Schadens, der Höhe desfelben und eines zu erjeßenden Intereſſes haben bemeffen 
werden follen, fo tft do die im 8 260 a. a. D. enthaltene Ausnahme von der im 
8 259 a. a.D. aufgeftellten Regel für die Beurteilung bes Beweiſes über die Borau- 
feßungen des 8 260, Schadend- und SIntereffeforderung, nicht auszudehnen. Nr. 2179. 
Nr. 2180. 


Nr. 2179. V. Sen. 12. November 1884. V. 270. 84. Bd. 12, Nr. 66, ©. 268. 

Net des Freitugbereihtigten an ber Ausbente bes Bergwerks. (Preuß. R.). 
Wenn nach der von der beflagten Gewerkſchaft eingeführten Verwaltung die Ausbeute 
in Natur verteilt wird, fo befteht die Nealberechtigung, welche die früheren Geſetze und 
die deffaratorifche Beitimmung in 8 224 Abf. 2 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Zuni 1864 dem Grunbfugberechtigten gewähren, in einem Unfprude auf einen 
verhältnismäßigen Anteil an den durch den Bergbau gewonnenen Produkten, belaftet 
mit der Verpflichtung zur anteilöweifen Erftattung der Gewinnungsfoften. Nr. 2178. 
Die Berteilung der Mineralien unter bie Gewerken geichieht, nachdem fie zuvor in 
der auf ber Grube befinbliden, von den Gewerken erbauten Wufbereitungsanftalt 
(Wäfche) auf mechanifchem Wege zermalmt, gewafchen und gereinigt worben find. Die 
Bellagte befindet fich beim Betriebe diefer Aufbereitungsanftalt in der Ausübung ihres 
Bergwerkseigentums und die Hierbei gewonnenen Erze find erft diejenigen bergbaulichen 
Erzeugnifle, auf welche ber freifugberechtigte Kläger ein anteiliges Recht hat. Die 
Werbungstoften fallen ihn anteilig zur Laft (vergl. 88 122, 277, 304, 305, IL 16 
LER) Die Beklagte ift daher im Unredt, wenn fie dem Kläger die auf feine Frei- 
Hure fallenden Mineralien nur in rohem Zuftande und unanfbereitet, fo wie fie aus 
der Grube gefördert werben, verabfolgen will. 
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Nr. 2180. V. Sen. 18. Februar 1893. V. 271. 92. Bb. 30, Nr. 86, ©. 296. 

Anſpruch des Freikuxberechtigten auf Rechnungslegung gegen deu Bergwerls- 
eigentümer. 3 224 de3 Allgemeinen Verggeſetzes vom 24. Juni 1865. (Preuß. R.). 
Zwar Hat das vormalige prenßiſche Obertribnnal ben Anfpruch der Sreilugberechtigten 
auf Rechnungslegung grundfäglich verneint; biefe Entſcheidung ift aber unter Dffen- 
lafjung der Srage, ob der Freitugberechtigte als Miteigentümer des Werkes oder nur 
als Nealberechtigter anzuſehen, Lediglich darauf geftübt, daß er nad 3 5 des damals 
geltenden Geſetzes vom 12. Mai 1851 bei der Leitung des Betriebes nicht mitzuſprechen 
Hatte. Wenn nun aud), folange die Iandrechtliche Borfchrift galt, wonach die Beftimmung 
der Wusbente von der Beurteilung des Bergamts abhing (8 300, II. 16 A.L.R.), von 
einem im Nechtöwege zu verfolgenden Anjpruche des Freikuxberechtigten auf Ermittelung 
ber Ausbente überhaupt nicht die Rede fein konnte, fo kann doch nach Fortfall der 
Feftſtellung durch die Aufſichtsbehörde der Tyreifuzberechtigte in ber Geltendmachung 
feined Rechtes auf einen Anteil an der Ausbeute nicht darum beſchränkt werben, weil 
er bei der Beſchlußfafſung in Betriebsangelegenheiten fein Stimmredt bat. Dagegen 
ift e8 für den Inhalt und den Umfang ber Freitugberechtigung allerdings von wejent- 
liher Bedeutung, ob der Freikuxberechtigte ala Miteigentümer oder als Nealberechtigter 
anzufehen tft. Dieſe bis dahin ftreitige Frage tft burch 8 224 des Allgemeinen Berg⸗ 
gefebed vom 24. Juni 1865 mit der Kraft einer authentiichen Delaration dahin ent- 
fchteden, daß den Freifuren eine Realberechtigung auf den durch die bisherigen Geſetze 
beftimmten Außsbeuteanteil zufteht. Das Obertribunal ift benn auch von feiner früheren 
Anficht abgegangen. Die neuere Anficht, wonach der Anſpruch des Freikuxberechtigten 
auf Rechnungslegung grundſätzlich anerlannt wird, Liegt auch dem Urteile im Falle 
Nr. 2178 zu Grunde, wo allerdings der Anſpruch auf Rechnungslegung nicht ben 
Gegenftand der Entfcheidung bildete. Die Ausführung der Revilion, daß die Anderung 
nicht die Folge haben fönne, daß dem Rerpflichteten eine in bem neueren Gejege nicht 
ausdrücklich vorgejchriebene Auflage gemacht werde, Tann nicht für burchgreifend erachtet 
werden. Während nad dem landrechtlichen Bergrecht die Beftimmung des Ausbeute» 
anteils ſowohl für die Gewerken als auch für die Freiturberechtigten dem Bergamt 
zuftand, mußte nad Fortfall diefer Buftändigfeit der Auffichtsbehörbe den Berechtigten, 
wenn anders fie ihr Recht überhaupt ansüben follten, ein anderer Weg zu defien 
Geltendmachung gegeben werben (8 89 Einl. WER.) Bezüglich der Freikuxberechtigten 
enthält weder das Geſetz vom 12. Mai 1851 no das Allgemeine Berggeieh nähere 
Beftimnmngen. Die Entichetbung über bie ihnen zuftehenden Mittel und Wege mußte 
deshalb ans dem Begriffe ber Freikuxberechtigung gefunden werden. Ba nun biefer 
durch 8 224 bes Allgemeinen Berggeſetzes nicht neu geſchaffen, fondern authentiſch 
deklariert ift, fo müſſen auch bie aus ihm zu ziehenden Folgerungen ohne weiteres auf 
das fchon vorher begründete Freikuxverhältnis Anwendung finden. ®erade der Um⸗ 
ftand aber, daß dem Freiturberechtigten einerfeit3 ein jelbftänbiger Anſpruch auf einen 
Ansbeuteanteil gegen ben Bergwerkseigentũmer zufteht, Daß er andererjeit weder Mit- 
eigentümer ift noch irgendwie bei der Gefchäftsführung mit zu wirken befugt ift, nötigt 
dazu, ihm den Anſpruch auf Rechnungslegung einzuräumen. Nur der Bergwerldeigen- 
tümer, fei es ein Einzelner, eine Gewerkſchaft oder eine Altiengeſellſchaft, verfügt über 
die thatfächlichen Unterlagen für die Berechnung ber Ausbeute Ohne Kenntnis dieſer 
Unterlagen tft der Freikuxberechtigte außer ftande, feinen Anſpruch auf Ausbeute im 
Wege der Klage geltend zu machen. Es muß deshalb bei der Anficht verblieben werden, 
daß dem Syreifugberechtigten ein Anſpruch auf Rechnungslegung zufteht, ein Uniprud, 


. der anf demfelben inneren Grunde beruht wie die Vorſchrift des 8 219, J. 17 LER, 


wonach der Gefelliähafter, der die Führung von Geſchäften für die Geſellſchaft über- 
nommen hat, den Genoſſen zur Rechnungslegung verpflichtet iſt. Nr. 1056. 
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GBemeinheitsteilungen. Ablöfungen. 
Ä E.G. Art. 113. 
Stobbe I. 8 56. I. 88 103, 136 Ar. IV. Dernburg 1. 88 207—214. 


Nr. 2181. W. Sen. 14. Dezember 1883. IIL 274. 83. Bd. 11, Nr. 53, S. 250. 

Auseinauberfekungsverfahren. Hypothelbeſtellung. (Preuß. R.). Der im Grund» 
buche eingetragene Eigentümer eine Grundftückes, welches zu einer Gemarkung gehört, 
die fich im Uuseinanderjegungsverfahren befindet, ift nach Ausführung des endgültig 
feftgeftellten Auseinanderjegungsplanes noch vor Berichtigung des Grundbuches befugt, 
eine Hypothek an dem im Grundbuche eingetragenen Grundftüde zu beftellen Nach 
8 147 der Gemeinheitsteilungsorbnung vom 7. Juni 1821 bezw. 88 10, 25 der Ber- 
ordnung betreffend die Ublöfung u. ſ. w. für das vormalige Kurfürftentum Helen vom 
13. Mai 1867 repräfentiert das im Grundbuche eingetragene zur Separation ein- 
geworfene Srundftüd das im Auseinanderfegungsverfahren ausgewiejene Grundſtück 
fo lange, bis die Berichtigung des Grundbuches ftattgefunden hat. Dieſer Rechtszuſtand 
tft durch die Beftimmung des 81 des Geſetzes betreffend die Berichtigung des Grund⸗ 
fteuerlatafter und ber Grundbücher u. |. w. vom 26. Juni 1875 nicht geändert worden. 
Wenn auch der Eigentümer des in die Separationsmafje eingeworfenen Grundftüdes 
mit dem Erwerbe des Eigentums bes an befien Stelfe tretenden Abfindungsplanes auf 
hört, wirklicher Eigentümer jenes auf bem betreffenden Yolium im Grundbuche be 
zeichneten Grundſtückes zu fein, fo repräfentiert do, da das Abfindungsftüd das 
Surrogat für das Ießtere bildet, und zwar in allen rechtlichen Beziehungen, Das im 
Grundbuche eingetragene Grundſtück den neuen Ubfindungsplan bis dahin, daß eine 
Berichtigung des Grundbuches ftattgefunden Hat nnd damit das Eigentum an bem 
Ubfindungsplane zur vollen Geltung gelangt ift. 


Nr. 2182. IL Hilfs-Sen. 12. Suli 1880, V* 388. 79. Bd. 2, Nr. 84, ©. 323. 

Eigentumsübergang durch Umtauſch bei der Separation, $ 147 ver Gemeinheits⸗ 
teilungsorbnung vom 7. Suni 18241. 88 2—, L 16 A.L.R. (Preuß. R.). Bei der 
Separation bat U. die Parzelle 10 in die gemeinjchaftlihe Maſſe eingeworfen, wofür 
ibm als Abfindung die Parzelle 20 zugemwieien if. Der bereits in ben Jahren 1863 
und 1865 ausgeführte Separationsrezeß ift im Jahre 1874 beftätigt worden. 8. bat 
im Sabre 1866 die Parzelle 10 von C. gelauft, an ben vorher U. diejelbe verfauft 
hatte, und im Sabre 1876 hat er von dem big dahin noch als Eigentümer eingetragenen 
U. die Auflafiung der Barzelle 10 erlangt, ald deren Eigentümer er jodann eingetragen 
ift. Auf Grund des Separationsrezefles ift hierauf im Grundbuche vermerkt, daß 8. 
durch jenen Rezeß bie Parzelle 20 anitatt der Barzelle 10 erworben habe Im Be 
fige der Parzelle 20 befindet fidh aber ®., der diefelbe im Jahre 1866 von C. gelauft 
haben will. B. Hagt gegen D. auf Herausgabe der Parzelle 20 ohne Erfolg Für 
den Eigentümer der eingeworfenen Parzelle ift die Abfindung nur infofern ein Surrogat, 
als er das Eigentum ohne weiteres durch die Zuweiſung erhält, während er das 
Eigentum an dem eingeworfenen Grundftüde mit der Einwerfung verloren hat. Es 
findet alfo ein durch das Geſetz beftimmter Umtaufch ftatt. Das erworbene Grundſtück 
tft an fih eine andere Sache als das eingemworfene. Lebteres iſt als befondere Sache 
bei der Separation in Folge der Einwerfung untergegangen. Dieje Rechtsfolgen ent- 
ſprechen den 88 2—4, 1.6 A.L.R. BBeräußert daher der Abgefundene die eingeworfene 
Parzelle nachher, fo veräußert er eine Sade, welche nicht mehr erütiert, ihm nicht 
mehr gehört. Um fo mehr gilt dies bei der ftreng formalen Natur der auf dem 
ftrengften Spezialitätsprinzip beruhenden Auflaſſung. Steht die eingeworfene Parzelle 
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noch auf feinen Namen eingetragen, fo betrifft die Auflaſſung und die Eintragung des 
neuen Eigentümerd nur dieſes. Epriftiert nun infolge der neuen PBlanlegung das ein- 
getragene Srundftüd nicht mehr, fo ift die Auflaffung gegenftandslos. Das Abfindungs- 
grundftüd aber ift nicht aufgelaflen, der Erwerber ift nicht als Eigentümer biefes Grund⸗ 
ftüds eingetragen. Im vorliegenden Falle hat ber Kläger daher durch die Auflaffung 
und feine Eintragung als Eigentümer der Parzelle 10 nicht das Eigentum an ber 
ftreitigen Parzelle 20 erworben. Die Beurkundung im Grundbuche auf Grund des 
Rezeſſes ift injofern eine unrichtige, als nicht Kläger durch den Rezeß Eigentümer bes 
ftreitigen Grundſtücks geworden ift, fondern A., von bem ber Kläger mittelbar feine 
Rechte herleitet. Der Kläger Tann diefe unrichtige Beurkundung zum Beweiſe feines 
Rechts am Grundftäde, feines Eigentums, nicht benuben. Nr. 1785. 


Nr. 2183. V. Sen. 9. Januar 1889. V. 259. 88. Bd. 22, Nr. 68, ©. 361. 

Rechtsweg bei Anfechtung eines Rezeſſes in Auseinanderſetzungsſachen wegen 
Jertums oder fehlender Legitimation einer Rezeßpartei. (Preuß. R.). Nach den 
Prozeßvorſchriften, welche vor Erlaß des preußiichen Gejebes vom 18. Februar 1880 
gegolten haben, Täßt fich die Buftändigleit des ordentlichen Richters zur Enticheidung 
bes vorliegenden Streitfalles, in welchem ber Kläger feinen Anfpruch darauf ftübt, daB . 
bei Abſchluß des von der Generalkommiſſion beftätigten Nezefles weder bie Kompatronen 
nod der damalige Organift zugezogen worden feien unb daß bie beim Nezehabfchlufie 
anwefenden Kirchenvorfteher fi in mehrfacher Beziehung in einen wefentlichen Irrtum 
befunden haben, fo daß der Rezeß nicht in rechtsverbindlicher Weife zuftande gekommen 
fei, nicht bezweifeln. Durch das Geſetz vom 18. Februar 1880 ift eine Änderung des 
früheren NRechtszuftandes nicht herbeigeführt worden. Die Borichriften über Anfechtung 
vechtöfräftiger Erkenntniſſe durch die Nichtigkeits⸗ oder Neftitutionsflage (8 82 a. a. O.) 
geftatten nicht eine ansdehnende Anwendung auf beftätigte Rezeſſe. Rezeſſe haben 
zwar in betreff der Buläffigteit der Zwangsvollſtreckung nicht jedoch in allen fonftigen 
Beziehungen die Eigenfhaft von Erfenntniffen. Auch 8 84 Abſ. 2 a. a. O. bezieht 
fih nicht auf Klagen vorliegender Art. Nr. 4376. 


Nr. 2184. III. Sen. 4. Dezember 1896. IIL 197. 96. Bd. 38, Nr. 78, ©. 290. 

Borausſetzungen des Aufpruches anf Regulierung gutöherrliher und bänerlicher 
Nechte in Neuvorpommern und Rügen. (Preuß. R.). Die Klage ift auf das ben 
dritten Abſchnitt des preußiſchen Gejeges vom 2. März 1850 in Neuvorpommern und 
Rügen einführende preußifche Gejeg vom 12. Juni 1892 geftügt. In der eriten In⸗ 
ftanz ift der auf „die Regulierung des Bauerhofes Bogtey behufs Eigentumdverleihung“ 
gerichtete Antrag bes Klägers abgemwielen, weil der Bauerhof zur Zeit feiner Räumung 
durh die Witwe D. nit mehr eine nah 3 74 des Geſetzes vom 2. März 1850 
regulierungsfähige Stelle geweſen fei. Auch das die Berufung des Klägers zurück⸗ 
weifende Berufungsgericht Hält diefen Grund für durchſchlagend, Hat aber daneben für 
die Abweiſung der Klage den zweiten jelbftändigen Grund gegeben, daß jedenfalld am 
1. Januar 1892 die Regulierungsfähigtett der Stelle nicht mehr beftanden babe. Da 
diefer zweite Grund gebilligt werden muß, fo bedarf es der Prüfung bes eriten nicht. 
Daß nad dem Abf. 1 des 8 3 des Geſetzes vom 12. Juni 1892 in Verbindung mit 
dem eingeführten 8 74 des GSefekes vom 2. März 1850 der Anfprud auf Regulierung 
an fih nur dann begründet ift, wenn da3 Bauergut am 1. Januar 1892 noch regu. 
lierungsfähig war, kann nicht zweifelhaft fein und ebenfowenig, daß der Inhaber ber 
Stelle reiner Zeitpächter ift, daher an ſich die objektive Regulierungsfähigleit am 
1. Sannar 1892 nicht mehr beftaud. Es Tann fi alfo nur fragen, ob die in Abſ. 2—4 
bes 8 3 Hinzugefügten Einfchränfungen und Ausnahmen zu einem dem Kläger gün- 
ftigeren Reſultate führen. Beide Vorinftanzen beziehen den Abſ. 2 nur auf die ſub⸗ 
jeftive Regulierungsfäbigleit, jo daß er im Falle des Vorhandenjeind der objektiven 
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Regulierungsfähigfeit am 1. Januar 1892 nur über die Kollifion bes Beſitzers von 1892, 
der aljo an ſich regulierungsberechtigt fein würde, mit dem gegen Vorbehalt ermittierten 
Beliter von 1854 entfcheide. Die Nevifton giebt zwar zu, daß fidh der Worlaut des 
Abſatzes nur auf diefen Kollifionsfall beziehe, meint aber, daß damit zugleich dem Be⸗ 
figer von 1854 allgemein ein Negulierungsanipruch habe gewährt werden follen, alfo 
auch für den Yall, dab am 4. Januar 1892 ein an ſich regulierungsberechtigter Be⸗ 
figer der Stelle nicht vorhanden fein follte. Dieſe Anficht Tann jedoch nicht gebilligt 
werden. Der Abſ. 2 ift faft wörtlich aus den Kommiſſionsbeſchlüſſen von 1861 herüber- 
genommen, der frühere Kommiffionsberidt wird in dem von 1892 wiederholt als bie 
Duelle genannt und Iobend erwähnt; dab dem Abſatze irgend ein anderer Sinn Habe 
beigelegt werden follen als im Jahre 1861, ift nirgenb® angedeutet. An Regierungs⸗ 
motiven fehlt c8, meil die Regierung ihn nicht vorgefchlagen Hatte; dagegen ift in Dem 
Berichte der Kommiſſion von 1861, aus deren Beratungen er hervorgegangen ift, mit 
zweifellofer Klarheit hervorgehoben, daß diefer Abſatz nicht die objeltive, fondern n ur 
die fubjeltive Negulierungsfähigleit erweitern ſolle. Es wird eingehend berichtet, daß 
auch die Ausdehnung auf erftere angeregt, diejer Vorſchlag aber abgelehnt fei wegen 
der darin liegenden Ungeredhtigleit gegen die Yutöherren, die nad dem bi3 dahin 
. geltenden Rechte durchaus befugt geweſen feien, die Stellen ganz einzuziehen oder mit 
anderen Wirten zu bejegen. Das Geſet follte gegen die Gutsherren nicht zuräd- 
wirken, fondern nur im Falle der objektiven Regulierungsfähigleit einen Borzug bes 
früheren Beſitzers vor dem jeigen begründen. Bas entipricht auch genau dem Wort⸗ 
laute; eine Rückwirkung zum Nachteile des Gutsherrn ift in feiner Weile angedeutet, 
vielmehr nur gegenüber dem fpäteren Beliger. Diefer Vorzug und die Kollifion find 
überhaupt nur denkbar, wenn die Stelle am 1. Sanuar 1892 noch regulierungsfähig 
war. Denn nur dann Tonnte der jegige Befiger einen Regulierungsanſpruch haben, 
nur dann alfo eine Kollifion und das Vorgehen möglich fein; bie Bwifchenbefiger er- 
langten dur das Geſetz überhaupt keine Rechte. Die Abi. 3, 4 des 8 3 wenden fidh 
nur gegen Maßregeln des Gutsherrn, die mit den Abi. 1, 2 in Widerſpruch ſtehen; 
für die Auslegung des Abſ. 2 find fie ohne Bedeutung. Much auf ven 8 6 des Ge⸗ 
ſetzes und die in ihm genannten älteren gefeglichen Beitimmungen Tann die Revifion 
nicht geftäßt werden; denn im vorliegenden Falle ift nicht die an fich vorhandene ob- 
jektive Regulierungsfähigleit durch Anerkenntniſſe, Berzichte, Judikate ausgefchloffen, 
ſondern ſie fehlt, auch wenn man ſie nur nach den Vorſchriften des Geſetzes beurteilt. 
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L 1227—1465. IL 1203—1485. IIL 1280-1566. M. IV. 1-—645. D. 166—218. 
E.G. Art. 13—17, 41, 46, 50, 97, 198—202, 206, 07. Windſcheid IL 88 489 
bis 512. Stobbe IV. 88 206—249. Dernburg IIL 88 I. 


Verlõobnis. 
Nr. 2185. IL Sen. 21. Ottober 1887. IL 136. 87. Bd. 20, Nr. 74, ©. 333. 
Ortlich mahgebendes Recht für die Wirkungen des Berlöhniffes. (Rhein. R.). 
Bei der Trage, nach weldem örtlichen Mechte die Wirkungen des Berlöbnifies zu beur- 
teilen find, insbejondere zu entfcheiden ift, ob aus demfelben auf Erfüllung des Ver⸗ 
ſprechens oder auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung geklagt werden kann, tft zunächſt 
die rechtlihe Natur des Verlöbnifies maßgebend. Bas VBerlöbnis ift im Wejentlichen 
als ein obligatorifches Verhältnis anzufehen. Da die Verlobung als ein die Ehe- 
ſchließung vorbereitender Vertrag (pactum de contrahendo) gelten muß, fo müfien auch 
bie allgemeinen Grundſätze, die bezüglich der Verträge gelten, foweit nicht befonbere 
Borichriften beftehen, für fie maßgebend fein. Ebenjo muß die Frage, ob auf Grund 
der übernommenen obligatorischen Berpflihtung auf Erfüllung oder auf Schadenserjak 
wegen Nichterfüllung geflagt werben Tann, nach dem Rechte desjenigen Ortes beurteilt 
werden, ber als ber Sig der Obligation anzufehen iſt. Allerdings ift bezüglich ver 
Trage, nach welchem Rechte die durch einen Vertrag begründeten Rechtsverhältniſſe zn 
beurteilen find, nicht ohne Weiteres das Necht des Erfüllungsortes maßgebend, es kommt 
vielmehr in erfter Linie anf den Willen der Vertragſchließenden, nämlich darauf an, 
welchem beftimmtten echte fie fich in Beziehung auf die Wirkungen des Vertrages unter- 
werfen wollten, bezw. welches örtliche Recht fie als das felbftverftändlich anwendbare 
. vorausfeßten. Nr. 4222. Rr. 204. Das Berufungsgericht hat dies aber nicht ver- 
fannt. Nur für den nach feiner Auffaffung hier gegebenen Fall, dab eine aus ber 
Natur der Obligation oder den Umftänden fich ergebende Unterwerfung unter ein be 
ftimmtes ärtliches Recht nicht vorliege, hat das Oberlandesgericht den Satz aufgeftellt, 
e3 ſei anzunehmen, daß fih die Parteien dem öffentlichen Rechte desjenigen Ortes hätten 
unterwerfen wollen, wo die Obligation erfüllt werde, alfo ihre rechtliche Wirkſamkeil 
äußern ſolle. Es Hat daher mit Recht den Ort für maßgebend erachtet, wo bie Ber- 
Iobten nad) der Verehelihung ihren Wohnfig nehmen, demnach die Ehe begründen und 
das gemeinfchaftliche häuslihe Zuſammenleben beginnen wollten, nicht den Ort, mo 
die Ehefchließung vor dem Standesbenmten erfolgen follte. Nr. 2852. Nr. 2186. 
Nr. 1252, 
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Nr. 2186. VI. Sen. 28. Februar 1889. VI. 336. 88. Bd. 23, Nr. 36, ©. 172. 

Erfülung bed Berläbniffes. Art der Erfüllung. Gerichtsſtand. (Gem. R.). 
Eine befondere Abrede, wonach die Ehefchliebung in Hamburg, wo bie Mage anf Ein- 
gehung der Ehe angeftellt ift, hätte ftattfinden follen, ift von bem in Hamburg wohnenben 
Kläger nicht behauptet. Ans der Natur bes Eheverfprechens folgt ebenfowenig, daß bie 
Eingehung der Ehe am Wohnorte des Bräutigams bezw. an demjenigen Orte, wo ber 
für diefen Wohnort beftellte Standesbeamte fein Amtslokal hat, geichehen müßte; denn 
obwohl nad 8 42 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes vom 6. Yebruar 1875 dieſer Stanbes- 
beamte allerding® die erforberlie Buftändigfeit haben würde, fo gilt doch das Gleiche 
eventuell auch von anderen Stanbesbeamten, insbejondere and) von dem des Wohnſitzes 
der (im ſchleſswigſchen Kirchfpiele D. wohnhaften) Braut. Ein anderer rund, Hamburg 
für den Erfüllungsort zu erflären, liegt nicht vor. Der Annahme, ba nad) gemeinem 
Rechte als Erfüllungsort für das Eheverſprechen derjenige Ort zu gelten habe, wo 
nad dem übereinftimmenden Willen der Verlobten oder nach der Natur des Verhält⸗ 
niffes die Verlobten nach der Ehefchließung ihren erften gemeinfamen Wohnſitz nehmen 
wärben, ift nicht beizutreten, vielmehr ift als Erfüllungsort derjenige Ort anzunehmen, wo 
der betreffende Berlobte deu Aklt der Eheſchließung mit dem anderen vorzunehnen ver- 
pflichtet ift. Eine vertragsmäßige Befchränfung der freien Beftimmung bes Hinftigen Wohn⸗ 
fites ift überhaupt für ungültig zu eraditen (vergl. 1. 71, 8 2 Dig. de oond. et dem. 35, 1), 
und anderenteil8 wiberftreitet eine vertragsmäßige Bindung des Mannes gegenüber ber 
Stan über eine ſolche Einzelheit des ehelichen Lebens dem fittlichen Weſen der Ehe 
(arg. c. 17 C. XXXII qu. 5). And wird nicht notwendig bort eventuell Das che- 
lie Leben zu beginnen haben, wo der Bräutigam jet gerade wohnt, ſondern bort, 
wo er fofort nad der Eheichließung in freier Wahl zunächſt feinen Wohnfig nehmen 
wird, und diefen Ort kann man während der Daner bes Verlöbniffes nicht mit Sicher- 
heit vorher beftimmen. Überdies ift es unrichtig, bie Herftellung des gemeinfanten che 
lichen Lebens als die Erfüllung des Verlöbnifies aufzufaflen. Die Handlung, auf welche 
ber in dem Verldbniſſe liegende Vertrag, foweit er als ein obligatorifcher anzufehen, 
gerichtet ift, befteht eben nur in dem Abſchluſſe eines anderen Vertrages, ber Ehe- 
ſchließung, welcher ſeinerſeits, obwohl er mittelbar gleichfalls zu vielen beiberfeitigen 
Reiftungen verpflichtet, doch Fein obligatorifcher, fondern ein familienrechtlidder Vertrag 
anderer Art ift, der zu feiner unmittelbaren Nechtöfolge nur die Begründung des 
dauernden perjönlichen Werbältniffes der Ehe bat; in dieſem letzteren Punkte Tiegt bie 
Beſonderheit bes Verldobniſſes, foweit es obligatorifcher Vertrag ift, im Vergleiche mit 
den gewöhnlich fogen. pacta de contrahendo, denen e3 fi} im übrigen anreift. Die 
1.65 Dig. de jud. 5, 1 hat mit ber zur Entſcheidung ftehenden Yrage nicht? zu thun. 
Die Entſcheidung im Falle Ar. 2185 beruht auf dem rheinifhen Net. Nr. 2852. 
Nr. 2188. Nr. 2389. 


Nr. 2187. IIL Sen. 3. Juli 1888. IIL 90. 88. 8b. 21, Nr. 32, ©. 181. 

Einwilligung des Vaters zum Berlöbnuiffe des minderjährigen Sohnes. Cibes- 
zufdiehung. Neftitution gegen ein Berlöbnis. (Gem. R.). Belangt ift ber Bater 
als Bertreter feines minderjährigen Sohnes, ber Bater allein konnte aud), da Minber- 
jährige der Regel nach noch nicht prozeßfähig find, nad 88 50 ff. C.P.O. für feinen 
Sohn als befien gejeglicher Vertreter verflagt werden. Nah $ 435 a. a. D. gilt aber 
ein folder Bertreter in Bezug auf die Eideszuſchiebung felbft als Partei, und es Tann 
ihm ein Eid ſowohl über feine, des Vertreters, eigene Handlungen oder Wahrnefmungen 
als auch über ſolche der von ihm vertretenen Perſon zugeichoben werden. Nr. 2414. 
Im vorliegenden Falle hat die Klägerin dem Prozeßgegner allgemein den Schiebzeib 
über die behauptete väterlihe Einwilligung zum Verldbniſſe mit dem minderjährigen 
8. zugeihoben, unb es erkennt ber Berufungsrichter, indem er die Yrage erörtert, ob 
ber Vater dem Bruder der Klägerin gegenüber jein Einverftändnis mit der Verlobung 
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erflärt Habe, an, daß nad dem maßgebenden heſſiſchen Geſetze vom 18. April 1877 
Art. 2, die Eheverlöbnifie in den Provinzen Starkenburg und Oberheflen betreffend, 
nicht eine unmittelbar den Verlobten gegenüber abgegebene Erflärung der zur Ein- 
willigung Berechtigten erforderlich ift, daß vielmehr hierbei die allgemeinen Grundſätze 
über Willenserfläeungen maßgebend find. Hiernach ericheint es als eine eigene Hanb- 
ung des gejeglihen Vertreters des progeßunfählgen Veflagten, wenn er vor ber Klag⸗ 
anftelung fein Einverftändnis mit dem Berlöbniffe in ber behaupteten Weiſe zu erfennen 
gegeben Hat, und es ift die Eideszuſchiebung an den Water hierüber nad) 8 410 C. P. O. 
zuläſſig. Eine an ben Sohn erfolgte Eideszufchiebung liegt nicht vor; ob dieſem 
eventuell nah 8 435 Abſ. 2 E.B.D. an der Stelle feines Vaters ber Eid angetragen 
werden Fönnte, ift daher hier nicht zu enticheiden. Es unterliegt zwar keinem Zweifel 
daß gegen die dur ein rechtsgültiges Verlöbnis begründeten rechtlichen Wirkungen 
nach gemeinem Nechte auch auf Grund der Minberjährigleit eines Verlobten Wider⸗ 
einfeßung in den vorigen Stand nachgefucht werden kann; beftritten ift aber, ob zur 
Erteilung der Reftitution eine befondere durch dies Eheverlöbnis felbft hervorgerufene 
Verlegung behauptet und dargethban werben müffe, oder ob fchon bas Verlöbnis als 
folches eine Läfton bebinge und daher die bloße Berufung bes Minderjährigen auf 
feine Abneigung zur Eingehung der Ehe die Neftitution rechtfertige. Obgleich ein 
Minderjähriger nad 1. 7 pr. Dig. de min. 4, 4 gegen jede Art von Rechtsgeſchäften 
reftituiert werben foll und dabei der ihm drohende Nachteil nicht notwendig ein Ber- 
mögensnadjteil zu fein braucht, jo wird doch immerhin zur Annahme einer zureichenden 
Läfion eine aus dem Verlöbniſſe ſelbſt für den Minderjährigen entftandene Ver⸗ 
änderung feines Nechtszuftandes erfordert. Nicht das ift entfcheidend, ob der Minder- 
jährige hinterher umd noch zur Beit der Slaganftellung bie Wollziehung ber Che 
verweigert, fondern, ob das Verlöbnis bereit3 zur Zeit feiner Eingehung nath- 
teilig, mindeftens fchon damals die Beforgnis einer nachteiligen Beränderung der Um⸗ 
ftände begründet war. Trifft dies nicht zu, fo Tiegt in einem mit Einwilligung ber 
Eltern des Minderjährigen eingegangenen Berlöbniffe keine Läfion und die fpätere 
Sinnesänderung des Lebteren für fi allein erjcheint als ein zufälliges Ereignis ohne 
rechtliche Bedeutung. Im vorliegenden Falle muß aber bie Neftitution beshalb für 
ansgefchloffen erachtet werben, weil durch deren Erteilung die Klägerin ein unerfeßlicher 
Nachteil treffen würbe (1. 4 Dig. de in integ. rest. 4, 1). Gegen ein durch Schwänge- 
rung der Braut beftärltes nah Art. 2 des cit. Landesgeſetzes mit Ein- 
willigung der Eitern der Verlobten zuftande gefommenes Eheverlöbnis fann ber minder⸗ 
jährige Bräntigam, von ganz befonberen bier nicht vorliegenden Umftänden abgefehen, 
feine Reftitution erwirken, weil der vorige Buftand überhaupt nicht mehr herzuftellen 
ift und ber Nachteil für die Braut ein unerjeglicher oder doch ein jo großer fein würde, 
daß er zu bem Vorteile bes Bräutigams in einem unverhältnismäßigen Gegenſatze ftände. 


Nr. 2188. VL Sen. 11. Januar 1892, VI. 235. 91. Bd. 29, Nr. 26, ©. 97. 

Berlobnis eines verheirateten Mannes. Auſpruch einer geſchiedenen Ehefrau 
aus dem Stuprum. Klage einer ranensperfon, die ſich wifjentlich einem Ehemanne 
preißgegeben bat, anf Eutſchädigung. (Sem. R.). Das durch das Verlöbnis als den 
Bertrag, durch den zwei Perfonen verichiedenen Gefchlecht3 einander die Ehe veriprechen, 
begründete Nechtöverhältnis, das auch felbft wieder „Berlöbnis” genannt werden Tann, 
hat eine doppelte Seite, eine familienrechtliche und eine obligationenrechtfihe. Die Ver⸗ 
Iobten als folche ftehen fofort in einem dauernden perfönlichen Rechtsverhältniſſe be- 
fonderer Urt zu einander, deffen rechtliche Bedeutung freilich eine viel geringere tft als 
die der Ehe; dies ift die familienrechtliche Wirkung des Verlöbniſſes. Außerdem aber 
und vor Allem ift das Berlöbnis ein obligatorifcher Vertrag, nämlich ein pactum de 
contrahendo im weiteren Sinne, ein Borvertrag, wodurch fid) die Bacidcenten zwar nicht 
zur Eingehung eines Kontrakts im eigentlichen Sinne d. h. eines anderen obligatorifchen 
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Vertrages wohl aber zur Eingehung des rein familienrechtlichen Vertrages der Ehe⸗ 
fchließung einander verpflidten. Nr. 2186. Spridt man nun von „Berlöbnis" 
lediglich im familienrechtlichen Stimme, fo würde e3 allerdings ſchlechthin als richtig 
anzuerfennen fein, daß es im Nectäfinne Tein Verlbbnis eines Ehemannes giebt, 
daß ein folder rehtlih fo wenig Berlobter wie Ehemann einer zweiten Frau fein 
fann. Aber dadurch ift nicht ausgeichlofien, daß auch das Verlöbnis eined Ehemanues, 
iufofern e8 obligatorifher Vertrag, Eheverjprehen if, Rechtswirkungen 
haben Tann. Nr. 2389. Sollte mau aud, was hier nicht entichieden zu werden braudht, 
fagen dürfen, ein ſolches Eheverſprechen jei, infofern ber Mann bereit verheiratet ift, 
auf etwas objektiv Unmögliches gerichtet, fo würde das natürlich nicht hindern, daB Der 
Mann, der wijfentlich dieſes Unmögliche einer die Unmöglichkeit nicht kennenden 
Frauensperſon veriprochen hätte, ihr zur Leiftung des Intereſſes, mindeſtens des nega- 
tiven Intereſſes, verpflichtet wäre. Aber im vorliegenden Falle hat die Klägerin bei 
Entgegennahme des Eheverſprechens gewußt, daß ber Bellagte verheiratet if. Hier 
drängt ſich zunächſt ſchon die Frage auf, ob nicht, da die Klägerin bei dieſer Sachlage 
doch jedenfall nur unter der Vorausſetzuug vom VBellagten geheiratet zu werben er» 
warten konnte, daß feine beftehende Ehe vorher geſchieden fein werbe, ihr jekt erhobener 
Anſpruch auf Entihädigung ſchon daran ſcheitern müffe, daß nach ihrer eigenen Dar- 
ftellung biefe Bedingung gar nicht eingetreten ift, jene Ehe vielmehr noch fortbefteht. 
Das Landgericht hat ohne Weiteres die vom Bellagten ber Klägerin gemachte unwahre 
Borjpiegelung, daß er mit feiner Iran im Ehefcheidungsprozefie liege, der in aller- 
nächſter Beit zur Scheidung feiner Ehe führen werde, hypothetiſch (falls die Klägerin 
den Eid bierüber leiften werde) für ausreichend gehalten, um die Klage auf Entſchädi⸗ 
gung wegen des nicht erfüllten und nicht erfüllbaren Ebeveriprechend zu begründen; 
aber ob mit Recht, bebürfte doch noch erft einer Erörterung. Bon einer ſolchen kann 
indeffen hier abgejehen werden, da dem Berufungsgerichte jedenfalld darin beigetreten 
werden mußte, daB jedes von einem Ehegatten mit einer diefe jeine Eigenfchaft fennenden 
dritten Perjon auf den Fall der Auflöfung feiner Ehe eingegangene Berlöbnis rechtlich 
völlig unverbindlich ift. Allerdings läßt fich nicht behaupten, daß in einem ſolchen Ber- 
löbniſſe ohne Rückſicht auf die Verhältnifie des Einzelnen notwendig allemal eine Un⸗ 
fittlichleit gefunden werben müßte; aber andererſeits würde e3 uurichtig fein, die Grund⸗ 
lage ber rechtlichen Enticheidung bei dieſer Frage in der fittlichen Beurteilung des 
Einzelfalles zu ſuchen. Es würbe vielmehr gegen die guten Sitten, gegen den Anſtand 
verftoßen, einem foldhen auf die Borausfegung einer zwar möglidden, aber vom all- 
gemeinen Standpunlte aus nicht wünfchenswerten Veränderung der beflehenden Rechts⸗ 
verhältnifie gebauten Vertrage jematd Rechtswirkung beizulegen. Vergl. e. 8. X 
de eo qui duxit 4, 7. Bei bem eventuellen Klaggrunde, dem vollzogenen Beilchlafe, 
fteht gleichfalls in Trage, ob ein folder Anſpruch auch dann ftattfindet, wenn zur Beit 
bes Beiſchlafes der Thäter verheiratet und dies der Geſchwächten befannt war. Es 
könnte ber Bweifel entſtehen, ob die angefochtene Enticheidung des Berufungsgerichts, 
wodurch die Klaganſprüche völlig abgewiefen find, nicht jedenfall3 aus dem Grunde 
aufrecht zu Halten fein würde, weil bier die Klägerin eine gefhiedene Ehefrau 
ift, einer folden aber überhaupt fein Auſpruch gegen ihren Stuprator zuſteht. Dem 
Berufungsgericht ift aber darin beizutreten, daß nach gemeinem deutſchen Gewohnheits⸗ 
rechte, das ſich auf Grund des c. 1 X. de adult. 5, 16 gebildet hat, bei Vorhandenſein 
ber fonftigen Borausfegungen ber Entſchädigungsanſpruch auc einer geſchiedenen Ehe⸗ 
frau einzuräumen if. Ob der Anſpruch wegen Berführung bezw. wegen Schwächung 
überhaupt nicht bloß einer Jungfrau, fondern auch einer unbeicholtenen Witwe zuftehe, 
darüber waren bei Ausbildung des in Rede ftehenden gemeinen Gewohnheitsrechts 
Bweifel und Schwankungen, wie ſolche in der That ftattgefunden haben, wohl erklärlidh. 
Da fi nun aber das Gewohnheitsrecht ſchließlich unzweifelhaft in diefem Sinne feft- 
geftellt hat, jo darf folgerichtig auch einer unbefcholtenen geſchiedenen Ehefrau der gleiche 


= — — — ‚- .. .- -- 





8 92. Bürgerliche Ehe. 385 


Anſpruch nicht verfagt werden. Es bleibt alfo die obige Frage zu enticheiden, ob auch 
einer ſolchen Geichwächten, welche fich wifjentlich einem verheirateten Manne preisgegeben 
bat, gemeinrechtlih ein Anſpruch auf Entiehädigung gegen diefen zugugeitehen if. Das 
Berufungsgericht hat die Frage verneint. Die vorherrſchende Anficht ift früher eigentlich 
immer bahin gegangen, daß auch der mit ihrem Wiffen von einem Ehemanne &e- 
ſchwächten der fragliche Anſpruch zu gewähren ſei. Auch diejenigen neueren Pandekten⸗ 
f&riftfteller, die auf dieſe Frage überhaupt zu ſprechen kommen, haben ich dieſer 
Meinung angeſchloſſen. Es Tanıı aber die gemeinrechtlide Streitfrage hier überhaupt 
unentichieden bleiben, da das vorige Urteil jedenfalld aus Gründen des hier maß- 
gebenden (bamburgifchen) Partikularrechts aufrecht erhalten werben mußte. Bezüglich 
bes fächfiichen Rechts vergl. Kurſächſiſche Konftitutionen von 1572 TIL. IV Konft. 27, 
jet 8 1552 des ſächſiſchen Bürgerlichen Geſetzbuches. 
Eingehung der Ehe, 
Nr. 2189. II. Sen. 8. Mai 1888. IIL 41. 88. Bd. 21, Nr. 8, ©. 43. 
Klage auf Ergänzung ber elterlidden Einwilligung zur Eheſchließung. Die in 
8 32 des Berjonenftandsgefeges vom 6. Februar 1875 im Falle der Berfagung ber 
elterlichen Einwilligung zur Cheichließung den großjährigen Kindern gewährte Klage 
auf richterliche Ergänzung ift vor dem Prozebrichter anzubringen. Der genannten Klage 
kann daher im gefamten Deutſchen Reiche die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
weges nicht entgegengeftellt werden und das altenburgijche Gefek vom 13. Januar 1869, 
welches die Anträge auf Ergänzung des elterlichen Ehelonjenfes an die Bormundichafts- 
behörde verweift, ift nicht mehr als rechtswirkſam zu erachten. 


Wichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe. 
Nr. 2190. 1 Hilfs⸗Sen. 5. Mat 1882. IV* 52. 82. Bd. 7, Nr. 66, ©. 227. 
Eheſchließnug im Geltungsbereiche des conclilium Tridentinum unter Mit- 
wirkung eine vor dem Gefete über die Vorbildung und Auftellung der Geiftlichen 
vom 11. Mai 1873 widerruflih mit der Verwaltung des Pfarramts beauftragten 
Iatholifchen Priefters. (Preuß. R.). Die Ehe ift darum nicht nichtig, weil dem Priefter 
die Vornahme geiftlicher Amtshandlungen nach Einleitung des Zwangsverfahrens auf 
definitive Beſetzung der Stelle nad 8 18 a. a. D. von der Staatöbehörbe bereit3 unter. 
fagt war. Der dem Priefter durch gültige Delegation vermöge Beauftragung mit Der 
Berwaltung bes Pfarramts ſeitens bes Biſchofs beigelegten Eigenſchaft Tonnte der 
Briefter nur durch Widerruf des Auftrages feitens des Biſchofs oder aber durch eine 
ausdrückliche gefeglihe Beftimmung entfleidet werden, bie in dem Geſetze vom 
11. Mai 1873 nicht enthalten ift. 


Pr. 2191. IV. Sen. 26. Februar 1891. IV. 279. 89. Bd. 27, Nr. 24, ©. 100. 
Form der Eheſchließung von Reihsangehörigen und dentſchen Schutzgenoſſen in 
ber Türkei. Gewohnheitsrechtlihe Normen der Eheihliehung. Poſitive reichögefehliche 
Beitimmungen, die die Anwendung der für das Anland obligatorifch geltenden Form 
der Civilehe mit der gleihen Wirkung auf die in der Türkei lebenden Deutichen vor- 
fogreiben, find nicht vorhanden. Die allgemeine Bezugnahme auf die Reichsgeſetze in 
8 3 Abſ. 1 des Geſetzes über die Konjulargerichtäbarkeit vom 10. Juli 1879 Tann, 
was die Form ber Eheichließung angeht, nur dahin verftanden werden, daß fie eine 
Betätigung des reichsgefetlich bereits durch das (durch die Reichsverfaſſung zum Reichs⸗ 
gefeb erhobene) Gele vom 4. Mai 1870 für das Ausland, alfo auch für die Bezirke 
ber Konſulargerichte, geregelten Zuftandes enthält. Das PBerfonenftandsgefeß vom 6. Fe⸗ 
bruar 1875 findet Hingegen in den Konfulargerichtsbezirten wie überhaupt auf die im 
Auslande gefchloffenen Ehen von Deutſchen nur infowelt Anwendung, ald es in den 
88 28—40 die nad 8 3 bes Gefepes vom 4. Mai 1870 dem zu Ehefchließungen er» 
mächtigten Beamten nachzuweiſenden Erforberniffe zur Eingehung ber Ehe enthält. Der 
Schule, Neichägerichtsentfcheidungen. Mb. IL. 25 
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Kläger gründete feinen Antrag auf Nichtigleitserflärung der Ehe baranf, daß bie Ehe 
im Jahre 1884 im Stanbesamtöbezirte des Kaiferlihen Konfuls in Serufalem nur 
vor diefem, nicht aber duch kirchliche Trauung gültig habe gefchlofien werben können. 
Diefer rechtlide Standpunkt des Klägers ift nicht haltbar. Der Ehe der Barteien kann 
bie bürgerliche Wirkſamkeit nicht entzogen werden, falls diefelbe nur nach dem in Jeru⸗ 
falem zur Beit ber Eingehung der Ehe geltenden Eheichließungsrechte eingegangen ift, 
und das Legtere ift zu bejahen. In ber Türkei ift die Form ber Eingehung aller 
Ehen nicht mujelmänniiher Nichtunterthanen der Pforte, die auf Erund ber Kapitu⸗ 
Iationen eine Sonberftellung haben, gefetlich nicht geregelt, e3 fteht aber das türkifche 
Recht der Bildung eines auf die Form der Eheihließung bezüglichen Gewohnheits- 
rechts nicht entgegen, dem bie gleie Kraft wie einen Geſetze beizumeflen wäre. 
Das Beitehen eines ſolchen Gewohnheitsrechts dahin, daß eine von einem Kirchendiener 
chriſtlichen Bekenntniſſes vorgenommene Tirchliche Trauung eines chriftlihen Paares von 
den türfiihen Landesbehörden als eine rechtsgültige Eheſchließung anerkannt wird, tft 
bier Tonftatiert. 


Nr. 2192. IV. Sen. 30. Juni 1892. IV. 131. 92. ®d. 30, Nr. 2, ©. 3. 
Befeitigung der Borfchriften des preuffiſchen ALR. Über die Geftattung ber 
Wiederverheiratung bes wegen Ehebruchs geſchiedenen Ehegatten durch das Reichsrecht. 
Das Reichsgeſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung vom 
6. Februar 1875 regelt das formelle und das materielle Eheſchließungsrecht für das 
Reich einheitlich und beftimmt in 8 39, daß alle Vorſchriften, die das Necht zur Ehe 
ſchließung weiter befchränfen, als es durch das Geſetz felbft gefchehen ift, aufgehoben 
werden. Es find daher alle früheren Tandesgejeglichen Vorfchriften der bezeichneten 
Art, ſofern fie nicht im Reichsgeſetze befonders aufrecht erhalten und damit reichögefeßlich 
fanktioniert find (vergl. 8 38), außer Kraft getreten. Zu diefen Borfchriften gehören 
aber die in Rede ftebenden Beftimmungen ber 88 736, 737, L.1UL.R., die fi) als 
eine Bejchränfung des Rechts zur Eheſchliezung im Sinne des 8 39 des Reichsgeſetzes 
darftellen, indem fie dem wegen Ehebruches Gejchiedenen, wenn er zur neuen Ehe 
ſchreiten will, die von dem Reichsgeſetze nicht geforderte Verpflichtung auferlegen, ſich 
duch eine Beſcheinigung des Gerichtd darüber auszumeifen, daß die Perſon, die er 
heiraten wolle, nicht diejenige fet, auf welche fi das Eheverbot des 8 33 Nr. 5 des 
Meichsgefeßes (88 25 ff. IL 1 A.L.R) beziehe. Die fraglichen Borfchriften haben and; 
gegenüber dem Reichsgeſetze die praktiſche Bedeutung verloren. Nach 8 45 des Geſetzes 
fteht dem Standesbeamten allein die Feitftellung zu, ob die gefeblichen Boraus- 
jegungen ber Ehefchließung vorhanden find. Er Hat daher in einem Falle der gegebenen 
Art felbftändig nad Anleitung des Geſetzes zu prüfen, ob der neuen Ehe, deren 
Eingehung der wegen Ehebruches Geſchiedene beabfichtigt, das Berbot des 8 33 Nr. 5 
entgegenfteht. Won dieſer Prüfung wird er durch die Vorlegung einer gerichtlichen 
Beicheinigung im Sinne der 88 736, 737, VI. 1A.L.R. nicht befreit, wie auch anderer- 
feits für ihn der Inhalt einer ſolchen Beſcheinigung feine bindende Kraft hat. Nach 
dem bisherigen Rechtszuſtande in Preußen Hatte der bei der Ehefchließung wirffame 
Beamte eine minder felbftändige Stellung. Nach der jehigen Rechtslage Kat die Thätig- 
keit des Scheidungsrichters mit ber Wrteilsfällung ihren Abſchluß erlangt und ber 
Richter Hat nur in den Urteilögründen den Ehebruch als Scheibungsgrund ausdrücklich 
zu bezeichnen und, fofern die Verhandlungen in biefer Beziehung einen Auffchluß 
geben, die Perfon, mit der die Ehe gebrochen ift, erfennbar zu machen, damit für den 
Standesbeamten eine fichere Grundlage zur Vornahme der ihm obliegenden Prüfung 
geſchaffen wird. 
Nr. 2193. IIL Sen. 11. November 1892. IIL 125. 92. Bd.30, Nr.44, S. 144. 


Borausſetzung der Ungültigkeit der Ehe mit dem Ehebrecher. Rechtliche Stellung 
ber im Ehebruche erzengten Kinder. (Reichs⸗ und gem. R.) Ob, wie ber erfte Richter 
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ausführt, auch eine PButativehe der natürlihen Eltern die Legitimation ber unehelichen 
Kinder bewirke, Tann unentichieden bleiben, da mit bem Berufungsgericht angenommen 
werben muß, daß die Ehe des v. K. mit der Mutter ber Klägerinnen rechtögältig war. 
Allerdings find die Lebteren im Ehebruche erzeugt, und die Ehe ihrer Mutter ift nicht 
allein wegen böslicder Berlaffung, fondern auch wegen Ehebruches getrennt; aber das 
Scheidungsurteil läßt an keiner Stelle erfennen, daß der deu Scheldungsgrunb bildende 
Ehebruch derjenige mit v. K. gemwefen fei, defien Rame im Urteile nirgends, nicht einmal 
im Thotbeftande, unter den Parteibehauptungen erwähnt wird. Vielmehr wird im 
Scheibungsurteile die richterliche Überzeugung nur aus der von der Beklagten im Sühne- 
termin vor dem Geiftlichen abgegebenen Erflärung gewonnen, daß fie während beftehender 
Ehe zwei Kinder geboren babe, deren Bater ihr Ehemann nicht ſei. Das Berfonenftands- 
gefeg vom 6. Februar 1875 will aber, indem es in 8 33 die Ehe „zwilchen einem wegen 
Ehebruches Geſchiedenen und feinem Mitfchuldigen” verbietet, offenbar nur die Ehe mit 
derjenigen Berfon unterfagen, deren Ehebruch nach dem Urteile erfennbar zur Scheidung 
geführt hat. Iſt daher die nachfolgende Ehe zwiſchen der Mutter der Klägerinnen und 
dem v. 8. rechtögältig, fo Hat fie auch die Klägerinnen, obwohl biefe im Ehebruche 
erzeugt jind, durch Legitimation den ehelichen Kindern gleichgeftellt. Die für dieſe 
Frage hauptfählich in Betracht fommende Beſtimmung in can. 6 X qui filii sint legi- 
timi 4, 17 fcheint zwar nad ihrem Wortlaute eine folche Legitimation nicht zuzulaflen; 
berüdfichtigt man aber, daß die Delretale Aleranders II., aus der jene Stelle ent- 
nommen ift, ald Grund be3 Nichteintretend der Legitimation die Nichtigleit der Ehe 
zwifhen den Ehebrechern angiebt, jo verliert can. 6 a. a. D. die Beweiskraft, da es 
an jedem Anhaltspunkte fehlt, daB durch die Abfürzung bei Aufnahme in Gregors 
Sammlung eine wejentlicde Abweichung beabfichtigt fei. Dazu kommt, daß das kanoniſche 
Recht der Ehe als folcher unabhängig vom Willen der Ehefchließenden die legttimierende 
Kraft beilegt und daß es ſchwer erflärlih fein würde, wenn in Fällen, wo ben ſchul⸗ 
digen Ehebrechern geftattet ift, eine rechtögültige Ehe einzugehen und beren Vorteile 
zu genießen, den unfchuldigen Kindern die für fie günftigen Wirkungen ber Ehe ver- 
fagt fein follten. Die durch nachfolgende Ehe legitimierten Kinder ftehen den in der 
Ehe erzeugten gleich, ſoweit nicht Befchränfungen durch Geſetz ober Gewohnheitsrecht 
begründet find. Ob dies beim hohen Übel der Fall ift, fteht nicht in Frage, und felbft 
wenn man darüber hinaus gegen die vom Neichögericht (Nr. 2064) bereit3 anerkannte 
Lehnsfolgefähigkeit der Mantellinder Bedenken haben follte, befteht doch fein Rechtsſatz, 
wodurch fie von der Succeffion in ein Yamilienfideilommiß des niederen Adels, wie es 
dies vorliegt, ausgeſchloſſen werden. Vielmehr find fie im gemeinen Rechte jebt wie 
früher ald zur Nachfolge berufen angefehen, foweit fie nicht bei ber Errichtung des. 
Fideikommiſſes durch den Willen des Stifterd erfennbar ausgeſchloſſen find. 


Nr. 2194. III. Sen. 22. Januar 1897. II. 238. 96. Bd. 38, Nr. 37, ©. 138. 

Wirkung des Chehinderniffes des Ehebruches nah S 33 des Geſetzes vom 
6. Februar 1875. (Heihd- und gem. R.). Die frühere Ehe bes in W. mwohnenden 
Bellagten ift wegen des von ihm mit feiner mitbeflagten jegigen Ehefrau, damals un- 
verehelicäten B., begangenen Ehebruches dem Bande nach getrennt. Darauf haben fich 
die beiden Beklagten in Holland, nachdem fie ſich dort ſechs Monate aufgehalten Hatten, 
verheiratet. Als fie dann nad ihrem früheren Wohnorte W. zurüdgefehrt waren, iſt 
von dem Staatsanwalt bei dem zuftändigen Landgericht Verden Klage auf Nichtigkeits⸗ 
erflärung dieſer Ehe erhoben. In den beiden Borinftanzen ift die Ehe für nichtig 
erflärt. Die dagegen gerichtete Nevifion der Beflagten ift begründet. Das Berufungs- 
gericht Hat auf Grund thatfächlicher Prüfung ohne Rechtsirrtum feftgeftellt, daß die 
Bellagten durch den Aufenthalt in Holland ihren Wohnfig in W., aljo in Deutichland 
nicht verloren haben; über die Gültigkeit der Ehe enticheibet daher das beutfche Recht. 
Das Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875 beftimmt nicht ſelbſt in vollem Umfange über 
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die Wirkung des im 8 33 vorgefchriebenen Ehehindernifies des Ehebruches, verweift 
vielmehr infomweit im & 36 auf dad Landesrecht. Das hiernach im vorliegenden Falle 
zur Anwendung kommende gemeine Recht kennt aber das Ehehindernis des Ehebruches 
nit in der weiten Ausdehnung de3 gedachten 8 33, wonach die Ehe zwifchen den 
Ehebrechern ftet3 verboten ift, wenn wegen dieſes Ehebruches bie frühere Ehe getrenut 
wurde, fondern nur in wenigen, beſonders ſchweren Fällen, dann allerbings nur als 
Öffentliches trennendes. Das Berufungsgericht meint nun, diefe im gemeinen Recht 
allein vorgefchriebene Folge des Ehehindernifies des Ehebruches ohne weiteres auf die 
große Zahl der durch den 8 33 Hinzugetretenen leichteren Yälle anwenden zu müffen, 
befindet fih auch im Einflang mit faft allen diefe Frage berührenden Schriftftellern; 
ber erfennende Senat Tann jedoch dieſer Anficht nicht beitreten. Wenn das Ehehindernis 
bes Ehebruches den gemeinen Recht ganz unbelannt wäre, würde e8 für deſſen Gebiet 
nach den gedachten 88 33, 36 nur die Natur eines auffchiebenden im Sinne des Reichs⸗ 
gefebes, aljo mit der Wirkung haben, daß der Standesbeamte feine Mitwirkung bei der 
Ehefchließung verfagen muß, daß aber die Ehe, wenn fie troßdem geſchloſſen wurde, 
gültig ift. Ebenfalls nur anffchiebende Wirkung würde zweifellos in dem vorliegenden 
Falle dann eintreten, wenn das gemeine Recht das Ehehindernis in berjelben Aus- 
behnung wie der 8 33 könnte und es zwar für die befonders fchweren Fälle als trennendes, 
für alle übrigen aber nur als auffchiebendes anſähe. Nun ift aber das gemeine Recht 
in Wirflichfeit noch milder; e8 verbietet in den leichteren Fällen die Ehe mit dem Ehe 
bredder überhaupt nicht, und gerade deshalb würde für dieſe nach der berrichenden An⸗ 
fiht gegen ben Geift des gemeinen Rechts die härtere Folge eintreten. Wenn aber 
das Reichsgeſetz Hinfichtlich der Folgen auf die Landesgeſetze verweift, fo will es dieſe, 
abgejehen von feinen eigenen pofitiven Vorſchriften, in ihrem @eifte und Sinne an- 
gewenbet wiſſen. Es tritt aljo in dem befonbers ausgezeichneten Fällen wie früher die 
Nichtigkeit ein, für alle übrigen feine weitere Folge ald die ſchon aus dem Reichsgeſetz 
fih ergebende; das allein entipricht den Beftimmungen des gemeinen Rechts, und biefe 
follen als das Landesrecht maßgebend fein. 


Nr. 2195. L Sen. 21. Juni 1882. L 283. 82. Bd. 9, Nr. 57, ©. 212. 
Bererblichleit der Klage anf Nichtigkeitserkllärung einer Ehe. Reafſumtion ber 
Klage durch einen Miterben. (Gem. R.). Die angeftellte Klage de Kurators des wegen 
mangelnder Dispofitionsfähigfeit unter Kuratel geftellten S. auf Nichtigleitderflärung 
der von ©. nad Einleitung der Kuratel von ihm in Helgoland eingegangenen Ehe ift 
ihrer Natur eine fogen. Präjudizial- d. h. eine Feftftellungsflage, die materiell nach den 
Grundfägen des Eherechts zu beurteilen ift und nur hinſichtlich des prozefiualen Ber- 
fahrens ben in 88 568-592 C. P.O. für Ehefadhen gegebenen bejonderen Borfchriften 
unterliegt. Die Klage war darauf gegründet, daß dem ©. die erforderliche Dispofitions- 
fähigfeit und freie Willensbeftimmung gefehlt und daß er die wegen unterlaffenen Auf- 
gebot3 erforderliche Licenz zur Eheſchließung duch unmahre Ungaben erichlichen babe. 
Bereitd vor dem Berhandlungstermine jtarb ©. und es haben hierauf bie jebigen 
Kläger, nämlih drei feiner fünf Kinder aus erfter Ehe, al3 Erben den Rechtaftreit 
reaſſumiert. Das Weſen der auf Richtigleitserflärung gegen die Ehefrau ©. gerichteten 
Ehe befteht gerade in dem Hier auch geftellten Antrage auf gerichtliche Feft- 
ftellung, daß die ſcheinbar beftehende Ehe rechtlich nicht vorhanden jet. Aus einem 
ſolchen Ausſpruche ergiebt fi dann von felbft als rechtliche Folge, daß auch die Wir⸗ 
tungen der nur fcheinbaren Ehe nicht eingetreten find, und zwar weder in familien- 
noch in vermögensrechtlicher Beziehung. Für die Statthaftigfeit der Aufnahme einer 
ſolchen Nichtigkeitsllage durch die Erben iſt es unerheblich, ob man fie unter den 8 231 
EBD. fubfumiert. Nach dem Hechte der evangeliichen Kirche gehören die geltend ge- 
machten Klaggründe zu ben impedimenta privata, zu beren Geltendmachung lediglich 
die wegen ihres bejonderen Intereſſes beteiligten Perſonen als berufen erfcheinen. Das 
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im vorliegenden Falle geltend gemachte Klagrecht ift auch vererblih. Es genügt, daß 
jih an die Klage, wenngleich fie nicht unmittelbar auf eine vermögensrechtliche Leiſtung 
gerichtet ift, ein vermögensrechtliches Intereſſe knüpft. Won ber Regel, daß alle privat- 
reditlihen Klagen nach dem Beginne des Prozefied auf die Erben des Kläger3 über- 
gehen, machen nur biejenigen Anſprüche eine Ausnahme, welche durch ihren Anhalt 
höchſt perfönlicher Natur bezw. an eine beftimmte Perſon gefnüpft find und daher durch 
ben Tod bes Klägers gegenftandslos find wie 3. B. der Anſpruch auf Eingehung oder 
Scheidung einer Ehe. Bu diefen Klagen gehört die vorliegende nicht. Unerheblich ift, 
daß nicht die Geſamtheit der Erben den Prozeß reaflumiert hat. Ein überhaupt ver- 
erblider Aniprud kann von jedem einzelnen Erben, unabhängig von ber Teilnahme 
der Miterben gerichtlich verfolgt werden. Nr. 2304. Nr. 2196. Nr. 3681. 


Nr 2196. I Sen. 28. März 1883. L 130. 83. Bd. 9, Nr. 58, ©. 219. 

Klage des Kurators eines Wahnfinnigen auf Ungältigleitserflärung ber Ehe bes 
Ruranden. (Gem. R.). Mit Recht nimmt das Berufungsgericht an, dab ber Bor- 
mund oder Kurator für feinen Mündel oder Kuranden ebenfowenig eine Ehe fchließen, 
als ohne defien Willen auf Scheidung einer geihlofienen Ehe Hagen Tann. Nr. 2304. 
Dagegen geht das Berufungsgericht zu weit, wenn ed biejfen für die Klage auf Ehe- 
ſcheidung geltenden Grundſatz allgemein auch für die Klage auf Ungültigfeits- oder 
Nichtigleit3erflärung einer Ehe anwenden will. Es Tann bahingeftellt bleiben, wie die 
Trage zu enticheiden fein würde, wenn es fih um die Anfechtung der Ehe wegen 
Irrtums, Betruges oder Bwanges handelt. Für ben bier vorliegenden Fall einer auf 
bie dauernde Willensunfähigfeit des Kuranden bei Schließung der Ehe gegründeten 
Klage ift der Kurator zur Anftellung einer ſolchen Klage an fich für befugt zu er⸗ 
achten. 8283 des Berfonenftandsgelehes vom 6. Februar 1875. Auch wenn bie geltend 
gemachten Ehehindernifie impedimenta publica wären, würbe ber Kurator für die Klage 
namens feines Kuranden legitimiert fein, ba ed fih bei ber Geltendmachung eines 
impedimentum publicum nit um die Ausübung eines Rechts von „hoͤchſt perſönlichem 
Charakter handelt. Nr. 2195. 


Nr. 2197. L Sen. 29. Dftober 1881. L 113. 81. Bd. 5, Nr. 46, ©. 177. 

Anfechtung ber Ehe wegen Betruged. (Gem. R.). Nach Tatholifchem Eherecht 
ift die Ehe eine res spiritualis und die Ausſchließung des Dolus ald Anfechtungsgrund 
hängt mit der Lehre der Tatholiichen Kirche von den Vorausſetzungen der Wirkſamkeit 
der Sakramente zufammen. ft hiernach bie Wirkſamkeit des Eheſakraments nur von 
dem Borhandenfein und der in der erfordberfihen Form abgegebenen Erklärung des 
Ehefchließungsmwillens abhängig, fo Steht derjenige Irrtum, welcher diefen Willen aus⸗ 
fließt, oder ein ihm gleich zu achtender der Gültigkeit der Ehe entgegen, er mag ab- 
fichtlich hervorgerufen jein oder nicht; wogegen die äußeren Umftände, unter denen die 
Eheſchließung ftattgefunden bat, die Beweggründe, wodurch die Ehegatten dazu bewogen 
worden find, und der gute oder böfe Glaube berfelben, mithin auch betrügeriiche Ein- 
wirhungen der Ehegatten oder eines Dritten auf die Wirkjamfeit des Eheſakraments 
feinen Einfluß Haben. Das kanoniſche Recht entfernt fich Hierbei von ben Grunbfägen 
bes Civilrechts in dem Maße, daß es nad) c. 26 X. de sponsal. 4, 1 fogar demjenigen, 
ber betrügerifcherweije eine ſcheinbare Eheeinwilligungserflärung abgegeben bat, die 
Anfechtung der Ehe wegen mangelnden Eheichließungsmillens geftattet. Ein Eherecht, 
da3 die Sakramentsnatur der Ehe nicht anerkennt oder wenigftens für das Nechtögebiet 
als unerheblich erachtet, muß auch die vom kanoniſchen Recht daraus gezogenen Folge⸗ 
fäte verwerfen. Demgemäß geht die Anficht der meiften Rechtslehrer dahin, daß nad) 
proteftantifhem Eherecht bei Anfechtung der Ehe wegen Betruges die Grundſätze des 
bürgerlichen Rechts zur Anwendung kommen, wonach der Betrug als ein felbitändiger 
Anfehtungsgrund neben dem Srrtum erfcheint. Dieje Unficht, die auch in das preußifche 
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A.L.R. (8 39, IL 1 verbunden mit 8 85, I. 4) und das ſächſiſche B.G.8. (88 1597, 
1625) übergegangen find, herrſcht in ber gemeinrechtlichen Rechtſprechung vor. Um 
jo weniger unterliegt es bei einer unter der Herrichaft des Neichögejebes vom 6. Februar 
1875 (8 36) gefchloflenen Eivilehe einem Bedenken, den Betrug als felbftänbigen 
Unfehtungsgrund neben dem Irrtum anzuerlennen. Beide Anfechtungsgründe ſind 
im Grunde und in den Borausjegungen von einander verichieden. Während im alle 
bed Irrtums der Grund ber Anfechtung in der Beichaffenheit bes Eheſchließungswillens, 
alfo Tediglih in der PBerfon des Irrenden Tiegt, befteht berfelbe im Falle des Betruges 
in der rechtswidrigen Einwirkung auf den Willen des Srrenden, aljo in der Perfon 
des Tänfchenden. In Ermangelung partikularrechtlicher Vorſchriften find im vor- 
liegenden Falle, es handelt jih um das Gebiet ber Stadt Frankfurt am Main, die 
Srundfäße des gemeinen proteftantifchen Eherechtd anzuwenden, die al3 auf Gewohn⸗ 
heitörecht beruhende und in der Frankfurter Reformation (Teil 3 Tit. 3 und 8) als 
geltend vorausgejehte ſtaatliche Rechtsnormen auch auf Eheleute moſaiſchen Glaubens 
anwenbbar find. Es ift die Thatſache für erheblich erachtet, daß der Kläger ſchon 
einmal verheiratet und von feiner erften Ehefrau gefdhieden war, daß dies der Be- 
HMagten damals unbekannt geweſen und ihr von dem Kläger abfihtlich verheimlicht 
worden ift. Nr. 2198. 


Nr. 2198. IIL Sen. 27. Mai 1887. IIL 59. 87. Bd. 18, Nr. 45, ©. 223. 

Anfechtung der Ehe wegen Betruges über die Bermögensverhältuiffe. (Gem. R.). 
Nach gemeinem proteftantiihen Kirchenrecht bildet der Betrug, durch welchen ber eine 
Ehegatte den anderen Teil zur Erteilung des Ehekonſenſes veranlaßt hat, einen jelb- 
ftändigen Grund zur Anfechtung der Ehe neben dem Srrtume, fofern anzunehmen if, 
DaB der Getäufchte, wenn er den wahren Sachverhalt gefannt hätte, bei vernünftiger 
Überlegung bie Ehe nicht geichloffen haben würde. Es ift alfo nicht erforderlich, daß 
ber Irrtum, unter weldem ber Getäufchte die Ehe geichlofien hat, Eigenſchaften oder 
Umftände betrifft, welche das Wefen ber Ehe felbft berühren. Nr. 2197. Kann nun 
nicht verkannt werben, dab auf die Entichließung des Berftändigen und Gewifjenhaften 
bie Erwägung über die Erreihung bes wirtichaftlidden Bmedes der Ehe von Einfluß 
fein wird, fo hat man auch den Betrug über Vermögensverhältnifie für einen An- 
fechtungsgrund zu halten, wenn ber Getäufchte bei Kenntnis der wahren Sadjlage in 
verftändiger Erwägung der Berhältnifie von Eingehung der Ehe abgejehen haben wiirde. 


Nr. 2199. IH. Sen. 13. Januar 1891. IIL 236. 90. Bd. 27, Nr. 38, ©. 158. 

Anfechtung einer Ehe wegen Irrtums über die geiftige Geſundheit des anderen 
Ehegatten. (Gem. R.). Nach der Entwidelung, die das proteftantiiche Eherecht im 
Laufe der Beit genommen hat, giebt ein Irtum über foldde perfönlicdde Eigenſchaften 
eines Ehegatten, die gewöhnlich bei Schließung einer Ehe vorausgefeht zu werden 
pflegen, bem anderen Teile regelmäßig die Befugnis zur Anfechtung der Ehe. Nr. 2203, 
Nr. 2201. Auch mag fi in der Doktrin und Praxis überwiegend der Rechtsſatz aus- 
. gebildet haben, daß die Geiftestrantheit eines Ehegatten, bie vor dem Eheabſchlufſe 
vorübergehend fich zeigte, als Ehenichtigkeitägrund dann angefehen werden Tann, wenn 
folcde während der Ehe in Stumpffinn, Blödfinn oder au in unheilbaren Wahnfinn 
ansartet. Niemals ift man aber fo weit gegangen, daß man eine vor Eingehung der 
Ehe vorhanden gewejene, dem anderen Teile unbefannt gebliebene, vorübergehende 
Geifted- oder Gemütsftörung eines Ehegatten für ſich allein oder in Verbindung mit 
fpäteren ähnlichen Störungen als ausreichend zur Ehetrennung erachtet ober gar eine 
Ehe für ungültig erflärt hätte, bei der ein Ehegatte mit ber Anlage zur Geiſtes— 
frantheit erblich belaftet war und infolge befonderer Anläffe vor und nad Ein- 
gebung der Ehe zeitmweife geiftig erkrankte. Daß eine derartige Anlage und ſolche 
Störungen das Weſen ber Ehe nicht unmittelbar gefährden, nicht immer das ebeliche 


8 92. VBürgerlidhe Ehe. 391 


Bufammenleben und die Möglichkeit gegenfeitiger Unterftügung der Ehegatten zu be- 
einträchtigen vermögen, zeigt gerabe ber vorliegende Fall. Nach dem Sachverhalte tft 
die Bellagte zwar von mittelmäßiger Begabung, und e8 war bei ihr von jeher ein 
eigenartiges ſcheues Verhalten zu beobachten; gleichwohl bat fie vollftändige Einficht 
über ihre Verhältnifie, ihren Buftand und ihre Lage als Gattin und Mutter; fie ift 
von ben beiben Unfällen aknter Geiftesftörung jedesmal nach einigen Wochen völlig 
genefen unb war weder zur Zeit der Ehefchließung noch der ärztlichen Unterſuchung 
geiftesfrant. Unter folden Umftänden konnte der Berufungsrichter ohne Rechtsirrtum 
es ablehnen, auf Grund ber angeblichen Unkenntnis des Klägers in betreff der geiftigen 
Beichaffenheit der Bellagten beim Eheabſchluſſe die Ungültigkeit der Ehe auszuſprechen. 
Es ift aber auch nicht anzuertenneu, daB e3 der Bellagten obgelegen babe, vor Ein- 
gehung der Ehe aus eigenem Antriebe dem Kläger von ihrer geiftigen Erkrankung aus 
Anlaß bes Tobes ihrer Schwefter Mitteilung zu machen, zumal der Släger Teinerlei 
Thatſachen behauptet hat, die die Annahme eines bolofen Verſchweigens begründen 
fönnten. 


Nr. 2200. III. Sen. 19. Februar 1895. III 296. 94. Bd. 34, Nr. 39, S.170. 

Rethtliche Bedeutung ber Impotenz als Grunb ber Ungültigkeit einer Ehe. 
(Gem. R.). Anlangend die Widerklage des Ehemannes, der die Gültigkeit der 
Ehe wegen einer auf feiten der Ehefrau vorhandenen impotentia coeundi angreift, fo 
bat der Berufungsrichter die Verbindung diefer Klage mit ber von der Ehefrau wegen 
Ehebruches erhobenen Scheibungsflage gemäß 8 575 Abſ. 1 und 8 592 EBD. mit 
Recht für zuläffig erachtet, weil die Impotenz, die das Fundament der Widerklage 
bildet, ein privates Ehehindernis, alfo ein folches ift, das nicht von Amts wegen geltend 
gemacht, fondern nur von dem anderen Ehegatten mitteld der Ungültigkeitsklage ver- 
folgt werden Tann. Diefer Geſichtspunkt ift bisher im Fatholiichen wie im proteftantifchen 
Eherecht als die Hegel anerkannt geweien. Ob die vom Bernfungsrichter herporgehobene 
ans einem Verbote von Sirtus V. abgeleitete Ausnahme Heutzutage und zumal nach 
dem Neichögejehe vom 6. Februar 1875 noch in Geltung fteht, fan unerörtert bleiben, 
da die thatfächlichen Vorausſetzungen dieſes Ansnahmefalles nicht vorliegen. Mit Necht 
iſt fodann die Widerklage wegen Berzichts auf die Geltendmachung des Ehehindernifies 
der Impotenz zurüdgewiefen. Ein derartiger Verzicht ift nicht unzuläffig oder un⸗ 
wirkſam. &3 kann als ein allgemein auerkannter Sat des proteftantifhen Eherechts 
bezeichnet werden, dat die impotentia oveundi ein Ehehindernis nur in dem falle 
bildet, wenn ſie bei Eingehung der Ehe vorhanden und dem anderen Ehegatten un- 
befannt war. Diefer Grundſatz wird durch das Meichägefeh vom 6. Februar 1875 
infofern beftätigt, al3 danach das Impediment nur noch unter dem Gefichtspunft des 
Irrtums zugelafien iſt. Der 8 39 des Reichsgeſetzes fchreibt vor, daB alle Borfchriften, 
die das Recht zur Ehefchließung weiter befchränten, ald es durch das Geſetz gefchehe, 
aufgehoben fein follen. Daß bie berogatorifche Mlaufel dieſes Paragraphen neben anderen 
bisher beftandenen Chehindernifien auch das ber Ympotenz als eines felbftändigen 
Hinderniffes in Wegfall bringt, ift deshalb anzunehmen, weil unter ben Erforberniffen 
für eine gültige Eheſchließung die normale körperliche Beſchaffenheit nicht aufgezählt 
wird. Da jedoch der 8 36 a. a. D. bezüglich des Einfluffes des Zwanges, Irrtums 
und Betruges auf die Gültigkeit der Ehe das Landesrecht aufrecht erhält, fo ergiebt 
fih, daß das Ehehindernis der Impotenz als ein Irrtum über weſentliche Eigenſchaften 
ber Perſon feine Gültigkeit und Wirkſamkeit behalten Tonnte, daB es aber ohne Wir- 
tung bleiben muß, wenn die Impotenz fchon vor der Ehe vorhanden war und die Ehe 
in Kenntnis diefer Eigenfchaft eingegangen wurde. Iſt Lebteres geichehen, fo kann 
Trennung der Ehe wegen impotentia coeundi des einen Eheteild nicht mehr verlangt 
werden; die Ehegatten bleiben in quasi eheliher Gemeinſchaft; es tritt, wie bies im 
fanonifchen Hecht vorgeſehen ift, eine jogen. @efchwifterehe ein, was auch dem Stand- 
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punkte bes preußiſchen A.L.R. entipricht, wonach allein zu wechſelſeitiger Unterſtützung 
eine Ehe eingegangen werden Tann. Dieſer Buftand erfolgt, wenn wiſſentlich troß 
bes vorhandenen geichhlehtlihen Mangels eine Ehe abgeſchloſſen wird; folgerichtig 
muß aber auch der gleiche Zuftand und diefelbe Nechtswirkung eintreten, wenn bewurßter- 
maßen troß jened Mangels die Ehe fortgejest wird. In dem einen wie in dem 
anderen Falle wird auf die Geltendmachung des Mangels als eines trennenden Im⸗ 
pedimentes thatſächlich Verzicht geleiftet, und es wäre infonfequent, wenn 
man dieſen Verzicht zwar für die Eingehung, nicht aber für die Fortfeßung der Ehe 
wirffam werden ließe. Das geltende Recht nötigt die Ehegatten nicht zur Trennung 
wegen Impotenz, es bat nur dem nicht immpotenten Teile die Befugnis gewährt, die 
Ehetrennung wegen biejer den regelmäßigen Bweden der Ehe zumiderlaufenden Be- 
ſchaffenheit herbeizuführen. Die Geltendmachung des hieraus fließenden Rechtsmittels 
tft in bie Hände des Beteiligten gelegt, fobald er fichere Kenntnis von dem Borhanden- 
fein und ber Unheilbarkeit des Mangels erlangt Hat. Macht er von bier an von dem 
Nechtsmittel feinen Gebrauch und ſetzt er troß feiner Kenntnis die Ehe fort, fo Hat 
ber Richter zu erwägen, in weldem Beitpunfte und unter welchen Umftänben ein that- 
ſächlicher Rerzicht auf das Rechtsmittel anzunehmen if. Der Berufungsrichter Hat 
nicht gefehlt, indem er im vorliegenden Falle einen ſolchen Verzicht feitens de3 wider⸗ 
Hagenden Ehemannes angenommen bat. Er ftellt thatfächlich feft, dab die Impotenz 
der Ehefrau ſchon vor ber im Sabre 1869 erfolgten Ehefchließtung vorhanden und daß 
der Widerlläger durch die in den Jahren 1884 und 1887—1888 ftattgehabten ärztlichen 
Unterfjuchungen, deren Ergebnis er erfahren bat, fchon feit Ianger Zeit über die Un⸗ 
beilbarfeit des geſchlechtlichen Mangels feiner Ehefrau unterrichtet war. Hieraus und 
aus der Thatfache, daß der Widerfläger feit 25 Jahren mit feiner Frau zufammen- 
gelebt hat, konnte der Berufungsrichter ohne Rechtsverſtoß die Folgerung ziehen, daß 
ih der Ehemann des Rechts auf Anfechtung feiner Ehe begeben hat. 


Nr. 2201. II. Sen. 2. Mai 1890. IIL 46. 90. Bd. 25, Nr. 40, ©. 192. 

Klage auf Ungältigleit der Ehe wegen mangelnder Jungfränlichleit, (Gem. R.). 
Nah dem proteitantiihen Eheicheidungsrecht ift die Unkenntnis des Ehemanns von bem 
Mangel der Zungfräulichleit der Ehefrau, welde er ald Jungfrau geheiratet hat, ala 
ein die Eheungültigkeitöffage begründender Irrtum über eine wejentlihe perfönliche 
Eigenihaft der Frau anzujehen. Nr. 2203. Im allgemeinen ift e3 nicht Sache bes 
HMagenden Ehemannes, zur Begründung feiner Klage noch befonders darzuthun, daß er 
die Jungfräulichkeit vorausgefeßt, deren Mangel alſo nicht gefannt habe, fonbern es 
ift umgelehrt Sache der beflagten Ehefrau, die Kenntnis des Mannes von ihrem Bu- 
ftande einredeweiſe zu behaupten und darzuthun. Im vorliegenden Falle ift unbeftritten, 
dab auch der Ehemann vor Schließung der Ehe fih mit der Beflagten fleifchlich ver- 
mifcht bat. Den Klaggrund bildet die Untenntnis des Mannes von dem angel ber 
Sungfräulichkeit der Frau bei Eingehung der Ehe. Bon einer ſolchen Unkenntnis kann 
felbftverftändfich nicht die Rebe fein, wenn der Mann der Frau fon vor ber Ehe 
fleifchlih beigewohnt hat. Der Berufungsrichter nimmt nun an, daB dem Ehemanne 
der Anſpruch auf Ungültigleitserflärung nur dann verfagt werben könne, wenn aus 
den Umftänden des einzelnen Falles zu entnehmen fei, daß der Ehemann felbft auf 
die Unbeſcholtenheit feiner Frau überhaupt kein Gewicht lege. Auf dieſe Weile gelangt 
er dazu, von ber Bellagten zur Begründung der Einrebe die Behauptung und ben 
Beweis folcher befonderer Umftände zu verlangen und, da fie ſolche nicht angegeben 
bat, die Einrede zurüdzumeiien. Das Verhältnis von Regel und Ausnahme ift aber 
das umgelehrte und darum die Verteilung von VBehauptungs- und Beweislaſt verfehlt. 
Es kann nur ald Ausnahme betrachtet werden, wenn ber Ehemann fidh troß feiner 
Kenntnid vom Buftande der Frau um deswillen foll auf feine Unbekauntſchaft bamit 
berufen dürfen, daß fie ſchon vorher nit einem Dritten vertrauten Umgang gepflogen 
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bat. Ausgeſchloſſen find ſolche Ausnahmen allerdings nicht. Sie werben mit dem 
Berufungsrichter anzuerlennen fein in Fällen, wo aus dem fleifchlihen Berfehr vor 
der Ehe nicht darauf geichloffen werden faun, daß ber Mann überhaupt kein ent- 
ſcheidendes Gewicht auf die Jungfräulichkeit lege, namentlich alfo in Fällen, wo zur 
Beit de3 erften vorehelichen Beiſchlafes bereits ein Berläbnis oder wenigſtens die ernft- 
liche Abficht, die Ehe zu Ichließen, beftand, zumal wo folhen Falles nach der Vollks⸗ 
anſchauung die Hingabe der Braut an den Mann nicht als entehrend angefehen wirb. 
Ob dergleihen oder Ähnliche Umftände nach der Tonfreten Sachlage anzunehmen find 
und deshalb ausnahmsweiſe die eigene Handlungsweiſe dem Manne nicht präjudizieren 
konnte, hätte der Berufungdrichter zu prüfen, und wenn er fie nicht annehmen, aud) 
von den Parteien thatſächliche Aufklärung nicht erlangen konnte, der Einrede der Frau 
— gehabt. Aber unter dieſem Geſichtspunkte hat er die Sache nicht geprüft. 
tr. 2199. 


Nr. 2202. IL Sen. 4. Juni 1889. II. 102. 103. 89. Bd. 23, Nr. 74, ©. 331. 

Klage auf Ungültigkeitserllärung der Che wegen Irrtums über weſentliche 
Eigenſchaften. (Rhein. R.) Als einziger Grund für die Ungültigleitserflärung wird 
in Art. 180 code eivil ber Irrtum in der Perſon bezeichnet, das Geſezt ſchließt alſo 
Thon nad feinen Wortlaute den Irrtum über Eigenfchaften aus. Dieſe Auffaffung 
findet ihre Beftätigung darin, daB fich die franzöfiiche Gefehgebung an das in Frank⸗ 
reich bis dahin geltende kanoniſche Recht anſchloß, welches grundfäglid) nur den Irrtum 
über die Sdentität der Perfon als Ungültigfeitsgrund anerlannte. Wollte man aber 
auch den Irrtum über den Civilftand und felbft über diejenigen phyſiſchen, moraliſchen 
und geſellſchaftlichen Eigenfchaften, welche als weſentliche vorausgefegt werben durften, 
zur Begründung der Klage für ausreichend erachten, fo würbe im vorliegenden Falle 
bem Kläger doch der Umftand entgegenftehen, daB er im Uugenblide der Eheichließung 
Kenntnis von der Schwangerſchaft feiner Brant hatte, ſich alſo nicht im Irrtum über 
beren geichlechtlihe MUnbefcholtenheit befand. Nr. 121. 


Nr. 2203. IV. Sen. 28. Februar 1887. IV. 373. 86. Bd. 17, Nr. 58, ©. 246. 

Irrtum des Ehemannes in beireff ber geſchlechtlichen Unbeſcholtenheit ber Ehe⸗ 
fran als Grund der Ungältigleit ber Ehe. (Preuß. R.). Unter den Parteien, welche 
fih am 8. November 1884 verheiratet, fünf Wochen vor der Eheſchließung aber jchon 
geſchlechtlich miteinander verkehrt haben, fteht feit, daB die Bellagte vor Eingehung der 
mit dem Kläger gefchloffenen Ehe zwei Kinder außerehelich geboren hat, welche ver- 
fchiedene Väter Haben und von denen Teined vom Kläger erzeugt if. Der Kläger hat 
von der Geburt des einen Kindes am 2. März 1885 Kenntnis erhalten, er hat aber 
Die Ehe, ohne wegen Irrtums Klage auf Ungültigfeitserflärung anzuftellen, länger als 
ſechs Wochen fortgefegt. Bon ber Thatjacdhe, dab die Bellagte zwei uneheliche Kinder, 
and zwar von verfchiedenen Vätern geboren bat, will der Kläger erft am 7. April 1885 
Kenntni3 erhalten haben. Mit dem Ungültigkeitsgrunde, welcher darin beftehen foll, 
daß der Kläger bei Eingehung der Ehe in dem Glauben geftanden, die Bellagte habe 
mit einem anderen Manne geſchlechtlichen Verkehr nicht gepflogen, Tann der Kläger 
nad Ablauf der im 8 41, I. 1 A.L.R. angegebenen Nügefrift von ſechs Wochen nicht 
mehr gehört werben. Die durch außereheliche Schwängerung herbeigeführte Befcholtenheit 
ift auch dann vorhanden, wenn eine Frauensperſon nur einmal ober wenn fie von 
demfelben Manne mehreremal außer der Ehe geihwängert worden if. Nur Tann 
derjenige, welcher bie Yrauendperjon zum zweitenmale gefchwängert hat, nah 8 9 
Nr. 2c des Geſetzes vom 24. April 1854 ſich auf dieſe Beicholtenheit nicht berufen, 
wenn er zugleich der erfte Schwängerer ifl. Irrtum betreff3 der Beicholtenheit kann 
hiernach als Anfechtungdgrund der Ehe in dem Sinne, dab er als foldher zwar bei 
der Geburt zweier Kinder verjchiedener Väter, aber nicht bei der Geburt eines unehe⸗ 
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lichen Kindes vorhanden fein foll, nicht aufgefaßt werden. Gleichwohl ift damit bie 
Frage im vorliegenden alle noch nicht entichieden. Die geſchlechtliche Beſcholtenheit 
einer Frauensperſon ift verichiebener Abftufungen fähig. Es läßt fich in dem Falle, 
wenn fich der Ehemann bei Eingehung ber Ehe über die Thatfahe, daß die gewählte 
Ehefrau von einem anderen Manne außer ber Ehe gefchwängert worden ift, hinweg- 
gelebt oder den für ihn aus folder Schwängerung erwachfenen Anfechtungsgrund wegen 
Ablaufes der Nügefrift nicht mehr geltend machen kann, die Frage, ob in der Unkenntnis 
von der Geburt eines zweiten Kindes von einem anderen Bater al3 dem be3 erften 
Kindes ein Ungültigleitsgrund der Ehe zu finden ift, nicht ohne Weitere verneinen. 
Diefe Frage darf aber bei Fefthaltung des Grundſatzes, daß fi die gewöhnlichen 
Borausfegungen bei Eingehung einer Ehe mit ben Geboten ber Sittlichleit und ber 
Auffaffung der Ehe als eines eminent fittlichen Verhältniffes deden, nicht in der Weiſe 
beantwortet werden, daß babei die das Wefen der Ehe felbft nicht berührenden inbivi- 
buellen Verhältniffe des getäufchten Ehegatten von entfcheidendem Einflufie find. Es 
Tommt vielmehr darauf an, ob aus in der fittlihen NaturberEheberuhenben 
Gründen anzunehmen tft, daß der Kläger, wenn er von ber Geburt bes einen Kindes, 
aber nit davon, dab die Bellagte von einem anderen Manne ein zweites Kind 
geboren, unterrichtet gewefen wäre, in die Ehefchließung eingewilligt haben würde. Die 
Beantwortung der Frage hängt von einer Würdigung ber thatſächlichen Umftänbe bes 
gegebenen Yalles ab. Bu ihnen gehört auch die Thatfache, daB die Parteien ſchon 
einige Wochen vor Eingehung der Ehe in geſchlechtlichen Verkehr zu einander getreten 
find. Nr. 2201. Nr. 219. 


Nr. 2204. IH. Sen. 9. Dezember 1890. IIL 194. 90. Bd. 27, Nr. 54, ©. 228. 
Klage auf Nngültigleitserflärung einer Ehe wegen Irrtums. Genehmigung ber 
Ehe durch Fortfegung. 8 41, IL. 1 ALR. (Preuß. R.). Für die Frage, ob und 
inwieweit der Kläger die Ehe wegen Irrtums über bie Eigenfchaft feiner Frau (weil 
ihm ihre Schwangerſchaft zur Zeit der Eingehung der Ehe nicht befaunt war) ala 
ungültig anfechten Tann, find die Beftimmungen des preußiichen U.L.R. maßgebend, 
weil die Parteien im @ebiete besfelben ihr erfted Domizil gehabt Haben. Denn nad 
ben Geſetzen des erften Domizils beftimmt fi, ob ein Ehehindernis vorhanden ift. Die 
Urteile in den Fällen Nr. 2302, Nr. 2299 betreffen die Frage nach dem Nechte für 
die Ehefheidbung und kommen bei der Klage auf Ungültigfeitserflärung 
einer Ehe nicht in Betracht. Nicht fortgefegt im Sinne des 8 41, L1 ALM. if 
nun bie Ehe nicht ſchon dann, wenn der eine Ehegatte nach Entbedung des Irrtums 
ober Betruges fich eigenmächtig von dem anderen faktifch trennt, ſondern er muß bie 
Klage auf Ungültigfeitserflärung der Ehe anmelden. Nach 8 976, IL. 1 AL.R. wird 
das Ehehindernig, wenn es von dem Berechtigten innerhalb der im Geſetze beitimmten 
Friſt nicht gerügt worden ift, für gehoben angefehen, es muß alfo jebenfalld der 
betreffende Ehegatte feine Abſicht, das fragliche Ehehindernis geltend zu machen, in 
beftimmter Weiſe zu erfennen geben, darf fi alfo nicht darauf beſchränken, ſich von 
bem anderen Ehegatten zu trennen, faltifch die Ehe nicht fortzufeken. Ob, nachdem 
bie im preußifchen echte beftehende Klaganmeldung durch die Borjchriften der C. P.O. 
weggefallen ift, die Erhebung der Klage auf Ungültigfeitserflärung der Ehe erforberlid 
ift oder ob eine durch einen Gerichtsvollzieher zuzuftellende Proteftation genügt, bleibt 
hier dahingeftellt, da die Klage auf Ungültigkeitserflärung erft nad) Ablauf ber in 
8 41 a. a. D. vorgefchriebenen Frift erhoben ift. 
Wirkungen ber Ehe im allgemeinen. 
Nr. 2205. II. Sen. 13. Juli 1886. IIL 6. 86. Bd. 16, Nr. 32, ©. 148, 
Eheliche Vormundſchaft. (Gem. R.). Die ehelihe Vormundſchaft des dentſchen 
Rechts charakteriſiert ſich auch heute noch als ein Ausfluß der ehemännlichen Gewalt, 
als dad Recht des Ehemannes an ber Perſon und dem Vermögen ber Fran; fie hat 
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daher mit der Geſchlechts⸗ und der Altersvormundſchaft nur den Namen, in ber Sache 
aber nichts mehr gemein. In Preußen ift daher da, mo bie ehelihe Vormundſchaft 
beftand, die Iegtere durch den 8 102 der Bormundichaftorbnung vom 5. Juli 1875 
nicht befeitigt worden. 


Nr. 2206. TIL. Sen. 25. Oktober 1881. II. 460. 81. ®b. 5, Nr. 43, ©. 165. 

Klage auf Herftellung des ehelichen Lebens, (Sem. R.). Die Ehefrau ift nur 
dann verpflichtet, dem Ehemanne an ben von diefem gewählten Wohnort zu folgen, 
wenn berjelbe die zu ihrer flandesgemäßen Aufnahme erforderlichen Einrichtungen trifft, 
mithin auch für eine zum Bwede des ehelihen Zuſammenlebens geeignete Wohnung 
forgt. Dem Ehemanne kann jedoch nicht zugemutet werben, vor der Rückkehr der Fran, 
fogar während der Dauer des durch die Klage auf Herftellung bes ehelichen Lebens 
hervorgerufenen Prozeſſes, eine Wohnung bereit zu halten, es genügt vielmehr der 
Regel nach, wenn er nad der Verurteilung und vor der Anordnung etwaiger Bivangd- 
maßregeln gegen die Ehefrau eine Wohnung beſchafft. Nr. 2209. 


Nr. 2207. IIL Sen. 8. November 1881. IIL 466. 81. Bd. 6, Nr. 37, ©. 149, 

Klage anf ehelihe Folge. Revifibilität, Einreben. (Gen. R.). Die Klage auf 
eheliche Folge (wegen Herftellung bes ehelichen Lebens), in 8 568 Abſ. 1 E&.B.D. für 
zuläffig erflärt in Gebieten, wo fie nach dem geltenden Eherechte befteht, bezwedt, bie 
fattifhe Trennung der Ehefrau, ihr zeitweilige8 Entferntbleiben von dem Manne im 
Prozeßwege zu befeitigen. Folgerichtig können diefer Klage jolche Thatumftände entgegen- 
gehalten werden, die geeignet find, das zeitweilige Wegbleiben der beflagten Ehefrau 
zu rechtfertigen. Die fraglichen Thatfachen brauchen nicht derart zn fein, daß fie zu 
einer immermwährenden Trennung, zu einer Chefcheidung berechtigen würden. Es liegt 
fein Grund vor, weshalb jene das zeitweilige Wegbleiben rechtfertigenden Thatumftände 
nur mitteld befonderer Klage auf (vorübergehende) Trennung follten geltend gemacht 
und nit auch im Wege der Einrede gegen bie Klage auf eheliche Folge follten ver- 
wertet werden koͤnnen; nur ift, wenn Lebteres gejchieht und von günftigem Erfolge 
begleitet ift, daran feſtzuhalten, Daß der Ehemann feine Klage, weil fie nur aus einem 
temporären Rechtsgrunde abgewiejfen wurde, von neuem wieder anftellen Tann, jobald 
fih die Berhältniffe in der entfprechenden Weile geändert haben. Als allgemeine 
Richtſchnur dafür, ob Gründe für eine vorübergehende Scheidung bezw. ob gerechte 
Urſachen für die Entfernung der Ehefrau von ihrem Manne vorhanden find, wird 
bon ber gemeinrechtlichen Doktrin und PBraris der Geſichtspunkt aufgeftellt, daB der 
Ehefrau dur das Benehmen des Mannes ein Zufammenleben mit ihm zu einer un- 
erträglichen Laft gemacht fein müſſe. Die Nevifibilität der vorliegenden Sade Tann 
nicht Deshalb beanftandet werben, weil bei dem Ausſpruche bes Berufungsrichters, daß 
der Kläger feiner Ehefrau Teinen binreihenden Grund für ihr Entferntbleiben von ihm 
gegeben babe, nur thatſächliche Feftftellungen oder Beweiswürbigungen in Frage ftehen. 
Wie Died Benehmen des Klägers gegen feine Ehefrau vom Standpunkte des Eherechts 
aus anzuſehen tft, ift der Würdigung des Reviſionsgerichts nicht entzogen. Nr. 2329. 
Kr. 2330. Nr. 2208. Nr. 2387. Nr. 2320. 


Nr. 2208. III. Sen. 12. Januar 1886. IIL 234. 85. Bd. 15, Nr. 40, ©. 188. 

Eheliche Folge. Gegenfeitige unüberwindliche Abneigung als Chefcheidungs- 
grund. (Gem. R.). Die Zuläffigleit einer Klage auf eheliche Folge nad dem in 
Betracht kommenden heſſiſchen Rechte ift unbedenklich. Gegen einen derartigen Klag- 
anſpruch find auch Einreden zuläffig, welche nicht aus dem etwaigen echte des ver- 
laffenen Ehegatten, die Trennung der Ehe dem Bande nach zu verlangen, entnommen 
werden können. Sind diefe Einwendungen an fich zuläffig und dargethan, jo muß 
diefe Klage zurückgewieſen, nicht aber darf die Bellagte mit ihrem Vorbringen zum 
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befonderen Verfahren verwiefen werben. — Nr. 2207. — Begenjeitige unüberwinblicdhe 
Abueigung ift im gemeinen proteftantiichen Kirchenrechte als Eheiheidungdgrund niemals 
zur vollen Anertennung gelangt und kann nach der neueren Entwidelung bed Eherechts 
als aufgegeben angefehen werden. Nr. 2334. Nr. 2209. 


Ar. 2209. IIL Sen. 7. Juni 1889. IIL 92. 89. 8b. 23, Ar. 33, ©. 162. 

Klage anf ehelihe Folge. Einwand, ber Ungenbe Ehemann befite Teine für bie 
gemeinichaftlihe Wirtichaft geeignete Wohnung. (Sem. R.). Ber fraglihe Einwand 
betrifft den in der Klage auf eheliche Folge erhobenen Anſpruch jelbft, ein folder Ein- 
wand ift aber nicht in bie Exekutionsinſtanz zu verweilen. In letzterer iſt er zur 
zuläffig, weun der Grund, auf dem er beruht, erft nad der Schlußverhandlung nen 
entftanden ift (8 686 C. P.O.). Was die Wohnung an fich betrifft, jo ift e8 genügend, 
wenn dem klagenden Ehemanne eine Familienwohnung zur Verfügung fteht, bie jederzeit 
bon ihm bezogen werden kann, da er, folanuge die Yrau bie Rückkehr verweigert, nicht 
verpflichtet ift, eine Yamilienwohnung thatfächlich in Bells oder Gebraud zu nehmen 
oder auch nur bereit zu halten. Nr. 2206. Ar. 2208. Wendet bie Frau ein, daß bie 
Ausftattung der Wohnung mit dem zur Führung bes Haushaltes nad) den Standes⸗ 
und Vermögensverhältnifien ber Eheleute erforderlichen Gegenftänden fehlt, jo muß fie 
gegenüber dem auf dem Geſetze beruhenden unbebingten Nechte bes Ehemannes, daß 
die Frau ihm in die Ehe folge, näher darlegen und begründen, worin die Mangel- 
baftigkeit der Ausftattung befteht, zumal e8 auch in diefer Beziehung nicht nötig tft, 
daß ber Kläger alles Erforderliche bereits befchafft habe, vielmehr genügen muß, da er 
fi zur Beſchaffung bereit und vermögend zeigt. 


Nr. 2210. IV. Sen. 22. November 1886. IV. 145. 86. 8b. 17, Nr. 50, ©. 213. 

Auſpruch ber Ehefrau auf Unterhalt außer dem Haufe, (Preuß. R.). Die Un- 
nahme ift rechtöirrtümlich, daß der Anſpruch der Klägerin auf Verpflegung außer dem 
Haufe ausgejchloffen jet, weil ſich die Klägerin vom Bellagtn ohne richterliche 
Ermächtigung entfernt bat (88 185, 186, 723—725, L.1ALR). Ein rechtmäßiger 
Grund für die Entfernung ber Yrau ift überall dann gegeben, wenn auf feiten ber 
Frau ein zwingender Anlaß zur Trennung obwaltet, ſolche alfo unter Umftänden vor 
genommen wird, welde es nicht zweifelhaft lafien, daß der Fran nicht die bösliche 
Abſicht, ſich der Pflicht der ehelichen Gemeinſchaft rechtswidrig zu entziehen, beiwohnt. 
Ein ſolcher zwingender Anlaß zur Trennung kann auch in dem Verhalten des Mannes 
gegen die Frau gefunden werben, insbejondere wenn ber Mann die Frau mißhandelt; 
denn alddann Tann es der rau nicht zugemutet werden, dem Wanne gegenüber duldend 
zu verharren und fich fortgejegt weiterer Unbill auszuſetzen. Ob Umftände ſolcher Art 
vorliegen, hat der Nichter im einzelnen Falle zu beurteilen. In betreff des gemeinen 
Rechts Nr. 2241. Nr. 3676. 


Nr. 2211. II. Sen. 28. Februar 1890. IIL. 323. 89. Bd. 25, Nr. 32, ©. 149. 

Vorausſetzungen bed Aufpruches der Ehefrau auf Unterhalt außer bem Haufe 
bes Mannes. (Gem. R.) Es ift zwar in der früheren gemeinrechtlichen Praxis wie 
in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerfannt, daß während beftehender Ehe eine 
Ehefrau nur aus bejonderem Rechtsgrunde Alimente außerhalb des Haufes des Ehe- 
mannes fordern darf. Im übrigen find die Borausjegungen dieſes Anſpruches von 
dem Berufungägericht zu enge begrenzt. Der Weg der Klage ift nicht ausgefchlofien, 
insbejondere ift durch 5 584 C. P.O. nicht ein direlter Zwang zur Erhebung der Klage 
auf Wiederherftellung des ehelichen Lebens verordnet und der Klagweg iſt namentlich 
erforderlich, mo ein Eheprozeß nicht ftattfindet und wo Anſprüche verfolgt werden, bie 
außerhalb der Zeit eines Eheprozeſſes Liegen. Materiellrechtlich aber ift die Klage auf 
Bahlung von Alimenten bei feftftefender wiberrechtlicher Ausſchließung der Klägerin 
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aus dem Haufe durch den Beklagten, jet es daß biefer infolge feines Verſchuldens das 
Berbleiben der Mlägerin unmöglich gemacht oder ihre nach freiem richterlichen Ermeſſen 
ohne unbillige Härte nicht zugemmtet werden Tann, begründet, folange der Bellagte bei 
Diefem Verhalten beharrt, vorbehaltlich des Rechts jedes der Ehegatten, auf Wieber- 
berftellung de3 ehelichen Lebens zu Magen, und unbefchabet des Rechts des Beklagten, 
Durch orbnungsmäßige Wiederaufnahme ber Klägerin in fein Haus fich vor der weiteren 
Verpflihtung zur Bahlung von Mlimenten außer dem Haufe zu befreien. In betreff 
des preußiſchen Rechts Nr. 2210. Nr. 3676. 


Nr. 2212. IL Sen. 1. November 1892. IL 198. 92. Bd. 30, Nr. 92, ©. 315. 

Boransfekungen ber Befugnis ber Ehefrau, bie Nüdtehr in die Ehewohnung 
zu verweigern unb außerhalb ber Ehewohuung vom Manue Unterhalt zu fordern. 
(Rhein. R.). Der Ehemann ift allerdings regelmäßig nur dann verpflichtet, feiner 
Ehefrau Unterhalt zu gewähren, wenn fie bei ihm wohnt und ihrer Verpflichtung ge- 
nügt, mit ihm eine gemeinfchaftlihe Haushaltung zu führen (Urt. 214 code civil). 
Sofern die Ehefrau getrennt von ihrem Ehemann Iebt, hat fie nur ausnahmsweise 
Anſpruch auf eine Unterhaltögewährung, aber nicht nur dann, wenn fie eine Ehe 
ſcheidungsklage erhoben hat und die Borausfegungen des Art. 259 code civil vorliegen, 
fondern auf dann, wenn ihr wegen bejonderer Umstände, obgleich ein Eheſcheidungs⸗ 
grund nicht vorliegt, das fernere Zufammenleben mit dem Ehemanne nicht zugemutet 
werben Tann. Dies ift aber nicht auf die Fälle zu beichränten, tn denen durch das 
Bufammenleben die perfönlicde Sicherheit der Ehefrau gefährdet wird d. 5. fie der Ge⸗ 
fahr ausgeſetzt ift, Törperlich mißhanbelt und Hierdurch an ihrer Geſundheit geſchädigt 
zu werden. Vielmehr muß diejer Anſpruch auch in folden Fällen anerkannt werben, 
in denen durch dad Bufammenleben mit dem Ehemanne, obgleich nicht gerade Törperliche 
Miphandlungen zu befürdten find, doch die Törperliche oder geiitige Geſundheit der 
Ehefrau in anderer Weife bedroht ift oder fie doch dadurch in eine ganz unmürbige 
Lage verfeßt wird, welcher fie fich nicht audzufeken braucht. Ein Anſpruch auf ge 
trennte3 Leben befteht insbefondere in ſolchen Füllen, mo der Ehemann in hohem Grade 
dem Trunke ergeben ift und daraus der Ehefrau, abgefehen von dem phyſiſchen und 
moraliſchen Efel, der in ihr hervorgerufen wird, täglich neue Aufregungen und De 
mütigungen bereitet werben, die zu ertragen ihr mit Rückſicht auf ihre Gefundheits- 
verbältnifie auf die Dauer unmöglich wird. 


Nr. 2213. IV. Sen. 15. Dezember 1892. IV. 360. 92. Bd. 30, Nr. 81, 6. 276. 

Auſpruch der Ehefran, die fi eigenmächtig von dem Ehemanne entfernt Hat, 
gegen biefen auf Herausgabe bes noch nicht vier Jahre alten Kindes, 8 70, IL 2; 
88 723, 724, II. 1; 8 35, L3 AULR. 8 584 EBD. (Preuß. R.). Die Reviſion 
wendet fi gegen die in dem VBerufungsurteile enthaltene Ausführung, daB der An⸗ 
ſpruch der Klägerin auf Herausgabe des Kindes zur eigenen Pflege und Erziehung zur 
Borausfegung habe, daß ein gefeglicher Grund vorliege, ihr während des Scheidungs⸗ 
prozeſſes die Trennung von dem Beflagten zu geftatten, und fieht in biefer Ausführung 
einne Verlegung des 8 70, I. 2 A.L.R. Die Rüge ift nicht begründet. Während des 
Scheidungsprozeſſes darf gemäß 8 723, II. 1 A.L.R. ein Zeil wider den Willen bes 
anderen ſich von demſelben nicht eigenmäcdtig abfondern. Macht fi ein Zeil einer 
ſolchen eigenmächtigen Abfonderung fchuldig, jo ift dies in Beziehung auf den anderen 
Teil eine unerlaubte Handlung, und er überkommt daraus nach 8 35, J. 3 A.L.R. zwar 
Berbindlichkeiten, aber feine Rechte. Die fih eigenmädhtig vom Manne trennende 
Frau kann daher nit von ihm fordern, daß er ihr das noch nicht vier Jahre 
alte Kind herausgebe. Dies Recht fteht ihr vielmehr nur dann zu, wenn nad 8 724, 
LAWULENR. ihre Getrenntleben aus gejeklihen Gründen gerechtfertigt erfcheint. Auch 
liegt in ber Regel nur in einem ſolchen Falle ein geſetzlicher Anlaß vor, gemäß 
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8 584 C. P.O. im Wege der einfiweiligen Berfügung die perſonlichen Verhaͤltnifſe ber 
Eheleute zu einander und zu ben Kindern zu ordnen. Das Bernfungdgeridht legt 
deshalb mit Recht darauf das enticheidenbe Gewicht, ob die Trennung der Ehe ans 
Gründen gefucht wird, die eine dem Leben ober der Geſundheit der Klägerin brobenbe 
Gefahr enthalten (8 724, IL 1 ULR) Daß dieſe Vorausſetzung zutreffen würbe, 
wenn bie von der Klägerin behaupteten Mißhandlungen glaubhaft gemacht wären, nimmt 
ba3 Berufungsgeriht an, e3 verneint aber bie erfolgte Glaubhaftmachnng aus that- 
fädlihen Gründen, die mit der Reviſion nicht anzufechten find. 


Ar. 2214. I Sen. 8. Ottober 1881. L 34. 81. Bd. 5, Nr. 119, ©. 415. 
Prozeßloſtenvorſchußpflicht des Ehemannes gegenüber ber Ehefrau. (Gem. R.). 
Die Berbindlichleit des Ehemannes, feiner Ehefrau, infofern fie nicht hinlängliches 
eigenes Bermögen zu ihrer Verfügung hat, die Koften eines gegen ihn felbft zu führenden 
Prozeſſes vorzuſchießen, erftredt fich nicht fo weit, daß er fie von vornherein für alle 
möglicherweife erft viel fpäter aufzumendenden Koften beden müßte, vielmehr find bie 
vorzuſchießenden Beträge immer nur jo abzumefien, daß fie für eine gewiſſe nad) billigem 
Ermeflen abzugrenzende Zeit ausreihen, nach deren Ablauf dann nötigenfalls ein fernerer 
Vorſchuß zu geben iſt. Dementiprechend tft auch ber nach 8 84 der Gebührenordnung 
für Rechtsanwälte vom 7. Juli 1879 von dem Auftraggeber dem Rechtsanwalte zu 
leiftende „angemeſſene“ Vorſchuß zu gewähren. — Wenn auch nad der richtigen Anficht 
die Vorſchußpflicht des Ehemannes nicht davon abhängig ift, daß die von der Ehefrau 
in dem betreffenden Prozefie gegen ihn zu verfolgenden Anſprüche pofitiv einigen An- 
fein der Rechtmäßigkeit für ſich Haben, fo kann er doch andererfeits nicht für verbunden 
eradhtet werden, feine Gran zum Zwecke einer ganz erfichtlih unzuläffigen Rechte 
verfolgung mit Koſtenvorſchuß zu verſehen. 
Ehenerträge 
Nr.2215. IV. Sen. 11. Oktober 1886. IV. 152. 86. Bd. 17, Nr. 49, ©. 210. 
Ehe uud Erbvertrag. Form ber Errichtung. (Preuß. R). Es iſt dem Be⸗ 
rufungsrichter darin beizupflichten, daß für Erbverträge unter Verlobten als Regel 
bie allgemeinen Vorſchriften von Erbverträgen (88 621 ff. J. 12; 88 439, 440, IL 1 WMLR.) 
maßgebend find. Im gegebenen Yalle handelt es fich jedoch um eine von dem Geſetze 
ansdrüdiich ftatuierte Uus3nahme von ber Negel. Diefe Ausuahme betrifft den Fall, 
wenn Ehe- und Erbvertrag iu einem und demſelben Inftrumente errichtet 
werden. Hier fieht das Geſetz von der Yorm des Erbvertrages ab und verordnet, baf 
der ganze Vertrag, alfo einfchließlich der Verabredungen, welche die Tünftige Erbfolge 
betreffen, in Nüdfiht auf die Form ald Ehevertrag beurteilt werden fol. Ehe 
verträge erfordern aber zu ihrer Gültigkeit, daB fie gerichtlich oder vor einem Notar 
gefchloffen oder niebergefchrieben werben (8 10 Nr. 5, I. 1 A.G.O. 88 82, 208, 
209, IL. 1 A.L.R.). Wenngleich nun auch durch diefe Form gegen die für Erbverträge 
beftehende Form infofern eine Erleichterung geſchaffen ift, ald der Vertrag au) notariell 
gefchloffen werden Tann, fo folgt daraus doch nicht, daß für die Errichtung eines folchen 
Bertrages nebenher noch allgemein die Form bed Erbvertrages nachgelaſſen ift, fo daß 
ed zuläffig wäre, ben Vertrag auch privatfchriftlich zu errichten und dem Gerichte ver- 
fiegelt zu übergeben. Bergl. auh 8 15, VI. 4 A.G. O. 


Nr. 2216. IL Sen. 31. März 1882. IL 215. 81. 8b. 7, Nr. 80, ©. 285. 

Eheverträge Minderjähriger. (Rhein. R.). Ein ohne Mitwirkung der in Urt. 1398 
code civil genannten Berfonen errichteter Ehevertrag ift nicht (abfolut) nichtig. Der 
Art. 1398 a. a. D. erweitert nur die Handlungsfähigkeit des minderjährigen Teils, nicht 
aber fchreibt er eine Förmlichleit vor. Es trifft auch für Eheverträge die allgemeine 
Negel bes Urt. 1125 a. a. D. zu, wonach wegen Mangels der Yäbigkeit nur dem un- 
fähigen, nicht auch dem fähigen Teile ober defien Rechtsnachfolgern die Anfechtung 
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zufteht und ans ben Borfchriften über Eheverträge, insbeſondere dem im Art. 1395 
a. a. D. ausgeiprochenen Prinzipe der Unabänberlichleit kann fein Grund für eine 
Abweichung von den Grundſaͤtzen über die Anfechtung wegen Hanblungsunfähigfeit her⸗ 
geleitet werden. Das preußiiche Geſetz vom 12. Juli 1875 über die Handlungsfähigkeit 
der Minderjährigen giebt zwar allgemeine Vorſchriften über die Handlungsfähigkeit und 
in 8 8 besielben find nur die Eingebung einer Ehe ober eines Berlöbnifles und letzt⸗ 
willige Anordnungen als Materien bezeichnet, die von diefem Geſetze nicht berührt 
werben. Daraus folgt jedoch nicht, daß das Geſetz ſich auf Eheverträge beziehe, jo daß 
zu dieſen die Einwilligung ber in Art. 1398 code civil bezeichneten Berfonen nicht ge» 
nüge, vielmehr die Zuftimmung der im 8 2 dieſes Geſetzes genannten Perſonen er- 
forderlih und der 8 4 anwendbar fei. Vielmehr ftellt fidh, abgejehen davon, daß ber 
in Frage ftehende Ehevertrag materiell auch eine leßtwillige Anordnung enthält (Art. 1082, 
1083, 1084 code civil), der Urt. 1398 a. a. D. als eine auf einem befonderen mit 
der Ehe und dem Erbvertrage im Zuſammenhauge ftehenden Prinzipe beruhende Aus⸗ 
nahme von den im code civil enthaltenen allgemeinen Borfichriften über Handlung3- 
fähigleit dar und Ausnahme dieſer Art werden nicht ohne Weiteres durch ein Geſetz 
aufgehoben, welches die frühere Hegel ändert. 


Nr. 2217. DL Sen. 8. Januar 1895. TIL 239. 94. Bd. 35, Nr. 28, ©. 126. 

Wirkſamkeit eines von einem Minderjährigen unter Zuſtimmung ſeines Bor- 
mundes abgeichloffenen Erbeinfegungsvertraged. (Gem. und preuß. R.). Ber Kläger 
hatte die Tochter der Bellagten geheiratet und vor Eingehung der Ehe unter Buftim- 
mnng ber Bellagten als ber Mutter und Bormünderin ihrer damals neunzehnjährigen 
Tochter mit der Lebteren eine Eheftiftung famt Erbkontrakt abgeichlofien. Nach dem 
wenige Monate darauf erfolgten Ableben feiner Yrau verlangte der Kläger von feiner 
Schwiegermutter die Herausgabe einer angeblich der Berftorbenen ‚gehörigen Obligation, 
weil biefe auf ihn als dur den Erbvertrag berufenen Erben feiner Frau über- 
gegangen fei. Die Bellagte beftritt die Gültigkeit des Erbvertrages, weil bie Ver⸗ 
ftorbene ald Minderjährige auch unter Zuflimmung des Bormundes einen gültigen Erb- 
einfeßungsvertrag abzufchließen nicht befähigt geweſen fei. Beide Borberrichter haben 
den Einwand ber Bellagten für unbegründet angefehen und nad) dem Slagantrage er- 
Tannt. Das Neichägericht bat das Urteil auf die Reviſion ber Bellagten aufgehoben. 
Das Berufungdgeriht geht von einem unrichtigen Standpunkte aus, wenn e3 für die 
Trage der Gültigkeit des von der minderjährigen zur Errichtung eine Xeftaments 
fähigen Ehefrau bes Klägers abgeſchloſſenen Erbvertrages das entfcheidende Gewicht 
darauf legt, daß die Erblafferin die Fähigkeit befiken müſſe, Nechte aufzugeben, alfo, 
um fich des Rechts zum Widerrufe des Erbvertrages vom 25. März 1892 zu begeben, 
nah 8 7 des Gefehes über die Geichäftsfähigteit der Minderjährigen vom 12. Juli 1875 
noch der Genehmigung des Bormundes beburft habe und daß, ba dieſe erteilt fei, der 
Erbvertrag gültig ſei. Der Erbeinfeßungsvertrag ift ein Vertrag über die Tünftige 
Delation des Erbrechts, ein einheitliches Nechtögeichäft, dad nicht in zwei nebeneinander 
ftehende NRechtsgefchäfte aufgelöft werben Tann. Wer einen Erbvertrag fchließen till, 
muß mit den Eigenſchaften verjehen fein, die ſowohl für die Errichtung eines Teftaments 
als zum Abichluffe von Verträgen erforderlich find. Der Promittent muß fähig fein, 
letztwillig zu verfügen, und jelbftändige Berpflichtungsfähigkeit befiten. Die erftere, bie 
Teftierfähigfeit, hat der mündige Minderjährige, die lebtere fehlt ihm, und fie kann 
auch nicht dur die Zuftimmung des Vormundes ergänzt werben, weil da3 vormund- 
Ichaftlicde Amt wie nach gemeinem Recht jo auch nach der Bormundfchaftdordnung vom 
5. Zult 1875 nur die Befugnis zu Verwaltungshandlungen giebt, zu biefen aber die 
Genehmigung letztwilliger Verfügungen des Mündels nicht gehört. ft hiernach Boll- 
jährigfeit des Promittenten zur Abichließung von Exbeinfegungsverträgen erforderlich, 
fo kann es keinen Unterſchied machen, ob folche Verträge jelbftändig für fich allein ein- 
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gegangen oder ob fie, wie bie8 in manden Gegenden zu geſchehen pflegt, mit einem 
Ehevertrage ober einer Eheftiftung verbunden werben. Eine Rechtshandlung, zu ber 
bem Handelnden die perfönlidde Fähigkeit fehlt, ift und bleibt ungültig, wenn fie auch, 
ohne daß ihre rechtliche Natur verändert würde, in Verbindung mit einem anderen 
Rechtsakte vorgenommen ift. Allerdings ift in jedem einzelnen alle forgfältig zu 
prüfen, ob in dem Ehevertrage ber Abſchluß eines Erbvertrages erblidt werben muß 
oder ob ed fih um bloße güterredhtliche Beftimmungen banbelt, bie in ihrer materiellen 
Wirkung erbrechtliche Folgen nach fich ziehen können. Diefe Prüfung ergiebt jeboch 
im vorliegenden alle, daß die Paciöcenten ben Vertrag vom 25. Mär; 1892 als 
„Ebeftiftung nnd Erbkontrakt“ überjchrieben, ihn auch mündlich dem Gericht gegenüber 
in derfelben Weiſe bezeichnet haben, fodann daß der 8 6 die Beſtimmung enthält, daß 
ber überlebende Ehegatte des zuerft Berfterbenden alleiniger Erbe fein folle und endlich, 
daß der 8 9 den Verzicht ber Mutter auf ihr Noterbrecht unter nochmaliger Bezeich⸗ 
nung bes Vertrages als „Erbberedung” ausſpricht. Aus alledem geht unzweifelhaft 
hervor, daß die Tontrabierenden Eheleute in 8 6 ihres Vertrages einen Erbeinfegungs- 
vertrag gewollt und diefen Willen auch ausgeführt haben. 


Air. 2218. IL Sen. 1. April 1887. IL 373. 86. Bd. 18, Nr. 69, ©. 324. 

Aftererbfeiung. Vertragsvermächtnis. Strafllanfel im Teftament. (Rhein. R.). 
Wenn auch die Beſtimmung in dem fraglicher. Ehevertrage, daß bei Auflöfung ber 
Ehe durch den Tod eines Ehegatten der Überlebende zur Übernahme aller vorhandenen 
Liegenfchaften des Berftorbenen für ben inventarifhen Anſchlag berechtigt fein fol, 
biefe Berechtigung nicht auf die Sonderliegenichaften des verftorbenen Ehegatten be- 
ſchraͤnkt, ſo konnte doch der VBerufungsrichter ohne Rechtsirrtum verneinen, daß jene 
Beitimmung als Beftandteil des bie @ütergemeinichaft regelnden Gedinges (K. R. S. 1497, 
1527) zu betrachten und deshalb oneroſer Natur ſei. Als Verfügung über Gegen- 
ftände des künftigen Nachlaſſes wärde fie den L.R. ©. 1130 verleken und fie kann nur 
als eine der durch bie L.R. S. 1093, 1094 zugelaffenen Freigebigkeiten rechtliche Geltung 
haben. Die Zuwendung der bier allein in Frage ftehenden Sonberltegenfdhaften der 
verftorbenen Ehefrau an den überlebenden Ehemann ift nın in Wahrbeit eine frei. 
gebige Verfügung zu Gunften des Lebteren und zwar, da fie fi auf die fünftig im 
Nachlaſſe befindlichen Liegenichaften bezog, ein Bertragsvermädtnis (L.R. ©. 1093, 
1082). Daß mit diefer Zuwendung die Auflage verbunden tft, im Falle ihrer Annahme 
den inventarifhden Anuſchlag der übernommenen Liegenichaften an die gefeblichen Erben 
herauszuzahlen, hebt ihre Natur als einer freigebigen Verordnung auf den Todesfall, 
weldhe dem Bedachten die freie Wahl der Annahme oder Nichtannahme Tieß, nicht auf 
und fteht der Anwendbarkeit des L.R. ©. 896 jedenfalls nicht entgegen. Der Erblaffer 
(Ehemann) bat an den fraglichen Liegenfchaften, indem er von dem Rechte aus bem 
Ehevertrage nach dem Tode feiner erften Ehefrau Gebrauch machte, gegen Bezahlung 
des Unfchlages das Eigentum erworben. Die Gültigkeit der Zuwendung an fi ift 
nicht angefochten, fie wurbe von ben Zeilungdinterefienten anerfannt und vollzogen, 
ber Erwerb aud) ind Grundbuch eingetragen. Damit ift das Eigentum von der erften 
Ehefrau unmittelbar auf den Erblaffer übergegangen, welcher es nicht etwa erſt von 
ben geleglihen Erben der Ehefrau erworben hat. Die weitere Beſtimmung in bem 
Erbvertrage, wonach die fraglichen Liegenſchaften auf die Defcendenten der Ehefrau 
mit dem Tode des Ehemannes als Überlebenden zurüdfallen müflen, konnte das Be 
rufungdgericht ohne Rechtsirrtum dahin auffaflen, daß die Zuwendung an ben über 
Yebenden Ehemann nad) der getroffenen Beftimmung ihre Wirkung behalten follte und 
daß die Vorſchrift im Ehevertrage nur die Yuflage an ihn enthalte, die übernommenen 
Liegenſchaften nicht zu veräußern, vielmehr aufzubewahren und an etwaige Kinder aus 
der Ehe bezw. Nachkommen von ſolchen mit feinem Tode zurüdgelangen zu laſſen, und 
ſonach eine Wftererbießung nad L.R. S. 896 annehmen. Diefe das Verbot der After- 
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erbjegung enthaltende Borichrift verordnet in bewußter Abweichung von Art. 896 oode 
civil nicht die Ungültigfeit der Verfügung in ihrer Gefamtheit, fondern erklärt 
nur bie dem Schent- ober VBermächtnisnehmer gemachte Anflage, das Empfangene einem 
Dritten aufzubewahren und zurüdzuliefern, für den Belafteten unverbindlid. Der 
vom Erblafier unterzeichnete Teilungsakt enthält nicht die Schaffung einer neuen 
Verbindlichkeit; als Anerlennung oder Beftätigung einer bereits beſtehenden Ber- 
bindlichkeit betradjtet, würde fie nicht zu Gunſten der Klage verwertet werben können, 
da eine gefeglih verbotene Verbindlichkeit auch durch Betätigung nicht rechtlich wirk⸗ 
fam wird (L.R. ©. 1131 vergl. mit 1338, 1304). — Nah L.R. ©. 1098 durfte ber 
Erblaffer feiner zweiten Ehefrau, der mitbeflagten Witwe, in dem fpäter von ihm er- 
richteten Teftamente nicht mehr zuwenden, als der Anteil des miudeft begünftigten 
feiner Kinder beträgt, und in keinem Falle mehr als ein Bierteil feines Vermögens. 
Bei der Berechnung, ob das Maß der nad L.R. ©. 1098 zuläffigen Freigebigkeit über- 
ſchritten fei, fommen aber nicht bloß Schenkungen, fondern auch folche Vorteile in Un- 
ſchlag, welche der fpätere Ehegatte durch den Bollzug der Beftinnmungen de3 Ehevertrages 
empfangen hat, mit Ausnahme des Anteile an ber Hälftig zu teifenden Errungenfchaft 
(ER. ©. 1527). Das Geding einer im voraus zugejagten beftimmten Abfindungsfumme, 
welches unter L.R. ©. 1522 fält, ift eine folche der nah L.R. S. 1098 der Winderung 
unterworfenen Zuwendungen im Ehevertrage, jedoh nah L.R. S. 1527 Abſ. 3 nur, 
fomweit die angeſprochene Abfindung die Hälfte des Gemeinſchaftsvermögens überfteigt. 
Eine weitere Ausdehnung dieſes Vorbehalts (etivaiger Minderung) mußte aber aud 
auf die ber beffagten Witwe zuerlannte Nutznießung erfolgen, obgleich diefe das Maß 
der geſetzlichen Nutznießung nah L.R. S. 745= nicht überfteigt; denn auch dieſe dem 
überlebenden Ehegatten, welcher in einer Gütergemeinfchaft gelebt Hat, Traft ehelichen 
Rechts zuftehende Iebenslängliche Nutznießung ift in den nach L.R. ©. 1098 zu Gunſten 
des zweiten Ehegatten verfügbaren Vermögensanteil einzurechnen. Vergl. UM. ©. 7388, 
1519», 15358, 1496. — Die Ungültigfeit der in dem Teftamente des Ehemannes ent- 
halteners Strafflaufel: „Für den Fall, daß die von mir getroffenen Verfügungen durch 
Einfpra den meiner Kinder aus erfter Ehe oder auch nur eines von ihnen nicht voll» 
ftändig zum Vollzuge fommen, fee ich alle meine Kinder erfter Ehe auf ben Pflicht« 
teil und vermade dasjenige, was ich ihnen entzogen habe, meinen Kindern aus zweiter 
Ehe als Voraus und als Erbaufbeflerung” wird auf L.R. S. 900 geftübt. Das Be 
rufungsgericht Hat aber mit Recht angenommen, daß eine jolche Strafflaufel keineswegs an 
fih etwas Unfittliches enthält. Dies wäre nur dann der Yall, wenn fie zur Aufrecht⸗ 
erhaltung von der öffentlichen Ordnung oder den guten Sitten wiberftreitenden Ver⸗ 
fügungen dienen fol, während, wenn lediglich Privatinterefien in Frage ftehen, der 
durch die Klaufel gewährte Schuß ber getroffenen letztwilligen Anorbnungen als ein 
zuläffiger und wirffamer zu betrachten ift, 


Eheliches Güterrecht. a) Römiſches Dotalredt. 

Nr. 2219. IIL Sen. 14. Februar 1890. III. 26. 90. Bd. 25, Nr. 36, ©. 177. 
Rückgabe der Dos au bie Frau zum Zwede der Alimentation. (Gem. R.). Die 

Nüdgabe der dos zum Zwecke der Alimentation ber Fran ift auch ſchon dann während 

der Ehe wirkſam, wenn der Dann nur annehmen durfte, daß ihre Verwendung zu 

dem erlaubten Bmede erfolgen werde (1. 73 8 1 Dig. de jur. dot. 23, 3). Darauf, 

daß die Ubficht auch wirklich ausgeführt worden, fommt es nicht an. 


Nr. 2220. III, Sen. 20. September 1892. IIL. 136.92. Bd. 30, Nr. 36, ©. 119. 
Wirkung des Berbotes ber Rüdgabe ber Dos während Beftehens der Ehe. (Gem. R.). 

Bei einer amtögerichtlichen Verhandlung zwifchen den Eheleuten 2. Hatte der Ehemann bie 

Erklärung abgegeben, feine Ehefrau, die jebige Klägerin, Habe ihm einen Brautſchatz 

bon 6000 PM. in die Ehe gebradit; er wolle nach Amerika auswandern, während Frau 
Schultze, Reichsgerichtsentſcheidungen. Bd. II. 26 
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nnd Kinder zurüdbleiben, er gebe daher feiner Ehefrau den Betrag ihres Brantichages 
zurück, teild damit fie davon Schulden bezahle, teild damit fie für fi und bie Kinder 
zu leben habe. Unter ben infolgebefien ber Ehefrau 2. übertragenen Bermögenswerten 
befand fih auch die jet eingeflagte Wechielforderung, gegen beren Geltendmachung 
durch die Ehefrau 2. der Einwand der mangelnden Aftivlegitimation aus dem Grunde 
erhoben wurde, weil bie Übertragung der Forderung auf einer verbotenen Rüdgabe 
ber Do3 berube. Der Bernfungsrichter bat diefe Einrede aus dem Grunde zurüd- 
gewiefen, weil fie nach ben Berhältnifien des Tonfreten Falles als eine axceptio ex jure 
tertii zu betraditen ſei. Dieſer Entfheidungsgrund ift nicht zu billigen. Als Grund 
bes Verbotes ber Nüdgabe ber Dos während beftehenber Ehe wird in ben Quellen be- 
zeichnet, daß eine ſolche vorzeitige Rückgabe der Dos als eine Schenfung unter Ehe⸗ 
gatten anzufeben ſei. Vergl. 1. 28 Dig. de paot. dot. 23, 4; c. 1 Cod. si dos 5, 19; 
Nor. 22 cap. 39. Nach der Anficht des Reichsgerichts unterliegen Schenkungen zwiſchen 
Ehegatten nicht bloß der Anfechtung ſeitens bes Schenfers, ſondern e3 find nichtige 
Rechtsakte dergeftalt, daß ſich jeder Dritte auf dieſe Nichtigkeit berufen kann. Nr. 635. 
Folgerichtig müſſen auch diejenigen Schenkungen zwiichen Ehegatten, bie in vorzeitiger 
Nüderftattung ber Dos beftehen, in gleicher Weile für unwirkſam nnd nichtig erflärt 
werden. Sedo ift die Einrede aus einem anderen Grunde zu verwerfen. Das Ber 
bot der Nüdgabe der Dos ift fein unbebingtes, es läßt vielmehr Ausnahmen zu, bie 
in 1. 73 Dig. de jur. dot. 23, 3 aufgeführt find. Die Zweckbeſtimmung ber L 73 
a. a. D. „ut se suosque alat“ ift in dem amtögerichtlichen Protofoll ausprädiih and 
geiprodden; auch beiteht fein Streit darüber, daß der Ehemann feine Frau als uxor 
non perditura im Sinne ber gedachten Gefekesftelle hat betrachten bürfen. Was bie 
thatſächliche Veranlaſſung der mit jener Bmedbeftimmung verjeheneu Rüdgabe der Dos 
war, ift nicht erheblich; eine Verbotsausnahme liegt immer vor, wenn bie Nüdgabe zu 
einem nach dem Geſetze erlaubten Bwede geſchieht. Deshalb kann es bier auch nicht 
darauf anlommen, ob die Auswanderung bed Ehemannes, die nach dem Protofoll den 
Anlaß zu ber vermögengrechtlichen Anseinanderſetzung zwiſchen ber Klägerin und ihrem 
Ehemanne gebildet hat, wirklich beabfichtigt wurde ober nicht, ba die vorerwähnte Zwed⸗ 
beftimmung für die Herausgabe des Brautſchatzes unverändert geblieben ift. 


Nr. 2221. TIL Sen. 15. Februar 1889. IIL 267. 88. 3b. 22, Ar. 45, ©. 219. 

Zeit der Extftehung des Eigentumsanfpruched der Ehefrau au Dotalfadgen bei 
Bermögensverfali bed Ehemaunes. c. 30 Cod. de jur. dot. 5, 12. (Gem. R.). Das 
Berufungsgericht hat mit Recht angenommen, daß die dos bei der inopia des Ehe⸗ 
mannes ipso jure ex nunc an bie Ehefrau zurädfällt und daß fich die Zeit bes Rück⸗ 
falle8 nicht durch einen beſtimmten äußeren Vorgang oder Buftand beftimmt, in welchem 
fih die inopia Jedermann ertennbar ausprägt. Die Ehefrau hat bei ber inopia ebenfo 
wie bei der Auflöfung der Ehe die rei vindicatio auf die noch im Vermögen des Ehe 
manned bvorbandenen Dotalſachen und diefe der Ehefrau aus ihrem eigenen Rechte 
gewährte und auch gegen den Ehemann ſelbſt ftatthafte Klage kann nur im Eigentums- 
rechte der Ehefrau twurzeln, ſetzt alfo einen Nüdfall ber Dos von dem Ehemanne, dem 
bisherigen Eigentümer, an die Ehefrau voraus, wobei die vom Ehemanne bis dahin 
getroffenen Verfügungen aufrecht erhalten bleiben. Der Rückfall und damit bie Nativität 
ber Klage tritt bei unzmweifelhaftem Bermögensverfalle des Ehemannes und der daburd) 
herbeigeführten Gefährdung der Dos ein. Der Vermieter gewinnt baber an den vom 
infolventen Ehemanne inferierten Dotalſachen ebenfowenig ein Pfandrecht wie an foldhen 
Saden, welche Dritten gehören und vom Mieter inferiert werben. Nr. 3185. Nr. 2223. 


Nr. 2222. IIL Sen. 13. Oltober 1885. IIL 142. 85. Bd. 14, Nr. 55, ©. 217. 
Stillſchweigende Beftellung einer Dos. Beweislaft bei ber condicotio causa 
data causa non secuta. (Gem. R) Die Frage, ob und unter welchen Voraus⸗ 
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fegungen eine ſtillſchweigende Veftellung einer Dos anzunehmen ſei, tft fireitig. Die 
Anſicht, daß eine Vermutung dafür fpreche, daß das Vermögen, welches die Frau dem 
Manne bei Eingehung ber Ehe ohne Vorbehalt zubringt oder welches von dem Vater 
ber Frau dem Manne gegeben wird, bie rechtliche Natur der Dos habe, ift durch das 
Präjndiz vom 26. Januar 1841 für bie Provinz Hannover befeitigt. Denn es ift 
in bdemfelben ausgeiprochen: „Bum Beweiſe der Dotalqualität folher Sachen und 
Gelber, welche der Ehemann von der Fran erhalten hat, ift der bloße Beweis der 
gefchehenen Illation nicht in jedem Falle unbedingt genügend, fondern es muß die 
Beftimmung der inferierten Gegenftände zur Beftreitung der Laften des Hausweſens 
erhellen, und auf dieſe ift nicht unbedingt aus dem Umftande zu fchließen, daß die 
Saden oder Gelber fon bei oder kurze Zeit nach ber Eingehung der Ehe inferiert 
worden find.” Dieſe Beftimmung muß auch Anwendung finden, wenn die Gelder oder 
Saden dem Ehemanne nicht von der Fran felbft, fondern von deren Water bei oder 
kurz nach Eingehung ber Ehe gegeben find. Danach konnte im vorliegenden Falle 
aus dem vom Berufungsgericht geltend gemachten Umftande allein, daß die in Rebe 
ſtehenden Bahlungen dem Beklagten (Ehemanne) von dem Vater der Mägerin (Ehefrau) 
bei bezw. kurz nad Eingehung der Ehe gemacht waren, bie Dotalqualität derfelben 
nicht abgeleitet werden. Es war aber nicht Sache der Klägerin, Thatfachen anzuführen 
und zu beweifen, aus denen zu entnehmen ift, daß die Zahlungen im vorliegenden 
Galle abweichend von der Regel, nicht in der Abficht gemacht feien, eine Dos zu be 
ftellen, fondern e3 war Sache des Bellagten, Thatfachen zu behaupten und zu beweiien, 
weldhe in Berbindung mit den vorliegenden Umftänden ber Zahlung bei bezw. kurze 
Beit nad) Eingehung der Ehe durch den Vater der Klägerin die Annahme begründen, 
daß die Bahlungen an ihn gemadht feien zum Bwede der Beitreitung ber Laften bes 
Hausweſens. 


Nr. 2223. IL Sen. 27. März 1896. IIL 416. 95. 3b. 37, Nr. 42, ©. 161. 

Bebentung bed Verbstes ber Veräußerung von Dotalſachen. (Gem. R.). Die 
Bellagte (Ehefrau) hat, nachdem ihr Ehemann in Bahlungsichwierigleiten geraten nnd 
im Uuguft 1892 feinen Gewerbebetrieb (Selterswafler- und Eifigfabrit ſowie Flafchen- 
bierverlauf) bei der Behörde abgemeldet, die Beklagte aber bald darauf einen gleich⸗ 
artigen Betrieb bei der Behörde angemeldet hatte, am 29. November 1892 vom Kläger 
ein Darlehen von 3000 ME. erhalten und an bemfelben Tage mit dem Kläger über 
eine Menge beweglicher Sachen einen fchriftlichen Vertrag geſchloſſen, worin fie diefe 
Gegenftände dem Kläger für 3000 ME. verlaufte, die Kontrahenten die Kaufgelder- 
fordberung gegen bie Darlehnsforderung anfrechneten, die Beklagte bie vertauften Sachen 
mietete und fi an biefen Saden ein Vorkaufsrecht bis zum 1. Januar 1896 einräumen 
ließ. Der Kläger fordert jest von der Bellagten nad Kündigung des Mietvertrages 
die ihın verfauften und nad feiner Behauptung auch tradierten Sachen, und das Land⸗ 
gericht Hat nach dem Klagantrage erfannt. Das Berufungdgericht Hat die Klage ab- 
gewiejen. &3 hält die gegen das Veräußerungsperbot c. 29 Cod. de jur. dot. 5, 12 erfolgte 
Veräußerung auch bei Einwilligung des Ehemannes für nichtig. Auf Die Reviſion des 
Klägers ift das Berufungsurteil aufgehoben. Es Tann nicht angenommen werben, daß 
die Nichtigkeit einer von der Ehefrau nach Nüdfall der Dotalfadhen vorgenommenen Ber- 
äußerung unter feinen Umftänden durch die Einwilligung des Ehemannes abzumenden 
if. Die bei inopia des Ehemannes ipso jure ex nunc (Wr. 2221) an bie Ehefrau zurüd- 
fallenden Dotalſachen follen für die Ehe erhalten werben; der Frau ift die Veräußerung 
unterfagt und die Benutzung zum Beften der Ehe geboten. Eine von ihr einfeitig 
dorgenommene Veräußerung ift daher nichtig und präjudiziert nicht dem Rechte des 
Ehemanns auf Erhaltung der Dotalſachen. Hieraus kann aber nicht die abfolute Un⸗ 
veräußerlichleit der zurüdgefallenen Dotalfachen während der Dauer ber Ehe hergeleitet 
werden. Es ift vielmehr geboten, die Neuerung Zuftinians im Bufammenhange mit 
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ben übrigen dotalrechtlichen Grundfähen zu beurteilen. Nun kennt das Dotalrecht 
gewiſſe Bälle (vergl. 1. 73 8 1 Dig. de jur. dot. 23, 3 und 1. 20 Dig. sol. matr. 24, 3), 
in denen der Ehemann ber uxor non perditura die Dos vor Anflöfung ber Ehe gültig 
mit ber Folge zurüdgeben darf, daß einerjeit# der Ehemann an die Burädgabe ge- 
bunden, andererjeits die Zurädgabe für bie Frau bahin verbindlich ift, daß fie Die Dos 
nach Auflöfung der Ehe nit noch einmal fordern kann. Es Handelt ſich in biefen 
Füllen um bie Verwendung der Dos für beftinmte Zwecke der Ehefrau felbft, deren 
Erreihung für wichtiger erachtet ift als die Erhaltung der Dos zu ihrem urfpräng- 
Iihen Biwede. Es kann uun um fo weniger angenommen werben, daß eine ſolche 
Dodverwendung durch die Neuerung Juſtinians hat befeitigt werben follen, als bie 
Ubfiht des Geſetzgebers unverlennbar auf eine Verbeſſerung ber rechtlichen Lage ber 
Ehefrau gerichtet geweſen iſt. Wllerbings ift eine Zurückgabe der Dos nicht mehr au2- 
führbar, wenn ſich ber Nüdfall bereitö ipeo jure vollzogen hat; allein der in jenen 
Vorſchriften enthaltene Rechtsgrundſatz, daß der Ehemann zur Erreihung gewifler 
Bwede der Ehefrau auf feine Rechte au der Dos in gültiger Weife verzichten darf, wird 
hierdurch nicht befeitigt und Tann insbeſondere auch in ber Form der Buftimmung des 
Ehemannes zu einer Veräußerung der Frau Ausdruck finden. Bon diefem Geſichts⸗ 
punkte aus ift die vom Kläger behauptete Einwilligung de3 Ehemannes der Bellagten 
von rechtlicher Bedeutung, wenn ſich die Veräußerung unter ſolchen Berhältnifien voll- 
zogen hat, unter benen vor ber inopia bed Ehemannes die Burüdgabe der Dos für 
beide Ehegatten in verbindlicher Weile erfolgen Tonnte. Hat nun, wie der Kläger 
behauptet, die Beflagte nad) dem Bermögensverfalle des Ehemannes dad von dem Letzteren 
betriebene Geſchaft fortzuführen geſucht, bat fie zu dieſem Bwede eine Anleihe auf- 
genommen und zur Tilgung oder zur Sicherheit biefer Anleihe die zurüdgefallenen 
Dotalſachen veräußert, fo ericheint es Teineswegs von vornherein ausgeſchloſſen, daß 
ber Fall der 1.73 8 1 Dig. de jur. dot. 23, 3 oder der 1.20 Dig. sol. matr. 24, 3 — 
ut aes alienum solvat se suosque alat este. — vorgelegen hat. Es war daher aus 
diefem Geſichtspunkt weitere Verhandlung geboten. 
b) Gemeines und yartikuläres dentſches Recht. 
Nr. 2224. IIL Sen. 7. März; 1882. IH. 557. 81. 8b. 6, Nr. 123, ©. 393. 
Statntentsllifion beim ehelichen Guüterrechte. Revifibilität eines ans allgemeinen 
Nechtsprinzipien hergeleiteten Rechtsſatzes. (Sem. N.) Das geſetzlich eintretende 
Güterrecht der Ehegatten beftimmt fi nad) dem Geſetze des Ortes, wo ber Ehemann 
zur Beit der Verheiratung fein Domizil hat. Die fpätere Veränderung des Domizils 
tft für das einmal begründete Güterrecht ohne Belang, dasſelbe bleibt beftehen, folange 
es durch die Beteiligten feldft nicht geändert wird. Für die beflagten Eheleute, die 
früher in Baden, nun in Wiesbaden wohnten, ift daher, da ein Prohibitivgefeh, Dem 
zufolge die Bulaffung fremder Ehegüterrechte im vormals naſſauiſchen Gebiete unterjagt 
wäre, nicht eyiftiert, da3 Güterrecht des badifchen Landrechts maßgebend geblieben. Die 
Beftimmung des badiſchen Rechts, wonach Ehefrauen ohne Genehmigung des Ehemannes 
nicht gültig fontrahieren können, ift nach der zu billigenden Anficht des VBerufungs- 
gericht Fein Ausflug des ehelichen Güterrechts, fondern ſtellt ſich als eine aus ber 
alten Gejchlechtsturatel fließende Beſchränkung der Handlungsfähigkeit der Ehefrauen, 
mithin ala eine den Perfonenftand berührende Vorſchrift dar, jo daß in Anfehung bes 
von ber beflagten Ehefrau eingegangenen ber Klage zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfts 
nur da3 an dem jebigen Domizil der Eheleute geltende Perſonenrecht zur Anwendung 
fommen Tann, wonach ſich die beklagte Ehefrau durch den mit dem Kläger abgeichlofienen 
Bertrag rechtögültig verpflichten Tonnte und verpflichtet hat. Die Nachprüfung diejer 
Dedultionen in der Revifionzinftanz ift, foweit es fih um Grundfäge des fogen. inter- 
nationalen Privatrechts handelt, zuläffig, fie tft aber auch infoweit, als das angefochtene 
Urteil auf badifches Recht Bezug nimmt, nicht ohne Weiteres gehindert. Denn ber 
vorige Richter hat keineswegs nur den Inhalt diefes im gegenwärtigen Rechtsſtreite 
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ber Reviſion entzogenen Partikularrechts feftgeftellt, fondern er bat daraus unter 
Bubilfenahme allgemeiner Rechtsbegriffe diejenige Schlußfolgerung gezogen, auf ber 
feine eigentliche Entſcheidung beruht. Dadurch, daß er die zur Entfcheibung ſtehende 
Trage, wie nach den Grundſätzen über die örtlichen Grenzen bes Rechts das von ber 
beffagten Ehefrau abgeichloffene Rechtsgeſchäft zu beurteilen fei, und weiter die Frage, 
wovon jene Entſcheidung abhängt, ob nämlich die gedachte Beitimmung des badiſchen 
Rechts als zum ehelichen Ghterrechte oder zum @ebiete des Perſonenrechts gehörig zu 
betrachten ift, nicht auf Grund einer partitularrechtlicden Vorſchrift, ſondern nad all- 
gemein rechtlichen Geſichtspunkten beantwortet hat, ift eine Entſcheidung getroffen, die 
der Nachprüfung des Nevifionsgericht3 unterliegt, unb die Anwendung des 5 525 C. P. O. 
ausgejchlofien. 


Nr. 2225. IL Sen. 18. April 1882. IIL 127. 81. Bd. 6, Nr. 62, ©. 223. 

Unwandelbarleit des ehelichen Guterrechts. Gerichtspraxis. (Gem. R.) Das 
bei Ermangelung von Cheverträgen unter Eheleuten durch die Geſetze ihres erften 
Wohnfiges begründete eheliche Güterrecht erleidet durch den Umzug berjelben in ein 
anderes Nechtögebiet feine Umänderung, foweit nicht der Beibehaltung desfelben ver- 
bietende Gefete be3 neuen Wohnortes entgegenftehen. Das Güterrecht, welches die 
Eheleute beim Beginn ihrer Ehe, gleichviel ob Durch Vertrag ober infolge ber Geſetze 
ihres erften Wohnfiged, annehmen, tritt unter ihnen (unbefchabet ihrer Befugnis zu 
vertragömäßigen Abänderungen besfelben) in Kraft mit der Beſtimmung, die ganze 
Daner ihrer Ehe zu beherrſchen, und wird fomit durch feine Entftehung 
für die ganze Dauer ihrer Ehe begründet. — Die Borinftanz hat nad) 
gewiefen, daß in den Hier in Betracht Tommenden Holfteiniihen PBartilular- 
gelegen eine Anerkennung des Grundſatzes der Wanbelbarfeit des ehelichen Güter⸗ 
recht nicht enthalten ift. Für die Annahme eines ent|prechenden dortigen Gewohnheits⸗ 
rechtes läßt fich weiter nichts anführen al3 die Thatfache, daß fin den Holfteiniichen 
Gerichten lange Zeit die Anficht, daß die gemeinrechtliche Kontroverje im Sinne der 
Wanbelbarfeitätheorie zu entfcheiden ſei, für richtig gehalten und konſtant befolgt 
worden ift; e3 kann aber in dieſer Gerichtspraxis, die nur auf einer für unridtig zu 
eradhtenden Rechtsanſchauung beruht hat, ein Gewohnheitsrecht nicht gefunden werben. 
Nr. 1903. Nr. 2288. 


Nr. 2226. III Sen. 29. Mai 1883. IIL. 407. 82. Bd. 9, Nr. 19, ©. 92. 

Ausſchluß der Gütergemeinſchaft. (Gem. R.). Nach gemeinem Recht fteht den 
Ehegatten frei, das eheliche Güterrecht vertragsmäßig zu beftimmen. Xerträge über 
den Ausihluß der Sütergemeinfchaft bebürfen, um gegen Dritte zu wirken, feiner 
öffentlichen Bekanntmachung. 


Nr. 2227. TU. Sen. 10. Öftober 1882. III. 280. 82. 8b. 7, Nr. 51, ©. 158. 

Allgemeine Gütergemeinihaft, Haftung für bie Delittsfchniben ber Ehefrau. 
(Gem. R.). Die Wirkung ber allgemeinen Gütergemeinfchaft geht dahin, daß ſowohl 
bie Altiva als die Schulden beider Eheleute gemeinfchaftlich werden. Die Verwaltung 
be3 beiberfeitigen Vermögens und die Verfügung über dasfelbe liegt in der Hand des 
Mannes. Soweit dies Recht des Mannes reicht, fehlt der Frau die rechtliche Befugnis, 
die gemeinſchaftliche Mafle durch ihre Rechtsgeſchäfte mit Schulden zu belaften. Diele 
Beſchraͤnkung der Gejchäftsfänigfeit der Frau tft ein Ausfluß ber Mundialgewalt des 
Mannes nad deutſchem Rechte. Der Mann vertritt bei der Dispofition über das 
gemeinfame Gut die Frau. Weiter ift jeboch die Handlungsfähigkeit der Frau nicht 
beichräntt. Innerhalb des ihr zuftehenden Wirkungskreiſes, alfo namentlich bei Haus⸗ 
baltungsausgaben, Tann fie die Gemeinfchaft gültig verpflichten. Dasſelbe muß auch 
für Delikte der Grau gelten. Sie gehören nicht zu den Rechtsgeſchäften. Die aus 
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ihnen entſpringenden vermögensrechtlichen Wirkungen find nicht Zweck, ſondern Folge 
der Handlung. Es wird nicht durch freien Willensakt dem Dritten ein Recht ein- 
geräumt, fondern ihm ein Unrecht zugefügt, das aus dem Vermögen des Handelnden 
nach geſetzlicher Vorjchrift wieder gut zu machen tft. Wie die ftrafrechtlihe Handlung 
ber Frau für Delikte außer Frage ift, fo muß aud für die civilrechtlichen Folgen 
berfelben, weil es fi nit um einen Eingriff in die dem Manne vorbehaltene Ber- 
mögensverwaltung durch Nechtägeichäfte Hanbelt, die allgemeine Regel ber Yütergemein- 
{haft zur Anwendung kommen, daß das vereinte Gut für bie Schulden beider Ehe- 
gatten haftet. Nr. 2251. Nr. 2228. Nr. 3789. 


Nr.2228. IIL Sen. 17. Mai 1892, III. 32. 92. Bd. 29, Nr. 33, ©. 134. 

Rechtsgeſchaftsfähigleit der Ehefrau bei beftehender Sütergemeinfchaft. (Gem. R.). 
Die Bellagte beauftragte während beftehender allgemeiner Gütergemeinſchaft jelbftändig 
den Kläger mit ber Ausführung von Börfengeichäften für ihre Rechnung. Die daraus 
für ben Kläger bis 1. November 1890 entftandene Forderung ift Gegenftand ber Klage. 
Am 13. Mai 1890 haben die Eheleute die Sütergemeinfchaft aufgehoben. Die Ent- 
ſcheidung hängt allein von der Beantwortung der Rechtsfrage ab, ob ſich die Be- 
Hagte durch die in der Klage bezielten außerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes 
liegenden Rechtögefchäfte während beftehender allgemeiner Gütergemeinfchaft rechtsgültig 
verpflichten konnte oder nicht. Aus den gemeinrechtlichen Srundfägen der allgemeinen 
Gütergemeinfhaft folgert das Berufungsgericht die Rechtsungültigkeit der von der Ehe- 
frau außerhalb der Schlüfjelgewalt eingegangenen Rechtsgeſchaäfte Dergeftalt, daß bieie 
auch nach Aufhebung der Ehe oder ber Gütergemeinichaft nicht gegen fie geltend ge- 
macht werden dürfen. Zur Begründung diefer Entſcheidung ift unter Bezugnahme auf 
Sadjienipiegel L 31, 8 2 und auf die Entſcheidungen des Reichsgerichts in den Fällen 
Kr. 2250. Nr. 2227 ausgeführt, daß die Mundialgewalt dem Ehemanne in ber all- 
gemeinen Gütergemeinſchaft unbegrenzte Bertretungs- und Bermwaltungsrechte über das 
gemeinfchaftlicde Vermögen verleihe und aus biefer Grundlage feiner Rechte die völlige 
Rechtsungültigkeit folder Nechtögejchäfte abzuleiten fei, die die Ehefrau ohne feine Zu- 
fiimmung über den reis ihrer häuslichen Wirkſamkeit hinaus geichloffen habe. Dieſe 
rechtliche Beurteilung Tonnte nicht gebilligt werben. Die nach dem Rechte des Sachſen⸗ 
ſpiegels unbeſchränkte Munt des Ehemannes hob die Handlungsfähigkeit der Ehefrau 
nicht auf, fondern fie war eine Schußgewalt, vermöge deren freilich der Ehemann jede 
Veräußerung feiten3 der Ehefrau verhindern und auf Grund der ihn am Frauengute 
zuftehenden „rechten Gewere“ von ihr veräußerte Vermögensgegenftände vindizieren 
konnte. Die nachfolgende Rechtsentwidelung hat die Handlungsfähigkeit der Ehefrau 
nicht beſchränkt, ſondern diefer Durch Anerkennung der dem Sachfenipiegel noch fremden 
Sclüffelgewalt und der Zuläffigfeit des Borbehaltes eines Sondergutes eine beichräntte 
bom Willen des Ehemannes unabhängige Dispofitionabefugnis zugeitanden, fo daß fchon 
nad) dem ſächſiſchen Rechte des Mittelalters Rechtsgeſchäfte und Schulden der Ehefrau 
nicht nichtig waren, fondern nur der Ehemann die Haftung mit dem feiner Berwalung 
unterftehenden Gute ablehnen konnte. Erſt in fpäterer Beit ift es unter dem Einflufle 
der Anſchauungen des römijchen Rechts verfucht werben, das Rechtsverhältnis der Ehe⸗ 
gatten in der allgemeinen Gütergemeinſchaft in anderer Weiſe zu beurteilen, bie Rechte 
des Ehemannes aus römifchrechtlichen Geſichtspunkten zu erflären, die Munt der Alters- 
bormundfchoft zu vergleichen und daraus die Nichtigkeit von Rechtshandlungen der Ehe- 
frau berzuleiten. Diefe Anficht einzelner Rechtslehrer hat zwar vereinzelt auch in der 
Praxis der Gerichte Eingang gefunden und es fteht eine erhebliche Anzahl neuerer Parti- 
tulargefeke auf der Grundlage der Annahme der befchräntten Hanblungsfähigfeit der Ehe- 
frau. Es ift jedoch bei der völligen Verſchiedenheit der Grundlagen und der Entwidelung 
der Munt und der Alterdvormundfchaft unzuläffig, von Der letzteren auf erftere zu ſchließen, 
und es muß für das Geltungögebiet der allgemeinen deutfchen Gutergemeinſchaft als Sat 


8 92. Buͤrgerliche Ehe. 407 


Des geltenden Recht? anerfannt werben, daB bie Hanblungsfähtgleit der Ehefrau nicht 
befchränkt ift, jondern nur ihre Dispofttionsbefugnis in dem Sinne, daB der Ehemann 
die feiner Berwaltung unterftehende gemeinfchaftliche Gütermaſſe nicht zur Dedung ihrer 
während der Ehe Tontrahierten Schulden preißzugeben verpflichtet if. Die Ehefran 
Tann ſich daher auch während ber Ehe rechtsgültig verpflichten, Magen und beflagt 
werden, und den Släubigern tft e8 unbenommen, ihre Befriedigung demnächſt aus dem 
aus ber Gemeinſchaft zurüdgegebenen Bermögen zu fuchen. In früheren Entſcheidungen 
des Reichsgerichts ift Iedigli auf die Munt als die Rechtsquelle der Befugniſſe des 
Ehemanned verwielen und dabei im Yalle Nr. 2251 hervorgehoben worden, daß fie 
ipäter vielfach modifiziert und Mare Konfequenzen nicht gezogen find. Die rechtliche 
Richtigkeit von Nechtögefchäften der Ehefrau ift im Halle Nr. 2227 nicht angenommen, 
fondern nur, daß ihr die rechtliche Befugnis fehle, die gemeinſchaftliche Maſſe injoweit 
wirkſam mit Schulden zu belaften, wie das Necht des Ehemannes zur Verwaltung des 
beiberfeitigen Vermogens reiche. Die Entiheidung im Falle Nr. 2250 beruht auf der 
ipeziel in Bezug genommenen Vorſchrift eines Partikularrechts, und es ift ſchon 
im Falle Nr. 2249 betont worden, daß hieraus allgemeine Folgerungen nicht zu 
ziehen find. 


Nr. 2229. I Sen. 5. April 1882. L 205. 82. Bd. 6, Nr. 57, ©. 208. 

Früdte des Nießbrauches. (Gem. R.). Die während beftehender Errungenſchafts⸗ 
gemeinichaft von dem Ehemanne vermöge eines ihm teftamentarifch vermachten Nieß⸗ 
brauch gezogenen Nutzungen gehören zur ehelichen Errungenſchaft, fie bilden die Frucht 
bes Nießbrauches, nicht aber find bloß die von diefen Rubungen gezogenen Nutzungen 
dazu zu zählen (Vergl. 1. 7 8 2 Dig. de jur. dot. 23, 3; 1. 10, L 42 Dig. quando 
dies leg. 36, 2; 1.1 pr. Dig. quando dies ususfr. 7, 3). Das römiſche Recht faßt den 
Nießbrauch als eine einheitliche Berechtigung auf, aus welcher das Recht auf die 
vermöge des Nießbrauchs zu ziehenden Nutzungen als eine Frucht von felbft erwächſt, 
wie auch nach deutſchem Rechte bei Neallaften, 3. B. Auszugs⸗ (Altenteils⸗) Berech⸗ 
tigungen fi das Recht auf die einzelnen Leiftungen ald Frucht des Geſamtrechts 
darſtellt. 


Ar. 2230. III. Sen. 10. Dezember 1880. II. 632. 80. Bd. 3, Nr. 57, ©. 203. 
Näüdforberung der Illaten während befteheuber Ehe, (Gem. R.). Nach deuifch- 
rechtlichen Grundſatzen, wenigftend nach benjenigen bes deutſchfränkiſchen ehelichen 
Büterrechts, ift alles Vermögen der Ehefrau, das nicht durch einen bei Eingehung der 
Ehe gemadten Borbehalt der Berfügung des Ehemannes entzogen wurde, als Xllat 
anzufehen, zu deflen Nüdforderung die Frau nur unter denfelben Boraudfegungen bes 
rechtigt erfcheint, unter denen fie na Dotalrecht die Nüderftattung der Brautgabe 
(803) verlangen kann. Außer dem Falle des Konkurſes dürfen die Illaten nur bei ein- 
tretender Berar mung des Mannes ‚zurüdgeforbert und zurüdigegeben werden. Soldier 
Fall Liegt nicht vor, wenn fi der Dann ſchon bei Eingehung der Ehe (Hingabe der 
Daten) in zerrütteten Wermögensverhältniffen befunden Hat. Die Annahme, daß jede 
berlaffung bes vorbehaltenen Bermögens der Grau (ded fogen. Rezeptitienguts) an den 
Ehemann während ber Ehe einen Berzicht auf den Vorbehalt in fich ſchließe, ift nicht 
begründet. Die Frau kann nach ber Regel felbft während ber Ehe Nechtögefchäfte über 
dad Rezeptitiengut unbefchräntt mit dem Manne abichließen; fie kann ihm folches ganz 
oder teilmeife in Die Verwaltung geben, auch bares Geld unter befonderem Rechtstitel 
behändigen, ohne daB dadurch die Natur jenes eheweiblichen Vermögens geändert würbe. 
Sogar die Thatfache, daß der Mann, nachdem er das Rezeptitiengut als ſolches em⸗ 
pfangen, basfelbe in feinen Nußen verwendet, enthält für fich allein noch feine Illation, 
eine folche würde vielmehr nur darin gefunden werben können, daß die Fran das ur- 
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ſprünglich vorbehaltene Vermögen dem Manne zur Nutznießung ober unter Umftänden 
überträgt, die eine Beiwendung in bie Ehe mit rechtlicher Notwendigkeit mit ſich führen. 
Nr. 3562. Nr. 2231. 


Nr. 2231. IIL Sen. 10. Dezember 1880. III. 632. 80. Bd. 3, Nr. 57, S. 203. 

Praesumtio Muciana, (Gem. R.). Ein Zweifel darüber, daß die im Falle 
Nr. 2230 dem Bellagten zwangsweife überwiejene Hypothekenforderung der Klägerin 
zufteht, ber Ehemann ber Legteren hatte beim Verkauf feines Haufes während der Ehe 
den Käufer angewiefen, einen Teil des Kaufpreifes an feine, des Berläuferd Ehefrau, 
die Klägerin, auf deren Vermögen zu zahlen, ber Letzteren auch einen auf ihren Ramen 
Iautenden Hypothefenbrief zur Dedung überwiefen, und auf diefe Yorberung hatte ber 
Bellagte als Gläubiger des Mannes Beichlag gelegt, kann gar nicht erhoben werben, 
da dieſe Forderung auf den Namen der Ehefrau eingetragen ift. Inſofern greift and 
die fogen. Mucianiſche Präfumtion nicht Platz. Gleichwohl muß die Klägerin den Nad- 
weis führen, daß fie ſich vor oder bei Eingehung ber Ehe das fragliche Kapital, zu deſſen 
Dedung ihr die Hypothek Aberwiefen worden, vorbehalten habe. Denn der Hupo- 
thefenbrief ift auf Grund einer von dem Ehemann der Klägerin während beftehender 
Ehe vollzogenen Ceſſion auf die Anſprüche der Letzteren wegen ihres eheweiblichen Ber- 
mögens gewährt worden. Sowie nun, wenn ber Ehemann einen derartigen mit ber 
Frau geſchloſſenen Rechtsakt als rechtsungültig angreift, die Ehefrau darthun muß, 
daß der Erwerb ein gefeblich gebilligter fei, fo muß fie dies auch gegenüber bem 
Beklagten, der durch Bwangsüberweifung an bie Stelle be3 Mannes getreten if. 
Nr. 3562, 


Nr. 2232. II Sen. 22. Juni 1886. III. 123. 86. 3b. 16, Nr. 27, ©. 134. 

Bertrag Über eheliches Güterrecht. Begründung von Weallaften mit Wirkung 
gegen Dritte durch Vertrag. Stellung ber Hofesglänbiger gegen ben Wirt. (Gent. R.). 
Das deutſche Necht geftattet den Eheleuten auch negen Dritte wirkſame vertragsmäßige 
Verfügungen über ihr Güterrecht, insbefondere aud die Ausſchließung des gefeklid 
geltenden Güterrechtes, foweit nicht das Geſetz Schranken ſetzt oder die Verträge dem 
Weien der Ehe wiberftreiten ober Rechte Dritter verlegen. Das Höfegefeh vom 
2. Zuni 1874 (in der Provinz Hannover) aber verbietet nicht die vertraggmäßige Ein- 
führung bes für die früher gefchloffienen Ehen in gefeglicher Geltung gebliebenen Rechtes. 
Beim Fehlen entgegenftehender hannoverſcher Rechtsnormen und bei der nicht zu be 
zweifelnden Abſicht der Kontrahenten ift davon auszugehen, daß durch den Vertrag vom 
Sabre 1877 der von dem Kläger jebt eingeflagte Witenteil, welcher urfprünglich auf dem 
Hofe 1 Haftete, mit dinglicher Wirkung auf den Hof 2 gelegt worden if. Daß nad 
älterem Nechte Reallaften mit voller dinglicher Wirkung durch Vertrag begründet werden 
fonnten, wenn hierauf bie Abficht der Kontrahenten gerichtet war, ift anerlannt; es 
muß daher dem Bertrage auch noch heute diefe Wirkung beigemeflen werden, joweit 
nicht Partikularrecht entgegenfteht- Ob der Singularſucceſſor bes belafteten Grundftüdes 
für die aus ber Beſitzzeit feines Vorgängers rüdftändigeu Leiftungen ans Reallaften 
in Anſpruch genommen werden kann, bedarf hier Feiner Entſcheidung. Denn die Che 
frau des Beklagten bat im Vertrage mit ihrem von ber Wirtichaft zurüdtretenben 
Bater alle Schulden und Laften des Hofes übernommen, und bie eingeflagten Rüd- 
ftände maren Schulden des Hofe. Ans folder Schulbübernahme in Verbindung mit 
ber Gutsnachfolge haftet aber der neue Wirt ohne Weiteres nach bäuerliden Rechte 
auch perſönlich für die Hofesichulden, fo daß die Hofesgläubiger, auch ohne dem Ver⸗ 
trage beigetreten zu fein , fich mit ihrer perſönlichen Klage gegen ben neuen Erwerber 
wenden Tünnen. Es ift Daher die Ehefrau des Beklagten auch perfönfih zur Zahlung 
der eingeflagten Rüdftände verpflichtet, und wenn ber Bellagte diefelbe nad feinem 
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Ehevertrage in allen gerichtliden mit ber Hofeswirtihaft in Verbindung ftehenden 
Angelegenheiten zu vertreten hat, fo ift auch bie Klage wegen der Rückſtände mit Necht 
gegen ihn erhoben worben. 


Fer. 2233. 1. HilfsSen. 2. Dezember 1879. IV * 383.79. Bd. 1, Nr. 39, ©. 89. 

Die Witwe als Vertreterin im Prozeſſe bei fortgefekter Sütergemeinichaft nad 
naſſauiſchem ehelichem Güterrecht. (Gem. R.). Nach gemeinem beutfchen Hecht be» 
gründet auch bei der bloß partitulären Gütergemeinfchaft die Leibzucht des Überlebenden 
regelmäßig bie aktive und paſſive Vertretung des Geſamtgutes. Dies gilt insbefondere 
für das Recht des Herzogtums Naſſan, welches auf Errungenfchaftsgemeinjchaft beruht. 


Nr. 2234. VI. Sen. 27. Mai 1886. III* 141. 86. Bd. 16, Nr. 84, S. 346. 

Rechte der Ehefrau, deren Vermögen als Bollitredungsobjelt für die Schulden des 
Ehemannes behandelt werben barf, gegenüber einem gegen ben Ehemaun vollſtreckbaren 
Zitel. (dem. R.). Nach hamburgiſchem Partikularrecht unterliegt das gefamte Bermögen der 
Ehefrau, abgeſehen von einer hier nicht in Betracht fommenden Ausnahme, der Zwangs⸗ 
vollftredung aus ſolchen Enticheidungen, Durch welche der Ehemann zu einer Geldzahlung 
verurteilt ift, unb zwar jelbft dann, wenn wie bier bie Gütergemeinſchaft unter den 
Eheleuten vertragsmäßig ausgeichloffen if. Won biefem Standpunkte erjcheint die Auf- 
rechthaltung der Klage der Ehefrau weder aus 8 690 C. P.O., wie unbedenklich das 
Berufungsgericht angenommen hat, noch auf Grund des 8 749 Abf. 1, Rr. 3 EBD. 
al3 gerechtfertigt. Die letztere Beftimmung kann begrifflich bei einer Interventionsklage 
im Sinne des 8 690 C.P.O. überhaupt nie in Frage fommen. Iſt der Kläger wirklich 
ein Dritter, welhem an dem Gegenftande der Bwangsvollftredung ein die Veräußerung 
hinderndes Recht zufteht, fo Tann er nie noch erft ber Berufung auf jenen 8 749 
a. a. O. bedürfen, um mit feiner Klage durdhzudringen; ift er es nicht, fo ift feine 
Klage ohne Weiteres hinfällig. Lebteres liegt hier vor. Der Klägerin ift unbenommen, 
die angeblich ihr zuftehende Vergünftigung aus 8 749 Abſ. 1, Nr. 3 C. P.O. mittels eines 
nah 8 685 Mi. 1 EBD. an das Vollſtreckungsgericht zu richtenden Antrages zur 
Geltung zu bringen. Nr. 3605. Nr. 3750. 


6) Vreniſches Recht. 
Nr. 2235. J. Hilfs⸗Sen. 18. Februar 1881. IV* 426. 80. Bd.4,Nr.67,6.238. 
Einfluß der Trennung ber Ehe auf die Rechtsverbindlichkeit eines von ber Ehefran 
während der gütergemeinfhaftliden Ehe ohne Genehmigung ihres Ehemannes ge- 
ſchloſſenen Vertrages. Nützliche Verwendung. (Preuß. R.) Die Befugnis der Ehe- 
frau, ohne den Ehemann gültig Schulden zu maden, hat nad ben 88 389, 321, 
324—327, IL 1 A.L.R. bei der gütergemeinfchaftlichen Ehe ebenfo eingefchränft werben 
follen wie bei der Ehe mit dem Niebbrauchsrechte des Ehemanne® am eingebrachten 
Bermögen ber Ehefrau. Danach find die während der Ehe von ber Ehefrau ohne 
Bewilligung nicht ausbrädiih auf Nefervatvermögen der Ehefrau gemachten Schulden 
dergeftalt nichtig, daß aud nah Auflöfung ber Ehe gegen die Ehefrau bie Vertrags 
Mage nicht gegeben ift (3 320 a. a. O.). Beſtand in dem vorliegenden Falle zwiſchen 
bem Ehemanne der Bellagten und dem B. ein Bertragsverhältnis, auf Grund befien 
bie Leiftung des U. (Klägers) als eine Bertragsleiftung bes B. gegenüber dem Ehe 
manne der Bellagten aufgefaßt und deshalb eine Verpflicätung des Lebteren, dem B. 
bie ganze Vergütung filr Herrichtung bes Neubaues zu zahlen, angenommen werben 
muß, fo ift für einen Anfpruch des Klägers, ber einen Teil der Lieferung bes zum Bau 
erforderlihen Materiald durch Bertrag gegenüber dem B. übernommen, bie gelieferten 
von B. bemängelten Materialien forinehmen wollte, aber auf Anfuchen ber Bahlung 
veriprechenden Beklagten hiervon Abftand genommen hatte, gegen bie Beklagte aus der 
nüglihen Verwendung fein Raum gegeben, und es ift gleichgültig, ob eiwa der Kläger 
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bei feiner Leiftung die Abficht gehabt Kat, ben Ehemann ber Bellagten zu verpflichten. 
Die Yeitftellung bes Vorderrichters gebt bahin, daß ber Ehemann ber Bellagten an ®. 
nad dem zwiſchen ihnen Beiden beftehenben Bertragsverhältnifie das Ganze zu zahlen 
gehabt Hat. Mit diefer Feitftellung ericheint die lage ans der nüglichen Verwendung 
als befeitigt. Es kommt nicht darauf an, baß die Forderung des Dritten von bem 
Berfionsbeflagten bereit berichtigt if. Die Thatjache, daß ber Verſionsbeklagte einem 
Dritten zur Zahlung einer Vergütung für bie Leiftung, beren Wert ber Berfionsfläger 
fordert, vertragsmäßig verpflichtet ift oder, ſofern er bie Vergütung bereits gezahlt hat, 
verpflichtet gewefen tft, fchließt die Verſionsklage aus. 


Nr. 2236. V. Sen. 8. Dltober 1887. V. 156. 87. Bd. 19, Nr. 66, ©. 341. 

Borrechtseiurdumung ſeitens ber Ehefrau ohne Genehmigung bed Ehemannes. 
(Preuß. R.). Auf Grund der ohne Zuſtimmuug des Ehemannes von ber Ehefrau ©. 
erflärten Borrechtdeinräumung vor ihrer Hypothek Abt. U Nr. 11 tft für den Be 
Magten in Abt. III Nr. 12 ein Darlehn mit dem Vorrecht vor Nr. 11 eingetragen. 
Das Vorrecht ift vor der Eintragung ber Boft Ar. 12 allgemein einer vom Eigentümer 
bes der Ehefrau ©. verpfändeten Grundſtücks aufzunehmenden“ Hypothek von be» 
ftimmter (demnächft nicht überfchrittener) Höhe eingeräumt worden. Der Bellagte ift 
wirklicher Gläubiger der für ihn eingetragenen Hypothek geworden, da er die Darlehnd- 
valuta gezahlt Hat. Er ift nach dem Antrage ber Kläger, Erben ber Frau ©. 
zur Bewilligung ber Löſchung ber Vorrechtsvermerke verurteilt und feine Reviſion 
zurückgewieſen. Die Eheleute ©. Haben in getrennten Gütern (88 205 ff. IL 1A.L. R.) 
gelebt und die Hypothek Nr. 11 hat zum eingebraditen Vermögen ber Ehefrau ©. 
gehört. Ihre Vorrechtseinräumung war wegen fehlender Genehmigung bes Ehemannes 
nichtig. Das bem Ehemanne an dem eingebrachten Vermögen zuftehende Recht ber 
Berwaltung und des Niekbrauhs fließt das Recht der Ehefrau, über ihr ein- 
gebradhtes Vermögen ohne Einwilligung bes Ehemannes zu beffen Nachteile zu verfügen, 
aus. Dergleihen Verfügungen der Ehefrau find dergeftalt nichtig, daß fie Die beabfichtigte 
rechtliche Wirkung überhaupt nicht haben und fowenig eine Schulbverbinblichkeit der 
Ehefrau (8 320, II. 1 A.L.R.) wie ein dingliches Net an die von ber Ehefran an 
einen Anderen fortgegebenen Saden auf feiten des Empfängers begründen Tönnen. 
Wie während ftehender Ehe ber Ehemann, fo find nad aufgelöfter Ehe die Ehefrau 
bezw. deren Erben befugt, die rechtlich nicht eriftierende Vorrechtseinräumung nidt 
gelten zu laſſen. Wenn auch Gegenftand der Einränmung ber Priorität weder bie 
Forderung noch ein Beftandteil der Forberung des zurüdtretenden Gläubigers noch 
bie mit der Forderung verbundene Stelle im Grundbuche, fondern nur bie obligatorifche, 
durch die Eintragung der Prioritätsceffion auch für den dritten Inhaber der zurück⸗ 
tretenden Poft bindend werdende Berechtigung ift, Befriedigung der vortretenden Forde⸗ 
rung aus dem Kaufgelde bes Pfandes an ber dem Prioritätscedenten gebührenden Stelle 
ber hypothekariſchen &läubigerorbnung zu fordern (Nr. 1980), fo charakterifiert fich 
bie Prioritätsceffion doc als eine Verfügung über die Hypothek. Nah 8 49 E. E. G. 
vom 5. Mai 1872 erlangt die Beichränfung in der Verfügung gegen Britte, melde 
ein Recht auf die Hypothek erwerben, nur dann Rechtswirkung, wenn fie im Grundbuche 
eingetragen ober dem Dritten bei Erwerb des Rechts belannt war. Dies trifft hier 
zu, da die Erblafierin der Kläger als Släubigerin der Poſt Ar. 11 als Ehefrau 
eingetragen war, als bie Hypothek des Beflagten mit dem Vorrecht vor ber Boft Wr. 14 
eingetragen wurde. Der Bellagte darf fich auch nicht auf ben Glauben des Grundbuches 
berufen. Der Glaube des Grundbnches erftredt ſich nicht weiter als ber Inhalt des 
felben; es Tann baher für dasjenige, mas aus dem Grundbuche nicht erſichtlich ift, auch 
der öffentliche Glaube bes Grundbuches nicht iu Anfpruch genommen werben. Eine 
Durchbrechung des Grundſatzes 8 101 Einl. A.L.R. tritt erft mit ber Eintragung bes 
betreffenden Rechts im Grundbuche ein; erſt mit diefem Beitpunfte erlangen die 
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Sähe über bie Wirfung bes Glaubens bes Grundbuches in Bezug auf ba3 ein- 
getragene Recht ihre Bedeutung (8 9 Abf. 2, 8 38 Abſ. 2, 3 E.E.G.). Ein Dritter 
im Sime biefer Säbe tft deshalb auch nicht ein Jeder, welcher dem Konftituenten be3 
Rechts nicht als der unmittelbar berechtigte Vertragsgenoſſe gegenüberfteht, fondern 
nur derjenige, welcher ein Recht auf ein für einen Anderen bereit3 eingetragenes 
Necht erwirbt. Wenn der eingetragene Gläubiger einer Hypothek dem Grundeigentümer 
das Vorrecht für eine von ihm noch zu beftellende Hypothek einräumt, fo befteht 
bie fi hieraus ergebende Befugnis bes Grundeigentümers vorläufig nur außerhalb des 
Grundbuches und entbehrt ber befonderen Wirkungen, welche die Eintragung im Grundbuche 
gewährt. Demjenigen, welchem die Hypothek mit dem bis dahin noch nicht eingetragenen 
Borrecht beftellt wird, fehlt in Bezug auf das ihm bewilligte Borrecht ein eingetragener 
Nechtöurheber. Nr. 323. 


Nr. 2237. IV. Sen. 11. Februar 1895. IV. 264. 94. Bd. 35, Nr. 42, ©. 173. 

Anſpruch eines Ehemannes auf Erftattung der von ihm bei Ausführung eines 
Anftrages der Ehefran gemachten Auslagen bei Nichtbeobachtung ber in ben SS 198 ff. 
II. 1 A.L.R. vorgefchriebenen Förmlichleiten, (Preuß. R.). Der Kläger hat im 
Sabre 1878 für die Bellagte, feine Stieftochter, bald nachdem dieſe ſich mit ihrem 
erften inzwifchen verftorbenen Ehemanne ©. verheiratet Hatte, denjenigen Kaufpreis 
bezahlt, den fie für zwei damals von ihr erworbene Grundftäde mit 5280 Mt. ſchuldig 
geworden war. Sein Antrag geht dahin, zu erlfennen, daß in bas Inventar über ben 
Nachlaß feiner inzwifchen verftorbenen von den Parteien beerbten Ehefrau jene von ihm 
gezahlten 5280 ME. als eine ihm an den Nachlaß zuftehende Forderung einzuftellen feien. 
Er Hält fi zu diefem Verlangen für berechtigt, weil feine Ehefrau vor der Bahlung 
bes Geldes mündlich mit ihm verabredet gehabt Habe, daß die Beklagte bei ihrer Ver⸗ 
Heiratung außer der Naturalausftattung eine Mitgift von 6000 Mi. von feiner Ehe- 
frau erhalten folle und daß zu diefem Zwecke die gebacdhten 5280 Mk. von ihm vor- 
geſchoſſen werben follten. Der Berufungsrichter bat diefe Abrebe für erheblich erachtet 
und die Entſcheidung von einem darüber dem Kläger auferlegten richterliden Eide ab⸗ 
bängig gemadt. Die Reviſion, mit der die Beklagte die Verlegung ber 8 198, IL 1 
A.L.R. rügt, ift zurüdgewiefen. Die Anficht der Nevifion, daB e8 zur Begründung 
eines Hagbaren Anfpruches des Ehemannes einer Beobachtung ber ftrengeren Form⸗ 
vorichriften der 88 198—201, IL 1 ÜU.L.R. bedurft Hätte, ift nicht zutreffend. Die 
Beitimmung bes 8 199 a. a. O. gilt nicht für alle Verträge der Eheleute; vielmehr 
ift die Anwendbarkeit dieſer Borfchrift, wie fih aus dem Bufammenhange mit 8 198 
a. a. D. ergiebt, an die Borausjegung gefnüpft, daß bie Frau fih dem Manne zu 
etwas, wozu die Gelege fie nicht verpflichten, verbindlih machen fol. Nr. 2610. 
Nr. 2635. Diefer leitende Geſichtspunkt trifft hier nicht zu. Indem die Ehefrau des 
Klägers mit biefem verabrebete, daß er für fie den fraglichen Betrag zum Zwecke 
der Mitgift ihrer Tochter hergeben folle, verfolgte fie die Ubficht, der Letzteren eine 
Zuwendung zu machen. Dem Kläger, welcher e3 übernahm, bie Auszahlung für 
Rechnung feiner Ehefrau zu bewirken, follte aus diefem Ablommen zwar ein Anſpruch 
auf Erftattung feiner Auslagen erwadfen; diefer Erjtattungsanipruch bildet aber nicht 
nad Art einer bebungenen Gegenleiftung unmittelbar den Hauptgegenftand des Ver⸗ 
trage3, fondern die entfprechende Verpflichtung ber Ehefrau ergab fich als eine rechtliche 
Folge aus der Ausführung jenes Auftrages. Hiernach ift nicht anzuerkennen, daß die 
Ehefrau mit der Erteilung des Auftrages ihrem Ehemanne gegenüber eine ihr im 
Sinne be 8 198 a. a. D. gefeglich nicht obliegende Verpflichtung übernommen babe. 


Nr. 2238. IV. Sen. 21. Oktober 1895. IV. 146. 95. Bd. 36, Nr. 67, ©. 265. 

Klage einer geſchiedenen Ehefrau auf ein von bem Vater bes früheren Ehe- 
mannes ansgeſetztes Wittum. (Preuß. R.). Die Anficht des Berufungsgerichts, daß 
ein Wittum für die Klägerin durch den Vertrag vom Sabre 1887 nicht begründet 





412 Biertes Buch. Familienrecht. 


worben fet, wird von der Revifion mit Recht befämpft.: Das preußiſche A.L. R. unter- 
ſcheidet Hinfichtlich der Witiwenverforgung in Anlehnung an die betreffenden dentſch⸗ 
rechtlichen Snftitute, wenngleih mit zum Teil abweichender Bezeichnung zwijchen Der 
Anweiſung auf den Nießbrauch gewiſſer Güter oder Sapitalien und der Ausſetzuug 
einer jährlichen Summe aus dem Nachlaſſe des Mannes, Die erftere Art ber Witwen⸗ 
verforgung wird in 8 457, IL 1 WER. als Leibgedinge, die lebtere in 8 458 daf- 
als Wittum bezeichnet. Die in diefer Gelehesftelle gegebene Begriffäbeitimmung muß 
auch für das uneigentliche Wittum, von dem die 88 598 ff. J. 11 A.L.R. Handeln, mit 
der Maßgabe gelten, baß die Zuwendung von einem Anderen als bem Ehemanne ge 
ſchieht. Unter diefe Vegriffsbeftimmung aber fällt die in dem Bertrage vom Sabre 
1887 von dem Bellagten, dem Water ihres Ehemannes, der Klägerin verſprochene jähr- 
fihe Summe von 7500 Mk., die ihr von dem Tode ihres Ehemannes an auf Leben 
zeit oder, falls fie fich wieder verheiraten follte, bi8 zu diefer Wiederverheiratung zu- 
gefihert worden tft. Gegen dieje Annahme ſpricht nicht der Umftand, daß Die ber 
Klägerin ausgefegte Jahresrente in dem Bertrage nicht als Wittum bezeichnet ift, da, 
wie das Berufungsgericht auch anerfennt, entfcheidend Iediglih der Anhalt des Ber- 
trage3 fein kann. Daß ber Bertragsinhalt bie Annahme eines Wittums ausfchließe, 
wird von dem Berufungsgericht mit Unrecht behauptet. Dad Berufungsgericht madht 
zur Begründung feiner Anficht geltend, es fei im vorliegenden Falle nit für den 
Unterhalt während des Witwenftandes allgemein, fondern für foldden Unterhalt 
während de3 Witwenftandes nur unter ganz beftimmten Bedingungen und nur für 
einen ganz beftimmten Beitteil des Witwenftandes Sorge getragen. Ber Beklagte ver- 
ſpreche der Klägerin Unterhalt während des Witwenftandes nur für den Fall, daß fie 
Bitwe werde, während er noch lebe, und nur folange, als er ſowohl jelbit lebe als 
auch im Beſitze der Fideikommißherrſchaft fei, und des Beklagten jüngerer Sohn ver- 
ſpreche der Klägerin ben Unterhalt für den Fall, daß er direkter Nachfolger feines 
Baterd in das Fideilommiß werde, und gleichfalls nur für die Dauer feines Lebens 
unter weiterer Übernahme der Berpflichtung, feiner eventuellen fideikommißſucceſſions- 
fähigen Defcendenz die Weiterzahlung der Rente teftamentarifh aufzuerlegen. Dieſen 
Ausführungen ift die Erwägung entgegenzufeben, daß durch die beigefügten Bedingungen 
und Beitbeftimmungen die rechtliche Natur des Rechtsgeſchäfts als ſolchen nicht beein- 
trächtigt wird und daß eine allgemeine Berforgung der Witwe nicht zum Begriffe 
des Wittums gehört. Daß der vorliegende Vertrag, wie in bem Berufungsurteil 
hervorgehoben wird, ben bejonderen Berhältnifien bes Tonfreten alles angepaßt ift, 
macht ihn nicht zu einem eigenartigen in bem Sinne, daß dadurch ber der Klägerin 
für ihren Witwenftand ausgefebten Rente die rechtliche Natur eines Wittums entzogen 
wird. Bon Teiner rechtlichen Bedeutung ift ferner das Motiv, das nach Annahme bes 
Berufungsgericht die Bewilligung der Rente veranlaßt hat. Denn wenn bie aud 
barin beftanden Hat, daß der ältefte Sohn und Fideikommißnachfolger bes Bellagten, 
der damalige Ehemann der Klägerin, bewogen werben follte, feinem jüngeren Bruder 
bie diefem in dem Bertrage ausgeſetzte Rente zu bemilligen, fo ift doch Hieraus nur 
‚zu entnehmen, baß es fi um eine Bumwendung gegen Entgelt handelt, nicht aber, daß 
fie fein Wittum darftellt, da ein foldhes ſowohl unentgeltlich al3 auch gegen Entgelt 
feitgefeßt werden Tann. Da die Ausfegung eines Wittums auch nicht an eine beftimmte 
Beit gebunden ift, dergeftalt, daß etiwa die rechtliche Natur einer Zuwendung al3 Wit. 
tum davon abhängig wäre, daß ſie vor oder bald nah Eingehung durch Vertrag feft- 
gejegt wird, fo ift es ferner belanglos, daß der Bertrag vom Jahre 1887 erft 
21, Fahre, nachdem fich die Klägerin verheiratet hatte, gefchloffen worden iſt. Endlich 
fteht auch der Umftand, daß nad ber GStiftungsurfunde der Fideikommißherrſchaft für 
die Witwe des Fideikommißbeſitzers ein Wittum ausgeſetzt tft, deſſen künftiger Genuß 
der Klägerin bei Errichtung bed Bertrages in wahrjcheinlicher Ausficht fand, der Aus⸗ 
fegung eines zweiten Wittums für den Fall, daß der Ehemann der Klägerin zur Rad» 
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folge in das Fideikommiß nicht gelangte, nicht entgegen. Iſt hiernach davon auszugehen, 
Daß die der Klägerin in dem Bertrage vom Jahre 1887 ausgeſetzte Rente als Wittum 
im gefetlihen Sinne zu betrachten ift, jo kommt weiter in frage, ob die Klägerin den 
Genuß diejes Wittums zu beanfprucdden hat, obgleich ihre Ehe mit dem älteren Sohne 
Des Beklagten nicht burch deſſen Tod, fondern durch ein den Ehemann für den allein 
ſchuldigen Teil erflärendes Scheidbungsurteil getrennt worden tft. Nach dem Wortlaute 
Des Bertrages tritt die Bahlbarleit der Rente nur für den Fall ein, daß der Ehemann 
der Mägerin vor dem Bellagten fterben follte, und dem Berufungsrichter ift darin 
beizutreten, daß fein Anhalt für die Annahme vorliegt, daß die Kontrahenten bie ohne 
Schuld ber Klägerin erfolgte Scheidung vertraggmäßig dem Tode des Ehemannes 
gleich ftellen wollten. Gleichwohl würde aber ber Anipruch der Klägerin Traft Geſetzes 
begründet fein, wenn ſich annehmen ließe, daß ber 8 601, I. 11 A.L.R., woraus die 
Klägerin ihr angebliche Recht Herleitet, ſich auch auf ein von den Eltern oder ben 
Geſchwiſtern des Ehemannes ausgefeßtes Wittum bezieht. Dies ift aber, entgegen ben 
Ausführungen des Berufungsgerichts, zu verneinen. In Betracht kommen die 38 597 
bis 601, J. 11 A.2.R. Die Beftimmung in 8 601 a. a. D. Tann ſich nad den Grund⸗ 
fägen Iogifcher und grammatiicher Interpretation nur auf den Fall beziehen, von denen 
in den vorangehenden 88 598—600 ausſchließlich gehandelt wird d. h. auf die Aus- 
fegung des Wittums durch einen Anderen als den Dann, defjen Eltern oder Geichwifter. 
Ausprüdlicde Beftimmungen bezüglich des von den Eltern ober den Geichwiftern des 
Ehemannes ausgeſetzten Wittums enthält das WL.R. nit. Wenn nun in 8 792 a. a. O. 
binfichtlich der vermögensrechtlichen Wirkungen ber Eheſcheidung vorgefchrieben ift, daß, 
wenn die fünftige Erbfolge duch Vertrag beftimmt ift, der unfchuldige Zeil in der 
Negel Alles das erhält, was ihm darin auf den Todesfall des fhuldigen Teils verſchrieben 
worden, fo wird anzunehmen fein, daß fich diefe Vorſchrift, wenn der Ehemann der 
ſchuldige Teil ift, auch auf das von ihm ausgeſetzte Wittum bezieht. Allerdings be- 
gründet die Ausfeßung eines Wittums Teine Erbfolge im eigentlihen Sinne. Pie Auf 
nahme ber Beftimmungen über das Wittum unter die Borfchriften über bie Erbfolge 
aus Verträgen gejtattet aber die Auffafjung, daß auch die Worte des 8 792 a. a. D.: 
„it Die Tünftige Erbfolge durch Verträge beftimmt“, in dem weiteren auch die Aus- 
fegung eines Wittums umfaflenden Sinne zu verftehen find. Dieſe Gteichftellung der 
Ehetrennung dur den Tod mit der durch richterfichen Ausſpruch ftellt ſich ala eine 
Folge des fchuldhaften Verhaltens des Ehemannes bar; fie bildet eine Strafe des 
fhuldigen Ehemannes. Diefer Gefichtspunft kann aber nur gegenüber dem Ehemanne 
ſelbſt Platz greifen, nicht aber gegenüber feinen Eltern und Geſchwiſtern. Yür dieſe 
fehlt es, auch vom Standpunkte der Geſetzgebung aus, an jedem Grunde, der fie ver- 
pflichtet erjcheinen läßt, das Wittum vor bem al3 Beginn der Leiftung in Ausficht ge- 
nommenen Tobe de3 Ehemannes, und ohne daß die der Ausfehung des Wittums zu 
Grunde liegende Vorausſetzung der Ehetrennung durch ben Tod bes Ehemannes ein- 
getreten ift, zu gewähren. Namentlich die Vorfchrift des 8 601, I. 11 A.L.R. bezieht 
fih nicht auf das von den Eltern oder den Geichwiftern des Ehemannes ausgeſetzte 
Wittum. Eine Lüde in dem Gefebe, die nad 8 49 Einl. A.L.R. zur analogen An⸗ 
wendung, fei e8 des 8 601 a. a. D. fei es ber für das von dem Ehemanne ausgeſetzte 
Wittum geltenden Grundfähe, führen könnte, ift nicht vorhanden. Vielmehr ift daraus, 
daß das Geſetz im alle eines von den Eltern oder Gefchwiftern des Ehemannes aus⸗ 
gefebten Wittumd den Tod des Ehemannes mit der Scheidung unter Erflärung bes 
Ehemannes für den ſchuldigen Teil nicht gleich geftellt Hat, nur zu folgern, daß dieſe 
Gleichſtellung nicht gewollt ift. Dieſe Auffaflung iſt mit der mejentlich verfchiedenen 
Stellung des für den ſchuldigen Teil erflärten geſchiedenen Ehemannes, der jelbft ein 
Wittum ausgefeht bat, wohl vereinbar. Daß aber die Ehefrau gegenüber einem nicht 
zu den Eltern ober ben Geſchwiſtern des Ehemannes gehörigen Dritten nach 8 604, 
I. 11 WER. beſſer geftellt ift al8 gegenüber biefen Verwandten des Ehemannes, ift 
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aus der Rüdfiht auf den näheren Familienverband zu erflären, in dem fid) die Eltern 
und die Gefchwifter bes Ehemannes mit ber geichiedenen Ehefrau bis zu der Scheidung 
befunden haben, während dieſe Rückſicht bei einem zu biefen nahen Verwandten Des 
Chemannes nicht gehörigen Dritten nicht Platz greift. Bei dieſem braucht ein Intereſſe 
an dem Fortbeftande der Ehe bis zu dem Tode des Ehemannes in dem Maße, daß 
davon bie Gewährung des Wittums bat abhängig gemacht werben follen, nit voraus- 
gejebt zu werben. Liegt ein ſolches Intereſſe gleichwohl vor, fo bleibt der Weg ber 
vertragsmäßigen Feſtſetzung dahin, daß das Wittum nur für den Fall der Ehetrennung 
durch den Tod be3 Ehemannes gewährt werben foll, unbenommen, währenb anderer- 
feit8 die Vorſchrift des 8 601 a. aD. einem ſolchen Dritten gegenüber einen 
Haren Hinweis auf. die Folgen der Unterlaflung einer derartigen vertraggmäßigen 
Feſtſtellung enthält. Bei Eltern und Geichwiftern des Ehemannes wird Dagegen der 
Hegel nach die Borausfegung zutreffen, daB fie das Wittum lediglich mit Rückſicht auf 
den Yamilienverband, in welchen die Ehefrau des Sohnes bezw. bes Bruders wit 
ihnen tritt, ausſetzen unb daß biefe Rückſicht fortfällt, wenn die Samilienbeziehung 
dur Scheidung gelöft wird. Die Zumutung einer vertragsmäßigen Abmachung 
babin, daß das Wittum für ben Fall ber Scheidung nicht gewährt werden folle, witrde 
bei bem Obmalten nächſter verwanbtichaftliher und Yamilienbeziehungen füglich wicht 
zu ftellen fein. Einer ſolchen Abmachung hat das Geſetz die Eltern und Gefchwifter 
be3 Ehemannes dadurch überhoben, daß es eine Gleichſtellung des Tobes und ber 
Scheidung nicht ausgeſprochen und dadurch biefe Gleichſtellung ausgeſchloſſen Hat. Da 
hiernach die Abweiſung ber Klage, wenngleich aus anderen als den in dem angefochtenen 
Urteile angegebenen ®ründen gerechtfertigt ericheint, fo ift bie Reviſion zurücgemiefen. 


Nr. 2239. IL Hilfs⸗Sen. 1. November 1880. V*-96. 80. Bb.3, Nr. 70, S.251. 

Eigentumserwerb ber in getrennten Gütern lebenden Ehefrau. 88 194, 202, 
203, 211, 219, 324, .1ALR. (Preuß. R.). Ehefrauen find an und für fich wicht 
unfähig, Verträge zu fchließen. Sie erwerben aus den von ihnen gefchloffenen Zer- 
trägen Nechte, und nur zur Gültigkeit der von ihnen eingegangenen Verpflichtungen ift 
die Genehmigung des Ehemannes erforberlid. Um Anſchaffungen nad 88 194, 202, 
203, 324, IL. 1 A.L.R. Handelt es fih bier nicht. Der Eigentumserwerb vollzieht fich 
auch unabhängig von dem Eigentum an den zum Anlauf verwendeten Geldern. “Ver 
8 244, ILA1WUL.R. bezieht fih nur auf ben Erwerb der Frau durch häusliche Thätig- 
feit und gemeine Dienfte, nicht aber auf Täftige Verträge derfelben mit einem Britten. 
Falls nicht befondere Umftände, die eine entgegenftehende Annahme rechtfertigen, vor- 
liegen, tft nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen anzunehmen, daß, wenn die Klägerin die 
fragliden Gegenftände gelauft, die von ihr bei der Sparkaffe eingezahlten Gelder er- 
hoben, fie das Eigentum der erkauften Gegenftände und der erhobenen Gelder erworben 
bat, ohne daß fie einen weiteren Nachweis zu führen hat. Nr. 193. 


Nr. 2240. IV. Sen. 28. September 1891. IV. 147. 91. Bd. 28, Nr. 73, ©. 331. 

Baifivlegitimation der Chefran ohne Zuziehnug des Ehemannes gegenüber ber 
Klage, mit ber Befriedigung and dem eingebrachten Vermögen verlangt wird. 
(Preuß. R.). Die Abweiſung der Klage tft vom Berufungsgericht lediglich mit der 
Notwendigkeit ber vom Kläger unterlafienen Buziehung bes Ehemanne® der Bellagten 
zum Prozeſſe als Mitbeffagten begründet worden, indem angenommen tft, daß der vor- 
liegende Nechtöftreit nicht gegen bie Ehefrau allein, fondern nur einheitlich gegen beide 
Eheleute zum Austrage gebracht werben könne. Diefer Grund ift zutreffend. Wenn 
auch infolge der Borfchrift des 8 51 Abſ. 2 EBD. die in 8 189, IL. 1 A.L.R. au 
gefprochene Regel nicht fortbefteht, fo kann doch die Unerfennung ber Progehfähigfeit 
der Ehefrau nicht die Wirfung haben, daß die in dem materiellen Recht begründete 
Nechtöftellung des Ehemannes zu dem Vermögen der Frau befeitigt und der Mann 
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durch eine Brogehführung ber Frau feiner Nechte an diefem Vermögen verluftig würde. 
Sanbelt es fih nm vertragsmäßig vorbehaltenes Vermögen, fo war fchon vor bem 
Inkrafttreten der EBD. die Ehefrau ohne Beitritt des Mannes progehfähig (8 16, 
L 1 A.G.O.). Im übrigen beftehen für vorbehaltenes Bermögen die Rechtsſätze, daß 
Die Ehefrau ſolches auch ohne Bewilligung bed Ehemannes mit Schulden belaften Tann, 
Daß aber der, welcher einer Ehefrau auf ihre vorbehaltenes Vermögen Kredit giebt, 
wenn er feine Befriedigung während der Ehe fordern will, fih für feine Forderung 
ein Pfand- ober Hypothelenrecht mit dem vorbehaltenen Vermögen beftellen laſſen muß 
(88 318, 319, V. 1A.L. R.), und daß nad) Auflöfung der Ehe für dergleichen Schulben 
Die Ehefrau nur mit dem zur Zeit ber Ehetrennung noch vorhandenen vorbehaltenen 
Vermögen haftet (8 619, IL 1 ALR) Un eingebrachten Bermögen hat ber Ehe 
mann Verwaltung und Nießbraud. Gerichtliche Angelegenheiten, die die Subftanz des 
Eingebradhten betreffen, Tann der Ehemann rechtswirkſam nur mit Zuziehung der Ehe 
fran betreiben (8 245 a. a. O.). Dagegen erflärt dad Geſetz die von ber Ehefrau 
während der Ehe ohne Bewilligung des Ehemannes gemachten Schulden in Anfehung 
des eingebrachten Vermögens für nichtig (8 320 a. a. O.). Daher kann auch während 
der Ehe eine Prozeßführung gegen bie Frau allein nicht dahin führen, daß die Ehe- 
frau zu einer Leiftung aus dem eingebrachten Vermögen verurteilt wird. Nr. 2911. 
Die Kage wird and) durch die Erwägung nicht gehalten, daß die Verurteilung der Be⸗ 
Magten bei künftiger Auflöfung der Ehe wirtfam werben Tönne. Es liegt feine Feſt⸗ 
ftellungsflage, fondern eine Leiftungsflage vor. Ebenſowenig wird die Klage durch bie 
Rückſicht auf die Möglichkeit des Tünftigen Erwerbes vorbehaltenen Vermögens durch 
die Ehefrau gehalten. Nr. 2394. 


Nr. 2241. L Hilfs-Sen. 2. Januar 1880. IV*- 158.79. Bd. 1, Nr.55, ©. 136. 

Nießbrauchſsrecht des Ehemaunes au dem Eingebrachten der Ehefrau. Rüd- 
forbernngsreiht der Letzteren. Gutiagung bes Ehemannes. Umfang und Rechte ber 
Glaͤubiger desſelben. 88 255 fi. U. 1 ALR (Preuß. R) Mit Recht Hat der 
Appellationsrichter die Yrage zur Erörterung gezogen, ob zur Zeit des Abſchluſſes des 
von dem Kläger (Gläubiger) angefochtenen Entfagungsvertrages die Revenuen bes 
Grundftüdes der beflagten Ehefrau, bie damals von den perjönliden Gläubigern bes 
Ehemannes zum Zwecke ihrer Befriedigung noch nicht in Anſpruch genommen waren, 
zur Beſtreitung be3 Unterhaltes der Frau ausgereicht und fogar einen Überfhuß ab- 
geworfen haben. War bie3 ber Fall und hat die beflagte Ehefrau aus den Einkünften 
des Srunbftüdes thatfächlih ihren Unterhalt gewährt erhalten, fo war fie nicht be» 
rechtigt, ihrem Ehemanne ben Nießbrauch ihres Eingebrachten zu entziehen, und dem- 
zufolge ſtellt fi) die Entfagung des Mannes als eine freigebige Berfügung dar (8 393, 
I. 16 A.L.R.). Ws ſolche unterlag dieſelbe feitens bes Klägerd als eines Bläubigers 
des beffagten Ehemanues der Anfechtung auf Grund des 8 5 Nr. 2 und 8 7 Nr. 3 
bes Geſetzes vom 9. Mai 1855. 


Nr. 2242. V. Sen. 27. Oltober 1886. V. 174. 86. Bd. 16, Nr. 59, ©. 259. 

Einwilligung des Mannes in die Schuld feiner Ehefrau. 8 329, IL. 1 A.L.R. 
(Preuß. R.) Das Berufungsgericht nimmt an, daß der mitbellagte Ehemann infolge 
feiner Genehmigung des Vertrages für die darin von feiner Ehefrau übernommenen 
Schulden gemäß 8 329, U. 1 A.L.R. mit verhaftet fei, obwohl die Schulden da3 vor⸗ 
behaltene Bermögen der rau betreffen, weil der 8 329 a. a. D. nit auf foldhe 
Schulden zu beſchränken fei, welche die Ehefrau in Nüdficht auf das eingebrachte Ver⸗ 
mögen Tontrahiert hat. Dies iſt rechtsirrig. Die Beitimmung bes 8 329 a. a. O. 
fann nur bie in dem 8 320 a. a. D. erwähnten Schulden der Frau im Auge haben; 
denn die Schulden der 88 324—328 a. a. D. werben als ſolche de3 Mannes angejehen, 
der Mann haftet dafür aljo ohne Weitered allein, und zu der Belaftung des vor⸗ 
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behaltenen Bermögend mit Schulden dur die Yrau bedarf es ber Bewilligung des 
Mannes überhaupt nit. Der 8 329 a. a. D. giebt den Sinn, dab da, wo es zur 
Gültigkeit der Schuld der Frau der Einwilligung de3 Mannes bebarf, biefe Ein 
willigung nicht allein für die Yrau die Yolge bat, daß fie mit ihrem Vermögen für 
bie Schuld verhaftet wird, fondern auch den Mann für die Schuld der Frau verbindlid 
madt. Wenn die Berhaftung des Mannes für bie Gewerbeichulden der Yran an bie 
Borausfeßung gebunden ift, daß bie Einkünfte aus dem Gewerbe der Frau dieſer nidt 
vorbehalten find, wie aus ben 88 335—337 a. a. D. zu entnehmen ift, fo muß 
fonfequenterweife auch die Verhaftung des Mannes fir andere genehmigte Schulden 
ber Frau davon abhängig fein, daß die Schulden nicht in Anfehung desjenigen Ber- 
mögend ber Frau gemacht find, deſſen Einfünfte der Frau gefeblich oder vertragämäßig 
vorbehalten find. Daraus folgt, daß der 8 329 a. a. O. fih nur auf diejenigen 
Schulden der Frau bezieht, welche nad) $ 320 a. a. D. als in Anfehung bes eingebrachten 
Bermögend der Frau kontrahiert zu ihrer Gültigkeit der Einwilligung des Mannes 
bedürfen. Dies ergtebt auch die Entftehungsgeichichte des 8 329 a. a. D. 


Nr. 2243. VL Sen. 23. Januar 1896. VL 262. 95. Bd. 37, Nr. 55, ©. 207, 
Befugnis der Gläubiger des Chemannes, ſich au bie Früchte des won ber Ele 
frau gepadgteten Grundſtücks zu halten, 88 211, 218, 219, I. 1A.L.R. (Preuß. R.). 
Gemäß den au für die Marf Brandenburg geltenden Grundſätzen des Wllgemeinen 
preußifchen Landrecht3 Aber die Nechte des Ehemannes an dem Eingebrachten der Ehe⸗ 
frau Hat ber Mann in Anſehung des eingebrachten Bermögens ber Ehefrau alle Rechte 
und Pflichten bes Nießbrauchers. Die Gläubiger eines Mannes find daher auch befugt, 
fih an den Nießbrauch des Mannes zu Halten (88 231, 257, 1. 1 A.L. R.). Gemif 
8 224, LI A.L.R. find die Früchte einer Sache gleich bei ihrem Entftehen das Eigen 
tum bdesjenigen, der das Nutzungsrecht der Sache Hat. Auf bie Behauptung, das Stüd 
Landes, auf dem der gepfändete Roggen gezogen worden, habe jih „im Eigentum 
bezw. Pachtbeſitze“ der Ehefrau P. befunden, Tieße fi) fomit der Maganiprud dei 
Cedenten ber befchädigten Fran P. nicht gründen. Der Kläger hat aber ansdrüdiid 
noch weiter behauptet, Fran P. Habe das Land felbft beftellt und den Roggen geerntet. 
Hiernach hätte eine eigene felhftänbige landwirtſchaftliche Thätigkeit ber Ehefrau vor 
gelegen. Der 8 241, U. 1 A.L.R. beftimmt zwar, was die Frau in ftehender Ei 
erwerbe, erwerbe fie ber Regel nach dem Manne. Gemäß ben einfchräntenden Br 
ftimmungen der 88218, 219, IL 1W.L.R. bezieht fich dies aber nad Tonftanter Recht⸗ 
ſprechung nicht auf den Erwerb durch läftige Berträge. Insbeſondere ift anerkannt, 
daß ein unmittelbarer Erwerb des Mannes an ben Einkünften der Frau aus einem 
von ihr felbftändig betriebenen Gewerbe überhaupt nicht ftattfindet, die mit dem Gelbe 
ber Frau angefchafften Waren und die durch den Verlauf von Waren gelöften Gelder 
der Fran und nicht dem Manne gehören, und nur der Reingewinn ans dem Geichäfte, 
der Ertrag nad; 8 219 a. a. D. bei ber Vermögensabfonderung dem Manne zufällt, 
infoweit er nicht in Grundftüden und Kapitalien auf den Namen der Fran angelegt 
ift. Die Ausdehnung des Erwerbes des Mannes anf alles Eigentum, das bie Frau 
im Betriebe eines befonderen Gewerbes erwirbt, würde jeden eigenen Fabril⸗ und 
Handelöbetrieb der rau unmöglich machen, da dann jedes in ihrer Fabrik gefertigte 
oder in ihrem Handel angelaufte Stüd Ware ohne Weiteres Eigentum ihres Mannes 
werben und die Frau fomtt rechtlich außer ftand geſetzt werben witrbe, fich durch ver⸗ 
wertung ihrer Waren oder Fabrikerzeugniſſe neues Betriebskapital zu verſchaffen. Die 
ſelbe Erwägung trifft aber auch zu bei ber Pacht eines landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücks und dem felbftändigen Betriebe der Wirtfchaft burch die Frau, die außer ſtande 
wäre, die Ausfaat, Urbeitöfräfte und den Pachtzins zu beftreiten, wenn bie Früchte 
nicht ihre gehörten. Demgemäß fällt auch bei ber Pacht eines Gutes von feiten der 
Fran nur der Reingewinn, der Ertrag, an ben Mann, foweit er nicht nad $ 219, 
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11. 1 WER. ber Fran gefihert if. Den Fall der eigenen Pachtung vorausgeiekt, 
find bie gepfänbeten Früchte noch keine Einfünfte im Sinne des 8 219 a. a. D., fondern 
Betriebsmittel, während ‚Einkünfte im Sinne bes 8 219 fih erft aus ber Verwertung 
des Tiberfchuffes der Früchte ergeben würden, der nicht zur Fortführung der Pachtung 
und zur Dedung des Pachtzinſes erforderlich wäre. Das Präjudiz Nr. 2149 de3 vor- 
maligen preußifchen Obertribunald vom 4. Oktober 1849 (Entſch. des Obertribunald 
Bd. 18, ©. 526) erflärt allerdings, dab die Gläubiger des Mannes, ber fein Gut an 
Die Frau verpacdhtet, fi an die Früchte des Gutes während der PBachtzeit zu halten 
befugt find. Darin Tann aber nur ber Ausdrud des Gedankens gefunden werden, daß, 
wenn ber Dann ber Fran fein Vermögen zum Gewerbebetriebe überläßt, daraus der 
Eigentumsübergang auf die Frau nicht ohne Weiteres folge und nur bei ganz bejon- 
derer von ber Fran zu ermweijender Sadjlage in ſolchem Falle die Gläubiger des Mannes 
von dem Angriff jelbft auf die Einfünfte des Gewerbes abgehalten werben Tönnten. 
Das Berufungsgericht führt allerdings aus, eine dahingehende Behauptung, daß Frau P. 
die Pachtung auf Grund einer ihr von ihrem Ehemanne erteilten Genehmigung zum 
befonderen Betriebe des Gewerbes der Landwirtfchaft eingegangen wäre, habe ber 
Kläger nicht einmal aufgeſtellt. Nachdem aber der Kläger das Eigentumsrecht ber 
Cedentin auch für ben all behauptet, daß fie nur Pächterin geweſen, und in ber 
zweiten Inſtanz in erfter Linie und in Übereinftimmung mit den Behauptungen des 
Bellagten geltend gemadt, fie habe als Pächterin das Land beftellt und den Roggen 
geerntet, das Niekbrauchsrecht ihres Mannes babe fi nur auf die etwaigen Nevenüen 
erjtredt, jo wäre e3 Aufgabe des Berufungsgericht geweſen, unter Anwendung des 
Fragerechts gemäß 8 130 C.P.O. das wirklich gegebene Sadverhältnis in ber Weife 
feftzuftellen, daß eine fichere &rundlage für die rechtliche Beurteilung gegeben wäre. 
An nicht geerntetem Roggen ift eine geringe Menge gepfändet worden. Anerkannt ift 
allerdings, daß die Beſtimmung des 8 221, I. I A.L.R. Teine Anwendung auf das 
Verhältnis zwiſchen Verpächter und Pächter findet. Nr. 1122. Hieraus folgt aber 
nit, daß fi der Pächter in einer gegen ben Eigentümer ober einen Anderen ge- 
richteten Zwangsvollſtreckung die Pfändung der Früchte auf dem gepachteten oder in 
feiner Detention befindliden Gute gefallen laſſen muß. Die Pfändung der Früchte 
auf dem Halme ift nur gegen den bezugsberechtigten Schuldner zuläſſig. Nr. 3747. 
Die Begründung des Berufungsurteild ift fomit auch in dieſer Beziehung nicht aus- 
reichend. 


Nr. 2244. I Hilfs⸗Sen. 11. Ottober 1880. V* 419.79.80.3, Nr. 68, ©. 242. 
Suspenfion der ehelihen Gütergemeinfchaft, wenn die Ehefrau zur Zeit ber 
VBerheiratung unter Vormundſchaft fand. 88 782, 785—794, 698, 699, IL 18 U.L.M. 
8 92 der Bormundichaftsordnung vom 5. Juli 1875. (Preuß. R.). Die Bormundichaft 
über die Klägerin hörte am 1. Sanuar 1876 auf und zwar mit allen Wirkungen, die 
an die Aufhebung der Bormundfchaft getnüpft find. Es ift aber keineswegs eine diefer 
Wirkungen, daß die bis dahin fHattgehabte Suspenfion der Gütergemeinſchaft 
ohne Weiteres fortfiel und nunmehr die Ehegatten in Gütergemeinichaft lebten. Die 
Berheiratung der Klägerin hatte vor dem 1. Januar 1876 ftattgefunden zu einer Zeit, 
als fie bevormundet war, und unter der Herrichaft bes 8 782, II. 18 A.L.R. Die 
Suspenfion mußte daher nad den Borfchriften bes A.L.R. ihre Erledigung finden. Die 
Vormundſchaftsordnung, die am 1. Januar 1876 in Kraft getreten ift, enthält Teinerlei 
VBeftimmungen über die Beendigung der Suspenfion und es Tann deshalb au $ 92 
derſelben zur Enticheidung der Frage nicht herangezogen werben. Nach 8 782, IL. 18 
A.L.R. bleibt bie Gütergemeinichaft bis nach erfolgter Aufhebung ber VBormund- 
ſchaft ausgeſchloſſen, fie tritt auch nicht mit biefem Moment von Rechts wegen ein, 
fondern nad Maßgabe der 88 790, 791, IL 48 A.L.R. In foldem Fall tritt die 
Bütergemeinfchaft ber allgemeinen Regel entiprehend nur dann ein, wenn bie Ehefrau 
Schultze, Reichsgerichtsentſcheidungen. Bd. II. 27 
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in dieſelbe einwilligt ober drei Monate nach der Belehrung verſtreichen läßt, ohme Die 
Gütergemeinſchaft auszufchließen und die gehörige Bekanntmachung zu fuchen. 


Nr. 2245. IL Hilfs-Sen. 25. April 1881. V* 527. 80. 8b. 5, Nr.59, ©. 217. 

Gütergemeinfchaft. Fortdauernde Gültigkeit des 5 782, IL. 18 A.L. R. (Preuß. R.). 
Die Beftimmung des 8 782 a. a. DO. tft nicht durch 8 102 der Bormundihaftsordnung 
vom 5. Juli 1875 befeitigt. Der 8 782 enthält Teineswegs eine rein inftruftionelle 
Vorſchrift; vielmehr ftellt ſich die Vorſchrift als eine eminent materiellrechtliche Be 
ftimmung bar, al3 eine Rechtswohlthat ber minderjährigen Pflegebefohlenen,, wie 
fie in 8 784 ausdrücklich genannt ift, und als eine Ausnahme von ben das eheliche 
Güterrecht allgemein regelnden Borfchriften (vergl. 8 798 a. a. O.). Ber 8 782 betrifit 
auch nicht die Verwaltung des Mündelvermögend. Regel ift, daß die Gütergemein- 
ſchaft an Orten, wo fie befteht, unter Eheleuten, die dort ihren erften Wohnſitz nehmen, 
mit der Eheſchließung eintritt. Ausnahme von der Regel ift, daß fie nicht eintritt, 
wenn bevormundete minderjährige Perſonen die Ehe eingehen. Die Ausnahme fällt 
fort, wenn vormundſchaftlich der Rechtswohlthat entfagt wird; die Gütergemeinſchaft 
entfteht alfo nur durch ein poſitives vormundichaftliches Handeln. Ob und umter 
welden Umftänden ein ſolches Handeln ftattfinden Tann, das allein betrifft Die Vor⸗ 
mundfchaftsführung, da8 Vormundfchaftsweifen. 8 783 a. a. D. ftellt dies in das 
vormundfchaftliche Ermeffen. Darum enthält diefer Paragraph, aber auch nur Diefer, 
eine inftruftionelle Vorſchrift. Der 8 782 dagegen betrifft da8 materielle eheliche 
Gütergemeinfhaftswejen. Er kann nicht fchon dadurch, daß er im Titel 18 
Teil IL A.L.R. fteht, zu einer das Vormundſchaftsweſen betreffenden Vorſchrift werben. 
Auch gehört es nicht zu den das Vormundſchaftsweſen betreffenden Vorſchriften, die 
vermögensrehtlihen Folgen von Rechtshandlungen zu beftimmen, die ein Mänbel an 
fih rechtsgültig vorgenommen hat, fei es nun, dab biefelben der vormundichaftlichen 
Genehmigung nicht beburften, fei es, daß folche erteilt war. Bei der Yrage ber 
Entftehung der Gütergemeinfchaft aber handelt e3 fidh in der That um bie vermögen‘ 
rechtlichen Folgen der Gütergemeinihaft. Die Bormundfchaftsordnung enthält aud an 
feiner Stelle irgenb eine Beſtimmung über bie vermögensrechtlichen Yolgen der Rechts 
handlung eine® Mündels. Die Berufung anf die 88 48, 95, 98 ift nicht zutreffend. 


Nr. 2246. 1 Hilfs⸗Sen. 26. September 1881. IV*- 713.80.8d.5, Nr. 74, S. 275. 
Beitpnutt für die Beſtimmung bes Vermögensbeftaudes, ber für eine während 
fingierter Gütergemeinfchaft kontrahierte Schuld haftet. Geſetz vom 16. April 1860. 
(Preuß. R.). Der Bäder F., welcher die Mitbeflagte im Sabre 1857 ehelichte und 
darauf feinen Wohnfig in H. nahm, hatte durch einen vor der Ehe gefchlofienen Ber- 
trag jede Gütergemeinſchaft ausgefchloffen und die Bekanntmachung dieſes Verhältniſſes 
in gejebliher Urt bewirkt. Im Jahre 1866 verlegte er feinen Wohnfig nah ®. 
Beide Orte liegen im Gebiete der ehemaligen cleve- märkifhen und der infolge be# 
Geſetzes vom 16. April 1860 an deren Stelle getretenen provinziellen weſtfäliſchen 
Gutergemeinſchaft. In W. Tontrahierte der Ehemann %. die eingeflagte Schuld und 
.veranlaßte dann fofort die wiederholte Bekanntmachung der für feine Ehe beftehenben 
Gütertrennung. Nach feinem im Jahre 1877 erfolgten Tode ift zwifchen der Klägerin 
und feiner Witwe ftreitig geworden, ob für jene Schuld das Vermögen ber Ehelente 
F. ala ein fingiert gemeinfchaftliches in dem bei ber Uuflöfung der Ehe oder zu einem 
anderen Beitpuntte vorhanden geweſenen Beftande haftet, ferner ob zum Vorteil der 
Släubigerin zu fingieren ift, daß in der Ehe ihres Schuldners die provinzielle weſtfäliſche 
ober bie cleve-märkifche Gütergemeinſchaft beftanden habe. Beide Fragen find im Sinne 
der erften Alternative beantwortet. Die in W. domizilierte Gläubigerin, die Feine 
Kenntnis von ber Ausſchließung der Gütergemeinfhaft zur Zeit der Eniftehung ihrer 
Forderung hatte, war, ba Iegtere auch vor der wiederholten Bekanntmachung der Aus 


8 92. Bürgerliche Ehe. 419 


Tchließung der Gütergemeinfchaft entfianden war, berechtigt, das Beftehen ber bort 
geltenden Gütergemeinihaft vorauszuieken. 88 426429, 380, 352, 394, 363ff., 371, 
372, 658, 659, 757, 748, 394, 428, I. 1 A.L.R. Die zwiichen ben Eheleuten 5%. feit 
ber Domizilverlegung nah W. wegen anfangs unterbliebener Republilation ber vertrags- 
mäßig eingeführten Gütertrennung dritten Berjonen gegenüber zu fingierende @üter- 
gemeinſchaft kaun nur die weitfäliiche nach Anhalt des Geſetzes vom 16. April 1860 
fein, da dies Geſetz nach den 88 1, 21 besfelben mit bem 1. Januar 1861 für feinen 
Geltungsbereich ald territoriales Recht an die Stelle der früher geltenden Geſetze, 
Statuten und Gewohnheiten getreten war und erft mit dem im Jahre 1866 erfolgten 
Umzguge der Eheleute %. nad W. die Unterwerfung derjelben unter das dort geltende 
Guterrecht ftattfand (vergl. 88 351, 352, 426, IL 1 ALR) Die cleve- märlifche 
Gütergemeinfchaft Tonnte, obwohl die Eheleute %. fchon vor dem Sabre 1861 ihren 
Wohnſitz im Gebiete derfelben genommen hatten, auf Grund der Ausnahmebeftimmung 
Des 8 22 des Geſetzes nicht fingiert werben, da dieſe Beftimmung nur wohl- 
erworbene Rechte im weiteren Sinne ſchützen follte, ben Eheleuten F. 
aber ein Recht auf Beurteilung ihrer Berhältnifie nach jenem älteren Guterſyſtem 
weder unter ſich noch Dritten gegenüber jemals zur Seite geftanden hatte. Nr. 2257. 


Pr. 2247. II Hilfs-Sen. 19. September 1881. V *- 475. 81. Bd. 6, Nr. 67,6. 239. 

Belauntmadhung des die Gütergemeinſchaft ausſchließenden Vertrages. (Breuß. R.). 
Der in 8 426, IL 1 AL.R. vorgefchriebenen Wiederholung der Bekanntmachung bes 
bie Gütergemeinihaft unter den Eheleuten ausichließendeu Vertrages bebarf ed auch 
dann, wenn ber „andere Ort”, an melden die Eheleute ziehen, in berfelben Provinz 
und fogar, wenn er in demſelben Kreiſe Tiegt, baher auch bei ber beftimmten Borfchrift 
de3 Geſetzes in dem Falle, wenn ber andere Ort in demfelben örtlichen Bezirke gelegen 
ift, für melden ein und dasſelbe Regierungsamtsblatt befteht. 


Nr. 2248. IV. Sen. 25. DOftober 1888. IV. 174. 88. Bd. 22, Nr. 61, ©. 310. 

Kollationspflicht; ehelicde Gütergemeinichaft. (Preuß. R.) Für bie Anwendung 
bes 8 352, 1. 1U.L.R. kommt es wefentlich nur darauf an, daB die von dem Dritten 
mit den Ehelenten eingegangenen Rechtsgeſchäfte während de3 Wohnensim neuen 
Domizil geichlofien werden. — Der $ 352 a. a. D. febt einen gutgläubigen Dritten 
voraus. Diefer Auslegung liegt die Erwägung zu ®runde, daß der Grundſatz von 
Treu und Glauben, welcher den ganzen Rechtsverkehr beberricht und and bie Vor⸗ 
fchriftin des UL.R. Hber die ehelihe Sütergemeinfchaft durchzieht (vergl. 38 365, 367, 
422,0. 1; 8 789, I. 18 A.L. R.), folgerecht auch auf die Fiktion des 8 352, IL. 1A.L. R. 
Anwendung finden muß. 


Nr. 2249. V. Sen. 10. November 1888. V. 201. 88. Bd. 22, Nr. 57, ©. 281. 

Beränferung eines Grundftädes aus der ehelichen Gutergemeinſchaft durch den 
Ehemann. (Preuß. R.) Die nah 8 378, IL 1A.L. R. erforderliche Einwilligung der 
Frau in bie Veräußerung lann auch nachgeholt werben. Der Begriff ber abioluten 
Nichtigkeit, wie er nach preußiſchem AL.R. in wefentlicher Übereinftimmung mit dem 
gemeinen Rechte aufzuftellen ift, findet der Regel nach feine Anwendung auf folche 
Rechtsgeſchäfte, welhe nur an dem Mangel der Mitwirfung oder Buftimmung eines 
Dritten leiden, und wird dies injonderheit für die Veräußerung gemeinſchaftlicher Grund- 
ftäde durch den Ehemann dadurch beftätigt, daß ber $ 138, II. 1 A.L.R. ausdrücklich 
eine Ergänzung der verweigerten Einwilligung der Frau durch das vormundſchaſtliche 
Gericht zuläßt. Die Entiheidung im Falle Nr. 2250 ftügt ſich auf eine gerade in ber 
in Betracht kommenden Beziehung abweichende Beftimmung bes Geſetzes vom 16. April 
1860 über das eheliche Güterrecht in der Provinz Weftfalen u. f. w., während e3 ſich 
im vorliegenden Fall um das geſetzliche eheliche Gilterrecht in ber Provinz Bofen handelt. 
Die Einwilligung der Ehefrau ift noch vor ber Klagerhebung erfolgt. Der Kläger will 
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bem Belfagten feinen Rüdtritt vom Kaufvertrage erflärt haben, bevor noch des Letzteren 
Ehefrau ihre Einwilligung in bie Beräußerung erflärte. Der Kläger war jedoch zum 
Nüdtritt nicht berechtigt, mag er ald Käufer gewußt haben, daß noch die Einwilligung 
der Ehefrau bes Verkäufers erforderlich fei, um den Vertrag wirkſam zu maden, ober 
mag er dies nicht gewußt haben. Im erfteren Falle kann, da and dem Berfäufer 
jenes Erfordernis belannt war, nur angenommen werden, daß Beide über die Rad 
holung jener Einwilligung einverftanden waren. Dann kann von einem Nüdtritte Des 
Käufers fo lange feine Rede fein, als ber Beitritt der Ehefrau noch nicht endgüftig ver- 
fagt worden ober boch diejenigen Schritte noch nicht gethan find, welche je nad) Inhalt des 
Bertrages beabfichtigt wurben, um den Beitritt der Ehefrau zu veranlafien. In ber Regel 
wird in ſolchem Falle als übereinftimmende Abſicht der Kontrahenten anzunehmen fein, 
daß der Bertäufer verpflichtet fein folle, den Beitritt feiner Ehefrau herbeizuführen. 
Iſt ausdrücklich ein Verlauf über fremde Sachen abgeichlofien, fo joll der Vertrag nad) 
Borichrift der 88 46ff. I. 5 und 8 139, J. AL AL.R. als ein Vertrag Über Handlungen, 
nämlich über die Bewirtung des Beitritts des Dritten zum Vertrage, behandelt werben, 
und biefer Sinn wird auch ber fonft wenig verftändlihen Beſtimmung in $ 19, L 
11. A.S.R. beizulegen fein, daß ein gültiger Kauf die Verfügungsberehtigung bes Ber- 
Taufers über das Eigentum ber verfauften Sache vorausfege. Indeſſen mag man ben 
Bertrag, ber nit ausdrücklich Über eine fremde Sache abgeſchloſſen wird, ala 
Vertrag über Handlungen ober al? Kauf mit ber befonberen Berpflichtung des Ver⸗ 
kaufers zur Veranlaſſung des Veitritt3 des Dritten auffafien, fo ift der Käufer, wenn 
nicht da8 Gegenteil verabredet oder nicht etwa der Beitritt des Dritten zur Bedingung 
des Vertrages gemacht ft, nicht berechtigt, auf Grund des Umftandes, daß ber Beitritt 
des Dritten nicht erfolgt ift, vom Vertrage zurüdzutreten; er bat vielmehr nur das 
Recht, auf Erfüllung des Bertrages oder auf das Intereſſe wegen Nichterfüllung, das 
fih möglicherweife mit einer Rüdgängigmadhung des Vertrages beden mag, zu flagen 
(88 2707. 1.5 WER) Bur Begründung diefer Plage hat er nachzuweiſen, Daß der 
Berfäufer feine Verpflichtungen nicht erfüllt Hat, alfo wenn der Dritte noch nicht feinen 
Nichtbeitritt erflärt hat, gleihwohl aber der vorbehaltene Beitritt besfelben als nicht 
erfolgt behandelt werden fol, daß und mwiefern hierin eine Vertragsverletzung des Ber- 
fäufers liege. Hieran fehlt es im vorliegenden Falle, auch liegt feine Klage auf Er- 
füllung oder auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung vor, vielmehr verlangt der Kläger 
Nüdgabe feiner Anzahlung. Im anderen Falle, wenn ber Kläger bei Abſchluß des 
Kaufes nicht gewußt Hat, daB dad gelaufte Grundftüd der ehelichen Gütergemeinſchaft 
bes Beflagten unterliegt, ergiebt fich die Nichtbefugnis des Klägers, vom Vertrage zu⸗ 
rüdzutreten, ſchon aus den Beitimmungen des A.L.R. über die Verpflichtung des Ber- 
käufers zur Gemwährleiftung (88 136. I. 14 A.L.R.). Die dem Ehemanne fehlende 
Befugnis zur Beräußerung des gemeinfchaftlihen Grundſtücks ohne die Einwilligung 
der Frau vereitelt allerdings den Anſpruch des Käufers auf Lieferung des Srundftüds, 
wenn die Frau ihre Einwilligung endgültig verweigert, entbindet aber nicht auch den 
Ehemann von den im Kaufvertrage übernommenen Verpflichtungen, namentlich nicht 
von der Verpflichtung, den Käufer in dem in 88 153 ff. L 11 A.L.R. feftgefeßten Um⸗ 
fange dafür ſchadlos zu halten, daß er ihm das Grundſtück nicht liefern Tann. Eine 
ſolche Klage ift jedoch nicht angeftellt. Nr. 2228. 


Nr. 2250. IH. Hilfs⸗Sen. 24. Mär; 1880. VP-372. 79. Bd. 1, Nr.140, ©.393. 

Weftfältiche Gütergemeinfhaft nach dem Gefebe vom 16. April 1860 (Preuß. R.). 
Der 8 3 des cit. Geſetzes ift dahin zu verftehen, daß ber Ehemann über den Inbegriff 
des Geſamtvermögens überhaupt allein nicht bergeftalt verfügen Tann, daß durch 
diefe Verfügung die Sütergemeinichaft felbft, durch Bejeitigung ihres Subftrates, gegen- 
ſtandslos würde. Die Worte im Geſetze „in Rüdficht auf eine Fünftige Erbfolge“ haben 
nicht die Bedeutung, daß die Buziehung der Ehefrau nicht erforderlich fei, wenn den 
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fünftigen Erben nichts ausgefebt wird. Der vom Wanne allein, nicht in Gemeinſchaft 
mit der Ehefrau abgefchloffene Übertragsvertrag ift als ein nichtiger auch in Anfehung 
bes Veräußerers anzufehen. Die ehelihe Gütergemeinihaft ift nicht als ein Mit- 
eigentum ber Eheleute an dem ehelichen Vermögen im römifchrechtliden Sinne, fondern, 
indem fie im germanifchen Rechte wurzelt, ald ein gemeinfchaftliches Vermögen beider 
Eheleute aufzufaflen, ba3 ganz unter der Bogtichaft (mundium) des Mannes fteht. 
Bei diefem Verhältniffe kann während des Beſtehens ber Ehe von beftimmt zu fondernden 
(tveellen) Unteilen der Eheleute nicht die Nede fein. Erſt mit der Auflöfung der Ehe 
treten Sonderrechte der Eheleute und der Erben an der gemeinfchaftliden Mafie hervor. 
Soweit nun der Mann vermöge feiner Bogtichaft das Berfügungsredht hat, verpflichtet 
er bie Frau in Bezug auf ihre Rechte an dem geſamten Vermögen. Sompit er ein 
Berfügungsreht nicht hat, fteht ihm eine Verfügung überhaupt nicht zu, auch nicht 
in Bezug auf einen ideellen Anteil am Vermögen, da ein folder während ber Ehe eben 
nicht befteht. Bielmehr ift eine dem Verfügungsverbote entgegen geichehene Ber⸗ 
fügung des Mannes von vornherein nichtig und wirkungslos und, weil über- 
haupt nidtig und wirkungslos, dies au für den Mann. Sein Nedt, jelbft auf 
Herausgabe des übertragenen Vermögens zu Magen, ift auf feine Erben übergegangen. 
Eine bloße Einwilligung der frau genügt nicht; bei Übertragäverträgen tft ber ge- 
meinfchaftlihe Abſchluß beider Eheleute verlangt, bdergeftalt, daß die Ehefran dem 
Übernehmer gegenüber als Mitlontrahentin fih an ben Rerpflichtungen beteiligt 
und baf der Übernehmer auch ihr gegenüber zu den übernommenen Leiftungen ſich ver- 
pflictet. Nr. 2249. Nr. 2228. Nr. 3789. Nr. 3224. 


Nr. 2251, L Sen. 12. Sanuar 1889. L 312, 88. Bd. 23, Nr. 39, ©. 185. 

Saftung für Anſprüche auf Erſatz des durch nuerlaubte Handlungen ber in all 
gemeiner Gütergemeinfchaft lebenden Ehefrau verurfachten Schadens. (Preuß. R.). 
Im Geltungsgebiete des preußifchen A.L.R. haftet dad Samtgut für Anſprüche der be- 
zeichneten Urt (für Geldbußen, Unterſuchungskoſten, Entichädigungsverbindlichkeiten). 
Die im Geltungsgebiete des gemeinen beutichen Privatrecht3 herrſchende Auffafiung, 
wonach im alle des Veftehens allgemeiner ehelicder Gütergemeinfchaft das Vermögen 
ber Eheleute (Aktiva und Paſſiva) ein einheitlihe® Ganzes bildet und gegen bie 
Haftung für die Deliktihulden der Ehefrau eine durchgreifende Folgerung nicht daraus 
gezogen werben darf, daß regelmäßig nur dem Ehemanne ein Berfügungsredt 
über das Geſamtgut zufteht und wonad die Ehefrau durch dad Delikt nicht vermögens- 
rechtliche Dispoſitionsakte vornimmt, vielmehr das Geſetz beftimmte Folgen an ihre ge- 
fegwidrige Handlung Inüpft, Liegt auch den Beftimmungen der 38 363—395, IL 1 U.L.R. 
zu Grunde. Nr. 2227. Vergl. 8 1696 des bürgerlichen Geſetzbuches für das Königreich 
Sadfen. Nr. 2228, 


Nr. 2252. IV. Sen. 14. Januar 1892. IV. 280. 91. Bd. 29, Nr. 41, ©. 164. 

Klage gegen die gütergemeinfchaftlide Ehefrau auf Zahlung bei Bermeibung 
ber Zwangsvollſtreckung in ihr nicht gütergemeinihaftlides Vermögen. (Preuß. R.). 
Wenn nad) ber Annahme des Berufungsgericht3 die Haftung der gütergemeinfchaftlichen 
Ehefrau auf Bermögenszumendungen einer beftimmt vorgefchriebenen Art befchräntt ift, 
fo hat der Kläger diefe Borausfegung der Haftung der Ehefrau darzulegen, aljo zu 
beweifen, daß eine Vermoͤgenszuwendung biefer Art vorliegt. Dieſe Behauptungs- und 
Darlegungspflicht des Klägers entipricht aber auch dem inneren Grunde ber für ben 
erhobenen Unfpruch mafgebenden befonderen Rechtsnormen. Die Gemeinfchaft ber 
Guter erftredt fi über Alles, was der freien Veräußerung eines jeden ber beiben 
Ehegatten unterworfen ift (8 363, II. 1 U.L.R.), deögleichen auf Alles, was während 
der Ehe durch Slüdsfälle, Geſchenke, Erbichaften oder Vermächtniſſe einem der Ehegatten 
zufällt und feiner Natur nach der Gemeinichaft fähig ift ($ 372). Die notwendigen 
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Fleidungsftüde find zwar ausgenommen (8 363). Aber dieſe unterliegen nicht ber 
Pfändung (8 715 C.P.O.). Das Geſetz enthält aud noch andere Ausnahmen in betreff 
auswärtiger Grunbftüde (88 365370, IL 1 A.L.R.), ferner für Buwendungen von 
Grundftüden ober ausftehenden Kapitalien an einen der Ehegatten unter ausdrücklicher 
Ausihließung des Miteigentum bes anderen Ehegatten (88 373—376 a. a.D.). Daß 
eine diefer Ausnahmen vorliege, tft nicht feftgeftellt. Das Berufungsgericht hält Dies 
für gleichgültig und das Klagrecht fchon darum für begründet, weil der Kläger das 
rechtliche SInterefie Habe, „durch Erwirkung eines bie Ehefrau verurteilenden Erfenntnifies 
einen Titel zur Bwangdvolliitredung gegen bieje zu erlangen”. Indeſſen dieſes 
rechtliche Intereſſe bat mit der Parteipflicht des Klägers, die Thatfachen, von beren 
Feftftellugg die mit der lage behauptete Leiftungspflicht abhängt, anzugeben und an 
beweijen, nicht3 zu thun. Das Berufungsgericht vertennt, daß bie Klage auf ein LZeiften 
oder Unterlaflen das Recht, dieſe Zeiftung oder Unterlafiung zu fordern, vorausſetzt 
Dies Recht fehlt aber den Kläger nach den 88 372, 373 a. a. D., folange nicht dar- 
gethan ift, daß und welches Srundftüd ober ausftehende Kapital der Ehefrau mit ber 
ausdrücklichen Erflärung, daß das Mitelgentum des Ehemanned ausgefchloffen fet, zu- 
gewandt worden ift. Die vom Kläger aufgeftellte allgemeine Behauptung, baß ber be- 
Magten Ehefrau während ber Ehe von dritten Perfonen Vermögen, tinsbefondere Kapi- 
talien, mit ber Beſtimmung zugewendet worden feten, daß dies Vermögen nicht in Die 
Bütergemeinfchaft falle, und die Ausichließung fei auch ben Schuldnern ber Kapitalien 
gerichtlich befannt gemacht worben, entzieht fich der Prüfung, ob bie Exrforderniffe bes 
Geſetzes vorhanden find. Der Kläger ift mit der Klage abgewieſen. 


Nr. 2253. IV. Sen. 11. April 1889. IV. 26. 89. U. 23, Nr. 59, ©. 276. 
Sorberung der gütergemeinichaftlicgen Ehefrau, Einrede bes Schuldners, welcher 
an den Ehemann bie Zahlung geleiftet hat, aus Der ihm gegen biefen und Die güter- 
gemeinfchaftlicde Diafie zuftehenden condictio sine causa. 88 379, 380, V. 1 A.L. R. 
(Preuß. R.). Der Erblafierin der Kläger, welche mit ihrem Ehemanne in @üter- 
gemeinichaft lebte, ftanb an den Bellagten eine auf ihren Namen gefchriebene Yorberung 
zu. Das Berufungsgericht nimmt an, daß der Bellagten durch Bahlung ber Forderung 
an ben Ehemann der Bläubigerin, auch wenn diefe gegen Anshändigung des Geldes 
an den Ehemann proteftiert bat, befreit jein würde, weil das Gezahlte in die güter- 
gemeinfchaftliche Maſſe gefloflen tft und dieſe (mithin jegt bie Kläger) den Bellagten 
für die durch Die Empfangnahme des Geldes feitens bed Ehemannes begründete Schuld 
baften. Dies ift vom Meichögericht gebilligt. Der Anſpruch des Bellagten unterliegt 
als außerkontraftliche Forderung der Rechtsverfolgnug in der Form der Kondiltion und 
erfaßt, ald Schuld, das geſamte gütergemeinfchaftlihe Vermögen. 8 380, V. 1 A.L. R. 


Nr. 2254. IV. Sen. 31. Mai 1889. IV. 63. 89. Bd. 24, Nr. 49, ©. 240. 

Ansihliekung der ehelichen Sütergemeinfchaft durch einen Dritten. (Preuß. R.). 
Sn 8 373, LA1AER. ift eine ausdrüädlihe Willenserflärung im Sinne bes 
Geſetzes, durch welche der Wille unmittelbar zum Ausdrude gebracht ift, gemeint im 
Gegenjage zur ftillfhweigenden Willenserflärung, welche uicdht direlt auf 
die Mitteilung des Willen! gerichtet ift, fondern zunächft anbere Zwecke verfolgt, ans 
denen jeboch mittelbar auf die Abſicht des Erfläreuden gefchloflen merden Tann (& 58, 
I. 4 A.L.R.). Der 8 373 a a. O. ift ferner nicht dahin zu verftehen, daß er allein 
ben Fall vorfieht, wenn die Anwendung unmittelbar auf ein Grundſtück oder ein aus- 
ftehendes Kapital, alfo auf beftimmte Sachen gerichtet ift; er umfaßt auch ben 
Fall, wenn dem einen Ehegatten überhaupt ein Grundſtück oder ein audftehendes 
Kapital aus dem Vermögen eines Dritten mit der VBeftimmung zufällt, daß ber andere 
Ehegatte von dem Miteigentum an dem Bugewenbeten ausgeichlofien fein ſolle. Aus 
den ſpeziellen Vorſchriften der 88 374, 375 a. a. D. fann nicht gefolgert werden, baf 
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der 8 373 ausfchlieglich den Fall der Zuwendung einer beftimmten Sache im Auge hat. 
Auch dann, wenn der eine Ehegatte unter Ausſchließung jedes Mitanrechts des anderen 
Ehegatten auf eine Quote des Nachlaſſes, aljo als Erbe, eingejegt ift, und demnächſt 
bei ber Erbaudeinanderjegung ihm auf feinen Erbteil aus dem Nachlaſſe ein Grundftüd 
oder ein Kapital überwiejen wird, Liegt thatjächfich die Zuwendung eines Grundſtückes 
oder eine3 auöftehenden Kapital an einen Ehegatten mit der beregten Bejchränfung von 
feiten eine Dritten vor. — Andererſeits greift ber 8 373 nicht nur Plag, wenn die 
Bumendung des vollen Eigentums an einem Grundftäd oder einem ausftehenden 
Kapital ftattgefunden Hat, jondern auch dann, wenn ber Nießbrauch an ſolchen Ver⸗ 
mögensobjetten zugewendet worden ift, zumal aud im Falle bed Nießbrauches an 
einem Srundftäde und an einer ausftehenden Forderung bie iu den 88 374,375 a. a. O. 
erwähnte Möglichteit vorhanden ift, die Ausſchließung der Gütergemeinihaft Tenntlich 
zu machen. Der Bellagten ift ber Iebenslängliche Nießbrauch an den Erbteilen ihrer 
Kinder mit Ausichließung des Kläger von den Eheleuten W. vermacht worden; ben 
Kindern der Bellagten find aus dem Nachlaſſe die iveelle Eigentumshälfte an einem 
Grundftüde und eine Hypothelenforberung als Erbteil überwieſen. Folglich beiteht die 
an bie Bellagte mit Ausſchluß des Mitgenuſſes des Kläger gejchehene Zumenbung 
in dem Nießbraude an einem Grundftüde und einem ausftehenden Kapitale. 


Nr. 2255. IV. Sen. 29. April 1886. IV. 508. 85. Bd. 15, Nr. 70, ©. 295. 

Wahlrecht der Aberlebenden Ehegatten bei der Teilung. 88 571—580, 648, I. 
1A.L.R. (Preuß. R) Da die Erben nad. 8 572, IL 1A.L.R. nicht bloß das Recht, 
jondern auch die gemeinfchaftliche Berpflichtung haben, dem Überlebenden Ehegatten den 
Wert zu beitimmen, fo wird den Miterben gegen ben widerſprechenden Miterben 
das Recht gegeben, ihn im reditlihen Wege anzuhalten, dem Ehegatten den durch die 
Taxe des 8 578 a. a. D. ermittelten Wert al3 Annahmepreis zu feben. Der 8 578 
giebt ihnen diefe Klage als Mittel, die ihnen gegen den Ehegatten obliegende Ber- 
pflihtung zur einheitlichen Setzung bes Wertes zu erfüllen. Beſchreiten fie diefen Weg 
nicht, fo liegt darin auch für fie ein Bögern im Sinne bes 8579a.a.D. Ber Ehe- 
gatte kann nur das ihm gegen die Geſamtheit der Erben zuftehende Recht 
auf dem in dieſer Geſetzesbeſtimmung vorgefchriebenen Wege geltend machen und erft 
gegen biefe Taxe werden nad 8 580 a. a. D. dem Anſpruche be3 Ehegatten gegenüber 
ben Erben feine Ausftellungen geftattet. Erft hierdurch erlangt der Ehegatte das 


Klagrecht gegen bie einzelnen diffentierenden Erben, ibm das Srundftüd gegen den Wert 
diefer Taxe zu Aberlafien. 


Nr. 2256. V. Sen. 9. Mai 1888. V. 59. 88. Bd. 21, Nr. 47, ©. 252. 

Gütergemeinfchaft. Auflöfung durch den Tod, (Prenß. R.). Die Gemeinfchaft 
ber Güter unter Eheleuten wird durch ben Tod des einen von ihnen geendigt und 
verwandelt ſich in ein gewöhnliche Dliteigentum (communio incidens) zwifchen bem 
überlebenden Ehegatten einerfeitd und den Erben des verftorbenen andererfeit3 (8 364, 
IL 41 WER) Der überlebende Ehegatte ift in Anſehung feiner gütergemeinichaftlichen 
Hälfte nicht Erbe (88 638, 639 a. a. O.). Es würden daher die Grundfähe von der 
ehelichen Gütergemeinihaft und von dem gemeinichaftlihen Eigentume der Miterben 
auf bie nach dem Tode eines gütergemeinfchaftlichen Ehegatten zwiichen dem überleben- 
den und den Erben des verftorbenen bis zur Auseinanderfehung beftehende Gemein- 
ſchaft, deren Gegenstand allerdings ebenfalls ein Bermögensinbegriff (universitas juris) 
tft, immer nur analog zur Anwendung kommen können. 


Nr. 2257. IV. Sen. 22. Dezember 1885. IV. 391. 85. Bd. 14, Nr.76, ©. 293. 
Wirkung der Aufhebung der Bütergemeinfhaft durch Vertrag. (Preuß. R.). 
Das Geſetz geitattet auch im Laufe der Ehe eine Ausſchließung und Aufhebung ber 
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Gütergemeinihaft unter andern, wie im vorliegenden Yalle, wenn ber eine Ehegatte 
in Konkurs verfallen ift und der andere von der Gemeinfchaft für die Zukunft wieder 
abgehen will (88 412 ff., 421 ff. L 1 A.L.R.). Es fragt fih, ob für biefe vertrag 
mäßige Aufgebung, namentlich in Anjehung der Gläubigerrechte, biefelben Grunbfäge 
gelten, welche für die Uuflöfung der Gütergemeinfchhaft durch den Tod maßgebend find. 
Das Berufungsgericht hat Died verneint, und fich auf die Rechtſprechung höchfter Gerichts⸗ 
höfe berufen, in welcher die Wirkung der Uufhebung ber Gütergemeinihaft im Falle 
des Konkurſes dahin beftimmt worden ift, baß die während der Gütergemeinihaft Tontra- 
hierten Schulden von der Aufhebung überall nicht berührt werden, bezüglich ihrer viel- 

mehr die Gütergemeinſchaft als fortbeitehend gedacht wird, jo daß jeder Erwerb, weldden 
ein Ehegatte während des Beftehens der Ehe nad) der Aufhebung ber Gütergemeinihaft 
macht, den Gläubigern, deren Forderungen vor der Aufhebung entitanden find, ebenfo 
verhaftet ift, mie derſelbe den gedachten Släubigern haften würde, wenn die Güter- 
gemeinfchaft nicht aufgehoben wäre. Dieſer Auffafliung kann nicht beigetreten werben. 
Es ift zu unterjcheiden zwiſchen der Abſonderung der Güter wegen Überfchuldung bes 
einen gütergemeinichaftlihden Ehegatten (88 391 ff. IL 1 A.L.R.) und der Wufhebung 
der Gütergemeinſchaft durch Vertrag im Falle des Konkurſes (88 421 ff. 1.1 LLR.). 
Der erftere Fall liegt Hier nicht vor. In den 88 431, 432 a. a. D. Hat der legis- 
Iatorifche Gedanke dahin Ausdruck erhalten, daß nad) erfolgter vertraggmäßiger Auf 
bebung eine Gütergemeinihaft in vollem Umfange, auch gegenüber den früheren 
Bläubigern, nicht mehr befteht, daB deren Nechte an das Vermögen der Eheleute aber 
fonferviert bleiben, wie folches im Beitpuntte der Gütergemeinſchaft gemeinfam beftand, 
alfo das „gemeinfchaftlich gewelene" Vermögen. Dana kann der von einem der Ehe⸗ 
leute nach erfolgter Aufhebung der Gütergemeinfchaft ohne Rückſicht auf den Beſttz des 
gemeinschaftlich geiwefenen Vermögens gemachte Erwerb, insbeſondere alfo eine erft nad) 
jenem Beitpunfte angefallene Erbichaft, jenem Bermögen, beim Mangel ber attraktiven 
Kraft der Sütergemeinfchaft, nicht zumachfen, bildet vielmehr ein von demfelben ge- 
trenntes Sondervermögen, an welches ſich die Gläubiger nicht auf Grund der früheren 
Gütergemeinfchaft, ſondern nur in Beranlaffung einer perſönlichen Haftbarkeit des er- 
werbenden Ehegatten halten können. Nr. 2246. 


Nr. 2258. II. Sen. 3. Sanuar 1888. II. 220. 87. Bd. 20, Nr. 58, ©. 256. 

Auflaffung und Eintragung im Falle der vertragsmäßigen Aufhebung der ehe⸗ 
lien Gütergemeinfhaft. (Preuß. R.). Die allerdings mehrfach aufgeftellte Anſicht, 
daß es im alle der vertragsmäßigen Aufhebung der Gütergemeinfchaft während des 
Beftehens der Ehe zur Übertragung des Eigentumes an den zum gemeinfchaftlichen 
Bermögen gehörigen Grundſtücken auf den einen Ehegatten der Auflaffung und Ein- 
tragung im Grundbuche nicht bedürfe, der Eigentumdübergang vielmehr ohne Auflaflung 
vor fih gebe, da eine freiwillige Veräußerung im Sinne des $ 1 des E. E.G. vom 
5. Mat 1872 nicht vorliege, kann nicht gebilligt werden; es ift vielmehr anzunehmen, 
daB in diefem Yale Auflaffung erforderlich ift, weil eine freiwillige Veräußerung des 
Eigentums vorliegt. Die Beftimmung in $1 a. a. D. findet in den Fällen Anwendung, 
in denen da3 Eigentum nicht fraft des Geſetzes, ohne Buthun bes biöherigen Beſitzers 
oder ſelbſt gegen feinen Willen nad) dem bisherigen Recht erworben wird, fondern die 
Mitwirkung der Beteiligten zur Herbeiführung des Eigentumsüberganges notwendig 
it, in denen der Eigentumsübergang auf Grund einer Dispofition der Beteiligten, 
welche auf ihrer freien, übereinftimmenden Willenderflärung beruht, erfolgt. Dieſe 
Borausjegungen liegen vor, wenn das Eigentum bes infolge der unter den Ehelenten 
beftehenden @ütergemeinfchaft in deren Miteigentum oder Gejamteigentum ftehenden 
Grundftädes anf Grund eines Vertrages, wodurd die Gütergemeinſchaft aufgehoben und 
vereinbart wird, dab das Grundftüd fortan im Alleineigentum des einen Ehegatten 
ftehen foll, auf diefen übertragen werben fol. Nr. 2259. 
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Nr. 2259. IV. Sen. 24. Juni 1889. IV. 89. 89. Bd. 24, Nr. 57, ©. 283. 

Beriragsmäkige Ausichließung der ehelichen Gütergemeinſchaft während des 
Beftehens der Ehe. 58 413, 418, I. 1 ALR. (Preuß. R.) Das Urteil im Falle 
Per. 2258 betraf zwar einen Fall vertragsmäßiger Aufhebung der ehelichen Gütergemein⸗ 
fchaft während des Beftehend der Ehe. Wllein die Mechtögültigfeit des Aufhebungs⸗ 
vertrages ftand in jenem Kalle nicht in Frage (8 360, IL. 1 A.L.R.). Der Gefeges- 
inhalt des 8 448 IL. 1 A.L.R. im Berhältniffe zu 8 413 dal. ift dahin zu beftimmen: 
Den Eheleuten fteht es frei, Die Folgen der Gemeinfchaft durch Verträge aufzuheben, 
und zwar in Bezug auf ihre fünftige Succeffion. Es fteht ihnen alſo frei, zu 
beftimmen, daß in Beziehung auf ihre gegenfeitige Erbfolge nicht die ans der @üter- 
gemeinschaft gejeßlich fich ergebenden (88 637 ff. I. 1 A.L.R.), fondern andere Rechts⸗ 
folgen eintreten jollen. So aufgefaßt, enthält 8 418 a. a. D. diejenige Ausnahme von 
der Regel des 8 413 daſ., ald welche er ji nad dem AZufammenhange der Vorfchriften 
der 88 413—418 darftellt. Das Geſetz kennt alfo nur eine Aufhebung der Güter 
gemeinſchaft, das ift diejenige, welche ihre Wirkungen ſowohl in Unfehung der Eheleute 
ſelbſt als gegen Dritte äußert (88 427, 428 a. a. D.). Der 5 418 aber fpricht nicht 
von Aufhebung der Gütergemeinjchaft, jondern von Verträgen, welche ſich auf einen 
Zeitpunkt beziehen, in welddem die Sütergemeinichaft durch den Tod des einen Ehegatten 
bereit3 aufgehoben ift, in denen es fi alfo nur um die Folgen der bis dahin be» 
ftandenen ®ütergemeinichaft handelt. Die Folgen der Gemeinſchaft in Bezug auf ihre 
fünftige Succeifton follen die Eheleute nach 8 418 durch Verträge aufheben oder ab» 
ändern dürfen. 


d) Eranzöfifcies Bed. 
Pr. 2260. IL Sen. 18. Februar 1890. IL 314. 89. Bd. 25, Nr. 74, ©. 341. 
Hrtlich maßgebendes Recht für das eheliche Güterrecht nach badiſchem Recht, 
wenn ber Ehemann in Baden nicht ſtaatsaugehörig iſt. (Rhein. R.). Das im vor⸗ 
liegenden Falle maßgebende badiſche Recht entſcheidet die Frage, in welchem ehelichen 
Guterrechtsverhaͤltniſſe in einem gewiſſen Zeitpunkte Ehegatten beim Mangel eines die 
ehelichen Guüterverhältniſſe regelnden Ehevertrages ſich befinden, dahin, daß dieſe ſich 
nach dem Rechte desjenigen Staates richten, deſſen Staatsangehöriger der 
Ehemann iſt. Es kann unentſchieden bleiben, ob dieſer Rechtsſatz auch für das Gebiet 
des rein franzöſiſchen Rechts gilt und ob er aus ber Beſtimmung des Urt. 8 
Abſ. 3 code civil abgeleitet werden könnte. Jedenfalls ergiebt er fich für das badiſche 
Mecht (vergl. 8 2 lit. 1. des VL badiſchen Konftitutiondedilt3 vom 4. Juni 1808, Ber- 
ordnung vom 16. Juni 1818 über das eheliche Güterrecht des Ausländer, Urt. 16 des 
badiſchen E.G. vom 6. Auguft 1862 zum Allgemeinen deutſchen 9.8.8.). 


Nr. 2261. IL Sen. 24. März 1893. II. 16. 93. Bd. 31, Nr. 77, ©. 344. 

Nugültigteit eines Kaufvertrages unter Ehegatten wegen Mangels eiuer geſetz⸗ 
mäßigen Urſache. (Nhein. R.). Soweit es fich bei der Anfechtung des Kaufvertrages 
durch die Kläger (Gläubiger des Ehemannes) um die Anwendung des Urt. 1595 Nr. 2 
code civil handelt, fonnte da3 Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum annehmen, daß ber 
hier vorgefehene Ausnahmefall, in dem ein Kaufvertrag unter Ehegatten geftattet ift, 
bei den feftgeftellten thatfächlichen Berhältniffen nicht gegeben war. Als eine rechtmäßige 
Urfache (cause legitime), die es rechtfertigt, daß der Ehemann an feine nit in Gütern 
getrennte Gran Gegenftände verkauft, die ihm angehören, wird im Geſetz beiſpielsweiſe 
der Fall aufgeführt, dab der Ehefrau für von ihr eingebrachtes, nicht mehr vorhandenes 
Sondergut Erſatz (remploi) gewährt wird. Dabet ift aber Hinzugefügt, daß ber 
Verlauf nicht gerechtfertigt ift, wenn die Segenftände in die Gütergemeinfchaft gefallen 
waren. Nah ber in Frankreich in Rechtſprechung und Rechtslehre Herrichenden Auf⸗ 
fafjung foll nun Urt. 1595 Nr. 2 überhaupt nur Anwendung finden, wenn der Ehe 
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frau eine eréance actuelle et exigible zufteht. Hiernach würde bie angefodgtene Eut⸗ 
ſcheidung in diefem Punkte ohne weiteres gerechtfertigt fein, da der Ehefran ein Anſpruch 
auf fofortigen Erſatz ihres Einbringens nicht zuftand. Im vorliegenden Falle Tann 
aber dahingeftellt bleiben, ob diefe weitgehende die Aumwendung bed Art. 1595 Wr. 2 
außerordentlich einengende Auffafiung als zutreffend ericheint oder ob nit auch in 
ſolchen Fällen, wo ein augenblidlicher Erfah zwar nicht erzwungen werben kann, aber 
Doch als gerechtfertigt erfcheint und in anderer Weife ohne weiteres gewährt werden 
dürfte (vergl. Art. 1435 code aivil), dad Vorhandenjein einer rechtmäßigen Urſache 
im Sinne des Art. 1595 Rr. 2 angenommen werden darf. In Urt 1595 Nr. 2 wird 
nämlich unzweifelhaft vorausgefegt, daß ber Ehefrau ein Erfafanfprud wegen Ber 
äußerung ihres, auch Dritten, insbeſondere den Släubigern des Ehemanned gegemüber, 
von der Sütergemeinichaft ausgejchloffenen und ihrer eigenen Verfügung nuterliegenden 
Sonderguts zufteht. Im gegebenen Falle ift aber weder von einer Veräußerung von 
Grundftüden, die die Ehefrau gar nicht befaß, noch von der bes von ihr in bie Ehe 
gebrachten Mobiliard die Rede geweſen. Der Erſatzanſpruch der Ehefrau ift vielmehr 
lediglich darauf geftäßt worden, daß fie 30000 Francs bares Gelb in die Ehe gebradk 
habe, die ber Nutnießung des Ehemannes anheimfielen (Art. 1401 Nr. 2 und 14% 
code civil). Dies bare Geld ift unzweifelhaft Dritten gegenüber nicht Sondergut ber 
Ehefrau geblieben, fondern in die Guütergemeinſchaftsmaſſe gefloſſen derart, daß der Ehe 
mann als deffen Eigentümer anzufehen war und feine Gläubiger darauf greifen founten 
(vergl. Urt. 587 code civil). Bei biefem Sachverhalte lagen die Borausfegungen für 
einen remploi überhaupt nicht vor; vielmehr Tonnte die Ehefrau nur nach Auflöfung 
der Gütergemeinfchaft eine Forderung gegen den Ehemann geltend machen (Art. 1470. 
code civil). Ber Umftand, daß fie fünftig einmal diefe Forderung erheben darf, redit- 
fertigt in Teinem alle die Anwendung des Art. 1595 Nr. 2. Die „rechtmäßige Urfache“ 
wird auch dadurch nicht erfekt, daß die Ehefrau nachträglich eine Gütertreumung 
erwirkt hat und daß eine folche vielleicht ſchon bei Abſchluß des Kaufvertrages in Aus 
ficht genommen war. Fehlte e8 aber an einer ſolchen Urſache, ſo war ber Kaufvertrag 
als abfolut ungültig anzufehen und ben Klägern ftand in ihrer Eigenichaft ala &län- 
bigern des beflagten Ehemannes an fich das Recht zu, dieſe Nichtigfeit geltend zu machen. 
Die Ungültigkeit würde auch nicht dadurch geheilt fein, daß die Ehegatten nach erfolgter 
Bütertrennung etwa beichlofien Haben jollten, den Kaufvertrag aufredht zu Balten. 
Diefe Hätten’ vielmehr, um einen Eigentumsübergang herbeizuführen, einen neuen Kauf. 
vertrag abichließen müſſen. Eine ftillichweigende Genehmigung des Ranfvertrages konnte 
in keinem alle die Wirkung haben, eine Klage auf Ungültigleitserflärung auszufchließen 
(Art. 1131, 1133 code civil). Auch der weitere Angriff der Revifionsfläger (Beflagten), 
bie Kläger könnten den Ausipruch der Ungültigfeit deshalb nicht verlangen, weil fie 
baran keinerlei Intereſſe Hätten, konnte nicht durchichlagen. An fi haben die 
Kläger unzweifelhaft ein Intereſſe daran, feftitellen zu laſſen, daß bie verkauften Grund 
ftüde noch Eigentum ihres Schuldners find, da fie in diefem Falle ihrem Zugriffe unter 
liegen, und die Kläger auf Grund ihres Urteils eine Hypothekareinſchreibung bewirken 
tönnen, fofern dies nicht bereit# früher geſchehen ift (Art. 2123 code civil). Der Umftand 
aber, daß, wenn die Kläger Sofort eine Bwangspollftredung betreiben würden, fie 
vorausfichtlih mit Rückſicht auf die geſetzliche Hypothek der beffagten Ehefrau feine 
Befriedigung erlangen könnten, fließt ihre Befugnis zur Erhebung ber Klage auf 
Nichtigerflärung des Kaufvertrages nicht ohne weiteres aus, weil die thatfächlichen 
Verhältniffe fich immerhin ändern Tönnen. Bei den gegebenen Berhältnifien Läßt ſich 
ein Intereſſe der Kläger an der Feitftellung, und zwar an der alsbaldigen Feft- 
ftelung der Ungältigfeit des Kaufvertrages um jo weniger in Abrede ftellen, als 
nit einmal feftfteht, ob eine Gütertrennung in wirffamer Weife bereit3 erfolgt ift 
und ob die beflagte Ehefrau fpäter in der Lage fein wird, von ber ihr (bedingt) zu⸗ 
ftehenden gefeßlichen Hypothek Gebrauch zu machen. 
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Nr. 2262. II. Sen. 25. Oktober 1895. IL 184. 95. Bd. 36, Nr. 81, ©, 331. 

Nechtsftellung der Überlebenden Ehefrau, wenn Die Eheleute ihren Wohnfik ans 
Dem Geltungsbereihe bes weſtfäliſchen Geſetzes vom 16. April 1860 in das rhei- 
niſche Rechtsgebiet verlegt haben und ber Ehemann in letzterem verftorben ift. 
(Rhein. R.). Die Eheleute ©. find im Jahre 1870 in Duisburg zur Ehe gefchritten 
unb haben bort unter Herrichaft des weſtfäliſchen Geſetzes vom 16. April 1860 ihren 
ersten Wohnfig gehabt. Im Sabre 1871 verlegten fie ihren Wohnfig nah Mülheim 
a. Rh. im Gebiete des code eivilL Aus der Ehe find Kinder hervorgegangen. Der 
Bater ftarb 1885 in Mülheim a. Rh. Die Überlebende Witwe beftellte Durch notariellen 
Alt vom 29. Dezember 1890 zu Gunften der Firma H. eine Hypothek auf ein während 
ber Ehe von beiden Eheleuten erworbenes Haus in Mülheim a. Rh. zum Betrage von 
13000 ME. für eine beftehende Gefchäftsichuld. ber das Vermögen der Witwe ©, 
wurde 1892 der Konkurs eröffnet und da3 gedachte Haus zwangsweiſe verfauft. In 
dem über den Erlös eingeleiteten Berteilungsverfahren wurde bie Firma H. mit ihrer 
Hppothelenforberung auf einen Teil des Erlöfes angewiefen. Die Kinder der Witwe 
©. Hagten nun gegen die Firma H. auf Löſchung ihrer Anweiſung in dem Teilungs- 
plane, weil ihre Mutter geſetzlich nicht befugt geweſen fei, allein über das zum gemein- 
ſchaftlichen Vermögen gehörige Haus zu verfügen und es rechtögültig zur Hypothek zu 
ftellen. In ber erften Suftanz ift die Klage als unbegründet abgewiejen, in der zweiten 
Snftanz tft nach dem Klagantrage erfannt. Auf bie Reviſion der Bellagten ift das 
Berufungsurteil aufgehoben. Das UOberlandesgericht geht zunädhft mit Recht davon 
aus, daß das ehelihe Süterrecht des erften Wohnfikes der Eheleute maßgebend bleibe 
für das Nechtöverhältnis unter den Ehegatten, aud wenn fie fpäter ihren Wohnfik 
nach einem Orte verlegt haben, der von einem anderen ehelichen Güterrecht beherrſcht 
wird. Diefer Sag ift in Doftrin und Rechtſprechung nicht bloß für das gemeine Recht, 
fondern auch für das franzöſtſche Recht allgemein anertannt. Weiter muß dem Ober- 
landesgericht darin beigepflichtet werben, daß da3 eheliche Güterrecht des erften Wohn- 
fites der Eheleute bet Veränderung des Wohnſitzes injofern nit zur Anwendung 
fommen Tann, als biefer Anwendung nad dem Mechte des neuen Wohnfikes abfolut 
gebietende ober verbietende Gefeße entgegenstehen würden. Das Oberlandesgericht nimmt 
nun an, und baranf beruht feine Enticheidung, daß die erbrechtlichen Borfchriften 
be oode civil, insbejondere die Vorſchriften über das Pflichtteildrecht der Kinder der 
Unwendung des Geſetzes vom 16. April 1860 bezüglich der dadurch dem überlebendeu 
Ehegatten bei beerbter Ehe eingeräumten weitgehenden Berfügungsbefugniife über die 
ganze Sütergemeinihaftsmafle entgegenftehen, dab die einichlagenden Borjchriften des 
code civil zwingender Natur feien und in deſſen Bereiche nicht zugelafien werden können, 
daß eine Überlebende Ehefrau im Widerfpruche mit den Art. 1388, 1389 code civil zum 
Nachteile der Kinder eine folche Verfügung über das gemeinichaftlicde Vermögen treffe, 
wie fie durch die in Rede ſtehende Hypothekbeftellung getroffen worden fei. Diele An- 
nahme des Oberlandesgerichts ift rechtsirrtümlich. Es kommt darauf ar, ob die Be⸗ 
ſtimmung des gedachten weftfäliichen Geſetzes, daß ber Überlebende Ehegatte bei fort- 
gejeßter Gütergemeinſchaft bis zur Schichtung die volle Verfügungsgewalt über das 
gemeinfchaftliche Bermögen habe, bem Gebiete bes Erbrechts oder dem des ehe- 
lihen Guterrechts angehört. Iſt die Beſtimmung eine erbrechtliche, jo durfte fie 
anf bie in das Gebiet des rheiniſchen Rechts verzogenen Eheleute und deren Kinder 
nicht angewendet werden. Denn das Erbrecht richtet ſich nach den Geſetzen des legten 
Wohnortes des Erblaflerd und nad) ben vom Dberlandesgericht angezogenen Beſtim⸗ 
mungen bes rheinischen Rechts war die Witwe ©. allein nicht befugt, ein gemeinichaft- 
liche Srundftüd zur Hypothek zu beftellen. Iſt Dagegen jene VBeftimmung eine güter- 
rechtliche, fo folgt fie dem allgemeinen Grundſatze, daß das Güterrecht des erſten 
ehelichen Wohnfiges auch in dem neuen Mechtögebiete anwendbar ift, mobei dann aller- 
bings noch die weitere Frage zu unterfuchen bleibt, ob im vorliegenden Yalle diejer 
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Anwendung ein Berbotögefeh entgegenfteht. Anlangend den rechtlichen Eharafter ber 
in Rede ftebenden Beftimmung des Gefeges vom 16. April 1860, fo ift in manden 
Fällen fchwer zu unterſcheiden, ob beim ehelichen Güterrecht der Anfprud auf einen 
Nachlaß aus eigentliher Snteftaterbfolge oder aus der bloßen Fortentwidelung ber 
während der Ehe beftehenden @üterverhältniffe herzuleiten ift. Die geiehliche Regulierung 
der Güterverhältniffe unter Cheleuten, insbejondere bei beftehender Gütergemeinſchaft 
und bei Unerlennung de3 Inſtituts der fortgefegten Gütergemeinſchaft zwiſchen dem 
überlebenden Ehegatten und den aus der Ehe herborgegangenen Kindern, greift not- 
wendig ein in die erbrechtlichen Beziehungen der Eheleute untereinander und ber Kinder 
zu ben Eltern. Zur richtigen Unterjcheidung tft zu beachten, daß alle diejenigen Be⸗ 
ftimmungen als ein Beftandteil des ehelichen Güterrechts anzufehen find, die aus defſen 
Weſen hervorgehen und als defien Folgen anzufehen find, wenn fie fih auch äußerlich 
als erbrechtliche darjtellen. Insbeſondere müflen alle Borfchriften, die fih auf bie 
Zeilung des gemeinfchaftlich gewejenen Bermögend, den Nießbraud) und die Berfügungs- 
befugnis des Überlebenden beziehen, al3 güterrechtliche, nicht als erbrechtliche behandelt 
werden, weil fie mit dem Weſen der Gütergemeinfchaft in untrennbarem Zuſammen⸗ 
hange ftehen und aus ihm hervorgehen. Legt man diefen Mafftab an, fo leuchtet ein, 
daß es fih im vorliegenden Falle lediglich um eine güterrechtliche Beſtimmung 
handelt, die die Berfügungsbefugnis des überlebenden Ehegatten bei fortgeſetzter Güter⸗ 
gemeinichaft betrifft (vergl. 8 1381 des B.G. B., IL Lefung, für das Deutihe Reich), 
und es bleibt nur noch die Yrage zu unterfuchen, ob der Ausübung der der Witwe 
©. nad dem Rechte ihres eriten Wohnfites zuftehenden freien Dispofitionsbefugnifie 
im Gebiete des rheiniſchen Rechts ein verbietendes Geſetz entgegenfteht. Die Frage ift 
nicht fo zu ftellen, ob die weitgehende Dispofitionsbefugnis des Überlebenden Ehegatten 
im Widerſpruch fteht mit den Vorſchriften des rheinifchen Rechts? Diefe Frage wäre 
zu bejaben; ſondern vielmehr jo, ob ein Prohibitivgefeh beiteht, das die Anwendung 
bes urſprünglichen Domizilrechts der Eheleute im Gebiete des rheinifchen Rechts nicht 
geftattet ?, mit anderen Worten: ob die Vorſchriften, die der code civil über das Güter⸗ 
recht der Eheleute trifft, dergeftalt der öffentlichen Ordnung angehören, daß neben ihnen 
andere abweichende Borfchriften, die nach einem im internationalen Rechte anerlannten 
Grundſatze für die Eheleute maßgebend bleiben, nicht zur Anwendung kommen dürfen? 
Diefe Trage ift zu verneinen. Ein derartiges Prohibitivgeſetz befteht nicht nach den 
rbeinifchen Geſetzen. Die Regelung des ehelichen Güterrechts ift nach den Grundſätzen 
des code civil überhaupt Vertragsſache unter den Eheleuten. Die öffentlide Ordnung 
ift Dabei nicht beteiligt. Selbft wenn das Güterrecht ber Eheleute in Ermangelung 
eined Vertrages nach den für diefen Fall gegebenen Borjchriften des code civil zu ber 
urteilen tft, muß angenommen werden, daß auch diefe Regelung auf ftillichweigendem 
Privatwillen der Eheleute beruht, weil fie rechtlich in der Lage waren, die gejeßlichen 
Beitimmungen durch Verträge abzuänbern, es aber vorgezogen haben, fich dem vom 
Geſetze aufgeftellten Syfteme zu unterwerfen. Aus diejer Bertragsnatur des ehe 
lien Guterrechts folgt ſchon, dab der code civil die Anwendung eines ihm fremden 
ehelichen @üterrecht3 im eigenen Gebiete nicht allgemein unterfagen kann. Es würde 
dadurch mit feinen eigenen Grundſätzen über die Vertragsfreiheit auch der Ausländer 
und dem Abſ. 3 ded Urt. 3 code civil, der in gleicher Weife auf in Frankreich vefi- 
dierende Ausländer anzuwenden ift, in Widerſpruch treten. Demnach ift das erſte 
Urteil wiederhergeitellt. 


Nr. 2263. IL Sen. 13. Mai 1881. IL 291. 81. Bd. 4, Nr. 94, ©. 350. 

Bermögensabfonderung, Wechſelfähigkeit der Ehefran. (Rhein. R). Die ER. 
S. 217 und 1449 find dahin auszulegen, daß eine Ehefrau auch nach erlangter Ver⸗ 
mögensabjonderung nur infoweit von ber ehemännliden Ermächtigung entbunden ift, 
als fie Berwaltungshandlungen vornimmt. Was eine Berwaltungähandlung 
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ſei, ift nach den Tontreten Vermögens⸗ und Ermwerböverhältnilien zu beurteilen. Das 
Berufungsgericht hat thatfächlich feftgeftellt, daß im vorliegenden Falle die Kontrahierung 
einer Wechjelihuld im Betrage von 2650 ME. feine Verwaltungshandlung iſt. Die 
Bemängelungen diefer Feſtſtellung find nicht zutreffend. Danad war die Klage durch 
die Einrede befeitigt, daß der Veklagten die ehemännlihe Ermächtigung gefehlt Hat. 


Nr. 2264. II. Sen. 17T. Mai 1881. IL 362. 80. Bd. 4, Nr. 95, ©. 353. 

Berpfändung des Soubergutes der Ehefran durch den Mann unter Überfchreitung 
der Grenzen feiner Vollmacht; Genehmigung durch die Ehefrau. (Rhein. R.). Der 
Ehemann 2. hat die gejeblichen Grenzen feiner Vollmacht dadurch überfchritten, daß er 
Sondergut feiner Ehefrau verpfändete (Art. 1988 code civil), Die Frage, ob eine 
Berpfändung der Urt rechtsgültig genehmigt fei, ift nicht nad) Urt. 1338 code civil, 
der lediglich die Beftätigung von Berbindlichkeiten, die einer Nichtigfeit3- oder An- 
fechtungsklage unterworfen find, zum Gegenftande Hat, ſondern nad Art. 1998 Abi. 2 
a. a. O. zu beurteilen. Eine foldde Genehmigung ift in der Erflärung der Ehefrau L., 
wonad fie die fragliche Darlehnsaufnahme und Verpfändung nad Mitteilung des In⸗ 
halts des bezüglichen Altes unter Berzichtleiftung auf jede Einrede anerkennt, mit Recht 
gefunden. Dieje Genehmigung aber hatte zur Folge, daß die in Rede ftehende Ver⸗ 
pfändung rückwärts Gültigkeit erlangte, gleich al3 wenn biefelbe von vornherein auf 
Grund einer regelrechten Vollmacht gefchehen wäre. 


Nr. 2265. IL Sen. 6. Oftober 1882. II. 333. 82. Bd. 7, Nr. 86, ©. 299. 
Erfireden des geſetzlichen Pfandrechts der Ehefrau anf deu noch ausſtehenden 
Kaufpreis einer ehemännlichen Liegenſchaft. (Ahein. R.). Die Klägerin beanſprucht ein 
Borreht auf den ausftehbenden Kaufpreis von Liegenfchaften, die teils 
vom Bellagten allein, (mit dem ihr Ehemann in einem Geſellſchaftsverhältniſſe geftanden 
hatte, deilen Gegenftand der Un- und Berfauf von Grundftüden war), teil3 vom Be 
Magten und ihrem Ehemanne, teild von Lebterem allein unter ihrer Mitwirkung, und 
zwar vor Auflöfung der zwiichen dem Beklagten und ihrem Ehemanne beftandenen &e- 
meinfchaft aus freier Hand verfauft worden waren. Ihr Anſpruch ſetzt daher vor- 
aus, nicht nur, daß ihr an den fraglichen Grundftüden ein Pfandrecht zugeftanden Hat 
und ſolches auch nicht erlofchen ift, fondern auch, da dasfelbe auf die ausftehenden 
Kaufpreife übergegangen ift und ihr an dieſen ein Vorrang vor anderen Gläubigern 
ihre Ehemanns, in3befondere des Bellagten zufteht, der wegen einer Yorderung an 
den Ehemann Befchlag auf diefe ausftehenden Kaufpreife gelegt hat. Der Anſpruch der 
Klägerin ift ſchon um deswillen hinfällig, weil ihr felbft dann kein Pfandrecht an den 
ausftehenden Kaufgeldern zuftände, wenn ſie auch ein jolches an den veräußerten Liegen- 
haften hätte. Hat ein außergerihtlicher Verlauf von Liegenfchaften ftattgefunden 
und ift fein Purgationdverfahren eingeleitet worden, fo befteht neben der perjönlichen 
Haftung des Erwerberd für den Kaufpreis die Haftung der Liegenſchaft für die 
Pfandſchuld fort, und es wird Die leßtere Haftung durch die Bezahlung des Kaufpreifes 
nicht aufgehoben. Der Kaufpreis hat feinen anderen Charakter als den einer Forde⸗ 
rung be3 Berfäuferd an den Käufer. Forderungen können aber nicht Gegenftand von 
Hypotheken fein (L.R. ©. 2118 des badiſchen L.R.), fondern find ein Teil des Mobiliar- 
vermögens des Berfäufers. Der Sat pretium succedit in locum rei, res in locum 
pretii findet hier feine Anwendung. Er gilt im badifchen Rechte nur in beftimmten 
nicht auszudehnenden Fällen, und zwar entweder dahin: pretium succedit in locum 
rei und res in locum pretü V. R. ©. 132, oder dahin, nur pretium in locum rei L. R. 
©. 747, 766, 1433 oder dahin, nur res in locum rei L.R. ©. 1407. Überdies folgt 
darans, daß die Sache fortdauernd verhaftet bleibt, daß die erwähnte Regel gar nicht 
zur Anwendung fommen Tann, da gar nicht ein Übergang be3 anf der Sache laften- 
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ben Rechts auf den Kaufpreis, fonbern vielmehr eine Haftung ber Liegenfchaft und bes 
Breifes angenommen würde. Dann würbe aber feine Suceeffien, fonbern eine Russı- 
lierung vorliegen. Nr. 2268. 


Nr. 2266. IL Sen. 19. Dezember 1882. IL 407. 82. ®b. 8, Nr. 85, ©. 320. 

Erwerb der Ehefrau als Wieberaulage (remploi). Art. 1433—1435, 2205, 1476 
code civil. (Rhein. R.). Gchon im älteren franzöfiichen Recht, das den remploi vom 
bem Gefichtöpunfte dee Subrogation auffaßt, war ber Grundſatz anerkannt, daß, 
wenn ber Kaufpreis des erworbenen Grundftüdes ben zu bedenden Repriſenanſpruch 
erheblich überfteigt, dasſelbe nur nach Verhältnis des Iehteren Sondergut wird, für 
den übrigen Teil aber zur Errungenichaft gehört. Auch unter der Herrichaft des code 
civil, deſſen Vorſchriften in diefer Lehre durchaus auf bem Boden des älteren Rechts 
ftehen, muß ber angeführte Grundſatz als Norm gelten, womit auch bie in Doltrin unb 
Nechtiprechung Herrichende Meinung übereinftimmt. Hiernach beruht es auf einer trrigen 
Anſchauung, weru das Vberlandesgericht Yediglih aus dem Grunde, weil das bier in 
Rede ftehende Srundftüd bedeutend wertvoller als das veräußerte Sondergut ber Klägerin 
fei, die Nichtrechtsbeftändigkeit des Anlaufes bes erfteren herleiten will. Anders würde 
fih die Sache allerdings dann verhalten, wenn im gegebenen Falle der Reprifenaufprudh 
im Berbältniffe zu dem Preiſe des Grundſtücks fo minimal erſchiene, daß nad) ben 
Umftänden des Falles eine Simulation ber Ehegatten anzunehmen wäre. Anderen⸗ 
falls tönnte, da dann das Miteigentum der Klägerin feitftände, der Beklagte nad 
Art. 2205 code eivil, der gemäß Art. 1476 a. a. O. aud für bie Gütergemeinfchaft 
gilt, den Anteil feines Schuldners, bes Ehemannes der Klägerin, vor ftattigehabter 
Teilung zur Bwangsverfteigerung nicht bringen. 


Nr. 2267. M. Sen. 29. Mai 1883. II. 106. 83. Bd. 10, Nr. 79, ©. 278. 

Gütergemeinfaft. Ausftchender Kaufpreis einer währenb ber Ehe verliuferten 
Liegenfhaft eines Ehegatten, (Rhein. R.). Wenn ©. 1433 (babifches L.R.) für den 
Fall, daß die Gemeinſchaft den Preis bezogen hat, den Ehegatten, beffen Grunbftäd 
veräußert worden ift, für berechtigt erflärt, ihn zum voraus aus ber Semeinfchaft zu 
ziehen, fo läßt ſich Hieraus fchließen, daß der noch ausſsſtehende Preis nit iu 
die Gemeinſchaft fällt, fondern an Stelle der Liegenichaft Sondergut geblieben tft. 
Wenn ferner and dem Erlöfe eine andere Liegenichaft zum Erſatze der veräußerten an- 
geſchafft worden ift, fo tritt diefe fchon um beswillen an die Stelle ber letzteren, weil 
die Erwerbung nicht aus Mitteln der Gemeinſchaft, fondern aus dem Sondergut ge 
macht worden ift, daher muß bei der neuen Erwerbung nicht nur erffärt werben, bafı 
fie zum Erfage des Veräußerten, fonbern auch, daß fie mit bem Eridfe der eigen 
geweſenen Grundſtücke gejcheben fei (L.R. ©. 1434, 1435). Enbli würde die Bor- 
Ihrift in L.R. ©. 1428, dab der Ehemann die eheweiblichen Liegenfchaften nicht ohne 
Bewilligung ber Ehefrau veräußern darf, weientlich beeinträchtigt, wenn der Erlös ber 
beliebigen Verfügung des Ehemannes und dem Bugriffe feiner Gläubiger unterworfen 
wäre. Die Aunahme, daß der ausftebende Kaufpreis der Sonderliegenfchaft ber Ehe⸗ 
frau dem Bugriffe der ehemännlicden Gläubiger unterworfen jei, fteht im Widerſpruch 
mit der herrſchenden Anficht, daß der ausſtehende Kaufpreis Sonbergut if. 


Nr. 2268. IL Sen. 11. Mai 1883. IL 561. 82. Bd. 9, Nr. 86, ©. 307. 

Geſetzliches Unterpfandsreht der Ehefrau. Mitwirkung ber Ehefrau beim Ber- 
Taufe einer Liegeufhaft während beftehender Gütergemeinſchaft. (Rhein. R.). Die 
Eheleute B. Hatten während beftehender Ehe fünf zur ehelichen Gütergemeinichaft ge 
hörige Liegenſchaften verlauft, und über deu noch ausftehenben Kaufpreis ift das Ber- 
teilungsverfahren (Art. 2186 oode civil, Elfaß.-Lothr. Geſetz vom 30. Mai 1880) er- 
Öffnet. Nach dem jeither erfolgten Tode bes Ehemannes bat bie Ehefrau Bei der 
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Uuseinanderjegung mit den Erben ded Mannes die Anerkennung einer großen Erſatz⸗ 
forderung erlaugt und auf Die eheliche Gütergemeinjchaft verzichtet (Urt. 1453 ff., 1492 ff. 
0. a. D.) Die Beffionare und Subrogatare der Frau B. haben deren gefeßliches 
Unterpfandörecht gegenüber anderen Glänbigern im Berteilungsverfahren geltend ge- 
macht. Dasſelbe ift vom Reichsgericht anerfannt. Gegenftand des geſetzlichen Unter- 
pfandrechts der Ehefrau find nad Art. 2421, 2135 Nr. 2 code civil bie Immobilien 
des Ehemannes, wozu die Gemeinfichaftsliegenichaften nicht gehören (Urt. 1401, Nr. 2 
und 3, 1402, 1470 Rr.1 a. a. DO.) Die Frau, welche anf die Gütergemeinfchaft ver- 
zichtet, verliert nad Art. 1492 a. a. D. jede Art von Recht an dem Gemeinichafts- 
vermögen. Dies ganze Vermögen gehört alfo nun dem Ehemanne, und bie Gemeinſchafts⸗ 
liegenſchaften erfcheinen als folche, welche dem Ehemanne von Anfang an gehört haben. 
Ob der Ehefrau an dem Gemeinjhaftsvermögen (vor Verzicht auf die Gütergemein- 
ſchaft) ein ruhendes Miteigentum oder nur ein Eventualvecht zuſteht, kann dahingeftellt 
bleiben, denn au wenn Erfteres anzunehmen wäre, würbe fi aus Art. 833 a.a.D. 
ergeben, daß infolge des Verzicht der Frau auf die Semeinichaft das Miteigentum 
derielben verfäwindet und der Ehemann mit rüdwirkender Kraft als ber urfprüngliche 
Erwerber und Eigentümer anzujehen ift. Im vorliegenden Falle hat nun die Ehefrau, 
jebige Witwe B., bei dem Berlaufe der fünf Liegenichaften an R. mitgewirkt, und hierin 
Yiegt allerdings ein ftillfchweigender Verzicht der Ehefrau auf ihr geſetzliches Unter- 
pfandsrecht. Es fragt ſich aber, ob dieſer Verzicht (wie ber badiſche Zuſatz L.R. 
©. 21802 beſtimmt) allgemeine Gültigkeit hat oder ob feine Wirkung auf den neuen 
Erwerber, befien Rechtsnachfolger und Gläubiger zu befchränten if. Bel dem Dtangel 
einer geſetzlichen Vorſchrift kann nach franzöſiſchem Civilrechte nur das Lebtere 
angenommen werden. Jeder Verzicht unterliegt ſeiner Natur nach einer ſtrengen Aus⸗ 
legung, und erſcheint der Verzicht als Teil eines Vertrages, ſo iſt ſeine Wirkung auf 
die Kontrahenten und deren Rechtsnachfolger beſchränkt (Urt. 1101, 1122 code cinil). 
Der fraglicde Verzicht erfolgt zum Zwecke des Verkaufes und zur Sicherung des Käufers 
fowie feiner Rechtönachfolger gegen die Anſprüche der Ehefrau aus ihrem Unterpfand3- 
rechte, Täßt alſo das Unterpfandsrecht der Ehefrau gegenüber anderen Gläubigern un« 
berührt, weshalb fie dasjelbe gegen diefe im Berteilungsverfahren zum Zwecke 
der Burgation auf den noch ausftehenden Kaufpreis der betreffenden Liegenichaft geltend 
machen Tann. Nr. 2265. Das gleiche Recht gebührt ben in gejeßmäßiger Weile ſub⸗ 
rogierten Släubigern oder Leilionarien der Ehefrau. Nr. 2290. 


Nr. 2269. IL. Sen. 18. November 1879. IL 11. 79. 3b. 1, Nr. 70, ©. 194. 

Sütergemeinfchaft. Teilhypothek. (Rhein. R.). Die auf Grund eines gegen 
den Schuldner nah dem Tode feiner nicht mitbeflagten Ehefrau erlafienen Urteils 
gegen ihn allein bewirkte Hypothekareinſchreibung trifft nur feinen Anteil an dem 
gütergemeinjchaftlihen Grundftüd, wenn auch die Schuld eine gütergemeinfchaftliche 
und die Ehefrau erft im Laufe des Prozeſſes nach Hinterlegung der Anträge geftorben 
if. Die Teilhypothek ift aud dann unwirkſam, wenn bei der die Aufhebung der 
Gemeinſchaft bezwedenden Licitation nicht ein Miterbe des Schuldners, fonbern ein 
Dritter Unfteigerer des Grundſtücks geworden if. Urt 1421, 2149, 883 code civil. 
Nr. 4047. 


Nr. 2270. IL Sen. 17. November 1885. IL 246. 85. Bd. 14, Nr. 85, S. 314. 

Anfechtung des Verzicht auf eine Dienftbarleit durch den Känfer eines che 
weiblichen Grunpdftädes wegen Mangels der chemännlichen Ermächtigung und wegen 
Hypothekenrechts. (Mhein. R.). Der Kläger hat aus ber Subhaftation gegen die 
Ehefrau K. ein Haus erfteigert; er erhob gegen den Nachbar Klage auf Anerlennung 
einer jenem Haufe an dem Grundftüde des Beklagten zuftehenden Dienftbarleit. Der 
Beflagte wendete ein, daß die Ehefrau K. längft vor der Subhaftation vertragsmäßig 
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auf die Dienftbarfeit verzichtet habe. Hiergegen machte der Kläger geltend, daß Die 
Ehefrau 8. zu dem Bertrage nicht von ihrem Ehemanne ermächtigt geweſen fei und 
daß er, Kläger, eine Hypothek am Haufe gehabt habe. Der Kläger ift abgewiefen, feine 
Reviſion zurüdgewielen. Der Art. 225 code eivil geftattet die Anfechtung nur ber 
Ehefrau, dem Ehemanne und deren Erben. Gegen eine Ausdehnung der Borjchrift 
auf befondere Rechtsnachfolger fpricht der Grund des Geſetzes, welches die Autorifation 
nur in Rüdfiht auf die ehemännlichen Rechte fordert. Zur Wahrung biefer können 
dritte Berfonen nicht berufen fein. Der Kläger ift aber auch fein befonderer Nechts- 
nachfolger; diefe Eigenſchaft kann nur in Bezug auf ein beftimmtes Recht des Bor- 
gänger3 gedacht werden, worin das Recht eines nachfolgenden Berechtigten feinen Grund 
Hat. Nur Hinfichtlih des Eigentums an dem Grundftüäde in dem Umfange und mit 
den Rechten, wie ber Vorgänger ſolches befefien Hat, ift der Kläger durch die An⸗ 
fteigerung Singularfuccefior (ayant cause) geworben. Hieraus ergiebt fi aber feine 
Nechtsfolge in einen Bertrag, wodurch fchon vor der Verfteigerung Rechte, die diefem 
Grundftüde zuftanden, anfgegeben waren. Auch aus feiner Eigenihaft als Hypothelar- 
gläubiger Tann der Kläger eine wirkſame Replik nicht herleiten. Sein Recht würde 
nur darin beftehen, mit dem Nachweife, daß der Verzicht auf die Dienftbarkeit einen 
Mindererldös und dadurch einen teilweifen Ausfall der Hypothek zur Folge gehabt habe, 
eine neue Berfteigerung de3 Haufes mit der Dienftbarleit herbeizuführen, wenn dies 
bei der gegenwärtigen Sadjlage überhaupt noch möglich märe. 


Nr. 2271. IL Sen. 25. Oftober 1889. IL 186. 89. Bb. 24, Nr. 70, ©. 340. 

Begriff der allgemeinen Ermädtigung (autorisation générale). Art. 223 code 
eivil. (Rhein. R.). Eine allgemeine Ermächtigung im Sinne deö Art. 223 code civil 
liegt zwar nicht vor, wenn der Ehemann die Ehefrau durch eine und diefelbe Handlung 
ermächtigt, fi für mehrere genau bezeichnete Forderungen zu verbürgen. Dagegen 
ift eine folcde gegeben, wenn die Ehefrau in allgemeiner Weife ermächtigt wird, bie 
Haftung für alle VBerbindlichleiten zu übernehmen, welche ein Dritter einer beftimmten 
Berjon gegenüber eingehen werde. Die Sadje liegt hier rechtlich ebenfo, wie wenn bie 
Ermädtigung dahin geht, daß die Ehefrau Rechtögeichäfte anderer Art, 3. ®. Darlehns⸗ 
verträge, Raufverträge u. f. w. mit einer beftimmten Berjon ober mit mehreren Berfonen, 
nad ihrem Belieben abſchließen dürfe. Der Eharafter der allgemeinen Ermächtigung 
wird insbefondere dadurch nicht ausgefchloffen, daß die Genehmigung zur Übernahme 
von Bürgichaften auf diejenigen Forderungen beſchränkt wird, welche fi aus ber 
Gefchäftsverbindung des Dritten mit einer beftimmten Berfon, 3. B. einem Bankier 
oder jonftigen Kaufmann, ergeben würden. Auch in derartigen Fällen wird im voraus 
die Ermächtigung zur Übernahme von Verbindlichkeiten erteilt, bezüglich deren Umfanges 
vollftändige Ungewißheit befteht, deren Tragweite insbejondere der Ehemann nicht über- 
jehen kann. Als zweifelhaft kann es nur erfcheinen, ob die bargelegten Grundſätze 
au dann Anwendung zu finden haben, wenn die Ehefrau nicht ermächtigt wird, ſich 
in Zufunft Durch mehrere Handlungen für Forderungen zu verbürgen, die nad 
Baht und Höhe unbeftimmt find, fondern dieſelbe fich mit Genehmigung ihres Ehe 
manne3 in einem Alte für alle Forderungen verbürgt, welche einem Dritten aus 
einer beftimmten Gejchäftsverbindung erwachſen werden, ſonach von ihr nur ein einziges 
Rechtsgeſchäft abgeichloffen wird. Aber auch eine Ermächtigung der legteren Art muß 
als eine allgemeine im Sinne des Art. 223 code eivil angefehen werden. Wenn die 
Ehefrau ermächtigt wird, fih für alle Berbindlichleiten, welche einem Dritten aus 
einer beitimmten Gejchäftsverbindung erwachſen werden, zu verbürgen, fo liegt jedenfalls 
dann nicht eine |pezielle, jondern eine allgemeine Ermächtigung vor, wenn fi) nicht, 
mit Rückſicht auf die Art diefer Gefchäftsverbindung oder auf der Bürgfchaft beigefügte 
Beſchränkungen, erfennen läßt, welchen Umfang die vorausfichtlich entftehenden Ver⸗ 
pfliätungen erlangen werben. Der Umftand, daß bie von der Ehefrau übernommene 
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Bargſchaft fih anf die Verbinblichleiten bezieht, welhe dem Ehemanne jelbft aus 
einer beftimmten Geſchäftsverbindung erwachſen werden, ift gleichfalls nicht geeignet, 
die Ermädtigung des Ehemannes vegelmäßig als eine fpezielle erjcheinen zu lafien. 


Nr. 2272, II. Sen. 20. April 1883. IL 541. 82. Bd. 10, Nr. 78, S. 275. 

Haftung des Mannes für die Schulden der Gran. Art. 1409 code civil. (Rhein. R.). 
Die Vorſchrift des Art. 1419 code civil ift eine Konfequenz der Negel des Art. 1409 
Abi. 2 daf. Dana muß für die von der Frau mit Genehmigung des Mannes Tontra- 
bierten Schulden das Vermögen des Mannes und der Gütergemeinichaft, welche nur 
ein Vermögen in den Händen besfelben bilden, haften. Die Borichrift des Art. 1419 
a. a. O. kann aber auf den Fall der vorliegenden Urt Feine Anwendung finden. Die 
Eheleute B. jchuldeten dem Beklagten H. eine gewifle Summe. Durch notariellen At 
haben fodann die Gläubiger, darunter H., dem Ehemanne P. einen Nachlaß von 
72 Prozent ihrer Forderungen bemilligt und tft H. für den Reſt feiner Forderung 
befriedigt worden. Bamit war PB. aus dem früheren Schuldverhältnifie 
gegen 9. vollftändtg liberiert und kann daher für letzteres das Bermögen 
besjelben, wozu andh die Gütergemeinſchaft (Art. 1421 a. a. ©.) gehört, an melcher 
der Frau nur ein eventuelles Recht zuftand, nicht mehr in Anspruch genommen werden. 
Diefer Befreiung gegenüber erjcheint der Umftand, daß fih die Ehefran P. 
unter Buftimmung ihres Ehemanned dem H. folidarifh mit verpflichtet Hat und von 
H. der Unfpruch gegen die Erftere in dem Nachlaßvertrage ausdrüdlich vorbehalten ift, 
rechtlich unwirkſam, indem daraus nur die Befugnis des H., die Zwangsvollſtreckung 
in bad perſönliche Bermögen der Frau zu erwirken, hergeleitet werden Tann. 
Underenfalld würde der zu Gunſten des Mannes bewilligte Nachlaßvertrag regelmäßig 
illuſoriſch werben. 


Nr. 2273. IL Sen. 31. Sanuar 1882. IL 450. 81. Bd. 6, Nr. 89, ©. 319. 

aftung des Ehemannes für Schulden der Ehefrau. L.R. S. 1409, 1414, 1418, 
1419, 1484, 1485, 1498, 15001504, 1510 Badiſches Landrecht. (Rhein. R.). Hat 
die Gütergemeinichaft die Geſamtheit bes fahrenden Vermögens, das die Ehegatten 
zur Beit der Eheſchließung befaßen, vorbehaltlich der einftigen Ubrechnung über den 
gefchäßten Wert erworben, fo ift bie notwendige Folge hiervon, daß fie und daher ber 
Ehemann al3 deren Herr auch die vorehelihen Schulden ber Ehegatten zu bezahlen 
hat. — Zwar Tann die Haftung der Gemeinſchaft und folgeweiſe des Ehemannes nicht 
mehr in Anjpruch genommen werben, wenn mit Anuseinanderfeßung ber ®emeinfchaft 
die Vermiſchung des Mobiliarvermögens der Ehegatten und der Gütergemeinichaft auf- 
hört. Uber im vorliegenden Falle wurde die vertragsmäßige Schuldenfonderung durch 
die andere Beſtimmung des Ehevertrages, wonach der Erfab des beweglichen Ver⸗ 
mögens nicht im Stücke, ſondern nach einem Anſchlage erfolgen ſollte, jedenfalls gegen⸗ 
über den Gläubigern wieder aufgehoben, weshalb denſelben der Ehemann nad ER. 
©. 1409 Nr. 1 und 1401 haftet und 2.R. ©. 1510 nit in Betracht fommt. Da es 
fich Hier um eine eigene Schuld der Ehefrau handelt, welche der Gemeinſchaft zur Laft 
gefallen war, jo haftet ber Ehemann bezw. deflen Erbe nach Auflöfung der Gemeinſchaft 
nur für bie Hälfte derjelben, wenn fi die Ehefrau deren teilhaftig macht. Es ift 
davon auszugehen, baf die Ehefrau an der Gütergemeinſchaft teilnehme, folange nicht 
dargethban wird, dab fie unter Beobachtung ber tm Gelege vorgeſchriebenen Formen 
von der Rechtswohlthat der Entichlagung Gebrauch gemacht Hat. — Das Geding ber 
Schuldenſonderung bezieht fi nur auf die vorehelichen Schulden der Ehegatten ſowie 
auf Schulden, die auf Erbichaften oder Schenkungen Iaften, während betreffs der durch 
Nechtögeichäfte während ber Ehe Tontrahierten Schulden bie allgemeinen Regeln der 
gejeglihen Gütergemeinichaft Plag greifen. 

Schulte, Reichägerichtsenticeibungen. Bd. II. 28 
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Nr. 2274. I. Sen. 2. April 1880. II. 61. 80. Bd. 1, Nr. 144, ©. 408. 

Bermögensabfonderung. (Bad. R.). Der Umftand, daß ber Ehemann zur Leit, 
als das Urteil auf Sütertrennung erlaflen worden, fi noch in Sant befunden bat, ift 
nicht geeignet, die Ungültigfeit der erlannten Wermögensabfonderung zu bejeitigen, 
die für den Fall der Nichtbefolgung der im L.R. ©. 1444 gegebenen Borichriften 
angedroht ift. Lebterer ift nicht verlegt worden, wenn er auf den vorliegenden Tall 
angewendet wurde, mo die Ehefrau fich auf eine vor nahezu ſechs Jahren erwirkte 


- Bermögensabfonderung beruft, zu deren Vollzug in diefer ganzen Zwiſchenzeit nichts 


geichehen ift. 


Nr. 2275. IL Sen. 17. Oftober 1884. IL 208. 84. Bd. 12, Nr. 76, S. 305. 

Legalhypothek der Ehefrau. (Rhein. R.). Weder die badilden Vorſchriften in 
Anhangsſatz 234 und 8 30 des badifhen E.G. vom 3. März 1879 noch Art, 551 code 
de commerce haben am ehelichen @üterrecht des B. G.B. etwas geändert oder auch 
nur ändern wollen. Nah L.R. ©. 1404 bleiben jämtliche Liegenſchaften, welche einer 
ber Ehegatten am Tage des Eheabſchluſſes beſitzt, deſſen Sondergut, das nit in Die 
Guͤtergemeinſchaft fält. Im Hinblid auf L.R. ©. 1408 ift in Doktrin und Praris 
unbeftritten, daß ſchon ber bei dem Eheabichluffe einem der Ehegatten zuftehende Titel 
genügt, um bie betreffende Liegenichaft zu Sondergut des Ehegatten zu machen. Yür 
Bufagen im Ehevertrage ift allerdings der Eheabfchluß eine Vorausſetzung (dies und 
conditio), aber daraus folgt nicht, daß fie erft vom Tage bed Eheabichlufies datieren; 
wie fih aus L.R. ©. 1179, 1185 ergiebt, bleibt vielmehr der Tag bed Ehevertrages 
maßgebend. 


Nr. 2276. IL.Sen. 9. Dezember 1884. IL 296. 84. Bd. 12, Nr. 84, ©. 326. 

Sondergut ber Ehefrau. Vermietung burd den Ehemann. (Rhein. R.) Der 
Ehemann W. Hat bei Abſchluß des Mietvertrages dem Bellagten das vermietete Haus 
ausdrüdlich ala eheweibliches Sondergut bezeichnet. Dennoch hat er den Vertrag nicht 
in eigenem Namen, fondern in feiner Eigenichaft ald Verwalter bes eheweiblichen 
Bermögend abgeſchloſſen (Art. 1248 code civil), und wenn aud die Dauer der Miete 
auf 20 Sabre vereinbart ift, fo konnte doch der Beklagte darüber nicht im Zweifel fein, 
daß der ohne Willen der Ehefrau, welche inzwiſchen verftorben, abgeichloffene und von 
ihr auch fpäter nicht genehmigte Vertrag nad Auflöfung der Gütergemeinſchaft gemäß 
Urt. 1429 oode civil Hindbar werde. Das Recht ber Kläger, als Erben ber Ehefrau 
diefe Kündigung auszuüben, ift demnach unbeftreitbar. Der vom Bellagten erhobene 
Einwand, daß die Mutter der Kläger im Ehevertrage ihrem Ehemanne die Nutznießung 
am fraglichen Haufe vermacht habe und daß ihm auch bei der Auseinanderfegung ber 
Gemeinihaft die Nutznießung zugeteilt worden fei, wäre nur erheblich, wenn der Miet 
vertrag vom Ehemanne zugleih aud in etgenem Ramen in Rüdiicht auf feine 
eventuelle Nußnießung nach aufgelöfter Gütergemeinichaft abgefchloffen worden wäre. 


Nr. 2277. IL Sen. 30. Oftober 1888. IL 195. 88. Bd. 22, Nr. 71, ©. 371. 


Net der Ehefrau in der Zeit zwiſchen dem Tube bes Ehemannes und der 
Teilung der ehelichen Gütergemeinfchaft in Bezug anf Geltendmachung der zu dieſer 
Gemeinfchaft gehörigen Forderung. Art. 870, 873, 1220, 1476 code civil. (Rhein. R.). 
Den Vorſchriften des code civil liegt die Auffaffung zu Grunde, daß Forderungen, 
fomweit fie al8 teilbar erfcheinen, fich unter die dabei, al3 Gläubiger oder als Schulbner, 
beteiligten Perſonen kraft Geſetzes in ber Weife teilen, daß jeber Gläubiger ben auf 
ihn treffenden Anteil an der Forderung ohne Weiteres einflagen und jeder Schuldner 
anf den ihn treffenden Anteil verflagt werben kann. Ba Art. 883 oode civil neben 
der Vorſchrift des Art. 1220 daf. befteht, jo muß letztere eine Einfchränfung infofern 
erfahren, al3 jie nur für den Beitraum durchgreift, der vor ber Teilung des Nach⸗ 
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laſſes oder ber fonftigen Gemeinſchaft Tiegt und von da ab, vorbehaltlih der auf 
Grund des Art. 1220 erworbenen Rechte, der Teilungdvertrag endgültig Darüber ent- 
ſcheidet, welcher Teilhaber in Anfehung einer zum Nachlaſſe gehörigen Forderung oder 
Schuld als Gläubiger bezw. Schuldner anzufehen fei. Solange aber eine Teilung noch 
nicht erfolgt ift, erfcheint jeder Erbe befugt, bezüglich der einzelnen zur Erbſchaft 
gehörigen teilbaren Forderungen gegen bie Schuldner Klage zu erheben und Ve 
zahlung desjenigen Betrages zu verlangen, ber feinem Erbteile entſpricht. Anders 
liegt die Sache bezüglich derjenigen Klagen, wodurch das Eigentumsrecht an einer zum 
Nachlaſſe gehörigen Sache geltend gemadht wird. Nr. 2498. Daß ber Ehefrau 
bezw. deren Erben nach aufgelöfter Gütergemeinichaft und vor ftattgehabter Teilung 
des dazu gehörigen Vermögen? das Recht zufteht, die Hälfte ber zur Gemeinfchaft ge- 
hörigen Forderungen einzuflagen, Tann zwar aus Art. 1476 code civil abgeleitet 
wesden, der nur in Anjehung der Teilung de3 Gemeinichaftsvermögens, insbejondere 
der einzuhaltenden Formen, der Wirfung der Teilung u. |. w. auf die für die Erb- 
teilung geltenden Regeln vermweift. Über dieſe Befugnis ergiebt ſich daraus, daß ber 
in Frage ftehende Brundja für jede Urt von Vermögensgemeinſchaft gilt und be» 
züglich der ehelichen Gütergemeinſchaft eine abweichende Vorſchrift nicht getroffen ift. 
Die Klägerin ift daher vom Berufungsgericht mit Recht für befugt erachtet, die auf fie 
fallende Hälfte der Forderung einzuflagen. Nr. 2495. 


Nr. 2278. IL Sen. 30. März; 1886. IL 432. 85. Bd. 15, Nr. 80, ©. 324, 

Kritifcher Zeitpunkt für die Frage, ob Mobilien oder Immobilien in die Che 
eingebracht find. Art. 883 oode civil. (Mhein. R.). Es erfcheint nicht gerechtfertigt, 
die Fiktion des Art. 883 code civil über ihren Bwed hinaus auch für das vermögend- 
rechtliche Verhältnis zwiſchen einem Miterben und feinem Ehegatten gelten zu lafien 
in der Weife, daß das Ergebnis der Teilung dafür maßgebend wäre, ob ein Ehegatte, 
dem während ber Ehe eine Erbihaft anfällt, Mobilien oder Immobilien geerbt habe. 
Sn biefer Beziehung erfcheinen die Beſtimmungen der Art. 1401 ff. code civil maß- 
gebend, wonach anzunehmen ift, daß der Beftand der Erbmafle zur Beit des Anfalles 
der Erbichaft Darüber entfcheibet, ob und mieviel ber Ehegatte an Mobilien oder Im⸗ 
mobilien geerbt habe, nicht aber das mehr oder weniger vom Bufalle abhängige Er- 
gebnis einer fpäteren Teilung. Art. 1401 a. a. D. beftimmt, daß in bie Gütergemein- 
ſchaft alles Mobiliarvermögen falle, welches dem Ehegatten während ber Ehe als 
Erbidaft anfällt, und in gleicher Weile fchließt Art. 1404 a. a. D. alles Immobiliar⸗ 
vermögen von der Gütergemeinfchaft aus, welches dem Ehegatten während der Ehe als 
Erbihaft anfällt, und es ift anzunehmen, daß das Geſetz bier, wie es bem natür- 
lichen Wortfinne entipridt, an ben Anfall der Erbichaft und nicht an das Ergebnis 
der fpäteren Teilung gebadjt hat. ebenfalls ift Art. 883 a. a D. dann nidt an» 
wenbbar, wenn es fih um Bahlung einer Herausgabe (soulte) auf eine Liegenfchaft 
handelt, in welchem Falle diefe Heransgabe an Stelle der Sache tritt (vergl. Urt. 1408 
code eivil). Nr. 2404. Nr. 2507. 


Nr. 2279. IL Sen. 12. Oktober 1886. IL 150. 86. Bd. 16, Nr. 68, ©. 284. 

Altivlegitimation der Ehefrau zur Einliagung einer von ihr als Sondergut 
beanfpruchten Forderung. Materiellrechtliche Vorſchrift in Urt. 1499 code civil. 
(Rhein. R.). Die Klage ift die Darlehnsklage, und zu dieſer fit die Klägerin 
(Ehefrau) an fi durch die unbeftrittenen Thatſachen Iegitimiert, daß fie dem Be 
HMogten da3 Darlehn gegeben und daß diefer ihr in der Urkunde die Nüdzahlung ver- 
proden Hat. Da das Darlehn ans eigenen Mitteln hingegeben werde, ift nad) dem 
code civil nicht erforderlich. Wohl aber könnte die Legitimation der Ehefrau auf Grund 
bes Art. 1421 code civil beftritten werben, wenn fie allein und für fich eine zur @üter- 
gemeinjchaft gehörige Forderung einfingte. Es befteht nun aber unbeftritten zwiſchen ben 

28* 
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Eheleuten nur Errungenfchaftsgemeinichaft, und der Ehemann Hat fich der auf Bahlung 
an die Ehefrau gerichteten Klage angeſchloſſen. Diefer Anſchluß kann mit Rückſicht 
auf 8 51 C. P.O. nicht anders als die Erflärung aufgefaßt werben, daß die Forderung 
Sondergut der Klägerin fei, wie dieſe e3 behauptet. Im Berhältniffe zwifchen 
den Eheleüten genügt aber dies Geftändnis, um die Sondergutseigenfchaft der For⸗ 
derung darzuthun, und dadurch, daß der Ehemann ebenfall® als Kläger aufgetreten, ift 
gemäß Urt. 1428 code civil die Legitimation der Ehefrau erbracht. — Die Frage, ob 
das Einbringen nur durch Inventar oder „stat en bonne forme“ bewiefen werben 
tönne, berührt nicht die Stellung des Bellagten al3 Schuldner, fondern nur die 
jenige ald Gläubiger, kommt alfo nur bezüglich feiner Einrede der Aufrechnung 
in Betracht. In diefer Richtung ift num aber dem Berufungsgericht darin beizupflichten. 
daß der Art. 1499 code civil eine materiellrehtlihe Vorſchrift enthält, welche 
von der C.P.O. nicht berührt wird. Es ift nicht von einem Beweise durch Inventar 
die Rede, fondern die Konftatierung durch Inventar ift ald Vorausſetzung 
dafür erflärt, daß das Eigentum an den Mobilien von einem Ehegatten geltend ge- 
macht werden Tann. Vergl. au Art. 1510 oode civil. Nr. 2297. 


Nr. 2280. IL Sen. 15. Sanuar 1892. IL 258. 91. Bd. 29, Nr. 69, ©. 284. 

Beweis des Einbringens, wenn die Ehefrau den Wert bes Eingebrachten in 
einer Geldſumme beanfprudt. (Rhein. R.). Die Nechtsanficht des VBerufungsgerichts, 
dab L.R. ©. 1499 (der zwar, wie auch das Berufungsgeriht annimmt, Teine bloße 
Beweisvorſchrift bildet und daher auch durch die C.P.O. nicht aufgehoben tft) auf den 
vorliegenden Fall feine Anwendung findet, ift nicht rechtsirrtümlih. Der L.R. S. 1499 
fommt, fei e8 auf dem Gebiete der Errungenſchaftsgemeinſchaft, fei es auf dem bier 
vorliegenden ber Berliegenihaftung, nur dann in Betracht, wenn es fih um Verhält⸗ 
niffe zu Dritten, um die Geltendmachung von Unfprüden unmittelbar an den Fahr- 
niffen felbft, die nach der Behauptung des Geltendmachenden Sondereigentum fein 
follen, Handelt. Hier Handelt es fi nun zwar um die Geltendmadhung von Ansprüchen 
der Ehefrau an ihren Ehemann gegenüber Gläubigern des Lebteren, alfo gegenüber 
Dritten, aber nit um die Geltendmahung von Anſprüchen der letzteren Art, viel- 
mehr darum, daß die Ehefrau für jenen Betrag ihres zugelagten Einbringens, der bie 
nad dem Ehevertrage in die Gütergemeinſchaft eingeworfenen 50 ME. überfteigt, den 
ſchon nad der ausdrüdlichen Beftimmung bes Ehevertrages nur in Geld rüdforderbaren 
Wert in einer Geldſumme beaniprudt. Die Ehefrau will alfo nicht diejenigen 
Gegenftände, die fie nach ihrer Behauptung in die Ehe eingebradt Hat, dem Stüde 
nad der Gütergemeinfchaft entziehen, nit ein Sondereigentum an ihnen be 
anſpruchen, jondern lediglih eine &eldforberung auf Grund ber Thatſache geltend 
maden, daß fie mehr in die Ehe eingebracht habe als die nach dem Ehevertrage in 
die Gütergemeinſchaft eingeworfenen 50 Mt. Dafür, daß aud für eine ſolche auf 
das Mehreinbringen geftüßte &eldforberung das, was die Ehefrau in die Ehe ein- 
gebracht Hat, nur auf ein Verzeichnis im Sinne des L.R. ©. 1499 gebaut werden 
fönne, giebt weder der Wortlaut noch der Zweck dieſer Geſetzesbeſtimmung einen An- 
halt. Es war daher nicht rechtöirrtümlich, wenn das VBerufungsgeriht auch bei dem 
Mangel eines Berzeichnifies der von ber Ehefrau ©. in die Ehe eingebrachten &egen- 
ftände im Sinne des L.R. ©. 1499 gleihmwohl auf Grund der vorliegenden Beweiſe 
prüfte, welchen WWertbetrag die Ehefrau ©. in die Ehe eingebracht habe und welde 
Geldforderung ihr hiernach zufolge des Überfteigens ihres Einbringens über die zufolge 
bes Ehevertrages in die Sütergemeinihaft eingeworfenen 50 Mt. zuſtehe. Nr. 2284, 


Nr. 2281. I. Sen. 22. Dezember 1891. II. 242. 91. Bd. 29, Nr. 76, ©. 311. 
Vereinbarung der Gütertreuuung bezüglich des dem Ehemanne durch Schenlung 
oder Erbſchaft anfallenden Vermögens neben ber Gütergemeinſchaft. Bermutung 
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des Art, 1499 code civil. (Rhein. R.) Die ftreitige Yrage, ob auf ein güterredit- 
liches Verhältnis ber hier feftgeftelten befonderen Art die Borfchrift des Urt. 1499 
code civil Anwendung finde, ift zu verneinen. Yür das Syftem der Errungen» 
Ihaftsgemeinfhaft (Art. 1498, 1499 code civil) fommen zwei Borausfegungen 
weſentlich in Betracht, daß bezüglich der Nugungen und des Erwerbes aus dem beiber- 
feitigen Bermögen der Ehegatten Gemeinfchaft befteht, und ſodann, Daß letzteres in der 
Hand des gejehlich auch die Berwaltung des Frauengutes führenden Ehemannes fich 
vereinigt und fo nad außen hin als eine einheitliche Maſſe erfcheint. Daran Inüpft 
ih dann die im Art. 1499 ausgeſprochene Bermutung, daß Ulles, was zu biefer 
Maſſe gehört, Ucgneft jei, ſofern nicht dba8 Sonbereigentum bes einen oder des anderen 
Ehegatten durch ein Inventar oder Verzeichnis in gehöriger Form dargethban wird. 
Im vorliegenden Falle Handelt es ſich aber um ein Büterrechtöverhältnis von weſentlich 
verichiedener Art. Nach dem Heiratövertrage der Eheleute B. teilt fich ihr Vermögen 
in zwei thatfächlih und rechtlich verſchiedene Maffen, zunächſt das zur Beit der Ehe 
fchließung von ihnen bejeflene Vermögen, für welches Gemeinſchaftsrecht gilt, und ſo⸗ 
dann das während der Ehe ihnen durch Schenkung oder Erbſchaft zufallende Vermögen, 
bezüglich deſſen vollftändige Gütertrennung vereinbart if. Dadurd war, was das 
letztere betrifft, jede Gemeinſchaft ausgefchloffen, und das der Frau Angefallene wurde 
freie8 ber ehemännlihen Berwaltung nicht unterworfened Sondergut berfelben. Bei 
einem fo geregelten Güterverhältniffe aber, mo es fi um zwei völlig getrennte und 
von verfchiebenen Rechtsſyſtemen beberrfchte Maſſen handelt, fehlt es erfichtlih an der 
für eine beibe letzteren umfaflende Vermutung im Sinne des Wrt. 1499 code civil 
erforderlichen Grundlage. Hier fommt noch folgendes in Betracht. Nach den Bor- 
jchriften der Wrt. 1387 ff. code civil hatte zuläfligerweiie im SHeiratövertrage bie 
Klägerin mit ihrem Ehemanne neben ber vereinbarten Errungenfchaftgemeinfchaft ber 
züglich des dem Ehemanne dur Schenkung oder Erbſchaft zufallenden Vermögens 
ftipuliert. Die Klage ift nur gegen den Verwalter im Konkurſe der Handelsgefellichaft, 
deren Teilhaber ber Ehemann war, auf Feftitellung der ber Klägerin gegen bie Handels» 
gejellichaft zuftehenden Forderung gerichtet, nachdem die Klägerin ein rechtskräftiges 
Gütertrennungsurteil erwirft hatte Der Art. 1499 a. a. D. findet nun nicht im Ber- 
hältniffe der Ehegatten, vielmehr nur zu Gunſten ber Gläubiger bderfelben, deren 
Sicherung er bezwedt, Anwendung. Im vorliegenden Falle fteht aber der Klägerin 
lediglich der Konkurs der genannten Handelögefellihaft in der Perſon bed Berwalters 
gegenüber, und von biefem Konturfe find Die perfönlihen Gläubiger der Gejellichafter 
ausgeichlofien. Vergl. Urt. 122 H.G.B., 8 198 R.R.D. Daraus folgt, daß es dem 
Verwalter des Geſellſchaftskonkurſes nicht zufteht, ſich aus dem Rechte der letzteren ſich 
auf die Beitimmung des Art. 1499 code civil zu berufen. 


Nr. 2282. IIL Sen. 30. Juni 1891. II. 119. 91. Bd. 28, Nr. 86, ©. 370. 

Boraudfekungen der Aumenbbarleit bes Art. 1406 code civil. (Rhein. R.). 
Bur Anwendung bes Urt. 1406 code civil wird vorausgefeht, daß das Srundftüd von 
dem Aicendenten in Baufch und Bogen gegen Aufrechnung feiner eigenen Schuld oder 
gegen Übernahme der Schuld an einen Fremden überlaffen wird. Das Grundftüd 
muß, foweit der erfte Fall in Betracht Tomımt, „in solutum“ gegeben werben. Es 
darf nicht ein fefter Kaufpreis beftimmt und es darf nicht ausgemacht fein, daß bie 
fragliche Schuld Lediglich auf den Kaufpreis abzurechnen und der Überfhuß bar zu 
zablen fei. Werden folche Beftimmungen getroffen, wenn auch zwifchen Aicendenten 
und Defcendenten, fo Tann nicht von einem Überlaflen oder Abtreten des Grundftüds 
gegen Aufrechnung der Schuld geſprochen werden. Vielmehr liegt dann ein einfacher 
gewöhnlicher Kaufvertrag vor. Wenn man es andy für ftatthaft erachten muß, daß 
beide Fälle des Art. 1406 bei einem Alkte vereinigt vorkommen, daß alſo ber Über. 
nehmer nicht bloß eine Schuld des Übertragenden al3 getilgt annimmt, fondern zugleich 
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noch eine fremde Schufb besfelben übernimmt, jo muB ſich Doch Hierauf Die ganze über⸗ 
nommene Verpflichtung befchränten, und es darf nicht außerdem noch nad Abrechnung 
der übernommenen Summen auf einen feftgejeßten Kaufpreis der Neft dieſes Breifes 
bar ausgezahlt werden follen. Das Geſetz Tennt überhaupt für die beiden Fülle des 
Art. 1406 feinen Kaufpreis; es ftellt nur die gelegliche Vermutung auf, daß, fo- 
bald einer der beiden Yälle vorliegt, wobei es den Betrag der aufgerechneten oder 
übernommenen Schuld ganz bdabingeftellt fein läßt, ein nach ben Grundſätzen der 
Schenkungen gu beurteilender Vertrag vorliege. Es ergiebt ſich Hieraus zugleich, 
daß der Artikel, da es fich bei ihn in Wirflichleit um belaftenbe Verträge handelt, eine 
Ansnahmebeftimmung gegenüber ber allgemeinen Vorſchrift bes Art. 1401 a. a. D. 
enthält, daß Immobilien, die während der Ehe burch belaftende Berträge erworben 
werden, in bie Gftergemeinichaft fallen. Deshalb ift es unzuläffig, ben Art. 1406 über 
die alle, die er ſelbſt anführt, hinaus anszubehnen und baburch weitere Fälle feiner 
Anwendung zn fchaffen. 


Ar. 2283. IL Sen. 22. September 1896, IL 132. 96. ®b. 38, Ar. 96, ©. 366. 

Unwenbungsfälle der Berjährungsnermen der Urt. 2277. 475 code civil. 
(Rhein. R.). Ron ben beiden feitens ber Klägers geftellten Revifionsanträgen Tonnte 
zunächſt der erfte auf Die Aberkennung ber fünfprozentigen Binfen von bem der Güter⸗ 
gemeinihaft &. K. feitens ber Beklagten für Verwendungen auf das Sonbergut ber 
Ehefrau bed Kläger während des Beſtehens der Ehe zu erjegenden Betrage von 
1843 Mt. für die Zeit von ber Aufldfung ber Gütergemeinichaft durch deu Tod ber 
Ehefrau, dem 29. Zuli 1870, bis zum 26. Juni 1886 bezügliche nicht für begründet 
erachtet werden. Dieſe Aberfennung ift damit begründet, daß die von dem letztgedachten 
Tage laufenden mehr als fünfjährigen Binfen vor der Geltendmachung bed Anfpruches 
im gegenwärtigen Verfahren nad) Art. 2277 code civil verjährt feien. Die Aufftellung 
der Nevifion, daß dies nm deswillen rechtöirrtümlich fei, weil der Art. 2277 a. a. D. 
auf bie bier in Frage ftehenden nad Art. 1473 vom Tage ber Auflöfung ber Güter- 
gemeinfchaft geſchuldeten Binfen der Erfabanfprücdhe ber Gütergemeinfchaft bezw. der 
Ehegatten nicht anwenbbar ſei, ift nicht zutreffend. DaB ber Art. 2277 auch anf geieh- 
tie Binjen überhaupt Anwendung findet, ift wiederholt von bem erfennenden Senate 
in Übereinftimmung mit ber franzöfiihen Rechtſprechung und Doktrin ausgeſprochen 
worden. Dafür aber, in diefer Frage fpeziell bezüglich der geſetzlichen Binfen des Urt. 
1473 eine Ausnahme eintreten zu laffen, Tiegen entfcheidende Gründe nicht vor. Ber 
Grund der fünfjährigen Binsverjährung, die Verhinderung bed unverhäftnismäßigen 
Anwachſens einer Schuld durch unbeſchänkten Binfenlauf während einer langen Reihe 
bon Jahren, ift insbefondere auch in Fällen der vorliegenden Urt gegeben, in denen 
nad rechtlicher Auflöfung der Sütergemeinfchaft dieſelbe thatfächlih mangel3 Aus 
einanderfegung während langer Beit fortgejebt wird und folgeweife der unbefchränfte 
Binfenlauf der Erjaßforderungen zu einem das urfprüngliche Beteiligungsverhältnis 
weſentlich modifizierenden Ergebniffe führen muß. Auch der Umftand, daß hier eine 
ziffermäßige Feſtſtellung der Erfaßforderungen während des thatjächlichen Fortbeſtehens 
ber Gemeinſchaft nicht erfolgt war, fteht der Anwendbarkeit des Art. 2277 nicht ent- 
gegen. Da e3 fi um beftimmte Verwendungen ber Gütergemeinichaft auf das Sonder- 
gut der Ehefrau &. handelte, für die die Erſatzanſprüche in ziffermäßigen Beträgen jeder- 
zeit zwifchen ben Beteiligten feftgejeßt werden Tonnten, fo muß es für den Lauf ber 
Binfenverjährung als genügend erachtet werben, daß der Kläger vom Beginn der Auf- 
löfung der Gütergemeinfchaft in der Lage war, im Wege der Auseinanderſetzung mit 
feinen Kindern die Durdführung feiner bezüglichen Anſprüche zu erwirten. Der Sap 
„agere von volenti non currit praescriptio“ findet hier alſo feine Anwendung. Bagegen 
mußte der zweite, auf den Art. 475 code civil geftütte Revifionsantrag des Klägers 
und Widerbeflagten für begründet erachtet werden. Das Oberlandesgericht Hat feinen 


8 92. VBürgerliche Ehe. | 439 


Einwand gegen die vom Landgericht ausgeſprochene Verurteilung zur Rüderftattung 
ber nad dem Tode feiner Ehefrau vereinnahmten Steiggelder von Sonbergütern im 
Betrage von 1035 Mk. zu deren Nachlaß und der gleichfalls nach Auflöfung der Güter⸗ 
gemeinfchaft vereinnahmten 489 ME. gütergemeinfchaftlicher Steiggelber zur Gütergemein⸗ 
haft, daß nämlich dieſe Anſprüche der Beflagten nad) Urt. 475 code civil verjährt feien, 
um beswillen für unbegründet erachtet, weil, wenn auch der Art. 475 nad Einführung 
ber preußifhen Bormunbichaftsordnung vom 5. Juli 1875 noch als geltendes Recht zu 
erachten fei und wenn auch jene Bereinnahmungen während der Minderjährigfeit feiner 
Töchter, der jpäteren Ehefrauen des Bellagten P. H., ſeitens bes Klägers und Wider. 
beflagten erfolgt feten, Doch feine „vormundichaftliden Handlungen, faits de la tutelle“ 
im Sinne bes bezogenen Artikels in Frage ftänden; Der Kläger fei bei den fraglichen 
bei Lebzeiten feiner Frau erfolgten Berfteigerungen als Gelderheber beftellt geweſen und 
babe daher als folder, nicht als Bormund die fraglichen Gelder eingenommen. Zu⸗ 
nächſt ift dem Oberlandesgericht darin beizupflichten, daß der Art. 475 code civil nicht 
durch die Vormundſchaftsordnung befeitigt iſt. Aufgehoben find nad 8 102 daf. bie 
bisherigen Borfchriften der in Preußen geltenden Geſetze, insbefondere auch des rheini- 
ſchen Eivilgefeßbuches, über das Bormundfhaftsmwejen, foweit fie nicht in dem 
Geſetze ausdrücklich aufrecht erhalten find. Der Art. 475 gehört aber dem Berjäh- 
rungsrecht an, und wenn and die darin vorgejehene Türzere Verjährung von An- 
fprühen aus vormunbichaftliden Handlungen zu ®unften des VBormundes veranlaßt 
ift dur die mit der Vormundſchaft nach verjchiedenen Richtungen vielfach verfnüpften 
befonderen Berhältnifie, und wenn biefelbe ferner auch das Nechtsverhältnis zwiſchen 
Bormund und Münbel materiell beeinflußt, fo bildet doch die Berjährungsbeitimmung 
ſachlich keine Vorſchrift über das Vormundſchaftsweſen, insbefondere nicht in ber ſich 
aus der Vormundſchaftsordnung ergebenden Auffaffung. Die weitere Annahme des 
Oberlandesgerichts aber, daß die Vorausfegungen des Art. 475 im vorliegenden alle 
nicht gegeben ſeien, ift nach ber feftgeftellten Sachlage rechteirrtümlih. Dit dem am 
29. Juli 1870 erfolgten Ableben feiner Ehefrau wurde der Kläger kraft Geſetzes (Urt. 
390 code civil) Bormund feiner damald noch minderjährigen Töchter. Soweit eine 
Bevollmaͤchtigung feitens jetner Ehefrau beftand, erloſch diejelbe gemäß Urt. 2003 code 
eivil. Gteichzeitig wurden bie ausftehbenden Steiggelder der Sondergüter der Mutter 
ausſchließliches Eigentum der Töchter als ihrer Erbinnen, und an denen der gütergemein- 
ſchaftlichen Grundftäde wurden fie zufammen zur Hälfte beteiligt. Die Bereinnahmung 
diefer Gelder während der DMinderjährigfeit bildete daher virtuell einen Aft der Ber- 
waltung des Vermögens der Mündel, aljo der vormundſchaftlichen Bermwaltung, und ſo⸗ 
weit der Kläger biöher dieſe Gelder feinen Töchtern bezw. deren Erben nicht herausgegeben 
oder verrechnet bat, beruht feine Haftbarfeit auf vormundſchaftlichen Handlungen im Sinne 
des Urt. 475 a. a. D. Die von dem Kläger injoweit geltend gemachte Berjährungs- 
einrede ift Daher an fich begründet. Es kann dies indeffen nicht zur völligen Abweiſung 
ber betreffenden Anſprüche führen, weil feftfteht, daß die Erhebung der Steiggelder nur 
zum Zeil während der Minderjährigfeit der Töchter erfolgt ift, und ſoweit diefelben 
vom Kläger nad) der Großjährigkeit der einen oder beider, fei es auf Grund eines ſtill⸗ 
ſchweigenden Mandates oder einer negotiorum gestio vereinnahmt wurben, von einer 
Verjährung auf Grund des Urt. 475 nicht die Rede fein Tann. 


Nr. 2284. IL. Sen. 27. November 1896. II. 208. 96. 8b. 38, Nr. 98, ©. 377. 

Bermutung für die Eigenſchaft des Mobilisrvermögens bei Errungenichafts- 
gemeinfchaft ais erworbened Vermögen. Art. 1499 code civil. (Rhein. R.). Die 
Nevifion ift zurückgewieſen. Das Oberlandesgeriät nimmt zunächſt mit Recht an, daß 
ber Urt. 1499 code civil fi} nicht bloß auf bewegliche Förperliche Sachen, ſondern auch 
auf Forderungen bezieht, indem der darin gebrauchte Ausdruck „Mobiliarvermögen” 
Beides umfaßt. Wenn das Oberlandesgeriht davon ausgeht, daß in dem Urteil 
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Nr. 280 nit das Gegenteil habe ausgeiprochen werden follen, fo ift biefe Auffaffung 
zutreffend. Jenes Urteil behandelte einen mit Nüdficht auf den damals vorliegenden 
Ehevertrag befonders gearteten Fall und hatte feinen Schwerpunkt in dem Inhalte bes 
abgeichloffenen Ehevertrages. Es tft nicht die Meinung des Urteils, daB der Art. 1499 
Dritten gegenüber auf Geldforderungen dad einen Ehegatten gegen ben anberen, 
mögen fie bei Abſchluß ber Ehe ſchon vorhanden geweien oder feitbem entftanden fein, 
überhaupt feine Anmwenbung finden folle. Im vorliegenden Falle hat die Mägerin 
als Geffionarin der Ehefrau des Gemeinſchuldners die rechtliche Natur ihres Anipruches 
nicht näher definiert. Während fie nad) dem Thatbeftande des Urteils erfter Inſtanz 
nur behauptet, daB die Ehefrau des Gemeinſchuldners während bes Beſtehens der Ehe 
bei der Erbteilung über den Nachlaß ihres Vaters %. R. als Vorempfang einen Betrag 
von 15000 ME. fih Habe anrechnen laſſen, welchen Betrag F. R. im Juli 1890 zur 
Dedung einer Schuld ihres Ehemannes aus feinem Vermögen bergegeben habe, be- 
fagt die Eeffion, wodurch der Anſpruch auf die Klägerin übergegangen ift, daß bie 
Cedentin nad Abſchlinß der Ehe einen von ihren Water erhaltenen Betrag von 
15000 Mt. eingebracht Habe. Bas Oberlandeögericht erörtert die verjchiedenen mög- 
lien rechtlichen Geſichtspunkte, unter welche der erhobene Anſpruch nach den bürf- _ 
tigen thatfähhlien Unführungen der Klägerin gebradht werden könnte, und gelangt zu 
dem Reſultate, daB es fich Hierbei immer um eine Forderung der Ehefrau des Ge⸗ 
meinſchuldners Handle, nämlich entweder um eine anf fie übergenangene Forderung 
ihres Baterd an ihren Ehemann oder um eine durch fofortige Überlaffung des von 
ihrem Bater erhaltenen Geldes an ihren Ehemann für fie felbft entftandene Forderung, 
die gegenüber Dritten ber Borfchrift des Urt. 1499 unterworfen fei. In diefer Aus- 
führung kann ein Rechtsirrtum nicht gefunden werden. Wie es ſich hinſichtlich der An- 
wendbarkeit des Art. 1499 verhielte, wenn die Ehefran nicht dem Ehemanne überlafjenes 
Geld, fondern Fahrnisitüde wie etwa Wertpapiere als Sonbergut erhalten hätte, für 
beren in die Gemeinſchaft geflofjenen Erlös Erfah verlangt würde, bedarf in dem vor- 
liegenden Falle Teiner Erörterung. Die Enticheidung ift daher durch Anwendung bes 
Art. 1499 gerechtfertigt, ſondern nicht die weitere Aufftellung der Klägerin für begründet 
erachtet werden könnte, daß fie bezw. ihre Cedentin nicht einem Dritten, den Gläu- 
bigern des Gemeinfchuldners, fondern diejem, ihrem Ehemanne, felbft in der Perſon bes 
Konkursverwalters gegenüberftehe. In diefer Hinficht ift jedoch mit Dem Oberlandesgericht 
anzunehmen, daß der Konkursverwalter, der jedenfall auch das Intereſſe der Gläubiger 
bes Gemeinſchuldners zu vertreten bat, als ein Dritter angefehen werden müſſe und 
die Ehefrau des Gemeinſchuldners bei Geltendmachung von Forderungen im Konkurſe 
nicht fo behandelt werben dürfe, al3 wenn fie lediglich ihrem Ehemanne gegenüberftände. 


Nr. 2285. IL Sen. 20. Mai 1892. IL 91. 92. Bd. 29, Nr. Si, ©. 326. 

Auwenbbarleit des Art. 1499 code civil, wenn an die Stelle des urfpränglicdhen 
Bermögensgegenftaudes durch Vertrag zwiſchen deu Ehelenten ein auberer getreten 
if. (Mhein. R.) Was zunächſt den Art. 1499 code civil betrifft, fo bebarf es einer 
Entſcheidung der in neuerer Beit Iebhaft erörterten Frage, ob die gedachte Geſetzes- 
beitimmung, wie der erfennende Senat in einem früheren Urteile angenommen bat, nur 
dann Anwendung findet, wenn der Ehegatte als Vindikant bezw. UWusfonderungs- 
bere&tigter auftritt und Dritten gegenüber bewegliches Gut als Sondereigentum in 
Unfpruh nimmt, oder ob bie Vorſchrift weiter auch die Fälle beherriche, in denen es 
fi Tediglich um Forderungsrechte, namentlih Erſatzanſprüche handelt, die der Ehe⸗ 
gatte in Konkurrenz mit den Släubigern geltend macht, für Die vorliegende Sache nidt. 
Es ergiebt fich nämlich bei richtiger Beurteilung des feftftehenden Sachverhalts, baß der 
vorliegende Fall unter die erfte der beiden angeführten Kategorien zu zählen ift, und 
daß deshalb die Anwendung der bezogenen Geſetzesvorſchriften (Urt. 1499, 1565 Abf. 2 
code civil) unbedenklich erjcheint. Zn dem Eeflionsafte vom 9. Dezember 1882 hat 
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nämlich 2. M., der Ehemann der Bellagten, zwifchen denen zufolge Heiratsvertrages 
Errungenfchaftsgemeinfchaft beftand, Die Forderung der Ehefrau aus dem Schuld- 
Scheine vom 2. Februar 1882 fowie deren Sondergutsqualität anerlannt und 
ihr zu deren Dedung feine näher bezeichnete Reſtforderung gegen N., um deren 
Zinſen es fi bei der fraglichen Berteilung Handelt, übertragen. Wenn in dem ge- 
dachten Alte von einer „Wiederanlegung“ der nicht in die Gütergemeinichaft gefallenen 
Gelder ber Bellagten geiprochen wird, fo ift das ein inkorrekter Ausdruck, indem es 
fih nad deflen ganzen Inhalte um eine datio in solutum handelt. Mag man nun 
auh, was das Berufungsgeriht überfieht, jene anerkannte Forderung, foviel den 
Ehemann angeht, als eine justa causa für die Eeifion im Sinne des Art. 1595 
“bl. 2 a. a. O. anzufehen fein, fo fteht doch hier das Berhältnis zwifchen dem Kläger 
als Gläubiger des Lebteren und der ihren Aniprud ans der Ceſſion ver- 
folgenden Bellagten in Frage Dies Verhältnid wird aber von der Borichrift 
des Art. 1499 a. a. O. beherricht und es ſetzt deshalb der fragliche Unfpruch der Ber 
klagten zu feiner Begründung voraus, daß die Sondergutsgualität der erwähnten 
Forderung nad) Maßgabe der gedachten Geſetzesvorſchrift bewiejen wird. An diejem 
Nachweiſe fehlt e8 jedoh, wie das Berufungsgericht zutreffend ausführt. Wenn dem 
gegenüber nun die Reviſion ber Bellagten darzuthun fucht, daß hier lediglich eine Er- 
fagforderung von der Bellagten geltend gemacht werde und deshalb der Art. 1499 
a. a. DO. feine Anwendung finden fönne, fo erfcheint das verfehlt. Es handelt ſich hier 
erfihtlih nicht darum, daß die Beklagte etwa für ein in die Gemeinſchaft gefallenes 
Sondergut Erfah in Geld verlangt, vielmehr nimmt dieje das ihr an Stelle der Sonder- 
gutSforderung abgetretene Vermögensobjekt, und zwar als Gegenstand ihrer aus⸗ 
Ihließliden Befriedigung, ben fie der Gemeinfchaftämaffe und dem Bugriffe der 
Gläubiger entziehen will, in Anſpruch. Hiernach hanbelt es fi in der That um eine 
Bindilation, und gegen Anſprüche folder Art ift nad anerlanntem Recht den 
Gläubigern der Schub des Art. 1499 code civil gegeben. Bon dieſem Gefichtspunfte 
erfcheint e3 auch unerheblih, daß hier nicht die urjprüngliche Forderung, fondern ein 
Surrogat diefer ben Gegenftand des Anſpruches bildet. 


Nr. 2286. II. Sen. 19. Dezember 1884. IL 323. 84. Bd. 12, Nr. 85, ©. 329. 

Rechtswohlthat des Art 1483 code civil. (Rhein. R.) Die Beftinmung des 
Urt. 1483 code civil fnüpft die der Ehefrau gewährte Rechtswohlthat an die Be- 
bingung, daß ein richtiged und getreue3 Inventar aufgenommen wird. Es wird 
der freien Wahl ber Ehefrau anheimgeftellt, ob fie diefe Bedingung erfüllen oder unter- 
laſſen wolle. Wählt fie das Lebtere, fo begiebt fie ſich dadurch freiwillig des Anſpruches 
anf die Wohlthat des Gefehes und leiſtet ſtillſchweigend Verzicht auf fie. Dies führt 
zu der notwendigen Folgerung, daß das Geſetz nicht eine bloße Beweisregel auf- 
geftellt, jondern eine Formvorſchrift erteilt Hat, die durh 8 14 Nr. 2 E.G. 
zur C.P.O. nit berührt wird. Der Art. 1483 a. a. D. fchreibt allerdings nicht aus⸗ 
drüädiih ein notarielles Inventar vor; er kann aber (vergl. Art. 794, 1456 a. a. O.) 
nur das damals in Frankreich allein anerlannte durch einen öffentlichen Beamten auf 
genommene Inventar im Auge gehabt Haben. Die Form dafür ift in den Art. 943 ff. 
code de prooedure genau vorgefchrieben. Auch diefe, wie das ganze Buch über das 
Verfahren bei Eröffnung von Erbichaften (Art. 907 ff. code de procedure), ber frei- 
willigen Gerichtsbarkeit angehörigen Borichriften werden durch die C.P. O. nicht berührt. 
Demnach bildet die Errichtung des notariellen Bermögensverzeichniffes die notwendige 
Vorausſetzung für die Geltendmachung der Rechtswohlthat. Die Beitimmungen der 
Kabinetsordre vom 4. Yuli 1834 und 8 35 der preußiſchen Vormundſchaftsordnung 
vom 5. Zuli 1875 beziehen fi nur auf das Vormundſchaftsweſen. Eine Unter- 
iheidung zwiſchen dem Falle, wo die Ehefrau den Gläubigern ber Gütergemeinſchaft, 
und dem, wo fie dem Manne bezw. defien Erben gegenäberfteht, ift nicht zu machen. 
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Nr. 2287. IL Sen. 22. Sanuar 1886. II. 340. 85. Bd. 15, Nr. 79, ©. 321. 

Nuftatthaftigleit der Guütertrennuugsklage gegen den Konkursverwalter. Be 
grändung der Klage. (Mbein. R.). Someit die Gütertrennungsffage ber Ehefrau E. 
gegen den Verwalter der Konfursmaffe C. erhoben mar, erjcheint fie unftatthaft. Wenn 
unter der Herrfchaft bes code de commerce (Art. 443) entſchieden wurde, daß beim 
Fallimentszuftande des Ehemannes die Ehefrau die Klage auf Gütertrennung ſowohl 
gegen ihren Ehemann als gegen den Yallimentsfyndit zu richten habe, fo hatte Dies 
feinen Grund darin, daß zur Fallimentsmafle auch dad nad Eröffnung bes Yalliments 
anfallende Vermögen des Gemeinfchuldnerd gehörte und daB vom Ausſpruche des 
Falliments an alle Mobiliar- und Immobiliarflagen gegen den Syndik anzuftellen und 
zu verfolgen waren. Wefentlich anders tft die Sachlage feit Geltung der R.K.D. (88 5, 
8—10, 1). Eine nah Eröffnung des Konfurjes erhobene Gütertrennungsflage berührt 
die Konkursmaſſe nicht; es ift für diefe Maffe völlig gleichgültig, ob die Ehe 
leute zulünftig in Gütergemeinſchaft oder in Gütertrennung leben, ob das fpäter Der 
Stau anfallende oder von ihr zu erwerbende Vermögen ſowie deſſen Nubungen in bie 
Gütergemeinihaft fallen und deshalb dem Bugriffe der Gläubiger de3 Mannes zu- 
gänglich find oder nicht. Anders Tiegt die Sache für Die einzelnen Konkursgläubiger; 
denn nah 8 152 Abſ. 1 R.K.O. dürfen diefe nach Beendigung des Konkurſes für den 
Ausfall bei demfelben das fpätere Vermögen des Schuldnerd in Anſpruch nehmen, 
fönnen alfo allerdings ein Snterefje haben, ber Gütertrennungsflage zu widerfpredhen 
und dies Snterefle durch Intervention gemäß Art. 1447 code civil geltend machen. — 
Gegen ben Ehemann C. ift die Klage für begründet erachtet. Für die Frage, ob Ge- 
fahr für das Einbringen (la dot) der Ehefrau vorliege (Art. 1443 code civil) fommt 
nicht bloß dasjenige Vermögen in Betracht, welches ber Ehefrau in Natur ober in 
Form einer Erjahleiftung zurüdzugewähren ift, fondern auch die Nutzungen dieſes Ber- 
mögens, ferner dasjenige Einbringen, welches in die Gütergemeinihaft fällt, das Ber- 
mögen, beflen Anfall noch in Ausſicht fteht (le mobilier futur) fomwie endlich Die Arbeits. 
fraft und bie Erwerbsthätigfeit der Ehefrau. Die Anfiht, daß die Gütertrennung 
verlangt werben kann „dans tous les cas, oü l’intördöt de la femme l’exige“ ift al3 
die richtige zu erachten; denn es eriheint grunbfäglich nicht gerechtfertigt, auf bie 
Erwerbsthätigfeit der Frau zwar Rückſicht zu nehmen, jedoch zu unterjcheiden zwiſchen 
Frauen, die in größerem, und folchen, bie in geringerem Grade erwerbäfähig find. 
Nr. 2289. 


Nr. 2288. IL Sen. 7. Oktober 1884. IL 215. 84. Bd. 12, Nr. 77, ©. 309. 

Gütertrenunng. Statutenkollifion. (Rhein. R.). Eine von ausländifchen Ehe 
gatten, die ihren Wohnfih in das Großherzogtum Baden verlegt haben, nad Maßgabe 
bes in ihrem Seimatftaate geltenden Rechts entgegen dem L.R. ©. 1443 vollzogene 
außergerihtliche Gütertrennung ift gegenüber ben badiſchen Gläubigern des Ehe⸗ 
manne3 unwirffan. Bmar blieb für ihr eheliches Güterrecht das Recht ihres früheren 
Wohnfites, im vorliegenden Yalle das württembergijche, maßgebend. Nr. 2225. Be⸗ 
züglih der Formen jedoch, unter denen ihre ehelihe Gütergemeinſchaft mit Wirkung 
gegen bie badiſchen Gläubiger aufgelöft werben Tann, enthält L.R. ©. 1443, welder 
dieſe Art der Gütertrennung für ungültig erflärt, ziwingendes Net. Es fommt hier 
nah ER. ©. 6 der auch fonft anerlannte Grundſatz in Betracht, daB das ausländijche 
Mecht, obgleich es prinzipiell entfcheidend wäre, doch ausnahmsweiſe dann ansgefchloffen 
bleibt, wenn nach Geift und Zweck der Rechtsnormen des Inlandes die Anwendung 
be3 betreffenden ausländifchen Rechts gu einem Ergebniffe führen würde, welches ben 
abfolıt gebietenden oder verbietenden Normen bes inländiſchen Rechts widerſpricht. 
Die Beftimmung im L.R. ©. 1443 hat nicht bloß den Zweck, die Unabänbderlichleit bes 
Ehevertrages zu fihern (2.R. S. 1395), fie tft nicht in Rückſicht auf die unmittelbar 
Beteiligten, die Ehegatten, gegeben, fondern fie joll der Benachteiligung Britter vor- 
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beugen und den Kredit gegen die Gefahren ſchützen, welche ihm aus einer vertrags- 
mäßigen Auflöfung der Bütergemeinfchaft drohen. Nr. 23. 


Nr. 2289. IL Sen. 27. Juni 1884. IL 164. 84. Bd. 12, Nr. 81, S. 318, 

Boransfetung ber Sütertreunungsfinge. Art. 1443 code civil. (Rhein. R.). 
Auch die Ehefrau, welche nichts in die Ehe eingebradit Hat, ift nad) Art. 1443 code 
civil berechtigt zur @ütertrennungsflage, wenn fie wegen Bermögenszerrüttung bes 
Ehemannes in die Gefahr kommt, dasjenige zu verlieren, was fie durch ihre Arbeit 
gewinnt. Nr. 2287. 


Nr. 2290. I. Sen, 16. Januar 1885. IL 366. 84. Bd. 13, Nr. 71, ©. 296. 

Legalhypothek der Ehefrau im Falle bes Konkurfes des Ehemannes. (Rhein. R.). 
Nach den Beitimmungen des Art. 551 code de commerce, deſſen fortdauernde Geltung 
nicht zu beanftanden ift (8 39 Abſ. 2 R.R.D.) fteht der Ehefrau, deren Mann zur Beit 
ber Eingehung der Ehe Kaufmann war, im Falle des Konkurſes desfelben eine Legal- 
hypothek nur an denjenigen Liegenfchaften zu, welche in diefem Beitpunfte dem Manne 
gehörten. Im vorliegenden Falle trifft dies zu, da der Ehemann die Liegenfchaften 
vor der Ehe erworben hatte und bei Eingehung ber Ehe noch ihr Eigentümer war. 
Der Umstand, daß im Ehevertrage der Eheleute beftimmt war, e3 jollten die fraglichen 
Riegenfchaften Eigentum der vereinbarten Errungenſchaftsgemeinſchaft fein, ändert hieran 
nichts; ebenfowenig ber, daß der Ehemann die Liegenichaften nicht als ein in die Ehe 
gebrachte Sondergut, jondern als Beftandteil der infolge Verzichts der Ehefrau auf 
die Gütergemeinihaft ihm zugefallenen Errungenſchaftsgemeinſchaft beiigt. Im Falle 
bes Berzichts auf die Gütergemeinſchaft trifft die Legalhypothek auch bie Liegenſchaften, 
welche zur Gütergemeinſchaft gehört haben. Nr. 2268. 


Nr. 2291. IL Sen. 15, April 1887. IL 408. 86. Bb. 17, Nr. 76, ©. 321. 

Berzicht auf die Stergemeinfchaft. Berzinfung. Art. 1473 code civil. (Rhein. R.). 
Nachdem in den Art. 1468—1473 code civil die Grundſaͤtze über die Auseinanderjegung 
zwiſchen ber Gemeinfchaft und dem Sondergute der Eheleute aufgeftellt find, wird be- 
züglih des Ergebniffes diefer Abrehnung, und zwar ſowohl Hinfichtlih der 
„remplois et r&compenses“, welche ſich ald Schuld der Gemeinſchaft an einen Ehegatten, 
als auch Hinfichtlich der Vergütungen und Entjchädigungen, welche ſich als Schuld eines 
Ehegatten an bie Gemeinfhaft herausgeſtellt Haben, beftimmt, daß fie vom 
Tage der Auflöfung der Gemeinihaft an verzinslich feien. Mit Recht wird Hieraus 
gefolgert, DaB es fih nm ein mit ber Entftehung und Eigenichaft der Forderungen 
zufammenhängendes Vorrecht handelt. Diefer Urfprung und diefe Eigenfhaft 
der Forderungen werben aber durch den Berzicht ber Ehefrau auf die Gütergemein- 
ſchaft nicht aufgehoben. Der Bellagten gebühren hiernach gemäß Urt. 1473 code civil 
die Binfen für ihre Erfakforderung vom Tage der Auflöfung ber Gemeinfchaft, wobei 
jedoch allerdings Art. 2277 a. a. O. zu berüdfichtigen ift, nicht aber Urt. 2251 
a. a. D. Denn dieſer findet auf die einer Inſkription nicht bebürftigen Hypotheken 
feine Anwendung. 


Nr. 2292, IL Sen. 20. Juni 1884. IL 121. 84. Bb. 12, Nr. 87, ©. 336. 

Erfatforderung der Ehefrau. Art. 1470, 1493, 1433 code civil. (Rhein. R.). 
Nachdem zwilchen den Eheleuten S. die Gütertrennung ausgeſprochen war und die 
Ehefrau S. auf Gütergemeinſchaft verzichtet Hatte, wurde in dem Auseinanderjegungs- 
verfahren gegenüber dem Verwalter ber Konkursmaſſe bes Ehemannes erfannt, daß bie 
Ehefrau ©. zufolge eines Altes vom Sabre 1865 betreffend die Übertragung der elter- 
lihen Mühle an einen Bruder der Ehefrau ©. eine Erfagfumme von 3420 Mt, zu 
beanfpruden Hat. Das Urteil wurde aufgehoben. Das Berufungsgericht ftellt feft, 
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daß durch den At von 1865 bie Übertragung des Jmmobiliarvermögens 
einſchließlich der Mühle feitens der Eltern an die Kinder zum Bwede ber Teilung 
beabfichtigt worden und die vom Erwerber der letzteren an feine Gefchwifter zu Teiften- 
den Bahlungen das Äquivalent für deren Anteil an der Mühle darftellen ſollten. Dieſe 
Feſtſtellung führt aber auch nur zu der Annahme, daß durch ben gedachten Alt der 
Ehefrau S. und ihren Geihwiltern ein Anſpruch auf eine Herausgabe in 
Geld zugewieſen if. Die Mühle ift nah Inhalt des Altes nicht ben fäntlichen 
Kindern übertragen worden und fodann dur eine weitere Stipulation auf Den 
Bruder übergegangen, fondern der Legtere hat die Mühle direkt und allen von Den 
Eltern erworben. Hiernah hat die Ehefrau ©. in feinem Augenblide ein 
Miteigentum an der Mühle gehabt und Tonnte daher auch die fraglihe Heraus- 
gabe nit an die Stelle eines ſolchen treten, und ein Anfprucd auf lebtere d. H- ein 
Unfprud beweglicher Natur nur in die Gütergemeinſchaft fallen (Urt. 1401 Wr. 1, 
1404). Für die Frage, ob im gegebenen Falle ein Aniprud beweglicher 
oder unbeweglider Natur vorliegt, kommt es grundjägli auf den Gegen⸗ 
jtand dieſes Anſpruches, nicht auf deſſen Zwed an. Die Borausjegung des Art. 1433 
code civil, daß ein dem einen Ehegatten zuftehendes Sondereigentum Gegenftand der 
Beräußerung oder der Teilung gewefen und eine daraus herrührende Summe in Die 
Gütergemeinfchaft gefloſſen fei, ift hier nicht gegeben. Bezüglich des fragliden Erſatz- 
poſtens erfcheint alfo ein Anſpruch ber Ehefrau ©. nicht geredhtfertigt. Nr. 3974. 


Nr. 2293. IL. Sen. 17. Oftober 1890. IL 159. 90. Bd. 27, Nr. 76, ©. 309. 

Geſetzliche Hypothek der geſchiedenen Ehefrau bei Anuahme ber Gütergemein- 
[haft für eine aus der Teilung herrührende Gleihftellungsforberung au den Che 
mann. Borrangsverhältuis bes Teilungsprivilegs gegenüber der vor Aufhebung 
der Gemeinfhaft vom Fhemanne an einer Gemeinſchaftsliegenſchaft für einen Dritten 
beftellten Hypothek. (Mhein. R.). Mit Necht Hat das Oberlandesgericht verneint, daß 
der Herausgabeforberung das geſetzliche Pfandrecht des Urt. 2121 code civil 
zuſtehe. Es Handelt fih nicht um eine Nüdforderung wegen eines der klagenden Ehe- 
frau gehörenden Beibringend, fondern lediglich um ihren Anteil an ber von ihr au⸗ 
genommenen ®emeinichaft, mögen fich auch von ber Klägerin beigebrachte Werte in 
diefer befinden. Für ſolchen Fall find aber die Rechte der Ehefrau durch die fpeziellen 
Borfchriften der Urt. 1467, 1476 code civil geregelt, wonach fie hinſichtlich der Er⸗ 
haltung und Durdführung ihres Anſpruches an die Gemeinihaft den Miterben gleich 
geftellt wird. Sie hat daher zur Sicherung ihres Anteils nicht eine gefeßliche Hypothet 
gemäß Art. 2121 code civil, fondern das Privileg der Teilungsgenoffen gemäß Art. 2103 
Nr. 3, 2109 a. a. D., das nad der Feitftellung des Berufungsurteild durch Die In⸗ 
ſtription vorfchriftsmäßig gewahrt worden ift. Indeſſen fteht auch bie Privileg ber 
Hypothek der Bellagten nad, das ihnen vom Ehemanne der Klägerin vertragsmäßig 
eingeräumt worden ift. Bon ber Regel des Art. 2095 code civil, wonach Privifegien 
als von der Beichaffenheit einer Forderung abhängigen Vorzugsrechten der Vorrang 
vor Hypotheken zuerkannt ift, muß jedenfall die Ausnahme anerfannt werden, daß 
Diejenigen Hypotheken den Privilegien vorgehen, die die Inhaber ber Iekteren oder 
deren Rechtsvorgäänger vor dem das Privileg begründenden Alte an ber betroffenen 
Liegenfchaft beftellt haben. Dem Borzugsrechte des Verfäufers geht daher das Pfand- 
recht vor, mit dem er felbit oder ein früherer Befiger die Liegenfchaft vor dem Verlaufe 
belaftet Hatte, und dem Vorzugsrechte des Miterben die Hypothek, die der Erblaſſer an 
einer Nachlaßliegenſchaft bewilligt hatte. Dasfelbe muß aber and von ber Hypothek der 
Bellagten gelten, bie vor Auflöfung der Gemeinfchaft von dem Ehemanne kraft feiner 
Berfügungsgewalt über das Gemeinfchaftsgut (Art. 1421 code civil) an einer Gemein⸗ 
Ihaftsliegenfchaft beftellt worden if. Das Privileg der Klägerin aus $ 2103 Nr. 3 code 
eivil muß deshalb dem bedungenen Pfandrechte der Beklagten ans früherer Zeit nachftehen. 
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Nr. 2294. IL Sen. 30. Oftober 1885. IL 226. 85. Bd. 14, Nr. 84, ©. 311. 

Erfat für veräußerte® Sondergut der Ehefrau. Aufechtung einer zum Erſatze 
erfolgten Geffion von Forderungen. (Reichs⸗ und rhein. R.). Pie Ehefrau erwirbt 
dur die bloße Thatjache der Veräußerung ihres Sondergutes durch den Ehemann 
gegen biejen einen Erſatzanſpruch (Art. 1433 code civil), aber ihre Forderung ift eine 
betagte (Art. 1185); fie befteht nach dem Gefege nur in bem Anſpruche auf Vorweg⸗ 
nahme und Tann erft geltend gemacht werden, wenn nad Auflöfung der Gütergemein- 
Ihaft Die Frau bezw. deren Erben ſich für die Annahme oder Ausichlagung der Ge- 
meinſchaft entfchieben Haben (Art. 1470, 1493 code civil), Der Ehemann bat daher 
im vorliegenden Falle mittel der Ceſſion der fraglichen Forderung die Rüdgemähr 
geleiftet, obwohl er zur Beit dieſer Nechtöhandlung weder durch Geſetz noch durch 
Vertrag zur Rüdgewähr verpflichtet war. 83 Nr. 4 des Anfechtungsgefeßes von 
21. Zuli 1879. Dagegen ift es dem Gefeg nicht entfprechend, wenn ber Berufungsd- 
richter es für gleichgültig erflärt, ob die Ehefrau die infolge der Seffion erhobenen 
Gelder im Einverftändniffe und gemeinfam mit ihrem Ehemanne zur Befriedigung 
feiner Släubiger verwendet Hat. Ber einzige Bmwed der Anfechtungsflage ift erfüllt 
und die Anfechtungsklage demgemäß nicht mehr begründet, wenn fchon vor ihrer Er- 
bebung das aus dem Vermögen des Schuldner weggegebene Vermögensobjelt in das- 
felbe zurüdgeflofien war. Ba eine Verwendung des von der Ehefrau aus der cedierten 
Forderung einkaffierten Geldes zur Erwerbung eines anderen Sondergutes nidt 
behauptet wird, fo genügte fchon die Thatfache des Einkafjierens, um das Geld, vor- 
behaltfi einer neuen Erfabforderung der Ehefrau, Art. 1433, 1498, 1528 code civil, 
in die Verwaltung und die VBerfügungsgewalt des Mannes zurüdzuführen und ben 
Ungriffen der Gläubiger preiszugeben. Geſchah nun die Berwendung, wie zum Be⸗ 
weije geftellt ift, zur Befriedigung der Gläubiger des Mannes, fo hat die Rückgewähr 
thatfächlich ftattgefunden, da8 Bermögen bes Mannes iſt nicht mehr durch die Rechts⸗ 
bandlung vermindert, und der die Gläubiger benachteiligende Erfolg tft wieder be» 
feitigt. Nr. 4101. 


Nr. 2295. I. Sen. 5. Juni 1891. II. 90. 91. Bd. 28, Nr. 85, ©. 368. 

Erlaß der Abgabe der im Art. 1463 code civil vorgefehenen Erklärung und 
Berlängerung der ErHlärungsfrift feitens des gefhiedenen Ehemanned. (Rhein. R.). 
Der Art. 1463 code civil ift dahin auszulegen, daß die Annahme der Sütergemeinfchaft 
auch dur Handlungen, die den bezüglihen Willen befunden, erfolgen fanın. Im vor- 
liegenden Falle ift aber unanfechtbar vom Berufungsgericht feftgeftellt, daß in den vom 
Kläger (Seffionar der Ehefrau) behaupteten Thatſachen, der fortgefegten Führung ge- 
meinſchaftlicher Wirtſchaft in dem zur aufgelöften Gütergemeinfchaft gehörenden Haufe, 
eine Annahme ber Gemeinſchaft nicht zu finden fei. Hat aber eine Unnahme der durch 
die Ehefcheidung aufgelöften Gütergemeinſchaft (Urt. 1441 a. a. O.) nicht ftattgefunden, 
hat alfo die Ehefrau aufgehört, deren Teilhaberin zu fein, jo tft auch eine Fortſetzung 
diefer Gemeinſchaft ausgeſchloſſen und es bedarf daher feines Eingehens auf Die 
Ausführungen des Klägers, die ſich auf eine angebliche Fortjegung derjelben (communio 
prorogata) beziehen. Der ſodann weiter vom Kläger geltend gemachte Verzicht des 
Bellagten auf die Erhaltung der in Art. 1463 der geſchiedenen Ehefrau gegebenen 
Borichriften wäre aber unftatthaft, und zwar ſowohl in der allgemeinen Richtung, daß 
der gefchiedenen Ehefrau die Abgabe einer Erflärung überhaupt nachgelafien, als auch 
in der befonderen, daß fie von Einhaltung ber gejeglichen Friſt befreit werden könnte. 
Die Vorſchriften über Auflöſung der Gütergemeinſchaft und deren Folgen find in Rüd- 
fiht auf die Nechtöficherheit gegeben, da der Geſetzgeber nicht zulaffen Tann, daß durch 
die Wilffür der ehemalige Gemeinfchaftsteilhaber eine anhaltende Ungemwißheit in betreff 
ihrer Vermögensverhältniſſe gefchaffen werde. Babei find insbefondere auch gegen- 
wärtige und zulünftige Gläubiger interefliert. Der beftimmten Vorſchrift ded Ger 
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ſetzes gegenüber dürfen bie Eheleute nicht willkürlich über die beftandene Gütergemtein- 
Ihaft verfügen und bie Dritten auf den Weg des Einſpruches oder der Anfechtung 
verweilen. Darauf beruht e3 auch, daß der Art. 1463 a. a. O. eine Verlängerung ber 
Friſt nur gerichtlich nad Vernehmung oder gehöriger Borladung des Ehemannes 
geftattet. Ob ein anderer Anſpruch aus einer etwaigen Argliſt des Beflagten, weil er 
bie Cedentin bes Klägers von der reditzeitigen Erflärung der Annahme abgehalten 
babe, berzuleiten wäre, kann bahingeftellt bleiben. 


Nr. 2296. IL. Sen. 29. März 1889. II. 9. 89. Bd. 23, Nr. 70, S. 318. 

Dauer des Anſpruches der Witwe anf Unterhalt aus ber Gütergemeinfhafts- 
mafje. rt. 1465, 1477 oode civil. (Rhein. R.). Der Art. 1465 code civil gewährt 
ber Witwe ſtets auf die ganze Beit von drei Monaten und vierzig Tagen ben Unter- 
halt aus der Sütergemeinichaftsmafle und freie Wohnung in dem zur Maſſe gehörigen 
Haufe, gleichviel ob fie thatfädhlih vor Ablauf der gejebten Friſt das Inventar errichtet 
und ſich früher bezüglich der Annahme der Gütergemeinfhaft entichieden Hat. Die 
fragliche Gejegesbeftimmung beruht auf Grunden der Billigkeit und hat ein für allemal 
eine fefte Beit beftimmen wollen, während welcher bie Witwe die fragliche Wohlthat 
genießen fol. Ber Urt. 1477 a. a. D. ift nicht als dem Gebiete des Strafrechts an- 
gehörig zu betrachten und deshalb durch 8 2 des E.G. zum R.St. G. B. nicht aufgehoben. 
Die Beftimmung gehört, wie auch die in Art. 792 und ähnliche in dem Geſetzbuche 
enthaltene (Art. 804, 1460, 451 Abſ. 2) lediglich dem Gebiete des Eivilrecht3 an und 
ftellt nur die nachteiligen vermögensrechtlichen Folgen feit, welche eine Berheimlihung im 
Sinne des Art. 1477 a. a. D. für den fchuldigen Teil Haben fol. Die Enticheidung 
im alle Nr. 229 fteht nicht entgegen, fie berußt anf ber Auffafiung, daß es ſich bei 
ber Unordnung des decretum divi Marci um eine wirflihe Strafe handelt. 


Nr. 2297. IL Sen. 17. Dezember 1889. II. 248. 89. Bd. 24, Nr. 78, S. 363. 

Beweismittel, Beweisgrund unb Beweislaſt bezüglich des Einbringen der Ehe⸗ 
fran bei Rüdforderung desfelben durch fie gegenüber dem biöherigen GChemanne. 
(Rhein. R.). Der Urt. 1499 code civil bezieht fich nur auf das Verhältnis gegen Dritte, 
ift aber nicht allgemein auf das Verhältnis der Ehegatten untereinander anwendbar. 
Nr. 2279. — Der Ehevertrag enthielt, infofern darin gefagt ift, daß das Einbringen 
der Braut aus bar 3000 Mt. beftehe, und dies gegenjeitig anerfannt wurde, eine un- 
richtige Thatjache, infofern die Klägerin auf das Beitreiten eines ſolchen Einbringen 
beim Eheabſchluſſe ſeitens des Beklagten felbft erflärt hat, daß fie das Geld allerdings 
nicht gleih anfangs an den Bellagten Hingegeben habe, ſondern erft, nachdem fpäter 
ein ihr gehörige Sparlaffenguthaben erhoben worden. Allein nachdem Hierauf vom 
Beflagten die Erhebung des Sparkaſſenguthabens, wie behauptet, zugegeben wurde, 
Ionnte died von ihm damit verbundene Beftreiten der Ausfolgung der 3000 Mk. an 
ihn nicht die Folge haben, daß die Klägerin nun zu beweilen habe, daß fie dem 
Bellagten das Geld ausgehändigt habe. Wenn die Klägerin bei Eingehung ber Ehe 
als Wertobjeft ein Sparkaſſenguthaben befaß, fo hat fie durch ihren Beſitz einer foldhen 
Forderung das durch diefelbe repräfentierte Wertobjelt in die Ehe eingebradt. 
Wenn fodann die Ehefrau dies Guthaben erhoben hat, fo ift nur das zunädjit ala 
Forderung in die Ehe eingebrachte Wertobjelt in eine Barichaft umgewandelt und ber 
Bert der in die Ehe eingebrachten Forderung feitgeftellt worden. Es war Daher Sache bes 
Bellagten, im Wege der Einrede zu behaupten und zu beweiſen, daß die Einziehung 
des Guthabens durch feine Ehefrau unter ſolchen Umftänden und auf eine folche Weile 
erfolgt jet, daß es ihm nicht möglich geweſen ſei, fi in den Veſitz des Geldes zu feben, 
welches feine Ehefrau auf dad Guthaben ausbezahlt erhielt. 
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Nr. 2298. IL Sen. 8. Mai 1885. IL 513. 84. Bd. 14, Nr. 82, ©. 307. 

Legalhypothek ber Ehefrau. Bollfiredungsverweifung. (Rhein. R.) Wenn bie 
Ehefrau für eine Schuld ihres Ehemannes die Mitverbindlichkeit, nicht Die Samt- 
verbinblichleit übernommen bat, jo haftet fie damit dem Gläubiger für die Hälfte der 
Forderung. Soweit fie haftet, gebt nur ihre Berpflidtung zur Befriedigung des 
Glänbigerd. An dem Weſen dieſer Verpflichtung Liegt zugleich die, nicht Durch Aus- 
übung des geſetzlichen Pfandrechtes wegen ihres Erfabaniprudes an den Ehemann 
gerade für die von ihr übernommene Verbindlichkeit, unter Geltendmachung ber Prio⸗ 
rität desjelben vor einem Pfandrechte des Gläubigers, bezüglich der Verweiſung ber 
Erldfe aus der Liegenichaftsvollftredung gegen ben Ehemann ein Ergebnis herbeizuführen, 
daß der Släubiger eine wirkliche Befriedigung aus dem Vermögen der Ehefrau 
nit für jenen hälftigen Betrag erhalten würde, für ben die Ehefrau haftet (L.R. 
©. 1135). Wenn nun bie Ehefrau aus ihren Mitteln nur einen Teil der ihr ob- 
liegenden Forderungshälfte bezahlt hat und für dieſen bezahlten Teil das gefekliche 
Pfandrecht wegen ihres Erfaganfprucdes an den Ehemann bierfür, unter Geltendmachung 
der Priorität ihres Pfandrechtd vor einem Pfandrechte bes Gläubigerd, in Anſpruch 
nimmt, fo mindert fich daher ihre Berechtigung auf Priorität ihres Pfandrechts vor 
jenem des Släubiger8 um denjenigen Betrag, der zur Dedung der der Ehefrau ob- 
liegenden Forderungshälfte noch erforderlih if. Der Ausnutzung der Priorität ihres 
Pfandrechts vor jenem ded Gläubiger für den bezeichneten Betrag würde die Einrede 
entgegenftehen, daß fie andererfeit3 zur Yeiftung eines gleichen Betrages aus ihrem 
Bermögen auf Grund ihrer Haftung für bie Hälfte der Forderung dem Gläubiger 
verpflichtet fe. Dagegen ergeben ſich aus der Mitverbindlichleit der Ehefrau für bie 
Schuld des Ehemannes keine Verpflichtungen der Ehefrau bezüglich der weiteren 
Hälfte der Yorderung. 


Eheſcheidung. Erennung won Tiſch und Bett, 
Nr. 2299. IL. Sen. 26. Juni 1886. II. 88. 86. 8b. 16, Nr. 28, ©. 138. 


Maßgebendes örtliches Recht für den Chefcheibungsgrund. (Gem. R.). Ber 
Prozeßrichter bat bei feiner Enticheidung über das Borhandenfein eines Scheidungs- 


grundes infolge der zwingenden ftreng pofitiven Natur des Eheſcheidungsrechtes ftet3 


fein eigenes Recht anzuwenden. Sonach hatte im vorliegenden alle die Borinftanz 
den von dem Bellagten während feines früheren Wohnfites im Geltung3bereiche des 
franzöfifchen Rechts, welches unter ben vorliegenden Umftänden den Ehebrud als 
Scheidungsgrund nicht anfieht (Art. 230 code civil), begangenen Ehebruh nad dem 
gemeinen Rechte, als dem Rechte des für die Gerichtözuftändigfeit maßgebenden Ortes 
ihres Bezirkes, an welchem der Bellagte im Zeitpunkte der Erhebung ber Klage feinen 
Wohnſitz Hatte (88 568, 13 C. P.O.), zu beurteilen. Nr. 2302. Nr. 2204. 


Nr. 2300. IL Sen. 4. uni 1889. IL 102. 103. 89. Bd. 23, Nr. 74, ©. 331. 

Ortlich maßgebendes Recht für die Klagen anf Ungültigleitserflärung und 
Scheidung ber Ehe. (Rhein. R.). Mit Net gehen die Borinftanzen davon aus, 
daß ſowohl die Klage auf Ungültigkeitserklärung als auf Scheidung der Ehe ($ 592 
C.P.O.) nah rheiniihem Recht zu beurteilen find. Die Ehe ift zwar im Gebiete des 
gemeinen Rechts abgeichloffen worden, aber der erfte und einzige Wohnſitz der Ehegatten 
liegt im Gebiete des rheiniſchen Rechts. Dies ift daher nach ber Natur des ehelichen 
Berhältnifies für die Wirkungen ber Ehe ausſchließlich maßgebend. 


Nr. 2301. VL Sen. 9. Oltober 1893. VI. 153. 93. Bd. 32, Nr. 3, ©. 17. 
Nnzuläffigleit der Trennung des Ehebandes auf Grund eines ausläudifchen, 

bie beftändige Trennung von Tiſch und Bett ansfprechenden Urteils. 8 77 Ubi. 2 

bes Seichögejehes vom 6. Februar 1875. Bor dem Inkrafttreten des Reichsgeſetzes 


448 Biertes Bud. Familienrecht. 


vom 6. Yebruar 1875 Hatte ein Öfterreichifches Gericht auf beitändige Trennung einer 
Ehe von Tiſch und Bett erkannt. Der Ehemann war damals eidder, erwarb aber 
im Jahre 1892 die deutſche Reichsangehörigkeit und beantragte bei einem Landgericht 
im Königreich Sachſen mit Bezug auf $ 77 Wbf. 2 jenes Reichögefebes die Auflöfung 
der Ehe. Die Borinftanzen wieſen die Klage ab. Die Reviſion wurde zurüdgemwiefen. 
Der 5 77 Ubf. 2 a. a. O. giebt eine mit dem erften Abjage zufammenhängende Über⸗ 
gangsvorſchrift. Dem vor dem Inkrafttreten des Gefebes erlafienen lirteile auf be 
ftändige Trennung von Tiſch und Bett wird bie Kraft eines Scheibungsurteil3 ver⸗ 
Ihafft, demnach den rechtskräftig von Tifch und Bett getrennten Ehegatten die Möglichkeit 
der Wieberverheiratung eröffnet. Schon bie Stellung und der Zweck des 8 77 Ab. 2 
ſprechen fomit gegen die vom Kläger verteidigte Auslegung. Außerdem handelt es fich 
bei dem Abſ. 2 des $ 77 um ein Ausnahmegeſetz; von der Hegel, daß rechtöfräftige 
Urteile den darin geordneten Rechtszuſtand unabänderlich feftftellen, geftattet das Geſet 
eine Abweichung. Dieſe Abweichung gilt von den inländifchen Urteilen, darum aber 
nicht ohne Weitered von den im Auslande ergangenen. Lebtere beruhen auf einer 
anderen mit den inländifchen Borfchriften nicht übereinftimmenden Geſetzgebung. 
Jedenfalls geht aber aus dem Geſetze ſelbſt hervor, daß es ſich mur auf Urteile dentſcher 
Gerichte bezieht. Sollte 8 77 Abſ. 2 auch auf Urteile aus anderen Mechtögebieten 
Anwendung finden, in denen, wie in Öfterreich, auch jet noch die beftändige Trennung 
von Tiſch und Bett verfügt werden Tann, jo würde die Beichräntung des 8 77 Abſ. 2 
auf Urteile, die vor dem Inkrafttreten des Geſetzes geiprocdhen find, feinen Sinn haben. 


Nr. 2302. IIL Sen. 19. Juni 1883. IIL 54. 83. Bd. 9, Nr. 48, ©. 191. 

Eheſcheidnug. Statutenkollifion. (Gem. R.) Die für die Eheſcheidung geltenden 
auf der fittlichen Natur der Ehe beruhenden Rechtsnormen haben einen fireng pofitiven 
Charakter. Sie fönnen daher durch Verträge nicht abgeändert werden unb ber über 
die Ehefcheidung urteilende Nichter darf nur das Geſetz feines Landes befolgen, es ift 
das Hecht anzuwenden, welches im Bezirke des für die Eheicheidungsflage zuftändigen 
Gerichts Geltung hat und nnter deſſen Herrichaft die Ehe zu der Zeit fteht, mo beren 
Trennung Pagend beantragt wird. Im vorliegenden Falle ift hiernach das gemeine 
Necht maßgebend. Jener Grundjag gilt nicht bloß für diejenigen Eheicheidungsgründe, 
welde zu ber Beit entitanden find, während welcher die Eheleute ihren Wohnſitz im 
Bezirte des angerufenen Gericht3 Hatten, fondern auch bezüglich derjenigen, welche bereits 
entftanden waren, al3 die Eheleute ihr Domizil in einem anderen Rechtsgebiete hatten, 
welche aber erſt nach Berlegung des Domiziled in das Gebiet des vom Kläger an- 
gerufenen &ericht3 geltend gemacht werden. Nr. 2299. Nr. 2204. 


Nr. 2303. I Sen. 7. Suni 1884. L 80. 84. Bb. 12, Nr. 59, ©. 235. 
Eheſcheidung bei gemiſchten Ehen. (Gem. R.). Die Frage, nad welden Grund⸗ 
ſaͤtzen die Eheſcheidung bei konfeſſionell gemifchten Ehen, insbeſondere bei Ehen zwiſchen 
PVroteftanten und Katholifen, zu beurteilen ift, Tann nicht nach Reichsrecht beurteilt 
werben, weil basfelbe hierüber feine Beftimmung enthält. Der 8 77 des Reichsgeſetzes 


‘vom 6. Sebruar 1875 fchreibt nur für den darin behandelten Fall der beftändigen 


Trennung der Ehegatten von Tiſch und Bett die Auflöſung des Ehebandes vor, während 
e3 in allen übrigen Beziehungen Hinfichtlich der Eheicheibung bei dem Landesrechte 
belafjen worden ift. Nach den Grundſätzen bes gemeinen Rechts ift für die obige Frage 
folgendes maßgebend Die Normen des Tatholifchen und bes proteftantiichen Eherechts 
über die Ehefcheidung, foweit fie vom Staate als Rechtsnormen anerkannt werden, 
beftehen je für die Ungehörigen der betreffenden Kirche mit gleicher Kraft neben einander. 
Hieraus folgt in Anwendung auf konfeſſionell gemifchte Ehen, daß ſich die einander 
wiberftreitenden Nechtsfäße nicht gegenfeitig aufheben, fo daB jeder Ehegatte gegenüber 
dem von dem anderen Ehegatten erhobenen und nad dem Mechte der Stonfeffion dei 
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ſelben begründeten Anſpruche auf Scheidung geltend machen könnte, daß nach dem Rechte 


feiner Konfeſſion der Anſpruch unbegründet ſei, was zu dem mit der Rechtsgleichheit 
der verfchiedenen Neligionsparteien unvereinbaren Ergebnifle führen würde, daß bei 
gemifchten Ehen niemals das die Auflöſung der Ehe unter gewiffen Borausfeßungen 
geftattende proteftantifche Eherecht, fondern immer ber katholiſche Grundſatz von ber 
Unauflöslichleit der Che zur Anwendung lüme Das Nebeneinanderbeftehen beider 
Eherechtsordnungen führt vielmehr zu dem Schluffe, daß bei gemifchten Ehen jeder 
Ehegatte die Scheidung verlangen kann, wenn ber Uniprud nad ben Grundfäßen 
bes Eherechts feiner Konfeſſion gerechtfertigt iſt. Ob etwa der Ehegatte bie 
Scheidung au dann verlangen Tönnte, wenn der Scheidungsanipruch zwar nad) dem 
Rechte feiner Konfeffion unbegründet, nad) dem Rechte der Konfeffion des anderen Ehe» 
gatten dagegen begründet ericheint, ift hier nicht zu unterfuchen, weil ein folder Fall 
nicht vorliegt, da die Klägerin Proteftantin ift und nad) proteftantiichen Eherecht die 
Scheidung wegen böslicher Berlafjung verlangt werden Tann. 


Nr. 2304. TIL Sen. 16. Dezember 1881. TIL 499. 81. Bd. 6, Nr. 41, ©, 157. 

Befugnis des Bormundes einer wahnfinuigen Ehefrau auf Anftellung der 
Scheidungsklage. (Gem. R.). Das römifche Necht ging von dem Grundſatze aus, daß 
von den curator furiosi non solum patrimonium, sed et corpus ac salus furiosi ge- 
ihüßt werden folle. 1. 7 pr. Dig. de cur. 27, 10. Dennoch verjagte e8 dem Kurator 
die Befugnis, zum Schuge einer Ehefrau die Scheidung zu erwirfen, und verwies ihn 
auf andere rechtliche Aushilfe. 1 22 8 7 Dig. sol. matr. 24, 3; 1. 4 Dig. de div. 
24, 2. Dieſelbe Entſcheidung ift nach der auf analogen Grundlagen beruhenden preu- 
Bilden Vormundſchaftsordnung (88 27, 28, 42, 83) zu Ireffen. Damit fteht nicht in 
Widerſpruch, daß der willensfähige Ehegatte die Scheidungsflage gegen den Bormund 
be3 nicht mwillensfähigen anguftellen befugt ift, denn Die mangelnde Willensfähigfeit des 
Lebteren kann den gefunden Ehegatten an der Geltendmachung ber ihm zuftehenden 
Rechte nicht hindern. Aus dem Umftande, daß der Bormund das höchſtperſönliche Recht 
ber Scheidung nit ausüben darf, folgt nicht, daB er rechtlich behindert ift, gegen 
feinen Mündel erhobene Anſprüche abzuwehren. Unerheblich iſt, ob die bevormunbete 
Ehefrau zu einer Zeit, als fie noch nicht geiftesfrant war, den Willen erflärt hat, fich 
von dem Manne fcheiden zu lafien. Die Scheidungsflage bedingt den gegenwärtigen 
Billen ber Klägerin, dab die Auflöſung der Ehe eintreten fol. Nr. 2195. Nr. 2196. 


Nr. 2305. I. Sen. 4. Januar 1881. II. 352. 80. Bd. 3, Ne. 14, ©. 27. 

Trenuung der Ehegatten von Tiſch und Bett. 8 77 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes 
vom 6. Februar 1875. Die lebenslängliche Trennung von Tiſch und Bett ift für das 
ganze Deutiche Reich mit der Maßgabe abgeichafft, daß an deren Stelle, fofern nur 
ein deutſches Gericht zuftändig ift, überall eine Auflöfung bes Ehebandes zu treten 
hat, gleichviel ob die ftreitenden Ehegatten Deutfche oder Ausländer find. Die Bor» 
ſchrift in 8 3 des fächliichen Gefekes vom 4. März 1879 fteht nicht entgegen. Mag 
fie prozeffualer Natur fein oder einen Sag des materiellen Eherechts aufitellen, in 
beiden Fällen würbe fie mit den Reichsgeſetzen unverträglich fein, daher gemäß Urt. 2 
ber Berfaffung des Deutichen Reiches in Verbindung mit dem Reichsgeſetze vom 20. De- 
zember 1873 Geltung nicht beanfpruchen Fönnen. Nr. 2306. 


Nr. 2306. I. Sen. 22. Wpril 1884. IL. 461. 83. Bd. 11, Nr. 9, ©. 29. 
Eheftreitigteiten von Ausländern. 8 77 Ubi. 1 des Reichsgeſetzes vom 6. Fe⸗ 

bruar 1875. 88 568, 592 EBD. 8 13 des ſachſiſchen 8.8.8. Der $ 77 bj. 1 

des Gefeßes vom 6. Februar 1875 findet in Eheftreitigfeiten von Wusländern jelbit 

dann Anwendung, wenn die Auflöfung der Ehe durch Landeögefep dem im Heimat- 

Iande de3 Ehemannes geltenden Rechte unterftellt ift, Ießteres aber gegebenen Falles 

nur die beftändige Trennung der Ehegatten von Tifh und Bett verftattet. Nr. 2305. 
Schulßtze, Neichägerichtsenticheibungen. Bd. II. 29 
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Der Wille des Geſetzgebers Tonnte nicht dahin gehen, die immerwährende Trenmung 
von Tiſch und Bett in jeder Hinficht zu befeitigen. Wohl aber Tonnte das Geſetz den 
deutichen Gerichten ſchlechthin verbieten, daß fie ihrerjeitö den fraglichen Treunungs- 
zuftand fortan noch herbeiführen. Ein hierauf gerichtete irgend welche Ausnahme 
nicht zulaffendes Verbot muß in 8 77 Abſ. 1 a. a. D. gefunden werben. Die gegen- 
teifige Unslegung des $ 77 a. a. O. verträgt fich auch nicht mit den fpäteren reichd- 
gefeßlichen Borichriften über das Berfahren in Eheſachen. Nach den Begriffsbeftim- 
mungen des 8 592 EBD. kann nicht angenommen werden, daß der Ausdruck 
„Trennung“ in 8 568 C. P.O. aud die dauernde Trennung von Tiih und Belt um⸗ 
faſſe. Für die Klage darauf giebt es daher gegenwärtig im Deutfchen Reiche feinen 
Gerichtsftand mehr. Das materielle Eherecht wird durch bie neueren Prozeßgeſetze 
infofern mittelbar berührt, als vordem begründete Eheflagen, denen der beutlidh er- 
Härte Wille des Geſetzgebers die Zuläſſigkeit gerichtlicher Berfolgung verfagt, nunmehr 
gerade damit auch jeden Rechtsgrund verloren Haben. Landesgeſetze international- 
privatrechtlicher Natur find, foweit fie neben dem Reichsgeſetze nicht beftehen können, 
für aufgehoben zu erachten (Art. 2 Say 1 der Reihöverfaffung). Wie deutfche Gerichte 
Klaganträge auf beftändige Trennung von Tifh und Bett in allen Fällen zurüd- 
zuweilen haben, fo dürfen fie auch nicht ungebeten an die Stelle der beantragten Auf- 
löſung des Bandes der Ehe die beftändige Trennung von Tiſch und Bett feken. Dem 
fteht ſchon das Verbot des $ 77 a. a. O. entgegen. Hiermit erledigt fich eine Unter- 
fuchnng der Frage, ob die Trennung von Tiſch und Bett als das in dem Antrage auf 
Scheidung vom Bande enthaltene Mindere (nit als etwas weſentlich von letzterer 
Verſchiedenes, mithin Anderes) zu betrachten (Nr. 2330) und ob dann nicht auch die 
Vorſchrift des 8 279 Satz 1 C. P.O. durch das angefochtene Urteil, welches lediglich 
auf Trennung von Tiſch und Bett erfannt hat, verlegt werde. Die weitere Auslegung 
des 8 77 Abſ. A a. a. D. erlaubt auch nicht den Schluß, daß Klagen auf Auflöfung 
des Bandes ber Ehe unter Verhältniffen, wie fie hier gegeben find, abgemwiefen werben 
müßten. Wllerdings Tann die Zuſprechung des Klagantrages auf Löfung bes Ehebandes 
Übelftände, hauptſächlich die mißlichen Folgen der Nichtanerfennung des deutfchen 
Scetdungsurteiles im Heimatsſtaate der gejchiedenen Ehegatten nach fich ziehen. Bu 
weit geht aber jedenfalls die Annahme der Borinftanzen, ein in Deutihland vom 
Bande gefchiedener Ausländer werde nad $ 13 des fächfiichen B.G.B. an ber Schlie⸗ 
Bung einer neuen Ehe behindert fein, wenn fein Heimatsftaat die frühere Ehe noch 
als fortbeftehend betrachte. Für den beutichen Stanbesbeamten tft ein Ehehinbernis, 
welches nur die Nichtanerfennung des von deutſchen Gerichten erlaffenen Scheibungs- 
urteil8 zum Grunde Hat, nicht vorhanden. Die Wirkſamkeit der im Inlande ergangenen 
Scheidungsurteile darf der Standesbeamte nicht beanftanden. Sollte 8 13 des ſächſiſchen 
B.G.B. zu anderen Ergebniffen führen, jo würden die betreffenden Normen bes Landes- 
rechts durch 5 39 bes Reichsgeſetzes vom 6. Februar 1875 außer Kraft geſetzt fein. 
Es können auch die Bedenken nicht entfcheiden, welche vom Standpunkte des Staats- 
und Völkerrechts der Auslegung, wonach die Tragweite bes 8 77 Abi. 1 a. a. D. nicht 
auf Snländer zu beichränten ift, entgegengeftellt werben. 


Nr. 2307. IL Sen. 1. Suni 1883. IL 107. 83. Bd. 9, Nr. 20, ©. 98. 

Trennung von Tiſch und Bett. 8 77 Abſ. 2 des Geſetzes vom 6. Februar 1875. 
Ehegatten, denen das zuftändige döfterreichifche Gericht gemäh 88 103 ff. des öſter⸗ 
reichiſchen A.B.G.B. die beftändige Trennung von Tiſch und Bett auf beiderjeitiges 
Verlangen geftattet Hat, können nicht auf Grund diefer Geftattung bei deutichen Ge⸗ 
rihten die Auflöfung des Bandes ber Ehe beantragen. Das Geſetz $ 77 Abſ. 2 bes 
Perfonenftandgefeged erfordert ein Trennungsurteil, fomit einen förmlichen Richter⸗ 
ſpruch, welcher nur in ftreitigen Rechtsfachen erteilt wird. Diefe Vorausſetzung 
teifft Hier nicht zu. 
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Nr. 2308. III. Sen. 7. Februar 1882. II. 531. Si. Bb. 6, Nr. 112, ©, 369. 

Borausſetzungen der Zuläffigleit der Trennung von Tiſch und Bett. (Gem. R.). 
Nah gemeinem proteftantifchen Kirchenrecht bildet die zeitweife Trennung von Tiſch 
und Bett ein Mittel zum Verſuch der Ausföhnung der Eheleute, das zur Scheidung 
führen Tann, deſſen Anordnung durch das fie ausiprechende Erkenntnis jedoch nicht 
bergeftalt al8 eine bindende Vorentſcheidung angefehen werden darf, daß nach frucht⸗ 
Iojem Ablaufe der feftgefegten Trennungszeit auf Berlangen bes einen ber beiden Ehe- 
gatten bie Eheſcheidung erfannt werden müßte und ed ansgeichloffen wäre, zunächſt 
entweder eine nochmalige zeitweife Trennung oder die Anwendung von Zwangsmitteln 
behufs der Wiedervereinigung eintreten zu laſſen. Und im Gebiete des gemeinen 
Rechts kann ein Gerichtsgebrauch, wonach nad fruchtlofem Ablaufe ber Trennungszeit 
ohne weitere Verhandlung die Ehefcheidung ausgeſprochen werden muß, als einer un- 
richtigen Unficht folgend Beachtung nicht in Anſpruch nehmen. Demnach muß anerkannt 
werben, daß eine temporäre Trennung nicht zur notwendigen Borausfeßung hat, daß 
fih zur Beit ſchon eine bleibende Hinderung des ehelichen Bufammenlebeng und des 
ehelichen Friedens feitfiellen läßt, fondern auch dann angeorbnet werden Tann, wenn 
bie fittlihen Grundlagen des ehelihen Bufammenlebens in dem Maße erichüttert 
worden find, daß minbeftens zur Zeit das Bufammenleben völlig unerträglich fein, in 
ber Erzwingung desjelben eine nicht zu rechtfertigende Härte liegen würde. Nr. 2354. 


Nr. 2309. I. Sen. 17. November 1883. I. 365. 83. Bd. 11, Nr. 92, ©. 365. 

Vorausſetzung der Klage auf Scheidung von Tifh und Bett. (Gem. R.). Daß 
bie lage auf eine Scheidung von Tifh und Bett die völlige Schuldlofigkeit des klagen⸗ 
den Ehegatten vorausſetze, kann nicht behauptet werben. Inſofern die zeitweilige 
Trennung der Ehegatten als ein Mittel angewendet wird, bie Beruhigung ber erregten 
Gemüter und hierdurch die Verſöhnung ber Ehegatten berbeizuführen, liegt in dem 
Dur den Bwed beftimmten Weſen diefer Maßregel fein Grund, die Unfchuld des auf 
Trennung antragenden Ehegatten zu verlangen. Über auch injofern die Trennung zu 
dem Bwede ftattfindet, das als unerträglihe Laft ericheinende Zufammenleben der 
Ehegatten zeitweife aufzuheben, kann das Erfordernis ber Unſchuld des klagenden Ehe- 
gatten nur in der Einfchränfung anerfannt werden, daß ihm der Anſpruch auf Scei- 
dung von Tifh und Bett zu verfagen ift, wenn der als Grund derjelben geltend ge 
machte Buftand lediglich oder doch hauptſächlich von ihm felbft durch eigenes Verſchulden 
herbeigeführt worben ift. 


Nr. 2310. VI.Sen. 24. September 1896. VI. 121. 96. Bd. 38, Nr. 47,6.181. 

Dierimale des vollendeten Ehebruches als Eheſcheidungsgrundes. (Gem. R.). 
Nach dem gemeinen deutfchen proteftantifchen Eherechte ift allerdings mit dem Be 
rufungsrichter davon auszugehen, daß wegen eines bloßen Berfuches bes Ehebruches 
die Scheidung vom Bande nicht ausgeſprochen werden darf. Nr. 238. Nr. 2314. 
Andererſeits ift dem Oberlandesgerichte aber nit barin beizuftimmen, daß mit ber 
bloßen äußeren Berührung der beiderfeitigen Geſchlechtsteile der Ehebruch ſchon voll- 
endet fei. Es ift fein Grund erfichtlich, weshalb der Begriff des Ehebruches für das 
Eherecht ein anberer fein follte al3 für das Strafrecht, am wenigften unter ber Herr- 
ſchaft des geltenden Strafgejeßbuches, das in 8 172 einerfeit3 die Beſtrafung wegen 
eines Ehebruches davon abhängig macht, daß wegen besjelben bie Ehe bereits gefchieden 
fei, andererfeit8 den bloßen Verſuch eines Ehebruches überhaupt nicht als ftrafbar be⸗ 
handelt. Nun ift aber in der Lehre des Strafrechts niemals weniger als die voll- 
ftändige „Geſchlechtsvereinigung“, die „fleifchlihe Vermiſchung“ eines Ehegatten mit 
einer dritten Berfon anderen Geſchlechts für den Begriff des Ehebruches erfordert, und 
hieran aud von ber neueften Nechtiprehung feftgehalten werden. Es genügt danach 
die bloße äußere gegenfeitige Berührung der Geſchlechtsteile nicht, fondern es muß 
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„minbeftens ber Anfang bes Eindringens des männlichen liebes in den weiblichen 
Geichlechtsteil" gemacht fein. Deun ber Streit auf biefem Gebiete drehte fich in 
früheren Zeiten nur darum, ob die bloße immissio penis zum Begriffe bes Ehebruches 
genüge oder eine immissio seminis hinzukommen müfle. Vergl. die furfächfifche Decisiv 
34 von 1746. Der I. Senat bes Reichsgerichts hat in dem Urteil Ar. 2314 nur bie 
effusio und immissio seminis für unwefentlich beim Ehebruche erflärt, dagegen bie jetzt 
zur Entfcheidung ftehende Yrage nicht berührt. 


Nr. 2311. IV. Sen. 5. Dezember 1887. IV. 211. 87. 85.20, Nr. 54, ©. 238. 
Eheſcheidung wegen Ehebruches der Ehefrau. Widerklage wegen Ehebruches 
bes Ehemannes. (Preuß R.). Bon dem Sabe in 8 670, IL 1 ALR. wird in $ 671 
a. a. D. zu Bunften des Ehemannes eine Ansuahme bahin gemadt, daß die auf ben 
Ehebruch der Ehefrau gegründete Scheidungsflage des Mannes durch die Einrebe, daß 
der Ehemann fich ebenfalls bes Ehebruches ſchuldig gemacht babe, nicht befeitigt wird. 
Es ſteht alfo der Ehefrau, welche Die Ehe gebrochen hat, gegenüber ber Hierauf geftüßten 
Eheſcheidungsklage des Ehemanned die Einrede, daß der Ehemann ebenfalld die Ehe 
gebrochen habe, mit ber Wirkung der Klagabweiſung nicht zu, auch ift ihr die Ehe⸗ 
ſcheidungsklage anf Grund des Ehebruches bes Mannes nicht gegeben. Dagegen muß 
ber Ehebruch des Mannes, and wenn er als Eheicheldungsgrund nicht gelten kann, 
doch bei der Schuldfrage berüdfichtigt werben. Aber die im Art. 33 Nr. 5 des Berfonen- 
ftandsögejepes vom 6. Februar 1875 enthaltene das Eheverbot zwiichen den Perſonen, 
welche wegen Ehebruches geichieden worden, und denjenigen, mit denen fie Ehebrud) 
getrieben haben, normierende Beitimmung, wodurch 8 25, IL 1 U.L.R. eriegt worden 
ift, kann nicht gegen ben Kläger, deſſen Ehebruch nicht ber Scheidungsgrund ift, ſondern 
nur gegen die wegen ihres Ehebruches geichtedene VBellagte zur Anwendung kommen. 


Nr. 2312. III. Sen. 28. Mai 1889. III. 88. 89. Bd. 23, Nr. 29, ©. 142. 

Eheſcheidung. VBerüdfihtigung der Durch Ehebruch des Klägers eingetretenen 
Kompenfation von Amts wegen. (Gem. R.). Die Klage ericheint durch den Ehebrud 
des anderen Gatten begrünbet, und es bilbet den Inhalt einer wahren Einrede des 
Letzteren, wenn er geltend macht, Erfterer befinde fich in gleicher Schuld. Die Kap. 6 
und 7 X de adult. 5, 16 enthalten nur ben materiellen NRechtsfag, nicht aber ein pro- 
zefiualifches Prinzip. Nr. 2319. Wenn daher im vorliegenden Yalle beide Ehegatten 
Ehebruch begangen haben, fo ftand der Klage bes einen ebenjo wie ber Widerlklage 
des anderen die Einrede der Kompenfation wirffan entgegen. Weder ber eine noch 
der andere Teil hat fie vorgebradht, aber mit Recht hat der Berufungsrichter an- 
genommen, daß er trotzdem bie derſelben zu runde Tiegenden XThatfachen bei ber 
Entiheidung berüdfichtigen durfte Wenn der Richter zum Zwecke ber Aufrediterhal- 
tung der Ehe fogar befugt ift, eine nicht einmal von den Parteien vorgebradite That⸗ 
ſache von Amts wegen zu berüdjichtigen (8 581 C.P.O.), jo muß ihm um fo gemwifler 
geitattet fein, eine von ben Parteien behauptete und feftftehende Thatſache von Amts 
wegen zu berüdiicätigen db. 5. die Folgerungen daraus zu ziehen, welche das Recht im 
Intereſſe der Aufrechterhaltung der Ehe an fie fnüpft (8 577 C. P. O.). 


Nr. 2313. VI Sen. 27. uni 1892. VI 116. 92. Bd. 30, Ar. 30, ©. 104. 

Kompenfation von Chevergehen. (Gem. R.). Den Gründen, aus bemen ber 
Berufungsrichter annimmt, daß ber vor der hier feftgeftellten Ausföhnung der Parteien 
vom Kläger etwa begangene Ehebruch mit dem fpäteren Ehebruche der Bellagten nicht 
fompenfiert werben könne, kann nicht beigetreten werben. Inſoweit fich das Berufungs- 
urteil mit dem Kompenfationseinwande der Beklagten befchäftigt, beruht es auf ge 
meinrechtlichen Grundfähen über die Rompenfation in Eheſcheidungsſachen, die, auch 
nad) der Annahme des Berufungsrichters, in Frankfurt a. M. neben dem Geſetze vom 
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19. November 1850 (8 15) ungehindert fortbeftehen, nicht aber auf partifulärem Frank⸗ 
furter Recht, fo daß die Nevifibilität des Urteil nicht zweifelhaft ift. Nr. 3667. Nun 
ift zwar im gemeinen Recht anerlannt, daß die Kompenjation mit dem Ehebruche des 
anderen Teil3 jowohl dann ausgefchloflen ift, wenn bezüglich Desjelben eine Aus- 
föhnung ftattgefunder hat, als aud dann, wenn in einem früheren Eheicheibungs- 
prozeſſe zwifchen denfelben Parteien der Ehebruch bereit8 mit dem damals dem Gegner 
vorgeworfenen Ehebruche fompenfiert if. Im lebteren Falle kann er nicht nochmals 
mit einem fpäteren Ehebruche des anderen Teils Tompenfiert werden. Hier trifft jedoch 
feiner diefer Gründe gegen die Kompenſation mit einem vor der Ausjöhnung vom 
Kläger etwa begangenen Ehebrude zu. Denn diefe Ausſöhnung bezog ſich nicht auf 
den Ehebrud) ded Klägers, fondern auf einen ſchon damals begangenen Ehebrucdh der 
Beklagten, es ift nicht einmal feftgeftellt, daß die Bellagte damals von einem vom 
Kläger vorher begangenen Ehebruche Kenntnis hatte. Ebenſowenig aber Tann ber Um⸗ 
Stand, daß die Klage fich auf den nach der Ausföhnung von der Bellagten begangenen 
Ehebruch ftäßt, die Kompenfation mit dem früheren Ehebrude des Kläger aus- 
ſchließen. @leichzeitigleit des beiderfeitigen Ehebrudies ift zur Kompenſation jo wenig 
erforderlich, wie e3 darauf anfommt, ob etwa auf ber einen Seite nur ein vereinzelter 
Fall eines Ehebruches, auf der anderen dagegen ein fortgefeßter ehebrecheriſcher Ber- 
kehr oder eine Mehrzahl von Füllen des Ehebruches vorliegt. Denn aud ein einzelner 
Ehebrud enthält eine abfolute Verlegung der ehelichen Treue und eine Abwägung der 
beibderfeitigen Bergehungen nach der Zahl der Ehebrüche und nach der Dauer bed un- 
erlaubten Verkehrs würde dem Wefen der Ehe nicht entipredhen. Nr. 2315. 


Nr. 2314. I Sen. 2. Suni 1883. L 216. 83. Bd. 9, Nr. 47, ©. 189. 

Berſuch des Ehebruchs; zeitliche Yreiheitsftrafe. (Gem. R.). Der bloße Verſuch 
bed Ehebruches giebt einen Scheidungdgrund nicht ab. Nr. 2328. Nr. 2310. Uber 
nad proteftantiihem Eherecht ift mehr als die Geſchlechtsvereinigung zum Begriffe bes 
Ehebruchs nicht zu erfordern. Im vorliegenden Falle tft die Eheſcheidung beantragt, 
weil der Ehemann wegen bes Verſuchs, eine Blöbfinnige zum außerehelichen Beifchlafe 
zu mißbraucden, nad) 88 176 Nr. 2, 43 St. G. B. zu zmweijähriger Zuchthausſtrafe recht3- 
träftig verurteilt if. Es kommt wefentlich darauf an, ob ein den Bruch ber ehelichen 
Treue bethätigender fleifchliher Borgang ftattgefunden hat, und es erjcheint die Möglich- 
feit nicht ausgefchloffen, daß die von der Klägerin behauptete That ihres Ehemannes, 
wenn auch in ftrafrechtlicher Hinficht nur als Verſuch bezeichnet, doch in eherechtlicher 
Hinfiht einen vollendeten die Scheidung begründenden Ehebruch darftelt.e Was die 
wegen des Verbrechens erfannte Strafe betrifft, fo ericheint über die Frage, ob durch 
das Verſchulden des beftraften Ehegatten die Möglichkeit der dem Weſen der Ehe ent- 
ſprechenden innigften Lebensgemeinfchaft der Ehegatten zerftört worben tft, eine Ent- 
fcheidung im vorliegenden Falle unthunlich, folange nicht die Beſchaffenheit der beftraften 
That und der Inhalt des Strafurteiles feftgeftellt if. Nr. 2327. Nr. 2329. Nr. 2331. 
Nr. 2321. — 


Nr. 2315. VI. Sen. 18. Februar 1895. VL 329. 94. Bd. 35, Nr. 29, ©. 128. 

Aufrechnung der von beiden Teilen begangenen Ehebrücdhe gegeneinauder. Che: - 
bruch gegenüber der böslichen Berlafiung. (Gem. R.). Der Kläger hatte Ehefcheibung 
wegen Ehebruchs der Bellagten beantragt, die Bellagte hatte Widerflage erhoben auf 
Scheidung wegen Ehebruchs bes Kläger und wegen böslicher Berlafiung. Nachdem 
ber Kläger dem Befehle des Landgerichts, die Beklagte innerhalb zwei Wochen in einer 
angemeflenen Wohnung wieder bei fich aufzunehmen, nicht nachgefommen war, mies 
das Landgeriht am 27. Mai 1893 die Klage fowie die Widerklage, ſoweit ſich dieſe 
auf Ehebruch des Klägers gründe, ab und Iegte der Beklagten einen Eid dahin auf, 
daß ſie fich nicht bewußt ſei, dem Kläger begründete Veranlaſſung gegeben zu haben, 








454 Viertes Bud. Familienrecht. 


ſich von ihr fern zu Halten, daß auch dieſer Fernhaltung leine unter ben Parteien ge- 
troffene Verabredung zu Grunde liege; im Falle ihrer Eibesleiftung follte der Pläger 
für einen böslihen Verlaſſer feiner Ehefrau erflärt und bie zwiſchen ben Parteien 
beftehende Ehe vom Bande geſchieden, im Falle ber Nichtleiftung bes Eides die Beklagte 
auch mit ber weiteren Wiberflage abgewiefen werben. Dies Urteil wurde nur vom SPTäger 
angefochten; anf feine Berufung wurbe es unb zwar auf Grund neuen Vorbringen? 
bes Kläger vom Oberlanbesgericht dahin abgeändert, daß die Beklagte zumäcdhft be- 
ihwören follte, daß fie feit dem 27. Mai 1893 nicht mit H. den Beiſchlaf vollzogen 
habe, und daß im Falle der Eideöverweigerung bie zwiſchen ben Parteien beftchende 
Ehe wegen Ehebruchd der VBellagten mit H. vom Bande geſchieden werben jolle, während 
für den Fall der Leiftung biejes Eides es bei der ferneren im Urteile ber erſten Inſtanz 
geichehenen Eibesauflage an die Beflagte und den bort beftinmten Eibesfolgen ver- 
bleiben ſolle. Die biergegen von ber Beflagten eingelegte Reviſion ift zurückgewieſen 
Die Abweifung der auf Ehebrüche ber Bellagten geftübte Klage und ber Wiberflage, 
infoweit dieſe auf Ehebrüche bes Klägers geftüst war, ift in der erften Inſtanz nidt 
etwa deshalb erfolgt, weil die beiberfeitigen Anfchulbigungen ohne Beweis geblieben 
wären, fonbern vielmehr auf Grund gegenfeitiger Aufrechnung ber beiden Teilen nad) 
der thatſaͤchlichen Feftftellung bed Landgerichts zur Laft fallenden Ehebrüde. In ber 
Verufungsinftanz bat ſodann ber Kläger, wie es ihm nad 8 574 C. P.O. frei ſtand, neue 
Klagegründe nachgebradt, indem er feinen Scheidungsantrag nunmehr auch auf andere 
Ehebrüde ftüßte, welche die Beklagte nach feiner Behauptung neuerdings, nämli nad 
dem 25. Februar 1893, dem Tage berjenigen münblien Verhandlung, in ber fie fich 
vor dem Landgericht zuerft auf die dem Kläger vorzumerfende Ehebrüche berufen hatte, 
begangen haben follte. Das Hberlandesgericht bat von jenen neu behaupteten Ehe- 
brüchen der Bellagten ihr ehebrecheriſches Verhältnis zu H. als ſoweit bewielen er- 
achtet, daß es der Bellagten einen richterlihen Eid über deſſen Negative auferlegt Hat, 
und bie Beklagte beichwert fi uun vor Allem darüber, daß nicht auch biefer neue 
Klagegrund auf Grund der Kompenfation mit ben ſchon tn der erften Inſtanz zur 
Aufrechnung benutzten Ehebrücden des Klägers verworfen worben ſei. BDiefer Angriff 
ſcheitert nicht etwa ſchon daran, daß bie Bellagte in der Verufungsverhandlung diefe 
Kompenjation nicht geltend gemacht hatte. Denn wenn aud eine Kompenfation von 
Forderungsrechten nad ber richtigen Anſicht nicht ftattfindet, folange nicht von 
der einen Seite ber entjprecdende Wille erflärt worben ift, jo ift Died doch auf bie 
wefentlich anders geartete Kompenfation der Ehefheidungsgründe troß der Über- 
tragung des Namens nicht analog anzuwenden. Ber Unterſchied liegt barin, baf bei 
vernacdhläffigter Kommpenfation das Scheidungsrecdht des zuerft verflagten Ehegatten durch 
die auf Grund feines eigenen Vergehens ausgeſprochene Scheidung ebenfo gut unter 
gebt wie Durch vorgenommene Kompenjation, während bie Gegenforberung eines ver- 
urteilten Schuldners bei unterlaffener Kompenfation gerade beftehen bleibt, durch 
Bollziehung der Kompenfation aber ihn verloren geht. Da außerdem bei Eheſcheidungs⸗ 
ſachen das öffentliche Antereffe an Aufrechthaltung der Ehe eingreift, das, wie es in 
der E.B.D. zu der Beſtimmung bes 8 581 geführt hat, fo auch ſchon nach früheren 
gemeinen Recht Hier eine Einfchränfung des Verhandlungsprinzips bewirkte, fo ift um 
jo weniger &rund gegeben, hier eine bejondere Willenserflärung des verflagten Teils 
zur Anwendung der Kompenfation für erforberlih zu halten. Es ift alfo dieje 
Kompenfationseinrebe eine Einrede wie alle anberen, bei ber e3 genügt, wenn ber 
Bellagte die fie begründenden Thatſachen angeführt Hat. Für bie Berufungsinftanz 
lag nun die Sache fo, daß bie von ber Bellagten in ber eriten Inſtanz behaupteten 
Ehebrüche des Klägers, obgleich fie von ihr in der Berufungsinftang nicht ausdrücklich 
wieder hervorgehoben waren, doch auch ben dort nadigeichobenen Klagegründen gegen 
über al3 nach dem vorgetragenen Thatbeitande erfter Inftanz einmal behauptete 
Thatfachen in Betracht zu ziehen waren, foweit fie diefen Klagegründen gegenüber 
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ſich als erheblich darftellten. Eine folche Erheblichleit muß ihnen nun aber allerdings 
abgeſprochen werden. Zwar barf als unzweifelhaft gelten, daß bei vorliegenden beider- 
feitigen Ehebrüchen nicht die einzelnen Bergehungen diefer Art ihrer Zahl ober ihrer 
Schwere nach gegeneinander aufgerechnet werden, fondern nır ber ganze Inbegriff ber 
in dem betreffenden Verfahren jebem ber; beiden Streitteile mit Recht zur Laft ge- 
brachten Ehebrüde, andererfeit3 aber auch, daß ein ſchon einmal zur Begründung ber 
Kompenfationdeinrede gegen eine Scheidungsflage verwenbetes Vergehen nicht noch 
einmal zur Begründung der Kompenfationdeinrede gegen eine neue Klage and einem 
neuen Scheidungsgrunde gebraucht werben Tann. Bergl. 8 1717 des ſächſiſchen 8.0.8. 
Nun Tann man zwar im rein prozefjualen Sinne nad ber jebt geltenden 
C.P.O. da nit von einer neuen Klage ſprechen, wo auf Grund bes 8 574 C. P.O. 
innerhalb besfelben Prozefies ein neuer Klagegrund nachgeſchoben wird; aber nad 
dem Sinne jenes eherechtlichen Satzes kann e3 offenbar auf diefe progefjunle Seite der 
Sade auch nicht ankommen, jonbern das allein Erheblicdhe ift die Neuheit des Klage⸗ 
grundes, gleihviel ob diefer in demfelben oder in einem ueuen Prozeſſe geltend 
gemadt wird. Es fragt fi alfo nur no, in welcher Beziehung hier Neuheit bes 
Klagegrundes voransgefegt ift. Hierüber würde man in den dieſe Kompenfationseinrebe 
betreffenden Duellenftellen (1. 39 Dig. sol. matr. 24, 3; c. 1 C. 32, qu., 63 c. 4 X de 
divort. 4, 19; c. 6, 7 X de adult. 5, 16), die überhaupt nur im allgemeinen bie 
Kompenfation der Scheidungsgründe anerkennen, vergeblich nach ausdrüdticher Auskunft 
fuden, und in befannt geworbenen höchſtrichterlichen Urteilen, auch in folchen bes 
Neichögerichts, ift bisher nur fo viel ausgeſprochen worden, dab bie Kompenfation mit 
einem Ehebrude dann wegfalle, wenn jchon eine frühere Eheſcheidungsklage des Gegners 
auf Grund der Kompenfation mit demjelben Ehebruche rechtskräftig abgewieſen 
oder nah Vorſchützung jolher Kompenfation vergleichämweife aufgegeben worden fei. 
Nr. 2313. Weshalb auch einem noch nicht vechtöfräftig gewordenen Urteile al3 
foldem, wie in diefer Sache das Berufungsgericht angenommen hat, in der hier in 
Nede ftehenden Beziehung irgend eine Bedeutung zufommen follte, ift num freilich nicht 
abzufehen; dagegen jcheint e3 in ber Natur der Sache zu liegen, daß fogar minbeftens 
folden Ehebrüchen gegenüber, bie von demjenigen Ehegatten, ber die Kompenſations⸗ 
einrede vorgeſchützt Hat, feit diefer Vorſchützung nen begangen find, frühere Ehebrüche 
bes anderen Ehegatten nicht mehr zur Rompenfation benugt werden können. Daher 
hätte das Oberlandesgericht den von ihm der Bellagten auferlegten &id nicht einmal auf 
die Seit jeit dem 27. Mat 1893, als dem Tage der Verkündung des Iandgericht- 
lichen Urteil, zu beichränfen brauchen, fondern ihn entiprechend der Behauptung des 
Klägers auf die Beit ſeit dem 25. Februar 1893 erftreden follen; hierdurch ift 
indefien die Beflagte offenbar nicht beihwert. Daß das Oberlandesgericht für den 
Fall der Eibesverweigerung der Bellagten die Abmweifung auch ihrer auf bösliche Ver⸗ 
loffung geftügten Wiberflage in Ansficht genommen bat, kann, obgleich der Kläger 
ihon längft bie ihm zur Wieberanfnahme der Bellagten gefehte Friſt hat verftreichen 
lafjen, kein Bedenken hervorrufen. Denn folange bie Scheidung nicht rechtskräftig aus⸗ 
geſprochen ift, ift auch eine böslich verlaffene Frau die eheliche Treue zu halten ver- 
pflichtet, und daher kommt durch einen ihr zur Laft fallenden Bruch der letzteren auch 
der fonft ber böslichen Verlaſſung ſchuldige Ehemann nachträglich in die Lage, nun⸗ 
mehr einftweilen die Wiederaufnahme der ran verweigern zu bürfen, am unzieifel- 
hafteften in denjenigen Gebieten, wo wie in Hamburg zeitweilige Trennungen von 
ih und Bett auf unbeftimmte Zeit ausgefprochen zu werben pflegen. Nr. 2320. 


Nr.2316. III. Sen. 24. Februar 1885. III. 261. 84. Bd. 15, Nr. 43, ©. 203. 

Begriff der böslichen Verlafiung. (Gem. R.). Die malitiosa desertio fegt gemein- 
rechtlich nicht mehr voraus, als daß der Defertor fi) an einen unbelannten oder doch 
dem Gericht unerreichbaren Ort begiebt und fi beharrlich von dem anderen Ehe- 
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gatten fern hält. Diefe Merkmale find im vorliegenden Yalle gegeben. Hält ſich ber 
Defertor beharrlich fern, entzieht er fich auch beharrlich feiner Pflicht, für die Ehefrau 
zu forgen, fo ift es ohne Bedeutung, ob er unter gewiſſen Umftänben und Berhält- 
niffen zur Rückkehr bereit if. Es ift feine Pflicht, für die Wieberberftellung des ehe⸗ 
lichen Lebens zu forgen, e8 Tann daher auch nicht ber Klägerin der Vorwurf gemacht 
werben, daß fie ihrerfeit3 nach diejer Richtung keine Verfuche gemadt Habe. Wenn 
das Berufungsgericht davon ausgeht, daß bößliche Berlafiung nicht anders vorliegt, als 
wenn anzunehmen ift, daß ber Dejertor zu dem Biwede im Auslande verweilt, um 
hierdurch Danernd das eheliche Zuſammenleben thatjächlich aufzuheben, fo ift das Gebiet 
der desertio malitiosa in nicht geredhtfertigter Weiſe eingefchränft. Nr. 2318. 


Nr. 2317. IL Sen. 28. Sanuar 1888. L 364. 87. Bd. 20, Nr. 47, ©. 208. 

Ehefigeidung wegen böslicher Berlafiung. (Gem. R.). Der Begriff der böslichen 
Berlaflung wird nicht dadurch ausgefchloflen, daß fich bie Klägerin nach der Entfernung 
des Beklagten mit einem anderen Manne fleifchlih vermifcht Hat. Das gemeine 
proteftantifche Kirchenrecht ftatuiert zur Begründung ber Klage wegen böslicher Ber⸗ 
laſſung als Erfordernis nicht die Darlegung und den Nachweis feitend des klagenden 
Ehegatten, daß er die ehelichen Pflichten nicht verlegt, namentlich Teinen Ehebruch 
begangen Habe, Nr. 2319. Wenn das Berufungsgericht ſich auf eine entfprechende 
Praxis der mecklenburgiſchen Gerichte dafür beruft, daß nad mecklenburgiſchem Rartilular- 
recht ein Anſpruch auf Scheidung wegen böslicher Berlafjung nur dann als begründet 
anerfannt werden bürfe, wenn ber Hagende Teil einen ben ehelichen Pflichten ent- 
ſprechenden Lebenswandel geführt habe, und daß Dem verlaflenen Ehegatten bie Scheibung 
und damit bie Möglichkeit der Eingehung einer anderen Ehe unter allen Umftänden 
dann verfagt bleiben folle, wenn er feinerjeits die eheliche Treue durch Begehung eines 
Ehebruches verlegt Hat, fo tft Doch dadurd Feine Partikularrechtsnorm gefchaffen, weldhe 
e3 verböte, bie weitere Entwidelung, welche bie fragliche Materie in ber Wiflenichaft 
und in ber Lebensanſchauung feit der zweiten Hälfte bes fechszehnten Jahrhunderts 
genommen bat, auch bet den gerichtlichen Entjcheidungen zu berüdfichtigen. Nr. 2320. 
Nr. 2318. 


Nr. 2318. VI Sen. 19. April 1894. VL 41. 94.8). 33, Nr. 37, ©. 171. 

Borandfeiungen der Cheiheibung wegen böslicher Berlafiung. (Gem. R.) Die 
Ehefrau R. Magte gegen ihren Ehemann, von dem fie getrennt lebte, anf Trennung 
von Tifh und Bett; ber Ehemann erhob Widerflage auf Scheidung vom Bande wegen 
böslicher Verlaſſung. Nachdem das Landgericht gänzlih zu Gunſten der Klägerin er- 
fannt hatte, wurde in ber Verufungsinftanz zunächſt durch Teilurteil das Urteil erfter 
Inſtanz in Anſehung der Vorklage aufgehoben und dieſe abgewiefen, auch zugleich ein 
Nüdtehrbefehl an die Klägerin erlaflen. Da fie diefem nicht Folge Ieiftete, machte das 
Berufungsgericht durch ein weiteres bebingtes Urteil bie Entſcheidung über die Wiber- 
Mage von dem dem Bellagten auferlegten richterlichen Eide abhängig, es jei nicht wahr, 
daß er der Klägerin begründete Beranlaffung gegeben habe, ihn zu verlaflen bezw. fich 
von ihm fern zu Halten, und e3 liege auch diefer Berlaffung und Fernhaltung feine 
zwijchen ihm und der Klägerin getroffene Verabredung zu Grunde. Die Entſcheidungs⸗ 
gründe paßten nicht zu dem eriten Teile diefes Eides, fondern feßten vielmehr einen Eid 
voraus, daß ber Beklagte fich nicht bewußt fei, der Klägerin begründete Beranlaffung 
zur Berlaſſung oder Fernhaltung gegeben zu haben; ein folder Eid wurde als in 
Hamburg bei Scheidungsffagen wegen böglicher Verlaſſung üblich bezeichnet. Auf die 
Reviſion des Bellagten wurde dies Urteil aufgehoben. Der erfte Teil des auferlegten 
Eides beruht ſowohl auf einem inneren Widerſpruch mit den Entſcheidungsgründen als 
auf, infofern er dem Beklagten die Abgabe eines Urteils über die Gejamtheit des 
von ihm felbft gegenüber ber Klägerin beobachteten Verhaltens anfinnt, auf einem Ber- 
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ftoße gegen 8 437 E.B.D. Übrigens würde ans anderen Gründen auch eine wirklich auf 
jenes Bewußtſein gerichtete Eidesauflage nicht zu billigen gewefen fein. Denn nad 
gemeinem proteftantifchen Eherecht ift es für das Vorliegen einer die Eheſcheidung redht- 
fertigenden böslichen Berlaffung an fi unerheblih, was für ein Bewußtfein ber 
die Scheidung begehrende Ehegatte in Beziehung auf feine Schuld oder Nichtſchuld im 
Berhältniffe zum anderen Ehegatten hat; nur als Indizium für ober gegen irgend eine 
andere Thatfache, die ihrerfjeit3 in ben Bereich ber Merkmale ber böslihen Berlaffung 
oder der Fundamente einer bier einſchlagenden Einrede fiele, Tönnte jene Thatſache des 
Bewußtſeins möglicherweife von Bedeutung fein; allein von ber Unterftellung einer 
folhen Beziehung ift aus ben Entiheidungsgründen bes Berufungsgerichts nichts zu 
entnehmen. Mit Hecht Hat übrigens der Bellagte weiter auch darin einen Widerſpruch 
zwilchen den Gründen und der Entfcheidung des Berufungsgerichts gefunden, daß es 
nad den eriteren ſchon ala feitftehend zu gelten Hatte, daß ber Bellagte ber Klägerin 
zur Berlafjung jedenfall feine begründete VBeranlaflung gegeben habe, während der 
auferlegte Eid dennoch auch diefen Punkt mit umfaßt und ſich nicht auf die Berneinung 
begründeter Beranlaffung zur weiteren Fernhaltung befchräntt. Es fagt nämlich das 
Berufungsgericht nicht nur zu Anfang der Gründe, die Merkmale einer böslichen Ber- 
laſſung im natürlichen Sinne feine mit genügender Beitimmtheit zu Tage getreten, 
fondern vermweift weiterhin auch anf das rechtöfräftig geworbene Teilurteil, wodurch die 
Klägerin mit ihrer auf Trennung von Tiſch und Bett gerichteten Klage aus Gründen 
abgewiejen worden ift, mit denen die Annahme eines die Berlaflung rechtfertigenden 
Verhaltens des Bellagten unvereinbar wäre. Ber Standpunkt, ben das Berufungs- 
gericht materiellrechtlich in Anſehung des als Klaggrund bei der Ehefcheidungsflage 
wegen böslicher Berlaffung zu betrachtenben Thatbeftandes eingenommen hat, entipricht 
überhaupt nicht dem gemeinen proteftantiihen Eherecht. Schon das läßt ſich nicht 
jagen, daß zur Begründung einer ſolchen Klage außer der Darlegung der böslichen 
Berlaffung felbft auch noch die Negative gehörte, daß der Verlaſſene ſich vorher nichts 
Erhebliches gegen den Berlafier babe zu fchulden kommen Iafien. Wo möglich nod 
weniger aber braudt in foldden Falle der Eheſcheidungskläger dieſe Negative für bie 
Beit nach der Verlaſſung darzuthun. Wllerdings ift das Verhalten, welches ber ver- 
lafjene Ehegatte gegenüber dem Verlaſſer während diefer Beit beobachtet, keineswegs 
unerhebli. Denn auf Scheidung wegen böslicher Berlafiung darf nicht erfannt werden, 
wenn nicht auch noch während bes Prozeſſes eine hartnädige andauernde Pflichtwidrigkeit 
des Verlaſſers vorliegt. Nicht nur kann nun von einer folchen fo lange nicht bie Rede 
fein, als der Berlafiene dem Verlaſſer durch fein augenblidliches Verhalten einen ge- 
rechten Grund zur Fernhaltung giebt; jondern auch darüber müflen jedenfall in 
den Gebieten, wo, wie in Hamburg, Trennungen von Tifh und Bett auf nn- 
beftimmte Beit herkömmlich find, gegenüber der Scheidungsflage wegen böslicher 
Berlafinng ſolche Einreden durdhgreifen, deren Yundament auch als Yundament einer 
jest zu erhebenden Klage auf zeitweilige Trennung von Tiſch und Bett würbe dienen 
können. Nr. 2320. Uber dazu werben eben wirkliche Einreden mit fubftanziierter 
thatfächlicher Srundlage erfordert, für die an ſich den Beflagten (hier alfo die Klägerin 
als Widerbeflagte) die Beweislaſt treffen würde, und bie allerdings nach Maßgabe des 
8 581 C. P.O. auch von Amts wegen berüdfichtigt werden bürften, aber doch immer nur 
in dem Sinne, daß dann beftimmte Beweisgründe für beftimmte Einrebethatfachen in den 
Entfcheidungsgründen dargelegt werden müßten. Das Reichsgericht hat bereit3 in dem 
Tolle Nr. 2316 die Vorausſetzungen ber Scheibung wegen böslicher Verlaſſung in einer 
Weiſe beftimmt, die feinen Raum für das Verlangen des Nachweiſes ber hier in Rede 
ftehenben allgemeinen Negative läßt, und hat ſpäter Nr. 2319. Nr. 2317 ein ſolches 
Berlangen in noch nachdrüdlicderer Weife für unberechtigt erflärt. Aus allen dieſen 
Gründen erſchien der bisher befprochene Teil des dem Bellagteen auferlegten Eides 
als unhaltbar, und wenn es fi allein um biefen Punkt gehandelt Hätte, jo würbe 
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nichts im Wege geftanden haben, bei Aufhebung des vorigen Urteild fogleih auf 
Scheidung wegen böglicder Verlafiung von feiten der Klägerin zu erfennen. Aber das 
Oberlaudesgeriht hat auch gemeint, daß einiger, wenn auch nur geringer Grund zu 
der Unnahme gegeben jet, baß der Berlaffung und Yernhaltung der Klägerin eine mit 
dem Bellagten getroffene Verabredung zu Grunde liegen möchte, was es nah 8 581 
E.B.D. von Amts wegen zu berüdfichtigen befugt war, ba dadurch die Böslichkeit der 
Berlafiung dennoch als ausgeichlofien erfcheinen würde, und hat deshalb auch Hieranf 
ben dem Bellagten auferlegten richterlicden Eid erftredt. Der hauptſächliche Grund, Den 
das Oberlandesgericht für feinen ſchwachen Kollufionsverbadht angegeben hat, daß bie 
Klägerin troß rechtäfräftiger Burüdweifung ihrer Klage dem Verlangen bed Beklagten 
nad ihrer Rückkehr bisher nicht entiprocdhen hat, erfcheint freilich als hinfällig. Da es 
aber nicht jachgemäß erihien, dem Berufungsgericht die Möglichkeit, feinen Kolluſions⸗ 
verdacht in anderer Weife zu begründen, abzufchneiden, fo ift die Sache in Die Be 
rufungsinftanz zurüdverwiejen. 


Nr. 2319. I Sen. 4. Juni 1887. I. 85. 87. Bd. 18, Nr. 46, ©. 225. 

Ehebruch der die Eheicheidung wegen bbolicher Verlaffung begehrenden Klägerin. 
(Gem. R.). Allerdings fpricht bie päpftliche Entfcheidung in cap. 4 X de divortiis 4, 19 
in betreff des von ber Ehefrau erhobenen Anſpruches auf Wieberbereinigung mit dem 
getrennt von ihr lebenden Ehemanne aus, daß der Lebtere dazu nicht gezwungen werden 
Tönne, falls die Klägerin Ehebruch getrieben bat. Dieſe Entfcheidung beruht auf dem 
Grundſatze des katholiſchen Eherechts, daB wegen Ehebruchs nicht bie Löfung des Ehe- 
bandes, aber die beftändige Trennung der Ehegatten verlangt werben Tann; fie erfennt 
an, daß lebtere nicht allein durch Klage auf Separation, fondern au im Wege ber 
Einrebe erreicht werden Tann, indem ber Klage auf Wieberberftellung des ehelichen 
Lebens dur bie Einrede bes Ehebruches bes klagenden Ehegatten begegnet werben 
fann, wenn nicht der klagende Ehegatte dieſe Einrebe durch die Replik der Kompenfation 
befeitigt. Dieſer Ausſpruch ift aber nicht auch nach proteftantifchem Rechte um deshalb 
anwendbar, mweil e3 dem verlegten Teil einen noch weitergehenden Anſpruch, das Recht 
auf Löfung des Ehebanbes, zugeftehe. Denn das proteftantiiche Eherecht weicht von 
dem Tatholifchen nicht bloß darin ab, daß e3 diefen weitergehenden Anſpruch gewährt, 
ſondern auch darin, daß es den Anſpruch auf beftändige Trennung der Ehegatten ohne 
Löſung des Ehebandes verfagt, was jet Durch 8 77 des Reichsgeſetzes vom 6. Februar 
1875 verallgemeinert ift. Hieraus folgt, daß eine beftändige Trennung von dem anderen 
Ehegatten wegen Ehebruches besfelben ohne Löfung des Ehebandes ebenſowenig durch 
Einrede gegen die Klage desſelben auf Wieberherftellung des ehelichen Lebens wie durch 
Klage auf Seftattung der Trennung erreicht werden Tann. Ber Ehegatte, welcher wegen 
EHebruches des anderen bie Auflöfung ber Ehe verlangen Tönnte, aber von biefem Rechte 
feinen Gebrauch macht, bleibt bei Aufrechterhaltung der Ehe den für ihn daraus ent- 
ipringenden Pflichten unterworfen und bat deshalb fein Recht, die Wiebervereinigung 
mit dem anderen Ehegatten anders al3 durch Erwirfung ber Scheidung oder ber einft- 
weiligen Geftattung des Getrenntlebend während des Scheidungsprozeſſes zu verhindern. 
— Ebenfowenig eriheint die Abweiſung der Klage unter dem Geſichtspunkte ber Kom- 
penfation der Scheibungsgründe gerechtfertigt. Das Tanonifche Recht verfagt dem Ehe- 
gatten, welcher fich felbft des Ehebruches ſchuldig gemacht Hat, die lage anf Trennung 
wegen Ehebruches des anderen Ehegatten cap. 6,7 X de adult. 5,16. Die Frage, ob 
die Kompenfation auch bei anderen Scheidungsgründen ftattfinde, abgejehen von den 
dem Ehebruche gleich‘ zu achtenden fonftigen leifchesvergehen, Tonnte nach kanoniſchem 
Necht nicht aufgetvorfen werben, weil dasſelbe die separatio perpetua nur wegen Ehe 
bruches geftattet. Die Kompenfation wegen beiderfeitigen Ehebruches wurde aud im 
proteftantifchen Eherechte beibehalten. Da das letztere aber die Löfung bed Ehebandes 
au aus anderen Gründen als wegen Ehebruches zuließ, jo entfland nunmehr bie 
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Frage, ob die Kompenfation auch bei Scheidungsflagen ftattfinde, welche auf einen 
anderen Grund als Ehebruch geftüßt find, und ob die Kompenfation, bei einer auf 
Ehebruch oder auf einen anderen Grund geftüßten Scheidungsflage, auch dann ftattfinde, 
wenn die Pflichtverlegung des klagenden Ehegatten anderer Art ift al3 diejenige, welche 
den Grund der Scheidungsflage bildet. Die Frage tft fontroverd. Die bier zu ent- 
fcheibende Frage, ob bei ungleihartigen Pflichtverlegungen Kompenfation ftattfinde, 
muß verneint werden. Vergl. 88 1722, 1730 des ſächſiſchen B.G.B. Nr. 2317. Nr. 2320. 
Nr. 2318. Nr. 2312, 


Nr. 2320. VI. Sen. 30. Januar 1893. VI. 261. 92. Bd. 31, Nr. 28, ©. 149. 

Einrede des Ehebruches gegenüber einer auf bösliche VBerlaffung gegründeten 
Eheſcheidungsklage. Zeitweilige Trennung von Tiſch und Bett bei Ehebruch. (Gem. R.). 
Der Kläger, befien Ehe mit der jegigen Bellagten auf die Klage der Lebteren wegen 
von ihm verübter Mikhandinngen am 15. November 1883 vom Landgericht in Hamburg 
„bis zur Wiedervereinigung ber Gemüter” von Tiſch und Bett getrennt war, verlangte 
gegen Ende des Jahres 1891 die Rückkehr der Bellagten zu ihm und Hagte, da fie 
fid weigerte, wegen böslicher Verlafſung anf Scheidung vom Bande. Vom Berufungs- 
gerichte wurde biefe Klage auf Grund der Einrede be3 Ehebruches abgewiefen und 
fodann bie Reviſion des Klägerd zurüdgewielen. Nach ber Feitftelung des Berufungs- 
gerichts hat der Kläger in der Zeit vom April bis zum November 1890 mit einer 
Frau C. ehebrecherifchen Verkehr gepflogen, wegen beilen er am 23. Mai 1891 von der 
Straflammer des Landgericht3 verurteilt ift. Die hierauf geftüßte Einrede bat das 
Berufungsgericht gegenüber der auf bösliche Berlaffung gegründeten Eheicheidungsflage 
für durchgreifend erachtet. Zunächſt war bier die allgemeine Frage erheblidh, ob über⸗ 
haupt gegenüber der Klage auf Herftellung des ehelichen Lebens bezw. ber Eheſcheidungs⸗ 
age wegen böslicher Berlafiung folche Umftände, welche dem beflagten Teile an ſich einen 
Unfprud auf eine Trennung gewähren, bloß einredeweiſe geltend gemacht werben 
fönnen. Gemeinrechtlih nämlich kann offenbar zwiſchen jenen beiden Klagarten in Diefer 


Beziehung fein Unterfchied obwalten. Ber Bejahung jener Frage, wie fie freilich von 


jeiten des Reichsgerichts ſchon früher erfolgt ift (Nr. 2207, Nr. 2387) fteht im all- 
gemeinen doch das Bedenken entgegen, daB fonft der Grundſatz als feftftehend gilt, daß 
ih Ehegatten nicht formell eigenmäcdhtig, fondern nur nad) Maßgabe eines Nichterfpruches 
voneinander trennen folen. Wenn anbdererjeit3 gewiſſe Stellen de3 kanoniſchen Rechts, 
wie c. 4 X. de divort. 4, 19 und c. 13 X. de rest. spol. 2, 13, der Bejahung eine 
gefetliche Grundlage zu gewähren jcheinen, und wenn im Anſchluſſe daran die Zuläffigfeit 
folder Einreden in der Litteratur und in der Rechtſprechung des proteftantifchen Ehe- 
recht3 vielfach angenommen worben ift, jo ift Doch dem gegenüber auf die Ausführungen 
des I, Eivil-Senats des Reichsgerichts (Nr. 2319. Ar. 2317) Hinzumeifen, wo ins 
befondere in Unfehung des c. 4 X. de divort, 4, 19 bemerkt ift, die fragliche Beftimmung 
pafie wohl in das Tatholifche Eherecht, weil dort ber Ehebrucdh des anderen Ehegatten 
einen Anfprudy auf lebenslängliche Trennung von Tiſch und Bett gebe, aber nicht in das 
proteftantifche, dem dieſe Art der Ehetrennung unbefannt ſei. Wenn bei diefem Aus- 
ſpruche auch zunächſt der Gegenſatz zur Scheidung vom Bande ind Auge gefaßt ift, fo 
laßt fich Doch nicht verfennen, daB er ebenfo gut auf den Gegenſatz der bloß zeitweiligen 
Trennung von Tiſch und Bett paßt, wenigftensd fomeit diefe nur auf beftimmt ab- 
gegrenzte Beit erfolgen würde. Dabei ift mit Recht im Falle Nr. 2317 ſchon Hervor- 
gehoben worden, daß Entſcheidungen, wonad bie Frau fo Tange nicht in bie eheliche 
Wohnung zurüdzufehren braucht, als fi der Mann in diefer eine Beiſchläferin Hält, 
mit der jeßt behandelten Yrage nichts zu thun haben; bei ihnen Handelt e3 ſich nur 
um eine augenblidfiche Entichuldbarfeit der Rückkehrweigerung wie etwa im alle be- 
grünbdeter Befürdtung von Mißhandlungen. Im vorliegenden Falle brauchte nun aber 
die Frage, ob der Klage auf Herftellung des ehelichen Lebens bezw. der Eheſcheidungs⸗ 
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Hage wegen böslicder Verlaſſung ein beliebiger Ehetrennungsgrund bloß einrebeweife 
entgegengehalten werben könne, nicht allgemein entfchteden zu werden. Hamburg 
gehört zu denjenigen Nechiögebieten, wo eine Trennung von Tiſch und Bett „bis zur 
Wiedervereinigung ber Gemüter”, alfo auf unbeftimmte Beit für zuläffig gilt; eine ſolche 
ift dort fogar die übliche Art. Damit darf ohne Weiteres die Buläffigfeit der er- 
wähnten Einreben als gegeben angejehen werden, foweit es fih um folde Gründe 
handelt, die auch zu einer Klage auf Trennung von Tiſch und Bett berechtigen würben: 
denn da bei einer Trennung auf unbeftimmte Beit über bie Dauer eventuell body das 
freie richterliche Ermefien nachträglich enticheidet, fo Tann faum ein Vedenken obwalten, 
die Anrufung desselben vorfommenden Falles Iediglih im Wege ber Einrede vor ſich 
gehen zu laſſen. ebenfalls kann bie bloße Einrede da zugelaffen werben, wo wie bier 
die Parteien nun einmal rechtöfräftig bereit3 von Tiſch und Bett „bis zur Wieder⸗ 
vereinigung ber Gemüter” gefchieben find. Hier kann ber eine Ehegatte nach Ablauf 
einer ihm angemeflen erfcheinenden Zeit verfuchdweije auf Herftellung bes ehelichen 
Lebens bezw. auf Scheibung wegen böglicher Berlaffung Magen; aber das richterliche 
Ermeflen Hat dann eben darüber zu entfcheiden, ob man billigerweife nad den Um- 
ftänden fchon eine „Wiebervereinigung ber Gemüter” erwarten bürfe, und bies ift bei 
neuerlihem Auftauchen neuer Trennungsgrände natürlich nicht der Yal. Immerhin 
bleibt noch zu erwägen, ob ein Ehebruch des aubderen Ehegatten wirklich, wie das Be⸗ 
rufungsgeriht angenommen hat, al3 ein Umftand gelten Tann, der zu bloß zeit- 
weiliger Aufhebung des ehelichen Lebens berechtigt. Dies tft zu bejahen. Die Ur⸗ 
teile in den Fallen Nr. 2319. Nr. 2317 ftehen dem nur ſcheinbar entgegen, wenn fie 
bei Berwerfung der bloßen Einrede des Ehebruches gegenüber einer auf bösliche 
Berlaffung geftüßsten Scheidungsflage als Gegenſatz zu bdiefer bloßen Einrede nur bie 
Möglichkeit, eine „Scheidung bezw. bie einftweilige Geftattung be3 Getrenntlebens 
währenb des Scheibungsprozeffed zu erwirken, bezeichnen. Die Frage, ob 
wegen Ehebruddes nur auf völlige Scheidung oder auch auf bloß zeitweilige Trennung 
von Tiſch und Wett geflagt werden könnte, ift dort nicht befonbers erwogen. In dem 
Urteile im Falle Nr. 3400 (vergl. Ar. 2207) ift die Frage nur beiläufig berührt, ohne 
daß die Entfheidung auf dem allerdings entgegenftehenden Ausſpruche beruhte. Es ift 
aber nicht abzujehen, weshalb man dem durch den Ehebruch des anderen Teils ge 
Tränkten Ehegatten troß feines Nechtes auf völlige Scheidung in der erften Zeit nad) 
jenem Ehebruche bezw. im der erjten Zeit, nachdem er von biefem Kenntnis erlangt 
hat, nicht Gelegenheit zu diefem Verſuche gewähren follte, ob er fi nicht nad} einer 
Trennung von höchſtens wenigen Jahren troßdem fchließlih wieder zum Bufanımen- 
leben mit dem treubrüdig gewordenen Ehegatten werde entichließen können. Daher 
muß e3 dem Erfteren während einer vom richterliden Ermeflen abhängigen Zeit frei 
ſtehen, zunächft auf zeitweilige Trennung von Tiſch und Bett, ftatt auf völlige Scheidung, 
und dann in Hamburg natürlih auf unbeftimmte Beit, zu Magen. Hiermit ſtimmt 
auch die vorberrichende Anficht überein. Vergl. auch 8 1752 des ſächſiſchen 8.8.8. 
Es lagen nun aud die dem Kläger zur Laft fallenden Ehebrücdhe bezw. bie der Be 
klagten davon gewordene Kunde zeitlich noch nicht fo weit zurüd, daß etwa in zu weiter 
Wusdehnung bes richterliden Ermeflend in diefer Beziehung ein rechtlicher Berftoß hätte 
gefunden werden können. Nr. 3667. Pr. 2318. Nr. 3676. Nr. 2315. 


Nr. 2321. IH. Sen. 13. Januar 1891. IIL 222. 90. Bd. 27, Nr. 37, ©. 156. 

Unnatürliche Befriedigung des Geſchlechtstriebes und Fleiſchesverbrechen [owie 
Bernrteilung zu Freiheitsftrafe als Eheicheibungsgrände. (Gem. NR.) Nach katho- 
liſchem Eherechte gilt ald zureihender Grund zur immerwährenden Scheidung der Ehe 
gatten von Tiſch und Bett nur die wirklich vollzogene verbrecheriiche fleifchliche Ver⸗ 
mifhung, mag fie in naturgemäßer Ordnung (copula naturalis) oder naturwidrig 
(copula sodomitica vel bestialis) ftattgefunden haben. Zwar wird von älteren und 
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neueren Schrifftellern auf Gruud einiger Stellen bes kanoniſchen Rechts, insbeſondere 
can. 3 C. 32 qu. 2, can. 11 C. 32 qu. 4, can. 7, 11—15 C. 32 qu. 7 des decretum 
Gratiani allgemein der Say aufgeitellt, daß „unnatürliche Befriedigung des Geſchlechts⸗ 
triebes“ oder auch „trleifchesfünden" und „Fleiſchesverbrechen“ überhaupt die bauernde 
Separation nach Tanonifhem Recht zu begründen geeignet feien. Wllein jene Gefees- 
ftellen reden nur davon, daß bie dort bezeichneten unzüchtigen Handlungen höchft un- 
moralifch feien und noch härtere Strafe verdienten al3 der eigentliche Ehebruch, laſſen 
ſich aber nicht für die Annahme verwerten, daß unzüchtige Handlungen, auch wenn fie 
nicht in einer fleiſchlichen Bermifchung beftehen, dem Ehebruche gleichgeftellt werben 
müßten. Auf Teinen Yall Hat jene mildere Auffafiung in der Praxis ber Tatholifchen 
Ehegerichte Eingang gefunden, vielmehr hat diefe, wenigftens jeit ber Witte des 17. Jahr⸗ 
hundert3, im Anfchluß an can. 2 C. 32 qu. 1 ftet3 daran feftgehalten, daß der Grund 
der immerwährenden Scheidung von Tiſch und Bett in ber Verlegung ber unio camis 
zu ſuchen jei, deren fi) der ſchuldige Ehegatte dadurch ſchuldig made, daß er eine 
divisio carnis in alium vel aliam cum copula perfecta vollziehe. Nr. 2314. Da nun 
im vorliegenden Yalle keine fleifchliche Bermifhung, fondern nur gewiffe andere un- 
züchtige Handlängen in Frage ftehen, die der Beklagte in der Abficht, feine Geſchlechts⸗ 
[uft zn erregen, an feiner Stief- und Pflegetochter vorgenommen bat, fo ift der Antrag 
der Klägeriu auf ftändige Separation bezw. Eheſcheidung mit Recht zurückgewieſen. 
Für das Tatholiihe Eherecht ift endlich der für das Eherecht ber Proteftanten und 
Söraeliten geltende Scheidungdgrund wegen langwieriger entehrender Freiheits⸗ 
ftrafen nicht anzuerkennen. Nr. 2327. Nr. 2314. Nr. 2331. 


Nr. 2322. II. Sen. 9. Mai 1884. II. 488. 83. Bd. 11, Wr. 83, ©. 351. 

Scheidung wegen einer vor der Ehe verübten groben Berunglimpfung. Urt. 231 
code civil. (Rhein. R.). Die Bellagte war, als fie dem Kläger den Beiſchlaf geftattete, 
bereit3 von einem anderen Manne ſchwanger. Durch ihre Vorfpiegelung, ber Kläger 
fei ber Schwängerer, wurbe diejer beftimmt, fie zu heiraten. Als er nad) ber Geburt 
des Kindes ben wahren Sachverhalt erfuhr, erhob er die Eheicheibungsflage wegen grober 
Berunglimpfung (injure gravo). Die Klage ift abgewiefen. Die Thatfachen, welche 
die grobe Berunglimpfung bilden, müffen ſich nach dem Eheabichluffe ereignet haben. 
Die ſchwere Tänfchung, welche die Beklagte gegen ben Kläger verübt Hat, fällt aber in 
die frühere Beit und kann unmöglich ald Verlegung ber durch die Ehe übernommenen 
Pflichten angefehen werden, weil damals die Ehe noch nicht beftand. Die Folgen biefer 
verwerflichen Handlungsweiſe haben allerdings auch nad) dem Eheabichlufle fortgedauert, 
aber dies ändert nichts an dem rechtlidden Eharalter ber Urſache. Die Yortiegung ber 
Täufchung dadurch, daß die Bellagte nicht nad) dem Eheabichluffe kraft ihrer ehelichen 
Pflihten dem Kläger die Wahrheit über ihre Schwangerſchaft mitteilte, erſcheint als 
bedeutungslos. Das Stilfchweigen kann nicht als eine nad dem Eheabſchluſſe zugefügte 
ichwere Beleidigung des Ehemannes erachtet werden. Denn auch dad Dffenbaren des 
wahren Sachverhalts unmittelbar nah Beendigung ber Funktionen des Civilſtandes⸗ 
beamten Hätte die Lage des Klägers nicht gebeflert. Ar. 3660. Nr. 3661. Nr. 2342. 
Nr. 2323. 


Nr. 2323. D. Sen. 4. uni 1889. IL 102. 103. 89. Bd. 23, Nr. 74, ©. 331. 

Ehefdeibung wegen fchwerer Beleibigung. Urt. 231 code civil. (Rhein. R.). 
Nach Urt. 231 code civil !önnen nur ſolche Mißhandlungen oder Beleidigungen die 
Ehefcheidungsffage begründen, welche nach dem Abſchluſſe der Ehe begangen find. Rad) 
dem Klagvorbringen hat der als ſchwere Beleidigung gerügte vertrauliche Umgang der 
beffagten Ehefrau mit anderen Perſonen vor Eingehung bee Ehe ftattgefunden und es 
wird nicht behauptet, daB die Beklagte während der Ehe eine Handlung begangen habe, 
welche bie Scheidung rechtfertigen könnte. Die Geburt des vor der Ehe empfangenen 
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Kindes und das dadurch entftandene Gerede der Lente find Teine freiwilligen Handlungen 
ber Bellagten, fondern nur die unvermeidlichen Folgen des vor der Ehe begangenen 
Fehltrittes. Nr. 2322, 


Nr. 2324. I. Sen. 21. Oltober 1881. I. 362. 81. Bd. 5, Nr. 90, ©. 335. 

Eheſcheidung wegen fchwerer Beleidigungen. Art. 231 code civil. (Rhein. R.). 
Daraus, dab gegen eine Eheſcheidungsklage die Einrede der Kompenfation unftatthaft 
ift, folgt nicht, daß die zur Begründung einer foldden Einrede vorgetragenen Thatſachen 
überhaupt feine Beachtung finden Tönnen. Bei ber Beurteilung, ob grobe die Ehe⸗ 
ſcheidung rechtfertigende Beleidigungen vorliegen, tft nicht nur auf bie Perfönlichleit, 
die Lebenzftellung, den Stand und ben Bildungsgrad ber Eheleute, fondern auch auf 
alle übrigen Umstände, auf das gejamte eheliche Leben und insbejondere aud) Daranf 
Rückſicht zu nehmen, ob und inwieweit dad Verhalten bes Klägerd zu Mißſtimmungen 
des anderen Teils und zu ben biefem vorgeworfenen Äußerungen und Handlungen 
gegeben bat. 


Nr. 2325. IV. Sen. 5. Wpril 1894. IV. 335. 93. Bd. 33, Nr. 66. ©. 284. 

Eheſcheidungsklage wegen chreurähriger Nachrede. 8 706, IL1UL.R. (Preuß. R.) 
Das Berufungsgericht hat ben auf 8 706, IL 1 A.L.R. geſtützten Eheſcheidungsgruud 
für vorliegend erachtet. Diefe Entſcheidung ift nicht gerechtfertigt. Dem Berufungs- 
gericht ift allerdings darin beizutreten, daß bie in 8 186 St.@.B. bezeichnete ehren- 
rührige Nachrebe, die auch in der Anzeige an eine Behörde beftehen kann, an fich ge 
eignet ift, eine vorfäßliche unerlaubte Handlung im Sinne des 8 706, II. 1 WER 
barzuftellen. Denn eine® Handelns wider beſſeres Wiflen, wie foldes im Falle ber 
verleumberifchen Beleidigung (8 187 St. G.B.) oder der falſchen Anſchuldigung ($ 164 
St. G.B.) vorliegt und zum Vorhandenſein des in 8 706, IL 1 A.L.R. vorgefehenen 
Eheiheibungsgrundes erfordert wird, bedarf e3 nicht, um die Vorausfegungen des 
8706 a. a. D. zu erfüllen. Das Berufungsgericht gelangt aber zu der Annahme, dab 
die Beflagte eine nad) $ 186 St. G.B. ftrafbare und deshalb im Sinne bed 8 706, IL. 
1 ALR. unerlaubte Handlung durch die gegen ihren Ehemaun bei der Behörde an- 
gebrachte Denunziation begangen habe, mitteld der Erwägung, daß ber Beklagten als 
Ehefrau der 8 193 St. G.B. nicht zur Seite ftehe, und biefe Erwägung ift, fo allgemein 
wie fie das Berufungsgericht aufftellt, als rechtsnormverletzend zu bezeichnen. Die 
Anzeige ftrafbarer Handlungen, zum Zwecke ihrer Verfolgung, bei ben zuftändigen Be- 
hörden ſtellt fich auf ſeiten desjenigen, der an bie Wahrheit feiner Anzeige 
glaubt, als die Wahrnehmung des berechtigten Intereſſes an der Aufrechterhaltung 
ber öffentlichen Rechtsordnung dar. Zur Wahrnehmung diejes Intereſſes, das auch 
nit Ion dadurch, daß fi demnächſt die Unrichtigkeit der Anzeige berausftellt, zu 
einem unberechtigten wird, tft ein Jeder befugt, nicht bloß derjenige, dem eine befonbere 
Denunziationspflicht obliegt oder der von der angezeigten Handlung unmittelbar be- 
troffen wird. Bon biefer allgemeinen Befugnis beiteht an fich feine Ausnahme für bie 
Ehefrau in betreff ftrafbarer Handlungen ihres Ehemannes. Vielmehr fteht auch ihr, 
wenn fie dergleichen im Glauben an bie Wahrheit ihrer Angaben bei ber 
Behörde anzeigt, der Schub des 8 193 St. G. B. zur Seite, infofern das Vorhandenſein 
einer Beleidigung nicht aus der Form der Äußerung oder aus den Umftänden, unter 
denen fie geichab, hervorgeht. Welches Gewicht Hierbei auf das eheliche Verhältnis zu 
legen ift, unterliegt ber thatfäcdhliden Beurteilung, bie nach der im vorliegenden Fall 
in dieſer Richtung bisher noch nicht erörterten beionderen Sachlage zu treffen ift. 


Nr. 2326. IIL Sen. 21. März 1881. II. 663. 80. Bd. 4, Nr. 104, ©. 375. 
Ehefdeibung. Falſche Aufchuldigung als Eheſcheidungsgrund. (Gem. R.). In 
dem der Bellagten zur Laft gelegten Vergehen ber falfhen Anſchuldigung ihres 
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Ehemannes, des Klägers, ift in Anbetradht ber befonderen Umftände des vor- 
Tiegenden Falles unbedenklich ein Eheicheidungsgrund zu finden. Wenn eine 
wifientlich falfche Anſchuldigung von einem Ehegatten gegen den anderen unter folchen 
Umftänden begangen tft, daß dadurch für den verlekten Gatten die fittlichen Grundlagen 
ber Ehe als unwiederbringlich zerftört erjcheinen und ihm eine fernere Fortſetzung ber 
ehelichen Lebensgemeinſchaft unmöglich zugemutet werden Tann, fo muß in biefem Ber- 
gehen nad den Grundſätzen des proteftantiichen Kirchenrecht3 ein Eheicheibungsgrund 
anerfannt werben. 


Nr. 2327. II. Sen. 2. März 1880. DI. 63. 79. Bd. 1, Nr. 120, ©. 324. 

Beitige Freiheitsftrafe, (Gem. R.). Nach dem Geifte des proteftantiihen Ehe- 
rechts ift e3 nicht gerechtfertigt, die von dem unfchuldigen Ehegatten beantragte Schei- 
bung ber Ehe vom Bande auf den Fall zu befchränten, daß der ſchuldige Gatte eine 
lebenslängliche Freiheitsſtrafe erleidet; unter der Herrichaft des gemeinen Rechts 
ift vielmehr die Scheidung auch bei einer nur zeitigen Freiheitsſtrafe und zwar ald- 
dann auszufprechen, wenn durch das Verſchulden des Sträflings die Ehe thatfächlich 
geirennt, die Möglichkeit einer gebeihlichen Fortjegung ber ihrem Weſen nad bie 
innigfte Lebensgemeinihaft bebingenden Ehe einjeitig zerftört worden ift. Ob Diele 
Boransjegung in einem beftimmten Falle vorhanden, darüber hat das richterliche Er- 
meſſen mit Rüdficht auf die Schwere der Strafthat, die Höhe der Strafe und fonftige 
Umftände zu befinden. Dem Gerichtsgebrauche, wonach nur lebenslängliche Freiheits⸗ 
ftrafe al3 Eheicheldungsgrund galt, ift feine die fünftige Rechtſprechung bindende rechts⸗ 
erzeugende Wirkung beizulegen. Der Gerichtsgebrauch Hat zwar früherhin durchgängig 
der ftrengeren Anſicht gehuldigt, foldde aber feit Beginn des 19. Jahrhunderts faft 
überall verlafien. Nr. 2329. Nr. 2314. Nr. 2331. Nr. 2321. 


Nr. 2328. L Sen. 23. Suni 1881. I. 552. 81. Bd. 5, Nr. 47, ©. 181. 

Bernrteilung zu Gefängnisftrafe wegen gewiſſer unfittliher Haudlungen als 
Ehefheibungsgrund. (Gem. R.). Als Eheſcheidungsgrund ift geltend gemadt, daß 
der Bellagte wegen Berfuhes ber Vornahme unzücdhtiger Handlungen mit Mädchen 
unter 14 Jahren und wegen Erregung öffentlichen Ärgerniffes durch unzüchtige Hand- 
Iungen zu einer Gefängnisftrafe von acht Monaten verurteilt if. Nach gemeinem 
deutſchen proteſtantiſchen Kirchenrechte ift fo wenig, wie der bloße Verſuch eines Ehe⸗ 
bruches, der Berfuh der Vornahme unzüchtiger Handlungen (Nr. 2314. Nr. 2310) als 
folder oder die Erregung öffentlichen Ärgerniffed ein Eheicheibungsgrund. Es Tann 
nur barauf anlommen, welde Bedeutung der wegen foldher Handlungen erfolgten 
Berurteilung zu einer ahtmonatliden Gefängnisftrafe zukommt. Sn 
dieſer Hinficht fteht feft, daß gemohnheitsrechtlich die Verurteilung zu Iebenslänglicher 
Verbannung ober Iebenslänglicder Zuchthausſtrafe ſowie zu anderen Iangwierigen und 
entehrenden Freiheitsftrafen dem Ehebruche und der böslihen Verlaſſung gleichgeftellt 
worden find, und zwar hauptfächlich auf Grund der Anſchauung, daß die von dem 
verurteilten Ehegatten felbft durch ein Verbrechen verichuldete immerwährende ober 
Iangdauernde thatſaͤchliche Aufhebung ber ehelichen Lebensgemeinfchaft ber bößlichen 
Berlaffung gleich geachtet werben muß. Bet einer verhältnismäßig fo geringfügigen 
Freiheitsſtrafe von acht Monaten Gefängnis trifft die Analogie ber bößlichen Verlaſſung 
nicht zu. 


Nr. 2329. IH. Sen. 9. Sebruar 1883. II. 423. 82. 3d. 8, Nr. 40, ©. 159. 

Zeitlide Freiheitöftrafe als Eheſcheidnugsgrund. Nevifilität im Eheſachen. 
(Reihd- und gem. R.). Für die NRevifionsinftanz fteht zwar dasjenige feit, was ber 
Bernfungsrichter in betreff des Benehmens bes einen Ehegatten gegen ben anderen 
al3 bewiejen angenommen bat, dagegen ift das Urteil barüber, wie dies Benehmen 
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vom Standpunkte bes Eherechts aus zu qualifizieren iſt, insbeſondere, ob es als ein 
folche8 anzufehen tft, das der Ehefrau einen rechtlich begründeten Einwand gegen bie 
angeftellte Aage an die Hand giebt, dem Reviſionsgericht nicht entzogen. Wr. 2207. 
Der vorliegende Fall hat mehrfache Ähnlichkeiten mit der Eheftreitigleit im Urteile vom 
2. März 1880 (Nr. 2327), tft jedoch weſentlich von ihr verichieben, was Dauer, Straf 
art und damit verbundene Ehrenfolgen anbetrifft. Unter den vorliegenden Umftänben 
würde damit, daß and) hier anf Trennung ber Ehe dem Bande nach erfammt würde, 
eine Ausdehnung ber bei der früheren Entiheibung aufgeftellten Grundſatze im 
Sinne der Erfeihterung von Ehefheidungen vorgenommen werben, eine 
folde Erleihterung aber würde ben Tendenzen des proteftantifchen Eherecht3 nicht 
entſprechen. &3 ift baber in der Sade jelbft auf Abweiſung ber Ebeicheidungsflage 
erfannt. Nr. 2314. 


Ar. 2330. IIL Sen. 29. Mai 1883. IIL 28. 83. Bd. 11, Nr. 110, ©. 412 

Eheſachen. 88 259, 491, 512, 575, 592 EBD. Nach proteſtantiſchem Eheredite 
enthalten Sävitien des einen Ehegatten gegen ben anderen einen Grund zur Trennung 
der Ehe vom Bande; es find Hierzu aber nur ſolche Mißhandlungen geeignet, melde 
das Leben ober boch bie Geſundheit des Ehegatten gefährden. Ob und inwieweit folche 
Sävitien als vorhanden anzunehmen find, insbejondere inwiefern aus ben ftattgehabten 
Mißhandlungen zu folgern fei, daß ſolche einen bleibenden Nachteil für die Geſundheit 
bes mißhandelten Ehegatten herbeigeführt haben oder doch erfahrungsmäßig herbeiführen 
fonnten ober mußten, ift an fi eine Thatfrage. In weicher Weiſe jedoch bie vom 
Berufungsgericht feftgeftellten Thatfachen rechtlich zu qualifizieren find, unterliegt ber 
Nahprüfung und Würdigung bes Hevilionsgerichts. Nr. 2207. — Das Berufung?- 
gericht hat unter Ablehnung der von ber Klägerin beantragten weiteren Beugen- 
vernehmung bie Klage abgewieſen. Die Nichterhebung dieſes Zeugenbeweiſes würde 
bie Revifion begründen, wenn das angefochtene Urteil in diefer Richtung auf ber Er- 
wägung allein beruhte, baß die fragliden Mißhandlungen dem Bellagten burd 
die ihm demnächſt von ber Klägerin gewährte Geſchlechtsgemeinſchaft verziehen worden 
feien. Denn es hat weder erwogen, ob bieje Geſchlechtsgemeinſchaft eine freiwillige 
geweien, not ob das Gefamtverhalten bes Beklagten zur Klägerin nicht ein foldhes 
geweien, dab ihr bie Fortſetzung der Ehe noch zuzumuten fei. Uber aus der weiteren 
Begründung des Urteil geht doch hervor, daß das Berufungsgericht die Klage ſelbſt 
unter ber Vorausſetzung ber Wahrheit aller von der Klägerin geltend gemachten Be⸗ 
drohungen und Mißhandblungen zurüdgewiefen haben würde. — Gemeinrechtlich war 
die Frage, ob der Richter auf Scheidung von Tiſch und Bett für beftimmte Beit erw 
fennen bürfe, wenn der Flagende Ehegatte allein die gänzliche Trennung des Ehebandes 
beantragt hatte, von jeher beftritten; nach ber E-P.D. (88 575, 592) erfcheinen aber beide 
Anträge, der auf Eheſcheidung dem Bande nad und der auf zeitweilige Trennung von 
Tiſch und Bett, als zwei verfchiedene Richtungen eines und besfelben Anſpruches auf 
Eheiheidung, und e3 muß nicht nur bie Verbindung beider Anträge in der Klage und 
die Nachbringung einer diefer Alternativen im Scheibungsprogefle zugelafien, ſondern 
auch davon ausgegangen werben, baß, wenn nur auf Trennung ber Ehe vom Bande 
geflagt ift und in den Verhandlungen ſich zwar fein zureichender Grund hierfür, wohl 
aber für eine temporäre Trennung ergiebt, jelbit von Amts wegen lebtere auszuſprechen 
if. Nr. 2306. 


Nr. 2331. I. Sen. 17. März 1884. I. 19. 84. Bd. 13, Nr. 46, ©. 196. 
Ehefheidung wegen Zuchthausſtrafe. (Gem. R.). In dem Falle Nr. 2314 Hatte 
nad) anberweiter Verhandlung das Berufungsgericht in der wider den beflagten Ehe- 
mann erlannten zweijährigen Zuchthausſtrafe einen ausreichenden Scheibungsgrund 
nicht gefehen. Auf die Revifion der Klägerin ift die Ehe der Parteien geſchieden und 





8 92, Bürgerliche Ehe. 465 


der Bellagte für den allein fchuldigen Teil erflärt. Nunmehr ift feftgeftellt, daß bie 
Verurteilung bes Angeflagten (Bellagten) wegen verjuchten Verbrechens wider 8 176 
Nr. 2 St. G.B. zu der gedachten Buchthausftrafe erfolgt ift unter Aberkennung ber 
bürgerfiden Ehrenrechte auf die Dauer von zwei Jahren, wobei als ftraffchärfend in 
Betracht gezogen ift, daß der ihm zur Laft gelegte Verſuch ber Vollendung ſehr nahe 
fteht und daß der Angeflagte durch ben Verſuch der Ausführung eines derartigen Ber- 
brecdens eine ehrlofe Sefinnung bewiefen hat. Die Bezugnahme des Berufungsrichters 
auf eine feit etwa 30 Jahren in Medienburg beftehende ftrengere Gerichtspraxis in 
Eheſcheidungsſachen ift für die Beurteilung ber gegenwärtigen Rechtsſache ohne Be⸗ 
deutung. Die medienburgiichen Lande gehören zum Gebiete des gemeinen proteftantifchen 
Eherechts, und daher ift letzteres in feiner Fortentwidelung, ſoweit nicht Partikularrecht 
in Frage fteht, au in Medlenburg zur Anwendung zu bringen. Die in Frage 
ftebende That enthält nun eine Außerft ſchwere Unfittlichleit, von ber angenommen 
werden muß, daß fie die Möglichkeit ber durch die Ehe geforderten innigften Lebens⸗ 
gemeinichaft zerftört. Nach den Grundſätzen des gemeinen proteſtantiſchen Eherechts 
ift Dies ein genügender Ebefcheibungsgrund für die Klägerin. Wenn der Verufungs- 
riter eine von dem Strafurteile durchaus abweichende thatſächliche Feſtſtellung ge- 
troffen hat, wonad der Bellagte freiwillig von feinem Unternehmen nad Erkennung 
bes Geiſteszuſtandes ber laosa zurlidgetreten ift, fo ift zwar richtig, daß für ben Civil⸗ 
richter das firafgerichtliche Urteil feine bindende Kraft Hat. Der Richter irrt aber, 
wenn er durch eine ſolche Feitftelung den fraglichen Eheſcheidungsgrund bejeitigen zu 
fönnen glaubt. Denn nit die That als folche tft der Eheidheidungsgrund, fondern 
die beftrafte That, und fo wenig nad einem freifprechenden Urteile der andere 
Ehegatte die That, wegen deren bie Yreilprechung erfolgt ift, im Eheſcheidungsprozeſſe 
als Scheidungdgrund geltend maden Tann, fo wenig kann ber verurteilte Ehegatte bie 
Scheidungsklage durch die Behauptung und ben Nachweis entlräften, daß er nnfchuldig 
verurteilt worden fei. Nach ber durch das frühere Reviſionsurteil gegebenen Direltion 
hatte überdies der Verufungsrichter nur noch den Inhalt bes Strafurteils feitzuftellen 
und zu erwägen, ob aus bem vom Strafrichter feftgeftellten Hergange der That aus 
irgenb einem Grunde für ben Bellagten eine mildere Auffaſſung zu gewinnen ſei. 
8 528 Abſ. 2 C. P.O. Nr. 2327. Nr. 2321. 


Tr. 2332. II. Sen. 6. Oktober 1885. II. 349. 85. 8b. 15, Nr. 77, ©. 313. 
Verurteilung zu Zuchthausſtrafe nach dem dentſchen St. G.B. als Chefheibungs- 
grund. Art. 232 code civil. (Mhein. R.). Der Begriff und das Weſen ber peine 
infamante de3 Art. 232 code civil ift aus der zur Beit ber Einführung biefes Geſetz⸗ 
buches in Frankreich geltenden Strafgefebgebung zu ſchöpfen. Hiernach ift ber bauernde 
Berluft aller ftantäbürgerliden Rechte, d. h. der Verluſt der bürgerliden Ehre über- 
haupt, die dögradation civique, das wefentlihe Moment für den Charalter ber ftraf- 
rechtlichen Infamie, welche nach Urt. 232 oode civil die Ehefcheidung begründet. Wller- 
dings ift der Vegriff der eutehrenden Strafe, wie ihn Art. 232 a. a. D. vorausſetzt, 
nicht unabänderlich fixiert, vielmehr jederzeit der Veftimmung bes Geſetzgebers unter- 
worfen. Das beutfche St.8.B. hat aber das Syſtem entehrender Strafen, von welchem 
aus noch das preußifche St.G.B. mit der Zuchthausſtrafe den Berluft ber bürgerlichen 
Ehre verband, grundjäglich abgelehnt und, wenn auch die Volksanſchauung der Bucht 
bausftrafe einen entehrenden Charakter beilegt, fo könnte dieſe, ihr Beſtehen voraus- 
gejeßt, doch nur dann in Betracht fommen, wenn fie, was nicht der Yall ift, vom 
Gejetgeber fanktioniert wäre. Mit ben veränderten Prinzipien des Strafgeſetzes ift 
wenigftens für alle Fälle, in denen ein Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt 
nicht ober doch nur auf Bett ausgeſprochen wird, bie Grundlage für die Anwendung 
des Art. 232 oode civil weggefallen. Dadurch ift zwar eine als bedauerlich zu er- 
achtende Lüde in das Geſetz gekommen, es fteht aber Lediglich dem Geſetzgeber zu, dieſe 
SG cähulge, Reichögerichtäenticheibungen. Bd. II. 30 
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Lücke auszufüllen und dem Urt. 232 a. a. D. dadurch, daß er ihn bem Syſtem ber 
Strafen des beutfchen St. G.B. anpaßt, feine Anwendbarkeit wiederzugeben; für das 
richterliche Arbitrium dagegen ift bier fein Raum. In dem angegebenen Sinne ift 
and für das Großherzogtum Baden und bie Provinz Rheinheſſen in den bezitglichen 
Einführungsgeiegen Borforge getroffen. Yür die preußiiche Rheinprovinz befteht in- 
deſſen eine derartige gejeggeberiihe Beſtimmung nicht. 


Nr. 2333. IV. Sen. 25. Oltober 1894. IV. 114. 94, Bd. 34, Nr. 57, ©. 2314. 

Berädfiätigung des Standes und ber Lebensſtellung der Ehelente bei Dem Che 
ſcheidnugsgrunde des 5 704, II. 1 ULR. (Preuß. R.). Das Verufungsurteil geht 
rihtig davon aus, daß unter harter und fchmählicder Zuchthaus⸗ oder Feitungsftrafe 
im 8 704, IL 1 A.L.R. jede wegen grober Deliktsfälle verhängte Freiheitsſtrafe zu 
verftehen fei, Die nach Lage bed konkreten Falles als hart und ſchmählich gelten müffe. 
Diefer Eheſcheidungsgrund ift jedoch verworfen. Der dafür geltend gemachte Grund 
ift rechtsirrtümlih. Es tft dabei verlannt, daß, wie das Reichsgericht ſchon früher 
ausgeiprochen bat, bei der Unmwendung bed 8 704 a. a. D. bie Prüfung darauf zu 
richten ift, welden Einfluß die Strafthat und bie erlittene Strafe auf das fittlicke, 
bürgerlide und foziale Berhältuis der Eheleute und bamit auf das innere Weſen ber 
Ehe auszuüben geeignet find. Das innere Weſen ber Ehe ift aber von dem Stande 
und der Lebensftellung ber Parteien unabhängig; es tft alſo verfehlt, aus ber Lebens⸗ 
ftellung der dem Arbeiterſtande angehörenden Parteien berguleiten, e8 würben in biefen 
Kreifen auch längere Gefängnisftrafen erfahrungsmäßig als nicht fo ſchwerwiegend an- 
gejehen, daß deshalb dem Chegatten des Beftraften das Bujammenleben mit ihm nicht 
zugemutet werben könnte, und fo die Auwendung de3 8 704 a. a. D. darum abzulehnen, 
weil die Parteien dem Arbeiterſtande angehören. Im vorliegenden Yalle ift die be 
klagte Ehefrau, nachdem fte fchon vorbeftraft war, Durch Urteil vom 23. Juli 1892 
wegen einfachen Diebftahls im Nüdfalle zu vier Monaten Gefängnis und ſchließlich 
durch Urteil vom 17. September 1892 wegen zweier einfacher Diebftähle und einer 
Unterſchlagung fowie wegen des zulebt erwähnten Diebftahls, befien Strafe noch nicht 
verbüßt war, zu einer Gefamtftrafe von zwei Jahren Gefängnis verurteilt worden. 
Nun find zwar mit Rüdfiht auf ben nicht bebentenden Wert ber geftohlenen Gegen⸗ 
ftände, und weil dieſe teilweife reftituiert worden, weil ferner bie Borftrafen zum Teil 
weit zurüdlagen und nur gering waren, mildernde Umftände zugebilligt worden; ba- 
gegen Hat ber Strafrichter andere Umftände als ftraferichwerend in Betracht gezogen. ' 
Nach den Gründen des Strafurteild bildete gerabe der eingewurzelte Hang ber Vellagten 
zu Diebereien ben für die Zumeflung der Strafe maßgebenden ftraferfchwerenden Grund, 
und damit ift zugleich Die erfannte Strafe, melde die Bellagte erlitten hat, als eine 
vermöge biefer ehrlojen Gefinnung der Bellagten Harte und ſchmähliche im Sinne bes 
8 704 richtig charalterifiert. Der Geſetzgeber Hat, wie die Entftehungsgefchichte des 
5 704 ergiebt, mit diefer Vorfchrift beabfichtigt, „das feine Ehrgefühl deſſen, der mit 
einem Berbrecher nicht zufammen Ieben wolle, zu fchonen und ein ſolches Gefühl in 
der Nation zu erweden”. Bon biefem Ehrbegriffe muß daher bei Anwenbung des 
8 704 angegangen werden. Das Berufungsurteil ift wegen Verlegung ber Rechts⸗ 
norm des 8 704 aufgehoben, die Ehe der Barteien getrennt und bie Beklagte für den 
allein fchuldigen Teil erflärt. 


Nr. 2334. IV. Sen. 15. Dezember 1887. IV. 225. 87. Bd. 20, Nr.57, S. 251. 

Begründung der einfeitigen unüberwindlichen Abneigung. (Preuß. R.) Die ein- 
feitige unfiberwindliche Abneigung muß, um als Eheicheidungsgrund gelten zu können, 
durch erhebliche Thatjachen motiviert fein. Wenn auch der 8 718% IL 1ALN. eine 
ausdrüdliche Beftimmung hierüber nicht enthält, jo fehlt e8 doch auch an jebem Grunde 
bafür, daß ber Geſetzgeber, indem er das Erforbernis andberweiter gefemäßiger 


Ara 


8 92. Bürgerliche Ehe. 467 


Scheidungsgrünbe (8 717 a. a. D.) für befonders geartete Fälle preisgab, den Richter 
babe ermächtigen wollen, von allen Rechtfertigungsgründen abzujehen und das bloße 
Beftehen einer einfeitigen unüberwindlichen Abneigung als Eheiheidungsgrund gelten 
zu laffen. Eine lagere Handhabung dieſes Scheibungsgrundes würde auch nad) gegen- 
wärtiger Anſchauung der fittliden Vebentung ber Ehe wiberftreiten. Nr. 2208. 


Nr. 2335. I. Sen. 2. Februar 1897. IIL 360. 96. Bd. 38, Nr. 58, ©. 218. 

Nichtbefeitigung des Auſpruches auf Scheidung wegen Berweigeruug ber ehe⸗ 
lichen Pflicht dadurch, daß der ſchuldige Ehegatte fi im Laufe des Rechtsſtreites 
zur Leiftung der ehelichen Pflicht bereit erlärt. (Gem. R.). Nach gemeinem prote 
ftantifhen Eherecht wird für den unfchuldigen Zeil ber Anfprud auf Scheidung be 
gründet, wenn der andere Teil die eheliche Pflicht andauernd ohne Grund verweigert 
hat und pſychologiſche Zwangsmittel entweder erfolglos geblieben find oder nad den 
Berbältnifien angenommen werden muß, daß fie erfolgloß geblieben fein würden. Daß 
der fchuldige Teil jeine Weigerung auch noch im Lanfe bed Prozeſſes fefthalte, ift kein 
Keil des Klagfundaments, und ebenfowenig Tann einer im Laufe bes Prozefies aus⸗ 
geiprochenen Bereitwilligleit Die Wirkung ber Aufhebung des erhobenen Anfpruches bei- 
gemeflen werden. Das Zurüdtreten bes beflagten Teils von feiner biöherigen Weigerung 
kann e3 unter Umftänden zweifelhaft erfcheinen Tafien, ob in der That eine hartnädige 
Verweigerung der Pflicht vorliegt; ergeben ſich aber aus biefem Geſichtspunkt feine 
Bedenken und muß eine fchon vor der Klagerhebung vorhandene hartnäckige Verweige⸗ 
rung ber ehelichen Pflicht angenommen werden, fo Tann dem im Prozefje erfolgten 
Erbieten nicht die Wirkung der Wieberanfhebung bed erworbenen Scheidungsanfpruchs 
beigelegt werden. Ein gemeine Gewohnheitsrecht dieſes Inhalts ift nicht nachweisbar 
und innere Gründe für bie Annahme eines jolden Sabes find nicht vorhanden. Die 
unmittelbare Anwendung der für bie malitiosa desertio geltenden Rechtögrundfäße ver- 
bietet fi von felbft und für die analoge Anwendung des Rechtsſatzes, daß der Defertor 
Dur Rückkehr die wegen böswilliger Berlafiung erhobene Klage befeitigt, fehlt bei ber 
grunbfäglichen Verſchiedenheit des Scheidungägrundes wegen böslicher Verlaffung und 
des Scheidungsgrundes wegen Verweigerung der Pflicht bie Gleichheit bes Grundes. 


Nr. 2336. IV. Sen. 10. März 1892. IV. 38. 92. Bd. 30, Nr. 55, ©. 184. 

Ehefcheidungsprozei gegen einen geiftestranten, aber nicht entmündigten, im 
Brozefle durch einen Bfleger vertretenen Ehegatten. 8 698, IL 1 A.L.R. 8 90 der 
Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875. (Breuß. R.). Das Berufungsgericht geht 
davon aus, daß es geſetzlich unzuläffig fei, eine Ehe auf Grund des 8 698, IL AAL.N. 
zu trennen, ohne daß ber geiftesfranfe Ehegatte vor Buftellung der Eheſcheidungsklage 
entmünbigt worden ift, Das Neichägericht hat bereits in dem alle Nr. 2338 ent- 
Ichieden, da$ zur Begründung der auf Wahnſinn geftügten Eheſcheidungsklage die vor- 
gängige Feitftelung dieſes G@eifteszuftandes im Wege de Entmündigungsverfahrend 
nicht erforderlich ift. Hieran ift feftzuhalten. Mit diefer Auffaffung befindet ſich aber 
die Ausführung des Berufungsgerichts in Widerſpruch, wonad mit Rückſicht auf 8 70 
“bi. 1, 8 23 8.8.8. und 8 593 Abi. 1 C. P.O. über bie Frage ber Geiſteskrankheit 
nit das Landgericht ald Eheſcheidungsgericht, ſondern nur das Amtsgericht zu ent- 
fcheiden haben fol. Ganz abgejehen davon, daß die Gerichte Höherer Inſtanzen auch) 
im Entmünbigungsperfahren nad; ben 88 604, 531 C. P.O. im Wege der fofortigen 
Beſchwerde und nad ben 88 605, 606 a. a. D. im Wege ber Anfechtungsffage mit- 
der Frage befaßt werben können, ob eine PBerfon geiſteskrank (wahnfinnig, blöbfinnig 
u. f. mw.) tft, überfieht das NBernfungsgericht, daB die 88 503 ff. C.P.O. überhaupt nur 
die zum Bwede der Entmüändigung erfolgende Erflärung für geiftesfrant zum 
Gegenftande haben. Daraus, dab für dieſen Zweck in erfter Linie die Buftändigkeit 
des Amtsgerichts begründet ift, folgt nicht, daß anberen Gerichten bie lnterfuchung 
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bes Geifteßzuftandes bann entzogen fein fol, wenu au Dielen 


fei, weil bie Boransfehungen für bie VBeftellung eines Pfleger nicht zuträfen, 

nicht beizutreten. Das Vernfungdgericht führt aus, daß ein Prozeß, der bad * 
Berhältnis anfzuldjen beſtimmt iſt, nicht als eine „einzelne Angelegenheit“ betrachtet 
werben bürfe, für bie ber 8 90 B.O. die (bier angeorbnete) Vertretung durch einen 
Pfleger geftatte. Es ift nicht anzuerlennen, daß die Bertretung im Eheicheibungs- 
prozefle bie Vertretung ber ganzen Berfönlichteit bes Müundels in ſich flieht. Lem 
ebenſo wie bie Ehe nicht die fämtlichen perfönlicdden und vermögensrechtlihen Be 
ziehungen ber Ehegatten umfaßt, fo bleiben vergleichen and im Scheibungsprozeike 
und für deſſen Wirkungen in mander Hinfidt außer Frage. Wenn auch Perſon und 
Vermögen ber Ehegatten im hohen Grade durch ben Scheibungsprozeß betroffen werden, 
fo wird hierburch doch der Begriff der einzelnen Augelegenheit im Sinne bes 8 % 
8.D. nit berüßret. Der Pfleger eines Geiftesfranten für beu Eheicheidungsprozes 
hat, gleichviel welcher Scheibungsgrund geltend gemacht wird, Teine weiteren Rechte 

und Pflichten ald bie, welche ſich aus der Yührung bes Brozefies ergeben und ger 
zu ihr in unmittelbarer Beziehung fiehen. In dem erwähnten Urteil des Reichsgerichts 
wirb zwar bezüglich der Vertretung einer geiftesfranfen Bartei im Eheicheibungsprogzefle 
bas Erfordernis ber von der vorgängigen Entmändigung abhängigen Einleitung ber 
Bormunbdfchaft berührt, in dem bamals enifchiedenen Falle war aber ber geiftesfranten 
Bartei vor ber Anftellung bes Eheicheibungsprogefied ein Vormund thatfächlich beftellt; 
infolgebeffen konnte die Statthaftigfeit ber Vertretung durch einen Pfleger in jenem 
Falle überhaupt nicht in Frage fommen, unb es follte daher auch gar nicht Darüber 
entichieden werben. 


Ar. 2337. II. Sen. 7. Juli 1882. III. 252. 82. ®d. 7, Nr. 50, ©. 154. 

Wahnfiun als Ehefcheidungsgrund. (Gem. R.). Vom Stanbpunfte bes gemeinen 
Rechtes ift auch heute noch im allgemeinen baran feitzuhalten, baß tu der Hegel nur 
ſolche Gründe ber Eheſcheidung anzueriennen find, die in irgend welcher Analogie zum 
Ehebruche oder zur böslichen Berlaflung ftehen und barum irgend weldes Ber- 
{dulden von feiten bes einen Ehegatten vorandfeßen. Unverſchuldeter Wahnſinun bes 
Ehegatten ift daher fein Eheicheibungsgrund für ben anderen. 


Nr. 2338. IV. Sen. 12. Juli 1886. IV. 58. 86. Bd. 16, Nr. 55, ©. 234. 

Wahufinu als Cheiheibungsgrund. (Preuß. R.) Wenn es auch in ber Natur 
der Sade liegt, daß die Entmünbigung wegen @eiftesfranfheit ber Unftellung der 
Scheidungsklage vorauszugehen hat, weil bie Klage nicht füglich gegen eine vom Kläger 
als wahnfinnig bezeichnete Perſon durchgeführt werben kann und die Einleitung ber 
Vormundſchaft die vorgängige Entmündigung vorausſetzt (8 81 Nr. 1 ber preußifchen 
Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1895), fo fehlt e8 doch an jeden geſetzlichen An- 
halte dafür, daß au die Dualifizierung ber feftgeftellten Geiſteskrankheit (bie 
Bellagte war durch Beichluß bes Amtsgerichts vechtäfräftig für blödſinnig im Sinne 
bes 8 28, L 1 A.L2.R. erflärt und deshalb entmünbdigt, und der Kläger behauptete im 
Sceidbungsprozefie [8 698, IL 1 AL.R.], daß ber Zuſtand der Beklagten ber bes 
Wahnſinnes fei) durch das die Entmündigung ausiprechende Gericht für ben Ehe⸗ 
ſcheidungsprozeß dergeftalt maßgebend fei, daß jeder Beweis einer anderen Beichafien- 
heit derfelben ausgefchloffen wäre. Es war daher bad Klagrecht anf Scheidung nicht 
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von ber Vorausſetzung abhängig, daß bie Beflagte zuvor durch Urteil für wahnfinnig 
erffärt war. Nr. 2336. 


Nr. 2339. IV. Sen. 18. Juni 1896. IV. 28. 96. Bd. 37, Nr. 92, ©. 346. 

Einwand ber VBerzeifung bes geltend gemachten Ehefcheibungsgrundes. Nepiit, 
daß bie Verzeifung nicht ernftlich gemeint geweſen fei. 8 720, II. 1, 8 55, L 4 
LER. (Preuß. R.). Auf die Klage der Ehefrau bat das Landgericht die Ehe der 
Parteien gefchieden und den Ehemann für den fchuldigen Zeil erflärt. Jufolge ber 
Berufung bed Bellagten ift vom Oberlandesgericht abändernd die Enbentfcheibung von 
der Leiftung eines der Klägerin auferlegten Eides abhängig gemacht. Dem mit der 
Reviſion geftellten Untrage des Bellagten auf unbedingte Abweifung ber Klage hat das 
Neichögericht fattgegeben. Die Klage ift auf die Behauptung geftüikt, daB ber Beflagte 
in der Nacht zum 3. Januar 1895 die Klägerin durch Fauftfchläge ins Geſicht und 
Durch Ausreißen von Haaren mißhandelt habe. Das Berufungsgericht hat bie Mik- 
handlung auf rund bes Beweisergebniſſes für feitgeftellt erachtet und barin eine ge- 
fundheitägefährlide Mißhandlung im Sinne des 8 699, II. 1 A.L.R. erblidt. Diefe 
Annahme giebt zu Bedenken keinen Anlaß. Vom Bellagten ift eingewwenbet, bie Klägerin 
Babe ihm die Mißhandlung am 6. Januar 1895 ausdrücklich verziehen. Der Hergang 
ift, wie die Klägerin zugeftanden hat, ber geweien: Die Klägerin hat zum Beklagten 
geäußert, fie müßten fi), um weiterhin glücklich zu leben, Beide ändern, indem er nicht 
fo viel trinfen und fie nicht fo heftig fein dürfe; fie hätten beide Schuld und wollten 
fih wieder vertragen und alles bisher Geſchehene vergefien. Darauf bat fie weinend 
ihn gefüßt und nochmals gebeten, es möge nicht? Unangenehmes wieder vorlommen, 
er bat ihr dies zugeſichert nnd fie tft demuächft aus freien Stüden in fein Bett ge 
fommen, und auf ihre Bitte bat er den Beiſchlaf mit ihr vollzogen. Das Berufungs- 
gericht fieht danach den Hergang für feftgeftelt an und hält dafür, daß barin eine 
rechtswirkſame Verzeihung (8 720, IL 1 A.L.R.) liegen würde. Auch diefe Erwägung 
ift rechtlich nicht zu beanftanden. Seitens der Klägerin ift jedoch geltend gemacht, es 
babe ihr bet dem Borfalle die ernftliche Abficht der Ansſohnung gefehlt, indem fie nur 
ans Furcht vor weiteren Mißhandlungen, wie um fih dad (am 7. Jannar 1895 aus- 
geführte) Fortgehen vom Bellagten zu fichern, in der angegebenen Weije gehandelt habe. 
Dem entgegen hat ber Bellagte über die Ernftlichleit ber Verzeihung ber Klägerin ben 
Eid zugefchoben, den dieſe angenommen bat. Vom Berufungsgericht ift erwogen, daß 
nad den äußeren Handlungen der Klägerin der Bellagte die Ansſöhnung als erfolgt 
babe anfehen Tönnen und müflen, baß aber bie Frage, ob ſolche Handlungen ernftlich 
gemeint feien, ein inneres Moment beireffe und als ſolches ſich der Beurteilung durch 
Andere entziehe und baß e3 deshalb Hier beim Mangel fonftiger Beweismittel auf ben 
über den ftreitigen Seelenvorgang zugeſchobenen Eid ankomme. Dieſe Ausführung ift 
von der Nevilion mit Grund befämpft. Nah 8 55, LA A.L.R. ift der Erflärende 
mit dem Borgeben, daß die Erflärung bloß zum Scheine erfolgt fei, nur dann zu hören, 
wenn bie Richtigkeit des Vorgebens aus ben Umftänben Mar erhellt, b. 5. wenn bie 
Nichternftlichleit für denjenigen, gegen ben bie Erflärung abgegeben worden, äußerlich 
erfennbar geweſen iſt. Ein von ber äußeren Erflärung abweichender innerer Wille bes 
Erflärenden, ber feinen erkennbaren Ausdruck gefunden hat, muß baher als bloße 
Mentalrefervation ohne rechtliche Beachtung bleiben. Nr. 163. Am jekigen Rechts⸗ 
falle führt das Berufungsgericht felbft aus, der Beklagte habe nach den äußeren Hand- 
Iungen der Klägerin mit Bezug auf den Ausfühnungshergang vom 6. Januar 1895 
annehmen dürfen und müffen, daß die Ausfühnung ernftlich erfolgt fei, und es ſtellt 
nicht feft, daß Umftände vorlägen, ans denen ber Beklagte einen auf Nichternitlichkett 
der Verzeihung gerichteten Willen der Klägerin hätte erfennen Tönnen. Bei diefer Sad 
age hatte die Behauptung der Klägerin, baf fie nur aus Furcht vor weiteren Miß- 
Handlungen bes Bellagten und zur Sicherung ihres Fortgehens in geichehener Weile 
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gehandelt Habe, Teinen Anſpruch auf VBerüdfichtigung; und bies um fo weniger, als 
ihr Verhalten, falls fie dem Ehemanne nur zum Scheine die Berzeihung gewährt hätte, 
auf eine Täufhung desfelben Hinauslanfen und daher wider ba3 fittlihe Fundament 
der Ehe verftoßen würde. Hiernach greift der Einwand der Verzeihung burdh, und 
dies führt zur foftenpflichtigen Ubweilnng ber Klägerin. 


Nr. 2340. IV. Sen. 9. Juli 1891. IV. 134. 91. Bd, 28, Nr. 97, ©. 407. 

Zuläffigleit ber Erhebung ber Widerklage, wenn ber Kläger im Berbandiungs- 
termine nicht erſcheint. Die Eheicheidungsflage ift der Bellagten am 25. April 18% 
zugeftellt, die Wiberflage am 23. Oktober erhoben. Ber Berufungsrichter nimmt an, 
daß deſſenungeachtet die einjährige Friſt bes 8 721, IL 1 U.L.R. gewahrt fei, weil 
nach Anftellung der Klage bie Erhebung einer felbftändigen Klage ſeitens der Beklagten 
unftatthaft gewefen, die Widerflage aber erft am 23. Oktober 1890 Habe erhoben werben 
können, da ber Kläger in den früheren Berhandlungsterminen am 2. Juni, 26. Juni 
und 22. September nicht erfchienen war. Er geht alfo bavon aus, baf bie Erhebung 
ber Widerflage bei dem Nichterfcheinen be3 Klägers im Berhandlungstermine ans- 
geichloffen gewefen fei, und wenn biefer Auffafſung beizutreten wäre, würde dem Be 
rufungsrichter auch darin zu folgen fein, daß bie Friſt des 8 721, IL A LER. 
al3 gewahrt angufehen wäre. Nr. 2347. Die Yrage, ob bie Anftellung ber Wiber- 
Mage durch die Anweſenheit bes Kläger in dem Berhanblungdtermine bedingt jei, ift 
zu verneinen. Das Reichsgericht hat Hinfichtlich der Anſchließung an die Revifion aus 
geiprodden, daß folche zuläffig ft, wenn ber Mevtfionsfläger im Termine zur Verhand⸗ 
(ung über die Reviſion nicht erfcheint, und der Reviftonsbellagte gegen ihn Berfäumnis- 
urteil beantragt. Pr. 3464. Die für dieſe Entfcheidung ald maßgebend eradhteten 
Gefichtspunkte treffen auch auf bie hier ftreitige Frage zu. Die Wiberflage wird, ebenfo 
wie die Anfchließung an bie Revifton oder die Berufung, duch vorgängige Buftellung 
eines fie anfündigenden oder ausſprechenden Schriftfages an den Gegner nur vorbereitet; 
die Erhebung ber Widerflage mit der Wirkung der Rechtshängigkeit gefchieht erft durch 
die Berlefung bes Widerflagantrages in ber mündlichen Verhandlung (8 254 C. P.O.). 
Snfolge diefer Anordnung wird aber die wirffame Anbringung ber Widerklage nicht 
durch die Anweſenheit des Klägers in dem Verhandlungstermine bedingt. Die Er- 
hebung ber Wiberflage ſetzt nur bie Nechtshängigkeit der Klage voraus (88 33, 251, 
252, 254 C. P.O.), und deshalb beiteht das Recht zur Erhebung ber Wiberflage, folange 
nicht die Nechtshängigleit der Klage (dur Zurücknahme, Verzicht, Urteil u. f. w.) auf 
gehoben tft. Ob der Beklagte dem nicht erjchienenen Kläger gegenüber bei ber Er- 
hebung der Widerflage zum Untrage auf Erlaß des Berfäumnisurteils in betreff der- 
felben berechtigt iſt, kann unerörtert bleiben; denn durch dieſe Frage wird die ftreitige 
Frage nicht unmittelbar berührt, und beshalb ift e8 für die Beurteilung der letzteren 
im vorliegenden Yalle unerheblich, ba e3 fich Hier um einen Eheſcheidungsprozeß handelt, 
vergl. 8 578 Ubf. 4, 5 C.P.O. Die Bellagte ift hiernach im Berhandiungstermine am 
2. Zuni 1890, und wenn die mit Nüdficht auf die Vorſchrift des 8 578 Abſ. 1 und 
5 C.P.O. zweifelhaft erfcheinen follte, jedenfalls in dem Berhandiungstermine am 26. Inni 
und 22, September 18% troß bed Ausbleibens des Klägers bie Widerflage zu erheben 
in der Lage gewefen, und ba fie diefe Termine unbenutzt gelaffen, die Widerklage viel- 
mehr erft im Termine am 23. Oktober 1890 erhoben Hat, mäflen die von ihr gerügten 
Mikbandlungen, die fi im Juni oder Juli 1889 zugetragen haben, als verziehen an- 
gefehen werben (88 720, 724, II. 1 A.L. R.). Durch die Ankündigung ber Widerflage 
in dem vorbereitenden Schriftfahe vom 13. Mat 1890 ift die Frift des 8 721 a. a. O. 
nicht gewahrt. Das Gefeh erfordert, daß die Ehefcheidungsurfache innerhalb ber feit- 
geſetzten Yrift dur Erhebung der Klage oder wenigftens Beantragung bes Sühne- 
verſuches, telcher Ießtere hier nicht in Betracht Tommen Tann (8 574 Abf. 2 E.B.D.) 
gerügt werde. Nr. 2347. Nr. 3218. 
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Nr. 2341. II. Sen. 24. April 1894. II. 21. 94. Bd. 33, Nr. 53, ©. 238. 

Voransfeisungen bes Wegfalls eines Chefheibungsgrundes durch Ablauf der 
einjährigen Frift des 8 721, IL 1 ALR. (Preuß. R.) Das Berufungdgericht ver- 
leht den 8 724, I. A UL.N., wonach ein Ehevergeben nur während eines Jahres nad 
erlangter Kenntnid als Eheſcheidungsurſache gerügt werben kann. Das Gericht erkennt 
an, daß biefe Friſt abgelaufen fein, daher ber Klage eine wirkfame Einrebe entgegenftehen 
würde, wenn nad) bem Sinne des Geſetzes eine nur thatſächliche Trennung der 
Ehegatten den Ablauf der einjährigen Yrift nicht hindert. Im Wiberfprud mit Ent- 
fheidungen des IV. Eivil-Senat3 des Reichsgerichts Nr. 2347 fucht e3 aber auszuführen, 
daß nach bem Gefeh im Fall thatfächlicher Trennung der Ehegatten bie Vermutung 
der Berzeihung der Ehegatten nicht eintrete. Das erlennende Gericht tritt jeboch in 
vollem Umfange der Anfidht deö IV. Civil⸗Senats bei, daß nur die Erhebung ber Ehe⸗ 
ſcheidungsklage oder die Beantragung des Sühneverſuchs ben Lauf ber Yrift bes 8 721 
a. a. D. unterbreche. Es handelt ſich bier nicht um eine aus den Thatfachen zu ziehende 
etwa durch @egenbeweis zu widerlegende Vermutung bed Verzeihungswillens, ſondern 
das Geſetz ftellt die einjährige Fortſezung ber Ehe unbedingt und unmwiberleglich ber 
ausdrücklichen Verzeihung gleich, ohne Rückſicht daranf, ob der Ehegatte in der Abficht 
zu verzeihen oder aus anderen Gründen bie Ehe fortgefebt Hat. Da das Berufungs⸗ 
urteil auf biefem Rechtsirrtum beruht, mußte e3 zwar aufgehoben werben; doch ift 
feinen eventuellen Ausführungen beizutreten, daß die Frift des 8 721 a. a. D. dann 
nicht abgelaufen ift, ja nicht einmal zu laufen begonnen hat, wenn bie Beflagte von 
ihrem Wanne in Fortfeßung ihrer Weigerung der ehelichen Pflicht fich fern Hält. Die 
Entſcheidungen des IV. Eivil-Senat3 beziehen ſich nur auf ſolche Eheſcheidungsgründe, 
bie, wie Ehebruh und Mißhandlungen, regelmäßig mit ben einzelnen Borfällen ab» 
geſchloſſen find, während im alle ber böslichen Berlaffung unbebentlih anzunehmen 
ift, daß, folange dies flet3 aufs neue einen Eheſcheidungsgrund begrünbende Verhalten 
dauert, die Yrift nicht zu laufen beginnt. Die Berfagung ber ehelichen Pflicht fteht 
zwifchen beiden Arten. Sie dauert fort, wenn aus den Umftänden auf den fortgejegten 
Weigerungswillen als fortwirtende Urſache geichloffen werben Tann; dagegen ift aus 
ber Thatſache allein, daß bie Beklagte ihren Dann verfaflen Bat, dieſe Richtung 
ihres Willen! nicht mit Sicherheit erfennbar. Das Berufungsgericht ftellt nun feit, 
daß das Fortgehen der Bellagten fich zeitlich an ihre wiederholte und halsftarrige 
Weigerung angeichloffen hat, und will hieraus, falls nicht die Beklagte einen anderen 
Grund nachweifen kann, die Überzengung gewinnen, daß die Beklagte die gemeinichaft- 
liche Wohnung nur deshalb verlaffen habe, meil fie bie bereitö vorher bethätigte Ver⸗ 
fagung ber ehelichen Pflicht durch gänzliche Aufhebung ber ehelichen Gemeinſchaft auch 
für die Zukunft bethätigen wollte. Dieſe Yolgerung zeigt ebenjowenig einen Rechts⸗ 
irrtum wie die weitere, daß der Nachweis, der Kläger habe die Bellagte am Tage ihres 
Sortgehend aus dem Haufe weggewieſen, jene Überzeugung hindern nnd vielmehr zu 
der Annahme führen würde, daß bie Beklagte nicht freiwillig zum Zwecke ber Fort⸗ 
feßung ihrer Weigernng, fondern auf das beftimmte erlangen bes Klägers fort- 
gegangen fei und daß dann wegen Ablaufs ber einjährigen Frift dieſer Klaggrund nicht 
mehr geltend gemacht werben Tönue. 


Nr. 2342. IL Sen. 19. November 1889. IL 231. 89. Bd. 25, Nr. 72,©. 337. 

Eheſcheidung. Geltendmachung weiterer einer nad Anftellung der Klage ftatt- 
gehabten Ausſöhnung nachgefolgter Scheibungsgrände in ber Bernfungsinftenz. 
Art. 272, 273 oode civil 88 574, 576 C. P.O. (Rhein. R.). Die Verföhnung im 
Sinne des Art. 272 code civil enthält zwar einen Verzicht auf den Scheidungsanfprud 
aus den mit der VBerföhnung verziehenen Scheivungdurfachen, allein fie begründet nur 
eine fachliche Einrede und bat feine prozeßhindernde Wirkung (8 247 C. P.O.). Die 
Einrede ift eine materiellrechtliche, welche zur Abweiſung der auf bie verziehenen Schei- 
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dungsgrunde geftüsten Klage führen Tann, fie bat aber nicht bie Wirkung des Ber- 
zichts des Klägers gegenüber dem Prozeßgericht und fteht Daher bem Gebrauche weiterer 
zuläffiger Angriffs- und Berteidigungdmittel in dem anhängigen Rechtöfireite nicht ent- 
gegen. Im Sinne des Art. 246 oode civil findet keine Borverhandlung über die Ein- 
reden unb feine Vorentſcheidung über die Zuläffigleit der Klage mehr ftatt (8 14 E.G. 
zur EBD.) Ob und in mweldem Abfchnitte des Verfahren! noch neue Klaggrünbe 
nachgefchoben werben Tünnen, ift nach den Beftimmungen ber E.B.D. zu enticheiben 
und für Ehefachen iſt 8 574 C. P.O. maßgebend. Nr. 3671. Nr. 3655. Nr. 2322. 
Nr. 2347. Nr. 3679. Gemäß 8 576 C.P.O. würden fogar alle Klaggründe, welche 
in dem früheren Rechtsſtreite hätten geltend gemacht werben Tönnen, für eine weitere 
Klage verloren jein. Es burfte aljo ohne die Notwendigkeit, einen neuen Mechtöftreit 
einzuleiten, auf Grund der ber Verſöhnung nachgefolgten Beleidigungen die Scheibung 
ausgeiprochen worden. Nach den Urteilsgränden hat das Berufungsgericht die Scheidung 
wegen ber nad ber Ausſöhnung ftattgehabten Beleidigungen, bie e8 zwar für grobe 
erflärt, do nur unter Hinzunahme der früheren Scheidungsthatſachen, von welchen 
bie Klägerin unter Bezugnahme auf Urt. 273 code civil zur Uuterftübung Gebraud 
gemacht hat, ausgefprochen. Dies ift für zuläffig zu erachten. Die Einräumung ber 
Befugnis, auf die verziehenen Scheidungsgründe zurückzugreifen, beruht lediglich Daranf, 
daß den nach der Ausſöhnung verübten abermaligen Berlegungen der burch die Ehe 
begründeten Berpflichtungen ein bie Wirkung ber Verſöhnung beichränfender Einfluß 
beigelegt wird, wobei e3 nicht darauf anfommt, wann unb in welchem Verfahren bie 
neuen Thatſachen al3 Scheidungdgründe geltend gemacht werben. Wenn bie ber Ver⸗ 
föhnung vorausgegangenen Scheibungsgründe felbft nach erfolgter Abweifung der Klage 
wieder aufleben Tönnen, muß dies ohne vorausgegangenes Urteil umfomehr ftattfinden. 
Nr. 2344. 


Nr. 2343. IV. Sen. 4. Dftober 1894. IV. 83. 94. Bd. 34, Nr. 44, ©. 189. 

Berzeihung eines Ehevergehens während bes Eheſcheidnugsprozeſſes. (Preuß. R.). 
Der Berufungsrichter hat ben Einwand Hinfichtlich der noch in Frage ftehenden Ehren⸗ 
fräufung, die erft im Laufe bes Prozeſſes erfolgt ift, verworfen, indem er angenommen 
hat, daß eine Verzeihung bdiefer Ehrenkränkung nur durch Zurücknahme ber Sage 
Wirkung erlangt haben würde, bei gleichzeitiger Fortſetzung des auf Scheidung ge- 
richteten Prvzeſſes aber nicht ernftlich gemeint ericheinen könne. Dies ift nicht, wie 
bie weiteren Ausführungen de3 VBerufungsurteils erfennen laflen, dahin zu verftehen, 
Daß die vom Kläger ausgeiprochene Berzeihung thatfächlich nicht ernft gemeint geweſen 
fei. Der Berufungsrichter hat die Verzeihung rechtlich für wirkungslos angeſehen, 
weil nicht auch die Klage zurüdgenommen ift, und biefe Auffaffung fteht mit ber Redht- 
ſprechung des erfennenden Senats im Einklange. Bet ber durch den vorliegenden 
Streitfall veranlaßten neuen Prüfung ift jedoch der Senat zu einer anderen Anjicht 
gelangt. Das frühere Urteil beruht weientlich auf der Erwägung, daß, wenn ber 
Hagende Teil einmal vor dem Nichter bie Beleidigung gerügt und deflen Enticheibung 
darüber angerufen habe, aber ungeachtet der demnächft eingetretenen Ausſohnung den 
Prozeß fortgehen Iaffe, die Verzeihung nur als Ausdrud einer verföhnlichen Stimmung 
angejehen werden könne. Das Geſetz (8 720, II. 1 A.L.R.) unterfcheibet jedoch nicht 
zwiſchen den Fällen, in denen die Verzeihung vor oder nach der Klagerhebung ftatt- 
gefunden hat, beftimmt vielmehr allgemein, daß eine einmal ausdrücklich verziehene 
Beleidigung in der folge nicht weiter ala Ehefcheidungsurfache gerügt werben könne; 
und dieſe Wortfaffung fteht der Annahme nicht entgegen, baß, wenn eine Eheicheibungs- 
urſache, die ſchon gerügt ift, ausdrücklich verziehen wird, ihre weitere Verfolgung aus- 
geſchloſſen iſt. Es ift auch ein gefeßgeberiicher Grund nicht erkennbar, weshalb eine 
dem Geſetz entſprechend erflärte Verzeihung nicht rechtswirkſam fein follte, weil die 
Scheidungsurſache ſchon gerichtlich gerügt ift und nur die Klage nicht formell zurüd- 
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genommen wird. Im Gegenteil widerſtrebt e8 der fittlihen Natur der Ehe, baß ein 
Ehegatte, der ein zum Eheicheldungsgrunde geeignetes Ehevergehen als folches verziehen 
bat, basfelbe unter Nichtbeachtung der Berzeihung doch noch als Scheidungsurſache 
follte verwerten dürfen. Die Berzeifung im Sinne des 8 720 a. a. D. wirkt als 
Entfagung auf dad Net, die Scheidung wegen des betreffenden Vergehens zu ver- 
langen, und muß beshalb, auch wenn fie erft während des Scheibungsprozefles erfolgt 
ift, zur Klagabweifung führen. Die angefochtene Entfcheibung beruht hiernach auf 
einer Rechtsnormverletzung. 


Nr. 2344. IL Sen. 24. November 1891. II. 208. 91. Bd. 28, Nr. 89, ©. 384. 

Befugnis, für eine nad erfolgter Verfühnung ber Eheleute wegen eines neuen 
Scheidungsgrunbes erhobene Eheſcheidungsklage von den früheren Scheidungsgränden 
Gebrauch zu machen. L.R. ©. 273 des badischen ER. (Rhein. R.). Die Vorſchrift 
des L.R. ©. 273 (Art. 273 code civil) geht dahin, daß in ben beiden Fällen des LM. 
©. 272 der auf Grund der Einrebe der Verſöhnung mit feinem Ehefcheidungsbegehren 
abgemwiefene Kläger gleichwohl wegen eine® nach ber Ausſöhnung eingetretenen neuen 
Sceidungsgrundes wiederum eine Scheidungsflage anftellen und alddann zu deren 
Unterftüßung auch von den vorigen Gründen Gebrauch machen kann. Sind beide 
Klagen auf gleichartige Scheidungsgründe geftüßt, fo wird Die hier zu erörternde Streit- 
frage kaum praftiih, wohl aber dann, wenn verichiebenartige Klaggründe vorliegen 
und der Scheibung auf den früheren rund vom Geſetze befondere Wirkungen bei- 
gelegt find. Dies ift gerade bei ber Scheidung wegen Ehebruches der Fall, indem bier 
nah L.R. ©. 298, an deſſen Stelle die ähnliche Beftimmung des 8 33 Nr. 5 bes 
Perſonenſtandgeſetzes vom 6. Yebruar 1875 getreten ift, das Verbot der Ehe zwiſchen 
bem wegen Ehebruches Geſchiedenen und feinem Mitjchuldigen eintritt und nad) $ 172 
St.G.B. gegen den fchuldigen Ehegatten und befien Mitfchuldigen wegen Ehebruches 
Gefängnisstrafen erfannt werben Tönnen. Hier wird bie Yrage von Bebeutung, ob 
bei der neuen Klage ber verziehene Ehebruch auch als Klaggrund ober nur zur 
Unterftügung des neuen Scheidungsgrundes verwertet werden Tann. Gewiß kann auch 
eine frühere ungleichartige Eheſcheidungsthatſache zur Unterftügung eines neuen Schei- 
dungsgrundes geeignet fein. So können namentlich grobe Beleidigungen, die in nicht 
als Ehebruch zu charakterifierenden Berlegungen ber ehelichen Treue gefunden werben, 
durch einen früheren Ehebruch eine folche Unterſtütung erhalten, daß das Gericht erftere 
nunmehr al3 ſchwer genug erachten mag, um bie Scheidung nad L.R. S. 231 aus⸗ 
zufprechen. Der L.R. ©. 273 Hat aber nur die letztere weniger weit greifende Be- 
deutung. Die Wirkung der Ausföhnung wird dur L.R. ©. 273 nur darin beichräntt, 
baß der beleidigte Ehegatte, der wegen einer neuen Urſache die Scheidungsffage erhebt, 
durch die frühere Ausföhnung nicht gehindert fein ſoll, bie verziehenen Vergehen zur 
Unterftüßung bes Gewichts und des Beweiſes des neuen rundes zu benußen. Nur 
in diefem Sinne Tann gejagt werden, daß bie verziehenen Vergehen wieder aufleben 
und daß der beleidigte Ehegatte gegen die Wirkung der Ausföhnung wieder hergeftellt 
werde. Nr. 2342. Auf eine größere Tragweite der Borfchrift des L.R. S. 273 kann 
auch nad ber Ratur der Berfühnung und des darin enthaltenen Verzichts nicht ger 
fchloffen werben. &3 ericheint als dem Weſen der Ehe und aud ber Erfahrung wider⸗ 
fprechend, jebe Verzeihung eines Ehevergehens als an die ſtillſchweigende auflöfende 
Bedingung gefnüpft zu betrachten, daß der Beleidiger fih in aller Zukunft feiner als 
Scheibungsgrund geltenden Unbill wieder ſchuldig made. Will man ben Grund bes 
Geſetzes in dieſer Weile erläutern, fo darf dies doch nicht dazu verleiten, auf Grund 
diefer Erläutung nunmehr das ftrenge Recht der Bedingungen anzumwenden und hieraus 
eine völlige Beſeitigung der Berföhnung abzuleiten. Dem verzeihenden Ehegatten jollte 
nur das Recht gewährt werben, bie größere Bedeutung ber neuen Kränkungen als 
Rückfall geltend zu machen und zur Unterftübung be3 neuen Scheibungsgrundes auch 
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bie durch Verzeihung ausgejchloflenen Thatſachen dem urteilenden Richter zu unter 
breiten, um auf biefe Weiſe die Scheidung zu erlangen, fall8 der XThatbeftand bes 
neuen Örunbes in feiner Iſolierung hierzu nicht vollftändig ausreichen ſollte. Hiernach 
fonnte die eingetwendete Verzeihung des Ehebruches bes Beflagten nicht mit der Wirfung 
als befeitigt betrachtet werben, um troßdem auf jenen Ehebrnd hin die Scheidung 
auszufprechen. 


Nr. 2345. IV. Sen. 26. Februar 1884. IV. 309. 93. Bb. 33, Nr. 45, S. 213. 

Boransfetungen für die Berückſichtigung eines verziehenen Ehevergehens im 
Eheſcheidungsprozeſſe bei der Entfheidung Aber die Schulbfrage. (Preuß. R.) Bas 
preußiſche Obertribunal hat ausgeiprochen, daß Beleidigungen, bie nach 8 720, IL 1 
A.L.R. verziehen oder nad 8 721 daf. als verziehen zu erachten find und daher ala 
Eheiheibungsurfachen nicht ferner gerügt werben dürfen, bei ber Entfcheibung der Schulb- 
frage berüdfichtigt werden können, und diefer Auffaffung bat fich das Reichsſsgericht au⸗ 
geichloffen. Der Berufungsrichter hat jenen Rechtsſatz nicht verfannt. Er gebt aber 
davon aus, daß dem Sabe nicht unbebingt und ohne Beachtung ber Bage bes einzelnen 
Falles Geltung zu geben ſei, und erflärt feine Anwendung im vorliegeuden Rechtsſtreit 
mit Nüdficht auf die bier vorliegenden Umftände, insbefondere die Thatſache, daß feit 
dem angeblichen Ehebruch der Klägerin mehr als zwanzig Jahre verfloffen finb, für 
ausgeſchloſſen. Nach feiner Ausführung würde eine gegenteilige Anuahme für das 
Reſultat des Rechtsſtreits unverftändlich erfcheinen müflen, indem die Che wegen einer 
neuerlichen Beſtrafung des Bellagten, dieſer ift durch ftrafgerichtliches Urteil wegen 
ſchwerer Urkundenfälſchung und Untreue in Berbindung mit Unterfchlagung unter Ab⸗ 
erfennung der bürgerlihen Ehrenrechte auf fünf Jahre zu einem Jahre Gefängnis 
verurteilt, die Ehe ift auf Grund bes 8 704, II. 1 A.L. R. getrennt und die Schul» 
frage entgegen dem Antrage bed Beklagten dahin entichieben, daß dieſer ber allein 
ſchuldige Teil fei, getrennt werde, ein Übergewicht der Schuld aber auf fetten ber 
Klägerin durch einen weit zurüdliegenden Ehebruch begründet werben follte. Dieſer 
Standpunkt ift rechtlich nicht zu beanftanden. Es Tommt auf das Verhalten ber Ehe 
leute während der Dauer der Ehe im allgemeinen und auf die ſich daraus ergebende 
Seitftellung an, ob beiden Teilen ober nur einem Teile, ſei e3 allein oder überwiegend, 
die Schuld an der Zerrüttung des Ehebunbes zur Laft fällt. Haben fich beide Ehe 
leute eines Vergehens fchuldig gemacht, jo muß vorweg die Annahme Raum gewinnen, 
daß, wenngleich das Vergehen des einen Ehegatten verziehen und die Eheſcheidung 
nur wegen des Vergehens bed anderen Ehegatten erfolgt, beide Teile durch ihr Ver⸗ 
halten auf die Löfung des ehelichen Verhältniſſes Hingewirft Haben. Dies ſetzt aber 
voraus, daß zwiſchen dem verziehenen Vergehen bes eines Teiles unb dem die Scheibung 
begründenden Verſchulden des anderen Teiles eine wenn auch nod fo entfernte Be- 
ziehung befteht. Sit jede Beziehung zwiſchen ben beiberfeitigen Vergehen für aus 
geichloffen zu erachten, fo kann folgeredht dem verziehenen Vergehen eine Bebeutung 
bei der Beurteilung der Schuldfrage nicht beigelegt werben. Inwieweit das Lebtere 
zutrifft, hat der Richter in jedem einzelnen Yalle nach Bewandtnis der obwaltenden 
Umftände zu prüfen. Die Rüdfihtnahme auf den Beitpunft, wann ba3 verziebene 
Vergehen begangen, ift jedenfall an fich geeignet, die ftreitige Beurteilung zu be- 
einfluffen, und deshalb fällt dem Berufungsrichter Tein rechtlicher Verſtoß zur Laft, 
wenn er ben angeblichen Ehebruch der Klägerin im Hinbfid darauf, daß er mehr ala 
zwanzig Sabre Hinter dem jet zur Trennung der Ehe führenden Vergehen des Be 
klagten zurüdliegt, bei der Entjcheidung über die Schuldfrage unbeacdhtet gelaffen hat. 


Nr. 2346. IV. Sen. 25. Oktober 1894. IV. 115. 94. Bd. 34, Nr. 51, ©. 210. 
Borausſetzuug ber Wirkſamkeit der VBerzeihung im alle des 5 704, I. 1A.L. R. 
(Preuß. R.). Die Hagende Ehefrau hat die Trennung ihrer Ehe mit dem Beklagten 





8 92, Bürgerliche Ehe. 475 


auf Grund bes 8 704, IL 1 A.L.R. beantragt, weil der Beflagte durch Urteil des 
Schwurgeridt3 in M. vom 31. Mai 1892 wegen Urkundenfälfhung und Verleitung 
zum Meineide vechtSfräftig zu einer Buchthausftrafe verurteilt ift, die er zur Zeit in 
ber Strafanftalt 2. verbüßt. Die Abführung bes Beklagten in biefe Strafanftalt ift 
am 29. Juni 1892 erfolgt, nachdem er bis dahin jeit feiner durch ein Rechtsmittel 
nicht angegriffenen Verurteilung in DM. in Haft geblieben war. Bei der Überführung 
des Bellagten von M. nad 2. Hat zwiſchen den Parteien am 29. Juni 1892 auf dem 
Bahnhofe in M. eine Unterredung ftattgefunden, bei der die Klägerin dem Beklagten 
auf deſſen flehentliches Bitten ſchließlich erflärt hat, daß fie fich nicht fcheiben laſſen 
wolle. Seitens des Berufungsrichters ift der Hierauf geftüste Einwand ber ausdrüd- 
lichen Berzeihung für durchgreifend erachtet. Das Reichögericht Hat diefe Entſcheidung 
gebilligt. Der VBerufungsrichter hat die Frage, ob eine Verzeihung zur Beit jener 
Unterrebung, aljo bevor der Beklagte die Räume des Buchthaufes betreten hatte, bereit 
rechtswirkſam erflärt werden Tonnte, aus bem Grunde bejaht, weil der Strafantritt 
für den inhaftiert gebliebenen Beklagten (nad 8 482 St. P.O.) vom Tage ber am 
7. Suni 1892 eingetretenen Rechtskraft des Strafurteil3 zu berechnen fei, während 
die fragliche Unterredung der Parteien erft jpäter, alfo nad dem Strafantritt, ftatt 
gefunden habe. Offenbar geht ber Berufungsrichter Hierbei von der Unfiht aus, da 
im Falle des 8 704, U. 1 MER. eine Verzeihung im Sinne des 8 720 a. a. ©. erft 
erfolgen könne, wenn das Recht zur Erhebung der Eheſcheidungsklage burdh die Er- 
füllung aller Vorausſetzungen des $ 704 a. a. O. entitanden fei, und daß deshalb eine 
vor Antritt der erfannten Strafe erflärte Verzeihung unwirkſam gemwefen fein würde. 
Derielbe Gefichtspunft ift vom früheren preußijchen Obertribunal in einem Falle zur 
Geltung gebracht worden, in dem der zu Zuchthausſtrafe verurteilte Ehemann im 
Eheicheidungsprozefie eingetwendet hatte, feine Ehefrau habe ihm, während er fich noch 
in Borunterfuhungshaft befunden, brieflich exrflärt, fie wolle ihm feine Berbrechen ver- 
geben und ſich von ihm nicht fcheiden Iaffen, felbft wenn er zu Zuchthaus verurteilt werben 
follte. Auch der jebt erfennende Senat bat ſich in einem Urteil vom 15. Dezember 1879 
in demfelben Sinne ausgeſprochen. Rah nochmaliger Brüfung ift diefer Standpunkt 
jeboch aufgegeben worden. Allerdings erjcheint die Beftimmung bes 8 720 a. a. O. nicht 
anwendbar, wenn die Berzeihung bezüglich eines noch nit begangenen Ehevergehens 
im voraus zugefihert wurde. Wenn aber ber unjchuldige Ehegatte, nachdem ber 
andere Gatte ein grobes Verbrechen begangen Hatte, twegen beffen er demnächſt auch zu 
einer ſchmählichen Strafe verurteilt worden tft, dieſerhalb eine ausdrüdliche Verzeihung 
zwar vor der Verurteilung und Beftrafung, aber in der Erwartung bed Eintritts 
diefer Folgen ausgeiprochen bat, jo kann diefe Erflärung nicht für unwirkſam erachtet 
werden, vielmehr muß in foldem alle das Klagrecht verloren gehen. Biwar wird 
durch die Begehung des Verbrechens allein der Ehefcheidungsgrund des 8 704 a. a. O. 
noch nicht gegeben, aber die demnächſt eintretende Verurteilung und Beſtrafung des 
Verbrecher erſcheinen nur als die weiteren von feinem Willen unabhängigen Folgen 
ber Strafthat. Diele lebtere bildet damit auch die Grundlage für das in 8 704 a. a. O. 
vorgejehene Ehevergehen, und es fteht deshalb ber Annahme begrifflich nicht entgegen, 
daß die aus der verbrecdherifchen That und ihren weiteren Folgen fich ergebende Be- 
leibigung des unfchuldigen Teils von dieſem bereit3 vor erfolgter Wburteilung des 
Verbrechens verziehen werben kann. Hieraus ergiebt fich auch für den vorliegenden 
Fall die rechtliche Wirkſamkeit der feftgeftellten Verzeihung, zumal fie zu einer Zeit 
erfolgt ift, al3 der Beklagte bereits rechtskräftig verurteilt war. Es Tann deshalb un- 
erörtert bleiben, ob der Klägerin ein Recht zur Anftellung bes Eheſcheidungsprozeſſes 
bereit3 ſeit dem Eintritt der Rechtskraft bes Strafurteild zuftand oder ob ihr dies 
Klagreht erft mit dem wirklichen Antritt der erfannten Zuchthausftrafe ermachien 
fein würde. 
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Nr. 2347. IV. Sen. 5. April 1886. IV. 400. 84. Bb. 15, Nr. 68, S. 288. 
Schulbfrage bei Eheſcheidung wegen unüberwinblicher Ubneigung. (Preuß. A. 
Der Ehemann bat wegen böslicher Beranlafiung auf Eheicheidung geflagt. Wie be 
Nagte Ehefrau hat behauptet, ſich wegen wiederholter gejunbheitögefährliher Wibhand- 
Iungen vom Ehemanne getrennt und eine unüberwinbliche Ubneigung gegen ben Sfläger 
gefaßt zu haben, und wiberflagend beantragt, die Ehe zu trennen und den Ehemann 
für den allein fchulbigen Teil zu erflären. Das Landgericht hat ben Kläger mit feiner 
Klage abgewiefen, auf die Widerflage wegen unüberwindlicder Abneigung bie Ehe ge: 
trennt, die Ehefrau aber für den allein fchuldigen Zeil erflärt. Nur die Ehefran bat 
wegen der Schuldfrage bie Berufung eingelegt und ben Antrag, ben Kläger für ben 
allein fchufbigen Teil zu erflären, auf die nad ihrer Behauptung fon in erfter In⸗ 
ftanz als Fundament ber Wiberflage vorgebrachten Sävitien geftükt. Der Berufung> 
richter Hat auf Grund der von ihm feftgeftellten, wenn auch für verziehen erachteten, 
gefundheitögefährlihen Mißhandlungen ein Übergewicht der Schuld des Ehemanne: 
gegenüber ber die Ehefrau nah 8 718®, IL 1 A.L.R. treffenden Schuld angenommen 
und in Anwendung ber 88 747—749, IL 1 A.L2.R. den Ehemann für den allei: 
fhuldigen Teil erflärt. Die Reviſion des Klägers ift zurüdgewiefen. Der 5 574 EBL. 
tft ohne Unterſcheidung zwiſchen der erften und der zweiten Inſtanz, gleichviel ob Klage 
oder Widerflage vorliegt, gegeben. Nr. 3671. Der Berufungsrichter hat es daher mit 
Recht dahingeftellt gelaflen, ob die Widerklage fchon in erfter oder erft in Der zweiten 
Anftanz auf Sävitien geftübt worden if. Der Berufungsrichter hat die geſundheits⸗ 
gefährliche Mißhandlung der Bellagten ſeitens des Klägers thatfächlich feftgeftellt und 
fie zwar für verziehen erachtet, fie aber gegenüber der Schuld der Bellagten aus den 
88 7188 und 718®, IL 1 A.L.R. für eine fchwerere Verſchuldung angefeheu und des 
halb den Kläger für den allein fchuldigen Teil erflärt. Diefer Schlußfolgerung kann 
nicht beigetreten werben. Sie beruht auf der Gegenüberftellung der beide Teile treffen. 
den Berfhuldungen gemäß 88 746—749, II. 1 A.L. R. wobei bem Kläger eine bereit? 
verziehene Verſchuldung angerecdjuet wird. Der Berufungsrichter läßt aljo die Schei- 
dung aus 8 7182 a. a. O. beftehen, er bejeitigt den Eheicheidungsgrund der Sävitien 
und legt den Ießteren eine Wirkung nur bezüglich ber Schuldfrage bei. Dies iſt nicht 
ftatthaft. Der 8 718 a. a. D. läßt die Gegenüberftellung ober Anrechnung einer 
Berfhuldung bes anderen Teiles nicht zu; er enthält nah Faflung und Inhalt ein 
Gebot zwingender Natur nnd ftellt die Folge auf, welche unabwendbar mit ber An- 
wendbarkeit des 8 718® eintritt. Der 8 71856 bezeichnet aber auch ansbrüdlich den 
Fall des 8 7188 als einen foldden, in welchem bie Scheidung ohne eigentlichen geieh- 
mäßigen Grund ftattfindet. Beide Paragraphen haben zur Boransfegung, baß die 
Scheidung nicht ans einer ber in ben 88 670-715 a. a. D. angegebenen Urſachen 
ausgeiprodden werben Tann, und nur in dem Falle, da dieſe Borausfehung zutrifft, 
treten fie in Wirkſamleit. Wenn es fi um ihre Anwendung handelt, darf nur bie 
Frage aufgemorfen werben, ob eine andere Urſache vorliegt, die Scheidung auszusprechen, 
und da für dieſe Yrage ein Umftand, welcher nur auf die Regelung der Schnldfrage 
von Einfluß fein kann, ohne jebe Bedeutung tft, fo wirb bie Anwendung bes 8 718⸗ 
und damit auch zugleich des 8 7186 nur durch eine andere Scheibungsurfade aus 
geichloffen, welche für fich genügt und in Wirflichleit den Richter beitimmt, bie Schei- 
dung auszuſprechen. Eine verziehene Verſchuldung Tann nicht die Scheidung herbei- 
führen; fie fteht daher der Anwendung bes 8 718= nicht entgegen und verhindert 
ebenjowenig die AUnwendung des vom 8 7182 untrennbaren 8 718. Der feftgeftellte 
Sachverhalt läßt indeſſen die angefochtene Entſcheidung aus anderen Gründen geredit- 
fertigt erfcheinen. Der Berufungdrichter ftellt die von ber Bellagten behaupteten ge 
jundheitsgefährliden Mißhandlungen im Sinne des 8 699, II. 1 A.L.R., wovon bie 
legte fi amı 26. Dftober 1882 kurz vor ber Entfernung ber Beklagten ereignet Hatte, 
feſt. Im Sinne bes 8 721, II. 1 A2.R. gilt allein bie Klagerhebung als Nichtfort- 
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fegung der Ehe. Im vorliegenden Falle ift allerdings zwifchen ber Mißhandlung vom 
26. Oltober 1882 und ber Buftellung der Widerflagihrift im November 1883 ein 
längerer Beitraum als ein Jahr verftrichen; indeſſen ift ber Teßtgebachte Zeitpunkt nach 
der jeßigen Prozeßordnung bedeutungslos. Die Beklagte ift bei der Natur bes Gegen- 
ſtandes des Eheſcheidungsprozeſſes, da zwei getrennte Prozeſſe über diefen Gegenftand 
nicht gleichzeitig nebeneinander beftehen können, nach der am 23. Dftober 1883 er- 
folgten Zuftellung der Klage nicht mehr imftande gewefen, eine felbftändige Klage zu 
erheben, und hat ihrerfeit3 die Scheidung nur im Wege der Widerllage erheben dürfen. 
Sie Hat dur Erhebung der Widerflage im erften mündlichen Berhandlungstermine 
(88 235, 254 C. P.O.) bie einjährige Frift gewahrt, indem diefe bis zu demjenigen Beit- 
punkte erftredt werden muß, in welchen zuerft bie Möglichleit vorgelegen hat, die 
Widerklage rehtöhängig zu machen. Demnach war für bie Bellagte das Recht gewahrt, 
im Laufe des Prozeſſes die ihr zugefügten Mißhandlungen zu rügen. Es folgt hieraus, 
daß der Widerflagantrag durch die feitgeftellten Säpitien nad} den 88 699, 745 a. a. O. 
al3 begründet angefehen werden muß und daß von dem Yunbamente ber 88 718, 
718b a.a.D. gänzlich abzufehen ift. Nr. 2342. Nr. 3679. Nr. 2340, Nr. 3663. Nr. 2341. 


Rechtliche Folgen Der Eingehung einer zweiten 
Ehe und Der Eheſcheidung. 

Nr. 2348. VL Sen. 26. November 1896. VL 173. 96. Bd. 38, Nr. 52, ©. 196. 

Ortliches Recht für Die befonberen vermögensrechtlihen Folgen der Che 
fheidung. (Gem. R.). Nachdem durch ein Urteil de3 Landgerichts in Stettin, in 
befien Bezirk zur Zeit der Erhebung der Eheicheidungsflage der Beklagte in ©. bei 
Stettin gewohnt hatte, die Ehe der Barteien geichieden und ber Bellagte für den 
fchufdigen Teil erflärt war, hat die Klägerin auf Grund bes preußiichen W.L.R. den 
Bellagten bei dem Landgericht in Hamburg auf Bahlung Tebenslänglicher Alimente 
belangt und das Berufungsgericht hat dieſen Anſpruch für begründet erflärt nnd zwar 
gleichfalls Tediglih auf Grund des nad feiner Meinung für den vorliegenden Fall 
maßgebenben preußiihen ALR. Ob dies Recht Hier vom Berufungsgerichte richtig 
verftanden und angewandt ift, entzieht fich der Nachprüfung in der Revifionsinftanz, 
weil es innerhalb des Bezirkes des banfentifchen Oberlandedgerichts nirgends gilt. Da 
nun aud dem Oberlandesgericht in Übereinftimmung mit den Entſcheidungen des 
DI. Senats des Reichsgerichts Nr. 2353. Nr. 2359. Nr. 2352 troß ber entgegenftehen- 
den Unficht von Dernburg, Pandekten Bd. 3 (Aufl. 4), 8 26, ©. 50 ff., insbejondere 
Anm. 8, darin beizutreten ift, daß nad) gemeinem beutichen Hecht eine Verpflichtung 
bes ſchuldigen gefchiedenen Ehemannes, feiner früheren Ehefrau ftandesmäßigen Unter- 
halt zu verfchaffen, nicht anerfannt werden kann, und da ferner prozefiuale Verſtöße 
des Berufungdgericht3 im vorliegenden Falle weder gerügt noch erfichtlich find, jo dreht 
fi die Entſcheidung biefer Sache um die Frage, ob das preußiihe AL.R. als das in 
G. bei Stettin geltende Hecht nad) ben Grundfäten des gemeinen Rechts über das 
Örtliche Geltungsgebiet der Rechtönormen Hier in der That anzuwenden war ober ob 
das in Hamburg geltende gemeine Recht zur Grundlage der Entfcheibung hätte genom- 
men werden follen. Das Letztere ift von dem Bellagten zunähft aus dem Grunde 
verlangt worden, weil da3 erfte ehelide Domizil, nach beflen örtlichem Rechte der 
Güterftand ber Ehegatten als folcher in rechtlicher Beziehung fich überhaupt beſtimme 
und welches bier unbeftritten Hamburg geweſen ift, auch für die befonderen vermögens- 
rechtlichen Folgen ber Eheicheibung maßgebend fein müſſe. Hierfür läßt fich jedoch 
überhaupt kein äußerer ober innerer Grund ausfindig machen. Zweifelhaft könnte 
höchſtens die Frage fein, ob nicht, wie der Veklagte ſodann geltend gemacht hat, die 
vermögensrechtlichen Folgen nach dem Nechte desjenigen Ortes zu beftimmen ſeien, 
befien Recht überhaupt in dem erheblichen Beitpunkte für die perfönlichen Nechts« 
verhältniffe der Ehegatten maßgebend war, alfo nach gemeinem deutſchen echte des⸗ 
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jenigen Ortes, wo der Mann zn der Beit, als das Eheicheibungsurteil rechtöfräftig 
wurbe, feinen Wohnſitz hatte, welcher Drt nach feiner Behauptung bier ebenfall3 Ham⸗ 
burg gewefen fein fol. Auf dem Boden des preußiſchen W.L.R. hat fich für diefe Anſicht 
ber IV. Senat des Neichägerichts ausgeſprochen, Nr. 2349. Nr. 2355; auch ift fie, ohne 
Beſchraänkung auf das Gebiet des preußiichen L.R., fonft noch gebilligt. Dennod if 
wegen be3 inneren Zuſammenhanges, ber zwifchen der Eheicheidung und den fogen. 
privatrechtlichen Eheicheidungsftrafen befteht, der Anficht der Borzug zu geben, wonach 
die Iebteren nach dem Rechte desjenigen Ortes zu beitimmen find, deſſen Recht bie 
Grundlage für die auf Grund ber Schuld des zu beitrafenden Ehegatten ausgeſprochene 
Eheſcheidung gebildet hat. Dies tft auch wohl bie eigentlihe Meinung des Berufung‘ 
gerichts, wenngleich im angefochtenen Urteile für maßgebend erflärt ift Das Recht des 
jenigen Ortes, ber „für die Begründung des ausschließlichen Gerichtsſtandes für ben 
Eheſcheidungsprozeß maßgebend war”. Es ift Mar, daß nicht mit Notwendigfeit im 
allen Fällen bie derſelbe Drt fein muß, nad deſſen Mecht die Eheſcheidung aus 
geſprochen wird, 3. B. dann nicht, wenn für diefe das Hecht desjenigen Staates, dem 
der Ehemann angehört, zu Grunde gelegt wird. Soweit nun hiernach ſich eine Differenz 
ergeben follte, könnte allerdings die Formulierung des Oberlandesgerichts nicht gebilligt 
werden. Im vorliegenden Yalle würde aber jedenfalls die angefochtene Entſcheidung 
auf Grund der richtig formulierten Norm aufrecht zu halten fein, da hier eine Differenz 
der bezeichneten Art nicht in Frage fommt. Einer vorgängigen Berweifung der Rechts⸗ 
frage an bie vereinigten Civilſenate nach Maßgabe des 8 137 Ubi. 1 &.8.G. bedurfte 
es nicht, da durch die angeführte Enticheibung des IV. Senated dad gemeine Recht 
formell eben nicht berührt wird. 


Nr. 2349. IV. Sen. 27. Mai 1881. IV. 29. 81. Bd. 5, Nr. 54, ©. 193. 
Statutenkollifion. (Preuß. R.). Durch die Eheſcheidung wird eine Beränberung 

in den Buftandsverhäftniffen der Eheleute hervorgebracht und ihre Wirkungen fowohl 
Hinfichtlich der Löfung vom Bande als Hinfichtlich der vermögensrechtlichen Folgen find 
mit ber Nechtöfraft des Scheidungsurteils, aljo im vorliegenden Yalle zu einer Zeit 
eingetreten, als die Parteien ihren Wohnfik in Breslau Hatten. Within find gemäß 
8 23 Einl. zum WLN. die vermögensrechtlichen Wirkungen der Scheidung für die 
Parteien nad) preußifchen Geſetzen zu beurteilen. Unrichtig ift die Anficht, daß die 
vermögensrechtlichen Wirkungen der Scheidung auf den Beitpunft der Klagzuftelluug 
oder Litisfonteftation im Scheibungsprozefle zurüdzubeziehen find, in welchem Falle 
hier, da damals die Barteien noch in Dresben mohnten, bie ſächſiſchen Geſetze an- 
wendbar fein würden. Ber gedachte Zeitpunkt enticheidet darüber, ob und in welchem 
Umfange dem Kläger das ftreitige Recht zufteht; fein Einfluß beſchränkt ſich alſo auf 
das eigentliche im Streit befangene Necht und febt voraus, daß basfelbe dem Kläger 
bereit3 zur Zeit der Litistonteftation zugeftanden hat. Aber ber Streitgegenftanb bes 
gegenwärtigen Prozeſſes ift die von der Klägerin beanipruchte Chefcheidungsftrafe, weil 
in dem in Sachſen entjchiebenen Borprozefie bie Trennung der Ehe wegen eines vom 
Beklagten begangenen Ehebruches ausgefprochen iſt. — Das fächfiiche Gericht hat ſich 
gemäß ber Borfchriftern der ſächſiſchen Landesgeſetze bes gleichzeitigen Ausſpruches über 

bie Schuldfrage enthalten und die Bierüber nad 8 745, I. 41 A.L.R. im Scheibungs- 
urteil zu treffende Feftfegung liegt nicht vor, Tann auch vom Ehegericht nicht nach⸗ 
geholt werden. Die Erledigung der Schuldfrage ift bei diefer Sachlage im gegen- 
wärtigen Prozeſſe nicht unzulaͤſſig. Der 8 745 a. a. D. enthält eine prozefinalifche 
Anweifung nur für den inländifchen Richter, und es ift nicht anzunehmen, daß feine 
nach dem maßgebenden Prozeßgeſetz burchaus gerechtfertigte Nichtbefolgung durch bas 
auswärtige Ehegericht einen materiellen Rechtöverluft zur folge hat, fo daß bie Klägerin 
befugt erſcheint, auch außerhalb des Sceidungsprozefles die Schuld des Bellagten 
geltend zu machen und auf Grund befien die gejehliche Abfindung nach den 88 783 ff. 
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II. 1A.L. R. zu fordern. Weber der Klagantrag noch der richterliche Ausſpruch braucht 
ausdrücklich auf die Schuldigerklärung des Beklagten gerichtet zu fein, und es genügt, 
wenn bie Schuld des Bellagten wie jedes andere Klagfundament bei der Inſtruktion 
des Prozeſſes bewiefen wird. Nr. 2364. Nr. 2348. 


Nr. 2350. IH. Sen. 6. Mai 1881. IIL 318. 80. Bd. 4, Nr. 37, ©. 129. 

Nachteile der zweiten Ehe. (Gem. R.). Die Vorſchrift in der Nov. 22 cap. 46 
8 2, wodurd die zur zweiten Ehe fchreitende Frau Hinfichtlich des Erbrechts in das 
Vermögen ihrer Finder aus erfter Ehe befchränft wird, gilt nicht auch für den zur 
zweiten Ehe fchreitenden Mann. Wenn Zuftinian in der Nov. 22 cap. 46 das Erb- 
recht der Mutter unter beſtimmten Vorausſetzungen fchmälert, fo fchafft er damit ein 
jus singulare, da8 ad allgemeinen Nechtsgrundfägen ſtrikt interpretiert werden muß. 


Nr. 2351. II. Sen. 26.NRovember 1895. ILL 355. 95. Bd. 36, Nr. 49, ©. 200. 

Nichtwirkſamkeit der Iektwilligen Anorbuung eines Ehegatten, wodurch er dem 
anderen die Bermögensnachteile der Wieberverheiratung erläßt. (Gem. R.). Der 
bier in Betracht kommende zwiichen den Eheleuten K. geichloflene Erbvertrag ver- 
pflichtet den überlebenden Ehegatten für den Fall der Wieberverheiratung nur zu einer 
Bahlung von 6000 Mt. an die Kinder erfter Ehe, ſchließt alfo ben Eintritt der geſetz⸗ 
lichen Nachteile aus. Es fteht daher zur Frage, ob der zuerft verfterbende Ehegatte 
dem überlebenden die geſetzlichen Vermögensnachteile der Wiederverheiratung letztwillig 
erlaffen Tann. Mit Recht ift in den Vorinftanzen in Übereinftimmung mit der über- 
wiegenden Mehrheit der gemeinrechtlicden Schriftiteller diefe Frage verneint. Die fogen. 
poenae secundarum nuptiarum haben ihren Grund nicht bloß in der Mikbilligung einer 
neuen Ehe feitend der chriftlichen Kaiſerzeit, fondern in erfter Stelle in der bei der 
Wiederverheiratung bed überlebenden Ehegatten für geboten erachteten Yürforge für 
die Kinder erfter Ehe. Hätte nun der Geſetzgeber gleichwohl dem zuerft verfterbenden 
Ehegatten die Befugnis eingeräumt, bem überlebenden Ehegatten die Bermögensnachteile 
der Wiederverbeiratung zu erlaflen und damit nach feiner Willfür die zum Wohle der 
Kinder getroffenen Borfchriften zu befeitigen, jo würde er allerdings mit fich felbft in 
Widerſpruch geraten fein. Man muß daher für die Annahme der Remiſſionsbefugnis 
einen Maren unzmweideutigen geſetzlichen Ausſpruch fordern. Die Berteidiger der Be⸗ 
fugnis innen fi aber nur auf die Worte der Nov. 22 cap. 2 8A: nec aliquid contra 
universales leges ordinaverit, tunc haec nobis lex posita sit berufen und dieſe Worte 
laſſen keineswegs mit Sicherheit erfennen, daß der Geſetzgeber das Teitament über das 
Geſetz Habe ftellen wollen. Er Tann mit jener Wendung auch fehr wohl auf Ber- 
fügungen des Erblaflerd Hingewiejen haben, die nicht mit allgemeinen Gejegen in 
Widerſpruch ftehen; und fchon die Möglichleit diefer Auslegung genügt, um die Stelle 
als unzureichend für die Annahme der Remiſſionsbefugnis ericheinen zu laſſen. Steht 
aber dem zuerft verfterbenden Ehegatten ber Erlaß ber teild in Präceptiv⸗, teil in Pro- 
Hibitivgefegen angeordneten Bermögensnacteile nicht zu, jo Tann ihm aud) nicht Die 
Befugnis eingeräumt werden, über bie Ausführung ber geſetzlichen Beftimmungen Ber- 
fügungen zu treffen ober anzuordnen, daß die geſetzlichen Bermögensnachteile gegen 
Bahlung einer beftimmten Summe nicht eintreten follen. 


Nr. 2352. IH. Sen. 20. uni 1890. II. 94. 90. Bd. 26, Nr. 35, ©. 193. 

Alimentatiouspflicht des ſchuldigen Ehegatten gegenüber feiner geſchiedenen Ehe⸗ 
frau. Bildung eines partilulären Gewohnheitsrehts. (Gem. R.). Den angeblichen 
Rechtsſatz, daß der als ſchuldiger Teil anzujehende Ehemann feine geſchiedene unfchuldige, 
aber bedürftige Ehefrau bis zu ihrer etwaigen Wiederverheiratung zu alimentieren 
habe, ftüßt der Berufungsrichter auf ein Durch bie Praxis begründetes Gewohn— 
heitsrecht. Er geht zunächſt Davon aus, daß ber Satz als ein gemeinrechtlicher zu 
gelten babe. Diejer Ausgangspunkt ift in ber Allgemeinheit, wie er bier genommen, 
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nicht richtig und Teinesfall3 für einen Fall wie den vorliegenden anzuerfennen, vielmehr 
ift umgekehrt davon auszugehen, daß das gemeine Recht als folches ein einheitliches 
ift und ba, wo fich in einzelnen Teilen feines Gebietes Abweichungen gewohnheitsrechtlich 
firieren, biefelben nur ben Ebaralier partikularrechtlicher Rormen haben können 
Das Reichsgericht ift dabei ftehen geblieben, daß der vom Berufungsrichter angenommene 
Sat nicht als ein durch bie gemeinrehtliche Praxis im Gegenfabe zum römiſchen 
Rechte und ohne genügende Stüße im kanoniſchen Rechte geichaffener Rechtsſatz gelten 
kann. Nr. 2353. Nr. 2348. Auch die Annahme, daß bem Sabe ald einem parti- 
kularrechtlichen wenigſteus für die Brovinz Hannover Geltung zuzufprechen fei, ik 
mit den Grundbfähen über die Bildung eines Gewohnheitsrechtes, insbejondere eine: 
partifularen Gewohnheitsrechtes, wie es das vorausgeſetzte fein müßte, nicht vereinbar. 
Enticheidend ift, daß weder aus ben Urteilen der Gerichte noch aus den Ausführungen 
der Schriftfteller irgendwie erfichtlich ift, daß man gemeint gewefen ift, einen gerade 
in den hannoverſchen Landen geltenden, vom gemeinen Recht unabhängigen 
oder wohl gar mit ihm in Widerſpruch tretenden Rechtsſatz in Übung zu haben und 
in Anwendung zu bringen. Immer und überall hat man geglaubt, fi in der Sphäre 
des (vermeintlich richtig verftandenen) gemeinen Rechts zu halten. In biefer Weile 
kann ein partitulares Gewohnheitsrecht nicht erwachſen. 


Nr. 2353. II Sen. 13. Mär; 1883. III. 439. 82. Bd. 8, Nr. 48, ©. 1814. 

Alimentationspflicht des bei ber Scheidung als ſchuldigen Teil erllärten Ehe 
maunes und Baterd. (Gem. R.). Der Ehemann kann den Anſpruch von Frau und 
Kindern auf ftandesmäßigen Unterhalt nicht mit der Behauptung zurüdweijen, daß er 
feine Bermögend- und Arbeitsrente für fich felbft bedärfe. Denn feine Verpflichtung 
entjpringt nicht allein aus bem Berhältniffe der Berwandtichaft, mo das Vermögen 
des Pflichtigen bie regelmäßige Vorausſetzung ber Alimentationspflicht bildet, fondern 
fie beruht auf der Stellung des Ehegatten als Haupt bes Haufes und ald Borftand 
des Haushalts, Hat darum aber auch das Beftehen ber Ehe zu ihrer Borausfegung. 
Rückſichtlich des Kindes ändert fich hierin nichts durch die Scheidung ber Eltern, felbit 
dann nicht, wenn dem Vater als jhuldigen Teil die Erziehung entzogen ift, es jei denn, 
daß der Vater unvermögend, die Mutter aber vermögenb wäre. Nov. 117 cap. 7. 
Borausfegung dabei iſt aber, daß das Kind noch Teinen felbftändigen Haushalt gegründet 
bat, fondern noch der elterlichen Erziehung und Verpflegung bedarf. Was bie Ber- 
pfliätung gegenüber ber Grau betrifft, fo Hört nach römiſchem Recht die Alimentations- 
verbindlichleit mit der Scheibung ber Ehe auf. In der Beitimmung bed kanoniſchen 
Rechts (can. 18 C. XXXIL qu. 7) ift die Anwendung eines allgemeinen Prinzips 
nicht enthalten, vielmehr giebt fie fich felbft als eine fingufäre Begünftigung der kränk⸗ 
lihen nur wegen Unfähigleit zum Beifchlafe geichiebenen Ehefrau, die ihr zu teil wird 
mit Ruckſicht auf die Härte ber Ehetrennung in foldem Falle. Eine Erweiterung 
eine3 folchen fingulären Satzes auf alle Fälle der Eheſcheidung tft ungeredhtfertigt. 
Ein allgemeines beutiches Gewohnheitsrecht zu Gunſten der Ehefrau ift nicht anzu⸗ 
nehmen. Den Grund ber Alimentationspflicht des Ehemanues bildet bie Ehe, und 
‚mit dem Wegfalle diefer muß jene aufhören. Ihr Yortbeftehen würbe ſich daher 
nur aus dem Geſichtspunkte der Entihädigungspflicht des Ehemannes als desjenigen, 
durch deſſen Schuld die Scheidung herbeigeführt worben ift, rechtfertigen laſſen. Der 
Ehemann trägt die Schuld an der Scheidung indeflen nur infofern, als er der Fran 
gerechten Anlaß zur Erhebung ber Klage gegeben hat, und nur in biefem Sinne be- 
Handelt ihn das Recht als fchuldigen Teil (Nov. 117 cap. 9). Es knüpft bieran aber 
nur gewiſſe Germögensverlufte zu Gunften der Frau, die augenfcheinlich einen Erfah 
für die ihr aus der Scheidung erwachienden Nachteile im ganzen bezwecken, fo daß die 
Annahme ausgeichloffen wird, daß das Geſetz auch eine eventuelle Erfagpflicht für den 
entgangenen Unterhalt aufzuerlegen beabfichtigt Hätte. Partikularrechtlich ift Die Frage 
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verjchieden geregelt. 88 798ff. II. 1A.L. R, 8 30 des Sonderhäufer Ehegejehed vom 
30. Auguft 1845, 8 274 des Wltenburger Chegefebes von 1837, 8 160 des Gothaiſchen 
Ehemandat3 von 1834, 8 1750 des ſächſiſchen B. G.B. Nr. 2359. Ar. 2352, Nr. 2348, 


Nr. 2354. IU. Sen. 25. Oftober 1892. IIL 157. 92. Bd. 30, Nr. 39, ©. 125. 

Einfluß bes Borhandenfeins von VBorbehaltsgut der Ehefrau auf den Umfang 
ber Unterhaltspflit des Ehemannes bei Trennung von Tiſch und Bett. (Gem. R.). 
Dem erften Urteil ift das Prinzip zu entnehmen, daß die dem Ehemanne gegenüber der 
Ehefrau obliegende Unterbaltspflicht für die Zeit der Trennumg von Tiſch und Bett 
nur die Fortfegung ber dem Ehemanne während beftehender ehelicher Gütergemeinſchaft 
obliegenden Unterhaltspflicht ift und nur denjenigen Modififationen unterliegt, die aus 
dem tünftigen Getrenntleben der Ehegatten fi ergeben. Mit diefem Prinzip würde 
eine Übertragung der Unterhaltslaft auf vorbehaltenes Vermögen ber Ehefrau, das bei 
beftehenber ebelicher Gemeinſchaft von der Laft nicht getroffen wurbe, nicht Harmonieren. 
Das gedachte Prinzip entipricht dem Weſen der Trennung von Tiſch und Bett. Nah 
gemeinem proteftantiichen Kirchenrecht bildet die zeitmeife Trennung von Tiſch und Bett 
ein Mittel zum Verſuche ber Ausjöhnung der Ehelente. Nr. 2308. Ubgefehen von dem 
Einfluffe der augeorbneten Maßregel anf die Lebensführung der Eheleute dauern alle 
Wirkungen der Ehe fort. Zu den Wirkungen der Ehe gehört auch die gejetliche Unter- 
haltspflicht des Mannes, die in Unterſcheidung von anderen gefeslichen Unterhalts- 
pflichten nicht durch die Bebärftigfeit der Frau bedingt wird, da fie auf der Pflicht des 
Mannes, die ehelichen Laften allein zu tragen, und nicht wie die Unterhaltspflicht ber 
Verwandten auf einer fittlichen Pflicht beruht, im Falle der Not einander beizuftehen. 
In normalen Verbältniffen hat die Frau das Recht auf Gewährung des Unterhalts in 
ber durch die eheliche Lebensgemeinjchaft gebotenen Weiſe. Dieje Art der Gewährung 
des linterhaltes wird bei der Trennung von Tiſch und Bett ausgeichloffen. Es wirb 
alfo eine Umwandlung der Art der Gewährung des Unterhalts notwendig, die den 
veränderten Berhältnifien Rechnung trägt, im übrigen aber den bisherigen Umfang und 
den bisherigen Inhalt ber Verbindlichkeit zu berüdfichtigen hat. Die Frage, ob bie 
Frau ihre Nechte auf Gewährung des Unterhaltes voll behält, auch wenn fie für den 
ſchuldigen Teil erklärt worden ift, wird in der gemeinrechtlicden Doktrin und Praris 
überwiegend bejaht. Es kann deshalb außer Betracht gelafien werden, ob das nicht 
vorgelegte Urteil, da3 die Trennung von Tiih und Bett verfügt, die Schuld der Frau 
feftgeftelt und feine Entfcheidung auf die Schuld der Frau gegründet habe. Der Be 
rufungsrichter nimmt an, daß bie dargelegten aus bem Weſen der Trennung von Tifch 
und Bett ſich ergebenden Konfjequenzen einer Modififation unterliegen. Dem angefoch- 
tenen Urteile ift die Nufftellung eines gemeinrechtlihen Rechtsſatzes dahin zu entnehmen, 
daß für die Beit der Trennung von Tiſch und Bett die durch die Ehe begründete 
Unterhalt3pflicht des Ehemannes ihre bisherige Natur verändere und zu einer fubfibi- 
ären Unterbaltöpflicht werde. Der Ehemann wird dann für befreit von der Unterhalts- 
pflicht erachtet, wenn die Ehefrau ein fo erhebliches Vermögen befitt und fo reichliche 
Einkünfte bezieht, daß fie während der Trennung davon flandesgemäß leben kann. Die 
Unterhalt3faft fol auf Vorbehaltsgut der Ehefrau übertragen werden, welches nach dem 
bi3 zu dem Zeitpunkte ber Trennung der Ehegatten maßgebenden ehelichen Güterrechte 
einer ſolchen Laft nicht unterlag. Ein folder in der Doktrin und Praxis allerdings 
vereinzelt aufgeftellter Rechtsſatz Tann jedoch als ein gemeinrechtlich beftehender nicht 
anerfarınt werben, ba e3 felbftverftändlich ift, daß aus den angezogenen Ausſprüchen 
ber Gerichte und Schriftiteller ein Gewohnheitsrecht fich nicht ergiebt. 


Rr. 2355. IV. Sen. 17. Oltober 1887. IV. 133. 87. Bd. 19, Nr. 58, ©. 309. 
Berpflegungögelder ber gefchiedenen Ehefrau. (Preuß. R.). Selbft wenn man 

in 8 800, IL 1 A.L.R. eine den Richter zur Vernehmung der Stanbes- ober Zunft 

genoſſen verpflichtende Borfchrift zu finden hätte, fo würde fie doch durch 8 14 des 
Schul tze, Reichögerichtsenticheibungen. Wh. IL. 31 
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E.G. zur. C.P.O. außer Kraft geſetzt fein, weil fie nicht dem materiellen, fonders bem 
Brozeßrechte angehört. Nach jebigem Prozeßrechte ift der Nichter zur Vernehmung 
vorgeichlagener Sachverftändiger nicht verpflichtet, wenn er ſich ohne ſolche für au“ 
reichend unterrichtet anfießt. Die Befugnis ber Klägerin, ftatt der Sapitaldabfinbung 
Iebenslänglichen ftanbesmäßigen Unterhalt von dem Bellagten zu fordern, ift weder 
dadurth, daß ihr in dem Scheidungdurteile ihrem damaligen Untrage entipredheub ber 
vierte Teil de3 Vermögens des Beklagten als Scheidungsftrafe zugeiprochen iſt, nod 
durch ihre inzwifchen erfolgte anderweite Berheiratung (8 805, IL 1 A.L. R.) befeitigt. 
Mit Recht Hat ber Berufungsrichter bei ber Abmeflung der Berpflegungögelber bie 
Bermögend- und Erwerböverhältnifie des Bellagten zur Beit ber Berfünbung bes recht⸗ 
träftig gewordenen Scheidungsurteild zu &runde gelegt (88 783, 784, 798, IL 1 LLR 
Dagegen ericheint es nicht gerechtfertigt, daß der Berufungsrichter diejenige JahreBrente, 
welche bie Klägerin unftreitig zur Beit ber Eheicheibung auf Grund bes Teftamentes 
ihres Schwiegervaterd bezog und erft Durch ihre fpätere Wieberverheiratung gemäß ber 
Beitimmung desjelben Teſtaments eingebüßt Hat, bei ber Feſtſetzung der Höhe ber Ber 
pflegungsgelder außer Betracht gelafien bat. Bei Feftftellung ber von den Wanne ax 
die geichiedene Frau zu entrichtenden Berpflegungsgelder find bie nah 8 801, IL: 
LER. in Anrechnung fommenden eigenen Einfünfte der Letzteren gleichfalls nach bem 
Beitpuntte des Scheldungsurteiles zu bemefien, fpätere Veränderungen derjelben aber, 
feien dies Bermehrungen oder Berminderungen, müſſen auf ben Betrag ber Berpflegung:- 
gelder grunbfäßlich ohne Einfluß bleiben. Dabei ift es gleichgültig, daß durch Die Hinze- 
fügung der Reſolutivbedingung der Wiederverheiratung bie Möglichkeit eines früheren 

Sortfalles der an ſich für die Lebenszeit der Klägerin beftimmten Rente gegeben war; 

die Verwirffihung ber Bedingung war in bie Hand ber Klägerin gelegt, anf bie Mös- 

lichkeit des früheren Fortfalles hätte feine Rüdficht genommen werben dürfen, wenn ber 

Anfpruch ber Klägerin auf Berpflegungsgelder ftatt der Abfindung alsbald nad) ein- 

getretener Rechtskraft des Scheidungsurteild erhoben wäre. Der gedachte Beitpunft ift 

aber auch dann maßgebend, wenn der Anſpruch anf VBerpflegungsgelber erft, wie hier, 

längere Beit nach rechtöfräftig gewordener Scheidung erhoben wird, ba es nicht in bie 

Hand ber Frau gelegt jein Tann, burd) Verzögerung bes betreffenden Antrages bie Ber- 

pflichtung des Mannes beliebig zu modifizieren. Nr. 2363. Nr. 2348. 


Nr. 2356. III. Sen. 28. März 1884. III. 349. 83. Bd. 11, Nr. 41, ©. 201. 

Chefcheidungsftrafen. Crhöhung. Beityunlt bed maßgebenden Bermöügens- 
beſtaudes. Manifeftationspfliht. (Gem. R.). Die infolge einer Eheſcheidung bem 
ſchuldigen Teile ald Eheſcheidungsſtrafe obliegende Verpflichtung, dem anderen 
Teile ein Viertel feines Vermögens herauszugeben, erhöht ſich nach den Vorfchriften 
der Novelle 117 Kap. 8 8 2, Kap. 9 88 4, 5 um ein Drittel auf feiten ber Scan, 
wenn die Ehe wegen ihres Ehebruches geichieben ift, unb auf feiten des Mannes, 
wenn bie Scheidung erfolgt ift entweder, weil er die Frau durch eine gegen fie er 
hobene Kriminalantlage (accusatio) wiffentlih falfch (calumnia) des Ehe 
bruches beſchuldigt oder weil er in der gemeinfchaftlidden Wohnung eine Konkubine 
gehalten oder in einem anderen Haufe des gemeinfchaftlihen Wohnortes mit einer 
Konkubine zufammen gewohnt hat. Diefe Borfchriften ftanden im Zuſammenhange mit 
bem damalgen Rechte, daß der Ehebruch der Frau den Mann zur Scheidung beredhtige, 
wenn fie vorher in einem auf feinen Antrag gegen fie eingeleiteten Kriminalverfahren 
desfelben überführt worben war, daB dagegen ber Ehebrud bes Mannes nur im Falle 
des vorerwähnten Konkubinatöverhältniffes die Scheidungsberechtigung der Frau ber 
gründe. Durch bie ſeitdem eingetretene Beränderung des Eheſcheidungsrechtes, insbeſondere 
durch die Beſeitigung ber verfchiedenen Behandlung des Mannes und ber Frau in 
betreff ber Scheibungsgränbe find indeflen diefe Borfchriften über die Erhöhung der 
Sceibungsftrafen für das heutige Recht nit unanmwenbbar geworden; es läßt fid 
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auch nicht behaupten, baß bie Straferhöhungen wegen ihres Charakters ala eine für 
ben Ehebruch und die falſche Anfchulbigung angedrohte Privatftrafe durch Die heutige 
friminelle Strafbarleit ber betreffenden Handlungen bejeitigt feien. Durch den bloßen 
Wegfall der Gründe, welche bie Exrlafiung eined Geſetzes veranlaßt Haben, fommt das 
Geſetz felbft nicht in Wegfall. Die fogen. Ehefcheidungsftrafen find auch nicht bloß als 
Strafe aufzufaflen, fie bezwecken vielmehr zugleih und hauptſächlich eine Entſchädigung 
bes unjchuldigen Teils für die ihm durch die Scheidung ber Ehe verurjachten Nachteile, 
und e3 darf daher auch bie Straferhöhung aus einer bei der billigen Bemeflung der - 
Höhe der Entihädigung ftatthaften Rückſichtnahme auf die erjchwerenben Umftänbe des 
Falles erflärt werben. Der in ben obigen Gefekesporfchriften gedachte qualifizierte 
Tall des Ehebruches Tiegt Hier wicht vor. Die Ausführung der Klägerin, daß, weil 
nad) heutigem Rechte jeber Ehebruch des Mannes die Gran zu dem Scheibungsantrage 
bereditige, aud die Straferhöhung jet den Manu, ebenfo wie nach dem Rechte der 
Quellen die Grau, in jedem Falle einer Scheidung wegen Ehebruchs treffen mäfle, 
fcheitert daran, daß eine Veränderung ber Verhältnifie, welche für den Inhalt eines 
Geſetzes maßgebend geweien find, nicht ohne weiteres eine entiprecheude Abänderung 
des Geſetzes zu bewirken vermag. Die quellenmäßigen Voransfekungen einer Straf 
erböhung wegen falfcher Anſchuldigung find Hier gleichfalls nicht vorhanden und zwar 
einesteils, weil die Ehefcheibung nicht wegen ber faljchen Anfichulbigung erfolgt if, 
anberenteil3 weil die Anſchuldigung nicht im Wege einer Kriminalanflage erhoben 
mworben ifl. In erfterer Beziehung ift zwar von einigen Juriſten aus cap. 4 X. de 
don. i. v. e. u. 4, 20 gefolgert worben, daß die Straferhöfung nr noch durch bie 
betreffende Handlung bebingt jei, fo daß es feinen Unterſchied mache, ob bie Eheſcheidung 
wegen biefer Handlung ober ans einem anderen Grunde erfannt ſei; allein dieſe 
Meinung findet in dem Inhalte der angeführten Stelle feine Unterftägung. In Iehterer 
Beziehung hat bie Klägerin geltend gemacht, daß, weil nach Heutigem Eheſcheidungs⸗ 
verfahren die Überführung der Frau wegen des Ehebruches nicht mehr im Wege einer 
Kriminalanklage, fondern in dem Scheidungsprozefie ftattzufinden habe, auch im Sinne. 
ber bier fraglichen @efebesporfchrift die heutigen Tages in dem Scheidungsprozefie er- 
hobene Beichuldigung ber früher erforderlichen Kriminalanflage gleich geachtet werben 
möäfle. Aber auch biefe Auffofiung Tann um jo weniger für geredtfertigt gehalten 
werden, ald man annehmen barf, daß bei der Anbrohung ber Straferhöhung auch 
Nüdficht genommen ift auf bie ſchweren kriminellen Strafen, welche mit der Über- 
führung und Verurteilung einer Ehebrecherin verfnüpft waren. Vielmehr ift, follte 
auch, wa3 hier unerörtert bleiben Tann, in der wiflentlich falfchen Beſchuldigung eines 
Ehebrucdhes noch unter Umftänden ein Scheibungsgrund gefunden werben Tönnen, die 
fragliche Borichrift für das Heutige Recht gegenftandslos gemacht durch die Beftimmuug 
bes 8 172 St. G.B., baß eine ftrafrechtlihe Verfolgung bes Ehebruches erft nad 
Scheidung ber Ehe ftatthaft if. — Der Betrag ber verwirkten Scheidungäftrafen ift 
zu bemefien nach dem Stande bes Bermögens, welches ber ſchuldige Teil im Zeitpunkte 
ber Scheidung befikt. Die Scheidung tritt aber erft mit ber Rechtskraft des Scheidungs- 
urteil3 ein. Gegen ein betrügerifches Verfahren des ſchuldigen Gatten, der in ber Abſicht 
der Verringerung der Scheibungsftrafe vorher fich feines Vermögens ganz ober teil - 
weife entäußert, könnte eventuell der unfchuldige Gatte nur mit Hilfe anderweitiger 
Nechtöbehelfe geſchüzt werden. Der fchulbige Teil ift zur Hergabe eines Verzeichniſſes 
feines Vermögens und zur eidlichen Beftärfung besfelben verpflichtet. Die Ausbildung, 
bie den Grunbfägen über die Mantfeftationspflicht eines Schuldners durch bie Prazis, 
ausgehend von der Borichrift ber 1. ult. 8 10 Cod. de jur. delib. 6, 30 gegeben worden 
ift, hat dahin geführt, daß der mit der Pflichtteilsergänzungsflage belangte Erbe zur 
eidlichen Manifeftation des Nachlaſſes für verpflichtet erachtet if, Nr. 2518, und ebenfo 
tft auch die Manifeftattionspflicht bes auf die Anstehrung der Eheicheidungsftrafe be- 
langten geichiedenen Ehegatten anzuerlennen. Wr. 2387. 
31* 
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Nr. 2357. VL Sen. 20. uni 1889. VL 94. 89. Bb. 23, Nr. 38, ©. 182. 

Eheiheibungsftrafe. Erhöhung nah Nor. 117 0. 9 8 5. (Gem. R.). Wie bie 
vermoögensrechtlichen Eheicheibungsitrafen des Juftinianifchen Rechts überhaupt (abgefehen 
natürlih von den in Nov. 117 c. 10 und Nov. 134 c. 11 auf die auf Grund beiber- 
feitiger Übereinkunft vorgenommene Scheidung geſetzten Strafen) fo gehört audh bie 
nad Nov. 117 c. 8 und c. 9 in gewifien Fällen eintretende Erhöhung berfelben um 
ein Drittel noch dem geltenden gemeinen Rechte an. Aber jene Erhöhung tft micht 
etwa zum Nachteile des Mannes nad heutigem Rechte auf jeden Fall auszudehnen. 
wo die Ehe wegen Ehebruches des Mannes geichieden ift, jondern fie bleibt unter 
Borausfegung einer ſolchen Scheidung boch immer auf diejenigen befondereu Fülle be 
ſchraͤnkt, für welde fie in Nov. 117 «9 8 5 dem Manne angedroht ift, nämlich wenn 
der Dann, der fich in der dort näher bezeichneten Weife eine Konkubine hält, mindeſtens 
zweimal entweber durch feine Eltern ober duch die Eitern feiner Yrau ober durch 
andere achtbare Perſonen verwarnt worden if. Nr. 2356. 


Nr. 2358. VL Sen. 28. Upril 1890. VI. 341. 89. Bd. 26, Nr. 31, S. 171. 

Eheſcheidnugsſtrafe. Geltung der Vorſchrift, wonach der ſchuldige Chemanzı 
bie propter nuptias donatio Beranszugeben hat, und der Beſchränkung der Strafe 
anf 100 Pfund Goldes. (Gem. R.). Die römiſch⸗Juſtinianiſchen Beftimmungen über 
bie fogen. Eheicheidungäftrafe Haben grundfäglich im gemeinen beutfchen Hecht nod 
praktiſche Geltung und zwar für alle Fälle der von einem Teile verichuldeten Ehe 
ſcheidung, insbeſondere auch für den Fall der Ehefcheibung wegen böslicher Berlaffung. 
Die Klägerin hat in erfter Reihe diejenige römiſche Beftimmung (in c. 8 8 4 Cod. de 
repud. 5, 17; Nov. 22 c. 15 8 1 und Nov. 117 ec. 9 pr. 8 5) für fi verwerten 
wollen, wonad der ſchuldige Ehemann der Frau die donatio propter nuptias heraus- 
zugeben bat, indem fie davon ausgeht, daß heutzutage an die Stelle der propter 
nuptias donatio alle8 dasjenige trete, was ber Frau im Ehevertrage für den Fall der 
Auflöfung der Ehe durch den Tod be3 Mannes ausgeſetzt je. Der jo begründete 
Anſpruch ift vom Oberlandesgerichte deswegen verworfen worden, weil die propter 
nuptias donatio in Deutfchland nicht rezipiert fei und die dieſelbe betreffenden römifchen 
Beitimmungen nicht auf andere, wenn aud ähnliche Smftitute des hentigen Rechts 
übertragen werden dürfen. Died entipricht auch der jetzt vorherrſchenden Anfict. 
Vielleicht Tieße fich die Meinung rechtfertigen, wonad an die Stelle der donatio propter 
nuptias gewiſſe denfelben ganz ähnliche deutſchrechtliche Inſtitute (Widerlage, Gegen 
vermädtnis u. dergl.) zu jegen wären. Für Lebteres ift nicht ganz ohne Gewicht, 
daß in c- 4 X. de don. int. vir et ux. 4, X (zunädjft übrigens für den Fall der 
Schuld der Frau) neben der dos das „dotaliciam“ genannt wird. Die erwähnten 
deutſchrechtlichen Inſtitute Tönnen indeflen nur bei einem ehelichen Güterverhältnifie 
vorkommen. welches auf durchgängiger oder partieller Gütertrennung berudt, umd 
überhaupt Tann auf dem Boden einer ehelichen allgemeinen Gütergemeinfchaft, wie fie 
im vorliegenden (Hamburger) Yale Rechtens ift, im Verhältniſſe der Ehegatten unter- 
einander von einem ber donatio propter nuptias ähnlichen Snftitute fo wenig wie von 
einer Dos die Rede fein. Die von der Klägerin nad ihrer Behauptung dem Beklagten 
zugebrachte Haushaltseinrichtung im beftimmten Werte (dos intaxata) würde feine Dos 
im gemeinrechtlihen Sinne fein, fondern jet nur als eigenes Vermögen ber Mägerin 
in Betracht kommen. Mittels des eventuellen Klagantrages ift nun aber bie im c. 11 
8 1 Cod. de repud. 5, 17 und Nov. 22 c. 18 enthaltene Beſtimmung geltend gemadjt 
worden, wonach der unfchuldig geichiedene Ehegatte gegen den fchulbigen eventuell einen 
Anſpruch auf den vierten Teil des Vermögens bes Lebteren hat. Das Oberlandes- 
gericht hat ausgeführt, daß es nicht dem Sinne des hamburgiichen ehelichen Güterrechts 
oder eiwa einem Hamburger Gewohnheitsrechte entipricht, im Falle der Eheicheidung 
da3 Geſamtgut al3 nad Duoten geteilt aufzufaſſen, fondern daß nach hamburgiſchem 
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Recht der Frau das von ihr felbft Eingebradite und das ihr während der Ehe An⸗ 
gefallene zuguteilen und alles übrige ald Vermögen des Mannes anzujehen. Dies tft 
lediglich eine Frage des irrevifibelen Partikularrechts und fomit der Nachprüfung bes 
Neichsgericht3 entzogen (8 511 C. P.O., 8 1 Berorbn. vom 28. September 1879, 8 6 
E.G. zur C.P.O.). Nah Maßgabe biefer Unterentfheidungen hat das Berufungs- 
gericht, unter Vorbehalt bed Anſpruches der Klägerin auf Herausgabe der angeblich 
von ihr eingebrachten Haushaltseinrichtung, derjelben grundfäglich höchſtens einen An- 
fpruch auf den Wert eines Bierteld des übrigen Geſamtgutes zuerlannt und and) dieſen 
noch auf den von Juſtinian geſetzten Höchſtbetrag von 100 Pfund Goldes befchränkt, 
die auf 67200 DE. umgerechnet find. Die Nüge der Klägerin, daß die praftifche 
Geltung de3 Maximums von 100 Pfund Gold zu Unrecht angenommen worden fei, 
ift nicht gerechtfertigt. Die Beſtimmung Juftinians tft weder durch „ben inzwiſchen 
eingetretenen Wechjel im Werte des Geldes” obfolet geworden, im Falle Nr. 2360 
war für das Neichögericht Tein Anlaß zur Entiheidung der Frage gegeben, noch iſt ein 
gemeines beutjches Gemwohnheitsrecht anzunehmen, wodurch das Marimum von 100 Pfund 
Gold bejeitigt worden wäre. Auch die Umrechnung ift zu billigen. Das Berufungs- 
gericht feßt zunächſt an bie Stelle diefer 100 Pfund 7200 solidi, wendet ſodann auf 
Diefen Betrag das in AUnfehung der Beftimmung über die Inſinuation großer Schen- 
kungen feftftehende gemeine deutſche Gewohnheitsrecht an, wonach jeder solidus als ein 
Aeichsdukaten gerechnet wird, unb rechnet auf jeden ſolchen Dukaten 9'/, MT. heutiger 
Waährung. Diefe lebte Art der Umrechnung ift auch vom Reichsgericht ſchon wiederholt 
angewandt worden. Nr. 602. Nr. 62. Nr. 608. Nr. 637. Nr. 611. 


Pr. 2359. IIL Sen. 7.November 1884. III. 166. 84. Bd. 12, Nr. 48, ©. 192. 

Gehaltsauſpruch bes Beamten als Gegenftaud der Ehefcheibungsftrafe. (Sem. R.). 
Die Eheſcheidungsſtrafe ift nur von dem Bermögen, welches der fchuldige Ehegatte im 
Beitpuntte der Ehefheidung beſitzt, zu entridten; ein Ipäterer Ber- 
mögenderwerb desjelben wird durch die Strafe nicht betroffen. Das Gehalt aber, 
welches ein Beamter zu beziehen bat, folange er das Amt befleidet, ift, infoweit es 
nicht Schon zur Beit der Eheicheidung fällig war, ein Tünftiger Erwerb. Der mit 
der Beitdaner des Amtes gewährte Anſpruch auf Fortbezug des Gehaltes bildet Teinen 
Beitandteil des Vermögens de3 Beamten. — Ein Anſpruch anf Alimentation gegen 
ihren gemwejenen Ehemann fteht der gejhiedenen Ehefran überhaupt nicht zu. 
Nr. 2353. Nr, 2348. 


Nr. 2360. I Sen. 19. März 1884. L 41. 84. Bd. 15, Nr. 44, ©. 204. 

Gegenftanb der Eheſcheidungsſtrafe. (Gem. R.). Es befteht nad richtiger Auf- 
faffung der c. 11 $ 1 Cod. de repud. 5, 17 und ber Nov. 22 c. 18 bie gemeinrechtliche 
Brivationöftrafe nur in ber Verbindlichfeit zur Bahlung des Wertes ber betreffenden 
Bermögensquote in Geld; wobei daun eventuell das vorgefchriebene Marimum von 
100 Pfund Goldes zu beachten fein würde, falls man nicht etwa dieſe Einfchräntung 
für objolet erflären wollte. Nr. 2358. 


Nr. 2361. IV. Sen. 25. Februar 1886. IV. 342. 85. 3b. 15, Nr. 64, ©. 272. 

Beginn des Zinfenlaufes ber Eheſcheidungsabſtudung. (Preuß R.). Der ſchul⸗ 
dDige Ehegatte hat Berzugszinfen der dem anderen Ehegatten zufommenden Abfinbungs- 
ſumme von dem Tage bes publizierten demnächſt rechtsfräftig geworbenen Eheſcheidungs⸗ 
urteild zu entrichten. Die in 8783, IL. 1WL.R. dem ſchuldigen Ehegatten auferlegte 
Pflicht, den unſchuldigen aus feinem Vermögen abzufinden, begrünbet einen per- 
jönlihden Anſpruch auf Leiftung einer der betreffenden Quote entipredienden Summe. 
Für die Erfüllung dieſer Verbindlichkeit zur Zahlung einer Geldſumme beftimmt ber 
8 784 a. a. D. ben Bahlungstag, und hiermit ift zufolge 8 67, L 16 ALR. der Be 
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ginn der Bögerungszinfen fett dieſem Tage vorgeichrieben. Vie Annahme, es fei ein 
Bahlung nicht thunlich, folange das Quantum nicht andgemtittelt fei, ericheint nicht zu 
treffend. Denn die Srundjähe für die Abſonderung des beiberfeitigen Vermögens, ali 
für die Ermittelung der zu zahlenden Abfindungsfumme find in Gefege beftinmt. Ber 
einfeitigen Ausmittelung dieſer Wbfindung feitens des fchuldigen Ehegatten ſteht Jon 
an fi ein Hindernis nicht entgegen. Nr. 2629. Nr. 2364. Nr. 2363. 


Nr. 2362. IV. Sen. 4. November 1889. IV. 198. 89. Bd. 25, Nr. 44, S. 211. 

Eheſcheidnugsſtrafe. Feftkellung der Abfindung bes nuſchuldigen Ehegatten ans 
dem Vermögen des ſchuldigen. 88 783, 784, 790, L1ALR (Preuß. R.). Be 
der Feftftellung der Abfindung bes unfchuldigen Ehegatten aus dem Bermögen be 
ſchuldigen Hat fich jener die Kürzung des Altivbeftandbes bes Vermögens zur Beit ber 
Bertündung des Scheibungsurteiles um die erft nach ber Klagerhebung entftandenn 
Schulden infoweit gefallen zu laſſen, als infolge der Eingehung biefer Schulden eim 
Vermehrung des Ultivvermögens herbeigeführt ift. Die Borjchrift des 8 790, IL 1 
ALLEN, wonach bie Schulden, welche erft nach ber Klagerhebung entftanben find, nich 
in Anfag zu bringen find, führt gerade zu ber Annahme, daß ber Grundſatz bes 8 781 
a. a. D., der für die Bemeflung der Wbfindung den Stand bes Vermögens des fdhul- 
digen Teild zur Beit ber Verlündung des Scheibungsurteild als maßgebend hinſtellt, 
nachdem durch 8 790 a. a. D. bemfelben in Anfehung der Paſſiva bie volle Beltung 
ansdrüdtich verfagt worden iſt, nad dem richtig verftandenen Sinne bes Geſetzes in 
entiprechender Weife auch, was die Aktivmaſſe anbetrifft, feine uneingefhränfte An 
wendung findet. Ergiebt fich, daß in ber Beit feit der Klagerhebung eine Vermehrung 
der Altivmafie, jei e8 im ganzen oder in einzelnen Beftandteilen, ftattgefunben hat und 
anf die erft feit jenem Zeitpunkte eingegangenen Schniben zurüdznführen tft, fo daß 
zwifchen ber Vermehrung und den Schulden nachweisbar ein urſächlicher FZuſammen- 
hang befteht, fo muß die Altivmaffe in ihrem Beftanbe zur Zeit der Verkündung dei 
Urteil3 um die fraglichen Schulden, zwar nicht fchlechthin in ihrem Rominalbetrage, 
denn dem würde die Vorjchrift des 8 790 a. a. D. entgegenftehen, aber in ber Höhe 
gefürzt werden, um welche durch die Schulden die Vermehrung ber Maſſe herbeigeführt 
if. In biefer Höhe find die Schulden ald auf ber Altivmaſſe rubenb anzuſehen. 


Nr. 2363. IV. Sen. 23. Januar 1896. IV. 245. 96. Bd. 36, Nr. 79, ©. 326. 

Abfindung des im Eheſcheidungsprozeſſe für den unfchuibigen Teil erHlärten 
Ehegatten. Maßgebender Zeitpunkt. Ausübung des Wahlrechts. 88 783, 784, 
770, 74, LAWAER (Preuß. R) In dem Eheicheibungsprozefie hat das Bericht 
zweiter Inſtanz in Wbänderung des erften Urteils durch Urteil vom 22. Juni 1888 
auf einen Eid für die jegige Klägerin erfannt. Die hiergegen von dem jebigen Be 
klagten eingelegte Revifion ift durch Urteil vom 14. Januar 1889 zurückgewieſen worden. 
Das Länterungdurteil ift am 5. April 1889 verkündet. Der Bellagte iſt für den 
ſchuldigen Teil erflärt. Im gegenwärtigen Prozeſſe will die Klägerin, daB zur Be 
meflung ihrer Abfindung (*/, des Vermögens des Beklagten, 8 785, IL 1 WAR.) der 
- Bert der Grundftüde des Bellagten zur Beit der Serfündung oder der Rechtskraft 
des Läuterungsurteild (5. Upril 1889 oder 14. Mai 1889) zu Grunde gelegt werbe, 
weil durch Kabinetsordre vom 26. Juni 1888 das Brojelt einer über die Grundſtücke 
Köpeniderftraße 86/87 führenden nenen Straße genehmigt worden und badurd eine 
WWertfteigerung ber Srunbftäde jeit dem 22. uni 1888 d. h. bem Tage der Ber 
fündung des entfcheibenden Berufungsurteild eingetreten je. Das Berufungsgericht 
bat den 5. April 1889 als den maßgebenden Beitpunft erachtet, da die Beſtimmung 
dere 88 770, 774, U. 1 A.L. R. lediglich zu Gunften bes unjchulbigen Teils gegeben 
und es daher der Klägerin unbenommen fei, den Tag der Verkündung des Läuterung?- 
urteils als den ihr günftigeren zu wählen. Diefe Annahme tft rechtsſsirrtümlich. Denn 
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der 8 783, II. 1 A.L.R. verordnet, daß der fchuldige Ehegatte den unjchuldigen aus 
feinem Bermögen abzufinden habe, und der $ 784 fügt hinzu, daß alddann angenommen 
werben folle, daß der fchuldige Teil an dem Tage bes publizierten und rechtäfräftig 
gewordenen Sceibungdnrteild geftorben ſei. Dabei ift ausdrücklich auf die 88 769, 
770, 771 a. a. D. Hingewiefen. Außerdem kommen die 88 731 und 743 a. a. O. in 
Betradt. Abgeſehen von der Hier nicht intereffierenden Frage, wann ber Nießbrauch 
des Mannes von dem Eingebrachten ber Frau endige (8 769 a. a. O.) ift daher iu 
der Regel für die Abfindung des unfchuldigen Ehegatten der Vermögenszuſtand des 
fchuldigen Teiles am Tage der Rechtskraft des Sceibungsurteild maßgebend. 
Nr. 2361. Ausnahmsweiſe kann aber der unſchuldige Ehegatte anftatt dieſes 
Beitpunttes den Tag der Berfündung des die Scheidung ausipredhenden und nach⸗ 
ber rechtskräftig gewordenen Urteils wählen. Nr. 2355. Nr. 2364. Bei einem durch 
einen Eid bedingten Sceidungsurteil ift deshalb der Regel nach der Tag ber 
Rechtskraft des Länterungsurteild zur Grundlage zu nehmen. Uber auf Verlangen 
de3 unfchuldigen Teild muß, ausnahmsweife, der Tag der Verkündung des bedingten 
und nachher geläuterten Urteil3 al3 entfcheidend angejehen werben. Das Berufung? 
gericht durfte daher dem Abfindungsanipruche der Klägerin nur den 22. Juni 1888 
ober den 14. Mai 1889 zu Grunde legen. Welcher von biefen beiden Zeitpunkten 
maßgebend fein fol, hängt von der Wahl der Klägerin ab. Uber diefe Wahl mußte 
einheitlich Hinfichtlich des gejamten Vermögens bed Beflagten ausgeübt werden. Es 
ift unftatthaft, den Wert des einzelnen Bermögensobjeftes nach verichiebenen Zeit⸗ 
punkten zu beftimmen. Die entgegengefegte Auslegung des 8 771, IL 1A.L.R. findet 
weder in dem Wortlaut des Gefekes noch in bem Bufammenhange mit dem borher- 
gehenden Paragraphen eine Begründung. 


Nr. 2364. VI. Sen. 18. Januar 1892. VL 285. 91. Bd. 29, Nr. 42, ©. 167. 

Bererblichleit bes Abfindungsaufprucdhes des geſchiedenen Ehegatten gegen den 
im Chefheibungsurteile für deu ſchuldigen Teil erklärten. Ehegatten. (Preuß. R.). 
Dem Berufungsgericht ift in ber Annahme beizupflichten, daß, wenn der 8 830, II. 1 
A.L.R. die VBererblichleit des Abfindungsanſpruches des unfchuldigen Ehegatten an bie 
Boransfegung Inüpft, daß die Abfindung diefem Gatten felbft ſchon, wenngleich nicht 
rechtskräftig, zuerfannt ift, mit diefem Erfenntniffe nach Lage der früheren preußiichen 
Geſetzgebung das Ehefcheibungsurteil gemeint if. Denn nad 8 51, I. 40 9.8.0. und 
nad) $ 293 Anh. A.G.O. Hatte der Richter im Ehefcheidungsurteile von Amts wegen 
mit feflzufegen, was als Ehefcheibungäftrafe zu entrichten ſei, jo daß ein bejonderer 
Prozeß behufs Zuerkennung der Scheidungsftrafe nach Alterem Prozeßrecht regelmäßig 
nicht in Frage fommen konnte. Nr. 2349. Es muß aber auch gebilligt werben, wenn 
der Berufungsrichter annimmt, der vorbezeichnete Rechtszuſtand habe durch die Bor- 
Ihrift des $ 575 C. P.O. keine wefentliche Anderung erfahren. Zunächſt kann es feinem 
Bedenten unterliegen, daß e8 vom Geſichtspunkte des 8 830 a. a. D. aus in der That 
genügt, wenn die Abfindung dem unfchuldigen Ehegatten bei befien Lebzeiten nur bem 
Grunde nach zugeſprochen ift. Es erfcheint aber auch den Grundſätzen des A.L. R. ent- 
Iprechend, eine Buerfennung der Abfindung dem Grunde nach bereits in dem Scheidungs⸗ 
urteile zu finden, fofern darin der eine Ehegatte für den ſchuldigen Teil erflärt ift. Denn 
nad) 8 783, I. 1 U.L.R. ift der ſchuldige Gatte gehalten, den unfchuldigen Teil wegen der 
fünftigen Erbfolge aus feinem Vermögen abzufinden. Gemäß $ 784 a. a. O. wird 
e3 dann fo angefehen, als ob der fchuldige Teil am Tage des verfündeten und rechts⸗ 
Träftig gewordenen Scheidungsurteils geftorben wäre. In den 88 785, 786 a. a. O. 
aber ift die gefegliche Abfindung je nach der Schwere der Bergehungen bes fchuldigen 
Gatten auf ben vierten oder den fechften Teil feines Vermögens beitimmt. Aus dieſen 
Vorſchriften ergiebt fi, daß mit dem in dem Scheidungdurteil enthaltenen Ausipruche, 
daß der eine Gatte für den fchuldigen Teil zu erachten (3 745 a. a. D.), zugleich der 
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geiegliche Anfpruch des unfchuldigen Gatten auf Wbfindung gegenüber dent ſchulbiges 
Zeile begründet fit, ein Anſpruch, befien Erfüllungszeit fi gemäß 8 784 a- a. E. 
auch nad dem Tage bes verfündeten und in Rechtskraft übergegangenen Scheibung3- 
urteils beftimmt. Nr. 2361. Nr. 2363. Der unfchuldige Teil Tann gemäß SS 73%, 
809 a. a. D. allerdings ftatt der gefelichen Abfindung ftandesmäßige Verpflegung au2 
den Mitteln de3 fchuldigen Teils fordern. Allein au dies Wahlrecht findet feine 
Grundlage bereit3 in der durch das Scheidungsurteil mitfeftgeftellten Berfhulbung der 
Ehetrennung ſeitens des anderen Ehegatten. 


Nr. 2365. IV. Sen. 4. Juni 1894. IV. 396. 93. Bd. 33, Nr. 76, S. 317. 
Bermögensauseinanberfekung geſchiedener Eheleute bei getrennten Güterwerbält- 
niſſen. 88 550, 557,558, V. 1; 82, LA7AER. (Preuß. MR.) Der Rechtsftreitbe zweck 
die zwiſchen den geſchiedenen Eheleuten nad) dem für getrennte eheliche Süterberhältnifie 
geltenden Rechte zu bewirfende Bermögendanseinanderfegung. Die Klägerin beanfprudt 
u. U. von ber auf zwei Grundftüden zur Geſamthaft für beide Eheleute gemeinſchaftlich 
eingetragenen Hypothekenforderung von 24000 ME. einen Anteil von 12000 Mt. Ser 
Ehemann (Beflagte) nimmt die Hypothek in ihrem vollen Umfange für ſich allein in 
Anſpruch unter der Behauptung, daß er fie aus feinem eigenen Vermögen erworben 
babe. Das Landgericht hat den Anspruch der Klägerin nad den 88 557, 558, 550, 
11 ALR. für gerechtfertigt erachtet. Diefer Annahme ift dad VBerufungsgeridt 
beigetreten. Es ftellt zwar auf Grund der eidlichen Ausfage eines Zeugen feft, daß 
der Bellagte in der Beit vom 13. Februar bis 19. Juni 1889 nad) und nach bei dem 
Sch. Bantverein 47800 ME. auf feinen Namen eingezablte Beträge erhoben hat und daß 
die Hypothek von 24000 ME. innerhalb jenes Zeitraumed und zwar durch Geffion 
dom 1. April 1889 auf die Eheleute übergegangen if. Hierdurch und durch Die 
fonftigen in biefer Beziehung von dem Beklagten unter Beweis geftellten Thatſachen 
erachtet aber das Berufungsgericht einen Grund zur Nichtanwendung ber 88 557, 553, 
MAUER. nicht für gegeben. &3 führt unter Bezugnahme auf das Erkenntnis bed 
Obertribunals in deilen Enticheidungen Bd. 20, ©. 250 aus, dab die Anwendung jener 
Beitimmungen nur dann verfage, wenn feitftehe, daß von den Gelbern der Frau zu 
dem betreffenden Kapitale gar nicht verwendet worden fei, und daß der Bellagte 
diefen ihm obliegenden Nachweis nicht erbracht Habe. Insbeſondere wird von dem 
Berufungsgericht auch nicht der Beweis, dab die Klägerin wegen Mangel3 an eigenen 
Mitteln außer ftande gewefen jet, zum Ermerbe der Hypothek etwas beizutragen, für 
geführt, es wird im Gegenteil für erwiejen erachtet, daß die Klägerin außer den ihr 
vom Bellagten gejchuldeten Forderungen auch noch ein Vermögen von mehr ala 16000 RE. 
bejeifen Hat. Diefe Ausführungen Tonnten nicht für zutreffend erachtet werben. Sie 
gehen von der Anſchauung aus, daß mit Rückſicht auf die 88 557, 558 a. a. D. der 
Frau von einem auf ben Namen beider Eheleute ausftehenden Kapitale die Hälfte 
fhon dann ohne Weiteres zuftehe, wenn fie nur etwas, gleichviel welchen Betrag ihres 
eigenen Vermögens, zur Anlegung verwendet habe. Dieſe Anficht geht fehl und wird 
auch nicht in jenem Erfenntnifie des Obertribunal3 vertreten. In jenem alle war 
zu mehreren während der Ehe für beide Eheleute eingetragenen Hypothelenlapitalien 
aus dem Bermögen ber Ehefrau nichts verwendet und das Obertribunal eraditete 
ben nad Scheidung der Ehe bei der Auseinanderjegung geltend gemachten Anſpruch 
des Ehemannes auf fein Alleineigentum an den Sapitalien für gerechtfertigt, ohne 
jedoch baran die weitere Annahme zu nüpfen, daß, wenn bie Frau zu dem Erwerbe 
der Rapitalien überhaupt etwas beigetragen hätte, ihr die Hälfte daran zuftehen würde. 
Eine ſolche der im vorliegenden Yale von bem Berufungsgericht vertretenen Rechts⸗ 
anfhauung entfprechende Annahme läßt fi, weil fie mit dem Weſen getrennter che 
liher Süterverhältniffe im Widerfpruche fteht, nicht rechtfertigen, und auch der Wort⸗ 
aut der 88 557, 558 a. a. D. nötige nicht zu ber ihnen von dem Berufungdgeridt 
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gegebenen Auslegung. Denn wenn es in 8 557 heißt, daß beibe Eheleute als Mit⸗ 
eigentümer der auf ihren Namen gemeinjhaftlih ansgeliehenen Kapitalien anzufehen 
find, fo tft damit nicht gejagt, daß dies Miteigentum ein folches zu gleichen Anteilen 
fein fol, und wenn alsdann in $ 558 vorgeichrieben ift, daß von der „Hälfte der Frau“ 
eben das gelten foll, was wegen eines ganzen auf ihren alleinigen Namen ausgeliehenen 
Kapitals verordnet ift, fo folgt auch daraus nicht, daß die Ehefrau unter allen Um⸗ 
ftänden als Miteigentümerin zur Hälfte anzufehen if. Vielmehr ift die Borfchrift des 
8 558 in Verbindung mit 8 2, 1. 17 ALM. in dem Sinne zu verftehen, daß Die 
Bermutung für ein Miteigentum beider Eheleute je zur Hälfte ſprechen fol, und daß 
diefe Vermutung gilt, bis fie durch Gegenbeweis entfräftet ift, daB alfo bie in 8 558 
erwähnte Hälfte den bis zur Führung bed Gegenbeweijes aus der Hälfte beftehenben 
Unteil der Ehefrau barftellt, der aber nad bem Ergebniffe des Gegenbeweifes mehr 
oder weniger als die Hälfte betragen Tann. Hiernach durfte dem Bellagten der Beweis 
feiner Behauptung, daß er das Hypothekenkapital von 24000 Mt. aus feinen eigenen 
Mitteln erworben babe, nicht abgefchnitten werden. Vielmehr war in diefer Beziehung 
eine nähere Erörterung, nötigenfalls unter Ausübung des Fragerechts, und eventuell 
die Erhebung des Beweiſes erforderlih. Dabei würde allerdings auch in Betracht zu 
ziehen geweſen fein, aus welchen Mitteln der Bellagte die von ihm bei ben Bantverein 
eingezahlten 47800 ME., die er zum Teil zur Erwerbung des Hypothekenkapitals ver- 
wendet haben will, fich beichafft hat, da der Umftand, daß der Bellagte bie Einzahlung 
bei dem Bankverein bewirkt hat, für fich allein noch nicht genügt, ihn als Eigentümer 
der 47800 ME. erfcheinen zu lafien. 


Nr. 2366. IV. Sen. 4. Juli 1889. IV. 136. 89. Bd. 24, Nr. 55, ©. 277. 

Bermögensanseinanderjekung bei Scheidung in dem nad dem Tode eines Ehe⸗ 
gatten fortgefetten Ehefheibungsprogefie. 38 827—833, IL 1 ALR. (Preuß. R.). 
Ein anhängiger Ehefcheibungsprozeß Tann nad) dem Tode eines Ehegatten fowohl von 
deſſen Erben gegen ben anderen Ehegatten als auch von bem Legteren gegen die Erfteren 
„zum Behufe der Auseinanderfehung des Vermögens” durch alle noch offen fiehenden 
Snftanzen fortgefegt werben, insbefondere können auch der für ſchuldig erflärte beklagte 
Teil oder deſſen Erben eine ihnen ungünftige Enticheidung auch nach dem Tode des 
Gegenteild zu dem Behufe anfechten, um eine anderweite Entfcheidung über die für 
die Unseinanderfegung präjubizielle Schuldfrage herbeizuführen (8 827, I. 1 A. L. R.). 
Wird in dem fortgefegten Prozeſſe der überlebende Ehegatte enbgültig für den ſchuldigen 
Teil erflärt, fo erfolgt die Abfonderung des Bermögend nah den Borfcriften 
der 88 766ff. U. 1 A.L. R, wobei ben Erben bes unfchuldigen Teil da3 ihren Erb⸗ 
laſſer nad) 8 811 daſ. zugeftandene Wahlrecht gebührt, und ber ſchuldige Ehegatte 
verliert alle Vorteile, die er fonft aus dem Nachlaſſe des verftorbenen zu erwarten 
hatte (88 829, 831 daf.); eine Abfindung Fönnen die Erben von bem fchuldigen 
Ehegatten jedoch nur dann fordern, wenn ſolche ihrem Erblafier bereitö bei feinem 
Leben zuerfannt war und dies Urteil demnächſt vor oder nach feinem Tode rechts 
kraͤftig oder in den folgenden Inſtanzen beftätigt wird (ß 830 daſ.). Es wird alſo in 
dieſem Falle bezüglich der Vermögensauseinanderſetzung ſo angeſehen, als ob die Ehe 
nicht Durch den Tod, ſondern durch richterlichen Ausſpruch geſchieden wäre. Iſt da⸗ 
gegen der verſtorbene Ehegatte für ſchuldig erklärt, ſo ſind alle von ihm hinterlaſſenen 
letztwilligen Verordnungen, ſoweit fie auf Schmälerung des dem unſchuldigen aus Ge⸗ 
feßen oder Verträgen zukommenden Erbteiles abzielen, unkräftig ($ 833 a. a. D.), 
d. h. es verbleibt bei dem gefeßlichen oder vertragsmäßigen Erbrechte bed überlebenden 
unſchuldigen Ehegatten an bem Nachlaſſe des verftorbenen, welches aber zugleich jeden 
Anſpruch auf Abfindung ansichließt. Wie es fi in diefem Falle mit ber vom 
Geſetze nicht befonders erwähnten Bermögensabfonderung verhalte, Tann hier bahingeftellt 
bleiben. Für den vorliegenden Fall, in welhem ber nad) bem Tode des klagenden 
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Teils fortgeſezte Prozeß zu der Entſcheidung geführt hat, daß zwar ber Antrag ari 
Trennung ber Ehe begründet, jedoch fein Zeil für den überwiegend ſchuldigen zu er 
achten fei, findet ſich eine beſondere Vorſchrift im Geſetze nicht. Auch in derartiger 
Fällen ift anzunehmen, daß die Uuseinanderfegung bes überlebenden Ehegatten mi 
den Erben des veritorbenen nad den für den Fall der Trennung der Ehe burd 
richterlichen Ausipruch maßgebenden Grundſätzen der 88 701ff. I. 1A.S.R. zu er 
folgen bat, und daß demgemäß jeder Erbaniprud des überlebenden an den Nadılci 
bes verftorbenen ausgeſchloſſen iſt. Indem das Geſetz (8 827 a. a. D.) die Fortiesuı; 
ber Scheidungsklage zum Behufe der Bermögendauseinanderjegung geftattet, ob 
wohl die Ehe durch den vor rechtskräftiger Scheibung erfolgten Tob eines Ehegatır 
gelöſt ift, ſtatniert es in jener Beſchränkung die Vererblichleit der Scheidungsklage 
und es entfpricht der Rechtskonſequenz und der vorauszufegenden Intention ber ber 


Prozeß fortjegenden Parteien, daß ein in demfelben ergehenbes Urteil, durch welde | 


die VBegründetbeit der Klage anerfannt und über die Schulbfrage entſchieden wird, di 
nämlichen vermögensrectlien Wirkungen heroorbringe wie ein wirkliches Scheibung:- 
urteil. Diefen Grundſatz hat das Geſetz zwar nur für den Fall, dab ber überlebenk 
Ehegatte für den allein ſchuldigen Teil erflärt ift, aunsdrücklich anerkannt (8 829 a. a. OC.. 
dagegen für den Fall, dab ber Berftorbene für ben allein jchulbigen Zeil erflärt ik. 
hinſichtlich des Erbrechtes durch die oben erwähnte Borfchrift bes 8 833 a. a C. 
zu Gunften des unſchuldigen Ehegatten durchbrochen. Allein bie vorftiehenbe Er- 
wägung rechtfertigt ed, auf den im Geſetze nicht beſonders geregelten Fall, daß jedem 
Ehegatten ein gleiches Maß von Verſchuldung zur Laft gelegt ift, den ber Red 
konſequenz entiprechenden Grundſatz des 8 829 a. a. D. mit ben aus der Berfchiedenket 
bes Thatbeftandes ſich von felbft ergebenden Mobififationen und nicht die als Uns 
nahmevorſchrift anzufehende Beſtimmung des 8 833 a. a. D. anzumwenben. 


Nr. 2367. III. Sen. 4. Mai 1888. II 63. 88. Bd. 21, Nr. 26, ©. 160. 

Nechtliche Bedeutung der unter gefchiedenen Ehegatten über die Erziehung de 
Kinder abgefchlofienen Verträge. (Gem. R.). Wenn au ein über die Erziefug 
ber Rinder zwifchen den Eheleuten abgejchloffener Vertrag nicht, als gegen bie 
guten Sitten verftoßend, al3 ungültig angeſehen werden Tann (Nr. 2386), jo Tarın dod 
einem folhen Vertrage mit Rüdficht auf das aus dem elterlichen Berhältniffe fließende 
Erziehungsreht und die Erziehungspflicht ſowie mit Rüdficht auf die vor Allem zz 
berüdfichtigenden Interefien des Kindes felbft Teine unbedingt bindende Wirkung bei- 
gelegt werben, es können vielmehr bie ziwifchen den gewefenen Gatten getroffenen Ber 
einbarungen nur unter der fi aus ber Natur des Berhältniffes ergebenden Bedingung 
Geltung Haben, daß der Ehegatte, welchem bie Erziehung des Kindes vertragsmäßig 
überlaffen ift, feiner Pflicht zur Erziehung zum Wohle des Kindes genügt; es ift dem 
anderen Ehegatten der Einwand zu gewähren, daß nad den von ihm eventuell nad- 
zuweiſenden Thatſachen anzunehmen ſei, daß bie Erziehung und Pflege bes Finde 
gefährdet jein würden, falls fie jenem überlaflen würben. Nr. 2388. Nr. 2387. 
Nr. 2716. Nr. 2389. 
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Derwandtichaft. 
8.8.8. 98 15891772. 


I. 30—33, 1466—1632. II. 15, 16, 1486—1654. II. 1567—1748. M. L 65—68. 
IV. 646-1007. D. 218—243. E. G. Art. 18—22, 55, 153, 154, 03—209. Wind- 
Tcheib I. 88 562, 56b, 232 Nr. 4. TI. 88 434 Note 5, 475, 482—484, 493 Nr. 3, 
495, 513—525. StobbeL 88 39—41. IV. 88 250—262. Dernburg II. 88 42—72. 
Sheliche Abſtammung. 
Nr. 2368. IV. Sen. 12. Mai 1887. IV. 414. 86. Bd. 18, Nr. 62, ©. 288. 
Bermutung der Ehelichleit. Erforderniſſe der Anfechtungserklärung. (Preuß. R.). 
Die im 81, I. 2 A.L.R. aufgeftellte Bermutung der Ehelichfeit kommt auch denjenigen 
mährend ber Ehe geborenen Kindern zu ftatten, welche nicht während der Ehe erzeugt 
find. Auf diefe Vermutung dürfen ſich auch die in einer demnächſt für ungültig er- 
Märten Ehe geborenen Kinder berufen. Durch bie 88 50, 57, IL 2 WER. ift aus 
geiprodden, dab die ungültige Ehe für die Kinder als eine gültige infomweit an- 
geſehen werden fol, als e3 fi um deren Verhältnis zu den Eltern handelt. Gie 
muß aljo auch zu Gunften ber Kinder bie an eine gültige Ehe gefnüpfte Vermutung des 
8 1, EL 2 A.L.R. wirlen. — Die im 87, IL 2 WER. beftimmte Unfechtungäfrift ift 
nicht eine (Rlag-) Berjährungs-, fondern eine Präflufivfrift, deren Verſäumung vom 
Geſetze als ſtillſchweigendes Auerkenntnis ber Ehelichleit des Kindes von feiten bes 
Baters angejehen wird. Das Geſetz knüpft aber bie Innehaltung der Friſt nit an 
die Voransfegung, dab innerhalb berfelben bie Anfechtungsklage erhoben ift, es genügt 
vielmehr eine geriätlihe Proteftation. Unerläßliche Erforberniffe der fraglichen 
Erklärung find: 1. daß fich ſolche inhaltlich als Ausdrud des Willens bes Ehemannes 
zu erfennen giebt, das Kind als das jeinige nicht anzuerkennen (8 14, II. 2 A.L.R.); 
2. daß fie gegen das Kind als biejenige Perſon, deren Rechte dadurch betroffen 
werben, gerichtet, mithin zu dem erfichtlichen Bwede abgegeben fein muß, zur Kenntnis 
des dem Kinde beftellten ober aus dieſem Anlaſſe zu beftellenden Bertreterd gebracht 
zu werden (vergl. 88 8, 9 a. a. D.). Nr. 2375. 


Nr. 2369. IV. Sen. 10. Juni 1895. IV. 16. 95. Bd. 36, Nr. 52, ©. 207. 

Hrtliches Recht für die Klage des Ehemannes anf Anfechtung der Ehelichteit 
eined von feiner Ehefrau geborenen Kindes. (Preuß. R.). In der Ehe des Klägers 
ift am 7. September 1884 von feiner Ehefrau während ihres Aufenthaltes in Köln 
a. Rh. ein Sohn geboren, deſſen Ehelichleit der Kläger buch die am 2. November 1890 
erhobene Klage mit dem Antrage anficht, zu erfennen, daß er nicht Vater diefes Kindes 
fei. Der Kläger befand fi zu ber Zeit, ald das Kind geboren wurde, auf einem eng⸗ 
liſchen Schiffe auf der Nüdreife nach England von Südamerifa, wo er im Jahre 1883, 
auch noch im Sabre 1884 und bis zu feiner Einichiffung, die am 23. Auguſt 1884 
erfolgte, zu Afiuncion in Paraguay feinen Wohnfiß gehabt hatte. In England langte 
er in Southampton am 19. September 1884 an und blieb dann einige Jahre in London 
wohnen. Später Tehrte er nad Deutfchland zurüd. Hier will er, während er in 
Charlottenburg wohnte, zum erftenmal am 11. Auguft 1890 Kenntnis von der Geburt 
jenes Kindes erhalten und darauf am 4. Dftober 1890 feiner Ehefrau erflärt haben, 
daß das Kind nicht von ihm ſei. Das zuftänbige Landgericht II in Berlin Hat bie 
Klage, das Kammergericht die Berufung des Klägers zurückgewieſen. Seine Revifion 
hat keinen Erfolg gehabt. Das Berufungsgericht geht davon aus, daß nad) bem Rechte 
des Wohnfikes, den der Ehemann zur Beit der Geburt bed Kindes hatte, ſich die Zu⸗ 
läffigleit der Zllegittmitätsflage gegen das Kind beftinnme, uud gelangt auf Grund ber 
im 8 16,12 9.8.0. enthaltenen Vorſchrift zu der Annahme, daß ber Kläger zur 
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Beit der Geburt des Kindes noch feinen Wohnfig in Paraguay hatte. In Anwendung 
des Urt. 254 des dort geltenden Codigo civil de la Republica Argentina, wonach jede 
Einfprud bes Ehemannes gegen bie Ehelichleit eines während ber Ehe von feiner Eie 
frau empfangenen Kindes innerhalb fechgig Tagen von dem Tage an geltend gemadı 
werden muß, an dem er Kenntnis von der Geburt bes Kindes erhielt, erachtet der 
Berufungsrichter die Klage für verjpätet und deshalb unzuläſſig. Zu dem Ausgang: 
punkte und dem GSchlußergebnifle feiner Begründung ift dem Berufungsgericht bei- 
sutreten. Denn ba ber Ehemann das Haupt der Familie tft unb ſich deshalb ebeni: 
wie für ihn felbft auch für die übrigen Familienglieber die perfönlicdden Rechte urr 
Befugniſſe nad feinem Wohnfige beftimmen, zu ben Samiliengliedern aber jedes u 
feiner Ehe geborene Kind folange gehört, bis durch Richterſpruch das Gegenteil fei- 
geftelit ift, fo ift mit Recht von dem Berufungsgericht angenommen, daß die Busläffigie: 
der Slegitimitätsflage nad dem Wechte des für ben Ehemann zur Zeit ber Gebur: 
des Kindes beftehenden Wohnfiged zu beurteilen fei. Nach ber Feſtſtellung bes Be 
rufungsgerichts hatte der Kläger zur Zeit ber Geburt bes Kindes am 7. Geptember 
1884 feinen bisherigen Wobufig Aſſuncion verlaflen nnd befand fi auf der Rückreije 
nah England an Vord eines engliiden Dampfers, hatte aber einen neuen Wohrſij 
noch nicht genommen. Damit find bie Vorausſetzungen für die Auwendung des in 
Paraguay geltenden Rechts gegeben. Der Grund hierfür liegt nidht, wie bas Be 
rufungsgeriht annimmt, in der angeblich allein maßgebenden Borichrift bes 8 15, 
I. 2 A.G.O., foudern in den auf gleicher Auffafiung bernhenden Beſtimmungen be} 
internationalen PBrivatrecht3, wonach der frühere Wohnfis fortbauert, wenn dieſer ohne 
Begründung eines neuen Wohnſitzes aufgegeben wurde. Nr. 2447. Die Feftftellung, 
daß in Paraguay der Codigo civil de la Republica Argentina gilt und daß befien 
Urt. 254 den oben angegebenen Wortlaut bat, ift nicht anfechtbar; die Auslegung dieſer 
Geſetzesvorſchrift betrifft eine nicht revifible Rechtsnorm. 


Nr. 2370. IIL Sen. 13. März 1884. III. 339. 83. Bd. 12, Nr. 39, ©. 165. 
Gegenbeweis gegen die Legitimität eines während der Ehe geborenen Kindes. 
(Gem. R.). In Fällen, wo eine ungetrennte Gemeinſchaft (asaiduitas ſ. 1. 6 Dig. de 
his qui eui 1, 6) der Ehegatten beftanden bat, ift ber Gegenbeweis gegen bie in ben 
Gejeken begründete Präfumtion ber Legitimität eine® während ber Ehe geborenen 
Kindes allerdings beichränft, weil der geſchlechtliche Umgang zweier Ehegatten als die 
dem Wefen der Ehe entiprehende Hegel anzuſehen if. Wo aber die thatſächlichen 
Borausjegungen für ben Eintritt dieſer Regel fehlen, weil die Ehegatten ſchon Seit 
Sabren ſich in Ehediffidien befunden und in getrennten Orten oder Wohnungen gelebt 
haben, Tann die gedachte Präſumtion auch durch ben Nachweis entkräftet werben, daß 
in der Fritifchen Zeit ein Gefchlechtänmgang der Ehegatten nicht ftattgefunden hat. Es 
liegt auch Fein gefegliches Hindernis vor, als ein für jenen Nachweis geeignetes Be- 
wetsmittel auch den richterliden Eib anzuerkennen, wenn berfelbe im konkreten Falle 
dazu beftimmt ift, Die Durch Umftände von erwähnter Art nahe gelegte Aunahme, daß 
ber Ehemann feiner Grau nicht beigewohnt babe und deshalb nicht Water bed von ihr 
geborenen Kindes fein Tönne, zur rechtlichen Gewißheit zu erheben. Nr. 2373. 


Nr. 2371. IV. Sen. 6. Suli 1893. IV. 88. 93. Bd. 31, Nr. 69, ©. 304. 

Gegenbeweis des Ehemannes gegen fein Anerkenntnis, daß das von feiner Ehe 
frau geborene Kind won ihm erzeugt fei. (Preuß. R.). Die Beklagte ift am 6. März 
1861 von der ®., mit der ber Kläger in erfter Ehe jeit dem 9. März 1965 verheiratet 
war, anßerehelich geboren worden. In der gerichtlichen Verhandlung vom 13. Dezember 
1869 gab der Kläger die Erflärung ab, daß er die Bellagte mit feiner Ehefrau, der 
Mutter der Bellagten, erzeugt habe, daß er diefem Finde alle Rechte eines ehelichen 
Kindes beilege und daß er es ald durch bie nachfolgende Ehe feiner Eltern als legitimiert 
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anertenne. Jetzt behauptet der Kläger, dh er jene Erffärung nur auf Bitten feiner 
bamaligen Ehefrau abgegeben babe, daß aber in Wirklichkeit nicht er, fonbern der 
Wirtſchaftsinſpeltor E. der Erzeuger der Bellagten fe. Dem Berufungsgericht tft in3- 
befondere darin beizutreten, daß dem vom Kläger abgegebenen gerichtlichen Anerkennt⸗ 
niſſe feiner Baterfchaft feine Tonftitutive, nur durch den Hachweis des Bwanges, Irr⸗ 
tumes oder Betruges zu entfräftende Wirkung beizumefien ift, daß dies Anerkenntnis 
vielmehr nur als ein Beweismittel für die Abftammung ber Bellagten zu betrachten 
und daß der Gegenbeweis gegen bie Nichtigkeit der anerfannten Thatfache zuläffig ift. 
Diefe-Auffaffung findet ihre Nechtfertigung in der Erwägung, daß ein Anerfenntnis, 
auch wenn ihm im Rechtsſyſteme die Wirkung eines jelbftändigen Verpflichtungsakts 
überhaupt beigelegt ift, eine Tonftitutive Wirkung doch jedenfalls nicht auf Rechts⸗ 
verhältniffe ansüben Tann, die der freien Verfügung der Parteien entzogen find, unb 
Daß zu dieſen Nechtsverhältnifien auch die eheliche Verwandtſchaft und die Ehelichkeit 
der Kinder infoweit gehören, als fie die phyſiſche Abſtammung zur unumgänglichen 
Borandjegung für die rechtlichen Wirkungen haben. Diefe für einen gemeinrechtlichen 
Tall von dem Neichögericht in dem Urteil vom 5. März 1889, Nr. 2417, entwicdelte 
Rechtsanſchauung findet in betreff der Legitimation unehelicher Kinder durch nachfolgende 
Ehe auch in dem Geltungsbereiche des preußifhen A.L.R. Anwendung. Indem 8 596, 
I. 2 A.L.R. vorjchreibt, daß, wenn ein Schwängerer die Geſchwächte heiratet, das 
aus dem unehelichen Betjchlafe erzeugte Kind die Nechte und Berbinblichfeiten eines 
ehelichen Kindes erlangt, wird in klarer Wortfaffung ald notwendige Vorausſetzung 
der Legitimation eines unehelihen Kindes durch nachfolgende Ehe die Erzeugung des 
Kindes durch die demnächſtigen Ehegatten hingeftellt. Sollte dem Anerfenntnifje der 
Vaterſchaft jeitend des Ehemannes bie rechtliche Wirkung beigelegt werden, daß es 
nit bloß ein Beweismittel für die Erzeugung dur den Ehemann barftellt, ſondern 
dieje Erzeugung, wo fie thatfächlich nicht vorliegt, erſetzt, fo würbe es, da eine folche 
Gleichſtellung fi nach allgemeinen Rechtsgrundjägen nicht rechtfertigen läßt, einer 
dahingehenden befonderen Borichrift bednrft Haben, die aber nicht gegeben iſt. Die 
entgegengejegte Auffaſſung läßt fih namentlich nicht aus den 88 16ff., I. 2 A.L.R. 
und ben 88 13, 19 des Geſetzes vom 24. April 1854, auch foweit angenommen wird, 
daß für die dafelbft vorgejehenen Fälle dem Anerkenntniſſe Tonftitutive Bedeutung bei- 
gelegt ift, Herleiten, da aus diefen Vorſchriften für während der Ehe geborene Kinder 
und für die Anſprüche unehelicher nicht legitimierter Kinder Folgerungen für bie 
Legitimation unehelicher Kinder nicht zu ziehen find. Wllerdings kann die Befugnis, 
das von dem Ehemanne abgegebene Anerfenntnis als unrichtig anzugreifen, nur jolchen 
Perſonen beigelegt werden, deren Rechte im Yalle der Unrichtigkeit des Anerlenntniffes 
durch die Annahme, das Kind habe die Rechte eines ehelihen Kindes, verlegt werben. 
Bu dieſen Perfonen gehört aber unbedenklich auch der Ehemann ſelbſt. Die Anficht 
ber Revifion, daB dem anerfennenden Ehemanne der Gegenbeweis der Unrichtigleit 
jenes Anerkenntniſſes nicht zuftehe, weil ihm gegenüber das Anerkenntnis eine ftärter 
bindende Kraft Habe, findet in dem Geſetze feine Stübe. Dieſe Anficht fteht vielmehr, 
foweit es fih um die hier allein in Betracht kommende Yrage handelt, ob das An⸗ 
erfenntni3 dem Anerlennenden gegenüber nicht bloß die Bedeutung eined Beweismittels, 
jondern darüber hinausgehend konſtitutive Wirkung bat, mit dem feine Ausnahme ge- 
ftattenden Grundſatze in Widerfprud, daß die phyſiſche Abftammung die Borausfegung 
bildet, ohne welche ein aufßerehelich geborenes Kind die Eigenihaft eines ehelichen durch 
nachfolgende Berbeiratung feiner Mutter überhaupt nicht erlangen Tann. Wäre der 
Erklärende durch fein Anerkenntnis für unbedingt gebunden zu erachten, jo würde dies 
zu bem auch in dem oben erwähnten Urteile vom 5. März 1889 gemißbilligten Erfolge 
einer Annahme an Kindesftatt ohne die Beachtung der hierfür im Geſetze vorgeichriebenen 
and den Erflärenden jelbft ſchützenden Formen und einfchräntenden Bebingungen führen. 
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Nr. 2372. I. Sen. 4. Juni 1889. II. 102. 103. 89. Bo. 23, Nr. 74, ©. 331. 

Klage auf Berleuguung bed von der Ehefrau vor der Ehe empfangenen Kindes. 
Art. 314 code aivil. (Rhein. R.). Es liegt zwar die Borausfekung ber Berleugnung*- 
Mage vor, daß das Kind vor dem 180. Tage nad) ber Eheſchließung geboren ik. 
Die Mage tft auch binnen ber in Urt. 316 code civil beftinnmten Monatsfrift erhoben 
fie it aber ausgeidhloflen, weil dem Plagenden Ebemanne vor Eingehung der Ehe di 
Schwangerihaft der Frau befannt war. Das Geſetz knüpft den Berluft ber Ma: 
nit an die Vorausſetzung, daß der Eheſchließende fich mit Recht ober Unrecht für 
ben Urheber ber Schwangerſchaft augefehen Habe. Die Berleugnung bes vor ber Er 


rechtes berußt auf der geſetzlichen Vermutung, daß derjenige, welder mit einrr 
Schwangeren in Kenntnis biefes Umſtandes bie Ehe eingegangen ift, auf Die Ber 
leugnungsffage verzichtet babe. 


Rr. 2373. III. Gen. 28. Rovember 1884. IIL 166. 84. ®b. 12, Nr. 40, ©. 166. 
. Prüfmmtion der Beterfhaft ded Ehemanneh. (Gem. R.). Die in ber L 5 Die 


de in jus voc. 2, 4 ans dem Beſtehen ber Ehe (nuptiae demonstrant) gefolgert: 
Bräfumtion kann nur das Verhalten der Eheleute in ber Ehe zum Gegenflande Haben 
nud beiagt daher nur, dab ein während der Ehe erzengtes Kind al won bem 
Ehemanne ergengt anzufeben iſt. Die Meinung, daß die Präfumtion auf alle währen 
der Ehe geborene Kinder nnd aljo au auf ein vor dem 182. Tage bderfelben 
geborenes Kind zu beziehen fet, ift zwar aud für die Abfaffung bes 81, 1.2 A.R 
maßgebend geweien, darf aber beutzutage für das gemeine Recht als befeitigt gelten. 
Ein von den Ehemanne mit feiner nachherigen Ehefrau vor ihrer Ehe erzeugte 
Kind Tann, aud wenn basjelbe erft während ber Ehe geboren tft, bie Rechte eines 
ehelichen Kindes nur im Wege ber Legitimation (legitimatio per subsequens matri- 
monium) erlangen. ®ergl. c. 14 Cod. de lib. nat, 5, 27; Nor. 89, cap. 9. Die Frage, 
ob zur Widerlegung ber in 1. 12 Dig. de stat, 1, 5; 1. 3 88 11, 12 Dig. de suis 38, 
16 aunfgeftellten Präfumtion, daß ein von einer Ehefrau frübeftens am 182. 
ihrer Ehe geborenes Kind als ein Kind ihres Ehemannes anziehen ift, auch ber durch 
einen Schluß aus ber Neife des Kindes zu führende Beweis, daß es fchon in ber Zeit 
dor Eingehung ber Ehe Tonzipiert fein müfle, und überhaupt ber Beweis, daß bie 
Mutter ſchon im Zeitpunkte der Eingehung der Ehe mit dem Kinde ſchwanger geweſen 
jei, rechtlich ftatthaft if, ift Tontrovers, muß aber verneint werben. Die Borfchrift ber 
gedachten Geſetzesſtellen beruht auf einer Berbinbung ber allgemeinen Präfumtion, daß 
der Ehemann als der Erzeuger ber während der Ehe von feiner Ehefrau Tonzipierten 
Kinder zu gelten bat, mit ber fi auf die naturgeſetzliche Auſchanung ber Quellen 
gründenden befonderen Präfumtion, daß ein von der Ehefrau frübeftens am 182. 
Tage ber Ehe geborenes Kind ala während ber Ehe Tonzipiert zu betrachten ift (justo 
teımpore natum esse). Dieſe letztere an fidh nicht die Berjon des Erzengers, fondern 
nur den Beitpunlt der Erzeugung betreffende Präſumtion ift in den obigen Geſetzen 
unbedingt ausgeſprochen; fie wirb durch den nad 1.6 Dig. de his qui ui 1, 6 gegen 

die Baterfchaftspräjumtion zuläffigen Gegenbeweis, daß die Vollziehung bes Beiſchlafs 

unter den Eheleuten während ber kritiſchen Beit der Ehe tufolge einer längeren Ab» 

weſenheit ober einer vorübergehenden Schwäche oder ans irgend einem anderen Grunde 

unmöglich oder der Ehemann zeugungsunfähig geweien fei, nicht berührt und ift aud 

in Teiner anderen Stelle einer Einjchränfung unterworfen worden. ine ertenfive 

Snterpretation ber Borfchriften ber 1. 6 a. a. D. in dem Sinne, ba ber Veweis ber 

Unmoglichkeit ber Vaterſchaft des Ehemannes überhaupt auf jeden nad dem Urteile 

des zuftändigen Nichterd als hierfür thatſächlich ausreichend anzufehendem Wege und 

folglich für einen Fall der vorliegenden Art auch vermittelft eines durch die Reife bes 


* — — 
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Kindes, durch vermeintlich wahrgenommene Anzeichen einer früheren Schwangerſchaft 
oder wie fonft zu führenden Beweiſes, daß das Kind fchon vor der Ehe erzeugt worden 
fei, erbracht werben dürfe, kann bei der Berfchiedenheit der Grundlage beider PBräfum- 
tionen um fo weniger für ftatthaft erachtet werden, als in Anbetracht der Unficherheit 
der aus allen berartigen Beweifen zu ziebenden Ergebnifie für den Geſetzgeber ein 
dringender Grund vorhanden war, gegen die von ihm in betreff der Konzeptionszeit 
aufgejtellte Präfumtion, wie auch in neueren Geſetzgebungen geichehen ift (vergl. 8 2, 
UM. 2 ULR., jedoch 8 21 daſ., Art. 312 code civil. 8 1722 fächfifches B.8.8.), einen 
Gegenbewei3 nicht zuzulaflen. Nr. 2370. 


Str. 2374. VL Sen. 31. Sanuar 1887. III® 331. 86. 8d.18, Nr. 38, ©. 184. 

Buläffigleit der Ilegitimitütsklage eines in ber Ehe geborenen Kindes. (Gem. R.). 
Daß im allgemeinen pofitive und negative Präjudizialflagen wegen der Yeitftellung 
von Baternitäts- und ähnlichen Familienverhältniſſen zugulafien ſeien, Tonnte nach ge- 
meinem Rechte niemals zweifelhaft fein; insbefondere war eine Veſchränkung auf bie 
in den Juſtinianiſchen Rechtsbüchern erwähnten Klagen biefer Art weder innerlich zu 
rechtfertigen noch im Rechtöleben irgend wie anerfannt. Vergl. 1. 8 Dig. de prob. 22, 3; 
1.1 8 4 Dig. de lib. exh. 3, 30; 1.1816, 1.2, 1.3 pr. 8 5 Dig. de agn. et al. 
lib. 25, 3. Vom gemeinrechtlihden Standpunkte aber laͤßt fih Fein Grund abjeben, 
warum ein Kind gerade dann von ber jogen. actio de filiatione negativa ausgeſchlofſen 


fein follte, wenn es damit mittelbar unebelich oder gar im Ehebruche erzeugt zu fein 
behauptet. Nr. 2376. 


Nr. 2375. IV. Sen. 8. Juni 1885. IV. 60. 85. Bd. 13, Nr. 66, ©. 276. 

Beginn der Friſt für die Anfechtung ber Redgtmäßigleit eines Kindes feitens des 
Ehemannes. (Preuß. R.) Der Sinn ber 88 7ff. I. 2A.L.R. ift der, daß der Ehe- 
mann binnen ber einjährigen Friſt die Erflärung, daß er das Kind nicht für das 
jeinige anerfenne, abgeben fol, um bad Bormundichaftägericht zu veranlafien, zur Er- 
möglihung der Unfehtungsffage dem progeßunfähigen Rinde einen Vertreter zu fchaffen. 
Es kann mit der Erflärung nicht die Erhebung der Anfechtungsflage gemeint fein, es 
genügt auch, wenu die Erklärung dem Gerichte nur fchriftlih eingereicht iſt. Erft 
mit der VBeftellung eines Pflegers für das Kind, deſſen Legitimation angefochten werden 
fol, wird die Erhebung der Anfechtungsklage möglid. Es ift daher unerheblich, wenn 
die VBeftellung des Pfleger und bie Erhebung der Klage erft nach Ablauf ber Frift 
erfolgt if. Die nah 8 7 a. a. D. abzugebende Erflärung tft ald eine gerichtliche Pro⸗ 
teftation im Sinne ber 88 466, 467, I. 14 A.L. R. aufzufaflen, deren gerichtliche Be⸗ 


kanntmachung an den Gegenteil ber Ehemann zugleich zu veranlaflen bat. Nr. 2368. 


Nr. 2376. IV. Sen. 3. Juli 1890. IV. 76. 90. Bd. 26, Nr. 58, ©. 305. 
Negative FilintionsHage. 88 4—18, II. 2ULR (Preuß. R) Die Frage, ob 
dem in der Ehe geborenen Kinde die fogen. negative Filiationsflage zuftehe, ift für 
einen nach gemeinem dentfchen Nechte zu beurteilenden Fall bejaht worden Nr. 2374. 
Für das preußifche WER. ift die Frage zu verneinen. Die 88 2—18, I. 2 A.L.R. 
handeln nur von dem AUnfechtungsrechte bes Ehemannes, der Verwandten des Ehe- 
mannes und der Lehns⸗ unb ber Kidellommikanwärter. Das Anfechtungsrecht des 
Ehemannes tft in betreif der Beweislaſt (88 2—6) erheblich erſchwert und in betreff 
der Frift (88 7, 8) erheblich beichräntt; das Anfechtungsrecht der Verwandten des Ehe⸗ 
mannes tft von dem Anfechtungsrechte des Ehemannes fo jehr abhängig, daß, wenn 
der Ehemann ausdrücklich oder ftillfchweigend (namentlih auch infolge des Ablaufes 
ber Frift) das Kind für das jeinige anerlannt hat, die Verwandten des Ehemanned die 
Rechtmaßigkeit des Kindes nicht mehr anfechten Fönnen (88 14—16). Ebenfo find auch 
bie Lehns⸗ und die Fideikommißanwärter nur innerhalb einer beftimmten Friſt zur 
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Ausübung ihres Anfechtungsrechts befngt (88 17, 18). Weitere Beſtimmungen äh 
andere anfechtungsberechtigte Perſonen enthält das Geſetz nicht. Die Materialien wei. 
darauf bin, daß dieſe gefeglichen Beftimmungen (88 1—18) eine fichere Feftftellung ie 
Familienftandes bezweden. 


UAnterhaltspflicht. 
Nr. 2377. IV. Sen. 4. Januar 1887. IV. 217. 86. Bb. 17, Nr. 53, ©. 2 
Statntentollifion bei Alimentationspflicht. (Preuß. R.). Die auf dem Familie 
bande berubende Verpflichtung zur Gewährung bes Unterhaltes beftimmet fich nach des 
am Wohnfige des Berpflichteten, nicht nad) dem am Wohnfige des Berechtigten geltende 
Rechte. Aus 8 23 Einl. A.L.R. kann die Frage nicht entfchieden werden, da fid de 
als verpflichtet Angeſprochene für die Beurteilung feiner perfönlichen Eigenfchaften m 
Befugniffe mit nicht geringerem Recht anf das an feinem Wohnſitze geltende Gel 
berufen Tann, al8 der den Anſpruch Erhebende auf das an dem jeinigen geltende Rei 
Es ift aber ein ausreichender Grund, auf die familienrechtlichen Beziehungen dei : 
Anſpruch Genommenen und die davon abhängigen perjönlicden Verpflichtungen rı 
anbered Recht als da3 am Wohnfige des angeblich Verpflichteten anzumenden, über 
nicht auffindbar. Nr. 2378. 


Nr.2378. IV. Sen. 19. November 1896. IV. 254. 96. Bb. 38, Nr. 74, 6. 23 

Örtliches Recht für den geſetzlichen Anfprud auf Unterhaltsgewährung zwilge 
Gefhwiftern. (Preuß. R) Die auf 8 15, IL 3 WER. geftübte Klage auf & 
währung des notdürftigen Unterhalts ift in den Borinftanzen abgemiefen. Auch de 
Revifion der Klägerin ift zurückgewieſen. Die Vorenticheidung beruht weſentlich ar 
ber Annahme, dab bie Klägerin den Unterhaltsanſpruch gegen ihre Geſchwifter mı 
dann haben würde, wenn folcher ihr auch nad) öſterreichiſchem Necht zuftänbe, bab # 
an dieſer Vorausſetzung aber fehle, da das öſterreichiſche B.G. B. eine Unterhattäpfik 
zwiſchen Geſchwiſtern nicht Tenne. Soweit bie Erwägung auf ben Juhalt bes ätm 
reichiſchen Rechts ſich bezieht, ift fie der Reviſion entzogen, da diefe auf Verlegung ran 
ausländiihen Rechtsnorm nicht geftüßt werden Tann. Nr. 3556. Nr. 2412. Nr. 3 
Nr. 1932. Nr. 3250. Es fragt fich daher nur, ob das Berufungägericht zur & 
rüdfihtigung des äfterreichifchen Rechts überhaupt befugt gewefen tft. Diefe Frage ta 
bejaben. Das vormalige preußiiche Obertribunal hat auf einen Rechtsfall, in welchem it 
Kläger, der im Bezirke eines dic gefekliche Unterhaltspflicht der Geſchwiſter nicht 1 
erfennenden Rechts wohnte, bie Alimentationsflage gegen feine im Bereiche des preubilä@ 
A.L.R. wohnenden Geſchwiſter erhoben hatte, das am Wohnſitze des Mlägers geltende Hk 
zur Unwendung gebracht, indem e3 annahm, daß der Klaganipruch ein auf dem Jamilir 
verhältniffe beruhendes Recht betreffe und als folcher gemäß $ 23 Eint. zum ALL 
nad) dem Geſetze am Wohnfige des Berechtigten zu beurteilen fei (Entfcheibungen de 
Obertribunald Bd. 56, ©. 8). Das Reichsgericht Hat in zwei Fällen, in denen dl 
einer im Geltungögebiete ded preußifchen W.L.R. wohnenden Berfon gegen Geidwite, 
an beren Wohnſitz eine gefehliche Alimentationspflicht unter Geſchwiftern nicht bean) 
auf Erfüllung einer ſolchen Pflicht geflagt war, ausgeführt, daß im Sinne des $ ? 
a. 0. D. für die Beurteilung der perfönlichen Rechtöbeziehungen der Beblagte ſich m 
nicht minderem Nechte als der Kläger auf das Geſetz feines Wohnftges beziehen nz 
und daß fomit der $ 23 eine zur Entſcheidung des Rechtsſtreits geeignete Norm mh 
ergebe, Nr. 2377 und Gruchot, Beiträge Bd. 31, ©. 874. Hiervon ausgehend nimmt 
das Reichsgericht auch für den jetzigen Streitfall an, daß deſſen Beurteilung ſich mit 
auf Grund des 8 23 a. a. D. erzielen läßt, vielmehr dafür ein anderer Gefichtäpunf, 
nämlich der des gefchwifterlichen Samilienbandes, maßgebend fein muß. Dies Band I 
da e3 in der gegenfeitigen Blutsverwandtſchaft wurzelt, feiner Natur nad bie Orger 
feitigfeit der vom Gefeße daran gefnüpften Rechte und Pflichten voraus, ein Geſickt— 
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punkt, der im preußifchen A.L. R. auch Ausdruck in dem Marginale der 88 14 f}., II. 3 
gefunden hat. Bon dieſem Geſichtspunkte gebietet fich aber für folche Fälle, mo Jemand 
feine Gefchwifter auf Grund des an deren Wohnſitze geltenden Recht3 wegen Unterhalts- 
gewährung in Anſpruch nimmt, die Sorausjegung, dab die Bellagten im alle ihrer 
Bebürftigfeit vom Kläger vermöge ded an feinem Wohnfite geltenden Rechts Unterhalt 
zu fordern ebenfall8 in der Lage fein würden. 
Nr. 2379. I Sen. 9. April 1881. I 94. 80. Bd. 4, Nr. 44, ©. 149. 
Alimentationspflit; folidarifge Haftung mehrerer Berpflidhteter. Voraus⸗ 
fegungen bes Anfpruches, (Meichd- und gem. R.). Nach gemeinem Rechte bejteht eine 
jolidarifche Verbindlichkeit der mehreren alimentationspflichtigen Verwandten. Es ent⸗ 
fpringt hier nicht etwa aus demfelben Entftehungsgrunde eine gemeinfame Verpflichtung 
der mehreren Schuldner, weshalb die Regel des gemeinen Rechts, wonach in ſolchen 
Fällen eine teilbare Verbindlichkeit fi teilt, ganz abgefehen von ber Frage, welchen 
Einfluß die zunächſt ftattfindende Unteilbarfeit der Verpflichtung zur Natural- 
alimentation bier haben würde, feine Anwendung finden fann. Wie vielmehr von 
mehrere Mandatoren jeder aus feinem befonderen Mandate ganz haftet, 1. 21 1. 59 
8 3 Dig. mand. 17, 1; 1. 52 8 3 Dig. de fidej. 46, 1, fo entfteht auch Hier für jeden 
einzelnen die Berpflihtung aus dem befonderen Grunde ſeines Berwanbtichafts- 
verhältniffes und feiner Fähigkeit zur Alimentation. Es ift ebendeswegen auch ber 
Gegenſtand ber Berbindlichleit mehrerer Alimentationdverpflichteter nicht einmal 
notwendig ganz berielbe, in dem jeder in dem durch feine befondere Lage gegebenen 
Umfange zu alimentieren verpflichtet ift. — Der Inhalt des Unfpruches des Armen- 
verbandes aus 8 62 Abf. 1 des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz vom 
6. Juni 1870 auf Erftattung ift zu bemeſſen nad demjenigen des Wlimentations- 
anſpruches, der dem Unterftügten auf Grund der Blutsverwandtſchaft gegen den 
Beflagten zufteht. Die Frage nach der Beweislaft, nämlich ob ber Nachweis der 
Leiftungsfähigleit des als alimentationspflicätig in Anſpruch Genommenen zur Be 
gründung der Klage gehört oder ob der Bellagte nur eine Einrede aus feiner Leiftung?- 
unfähigfeit hernehmen Tann, ift allerdings zunächſt nach preußifhen A.L.R. vom vor- 
maligen preußifchen Obertribunal bei Seuffert, Archiv Bd. 1, Nr. 233 in letzterem Sinne 
beantwortet worden. Das römiſche Recht ftellt jedoch nad der richtigen Auffafjung die 
Leiftungsfähigleit des Verpflichteten als Vorausſetzung ded Alimentationsanfpruches 
hin. 1.588 13, 15, 26 Dig. de agn. et al. 25, 3. c. 2 Cod. de al. lib. 5, 25; Nov. 117 
cap. 7. Dabei kommt es aber nicht ausfchließlich auf die Bermögend-, fondern auch 
auf die Erwerbsverhältniſſe des Beklagten an. 


Nr. 2380. II. Sen. 10. Mai 1881. III. 419. 81. Bb. 4, Nr. 60, ©. 208. 
Bergleih über künftige Alimente. Alimentationspflicdt der Erben bes Kindes 
gegenüber der bedürftigen Mutter. (Gem. R.). Gemeinrechtlich bedarf ein Vergleich 
über noch nicht fällige Alimente, die auf Grund unmittelbarer gefeglicher Beitimmung 
zu verabreichen find, nach der allgemeinen Borjchrift der c. 8 Cod. de transact. 2, 3 
zu feiner Gültigkeit der richterlihen Prüfung und Beftätigung. Die l. 8 $2 Dig. de 
transact. 2, 15 geftattet nur außergerichtliche Vergleiche über folche Alimente, welche 
auf Vertrag bezw. Schenfung unter Lebenden beruhen. Nah 1. 5 88 2, 16 Dig. de 
agn. et al. 25, 3; c. 8 8 5 Cod. de bon. quae lib. 6, 61 erfcheint bie gegenjeitige 
Unterhaltungspflit der Eltern und Kinder als eine im Rechte der Natur und ber 
Blutsverwandtihaft begründete Bmangspflicht, die fo oft zur Entftehung gelangt, 
als die erforderlichen Borausfegungen dazu vorliegen; auf einen berartigen Anſpruch 
fann weder überhaupt noch gegen eirte zum Unterhalte unzulängliche Abfindung zum 
voraus verzichtet werden. — Der Regel nad) geht die Alimentationspflicht als eine 
höchſt perfönliche Verbindlichkeit nicht auf die Erben des Verpflichteten als folche über. 
Die 1.5817 Dig. de agnosc. et al. lib. 25, 3 macht jedoch eine Ausnahme zu Gunften 
Schul ze, Neichägerichtsentfcheibungen. Bd. IL. 32 
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bes höchſt bebärftigen Vaters. Diefe muß au gu Gunſten ber Mutter gelırr. 
1. 195 pr. Dig. de V. 8. 50, 16; 1. 5 $ 2 Dig. de agn. et al. lib. 25, 3. Das & 
ſetz läßt die Erben der vermöge des Pietätöverhältniffes alimentationspflichtige 
Rinder Ausnahmsweiſe daun iu Die Dbligation ber Letzteren eintrete: 
wenn ſich die Eltern in großer Dürftigleit befinden. Bur Entfieke:: 
ber Alimentationspflicht der Erben bes Kindes wird allerdings ein größeres Wa: 
von Unterhaltungäbebürftigleit voransgefegt, al3 der Mangel an ausreihenben Mitte: 
zum Lebensunterhalte nach ben Tonfreten Verhältnifien. 


Nr. 2381. IIL Sen. 8. Oktober 1881. IIL 57. 81. 8.5, Nr. 40, ©. 151 

Alimentationdanfpru des Kindes gegen feine Eltern. Gründe für bie Be: 
fagung der Alimente. (Gem. R.). Die früher fehr verbreitete Meinung, daß tz 
natürliche Recht unter Teinen Umftänden dem Bater geftatte, fein hilfloſes Sl 
gänzlich zu verftoßen, und Daß man deshalb unterfcheiden müffe zwiichen dem Auſpruc 
auf ben notbürftigften Lebensunterhalt (alimenta naturalia), den der leiftungsfäh:; 
Bater feinem Hilflofen Kinde and ungenditet der jchwerften Berihulbung gewährte 
müfle, und dem Unfprude auf einen reichlicheren nad Stand uud Vermögen ;: 
bemeffenden Unterhalt (alimenta civilia), der wegen unkindlichen Verhaltens veriaz 
werben dürfe, tft in ber neueren Litteratur größtenteils aufgegeben und auch nicht 5: 
billigen. Der Alimentationsanſpruch Tan gänzlich verwirkt werben durch groß 
Verlegung ber Kindespflicht. 1. 5 8 11 Dig. de agn. et al. lib. 25, 3; c. 4 Cod. & 
al. lib. 5, 25. Die Frage, ob eine von einem Finde gegen feinen Bater begangen 
Berichuldung dem Bater einen ausreihenden Grund giebt, dem Hilfäbebürftigen Kind 
die Alimente zn verjagen, ift burch bie cit. 1. 5 8 11 in das ricdhterlihe Ermeſſen ver 
ftellt. — Die für den Umfang der Alimentatiouspflit maßgebende Leiftungsfähigfei 
des Pflichtigen ift nicht bloß nad ber Höhe feines Einkommens zu beurteilen, ſonderr 
es kommt dabei auch ber Beftand feines Kapitalvermögens iu Betracht; es ift überhaupt 
nicht unzuläffig, ibm behuſs Erfüllung diefer Pflicht einen Aufwand ans feinem Kapital- 
vermögen auzufinnen; e3 darf ihm jeboch nicht zugemutet werben, das lebtere in foldem 
Maße — daß er ſich ſelbſt fortan von der Gefahr der Verarmung bedrobht 
fehen müßte. 


Nr. 2382. IV. Sen. 2. Mai 1889. IV. 31. 89. Bd. 24, Nr. 46, ©. 211. 

Alimentatisuspflicht ehelicher unb unchelidher Kinder berfelben Mutter gegen: 
einander. (Preuß. R.). Das Berufungsgericht bat angenommen, bie Parteien jeien 
nad dem maßgebenden märkiſchen Provinzialrechte als Halbgefchwifter miteinander ver- 
wandt, aber e3 beurteilt die Frage der Wlimentationspflicht des Beklagten (ehelichen 
Sohnes ber Mutter des unehelich von ihr geborenen Klägers), da gemeinrechtlich die 
Alimentatiouspflicht der Geſchwiſter ftreitig jet und fchon zur Zeit der Emanation be 
Landrechts ftreitig geweſen fei, nach dieſem Geſetzbuche und erachtet, da nad) dem Land- 
rechte zwiſchen unehelichen Kindern und den von ber Mutter in der mit einem anderen 
Bater gefchlofienen Ehe erzeugten Kindern feine Familienverbindung befteht, ben Häge- 
riſchen Anſpruch als unbegründet. Ber auf Verletzung bes 8 17, IL 3 WAR. ge 
ftügte Reviſionsangriff verlennt, daß nach dem Bufammenhange bes 8 17 a. a. D. mit 
ben vorangehenden Beftimmungen die Reihenfolge ber geſetzlichen Erbberechtigung für 
bie Reihenfolge der Aimentationsverpflichteten nur unter ben Familiengliebern 
entfcheidet, daß aber zwifchen unehelichen Kindern und denjenigen, welche die Mutter 
in der mit einem anderen Vater gefchloffenen Ehe erzeugt, ein bürgerliches Yamilien- 
verhältnis nicht befteht (8 8 a. a. O.). Eine Aimentationspflicht zwiichen ehelichen und 
unebelichen Kindern berfelben Mutter befteht weder nad; gemeinem noch nad) bem Land⸗ 
rechte. Nur die Gründe ſind nach beiden Rechten verichieden. Das gemeine Hecht ver- 
neint die Alimentationspflicht aus dem Grunde, weil basfelbe eine Alimentationzpflicht 
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ber Geichwifter überhaupt nicht Tennt, das Landredit dagegen aus dem runde, meil 
danad zwar Geichwifter alimentationspflichtig find, zwiſchen ehelichen und unebelichen 
Kindern derſelben Mutter aber ein Samilienverhältnis nicht befteht. 


Nr. 2383. UI. Sen. 15. März 1892. II. 24. 92. Bd. 29, Nr. 77, ©. 315. 

Pflicht zur Gewährung bes Unterhaltes an bebärftige Schwiegereltern. Art. 205, 
206 code civil. (Rhein. R.). Die Yrage, ob Schwiegerfindern in gleicher Linte mit 
Kindern bebürftiger Eltern die Pflicht zu deren Unterhaltung obliegt oder ob fie nur 
fubfidiarifch haften, ift beftritten, aber in Übereinftimmung mit dem Oberlandeögericht 
in erfterem Sinne zu beantworten. Entſcheidend tft hierfür der Wortlaut bes Geſetzes 
Art. 205, 206 code civil, welch letzterer auf dem Grundſatze beruht „la parents de 
Talliance imite la parents du sang“. Der Wortlaut des Geſetzes findet auch in befien 
Entftehung feine volle Beftätigung. 


Nr. 2384, IV. Sen, 4. Januar 1887. IV. 217. 86. Bd. 17, Nr.53, ©. 223. 

Geſetzliche Verpflichtung zur Gewährung des Unterhaltes. (Preuß. R.). Hilfs 
bedürftigleit als Borausfegung des Alimentationsanfpruches ift vorhanden, wenn ber 
ben Anfpruch Erhebenbe fein eigenes Vermögen befigt, auch nicht imftanbe ift, fich durch 
Arbeit feinen Unterhalt zu erwerben. Dies Erfordernis Tann nicht darum als aus 
geichloflen angefehen werden, weil ber Kläger auf Koften ber ftädtifchen Armenbireltion 
(Bertreterin des Ortsarmenverbandes) in ber ftäbtifhen Srrenanftalt untergebracht ift. 
Diefe Unterbringung und bie Beftreitung ber Koften durch die Armendireltion weift 
vielmehr gerabe anf die Bedürftigkeit des Klägers hin. Die Frage ferner, ob das 
Klagrecht gegen die Geſchwiſter auf Gewährung des notbürftigen Unterhalt folange 
bejeitigt ift, als die Armenbireltion dem Kläger Unterhalt gewährt, ift zu Gunften 
des Klägers zu beantworten. Mit der Klage wird die privatrehtlide auf 
dem Yamilienbande beruhende Alimentationspflicht geltend gemacht. Dieſer Verbind- 
Hihleit wird die von der AUrmenbireltion auf Grund des 8 2 des Geſetzes über den 
Unterftägungswohnftit vom 6. Juni 1870 geübte öffentlihe Unterftügung bes 
Kläger gegenübergeftelt. Beide Serpflichtungen (8 15, II. 3 ALR. und 8 1 des 
Geſetzes betreffend die Ausführung des Geſetzes über den Unterftägungsmwohnfig von 
8. März 1871) können ben gleichen Gegenftand haben, allein die öffentliche Unter- 
ftügung eines Hilfsbedürftigen ift ihrer inneren Natur nach dazu beftimmt, zur Aus⸗ 
hilfe zu dienen, wenn entweder privatrechtlich Verpflichtete nicht vorhanden find oder 
wenn und folange fie ihrer Alimentationspflicht thatfächlih nicht nachlommen. Die 
Letzteren können daher aus dem Umftande, ba bie Bebürftige diejenige Hilfeleiftung, 
zu welcher fie felbft verbindlich gemacht werben follen, aus den Mitteln ber öffentlichen 
Urmenpflege erhält, eine Einrebe gegen bie Alimentenklage nicht herleiten. Wber in 
Anſehung der älteren als ber feit ber Slagzuftellung Ianfenden Alimente greift bie 
Rechtsregel Platz, daß dem Hilfäbebürftigen für die Zeit, in welcher er feinen Unter- 
balt von anderer Seite empfangen hat, ein Alimentationsanfpruch gegen den Alimen- 
tationspflichtigen nicht zufteht. 


Nr. 2385. IV. Sen. 5. November 1894. IV. 174. 94. Bd. 34, Nr. 52, ©. 212. 

Unterhaltspfliht des ehelichen Vaters gegenüber feinen unmündigen Kindern, 
bie ſich bei Der getrennt von ihm lebenden, aber nicht von ihm geſchiedenen Mutter 
aufhalten. (Preuß. R.). Die beiden noch nicht vier Jahre alten ehelichen Kinder bes 
Bellagten, die fich bei ihrer von ihm getrennt lebenden, aber nicht gerichtlich geichiebenen 
Mutter befinden, haben gegen ihn durch den ihnen beftellten Pfleger auf Zahlung von 
wöcentlih 7 ME. Alimenten geflagt. Das Landgericht bat dem Antrage in Höhe von 
6 Mt. für die Zeit bis zum zurüdgelegten vierten Lebensjahre ber Kinder ftattgegeben, 
für die fpätere Zeit aber den Beklagten Lediglich feinem Anerfenntniffe gemäß verurteilt, 
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bie Kinder bei fi aufzunehmen, fie bis zu ihrer Gelbftändigleit zu ernähren unb für 
ihre Erziehung zu forgen; im übrigen bat es die lage abgewiefen. Das Oberlandes 
gericht hat die vom Pfleger eingelegte Berufung zurfdgemwielen. Auf die Hevifion de 
Pflegerd der Kläger ift das VBerufungsurteil aufgehoben. Wenn aud davon au* 
zugeben ift, baß ber Bater, der nad 8 65, II. 2 A.L.R. hauptſächlich die Koften der 
Berpflegung des Kindes Kergeben muß, bie Verpflegung der Regel nach durch Hergabe 
bes NRaturalunterhaltes in feiner Wohunug zu gewähren verpflichtet ift, fo Tann bed 
biefe Regel dann nicht zur Anwendung kommen, wenn bas Kind ſich ohne feine Schul! 
außerhalb der väterlihen Wohnung aufhält. In diefem Falle ift der Bater verpflichte 
dem Kinde den Unterhalt an dem Orte feines außerhalb der väterlihen Wohnung k« 
findfiden Aufenthaltes zu gewähren und, da bort burdh die Trennung der Häusliche: 
Gemeinſchaft die Raturverpflegung unausführbar ift, bie für den Unterhalt erforder 
lihen @elbbeträge zu zahlen. Die Borausfegung, daß fi das Kind ohne feine Schul 
außerhalb der väterlichen Wohnung aufhält, trifft bei einem Unmündigen, der ſich be 
der vom Bater getrennt lebenden Mutter befindet, zu, da jener einen eigenen Willen. 
bermöge befien er bie Mutter verlafien und zum Vater zurüdfehren kann, wicht bat. 
Der dem Kinde zur Geltendmachung des Alimentationsanſpruchs beftelte Pfleger i“ 
zu einer Willensäußerung über ben Aufenthaltsort des Kindes ebenfowenig berufen. 
Auch kann der Vater aus dem 8 70, IL. 2 ALM. keinen Grund zur Weigerung der 
Bahlung von Unterhaltögeldern entnehmen, da es feine Sache ift, zunächft durch Ber 
mittelung der Bormundfcaftsbehörde in vollftredbarer Yorm fein Recht auf die Er- 
ziehung der Kinder in feiner Häuslichkeit feftftellen zu laſſen (88 72, 73 a. a. ©.). 


Rechtliche Stellung Der ehelichen Kinder. 
Nr. 2386. I. Sen. 22. April 1582. L 258. 82. Bd. 10, Nr. 32, ©. 113. 
lage der Eltern anf Auslieferung bed Kindes. (Gem. R.). In ben Quellen 
des gemeinen Rechts find zunächit dem Inhaber der väterlichen Gewalt Klagen wegen 
Vorenthaltung ber Perfon bed Kindes gegeben, dieſe dann aber altiv auf die Eitern 
als folche, auch abgefehen von dem befonberen Rechte der väterlichen Gewalt, in3befonbere 
auf die Mutter, analog ausgebehnt. Vergl. c. 2, 3 Cod. de lib. exh. 8,8. Die Ein- 
rede des Bellagten, de3 mütterlichen Großvaters des Kindes, daß bie Kläger ihm und 
feiner Ehefrau das Kind bi3 zur Konfirmation vertragsmäßig zur Erziehung über- 
laſſen Hätten, ift mit Recht verworfen. Bivar nicht der Abſchluß eines ſolchen Ber- 
trages, wodurch über die Ausübung des zugleich eine fittliche Pflicht in fich ſchließenden 
. elterlien Erziehungsrechts im voraus paltiert wird, wohl aber feine Durchführung 
mittel3 Rechtszwanges würde gegen die guten Sitten verftoßen. Die weitere 
Einrede, daß das eigene Intereſſe des Kindes fein Verbleiben bei dem Bellagten er- 
fordere, ift zu Recht beshalb verworfen, weil der Beklagte aus dem Intereſſe bes 
Kindes überhaupt feine Einrede hernebmen kann. Dergleichen Geſichtspunkte könnten 
nur von Belang werden, wenn bie Eltern untereinander über das Find prozeſſieren. 
Berg. 1. 1 8 3,1. 3 8 5 Dig. de lib. exh. 43, 20. Nr. 2388. Nr. 2387. Wr. 2367. 
Nr. 2716. Rr. 2424. Nr. 2389. 


Nr. 2387. VI. Sen. 7. März 1887. III* 386. 86. Bd. 18, Nr. 39, ©. 186. 

Erziehnugsrecht des Vaters nud ber Mutter. (Gem. R.). Nach gemeinem deut- 
ſchen Rechte ſteht dem Vater ein Anſpruch auf Auslieferung gegen jeden Dritten, welcher 
ihm fein Kind vorenthält, an ſich zu, zunächſt als dem Inhaber der väterlichen Gewalt, 
fodann aber auch abgefehen davon. Nr. 2386. Die von der Bellagten (Mutter der 
Kinder) erhobene aus dem Intereſſe ber Kinder bergeleitete Einrede ift an fi mit 
Mecht verworfen, benn wenn man au au8 J. 18 3,1385 Dig. de lib. exh. 43, 
30 und c. 3 Cod. de al. lib. 5, 25 den Nedhtöfak entnehmen will, daB in gemifien 
Ausnahmefällen bie Mutter felbft ohne Rückſicht auf eine vollzogene oder gerichtlich an- 


8 93. Berwandtichaft. 501 


geftrebte Scheidung die Kinder dem Vater vorenthalten dürfe, jo wird man doch jeden- 
falls dies als eine Singularität in engen Grenzen halten müflen und nur in ertremen 
Fällen den Anſpruch bes Vaters in biefer Weife fcheitern laſſen Dürfen. Uber die Be- 
Magte hat in der Berufungsinftanz; die Behauptung vorgebradit, fie habe inzwiſchen 
gegen ben Kläger eine Klage auf Trennung von Tiſch und Bett erhoben und bei der 
materiellen Beurteilung ber Sache bat das Oberlandesgeriht zu Unrecht eine Berückſich⸗ 
tigung des anhängigen Eheprozeſſes für den vorliegenden Reditäftreit abgelehnt. Gerade 
für die Beit des Scheidungsprozefjed greift das freiere richterliche Ermeſſen bei Be- 
Stimmung des Habens ber Kinder Platz. Wenn ed nad 8 575 Abi. 2 E.P.D. and) nicht 
geftattet ift, diefe Frage in den Eheprozeß Hineinzuziehen, wie es fonft üblich war 
(Nr. 2308. Nr. 3659), jo kann doch mit Rüdficht auf einen fchwebenden Eheprozef 
nach 8 584 EBD. eine einftweilige Verfügung, wie über die Wimente, fo auch über 
Die Kinder erlaffen werden, und ferner muß es folgerichtig für zuläffig erachtet werben, 
Die Wirkung einer ſolchen einftweiligen Verfügung fih auch ohne Weiteres ſchon burch 
Vorſchutzung einer Einrede gegen die Klage auf Auslieferung der Kinder zu verfchaffen, 
gerade wie es zuläflig ift, Gründe, die zu einer temporären Xrennung der Ehe be» 
rechtigen, auch ohne Unftellung einer Klage auf eine folde, ja ohne Erwirfung einer 
einftweiligen Verfügung wegen vorläufiger Trennung nad 8 584 C. P.O. lediglich ein- 
redeweije der Klage auf Herftellung des ehelichen Lebens gegenüber geltend zu machen. 
Nr. 2207. Nr. 2388. Nr. 2716. Nr. 2320. 


Nr. 2388. II. Sen. 21. Dezember 1886. III. 207. 86. Bd. 17, Nr. 31, ©.129. 

Necht der Mutter auf ÜÜberlaffung eines Kindes. (Gem. R.). Die von der 
Klägerin angezogenen Verträge find nicht geeignet, ein Klagrecht der Mutter auf Her- 
ausgabe ihrer Tochter gegen den Ehemann und Vater zu begründen. Sie find un- 
mittelbar gegen den Beftand ber Ehe gerichtet und entziehen in untrennbarer Ber- 
bindung mit dem gegen öffentliches Recht verftoßenden durchaus nichtigen Ablommen 
über dauernde thatjädhlide Trennung der Ehegatten dem Bater in Anſehung feiner 
Kinder Rechte, auf welche er, felbit der Mutter gegenüber, rechtsgültig nicht ohne 
Weiteres verzichten kann. Nr. 2386. Dagegen folgt das Klagrecht der Mutter aus 
den vom Berufungsrichter feftgeitellten Umftänden des Falles nach geſetzlicher Vorſchrift. 
Das Recht der Erziehung ift zwar nach römifchem Recht ein Ausflug der väterlichen 
Gewalt, und es fteht demnach der Unfprud auf Herausgabe des Kindes an fi nur 
dem Pater zu, wenn er auch Dritten gegenüber in Anwendung (ad instar) dieſes 
Snterdiltö in c. 2, 3 Cod. de lib. exh. 8, 8 der Mutter eingeräumt wird. Gegenüber 
dem Bater und dem Ehemann Helfen die Geſetze der Mutter und Ehefrau nur durch 
eine Einrede (1.1 83, 1.3 85 Dig. de lib. exh. 43, 30). Allein nach heutiger Rechts⸗ 
anſchauung ift das Erziehungsrecht ein gemeinfchaftliches Recht beider Eltern mit be» 
vorzugter Stellung des Baterd, und ed muß bei gefährbetem Intereſſe des Kindes in 
allen Fällen, in melden die Gefeße der Mutter eine Einrede gegen bie Erhibitiong- 
Hage des Vaters gewähren, ihr auch durch eine felbftändige Klage geholfen werben. 
Diefe Klage ift nicht durch einen anhängigen Ehejcheidungsprogeß bebingt, vielmehr 
kann ſolche die Mutter auch bei bloß thatfächlicher Trennung von ihrem Ehemanne 
anftellen, wenn diefe Separation durch gejeblide Gründe gerechtfertigt und von bem 
Richter im fontradiktoriihen Verfahren geftattet wird. Wenn der Vorderrichter unter 
den feitgeftellten Umſtänden zu dem Ergebniffe gelangt, baß die Trennung der Mlägerin 
von ihrem Ehemanne eine geredtfertigte ift und daß das Wohl des Kindes erheifcht, 
es dem Einfluffe feines Vaters zu entziehen, fo ift hierin ein Rechtsirrtum nicht zu 
finden. Nr. 2387. Nr. 2367. Nr. 2746. Nr. 2389, 


Nr. 2389. VI. Sen. 11. $uni 1896. VL 51. 96. Bd. 37, Nr. 50, ©. 189. 
Klage aus einem von geſchiedenen Eheleuten geſchloſſenen VBertrage über das 
Recht der Erziehung ihrer Kinder. (Gem. R.). Die Ehe ber Parteien ift durch 
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Urteil vom 3. Dezember 1894 wegen Berichuldens ber Klägerin vom Bande gefchieben, 
der Verbleib und die Erziehung ber drei gemeinfamen Kinder fobann durch einen cr 
11. Febrnar 1895 unter den Parteien fchriftlich gefchloflenen Bertrag geregelt worber 
Auf diefem Bertrage beruht einerfeitö der klagend erhobene Anſpruch auf wochentliche 
Buführung bes Sohnes, andererfeits der Widerfprud der Mägerin gegen ben anf An“ 
lieferung der Töchter gerichteten Wiberfingantrag, der, da die Mlägerin als der an dx: 
Eheicheibung ſchuldige Teil erſcheint, an ſich nad) Nov. 117 cap. 7 begrünbet Ye: 
würde. Da bie Sache in den vorigen Iuftanzen anf Grund bes Vertrages zu Guufſter 
der Mägerin entichieden tft, fo ift jegt bie Hauptfrage die, ob das Berufungsgerid: 
mit Recht den Vertrag als rechtsgültig behandelt bat. Der Nevifionsfläger beftreite 
bies, weil der Erziehungsberechtigte nach gemeinem Recht nicht in bindenber Weiſe ar 
fein Erziehnngsrecht verzichten oder darüber paftieren könne. Das Lebtere ift infofer: 
allerdings richtig, als der Berechtigte fein Erziehungsredht auf beliebige dritte PBerfoner 
nicht mit Rechtswirkung ganz oder teilweife übertragen Tann. Rr. 2386. Über ander: 
Itegt die Sache im Berhältnis zwiſchen den Eitern, denen im gewiflen Sinne bas Er 
ziehbungsrecht von vornherein gemeinichaftlich aufteht. Bwar geht an unb für ſich 
im Streitfalle das Recht des Vaters vor; aber je nad) ben Umſtänden faun es an: 
nahmsweife, namentlich in Scheibungsfällen, durch das Recht ber Mutter zurückgedrängt 
werben. Daher bilbet zwiſchen den beiden Eltern das Erziehungsredht unter Umftänben 
ben Gegenſtand einer von einer gewiflen Freiheit des Ermeſſens abhängigen richter⸗ 
lichen Bufprehung, und ebendeshalb eignet es fih im Verhältnis zwiſchen ben Eltern 
auch zu einer Negelung durch Vergleich und folglich überhaupt durch Vertrag. Einen 
ſolchen Rertrag zwangsweiſe aufrecht zu balten, bat nichts beu guten Sitten Wider⸗ 
ftreitended. Auf abmweichendem Standpunfte fiehen die Motive zu dem Entwurfe bes 
D.B.G.B. Bd.4, ©. 627 ff. zu 8 1456 erfter Lefung, der auch felbft, wie nicht minder 
der 8 1479 zweiter Lejung und der 8 1613 des dem NReichdtage vorgelegten Entwurfes, 
Verträgen ber Ehegatten untereinander bier feinen Raum zu laflen fdheint; aber nad 
richtiger Anfiht ift vom Standpunkte des geltenden gemeinen Rechts aus gegen bie 
Rechtswirkſamkeit folcher Berträge nichts einzuwenden. Nr. 2367. Nr. 2388. Höchſtens 
ließe fich bezweifeln, ob auch ein perfönlicher Anſpruch des einen Eiternteil3 gegen ben 
anderen anf Bewährung eined beftimmten Maßes perfönlihen Verkehres mit bem Kinde 
durch Vertrag begründet werden Tönne. Wenigftend bat z. B. das frühere Ober 
appellationsgericht in Kübel ausgeſprochen, daß es unmittelbar nad bem Ge— 
fee einen privatrechtlichen Anſpruch foldhen Inhalts gegen den des Erziehungsrechts 
teilhaftigen gejchtedenen Ehegatten nicht gebe, ba ein unpaſſendes Verhalten des Letzteren 
in diefer Hinficht vielmehr höchſtens Anlaß zu einem obervormundſchaftlichen Einfchreiten 
gebeu Tönne. Allein bierin würde boch feinenfalls ein Grund liegen, anch eine befondere 
vertrag3mäßige Zuſicherung folden Inhalt für ungültig zu erflären, da nad 
heutigem Rechte auch familienrechtliche Leiftungen den Gegenftand obligatorifcher Ber- 
träge bilden Tönnen, wie fi namentlih an der Klagbarkeit des Verldbniſſes zeigt. 
Nr. 2186. Nr. 2188. Vom Bellagten ift noch eingetwendet worden, daß ber Bertrag 
durch die Wieberverheiratung ber Klägerin feine Geltung verloren babe. Richtig ift, 
daß nach gemeinem Recht durch eine folche die Mutter auch dann das Erziehungsredt 
verliert, wenn es ihr bis dahin gefetlich zuftand. Die Nov. 117 cap. 7 beftimmt, daß 
au, falls der Mann bei der Ehefcheibung der fchuldige Teil mar, doch durch bie 
Wiederverheiratung feiner geichiedenen Frau das Erziehungsrecht anf ihn übergeben 
fol. Dies würde an fih auch wohl bei vertragämäßiger Überlaffung des Er 
ziehungsrechts an bie Frau entfprechenb anzuwenden fein. Allein das Oberlandes⸗ 
geriht Hat in zutreffender und keinenfalls gegen eine Rechtsnorm verftoßender Weiſe 
aus den 88 3, 4 des Vertrages bie im voraus erflärte Willendmeinung ber Kontra⸗ 
benten entnommen, daß die Klägerin auch im alle ihrer Wiederverheiratung bie Er- 
ziehung der beiden Töchter in ihrer Hand behalten folle. Endlich hat ber Bellagte 
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gemeint, wegen ber Perjönlichleit des jebigen Ehemannes der Klägerin vom Bertrage 
wieder abgehen zu Tönnen. Es ift allerdings nicht zu bezweifeln, daß ein Vertrag wie 
der vorliegende infomweit jeine Geltung verliert, als ein überwiegenbes Intereſſe der 
Kinder von ihm abzugeben gebietet. Nach den thatfächlichen Feftftellungen bes Be⸗ 
rufungsgerichts Tiegt jedoch ein folcher Yall nicht vor. 


Nr. 2390. L Sen. 12. November 1881. L 153. 81. Bd. 6, Nr. 74, ©. 265. 

Soransfeungen ber Aufhebung ber väterlichen Gewalt. 8 212», II. 2 WER. 
(Preuß. R.). Der Betrieb eines eigenen Gewerbes Tann vorliegen, wenn ein Haus 
john eine Stelle als Kommts mit Gehalt übernimmt, aber ein folcher Tiegt nicht not- 
wendig und in allen Fällen darin, vielmehr ift dazu aufer einem auskömmlichen 
Gehalt eine danernde Stellung, bie ein auslömmliches Gehalt dauernd bringen 
kann, erforderlich, eine bloß vorübergehende Beichäftigung reicht nicht aus. 


Nr. 2391. L Hilf8-Sen. 21. Ottober 1881. IV* 644. 80. Bd. 6, Nr. 72, ©.258. 

Grofjähriger Hausſohn. Haftung aus Gefchäften ohne väterlihen Konfens, 
8 125, IL2WULR. (Preuß. R.) Der an fih rechtsfähige in väterlicher Gewalt ftehende 
großjährige Sohn ift, foweit nicht Verfügungen über fein freies Vermögen in Betracht 
fommen, unfähig, Verträge, die ihn belaften, ohne Genehmigung des Vaters zu 
ſchließen. Falls ein folder Sohn namens des Vaters, ohne bevollmäditigt zu fein und 
ohne nachträglich Genehmigung erlangen zu können, mit einem Dritten fontrabiert, ift 
er dem Gegentontrabenten, wenn nicht etwa Betrug vorliegt, für das, negative ober 
volle, Bertragdinterefje nicht haftbar. Allerdings wird derjenige, welcher nnbevollmädhtigt 
als Bevollmächtigter auftritt und fo Tontrahiert, dem Gegenkontrahenten verantwortlich 
und muß ihn ſchadlos Halten. 88 9, 96, 128, 171, 1.13 A.L.R. Uber der Grund 
diefer Haftung ift culpa in contrahendo; weil ber vermeintliche Bevollmädtigte in dem 
Bertragsichluffe und durch ihn es ermöglicht, dem Gegenkontrahenten den vertrags- 
mäßigen Anſpruch gegen den angeblichen Mandanten zu verichhaffen, muß er dem Gegen- 
kontrahenten für die Nichterfüllung dieſer Pflicht auflommen. Die Fähigkeit zur 
Übernahme vertraglicher Verpflichtung ift alfo Vorbedingung diefer Verbindlichkeit. 
Die von Bertragsunfähigen im eigenen und die von ihnen im fremden Namen ge- 
ſchloſſenen Berträge ftehen mithin in Anfehung der perjönlichen Haftbarkeit gleich. 
Nr. 179. 


Nr. 2392. V. Sen. 8. Januar 1890. V. 233. 89. Bd. 25, Nr. 60, ©. 284. 

Erfordernis der Einwilligung des Hausvaters in Necdhtögeichäfte des mändigen 
Hanskindes. 88 125, 201, IL. 2; 88 133, 1.5 ALR. (Preuß. R.). Der Be- 
rufungsrichter hat feftgeftellt, daß die Genehmigung ber von der W. gefchehenen Ber- 
pfändung ihrer Hypothek, die fie nicht als freies Vermögen befaß, jo baß fie zur Ber- 
pfändung berjelben als Haustochter ber väterlichen Einwilligung bedurfte, von jeiten 
ihres Vaters fchon vor ber Vornahme der Verpfänbung, allerdings nur mündlich, 
erfolgt ift. Die Anficht, daß die Einwilligung des Vaters in die vorliegende Ver⸗ 
pfändung gleich diefer ſelbſt in Schriftform Hätte erfolgen müflen, ift nicht richtig. 
Das Gele vom 2. Zult 1875 erkennt den Minderjährigen ald den eigentlichen 
Kontrahenten an, wenn e3 ibn im 8 2 nur ohne Genehmigung des Vaters, Vormundes 
ober Pfleger3 noch nach zurückgelegtem fiebenten Lebensjahre für nicht fähig zur rechts⸗ 
gefchäftlichen Übernahme von Verbindlichkeiten (alfo mit der Genehmigung bazu fähig) 
erflärt. Daraus folgt, daß etwaige Formerforderniffe bes Rechtsgeſchäfts von dem 
(tontrabierenden) Minderjährigen erfüllt werden müflen, daß aber damit aud ben 
Formvorjchriften Genüge gefchieht, da für die Genehmigung durch den Vater, Bormund 
oder Pfleger, welche ebenfo wie beim majorennen Hausfohne auch generell für einen 
Kreis von Gefchäften erteilt werden Tann, die Beobadjtung der zur Bültigfeit des ein- 
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zeinen Beichäftes erforderlichen Form nicht vorgeichrieben tft. Bedarf bie Senehmrigu:: 
ber Nechtsgeichäfte Minderjähriger feiner Form, fo kann eine folde auch nicht für b- 
Einwilligung des Hausvaters in Geſchäfte des großjährigen Hausfinbes verlan:: 
werben, denn zwiſchen beiden Arten von Konfenserteilungen waltet eine berar:::: 
rechtliche Verſchiedenheit, daB fie verfchiedenen Formvorichriften unterliegen Tönnter. 
nicht ob. 


Nr. 2393. I Sen. 6. Juli 1889. L 147. 89. 8b. 23, Nr. 64, S. 296. 
Unfhören ber väterliden Gewalt bei einem großjährigen Eubalterusffizier dura 
Errichtung einer abgefonderten Wirtiaft. (Preuß. R.). Nach dem aus feiner Erı- 
ftehungsgeichichte hervorgehenden inneren Bufammenhange mit den 88 212=, b, I. : 
ALR. iſt das Schwergewicht im Anh. 8 90 auf die Worte „buch Erlangung be: 
Majoreunität” zu legen. Tenn ber Grundſatz des AWLR., dab [don durch d:: 
Erlangung der Großjährigkeit der minberjährige Offizier von ber väterlicde: 
Gewalt befreit wurde, follte aufgehoben werden. Die Bedeutung bed Anh. 8 90 Tie: 
in dem Sabe, daß durch die Erlangung ber Großjährigkeit allein nik 
wie bis dahin die väterlide Gewalt aufgehoben wird, fondern nur, wenn das Adancemer: 
zum Nittmeifter oder Kapitän und ber Genuß bed mit biefen Ehargen verknüpften 
Gehaltes Hinzutritt. Die frage, ob ber Offizier durch die Erlangung der Majorennitä: 
von ber väterlichen Gewalt dann befreit werde, wenn bie Erridtung einer eigenen vcı 
ben Eltern abgejonderten Wirtichaft im Sinne des 8 210, .2WALR. binzutrat, war 
nah dem A.L. R. vor dem Anh. 8 90 überhaupt nicht aufzumwerfen. Weder der Wort- 
laut noch die Entftehungsgeiichte des Unh. 8 90 zwingen zu der Annahme, daß bie 
Anwendung des 8 210 a. a. D. auf Offiziere überhaupt hat ausgefchloffen merben 
ſollen. Aus dem Und. 8 90 fan uur ber Saß entnommen werden: die Bekleidung 
der Dffizierscharge allein befreit den großjährigen Dffizier von der väterlidden Gewalt: 
nicht, ſondern es muß hinzukommen, daß er ber väterlichen Hilfe zu feinem Unterhalt 
nicht mehr bedarf; eines Beweiſes dafür bedarf es nad dem Geſetze nicht, wenn ber 
Subalternoffizier zum Rittmeifter oder Kapitän avanciert und das Gehalt dieſer Charge 
bezieht. Dagegen folgt aus dem Anh. 8 90 nicht der Sab, daß bie VBelleibung ber 
Dffizierächarge die emancipierende Wirkung des Eintrittes der Großjährigkeit in Brr- 
bindung mit der Errichtung eines eigenen Haushaltes hindert, auch wenn ber Offizier 
ber väterlichen Hilfe zu feinem Unterhalte nicht mehr bedarf, weil er jelbftändiges un⸗ 
abhängiges den Dienftbezügen des Rittmeiſters ober Kapitäns gleichkommendes Ein- 
kommen bat, auch ohne das Gehalt diefer Charge zu beziehen. Bei dem unverheirateten 
Offizier wird es Sache der Prüfung und Teftftelung im konkreten Falle fein, ob der 
Dffizier, der eine abgefonderte Wirtſchaft errichtet hat, durch die ihm außer feiner Gage 
zu Gebote ftehenden von dem Water unabhängigen Mittel wirtfchaftlich derart ſelb⸗ 
ftändig geftellt ift, wie der Anh. 8 90 es verlangt. Bei dem verheirateten Offiziere ift 
es nach den Vorſchriften für bie preußiiche Armee über den für die Verbeiratung er- 
forderliden Vermögensnachweis regelmäßig ohne weiteren Beweis zu bejahen. 


Nr. 2394. V. Sen. 9. Dezember 1896. V. 190. 96. Bd. 38, Nr. 80, ©. 299, 

Befugnis des großjährigen Hauskindes, ohne Beitritt bes Vaters anf Freigabe 
zu feinem nicht freien Vermögen gehöriger von Glänbigern bes Vaters gepfündeter 
Mobilicn zu Hagen. (Breuß. R.). Die Klägerin, ein großjähriges Hauskind, Magte 
auf Freigabe von Mobilien, die auf Antrag der Bellagten gegen ihren Vater gepfändet 
worden waren. Sie behauptete, daß diefe Sachen zu ihrem nicht freien Vermögen ge- 
hören. Der erfte Richter wies bie Klage bezüglich mehrerer Sadhen ab und machte im 
übrigen die Entſcheidung von der Leiftung eines der Klägerin auferlegten Eides ab» 
bängig. Die Berufung der Beflagten ift zurüdgewiefen, ebenfo ihre Revifion. Die 
Reviſion richtet ſich Tediglich gegen die Annahme des Berufungsrichters, daB die Klägerin 
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auch ohne Beitritt oder Genehmigung ihres Vaters aktiv Iegitimiert fei. Der Berufungs- 
richter nimmt an, daß das, nad 8 51 Abſ. 2 C. P.O. prozebfähige, großjährige Haus- 
find zur felbftändigen Führung von Prozeſſen über fein nicht freies Vermögen ganz 
allgemein aktiv und paſſiv legitimiert fei und daß die Nichthinguziehung des Vaters nur 
die Folge habe, daß das gegen das Hauskind erlaffene Urteil in beffen dem Nießbrauche 
und der Verwaltung des Vaters unterliegenbes Vermögen (88 168 ff. IL. 2 A.L.R.) 
nicht vollftredt werden könne. In folder Allgemeinheit fteht diefer Sab weder im Ein- 
fange mit den Vorfchriften der 8 201, 202, 124 ff. I. 2 A.L.R. noch findet er eine 
Stüße in den zahlreichen Urteilen des Reichsgerichts, welche die verwandte Yrage, ob 
bie Ehefrau allein zu Prozejien über ihr eingebradites Vermögen aktiv und paſſiv 
legitimiert fei, in verneinendem Sinne enticheiden. Das Urteil im Falle Nr. 2240 ift 
vom Berufungsrichter zu Unrecht für feine Anficht verwertet. Als Regel gilt vielmehr 
der Satz, daß das großjährige Hauskind in Beziehung auf fein nicht freies Vermögen 
hanblungsunfähig ift und daB der von ihm angeftellten Klage der Einwand der man« 
gelnden Altivlegitimation mit dem Erfolge der Klagabmweifung entgegengejeht werden 
kann. Gleichwohl kann die Enticheidung des Berufungsgerichts in ihrem Ergebnifie 
nicht beanftandet werden; denn der vorliegende Einipruch der Klägerin gegen die 
Pfändung von Mobilien ift, wenn man ihn Überhaupt als eine Verfügung über ihr 
nicht freied Vermögen aufzufaflen hätte, jedenfalls feine ſolche, deren Rechtsgültigkeit 
nah 8 201, I. 2 WEN. von bem Beitritt und der Einwilligung des Vaters abhängt. 
Was 8 201 unter Verfügung verfteht, ergiebt fi aus 8 202 und ben in leßterem an- 
gezogenen 88 124 ff. besfelben Titel3, in melden nur von Verträgen und Schulden, 
mithin von Verfügungen, wodurch das nicht freie Vermögen veräußert oder belaftet 
wird, die Rede ift, alſo von Verfügungen, bie das väterlihe Verwaltungs- und Nieh- 
brauchsrecht gefährden. Bu Dispofttionen, die das Hecht des Vaters nicht alterieren, ift 
das Hauskind jelbftändig befugt. So Tann das Hauskind nad 8 124 a. a. D. Rechte 
und Gerechtſame erwerben und Maßregeln zur Erhaltung feines nicht freien Ber- 
mögens aud ohne Hinzuziehung des Vaters rechtägültig treffen, 3. B. Orundftüde und 
Gerechtigfeiten, die der Bater mit Bernadjläffigung der geſetzlichen Vorjchriften veräußert 
hat, zurüdfordern (8 6, I. 15 WLR.) Bu den Maßregeln, welche die Erhaltung 
bes nicht freien Vermögens bezweden, gehört zmweifellod auch die Klage auf Freigebung 
der von Gläubigern bed Baters im Wege der Biwangsvollitredung gepfändeten Sadıen. 
Es fommt aber noch Hinzu, baß bei einer ſolchen Pfändung die SInterefien des Vaters 
mit denen des Hauskindes Tollidieren, da Eriterer dur den Zwangsverkauf von feiner 
zur Bollftredung ftehenden Schuld auf Koften des Hauskindes ganz ober teilmeije be- 
freit werden würde. Bei Minderjährigfeit des Hauskindes wäre der Fall der Einleitung 
der Pflegſchaft (8 86 der Vormundſchaftsordnung von 5. Zuli 1875) gegeben; bei 
Großjährigfeit besfelben fällt das Erfordernis bes Beitrittes oder ber Genehmigung 
bes Bater3 fort. Nun führt die Nevifion freilich noch aus, daß ber Water über die 
zum nicht freien Vermögen des Hausfindes gehörigen Mobilien ganz freie Verfügung 
habe, fie verpfänden und namentlich auch der Bmangsvollftredung feiner Gläubiger unter- 
werfen könne; allein auch diefer Ausführung, bie überdies überfieht, daß ber thatbeftand- 
mäßige Sachverhalt feinen Anhalt für die Annahme eines Einverftändniffes bes Vaters 
ber Klägerin mit der von ben Bellagten bewirkten Pfändung giebt, konnte nicht bei⸗ 
getreten werben, ba nad den Beitimmungen ber 88 282ff., I. 2 AUL.R. der väter- 
liche Nießbrauch auch bezüglich der zum nicht freien Vermögen des Hauskindes gehörigen 
Mobilien nur zur Nubung und zum Gebrauche unbeichadet der Subftanz berechtigt 
(vergl. auch 8 204 a. a. D.). Über die Subftang jenes Wermögens kann er nach den 
88 75ff. L 21 A.L. R. dur Veräußerung oder Berpfändung Iebiglich zum Zwecke der 
Berichtigung von Schulden des Hausfindes verfügen, nicht dagegen die Subftanz zum 
Begenftande der Befriedigung feiner eigenen Gläubiger machen. Nach 8 205, IL. 2 
AL.R. dürfen die Gläubiger des Vater? nur aus den Einkünften des nicht freien 
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Vermögens Befriedigung juden. Nr. 2402. Gelbft der Ehefrau ſteht bie felbftände 
Befugnis gu Interventionsflagen gegen bie Gläubiger ihres Ehemannes, bie im Ber 
der n ihre eingebrachten Mobilien haben pfänben laflen, zu, obwohl nad 824: 
II. 1W.L2.R. über diefe Mobilien ber Ehemann die freie Verfügung hat. Dem faun nid 
entgegengebalten werben, daß ber Frau dieſe Befugnis durch befonbere gefeßliche Bar- 
ſchrift, nämlich durch die Verordnung vom 7. April 1838 erteilt fei, während es an eine 
ahulichen geſetzlichen Veftimmung für fein Hauskind fehle; denn jene WBerorbuung T 
lediglich deflaratorifchen Charakters, führt nichts Neues ein, fondern vermittelt nur de 
vom Obertribuna! übrigens ſchon vorher gewonnene richtige Verſtändnis Tandreditiide 


Vorſchriften und die Mißverfiändnifie, die zum Erlaſſe jener Verordnung geführt haben 
waren gerade unb nur dadurch veranlaft worden, daß ber Nießbranch bes Ehemann 


an den eingebradhten Mobilien der Frau im 8 247 a. a. D. gegenüber bem fouft = 
ALLER. geordneten Nießbrauche, insbefondere aud) gegenüber dem Nießbrauche bes Bater!. 
eine Erweiterung erfahren bat. 


Ar. 2395. IIL Sen. 19. Januar 1886. TIL 238. 85. ®b. 15, Ar. 42, ©. 19. 

Bormundihaft des Baters über feine minderjährigen Kinder. (Gem. R.). Ta? 
Berufungsgericht geht mit Recht davon ans, daß die frage, ob die Beklagten aus be 
von ihrem Vater ausgeftellten Schuldurkunden mit Erfolg in Anſpruch genommen werdet 
tunen, nach ben Grundſäten bed römifchen Rechts nur daun zn bejahen fein würd, 
wenn die Rechtögeichäfte, aus denen bie in jenen Schulburkunden anerfannten Schule 
herrühren, von dem Bater der Bellagten in Berwaltung eines vorhandenen Mbvertir 
vermögens der Lehteren eingegangen wären, ba eine weitergehende geſetzliche Befngni⸗ 
bes Vaters, feine Hausfinder bei Vornahme von Nechtögefhäften zu vertreten, in* 
befondere feine minderjährigen Hauskinder einem Bormunde gleich ohne Rädficht auf 
das Borhandenfein und die Verwaltung von Adventizgütern in ber Art zu verpflichten 
daß fie perfönlih mit ihrem gefamten, auch ihrem Tünftigen Bermögen aus ben don 
bem Bater in ihrem Namen eingegangenen Berbinblichleiten Haften, auch im neueſten 
römifchen Rechte nicht anerlannt if. Rad der Entwidelung, welche die &rundli 
des römifchen Rechts über bie väterliche Gewalt und die Stellung des Vaters zu ſeiren 
minderjährigen Hausfindern nad) der Nezeption in Deutfchland tim Anſchluß ar 
deutſche Rechtsanſchauungen, insbefondere an die beutfchen Srunbfäge über bie vätr 
liche Vormundſchaft gewonnen haben, bat der Water neben ben Rechten, welche di 
väterlihe Gewalt ihm an dem Vermögen feiner Kinder verleiht, die Stellung und di 
Rechte eines natürlichen Vormundes feiner minderjährigen Kinder. Die väterliche Gewalt 
repräfentiert die natürliche Bormundfchaft des Vaters über fein fhukbedärftiges Kind 
Die von biefem Geſichtspunkte aus in ber väterlichen Gewalt nach dem heutigen Rechtt 
enthaltenen Rechte und Pflichten bes Vaters find im ganzen denen des Vormundes 
entfpredjend, wenn auch freier geftaltet. Dem Bermögen bes Kindes gegenüber äußert 
fie fih als das Recht vollftändiger vermögensrechtlicher Vertretung. Nr. 2397. Mi 
Necht geht aber das Berufungsgericht davon aus, daß für die Ansäbung biefes Recht⸗ 
des Vaters diejenigen Rormen maßgebend find, welche fi) aus dem Wefen und det 
Ratur der vormundfchaftlicden Verwaltung und Vertretung ergeben, als einer Ber 
tretung fremder Berfonen, in vermögensrechtlicher Beziehung als einer Verwaltung 


fremden Vermögens in fremdem Intereſſe. Der allgemeine Grundſatz, daß der Bor 


mund an Stelle bes Herrn ift und wie ein folder über das Vermögen feines Mündeld 
verfügen und ben Lebteren verpflichten Tann, findet feine Begrenzung dahin, daß det 
Bormund feine Rechte nur im Intereſſe des Mündels ausüben darf. ft dies ziwer 
nicht dahin zu verftehen, daß e3 für die Gültigkeit der von dem Bormunde na 

feines Mündels abgefchlofienen Rechtögefchäfte darauf ankomme, ob das Rechtsgeſchäft 
wirflich zum Vorteile des Mundels geweſen ift, fo find doch diejenigen Rechtsgeſchäfte 
für den Mündel unverbindlih, welche der Bormunb mit Überfchreitung der Grenzen 
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feiner vormundſchaftlichen Befugniſſe, unter Mißbrauch derſelben abgeſchlofſſen hat, 
namentlich alſo argliſtige Eingriffe in das Vermögen ſeines Muündels. 
Der Vormund handelt hier nicht in Ausübung der ihn zuſtehenden vormundſchaftlichen 
Rechte als Vertreter des Mündels, fondern unter pflichtwibdrigem Mißbrauche ber ihm 
durch feine Stellung ald Bormund verliehenen Machtvollkommenheit im eigenen Intereſſe. 
Sm einem foldhen Falle (vergl. 1. A 8 7 Dig. de reg. jur. 50, 17;1.78 3 Dig. de 
auct. 41, 4; 1. 12, 1; 1. 27 Dig. de adm. et pr. 26, 7) macht ſich der Bormund nicht 
allein dem Münbel erfagpflichtig, fondern e3 find auch die von ihm eingegangenen Ber- 
binblichletten für den Mündel unverbindlih, namentlich dann, wenn eine auf wiffent- 
ide und widerredtlihe Schädigung des Vermögens des Mündels abzielende 
Handlung des Sormundes vorliegt, indem er aus eigenen Rechtsgeſchäften für ihn ent- 
ftandene Schuldverbindlichleiten wider befieres Wiſſen ald Schulden feiner Mündel an- 
erfennt, um fich felbft den eingegangenen Verpflichtungen überhaupt ober doch zur Zeit 
zu entziehen. Nr. 2402. 


Nr. 2396. IV. Sen. 22. Oktober 1894. IV. 110. 94. Bd. 34, Nr. 50, S. 206. 

Bertragsfähigteit volljähriger Hauskinder in Anfchung ihres freien Vermögens. 
(Breuß. R.). Der Kläger ift der am 6. Mai 1891 anferehelich geborene Sohn der 
Ehriftine %., mit der ber Beklagte geichlechtlich verfehrt hat. Ohne feine Vaterſchaft 
anzuerlennen, erflärte fi) ber Bellagte in dem privatichriftlicden Bertrage vom 20. Juli 
1891 vergleichäweife bereit, an den Hagenden Bormund binnen drei Monaten eine Ab⸗ 
findungsfumme von 3300 Mt. nebft brei Prozent Zinfen vom 20. Juli 1891 ab zu 
zahlen. BDiefe Abfindungsfumme bildet den Gegenſtand des Nechtöftreitd. In der Be- 
rufungsinftang hat der Bellagte eingewenbet, daß ber Bertrag vom 20. Juli 1891 nicht 
rechtsverbindlich fei, weil er, der Beklagte, bei beffen Errichtung ein unter väterlicher 
Gewalt befindlicder Hausfohn geweſen nnd fein Water bem Vertrage nicht beigetreten 
ſei. _ Das Berufungsgericht Hat den Einwand für durchgreifend erachtet und deshalb, 
ohne auf bie weiteren Einwendungen des Bellagten einzngeben, auf Abweilung des 
Klägers erlannt. Die Nevifion des Klägers ift zurlidgewiefen. Mit Nüdficht auf das 
Ergebnis der Bewetsaufnahme bat der Berufungsrichter bedenkenfrei feftgeftellt, daß der 
Beflagte, obgleich er im Jahre 1893 das 32. Lebensjahr erreicht hat, zur Beit ber in diefem 
Sahr erfolgten Beweisaufnahme und alfo andy zur Zeit des Abfchluffes des Vertrages 
vom 20. Juli 1891 noch Hausfohn war, d. H. ſich noch unter väterlicher Gewalt befand. 
Hieraus ergiebt fi mit Rückſicht auf die 88 125, 158, 163 ff., 204, IL 2. A.L. R. daß 
der Vertrag vom 20. Zuli 1891, zu dem ber Water des Bellagten feine Einwilligung 
unftreitig nicht erteilt bat, für den Bellagten nur daum rechtsverbindlich fein würde, 
wenn er ihn in gefehlich gültiger Weiſe in Anfehung feines freien Vermögens gefchloffen 
Hätte. In diefer Hinficht behauptet nun ber Kläger, daß ber Bellagte die in dem Ver⸗ 
trage vom 20. Zuli 1891 eingegangene Verpflichtung mit Rüdfidht auf die ihm gegen 
feinen Bater zuftehende Erbabfindnngsforderung von 3600 Mt. übernommen habe, und 
ed ift auch unftreitig, daß dem Bellagten bei Abſchluß des Vertrages ans der bei der 
zweiten Heirat feines Vaters ftattgehabten Schichtung eine mütterlihe Erbabfindung 
von 3600 ME., fällig geworden bei der Großjaͤhrigkeit des Beklagten, zuftand, welche 
auf dem Kolonate des Waters be3 Bellagten hypothekariſch haftete. Das Berufung 
gerit nimmt ferner mit Rückſicht auf 8147, IL 2 A.L.R. und 8 19 des Geſetzes ber 
treffend da3 ehelihe Süterreht in der Provinz Weftfalen vom 16. April 1860 an, 
daß diefe Erbabfindung, bei Abſchluß des Vertrages vom 20. Juli 1891, da er zu 
diefer Beit greoßjährig war, zu feinem freien Vermögen gehörte. Hiernach unterliegt 
es Teinem Bweifel, daß fi der Bellagte zur Zahlung ber in dem Vertrage vom 
20. Juli 1894 verfproddenen Summe ohne Beitritt ſeines Vaters rechtsgültig mit ber 
Wirkung verpflichten fonnte, daß er die Zahlung aus feiner mütterlicden Erbabfindung 
zu leiften hatte. In dem Bertrage vom 20. Juli 1891 ift aber des freien Vermögen? 
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und insbefondere der Erbabfindung des Beklagten in feiner Weife Erwähnung geichehen, 
und der Kläger behauptet auch nur, der Beklagte habe damals durch feine mündlichen 
Erflärungen außer Zweifel geftellt, daß er die übernommene Verpflichtung in Anfehung 
feiner Erbabfindung habe eingehen wollen. Die Behauptungen de3 Klägerd vermögen 
aber den erhobenen Anfpruch nicht zu begründen, weil der Vorfchrift des 8166, IL 2 
A.L.R. nit genügt iſt. Zunächſt ift es unbedenklich, dab bie Worte „Kredit geben” 
in 8 166 a. a. DO. nicht im engeren Sinne zu verftehen find, fondern alle Verträge 
mit Hauskindern umfaflen, die von den Letzteren nicht fofort erfüllt werden. Streitig 
ift aber in Rechtſprechung und Litteratur, ob und in welchem Umfange die Gültigkeit 
des Vertrages von der Beobachtung der Sorfchrift des 8 166 a. a. D. abhängt. Es 
Tann nun nit für ftatthaft eradhtet werden, auf Grund der Borfchrift des 8 319 
I. 1 A.L.R. (bezüglich des Kredits auf das vorbehaltene Vermögen der Ehefrau) zu 
einer anderen Auslegung des 8 166, I. 2 A.L.R. zu gelangen als der, welde dem 
finngemäßen aus bem Haren Wortlaut bes Geſetzes in Berbindung mit den in Betracht 
fommenden jonftigen Borfchriften über das eigentümliche Vermögen ber Kinder zu ent- 
nehmenden Berhältnifie entſpricht. Dieſe Erwägung führt aber zu dem von dem vor- 
maligen preußifchen Obertribunal in dem Urteil vom 30. April 1868 (vergl. Striethorft, 
Archiv 8b. 70, S. 331 ff.) ausgeſprochenen Rechtsſatze, daß großjährige Kinder aus 
Iäftigen Verträgen bei fehlendem Konfenfe des Vaters nur unter ber Borausjeßung, 
daß die Verträge fih auf das freie Vermögen beziehen, und nur mit bem Gegenftande 
und Betrage des letzteren haften, in betreff deflen fie dem Gläubiger gemäß 8 166 
a. a. D. Sicherheit beftellt Haben. BDiefe Auslegung entipricht ber bedingungsloſen 
und zwingenden Faſſung des 8 166 und dem Zuſammenhange diefer Vorſchrift mit 
ber des 3 165 a. a. D. und ihrer Beziehung zu den allgemeinen Beftimmungen der 
88 125, 131, U. 2 A.L. R. Im vorliegenden Falle tft hiernach der Vorſchrift bes 
8 166 a. a. O. unzmeifelhaft nicht genügt, weshalb dem Kläger ber geltend gemachte 
Anſpruch nicht zufteht. 


Nr. 2397. II. Sen. 6. Mai 1884. II. 30. 84. Bd. 15, Nr. 41, ©. 192. 
Vormundſchaft bes Vaters. Borausfeuung ber Neftitution wegen Minderjährig- 
keit. (Gem. R.). Die Befugnifie, welche bie väterlide Gewalt dem Water an dem 
Bermögen feiner Hauslinder gewährt, gehören zu den Vermögensrechten des Vaters 
und find deshalb von ihm, abgejehen von dem bier nicht in Betracht fommenden Yalle 
einer notwendigen Beräußerung (c. 8 88 4, 5 Cod. de bon. quae lib. 6, 61), nicht im 
Namen felner Kinder, fondern in feinem eigenen Namen auszuüben. Daher iſt auch 
die Bitte um Neftitution wegen DMinderjährigkeit gegen die Geſchäfte, weldhe ein Vater 
vermöge feiner väterliden Gewalt vorgenommen hat, überhaupt nicht ftatthaft 
(1.384 Dig. de min. 4,4; c.8 85 Cod. cit.). Der Vater ift aber durch die väter- 
lide Gewalt nicht beredtigt, au) die Berfonen feiner minderjährigen Hausfinder 
zu vertreten und fie durch feine in ihrem Namen vorgenommenen Handlungen zu 
obligieren oder den Mangel ihrer Dispofitionsfägigkeit durch feinen Konſens zu er- 
gänzen. Insbeſondere darf einem väterlichen jussus nicht die Wirkſamkeit eines vor⸗ 
mundſchaftlichen Konſenſes beigemeflen werden; die Bedeutung besfelben befteht nur 
darin, daß der Bater obligiert wird durch die von feinem Hausfinde jussu patris 
eingegangenen Berbinblichfeiten. Die väterlide Gewalt erftredt fich gleichmäßig ſowohl 
über die großjährigen wie über die minderjährigen Hausfinder. Die Befugnis des 
Bater3 zur vermögendrechtlichen Vertretung dev Berfonen feiner minderjährigen 
Kinder Tann nur darauf beruhen, daß er deren Bormunb if. Während nad dem 
Rechte der Quellen der Bater die Stellung eines Vormundes oder Kurator3 feiner 
minderjährigen Kinder nur in befonderen Fällen einnahm, giebt ihm das heutige Ned, 
neben den Rechten der väterlichen Gewalt, allgemein die Rechte eines natürlien 
Bormundes berfelben. Im vorliegenden Yale Hat der Water keineswegs bloß über 
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ba3 feiner väterlichen Gewalt unterworfene Bermögen der minderjährigen Kinder 
disponiert; er hat vielmehr durch feine in ihrem Namen vollzogenen Aktien⸗ 
zeichnungen und durch feine Genehmigung ihrer Wechielzeichnungen biefelben perſön— 
lich obligiert dergeftalt, daß fie für die fontrahierten Berbindlichleiten unbeihräntt, 
nicht bloß mit ihrem gegenwärtigen, fondern auch mit allem ihrem fünftigen Bermögen 
verhaftet find. Da bie diefen Obligationen an fich zufommende Gültigkeit nur aus ber 
pormundfchaftliden Befugnis des Vaters herzuleiten tft, fo ift auch das Feiti- 
tutionsgeſuch des Beklagten (bes den Kindern behufs der Vertretung im Prozefle vom 
Bormundichaftägericht beftellten Kurators) Hier in gleicher Weife zuläffig, als wenn bie 
betroffenen Ntechtögefchäfte von einem buch richterliche Beftellung berufenen Vormunde 
vorgenommen wären (l. 29 pr. Dig. de min. 4, 4). Nun ift zwar bie Reſtitution 
wegen Minderjährigfeit gegen ein von bem Bormunde eines Minderjährigen ober 
bon dem Lebteren felbft mit ber Genehmigung feines Vormundes vorgenommenes Ge- 
ſchäft nur dann zu erteilen, wenn ber Vormund bei der Vornahme dieſes Geſchäfts 
e3 an ber gehörigen Vorſicht Hat fehlen laſſen oder fonft zum Nachteile feines Mündels 
etwas verjehen hat (c. 2, 3 Cod. ei tut. interv. 2, 25). Dieſe Boransfegung ift aber 
bier vorhanden. Der Vater hat feine minderjährigen Söhne an einer zu begründenden 
Aktiengeſellſchaft beteiligt nicht bloß mit einer Kapitalanlage, fondern auch überdies 
mit ber Übernahme einer erheblichen perfönlichen Verpflichtung, und zwar fogar lediglich 
in Spekulation auf den Wiederverfauf der gezeichneten Aktien nach einer erhofften bal- 
digen Steigerung des Kurſes. Sol nun ein Bormund nad geſetzlicher Vorſchrift ſchon 
bei der Anlegung bed Vermögens feiner Münbel mit größter Vorſicht verfahren, fo 
muß e3 für durchaus unftatthaft erachtet werben, daß ein Bormund, der Vater ebenfo 
wie ein beftellter Bormund, feine Mündel behufs der Eingehung folder gewagten 
Geſchäfte mit perjönlicden Verbindlichkeiten belaftet. Daß derartige Geſchäfte von 
Sroßjährigen Häufig eingegangen werden, fann fie nicht auch für Minderjährige als 
thunlich ericheinen lafien. Die Bezugnahme der Borinftanz auf ben Ausfpruch des 17 
$ 8 Dig. de min. 4, 4 ift unzutreffend nnd rechtsirrtümlich. Auch die gegen die Er- 
teilung der Reftitution noch vorgebrachten bejonderen Einwendungen find unbegründet. 
Der Umftand, daß die betroffenen Rechtsgeſchäfte zu Gunften einer Altiengefell- 
haft eingegangen find, iſt nicht imftande, das Reftitutionsgefuch als unzuläffig er- 
fcheinen zu laſſen. Die im Falle Ar. 936 angeftellten Erwägungen treffen ben vor⸗ 
liegenden Yal nicht. Daß den Pflegebefohlenen des Beklagten wegen be3 erlitienen 
Nachteiles ein Regreßanſpruch gegen ihren Water zuftehen mag, tft fein Hindernis der 
Buläffigleit des Neftitutiondgejuches. Iſt ihnen bie erbetene Neftitution zu erteilen, 
fo müſſen ihnen auch die von ihrem Vater als ihrem Vertreter zur teilmeifen Erfüllung 
diefer Obligationen geleifteten Zahlungen zurüderftattet werden. Nr. 2395. 


Nr. 2398. II. Sen. 1. Suni 1886. II. 423. 85. Bd. 16, Nr. 21, ©. 113. 
Berträge zwiſchen dem Bater nud feinen Hauskindern. (Gem. R.). Im heutigen 
gemeinen Recht find alle zwiſchen dem Bater und feinen Hauskindern abgeſchloſſenen 
Rechtsgeſchäfte, auch die liberalen und Schenkungen, wirkſam. Da nad) dem heutigen 
Nechte die Hausfinder vermögend- und erwerbsfähig und ſomit die mit ihrer Ver⸗ 
mögensunfähigkeit nach römiſchem Rechte zufammenhängenden Beftimmungen in Wegfall 
gefommen find, fo hat auch der römiſchrechtliche Satz, baf ber Vater jeinen Kindern 
feine Schenkungen machen Tönne, feine Grundlage verloren; es Tann der Vater, wie er 
andere Rechtögeichäfte mit feinen Kindern wirkſam eingehen Tann, ihnen auch liberale 
Bumenbungen, unter den für biefe im übrigen geltenden Borausfegungen, machen. 


Nr. 2399. HL Sen. 17. Oltober 1882. II. 278. 82. Bd. 10, Nr. 42, ©. 145. 
Adventitiengut. (Gem. R.). Das fraglihe Bermögen war als ordentliches 
Adventitiengut (peculium adventitium regulare) dem Genuß- und Verwaltungsrechte 
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des Vaters währenb ber Dauer ber väterliden Sewalt unterworfen. Keine Bier 
Befugniffe it bem Vater durch ben Inhalt des Teftaments der mätterlichen Srofmnz: 
bes Kindes entzogen worben. Insbeſondere liegt in der Zuwendung bes Niekbrande- 
au bie Mutter fein beftimmier und unzweibentiger nad) Nov. 17 cap. 1 allein gälti= 
Unstchluß des väterlihden Gennßrechts, zumal ber Iekte Wille beiben Eiterm r. 
Befugnis einräumt, unter gewiſſen Borausiegungen zu ihrem Vorteile über bie Subfker 
des Kindeövermögens zu verfügen. Thatſächlich bat beun au ber Bater neben br 
Berwaltung ben Nießbrauch an dem fraglichen Kapitale ausgeübt, basfelbe als „Be 
treten feines Sohnes” gegen Unterpfand ausgeliehen und in dieſer Eigenfchaft Fin 
sahlungen und Kapttaltellgahlungen in Empfaug genommen. — Rad; gemeine 
(romiſchem) Rechte befteht ein burdhgreifender Unterſchied zwiſchen ber Nedhtöftelle:: 
und Veräußerungsbefugnis des Baters Hinfichtlich des feinem Genußrechte unterworfer- 
Abventitiengutes bes Haußlindes nnd ber Wechtäftellung und Beräußerungäbefugr: 
des Bormundes. Der Vater bat au jenem Vermögen ein ben Befugnifien bes Cigr: 
tümers entſprechendes Seunkredt. Er übt kraft besielben ben Bells, ben Riekbrar: 
und bie Verwaltung des Abventitiengutes felbftänbig und in eigenen Namen ans. 5 
darf felbft bleibende Veränderungen damit vornehmen und ift dabei weder an bie der 
Niekbraucher als ſolchem gezogenen Schranten gebunden noch zur Sicherheitsleiftur 
und Rechnungsablage verpflichtet. Die Rechte des Hauskindes ruhen bis zur Beenbigur: 
der väterlichen Gewalt und beichränten fich im weſentlichen auf einen bemnädhitiger 
Anfprud an ben Bater wegen geführter Verwaltung und auf Herausgabe bes Ber- 
mögend. Bergl. c. 6 8 2 Cod. de bon. quase lib. 6, 61. Wllerdings find dem Vater 
Verfügungen über bie Subftanz bes Aoventitiengntes, namentlih Beräußerungen ır 
beweglicher Sachen der Regel nach bei Bermeibung ber Nichtigkeit unterfagt. In der 
geieglichen Ausnahmefällen aber, zu denen Veräußerungen ans NRüglichleitsgründe 
nicht gehören, muß er zwar namens bes Kindes handeln, vergl. c. 8 88 4, 5 Cod. eod. 
er braucht jedoch alsdann weber bie Genehmigung ber oberuormunbichaftlichen Behörde 
einzuholen noch eine beftimmte Form zu wahren. In denjenigen Gebieten des gemeinen 
NRechts, wo bem Bater einerjeits die Veräußerung unbeweglichen Mbventitiengutes aud 
aus Bwedmäßigleitsgründen geftattet unb anbererfeit# bie Verpflichtung auferlegt if, 
in allen Fällen der Veräußerung bie obervormundichaftlicde Genehmigung einzuholen 
oder ein Alienationsbefret zu erwirken, kann dies nur als eine partifuläre Rechtsbildung 
betrachtet werden. Der Bormund dagegen vertritt den Münbel kraft eines ibm über 
tragenen Amtes; ihm find freiwillige Veräußerungen von Münbelgut and rechtmäßigen 
Urfaden im Namen und Intereſſe des Pflegebefohlenen nad) vorausgegangener Sad- 
unterfuhung und Entiheidung durch das Obervormundſchaftsgericht erlaubt. — Ei 
befteht gemeinrechtlich feine ausdrückliche Borfchrift, die dem Water den Verzicht auf 
eine für ein ausftehbendes Abventitienfapital beftellte hypothekariſche Sicherheit verbietet 
Dem Schulbner, ber fih in ein bezügliches Rechtsgeſchäft mit dem Water einläßt, ik 
nur dann der Schuß gegen fpätere Erfapaniprüde des Hanslindes zu verfagen, wenn 
der Vater das Abventitienkapital in ber dem Schuldner befanunten Abficht einzieht, 
es in feinen, de3 Vaters, Auen zu verwenden, oder wenn offenbar ein Liberalitätsatt 
des Lebteren vorliegt, in Fällen alfo, wo ber Bater ganz außerhalb der Grenzen feines 
Genußrechtes gehandelt Hat. — Der Bater ift geſetzlich nicht gehindert, zur Ausführung 
einzelner ihm vermöge der väterlihen Gewalt zuftehender felbfländiger Bermögens- 
rechte am Abventitiengute einen Stellvertreter (Mandatar) zu ernennen. Bergl. c. 1 
Cod. de bon. quae lib. 6, 61. — Die Thatjache der „Entfernung nad Amerika“ ober 
auch der „Auswanderung“ des Vaters dorthin allein läßt bei ber Unbeftimmtheit dieſer 
Begriffe weder einen ficheren Schluß auf bie Wbficht des Waters zu, feine väterliche 
Gewalt und die damit verbundenen Nechte aufzugeben, noch beendigt oder juspendiert 
fie diefe Gewalt von felbft. Eine Auswanderung wird in dieſer Beziehung nur in 
Betracht kommen, wenn fie mit Entlajlung aus dem Unterthanenverbande verbunden 
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war. Sn betreff der Gültigkeit eines generellen Mandats ift für ben vorliegenden 
Fall das enticheidende Gewicht darauf zu legen, daß ber Vater bei feiner Abreife die 
Ehefrau und Mutter bevollmächtigt hat, die nicht nur vermöge der ihr geſetzlich zu- 
ſtehenden möütterliden Gewalt während einer längeren Abweſenheit be3 Ehemanned 
und Vaters die natürlihe Vormundſchaft über ihren minderjährigen Sohn, fondern 
and vermöge des im Teftamente der Großmutter angeordneten Wermächtniffes bes 
Nießbrauches an dem Kindesvermögen, bei etwaiger Erlöſchung oder Suspenfion der 
väterlichen Gewalt, alle mit dem Duafiufusfrufte verfnüpften Rechte auszuüben befugt 
war. — Der Bater und in deſſen Auftrage die Mutter bed Kindes haben im bor- 
liegenden alle, bei Stellung des Antrages auf Löſchung des Pfandbeintrages im Hypo⸗ 
thefenbuche, vermöge eigenen Rechtes gehandelt. Es ift zwiichen benjenigen 
Beräußerungen zu uuterfcheiden, welde der Bater in den geſetzlichen Ausnahmefällen 
bezüglich des Adventitiengutes des Hauskindes vornehmen darf, und denjenigen Ber- 
fügungen, zu benen er fonft in Ausübung feines Berwaltungsrecht3 ſchreitet. Dort 
Tann ber Vater nur namens des Sohnes auftreten und deflen Recht ausüben, hier 
handelt er felbftändig und in eigenem Namen. Nur gegen jene Dispofitionen fteht 
daher dem minderjährigen Hauskinde unter ben geeigneten Vorausfegungen die Rechts- 
mwohlthat der Wiebereinfegung in den vorigen Stand zur Seite. Nr. 2400. Nr. 2402. 


Nr. 2400. VI. Sen. 24. Mai 1886. II“ 79. 86. Bd. 16, Nr. 24, ©. 123. 

Duafilaftrenfifhes Gut. Adventizgut. Berwaltungsrecht des Baterd, (Gem. R.). 
Der Kläger beanſpruchte im Namen feines Sohnes Erjag für einen Schaden, melden 
diefer an feiner Erwerbsfähigkeit durch einen Unfall in der Eifengießerei des Beklagten 
erlitten hatte, wurde aber in den Vorinſtanzen auf Grund eined von ihm vor ber 
Klagerhebung abgefchlofjenen Vergleiches abgewiefen, wodurch er im Namen feines 
Sohnes allen weiteren Anſprüchen wegen des fraglichen Unfalles entfagt hatte. Die 
Nevifion des Klägers ift zurüdgewielfen. Der Anipruch würde, foweit begründet, zu 
ben fogen. bona adventicia regularia des Sohnes zu rechnen fein. Das reguläre 
Abventizgut bildet die Negel, und wenn ſich auch vielleicht Manches für die in neuerer 
Beit aufgeftellte Anficht fagen läßt, wonad infolge gemohnheitsrechtlicder Entwidelung 
jeder Erwerb, den das Hauskind einer wiſſenſchaſtlichen oder fünftlerifhen Würde oder 
Thätigleit verdankt, unter die bona quasi castrensia fallen fol, fo ift doch keineswegs 
der noch weitergehenden Anſicht zu folgen, wonad Alles, was das Hauskind durch 
eigene Thätigleit erwerben mag, heutzutage dem Wechte des peculium quasi castrense 
zu unterftellen wäre. Für den Umfang ber Berwaltungsbefugnis des Gewalthabers 
in Anſehung des regulären Wbventizgutes giebt num heutzutage lediglich das römifch- 
Suftinianifhe Recht, wie es fich durch die fpäteren Faiferlichen Verordnungen geftaltet 
hat, die Norm ab. Hier ift allerdings die Ungültigkeit aller von dem Gewalthaber 
vorgenommenen Beräußerungen, jedenfalld aller ohne Buftimmung des Kindes vor- 
genommenen, al3 Regel aufgeftellt (c. 2 Cod. de bon. mat. 6, 60; c. 4, c. 6 $ 2,1.8 
8 5 Cod. de bon. quae lib. 6, 61). Ohne Bweifel ift babei- in dieſen Geſetzen mindeſtens 
vorzugsweiſe an körperliche Sachen gebacdht, hiermit wäre indefien die Anwendung auch 
auf Forderungsrechte noch nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen; wie auch diejenige Be- 
ftimmung, wodurch die Veräußerung von Bermögensftüden der Bebormundeten ohne 
Buftimmung der Obervormundfchaft verhindert wird, im Laufe ber Zeit auch 
auf Forberungsredhte ausgedehnt worden ift. Nr. 2431. Jedoch wird anbererjeits 
dem Gemwalthaber in c. 6 8 2 Cod. 6, 61 das Recht der freieften Verwaltung („guber- 
natio“‘) eingeräumt, und die Uusnahmefälle, in denen nad c. 8 88 A, 5 Cod. 6, 61 
der Gewalthaber auch Förperlihe Sachen aus beionderen Nüslichleitägründen gültig 
veräußern Tann, gehen weit über das hinans, was in biejer Beziehung Bormündern 
ohne Genehmigung der Dbervormundichaft geftattet ift.“ (Bergl. c. 22 Cod. de adın. 
tut. 5, 37; c. 4 Cod. quando decr. 5, 72 und I. 1 8 2 Dig. de reb. eor. 27, 9). 
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Überhaupt aber wäre es verkehrt, den Kreis derjenigen Geſchäfte, welche der Gewalt⸗ 
haber in Anſehung des Adventizgutes gar nicht vornehmen lann, ebenſo weit zu 
ziehen, wie es das Vorbild der Abgrenzung derjenigen Geſchäfte, zu welchen Vormünder 
die Genehmigung der Obervormundſchaft einzuholen, an die Hand geben 
würde. Nr. 2399. Es fann nun babingeftelit bleiben, ob durch das im betreff bes 
Adventizgutes beftehende VBeräußerungsverbot überhaupt auch Yorderungsrecdhte berührt: 
werben, jedenfalls fällt eine Entfagung, wie die hier vorliegende, in den Bereich der 
Verwaltungsbefugnis bed Gewalthabers. Denn da hier einem noch zweifelhaften Rechte 
gegen Entgelt entjagt ift, fo Handelt es fih nad 8 394, I. 16 A.L.R. (e3 liegt ein 
Fall vor aus dem Herzogtum Weftfalen, wo nah 84 Publ. Pat. vom 21. Juni 1823 
der Tit. 2 Zeil I A.L.R. keine Anwendbarkeit erlangt hat) um einen Vergleich im 
inne des 8 405, 1.16 AULR., und zum Ubichluffe eines folchen als zu einem in bie 
volle „gubernatio“ einbegriffenen Alte muß ber Gewalthaber al3 befugt gelten, aus 
genommen etwa, wovon hier nicht die Rede fein Tann, wenn der Vergleich den 
Antereffen des Kindes in offenftundiger Weiſe widerſpräche. Nr. 2402. 


Nr. 2401. IV. Sen. 18. Juni 1883. IV. 171. 83. Bd. 9, Nr. 76, ©. 280. 

Rechte des Vaters auf bie Einkünfte bes freien Vermögens der Kinder. 
(Preuß. R) Der 8161, 1. 2 A.L.R. gewährt ein Necht, welches davon unabhängig 
ift, daß die Kinder unfreies Vermögen befiken und der Vater beifen Nutzungen bezieht. 
Auch das großjährige Kind, welches unfreied Vermögen beſitzt, deffen Einfünfte dem 
Bater zuftehen, muß nah 8 164 a. a. D. auf Verlangen be3 Vaters die Einfünfte 
feines freien Vermögens zunächft zum eigenen Unterhalte anwenden, und e3 Tiegt fein 
Grund vor, warum ein Unterfchied zum Vorteile de3 minderjährigen Hauskindes 
gemacht fein follte, indem fich vielmehr erwarten ließe, daB dem Vater größere Rechte 
gegenüber dem Lebteren al3 gegenüber dem großjährigen Hauskinde eingeräumt würben. 
Hiernad ift mit Recht dem Kläger vom Berufungsrichter die Befugnis zugeſprochen, 
außer und abgefehen von dem Nießbraude an bem Pflichtteile feiner Kinder noch den- 
jenigen Betrag von ben Nubungen ihres übrigen, von bem mütterlihen Großvater 
ererbten, Vermögens zu verlangen, welcher nach dem Ermellen des vormundidaftlichen 
Gerichte3 zur Verpflegung und Erziehung der Kinder erforderlich if. Nr. 2402. Nr. 323. 


Nr. 2402. 1. Sen. 8. Mai 1889. L 91. 88. Bd. 24, Nr. 47, ©. 220. 
Befugnis des Vaters, die zum nicht freien Vermögen bes Hauskindes gehörigen 
ansftehenden Kapitalien für eine eigene Schuld zu verpfünden. 88 168, 169, IL 2 
ALLER. (Preuß. R.) Die Berpfändung für eigene Schuld ift weber ein Alt des Nieß- 
brauches noch der Verwaltung und fällt nicht in den Kreis der dem Vater im 8 169, 
IM. 2 A.L.R. eingeräumten Rechtshandlungen. Der Nießbrauch, auch im weiteften 
Umfange genommen, berechtigt nur zur Nußung und zum Gebrauch unbeichadet ber 
Subftanz (88 22ff., I. 21 A.L.R.). Bezüglich der zum nicht freien Vermögen bes 
Kindes gehörigen Mobilien nnd Effetten bat dies in den 88 28275, 1.2 A.L.R. unter 
wefentlicher Abweichung von der dem Ehemanne bei getrennten Gütern in bem 8 247, 
DM. 1 A.L.R. eingeräumten „freien Berfügung” über die Mobilien noch feinen be 
fonderen Ausdruck gefunden. Der Nießbrauch verpflichtet ben Water nad 88 75ff., 
J. 21 WER., für die Berichtigung der auf dem feinem Nießbrauch unterliegenden 
Vermögen haftenden Schulden des Eigentümers, des Kindes Gorge zu tragen, 
unb berechtigt ihn, zur Berichtigung Diefer Schulden die zum Vermögen gehörigen 
Kapitalien zu verwenden, eventuell bie Subſtanz bafür zu verwenden; er berechtigt ihn 
auch, Kapitalien einzuziehen (8 101 a. a. O.). Für alle diefe Alte, für welche der 
Nießbraudier an fi nah den 88 77—101, I. 21 A.L.R. der Genehmigung des Eigen- 
tümer8 bedarf, ift der Vater nach den 88 169, 170, I. 2 A.L.R. freier als ber Nieß⸗ 
braucher geftellt und an die Genehmigung des Eigentümers, des Kindes oder bes 
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Richters nicht gebunden. Eine Befugnis zur Verpfändung der Snöftanz des Nieß- 
braudövermögend für eigene Schuld, burdh welche der Vater nicht nur die Ein- 
fünfte, fondern auch die Subftanz des Vermögens des Hauskindes zum Gegenſtande 
ber Befriedigung feiner eigenen Gläubiger machen Tünnte, folgt and dem Nießbrauchs⸗ 
rechte nicht. Das Mecht zur Verpfändung ber Subftanz für eigene Schuld müßte 
hiernach aus dem freien Berwaltungsrecdhte bed Vaters oder feiner gefeglichen 
Befugnis, das Kind zu vertreten (88 125ff., 201. L. 2 WER; 8 22, L 4AL.R.; 
8 22, J. 5 A.L.R.; 8 2 des Geſetzes vom 12. Juli 1875), hergeleitet werden Tönnen. 
Unter das Verwaltungsrecht des Waters fällt das ihm in 8 169 a. a. D. gewährte 
Recht, die audftehenden Kapitalien des Hauskindes nicht nur einzuziehen, fondern aud) 
anderweitig zu belegen oder auch ſich ſelbſt zum Schuldner des Kindes bafür zu be- 
ftellen. Dagegen ift die Berpfändung für eigene Schuld nie ein Akt ber Vertretung 
und ber Verwaltung. Selbft Generalvollmacht und die im meiteften Sinne erteilte 
Berwaltungsbefugnis ermächtigt ala eine für die Angelegenheiten des Madt- 
gebers erteilte VBertretungsbefugnis ben Bevollmächtigten (Verwalter) nie zur Ver⸗ 
pfändung für eigene Schuld, weil darin ein Rechtsakt in eigener Angelegenheit 
enthalten iſt, zu dem der Bevollmächtigte Durch die Bollmadjt nicht berufen tft. Der 
Vevollmächtigte, der zur Einziehung, Ceſſion, Verpfändung einer Forderung ermächtigt 
it, nimmt nit ein minus, fondern ein aliud vor, wenn er für eigene Schuld ver- 
pfändet. Die Beſtimmung des 8 15, L 20 A.L.R. kann in Verbindung mit 8 73 daſ. 
und mit $ 63, L 13 A.L. R. nur bedeuten, daß derjenige mit einer Sache gültig Pfand 
oder Hypothek für eigene Schuld beftellen Tann, der über bie Sache „für ſich jelbft” 
zu verfügen berechtigt iſt. Allerdings ift das Vertretungs⸗ wie da3 Berwaltungsrecht 
des Baterd in Bezug auf das nicht freie Vermögen des Kinbes mit dem gewöhnlichen 
Verwaltungsrechte nicht auf gleiche Stufe zu ftellen und ein mweitergehenbes al3 das 
eines Bormundes, defien Stellung dem Vater nad 8 159, I. 2 A.L. R. in Bezug auf 
das freie Vermögen des Kindes gegeben tft. Die Doktrin und die Praxis des preußiſchen 
Rechts nehmen deshalb an, daß der Vater jelbftändig ohne Mitwirkung des Richters 
Grundftäde für das Hauskind Taufen und die Eintragung des rüdftändigen Kaufgelbes 
auf das verfaufte Grundſtück bewilligen, Vorteile für das Kind annehmen, Erbichaften 
mit und ohne Vorbehalt antreten, einer Erbichaft, die zum nicht freien Vermögen 
gehört, auch entiagen, Erbrezeſſe abfchließen, Vergleiche über ftreitige Vermögens 
angelegenheiten mit Rechtswirkung für und gegen das Kind eingehen kann. Nr. 2401. 
Aber in allen diejen Yällen tritt der Vater in Ungelegenheiten des Kindes, für dasjelbe 
und in defien Intereſſe auf. Auch im gemeinen Rechte wird anf Grund der c. 1 Cod. 
de bon. mat. 6, 60; e. 6 pr. Cod. de bon. quae lib. 6, 61 dem Vater die Befugnis 
zugeiproden, die zu dem adventiziichen Vermögen des Hausfindes gehörigen Forde⸗ 
rungen zu Tündigen, einzuziehen, zu erheben, zu cebieren und die Ceſſionsvaluta ander» 
weitig zu belegen, weil in alledem nicht eine Veräußerung (alienatio), ſondern ein Alt 
der Verwaltung (gubernatio) enthalten fe; und der Vater wird namentlih auch für 
befugt erachtet, Yorderungen des Kindes zur Abtragung von Schulden des Kindes 
zu cedieren. Über die Berpfändung einer zum Vermögen des Kindes gehörigen Hypo⸗ 
thek durch den Vater für eigene Schuld des Vaters und die Ceſſion einer folchen 
Forderung durch den Bater zur Tilgung einer eigenen Schuld werden für ungültig 
erachtet. Nr. 2399. Nr. 2395. Nr. 2400. Der Standpunkt bes preußifchen Land« 
rechts ift fein anderer, es beruht auch in dieſer Lehre weientlich auf dem gemeinen 
Rechte, von bem es nicht hat abweichen wollen. Des AL.R. bat, abgejehen von der 
Beichräntung, welche e8 bem Bater bei der Verwaltung der Liegenjchaften in den 
88 171ff. I. 2 A.L. R. auferlegt, den Water in gewiffen Fällen (85 179ff., 88 187 
a. a. D.) zur Sidherheitsbeftellung verpflichtet, dem Kinde ein Vorrecht im Konkurſe 
und außerhalb desſelben von den übrigen Gläubigern des Vaters eingeräumt (88 176 ff. 
a. a. D.), die Gläubiger bes Vaters für ihre Befriedigung im 8 205 a. a. D. auf bie 
Schultze, Neichsgerichtsentfheibungen. Bb. IL. 33 
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dem Bater als jein Eigentum zufallenden Einfünfte des nicht freien Vermögens ver- 
wiefen, im Konkurfe ihnen auch dies Recht genommen (8 206 a. a. D.), in ben 88 28ff. 
I. 18 A.L.R. die Veftellung eines Kurators (Pflegers) für das Kind angeorbniet, wenn 
fein Beſtes mit dem eigenen Borteile bes Bater3 in Kollifion gerät, und nach 8 276, 
1. 2 U2.R., 88 554, 555, IL 1 A.L. R. den Water für levis culpa in concreto bei 
der Verwaltung haftbar gemacht. Durch diefe Borfchriften des Geſetzes und durch bie 
Entftehungsgejchichte tft Die Annahme ausgefchloffen, daB das UL.R. dem Vater bie 
Bertretungäbefugnis für das Kind im eigenen Intereffe eingeräumt und ihn von 
ben Beichränfungen, welche e3 der Berwaltung bes Bormunbes in den 88 485 ff. IL 18 
ALR. auferlegt, befreit hat, um ihm bie Verwaltung des Kindesvermögend zu feinem 
eigenen Bortetle zu ermögliden. Nr. 2394, 


Nr. 2403. IL Sen. 24. Suni 1887. IL 76. 87. Bd. 19, Nr. 69, ©. 362. 
Vergleiche des Vaters während befteheuder Ehe über Anfprüde feines minder- 
jährigen Kindes. Urt. 467 code civil. (Rhein. R.). Aus der Stellung be3 Art. 383 
code civil im Titel von ber Vormundſchaft kann nicht gefolgert werden, daß der Water 
während der Ehe Bormund fei. Die Heranziehung der von ben Geſchäften bes 
Bormundes geltenden Borfchriften ift grundjäglich ausgeſchloſſen, und es fehlt an jebem 
Anhalt im Geſetze, wonach bei gewiffen Veräußerungsakten, auch beim Vergleiche, eine 
richterliche Autorifation erforderlich wäre. Wenn aber weber die Regeln von ber Bor- 
munbfchaft gelten, noch eine richterliche Autorifation verlangt werden kann, fo bleibt 
nur die Annahme übrig, daß der Bater überhaupt ohne bejondere Ermächtigung hanbeln 
kann. Es erſcheint gerechtfertigt, die Stellung des Vaters als administrateur im 
weiteſten Sinne aufzufaſſen. Dem ſteht nicht entgegen, daB demſelben in Art. 389 
a. a. D. die Verpflichtung auferlegt ift, in Anfehung des Vermögens, defien Genuß er 
nicht Hat, über das Eigentum und die Einkünfte und in Anjehung des Bermögens, 
an welchem ba3 Gefeh Nießbrauch giebt, über das Eigentum allein Rechnung zu 
legen. Der Bater Tann danach gültig Über das Eigentum in dem Sinne verfügen, daß 
das Kind nur auf ihn (nit etwa auch gegen dritte Erwerber) einen Rückgriff hat. 


Nr. 2404. II. Sen. 1. November 1887. IL 148. 87. Bd. 20, Nr. 75,6. 336. 
Pfandrecht. Wirkung der Teilung. Simulation. Emancipation. (hen. R.). 
Wenn bei der Teilung der Gütergemeinfchaft und des mütterlihen Nachlaffes zwiſchen 
Bater und Kindern ber Erftere den ganzen Nachlaß um eine beftimmte Summe über 
nimmt, fo findet der Art. 883 code civil auch auf die Legteren Anwendung, jo daß 
den Kindern, welche zur Beit des Todes der Mutter noch minberjährig, zur Beit ber 
Teilung emancipiert oder volljährig waren, für jene Summe die gefeßlihe Hypothek 
(Art. 2121 code civil) zufteht. Das Reichsgericht hat zwar in dem Falle Nr. 2278 
entichieben, daß der Art. 883 auf das vermögensrechtliche Verhältnis zwiſchen einem 
Miterben und jeinem Ehegatten nicht auszudehnen tft. Dieſer Enticheidung fteht jedoch 
die Ausdehnung des Artileld im Verhältnis der Miterben zu einander auf 
die Gegenleiftung, welche der eine von ihnen für die ihm überlaffenen Bermögensftüde 
. empfängt, um fo weniger entgegen, ald er gerabe dazu beftimmt ift, dies Verhältnis 
der Miterben zu einander zu regeln, und durch diefe Ausdehnung nicht nur die Gleich⸗ 
heit diejes Verhältnifies auf beiden Seiten bergeftellt, ſondern auch eine nicht geredht- 
fertigte Benachteiligung der emancipierten Minderjährigen abgewendet wird. Dabei 
kommt im vorliegenden Falle noch in Betracht, daß die in Geld beftehende Gegen- 
leiftung wenigften® mittelbar auch aus dem teil3 in Geld und abgeichäßten Mobilien 
beftehenden dem Vater zugewielenen Nachlafje entnommen werben Tann. Überdies 
wird der Art. 883 auch jonft, fofern das Prinzip, auf dem er beruht, es erfordert, 
in Fällen angewendet, für die er feinem Wortlaute nach nicht gegeben zu fein 
fcheint, was insbefondere von Licitationen, Ceſſion an einen der Miterben, Teilung 
anderer ala Erbgemeinihaften gilt. — Am vorliegenden Yalle Hat ſich ber Kläger 
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gegenüber dem innerhalb der in Art. 8 des franzöfifchen Transſtriptionsgeſetzes vom 
23. Maͤrz 1855 geſetzten Friſt gemwahrten gejeglihen Unterpfandrecdht der Bellagten, 
Tochter des Schulbners des Klägers, daranf berufen, daB ihr die am Schluffe ber 
Teilung ausgeftellte Empfangsbejheinigung entgegenftehe, wogegen die Beklagte 
diefe Empfangsbeiheinigung als fimuliert bezeichnet. Es ift nun als Grundſatz an- 
zuerfennen, wie er auch im gemeinen Recht vertreten wird, daB man fich einem Dritten 
gegenüber bann nicht auf die Simulation berufen fann, wenn biejer Dritte im Ber- 
trauen auf die Ernſtlichkeit des Willens, mit weldem die Eingehung eines Nechts« 
geſchäfts erflärt worden ift, gehanbelt hat und nun dadurch beichädigt werben foll, daß 
der eine Zeil der (fcheinbaren) Kontrahenten die Simulation geltend macht. Art. 1321 
code civil. Wenn alfo der Slläger fih nur mit Rüdficht auf die im Teilungsakte ent- 
baltene Duittung zur Krebitgewährung an den Bater der Bellagten bat beftimmen 
laffen, fo würde ſich die Beklagte, auch wenn fie nicht die Abficht gehabt Hätte, daß 
dur ihre unwahre Empfangsbeicheinigung ein Dritter in Irrtum verſetzt werde, nicht 
auf die Unwahrheit ihrer Behauptung berufen Tönnen, wenn fie bei dem Alte volljährig 
ober gejegmäßig vertreten gewejen wäre. Als emancipierte Minderjährige bedurfte 
fie aber zur Erteilung der Quittung der Affiftenz eines befonderen Kurators. Ein 
folder ift nicht zugezogen, deshalb ift der Alt anf feiten der Bellagten anfedhtbar 
(negotium celaudicans) und Tann fie bdiefen Mangel jedem, welcher fich auf den At 
beruft, alfo auch, wie fie gethan hat, dem Klaͤger entgegenhalten. (Urt. 1124, 1125, 
1305 code civil). Nr. 117. Ihre Verletzung ergiebt fi, wenn die Onittierung ohne 
Bahlungsempfang erfolgt ift. Nr. 2427. Die Anwenbung des Urt. 1310 code civil 
iſt ausgeſchloſſen, weil nicht feitgeftellt ift, daß die Beklagte von einer Abficht ihres 
Baters, den Kläger zu täufchen, Kenntnis gehabt habe. 


Nr. 2405. IL Sen. 15. März; 1889. IL 11. 89. Bd. 23, Nr. 69, ©. 314. 

Geſetzliches Pfaubrecht der Minderjährigen wegen einer ihnen gegen ihren Vater 
aus der Erb⸗ und Gemeinfchaftsteilung auf Ableben ihrer Mutter zuſtehenden 
Sleichftelliungsforberung. 8 2135 Nr. 1 code civil. (Rhein. R.). Das Pfanbredit 
Art. 2121, 2135 Nr. 1 code civil ift nicht nur für diejenigen Summen gewährt, welche 
ber Vormund wirklich eingezogen bat, ſondern auch für diejenigen, welche er hätte ein- 
ziehen follen, und felbft für jolche, die er im Laufe der Vormundſchaft aus von dieſer 
unabhängigen Entftehungsgründen dem Mündel perfönlich ſchuldig geworden tft, da er 
auch für diefe ald Bormund verantwortlich geworden, fie aljo nicht bloß als Schuldner, 
fondern auch als Bormunb zu erftatten verbunden iſt. Da nun der Bater als gejeh- 
fiher Vormund der Bellagten das gejamte zur Gemeinſchaft und zur mütterlichen 
Berlafienichaft gehörige Vermögen feiner Kinder in Beſitz und Verwaltung hatte, fodann 
aus der ftattgehabten Teilung auf Wbleben feiner Ehefrau den Beklagten zur Gleich⸗ 
ftellung die fraglihe Summe ſchuldig wurbe, welche teilmeife an die Stelle der Ver⸗ 
bindlichlett zur bdereinftigen Herausgabe des Vermögens getretene Schuld er auch in 
der bei Abgabe der Vormundſchaft abgelegten Rechnung als noch vorhanden anerkannte, 
und da diefe Schuld ihrem Titel nach nicht betagt und ein Borgugsrecht nad) Urt. 2109 
code civil für fie nicht gewahrt worden tft, fo find die Beklagten ſchon hiernach berechtigt, 
das eingetragene Mündelpfandrecht dafür in Anfpruch zu nehmen. Daß dem Schulbner 
und Bormund als Bater ber Bellagten bis zu deren Bolljährigleit die nach Art. 601 
code eivil von ber Pflicht der Sicherheitäleiftung befreite Nutznießung am Vermögen 
feiner Kinder zufteht, fchließt die Geltendmachung des Mündelpfandrecht3 für die ge- 
dachte in der Nutznießung des Vaters inbegriffene Schulb nicht aus, weil bie Verant⸗ 
wortlichleit des Vaters in feiner Eigenfhaft al Bormund durch feine Nießbrauchs- 
berechtigung nicht vermindert ift und die Befreiung desſelben von der ben Nutznießern 
in der Regel obliegenden Kautionspflicht den Kindern nicht auch bie gegenüber dem 
Vormunde geſetzlich gewährte Sicherheit des Mündelpfanbrechts einfchränten fol. 
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Nr. 2406. III Sen. 7. Januar 1882. II. 502. 81.80. 6, Nr. 43, ©. 163. 

Recht der Vorkinder bei der Einkindſchaft. (Gem. R.). In den Fällen, wo 
Partikularrecht oder Bertragsinhalt nicht entgegenftehen und wo ſchlechthin die Ein- 
kindſchaft der Kinder aus der früheren Ehe vereinbart wird, muß der Erbvertrags- 
theorie der Borzug vor ber Yiliationstheorie gegeben werden. Danach wird deu Kindern 
aus der früheren Ehe durch den Einkindſchaftsvertrag ein Recht auf Beerbung ber 
Ehegatten der ferneren Ehe vertrag3mäßig in ber Art zugefihert, daß fie ben 
Erbteil erhalten follen, der den leiblichen Kindern gejeblich aufteht; Gegenſtand bes 
vertragämäßigen Erbrecht ift aber ber Snteftaterbteil, nicht bloß ber Pflichtteil. In 
dem Einkindſchaftsvertrage iſt einerfeits ein Werzicht der Kinder ber früheren Ehe auf 
den ihnen zuftehenden Anſpruch auf Abſchichtung bezw. auf das Vermögen ihres ver- 
ftorbenen parens, andererjeit3 ein Erbvertrag zwifchen den unierenden Eltern unb ben 
unierten Rindern enthalten. Hierdurch erhalten fie ein ÄAquivalent gegen ben vor- 
gedachten Berziht. Darum ericheint die Filiationstheorie nicht gerechtfertigt, wonad) 
die Kinder erfter Ehe den Kindern des Stiefparens bloß gleichgeftellt werben, fo ba 
auch ber Stiefparens die Vorkinder gleich feinen leiblichen Kindern auf den Pflichtteif 
fegen und fie enterben fönnte. Nr. 2407. 


Nr. 2407. IIL Sen. 13. Sanuar 1887. IIL 183. 86. Bd. 17, Nr. 32, ©. 131. 

Erbrechtliche Bedentung ber Einkindſchaftsverträge. (Gem. R.). In dem Falle 
Nr. 2406 iſt vom Reichsgericht ausgeſprochen, daß hinſichtlich der erbrechtlichen Wir⸗ 
kungen eines Einkindſchaftsvertrages zun achſt und vor Allem der Bertrag3- 
inhalt maßgebend tft. In dem damaligen Falle mußte die Bertragswirfung nad 
allgemeinen Grundſaͤtzen feftgeftellt worden, weil fich die Kontrahenten darüber nicht 
ausgefprocdhen hätten; in dem vorliegenden Falle haben die Kontrahenten ausdrückich 
beftimmt, daß das unterte Kind, der jebige Kläger, mit den aus ber Ehe feines Waters 
. mit feiner Stiefmutter, der jebigen Erblafferin, etwa erfolgenden Kindern in aller Hin- 
fit völlig gleiche Rechte erhalte; bei biefer Haren und ungweideutigen Bertragd- 
beftimmung muß es fein BVewenden behalten. Dem Kläger ftanden baber feiner Stief⸗ 
mutter gegenüber ganz bdiefelben Rechte zu, welche ihm zukämen, wenn er ihr leiblicher 
ebeliher Sohn aus ihrer Ehe mit feinem Bater wäre, mehr Rechte find ihm nid 
beigelegt worden. Der Kläger hat ebenfowenig wie ein leibliche Kind die Befugnis, 
die nr anf feinen Pflichtteil beichräntenbe letztwillige Verfügung feiner Stiefmutter 
anzufechten. 


Nr. 2408. IV. Sen. 19./23. November 1891. IV. 294. 91. Bd. 28, Nr. 77,6. 346. 

Anwendbarkeit des S 158, I. 14 A.L. R. auf die väterlide und bie vormuub- 
fihaftlicde Verwaltung. (Breuß. R.). Die Vorſchrift des 8 158, I 14 A.L.R., wonad 
ed einer ausdrüdlichen Erlafjung der Rechnungslegung gleich zu achten ift, wenn der 
Prinzipal dem Berwalter eine Rechnung abzuforbern durch fünf Jahre vernadjläffigt 
bat, findet auch auf die väterlide und die vormunbfchaftlicde Berwaltung Anwendung. 
Die gedachte Borichrift fowie die anderen Borjchriften über die Verpflichtung des Ver⸗ 
walterd zur Rechnungslegung (88 154ff., 150ff. a. a. D.) find auf die Natur bes 
zwiſchen bem Prinzipale und dem Verwalter beftehenden auf wechfelfeitigem Vertrauen 
beruhenden Nertragsverhältniffes zurüdzuführen, welches es rechtfertigt, die &renzen 
der Rechnungslegungspflicht de3 Verwalters enger zu ziehen. Diefelbe Rückſicht waltet 
aber auch bezüglich des Verhältniſſes zwiſchen den bei der väterlichen und ber vor- 
mundſchaftlichen Berwaltung beteiligten Perjonen ob. Andererſeits laſſen ſich innere 
Gründe nicht erfennen, die da3 Geſetz beitimmt Haben Tönnten, die fraglidhen Bor- 
ihriften in ihrer Unwendbung auf den Berwalungsvertrag einzufchränten und die 
entiprechende Anwendung auf bie dem Bermwaltungsvertrage ähnlichen Rechtsverhältnifie 
ſchlechthin anszufchließen. Aus dem Umftande, daß bie Bormunbichaftdordnung vom 
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5. Juli 1875 (88 56, 67, 68) über die Rechnungslegung des Vormundes einige be- 
fondere Vorſchriften getroffen hat, kann nicht gefolgert werden, daß die allgemeinen 
geieglihen Beitimmungen über die Rechnungslegung überhaupt nicht anwendbar fein 
follen. Dazu tritt, daß für den Fall der gefeglichen Vormundſchaft, da ber gefeh- 
liche Bormund vom Vormundichaftsgericht nicht verpflichtet wird und er nicht, wie der 
beftellte Bormund, der Aufficht des Lebteren unterliegt, die Anwendung ber Borfähriften 
der Bormundfchaftdorbnung über die Rechnungslegung nicht in Frage kommen Tann 
(88 12, 24, 83 der Bormunbfchaftsorbnung). Die Frage des Umfanges der Anwend⸗ 
barfeit der 88 150ff. a. a. D. ift auch Hinfichtlich dee Beamten Iandeöherrlicher Kaſſen 
und der Verwalter öÖffentlider Korporationen, Kommunen, Kirchen und Stiftungen 
(8 169 a. a. D.) aufgewworfen. Dieſen Berfonen fteht der Schuß ber fraglichen Geſetzes⸗ 
vorfähriften zu. Dem Fiskus, den milden Stiftungen ift eine längere Srift als die im 
8 150 a. a. D. vorgefehene von zehn Jahren nicht zu gewähren. 
RKechtliche Stellung der unchelichen Binder. 
Nr. 2409. II. Sen. 1. März 1892. II. 298. 91. Bd. 29, Nr. 71, ©. 288. 
Ortliches Recht der Vaterfchaftölinge eines umehelichen Kindes. Umfang des 
Unterhaltungsanfpruches. (Rhein. 9.) Der Bellagte, früher und jetzt badiſcher 
Staatdangehöriger, jet in Karlsruhe in Baden ſich aufhaltend, hat, während er in 
einem Orte im Königreih Sachſen in Urbeit ftand, die Klägerin erzeugt. Die Klage 
begehrt bei dem badener Gericht einen Ausſpruch dahin, daß der Bellagte das Flagende 
unehelide Kind als fein (nämlich natürliches) Kind anzuertennen habe: das klagende 
Kind will diefen prinzipalen Ausſpruch zugleich als Grundlage bienen laſſen, um auf 
die Eigenfhaft des Beklagten als (unehelichen) Vaters den weiter gegen ben Beklagten 
geltend gemachten Anſpruch auf einen &elbbeitrag zur Erziehung und Ernährung des 
Kindes zu fügen. Gebaut tft der Klaganſpruch nicht bloß auf die Thatfache des Bei- 
Ichlafes des Beklagten mit der Mutter des Kindes, fondern darauf, daß ber Beklagte 
ber wirkliche Erzeuger des Kindes fei, und die Buläffigfeit der Feftftellung diefer That- 
fahe wird auf einen Borgang des L.R.S. 340 2 geftügt. Dit der Klage wirb daher 
von dem klagenden Kinde ber Eintritt in die Familie des Beklagten, die rechtliche 
Eigenihaft des Bellagten als Vaters des Hagenden Kindes in Anſpruch genommen. 
Für die familienrehtlidhen Verhältniſſe einer PBerfon find aber nah L.R.S. 3 
Abf. 3, welcher unter dem Worte „Zuftand“ (Etat) insbeſondere auch diefe begreift, Die 
Geſetze des Staates der Staatsangehörigkeit maßgebend; und zwar find für den vor- 
liegenden Anspruch die Gefebe des Staates der Staatsangehörigfeit des Beklagten, ſo⸗ 
nad) des babifchen Staates, mit ber Maßgabe enticheidend, daB, wenn und foweit nad 
ihnen ber Anſpruch de3 Magenden Kindes begründet tft, der Anſpruch zuerkannt werden 
muß unabhängig davon, ob der Anſpruch auch nach den Geſetzen des Staates, bem 
das Magende Kind angehört, ſonach des Königreichd Sachen, begründet wäre. Möchte 
au der badiſche Richter fonftige familienrechtliche Berhältniffe des als berechtigt 
Auftretenden (des Magenben Kindes), insbejondere für die familienrechtlihen Beziehungen 
zwiſchen dem klagenden Kinde und befjen unehelichen Mutter das Gefeb des Staates 
ber Staat3angehöriglett des Tlagenden Kindes anzumenden haben, fo folgt doch daraus 
nicht, daB der babifche Richter auf eine familienrechtlicde Verpflichtung eines babiichen 
Staat3angehörigen, die der babifche Richter bei Anwendung des badifchen Geſetzes an- 
erkennen müßte, nicht diejes, fondern das fremde Geſetz anzuwenden babe. Was den 
für den vorliegenden Anſpruch enticheidenden Beitpuntt binfichtlich der Stantsangehörig- 
feit betrifft, fo tft die Stantsangehörigleit de3 als Vater in Anfpruh Genommenen 
zur Beit der Geburt be Kindes maßgebend, nicht etwa jene im Beitpunfte der Er- 
zeugung. Denn wenn auch bie Erzeugung eine notwendige Bebingung ber Vaterſchaft 
ift, fo beftehen doch die Thatfache und der rechtliche Begriff der Vaterſchaft erft mit 
dem Augenblide der Geburt des Kindes. Andererſeits könnte nicht der Umftand ent» 
ſcheidend fein, daß die als Vorgang im Sinme des L.R.S. 340 * geltend gemadjte brief- 
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liche Äußerung bes Bellagten erft in einem der Geburt nachfolgenden Zeitpunkte eric:: 
if. Denn jener Borgang bildet nicht etwa ben rechtserzengenden Alt für ben gerich 
Iihen Ausſpruch ber Baterichaft, fondern nur eine Vorausſezung für die Buläffigte- 
der Feſtſtellung der Vaterſchaft. Übrigens war unbeftritten ber Beflagte jederzei: 
babifcher Staatbangehdriger. Wenn in einem früheren Urteile des erfennenden Sena:: 
nnter den bort näher angegebenen inlänbifchen Veziehungen ber badiſche L.R.S. 34: : 
gegen einen Nichtbadener für anwendbar erachtet wurde, jo wurbe damit nicht etc 
ansgeiprochen, daß ber Inlander (Badener) nur unter den gleichen inlänbifchen 9 
ziehungen dem babiichen Geſetze unterworfen fei. Hiernach ift der Ausipruch Der Vate: 
Schaft gerechtfertigt. Dagegen ift der Ernährungs und Erziehungsaniprucdh nur gered: 
fertigt für die Beit vom Tage ber Kagzuſtellung an, nicht andy für bie Beit vez 
Tage der Geburt bes Magenden Kindes. Un fi hat zwar das Kind gegen den natü: 
Iihen Vater einen Anſpruch auf Erfüliung feiner gefeglichen Alimentationspflicht ur! 
daher and) auf einen Beitrag hierzu ſchon vom Tage der Geburt an; allein Die ge: 
festlich obliegende Alimentation und daher auch ein Beitrag hierzu kann von ber 
klagenden Kinde nur begehrt werben, foweit fie nicht fchon erfolgt if, mag aud 
diefe Wlimentation durch andere Berfonen (indbefondere durch die unehelide Mutter 
geſchehen fein. Ob das bereits alimentierte Kind and) gegen ben Bater auf Eriar 
von Aufwendungen für bie Wlimentation Magen Tönnte, ift bier nicht zu erörtern, de 
eine folche Klage nicht erhoben iſt. Es feht and) nicht etwa eine Klage ber Mutter 
bes unehelichen Kindes in Frage. 


Nr. 2410. II. Sen. 16. Januar 1885. III. 262. 84. 8b. 12, Nr. 56, ©. 226. 

Erbrecht der uncheliden Kinder. (Sem. R.). Nach gemeinem Recht ftebt deu 
unehelihen Kindern ein Inteſtaterbrecht anf ben Nachlaß ihres Vaters nicht zu. 
Während nad dem älteren römifchen Rechte uneheliche Kinder überhaupt kein geſez 
liches Erbreht an dem Rachlafie ihres Erzengers hatten, gab Zuſtinian den Kon⸗ 
tubinentindern in Nov. 18 cap. 5 und Nov. 89 cap. 12 ein Erbrecht auf ein 
Sechsteil des Nachlaſſes ihres Waters, wenn weder eine legitime Ehefrau noch Legitime 
Kinder vorhanden waren, unter gewifien im Geſetze näher bervorgehobenen Voran⸗ 
fegungen. Nachdem durch das kanoniſche Recht und die Meichögejehgebung (Reicht 
poligelordnung von 1530 Tit. 33, von 1548 Tit. 25 8 1, von 1577 Tit. 26 8 1) der 
Konkubinat verboten war, konnte das in ben Novellen den Konkubinenkindern gewährte 
Erbrecht nicht fortbeitehen, weil es an Berfonen fehlte, bei denen die in dem Geſetze 
anfgeftellten Borausfegungen zutrafen. Trogdem wird auf Grund einer fortbauernden 
Praris der Gerichte das Inteſtaterbrecht der unehelihen Kinder al ein gemeinrechtlich 
allgemein geltendes verteidigt. Auf ein Gewohnheitsrecht oder eine Tonftante Gerichts 
praxis kann aber bies Erbrecht nicht geftügt werben, weil fih ein allgemeiner 
beutfcher Gerichtögebraudy oder ein allgemeines beutiches Gewohnheitsrecht nict 


nachweiſen läßt. 


Nr. 2411. IIL Sen. 28. Oftober 1881. III. 456. 81. 8b. 5, Nr. 44, ©. 168. 

Jutefiaterbrecht ber Brautlinder au Dem Nachlafſe ihres Erzengers. (Gem. R.). 
Die Annahme, dab die Brautlinder ein gleiche® Inteftaterbrecht gegen ihren Erzeuger 
wie die ehelichen Kinder haben, Tann auf gefegliche Vorſchriften nicht geſtützt werden. 
Es fehlt auch an einer baltbaren Grundlage für den ein Erbrecht ber Brautlinder 
anerfennenden Gerichtsgebrauch, auch befteht nicht ein das ganze Gebiet bes gemeinen 
Rechts beherrichender Gerichtsgebrauch als Ausdrud eines allgemein verbindlichen 
deutfchen Gewohnheitsrechts zu Gunſten der Brautlinder. Abgeſehen davon, daß die 
Doktrin nnd Praxis in älterer Beit an die Borfchriften des kanoniſchen Rechts an- 
fnüpfte, Hat ed niemals, weder in älterer noch in neuerer Seit, in der Doltrin an 
Bertretern der entgegengefesten Unficht gefehlt, und e3 ift diefelbe auch von den Ge 
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riäten zur Unwendung gebracht. Es ift in jedem einzelnen alle zu unterjuchen, ob 
partiknlarrechtlich, geſeßlich oder gewohnbeitsrechtlich in dem betreffenden @ebiete 
ein folcher Rechtsſatz befteht. 


Nr. 2412. IIL Sen. 29. März 1881. TI 689. 81. Bd. 5, Nr. 99, ©. 367. 

Klage aus dem Auerlenntnifje der Baterichaft nad dem Großherzoglich heſſiſchen 
Geſetze vom 30. Mai 1821. (Gem. R.). Das gedachte Geſetz verbietet nur die un- 
mittelbare Nachforſchung nach der außerehelihen Vaterſchaft im Eivilprozefle, es 
befeitigt aber nicht die aus der natürlichen Berwanbtichaft felbit entfpringenden Rechte 
und Pflichten, jobald der Bater freiwillig geftändig if. Eine Klage, die ſich 
auf ein Anerlenntnis des Vaters ftüßt, ift daher nach allgemeinen Grundſätzen zuläffig 
und der Beweis des Anerkenntniſſes Durch jedes Beweismittel geftattet. Dies 
Anerkenntnis Tann ein vertragSmäßiges fein, unter Umftänden fogar aus fidh 
ſelber Nechte und Berbinblichkeiten erzeugen, foweit dies bei der Begründung von Zu⸗ 
ſtandsrechten rechtlich möglich tft; feiner mefentlichen Bedeutung nad ift es aber ein 
einseitiger Alt des Vaters, der der beftehenden oder doch als beftehend voraus- 
geſetzten natürlichen Verbindlichkeit aus ber unehelichen Vaterſchaft eine fichere Grund⸗ 
lage giebt. Deshalb muß es in jeder Rechtshandlung des Waters, wie in einer bezüg- 
lichen lebtwilligen Anordnung, in einer Erklaͤrung vor dem Standesbeamten nach der 
früheren heſſiſchen Geſetzgebung gefunden werden, und genügt es fchon, wenn der 
ernſtliche Wille des Baterd, das außereheliche Kind als von ihm erzeugt anzuerlennen, 
ans den Umftänden unzweideutig erhellt. Aus biefem Grunde wird es mit Geftändnis 
gleichbedeutend genommen und zur Begründung der Klage zugelaflen, gleichviel wen 
gegenüber e3 abgelegt, und ohne Unterſchied, ob e3 gerichtlich oder außergerichtlich, 
fchriftlih oder mündlich, ausdrücklich oder durch ſchlüſſige Handlungen erfolgt ift. 
Endlich Schafft das Anerkenntnis feinen bloßen Beweis der Vaterſchaft, ſondern es ift 
das einzige Mittel, das vorhandene Rechtäverhältnis gerichtlich zur Geltung zu bringen, 
indem es ben Wichter der verbotenen Nachforſchung nah der Thatſache der außer⸗ 
ebeliden Erzeugung überhebt. — In ähnlicher Weile, jeboch modifiziert durch gewiffe 
Eigentümlichfeiten des franzöfifchen Rechts, Hat die franzöſiſche Jurisprudenz ben 
Urt. 340 code eivil ausgelegt und angewendet, und es find ihr darin die beigifchen, 
badiſchen und beutichen linksrheiniſchen Berichte gefolgt. — Das gedachte heſſiſche Geſet 
ift nicht ein bloßes Prozeßgeſetz und deshalb durch 8 14 Nr. 2 des E.G. zur C. P.O. 
nicht bejeitigt. Es tft glei der Vorſchrift in Urt. 340 code civil materiellen 
Nechtes und bat diefe Bedeutung auch durch die Ufualinterpretation ber heſſiſchen 
Gerichte nicht verloren. Nr. 2413. Nr. 2378. 


Nr. 2413. TU. Sen. 5. Juli 1889. IIL 117. 89. Bd. 24, Nr. 29, S. 155. 

Nichtübergang der Verpflichtung des untärlichen Baterd zur Alimentation feines 
nnehelichen Kindes auf die Erben. (Gem. R.) Daß bei dem im Laufe des PBro- 
zefles eingetretenen Tode des uriprünglichen Beklagten ber ftreitige Anipruch bereits 
rechtshaͤngig war, erhebt in Anfehung ber für die Zulunft geforderten Alimentations- 
beträge nicht3 zur Sache. Die Vererblichkeit der fonft nicht paſſiv auf die Erben über- 
gehenden Klagen nach gemeinem Hecht durch die Streiteinlaffung und nad) 8 239 E.B.D. 
durch die Mlagerbebung wird nur foweit bewirkt, als der Anſpruch geltend gemadt 
wurde und unbeichabet der der Forderung felbft innewohnenden Eigenfchaft. Der 
Rechtsſatz nun, daB der außereheliche Vater zur Alimentation feines Kindes verpflichtet 
fei, bat fih in Deutichland feit dem Eindringen des römifchen Rechts durch bie gemein- 
rechtliche Doktrin und Praxis ausgebildet und ift feit dem 16. Jahrhundert in eine 
Reihe von Bartitularrechten übergegangen. Auch in Heffen wurde er von ben Gerichten 
ihon frühzeitig auf Grund der Kirchenreformationdordnung vom 1. Auguſt 1570 8 9 
und mit Bezug auf gemeinrechtliche Schriftftellee zur Anwendung gebracht, und es find 
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bemnächft die Nechte des Kindes auf Anerkennung und Altmentation als „natürliche 
Anſprüche“ geieglich bezeichnet worden. Vergl. 8 14 der Berorbnung vom 18. Aprü 
1792. Das Gejeg nom 30. Mai 1821 befeitigte jedod alle bis dahin beftanbenen 
Strafen des freiwilligen außerehelihen Beilchlafes zwiſchen Perſonen ledigen Standes, 
welche in verbotenen Graden miteinander weder verwandt noch verichwägert find (bie 
fogen. Yornilationdftrafen) und beftimmte zugleih, daB ein gerichtliddes Verfahren, 
weldhes zum Biwed babe, ben angeblichen Bater eines unehelichen Kindes zu entdecken 
oder zu überführen, nicht mehr ftattfinden ſollte. Dies Gefe verbietet nur die Er- 
forfchung der außerehelihen Baterichaft im Prozeſſe, hat aber nicht bie aus bielem 
Berhältniffe felbft für die Beteiligten entfpringenden Rechte und Pflichten aufgehoben, 
e3 erſcheint daher insbefondere eine Klage wegen Wlimentation des auferehelich ergengten 
Kindes gegen den Vater zuläffig, wenn fie fich auf die Behauptung fügt, dab der Be 
Hagte ſich als Bater befannt habe. Der Rechtstitel, aus welchem jene Alimentationz- 
pflicht abgeleitet wird, tft ausſchließlich die beftehfhde oder doch als beftehend voraus- 
gefegte natürlihde Berbindlihteit ans der unehelihen Vaterſchaft. 
Nr. 2412. Unter folden Umftänden Tönnen im gemeinrechtlichen Gebiete de Bro» 
herzogtums Heſſen für die hier ftreitige Verpflichtung in Anfehung ihres Überganges 
anf bie Erben Teine anderen Srundfäge zur Anwendung fommen, als diejenigen find, 
welche für die Alimentation ehelicher Kinder gelten; es muß alfo die Alimentations- 
pflidht in dem einen wie in dem anderen Falle ald eine höchſt perſduliche angefehen 
werben, die ber Regel nad mit dem Tobe bes Berpflichteten von felbft erliſcht. Ein 
entgegenftebenbes allgemeines beutiched Gewohnheitsrecht ift nicht anzunehmen, ed bat 
ſich um fo weniger bilden fönnen, als man über die Yrage, auf welchen Rechtsgrund 
die Alimentationspfliht des unehelichen Erzeugerd zurüdzuführen fei, fowohl in der 
Braris als in der Doktrin von fehr verjchtedenen Anfichten ausging. 


Nr. 2414. IL Sen. 15. Dezember 1885. II. 364. 85. Bd. 15, Nr. 73, ©. 303. 

Exeeptio plurlum eonoumbentium, Eideszufdhiebung. (Reichs- und rhein. R.). 
Gegen eine nad dem badiſchen L.R. erhobene Vaterſchaftsklage tft die Einrede zuläffig, 
daß die Mutter zur Beit der gejeklich unterftellbaren Empfängnid noch mit auberen 
Mannesperſonen gefchlechtlichen Umgang gepflogen habe. L.R. ©. 340, 340%. Tie 
fraglihe Behauptung hat nicht die Bedeutung, dab damit ein Irrtum über eine Bor 
ansſetzung des freiwilligen Geftändnifies geltend geltend gemacht wird; denn biejes ift 
nicht der Klaggrund, fondern nur die Vorausfegung für die Klagerhebung und Be 
gründung berfelben mit denjenigen Thatſachen, aus denen fich die Baterfchaft ergeben 
fol, es wird vielmehr mit ber gedachten Einrebe eine Thatjache geltend gemacht, bie 
geeignet fein Tann, die richterliche Überzeugung von der Vaterſchaft gerade dieſes Be- 
HMagten nicht zu begründen. Der Beweis kann durch Eideszuſchiebung an die Mutter 
geführt werben, welche ald Bormünbderin und gefebliche Vertreterin ihres minderjährigen 
Kindes (L.R. ©. 393», 88 50. E.P.D.) den Prozeß führt Nicht der 8 410 EBD, 
fondern der 8 335 C. P.O. kommt hierbei in Betracht. In Bezug auf die Eibes- 
zuſchiebung gilt der Vertreter einer nicht prozeßfähigen Partei ſelbſt als Partei. 
Nr. 2187. 


Nr. 2415. IL Sen. 17. Februar 1891. IL. 287.90. Bd. 27, Nr. 84, ©. 334. 

Vormundfchaft der Mutter Über ein von ihr auerlauntes unchelidies Kind. 
(Rhein. R.). Nach den Borfchriften des in Elſaß⸗Lothringen geltenden Rechts fteht der 
Mutter eines unehelihen Kindes, auch wenn fie dies anerlanut hat, die Vormundſchaft 
über dasfelbe nicht kraft Sefeges zu. Die Art. 389, 390 code civil beziehen ſich 
bloß auf die Nechtöverhältnifie von ehelihen Kindern. Auch eine entiprechende An- 
wendung biefer Vorſchriften ift nicht gerechtfertigt. Die Art. 158, 383 oode civil find 
ebenfowenig anwendbar. Bei diefer Sachlage muß dem unebelichen Kinde ein Bor- 
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mund in derſelben Weiſe durch den Familienrat beftellt werden, wie es in Anfehung 
derjenigen ehelichen Kinder der Fall ift, bezüglich deren eine gefesliche Bormund- 
ſchaft nicht befteht. 


Nr. 2416. II. Sen. 27. Februar 1894. IIL 12. 94. Bd. 32, Nr. 44, ©. 169. 

Klage der Mutter eines nucheliden Mündels gegen den Bormund auf Heraus⸗ 
gabe des Münbeld. (Gem. R.). Die Klägerin will im Wege bes bürgerlichen Recht3- 
ftreit3 vom Vormunde die Herausgabe des Mundels erreihen, nachdem die Ober- 
vormundſchaft ihren Antrag abgelehnt und das Berbleiben des Müundels bei bem ihm 
vom Bormunde gegebenen Erzieher aus Rüdficht auf das Wohl des Mündels befchloffen 
bat. Ihrem Klagantrage könnte nur ftattgegeben werden, wenn ber obervormunbfchaft« 
liche Beſchluß im Wege des bürgerliden Rechtsſtreits angefochten und eventuell vom 
Prozeßgericht befeitigt werden dürfte Nun können aber die obervormundfchaftlidhen 
Verfügungen, wenn der Richter feine Zuftändigkeit nicht überfchritten hat, nur in dem 
für die freiwillige Gerichtsbarkeit feftgeftellten Inſtanzenzuge angefochten werden, und dem 
Berufungsgericht ift in der Unnahme beizutreten, daß das Vormundſchaftsgericht bei 
der in Frage ftehenden Verfügung in den Grenzen jener BZuftändigteit geblieben ift. 
Denn nad römischen Recht (vergl. 1. 1 8 1 Dig. ubi pup. edur. 27, 2 und ce. 1 Cod. 
ubi pup. educ. 5, 49) ftebt die Beitimmung des Erzieherd des Pupillen ber ober- 
vormunbidhaftliden Behörde au; fie fol allerdings Tektwillige Anordnungen des Vaters 
über die Erziehung beachten und eventuell die Mutter in erfter Linte berüdfichtigen, 
fie kann aber im Intereſſe des PBupillen von jenen Anordnungen abjehen und aus 
triftigen zu ihrer Erwägung ftehenden Gründen die Mutter übergehen. Der Witwe 
muß aber injoweit die Mutter eine3 unehelichen Kindes gleichgeftellt werden. Die 
Reichspolizeiordnungen haben die Stellung ber obervormundichaftliden Behörde für 
bie Frage der Erziehung der Pupillen nicht verändert, und wenn auch viele Landes- 
rechte der Mutter ein felbftändiges Erziehungsdrecht eingeräumt haben, fo ift doch für 
das Gebiet des gemeinen Rechts eine Änderung ber römiſchrechtlichen Beftimmungen 
Durch eine entgegenftehenbe Tonftante gemeinrechtliche Praris nicht nachweisbar. Muß 
demnach davon ausgegangen werben, daß die Obervormundſchaft bei der im Intereſſe 
des Mündel3 erfolgten Ablehnung der Übertragung ber Erziehung auf die Klägerin 
oder eine andere Perfon die Grenzen ihrer Zuſtändigkeit nicht Aberfchritten hat, jo ift 
auch mit Recht vom Berufungsgericht angenommen worden, daß die Klägerin den Un- 
ſpruch auf Erziehung des Pupillen nicht zum Gegenftande eines bürgerlichen Nechts- 
ftreit3 gegen den Vormund hat machen Tönnen. 


Legitimation unchelicdher Kinder, 
Nr. 2417. IH. Sen. 5. Mär; 1889. II. 303. 88. Bd. 22, Nr. 46, ©. 223. 
Erforderniffe der Legitimation durch nachfolgende Ehe. Beweisverhältnifie. 
(Gem. R.) Zu ben Nechtöverhältnifien, welche ber freien Berfügung der Parteien 
entzogen find, welche alfo durch Anerkenntnis nicht konftituiert werben Tünnen, gehört 
auch die Ehe. Aber nicht bloß deren Exiftenz und Mechtäbeftand, fondern auch die ehe⸗ 
lihe VBerwanbtichaft bezw. die Eigenfchaft der Ehelichleit der Kinder kann der Dispofition 
durch Anerkenntnis nicht unbeſchränkt anheim gegeben werden. Für die Hegel ift fefl- 
subalten, daß in Dispofitiver den Gegenbeweis audichließender Weiſe die eheliche Kind- 
fhaft durch Anerkennung nicht feftgeftellt werden kann. Dieje Regel muß auch in den 
Fällen gelten, wo die Eigenfchaft eines ehelichen Kindes nicht aus der Geburt während 
ber Ehe, fondern aus einer Legitimation buch nachfolgende Ehe abgeleitet 
wird. Die phyſiſche Abſtammung ift als die unumgänglide Borausjegung 
für die rechtlichen Wirkungen der nachfolgenden Ehe in betreff bes Kindes zu erachten. 
Es ift alio der Gegenbeweis gegen das Anerkenntnis des Ehemannes zuzulaflen. 
Nr. 3416. Nr. 2371. 


522 Biertes Buch. Familienrecht. 


Kr. 2418. IV. Sen. 30. September 1889. IV 139. 89. Bd. 25, Nr. 42, ©. 204. 

Legitimation von im Ehebruche erzeugten Kindern durch nachfolgende Che. 
(Preuß. R.). Aus 8596, 1. 2 A.L.R. laͤßt fih mit Grund nicht folgern, daß im Ebe- 
bruche erzeugten Kindern die Legitimation durch nachfolgende Ehe verfagt fei. Fer 
8 596 a. a. D., welcher die Legitimation regelt, unterfcheibet nicht ziwifchen im he 
bruche erzeugten und anderen unebelichen Kindern. In zweiter Linie wollen die Be 
Hagten die Legitimation des Klägers deshalb ausgeſchloſſen wiffen, weil die Mutter 
beöfelben während der Empfängniszeit mit mehreren Männern geſchlechtlichen Verkehr 
gehabt habe und eine gefchlechtlich befcholtene Perſon geweſen ſei. Es tft aber ber Er- 
wägung des Berufungsgerichts beizutreten, daß für die Anwenbbarleit des $ 9 dei 
Geſetzes vom 24. April 1854 auf den Fall des 8 596, I. 2 A.L.R. jeder Anhalt: 
mangelt und namentlich nicht ber 8 13 jenes Gefebes herangezogen werben Tann, de 
bie für letztere Vorſchrift maßgebende Erwägung, daB in den Yällen de 89 a. a. C. 
ber Beweis ber Baterfchaft nicht ausreichend ficher jei, für den Fall des 8596 a. a. O. 
nicht zutrifft, indem bei diefem die Eheichließung Hinzuzutreten bat. Folgerecht hat 
der Berufungsrichter vom Kläger nur den Beweis ber Thatfache erfordert, DaB ber 
fpätere Ehemann %. der Erzeuger des Klägers geweſen fei. Der Kläger bat dieſen 
Beweis einerfeit3 dahin angetreten, dab %. mit feiner Mutter innerhalb der Empfängnis- 
zeit geichlechtlich verfehrt habe, andererfeit3 in Geſtalt von formlojen Anerkenntnifſen. 
welche F. in Bezug auf feine Vaterſchaft abgelegt Haben fol. Die Bnlaffung des 
letzteren Beweiſes feitend des VBerufungsgerichts fteht im Einklang mit der Doktrin und 
Praris des preußiichen Rechts. 


Annahme au Bindesftatt. 
Nr. 2419. II. Sen. 10. April 1896. IIL 427. 95. Bd. 37, Nr. 43, ©. 164. 
Boransfekungen der Gültigkeit eines Adoptiousvertrages. Kinfeitiger Rück⸗ 
tritt, (Gem. und preuß. R.). Ber Kläger G. und der Ehemann ber jebigen Beklagten 
v. ©. Hatten am 23. Juli 1888 ſchriftlich einen unbeichränften Aboptionsvertrag ab- 
geſchloſſen. Nachdem der Bertrag mittels Schreibens des SKlägerd dem zuftändigen 
Amtögeriht zur Genehmigung vorgelegt war, beftätigte der Ehemann der Beklagten 
am 8. April 1889 den Vertrag vor Gericht, fügte aber feiner protofollarifchen Erffärung 
bei, daß, da er über fein Vermögen in der Weiſe letztwillig verfügen wolle, daß feine 
Gattin feinen Nachlaß befomme, fein Adoptivſohn G. nur den Anſpruch erhalten folle, feinen 
Namen zu führen. An demfelben Tage beftätigte das Amtsgericht die am 23. Juli erfolgte 
Annahme an Kindesftatt. Die daraufhin erbetene Ianbesherrliche Genehmigung zur Füh—⸗ 
rung des abdeligen Namens v. G. durch den Kläger wurde verjagt. Einige Jahre fpäter 
ftarb der Abdoptivvater v. &. mit Hinterlaffung eines Teftaments, worin er feine Ehe⸗ 
frau, bie jetzige Beklagte, zur alleinigen Erbin feines geſamten Nachlaſſes eingefeht 
hatte. Der Kläger erachtet fi durch das Teftament für verlegt und beantragt unter 
Berufung auf das ihm als Adoptivfohn zuftehende Pflichtteilsrecht, die Bellagte zur 
Errichtung eines eiblich beftärkten Nachlaßinventard zu verurteilen. Das Landgericht 
bat Haggemäß erlannt, das Oberlandesgericht die Klage abgewiefen. Auf bie Revifion 
bes Klägers ift das Berufungsurteil aufgehoben. Das Berufungsgericht Hält ben 
Adoptionsvertrag für unwirffam, weil er mit Rückſicht darauf, daB ber Kläger als 
Adoptivfohn den Adel des Aboptivvaters erlangen follte, der Iandesherrlichen Geneh⸗ 
migung beburft hätte und bei Verweigerung derſelben als Ganzes nicht zu rechtlicher 
Wirkfamfeit Habe Tommen Tönnen, trotzdem er gerichtlich beftätigt worden ſei. Diele 
aus dem dur die Verordnung vom 26. Juni 1867 in Kurheſſen für anwendbar er- 
Härten 8 684, IL 2 A.L.R. abgeleitete Anſicht, für die auch auf die Kabinet3ordre 
von 16. Dezember 1843 Bezug genommen ift, muß als rechtsirrtümlich erklärt 
werben. Das allgemeine und regelmäßige Erforberniß von Anfindungsverträgen ift 
die gerichtliche Beftätigung, wogegen der 8 684 a. a. D. für die befonderen Fälle be- 
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ftimmt ift, daß der Annehmende von Abel und ber Angenommene von bürgerlicher Her- 
kunft tt. Wenn nun ber 8 684 a. a. D. vorfchreibt, daß der Angenommene die Bor- 
rechte und Unterſcheidungen des Adels nur mittel befonderer Iandesherrlicher Be⸗ 
gnabigung erhalten folle, jo ift damit unzweidentig ausgedrädt, daß eben nur die Er- 
langung dieſer Vorrechte an den Gnadenalt des Landesherrn geknüpft ift, mährend 
die ſonſtigen Wirkungen des gerichtlich beftätigten Adoptionsvertrages beſtehen bleiben. 
Dur die Kabinetsordre vom 16. Dezember 1843 hat nur die fäljchlihe Auslegung 
bes 8 100 Anh. zu 8 667, IL. 2 A.L.R. befeitigt werden follen, als ob e3 die Abficht 
des Geſetzgebers geweſen wäre, daß es der lanbesherrlidden Begnadigung auch dann 
bedürfe, wenn der bürgerliche Wdoptivfohn nicht den adeligen Stand des Adoptivvaters 
erhalten follte. Wenn nun auch das ALM. als folches in der Provinz Kurheſſen eine 
revifible Rechtsnorm nicht ift, jo haben doch die in Frage ftehenden Zeile besjelben 
durch deren Einführung in Kurheſſen die Eigenſchaft der Reviſibilität auch für dies 
Gebiet erlangt. Rechtsirrtümlich ift ferner die Annahme des Berufunggrichters, daß 
die fragliche Uboption ungültig fei, weil ihr das Erfordernis ber Erffärung zu gericht⸗ 
fihem Protokoll mangele, fofern der Adoptionswille nicht beiderfeit8 zu Protofoll er- 
Härt, jondern vom Kläger nur brieflich dem Gericht gegenüber ausgeſprochen worden 
fei. Unbeftritten war fon im vormaligen Kurfürftentum Heſſen eine Verſchmelzung 
der Mboption und der Urrogation Hinfichtlich ihrer Formerforberniffe injofern ein- 
getreten, als für beide die Iandesherrliche Genehmigung für erforderlich erachtet wurde. 
Wenn nun burch den Erlaß vom 10. November 1866 an Stelle des Landesherrn der 
Juſtizminiſter trat und durch die Verordnung vom 26. Juni 1867 die Kreisgerichte, 
Dur 8 26 des A.G. zum G. V. G. vom 24. April 1878 die Amtsgerichte als zuftändig 
für Beftätigung der Adoptionsverträge erflärt wurden, fo tft nicht einzufehen, weshalb 
nunmehr die altrömifhe Form der Erflärung zu Protokoll, die für die Adoptionen 
und nur für dieſe beftand, wieder aufgelebt und überdies auch noch auf die Arrogationen 
ausgedehnt fein follte. Das Richtige ift, daB in ber Provinz Kurheffen, wo die Not- 
wenbigfeit der jchriftlicden Abfaſſung von Berträgen als allgemeine Regel nicht befteht, 
für jede Art der Adoption nur die gerichtliche Beitätigung ald alleinige Formvorſchrift 
eriftiert, foweit e3 ſich nämlih nit um die Uusnahmefälle der Verordnung vom 
26. Juni 1867, alfo darum handelt, daB mittels der Adoption auch die Übertragung 
des Adels bewirkt werden foll, für welche letztere noch die Iandesherrliche Genehmigung 
einzuholen ift. Nechtsirrtümlich ift auch die weitere Annahme des Berufungsgerichts, 
daß, da der Adoptivvater durch ben Vertrag vom 23. Juli noch nicht gebunden ge- 
wefen fei, er von dieſem habe zurüdtreten bezw. ihn bezüglich feiner erbrechtlichen 
Wirkungen einfeitig habe abändern Tönnen und daß bie nachfolgende gerichtliche Be⸗ 
ftätigung bes Vertrages alddann nur mit diefer Einfchränfung habe erfolgen Tönnen. 
Es Tann dahingeftelt bleiben, ob der Adoptivvater vd. ©. mit dem Sabe, ben er am 
Schlufle feiner protofollarifhen Erflärung beigefügt Hat, überhaupt einen teilweiſen 
Widerruf des vorher abgefchloffenen Adoptionsvertrages beabfichtigt habe; denn jeben- 
falls kann er zu einem ſolchen einfeitigen Widerrufe nicht für bereditigt angefehen 
werben. Die gerichtliche Beftätigung, die für Anfindung®verträge vorgefchrieben tft, 
hat den Eharafter eines Aft3 der Nechtöfürforge in dem Sinne, daß ber Richter eine 
Prüfung anzuftellen hat, ob die geſetzlichen Erfordernifle bei dem ihm vorgelegten Ge⸗ 
fchäfte gewahrt find. Findet er fie gewahrt und erteilt er demgemäß die Beftätigung, 
fo gelangt der Vertrag zu feiner vollen Rechtswirkung. Uber bie hindert nicht, daB 
die VBertragfchließenden auch fchon vor diefem Beitpuntte an ihren Vertrag gebunden 
find. Eine folhe Gebundenheit Yäuft der Natur der Adoption als eines familienrecht- 
lichen Verhältnifles nicht zuwider. Ein Adoptionsvertrag tft vor erfolgter Genehmigung 
aufaufaffen als ein Vertrag mit der ftillfehweigenden Bedingung abgefchloffen, daß das 
Gericht feine Beftätigung erteilen werde. Erfolgt die Beftätigung, fo ift ein befinitives 
Rechtsverhaͤltnis geichaffen, wird fie verfagt, fo verlieren bie für die beabfichtigte An- 
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finbung getroffenen Bereinbarungen ihre Kraft. In der Zwiſchenzeit aber bleiben bie 
Baciscenten an ihre Bereinbarung gebunden, wie e8 bei bedingten Berträgen regel- 
mäßig der Fall iſt. Hiernad war ber Adoptivvater v. G. nicht berechtigt, einfeitig von 
bem Bertrage vom 23. Juli 1888 zurüdzutreten, und da biefer Vertrag bie gerichtliche 
Beftätigung erlangt Hat, fo ift er allein maßgebend für das zwifchen dem Kläger und 
feinem verftorbenen Adoptippater entftandene Kindfchaftsverhältnis. 


Nr.2420. VI. Sen. 17. Dezember 1896. VI. 233. 96. Bd. 38, Nr. 54,68. 202 

Adoption eines Bürgerlichen durch einen Adeligen. Übertragung des Adele. 
(Gem. R.) Die Reviſion greift die Unficht des Berufungsgericht? an, daß nad ge- 
meinem Nechte die Adoption durch einen Udeligen den Adel des Adoptivvaters auf einen 
Bürgerlichen nicht übertrage. Diefer Angriff ift nicht begründet. Über bie $rage, ob Die 
Aboption bei dem niederen Adel, um welchen es ſich bier handelt, eine Erwerb3art bes 
Adels fei, haben früher allerdings verfchiedene Anfichten beftanden. Won der Legitimation 
durch nachfolgende Ehe (des Adeligen mit der Mutter des Bürgerlidhen) ift fein Schluß 
auf die Adoption zuläffig. Nimmt man an, daß die Übertragung des Abels auf einer 
gewiffen Gemeinschaft des Blutes beruhe, fo kann wohl die Legitimation, aber nicht bie 
Adoption den Adel übertragen, weil zwar die erftere eine natürlide Abftammung vor- 
ausſetzt, nicht aber die letztere. Eine beftimmte Rechtsnorm, wonach die Adoption ben 
Übergang des Adels von dem Aboptivvater auf ben Mdoptierten zur Folge haben 
Könnte, ift im gemeinen Nechte nicht vorhanden. Die Vorfchriften des römifchen Rechts 
über die Wirkungen der Udoption, namentlich die Regel „adoptio naturam imitatur“, 
können hierüber nicht ohne Weiteres enticheiden: denn der Adel ift ein deutfchrecdhtliches 
Suftitut von weſentlich öffentlichrechtlichem Charakter. Auch läßt fidh bei der Ver⸗ 
fchiedenheit ber Meinungen nit annehmen, daB die Beitimmungen des römiſchen 
Rechts über die Wirkungen der Uboption, jomeit es fich darum handelt, ob der Abel, 
insbefondere auch der niedere Abel, von dem Wboptivvater auf den Adoptierten über- 
gebe, recipiert find. Muß man danach auf allgemeine Grundfäge zurüdgehen, fo kommt 
man zu dem Nefultate, daß die Adoption, wenn fie nicht durch Reſtript bes Landes- 
herrn erfolgt, ein Fall der bier nicht in Frage fteht, dem Adoptierten den Abel nit 
verſchaffen kann; denn die Bor- und Ehrenrechte, welche mit dem Übel verbunden 
waren und jeßt noch verbunden find, unterliegen nicht der Privatverfügung, fondern 
haben einen öffentlichrechtlichen Chrrafter. Sie können nicht cediert ober abgetreten 
werden. Vergl. IL Feud. 26 8 9 Adoptivus filius in feudum non succedit. In nexerer 
Beit ift man auch allgemein zu der Anficht gelangt, daß die Adoption, ohne lanbes- 
herrliches Neftript, den Adel für den Aboptierten nicht begründen kann. Auf bemfelben 
Standpunkte ftehen auch das preußiſche A.L.R. 8 684, IL 2, das öfterreichiiche 8.8.2. 
8 182 und das bayerische Adelsedikt vom 26. Mai 1818 $ 2. 


Nr. 2421. III. Sen. 15. November 1881. III. 474. 81. Bd. 6, Nr. 45, ©. 171. 

Juteſtaterbrecht der Adoptivkinder. (Gem. R.). Den Deſcendenten einer an 
Kindesſtatt angenommenen Tochter ſteht gegenüber dem Adoptivvater der Letzteren ein 
Inteſtaterbrecht zu. Die Vorinftanz hatte dies nach den Beſtimmungen des römifchen 
Rechts verneint, weil bie ehelichen Defcendenten einer Adoptivtochter zu deren Adoptiv⸗ 
vater niemals in einem Agnationsverhältnifie geftanden haben. Nah dem heutigen 
Recht muß aber davon ausgegangen werben, dab al3 der eigentliche Zweck ber Adoption 
bie Begründung eines Kindesverhältnifies anzufehen tft, die Begründung der väterlichen 
Gewalt dagegen, wo fie nach den konkreten Berhältniffen zur Entftehung gelangen Tann, 
mit der ihr jebt noch zufommenden rechtlihen Bedeutung nur als Yolge des durch die 
Adoption begründeten Kindesverhältnifies eintritt, daß aljo, abgefehen von anderweitiger 
vertragsmäßiger eftftellung dem Adoptierenden gegenüber für die Aboptierten nnb ihre 
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ebelihen Nachkommen ein von der Entftehung ber väterliden Gewalt nnabhängiges 
Erbrecht begründet wird. Nr. 2540. 


Nr. 2422. III. Sen. 29. September 1893. III. 105. 93. Bd. 31, Nr.39, ©. 187. 
Erbrecht des arrogierten ober voll abuptierten Kindes gegen bie agnatiſchen 
Verwandten des Adoptivvaters. (Gem. R.). Die Entſcheidung über die Reviſion 
hängt von der Frage ab, ob dem Kläger als dem arrogierten Sohne eine3 vorverftorbenen 
vollbürtigen Bruders des Erblafferd ein konkurrierendes Erbrecht neben deſſen über⸗ 
Iebenden vollbürtigen Brüdern zufteht. Mit Necht ift diefe Frage nach dem in Medlen- 
burg geltenden gemeinen Rechte vom Oberlandesgericht bejaht worden. Während in 
der älteren Doltrin die Geltung des römifhen Adoptionsrechts in Deutichland von 
einzelnen Rechtslehrern beftritten, von anderen Dagegen verteidigt und auf defien praltiſche 
Übung verwiefen wurde, fteht in neuerer Beit die Mezeption nnd Gültigkeit dieſes 
Rechts im ganzen allgemein anerlannt feft. Streitig ift jedoch noch jebt, ob und in- 
wieweit die Arrogation und die volle Adoption für das Aboptivfind das Erbrecht eines 
fognatifchen Verwandten gegen die Agnaten des Adoptivpaterd begründet. Geht man 
Davon aus, dab das römiſche Aboptionsrecht, wie ed in der Zuftinianifchen Geſetzgebung 
enthalten ift, als reziptertes Recht Anſpruch auf Heutige Geltung hat, fo kann es feinem 
Bweifel unterliegen, daß dem Arrogierten oder voll Üboptierten gegenüber den Agnaten 
des Wboptivvaterd bie vollen Rechte eines Kognaten zuftehen. Bergl. 1.1 8 4 Dig. 
unde cogn. 38, 8; 1. 2 8 3 Dig. de suis hered. 38, 16; 1. 23 und 44 Dig. de adopt. 
1, 7,1. 4810 Dig. de grad. 38, 10. Tritt danach ber Mboptierte zu allen Agnaten 
bes Adoptivvaters für die Dauer der Agnation in ein agnatifches Berhältnid und in- 
ſoweit auch in die Rechte eines Blutsverwandten, fo fteht jede engere Begrenzung mit 
dem Inhalte bes Geſetzes in Widerſpruch und ift auch die VBeichränfung der Ber 
wandtſchaft auf die Lebensdauer des Adoptivvaters ohne jede Begründung, da die 
Agnation mit beffen Tode jo wenig erlifcht wie durch die beutfchrechtliche Emancipation 
des Aboptivfindes. Die Geltung der rezipierten römijchen Vorſchriften über die fa- 
milten- und erbreditlihen Wirkungen der Arrogation und Wboption wird and) dadurch 
nit in Frage geftellt, dab etwa nach heutiger Auffafjung ber Bwed der Adoption 
wejentlich in der Begründung eines Eltern⸗ und Kindesverhältnified zu ſuchen fein mag. 
Ebenjowenig tft erheblih, vb eine dem römifchen Recht entiprechende Ausdehnung ber 
Adoptivverwandtſchaft dem heutigen Nechtsbewußtfein entipricht; denn foldher Wider⸗ 
ſpruch der Rechtsanſchauung, welcher fich auch bezüglich ber Rechtswirkungen ber Legi- 
timation durch nachfolgende Ehe behaupten ließe, Tann für die Rechtſprechung nur in- 
fofern von Einfluß fein, als er in ber Gefehgebung oder durh Bildung eines 
abweichenden Gewohnheitsrechts einen normgebenden Ausdrud gefunden hat. Daß ſich 
aber ein gemeinrechtliches vom römifchen Recht abweichende Gewohnheitsrecht gebildet 
babe, Tann nicht angenommen werden, fondern wird durch die bis in die neuefte Beit 
fortgeſetzte thatfächliche Übung der fraglichen Rechtsnormen widerlegt. Nr. 2540. 


Nr. 2423. IV. Sen. 20. Juni 1889. IV. 152. 89. Bd. 24, Nr. 51, ©. 250. 

Auſpruch der unchelidden Mutter auf Geftattung bes Zutrittes zu ihrem Kinde 
gegenüber dem Aboptinsater. (Preuß. R.). Der Rechtsweg ift zuläſſig. Die Anſprüche, 
welche den Gegenftand des Nechtöftreites bilben, find, ſofern fie überhaupt dem Rechts⸗ 
gebiete angehören, privatrechtlicher Natur, inbem fie ſich ala Ausflüfle der Rechte der 
natürlichen bezw. Uboptiveltern bezüglich ihrer Kinder barftellen, unb fte berühren an 
fich das Intereſſe des Kindes nicht, weshalb nicht ohne Weiteres und nicht in allen 
Fallen ein Anlaß zu entiheidendem Eingreifen des Bormunbichaftögericht3 oder zur 
Einleitung einer Pflegichaft gegeben if. Der Rechtsweg ift auch, was das hier allein 
in Frage kommende Mechtöverhältnis der Parteien untereinander anlangt, baburd) 
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nicht verfchloflen, daB die Bormunbichaftsbehörde bereits eine Enticheidung zu Gunften 
der Bellagten getroffen Hat, in welcher der Kläger einen unzuläfligen Eingriff in feine 
Privatrechte findet. In der Sache felbft ericheint es nicht zweifellos, ob der Beklagten 
gegenüber dem Kläger in der That ein Rehtsanjpruc auf Zutritt zu ihrem Kinde 
zufteht. Jedoch ift die Frage zu bejahen. Daß der Kläger infolge der Adoption mit 
bem Rechte der väterlihen Gewalt auch das ausſchließliche Recht der Erziehung 
des angenommenen Kindes überfommten bat, fteht außer Frage (8 681, IL 2 A.L.R.). 
Aber ſowohl im gemeinen Rechte wie nad bem preußifhen WIR. ift anerfannt, da 
auch dem von ber Erziehung ausgejchloffenen Elternteil der Verkehr mit feinem Kinde 
nicht ganz zu verfagen fei. Bergl. 8 101, L. 2 A.L.R. Nun ift zwar dies Hecht im 
8 101 a.a.D. ausdrücklich nur ben Eltern eines in gefehmäßiger Ehe geborenen 
ober erzeugten Kindes eingeräumt, deren Ehe durch Scheidung gelöft if. Allein im 
biefer VBeftimmung tft nur die einzelne Anwendung eines allgemeineren Prinzips zu 
finden. Auch die Mutter eines unehelichen Kindes hat nach dem Geſetze alle weſent⸗ 
lichen Elternrechte (vergl. 88 621, 623, 624, 640, 656, 659, IL 2 ULR.), wogegen 
der uneheliche Vater nicht in einem gleichartigen Berhältniffe zu dem Kinde fteht 
(8 623 a. a. D.) Es liegt fein Grund vor, bie unehelide Mutter in betreff bes 
Zutrittsrechts grunbjäglich fchlechter zu ftellen, al8 die wegen ihres verwerflichen Ver⸗ 
halten? von der Erziehung ausgeſchloſſene ehelide Muter. Das Recht der un⸗ 
ehelihen Mutter muß aber auch gegenüber dem Adoptivvater ihres Kindes anerfannt 
werben, weil es in dem natürlichen Elternverhältniffe wurzelt, welches mit rechtlichen 
Wirkungen ausgeftattet und dadurch zu einem Nechtöverbältniffe erhoben ift, das ſich 
feiner Natur nad) gegen Zeden wirkſam erweifen muß. Das verwandtſchaftliche Ver⸗ 
Hältnis der Mutter zu ihrem unehelichen Kinde wird durch die Adoption nicht beein- 
traͤchtigt (88 711, 712, I. 2 A.L. R.). Durch Vertrag könnte dagegen da? Zutritts⸗ 
recht der Diutter ausgeſchloſſen werben. 


Nr. 2424, IV. Sen. 17. Zebruar 1890. IV. 242. 89. Bd. 26, Nr. 43, ©. 231. 

Pflegkindſchaftsvertrag. Verzicht anf bie Rücknahme des Kindes und anf beu 
Zutritt zu ihm. 88 772, 773, U. 2 ULR (Preuß. R.). Allerdings ift bie Bu- 
läffigleit eine Verzichtes auf die Nüdforberung des Kindes von feiten der Eltern in 
einem Pflegekindſchaftsvertrage beftritten. Aber für die Zuläffigkeit des Verzichts ſprechen 
die Materialien. Die Auffaflung der Redaktoren ging dahin, daß das Rüdforderungs- 
recht im Pflegelindfchaftevertrage ausgeichloffen werden könne. Nun enthält freilich 
der bier fragliche Pflegichaftsvertrag nicht bloß einen Verzicht anf die Rüdforberuug 
des Kindes vor vollendeter Erziehung, fondern einen Berzicht auf alle Mutterrechte, 
insbefondere au die Beſtimmung, daß die Klägerin ohne Erlaubnis der Pflegeeltern 
nicht zu ihrem Kinde fommen und ſich weder mündlich noch ſchriftlich nah dem Schick⸗ 
fale ihres Kindes erkundigen dürfe; und die Behauptung, daß bie hierin liegende völlige 
Löſung aller Beziehungen ber Mutter zum Kinde gegen die guten Sitten verftoße, laäßt 
fih nicht mit dem Berufungsrichter durch den Hinweis auf die 88 772, 773, IL 2 A.L. R. 
widerlegen, nach denen der Pflegfchaftsvertrag ohne Einfhräntung geftattet ei. 
Denn diefe Beftimmungen wollen nicht die ber Bertragsfreiheit fonft gezogenen Grenzen 
erweitern, und wenn ber Pflegichaftövertrag mit ausfchließlicher Übertragung des Er- 
ziehungsrechts auf die Pflegeeltern geftattet tft, weil dies abweichend vom gemeinen Nechte 
(Nr. 2386) nicht als gegen die guten Sitten verftoßend angefehen wird, jo erübrigt 
fih dadurch nicht die Frage, ob nicht den Vereinbarungen über fonftige durch das Er- 
ziehungsrecht der Pflegeeltern nicht bedingte Befchränkungen ber mütterlichen Rechte als 
unfittlih die Anerkennung zu verfagen wäre. Wllein diefe Frage fteht Hier nicht zur 
Entſcheidung. Gegenftand bes Rechtsſtreits ift das Erziehungsrecht, nicht Das Recht des 
Butritte8 der Mutter zu den Kinde. Leptered kann neben dem Erziehungsrechte der 
Pflegeeltern beftehen. Nach dem Satze utile per inutile non vitiatur wird jedenfalls 
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der Bertrag durch den Wegfall der Beſchränkung des Butrittes der Klägerin zu ihrem 
Kinde nicht auch in feinen übrigen Beftimmungen von felbft hinfällig. 


Nr. 2425. VL Sen. 5. Suli 1894. ‚VI. 108. 94. ®b. 33, Nr. 40, ©. 196. 

Erwerb der väterliden Gewalt bes unchelicgen Vaters durch nachfolgende Ehe⸗ 
ſchließung mit der Mutter bes Kindes ausgefchlofien, wenn daB Letztere inzwifchen 
von einem Dritten rechtsgültig adoptiert if. (Gem. R.). Die gemeinrechtlichen 
Duellen gewähren keinen unmittelbaren Anhalt zur Entſcheidung der Frage, ob die 
2egitimation auch über ſolche uneheliche Kinder, die nicht mehr gewaltfrei, fondern von 
einem Dritten adoptiert find, dem Erzeuger die väterliche Gewalt verfchafft, zugleich alfo 
ber väterlihen Gewalt des Adoptivvaterd ein Ende mat. Ber Wortlaut der fämtlichen 
bier in Betracht fommenden DQuellenftellen (au8 bem römifchen Necht c. 10, 11 Cod. de 
nat. lib. 5, 27; 8 13 Inst. de nupt. 1, 10; Nov. 12 c. 4; Nov. 18 ce. 11; Nov. 74 
pr.; Nov. 78 c. 3 und Nov. 89 c. 8, aus dem kanoniſchen c. 1 c. 6 X qui filüi int 
legit. 4, 17) ift von der Beichaffenbeit, daß danach alle unehelihen Kinder durch bie 
Heirat ihrer beiden Erzeuger zu ehelichen werden und, foweit überhaupt die väterliche 
Gewalt barin erwähnt wird, daß fie auch in die Gewalt ihres natürlichen Waters 
fommen follen. Ohne Zweifel ift dabei aber auch nur an gewaltfreie Kinder und gar 
nit an die Möglichleit gedacht, daß ein uneheliches Kind etwa fchon in der väterlichen 
Gewalt eines Dritten ftehen könnte; daher findet ſich eine ausdrückliche Enticheidung 
eines ſolchen Falles in Teiner jener Stellen. Bollends führen bie Quellen ebenfomwentg 
irgendwo, wo von den Aufhebungsgründen der väterlichen Gewalt die Rebe ift, unter 
diefen in Aufhebung der Gewalt eines pater arrogator die Legitimation bes Kindes 
durch nachfolgende Ehe auf. Man iſt daher lediglich auf innere Gründe angewiejen. 
Diefe führen nun zunädft dahin, die Verwandlung ber unehelichen Kinder in eheliche 
als eine ausnahmsloſe Rechtswirkung der nachfolgenden Ehe anzuerlennen, da 
Deswegen das Recht bes pater arrogator noch nicht im minbdeften beeinträchtigt zu 
werben braucht; denn auch ein ehelich geborenes Kind Tönnte nachträglich durch datio 
in adoptionem oder dur Arrogation nach voraufgegangener Emancipation in bie 
väterlihe Gewalt des Pritten gelangt fein. Ebendeshalb fcheint e8 nun aber all 
gemeinen Grundſätzen zu entiprechen, das einmal erworbene Recht des pater arrogator 
Durch die legitimatio per subsequens matrimonium nicht wieder befeitigen zu lafien, fo 
daß alſo diefe Legitimation die Entftehung der väterlihen Gewalt beim natürlichen 
Bater in einem folden Falle ausnahmsweiſe nicht mit fich bringen würde. Dagegen 
ließe fich freilich einwenden, wenn volle Gleichſtellung des Legitimierten Kindes mit 
dem ehelich geborenen ftattfinden folle, dann müſſe die Sache fo angefehen werben, als 
wäre das Kind von Anfang an ehbelich geweſen, es müfle aljo eine Nüdziehung der 
Wirkung der Legitimation eintreten, vermöge deren ſich für unferen Fall nachträglich 
herausftellen würbe, daß bie Arrogation, die ja eben feine datio in adoptionem von 
feiten des natürlichen Vaters war, von Anfang an ungültig geweſen fei. Zur Annahme 
einer ſolchen Rüdziehung geben jedoch die Quellen hier feinen genügenden Anhalt, und 
da die NRüdziehung immer eine Ausnahme bleibt, bie einer befonderen geſetzlichen 
Grundlage bedarf, fo muß bie Rüädfiht auf Schonung des erworbenen Rechts den 
Ausſchlag geben. Somit ift anzunehmen, daß infolge einer legitimatio per subsequer 
matrimonium ber natürliche Bater eines inzwiſchen arrogierten Kindes ausnahmamn 
nicht die väterliche Gewalt erwirbt, fondern diefe in foldem alle beim Ado in 
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Dormundfchaft. 
8.6.8. 88 1773—1921. 


I. 1633—1748. II. 1655—1798. IL 1749—1897. M. IV. 1008—1274. D. 245 
bis 253. E.G. Urt. 5, 23, 34 Nr. I, 135, 144, 153, 205, 210-212. Windfdeid 
I. 8 71. IL 88 432—447, 526. Stobbe IV. 88 263—277. Bernburg IL 8$ 72 
bis 76. III. 88 73—89. 
Bormnnudfchaft über Minderjährige, 
Nr. 2426. I. Sen. 31. Mai 1889. I. 100. 89. Bd. 24, Nr. 66, S. 326. 
Bormunbfchaft. Statutenkollifion,. (Rhein. R.). Nicht zutreffend tft der zu Gunften 
ber Anwendung des badiſchen Rechts auf. den vorliegenden Fall, in weldem der dem 
preußiſchen Staat al3 Staatäbürger angehörige Bater mit feinen minderjährigen Kindern 
nad Baden ohne Erwerb der badiſchen Staatdangehörigkeit übergefiedelt war, von ber 
Nevifion aufgeftellte Satz, daß zufolge 88 52 und 5b des badifchen Rechtspolizeigeſetzes 
vom 6. Februar 1879 in Vormundſchaftsſachen von ben badiſchen Behörden lediglich 
das Landesrecht anzumenden fei. Die materiellrechtlicden Borausfegungen für die Er- 
Öffnung einer Vormundſchaft find überhaupt in jenem Geſetze nicht enthalten. Die 
Frage, welches Recht für die Eröffnung einer Bormundichaft über Nichtbadener das 
maßgebenbe jei, ift nach den Grundfägen des internationalen Privatrechts zu ent- 
iheiden, und mit Necht geht das angefochtene Urteil davon aus, daß der badiſche 
Richter zunächſt die pofitiven Vorſchriften ſeines Landrechts über Kollifion der Rechte 
anzuwenden habe. Nah L.R.S. 3 Abſ. 3 erjtreden fich die Geſetze, welche den Zuftand 
und die Rechtsfähigkeit der Perfonen beftimmen, auf die Inländer ſelbſt alddann, wenn 
fie ih im Auslande aufhalten. Zu dieſem fogen. PBerfonalftatute gehören auch bie 
Geſetze, welche die Beziehungen des Vaters zu feinen Kindern, die väterlihe Gewalt 
und die Vormundſchaft regeln. Dieje Borfchrift geht von der Annahme aus, daß aud) 
ber Fremde im Inlande nach feinem Berfonalftatute zu behandeln ſei, und giebt Damit 
diefem Rechtsſatze die gefegliche Beftätigung. Auch der Nichtbadener ift alfo in Be 
ziehung auf väterliche und vormundſchaftliche Gewalt nach den Geſetzen feines Heimats- 
ſtaates zu beurteilen. Die Revifion will num das badifche Familienrecht auf Grund 
bes preußifchen Landrechts angewendet wiflen, weil der Vater feinen Wohnfik in Baden 
gehabt Habe und weil, mie das Berufungsgericht felbft anerfenne, das preußiſche Bri- 
vatrecht für die Beurteilung von Statutärecdhten den jeweiligen Wohnfig des Familien⸗ 
bauptes, des Ehemannes und Baters, für enticheidend erfläre. Das Reichsgericht hat 
zwar bezüglich der Erbfolge die Anwendung des Nechtes des Domizil! auf Grund 
der Heimatrechte des Erblaffers für gerechtfertigt erflärt. Ar. 2575. Im vorliegenden 
Falle Handelt e8 fich aber um bie richtige Auslegung bes L.R.S. 3 Abſ. 3 und 
Art. 3 Abſ. 2 code civil, welche diefer Art des Verfahrens entgegenfteht. Das Geſet 
bezeichnet nicht das Heimatörecht als dasjenige, nach welchen der beftebende Konflikt 
zu löfen, das maßgebende Statut erft zu beſtimmen ſei, fondern es entfcheidet die 
internationalrechtliche Frage felbft, und zwar dahin, daß das Berfonalftatut des Heimat- 
ergates gelte. Diefer Beftimmung hat der badifche Richter zu folgen. Die räumlichen 
ziegnzen des Geltungögebietes, welche bie ausländifche Geſetzgebung dem Berjoralftatute 
(Nr. 1 hat, find für den inlänbifchen Nichter nicht maßgebend, fie können durch Die 
ſich pardiihe Geſetzgebung, deren Macht auf das Staatsterritorium beſchränkt ift, für 
ziehungdt verbindlich werben, vielmehr nur Durch die eigene, und diefe hat dem Perſonal⸗ 
untisse des Ausländers die Geltung ohne Rüdficht auf den Wohnſitz besfelben in einem 
anderen Lande bis zum Wechſel der Staatdangehdrigfeit eingeräumt. Hiernach ift 
zufolge de3 anzumendendben preußiichen Familienrechtes eine Bormundfchaft durch den 
Tod der Ehefrau über deren Kinder nicht eröffnet worden (8 11 der preußtichen Vor⸗ 
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mundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875), e8 find daher auch die an eine ſolche gefnüpften 
Folgen nicht eingetreten und es fehlt dem für die minderjährigen Kinder aufgeftellten 
Bormunde die Legitimation zu deren Vertretung. 


Nr. 2427. DI. Sen. 17. Dezember 1881. I. 415. 81. Bd. 5, Nr. 92, ©. 340, 
Umftoßungsllage des Minderjährigen. Sat 1305 babijches Landrecht. (Rhein. R.). 
Die von dem Bormunde innerhalb der Grenzen feiner Befugniffe eingegangenen Ge⸗ 
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Des Mündels. Der Urt. 1305 code civil (badifches L.R.) Täßt eine andere Auslegung 
nicht zu. Der babifche Gefeggeber hat allerdings durch Einfchaltung der L.R.S. 1124», 
1124b das franzöfifche Syſtem erheblich geändert. Dieſe Abänderung führt jedoch nicht 
Dahin, daß nunmehr auch gegen die von dem Bormunde eingegangenen Verträge bie 
Anfehtung gemäß L.R.S. 1305 ftatthaft fein müſſe; es ergiebt fich vielmehr daraus 
nur als Syftem des babifchen Rechts, daß Handlungen des Minderjährigen anfechtbar 
find: ohne Läſion (URS. 1125), wenn er zu folden nah L.R.S. 11245 nicht 


* befugt war, anderenfalld nur wegen Läfion; wogegen Handlungen des Vormundes 


unanfechtbar bleiben, folange er Teine beſonders vorgeichriebenen Förmlichkeiten außer 


- acht gelafien Hat. Nr. 2404. 


Nr. 2428. IL Hilfs-Sen. 29. November 1880. V* 161. 80. Bd. 3, Nr. 83,6. 307. 

Schentungen des Bormundes aus dem Bermögen des Mündels. (Preuß. R.). 
Nach 8 38 der Bormundihaftsordnung vom 5. Juli 1875 muß angenommen werben, 
Daß eine vom Bormunde vorgenommene Schenfung für nicht geichehen zu erachten ift. 
Es handelt ſich dabei nicht um die Formen der Handlung, fondern um die Berechtigung 
Dazu. Überfchreitet der Vormund feine gefehlichen Befugniffe, fo wird das Mündel 
nicht verpflichtet. Der für Vollmadhtsaufträge in 8 90, I. 13 A.L.R. ausgeſprochene 
Grundſatz muß auch für die Vormundſchaft gelten. Denn die Vormundſchaftsordnung 
enthält die allgemeine geſetzliche Bollmadht des Vormundes. Die Haftpflicht des Bor- 
munde3 Tann begründet werden, wenn das Mündel durch eine unzuläffige Schenfung 
beichädigt ift. Nirgends aber ift beftimmt, daß dad Mündel (oder fein Bormund) ein 
Scentungsveriprechen des Bormundes halten müfje oder daß es das ſchenkungsweiſe 
Gegebene nicht zurüdforbern dürfe. Am allerwenigften ergiebt fich dies aus 8 38 a. a. D. 


Pr. 2429. II. Sen. 25. März 1890. I. 31. 90. Bd. 26, Nr. 67, ©. 350. 

Klage des an Stelle der Mutter, die zur zweiten Ehe gefchritten ift, ernannten 
Bormundes auf Beichräntung des Erziehungsrechts der Mutter. (Rhein. R.) Die 
Klage ift vom Bormunde gegen bie Mutter erhoben, ber bei ihrer Wieberverheiratung 
die Vormundſchaft nicht belaffen worben ift. Wenn nun auch die Vorkehrungen betreffs 
der Erziehung des Mündels zur Zuftändigleit der Obervormundſchaft, aljo in das 
Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit, gehören, fo Tann diefe doch nur für das Ber- 
Hältni3 von Mündel und Vormund, nicht aber gegen Dritte wirffame und vollziehbare 
Anordnungen treffen. Die beflagte Ehefrau kommt der oberbormundichaftlichden An- 
ordnung gegenüber lediglich als Dritte in Betracht. Gegen wiberfprechende Dritte iſt 
aber die gerichtliche Klage das einzige Mittel zur Durchführung ber oberpormundfchaft- 
lichen Anordnung. Die Bormundfchaft durfte aber auch gegenüber dem elterlichen 
Nechte der Mutter die Unterbringung der Töchter, deren Herausgabe fie verweigert, in 
einer Erziehungsanftalt beichließen. Zwar hat bie Mutter mit der Bormunbfchaft 
nicht auch zugleich ihr elterliches Recht verloren, wohl aber ift ein Teil feines Inhaltes, 
insbefondere auch die Fürſorge für die Berfon des Mündels (Art. 450 Abſ. 1 code 
civil), ald Recht und Pflicht auf den Bormund übergegangen und, wenn ihr auch ber 
Anſpruch auf Erziehung im elterlichen Haufe (Urt. 371, 372, 373 code civil) verblieben 
ift, fo ift dies Recht kein abfolutes, fondern es Liegen ber Mutter auch Pflichten ob, 
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insbefondere die Pflicht, für fittlide Erziehung der Kinder zu forgen. Wirb die 
Pflicht verletzt und die Erziehuug ber Kinder gefährdet, wie bier feitgeftellt iſt, jo ft 
die Klage, joweit fie auf Herausgabe der Töchter gerichtet tft, begründet. Daraus er 
giebt ſich auch die Mechtfertigung des weiteren Unipruches auf Gewährung einer Unter 
haltungsrente, ba fortan die Bellagte der ihr nad Urt. 203 a. a. D. obliegende 
Ernährungspflicht nicht mehr durch Gewährung des Unterhalt im elterlichen Hair: 
. genügen kann. Die Verurteilung des beflagten Ehemannes ift in Art. 1409 Wr. 1. 
1419, 1421 code civil begründet, denn die Pflicht zur Ernährung vorebelicher Kinder 
tft eine Mobiliarſchuld, welche der Ehefrau bei Schließung der Ehe oblag. 


Nr. 2430. V. Sen. 3. Mai 1886. IV. 413. 85. Bd. 16, Nr. 47, ©. 205 

Nädgäugigmacung gefetwidriger Anlegung won Mäünbelgelbern. 8 39 Der Bor 
munbfchaftsordnung vom 5. Juli 1875. (Breuß. R.). Das Mündel if, da der Bormm 
fein geſetzlicher Vertreter tft und ihm die felbftändige Verwaltung des Mündelvermögen: 
zufteht, allerdings nicht beredhtigt, eine Kapitaldanlage, weil fie nidht den gefeglicen 
Beftimmungen gemäß erfolgt ift, nicht als für es gefchehen anzuertennen und ihre An: 
nahme zurüdzumweilen. Dagegen tft e8 befugt, von dem Bormunde zu fordern, daß er 
die bem Mündel nadhteilige Anlage aufhebe und die anderweitige Belegung bes Kapitels 
herbeiführe. Dies Necht des Münbels ftellt fi als ein ihm gegen den Bormund zı- 
ſtehendes perſönliches obligatortiche8 Recht dar, und als ſolches kann es von dem Windel 
durch den ihm beftellten Pfleger im Wege ber Klage gegen den Bormund geltend gemadk 
werden. Dur die dem Bormundfchaftsgericht beigelegte Befugnis, ben Vor⸗ 
mund im Unffichtöwege zur Erfüllung feiner Pflichten anzubalten, wird das Recht des 
Mündel3 nicht berührt. 


Nr. 2431. IL Sen. 20. Dezember 1882. L 464. 82. Bd. 12, Nr. 34, ©. 147. 

Nechtsgeſchaftswirkung. Thätiglelt des Mitvormundes. Obervormuudfchaftliche 
Genehmigung eines Berzichts. (Gem. R.). Nach hamburgiſchem Recht erliſcht die au 
ſich fortdauernde perſönliche Verbindlichkeit des früheren Eigentümers eines Grundſtücke 
ans ben eingefchriebenen Hypotheken dadurch, daß dem neuen Eigentümer von dem 
betreffenden Gläubiger eine Zinsauittung ohne Vorbehalt erteilt wird. Im vorliegenden 
Falle find drei folder Duittungen dem neuen Eigentümer erteilt, zwei von der Mutter 
ber Hägeriichen Bupillen in deren Namen und eine von dem einen der beiden Plagenven 
VBormünder. Den drei Duittungen ift bie befreiende Wirkung abgeſprochen. Wer die 
fraglichen Binszahlungan für die Kinder vom jesigen Eigentümer entgegenzunehmen 
Hatte, in deſſen Wahl ftand es, ob er mit Vorbehalt bes Rechtes gegen den Beflagtez 
(den früheren Eigentümer des Grunbdftild3) oder vorbehaltlos quittieren wollte; indem 
er Letzteres that, beging er, auch was bie etwaige Wirkung zu Gunften des Beflagten 
anlangt, eine rechisgefchäftliche Handlung. Es würde ganz willfürlich jein, bier zu 
unterjheiden und etwa folche Rechtöfolgen, in denen nicht der nächfte Zweck des Geſchäfts 
liegt oder die die Nechtöverhältnifie zu einem Dritten betreffen, als jogen. unmittelbare 
geſetzliche Rechtswirkungen auszufondern. Mit Recht wird auf die Analogie ber gemein- 
rechtlichen expromissio hingewiefen, bei welcher ebenfalls der dritte bisherige SchuIlbner 
rechtögefchäftlich Liberiert wird. Dieſe Wirkung fteht nun ben von ber Mutter erteilten 
beiden Duittungen nicht zu, weil die Ausftellerin nicht die Vormundſchaft über bie 
Kinder geführt hat und fie dadurch, daß der Bater ihr die Verpflegung und Erziehung 
ber Rinder, wie der Bellagte behauptet, ſowie die Einfaffierung der Binfen überlafien 
bat, noch nicht zur legitimierten Vertreterin der Kinder auch für Verzichtshandlungen 
geworden fein würde. Wnlangend die vom Vormunde audgeftellte Quittung, fo ift 
zwar nach gemeinem echte jeder von mehreren Mitvormünbern in der Regel für ſich 
allein bereditigt, gültig im Namen des Mündels zu handeln, wenn nicht ein anderer 
der Handlung widerfpridt. 1. 3pr., 1. 24 8 1 Dig. de adm. tut. 26, 7;1.783 Dig. 
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de cur. fur. 27, 10; 1. 14 8 5 Dig. de sol. 46, 3; c. 1 Cod. si ex plur. tut. 5, 40. 
Über die hier fragliche Handlung, die mindeftend als in der Mitte zwifchen dem Falle 
der Erpromiffion und dem des unentgeltlichen Verzicht liegend anzufehen ift, Yiegt 
außerhalb der vormundichaftlicden Befugnis. Die Yrage wegen ber Notwendigkeit ber 
obervormundfchaftliden Genehmigung bei ſolchen Geſchäften, die eine Berfügung über 
ein Forderungsrecht des Mündels enthalten, ift allerdings nicht unbeftritten. Aus ber 
Kombination der die Zahluugsaunahme und die Ceſſion betreffenden Stellen c. 25 Cod. 
de adm. tut. 5, 37, 88 2, 3 Inst. quib. alien. 2, 8 und c. 22 8 6 Cod, de adm. 
tut. 5, 37 in Verbindung mit c. 7 Cod. de praed. et al. reb. 5, 71 ergiebt ſich, daß 
jede Verfügung, wodurd die Kapitalforderung des Münbels in der bisherigen @eftalt 
zu exiſtieren aufhört, ohne Genehmigung der Bormundichaftsbehörde ungültig if. In 
Anſehung der Novation der Forderung eine? Mündels, deren Analogie hier nicht 
ganz abgewiejen werben darf, ift nleichfall8 anzunehmen, daß fie nur bei Genehmigung 
der Bormundichaftsbehörde gültig ift. Vergl. 1.46 87 de adm. tut. 26, 7 und c. 22 
Cod. de pact. 2, 3. Diejenigen Banbeltenftellen, welche bie Befugnis des Vormundes 
zu einer Rovation davon abhängig machen, ob die legtere für das Münbel nützlich ſei, 
vergl. 1. 22 Dig. de adım. tut. 26, 7; 1. 20 8 1,1. 34 8 1 Dig. de nov. 46, 2 be 
rühren die Frage der Notwendigleit der obervormundichaftliden Genehmigung nicht. 
Wie in die Bermwaltungsbefugnis bed Bormundes Liberalitäten, von Ausnahmen 
abgeſehen, überhaupt nicht einbegriffen find, fo wird bei Novationen eben in dieſer 
Beziehung unterfchieden, ob fie dem Mündel vorteilhaft oder nachteilig find. Nr. 2400. 


Nr. 2432. II. Sen. 3. Oktober 1882. IL 2. 82. Bd. 8, Nr. 74, S. 293. 

Berwaltungsreiht des Bormunded. Urt. 450, 455, 457 code civil. (Rhein. R.). 
Der Anlauf eines Grundſtückes durch den Bormund für den Pflegebefohlenen darf ohne 
Ermädtigung des Familienrats bezw. de8 Gerichts unter der Vorausſetzung gefchehen, 
daß es fich bei einem derartigen Erwerbe in der That um eine ben Grundſätzen einer 
richtigen Verwaltung entiprehende Bermögendanlage handelt, namentlich alfo der 
Reſtpreis zur Zeit der Fälligkeit aus den Einfünften oder fonft fläffig werdenden Mitteln 
des Mundels füglich gededt werden Tann; im anderen alle ift diefer Erwerb als im 
Wefen die Kontrahlerung einer Darlehusihuld enthaltend anzufehen, unterliegt daher 
der Beftimmung bes Urt. 457 code civil und entbehrt ohne die vorgefchriebene Er⸗ 
mächtigung der Necht3beftändigfeit. 


Nr. 2433. II. Sen. 13. Juni 1884. IL. 102. 84. Bd. 12, Nr. 86, ©. 332. 

Anfechtung von Nechtshandlungen des Bormundes. (Rhein. R.). Der Vormund 
ift der geſetzlich Repräfentant bed Mündels, er vertritt es (Art. 450 code civil) 
in allen Akten des bürgerlihen Lebens, indem er an deſſen Stelle handelt (factum 
tutoris factum pupilli). Diejen Charakter verliert der Bormund auch dann nicht, wenn 
er in dem gegebenen Falle, wo ein über das Gebiet der Berwaltung hinausgehender 
Art, 3. B. eine Veräußerung von Grundftäden, eine Darlehnsaufnahme in Frage fteht, 
ohne die gejeßlich vorgeſchriebene obervormundihaftliche Genehmigung handelt. Diejer 
Umftand bildet einen Mangel, welcher die Klage auf Vernichtung des Altes aus Art. 1304 
eode civil begränbet, hat aber nicht die Folge, daß lebterer dem Münbel als rechtlich 
völlig wirkungslos und nicht beftehend zu betrachten wäre. Der Bormund be- 
findet fi, was fein Verhältnis zum Münbel betrifft, nicht in der nad Art. 1984 ff. 
a. a. D. zu beurteileuben rechtlichen Stellung eine3 gewöhnlichen Mandatars. Die 
Buftimmung des Yamilienrates ſowie die Genehmigung des Gerichtes find auch nicht 
Erforderniſſe, die die formelle Nechtsbeftändigfeit eines ſolchen Aftes bedingen, vielmehr 
als materielle Schugmittel, die im Intereſſe der Minderjährigen vorgefchrieben find, 
aufzufafien. — 
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Nr. 2434. L Sen. 26. März 1881. L 108. 80. Bd. 4, Nr. 48, ©. 166. 

Haftung des Bormundes bei Belegung von Mündelgeldern. (Rhein. R.). Bei 
einer ben Grundſätzen der Bormundichaft3orduung zumiderlaufenden Beleihung von 
Grundftüden mit Mündelgeldern haftet der Bormund nicht unter allen Umftänben für 
den ganzen Ausfall, jondern nur für den Ausfall, welcher bei dem über da3 Maß ber 
gefeglich vorgeichriebenen Sicherheit Hinausgehenden Teil der Geldanlage eintritt. Ber 
Bormund handelt nur infoweit vorſchriftswidrig, als er bei Gelbanlagen das Maß ber 
vom Geſetze verlangten Sicherheit überfchreitet. Er ift Daher, fofern bloß hierin fein 
Verſchulden gefunden wird, nur wegen des durch die Überfchreitung entftanbenen 
Schadens verantwortlid. — Hinfichtlich der Frage, ob ein Verſchulden vorliegt, Tommmt 
nur die Zeit der Ausleihung der Gelder in Betracht, Hinfichtlicy ber weiteren Frage. 
ob durch dies Verſchulden der eingetretene Schaden entitanben fei, ift auch Die Bet: 
des Berlaufes in Betracht zu ziehen. 


Nr. 2435. IV. Sen. 3. April 1884. IV. 541. 83. Bd. 11, Nr. 70, ©. 307. 

Saftung des Bermundes. (Preuß. R.). In dem Ausleihen von Münbelgeld 
anf ein Grundftück, wenn eine wie vorgeichrieben befchaffene Tare nicht vorliegt, ift 
ohne Zweifel ein Zuwiderhandeln gegen bie Borfchrift des 8 39 der preußiſchen Bor- 
mundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 an ſich zu finden. Ein foldes Zuwiderhandeln 
giebt dem Mündel nicht die Befugnis, die Kapitaldanlage überhaupt zurüdzumeijen und 
vom Bormunde Herausgabe de3 angelegten Geldes zu fordern. Dagegen folgt au3 ber 
Geſetzwidrigkeit der Unlage die Verpflichtung des Bormundes zum Erjage des infolge 
der Anlage, wenn auch ohne ein weiteres hinzutretendes Verſehen bes Bormunbes, für 
ben Mündel erwachſenen Schadend. Nun wird zwar dem auf Erjak bes Schadens in 
Anſpruch genommenen Vormunde der Rechtsbehelf nicht zu verfagen fein, daß ber 
Schade auch bei Beobachtung der in Rede ftehenden Borfchrift entftanden fein würde. 
Ein Grundſtück fann eine bergeftalt zweifellofe Sicherheit für dag Mündel bieten, da$ 
die Aufnahme einer Tare in Wahrheit nur als eine überflüffige Förmlichkeit erfcheinen 
würbe Tritt in einem ſolchen Falle infolge ungünftiger Konjunkturen bennod ein 
Ausfall am Kapitale ein, fo wird fich der Bormund von der Berantwortlichkeit dem 
Münbel gegenüber durch den Nachweis frei machen können, daß fich Die Kapitalsanlage, 
wenn das Grundſtück zur Zeit derjelben gerichtlich abgeihäßt worden wäre, als vollig 
fiher ergeben haben würbe. Solchenfalls müßte angenommen werden, daß es an einem 
urfählihen Zuſammenhange zwilchen ber Zumwiderhandlung und dem Schaben gebräde. 
Über durch die VBeibringung von Thatfachen, aus denen fich bloß ergiebt, Daß eine ge 
rihtlide Tare zur enticheidenden Zeit auf eine beitimmte Summe bätte ausfallen 
tönnen, nicht aber, daB fie auf diefen Betrag auögefallen wäre, Tann eine unter öffent 
fiher Autorität aufgenommene Tare, wie fie $ 39 a. a. D. vorfchreibt, nicht eriegt 
werden. Auch Täßt fich eine Ausleihung nicht in der Weife trennen, daß biefelbe nur 
zu einem Teile als pflichtwibrig angefehen werden Tann, wenn eben nur eine Kapitals» 
anlage vorliegt. Liegt der Fall fo, daß angenommen werben muß, die Ausleihung 
“würde bei pflichtmäßigem Verhalten des Bormundes gänzlich unterblieben fein, fo 
muß er für den ganzen Ausfall, den das Kapital bei der Subhaftation erleidet, auf⸗ 
fommen. Nr. 2437. 


Nr. 2436. IV. Sen. 5. Februar 1891. IV. 268. 90. Bd. 28, Nr. 44, ©. 194. 

Haftung des Gegenvormundes bei fahrläffig unterlaffener Anzeige von Pflidt- 
wibdrigleiten des Bormundes. (Preuß. R.). Der Bellagte wird al3 ehemaliger Gegen- 
vormund der Mägerifhen Mündel für den Schaden verantwortlich gemacht, den bie 
Kläger daburch erlitten haben, daß der frühere Bormund gewifle Pfandbriefe in feinen 
Nutzen verwendet bat, die nach Einziehung einer Hypothek der Kläger vom Bormunde 
angeichafft waren. Die Haftung des Bellagten für den Schaden wird von ben Borber- 
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richtern daraus hergeleitet, daß der Bormund ſchon früher andere Wertpapiere ber 
Mündel unterfchlagen, ſie gleichwohl in der gelegten Rechnung als noch vorhanden 
aufgeführt habe und der Beklagte ald Gegenvormund diefe Rechnung unterjchrieben 
habe, ohne von dem Nichtvorhandenfein der Wertpapiere, von denen er fich hätte über- 
zeugen müflen, dem Bormundichaftögerichte Unzeige zu machen. Es wird ausgeführt, 
daß ohne diefe Pflichtwidrigfeit des Beklagten (8 31 Abſ. 2, 8 56 Abſ. 4 der Bor- 
mundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875) die fpätere Unterfchlagung der Pfandbriefe 
nicht hätte vorfommen können, weil die Anzeige von ber Untrene des Vormundes deſſen 
Entlaffjung Hätte zur Folge haben müfjen. Gegen biefe Ausführung find rechtliche Be⸗ 
denken nicht zu erheben. Der Bellagte Hat jedoch noch eingemwendet, daß er zur Ein- 
ziehung der fraglichen Hypothef feine nah 8 41 Nr. 2 der Vormundſchaftsordnung 
erforderliche Genehmigung nicht erteilt habe, fomit den Mündeln, da ihnen der Anſpruch 
gegen den Hypothelenjchuldner verblieben ſei, Durch die Unterfchlagung des Bormundes 
fein Schade entftanden fei. Es fteht auch feft, daß die Einziehung der Hypothek ohne 
Wiſſen und Genehmigung des Beklagten erfolgt ift. Ber Einwand tft vom Berufungs- 
gericht zu Unrecht verworfen. Es verfennt den Begriff des Schadens (8 1,L6 LLER.). 
Daß fi die unterjchlagenen Pfandbriefe thatfähhlih im Vermögen der Mündel be- 
funden haben, genügt zur Annahme eines den Mündeln erwachlenen Schadens nicht, 
wenn die vorliegenden Umftänbe ergeben, daß troßdem eine VBerichlimmerung ihrer 
Bermögendlage nit anzunehmen iſt. Eine folche ift in Wirklichkeit nicht eingetreten. 
Die Zahlung der durch Hypothek geficherten Schuld Hatte bei dem Mangel der Ge 
nehmigung bes Gegenvormundes für die Mündel eine Tilgung der Schuld und der 
Hypothet zum Nachteile der Mündel nicht zur Folge; bei ansbleibender Genehmigung 
wäre ber bezahlte Betrag zurüdzugahlen geweſen. Daraus folgt, daß auch nach ber 
Unterſchlagung der Pfandbriefe den Mündeln die durch die Hypothek geficdherte For⸗ 
berung, foweit fie vor ber Zahlung den Mündeln zuftand, verblieben und daß ber 
Schade durch bie Unterihlagung in Wirktichleit nicht den Mündeln, ſondern dem 
Schuldner der Hypothek erwachſen ift, der feines Anfpruches an die Mündel auf Zurüd- 
gabe des gezahlten Betrages durch die Handlungsweiſe des Vormundes verluftig ging. 
Durch die fpätere Genehmigung der Löſchung von feiten des jebigen Gegenvormundes 
bat fih in Bezug auf die Verantwortlichleit des Beflagten nichts geändert. 


Nr. 2437. IV. Sen. 12. Februar 1894. IV. 295. 93. 3b. 33, Nr. 44, S. 209. 

Schenkung der Vormünder für den Mündel, Haftung der Vormünder bei Aus- 
leibung einer Hypothek ohne Abſchätzung des Pfandgrundftüds für deu beim Zwangs- 
verlaufe eingetretenen Ausfall, (Breuß. R.). Der Berufungsrichter hat den Klag- 
anfpruch für begründet erachtet, indem er feftgeftellt hat, daß bie Beklagten die nach 
dem Geſetze (ß 32 der Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875) von dem Bormunde 
und dem Gegenvormunde zu beobachtende Sorgfalt eines ordentlichen Hausvaters 
verabfäumt, auch ben befonderen Borichriften der 88 38 und 39 der Bormunbichaftg- 
ordnung zuwidergehandelt haben und daß der Schade, den die Kläger erlitten haben, 
durch das pflichtwidrige Verhalten der Beklagten verurfadht fei. Diefe Annahmen 
laſſen eine die Entſcheidung beeinfluſſende Rechtsnormverlegung nicht erkennen. Das 
Geſetz (8 38 a. a. D.) verfteht unter „Schentungen” nicht bloß Schentungen im engeren 
juriftifhen Sinne, bei denen der eine Teil durch Übereignung eines in feinem Ver⸗ 
mögen befindlichen Gegenftandes ärmer, der andere Teil um biefen Gegenftand reicher 
wird, fondern jeden pofitiven Freigebigkeitsakt. Unter den 8 38 a. a. D. fallen daher 
auch Berzichtleiftungen auf bereit3 erworbene Rechte, mithin wie hier ber Verzicht auf 
eine dem Mündel beftellte Sicherheit, jofern die Aufgabe ber Rechte ben Eharafter der 
Sreigebigleit hat. Das Lebtere trifft Hier zu, da ber Berufungerichter als unftreitig 
Tonftatiert hat, daß dem Kläger ein Yquivalent für die Vorrechtseinräumung nicht ge 
geben worben ift. Er verneint aber auch, daß das eigene Antereffe der Kläger durch 
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bie Bewilligung des Vorrechts gefördert worden und daher injofern durch dieſe bedin:: 
gewejen jei. Die Beklagten haben e3 aber ferner entgegen ber Anweifung des $ :: 
a. a. D. unterlaffen, fi} davon zu überzeugen, daß die Exrbteilsforberuug der Kläge 
nad der Vorrechtseinräumung noch pupillariich ficher fiehen würde. Die Vorſchrr: 
bes 8 39 a. a. D. bat zwar unmittelbar nur ben Yall der neuen Belegung von Münde 
geldern im Auge, findet aber unbedentlich auch Anwendung anf Fälle der vorliegende 
Art, wenn e3 fih um eine Änderung in ber Sicherheitäbeftellung handelt. Diele Ber 
fchriften Haben die Bellagten, als fie die Vorrechtseinräumung bewilligten, ohne ht 
vorher durch Borlegung einer Tage die Überzeugung zu verfchaffen, daB Die Erbtei: 
forderung ber Kläger auch nach dem Bortritt der Hypothel, zu deren Gunften di 
Vorrechtseinräͤumung erfolgte, innerhalb der gefehlichen Wertsgrenze ftehen würk, 
zuwibergehandelt. Es ift nun zwar dem auf Schabenderfab in Anſpruch genommenen 
Bormunde der Mechtöbehelf nicht zu verjagen, dab der Schade auch bei Beobadtun: 
der Borfchrift des 8 39 a. a. D. entftanden fein würde. Nr. 2435. Die thatlädlide: 
Anführungen der Bellagten in diefer Beziehung find jeboch zur Begründung bier: 
Rechtsbehelfes nicht für ausreichend erachtet worden. 


Nr. 2438. II. Sen. 8. Januar 1897. II. 267. 96. Bd. 38, Nr. 89, ©. 335. 

Rechtswirkung ber vorbehaltlofen GEntlaftung bed Vormundes. (Breuß. R.. 
Nach 8 69 Abſ. 2 der Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 find nach Beendigut: 
des Amtes des Vormundes das bisherige Mündel, deſſen Nechtsnachfolger und be 
nene Vormund verpflichtet, dem geweſenen Bormunde über treu und richtig geführt 
Vormundſchaft Entloftung zu erteilen. Dieſe Entlaftung bewirkt an fich die Vefreim 
bes Vormundes von der Haftbarkeit aus der geführten Berwaltung, allerdings im rin 
zelnen Falle nur infomeit, als ber Inhalt ber Entlaftungserflfärung reicht. Im vor 
liegenden "alle ift aber die Entlaftung vorbehaltlos feitens des neuen Bormunde, 
des jetzigen Vertreters der Sllägerin, erteilt worden, und das Oberlandesgericht nimm! 
an, daß diefe fi) insbeſondere auch auf diejenige Kapitalsanlage, wegen beren ber de 
Hagte in dem jetzigen Rechtsſtreit verantwortlich gemacht werden foll, bezogen hat. Tai 
dabei die Möglichkeit bes fpäter eingetretenen Ausfalles bei der Subhaftation meer 
von dem biäherigen noch von bem neuen Bormunde ind Auge gefaßt fein mag, ku 
bie rechtliche Wirkung der Befreiung des Beklagten von der Haftbarkeit für bei it 
Anlage des Kapitales von feiner Seite vorgelommene Verſtöße gegen die einfchlägiger 
Beftimmungen des 8 39 der Vormundſchaftsordnung nicht in Frage ftellen. Es win 
vom Oberlandesgericht feftgeftellt, daB ber neue Bormund in ber Lage war, jEK 
Kapitalanlage zu prüfen. Er konnte daher von bem ihm nad) 8 69 Abi. 3 cat 
äuftehenden Rechte, infoweit die Entlaftung nur mit einem Vorbehalte zu erteilen, 
Gebrauch maden. Wenn er das nicht that, fo hat die Entlaftung bie bedingungslor 
Befreiung des Bellagten von feiner Haftbarkeit auch bezüglich jener Verſtöße zur dolge 
Daß auch weder von einem Betruge noch von einem Irrtume im Sinne des $ 8 
Abf. 4 a. a. D. hier die Rede fein Fönne, hat das Oberlandesgericht gleichfalls ohre 
Rechtsirrtum angenommen. Wenn aber die Revifion insbefondere geltend macht, det 
neue Bormund habe fich infofern in einem, auch abgefehen von ber Beſtimmung de 
8 69 Ubi. 4, zu berüdfichtigenden Irrtume befunden, als er thatjächlich angenommen 
babe, daß bie Kapitaldanlage ordnungsmäßig erfolgt fei, fo kann auch das als zur Sat 
erheblich nicht erachtet werben, weil, wenn man auch annehmen wollte, daß ber nei 
Bormund bei Kenntnis jener Sachlage die Entlaftung ohne Vorbehalt nicht erteitt 
haben würbe, doch immer nur ein Irrtum in den Motiven in Frage ftände, der nad 
Art. 1110 code civil als weſentlich unb daher erheblich nicht erachtet werden fünnte. 
Ob der neue Bormunb durch die vorbehaltlofe Entlaftung feines Borgängerd nunmeht 
für die nachteiligen Folgen der Rapitaldanlage gegenüber der Klägerin jelbft verantwort- 
lich geworden ſei, fteht hier nicht in Frage. 
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Nr. 2439. II. Sen. 5. Oltober 1888. II. 159. 88. 8b. 21, Nr. 61, ©. 322. 

Umfang der nad rheiniſchem Hecht entftandenen geſetzlichen Hypothek bes 
Mündels na Inkrafttreten der preußiſchen Bormundſchaftsorduung. Mitvormund⸗ 
ſchaft des Stiefvaters. (Rthein. R.). Aus der Verbindung der Vorſchriften Art. 2121, 
2122, 2135 code civil und ber 88 32 Abſ. 6, 92 der Vormundſchaftsordnung vom 
5. Inli 1875 ergiebt fi, dab zwar die Bormundichaftsorbnung das Inſtitut des 
Mündelpfandbrecits nicht anerkennt und auch bei den am 1. Januar 1876 bereitö be» 
ftehenden Vormundſchaften für Anſprüche, welche unter Herrichaft derſelben den Minder- 
jährigen erwachien find, dies Sicherungsmittel nicht gewährt, daß aber auch anberer- 
jeit8 Recht sverhältniſſe, welde von ber früheren Geſezgebung beherrſcht 
find, durch die Vormundſchaftsordnung nicht berührt find. Im vorliegenden alle ift 
der Anſpruch des Mundels bereits unter der Herrichaft der früheren Gefebgebung ent- 
ftanden. Der Umftand, daß der Vormund das Grundftück erft nach dem Inkrafttreten 
der Vormundſchaftsordnung erworben hat, fteht nicht entgegen, weil es fi um ein 
bereit3 beſtehendes, wenn auch bedingtes Recht des Minderjährigen handelt. Die 
dem zweiten Ehemanne der Mutter auf Grund des Art. 396 code civil übertragene 
Mitvormundſchaft befteht nnter der Herrihaft der neuen Vormundſchaftsordnung fort. 
8 93 Vormundſchaftsordnung. 


Nr. 2440. II. Sen. 25. Mär; 1884. II. 442. 83, Bd. 11, Ar. 81, ©. 347. 

Befnguifie des Familieurats. Art. 450, 457 code civil. (Rhein. R.). Die minder- 
jährigen Kinder des H. Haben von ihrer Mutter ein Grundftück geerbt, welches zu 
Eifenbahnzweden erpropriiert tft. Über die Anlage des Kaufpreifes faßte der Familienrat 
einen Beichluß, wonach bafür gewiſſe Wertpapiere angefchafft und bei der Reichsbank 
hinterlegt werden follten, die nur unter Mitwirkung des Beivormundes erhoben werben 
Dürften und von denen der Vater nur die Binfen beziehen follte. Der Lebtere hat den 
Beſchluß durch Klage gegen die Mitglieder des Familienrates angefochten. Die Klage 
ift in allen Inftanzen abgewiefen. Eine bürgerliche Nechtöftreitigfeit, auf welche nad 
813 88.8. und 8 3 E.G. zur EBD. die C.P.O. Anwendung findet, liegt vor. 
Aber der Art. 457 code civil ift richtig angewendet. Es ift Recht und Pflicht des 
Familienrates, durch Mafregeln zur Sicherung bes an die Stelle der Immobilien ge- 
tretenen Kapitales die Intereſſen des Mündels zu wahren. Da in Art. 457 a. a. D. 
ausdrücklich hervorgehoben ift, daß diefe Gefehesporfchrift auch gegen Water und Mutter 
gelten folle, melden doch in der Regel (Urt. 384 code civil) der Nießbrauh am 
Mündelvermögen zufteht, jo kann der Umftand nicht in Betracht kommen, daß dem 
Kläger kraft Geſetzes oder durch Schenkung feiner verftorbenen Ehefran eine Nuß- 
nießung auftebt. 


Bormundihaft über Yolljährige. Yileafdaft. 

Nr. 2441. II. Sen. 14.November 1879. IIL 168. 79. Bd. 1, Rr.45, S. 107. 
Haudlungsfähigkeit. Eutmündigungseriärung Pflegſchaft. (Preuß. R.). Bor 

der Entmündigungserflärung ift eine proviſoriſche Anordnung und die Einleitung einer 

Bflegihaft mit der Wirkung der Entziehfung der Handlungsfähigkeit nicht zuläflig- 


Nr. 2442. 1 Sen. 28. Upril 1883. I. 172. 83. Bd. 9, Nr. 45, ©. 180. 
Borlänfige Kuratel über einen zu Entmündigenden. (Reichs⸗ und gem. M.). 
Die Befugnis der Bormundjchaftsbehörbe zur Anordnung einer vorläufigen Kuratel 
über den (wegen Geiſteskrankheit) zu Entmündigenden ift, wenn fie nad) dem Landes⸗ 
recht begründet ift, durch die Beftimmungen der C. P.O. nicht ausgeſchloſſen. Die 
hamburgiſche Bormundfchaftdorbnung vom 25. Inli 1879 befindet fich in voller Über 
einftimmung mit ber &.B.D., wenn fie in Art. 76 beftimmt, daß die Vormundſchafts⸗ 
behörde erforderlichenfalls die fürſorglichen Maßregeln für die Berjon und das Bermögen 
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des zu Entmünbigenden gemäß $ 600 C. P.O. anzuorduen babe, und Hierumter in=- 


befondere aud bie Anordnung einer vorläufigen Kuratel verfieht. Der einflmweit- 


Kurator nimmt die Stellung bes Rurators eines GWeiftesfranfen (curator furiosi. e— 
und if in gleihem Umfange wie biefer zum Abſchlufſſe von Rechtsgeſchäften mit Drite 
im Namen des Kuranden bereihtigt. Das Rechtsgeſchäft wirb baburch nicht unperbinbii- 
daß denmächſt der Antrag auf Entmündbigung zurüdgewielen wirb unb ber en 
mänbigende Widerſpruch gegen ben Abſchluß bes Rechtegeſchäfts erhoben bat, voraas 

geieht, daß nicht dem Kurator ein bolofes Verhalten aus anderen Umftänben — 
gewieſen wird. Nr. 2443. 


Nr. 2443. VL Gen. 4. Febrnar 1897. VI. 301. 96. Vd. 38, Nr. 40, ©. 14- 
Neichsgeſerliche Zuläffigteit einer Ianbesgefegligen Belchräntung ber Sunbinngs 
fühigleit burg eine norlänfige Bormundſchaft während dei wegen Berfdgwerbung 
eingeleiteten Entmündigungsverfahrens. Der Bellagte hatte einen unterm 1- Rovembe 
1895 auf ihn — —— über 2900 ME. acceptiert. Einige Zeit danach wur 
er vom Amtögericht B Königreih Sachſen wegen Berihwenbung entmändigt u=: 
bies befannt gemacht. — vom Ausſteller des Wechſels im Urkundenprozeſſe erhobene: 
Mage ftellte ber Bormund des Bellagten den Einwand entgegen, dab biefer bereits 
am 1. Rovember 1895 unfähig geweſen ſei, fi wechſelmäßig zu verpflichten. Es 
war nämlih von bem Amtsgericht in B. infolge eines von der Wutter bes Be 
Hagten geftellten Antrages dur Beſchluß vom 19. Oftober 1895 angeorbnnet wordeı 
daß der Bellngte anf Grund des 8 3 des fächliichen Geſetzes vom 20. Februar 185 
unter vorläufige Vormundſchaft geftellt werde. Bon diefem Beichlufle war Der Beklagt 
jelbft am 23. Dftober 1895 durd ihm an Gerichtsſtelle gemachte zn Protokoll feftgeftelite 
Eröffnung in Kenntnis gejeßt werden; eine Veröffentlichung des Beſchluſſes Hatte nide 
Rattgefunben, ebenfowenig eine förmliche Bnftellung an den Beklagten. Die erfte 3 
fanz wies auf Grund des Einwandes bie Klage ab. Die Berufung unb Demnädk 
die Reviſion des Klägers find zurüdgewieien. Wie fchon daraus, dab das ſächfiſche 
Geſetz die in Rebe ſtehende Maßnahme ald vorläufige VBormundſchaft bezeichnet, zu 
entnehmen, vou dem Kberlanbesgericht aber noch befonder8 ausgeführt worben ift, iol 
durch die vorläufige Bornmudichaft dem BVevormundeten bie Hanblungsfähigkeit wicht 
dauernd gefchmälert, ſondern nur ein vorübergebender Buftand geichaffen werden, ver 
fih erft durch den Hinzutritt ber Entmünbigung in einen dauernden verivanbelt, im 
Salle der Burüdweifung des Entmündigungsantrages aber wieber aufgehoben werben 
muß. Es handelt fih aljo um eine proviforiiche Maßregel, die beftimmt ift, im der 
Beit zwifchen dem Antrage auf Entmündigung und der Enticheibung darüber Schaben 
abzuwenden, der dem zu Entmündigenden fonft erwadjien lünnte. Die Revifion be 
zweifelt nicht, ba ber Landesgejepgebung überlaffen geblieben fei, zu beſtimmen, ba 
während be3 Entmündigungsverfahrens provilorifche Maßregeln getroffen werden können. 
fie meint jeboch, dies könne Lediglich im Wege einer einftweiligen Verfügung in ben 
Formen geſchehen, bie hierfür in der C.P.O. vorgejchrieben find; dieſe aber jeien im 
vorliegenden alle nicht gewahrt worden. Dem ift nicht beizuftimmen. Wllerbing? 
kann die Landesgeſetzgebung vorichreiben, daß Vorkehrungen zum Schuge des zu Ent 
mündigenden im Wege ber einftweiligen Verfügung zu treffen feien ($ 16 Nr. 4 E. G. 
zur E.B.D.), und es mag fein, daß bezüglich der Formen, in denen baun bie Ber- 
fügungen zu erlaflen find, die C.P.O. maßgebend if. Allein es kann nicht als zu- 
treffend anerfannt werden, baß bie vorläufigen Vorkehrungen zum Schuße desjenigen, 
befien Entmändigung beantragt ift, ausfchließlich im Wege ber einftweiligen Verfügung 
zuläffig find. Die Borberatungen zum Entwurfe der C. P.O. ergeben, daß in das 
Landesrecht infoweit nicht eingegriffen werden follte, al3 dasſelbe eine „proviſoriſche 
Ruratel” geftatte oder vorſchreibe, es ift jogar eine befonbere Beftimmung, 5 600 C. PO., 
getroffen, um eine rechtzeitige Ergreifung der erforderlihen Maßnahmen ber Bormund- 
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ſchaftsbehörde zu fichern, und es Hat dabei alljeitiged Einverftändnis darüber beftanden, 
daß dem Nechte der Vormundſchaftsbehörde, auch unabhängig von der in 8 600 a. 0.D. 
gedachten Mitteilung eine proviforifche Kuratel einzuleiten, in feiner Weife vorgegriffen 
werden follte. Nun bezieht fich allerdings die Beftimmung in 8 600 C. P.O. nicht mit 
auf die Entmündigung wegen Verſchwendung (8 621 Abi. 3 C.P.O.); allein ba durch 
die in 8 600 gegebene Vorſchrift nicht für die Landesgefeggebung das Recht, vorläufige 
Vorkehrungen der Bormundfchaftsbehörde zu geftatten oder vorzufchreiben, hat ftatıiert, 
vielmehr nur die Ausführung der betreffenden landesrechtlichen Beitimmungen bat 
gefidert werben follen, fo ift aus der Nichterwähnung des 8 600 in 8 6241 Abf. 3 
nit zu folgern, daß bei der Entmündigung wegen Verſchwendung die Ergreifung 
proviforifher Maßnahmen, insbefonbere die Einleitung einer proviforifchen Kuratel, 
unftattHaft fein folle. Vergl. 88 1906, 6, 114, 107 ff. des beutichen 8.6.8. Motive 
Bd. 4, ©. 1248 ff. Hiernach ift anzunehmen, daß diejenigen landesrechtlichen Be⸗ 
ftinnmungen, wonach in der Beit während des Schwebens des Entmündigungsverfahrens 
die Vormundichaftsbehörde den zu Entmündigenden unter vorläufige Bormundfchaft 
zu ftellen berechtigt war, allgemein, auch bei der Entmündigung wegen Verſchwendung, 
aufrecht erhalten worben find und bementiprechend (Nr. 3683. Nr. 2726. Nr. 2710. 
rt. 3 des E.G. zum Deutfchen B.G.B.) der Landesgeſetzgebung auch anheimgegeben 
worden ift, entiprechende Beftimmungen neu einzuführen. Als ausgeichlofien muß es 
aber betrachtet werden, daß e8 im Willen des Geſetzgebers gelegen habe, für bie Ein- 
leitung einer vorläufigen Bormundfchaft den Bormundichaftsbehörben, die in einzelnen 
Teilen Deutichland3 gar feine Gerichte find, das für einftweilige Verfügungen im Sinne 
der 88 814 ff. C.P.O. geregelte Berfahren vorzuſchreiben; vielmehr erjcheint es zweifel- 
los, daß da3 von biejen Behörben zu beobachtende Verfahren fich lediglich nad) dem 
Zandesrechte regelt. (Nr. 2442 und die Motive zu dem Entwurfe des Deutfchen B.G. B. 
Bd. 4, ©. 1249.) Ebenſo ift aber beim Mangel einer in biejer Richtung vorgefehenen 
Beichränfung der Landesgeſetzgebung überlafien geblieben, zu beftimmen, melde Wir- 
Tungen die Einleitung der einftweiligen Vormundſchaft für die rechtliche Stellung des 
Bevormunbdeten während des Entmündigungsverfahrens haben folle. Hiernach ftehen 
der Wirkſamkeit der Borfchriften in 8 3 bes ſächſiſchen Geſetzes vom 20. Februar 1882 
und der 88 81, 81b, 787 des ſächſiſchen B.G.B., wonach ein wegen Verſchwendung 
vorläufig Bevormunbeter während der Dauer des Entmündigungsverfahrens verpflichtenbe 
Nechtsgeichäfte ohne Zuftimmung des Bormundes nicht vornehmen kann und die von 
ihm ohne ſolche thatſächlich abgeichloffenen Geſchäfte nichtig find, aus dem Meichsrecht 
berzuleitende Bedenken nicht entgegen. Nr. 2442. Ebenſo ergiebt fi) aus dem Vor⸗ 
ftehenden, daß bie ſämtlichen Darlegungen der Borinftanz, welche die Unanwendbarfeit 
ber 88 623, 627 &.B.D. auf bie fächfifchrechtliche vorläufige Vormundſchaft ſowie ben 
Beitpuntt der Wirkung der Bormundöbeitellung überhaupt und insbejondere Dritten 
gegenüber zum Gegenftande haben, durchgängig der Nachprüfung des Reichsgerichts 
entzogen find, weil fie allentbalben auf dem irrevijiblen Landesrechte beruhen. Das 
Oberlandesgericht hat aber ausgeführt: die Folge der Beftimmung bes 8 3 bes fächfifchen 
Geſetzes vom 20. Februar 1882, daß die einftweilige Bormunbdfchaft dem Bevormundeten 
die Fähigkeit entzieht, fi) ohne Yuftimmung des Vormundes durch Verträge zu ver- 
pflichten, trete nach den Borfchriften bes ſächſiſchen Rechts (88 81, 787, 1912, 1998 
des ſachſiſchen B.G.B.) alsbald mit ber Beſtellung bes Bormundes, nicht erft mit der 
Buftellung oder fonftigen Belanntgabe des die Bormundichaft anordnenden Befchlufies 
an den Bevormundeten oder mit der, überhaupt nicht erforderlichen, Beröffentlichung 
des Beſchluſſes ein. Nr. 2442. 


Nr. 2444. IL Sen. 19. Ottober 1888. IL 178. 88. 3b. 21, Nr. 62, ©. 325. 
Minderungsllage, Anfftellung eines Pflegers für Kinder unter elterliger Ge⸗ 
walt. (Mhein. R.). Der L.R.S. 918 (badifches L.R.) findet auch bei der Aufnahme 
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eine beftimmten Geldbetrages unter den dem Übernehmer anferlegten Leiftungen Kr. 
wendung. Der auf Grund des L.R.S. 918 erhobenen Minderungsflage würde bie vo: 
dem Pfleger der damals minderjährigen Kinder der Erblafferin abgegebene Erflärur: 
entgegenftehen, dieſe ift aber für diejelben (Kläger) nicht bindend. Beide Eltern ber 
ſelben lebten und bie Zuläffigfeit eines Pflegers (tutor ad hoc) zur Bertretung Minder⸗ 
jähriger, auch wenn deren beide Eltern leben und die elterlihe Gewalt ausüben, it 
im badifchen Recht anerkannt. L.R.S. 318, 420%, 838. Dabei ift aber (L.R.S. 38° 
vorandgejebt, daß entgegengefehte Intereffen der Minderjährigen und ihres Water: 
vorhanden find. Dieſe Vorausſetzung fehlt Hier, da bloß gejonberte Interefſen der 
genannten bei einem gemeinjchaftlich vorgenommenen Alte vorliegen. Der in Redr 
ftehende Tibergabevertrag wurde zwilchen Frau 8. und einem volljährigen Sohne an: 
ihrer erften Ehe, dem Bellagten, abgeichlofien und hatte ein zum Sondervermögen ber 
Übergeberin gehöriges Hofgut zum Gegenftande. Der Ehemann der Übergeberin wer 
alfo nicht Kontrahent, fondern hatte nur feiner Ehefrau die ehemännliche Ermächtigun: 
zur Bornahme des Gejchäftes zu erteilen. Dadurch, daß er dieſe verweigerte, nahm 
er zwar Stellung gegen bie ohne Vorbehalt der ihm ala Vertreter der Gütergemeir- 
ſchaft zuftehenden Nutznießungsrechte beabfichtigte Beräußerung, allein bie ver- 
hinderte ihn rechtlich nit, wenn fie dennoch unter Erwirkung der gerichtlichen 
Ermädtigung ber Yrau zuftande kam, die darin feinen minderjährigen Kinbern au 
geſetzten Wohnungsrechte ald deren Vertreter anzunehmen. 


Nr. 2445. IV. Sen. 8. Ottober 1885. IV. 145. 85. Bd. 14, Nr. 71, ©. 269. 

Beftellung einer Pflegſchaft ohne Beſchränkung der Wirtfamleit des Bflegert. 
8 90 der Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875. (Preuß. NR). Die Frage nad 
dem Einfluffe einer gemäß 8 90 ber Bormundihaftsordnung erfolgten Pflegichaft:- 
einleitung auf die Hanblungs- und Rechtsgeſchäftsfähigkeit des Pflegliuges Tann wur 
je nad der Tage des Falles mit Nüdficht auf Grund und Zweck ber Beftellung dei 
Pflegers befitimmt werden. Nach ber FFeitftellung bes Berufungsgericht bat im vor⸗ 
liegenden Falle das Bormundichaftögericht nicht ausgeſprochen, welche Angelegenheit: 
dem Pfleger zur VBelorgung für die Witwe 2. übertragen jein follten. Es fehlt c's 
an einer Begrenzung des Bereiches, für welchen die Pflegichaft wirkſam werben iüte. 
Die Nechtsgeihäftsfähigleit der Witwe 2. Tonnte mithin durch die vorliegende Pi 
fchaftsbeftellung überall nicht eingefchräntt werben. Der von ihr ohne Buziehung dei 
Pfleger geichloffene Vertrag ift darum nicht ungültig. 


Nr. 2446. IL Sen. 23. Mai 1884. IL 509. 83. 8b. 11, Nr. 37, ©. 18%. 

Güterpflege nad 8 334 St. P.O. (Reichs⸗ und rhein. R.). Durch die VBeftinrmung 
in 8 334 St. P.O. giebt das Gefeh zu erkennen, daß es den Angeichulbigten, tweldyer 
im Sinne des $ 318 St.B.D. ala abweiend gilt, einem gewöhnlichen Abweſenden gleich 
geachtet wiſſen will, aljo eine @üterpflege in dem Umfange und mit den Befugnifien 
im Auge hat, wie fie bei wirklich Abweſenden nad) Maßgabe ber einfchlägigen 
Landesgeſetze einzutreten hat. Im vorliegenden Falle ift Urt. 112 code civil maß 
gebend, welcher dem betreffenden Gerichte erfter Juſtanz die Befugnis giebt, bie zur 
Bahrung der Intereſſen von Abweſenden erforberlihen Wafregelu zu treffen. Zu 
diefen Maßregeln gehört insbefonbere auch bie Veftellung eines Kurator, und ber in 
biefer Weije beftellte Kurator ift, wenn feine Befugniffe nicht etwa vom Gerichte be 
fhränft wurden, befugt, den Abweſenden mit voller rechtlicher Wirkſamkeit in Brozeffen 
zu vertreten. Nr. 3922. 
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8.0.8. 88 1922—191. 2353—2370. 


1. 1749—1752, 1755—1757, 1940,. 1962, 1964—1974, 2068—2079, 2089, 2090. 

u. 1799—1818, 2218 - 2235. III 1898—1917, 2326—2343. M. V. 1—5, 9—11, 

310—314, 349, 350, 353, 357—381, 557—575, 597—600. D. 256260, 308, 

E.G. Urt. 5, 9, A4—31, 86, 138, 161, 162, 213. Windſcheid III. 88 527529, 

535, 549, 550, 570-574. GStobbe V. 88 278—280, 286-297. Bernburg 
II. 38 90-97, 100, 185—194. 


Nr. 2447. VL Sen. 27. April 1893. VI. 331. 92. 8b. 31, Nr. 40, ©. 189. 

Örtli) maßgebendes Recht der Erbfolge in den Nachlaß eines im Gebiete des 
gemeinen Rechts Verfiorbenen, der zur Zeit bes Todes keinen Wohnſitz Hatte. 
(Gem. R.). Nach den Prinzipien des fogen. internationalen Privatrechts, wie jie in 
der gemeinrechtlihen Theorie noch ganz überwiegend, in der deuten Praxis, ind» 
bejondere in der des Reichsgerichts, ausnahmslos feitgehalten und angewendet werben, 
ift die Erbfolge, vor Allem alfo die Frage, wer im Einzelfalle nach dem Geſetze erb- 
folgeberedhtigt ift, nicht nach dem Rechte der Rationalität des Erblaflers, ſondern nad 
dem Rechte des Wohnfites, ben ber Erblaffer zur Beit feines Todes hatte, zu ent- 
ſcheiden, es müßte benn, mas im vorliegenden Falle nicht zutrifft, ein Staatsvertrag 
eingreifen, welder bie Frage auf anderer Grundlage regelt. Die Regel, dab in 
Unfehung der Nachfolge in den Nachlaß eines Verftorbenen das Geſetz des legten Wohn⸗ 
ſitzes des Berftorbenen enticheidenb fei, geht allerdings von ber thatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzung aus, daß der Erblaffer zur Zeit feines Todes einen Wohnſitz Hatte, die hier 
nicht zutrifft. Für die Anwendung der Regel ift e8 aber gleichgültig, ob der Erblaffer 
ein Deutfcher oder ein Ausländer war; dies folgt aus bem Prinzip. Die Frage, ob der 
Erblaffer in dem Hier vorliegenden Falle bei der (in feiner frühen Jugend von Hersfeld 
nach Amerika erfolgten) Auswanderung fein kurheſſiſches Indigenat beibehielt ober nicht, 
ob er e8 durch feinen Iangjährigen Aufenthalt in den Vereinigten Staaten oder durch den 
Erwerb des amerifanifchen Bürgerrechts verloren hat, ob er des letzteren Bürgerrecht 
durh feinen nachfolgenden langjährigen Aufenthalt in Dentſchland (mo er indefjen 
nirgend3 einen beftimmten Wohnſitz genommen, vielmehr von einem Orte zum anderen 
gezogen ift und fchließlih in einem Gafthaufe in Homburg v. d. H. verftorben tft) 
wieder verluftig geworben oder gar wieder Deutfcher geworben ift, Tann auf ſich be» 
ruhen, wobei nur zu bemerlen ift, daß für die Entfcheibung, ob der Erblafler wieder 
deutiher Staatsangehöriger geworden, keinesfalls der Staatövertrag zwifchen dem Nord» 
deutihen Bunde und den Vereinigten Staaten von Amerika vom 22. Februar 1868 
allein, fondern wejentlic) das Geſetz über die Erwerbung und ben Verluſt der Staats 
angehörigfeit vom 1. Juni 1870 (bef. $ 21) in Betracht käme. Die Frage wäre nur 
von Bebeutung, wenn in dem zur Beurteilung ftehenden alle deshalb, weil ber Erb» 
Iafier zur Zeit feines Todes einen Wohnſitz nicht Hatte, als maßgebendes Recht bad- 
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jenige anzuerlennen wäre, welches in dem Staate, dem ber Erblafier angehörte, gilt, 
mit anderen Worten, wenn nad) den gemeinrechtlidhen Grundſätzen über das fogen. 
internationale Privatrecht in einem ſolchen Ausnahmefalle das Rationalitätsprinzip als 
ba3 enticheidende anzujehen wäre. Dies trifft aber nicht zu. Ber von ben Reviſions 
Hägern ferner aufgeftellte Sat, ber Richter habe in erfter Linie das Recht feines eigenen 
Landes anzuwenden, ausländifches Recht nur dann und iufomweit, als es durch jenes 
geboten oder geftattet fei, müßte, wenn damit gemeint fein follte, ausländifches Recht 
dürfe mır zur Anwendung gebradht werden, wenu durch die Geſetzgebung jelbit 
defien Anwendung vorgeichrieben ober geftattet ſei, durchaus zurüdgewielen werben. 
Diefer Sak würde für gemeinrechtliche Gebiete, in denen e8 an geſetzlichen Bor 
Ichriften über die räumliche Herrichaft der Rechtsnormen fehlt, zu der längft als um- 
haltbar erfannten Theorie, daß der Nichter im Zweifel ftet3 das inländifche Recht an- 
zuwenden habe, zurüdführen. Ber Satz ift aud nie vom Reichsgericht anerlanım 
mworben; insbefondere Tiegt er nicht dem von der Reviſion angeführten Urteil im Falle 
Kr. 1749 zu Grunde Wenn es, wie bier, an pofitiven, gejeglichen Beſtimmungen 
fehlt, muß eben die Enticheidung aus den als richtig und maßgebend anzuerkennenden 
gemeinrechtlichen Grundſätzen des internationalen Privatrechtd gefucht werden. Wenn 
dieſe für einen thatjächlich fo geftalteten Fall, wie es der vorliegende tft, die Anwendung 
des zu St. Louis, ald am früheren Wohnfige des Erblaſſers, geltenden Rechts aus- 
Ihlöffen, bezw. vielmehr nach ihnen die Anwendung ber gemeinrechtlihen Borfchriften 
über die Erbfolgeordnung als geboten erſchiene, dann freilich müßte der Anſpruch der 
Kläger, die ihr Erbrecht auf das in St. Louis geltende Necht gründen, zurückgewieſen 
werben. Sn diefer Weife hat das Berufungsgericht auch die Frage, welches Recht für 
die Erbfolge als maßgebend zu erachten fei, geprüft, und es muß feinen Ausführungen 
auch injomweit beigetreten werben, als fie fidh mit der Darlegung beichäftigen, daß nad 
den gemeinrechtlihen Grundfägen auch im vorliegenden Yalle für die Beftinnmung der 
Erbfolge da3 in St. Louis, als dem früheren Wohnfige des Erblafjerd, geltende den 
Anſpruch der Kläger rechifertigende Recht als maßgebend zu eradten if. Zumächſt 
fteht feft, daß es fich Hier nicht um ein Nechtöverhältuis handelt, in Beziehung auf 
welches zwingende die Anwendung bes fremden Rechts ausſchließende Rechtsnormen 
zur Unmwendung kommen Tönnten. In der gemeinrechtlichen Litteratur wurde nun 
früher auf dem Boden des Domizilprinzips die Frage, wie es ſich mit ber Erbfolge 
verhalte, wenn ber Erblaffer zur Beit feines Todes einen Wohnfig nicht Hatte, weſentlich 
nur für ben Fall erörtert, daß es ſich um bie Beerbung eines Bagabunden handle 
d. h. eines Menichen, ber ein Domizil felbftändig nie Tonftituiert bat oder von dem 
wenigftens ein folches Domizil nicht befannt geworben ift. Während ſolchenfalls 
von ber einen Seite für die Erbfolge das am forum originis (Herkunft) des Ver⸗ 
ftorbenen geltende Recht und im alle der Ungewißheit hierüber bad Geſetz des Ortes, 
wo der zu Beerbende geftorben ift, al3 maßgebend angejehen wurde, wurde von anderer 
Geite gerade das letztere Recht al das in erfter Linie zur Anwendung zu bringenbe 
erachtet. Savigny unterjcheidet dagegen bie Fälle, wo es ſich um bie Beerbung eines 
Bagabunden in dem erwähnten Sinne und um die einer Perfon, die erweislich früher 
einen jelbjtändigen Wohnſitz batte, biefen aber, ohne einen neuen Wohnſitz zu begründen, 
aufgegeben hat, indem er nur in dem erften Falle auf das Recht be3 forum originis 
im modernen Sinne d. 5. auf den Zeitpunkt, wo die Berfon (der Vagabund) ohne 
eigene Wahl einen Wohnſitz gehabt hat, zurüdgreift und nur dann, wenn aud) dieſer 
Ort nicht zu ermitteln ift, auf das Hecht des Uufenthaltzortes verweift, im zweiten 
Salle das Geſetz bes Ortes bes früheren (jelhftändigen) Wohnfiges für andauernd maß- 
gebend Hält. Dies ift Die gemeine Meinung geworben und ihr entipricht bie der an⸗ 
gefochtenen Entfcheidung zu Grunde liegende Anficht, die auch als die richtige anerkannt 
werden muß. Als ausfchlaggebend für die SFefthaltung des Rechts des letzten Wohn⸗ 
ſitzes muß erachtet werden bie Rüdficht auf die Wahrung ber für die Beurteilung Der 
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Nechtöverhältnifle einer Berfon unentbehrlihen Kontinuität, wonach fih die Annahme 
Des Beftehenbleibend eines gewiſſen Zuſammenhanges der Berfon mit ihrem früheren 
aufgegebenen Domizile als ebenſo gerechtfertigt wie notwendig erweift. Hat Jemand 
den früher begründeten Wohnfig aufgegeben, ohne einen neuen zu begründen, fo muß 
eben die Begründung des früheren Wohnfiges fortwirfen, gerade wie eine Änderung 
des Wohnfiges die Unwendung des Rechts des neuen Wohnſitzes mit fich bringt, ohne 
Daß es allerdings nötig ift, von einer Fiktion der Fortdauer des früheren Wohnfikes 
zu reden. Wie lange der frühere Wohnſitz ſchon aufgegeben war, ift dabei gleichgültig. 
Für das preußiiche Necht vergl. 8 24 Ein. A.L.R., der dahin ausgelegt wird, daß 
Das Necht des biäherigen (früheren) Wohnfiged auch maßgebend bleibe, bis fich ber 
Berzogene durch Ergreifung eines neuen Domizild einem anderen Rechte unterworfen 
hat. Nr. 2369. 


Nr. 2448. III. Sen. 3. März 1896. II. 356. 95. Bd. 36, Nr. 51, ©. 205. 

Beeinfinfiung des am Wohnfike des VBerftorbenen geltenden Erbrechts durch 
das eheliche Süterreht, nach dem der Berftorbene bis zn feinem Tode gelebt hat. 
(Gem. R.). Butreffend geht das Berufungsgericht davon aus, dab das Prozeßgericht 
nach dem Rechte feines Landes die Frage zu entichelden Kat, nach welchem Landes⸗ 
rechte ein Necht3verhältnis zu beurteilen ſei. Es prüft dann zunädift, ob das württem⸗ 
bergifche Partikularrecht Beitimmungen darüber enthalte, welchem örtlihen Recht die 
Beerbung eines in Württemberg Berftorbenen unterliege, und verneint dies. Nach 
dem hiernach anzuwendenden gemeinen Necht aber richtet fich, wie das Berufungsurteil 
fobann mit Recht annimmt, die Beerbung nach dem Rechte des lebten Wohnſitzes des 
Erblafferd und zwar ohne Nüdficht auf feine Stantsangehörigfeit zur Zeit feines Todes, 
im vorliegenden Falle alfo nach württembergiſchem, eventuell nach gemeinem Recht, 
auch wenn der Erblaffer bis zu feinem Tode babilcher Staatdangehöriger war. Aller» 
Dings lebte er mit feiner Ehefrau, ber Klägerin, in der Gütergemeinichaft bes badiſchen 
Landrechts, weil in deſſen Bezirke das erfte Ehedomizil war, und die Reviſionskläger 
haben auszuführen geſucht, daß in ſolchem Falle auch bie Beerbung nach badiſchem 
Landesrecht fich richte. Dieſe Anficht ift jeboch nicht zu billigen. Buzugeben tft, daß 
in Deutihland Güterrechte vorkommen, die jo eng mit dem Erbrecht ber Ehegatten 
verknüpft find, daß es nur einen Ausfluß des ehelichen Güterrechts bildet, namentlich 
dann, wenn bem überlebenden Ehegatten fein Anteil an der gemeinſchaftlichen Güter 
mafle in der Form eines Erbrecht3 gewährt wird. So liegt ed aber hier nicht. Beim 
Tode des einen Ehegatten wird das gütergemeinſchaftliche Vermögen entiprechend deſſen 
rechtlicher Natur gleichmäßig geteilt; nur die eine Hälfte bildet den Nachlaß des Ber- 
ftorbenen und vererbt fih dann nad den allgemeinen Grundfägen. Es fehlt aber 
an jedem Grunde für eine Abweichung von ber allgemeinen Hegel des gemeinen Rechts. 


Nr. 2449. II. Sen. 7. Januar 1890. TIL 291. 89. Bd. 25, Nr. 30, ©. 142. 

Maßgebendes Brtliches Recht für Die Frage, ob einem Verſchollenen eine Erbſchaft 
anfallen kaun. (Gem. R.). Rechtsirrtümlich ift die Annahme des Berufungsgerichts, 
daß für die Frage, ob einem Verſchollenen eine Erbichaft anfallen könne, das Hecht 
des lebten Wohnſitzes bes Verſchollenen und nicht das Mecht des letzten Wohnſitzes des 
Erblaſſers entfcheide. Es ift unrichtig, wenn das Berufungsgericht den Sat, daB das 
Dafein gewifler von dem Borliegen eines beftimmten geſetzlichen Thatbeſtandes ab⸗ 
hängender Buftände und Eigenjchaften einer Berfon, mwoburd deren Rechts⸗ und 
Handlungsfähigteit bedingt wird, nach demjenigen örtlichen Mecht fich beftimmt, welchem 
bie Perſon felbft durch ihren Wohnfig angehört, auf den vorliegenden Fall anwendet. 
Am vorliegenden Falle handelt es fih um das Recht an einem Nadhlafie. Über die 
Frage, wem ber Nachlaß zufällt, enticheiden in ber Regel bie Geſetze des Ortes, wo 
der Erblaffer feinen legten Wohnſitz hatte. Mangels einer teftamentarifchen Beftim- 
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mung des Erblafierd find daher dieje Geſetze dafür maßgebend, wenn eine Erbichaft 
beferiert werden foll und unter welchen Bedingungen fie erworben werden fanın. WBerz 
daher das am letzten Wohnfike des Erblafſers geltende Necht es zuläßt, daß einem 
Berfchollenen eine Erbichaft beferiert werben kann, und daß für Dielen ein Abweſenheits 
vormund mit der Befugnis, namens des Verjchollenen die Erbſchaft anzutreten, beftelüt 
werben ſoll, fo tft nicht abaufehen, warum bie dadurch für folden Fall begründete 
Lebendvermutung nicht auch auf Ausländer Anwendung finden fol, wenn nicht etwe 
das Geſetz feine Fürſorge ausdrücklich auf inländifche Verfhollene beichränft dat. Was 
aber von ber Delation einer Erbichaft nach einem ohne Teftament verftorbenen Erblaffer 
gilt, muß auch von ber Delation einer Erbichaft aus einem Teftamente gelten, inſofern 
nicht das Landesgejeg, dem der Erblafler unterworfen war, feiner Xeftierfreiheit 
Schranken gefegt hat. Nr. 162. 


Nr. 2450. IL Sen. 2. April 1889. IL 33. 89. Bb. 23, Ar. 71, S. 323. 

Umfang des Erbrechts des anerkannten natürlidden Kindes, wenn ber Erblafler 
neben ihm nur Geſchwiſterkinder hinterlaſſen bat. (Rhein. R.). Entgegen der wen 
bem Oberlandeögericht dem Art. 757 code civil gegebenen Auslegung, daß, wenn der 
Erblafier neben dem anerfannten natürlichen Finde nur Geichwifterlinder hinterlaffen 
bat, das natürlihe Kind drei Biertel (nicht bloß die Hälfte) desjenigen Betrages, welcher 
ihm als ehelihem Kinde gebührt haben würbe, zu beziehen habe, ift das Reichsgericht 
zu der Anficht gelangt, daß es nad Art. 757 a. a. D. in folden Falle nur die Häffte 
zu beanipruchen bat. Aus den Art. 740, 750, 751, 753 tft der Wille des Geſetzes zu 
entnehmen, daß es auch in Urt. 757, wenngleich Hier zunächſt nur bie Rechte des 
natärlihen Kindes geregelt werden follten, unter dem Ausdrucke Geſchwiſter (frares ou 
soeure) auch die Abkömmlinge berjelben umfaflen wollte, auch wenn es fih im einzelnen 
Falle nit um eine unmittelbare Anwendung bed Repräfentationdrechtes jelbft Handelt 
Bezüglich der Frage, von wann an das Kind von dem ihm gebührenden Anteile Binjen 
zu beanſpruchen babe, nimmt das Neichögericht, ohne zu entfcheiden, wie ſich dies nach 
ben franzöfiihen Rechte verhalten würde, an, daß nad) dem badifchen Rechte das 
Kind, falls ed nur nad Urt. (K. R.S.) 757 (und zwar hierbei mit oder ohne Beichrän- 
fung im Sinne der L.R.S. 761, 7612) erbberechtigt ift, gegenüber den gejelichen 
Erben von dem ihm gebührenden Naclaßanteile Früchte oder Binfen erft vom Tage 
der gerichtlichen Anforderung an zu beanfprudhen hat. Mafigebend hierfür ift bie Be 
ftimmung des L.R.S. 757=, wonach dem Kinde in den Fällen des L.R.S. 757 an bie 
gejeglichen Erben nicht ein Anfpruh auf einen Erbteil als ſolchen, fondern nur ein 
Ihuldartiger Anſpruch zufteht. Seine Befugnis bezüglich des Genuſſes von Früchten 
und Binfen Tann baher gegenüber ben gefeglichen Erben jebenfalls nicht günftiger fein, 
als bie eines Erbftüdnehmers nad) Art. (L. R.S.) 1014. 


Nr. 2451. II. Sen. 4. Xuni 1880. I. 113. 80. Bb. 2, Nr. 93, ©. 354. 

Erbreigt der Seitenwerwandten. (Rhein. R.). Die Frage, wer zur gefeblichen 
Erbichaft berufen fei, ift nad) bem zur Beit des Unfalles der Exrbichaft geltenden Rechte 
zu beurteilen. Diefer in der Wiffenichaft anerfannte Grundſatz findet auch in Land⸗ 
rechtsſatz 2b (badiſches Landrecht) feinen Ausbrud und ift in Ziffer X. 1 bes erften 
Einführungsebilt3 zum Lanbdrecht beftimmt ausgefprocdhen. Nach dem Geſetze, unter 
deſſen Herrſchaft die Exrbichaft eröffnet worden, muß auch entichieben werben, ob ein 
das Erbrecht begründendes vermanbtichaftliches Verhältnis zum Erblafler be- 
ftanden babe. Nach badiſchem Landredit wird nur durch eheliche Verwandtſchaft ein 
Erbrecht begründet, aus den Landrechtsfägen 338, 756, 723, 724 ergiebt ſich unzweifel- 
haft, daß in den Landrechtsſätzen 733 ff. nur von ehelichen Verwandten die Rede 
ift. Die Beklagten, Seitenverwandte der Erblafferin durch die unehelich geborene Mutter 
berfelben, beanfpruchen gegenüber ben Verwandten der väterlichen Seitenlinie bie Hälfte 
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des Nachlaſſes; eine befondere gejegliche Vorſchrift, welche ihnen ausnahmameife 
einen Erbaniprud verleiht, ftehen ihnen nicht zur Seite. Sn Biffer VII und X bes 
eriten Einführungsedilt3 zum Landrechte ift eine folche Beitimmung nicht zu finden. 


Jr. 2452. TIL Sen. 21. September 1886. IIL 66. 86. Bb. 16, Nr. 34, ©. 153. 

Vorausſetzung des Erbrechts der armen Witwe, Net der auf einen Baueru⸗ 
Hof anfgeheirateten Frau auf Rädforderung des in ben Hof Eingebraciten. (Gem. R.). 
Borausſetzung des Erbrechts der armen Witwe ift allerdings, daß der verftorbene Mann 
woblhabend (locuples) geweſen ift; dies ſetzt aber nicht voraus, daß das von dem ver- 
ftorbenen Ehemanne binterlaffene Vermögen zum Unterhalte feiner Witwe unb feiner 
Kinder ausreichend fei, fondern es ift unter VBerüdfichtigung ber Berhältnifie des 
einzelnen alles, der Standes und perjönlichen Verhältniſſe der Beteiligten, zu ent- 
ſcheiden, ob das hinterlafiene Vermögen als ein ſolches anzufehen ift, daß der Erblaſſer 
als wohlhabend zu bezeichnen ift, mas wohl geichehen kamm, wenn aud das Bermögen 
für fi allein nicht angreichend ift, die Witwe und die Kinder dauernd zu unterhalten. — 
Tür Meiergäüter gilt allerdings der Grundſatz, daß der Hegel nach die auf einem 
Meeierhof aufgeheiratete Meiersfrau das von ihr als BVrautſchatz Eingebrachte nicht 
zurüdfordern kann. Nr. 2083. Für andere Bauerhöfe hat diefer Sab aber eine 
allgemeine Geltung nicht erlangt, ſondern befteht nur partikularrechtlich, 
fofern die Frau auf einen Bauerhof heiratet und dem Beſitzer eines Bauerhofes einen 
Brautſchatz zubringt. 
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I. 888, 1972, 1974, 2025—2044, 2051—2067, 2080-2164. II. 1819—1936. 
II. 1918—2038. M. IH. 356. V. 375—377, 378-381, 485—516, 525—556, 
575—711. D. 261—283. E. G. Art. 137, 140, 147,148. Windſcheid III 88 594 
bis 622. Stobbe V. 88 278—285. Dernburg II. 88 99, 100, 213, 216—233, 
237 —247. 
Annahme uud Ausichlagung Der GErbſchaft. 
Nr. 2453. L Sen. 15. Juni 1881. I. 530. 81. Bd. 6, Nr. 35, ©. 143. 
Pro herede gestio dur Zahlungsanerbieten. (Gem. R.). Als pro herede 
gestio muß jede Handlung gelten, in welcher der Wille des berufenen Erben, Erbe zu 
fein, zum Ausdrud gelangt. Dies gefchteht nicht allein durch ſolche Handlungen, welche 
eine andere Auslegung als bie, Erbe fein zu wollen, überhaupt nicht zulaffen, auch 
nicht allein durch ſolche Handlungen, welche eine andere Auslegung für die Regel 
nit zulaflen, vielmehr kann jener Wille auch durch foldhe Handlungen zum Ausbrud 
gelangen, welche geeignet find, diefen Willen auszubrüden, ohne daß fich darüber eine 
Hegel aufitellen läßt, ob der Hanblung biejer Art ein folder Wille zu Grunde zu 
liegen pflegt. Es ift dann Sade der konkreten eftftellung, darüber zu befinden, ob 
im vorliegenden Falle und unter Berädfihtigung der Umftände anzunehmen ift, daß 
jene Handlung mit dem bezeichneten Willen vorgenommen worden tft. Zu Handlungen 
der letztgedachten Art ift auch ein Angebot zu zählen, welches der berufene Erbe einem 
perfönfichen Gläubiger dahin macht, er wolle ihn durch VBerpfändung an Nadlaß- 
grundftüden ficher ftellen. 8 7 Inst. de hered. qual. 2, 19: 1. 20 pr. Dig. de acquir. 
v. om. her. 29, 2. 
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Nr. 2454. IL Sen. 16. April 1881. I. 222. 80. Bd. 4, Nr. 50, ©. 171. 

Erwerb der Erbſchaft durch deu Bertragserben. Befugnis des Kontursfuraters 
zur Autretung einer dem Kridar angefallenen Erbſchaft. (Gem. R.). Dag man deu 
Erbeinjegungsvertrag als ein einziges Geſchäft auffafien oder ihn in zwei Geſchäfte, 
eine einfeitige lebtwillige Verfügung und einen vertragsmäßigen Verzicht auf Burüd- 
nahme berfelben zerlegen, jedenfalls wird dadurch nicht Die Erbichaft übertragen, fonderz 
nur das Recht auf Beerbung, jo daß dadurch nur ein Delationdgrund entfieht, zum 
Erwerbe ber Erbichaft dagegen bei vertragsmäßiger Erbfolge die Antretung der Erk- 
ſchaft in bemfelben Umfange wie bei teftamentarifcher Erbfolge erforberlih if. Der 
Konkurskurator, dem allerdings vor der R.K.O. in mehreren beutfhen Staaten bei 
Necht beigelegt war, dem ſtridar während des Konkurfes anfallende Erbſchaften zu er 
werben, ift Hierzu nach dem gemeinen Recht nicht befugt, mag man annehmen, daß 
nach gemeinem Recht ein vom Gemeinſchuldner während des Konkurſes gemachter Er- 
werb überhaupt nicht in die Konkursmaſſe fällt oder daß derielbe ſchlechthin oder 
wenigftens ber unentgeltliche Erwerb zur Konkursmaſſe gezogen werden könne. Jeden⸗ 
falls find die Befugniffe des Konkurskurators auf das zur Konfursmafle gehörige Ver⸗ 
mögen des Gemeinſchuldners beſchränkt und fchließen das Hecht zur Vertretung ber 
Perſon desfelben, insbeſondere bei Erwerböhandlungen, nicht in fid. 


Nr. 2455. L Sen. 15. April 1882. L 210. 82. Bd. 7, Nr. 42, ©. 132. 
Auwenbbarteit der Regel: „Der Tote erbt deu Lebendigen.” (Gem. R.). Der 
deutſchrechtliche Grundſatz: „Der Tote erbt ben Lebenbigen“ bezog fi auf Erbichafter 
im römiſchen Sinne überhaupt nicht. Da dem deutſchen Rechte des Mittelalters bie 
Auffoflung der Erbichaft als eines das Altiv- und Baffivvermögen des Verſtorbenen 
umfaflenden Begriffsganzen und der Gedanke der Univerjalfucceffion überhaupt fremd 
war, jo konnte auch von Anfall und Erwerb der Exrbichaft im römiſchen Sinne nit 
bie Rede fein, und es hatte bie Negel, daß der Tote den Lebenbigen erbt (zum Erben 
madt), nur den Sinn, daß die einzelnen Sachen unb Rechte des Verſtorbenen bei 
befien Zode von jelbft auf ben Erben übergehen. Als nun durch Aufnahme bes römifcden 
Rechts auch die Begriffe von Erbichaft und Erbfolge als Univerfaljuccefjion zub die 
römiſche Unterfcheidung zwiſchen Delation und Erwerb der Erbſchaft zu gemeinrechtlicher 
Geltung gelangten, wurden jene Begriffe auf eine jede Succeffion von Todes wegen 
in die ganze Erbſchaft oder eine Erbichaftsquote angewendet ohne Unterfchied, ob ber 
Delationdgrund im römischen oder nur im einheimiichen Rechte anerkannt war. Es 
ift daher folgerichtig, daß auch die römiſchen Grundfäge über den Erwerb der Erbidyaft 
als gemeinrechtliche Regel ohne Unterfchied zwiſchen römijchen und deutfchrechtlichen 
Delationdgründen zur Anwendung kommen. Dies gilt zunächſt von der Velation ber 
Erbſchaft durch Erbeinjegungsvertrag. Nicht minder bedarf der Teftamentserbe, welcher 
dur ein in einer dentſchrechtlichen Form errichtete Teftament zur Erbfolge berufen 
ift, zum Erwerbe der Erbſchaft der Antretung derfelben. Anch die Inteftaterbfolge ber 
Ehegatten anlangend, ift e3 zur Beit die herrichende Meinung, daß bei der deutid- 
rechtlichen Erbfolge der Ehegatten, ſoweit nicht partifularrechtlihe Normen entgegen- 
ftehen, die gemeinrechtliche Regel zur Unwendung kommt, daß der Überlebende Ehegatte 
erft durch Antretung Erbe wird. Dengemäß ift auch anzunehmen, daß die Eitern, bie 
kraft Schoßfallrechts in weiterem Umfange als nad) römiſchem Nechte zur Erbfolge 
berufen find, der Antretung der Erbfchaft bedürfen, um Erben zu werden. Run hat 
ſich zwar der deutfchrechtlihe Grundſatz über den Erwerb des Nachlafies in gewifiem 
Umfange auch nad) der Aufnahme des römijchen Rechts in Geltung erhalten. Dies ift 
aber, joweit es fi um eine Univerfalfucceiffion handelt, nur in einzelnen PBartilular- 
rechten und in foldhen Fällen der Snteftaterbfolge geichehen, in denen die Erbichaft 
auf eine Perjon übergeht, die mit dem Erblafier durch das engere Familienband ver- 
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bunden war, das jeit den älteften Zeiten als zwifchen Ehegatten, Eltern und Kindern 


‚und Geſchwiſtern bis zur Abfonderung von der häuslichen Gemeinichaft beftehenb an- 
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erfannt wurde. 


Nr. 2456. TI. Sen. 2. November 1880. II. 627. 80. Bd. 3, Nr. 55, ©. 193. 
Erbſchaftsaufall an einen Wahnfinnigen. (Gem. R.). Der Kurator eines wahn- 


i finnigen Bolljährigen, dem eine Erbſchaft anfällt, erwirbt für denfelben nad) gemeinem 
- Rechte nur den vorläufigen Berwaltungsbefig. c.7 8 3 Cod. de cur. fur. 5, 70. 


vr 73 


Dieje befondere Beftimmung bed gemeinen Rechts ift durch ein entgegenftehenbes all- 
gemeined beutjches Gewohnheitsrecht keineswegs aufgehoben, wird vielmehr in Theorie 


: und Praxis faft ausnahmslos noch für anwendbar erachtet. Stirbt der Kurande im 


Nr nn Ri vu WU 


Wahnſinne, jo fällt, wenn er Miterben Hatte, fein Erbteil an diefe nach den Grund- 
fügen des Anwachſungsrechts (c. un. Cod. de cad. toll. 6, 51). Bu einem anderen 
Ergebniffe führt der Inhalt der c. 7 8 8 Cod. de cur. fur. 5, 70 nit. Denn dies 
Geſet redet gar nicht von dem Falle, wenn ber Wahnfinnige Miterben hatte, ſetzt viel- 
mehr voraus, daß er allein zu einer Exrbichaft berufen war. Diefe Ausfchlagung 
einer Erbſchaft zu Gunſten eines Dritten ift eine Antretung der Erbichaft mit gleich- 
zeitiger Übertragung berfelben auf den Dritten. 1. 20 84 Dig. de acquir. hered. 29, 2. 


Nir. 2457. IV, Sen. 14. November 1892. IV. 204. 92. 88.30, Nr.75, S. 260. 
Wirkſamkeit der vor der Teftamentspublilation erklärten Erbfdhaftsentiagung 
des eingefeuten Erben. 8 242, I. 12; 88 367, 368, 383, L 9 WER. (Preuß. M.). 


Nach ben 88 367, 368, 1. I A.L.R. gilt zwar auch für die teftamentarifche Erbfolge 
‚ der Grundfah, daß die Erbichaft dem zur Nachfolge Berufenen zufällt, fobald der Erb- 
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laſſer verſtorben iſt. Da aber die teſtamentariſche Berufung erſt durch die Publikation 
des Teſtaments rechtlich in die Erſcheinung tritt, ſo bleibt es vorher nicht nur ungewiß, 
wer Erbe geworden ſei, ſondern es kann auch der berufene Erbe als ſolcher im Rechts- 
leben eine Anerkennung fo lange nicht finden, als der ben Grund bes Erbanfalles 
bildende Wille des Erblaſſers noch nicht in der gejeglich vorgefchriebenen Weile offen- 
fundig gemadt ift. Durch ausdrückliche Borfchrift des 8 242, L 12 A.L.R. iſt dem- 
gemäß das Recht des Teſtamentserben, die Exrbichaft anzutreten, an die Vorausſetzung 
ber erfolgten Publikation des Teſtaments geknüpft. Hieraus ergtebt fich zunächft, daß 
ber Lauf der Überlegungsfrift (88 384, 385, I. 9 ULM.) erft mit der Publikation des 
Teſtaments und nicht fchon mit einer über Erxiftenz und Inhalt der letztwilligen Ber- 
fügung früber erlangten fubjettiven Kenntnis des Erben beginnen kann. Andererſeits 
ergiebt fi) damit auch ber entſcheidende Geſichtspunkt für die Beantwortung der Frage, 
welche Wirkſamkeit einer vom eingejegten Erben nad erfolgtem Erbanfalle, aber vor 
Publikation des Teitaments obgegebenen Erbichaftsentfagungserflärung beizulegen ift. 
Denn wenn davon audgegangen werden muß, daß erſt Die gefehlich geregelte Dffen- 
barung be3 Iedten Willend, alfo ber At der Teftamentöpublifation, dem ernannten 
Erben die Befugnis verleiht, bie Erbſchaft anzutreten und damit eine Erffärung in 
bindender Weiſe dahin abzugeben, daß er vom Entſagungsrechte feinen Gebrauch machen, 
tondern Erbe bleiben wolle, fo kann auch nicht angenommen werden, daß der Erbe vor 
diefem Zeitpunkte imftande fein könnte, eine bindende Erflärung im entgegengejehten 
Sinne abzugeben. Es fehlt ihm vor der Teftamentspublilation ſowohl zu dem einen 
wie zu dem anderen Rechtsakte vorläufig noch bie erforderliche Legitimation. Hiernadh 
ift jedenfall die Annahme ausgeſchloſſen, daß der eingefette Erbe durch folche vorzeitige 
Erbſchaftsentſagung jofort endgültig gebunden werde. War bie Erflärung aber nicht 
von Anfang an bindend und wirkſam, fo Tann fie bie auch nicht nachträglich dadurch 
werden, daß demmächft ein Widerruf bis zur Teftamentspublifation und weiter bis zum 
Ablaufe der Überlegungsfrift unterbleibt. Denn es widerfpricht dem Wefen der Erb- 
ihaftsentfagung ebenſo wie bem ber Erbicdhaftsantretung, daB ſolche Erflärung unter 
Vorbehalt des Widerrufes abgegeben werben könnte (88 411, 412, J. 9 A.L.R.). RBiel- 
Schul ze, Reichtgerichtsentſcheidungen. Bd. II. 35 
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mehr fol dadurch bebingungslos ($ 394 a. a. D.) ein endgältiger Redhtözuftand ter 
geführt werben. Dies nötigt zu der Uunahme, daß ſolche vorzeitige Erlärung red: 
überhaupt der Gültigkeit und Wirffamteit entbehrt. Diefer Auſicht ſtehen bie Bri- 
mungen ber 88 367, 368, I. I WLR. nicht entgegen. Auch bie Erwägung, daß arx 
vor Publifation des Teftaments vom eingeiehten Erben vorgenommene Rechtöhandiuz 
gültig fein können, fteht der entgegengefebten Anficht nicht zur Seite. Nicht zutır7 
it auch das Urgument, daß ein Erbichaftöverlanf vor Bublilation bes Teftaments t- 
haft fei nnd daß deshalb der Teftamentserbe auch durch einfeitige Willeuserllüt 
fih des ihm angefallenen Rechtes vor der Teftamentderöffnung nräfle entichlagen fünz 
Der fein Erbrecht verlaufende Erbe entihlägt ſich nicht bes ihm angefallenen Rec: 
fondern er verfügt darüber, und zwar bergeftalt, daß er es auf den Exrbichaftslir 
überträgt, der fi) dann während der Überlegungsfrift ſchlüſſig zu machen hat, ot 
als Rechtsnachfolger des Erben die Erbſchaft antreten ober entfagen will. Ben nr 
auch das Entſagungsrecht nur im Interefſe des Erben gegeben ift, während es bei: 
Beteiligten uur zum Vorteile gereiht, wenn bem Schwebezuftande möglihk balde 
Ende gemacht wirb, fo ift es doch einerſeits gerechtfertigt, wenn ber Gefepgeber * 
forge trifft, daß bie wichtige Erflärung über Annahme oder Ablehnung ber Erbic 
erſt abgegeben werden barf, wenn volle objektive Gewißheit bezüglich Der Erbeseinint- 
befteht, und anbererfeit# würde auch der Schwebezuftand niemals vor Publilation # 
Teftaments befeitigt werben können, da erft hierbnrch offenkundig wird, wer zur E 
ſchaft berufen if. Die Rädficht endlich darauf, daß die Beklagte vom Jnuhelte x 
Teftaments fihere Kenntnis gehabt habe, kommt überhaupt nicht in Betracht, wei? 
Ungewißheit des ernannten Erben über den Inhalt des Teftamentes nicht ber Gr 
ber Nechtswirkfamfeit einer vor ber Teftamentseröffnung erflärten Erbichaftsentiagun" 


Nr. 2458. L Gen. 24. Februar 1892. L 349. 91. Bb. 29, Nr. 49, & 1% 
Nechtliche Bedeutung einer nach Ablauf der Überlegungsfrik zu Gute" 
Miterben erfolgten GErbfchaftsentfagung. 88 367, 383, 384, 412, J. 9, 8 
L47 ER. (Breuf. R.). Nach den 88 127, 18, 131, 134, 137 ff. LT WR 
haften mehrere Benefiziaierben dem Radlaßgläubiger vor der Nadjlafteilumg > 
folidarifch, fondern gemeinfhaftlih und find deshalb gemeinichaftlich zu belange it 
durch den Erbgang auch bezüglich ber Nachlaßſchulden begründete Gemeinſchan 
grunbfäglich nur durch die Teilung mit der Wirkung aufgehoben, daß nun X 
einzelne Erbe auf Höbe des jeiner Erbportion entiprechenden Teiles ber Nadlabikr 
in Anſpruch genonmmen werben kann. Iſt die Teilung des Nachlaſſes erfolgt, fe: M 
die bevorftehende Teilung ben 88 138 ff. a. a. D. entiprechend gehörig befannt ge"" 
ift, fo Tann der Nadlafglänbiger jeden einzelnen Wenefizialerben auf Bahlung F 
ganzen Schuld aus dem erhaltenen Exbteile in Anſpruch nehmen. Nach der ar 
ftellung des Verufungsrichters find Erben des urſprünglichen Schuldners bes KM" 
nicht nur die beiden Vellagten geworben, fondern mit ihnen durch ausbrüdlide Ere: 
erflärung oder durch Nichterflärung in ber geſetzlichen Überlegungäfrift ihre Kur 
unb ihre beiden @efchwifter. Die Mutter und bie beiden Geſchwiſter gaben MET 
fchaft erft nach Ablauf der Überlegungsfrift entſagt. Nach ben 88 367, 383, 384, z | 
412, LI WLR. hat diefe veripätete Erbſchaftsentſagung feine rechtliche Bedeutung ⸗ 
ſolche; fie ift keine gültige Entiagung. Die Mutter und die beiben Geſchwiſtet F 
Erben geblieben, fie fönnen fi auf die Entfagung weder den Nachlafgläubigert " 
den Miterben, den Bellagten, gegenüber berufen (8 412, I. I WLR.). Die Bert 
werben be3halb auch durch die Entfagung allein nicht behindert, fich darauf zu — 
daß fie nicht allein Erben geworben find (8 127, I. 17 A.L. R.). Selbſt für den‘ — 
fagenden Erben bat die Entſagung als ſolche nach Ablauf der Friſt feine * 
Bedeutung. Der Berufungsrichter erkennt dieſe Grundſätze auch an. Er gründet 
feine Entſcheidung anf die Feſtſtellung, daß bie Beklagten die verſpätete Gehe 











—_——] 





- — — — ⸗ 


8 96. Rechtliche Stellung des Erben. 547 


entfagung ihrer brei Miterben, bie nad den Umftänden ald Entjagung zu ihren 
Sunften aufgefaßt werden müſſe, acceptiert, ji daraufhin als alleinige Erben geriert 
und fi bie Vorteile der Erbichaft angeeignet haben. Die Angriffe, die die Reviſion 
der Bellagten biergegen erhebt, find nicht begründet. Die Annahme des Berufungs- 


‚ xichters, daß die Erbichaftsentjagung nur als zu Gunſten der Beklagten erfolgt an- 


geſehen werden Tann, beruht auf einer thatfächlichen Würdigung der Sachlage, die gegen 
das Gefeh nicht verftößt und dem feftgeftellten Umftänden durchaus entipridht. Gegen 
die Feftitellung bed Berufungsrichters, daß die Bellagten dieſe Entfagung zu ihren 
- Sunften acceptiert haben, und zwar durch eine Willenserflärung, die in dem Hanbeln 
als alleinige Erben auf Grund des ihnen erteilten Exblegitimationsatteftes, in ber Über- 
nahme bes ganzen Nachlaſſes, in der Uneignung der Vorteile aus diefem, in der Teilung 
des Ergebnifjes der Bwmangsverwaltung und der Bwangsverfteigerung ber Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke unzmweibeutig zum Ausdrucke gebracht ift, laſſen fich Teinerlei rechtliche Bedenken 


— — — — * 


erheben. Dann iſt aber in ben übereinftimmenden Willenserklärungen der drei Mit- 
erben und ber Bellagten ein rechtsgeſchäftlicher Akt zu finden, wodurch, wie 
beim Erbichaftsfaufe (88 445 ff. I. 11 A.L. R.) das Erbredit der Miterben und mit dem 
Nachlaſſe die Erbanteile der Miterben daran den Bellagten übertragen wurden. Ber 
Erbſchaftskauf ſetzt zwar begreiffich Veräußerung gegen Entgelt voraus. Aber daraus 


folgt nicht, daß die Veräußerung eines Erbſchaftsrechts nicht unentgeltlich, durch 


Entfagung erfolgen fann. Das Gegenteil ergiebt fih aus 8 393, I. 16 WER. 


Solche förmlich erfolgte und angenommene Entjagung wirkt für den, zu deſſen Gunften 


fie erfolgt ift, wie eine Schentung (8 1037, L 11 WLR.), und zwar unmittelbar durch 
Erllärung und Ucceptation. Daß ber verfpätet zu Gunften des WMiterben entfagenbe 
Erbe durch ſolche Entfagung feine Erbeigenſchaft nicht verliert, hindert nicht, in 
ſolcher Entfagung ein Beräußerungsgefchäft zu finden. Wuch bein Erbichaftsfaufe wird 
der verlaufende Erbe nicht Nichterbe und ber Käufer nicht Erbe; vielmehr bleibt der 
VBerläufer al3 Erbe den Nacjlaßgläubigern und Legataren verhaftet und der Käufer 
tritt diefen gegenüber nur in die Rechte und Pflichten des Verkäufers als Erben in- 
fofern ein, als die Nachlaßgläubiger und Legatare berechtigt find, fih an ihn zu halten 
(88 A454 ff, 4625. I. 11 WER). Diefe rechtliche Folge tritt nicht nur da ein, wo der 
Erbe die Erbfehaft gegen Entgelt veräußert hat, fondern auch da, wo er fie ohne 
Entgelt veräußert, verjchentt hat. Der innere Grund der Haftung des Erbichafts- 
fäufers für die Nachlaßſchulden mit ber Erbichaft dem Gläubiger gegenüber beruht 
darauf, daß er mit dem Erbrechte und dem Nachlaffe die Mittel zur Befriedigung der 
Nachlaßgläubiger in die Hände befommt und nach dem Willen der Beteiligten al3 der 
zu deren Befriedigung Berufene gilt und zu diefer Befriedigung in den Stand geſetzt 
wird. Daran wird dadurch nichts geändert, daß er die Exrbichaft ohne Entgelt erhält 
(vergl. 8 500 Entwurf I des Deutſchen 8.9.8.) In dem Urteil im Falle Nr. 2496 
ift der Sachverhalt ein anderer. Im vorliegenden Falle ift, abweichend von jenem, 
eine vertragamäßige Übertragung durch den angenommenen Erbverzicht feftgeftellt. Was 
die Nevifion endlih aus dem Umftande, daB ber eine Mitbellagte zur Zeit bes Erb- 
verzichtes, der Annahme bdesfelben u. f. w. noch minderjährig war und unter Bormund- 
haft ftand, Herleitet, trifft nicht zu. Bum Erwerbe ber Erbichaft bedurfte der Vor⸗ 
mund der Genehmigung des Bormundfchaftögericht3 nicht. Dee Erwerb einer mit ber 
Rechtswohlthat des Inventars angetretenen Erbichaft verpflichtet den Erwerber nicht 
perjönlih, nur mit der Erbſchaft. Weiter geht auch der Klaganſpruch nit. Der Er- 
werb enthält danach feine Übernahme fremder Berbindlichfeiten im Sinne bed 8 42 
Ar. 13 der preußifchen Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875. 


Nr. 2459. II. Sen. 3. Mai 1881. IL 418. 81. Bd. 4, Nr. 130, ©. 437. 

Baffivlegitimation des Nachlaßkurators. Vorausſetzungen der Feitftellungsklage. 

8 231 EBD. Abgeſehen davon, daB in der neueren gemeinrechtlichen Doltrin und 
35* 
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Praxis ber dem praktiſchen Bebürfnis entſprechende Say mehr und mehr Anerkam:; 
gefunden bat, daß ber obrigkeitlich beftellte Kurator einer ruhenden Erbichaft bei Kacı: 
gegen letztere paſſiv legitimiert ift, Hat jedenfalls ber gleiche Sah iu dem 8 220 E.RL. 
ber den Nachlaßkurator dent gejeßlichen Vertreter einer lebenden Partei prozeffufik 
gleichftellt, eine unzweifelhafte gefegliche Santtion gefunden. — Die &.B.D. gemik 
nicht jedem Forderungsberechtigten bie Befugnis, den Mangel einer Urkunde bu: 
richterliche Feftftellung ber beftrittenen Grundlage des Nechtöverhältniffes zu eriete 
Das Beftrittenfein eines Nechtsverhältniffes reicht nicht aus, nm nnter allen I: 
ftänden das rechtliche Intereſſe für Die jofortige Feitftelung Mar zu ftelen. Am wenigtz 
aber kann davon bie Rebe fein, wenn wie Hier der Kläger in der Lage tft, feine m 
meintliden Anſprüche fofort geltend maden zu können. Abgeſehen Hiervon hat k. 
Kläger unterlaffen, die Gründe darzulegen, auf die er fein ihn zur Erhebung ber der 
ftellungsflage berechtigendes vechtliches Intereſſe glaubt fügen zu können. Die fi; 
ift daher in erfter Inſtanz mit Necht abgewiefen. Nr. 3196. 


Nr. 2460. IV. Sen. 17. Dezember 1894. IV. 185. 94. 3b. 34, Nr. 69, 6.28 

Nechtöftelliung des Nachlaßpflegers gegenüber dem Erbprätenbenten. 88 4: 
482f., LI WER. (Preuß. R.) Der Beklagte hat die Legitimation des Radler 
pfleger3 zur Anftellung der vorliegenden Klage (mit dem Antrage, den Bellagten ı 
vernrteilen, anzuerlennen, daB ihm an dem Nachlaſſe ein Erbrecht nicht zufteht, welder 
Antrage in den Borinftanzen entiprochen ift) beftritten und geltend gemadt: wen: 
gleih im Allgemeinen der Nadjlaßpfleger ben Nachlaß in Rechtsftreitigkeiten aftiv ıı 
paffiv vertrete und gegenüber ben Anfprüchen eines Erbprätendenten auf Ausantvortzs 
des Nachlaſſes paffiv legitimiert fei, fo fei ihm doch nirgends die Befugnis beigeleg. 
vermeintlih unbegründete Erbanfprüde im Slagmege zu bejeitigen. Hiergegen kt 
dns Berufungsgericht zutreffend daranf hingewieſen, daß der Kläger nah $ 89 in 
Bormundfchaftordnung vom 5. Juli 1875 „dem unbelannten Erben des Radlafe", 
genauer: zur Erhaltung des Nachlafles und zur Ausmittelung der Erben, zum Pier 
beftellt und daß nach den 88 471—492, L I A.L. R. neben der Erhaltung der Radlab 
maffe die Ermittelung des wahren Erben feine Hauptaufgabe fei. Zutreffend hat id 
das Berufungsgericht auf das Urteil im Falle Nr. 2488 bezogen, wo die Zeug, ı 
die damaligen Kläger infomweit al? die wahren Erben anzufehen, daß ihnen ber Rahlat 
unbefchabet ber Rechte Dritter ausgeantivortet werden könne, als ein geeigneter Geyer 
ftand des Rechtsſtreits zwiſchen dem Erbprätendenten und dem Nachlaßpfleger angeieht 
worden tft. Die 88 482ff., insbefondere 8 487 a. a. O., laſſen einen Grund nicht m 
kennen und es ift überhaupt fein Grund erfichtlich, weshalb dem zur Ermittelung de 
unbefannten Erben beftellten im Beſitze bes Nachlaſſes befindlichen Nachlafpfleger , m 
er gegenüber der Klage des Erbprätendenten auf Ansantwortung des Nachlaſſes Hal 
Tegitimiert ift, nicht das entiprechende Recht zuftehen follte, die Vefeitigung eines m 
berechtigten Erbprätendenten im Wege der Klage herbeizuführen. Der Nachlaßpflege 
verfolgt damit nicht ein fremdes Sutereffe, fondern das Intereſſe des feiner Pflegſchen 
anvertrauten Nachlaffes, wie benn das Geſetz (8 476, L I A.L.R.) gerade ald vor 
nehmlichſte Pflicht des Pflegers bezeichnet, fich die Ausmittelung und Entdedung hi 
eigentlichen Erben möglichft angelegen fein zu laflen. Als ein hierzu dienliches Ritt 
ift aber die Abwehr und nötigenfalls bie Vefeitigung der Anſprüche unberechtigter Erh 
prätendenten im Wege der Seftftellungsflage dann unabweisbar, wenn bie Exrbpräitt 
denten ihrerfeit3 nicht dazu fchreiten, ihren Anipruch zur richterlichen Entidheibung 3 
bringen. Daß bie materiellen Borausfegungen der Keftftellungdflage vorliegen, iſt 0? 
dem Revifionsfläger ausdrüdlich anerfannt worden, und es ergiebt ſich aus bet geitt? 
lichen Pflicht bes Erbprätendenten, das Erbrecht, worauf er fich gründet, dem Richter 
gehörig nachzuweiſen (88 482. J. I A.L. R.). 
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Baftung des Erbeu für die Nadlapuerkindblidkeiten. 
Nr. 2461. I Sen. 3. uni 1882. I. 259. 82. Bd. 10, Nr. 34, ©. 119. 
Vermächtnis, Form. Umfang der Haftung bes Erben. (Gem. R.). Auf bie 
Wortfaſſung, in weldder einem letztwillig Bedachten zu Gunften anderer Perſonen eine 
Auflage gemacht wirb, kommt für die Geltung derjelben als Vermächtniſſes nicht? an. 
Nah gemeinem Rechte ift eine vom Teſtator erflärte Entbindung der Erben, „von der 
Verpflichtung zur Aufnahme eines Inventars“ für ben Umfang der Haftung der Erben 
gegenüber den Vermächtnisnehmern deshalb bedeutungslos, weil ihr für das Verhältnis 
der Erben zu den Erbichaftsgläubigern nach der Natur der Sadje mit innerer Not- 
wenbigfeit jede Rechtswirkung abzufprechen ift, nun aber nad Nov. 1 cap. 2 88 1 
und 2 für den Yal der Nichterrichtung eined Inventars zwiſchen Erbichaftsgläubigern 
und Bermächtnisnehmern in Anſehung des Umfanges der Haftung der Erben offenbar 
gar Fein Unterſchied mehr ftattfinden fol. 


Nr. 2462. I. Hilfs-Sen. 10. Februar 1880. IV* 108. 79. Bd. 1, Nr.65, 8.175. 
Teftamentarifche Beſchrͤnkung der Gläubiger des Erben. (Breuß. R.). Ber 
Zeftator hat im vorliegenden Falle dem Kläger das Eigentum an dem Rachlaſſe völlig 
uneingeſchränkt zugemenbet, fo daß der Kläger zu jeder Verfügung über den 
Nachlaß und defien Teile befugt ift. Iſt Dies der Yall, fo ift auch das Bugriffsrecht 
der Glaͤubiger bes Klägers uneingefchräntt. Der Erblafler kann dies Recht der Gläubiger 
nur dadurch einſchraänken, daß er den Erben in ber Verfügung über das ererbte Ber- 
mögen entiprechend verfürzt. Einer teſtamentariſchen Beftimmung, die bloß dahin geht, 
daß die Gläubiger nicht berechtigt fein follen, die Subftang und bie Einkünfte des 
Nachlaſſes zum Zwede ihrer Befriedigung in Anſpruch zu nehmen, ift feine rechtliche 
Bedeutung beizulegen. 88 15, 16, LAWULN., 8 582, L 9 baf. Auch bei der Ent 
erbung aus guter Abſicht, 8 424, IL 2 A.L. R., ift die Einſchränkung des Pflichtteils⸗ 
beredtigten in der Verfügung über den Pflicätteil (8 419, II. 2 A.L.R.) Vorausfegung 
für die Befeitigung des Zugriffsrechts der Gläubiger. Die auf Abwendung ber von 
dem Bellagten als Gläubiger bes Klägerd veranlaßten Beſchlagnahme von Nachlaß- 
gegenftänden gerichtete Klage ift daher mit Recht zurückgewieſen. Nr. 2463. 


Nr. 2463. IV. Sen. 3. Dezember 1885. IV. 223. 85. Bd. 14, Nr. 73, ©. 278. 

Teftamentariſche Befchräntung des Bedachten und feiner Gläubiger. (Preuß. R.). 
Eine Ausſchließung der Gläubiger von ber Möglichfeit der Zwangsvollſtreckung kann, 
abgejehen von dem nah 8 749 Abi. 3 C. P.O. ber Pfändung nicht unterworfenen 
Maße bes notdürftigen Unterbaltes, nur infoweit wirkſam erfolgen, als der Schulbner 
felbft in ber Verfügung über bie in Frage ftehenden Einkünfte eingefchränft ift. Nr. 2462. 
Eine bie Berfügungsmadit des Bedachten einfchränfende Anordnung des Erblafiers 
fann immer nur unter der Borausjegung rechtsbeſtändig und verbindlich fein, daß 
nit der Unordnung beabfihtigt wird, ben Bermögendgegenftand, auf den die Ein- 
ſchränkung der Vermögensmacht jich bezieht, vermöge dieſer Einfchränfung für andere 
zu erhalten. Vergl. 88 534, 535, I. 12 ALR. Eine Anordnung in diefem Sinne 
hat aber der Teftator in Unjehung der fraglien Einkünfte nicht getroffen. Der 
Zeftator hat feine Söhne gegen bie rechtlichen Folgen ihrer eigenen Handlungen ſchützen 
und in ihrem eigenen Intereſſe ihre Verfügungsmacht einſchränken wollen. Hiernach 
ift die Anordnung des Erblafiers, daß die beiden Söhne, denen er nur den Nießbraud) 
eined Kapitals zumendete, Die Befugnis, die Einkünfte Anderen abzutreten, fie zu belaften 
oder zu verpfänden, genommen fein, auch die Berfümmerung ber Einkünfte ſeitens 
dritter Perſonen durch Zwangsvollſtreckung u. ſ. w. unterfagt fein folle, auch den 
Gläubigern der Söhne desfelben gegenüber infoweit wirkungslos, als bie für die Söhne 
beitimmten Einkünfte über das Maß des notdürftigen Unterhalt3 hinausgehen. Nr. 2572. 
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Nr. 2464. II. Sen. 27. Juni 1882. II. 237. 82. Bd. 7, Nr. 49, ©. 152. 

Haftung des Fiskus für die Schniden eines erblofen Nachlaſſes. Gen. R.) 3 
in der Rechtswiſſenſchaft ftreitige Frage, ob der Fisfus für die Schulden eines ihr: 
angefallenen erbloſen Nachlaſſes überhaupt nur bis zum Belange des Nachlaſſe⸗ 
hafte oder ob feine Haft eine an ſich unbeſchränkte jet und nur durch den @ebran! 
ber Rechts wohlthat des Inventars beſchränkt werben könne, ift in dem erſtere 
Sinne zu entfcheiden. Allerdings erwirbt ber Fisfus den erblofen Nachlaß mitte: 
einer Univerſalnachfolge, aber nicht mittel der erbrechtlichen Univerfalnadhfolg. 
die auf dem in ber 1. 3pr. Dig. de bon. poss. 37,1 aufgeftellten Grundſatze Der foge:. 
unitas personao bes Erblaſſers und bes Erben beruft. Eine allgemeine Gleichftellur: 
des Fiskus mit einem Erben ift in den Quellen nirgends ausgeſprochen. Vergl. 11: 
Dig. de jur. fisc. 49, 14; 1. 1 8 1 eod.; c. 1 Cod. de hered. vend. 4, 39. 


Nr. 2465. II. Sen. 2. Dezember 1887. II. 245. 87. Bd. 20, Nr. 77, ©. 346, 

Klage anf Erbabfonderung. (Rhein. NR.) Dem Berufungsgeridt ift Darin bei 
zutreten, daß bie Klage auf Erbabfonderung (Urt. 878 code civil) nit gegen bie 
Gläubiger de3 Erben erhoben werden muß, vielmehr auch gegen den Erben zulälii; 
ift. Die Vorſchrift bes Art. 879 code civil über das Erlöfcden des Rechts auf Erb 
abjonberung findet auch gegen den Bermächtnisnehmer Anwendung. 


Nr. 2466. III. Sen. 27. September 1889. II. 102. 89. Bd. 24, Nr. 39, ©. 194. 

Yuhalt und Umfang der Inventariſations⸗ und Manifeftationspfliht. (Gem. R. 
Die den Beklagten obliegende Verpflichtung geht nur auf die Vorlage eines vollftändigen 
Nachlaßverzeichniſſes. Eines bejonderen Abſchluſſes bedarf das zu erridtende In⸗ 
ventar nicht, wenn darunter mehr verftanden werden follte, als die Berechnung ber 
Binfen der zum Nachlaſſe gehörigen Uusftände bis zum Tobestage des Erblaffers; fobald 
biefer Zinsbetrag feftiteht, ergiebt fi) ber Gefamtbetrag des zur Verteilung unter bie 
Erbintereffenten zu bringenden Vermögens aus einer Yufammenitellung der einzelnen 
Aftiopoften unter Abzug der Nachlaßfchulden. Dieſe können aber bie Kläger felbft 
vornehmen. Erhebt fi ein Anftand dabei, fo find die Bellagten gehalten, zu deſſen 
Beleitigung mitzuwirken. Wuch die Angabe etwaiger Konferenden oder die Auf- 
nahme ber Erflärung in das Inventar, daß nichts in die Erbmafle einzuwerfen 
fei, ift nicht erforderlih. Die Imventarifationd- und Manifeftationspflicht erſtreckt ſich 
auf die bereit3 in ihr Vermögen übergegangenen Borempfänge, und e3 müſſen 
daber die Kläger, wenn fie behaupten, daß die Bellagten Tollationspflichtig ſeien, die 
nad Rechtsgrund und Gegenftand im Doniturverfahren darlegen. Bergl. c. 22 8 2 
Cod. de jure del. 6, 30. 


Nr. 2467. II. Sen. 16. Dezember 1879. II. 141. 79. Bd. 1, Nr. 41, ©. 98. 

Benefizialerbengualität. Einrede; deren Begründung, Wirkung des Vorbehalte? 
im Urteile. (Gem. R.). Die Erben brauchen, wenn fie wegen einer Erbſchaftsſchuld 
belangt werben, zunädft nur barzulegen, daß fie durch Legung des Inventars Die 
gejeglicde Bedingung der Erlangung ber Rechtswohlthat erfüllt haben; dies genügt, um 
ihnen die Rechte des Benefizialerben zuzufprechen und vorzubehalten und bie Zwangs⸗ 
vollftredung in das eigene Vermögen der Erben abzuwenden. Ob und inwieweit bie 
Erbſchaft, in die zunächft nur die Hilfsvollftredung erfolgen darf, zur Befriedigung de? 
Släubigerd zureicht, das findet fih in der Erefutionsinftanz. Hierdurch ift nicht 
ausgeſchloſſen, daß die Hilfspolfitredung in das eigene Vermögen bes Benefizialerben 
dann zuläffig werden kann, wenn berfelbe ſich durch Dispofitionen über den Altiv⸗ 
— — Erbſchaftsglaäubigern perſönlich verantwortlich gemacht hat (vergl. 88 695, 

96 C.P. O.). 
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Nr. 2468. III. Sen. 5. Öltober 1888. III. 114. 88. Bd. 22, Nr. 37, ©. 186. 

Pflichtteilsberechtigter Erbe bei verfänmter Erridtung des Nachlaßinventars. 
Nov. 1 cap. 2. (Gem. R.). Mit den Beſtimmungen des cap. 2 82 der Nov. 1 wurde 
nit nur das Net des Duartabzuges getroffen. Die Verpflichtung, das vor- 
geichriebene Nachlaßinventar zu errichten, ift allen Erben auferlegt ohne Rückſicht darauf, 
ob fie pflichtteilberechtigt find oder nicht. Ebenfo generell find die Folgen der Nicht- 
erfüllung dieſer Verpflichtung feitgefeßt. Durch den angedrohten Nadjteil der Ver⸗ 
pflihtung zur Auszahlung von Bermädtnifien und Nachlaßſchulden über den Beſtand 
der Erbichaft ift an fich weder die Ungültigfeit der den Pflichtteil belaftenden Vermächt⸗ 
niffe noch das Pflichtteilgreht der Noterben berührt, fondern es ift eine gefeßliche 
Strafe für die Nichtbeachtung der Vorſchriften über die Snventarerrichtung beftimmt. 
Der von diefem Rechtsnachteil betroffene Erbe darf ſich nicht auf eine Verletzung bes 
Pflichtteils berufen, da folde nur in Auflagen des Erblaflerd an den Erben liegen 
kann, nicht in geſetzlichen Nachteilen, deren Bermeidung vom Willen des Erben abhängt. 


Nr. 2469. IV. Sen. 23. Mai 1881. IV. 649. 80. Bd. 5, Nr. 52, ©. 188, 

Verpflichtung des Borbehaltserben gegenüber dem Bermädtuisuchmer. 8 422, 
1.9;8 334, 1.12 A.L. R. (Preuß. R.). Ein Borbehaltserbe befreit fi) von ber Verpflichtung 
zur Bablung des Vermächtniſſes nicht ſchon durch den Nachweis, daß fich der Nachlaß 
nach dem Inventar und ben darin enthaltenen Tagen der Nachlaßſtücke als unzulänglid 
zur Berichtigung der Nachlaßſchulden barftellt. Denn die Tare ftellt den Wert nicht 
objeltiv, fondern nur fubjeltiv, nach dem Urteile des Sachverftändigen, feſt. Das wirk⸗ 
liche Vermögen des Nachlafjes, zur Dedung der Nachlaßſchulden und Legate auszureichen, 
fann nur durch die wirkliche Verwertung der Nachlaßſachen ermittelt werden. Zu der 
Teftftellung der Unzulänglichleit des Nachlafies Tann der Erbe unter Umftänben durch 
Privatverläufe gelangen, die der Nachlaßgläubiger und der Legatar, fomweit den Erben 
dabei kein vertretbares Verſehen trifft, anerfennen müflen; e3 find ihm aber daneben 
auch andere Wege durch das Gejeh vom 28. März 1879 und durch 8 205 der R.K. O. 
eröffnet. Auch wenn der Erbe nur bie Herabfegung bes Legates beanſprucht, enticheidet 
nad 8 337, 1. 12 AL.R. der Erlös (nicht der Tarwert) der legierten Sache. Nr. 2471. 
Nr. 2472. Nr. 2474. 


Rr.2470. L Hilfs-Sen. 21. Juni 1881. IV* 821. 80. 8b. 5, Nr. 85, ©. 313. 
Auwendbarleit der Beftimmungen bes ALR. Über die Rechtswohlthat bes In⸗ 
ventars im Geltungsbereiche des Erbſchaftsedikts vom 30. April 1765. (Preuß. R.). 
Der nad dem gedachten in der Darf Brandenburg geltenden Erbſchaftsedikt erbende 
überlebende Ehegatte verliert bie Rechtswohlthat des Inventars nicht ſchon durch den 
fruchtlofen Ablauf der in den 88 424426, LI A.L.R. beftimmten Yrift, vielmehr 
kann der Berluft nur auf Antrag eines Gläubigers durch gerichtliches Urteil eintreten, 
Auch haben in ben Fällen, in benen der überlebende Ehegatte von dem ihm in dem 
Erbſchaftsedikte eingeräumten Rechte, mit Einwerfung jeines Bermögend die Hälfte des 
gemeinfchaftlihen Vermögens zu fordern, Gebrauch macht, die Miterben des über 
lebenden Ehegatten biejelbe günftige Stellung, die der Überlebende Ehegatte einnimmt, 
jo daB alſo aud fie die Rechtswohlthat nicht ſchon durch Ablauf der landrechtlichen 
Friſt zur Errichtung des Inventariums verlieren. Und auch in dem Falle, wenn der 
nah dem Erbſchaftsedikt zur Exrbfchaft berufene Ehegatte erſt nach Ablauf der De 
liberationsfrift von feiner Befugnis, nicht Erbe zu fein und fein Vermögen zurüd- 
zunehmen, Gebrauch macht, ift auf feiten des neben dem Ehegatten zur Hälfte des 
gemeinſchaftlichen Vermögens und bei erfolgter Erbſchaftsentſagung des Ehegatten zum 
Ganzen berufenen Erben ber Berluft ber Rechtswohlthat infolge fruchtloſen Ablaufs 
der landrechtlichen Frift nicht augenommen, dem Erben vielmehr die Befugnis beigelegt 
worden, bie Eigenfchaft eines Venefizialerben noch in Anfprucd zu nehmen, weil die 
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ftatutariiche Erbfolge des Erbſchaftsedikts auch in dem gedachten — als eingetrete 
angeſehen werben muß und es keinen Unterſchied macht, ob ber Überlebende bei Ar: 
übung feines Wahlrechts, fein Vermögen zurüdzunehmen oder mit Eiumerfung je: 
Vermögens die Hälfte des Geſamtvermögens zu verlangen, die eine oder bie an: 
Wahl trifft. Aber diefe günftige Nechtöftellung der neben bem Überlebenden Ehegate 
zur Erbſchaft berufenen Perſonen beichränft fich der Natur der Sache nad auf }: 
Fälle, in denen eine weſentliche Beeinfluffung der Stellung der gedachten Perfonen ;- 
Erbichaft ſich durch die Beſtimmungen des Erbſchaftsedikts von felbft ergiebt, die % 
urteilung der Rechtswohlthat bes Inventariums nach den Normen bes A.L.R. die 
zn Härten und Inkonvenienzen führen würde. Sie ift daher als ausgeichlofien 
zufehen in dem alle, wenn ber überlebende Ehegatte ſich während Der Überlegungsirt 
der Teilnahme an ber Erbichaft begiebt; ebenjo in dem Falle, wenn ber überleben: 
Ehegatte niht nach den Beftimmungen des Erbſchaftsedikts, fondern oh:: 
Einwerfung feines eigenen Vermögens auf Grund einer durch legttwillize 
Verfügung erfolgten Berufung zur Erbichaft und des Erbſchaftsantritts gemäß dieir 
Berufung Erbe wird. Die Feftftellung bes Vorderrichters geht dahin, baf die Bit 
bed Erblaſſers die Erbſchaft in den Nachlaß aus dem Teftamente angeln 
Diejelbe auch bereit3 mit den Miterben geteilt hat. Hierin liegen bie Vorausſetzunge 
für die Anwendbarkeit der landrechtlichen bie Rechtswohlthat des Inventars betreffen 
Beftimmungen, fpeziell des 8 427, LI A.L.R., die auch in den Teilen der But 
Brandenburg, wo die Abteilung 2 des Erbſchaftsedikts als Provinzialgeſetz nod gi. 
in allen den Fällen Anwendung findet, in denen nicht ftatutarifche Erbfolge eintri 
Hiernach find die Kinder des Erblaſſers wegen der eingeflagten Nachlaßſchuld mit Ardı 
zur Bahlung auch über die Kräfte des Nachlaſſes hinaus verurteilt. 


Nr. 2471. IV. Sen. 25. Januar 1883. IV. 498. 82. Bd. 8, Nr. 67, 6. 26% 

Haftung bed Borbehaltserben. (Preuß. R.). Gegenüber dem Vorbehaltserhen 
muß der Erbfchaftsgläubiger feine Befriedigung aus dem Nadhlaffe fucen; di 
nicht anzunehmen, dab der Erbe für die Erbichaftsfchulben perjönlich mit feinen ganze 
Vermögen, aber nur bis zum Betrage des Nachlaſſes haftet. 89 ill 
I ALR. Der Vorbehaltserbe kann gegenüber dem Legatar, dem in biefer Beyım 
der Erbichaftögläubiger gleich fteht, feine Haftung nicht durch den Nachweis, dat de 
Nachlaß nach dem Tarwert ber Erbichaftsiachen zur Befriedigung der Nadlakidulin 
unzureichend fei, abwenden. Nr. 2469. Diefem Recht bes Erbſchaftsgläubigers 9% 
über ift e3 ein Necht des Vorbehaltserben, jenen auf bie Nachlaßſachen zu verweiin. 
Nah 8 696 E.B.D. bleibt im Zwangsvollſtreckungsverfahren die Rechtswohlthat de 
Inventars folange unberüdfichtigt, bis auf Grund berfelben gegen bie Bang 
vollſtreckung von dem Erben Einwendungen erhoben worden. Die auf 8 686 C.8L 
geftägte Klage Tann aber nur folange zugelaflen werben, als der Gläubiger noch nich 
im Zwangsvollſtreckungsverfahren feine Vefriedigung erhalten hat, letzteres noch mist 
beendigt iſt. Ob der Kläger ben Anſpruch auf Rüdzahlung des Beigetriebenen = 
Gerichtsſtande des Gläubigers ober in dem fonft zuftändigen geltend machen Tann, i 
hier nicht zu entſcheiden. Nr. 2474. 


Nr. 2472. IV. Sen. 15. Februar 1883. IV. 540. 82. Bdb. 8, Nr. 68, 6 21. 

Borbehaltserbe. Verhältuis zum Legatar. (Preuß. R.). Bei der auf Grm 
bes 8 696 E.B.D. von dem Borbehaltserben gegen ben Bermächtnisnehmer zut Geltend 
machung ſeiner Einwendungen in der Zwangsvollſtrecung erhobenen Mage iſt von 
dem bürgerlichen Rechte aus zu prüfen, ob bie Einwendungen den Kläger als Bent 
fizialerben zu dem geftellten Klagantrage berechtigen. Davon tft abzuſehen, daß eu 
Biwangsvolfftredungsverfahren und ein Prozeß zwiſchen den Parteien ſchwebt, und Di 
beiderfeitigen Rechte und Pflichten find nur nach dem materiellen Rechte und jo zu be 
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ftimmen, wie fie befteben, ohne daß es zum Prozefle und zur Zwangsvollſtreckung ge- 
fommen ift. Der Erbe hat nun nicht die Befugnis, fich des Beſitzes, ber Verwaltung 
und der Dispofition über die in fein Eigentum übergegangenen Nachlaßſachen zu ent- 
ſchlagen und biefelben dem Gläubiger (Legatar) zu feiner Befriedigung preiszugeben. 
Die Unsführung des Urteils in dem Falle Ar. 2469 führt aber auch zu ber Konjequenz, 
und bie 58 418, 422, 444 ff, 452 ff. J. 9; 88 345, 353 ff., I. 125 88 127 ff. LIT A.L. R. 
laſſen den Grundſatz Har erfennen, dab der Beneflzialerbe, wie überhaupt jeder Erbe, 
vermöge des Erbichaftäantrittes nicht nur dad Recht, ſondern auch gegenüber den 
Nachlaßgläubigern die Pflicht hat, den Nachlaß in Befig zu nehmen, zu verwalten, und 
foweit er nicht durch andere Mittel die damit übernommenen Schulben berichtigt, zu 
diefem Behufe ihn zu verfilbern und den Erlös zu verweuden. BDiefer Pflicht entfpricht 
nicht das Verlangen bes Klägers (Borbehaltserben), daß der Bellagte (Legatar) Direkt 
ohne feine Bermittelung feine Befriedigung and dem Nachlaßgrundſtücke bewirken folle, 
und dba er nach dem materiellen Rechte zu diefem Verlangen nicht berechtigt ift, überdies 
auch das vorandgegangene Urteil ihm perfönlich die Zahlung aus dem Nachlaſſe auf- 
erlegt bat, fo geht ihm nach dem bürgerlichen Recht die Berechtigung ab, auf rund 
der Rechtswohlthat die Ausſetzung, Aufhebung oder Beichräntung der Zwangsvollſtreckung 
zu verlangen. Bur Sicherung der Legatenforberung war dieſelbe auf das noch im 
Eigentum bes Vorbehaltserben befindliche Nachlaßgrunbftüd eingetragen. Der vom 
Kläger auf 8 46, L 20 ALLER. geftühte Einwand ift nicht gerechtfertigt. Der 8 46 
a. a. D. greift nur bei einem vertragämäßig beftellten Pfandrechte Play; er geht von 
ber Vorausſetzung aus, daß der übereinftimmende Wille ber Kontrahenten den Pfand» 
gegenftand zur vorzüglichen Befriedigung, nicht bloß zur Sicherung des Glänbigers 
beitimmt hat. Nr. 2474. 


Nr. 2473. IV.Sen. 14. Sanuar 1886. IV. 282. 85. Bd. 16, Nr. 50, ©. 220, 

Berpfligtung des Benefigialerben zur Ableiftung des Dffenbarungseibes. (Preuß. 
R.). Die Beſtimmungen der 88 28, 29 Nr. 3, I 22 A.G.O. und ber 88 440, 441, L 
9 A.L.R. find noch in Geltung (8 16 Nr. 3, E.G. zur C. P.O.), nnd danach tft ber 
Benefizialerbe unter beitimmten Boransjegungen auf Erfordern des Bermächtnisnehmers 
zur eiblihen Beſtaͤrkung des Nachlaßiuventars verpflichtet. Wie jedoch der Berufungs- 
richter aus zutreffenden Gründen zufolge der Vorſchrift des 8 17 des Geſetzes betreffs 
die Zwangsvollſtreckung gegen VBenefizialerben vom 28. März 1879 angenommen bat, 
ift die Geltendmachung dieſes Rechts, wenn über den Nachlaß das Konfuröverfahren 
eröffnet wird, während deſſen Dauer ausgefchlofien. Ob der Benefizialerbe im Konkurs⸗ 
verfahren zur Leiftung bes Offenbarungseibes verpflichtet und ber Vermächtnisnehmer 
dort zur Stellung des Antrages auf Leiftung des Eides Iegitimiert ift (SA RAD.) 
bleibt hier unentſchieden. 


Nr. 2474. IV, Sen. 6. Dezember 1894. IV. 170. 94. Bd. 34, Nr. 67, ©. 277. 

Einrede gegenüber der Vermächtnisklage ſeitens des Vorbehaltserben, daß der 
Nachlaß ungureihens fei. (Preuß. R.) Wer eine Erbichaft nur unter dem Vorbehalt 
der Rechtswohlthat des Inventars angenommen bat, braucht die daran zu machenden 
Forderungen ans Bermächtniffen nur foweit, ald der Nachlaß binreicht, zu vertreteu 
(FAR, IJ. 9 A.L. R.), und es kann ein folder Erbe das Vermächtnis fo lange zurüd- 
halten, bis rechtlich andgemittelt ift, ob ber Nachlaß zur Tilgung der Schulden und 
Bermäctnifie Hinreiche (3 296, L 12 A.L.R.). Der Anfpruch bed Bermädhtnisnehmers 
ift daher dem Borbehaltserben gegenüber durch die Thatſache bedingt, daß ein Nachlaß 
vorhanden tft, aus dem das Vermächtnis entrichtet werden kann, und es giebt Feine 
geiehlihe Vorſchrift, die es dem Vorbehaltserben verwehrt, dem das Vermächtnis 
fordernden Legatar ſchon im Prozeſſe den Einwand entgegenzuſetzen, daß ber Nachlaß 
zur Entrichtung des Vermächtniſſes nicht ausreiche, und die ihn nötigt, mit dieſem 
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Einwande erjt bei der Zwangsvollſtreckung bervorzutreten. Die in 8 334, L 12 AL 
getroffene Unordnung, wonach, fofern der Nachlaß zur Bezahlung der Schulden, & 
gänzung des Pflichtteils oder Berichtigung der übrigen Bermächtniffe nicht zureit: 
die Legatare nah Verhältnis der ihnen gemachten Bumendungen dazu mit beitrage: 
oder einen Abzug leiden müflen, kann ebenſowenig wie die Bezugnahme auf die 88 Ti: 
749 C.P.O. die Annahme des Berufungsrichterd rechtfertigen, daß der Einwand, da 
Nachlaß fei unzureichend, in das Bmangsvollitredungsperfahren gehöre. Denn m: 
diefem Einwande bezwedt ber in Anſpruch genommene Borbehaltderbe, die Abweifung de 
Klage jelbft zu erreihen. Er will nicht zu einer, wenn auch nur beichräuften Erfüls:: 
einer Verbindlichkeit verurteilt werden, von der er behauptet, daß fie wegen ım 
zureichenden Nachlafie nicht eriftiere, und die Ausführung des Berufungsrichters, « 
könne einem Schuldner nicht geftattet fein, durch die Behauptung, daß er nur gemit 
ben 88 715, 749 C. P.O. unpfändbare Sachen oder Forderungen befite, das Befteke: 
feiner Schuld zu beftreiten und deren Feftftelung durch das Bericht zu vereiteln, i 
verfehlt, da die Trage, welche Sachen der Pfändung im Wege der Zwangsvollſtredun; 
unterliegen, den Anſpruch, wegen befien die Pfändung erfolgt, überhaupt nicht be 
rührt. Hieraus ergiebt fih, daß die Beklagte den Einwand, ber Nachlaß fei m 
zureichend, in dem vorliegenden Prozeſſe, wo die Klägerin die Entrichtung der ir 
zugewenbeten Vermächtniſſe fordert, zu erheben und nachzuweiſen berechtigt if. Ti: 
Einwand kann jedod bier nicht von Erfolg fein, weil er nicht gehörig begründet it 
Mit Hecht hat der erfte Richter mit Rückſicht auf die in den Urteilen in den Yiln 
Nr. 2469. Nr. 2471. Nr. 2472. Nr. 2551 ausgeiprodhenen Grundfäge angenommer. 
baß der VBenefizinlerbe durch das Inventar und die darin enthaltene Tare allein den Rıb 
weis feiner Befreiung von der Haftung nicht führen kann, Hierzu vielmehr ferner © 
forderlich ift, daß er nad) ftattgehabter Veräußerung des Nachlaſſes über den lezteren 
befien Verwaltung und Nutzungen Rechenſchaft ablegt. Der erfte Richter Hat die) be 
den einzelnen Titeln und Nummern des Nadjlafinventars fpeziell erörtert und If 
geſtellt. Die Beklagte bat es unterlaflen, in ber Berufungsinſtanz den gerigten 

Mängeln durch beffere Begründung ihres Einwandes abzuhelfen. Der Einwan, 5 

der Nachlaß unzureichend fei, ift daher in Übereinftimmung mit den Ertwägug ki 

erften Richters zu verwerfen. Da die Verurteilung nur nad) Kräften des All 

erfolgt ift, fo bleibt e3 ber Beflagten unbenonmen, bei der etwaigen Bwangsvollfttein: 

die ihr aus ben 88 696, 686 E.B.D. zuftehenden Rechte zur Geltung zu bringen 


Nr. 2475. IV. Sen. 9. April 1891. IV. 36. 91. 8b. 27, Nr. 70, S 28. 
Berechnung der fechömonatlichen Frift zur Nieberlegung des Nadlafiuverint. 
Bollſtündigkeit des Nachlaßinventars. 88 424, 434 ff, L I ALR. (Preuß 9- 
Vorweg ift entjcheidend, ob die Friſt eine Verjährungsfrift ober eine Ausichließungeit! 
ift. Trifft erfteres zu, fo findet unbedingt die Vorfchrift des 8 550, I. IALR. Ar 
wendung und bie Srift ift nad) Monaten zu dreißig Tagen zu berechnen. & ill jeod 
dem Verufungsrichter darin beizutreten, daß die Frift eine Ausichließungsfrift iſt. I 
dem A.L.R. ift der Gegenjab zwifchen eigentlichen Verjährungsfriften und 
ſchließungsfrifſten (Friften zur Ausübung und Erhaltung von VBefugniffen) nicht zu 
befonderen Ausdruck gebracht. Gleichwohl befteht ein ſolcher Gegenſatz. Das ai 
ſcheidende Merkmal der Verjährung (duch Nichtgebrauch) iſt die Aufhebung ber’ Ber 
binblichfeit als Wirkung des Beitablaufes (88 501, 502, 1.9 88 7,8, J. 16 WER) m 
Gegenſatz zur Ausichlußfrift, deren Nichteinhalten die Aufhebung von Befugnifien be 
wirft, denen entſprechende Verpflichtungen nicht gegenüberftehen. Nr. 1642. Pr. 01. M 
hiernach die Friſt des 8 424, I. 9 A.L.R. feine Verjähtungsfeift, fo Tiegt auch für Mi 
Anwendung des 8 550 ebenda auf fie ein zwingender Grund nicht vor. Es mad m 
Rüdfiht darauf, daB das A.L.R. nur in zwei einzelnen Yällen (8 550, 19m 
88 855, 856, II. 8 A.L. R.) wegen der Berechnung der Monatsfrift Beſtimmung 9° 
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troffen und in beiden Yällen verfchiedene Berechnungsarten vorgeichrieben hat, die An- 
nahme ausgefchloffen erfcheinen, daß mit der Anordnung einer diefer Berechnungsarten 
ein allgemeine3 Prinzip habe ausgeſprochen werben follen. Bei diejer Sachlage muß 
aber, da das Landrecht zwei Verechnungsarten der Monatzfriften nebeneinander auf- 
ftellt, hier diejenige für maßgebend erachtet werden, welche dem, deſſen Recht durch bie 
Nichteinhaltung der Frift bedroht wird, die günftigere ift, und bies ift Die Berechnungsart 
nad SKalendermonaten. Die Anwendung des 8 550, J. 9 A.L.R. ift alfo auf Ber 
jährungsfriften zu befchränten. Im Falle Nr. 199 ift zwar das Gegenteil ausgeführt. 
Dort ftand die Berechnung ber im 8 610,1. 20 A.L. R. für die Erflärung des Vorkaufs⸗ 
berechtigten feftgejebten Yrift von zwei Monaten in Yrage; es ift angenommen worden, 
daß diefe Frift feine Berjährnngsfrift fei, und deffen ungeachtet die Berechnung gemäß 
8 550, I 9 A.L.R. in Anwendung gebradit. Dabei ift jedoch ausdrücklich darauf Hin- 
gewieſen, daß die Frift dem röomiſchen Rechte entnommen fei, und mit Rüdficht auf 
dieſen Hinweis ift die Tragweite der Entfcheibung begrenzt. Eine gleiche Beziehung 
zu dem römifchen Rechte befteht, was die jebt ftreitige Frage betrifft, nicht. Nach dem 
römifchen Recht Hat der Erbe, damit er den Gläubigern nicht Über den Beſtand ber 
Erbichaft hinaus verhaftet werde, mit ber Errichtung bes Inventars binnen breißig 
Tagen nad erlangter Kenntnis von der Berufung zu beginnen und das Inventar 
binnen weiterer ſechzig Tage zum Abſchluſſe zu bringen (c. 22 $ 2 Cod. de jur. 
del. 6, 30). Die Friſtbeſtimmungen des römifchen Rechts find ſonach in das Landredit 
nicht übergegangen, wie überhaupt die Vorichriften des Iebteren über die Wahrung 
der Rechtswohlthat des Inventars nicht bem römischen Rechte entlehnt worden find. 
Am vorliegenden Falle ift hiernach die gerichtliche Nieberlegung bes Inventars vecht- 
zeitig erfolgt. Das letztere ift au als ein vollftändiges anzuertennen. Es ift dem 
Sormulare des Titel 5 Teil I. A.G.O. entſprechend aufgeftellt. Nur ber Titel 21 
„An Paſſivis und Schulden” ift zwar aufgeführt, jeboch unausgefüllt geblieben, und 
hierin erblidt der Kläger die Unvollftändigfeit des Inventars. Es ift indefien Sache 
des Erbichaftsgläubigerd, gegenüber dem Erben, ber ein Inventar niedergelegt hat, 
nicht bloß den Nachweis der Unvollftändigfeit des Lebteren, fondern auch eines jchuld- 
baren Verhaltens bei deſſen Aufftellung zu führen. Dielen Nachweis hat jedoch der 
Kläger nicht angetreten und biefer nicht einmal behauptet, daß, abgefehen von ber ihm 
felbft gegen den Nachlaß zuftehenden Forderung, noch andere Nachlaßpaſſiva vorhanden 
find. Daraus aber, daß feine eigene Forderung in dem Juventar nicht erwähnt ift, 
obgleich die Beklagten davon bei der Wufftellung bes Inventars Kenntnis gehabt 
haben, kann ber Kläger leinen Einwand entnehmen, weil biefe Unterlaffung ihn nit 
hindern Tonnte, eine Überficht über bie Vefchaffenheit des Nachlaffes zu gewinnen. 
(8 439, LI A.L.R.). 


Nr. 2476. II. Sen. 2. März 1894. IL 8. 94. Bd. 33, Nr. 82, ©. 342. 
Bedentung der Beftimmung, daß der Bormund eine dem Mündel angefallene 
Erbſchaft nur mit dem Vorbehalte der Rechtswohlthat des Nachlaßverzeichniſſes au⸗ 
nehmen Tann. (Rhein. R.). Der vormundicdaftliche Vertreter der Beklagten, die ſich 
bei dem eingetretenen Erbanfalle noch im Kindesalter befanb, Hat die Erbichaft der 
Mutter unter der Rechtswohlthat des Erbverzeichnifies angetreten. Nach dem auf dieſen 
Erbanfall unmittelbar in Anwendung fommenden Art. 461 code civil fonnte die An⸗ 
nahme nur unter dem Vorbehalt der Rechtswohlthat des Nachlaßverzeichniſſes geichehen; 
die Formvorſchriften für den Erbichaftsantritt mit biefem Vorbehalt im allgemeinen 
find in den Art. 793, 794 code civil gegeben. Daß diefe zum Schuge der Gläubiger 
wie der Erben gereichenden Formvorſchriften auf den Exrbichaftsantritt der Minder- 
jährigen nicht anwendbar feien, läßt fig aus dem Geſetz entnehmen; wohl aber ift 
der Vorſchrift des Art. 461 code civil in ihrer abfolnten Faſſung die Bebentung 
beizulegen, baß der Minderjährige durch Handlungen oder Unterlaffungen bes 
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Bormundes (hier die Unterlaffung der Errichtung eines Inventars in öffentlicher Zorz 
der Rechtswohlthat des Inventars nicht veriuftig geben kaun, daß der antretende mine: 
jährige Erbe von Rechts wegen Benefizialerbe if. Im Einflange hiermit befindet 1: 
bie Borfchrift des 8 50 ber preußiichen Bormuudfchaftäorduung vom 5. Juli 1° 
dab ber Münbdel ber Rechtewohlthat des Nachlaßverzeichnifſes bei einer ihm angefalcır: 
Erbichaft dur Handlungen ober Unterleffungen des Bormundes nicht veriuftig werk 
Es fragt fi aber, ob die Bellagte die Eigenſchaft einer Venefizialerbin wicht mit de 
Großjährigleit, die fie im Jahre 1888 erreichte, verloren babe. Mehrere Schriftſtele 


bezw. SInterbiftion vernadhläffigten formellen Erforberniffe des Benefiziums nachzuhole: 
habe, um der Behandlung als unbedingter Erbe zu entgehen, wozu ihm bald cr 
breißigiäßrige Friſt, bald nur Die Friſten bes Wirt. 795 code civil umb mad Art. :* 
a. a. D. nadhgefuchte neue Friften zugeflanden werben. Diefer Nechtsanſicht kann fü: 
ben bier allein zur Erörterung ſtehenden Fall eines während der Minderjährigkeit de 
Erben mit bem Vorbehalt der Rechtswohlthat bes Nachlaßverzeichnifſes bereits erfolgte: 
Erbichaftsantritts wicht beigetreten werben. Die Beftimmung des Urt. 461 a. a. 
ſchußt den Winderjährigen nicht bloß während ber Minderjährigkeit gegeu bie dolcer 
von Unterlaffungen bed Bormundes in Beziehung auf die Vorſchriften der rt. 8 
79 a. a. D., fondern hat die Vebentung, da der Minderjährige überhanpt nicht ı> 
bedingter Erbe werden kann, wobei bier dahingeflellt bleiben kann, welde Wir: 
einem Urteile zukame, das einen Minderjährigen gleichwohl als umbebingten Erbe 
verurteilt hätte. Das Muͤndel, welches nicht in bedingter Weile, ſondern befinitim 
Beueſizialerbe geworden if, verliert dieſe Eigenfchaft nach erlangter Bolljährigteit auf 
dem alle des Art. 801 oode civil nur durch ausbrädlichen oder ſtillſchweigenden Ir 
sicht (Urt. 778, 800 code civil). 


Rr. 2477. II.Sen. 30. Dezember 1884. IL 10. 84. Bb. 12, Nr. 91, ©. #. 
Separation drecht der Neachlaßzgläubiger uud Legatare. (Rhein. R.). Der At‘ 
oode civil gewährt den Bermäctnisnehmern neben dem Abſonderungsrechte (Art “" 
a. a. D.) nicht and) eine geſetzliche Hypothek auf bie Nadlaßliegenichaften. Ta 
gehen die Vermädhtnisnehmer, welche die Eintragung des Abſonderungsrechtes "# 
zeitig (Art. 211 a. a. D.) bewirkt haben, in dem über ben Erlös der Nachlaßlicge 
fchaften eingeleiteten Kollofationsverfahren dem Nachlaßgläubiger vor, wenn 
den Erben ald Schuldner angenommen bat (Art. 879 a. a. D.). 


Nr. 2478. IV. Sen. 21. Mai 1883. IV. 153. 83. Bd. 9, Nr. 72, ©. * 

Offenbarungseid. (Breuf. R.). Der Bellagte ift Erbe eines Miterben geworden. 
ee ift bei dem Tode des Erblaflers im GSterbehaufe anweſend geweien, er hat 7° 
mittelbar nach des Erblaſſers Tode aus deſſen Nachlafſſe eine Ouantität baren Ge. 
zwei Stüd Wertpapiere und mehrere andere Sachen in Bells genommen und bald 
nach dem Sterbefall noch andere zum Nachlaffe gehörige Wertpapiere durch em 
Anderen beifeite jchaffen Iafien, muß alfo anzeigen, was er aus bem gemeinschaftlich" 
Rachlaffe beifeite gebracht oder durch Andere hat beifeite ſchaffen laſſen, ohne daß 
dem Kläger, dem unmittelbaren Diterben, obgelegen hätte, in feiner Klage diefe Gegen 
ftände fpeziell und vollftändig zu bezeichnen, und biefe Anzeigepflict bes Beagle! 
zieht zufolge der durch 8 16 Nr. 3 des E.G. zur C. P. O. aufrecht erhaltenen Veſtin 
mung des 8 38, L 22 USD. die Verpflichtung zur Leiftung des Offenbarungdei® 
nad ih. Nr. 2479. 


Nr. 2479. IV. Gen. 24. Mai 1894. IV. 437. 93. Bd. 33, Nr. 75, 6.31% 
Borausfesungen ber Verpflichtung zur Iuventariegung uud Leitung bed Of 
Barungseibes behufs Feftftellung eines Nachlaſſes. (Preuß. R.). Der Maganit 
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geht dahin, den Beklagten zu verurteilen, a) über diejenigen @egenftände, die der am 
... verftorbene R. zur Beit feines Todes befeflen bat, und die fich bei deſſen Tode in 
der Gewahrjam bes Beklagten oder in deffen Wohnung befunden haben oder nach bem 
Tode de3 R. dorthin gelangt und auf einem diefer Wege in die Gewahrjam des Be⸗ 
Magten gelommen find, ein Verzeichnis aufzuftellen, b) dieſe Gegenſtände zu einer an- 
zulegenden R.ſchen Nachlaßmaſſe ober an die Erben des R. herauszugeben, c) über 
das Verzeichnis den Offenbarungseid in näher bezeichneter Norm zu leiften. R. hat 
jahrelang bei dem Bellagten in deſſen Haufe bis zu feinen Tode gelebt und ift von 
dem Kläger und einem Minderjährigen beerbt worden. Der Bellagte behauptet, daß 
er für Wohnung, Koft und Pflege des Verftorbenen und nad befien Tode gemachte 
Auslagen Forderungen zu erheben habe, und hält wegen diefer angeblichen $orderungen 
die dem Verftorbenen gehörig geweſenen Bermögendftüde, foweit fie fidh in feinem Haufe 
befinden, zurüd. Das Berufungsgericht Hält die mit den Anträgen des Klägers ver- 
folgten Anſprüche nicht für gerechtfertigt. Bezüglich der Anträge zu a und c ift aller- 
Dings mit dem Berufungsgericht davon auszugehen, daß in 8 7, L 46 A.G.O. eine 
Stüße für dieſe Anträge nicht zu finden if. Denn wenn auch nach diefer Vorfchrift 
jeder Beſitzer der Erbſchaft, mag er ein Dritter oder ein Erbe fein, auf Andringen der 
Erben oder Miterben zur Borlegung eines Nachlaßinventard verpflichtet ift, ſo fehlt es 
doch im vorliegenden Falle an der in dem Befite der Erbſchaft Tiegenden Voraus 
ſetzung dieſer Verpflihtung. Denn als VBefiker von Nachlaßgegenſtänden ift der Be⸗ 
klagte noch nicht Befiger der Erbſchaft. Er tft weder Erbe oder Miterbe noch ift er 
al3 jolcher aufgetreten. Nichts fpricht dafür, daß er den Belik der Erbichaft als bes 
S$nbegriffes aller von dem Erblafler Hinterlaffenen Sachen, Rechte und Pflichten (8 350, 
J. I A.L.R.) ergriffen hat. Dagegen find die fraglichen Anträge auf Grund des 8 28, 
1. 2 A.L.R., der durch 8 16 Nr. 3 EG. zur EBD. aufrecht erhalten ift, gerecht- 
fertigt. Der $ 28 feht gewiſſe allgemeine Boraudfegungen feit, an die das Hecht, bie 
Reiftung des DOffenbarungseides zu fordern, gefnüpft ift, während der 8 29 a. a. O. 
dazu einzelne, jebocd nicht erichöpfende Fälle begeichnet, deren feiner bier vorliegt. Ob 
ein Sal vorhanden ift, auf ben bie allgemeinen Voransfegungen des 8 283 zutreffen, 
ift nach ben anberweitigen Beſtimmungen des bürgerliden Rechts zu beurteilen. 
Nr. 2478. In diefer Beziehung kommt in Betracht, daß nah 8 28 a. a. D. der 
Offenbarungseid .gefordert werden Tann, wenn Jemand eineu Inbegriff von Sachen 
herausgeben fol, und aus 8 32 a. a. D. ergiebt fih, daß der Leiftung bes Eides bie 
Aufftellung und Vorlegung eines Verzeichnifſſes vorhergehen muß. Daß ber Kläger an 
ſich (insbefondere abgefehen von dem ſeitens bes Bellagten in Anſpruch genommenen 
Burüdbehaltungsredht und dem gemäß 8 395, 1.21 A.L.R. dem Bellagten wegen rüd- 
ftänbigen Mietzinſes u. ſ. w. etwa zuftehbenden Pfandredit) berechtigt ift, die Heraus 
gabe der zum Nachlaſſe gehörigen Gegenftände zu verlangen, folgt aus feinem durch 
die 88 367, 382, I. 9 A.L.R. begründeten Miteigentum an der Erbichaft, und ber 
Kläger ift auch ohne Beitritt feines Miterben legitimiert, die Herausgabe in der bes 
antragten Weife zu verlangen, da er nur bie im Intereſſe beider Erben liegende Er- 
haltung und Sicherſtellung der zum Nachlaſſe gehörigen Gegenftände verfolgt. Dem 
Kläger fteht alfo die mit dem Antrage zu b in Wirflichleit auch erhobene Bindilationg- 
klage zu, und dieſem Klagrecht entipricht die Verpflichtung des Beklagten zur Heraus⸗ 
gabe der Nadjlaßgegenftände. Hiernad liegen die in den Beſtimmungen ber 88 28, 
32 a. a. D. bezeichneten Borausfegungen vor, bie den Kläger bereditigen, die Bor- 
legung eines Verzeichniſſes und die Leiftung des Offenbarungseides zu verlangen, in- 
jofern die Gefamtheit der heranszugebenden Gegenftände als ein Inbegriff im geſetz⸗ 
lihen Sinne bezeichnet werden muß. Der Annahme bes Berufungsgerichts, daß es ſich 
hier um einen Inbegriff nicht handele, weil der Bellagte nur eingelne, nicht aber bie 
ganze Berlaflenihaft des Erblafierd oder eine Duote davon Hinter ſich habe, tft aber 
nicht beizutreten. Das in 8 32, I. 2 A.L.R. aufgeftellte Erfordernis eines Inbegriffs 
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erweift ſich für die einzelnen beweglichen Sachen, bie der Erblaſſer beſeſen und binr 
laffen hat, als zutreffend, da dieſe Sachen in ihrer Geſamtheit nach ber allIgene 
Ablichen Bezeichnnug, wie auch nach der Begriffäbekimmmung bes — 10,L 

das Mobiliar⸗ oder bewegliche Bermögen des Erblafſers darſtellen umb mit diefem : 
meinfchaftlihen Ramen zn bezeichnen find. Hiernach ift die Wbweifung ber Ant::: 
a, b und c nicht gerechtfertigt. 


Orbfhaftsaufgrud. 
Nr. 2480. IV. Sen. 13. November 1882. IV. 391. 82. 3b. 8, Ar. 62, ©. 2:' 
Erbloſe Berlaſſenſchaften. (Preuß. R.). Nach 88 16, 25, IL 16 WER. it de 
Necht des Fistus an einer erblofen Berlaflenichaft ein wirkliches Erbredit; der Fict 
bat alle Rechte und Pflichten eines Erben. Der Erbe kaun fein Erbredit, unb m: 
(ſolauge feine Klage nicht verjährt ift) jeder Zeit durch Sage — eben gelte: 
machen, der ein gleiches ober beſſeres Erbrecht in Anſpruch nimmt. Das Berhältr: 
des klagenden Fiskus zn dem Erbprätendenten iſt nicht anders an behaudeln als :: 
Verhaͤltnis mehrerer Inteſtaterben untereinander, auch ſteht er in Beziehung auf t- 
Beweislaft nicht ungünftiger als biefe. Er ift inſofern ſogar güuftiger geftellt, als ie 
Erbrecht von dem Nachweis der Bintöverwanbtichaft, des Aboptiv⸗ oder ehelichen Ve: 
bäftnifles zum Erblafler nicht abhängig if. Wie es nun zur VBegränbung ber Ert 
rechtöflage des Bluisverwandten genügt, dab er fein Verhältnis ald Verwandter de: 
Erblafiers nachweiſt, und wie von ihm die Boransfegung nicht zu beweiſen ift, ds: 
fein Erbe näherer Klaſſe oder näheren Grades vorhanden ift, ganz ceben': 
genügt e8 zur Begründung der Erbreditäflage des Fiskus gegen den Erbprätenbenr: 
dab dad Sefjey ihm das Recht auf erblofe Verlaflenfchaften giebt. Dagegen ift ver 
ihm die Voransjegung, daß fein zur Erbfolge Berufener vorhanden, daß >. 
Verlafienfchaft eine erblofe ift, nicht zu beweifen. Freilich ift ber Unterfchieb „wilde: 
dem Yisfus und einem anderen Erbprätenbenten vorhanden, daß der Erblegitimatic: 
des Fisfus nach 8 24, II. 16 und 88 477—481, 1.9 ULR. eiu öffentliches Aufgebe: 
vorangehen muß, während dies bei dem Siuteftaterben nach 8 488, L I LER. 1: 
8 3 bes Geſetzes vom 12. März 1869 nur faln!tativ ifl. Diefer Unterfchieb ber”: 
indefien nur das Erblegitimationsverfahren, wovon das Wufgebotsverfahren eiz i- 
if. Meldet fi in dieſem Berfahren fein Erbe, fo legitimiert fchon das Uni: 
urteil für fi allein den Fiskus als Erben. Meldet fi) dagegen ein Erbe und werke: 
dieſem daher im Ansichlußurteile feine Nechte an dem Nachlafle vorbehalten, jo mr 
er nad) 8 482, L 9 und $ 24, I. 16 A.L. R. dem Richter fein Erbredt nach weiſe 
Das Letztere bezieht fich zunächft nur auf das Erblegitimationsverfahren. In dieſer 
Verfahren wird dem ſich meldenben Erben allerdings durch die ihm obliegenbe eide* 
ftattlicde Berfiherung in gewifien Maße ein Beweis dafür zugemutet, daß feine näheren 
oder gleich nahen Verwandten des Erblafierd vorhanden find. Dieſe eidesflattliche Ber- 
fiherung ift aber nur ein Erfay dafür, daß bei der Legitimation der JInteflaterben dat 
Aufgebot der unbelannten Erben nur ein fakultatives ift. Diefelbe führt den Inteſtet 
erben auch nur zur Berabfolgung des Nachlaſſes und bes fogen. Erblegitimationsatteite 
(88 486, 492, I. IML.R.; 88 3 und 6 bes Geſetzes vom 12. März 1869). Das ganze 
Ergebnis des Verfahrens ift nur ein PBroviforinm. Das Aufgebot ber unbelannten 
Erben und die eidesftattliche Verſicherung haben ihren Grund darin, daB in dieſem 
proviforiichen Verfahren der Richter die Snterefien der unbelannten Erben mit zu 
ſchützen hat. Das läßt feinen Schluß dafür zu, dab die Prätendenten in bem Erb- 
rechtöprogefie, der notwendig wirb, wenn bie befannt gewordenen Erben ſich im Erb 
legitimationsverfahren über ihre Rechte nicht einigen, etwas Mehreres ald ihr Erbrecht 
zu beweifen haben, und dies muß nad) dem obigen auch vom Fiskus, der als legter 
Erbberechtigter eintritt, gelten. Die VBeweislaft regelt fi für ihn gang ebenfo wie 
unter anderen Erbberechtigten. Zur Begründung der Paſſivlegitimation des Bellagten 
genügt es für die Klage des Fisfus gegen den Erbprätenbenten demnach, wenn dieſer 
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Durch die Behauptung eines Erbrechts die Berfügungdbefugnis bes Fisſskus über den 
Nachlaß hindert, und dies iſt ſchon dann der Fall, wenn er, im Falle zur Legitimation 


des Fiskus ein Aufgebotsverfahren ſtattfindet, ſein Recht als Erbe des Nachlaſſes 
anmeldet. 


Nr. 2481. II. Sen. 2. Februar 1883. III. 343. 83. Bd. 8, Nr. 44, ©. 171. 

Altivlegitimation bei der Erbſchaftstlage. (Gem. R.). Die Boransfegungen für 
den Nachweis der Altivlegitimation eines Magenden Erben find verſchieden, je nachdem 
die hereditatis petitio angeftellt oder ein in der Perſon des Erblafierd entftandener 
Anſpruch gegen die Schuldner desfelben geltend gemacht wird. Im erfteren alle ift 
Bwed der Klage, in den Beſitz eines Nachlaffes zu kommen, der dem Erben wider⸗ 
rechtlich vorenthalten wird. Hier gehört zum Nachweife der Legitimation des Klägers, 
Daß er ein befleres Recht auf den Nachlaß habe als der bloße Beſitzer desielben, und 
diefem Nachweife kann, fomweit es ſich um die Snteftaterbfolge Handelt, auch ſchon da⸗ 
Durch genügt werden, daß ber Kläger feine Verwandtſchaft mit dem Erblafler in einem 
die Erbfolge ermöglicdenden Grade erhärtet. Liegt dagegen ein einzelner aus dem 
Rechte des Erblaflerd abgeleiteter binglicher oder perjönlicder Anſpruch im Streit, fo hat 
der klagende Erbe nachzumeifen nicht bloß, daß der Anfpruch in der Perſon des Erblaſſers 
entftanden, fondern auch, daß er durch Erbfolge auf den Kläger übergegangen ift. 
Dieſem letzteren Beweisſatze ift damit nicht genügt, daß der Kläger zum Erblaffer in 
einem zur Erbfolge überhaupt berechtigenden Berwandtichaftägrade geftanden hat. Damit 
wird nur die rechtliche Möglichkeit der Erbfolge, ein erbrechtlicher Titel erwiejen, nicht 
aber, worauf e3 hier ankommt, daß ber Kläger wirklicher Erbe geworden ift und als 
foldder den ftreitigen Unfpruch erworben hat. Um feine Beweispflicht nad) diefer Richtung 
zu erfüllen, ift erforderlich, daß der Kläger neben dem, daß er feinen Willen, die Erb- 
ſchaft anzutreten, fundgiebt, and) noch darthut, daß er der nädhfte und alleinige Inteſtat⸗ 
erbe ſei, bezw. daß andere fein Sinteftaterbrecht ausfchließende Verwandte nicht vor- 
banden feien. Erft wenn dies geichieht, erjcheint der Hagende Erbe dem beflagten 
Schuldner gegenüber als der Nechtänachfolger des Erblaſſers und damit al3 der Gläu⸗ 
biger, dem der Schuldner die ftreitige Leiftung fchuldet und dem er mit ber Wirkung 
der Liberation diefe Leiftung zu machen auch in der Lage ift. 


Nr. 2482. TI. Sen. 4. Januar 1887. IIL 213. 86. Bd. 18, Nr. 37, ©. 176. 

Berbindung ber Erbſchaftsklage mit der erbichaftlichen Singularklage. (Gem. R.). 
Die Baflivlegitimation der Bellagten zur Sache ift nicht zu beanftanden, gleichviel ob 
man die erhobene Klage ald Erbichaftsflage (hereditatis petitio partiaria) oder als 
einen aus der Berfon des Erblafiers des Klägers entftandenen Anſpruch auf teilweiſe 
Nichtigkeit des Schenkungsvertrages auffaßt. Die erftere ift nicht bloß gegen denjenigen 
zuläffig, der das Erbrecht des Klägerd beftreitet, ſondern auch gegen denjenigen, welcher 
aus einem nichtigen Titel Erbſchaftsſachen beſitzt, vorausgeſetzt, daß er die Nichtigkeit 
dieſes Titels kennt oder, ohne daß ihm ein entſchuldbarer Rechtsirrtum zur Seite 
ftände, fennen muß. Nimmt man nun an, daß jener gerichtlich beftätigte Schenkungs⸗ 
vertrag den guten Glauben des Beklagten begründe und daß deshalb die Erbſchaftsklage 
nicht gegen ihn angeftellt werden Tönne, fo fteht doch jedenfalls dem Kläger die in ber 
Gegenerllärung erhobene Nichtigkeitsklage zu. Diefe Erweiterung des urfprünglichen 
Klagvorbringend und eventuelle Verbindung ber Erbſchaftsklage mit der erbichaftlichen 


Gingularflage wird von dem Vorderrichter mit Necht für ftatthaft erflärt. Nr. 2484. 
Nr. 2280. 


Nr. 2483. J. Sen. 11. Dftober 1882. I. 347. 82. Bd. 10, Nr. 44, ©. 161. 


Heriditatis petitio. Borausfekung bezüglich ber Berfon des Beklagten. Ein- 
reden aus perfönlihen Auſprüchen. (Sem. R.). Die römiſchen Nechtöquellen fagen 
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ausdrüdlich, daB ein Befiger, der fih nur auf einen nichtigen Titel berufen kann, defer 
Nichtigkeit er Tennen muß, als Beſitzer pro possessore gilt und daher ber hereditıt. 
petitio unterliegt. 1.13 81 Dig. de her. pet. 5, 3; 114 82 Dig. quod met. «4, ' 
Um jo mehr muß dies von einem Beſitzer gelten, der ſich einen Titel gegen beſſeres Rift 
bloß erfindet. Ob die hereditatis petitio hier gegen ben Beklagten begründet ift, hin: 
daher gerade erft davon ab, ob es nnwahr ift, dab, wie er behanptet, ber Erblafler de 
Klägers bei Lebzeiten ihm bie betreffenden Papiere, die der Kläger für bie Erb 
in Anfpruch nimmt, zu Eigentum übergeben babe. Iſt es wahr, fo ift allerbings di. 
Klage nicht begründet, dann aber ebenfowenig bie rei vindicatio oder bie Pablicar. 
actio. Auch rüdfichtlich der Beweislaſt unterfcheiden fich die beiden Klagarten in dr 
bier fragliden Punkte nit. Im vorliegenden Falle hat der Kläger es umnentichien 
gelaffen, ob der Beklagte die Papiere jchon bei Lebzeiten ober erſt nach dem Tode de 
Erblafferd an fih genommen babe. Im erfteren Kalle würde ber Kläger mit de 
interdietum quorum bonorum nad) c. 3 Cod. quor. bon. 8, 2 ihre Auslieferung we. 
langen Tönnen, ohne ba aus einem Singulartitel eine Einrebe hergenonmen were 
bürfte. Der Bellagte ift in der Borinftanz zum richterlichen Eide über die von ihı 
behauptete Thatfache, daß der Erblaffer ihm erflärt habe, er übergebe ibm das alleinix 
Eigentum an den Bapieren, zugelafien und das Reichsgericht hat die Reviſion des Mögen 
zurüdgewiejen. Schon aus der bloßen Erklärung, man fchenfe einen Gegenftand, mr 
fpringt nad) co. 35 8 5 Cod. de don. 8, 8 4 eine perfönliche Klage auf Leiftung dire 
Gegenftanded. Wegen eines ſolchen Schenkungsverſprechens fol das Berufungegerich 
wie Kläger geltend macht, zu Unrecht eine Einrebe gegen bie als hereditatis petiti: 
aufzufaffende Klage zugelafien haben. Gegen bie rei vindicatio ober Publiam 
actio findet eine exceptio and einem ben Kläger zur Eigentumsäbertragung verpflichten 
den obligatorifchen Verhältnifie ftatt, 1.1 85 Dig. de exc. r. vend. et trad. 21,3 m 
l. 49 Dig. mand. 18, 1. Ein Vefißesfehler ift von Mläger nicht behauptet; in in 
Anführung, der Beklagte habe die Papiere „an fich genommen“, Liegt eine jolde de 
hauptung nidt. Wie eine Einwendung jener Art gegenüber der hereditatis ptix 

wirke, ift in ben Quellen nicht ausdrüdlich gefagt. Won einer eigentlichen un“. 

gerichtet gegen bie Erbſchaft als Ganzes, kann nicht die Rede fein. Uber troßde fm 

fie doch bei Beſtimmung der Neftitutionspflict im einzelnen, wobei die hat“ 

petitio die Natur eine3 judicium bonae fidei hatte (c. 12 8 3 Cod. de her. pet 3,3 
8 28 Inst. de act. 4, 6) berüdfichtigt werben. Für ſolche Berüdfichtigung fpriht ed 
die Analogie der Zulafiung von Kompenfationen mit Forberungen, die ben ie 
klagten gegen ben Exblaffer zuſtanden. 1. 31 8 2, 1. 58 Dig. de her. pet. 5, 3, «! 
Cod. de her. pet. 3, 31. Nr. 2280. 


Nr.2484. III. Sen. 2. Dezember 1887. IIL 136. 87. Bd. 19, Nr. 46, 6. 2. 

Baffivlegitimation bei ber hereditalis petitio. (em. R.). Den Mangel m 
Paſſivlegitimation des Bellagten zu begründen, kann es allerdings nicht genügen, it 
der Vellagte den Hof und deffen Inventar nicht als Exbe feines Vaters, ſondern ff 
feines Anerbenrechts als Erbe feiner Mutter und feines Bruders, von bem Radiei 
feines Vaters aber nichts als deſſen Erbe in Beſitz haben will, vielmehr iR m 
ſcheidend, daß der Bekiagte nach den vom Kläger behaupteten bezw. ben feſtſtehenden 
Thatfachen den Nachlaß des Vaters der Parteien oder Teile desielben nicht pro herede 
oder pro possessore befitt. Nicht jeber Beſitz auf rund eines rechtlich nicht begründet 
Titels tft aber als ein Vefik pro possessore anzujehen, fondern bie Erbjichaftsllage # 
nur gegen denjenigen begründet, welcher au3 einem nichtigen Titel Erbfchaftsiehe® 
befist und die Nichtigkeit dieſes Titels entweber kennt oder Doch, ohme daß ifm fl 
entihulbbarer Redtsirrtum zur Seite ftände, kennen muß. 8 3 Inst. de interd. 4, 19 
l. 13 pr. 88 1, 8; 1. 25 8 6 Dig. de her. pet. 5, 3. Pr. 2482. Nr. 2280. 
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Nr. 2485. IIL Sen. 5. Februar 1884. III. 302. 83. Bd. 11, Nr. 49, ©. 234. 

Beginn und Dauer ber Berjährnug ber Erbichaftsllage. c. 3 Cod. de prasser. 7, 
39. (Gem. R.). Die Erbichaftäflage und zwar fowohl die hereditatis petitio uni- 
versalis wie partiaria unterliegt glei anderen Plagbaren Anſprüchen, insbefondere dem 
Eigentumsanfpruche, der regelmäßigen Berjährungszeit von 30 Sahren, c. 3 Cod. de 
praeser. 7, 39. Die Berjährung fängt an zu laufen nicht mit dem Momente bes 
Erbſchaftsanfalles, fondern erft mit dem Beitpunfte, in welchem ſich der Gegner des zur 
Erbſchaft Berufenen in einem dem Erbrechte des Letzteren wiberftreitenden Beſitze ber 
Erbſchaft befindet. Der Anfall ber Erbihaft an den Erben ober Miterben und bie 
erlangte Kenntnis von der Delation Hat nur die Bedeutung, daß es in ber Macht des 
Berechtigten Tiegt, durch Antretung der Erbichaft die aus dem fortdauerndem Erbfchafts- 
bejige des unberechtigten Dritten für ihn entftehenden nachteiligen Folgen zu befeitigen. 
Er Tann ihnen fofort nad erlangter Kenntnis von dem Erbichaftsanfalle durch eine 
fpontane Äußerung feines Willens, insbefondere durch Anftellung der Erbſchaftsklage, 
worin von felbft Die Antretung der Erbichaft Itegt, begegnen. Die Einrede der Ber- 
jährung ift nur dem Beliter der Erbſchaft ober eines Teils derfelben gegen ben auf- 
tretenden Erben oder Miterben gegeben, fie fommt aber nicht auch bei etwaigen zu- 
fälligen Übergange der Erbichaft an einen Dritten biefem zu ftatten, fo daß ber Berufene 
gerade wegen der unbefchränften Bauer feines Rechts auf Antretung der Erbichaft 
gegen Jeden, der fid) auf den Beſitz der Erbichaft durch den Borgänger nicht zu berufen 
vermag, die Erbſchaftsklage anftellen Tann. Die Unterſcheidung zwiichen ber Klage 
auf Unerfennung bes Erbrechts und der auf Herausgabe der Erbichaft, aljo der Frage, 
ob die Erbſchaft im objektiven Sinne (der Nachlaß) oder die Erbfchaft im ſubjektiven 
Sinne (das Erbrecht) Segenftand der hereditatis petitio ſei, ift für den vorliegenden 
Tal wertlos, da dieſe Klage ohne thatfächlicde Vorenthaltung der Erbſchaft nicht er- 
hoben werden kann und jedenfalls bie bier angeftellte Klage gerade auf Herausgabe 
be3 elterlichen Nachlafles zum Anteile des Klägers ald Folge des behaupteten Miterb- 
rechts gerichtet ift. — Die Berjährung der Erbichaftsflage ſetzt weder zu ihrem Beginne 
no zu ihrem Wblaufe voraus, daß derjenige, welcher ald Erbe oder ohne allen recht⸗ 
fertigenden Grund befikt, von dem Vorhandenfein eines zur Erbichaft oder Miterbichaft 
Berufenen oder auch eines wirklichen Erben oder Miterben Kenntnis habe. Es genügt, 
daß fich jener die Verjährungszeit hindurch im Befite der Erbichaft befand. Denn die 
jurtftifhe causa der Verjährung der Erbichaftsflage ift feine andere ald der Grund 
der Verjährung fonftiger Anſprüche, nämlich das Stillfchweigen des Berechtigten während 
der geſetzlich beſtimmten Zeit. 


Nr.2486. III. Sen. 30. September 1884. III. 129. 84. Bd. 12, Nr. 44, S. 179. 
Berjährungseinrebe aus ber Perſon bed Erblafiers ſeitens eines Schulbners 
und Miterben gegenüber ber Erbichaftöllage des anderen. (Sem. R.). Durch den 
Ablauf der Verjährungszeit wird zwar nicht ohne Weiteres die Forderung aufgehoben, 
fondern dadurch nur eine die Forderung ausſchließende Einrede begründet, fo daß 
wegen Verjährung eine Klage nur abgewiejen werden Tann, wenn der Bellagte bie 
Einrede der Verjährung geltend macht, fi auf den Ablauf der Verjährung beruft. 
Allein daraus folgt nicht, daß der Schuldner, wenn ber Gläubiger nad Ablauf der 
Berjährungszett veritorben ift, die Einrede der Berjährung den Erben jeines 
Gläubigerd gegenüber verliert, falls biefe den Anſpruch nicht mit der Spezialflage, 
fondern mit der hereditatis petitio verfolgen. Der Schuldner kann vielmehr auch im 
letzteren Falle geltend machen, daß die Forderung bezw. das Klagrecht ſchon zur Beit 
des Todes des Erblafferd durch Verjährung erloſchen geweſen fei. Die ihm gegen feinen 
Gläubiger zuftehenden Verteidigungsbehelfe können nicht dadurch aufgehoben werben, 
daß infolge des Todes des Gläubigers an deſſen Stelle andere Perſonen getreten find 
Schulge, Reichägerichtsenticheibungen. Ob. IL 36 
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und daß fie den Anſpruch nicht mit der Bertragsflage geltend machen, ſondern in der 
Lage find, ihn mit der Erbſchaftsklage zu verfolgen. 


Nr. 2487. III. Sen. 11. Dezember 1891. IIL. 258. 91. Bd. 28, Nr. 40, 171. 
Baifivlegitimation zur Erbſchaftsklage. Simnlierter Berpflegungsverirag als 
Schentung. Anfechtung von Beräuferuugen bes Erbgebers unter Lebenden durch Dex 
Beriragserben. (Gem. R.). Mit Unrecht beftreitet der Beklagte feine Paſſivlegitimation 
zur Erbichaftsflage. In Unjehung derjenigen Nachlaßobjekte, die der Beklagte, in befien 
Haufe die von ihm verpflegte Erblaflerin geftorben ift, unbeftritten one Rechtsgrund 
befist, unterliegt die Statthaftigleit der Exbichaftsffage keinem Bedenken, da die lage 
gegen Jeden angeftellt werden kann, der auch nur eine einzelne zur Erbſchaft gehörige 
Sache dem Erben vorenthält (L 4, 9, 10 Dig. de hered. pet. 5, 3), und ber Beklagte 
gegen die thatlächliche Feitftellung, daB er über einige jener Gegenftände zu Sunften 
Dritter verfügt und fi) dadurch mit feiner Erflärung, er befige die Erbſchaft weder 
als Erbe noch ohne vechtfertigenden rund, in Widerſpruch gejebt bat, irgenb welche 
Einwendungen vorzubringen außer ftande war. Nüdfichtlid der im Verpflegung 
vertrage, den der Bellagte mit der Erblafierin gefchloflen hatte, begriffenen Gegenftände 
ift e3 dagegen nicht ganz zutreffend, wenn der Berufungsrichter erwägt, daß der Be 
klagte auch diefe ohne rechtfertigenden Grund befike, fobalb nur der Vertrag nit 
rechtsbeſtändig fei. Denn jelbft derjenige darf die Erbſchaftsklage von ſich ablehnen 
und den Erben auf die zuftändige Singularklage verweijen, ber ſich auf einen ver- 
meintlidhen Titel zu berufen vermag, es ſei denn, daß er die Rechtsungültigkeit 
dieſes angeblichen Titels Tannte oder Tennen mußte. Nr. 2483. Nr. 2482. Wr. 2484. 
Diefe ungenaue Ausdrudsweife ift jedoch unerheblih. Nach der Yeitftellung des Be 
rufungsgerichts iſt der Verpflegungsvertrag, auf ben fich der Beklagte ſtützt, als ſolcher 
fimuliert; er enthält nur eine verfchleierte Schenkung. ft aber diefe Annahme richtig, 
fo beitand das zum Scheine abgefchloflene Geſchäft in Wirklichkeit nicht, und es bedurfte, 
um beflen Richtigfeit herbeizuführen, nicht einmal einer beſonderen Anfechtung besfelben. 
Ob aber das verbedite Geichäft, die Schenkung, deshalb nichtig ift, weil ber Bellagte 
bei defien Eingehung von ber Mbficht der Erblaflerin, ihren Nachlaß der Bertragserbiu 
zu entziehen, Kenntnis Hatte, die darunter begriffenen Bermögensteile folglich in boſem 
Glauben erwarb, Tann dabingeitellt bleiben, da die Klägerin nritteld einer anf Grund 
des 8253 EBD. rechtzeitig erhobene Incidentfeitftelungsflage den erwähnten Vertrag 
überhaupt als rechtsunwirkſam angefochten bat. Eine derartige Klage ift auch zur 
Begründung der Paffivlegitimation geeignet. Es Tiegt die Kumulation einer Singular» 
Mage mit der Erbſchaftsklage vor, und es mußte der Beklagte ſich auf die erftere ein- 
lafjen, jelbft wenn die Ießtere nicht gegen ihn angeftellt werben könnte. Nr. 2482. 
Was den Verpflegungsvertrag felbft anbelangt, fo gelangt der Berufungärichter zur 
Annahme einer Schenfung nicht, wie der Reviſtonskläger behanptet, nur aus ber Er- 
wägung, daß die Gegenleiftung für bie der Erblafierin verſprochene Verpflichtung ab» 
fichtlih zu Hoch gegriffen fei, fondern nach den Gejamtumftänden bes Folles. Auch 
läßt die angefochtene Entſcheidung materiell Teinen Rechtsirrtum erfennen. Nach all- 
gemeinen Nechtögrundjägen ift der Erbgeber durch ben Abſchluß eines Erbvertrages 
in Verfügungen unter Lebenden über fein Bermögen regelmäßig nicht beſchrünkt; 
denn ber Tünftige Vertragserbe Hat nur das Vermögen zu beanſpruchen, welches im 
Uugenblide de3 Todes des Erblafierd vorhanden iſt. Der Erbnehmer muß inbeffen 
gegen argliftige Beeinträhtigungen feiner durch den Erbvertrag begrünbeten 
Anſpruche geihügt werden. Bon dieſem Geſichtspunkte haben bie beutfche gemein- 
rechtliche Jurisprudenz überwiegend und die gemeinrechtliche Praxis faſt ausnahmslos 
dem Vertragserben nach dem Tode des Erbgebers die Befugnis zur Anfechtung 
frauduloſer Veräußerungen unter Lebenden gegenüber dem dritten Erwerber von 
Nachlaßobjekten gewährt. Die Anfechtbarkeit derartiger Verfügungen umfaßt nicht bloß 
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Schenkungen, jondern tritt aud bei omerofen Rechtsgeſchäften unter ber Vorausſetzung 
ein, daß ber Erwerber mit der beträglichen Abſicht des Erbgebers befannt war. Die 
Klage aber, mit ber ber Erbnehmer ben Anſpruch auf die ihm zur Vereitelung feines 
Erbrecht veräußerten NRachlafgegenftänbe geltend zu machen befugt ift, fann bie Erb- 
ſchaftsklage, fie Tann aber auch die Singularfiage (actio doli oder in factum) fein. Der 
Umftand, daß im vorliegenden Falle die vom Bellagten übernommenen Leiftungen im 
mefentlichen mit dem Tode ber Witwe T. ihren Abſchluß finden follten, ver Eintritt 
biefes Beitpunttes aber bei ber Eingehung bes Verpflegungsvertrages noch ungewiß 
war, verleiht dem legteren nicht ben Ehmralter eined gewagten Geſchaftes im Rechts⸗ 
fiime. Nr. 2482, Und von einem gemiſchten @eichäfte (negotium mixtum eum 
donatione) und einer teilweiſen Aufrechterhaltung bes Vertrages kann feine Rede 
fein. Nach ber Seftftellung bes Berufungsgerichtd war ber Bertrag als läftiges Geſchäft 
überhaupt wicht ernſtlich gemeint, als freigebige Zuwendung aber erſchien er, foweit 
darin bereits erfolgte Gegenleiftungen des DBellagten abgefunben werben, als beiohnende 
(remuneratoriſche), und foweit Gegenleiftungen für die Bufunft in Frage ſtehen, als 
Schenkung unter einer Auflage (donatio sub modo). Nach beiden Richtungen Liegt 
weder die Notwendigleit noch die Möglichteit der Beichränfung der Anfechtung auf das 
beabfichtigte Übermaß der Schenkung vor. Denn biefe kommt ber Hauptſache nad) 
auf eine argliftige Verkürzung der Bertragserbin hinaus und bie wirklich erfolgte ober 
beabſichtigte Verpflegung ber Gegentontrahentin bat bloß eine nebenfächliche Bedeutung. 
ebenfalls fehlt es zur Durchführung ber von dem Beklagten in dieſer Inſtanz be- 
gehrten Trennung an den erforderlichen thatfählichen Anhaltspunkten, Die der Beklagte 
in den vorderen Inſtanzen hätte an die Hand geben müflen. Mücdkfichtlich der Auf. 
wenbungen, bie ber Bellagte bereit3 vor Abſchluß ſowie infolge des frauduloſen Ver⸗ 
trages zu Gunften feiner @egenfontrahentin wirklich gemacht Haben will, ift allen 
berechtigten Unfprüchen desfelben dadurch genügt worden, daß ihn ber Berufungsrichter 
zu deren Geltendmachung an bie Klägerin als Vertragserbin verwieſen hat. 


Nr. 2488. IV. Sen. 8. Dftober 1891. IV. 159. 91. Bb. 28, Nr 81, ©. 354. 

Klage ded Erbprätendenten gegen ben Nadlafipfleger anf Herausgabe des Nad- 
laſſes. (Preuß. R.). Ber Beklagte ift, weil nicht befannt war, wer Erbe fei, zum 
Nachlaßpfleger beftellt, bie gerichtliche NRachlaßregulierung tft eingeleitet und dauert 
trog der vom Beklagten gejchehenen Ermittelung und Anzeige der angeblich bernfenen 
Teſtamentserben fort. Auch befindet fih der Beklagte noch im Beſitze des Nachlaffes. 
Mit Recht nimmt daher das Berufungsgeriht an, daß auf diefe Rachlafregulierung 
und Nachlaßpflegſchaft die Vorichriften der 88 471—492, L 9 WLR. Anwendung 
finden. Darin aber, daß diefe Borfchriften gegen die Bufäffigfeit ber Klage gegen ben 
Nachlaßpfleger ſprechen follen, Tann ber Meinung bes Bernfungsrichters nicht bei- 
getreten werben. Es handelt fi} auch im vorliegenden Nechtäftreite nur um bie Frage, 
ob bie Kläger infoweit ald die wahren Erben anzujehen find, daß ihnen der Nachlaß 
unbeichadet der Rechte Dritter ausgeantwortet werden Tann. Eine folde Frage ifl 
aber ein geeigneter Gegenſtand bes Hechtöftreites zwiſchen dem Erbprätendenten und 
dem Rachlaßpfleger. Es bedarf eines weiteren Eingehens auf bie angeblich dem Nach⸗ 
laßrichter allein zulommende Pflicht und Befugnis zur Legitimationsprüfung, anf die 
angebliche Unzuläffigkeit von Eingriffen des Nachlaßpflegers in dies Gebiet durch pro» 
zeffuale Bngeftändnifie, auf die angeblich mangelnde Wirkſamkeit bes Nrteils für und 
gegen ben Brätendenten nit. Alle diefe Bedenken verlieren ihre Bedeutung durch bie 
Erwägung, daß das Urteil ebenſo wie die Beicheinigung bed Nachlaßgerichts (4 486, 
I. 9 A.A.R.) nur die Wirkung hat, dab der Nachlaß dem PBrätendenten ausgehändigt 
wird, daß aber von anderer Seite im Rechtsſtreite gegenüber dieſem Beſttzer ein beſſeres 
Recht geltend gemacht und der Nachweis eines ſolchen gefährt werben kann, ohme daß 
ber Einwand ber rechtskräftig entichiebenen Sache Auwendung findet. Die Yuläffigteit 
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ber lage des Erbprätendenten gegen den Nachlaßpfleger ergiebt fi) ans ber Yaflım 
bes 8 487 a. a. D., und es Tann bem Berufungsgericht nicht zugegeben werben, das, 
während fon ber 8 476 a. a. D. dem Nachlaßpfleger die Ausmittelung bes eigent- 
fihen Erben zur Pflicht gemacht hat, der 8 487, ber den Gegenſatz zu ber mit ke 
Erteilung der Erbbefcheinigung abſchließenden nachlaßrichterlichen Thätigleit bildet, mit 
ber „näheren Erörterung” der gegen ben ſich angebenden Erben ſprechenden Se 
mutungen, bie zwifchen diefem und dem Nachlaßpfleger geichehen foll, wiederum ur 
eine außergerichtliche Thätigkeit des Nachlaßpflegers, wie fte 8 476 feſtſetzt, vorgeſchrieber 
habe. Auch nötigt zu diefer Auffaffung des Berufungsgerichts nicht der 8 488 a. a. OQ. 
denn das hier erwähnte richterlihe Ermeſſen über die Notwendigkeit einer bejonderen 
Öffentlichen Vorladung näherer oder glei naher Verwandten ftand dem Prozeßgerich 
zur Beit, ald dag AL.R. in Kraft trat, nach den damals geltenden Borfchriften über 
die von Amts wegen zu erforſchende Wahrheit (88 10, 17 Einl. A.G.O.) zu, umd and 
jetzt noch iſt das Nachlaßgericht nicht behindert, vor der Klagerhebung gegen ben Pfleger 
bes Nachlaſſes eine ſolche Öffentliche Vorladung nach jenem Ermeſſen zu erlaflen. 
Endlich Tann auch nicht ber Fiskus als der eigentliche vom Geſetze berufene Gegner 
in dem von dem Erbprätendenten um den Beſitz des Nachlafies zu führenden Recht— 
ftreite angefehen werben, weil ber Fiskus nach den 88 16,17, IL 16 A.L. R. erft dam 
zur Erbſchaft berufen ift, wenn weber gejegliche noch Teftamentserben vorhanden find, 
er daher, wenn es fich barum handelt, ob geſetzliche Erben oder teftamentarifche den 
Nachlaß erhalten follen, bei der Streitfrage ganz unbeteiligt iſt. Nr. 2460. 


Nr. 2489. IL Sen. 26. Februar 1886. IL 393. 85. Bd. 15, Nr. 78, ©. 319. 

Zuläffigleit der hereditatis petitio gegen deu Erbſchaftskäufer. (Rhein. R 
Ebenfo wie bei der rei vindicatio da3 Eigentum an beftimmten Sachen geltend gemadt 
wird, bringt die hereditatis petitio den Anſpruch auf eine Erbſchaft als folde 
zur Geltung; fie richtet fich daher ihrer dinglichen Natur gemäß gegen eben, der die 
Erbmafie als folhe ganz oder teilweiſe im Befite hat und fie als erbberedtigt 
in Anſpruch nimmt. Hieraus ergiebt ſich, daß fie nicht bloß gegen den erhoben werk 
kann, welcher die Erbichaft in ber Eigenſchaft eines Erben oder eines DMiterbe u 
Anſpruch nimmt, fondern auch gegen den Erbichaftöfäufer, welcher die Exrbrechte ki 
Berfäufers geltend machend die Exrbichaft einem Erbberechtigten vorenthält. Vereil 
der Mobilten des Nachlaſſes Tann fich der beffagte Erbſchaftskäufer nicht auf Art. 27 
code civil berufen, da ihm diefe Mobilien nur als Beftandteile der Erbfchaft übertragen 
find und auch nur als ſolche von ihm verlangt werben. 


Nr. 2490. VI. Sen. 23. Juni 1890. VL 88. 90. Bd. 26, Nr, 24, ©. ill. 

Kouvention über die Regulierung von SHinterlafienfchaften zwifchen dem Deutjcher 
Reiche und Rußlaud vom 2. NRovember/3l. Oktober 1874. Der Urt. 10 ber ge 
dachten Konvention ftellt ein allgemeines Prinzip bezüglich der Beerbung der 
beiderfeitigen Staatsangehörigen auf, durch welches ben Iandesrechtlichen Grundſaͤten 
über die Anwendung bes Nechtes bes letzten Wohnſitzes derogiert wird, und ſetzt an 
die Stelle dieſer landesrechtlichen Grundfäge bezüglich des Mobiliarnachlafſes dei 
Rationalitätsprinzip. Dagegen ift bezüglich der Frage, welche Wirkfamteit die 
ruſſiſchen Urteile über Exbfchaftsftreitigfeiten in Deutfchland und umgelehrt bie Ent 
ſcheidungen deuticher Gerichte in Rußland äußern, in der Konvention nichts beitimmt. 
Die C. P.O. fanb daher in der Frage ein offenes Feld vor und e3 greifen daher fit 
das Deutiche Reich zunächft bie Beftinmmungen der E.B.D. Pla. In Rußland werden 
bie Urteile der Gerichte auswärtiger Staaten, mit welchen hierüber ein befonderes Ab⸗ 
fommen nicht getroffen ift, überhaupt nicht vollftredt, und es fteht feft, daß ein ſolches 
Abkommen zwiichen dem Deutfchen Reiche und Rußland nicht befteht, und aud vorher 
zwiichen Rußland und Preußen nicht beſtand (88 660, 661, Nr. 4 und 5 E.B.D.). Aud ben 
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vorgelegten Urteilen der ruſſiſchen Gerichte geht hervor, daß ber Beklagte, welcher 
dentſcher Stantsangehöriger ift, fich dort auf den Prozeß nicht eingelafien hat und 
daß ihm die den Prozeß einleitende Ladung reſp. Verfügung weder in Berfon noch 
dur Gewährung der Rechtöhilfe im Deutfchen Reiche zugeftelit, ex vielmehr lediglich 
edicetaliter geladen worden ift. Diefer leßtere Umſtand würde aber auch einer Xudifats- 
age aus dem Hier fraglichen Urteile entgegenftehen, felbft wenn man nicht eine 
Judikatsklage and einem auswärtigen Urtelle, in anderer Form als der der 88 660 
und 661 C. P.O., überhaupt für ausgefchlofien erachten wollte. Denn offenbar ſoll 
duch 8 661 Nr. 4 a.a.D. der Recht skraft eines ausländifchen Berfäummisurteileg, 
welches gegen einen Deutichen ohne die dort vorgefehenen Formen der Labung ergangen 
ift, die Anerkennung verfagt fein. Diefer Umftand ift zwar für die Enticheibung des 
konkreten Falles nicht direlt von Belang, weil auch die Judikatsklage nicht angeftellt 
if. @erade dann aber, wenn nit aus dem ausländilchen Urteile gellagt werben 
kaun, ijt dem Klagteile zu geftatten, den Rechtsanspruch felbft vor deutſchen Gerichten 
zum Austrage zu bringen. Allein die Folge ift dann unabweislich, daß die Enticheibung 
des ausländifchen Gericht? als ſolche überhaupt nicht von präjubizieler Wirkung für 
den deutſchen Richter fein Tann. Selbft wenn man nicht fo weit gehen wollte, das Er- 
fordernis der Gegenſeitigkeit nit nur betreff3 der Vollftredung, fondern auch 
betreff3 der Anerkennung auslänbiicher Urteile aufzuftellen, jo würde für ben vor- 
liegenden Fall der Mangel ber Rechtskraft des fraglichen Verſäumnisurteils im Sinne 
des 8 661, Nr. 4 C. P.O. dem Bellagten gegenüber die Geltung jenes Urteil als 
einer die dentichen Gerichte irgendwie bindenden Vorentſcheidung ausfchließen. Nr. 3723. 
Nr. 3717. 


Mehrheit von Erben, 
Nr. 2491. IV. Sen. 7. Jannar 1890. IV. 272. 89. Bd. 25, Nr. 59, ©. 281. 
Anfechtung einer vom Vormundſchaftsgerichte geuchmigten Erbteilung wegen 
Irrtums bed Richters. 88 42 Nr. 4, 46 der Bormundfchaftsorbnung vom 5. Juli 
1875. 88 2, 4 bed Geſetzes vom 12. Inli 1875; 88 123, 111, L 17; 88 417, 419, 
I. 16 A.L.R. (Preuß. R.). Die Genehmigung, welche das Bormunbfchaftägericht dem 
von dem Bormunde ald Vertreter des Mündel3 vorgenommenen Rechtsgeſchäfte er- 
teilt, fteht, wenngleich eine Vertretung des Mundels durch das Bormundichaftsgericht 
nicht angenommen werben Tann, doch unter den von den Willensfehlern der Willend- 
erflärungen geltenden Rechtsnormen. Da nun ÜErbedauseinanderfegungen zu ben 
Nechtögeichäften gezählt werden, zu welchen es der Benehmigung ded Bormundjchafts- 
gerichtes bedarf, jo unterliegt die Erteilung der Genehmigung, wenn ſie auf einem 
weientlichen Irrtum beruht, ber Anfechtung nad ben in Titel 4 Teil L A.L.R. ge 
gebenen Borjchriften. Der die vorliegende Erbesauseinanderfegung als Bormundichafts- 
richter genehmigende Amtsrichter Hat nicht gewußt, daß der Erblafler in Erfüllung 
eines vor der Heirat der Bellagten dem beklagten Ehemanne gegebenen Beriprechens 
den Brübern desſelben bie fraglihe Summe gezahlt habe, objektiv bildet dies Nicht- 
wiffen nach der Feſtſtellung des Berufungsrichters einen weſentlichen Irrtum. Die 
Erbesauseinanderjegung unterliegt daher der Anfechtung. 


Nr. 2492. O. Sen. 31. Sanuar 1882. IL 59. 81. 8b. 7, Nr. 82, ©. 290. 

Erbretralt. (Rhein. R.). Die Beſtimmung bes Art. 841 code civil über Erb- 
retrakt fönnen auch Anwendung finden auf einen Alt, woburd ein Miterbe feinen ideellen 
Anteil an der Immobiliarmaſſe des Nachlafies verkauft. Ein folder Anteil fällt unter 
den Begriff des „univerjellen” Rechts des Miterben, wie ſich aus ber Vergleichung ber 
Art. 1010, 610— 612, 871 code civil ergiebt. Der Ceſſionar eines foldhen Rechts ift 
berechtigt, an Stelle feines Cedenten die Erbteilung zu provozieren und fi an ber 
damit verbundenen Aufdeckung und Diskuſſion der Familienverhältnifſe zu beteiligen. 
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Dies Mecht bildet aber gerade das Kriterium für dad Dafein der Vorausſetzung bes 
lediglich zum Zwecke der Verhinderung einer ſolchen Einmifchung gegebenen bezw. bei- 
behaltenen Erbretraktrechtes. Nr. 2493. 


Nr. 2493. I. Sen. 22. November 1895. IL. 206. 95. Bd. 36, Nr. 83, S. 340. 
Nechtsftellung defien, dem ein Miterbe feinen Anteil au ben zum Nachlafſe se 
hörigen Grunbftäden abgetreten bat. (Rhein. R.). Damit ber Urt. 841 oode civil 
Anwendung finden Tann, wird voransgefeht, daß ein Miterbe feinen Erbanfprud 
(droit & la succession) auf einen Dritten übertragen hat. Diele Vorſchrift trifft ſonach 
nicht zu, wenn Iediglih ber Unfpruh auf einzelue NRahlaßgegeuffänbe ben 
Gegenftanb ber Übertragung gebilbet hat. Ihre Anwendung ift aber au dann aus 
geichlofien, wenn bereits eine Teilung des Nachlaffes ftattgefunden Hat uud nur ber 
Anteil eines Miterben an gewiflen umverteilt gebliebenen Nachlaßgegenfländen über- 
tragen worden ft; denn hier wird nicht der Erbanfpruch felbft, fondern nur der Anteil 
an einer gewöhnlichen Bemeinfchaft übertragen. Unbererfeit wird zur Anwendung 
des Art. 841 nicht vorausgeſetzt, daß der Erbanſpruch in Unfehung ber ganzen Ber- 
laſſenſchaft übertragen worben ift. Nr. 2492. Vielmehr genügt es, weil der code civil 
auch die Mobiltarmafie und die Immobiliarmaſſe des Nachlaſſes ala Bermögensinbegriffe 
und bie Rechte darauf ebenfo wie den Duotenanteil am ganzen Nachlafie als univerſelle 
Rechte behandelt (Urt. 610—612, 874, 1010 oode civil), daß der iberlle Anteil an 
ſaͤmtlichen Mobilien oder Immobilien auf einen Dritten übertragen wurde. Someit 
es fih tm vorliegenden Falle um Übertragung bes Guthabens des Erblaſſers am bie 
Handelsgeſellſchaft O. & M., deren Teilhaber der Erblafier war, fowie des Anteils au 
den vorhandenen der Geſellſchaft gehörenden Fäflern und fonftigen Geräten Bandelt, 
geben die Ausführungen des Oberlandesgerichts zu Bedenken keine Veranlaffung. Be 
züglich des erwähnten Guthabens ift feitgeitellt, daß in biefer Beziehung zwiſchen den 
Klägern und dem Miterben Theodor D. bereits früher eine Auseinanderſetzung ftati- 
gefunden bat, zufolge deren beiben Miterben eine beſtimmte Yorbernug au bie Geſel⸗ 
ichaft zugemwielen wurde, Theodor D. ſonach dem Bellagten bie ihm überwieſene nicht 
mehr zum Nachlaſſe gehörige Forderung übertragen bat. Auf ein folches Rechtögekbäft 
fann Art. 841 code civil, wie in ben beiben Borinftanzen mit Recht angenonınıen ik, 
feine Anwendung finden. Auch foweit e8 fi) um die Übertragung bes Anteils au 
den Füffern u. ſ. w. handelt, finb die Ausführungen des DOberlandesgerichts nicht zu 
beanftanden. Da die Mobiliarmafle im wefentlichen durch verichiedene zwiſchen ben 
Erben abgejchlofiene Verträge geteilt war und nur noch bezüglich der erwähnten Yäfler 
und einiger fonftigen Fahrniſſe eine befchränfte Gemeinſchaft beftand, fo konnte das 
DOberlandesgericht nad) den obigen Srundfäben fchon deshalb ohne Rechtsirrtum au- 
nehmen, daß bier die Übertragung eines Erbanſpruches nicht in Frage ftehe, ſondern 
nur der Anteil an einzelnen Gegenftänden übertragen worben fei, bezüglich beren noch 
eine Gemeinſchaft beitanden habe. Bezüglich ber Übertragung bes dem Miterben 
Theodor D. zuftehenden Anteils an ben fünfzehn die Immobiliarmaſſe bes Nad- 
lafſes bildenden Grundſtücke Hat das Oberlandesgericht ohne Rechtöirrtum angenommen, 
der Umftand, daß weitere Srundftäde nicht vorhanden geweien, zwinge nicht für fid 
allein zu ber Annahme, daß eine Übertragung des Erbanſpruchs vorliege; vielmehr fei 
bie Wbficht der Beteiligten maßgebend. Auch Hat es zutreffend dargelegt, Dabei komme 
wejentlich in Betradjt, ob dem Bellagten das Recht zuftehen folle, im eigenen Nanten 
eine Klage auf Teilung bes Immobiliarnachlaſſes zu erheben. Es hat aber bei Ber- 
ueinung dieſer Frage ausgeführt, der Bellagte bürfe, auch wenn bie ÜÜbertraguug bes 
Erbanſpruches uicht in Yrage ftehe, gegen bie Kläger auf Teilung ber fünfzehn Grund⸗ 
ftüde Magen. Diefer Unffaffung Tiegt ein Rechtsirrtum zu Grunde So lange eine 
Teilung bezüglich bed Nachlafies nicht vorgenommen ift, fteßt bas Eigentum an ben 
vorhandenen Maflegegenftänden allerbings den Erben gemeinfhaftlich zu. Die Teilung 
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ſelbſt enticheidet aber erft darüber, wer von ihnen endgültig al3 Eigentümer der einzelnen 
Gegenſtände zu behandeln ift, indem nad rt. 883 code eivil Hinfichtlich jedes Mit- 
erben anzunehmen tft, er babe alle ihm bei der Teilung augewiejenen oder bei der 
Berfteigerung erworbenen Saden allein nnd unmittelbar geerbt, an ben anderen 
Gegenftänden aber niemals ein Eigentumsredht gehabt. Aus biefer Borfchrift ergiebt 
fih, daß jede Verfügung, die ein Miterbe Hinfichtlich feines Anteil an den einzelnen 
Deaflegegenftänden trifft, gleichviel, ob es fich um einen Verlauf oder um eine Ver⸗ 
pfändbung handelt, nur dann wirkſam wird, wenn diefe Gegenftänbe ihm infolge der 
Zeilung zufallen, daß fie dagegen unwirffam iſt, wenn und jo weit diefe Borausjegung 
nicht zutrifft. Wei diefer Sachlage würde ber Beklagte, weil vor Durdführung der 
Erbteilung nicht feftfteht, ob Theodor D. überhaupt ald Eigentümer ber fünfzehn 
Srundftüde ober eines Teils bderjelben anzufehen und die von ihm getroffene Ver⸗ 
fügung wirkſam ift, zu einer Teilungsflage überhaupt nicht bereditigt fein, wenn er, 
wie das Dberlandesgericht angenommen hat, nicht ben Erbanfprucd des Theodor D., 
iondern nur ein (bedingtes) Recht bezüglich der einzelnen Grundftüde erworben hätte. 
Er müßte vielmehr abwarten, ob feinem Berläufer bei der Teilung ſolche Grundſtücke 
zufallen, und Tönnte erft, wenn e3 dazu Täme, feine Anſprüche darauf geltend machen. 
Diefer Umftand fällt bei der Beurteilung ber Ubficht der Barteien fehr erheblich ins 
Gewicht. Auch ift nicht erfichtlih, ob das Oberlandesgericht bei richtiger Würbigung 
ber beftehenden NRechtsverhältnifie gleichfalls zu der Anficht gelangt wäre, ber Beklagte 
babe den Anteil an den einzelnen Grundftüden tro& ber dadurch für ihn 
eniftehenden Unficherheit Tanfen nnd ben Kaufpreis zahlen. wollen. Deshalb mußte 
Die angefochtene Enticheibung, welche die auf Abtretung aller vom Bellagten erworbenen 
Rechte gegen Erftattung bes von ihm gezahlten Preiſes gerichtete Klage abweift, ſoweit 
es fi um die Brundftüde Handelt, aufgehoben und die Sade an das Berufungsgericht 
zurüdverwiefen werben. Nr. 2495. 


Fir. 2494. IV. Sen. 21. Mai 1883. IV. 111. 83. Bd. 9, Nr. 73, ©. 272. 

Recht bes Miterben an deu einzelnen Nachlaßgegenſtäünden. (Preuß. R.). Nach 
preußiſchem Recht bat der einzelne Miterbe einen aliquoten Teil nach Verhältnis feiner 
Erbaquote nur an dem Inbegriffe der Erbſchaft, nicht als ein Sonderrecht ein Sonber- 
eigentum au bem einzelnen Nachlaßſtücke. Er Hat alfo auch (vor der Auseinander- 
jegung) nicht ein Sondereigentum an dem Nahlaßgrundftüde, fei e3 am Ganzen ober 
an einer pars pro indiviso nad) ber Rate feiner Erbquote. Den Gründen iu bem 
Plenarbeichluffe des vormaligen preußifchen Obertribunals vom 16. März; 1857 (Ent- 
ſcheidungen des Obertribunal3 Bd. 35, ©. 352) ift beizutreten. Nr. 1880. Nr. 1877. 


Nr. 2495. IL Sen. 12. Juni 1896. IL 86. 96. Bd. 37, Nr. 98, ©. 363. 

Nechtliche Bedentung der Auflafiung des Miteigentums an einem Nachlaßgruud⸗ 
ftüde vor der Erbesanseiunnderfegung. (Rhein. R.). Bei Unlegung des Grundbuches 
für die Steuergemeinde St. Johann wurden in Bd. 1 Art. 43 auf das Grundftüd 
Flur 2 Nr. 563/76 in der Beben (Wieje 26,16 Ar groß) 1. W., Carl in St. Johann, 
2. ®., Sophie, Witwe Georg 8. in St. Johann, 3. K., Sophie, Ehefrau Earl 3. in 
St. Johann, 4. B., Sophie, Ehefrau Julius W. in Cöln am Rh. ohne jede weitere 
Ungabe als „Miteigentümer” eingetragen. DI. 2 der Srundalten dagegen findet ſich 
folgende Bemerkung: „Diele Berfonen haben ihren Anteil duch Erbichhaft von dem im 
Jahre 1867 verftorbenen Carl ®., der im Jahre 1876 verftorbenen Florentine W. 
und der im Jahre 1884 verftorbenen Emilie W. erworben.“ Diefer Vermerk entipricht 
den thatfächlicden Berhältniffen. Über den Nachlaß ber letztgenannten Perſonen, ber 
zu jener Beit, abgefehen von dem Grundſtück Flur 2 Nr. 563/76, aus Steigpreifen, 
Forderungen unb Mobilien beftand und an weldden die im Grundbuche Eingetragenen 
in verſchiedener Weiſe beteiligt find, wurde am 3. Mai 1890 das gerichtliche Ver⸗ 
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teilungsverfahren eröffnet, das noch nicht abgefhlofien tft. Am 19. Januar 1894 er 
ſchien die Ehefrau Carl 3. mit dem Fabrilanten Theodor S. aus St. Johann auf 
dem Grundbuchamt und gab ald „eingetragene Miteigentümerin“ der fraglichen Barzele 
die Erflärung ab, daß fie dem Theodor ©. auf Grund eines Kaufes ihren Anteil ım 
dem Grundftüde auflaffe. Hierauf erfolgte die Eintragung des Theodor S. im Srunb- 
buche: „Theodor ©. ald Eigentümer der bisher der Ehefrau J. gehörigen Quote; em- 
getragen auf Grund ber Auflafiung vom 19. Januar 1894 am 20. Januar 1894." 
Der unter 1 eingetragene Miterbe Carl W. erhob jedoch am 20. April 1894 gegen 
Theodor ©. Klage mit dem Untrage, „feitzuftellen, daß die Umfchreibung des Anteil: 
ber Ehefrau Carl J. an dem Grundftüde Flur 2 Nr. 563/76 in der Beben Wr. : 
Urt. 43 des Grundbuches für St. Johann auf Grund der Auflafiung vom 19. Janua: 
1894 auf den Bellagten nicht rechtäbeftändig und demnach zu löſchen ſei, demgemäß 
ben Beklagten zu verurteilen, in bie Löfchung dieſer Umfchreibung im Grundbuche ein- 
zumilligen und die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen”. In beiden Borinftanzen wurde 
diefem Klagantrage entiprechend erkannt. Die Aufftellung des Beklagten, daß Die An- 
fechtungsklage unzuläflig jet, vielmehr auf Grund des 8 21 des E.G. vom 12. April 
1888 Befchwerde hätte erhoben werden müflen, wurde auf Grund des 89 des E.E.E. 
vom d. Mai 1872 al3 nicht begründet bezeicinet. Sobann mwurbe die von Dem Be 
Hagten beftrittene Aktivlegitimation des Klägers mit der Begründung angenommen, 
daß für den Fall der Zuweiſung des Grundſtücks an diefen im alle ber Teilung der 
geieglich begründeten Erwerbung des Wlleineigentums die Eintragung des Bellagten 
enigegenftehen würde. Bur Sache wurde angenommen, daß der Bellagte burd den 
Bertrag mit der Ehefrau J. gegenmwärtiges Miteigentumsrecht an dem Nachlaßgrund 
ftäde nicht erworben habe, daß danach die erfolgte Grundbucdhseintragung unberedhtigt 
und deren Löſchung zu verordnnen fei. Die Reviſion gegen das Urteil des Oberlande:- 
gerichts ift zurüdgewiefen. Das Oberlandesgericht Hat mit rechtlich zutreffender Be 
gründung angenommen, daß dem Bellagten ein eintragungsfähiges Miteigentumsrecht 
an dem in Frage ftehenden Srundftüde nicht zufteht und daß daher der Klagantreg 
ſowohl auf Feſtſtellung, daß die gleichwohl erfolgte Eintragung des Beklagten im 
Grundbuche nicht rechtäbeftändig fei, als auf Verurteilung zur Bewilligung der Zöfchung 
jener Eintragung begründet ſei. Die Ehefrau J. hatte durch ben Auflaffungsvertrag 
pom 19. Januar 1894 den ihr ald Miterbin zuftehenden Anteil an dem Wiefengrun» 
ftüde Flur 2 Nr. 563/76, das zur Zeit noch zu dem ungeteilten Nadjlaffe 1- des im 
Sahre 1867 verftorbenen Karl ®., 2. ber im Jahre 1876 verftorbenen Florentine 2, 
3. der im Sabre 1884 verftorbenen Emilie ®. gehört, dem Beklagten übertragen. 
Durch diejen Vertrag hat aber der Bellagte ein gegenmwärtiges Miteigentumsredht an 
dem bezeichneten Grundftüde nicht erworben, weil der Ehefrau 3. felbft eim folde 
nit anftand. Die Erben find nach franzöfiihem Recht vor ftattgehabter Teilung in 
ihrer Geſamtheit Eigentümer des Nachlaſſes und aller dazu gehörigen Gegenſtände 
pro indiviso und als ſolche, das ift in ihrer Geſamtheit, nach jeder Richtung Kin ver 
fügungsberechtigt ſowohl bezüglich der Exrbichaft als eines Ganzen als bezüglich jede 
einzelnen Erbſchaftsgegenſtandes. Anders Tiegt zufolge ber Beſtimmung des Art. 883 
code civil da8 Verhältnis des einzelnen Erben zu einem einzelnen Gegenſtande de 
Nachlaſſes. Danach) wird nad erfolgter Teilung jeder Erbe fo angefehen, als babe er 
alle in fein 208 fallenden oder bei ber Lichtation von ihm erworbenen Gegenftände 
allein und unmittelbar geerbt unb an den übrigen Erbſchaftsſachen niemals Eigentum 
gehabt. Nach diefer Beitimmung, bie für die Zeit bis zur Durchführung der Teilung 
rüdfiähtlih der zu einer Erbſchaftsmaſſe gehörigen Yorderungen gemäß ber Bor 
ſchrift des Art. 1220 code civil allerdings eine burchgreifende Ausnahme erleidet 
(Rr. 2277), Steht dem Miterben während beftehender Erbgemeinfchaft ein gegenmärtiges 
Miteigentumsrecht an den einzelnen Erbſchaftsſachen, infonderheit den Nachlaß⸗ 
grundftüden, nicht zu. Dementſprechend ift wiederholt in ber Rechtſprechung aus 
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geiprochen worben, daß während beftehender Gemeinſchaft der Miterbe weder einen 
einzelnen Nachlaßgegenftand noch einen beitimmten Zeil desſelben z. B. eines Grund⸗ 
ftüdes vindizieren Tann. Nr. 2498. Es ift daraus aber auch die weitere Folgerung 
heranleiten, daß der Miterbe über feinen Anteil an den einzelnen Erbſchaftsſachen mit 
ber Wirfung der Eigentumsübertragung vor flattgehabter Teilung nicht ver- 
fügen Tann, daß vielmehr in einem ſolchen Yalle da8 Eigentum auf feiten des Er- 
werbers erft dann und nur unter ber Borausfegung erworben wird, da der betreffende 
Erbichaftsgegenftand bei der Teilung in das Los des verlaufenden Miterben fällt oder 
von ihm bei der Licitation erftanden wird. Nr. 2493. Da ſonach bie Ehefrau J. 
ben Bellagten gegenwärtiges Eigentumsrecht an dem in Frage ftehenden Grundftücke 
nicht übertragen konnte und nicht Übertragen bat, die Erwerbung des Eigentums aber 
die Vorausſetzung der Eintragung des Exrwerbers in das Grundbuch bildet, Nr. 1879, 
jo ift die dennoch erfolgte Eintragung des Beklagten ald Eigentümer ber bisher ber 
Ehefran 3. gehörigen Quote des fraglichen Grundftüdes zutreffend als nicht zu Recht 
beftehend erachtet und mit Recht Die Verurteilung zur Löſchungsbewilligung ausgefprochen 
worden. Bezüglich der in den Borinftanzen erörterten Frage ber Zuläffigkeit der vor⸗ 
Tiegenden Klage gegenüber der Borfchrift des 8 21 des E.G. vom 12. April 1888 
fowie der Wltivlegitimation des Klägers ift lediglich den rechtlich zutreffenden Aus- 
führungen der Vorderrichter beizupflichten. In erfterer Hinficht wäre zudem noch auf 
8 46 Abi. 2 8.D. vom 5. Mai 1872 zu verweilen. 


Nr. 2496. IV. Sen. 16. Yebruar 1891. IV. 4. 91. Bd. 28, Nr. 84, ©. 363. 
Einwand bed Erben gegenüber ber Klage eines Nadhlafglänbigers auf Zahlung 
einer Nachlaßſchuld dahin, daß ein Miterbe mitbelaugt werben müſſe, weil befien 
Erbfhaftsentfagung verfpätet ſei. (Preuß. R.). Dad Berufungsgeridt bat an- 
genommen, daß die Erbentjagung de3 nicht mitbellagten B., der „zum Miterben auf 
den Pflichtteil“ berufen, ohne daß der Pflichtteil auf eine beftimmte Summe feftgefekt, 
ber aljo Miterbe geworben ift, nit Nacjlaßgläubiger (Nr. 2624), nicht rechtzeitig er- 
folgt, deshalb dem Miterben gegenüber unwirkſam, hiernach aber die Einrebe der 
fehlenden Paffivlegitimation begründet iſt. Dem ift beizutreten. Die Reviſion macht 
geltend, von der Regel des 8 127, 1.17 WLR., wonach zu den die Erbichaft betreffenden 
Schulden und Laften die Erben gegen die Erbſchaftsgläubiger gemeinfchaftlich verpflichtet 
find und alfo nur gemeinfchaftlich d. h. zufammen, nicht einzeln belangt werben können, 
finde eine Ausnahme dann ftatt, wenn ein Miterbe der Erbſchaft nach Ablauf der 
gefegmäßigen Friſt entjagt Habe. Indeſſen Tann der Erbe, der die Erbfchaft einmal 
angenommen ober fich innerhalb der gejegmäßigen Yrift nicht erfiärt hat (88 411, 412, 
J. 9 A.L.R.) nit bloß den Erbichaftägläubigern, fondern auch den Miterben gegenüber 
der Erbſchaft nicht mehr entjagen. Die Worte des 8 412 a. a. D. „zum Nachteile 
eines Dritten” aber muten dem Dritten nicht den Beweis eines ihn durch die veripätete 
Erbesentſagung treffenden materiellen Schaden! zu; vielmehr darf der Erbe einem 
Dritten gegenüber fich auf eine ſolche Entfagung überhaupt nicht berufen. Durch eine 
Erbichaftsentfagung nah Ablauf der geſetzlichen Friſt Tann der Erbe biefer feiner 
Eigenſchaft ſich nicht mehr entäußern; eine folche verfpätete Entjagung tft vielmehr als 
Veräußerung aufzufaflen, durch die der Erbe feine Erbqualität nicht verliert, er bleibt 
daher auch den Erbichaftögläubigern und jebem Dritten gegenüber Erbe. Hiernach ift 
eine verfpätete Erbichaftsentfagung auch den Miterben gegenüber unwirffam und bie 
Einrede der mehreren Streitgenofien begründet. Auch der Geſichtspunkt einer Erb- 
teilung ift ausgefchlofien. Ein Bertragsihluß tm Sinne des 8 131, J. 17 A.L.R. Hat 
zwiſchen bem WBellagten und feinem Miterben nicht ftattgefunden. Nr. 2458. 


Nr. 2497. V. Sen. 9. Mat 1888. V. 59. 88. Bd. 21, Nr. 47, ©. 252. 
Erbteilung. Mitiegentum an Forderungen. Kompenfation. (Preuß. R.). Die 
Aufhebung des Miteigentumes an einer Erbichaft oder einer anderen universitas juris 
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Tann ihrem Wefen nad (gleichiwie im römiſchen Rechte das judicium familiae erciscundz 
1.20 84 Dig. fam. erc. 10, 2) nur einmal erfolgen. Bleiben bei der Auseinander⸗ 
fegung einzelne Vermögensftäde ungeteilt, fo verbleiben diefelben im Miteigentum 
der Teilenden, aber als Einzelftüde, nicht, wie bis dahin, al3 unausgefonderte Teüe 
des Saden und Rechte, Aktiva und Paſſiva umfaflenden Inbegriffes. Das Ur 
eigentum an ber Erbichaft ober dem fonftigen Bermögensinbegriffe hat ſich in de 
Miteigentum an ber von der Teilung andgefchlofienen Sade oder Forderung wer 
wandelt. Findet bann, wie im vorliegenden Falle, eine nachträgliche Teilung fkatt, ;: 
ift Gegenftand berfelben die einzelne Sache oder Forderung, nit mehr der Nadilei, 
das Vermögen (88 33, 34, L 2 UL.R) — Die Regel des romiſchen Rechts, ai 
teilbare Forderungsrechte unter mehreren Berechtigten, falls nichts Anderes verabreie 
worben, von felbft geteilt ſind (nomina ipso jure divisa) Bat zwar im LLR. ke 
Anerlennung gefunden; aber and der entgegengeleßte Grundſat ift ala ſolcher wie 
allgemein ausgeiprochen, fondern nırr in Anwendung auf beftimmte Gemeinjchaften za2 
Ausdrucke gelangt (8 450, L5; 8151, J. 17 A.L. R.). Die Frage, inwieweit das Prinz 
der lingeteiltheit gemeinfchaftlicher Sorberungsredhte auch andere Gemeinfchaften c: 
diejenigen, anf welche fich die 8 450, 1.5 und 8 151, 1.17 WER. beziehen, beberrik: 
und bie Befugnifie der Beteiligten einjchräntt, kann nur nad) den Grundbfägen w= 
gemeinfchaftlicden Eigentume überhaupt (Tit. 17 Abſchnitt 1 Teil I ALLR.) beurie: 
werben. Die 88 4 und 10 daf. bilden gewifiermaßen die Bole, innerhalb deren id 
die Befugniffe ber Miteigentiimer bewegen unb zwifchen denen ein Ausgleich zu fude 
iſt. Es fteht die freie Dispofition über den Anteil dem Einzelnen, Bingegen bie üte 
das Ganze nur der Geſamtheit der Beteiligten zu. In erfterer Beziehung kann dr 
Möglichkeit, daß eine Dispofition Über den Anteil in das Berfügungdredjt über di 
Sade oder das gemeinſame Recht jelbft eingreife, bei dem Sadeigentum, wie be 
dinglichen Nechten oder ſolchen Forderungen, deren Gegenftand Handlungen ober ni 
fungible Sachen find, überhaupt nicht entftehen. Denn der Anteil eines Biteige- 
tümer3 an einer körperlichen Sache oder einem Rechte ber vorerwähnten Arten 4 
ſoweit er Gegenftand einer Dispofition fein Tann, innerlich verjchieden von ber Sch 
oder dem gemeinfamen Rechte ſelbſt. Er deckt ſich inhaltlich nicht mit Dem real 
Zeile, welcher bei einer Teilung bes gemeinichaftlichen Eigentumes, bie Teilbarteit be+ 
jelben vorausgejegt, ihm gebühren oder zufallen würde. Anders bei einer Gelbforberarz 
Wer an einer Geldforderung von 1000 ME. zur Hälfte beteiligt ift, deffen Anteil be 
trägt 500 ME. Diefe logiſche Konfequenz kann durch den abftraften Sat von de 
Ungeteiltheit gemeinfamer Forderungsrechte nicht bejeitigt werben. Was der Einzeln 
vor der Teilung Hatte und was er nach ber Teilung bat, dedt fi nad Umfang an 
Inhalt, nur mit der Maßgabe, daß die aus dem Vorhandenſein der Mitbereditigtn 
fi ergebenden Beichränfungen des Einzelnen mit der Teilung weggefallen find. Bin 
von der rechtlichen Möglichkeit einer partiellen Tilgung einer gemeinichaftlicdgen Fer 
derung in der Hand eines Meitberechtigten ausgegangen, jo ift im Einzelfalle die $:- 
läſſigkeit und Gültigfeit des tilgenden Necht3aktes nad denſelben Grunbfägen ; 
beurteilen, welche überhaupt für den Ausgleich zwifchen dem Individnalrechte Des Mi 
berechtigten und den gemeinfamen Rechten maßgebend find, d. 5. der fraglidde Rechtsck? 
darf weder zu Beeinträchtigung ber Rechte der übrigen Berechtigten geſchehen moch de 
Berpflichteten in eine nachteiligere Lage bringen. Es kann bahingeftellt bleiben, & 
bemgemäß auch außerhalb der Fälle des 8 450, L 5 und $ 151, L17 ALLAN. de 
Berpflichtete der anteilige Leiftung begehrenden Klage eine! Mithereiitigten ben er: 
ſprechenden Einwand (plurium litis consortium) entgegenfegen könnte. Hier handell e 
fih nur um die Buläffigleit der Kompenfation mit einer von dem Berpflidäteten geger- 
über einem Mitberechtigten eingeflagten Sorderung. Der Verpflicktete der gemeinicei: 
lihen Forderung ift alſo der angreifende Zeil und es faun von einer Erichwern:: 
feiner Verpflichtung nit die Rede fein, wenn der auf Bahlung aus einer Gegen 
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forderung in Anſpruch genommene Mitberechtigte von feinem Teilanſpruche zum Bwede 
der Aufrechnung Gebrauch macht. Es lommt immer nur darauf an, ob dieſer Gebrauch 
prinzipiell ungzuläffig ober durch pofitive Vorſchrift ausgeſchloſſen if. Das Prinzip, 
daß gemeinſchaftliche Rechte aller Urt ungetetlt find und nur gemeinfchaftlih aus 
geübt werden können, Tann ald allgemein anzumenbende Rechtsnorm nicht anerkannt 
werden; als pofitive Vorſchrift aber Tommt im vorliegenden alle nur 8 10, I. 17 
A.L.R. in Betracht, durch welde eine anteilsweiſe Tilgung einer gemeinfchaftlichen 
@Geldforderung nicht unbedingt ausgeichloffen wird. Speziell ergiebt ſich die rechtliche 
Möglichkeit der Aufrechnung zwiichen einer Einzelforderung und dem Anteile an einer 
gemeinjhaftlicden Forderung ans 8 303, I. 16 A.L.R. Geftattet auch dieſe Borfchrift 
nicht eine birelte Anwendung auf den umgelehrten Yall, fo ergiebt fich doch daraus 
fo viel, daß es in dem Willen des Verpflichteten Tiegt, bie Kompenfation gegenüber 
einem Mitberecdhtigten eintreten zu lafien, daß insbeſondere das Borhandenfein der 
anderen Mitberechtigten Fein Hindernis dafür biete. Es folgt Hieraus weiter, daß 
auch durch Übereinftonmen beider Teile die Kompenfation bewirft werben kann. Iſt 
dies aber der Fall, jo bat auch der Berpflichtete, weldher aus einer eigenen Forderung 
gegen einen Teilhaber an einer gemeinfchaftliden Forderung klagt, Tein berechtigtes 
Intereſſe, die Legitimation des Bellagten zur Erhebung des Rompenfationseinwandes 
zu beftreiten; denn da er felbft zur Kompenjation nad 8 303 a. a. D. berechtigt 
ift, fo würden die Mitgläubiger nicht befugt fein, die mit einem von ihnen in Höhe 
feines Anteiles vollzogene Kompenfation dem gemeinfchaftlidden Schufbner gegenüber 
nit gelten zu laflen, und es würde biefer niemals in die Lage fommen können, bie 
berrechnete Teilforderung nochmals zahlen zu mäflen. Es kann alſo aus 8 303 a. a. O. 
minbeftend eine Unterftüßung dafür hergeleitet werben, daß außerhalb ber Fälle der 
8 450, I. 5 und 8 151, L 417 A.L. R., auch dem Mitberechtigten einer teilbaren For⸗ 
derung bie Befugnis zufteht, von feinem Anteile zum Bwede ber Kompenſation Gebrauch 
zu maden. Nr. 957. Nr. 461. 


Nr. 2498. IL Sen. 21. Ofltober 1884. IL 235. 84.93d. 12, Nr. 88, ©. 339. 
| Vindikation eines Miterben, (Rhein. R.). Solange der Nachlaß ungeteilt ift, 
können Miterben ein zu demfelben gehöriges Grundſtück von dem Drittbeſitzer, der fein 
‚ Recht von einem Miterben berleitet, nicht vindizieren. Mehreren Miterben fteht an 
der ihnen zugefallenen Erbihaft, an allen Gegenftänden, welche diefelben bilden, ge- 
‚ meinfom ein Miteigentum pro indiviso gu, nicht aber ein Alleineigentum an 
‚ einzelnen @egenftänden oder an irgend einem beftimmten Teile derfelben. Dazu, daß 
jenes ungeteilte Recht fich in ein individuell beſtimmtes Eigentum verwanbele, ift bie 
‚ Operation ber Teilung erforderlich, welde nad) dem Grundſatze des Urt. 883 code civil 
deklaratoriſch wirkend die rechtliche Folge hat, daß ber einzelne Erbe fo betrachtet 
‚wird, als habe er die ihm bei der Teilung zugefallenen Segenftände allein und un- 
mittelbar geerbt, an den Übrigen Erbſchaftsſachen aber niemals ein Eigentum gehabt. 
' Vor ber Zeilnng Tann daher ber Miterbe weder einen einzelnen Rahlafgegen- 
ftand nod einen beftimmten Teil berfelben vindizieren. Wollte man eine folche 

Bindikation als zuläffig erachten, fo würde dies dahin führen, daß der Richter dem 
| Kläger da3 Eigentum einer Sache zufpräde, an welder biefem, wenn legtere ihm 
bei der Teilung nicht zufält, ein Recht niemals zugeftanben hat (vergl. Art. 2205 
‚ code civil). Eine Klage auf Feitftellung des Miteigentums fteht Hier nicht in Yrage. 
Es ftanb dem Kläger frei, eine Teilungstlage anzuftellen und in dieſelbe ben Dritt- 
. befiter des fraglichen Grundſtücks hereinzuziehen. Nr. 2277. Nr. 2495. 


Nr. 2499. IU. Sen. 20. Januar 1882. IL 75. 81. Bd. 6, Nr. 48, ©. 180. 
Actio communi dividundo vor der Erbteiluug. (Gen. R.). Das aus bem 
| Miteigentum fließende Necht, auf Teilung der gemeinfchaftlihen Sache zu Hagen, ift 
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für Erben, die durch Erbſchaft Diteigentümer der einzelnen zur Erbmaffe gehir; 
Sachen geworben find, durch feine Geſetzesvorſchrift beſchränkt, namentlich beftcht b 
Borihrift, wodurch die Geltendmachung dieſes Rechts von der vorgäugigen Erbik' 
teilung abhängig gemacht wäre. Die Vorſchriften L. 20 8 4 Dig. fam. erc. II, 
l. 44 pr. eod. (vergl. auch 1. 34 i. f. Dig. pro soc. 17, 2) ftehen nicht entgegen. 


Nr. 2500. IL Sen. 23. November 1880. II. 212. 80. 3b. 3, Nr. 94, ©. 4 

Anfechtung einer Erbteilung bei Verkürzung eine Miterben als Gläxkig 
(Rhein. R.) Der L.R.S. 887 des badiſchen L.R. findet im vorliegenden Falk kı 
Anwendung. Der Bellagte behauptet nicht, in feiner Eigenfchaft al3-Miterbe m 
Mirzt zu fein, fondern als Gläubiger bes Nachlaſſes, weil feine Yordene: 
nicht in deren vollen Betrage berüdfichtigt wurden; dadurch kann er in feinem Exk: 
gar nicht verlept worden fein. Durch Anerfenntnis ber Teilung bat der Bellagte :: 
fachlich auf denjenigen Betrag verzichtet, um welchen feine Forderung gelürzt wore 
ift. Ein Berziht kann nicht gleich einer Zahlung oder gleich einem Schulbbelemr‘ 
kondiziert, fondern nur nad) Maßgabe der allgemeinen gejeßlichen Beftinmunge ı: 
gefochten werben, und, wenn bies wegen Irrtumes geichieht, muß folder ix 
jächlich begründet werden, was im vorliegenden Falle nicht geichehen ift. 


Kr. 2501. I. Sen. 14. Sanuar 1881. IL. 369. 80. Bb. 3, Nr. 95, &# 

Auerlennung eines unchelidhen Kindes. Auferhtung einer Erbteilung. (Rhein! 
Die Bellagte ift mit Buftimmung ihrer Mutter von deren Ehemanne als feine Zir 
anerlannt worden. Dieje von beiden Ehegatten erfolgte Anerkennung Tonnte zwet 
Sag 331 des badiſchen L.R. eine nachträgliche Legitimation der Tochter nicht bem- 
wohl aber verleiht fie derfelben die in Satz 757 bes badifchen L.R. beſtimmien Ki 
am Nachlafie beider Eltern. Die Bellagte ift ſonach (anferorbentliche) Erbidr- 
mit dem Anſpruche auf den fechften Teil des Gefamtnachlaffes; fie ift gleich einen: 
erbin zu behandeln, alfo auch zur Erbteilung berufen und zur Forderung im 
teile8 im Stüde nad Maßgabe bed Satzes 826 des babifchen L. R. bereiitig % 
Kläger, ehelicher Sohn ber Erblaffer, Hat mit der Bellagten zur Hälfte geteilt un E 
diefe Teilung als nichtig an, weil die Beklagte überhaupt nicht zur Zalm; E 
ihm berufen gewejen fei. Läge diefer Fall vor, fo könnte man ber Aufidt beim“ 
daß mangels einer Vertragsurſache (L.R.S. 1131) eine Teilung gar nicht vorlige.® 
mithin weber einer Anfechtung wegen weſentlichen Irrtums noch einer condicto ni 
bebürfe, vielmehr diejenigen Mechtsmittel zu ergreifen feien, welche zu ergreiin "- 
wenn der andere Teil gar nicht auf Grund der Teilung befigt. Dem ift der vorig- 
Fall nicht gleichzuftellen, wenn bei vorhandener Verechtigung an ber Nachlaßger 
ſchaft diefelbe nur zu einer geringeren als ber unterftellten Quote, zu !/, fatt it - 
gegeben ift. Das nur quantitative Moment ift dem Begriff der Vertragsurfade MT 
und kann nur die Anfechtung der auf einer Urfache beruhenden Teilung begin 
Dagegen muß der Irrtum über die Quote der Berechtigung der Beklagten hier ji 
um deswillen als ein wefentlicher gelten, weil der Kläger um ?/,, alfo um mer“ 
I, (URS. 887) verfürzt wäre, wenn er bie Teilung gegen ſich gelten laflen ıF 
(KR.S. 1110). Ob die Teilung wegen Mangels ber Urſache als nicht geidehn 
betrachten oder ob fie nur wegen Irrtumes anfechtbar fei, ift aber ſowohl wege: 
Beweislaſt als auch wegen der Bedeutung eines etwaigen Auerkenntniſſes nad entdett 
Irrtum von Erheblichkeit. Iſt der Irrtum das Fundament der Klage, jo Wi! 
Kläger (L. R.S. 11162) ihn zu beweifen, und die nach ben vorliegenden Umftänden * 
ihn fprechende Vermutung, bie der Vorberrichter für den Fall hervorhebt, dab - 
Klage al8 condictio indebiti zu betrachten wäre, muß nad) der Richtung gewürdigt nen? 
ob aus ihr die volle richterliche Überzeugung gewonnen werben Tann oder ob #* 
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eines Noteibes bebürfe. Ein Anerkenntnis könnte der auf L.R.S. 1131 geftügten Klage 
nicht entgegen gehalten werben, da fich die L.R.S. 1338, 1338* ı nur anf bie Fälle der 
Anfechtbarkeit beziehen. 


Nr. 2502. IV. Sen. 20. Februar 1893. IV. 317. 92. Bd. 31, Nr. 66, S. 292. 

Erbtellung. Anfechtung wegen Irrtumes über deu Umfang bes Nachlaſſes. 
(Preuß. R.). Das Neichögericht Hat in einem früheren Urteile, wo behauptet war, daß 
ein Nachlaßaktivum bei Abſchluß des Erbvergleiches überſehen ſei, im Anjchluffe an 
mehrere Enticheidungen des ehemaligen preußifchen Obertribunals allerdings andgeführt: 
„Als Hauptgegenftand einer Erbteilung ſei der Nachlaß als folder, das tft ber 
Snbegriff aller Sachen, Rechte und Verpflichtungen des Erblaſſers zu betrachten. Ein 
Irrtum, welcher bezüglich einzelner dem Inbegriff angehörender Objelte ftattgefunden 
babe, Tönne dagegen nur als ein Irrtum über die Beihaffenheit des der Teilung 
unterworfenen Rachlafies betrachtet werden und ein folder Irrtum ſei nach 8 448, L 
16 A.L.R. in der Hegel nicht geeignet, die Anfechtung zum begründen.“ Ob an biefen 
Grundfägen tn folder Allgemeinheit feitzuhalten ift, kann bier bahingeftellt bleiben, 
da der leitende Geſichtspunkt jener Entſcheidung jedenfalls dann nicht zutrifft, wenn 
Die Mbficht der Kontrahenten in Wirklichleit barauf gerichtet war, fich auf Grund eines 
Berzeichnifies über die fpezifizierten Bermögensftüde auseinanderzufeßen (8 436, I. 16 
A.L. R.), und wenn fie dabet in ber irrigen Annahme, daß das Verzeichnis den ganzen 
Nachlaß darftelle, den gefamten Nachlaß als Objekt der Auseinanderſetzung bezeichneten. 
In ſolchem Falle darf das entfcheidenbe Gewicht nicht auf ben irrtümlich angewenbeten 
zu weitgehenden Ausdrud, ſondern e3 muß barauf gelegt werben, was die Kontrahenten 
als Segenftand der Auseinanderſetzung wirklich im Auge gehabt haben. So liegt bie 
Sade nad der Feftftellung des Berufungsrichters auch in dem Hier zu entjcheidenden 
Streitfalle. Unerheblich ift dabei, ob fich bie Klägerin infolge eines rechtlichen oder 
thatfächlihen Sertums über den wahren Umfang der Bermögensmafle, die zwifchen den 
drei Intereſſenten zur Teilung gebracht werben follte, in Unkenntnis befunden Hat. Die 
Klägerin, die den Erbvergleih nur über ben im Inventar verzeichneten Bermögens- 
fompler, nicht aber auch bezüglich des darin nicht mit aufgeführten väterlihen Ver⸗ 
mögend ber Bellagten, das bie Beklagte als märkiſche Ehefrau mit zur Teilung zu 
bringen verpflichtet war, Hat fchließen wollen, ift daher vom Berufungsrichter mit Recht 
für befugt erachtet, von der Beflagten zu verlangen, daß biefe in das gelegte Inventar 
noch da3 eigene von ihrem Water vor dem Tode ihres Mannes ererbte Vermögen mit 
aufnehme und das fo berichtigte Inventar durch Mbleiftung eines der Sachlage ent- 
ſprechend normierten Offenbarungseibes erhärte. 


Nr. 2503. IV. Sen. 25. März 1895. IV. 322. 94. Bd. 35, Nr. 56, S. 210. 

Anfechtung einer gerichtlichen Nadhlafregulierung. (Preuß. R.) Der Angriff 
der Reviſion, daß die bier fragliche Erbteilung nach den Regeln der rechtskräftigen Er- 
fenntniffe und nicht, wie ſeitens des Berufungsgericht gefchehen, nach ben Regeln von 
Bergleihen zu beurteilen fei, ift begründet. Die Nachlaßreguliernng hat vor dem zu⸗ 
ftändigen Nachlaßrichter ftattgefunden und bie Entfcheibung des Mechtsftreit3 hängt von 
ber Bedeutung ber in einem folchen Verfahren zuftande gelommenen Erbteilung ab. 
Hat dieje die Kraft und Gültigkeit einer Privatteilung, fo ift fie nach den Regeln von 
Bergleihen zu beurteilen und wegen Irrtums anzufechten (88 123, 111, IL. 17; 8 417, 
LA6 WER) Iſt fie als eine mit Zuziehung des Nichters angelegte Teilung an⸗ 
zufehen, fo ift fie nach 8 111 a. a. D. nach den Regeln der rechtöfräftigen Erfenntnifie 
zu beurteilen und nur wie letztere, nicht aber wegen Irrtums anfechtbar. Die letzt⸗ 
gedachte Vorausfegung, daß die in einer gerichtlichen Nachlaßregulierung abgeichloffene 
Zeilung als eine mit Buziehung bes Richters angelegte Teilung angufehen fei, trifft zu. 
Nah den Beitimmungen der 88 8—25, L 46 AGD. ift bie Thätigfeit bes Nachlaß⸗ 
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richter3 wie bei dem judicium duplex bes gemeinen Rechts auf die Wahrung ber Inr 
eſſen aller Beteiligten gerichtet, und aus dieſem Grunde bat das Geſetz bie umter } 
siehung des Nachlaßrichters angelegten Teilungen in Anfehung der Kraft nud Gült 
feit den rechtäfräftigen Erfenntnifien gleichgeftellt. Aus dem Umftande, dab bie For 
des Prozeßberfahrens, um die richterliche Entfcheidung Aber bie bei der Radhlaregnlier-: 
ftreitig gebliebenen Bunfte herbeizuführen, zu ber Beit, als die ProgeBporidri: 
der A.G.O. Geltung hatten, eine andere geweſen ift ala nachher infolge ber weränberz 
Prozeßgejehgebung und Gerichtöverfafiung, Tann ein Bedenlen nicht entnonnmen werde 
Denn für die Beurteilung, ob der Erbrezeß mit Suziehung bes Richters aufgekz: 
worden fei, fällt nicht ins Gewicht, ob eine in der Radjlaßregulierung fireitig geworder 
Frage durch ben Prozeßrichter entſchieden werden ift, fondern ob der Radhlakrid: 
in der Weife, wie es das Geſetz vorſchreibt, die Erbteilung angelegt bat. Die mit ie 
1. Ottober 1879 in Kraft getretene Sejehgebung enthält Teine Beftinmungem Aber er 
Wbänderung der von dem Nachlaßrichter vorzunehmendben Thätigleit in einer Nadılc“ 
regulierung; es ift Daher auch jetzt noch eine vor dem Nachlaßrichter im Wege ber > 
richtlichen Erbanseinanderjegung geichlofiene Erbteilung ald eine mit Bnziegung }: 
Nichter3 angelegte anzufehen und deshalb nur wie ein rechtöfräftige Erfeumtuis c: 
äufechten. 


Kr. 2504. HD. Sen. 10. Mai 1881. IL 284. 81. Bd. 4, Nr. 93, ©. 341. 

Anfechtung einer Erbteilung L.R.S. 882, 1167. (Rhein. R.). Nach ben ver 
fiegenden Umftänben ift anzunehmen, daß bie bei der Erbteilung zwijchen Witwe ı-: 
drei Kindern des Exrblafierd zwiſchen ber Witwe und einem Kinde vereinbarte Abfindr-: 
auch auf die rechtliche Lage der beiben Miterben von ſolchem Einfluffe it, dab dere 
Umftoßung auch in biefer eine Anderung zur Folge haben muß. Iſt aber die W 
findung und die darauf gebaute Verweiſung auf das Verhältnis aller Miterben ber. 
Gemeinſchaftsgenofſen (L. R.S. 1476) von Einfluß, fo kann fie nicht von der Exrbieils:: 
Iosgelöft und Tann nur nad Maßgabe des L. R.S. 882 angefochten werben. Die Es 
fechtung mußte auch, weil fie die Auflöfung eines zwiſchen ſämtlichen Erben > 
ſchaffenen VBerhältniffes bezweckt, gegen alle Teilhaber gerichtet werden. Der Aunakz 
daß die Teilung mit jo außerordentlicher Eile ftattgefunden habe, baß der Kläger keir 
Möglicgleit zur Intervention hatte, fteht entgegen, daß fie auf der zn beauſtandende: 
rechtlichen Anſicht berubt, für die Gläubiger fei erft mit Vorbereitung ober Beginn dr 
Teilung ein Anlab zur Wahrung gegeben, und daf im gegebenen Falle ber Rläzx 
volle drei Monate hat verftreihen laſſen, ohne feine Rechte durch die Erflärung, &: 
er zu en beabfichtigte, oder durch Provozierung (L.R.S. 2205) zu ſicherr 
Nr. 2506. 


Nr. 2505. IL Sen. 25. Januar 1887. IL 314. 86. 8b. 17, Nr. 71, ©. 311 

Tellungsaufehtung. Erbſchaftsverlauf. (Rhein. R.). Der Konlursperwalte :: 
bereditigt, eine Teilung wegen Verlegung des Gemeinſchuldners über ein Biertel cr 
Grund der Urt. 887 ff. oode civil anzufechten, mag man ihn als ben Vertreter ie 
Glaͤubigerſchaft oder des Gemeinſchuldners auffafien (88 5, 14 NED.) Der Art 8 
a. a. O. ſetzt nicht voraus, daß durch den Verlauf die Gemeinſchaft unter allen Rr 
erben aufgehoben werde, er läßt vielmehr auch die Anfechtung eines die Teilung ver 
tretenden Ultes zu, wenn er nur zwiſchen einzelnen Miterben (entre coheritiers) ab 
geſchloſſen worden ifl. Die Beſtimmung in Urt. 889 a. a. D., baß ber Berlauf ar 
eigene Gefahr des Känfers (à ses risques et perils) abgefchlofien tft, hat nicht deu Ei: | 
daß jeder Erbſchaftakauf an fich im Zweifel als aleatoriiches Geſchäft (Art. 1104 = 
eivil) zu gelten babe, fondern ſetzt voraus, daß er biefen Charakter badurd erhal 
babe, daß er ohne eine Berechnung und Schäßung der Aktiven und Baffiven des Nes 
lafies, alfo über ein Ungewiſſes als reines Spekulationsgeſchäft abgefchloflen worden * 
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Nr. 2506. IL Sen. 15. Februar 1887. IL 349. 86. Bd. 17, Nr. 72, ©. 314. 

Erbteilungsaunfedhtung. (Rhein. R.). Die Beltimmung des Art. 882 oode civil, 
wonach der Glänbiger eines Miterben, welder von dem Nechte, in bie Teilung zu 
intervenieren, keinen Gebranch gemacht hat, bes Rechts auf Anfechtung ber vollzogenen 
Teilung veriuftig erflärt wird, befteht dem Reichsgeſetze vom 24. Juli 1879 gegenüber 
nicht mehr zu Recht. Die allgemeine Negel des Art. 1167 oode civil über die An- 
fechtung benachteiligender Handlungen des Schuldners durch den Gläubiger erleidet be- 
züglich der Erbteilungen eine Ausnahme, indem bie Gläubiger gemäß Art. 882 a. a. D. 
ihre Rechte durch Intervention wahrnehmen Tönnen, bei Unterlafiung berfelben aber 
Das Anfechtungsrecht verlieren. Run tft aber das Reichsgeſetz über Anfechtung an 
Stelle der Regel des Art. 1167 a. a. D. getreten, und wenn auch fonft fpätere all- 
gemeine Geſetze bie für befondere Fälle gegebenen Ausnahmebeftimmungen nicht ohne 
weiteres aufheben, jo ergiebt fi Doc; aus dem Anfechtungsgeſetze, daß nad) der Mbficht 
des Geſetzgebers die Befugnis der Glaͤnbiger, Hechtshandblungen ihrer Schuldner an- 
zufechten, für ganz Deutichland einheitlich geregelt werden follte, und dieſe für die 
Entſcheidung der Frage allein mafgebende Abficht wird in den Motiven dentlich aus- 
geſprochen. Eine Beftätigung dieſer Auffaffung liegt in 8 14 des cit. Geſetzes, wonach 
e3 ſogar mit rädwirkender Kraft die vor dem Inkrafttreten des Gejeßes vorgenommenen 
Nechtöhandlungen ergreift, fofern fie nicht nach den Borfchriften ber bisherigen Geſetze 
der Anfechtung entzogen oder in geringerem Umfange unterworfen waren. Nur von 
einem folden früheren Falle handelt das Urteil Nr. 2504, welches den Art. 882 
code civil als noch maßgebend vorausſetzt. Nr. 4087. 


Pr. 2507. IL. Sen. 23. September 1890. IL 135. 90. Bd. 27, Nr. 80, ©. 323. 

Anfechtung ber Erbteilung burd einen Gläubiger eines Miterben. Dellara⸗ 
toriſche Natur der Teilung. Aumwenbung ber Filtion des Art. 883 code civil auf 
Die Beziehungen zwijchen Ehelenten. Verpflichtung des Ehemannes, dem unter Auf- 
rechnung feined Anteil au der Mobiliarmafie lediglih Immobilien zugewieſen 
werben, zu einer au bie Sütergemeinfchaft zu leiftenden Verglitung. (Rhein. R.). 
Das Oberlandesgeriht geht von der Annahme aus, daß ber ftreitige auf Art. 882 
code eivil geftügte Anfechtungsanſpruch lediglich den Nachweis eines rechtlichen 
Snterefies des Klägers vorausſetze d. h. den Nachweis, daß bei ber Teilung die Rechte 
ber ®itwe B., der Schuldnierin bes Klägers, durch Irrtümer verlebt ſeien, und das 
auf dieſer unrichtigen Unterlage berubende Schuld anerleuntnis ber Erfteren gegen- 
über ihren Kindern bes Rechtsgrundes entbehre. Diefe Annahme beruht auf einer 
unrichtigen Geſetzesauffafſung. Nach dem Art. 882 a. a. D., der bie Stellung bes 
Glaͤubigers gegenüber einer Erbteilung feines Schuldners regelt, ift derfelbe befugt, 
zur Sicherung feiner Rechte gegen die Vornahme einer ſolchen ohne feine Zuziehung 
Einſpruch zu erheben, und es ftebt dann dem Gläubiger gegen eine unter Nicht⸗ 
beobachtung des Einiprudhes „au prejudice de l’opposition“ vollzogene Teilung das Recht 
ber Anfechtung zu. Dies Anfechtungsreht hat aber nicht die Bebeutung, daß bie 
Zeilung al formell nichtig anzufehen fei und ber Gläubiger regelmäßig eine neue 
Teilung verlangen könne. Andererſeits tft e8 aber auch geſetzlich nidht an die Voraus⸗ 
fegung des Art. 1167 code civil geknüpft und daher in dem Sinne aufzufaflen, daß 
der Gläubiger berechtigt erſcheint, eine Teilung, wie fie bier in Frage fteht, foweit fie 
eine Berlegung feiner Rechte enthält, auch ohne den Nachweis einer fraus 
ald ihm gegenüber unwirkſam anzufechten. Bezüglich der Frage nun, ob eine Ber- 
legung ber Rechte der Witwe B. in dem Tellungsafte zu finden fet, ift ben Aus⸗ 
führungen bes |berlandesgerichts nicht beizupflichten. Der Art. 883 code civil, welcher 
das dem rheinifch-frangöftichen Rechte eigentümliche Prinzip, ber beflaratoriihen Natur 
der Teilung zum Ausdruck bringt, ftellt den Grundſatz auf, daß jeder Miterbe, was 
das Ergebnis der Teilung angeht, fo anzuſehen ift, als wenn er der unmittelbare und 
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alleinige Rechtsnachfolger des Erblaflerd geworden wäre und an ben feinen Witek 
zugefallenen Nachlaßobjekten niemals ein Miteigentum gehabt hätte. Die Anwertı.: 
biefer Fiktion des Art. 883 a. a. D. tft aber auf ihr unmittelbares Gebiet, bad ie. 
haͤltnis unter Miterben zu beichränfen und nicht darüber hinaus auf die vermögn; 
rechtlichen Beziehungen zwiichen Ehegatten auszudehnen, fo daß für bie Frage, inr- 
weit die dem einen Ehegatten eröffnete Erbſchaft in bie Gütergemeiufchaft fält vr 
Sonbergut be3 Leteren bildet, nicht das Ergebnis der Teilung entſcheidet, fon 
gemäß den Beftimmungen ber Art. 1401 ff. oode civil ber Beſtand des Nadjlafle :: 
Beit bes Anfalles der Erbſchaft maßgebend tft. Nr. 2278. Bon biefer Auffaffung c: 
berubt e3 auf einer unridhtigen Anwendung der Art. 1401, 1404, 1437 code anl, ii 
in dem fraglichen Auseinanderſetzurgsakte zu Laften der Witwe B., die unbeftitr 
bei der Teilung bes elterlien faft zu gleichen Hälften aus Mobilien nnd Immohtr 
beftehenden Nachlaſſes Iediglih Immobilien erhalten bat, während ihr in bie Git 
gemeinſchaft fallender Anteil an der Mobiliarmafle dagegen aufgerechnet worden, cz 
entfpredende Herausgabe feftgeftellt und anerlaunt worden if. Ein Bedem 
gegen diefe Annahme läßt fich auch nicht aus der Beſtimmung bes Art. 1408 Mi: 
code civil herleiten. Dieſe Geſetzesvorſchrift ift nicht al ein Ausfluß bes Art m 
a. a. D. anzufeben, bat vielmehr ihre felbftändige grundſätzliche Bebentung Ku 
nun Art. 1408 Abſ. 1 a.a. D. in Ausnahme von ber Regel des Art. 1401 Abf.3 nat. 
den erworbenen Anteil dem Sonbdergute des 6poux copropristaire par indivis jur: 
unter der Verpflichtung, die Guütergemeinſchaft für das aus berjelben zn bem Eruer 
Aufgewenbete zu entichäbigen, fo beruht dieſe letztere Beftimmung auf dem Prinx 
der Erjagverbinblichleit, da3 in dem Berhältniffe zwiichen ber Gütergemeinihaft = 
dem perfönliden Vermögen der Ehegatten gefeglich beiteht (Art. 1437, 1433 eode ar 
und in gleicher Weiſe der Feftftelung und dem Anerkenntniſſe der Teilungsheraukek 
von ber es fih hier handelt, zu Grunde liegt. Unter den obwaltenden Umſtine 
fehlt es an jeder Bermutung einer fraus, wie denn auch vom Kläger nicht näher gelim 
gemacht ift, daß das Schuldanerkenntnis in der Abficht, die Gläubiger zu benadtalix 
gemacht jei. Wäre ber Kläger felbft zu den Tellungsverhandlungen zugezogen work. 
fo hätte er boch dem Anerlenntniffe einen wirffamen Widerſpruch nicht enigegaiee: 
fönnen, und daraus folgt, daß durch die Nichtzugiehung feinem Nechte nicht präjnder 
if. Die Borausfeßungen des Art. 882 a. a. D., auf den fidh Die Anfechtung Kir 
liegen daher hier nicht vor. 


Nr. 2508. II. Sen. 2. November 1894. II. 208. 94. Bd. 34, Nr. 84, 6.3. 
Klage des Glünbigers eines Miterben auf Teilung eines Zmmobiliernedlc 
Einreden ans der Berfon des Schuldners. (Mhein. R.). Das Oberlandesgeriät & 
auf Grund der Veweisaufnahme feftgeftellt, dai durch eine am 19. November 1, 
dem Begräbnistage der Exblafierin der Beklagten, unter ihren fäntlichen Erben # 
troffene Vereinbarung da3 zum Nadjlafle gehörige Haus, bezüglich deſſen ber von im 
Kläger als Gläubiger der mitbeteiligten Ehefrau H. erhobene Teilungsanfprud het 
das angefochtene Teilurteil zurädgewiefen tft, zum Bwede der Teilung an ein be 
: Mitbeteiligten, die Witwe P., zum Preiſe von 21600 ME., zahlbar an bie eindın 
Beteiligten mit je 3600 Mk., übertragen worben if. Wenn mun auch durch den! 
feftgeftellten Vertrag das Eigentum be3 fraglichen Haufes zufolge $ 1 des rim 
preußifchen Gefeges vom 20. Mai 1885 and) im Verhältniffe der Vertragſchliehendo 
untereinander nicht auf Die Witwe B. übergegangen ift, es vielmehr auch zur dat u 
zu ber Erbgemeinſchaft der Beflagten gehört, fo ift dennoch ber auf dasſelbe geriätet 
Teilungsanfprud) des Klägers vom Oberlandesgericht mit Recht als unbegrin 
erachtet. Indem nämlich der Kläger auf Grund des Art. 2205 code civil bie Teiln 
des Nachlaſſes der Witwe D. bezüglich des zu ihm gehörigen Haufes im geriätlihe 
Wege beantragt, macht er nicht, wie die Mevtfion behauptet, eigene Rechte, ſonder 
| 
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folde feiner Shuldnerin geltend. Der Art. 2205 enthält inſoweit lediglich die 
Anwendung des Grundſatzes des Art. 1166 code civil auf Zeilungen von Grundftüden. 
Der Schwerpunkt feiner Beftimmungen liegt in dem Verbote der Zwangsvollftredung 


in den Anteil eines Miterben an den Immobilien der Erbichaft, während auf die Be 
fngnis des Släubigers, die Teilung zu beantragen, mehr nebenbei Bingewiefen, als 
diefelbe geihaffen wird. Erwägt man weiter, daß der Art. 2205 für die Teilung des 


Mobiliarnadlaffes überhaupt Feine Beftimmungen trifft, infoweit daher bezüglich 
des Rechts der Gläubiger, die Teilung zu beantragen, unter allen Umftänben auf den 
Art. 1166 zurüdgegangen werben muß, daß anch ein geſetzgeberiſcher Grund zu einer 
folden Abweihung für die Teilung von Erbihaftsimmobilien, wie die Nevifion fie 


‘ behauptet, nicht erfichtlich ift, fo muß als ausgeichloffen gelten, daß das Geſetz rüdjichtlich 


diefer Teilungen dem Gläubiger eine andere als die im Art. 1166 code civil vorgefehene 


: rechtliche Stellung habe geben wollen. Ba ſonach der Kläger lediglich in den Rechten 


— — 


feiner Schuldnerin die Teilungsklage auch bezüglich des zur Nachlaßmaſſe gehörigen 
Hauſes erheben konnte, ſo ſtehen ihm auch die Einreden entgegen, welche dem von dieſer 
ferbft erhobenen Teilungsanſpruch entgegengeſetzt werden können, und einer von dieſer 
angeſtellten Teilungsklage würde das vom Oberlandesgericht feſtgeftellte Abkommen auch 
mit ſeiner lediglich obligatoriſchen Wirkung entgegenſtehen. Indem ſie danach 
verpflichtet iſt, durch rechtswirkſame Übertragung ihres Eigentumsanteils an dem Haufe 


auf bie Witwe P. das Ablommen zu erfüllen, kann fie diefen Unteil nicht mehr für fich 
in Anfprud nehmen und folgemeife auch nicht mehr auf anderweitige Teilung des 


Hauſes antragen. 


Nr. 2509. IT. Sen. 2. Mai 1884. IL 19, 84. ®b. 11, Nr. 51, ©, 245, 
Kollation, Begiun der Berzinfung des Vorempfauges. 1.5 8 1 Dig. de collat. 
37, 6. (Gem. R.). Der kollationspflichtige Miterbe tft erft mit dem Erbichaftsantritte 


. zur Einwerfung des Borempfanges verbunden und hat dasjenige, was er vom Erblaffer 
durch Berfügung unter Lebenden im voraus erhielt, zufolge ber Anordnung bes Erb- 


— — 


——— — — — 


laſſers als ſein Eigentum im Beſitz. Damit iſt ſeine Verpflichtung zur Einwerfung 
von Binfen und Nutzungen, die er bis zum Tode des Erblaſſers bezogen hat, in die 
Maſſe ftets ausgeſchloſſen. Was aber die Frage betrifft, wann nad) dem Tode des 
Erblaſſers die Verbindlichkeit zur Verzinfung des Borempfanges anfange, jo fommt im 
vorliegenden Yalle in Betracht, daß die Bellagten Wertskollation verlangt und 
nicht zu behaupten vermocht haben, daß die Wertpapiere, aus denen die Mitgift der 
Klägerin beitanden hat, noch in Natur vorhanden feien. Bel folder Sachlage führt 
ausschließlich der wirflicde durch Interpellation (hier durch Buftellung der Klagbeantwor- 
tung) begründete Verzug bes Kollationspflichtigen befien Binsverbindlichleit herbei, und 
es ift für diefe weder der Erbidhaftsanfall noch der Erbſchaftsantritt oder die Erbteilung 
enticheibend. Sn 1. 5 8 1 Dig. de collat. 37, 6 ift die Mora als Borausfegung ber 


. Binspflicht aufgeftellt, nicht aber die Fälligfeit der Kollationspflicht Überhaupt als ein 
. jelbftändiger Fall des Eintrittes des Verzuges anerkannt. 


Nr. 2510. IV.Sen. 8. Dezember 1884. IV. 226. 84. Bd. 12, Nr. 72, ©. 294. 
Kollatiouspflicht bei der Iektwilligen Erbfolge. (Preuß. R.). Die Frage, ob bie 
Kollation bei der teftamentarifhen Erbfolge überhaupt ftattfindet, tft eine ftreitige; fie 
ift aber zu bejahen. Im preußiſchen A.L.R. ift Die teftamentarifche Erbfolge ald Aus- 
nahme aufgeftellt, fo daß e3 bei der geſetzlichen Erbfolge verbleibt nicht allein, wenn 
die Eltern eine Abweichung von derſelben überhaupt nicht beftimmt (fein Teftament 
errichtet) haben, fondern auch ſo weit fie eine Abweichung Tebtwillig nicht angeordnet 
haben (8 378, IL 2 AL.R.). Die 88 384, 385, 386, .2 ALLER. weilen barauf hin, 
daß, joweit die Eltern befondere Anordnungen nicht treffen, die Borfchriften über Die 
Kollationspflicht der burd das Geſetz zur Erbfolge berufenen Ablönmlinge zur An⸗ 
Scähulge, Reichsgerichtaentſcheidungen. Bd. IL. 37 
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wendung kommen follen. Die Beſtimmung be 8 390 a. a. O. iſt vorzugämeile f: 
die Kollation gegeben; fie fol ſowohl zur Auslegung ald auch zur Ergänzung bes Iekn 
Willens dienen. Darans, dab ein Teftament ſich als letter Wille barftellt, läkt :! 
nicht folgern, daß der Teftator, indem er die Kollation beftimmter Beträge anorter 
damit die Rollation von Tollationsfähigen Bumendungen ausfchließen will, welde wi 
Errichtung des Teftament3 gemacht find. 


Nr. 2511. IV. Sen. 21. Sanmar 1889. IV. 277. 88. Bd. 23, Nr. 63, 6. 

Ansgleichungspflicht der Abkümmlinge. Form ber biefelbe beſchränkenden sr 
erlaflenden Anorbunngen ber Eltern. (Preuß. R.). Da zwijchen dem Erblaſſer m 
feiner noch lebenden Ehefrau Gütergemeinſchaft beftanden Hat und von ben Belle: 
nicht behauptet ift, daß die Eheleute Sondervermögen gehabt haben und daß bie dr 
ftattung ganz oder zum Teil aus dem Sondervermögen be3 einen ober bed anderer 
Ehelente gegeben fei, jo muß die den Bellagten (den Kindern) gegebene Ansftaitr. 
al3 der den beiden Eheleuten gehörig gewejenen gütergemeinſchaftlichen Bermögenin:‘ 
entuommen angefeben werben. Das gütergemeinfchaftlicde Vermögen aber fchliekt ie. 
rechtlichen Natur nach, folange die Ehe befteht, die Annahme einer Teilung nad Dumm 
in der Art, daß jebem ber Eheleute die Hälfte davon gehöre, aus. Wird allo die i:: 
ftattung aus dem gemeinfchaftlichen Vermögen gegeben, jo hat dies, da mit der Ir 
löſung ber Ehe durch den Tob die Gütergemeinſchaft aufhört und dem überlchek: 
Ehegatten von ba ab bie Hälfte des gemeinſchaftlichen Vermögens gehört (88 64, 6 
TLA1ULR.) die Wirkung, daß das gemeinfchaftlidde Vermögen zwar um den mir 
Betrag der gegebenen Ausftattungen geringer geworben ift, die Ausgleichung aber um 
ben zur Erbſchaft des verftorbenen Ehegatten berufenen Ablömmlingen, welche die sur 
Hälfte des beim Tode bes verftorbenen Ehegatten vorhandenen gemeinfchaftlice ir 
mögens zu teilen haben, zum vollen Betrage ber zur Ausgleihung zu bringenden & 
wendungen zu erfolgen hat. Dies führt dahin, daß eine von gütergemeinfchaftlice Be 
leuten gegebene Ausſtattung ſchon bei der nach dem Tobe des erftnerftorbenen Eian 
erfolgenden Auseinanberjegung zum vollen Betrage auf ben Erbteil des audgefetrn 
Kindes in Anrechnung zu bringen if. Auch im vorliegenden alle, wo bie BF 
Ablömmlinge des verftorbenen Parens aus befien erfter Ehe find, die beklagte Ei 
aber zu den Kindern aus deffen zweiter Ehe gehört, kann eine vollftändige Ausglais 
ber Rinder beider Ehen gegenüber der Erbſchaft des jetzt verftorbenen Barens da fe 
teien nur erreicht werden, wenn bie den Kindern gegebenen Ausftattungen volttis: 
zur Ausgleichung geftelit werden. Denn von dem Tünftigen Nachlaſſe der überieeie 
Ehefrau al3 der zweiten Ehefrau des gemeinſchaftlichen Parens der Parteien Reit ® 
Stlägern als den Abkdmmlingen erfter Ehe des verftorbenen Parens ein Erbrecht r- 
zu. Sie würden alfo, wenn ihr Ausgleihungsanfprud bei der gegenwärtigen & 
teilung nicht zu vollftändiger Befriedigung gelangte, benfelben fpäter bei der bereut: 
Teilung des Nachlaſſes der zweiten Ehefrau ihres Parens geltend zu machen mict mt 
in ber Lage fein. — Das Gefeh fteht indefien dem geltend gemachten Ausgleihumr 
anſpruche nur fo weit zur Seite, als nicht abweichende wirffame Anordnungen N 
Eitern der Bellagten vorliegen. Dazu bedarf es nicht der Teftamentsform oder de 
für letztwillige Verfügungen der Eltern zu Gunften der Kinder vorgefchriebenen dew 
Benn ein Parens einer Zuwendung, die an ſich eine Ausgleichungspflicht des Ki 
nit begründen würde, die Auflage beifügt, daß die Zuwendung zur Audgleihun ® 
bringen fei, fo entſcheidet der bei der Bumwendung geäußerte Bumendungswile übe * 
Ausgleihungspflicht, auch wenn er formlos erflärt ifl. Das Kind kann jolderget- 
die Zuwendung nicht anders haben und behalten als mit ber Ansgleichungapfit: 
Eine Befugnis der Kinder, dem Buwendungswillen zu widerfprechen, findet zwar: 
dem durch 8 338, I. 2 MLR. vorgefehenen Falle ftatt, in welchem bei einer ber ir 
gleichungspflicht unterliegenden Zuwendung der Wert allzu niebrig beftinmt iſt, ſo M 
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er Hinter dem wahren Werte um mehr als die Hälfte zurüdbleibt. In dieſem Falle 
wird den übrigen Kindern die Befugnis gegeben, Erhöhung des zur Ausgleihung zu 
ftellenden Betrages der Zuwendung bis zur Hälfte bes Wertes zu fordern. Wllein es 
handelt fi Hier um eine Ausnahmebeitimmung, aus welcher für die rechtliche Natur 
einer über bie Ausgleihungspflicht bei der Zuwendung felbft getroffenen Vereinbarung 
ein Schluß nicht gezogen werben Tann. 


Nr. 2512. I. Sen. 29. Februar 1884. II. 386. 83. Bd. 11, Nr. 88, ©. 360. 
Unentgeltliche Gewährung einer Wohnung als Grund eines Kollatiousanfpruches. 
Urt. 843, 852, 856 code civil. (Rhein. R.). Das Berufungsgericht hat ohne Rechts⸗ 
irrtum angenommen, daß die unentgeltlide Einränmung einer Wohnung, 
wie fie die Klägerin feit ihrer Berheiratung im elterliden Haufe inne gehabt hat, einen 
Kollationsanfprud nicht begründet. Die Geſetzesvorſchrift in Art. 852 code 
eivil beruht auf dem legislatoriſchen Gedanken, daß mäßige den Bermögensverhältnifien 
des Erblaſſers entiprechende Liberalitäten, welche Ausflüffe des Wohlwollend oder der 
Buneigung de3jelben find, in vielen Fällen durch Sitte und Herlommen bedingt werden, 
nad dem vermutlichen Willen ald dem Rückbringen nicht unterliegenb anzufehen find. 
Liberalitäten, welche den Stod des Vermögens nicht berühren und nur in einer Bu- 
wendung von Nutzungen besfelben beftehen, find dem Rückbringen nicht unterworfen. 


Nr. 2513. IL Sen. 26. Juni 1888. II. 133. 88. Bd. 21, Nr. 60, ©. 321. 

Einwerfung ber Borteile aus einem mit dem Erblafier formlos eingegangenen 
Geſellſchaftsvertrage feitens des Erben. (Rhein. R.). Allerdings fchließt ſich Art. 854 
code civil an den Ürt. 853 an, welcher ausipricht, daß nicht etwa jeder thatſaͤchlich 
aus einem Bertrage eines Erben mit dem Erblafler für den Erben erwachſene Gewinn 
in die Erbmaſſe einzumerfen ſei. Allein Art. 854 enthält nit etwa lediglich eine 
Wiederholung bdiefes Satzes für das Gebiet ber Gefellichaftsverträge zwiſchen einem 
Erben und dem Erblaffer, ſondern er fügt weiter rüdfihtlih der äußeren Yorn des 
Gejellihaftsvertrages die Beſchränkung bei, daß bie Bedingungen des Gefellichafts- 
bertrages durch eine öffentliche Urkunde geregelt fein müßten. Durch diefen Beiſatz 
ift daher anbererfeit3 zum Ausdrude gebracht, daß, wenn die Bebingungen des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrages nicht durch eine öffentliche Urkunde geregelt find, die Borteile aus 
einem Gejellihaftävertrage zwiichen einem Erben und dem Erblafier von dem Erben 
ohne Weiteres, aljo auch ohne den Nachweis einer Liberalitätshandlung ein» 
geworfen werden müſſen. 


Nr. 2514. IL Sen. 22. Juni 1886. II. 54. 86. Bd. 16, Nr. 65, ©. 275. 
Einwerfung. Berfchleierte Schenkung. (Rhein. R.) Nach der Yeititellung des 
Berufungsgericht3 haben die dem ©. in feinem Ehevertrage vom Erblafler zum Ge⸗ 
famtpreife von 7600 DE. übergebenen Liegenichaften zur Zeit des Ehevertrages und 
der Schägung einen Mehrwert von 3400 DE. über den Übergabeprei3 gehabt, und das 
Berufungsgeriht hat angenommen, daß in Höhe bed ermittelten Mehrwertes eine 
(mittelbare) ber Form ber Schenkung (L.R.S. 931) nicht bebürftige Freigebigkeit 
beabfitigt und zum Vollzuge gekommen ift. Nach dieſer Feſtſtellung liegt nun zwar 
für den Betrag von 3400 ME. eine verfchleeirte Schenlung vor, da unter einer 
folden eine unter Lebenden in der Abficht ber Freigebigkeit erfolgende Zuwendung zu 
verftehen ift, melde in bie Form eines belafteten Vertrages eingefleidet if. Dagegen 
bat das Berufungsgericht gleichwohl mit feiner weiteren (näher begründeten) Annahme, 
ein Grund, biefe mittelbare Schenfung von der Einwerfung nad) 2.R.S. 843 aus 
zunehmen, liege nicht vor, das Geſetz nicht verlegt. Auch bezüglich verjchleierter 
Schenkungen gelten hinſichtlich der Befreiung von der Einwerfung die Normen bes 
L.R.S. 843 wie bei nicht verfchleierten Schenfungen, und es hat daher ber Richter im 
37* 
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einzelnen alle nad) der Sadjlage zu prüfen, ob eine Befreiung von der Einwerf::: 
vorliege. Im vorliegenden alle Hat das Berufungsgericht unangreifbar feftgef-: 
baß ein Wille des Erblaffers, den Veſchenkten von ber Einwerfung zu befreien, m“ 
erfennbar ift. 


Nr. 2515. IL Sen. 18. März 1887. IL 360. 86. Bd. 18, Nr. 68, ©. 3% 

Einwerfung. Urt. 918 code civil. (Rhein. R.). Der Art. 918 code cwil e 
hält die doppelte Anomalie, daß er einen onerojfen Vertrag kraft geſetzlicher Bermite:: 
zu einer Schentung ftempelt, und ſodann, daß diefe Schenkung, abweichend von der Ser 
ſchrift des Urt. 843 a. E., ald vom NRüdbringen befreit gift, ift daher auf das nt 
ausznlegen, wenn es fi um feine Unwendung handelt. In dem Kaufalte, ber he 
in Betracht kommt, ift „Die Benußung des verfauften Haufes zur eigenen Wohnur: 
für die Lebensdauer der Eheleute K. vorbehalten. Es ftebt bier alfo ein Wohnungsret 
in Frage. Das Recht des Niekbrauches, Art. 587 ff. code civil, und das Wohnungsrek 
Art. 632 ff. a. a. D., find aber ihrem Begriffe und Umfange nad) wejentlich verſchieder 
fo daß im Sinne des Urt. 918 a. a. D. eine Veräußerung mit Vorbehalt ein« 
Wohnungsrechts grunbjählich nicht mit einer Veräußerung unter Vorbehalt des Nirr 
brauches gleichgeftellt werden Tann. | 


Nr. 2516. IIL Sen. 22. Februar 1895. II. 297. 94. Bd. 35, Nr. 30, ©. 132. 
Erfordernifie einer divisio parentum inter liberos. (Gem. R.) Die u 
Münfterfher allgemeiner Gütergemeinſchaft Iebenden Eheleute H. errichteten := 
18. Mai 1874 eine Urkunde, in deren erftem Teile fie, falls ihre beiden Kinder wı 
ihnen fterben würden, fich gegenfeitig zu Erben einfegten, in bem zweiten Teile che 
beftimmten: „Würden jedoch wir vor unferen finder oder vor Errichtung einer auder 
weiten Dispofition über unfer Bermögen verfterben, fo beftimmen wir in betreff unſet 
gefamten Vermögens, daß unfer Sohn 3.9. unfere Wohnung nebft Scheune mit «fr: 
dazu gehörenden Immobilien, Mobilien und Moventien, mit Luften und Laften, Sprä 
und Forderungen haben und behalten fol und ihm folddes von uns hiermü vs 
Eigentum übertragen fein fol, jedoch mit der Verpflichtung, an feine Schwefter X 
bei ihrer Verheiratung eine Ausrüftung zum Werte von 1500 Gulden erhalten tz. 
annoc zum Sindesteil und gegen Abftand von ihrer elterlihen Wohnung und Gier: 
auszufehren die Summe von 1000 Thalern Courant.“ Diefe von anderer Hand 
fchriebene Urkunde ift von dem Ehemanne 9. unterfreuzt, von der Ehefrau H. muie 
fchrieben, Beides notariell beglaubigt. No im Jahre 1874 ftarb der Ebemamı f. 
nad) ihm die Todjter A. am 30. Januar 1881 mit Hinterlaffung von zwei Töchter 
der jeßigen Klägerin TH. und der demnächſt im Sabre 1882 verftorbenen &. 3: 
zwiichen hatte bie Wittwe H. am 23. Auguſt 1881 ein Teitament errichtet, worin '2 
ihren Sohn $. H. als Untverfalerben mit ber Verpflichtung einſetzte, den Kinbern iker 
Tochter U. als Erbteil, ber Th. 2000 Mf., der ©. 4500 Mt. und einige Sachen ber- 
andzugeben. Darauf ftarb G. und nah ihr am 18. Oftober 1883 bie XTeftatry 
. Witwe H., und nad) diefer im Sabre 1884 ihre Sohn J. H., defien Witwe feine Erbin 
wurde; fie und ihr zweiter Ehemann find die jegigen Beflagten. Die Klägerin, die 
von ben Beklagten bereit 2000 DEF. erhalten hat, hält bie gemeinfchaftlicdde Berfügun; 
vom 18. Mai 1874 und aud) das Teftament der Witwe H. für ungültig und Bat in 
ber erhobenen Klage al3 Miterbin die Borlegung eines eiblich zu erhärtenden Inventar? 
über den Nachlaß der Eheleute H. und die Herausgabe ber Hälfte, eventuell eine 
Drittel, des Nachlaffes gefordert. Nachdem in erfter Inſtanz die Klage abgewieſen 
war, hat das Berufungsgericht im wefentlichen nach dem Slagantrage erlannt. Tr 
Reviſion der Beflagten ift für begründet erachtet. Das Berufungsgericht findet in bem 
wörtlich mitgeteilten zweiten Teile der gemeinſchaftlichen Verfügung vom 18. März 187: 
ein testamentum parentum inter liberos und begründet dies damit, daß die Ti 
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rofition Beftimmungen treffe, wie fie nur in einem Teftament getroffen werben fönnten, 
ya fie die Verfügung über den ganzen Nachlaß und eine Erbeinjegung enthalte, möge 
san den Sohn als zum alleinigen Erben eingeſetzt, die Tochter als Legatarin ober 
beide als Erben und dann die Tochter als heres ex re certa anfehen. Bei feiner 
Ipäteren Ausführung, daß die Dispofition nicht als divisio parentum angefehen werben 
könne, fügt es noch hinzu, man könne nicht fagen, daß Suteftaterbfolge gewollt fei; 
vielmehr Tünne die Verfügung nur dahin aufgefaßt werden, daß bie Eheleute H. die 
Univerfalfucceifion in ihrem Nachlaß Hätten regeln und, fei e8 beide Kinder, fei es ben 
Sohn allein, hätten zu Erben einfegen wollen. Dieſe Auslegung berubt nur anf dem 
einen Grunde, daß die Dispofition Verfügungen über ben ganzen Nachlaß enthalte; 
die daraus gezogene Folgerung ift rechtsirrtümlich, da auch die divisio parentum 
fämtfiche zum Nachlafie gehörige Segenftände verteilen und dies in ber Weife vornehmen 
kann, daß alle bem einen Sinde zugeteilt werben gegen Heraudzahlung einer Geld⸗ 
entichäbigung an ba3 andere; nur die Butellung von Vermögens quoten ſiſt aus⸗ 
geſchloſſen. Im übrigen find vom Berufungsgeriht dafür, daß eine Erbeinfegung 
vorliege, Gründe nicht gegeben, obwohl das Wort „Exrbe” in ber Verfügung fi nicht 
findet, vielmehr der Ausdrud, daB bie Tochter A. außer dem ſchon Erhaltenen noch 
3000 ME. zum Kindesteil haben follte, gegen eine Erbeinfeßung fpricht und letzt⸗ 
willige Verfügungen im Zweifel fo auszulegen find, dab ber Wille des Erblafiers 
möglihft aufredit erhalten wird. Einer Wiederholung der Prüfung und Auslegung 
bedarf es jeboch nicht, da auch die weiteren Ausführungen des Berufungsgerichts nicht 
frei vou Rechtsirrtum find. Allerdings würbe ein testamentum parentum inter 
liberos, wenn ed vorläge, ungültig fein, aber e3 ift nad) c. 26 Cod. fam. erc. 3, 36 
als divisio parentum aufrecht zu erhalten. Die vom Berufungsgeriht dagegen 
erhobenen Bedenken find nicht begrünoet. Nach c. 26 Cod. cit. follen, wenn das 
Micendententeftament, in dem nur Defcendenten eingejebt find, wegen Yormmangeld 
ungültig ift, trogdem feine materiellen Beftimmungen befolgt werben, ohne daß irgend 
eine Yorm vorgefchrieben tft. Diefe von Konftantin herrührende Beftimmung hatte ur- 
ſprünglich wohl die Bedeutung, daß folche Afcenbententeftamente ohne Weitered als 
Kodizille aufrecht erhalten werden jollten. In Zuftinians Gefebgebung ift zwar all- 
gemein anerkannt, daß die Kodizille fünf Beugen erfordern; wenn aber troßdem bie 
c. 26 fo, wie gefchehen, aufgenommen mwurbe, fo kann darin nur eine auch die Kodi⸗ 
zillarform erlaffende und materiell die Wirkſamkeit erfeichternde Vorſchrift gefunden 
werden. Nun haben zwar die Nov. 18 c. 7 und Nov. 107 0. 3 die Formlofigleit be 
feitigt und aud) für bie divisio parentum Minimalformen vorgefchrieben; es fehlt aber 
an jedem zwingenden Grunde, bieje infoweit die c. 26 abändernde Formvorſchrift dahin 
auszubehnen, daß damit andy die materielle Erleichterung bejeitigt wird; es follte ohne 
Weiteres die Aufrechterhaltung in der leichteren Form, falls dieſe gewahrt tft, erfolgen. 
Man mag dann Zweifel hegen, wenn Bedenken vorliegen, ob die Verfügung überhaupt 
ernftlih beabfichtigt und nad dem Willen des Erblaffers beendet ift; aber ſolche Be⸗ 
benfen fönnen bier nicht entftehen. Ohne VBebeutung für bie Entfcheidung ift, ob man 
die divisio parentum ſelbſt ald ein privilegierte® Kodizill auffaßt oder noch da⸗ 
neben befondere die Formen des privilegierten Teftamentes erfordbernde oodicilli pa- 
rentum inter liberos annimmt; jedenfalls liegt fein Grund vor, die nad) c- 26 a.a.D. 
geredhtfertigte Konverfion zu unterlaffen, falls die in Nov. 107 c. 3 vorgefchriebenen 
Formen gewahrt find unb der Inhalt als Verteilung bes Nachlaſſes, nicht ala Be⸗ 
ftimmung von Erbquoten aufgefaßt werben kann. Die Nov. 107 erfordert zur Gültigkeit 
der divisio parentum Unterfhrift. Daß diefer die Unterfreuzung des Erblaflerd F. 
gleich ftehe, ift allerdings nicht zweifellos, muß aber in Übereinftimmung mit dem Be- 
rufungsgericht angenommen werben. Es handelt fi zwar um eine Formvorſchrift, 
und daß Juſtinian bei Iegtwilligen Verfügungen das Unterfreuzen der Unterjchrift nicht 
unbedingt gleich achtet, ergiebt fich ſchon darans, daß in ſolchem Falle das regelmäßige 
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Privatteftament die Buziehung eines octavus subscriptor erfordert. Bu berũckſichtige 
ift jedoch, daß bie divisio parentum im übrigen ganz formlos tft, daher die Aunabz: 
nabe Liegt, daß die Unterfchrift nur die Ernftlichleit des Willens fidhern follte, Tom: 
daß bier im Falle der Schreibensunfähigteit ein Erfag für die Unterfchrift, etwa t: 
Zuziehung eines subsceriptor, nicht genannt tft. Im vorliegenden Falle war umm be 
Erblaffer H. nicht fchreibensunfundig, fondern konnte nach feiner Dem Notar abgegeben: 
Erflärung nur wegen Bebens der Hände nicht fchreiben. Es liegt aljo fein Srur: 
vor, zu bezweifeln, daß er den Inhalt der Urkunde gefannt habe. Die Echtheit de: 
Unterfreuzung wirb aber durch die notarielle Beglaubigung feftgeftelt. Ba bie Unt-: 
freuzung wenigſtens in ſolchen Fällen genüge, tft um fo mehr anzunehmen, als Ie- 
ſolche Berfonen eine divisio parentum überhaupt nicht errichten könnten, Da bie 3 
ziehung eines subscriptor im Geſetze nicht zugelafien, alfo deſſen linterfchrift gle‘-- 
wertig zu halten bedenklich if. 


Nr. 2517. IV. Sen. 7. Juli 1890. IV. 81. 90. Bd. 26, Ar. 63, ©. 32%. 
Eiterlige Teilungsanorduung. BZuläffigleit neben einem föormlichen Teſtamertt. 
Beftimmung der Erbteilungsqusten abweichend vom Geſetze ober dem fürmliceı 
Teftamente. 885 3808Ff., IL 2 AULR (Preuß. R.). Ohne Rechtsirrtum Haben de 
Borberrichter den von bem Erblafler zu dem mit feiner Ehefrau geichlofienen Erbvertrcr 
gemäß dem tn dieſem enthaltenen Vorbehalte außergerihtli errichteten eigenhärk:; 
ge- und unterjchriebenen Nachtrag feinem Inhalte entiprechend ald eine Zeilun:s 
anordnung (dispositio parentum inter liberos) im Sinne der 88 3808ff., IL 2 ALE 
bezeichnet. Die von ber Bellagten geltend gemachte Auffafiung, daß eine ſolche w 
neben ber Snteftaterbfolge und nicht neben einem förmlichen Teftamente zuläffig ir 
wird dur 8 415, II. 2 A.L.R. widerlegt, wonach bie in einem Teftamente gefcheben 
Enterbung eines Kindes durch eine ben Erforbernifien der 88 380ff. a. a. D. genügerk 
Berorbnung widerrufen werden Tann. Bergl. auch 8 588, L 12 ALM. Der in; 
fie Nachtrag genügt der Formvorſchrift des 8 3808 a. a. O. Gleihwohl bebemz 
bie Beflagte die Ungültigkeit der in Bezug auf fie getroffenen Beftimmung, wei u 
einer derartigen privilegierten Dispofition bie Erbteilungsquoten nicht geändert werde 
bürften. Diefer Einwand ift nicht begründet. Die 88 383, 431, . 2 A.L. R. ſprece: 
von einer „privilegierten Dispofition unter Kindern” und ftellen fie neben bie „wir 
liden Teftamente”, 8415 a. a. D. bezeichnet fie als „Ießtwillige Verordnung me 
den Kindern”. Die einzigen vom Gefeße für fie aufgerihteten Schranten find die, dez 
durch fie den Defcendenten auch beim Vorhandenſein gefeßliher Enterbungsgräsk 
nit der Pflichtteil ganz oder teilweife entzogen und in ihnen nit etwad = 
Bunften Dritter verfügt werden barf (88 379, 391, 431, 381 a. a. O.). Schon fir 
dur fcheint Mar ausgeſprochen, daß eine ungleiche Beftimmung der Erbteile der 
Kinder nicht unftattHaft ift, und dies wird denn auch durch 8 383 daſ. anßer Zweüel 
geſetzt. Das Wort „Srundfäge“ in 8 380 a. a. D. umfaßt aud die Veftimmung de 
Anteile (Quoten) der Kinder an dem Nachlaſſe ald der vornehmlichſten Grundlage 
der reellen Teilung (vergl. 88 3, 8, I. 46 A.G.O.). Es ift demgemäß auch zulähg, 
“in einer privilegierten elterlichen Dispofition ein Kind zum Univerfalerben zu ernenzeı | 
und den anderen Rindern nur beftimmte Sachen oder Summen andzujegen. 


Nr. 2518. IT. Sen. 13. Februar 1883. II. 402. 82. Bd. 8, Nr. 41, ©. 161. 

Dffenbarungseid der Miterben. (Gem. R.). Sind bie übrigen Borausjegungen 
bes Eides erfüllt, fo muß man nicht bloß dem feinen Erbteil verlangenden Miterben, 
fondern auch dem feinen Pflichtteil oder deſſen Ergänzung forbernden Noterben der 
Rechtsbehelf des Dffenbarungseides geftatten. Der Uffenbarungseid Tann bon dem 
Miterben gefordert werben, wenn er fi) im Beſitze bes Nachlaſſes befindet oder ix 
einem folhen Berhältniffe zu dem Erblaffer und feinem Bermögen geftanden bat, dei 
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ihm leichte @elegenheit gegeben war, Gegenftände des Nachlaſſes zu befeitigen. Dies 
Erfordernis tft aber ftreng auszulegen und dementfprechenb auf häusliche Gemeinſchaft 
und analoge Berhältniffe zu befchränfen. Vergl. c. ult. 8 10 Cod. de jur. del. 6, 30. 
Nr. 2356. Nr. 2562. Nr. 2541. 
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Ceftament. 
8.0.8. 88 2064-2273. 


I. 1753—1939. IL 1937—2140. DI. 2039—2237. M. V. 6—309. D. 383-297. 
E.G. Art. 24, 44, 86, 149—151, 214, 215. Windſcheid II. 88 5385868. 
Stobbe V. 88 300-304, 306—309. Bernburg TI. 88 102—173, 182—184. 


Allgemeine Borfchriften. 
Nr. 2519. I. Sen. 1. Juli 1887. I. 79. 87. Bd. 19, Nr. 71, ©. 373. 
Vermächtnis alles desjenigen, „worüber er geſetzlich zu verfügen beingt if”, 
ſeitens eines Ehegatten zu Gunften des anderen. Art. 1094 Ubf. 2 code civil. 
(Rhein. R.). Der Wortlaut des Geſetzes (Mrt. 1094 Abf. 2 code civil) ergiebt, daß 
es in der Befugnis bes Teftators fteht, zu beflimmen, ob bie eine ober die andere 
Art der Zuwendung (ob ein Viertel Eigentum und ein Viertel Nießbrauch oder ber 
halbe Nießbrauch) Platz greifen fol. Es Tann fich daher lediglich fragen, was in dieſer 
Beziehung der Teftator hat beftimmen wollen und beftimmt hat. Es ift daher Sadıe 
ber dem Richter gebührenden Auslegung, feftzuftellen, ob ber Teftator mit ber all- 
gemeinen Ausdrucksweiſe das Eine oder das Andere gewollt ober ob er etwa dad Wahl- 
recht ber Vermächtniänehmerin hat überlafen wollen. Inſoweit kann dem Urteile, 
welches angenommen bat, daß der Teftator ein Biertel Eigentum unb ein Biertel 


Nießbrauch Habe übertragen wollen, eine Berlegung bes cit. Urtilel3 nicht vorgeworfen 
werben. 


Nr. 2520. IL Sen. 13. Mai 1890. IL. 70. 90. Bd. 26, Nr. 69, ©. 355. 

Auslegung eines Teftaments, Subftitution zu Gunften ber Nadglommen. Urt. 896, 
1048 code civil. (Mhein. R.) Die in Art. 1157 code civil für Berträge anfgeftellte 
Auslegungsregel findet auch auf die Auslegung letztwilliger Verfügungen Anwendung. 
Das Geſetz erkennt in Urt. 1023 code civil die Nichtigleit dieſes Satzes ausdrücklich 
an. Eine Verlegung dieſer Regel kann im vorliegenden Falle nicht in der Feititellung 
gefunden werben, daß nach der Wbficht des Erblaſſers eine Verfügung im Sinne des 
Art. 1048 a. a. D. überhaupt nicht babe getroffen werben follen. Allerdings kann 
unter dem im Zeftamente gewählten Ausbrnde „Nachkommen“ ſowohl die Nachkommen⸗ 
ſchaft ohne Unterſchied des Grades als auch die unmittelbare Nachkommenſchaft der 
Kinder veritanden werben, zu beren Gunſten das Geſetz die Subftitution geftattet. 
Bei Erforfhung der allein enticheidenden Abſſcht bes Teftators befchränft fi aber der 
Verufungsrichter nicht auf den Wortlaut der Verfügung, fondern er prüft die Familien⸗ 
und Bermögensverhältniffe des Erblaffer3 ſowie die Beziehungen, in denen er zu feinen 
Kindern geftanden Hat, und gelangt zu der Annahme, daß der Erblaffer den verfügbaren 
Zeil feines Vermögens nicht bloß feinen Enkeln hat zuwenden wollen, fondern baß er 
feine ganze Nachkommenſchaft, Kinbes- und Enkelkinder bis in die entfernteften Grade 
einzuſetzen beabfichtigt und dabei eine Art Yamilienfideilommiß im Sinne der (für bie 
preußiſche Rheinprovinz erlaflenen) KabinetSordre vom 25. Yebruar 1826 im Auge 
gehabt Hat. Dieje ben Umſtänden entnommene Feftitelung ber Abſicht bes Erblaſſers 
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entzieht fi der Nachprüfung des Nevifiondgerichts. — Der Art. 1048 code civil ſtellt 
ih als eine Ausnahme von dem in Art. 896 a. a. D. allgemein aufgeftellten Verbote 
der Subftitutionen bar. Soweit nicht die bejonderen Vorausſetzungen, unter benen bie 
Subftitution ausnahmsweiſe geftattet ift, vorliegen, tritt das allgemeine Verbot jolder 
Verfügungen in Kraft. Der Gefebgeber hat die im früheren Rechte zuläfligen Nacherb- 
einſetzungen abgeichafft, weil er fie für unvereinbar hielt mit dem Geifte ber neuen 
Berfafiung, dem rechtlichen Wejen des Eigentums und ber allgemeinen Wohlfahrt 
. Um feinen Bwed vollftändig zu erreichen, bat er die Subftitution nicht nur bezüglih 
der bedadjten Dritten, fondern felbft in Anjehung des Beſchenkten, des eingefegten Erben 
oder des Legatars für ungültig erflärt. Das Geſetz ftellt hiermit den Srundjag auf, 
dab mit der Subftitution ftet3 auch bie Inſtitution als durch jene bedingt hinfällig 
werde ohne Bulaffung der Brüfung, ob im einzelnen Falle der Erblaffer nit eventuell 
die Inftitution auch ohne Subftitution gewollt habe. Wenn daher im vorliegender 
Falle nicht bloß die Enkel, fondern weiterhin nach diefen auch die ferneren Rachlonmen 
bes Erblafierd als ſubſtituiert anzufehen find, fo macht dieſe fernere Subftituierung 
ohne Weitered auch die eritmalige Subitituierung der Enkel als oneriert Ynftitwiertes 
ungültig und die Verfügung des Teftaments konnte auch nicht in den Schraufen bei 
Urt. 1048 code civil aufrecht erhalten werben. 


Nr. 2521. IL Sen. 23. Juni 1891. IL 81. 90. Bd. 29, Nr. 75, ©. 308. 

Subftitution noch nicht geborener Kinder eines im Teftamente bedachten Sohnes. 
Art. 897, 906, 1057 code civil. (Mhein. R.). Die Wirkſamkeit einer Subftitutiond- 
verfügung, die der Erblafier gemäß der Borjchrift des Art. 1048 oode civil zu Gunften 
der ſchon geborenen und noch zu erwartenden Kinder (enfants nes et & naitre) bes 
bedachten Sohnes getroffen hat, ift nicht dadurch bedingt, daß zur Beit bes Tobes des 
Erblafferd Kinder jenes vorhanden find. In ben Art. 1048/49—1073 oode civil find 
die Subftitutionen, die das Geſetz (Mrt. 897 code civil) in Ausnahme von dem 
Verbote des vorhergehenden Artikels zu Gunſten ber Enkel bezw. Geſchwiſterkinder ge- 
ftattet, näber geregelt. Die erftbezogenen Gefekesftelen fchreiben unn imperativ vor, 
daß in das dem Bedachten zugewendete Vermögen die Kinder erften Grades besfelben, 
ſowohl die bereit3 vorhandenen al3 biejenigen, bie jpäter geboren werben, zu \ub- 
ftituieren find. Nachdem durch Art. 1048 in Ausnahme von der Regel bed Urt. 906 
code civil auch die zur Beit der Eröffnung des Nachlafies noch nicht geborenen bezw. 
eoneipierten Enkel für fubftitutionsfähig erklärt find, ift fein berechtigter Grund bafür 
abzujehen, warum das Erbrecht diejer Kinder dadurch bebingt fein foll, daß zur Zeit 
bes Todes bes Erblafiers andere Kinder fchon vorhanden waren. Auch bie Borfchrift 
des Art. 1075 code civil, die den bedachten Borerben bei Nichterfüllung der ihm durd 
den Urt. 1056 bezüglich der Vormundsernennung auferlegten Pflicht mit dem Verluſte 
feines Rechts zu Gunſten der Subftituierten bedroht, kann ber gegenteiligen Annahme 
nit zur Stüße bienen, da, wenn man aud; annimmt, daß diefe Berwirfung dann, 
wenn feine ſolche Berufenen vorhanden, nicht auszufprechen fei, doc daran nicht folgt, 
daß Letzteren überhaupt ein Recht nicht zuftehe. Danach ift mit dem Berufungsgericht 
davon auszugeben, daß auf dem Ausnahmegebiete ber Art. 1848/49 oode civil bie 
Nechtsfähigleit der enfants à naitre grundſätzlich anerltannt ift. 


Erbeinfehung. 

Nr. 2522. L Sen. 15. März 1882. I 699. 81. Bd. 10, Nr. 31, ©. 113. 
Möglichteit ftiifchweigender Anorbuung von Erbeinfegungen und Vermächtnifien. 

(Gem. R.). In den Ausführungen bed Berufungägerichts tft infofern ein Rechtsirrtum 

zu bemerfen, al3 es bie wegen ber Geltung des Satzes „positus in conditions non est 

positus in dispositione“ im Juſtinianiſchen und heutigen Rechte beftehenbe Streitfrage 

auf Bermächtnifje mit bezieht. Die Frage, welche Bedeutung der L 19 Dig. de hered. 
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inst. 28, 5 und L 16 81 Dig. de vulg. et pup. 28, 6 gegenüber der allgemeinen Be- 
ftimmung c. 15 Cod. de test. 6, 23 zukomme, betrifft aber nur Erbeinfegungen und 
Täßt fih, allgemeiner gefaßt, dahin ftellen, ob nad Zuftinianifchen und heutigen ge- 
meinen Rechte eine Erbeinjegung nur ausdrüdii oder auch ftillſchweigend in einem 
Teftamente angeordnet werden könne. Daß Fideilommiffe, alfo im Juſtinianiſchen Nechte 
— überhaupt, auch ſtillſchweigend auferlegt werben können, war niemals 
zweifelhaft. 


Nr. 2523. IV. Sen. 2. Juni 1881. IV. 419. 80. Bd. 5, Nr. 66, ©. 243. 

Bebentung der Erbeßeinfekung in S 614, J. 12 AL.R. (Preuß. R.). In 8 614 
a. a. D. (vergl. 88 482, 492, I. 1 A.L. R.) ift unter Erbeseinſetzung nicht eine ſolche 
im engeren ſpezifiſchen Sinne dieſes Wortes ($ 4, L 12 WL.R.), fondern es find 
barnnter, insbeſondere bei Torrefpeltiven Teftamenten, auch andere Buwendungen von 
Todes wegen zu verftehen. Das preußifche Landrecht hat die dharalteriftifchen Unter⸗ 
fcheidungen be3 römilchen Nechts zwiſchen Teftamenten und Kodizillen nicht beibehalten. 
Es Tann daher auch, wenn e3 fi) um bie Frage über das Vorhandenſein eines wechſel⸗ 
feitigen Teftamentes handelt, Tein entfcheidendes Gewicht auf die nach der Wortfaflung 
bes 8 614 a. a. D. erforderte Benennung zum Erben gelegt werden. Die Fälle wechjel- 
feitiger letztwilliger Verfügungen, wo Cheleute ihre Kinder oder ihnen fonft uahe 
ftebende Berfonen zu Subftanzerben ihres Nachlaſſes ernennen, fich aber wechſelſeitig 
den Iebenslänglichen Nießbranch vermachen, gehören zu ben fehr häufigen Vorkomm⸗ 
niffen, und gerade in ſolchen Fällen pflegen die Nießbrauchszuwendungen in ber be 
fonderen Rückſicht auf die Erbeseinfegungen jeitens des anderen Teils ihre VBeranlaffung 
zu finden. Es bat zuverläffig nicht in ber Wbficht des Geſetzgebers gelegen, dem über- 
lebenden die Zuwendung annehmenden Ehegatten ben Widerruf der von ihm erflärten 
Erbeseinjegung beöhalb zu geftatten, weil diefe Zuwendung nicht durch eine eigentliche 
Erbeseinfegung geſchehen ift. 


Nr. 2524. IL Sen. 11. Februar 1887. III. 356. 86. Bd. 17, Nr. 35, ©. 143, 

Erbeßeinfegung ex re corta. (Gem. R.). In der Iektwilligen Verfügung der 
eltern- und kinberlojen Eheleute S. dahin: „Wir feßen uns Biermit wechſelſeitig zu 
Erben ein, fo zwar, daß ber Längerlebeude von uns im vollen Befite, dem 
Genuſſe und der Dispofition über unfer geſamtes beiberfeitige® Vermögen bis 
an feinen Tod verbleiben fol“, ift eine Erbfolge ſchlechthin nicht angeordnet, viel- 
mehr liegt eine heredis institutio ex re certa vor. Nach römischen Necht wird nun 
zwar bie Einjegung des anf res certa inftituierten einzigen Erben als Erbeseinſetzung 
aufrecht erhalten, indem bie Erwähnung ber res certa, das nad) allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen mit der Erbeseinfehung Unvereinbare, als nicht Hinzugefügt gedacht wird (vergl 
1.1 84 Dig. de her. inst. 28, 5; 1. 41 3 8 Dig. de vulg. et pup. subst. 28, 6). 
©treitig aber tft, ob ber ex re certa Berufene, weil er auf das ganze Vermögen des 
Erblaſſers als Erbe gerufen betrachtet wird, nun auch das ganze Vermögen bekommt 
und behält, oder ob er nicht, und eventuell unter welchen Borausjeßungen, das Ver⸗ 
mögen nad) Abzug der res certa an die Inteſtaterben des Teftatord herausgeben muß. 
Für den Fall, daß aus der letztwilligen Verfügung hervorgeht, daß der Erblafier den 
ex re certa Inſtitnierten anf die bei der Einjegung bezeichnete Sache oder auf das 
ihm verliehene Recht hat beichränten wollen, ift unter Umftänden biefer Wille durch 
die Annahme eines Fideikommiſſes zu Gunſten der Inteftaterben des Teftatord zur 
Geltung zu bringen. In ber Einfegung eines solus heres ex re certa ift aber keines- 
wegs immer ohne Weiteres ein ſtillſchweigendes Univerfalfideilomnig zu Gunften der 
Snteftaterben zu finden, vielmehr tft, um bie Annahme eines folchen ſtillſchweigenden 
Fideikommiſſes zu rechtfertigen, erforderlih, daB in irgend einer Weife in der 
legtwilligen Dispofition ſelbſt zum Ausdrud gebradit ift, daß die Inteſtaterben 
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des Teftators die Fideikommiſſare fein follen, wogegen in dem Falle, wo es in der 
letztwilligen Dispoſition an ſolchen Momenten fehlt, aus denen bie Perſon bes Hono⸗ 
rierten mit Sicherheit zu erkennen iſt, der ex re oerta insſtitutus heres den ganzen 
Nachlaß ala Erbe erhält und behält, alſo bie Hinzufügung der res certa ala wirfung 
[083 ericheint. 


Nr. 2525. II. Sen. 21. Okttober 1887. III. 144. 87. 3b. 19, Nr. 49, ©. 257. 

Teftamentarifche Einſetzung einer ganzen Perſonenklaſſe. Fromme Stiftung. 
(Gem. R.) Die Geſetze laſſen feinen Zweifel darüber, daß die Allgemeinheit der Br 
zeichnung „alte, arme, arbeitsunfähige Männer” der Gültigkeit ihrer Einfegung als 
Erben oder Legatare Teinen Eintrag thun Tann. Bergl. c. 24 Cod. de episc. 1,3. 
© 28 pr., c. 49 Cod. eod., cap. 10 und 11 ber Nov. 131. Die Ausführung einer 
teftamentarifhen frommen Stiftung, alfo namentlid einer Stiftung zum Beſten von 
Armen darf nit dadurch in Frage geftellt werden, daß der Teftator nit genügend 
für deren Vertretung geforgt hat. Iſt dies von ihm verfäumt, fo beruft das Geier 
ferbft die zur Ausführung geeigneten Berfonen und Behörden. Nach der heutigen 
Staatsverfaffung tft hierzu die Gemeinde desjenigen Ortes berufen, beffen Einwohnern 
bez. deſſen armen Einwohnern bie Stiftung zu gute fommen fol. Diefe Gemeinde if 
auch zur Klage auf Ausführung ber zu Sunften eines Teils ihrer Ortsarmen errichteten 
Stiftung für legitimiert zu erachten. 


Nr. 2526. II. Sen. 13. März 1896. III. 381. 95. Bd. 37, Nr. 39, ©. 151. 
Wirkung der Kodizillarklanuſel gegen einen postumus. (Gem. R.). Die Bellagte 
wendet fich lediglich gegen die Annahme bed Berufungsgericht, daß die in dem frag 
fihen Teitamente enthaltene Erbeseinfegung der erften Ehefran und der Mutter bes 
Erblaſſers jowie die daran gefnüpfte Subftitution ber Klägerin durch die Kodizillar- 
klauſel auch der im Teftamente nicht erwähnten und erft nach befien Errichtung ge 
borenen Roterbin, der Bellagten, gegenüber als Univerſalfideikommiß aufrecht zu er- 
halten ſei. Dieſer Annahme war auch in der jetzigen Inſtanz beizutreten. Ju Bezug 
auf die Frage, ob überhaupt die Kodizillarklauſel gegenüber dem übergangenen Noterben 
wirke, bat ſich der jetzt erkennende Senat bereits mehrfach in Übereinftimmung wit der 
in Rechtslehre und Nechtsfprehung herrichenden Anficht dahin ausgeſprochen, daB nad 
Nov. 115 die Übergehung eines Noterben die Nichtigkeit des Teftamentes zur Folge 
hat, daß aber Fraft ber ihm beigefügten Kodizillarflaufel die nach Vorſchrift der Novelle 
nichtige Erbeseinfegung als ein bem Snteftaterben auferlegtes Univerſalfideikommiß auf- 
recht zu erhalten ift. Nr. 2617. Gebt man hiervon aus, dann liegt fein ausreichender 
rund vor, zu Gunften eines nad ber Teftamentserrichtung geborenen oder bem 
Teſtator befannt gewordenen Noterben eine Ausnahme von dem aufgeftellten Grund 
fate zu maden. Allerdings ift gerade diefe Frage in älterer wie in neuerer Zeit 
ftreitig gewejen und für die Anſicht, daß jebenfalls zu Gunften nachträglich geborener 
oder bekannt gewordener Noterben eine Ausnahme zu maden fei, namentlich geltend 
gemacht worden, es Tönne nicht angenommen werden, daß ber Erblafler auch ſolche 
Noterben in den Bereich feiner Erwägung habe ziehen und ihnen durch die Kodizillar- 
klauſel etwas von ihrem Nechte babe nehmen wollen. Allein diefe Auffaflung findet 
in den bei diefer Frage mahgebenden Quellen bes römifchen Rechts feinen Anhalt. 
Für das Gegenteil ſpricht zunächſt bie 1. 24 8 11 Dig. de fid. libert. 40, 5, mwonad) 
in dem alle, wenn ein Teftament durch agnatio postumae rumpiert tft, Doch die Ber- 
mädtnifle beftehen bleiben follen, die ber Teftator (durch bie Kodizillarfiaufel) auch 
feinen gefeglihen Erben auferlegt hat. Entfcheidenb ift aber bie 1. pr. 8 1 Dig. de 
jure cod. 29, 7. Danach follen die mit ber allgemeinen Yormel „quisquis mihi heres 
erit, ejus fidei committo“ errichteten Inteftatlobizille au von einem nachgeborenen 
Noterben geleiftet werden, weil angenommen werben müfle, daß auch biefer von dem 
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Erblaſſer ald ein mit in Betracht fommender Erbe ins Auge gefaßt worden fei. Bergl. 
auch 1..9 Dig. de leg. IH. Was bier von einem reinen Snteftatlobizille beftimmt ift, 
muß folgeridhtig auch von einem Teftamente gelten, das Traft ber Kodizillarklauſel als 
Kodizill ins Beben tritt. Nach den vorerwähnten römifchrechtlicden Borfchriften muß 
alfo im vorliegenden Falle die Erbeseinfegung der erften Ehefrau und der Mutter des 
Erblafiers fowie die nad) deren Ableben in Betracht kommende Subftitution der Klägerin 
auf Grund der erwähnten Klaufel als Univerfalvermäctnis in Kraft bleiben; es bebarf 
Daher feines Eingehend auf die weitere Erwägung der Borinftanz, daß auch nach ben 
Umftänden des vorliegenden Falles bie nämliche Ubficht des Teftatord anzunehmen jei, 
indem er das Teftament vom Sabre 1876 auch nad ber fpäteren Geburt und 
Legitimation feiner Tochter, der Beflagten, unverändert habe fortbeftehen laſſen. 


Nr. 2527. II. Sen. 19. Sanuar 1886. III. 245. 85. Bd. 15, Nr. 34, ©. 165. 

Erbeinſetznug und Enterbung einer Perſon in bemfelben Teſtamente. Unſitt⸗ 
licher Lebenswandel als Enterbungsgrund. Aufhebung eines Enterbungsgrundes 
Durch Verzeifung. (Gem. R.). Es wird zwar von einigen Rechtslehrern bie Meinung 
vertreten, daß, wenn eine Perfon in demfelben Teftamente zuerft zum Erben eingefegt 
und nachher enterbt wird, die Enterbung ungültig fei und es daher bei der Erbes- 
einſetzung zu verbleiben habe; allein diefe Meinung ift jedenfalls für das heutige Necht 
nicht zu billigen. Es kommt vielmehr lediglich darauf an, ob nad dem durch Aus 
legung des Teftamentes zu ermittelnden Willen bes Teftators die eine oder die andere 
Verfügung in Geltung treten fol. Der Beweis ber Rechtmäßigkeit der Enterbung ift 
von demjenigen zu erbringen, welcher fi daranf ſtützt. Die Beſtimmung in Nov. 115 
cap. 3 8 11, daß eine Tochter oder Enkelin, welche ih nah Ablehnung einer 
ihrangebotenenangemeffenen Berheiratung einem unfittlidden Lebend- 
wandel ergeben bat, enterbt werden kann, baß aber die Enterbung berfelben unftatt- 
haft ift, wenn fie den unfittlichen Lebenswandel erft begonnen bat, nachdem bis zu 
ihrem 25. Lebensjahre feine Fürſorge für ihre paflende Berheiratung getroffen war, 
tft allgemein dahin zu verftehen, daß eine Tochter oder Enkelin, welche fich eines 
unfittlicden Lebenswandels fchuldig gemacht hat, enterbt werben kann, fofern nur ber 
gedachte Ausnahmefall nicht vorliegt. — Die erft nad Errichtung des enterbenden 
Zeftamentes erfolgte Berzeihfung hat ohne Yurüdnahme des Teftaments nicht die Auf- 
bebung der Enterbung zur Folge. 


Nr.2528. III. Sen. 10. Dezember 1886. III. 190. 86. Bd. 17, Nr. 30, ©. 124. 

Enterbung uud eventuelle Einſetzung von Noterben. Bedingte Einfekung eines 
Noterben. (Gem. R.). Der Teftator hat in feinem Teftamente zunächſt bie Enterbung 
der Noterben ausgeſprochen und nur eventuell, für den immerhin denkbaren Yall, daß 
der Beweis der nambaft gemachten Enterbungsgründe nicht gelingen würde, vorſorglich 
angeordnet, daß alddann die beiden Noterben auf ihren Pflichtteil geſetzt fein follen. 
Darin Liegt kein Widerſpruch. Auch enthält die eventuelle Anordnung nit eine un- 
ftatthafte Beſchränkung der gefeglihen Folgen einer ungültigen Enterbung von Not- 
erben. Ber Noterbe hat nad bem Hecht ber Novelle 115 mehr nicht zu beanfpruchen 
als entweder feine formgerecht vollzogene Enterbung oder feine Erbeinſetzung auf 
den Pflichtteil. Die Frage, ob die Einfegung der beiden Roterben den Anforderungen 
der Novelle 115 aus dem Grunde widerſpreche, weil fie nit unbedingt, fondern 
nur eventuell unter der erwähnten Bebingung oder Vorausſetzung erfolgt ift, und 
die leßtere zur Beit des Todes des Erblaſſers noch nicht eingetreten war, tft zu ver» 
neinen. Aus Novelle 115 Kap. 5 ift zu entnehmen, daß der Gejebgeber die mangelnde 
Einfegung eines Noterben ebenfo wie bie Verkürzung feines Pflichtteiles als eine 
Inoffiziofität, mithin beide als gleichartige Verlegungen bed Noterbrechts angelehen hat. 
In der Konfequenz diefer Anfchauung liegt es, dab in Fällen, wo das Recht des Not- 
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erben auf Exrbeinfegung durch eine bloß bedingungsmweife erfolgte Einfegung verlebt if, 
diejenigen Nechtöfolgen zur Anwendung gebradjt werben, welche für ben Fall einer 
analogen Verlegung bed Noterbrechts, nämlich für die bedingte Zuwendung bes Pflicht 
teilbetrages, durch die c. 32 Cod. de inoff. test. 3, 28 geſetzlich eingeführt find. Es 
erfcheint daher berechtigt, biefe @efegesftelle auf den Fall bebingter Erbeinfegung 
analogerweife zu übertragen, mithin eine Einſetzung folder Art nicht einer Nicht⸗ 
. einfegung glei zu achten, fondern vielmehr wie eine unbedingte aufrecht zu erhalten. 

Dem Rechte auf unbedingte Einjegung, welches durch Novelle 115 fanftioniert ift, wird 
dadurch nicht zu nahe getreten und überdies wird damit nur einer allgemeinen ber 
Aufredterhaltung eines legten Willens günftigen Tendenz bes Geſetzgebers entſprochen, 
welche auch anf dem fpeziellen Gebiete des Noterbrechts mehrfach zum Ausdruck gelangt 
ift (vergl. ce. 30, 32 Cod. de inoff. test. 3, 28). Ber Umſtand, daß die Novelle 115 
als Strafe für die von ihr reprobierten Bräteritionen nur bie Ungfltigfeit der tefle- 
mentarifchen Erbeinjegung aufgeführt hat, Täßt nicht ben Schluß zu, dab nit im Hin- 
blick auf cc. 32 Cod. ib. für diejenigen Yälle, wo die Bräterition des Noterben lediglich 
in feiner nicht unbedingt erfolgten Einfegung zu finden ift, von jener Regel abgewichen 
werben bürfte. Die bedingte Einfehung eines Noterben ift baber nicht als eine deren 
Ungältigleit bewirkende Verletzung des Noterbrechts anzufehen. 


Nr. 2529. VI Sen. 16. Ottober 1893. VL 172. 93. Bd. 31, Nr. 74, ©. 332. 
Erforderniffe einer Erbeseinfegung in der Marl Brandenburg. (Preuß. R.). 
Im Falle Nr. 3146 beruht die Vorentſcheidung auch infofern auf einer Geiches- 
verlegung, als den acht Enkeln des Bellagten die Miterbengqualität beigelegt if. Die 
in der Marl Brandenburg nad Maßgabe bes Art. VII des Bublifatiouspatentes vom 
5. Februar 1794 fuspendierten Titel 1—3 Teil I AL.R. enthalten über bie Er 
forderniffe der Erbeseinfeßung keine Beftimmung. Die Frage, ob eine Erbeseinfegung 
als geichehen anzufehen, ift deshalb nicht nach ben Vorſchriften des römiſchen Mechts, 
auf deren Verlegung allerdings die Nevifion nicht geftüßt werben könnte (8 5 der Ber 
ordnung vom 28. September 1879), fondern nad den nicht fuspenbierten Vorſchriften 
in den 88 4, 6, 44, 45, 254—258, 263, I. 12 A.L. R. zu beurteilen. Mag num aud 
der Erblaffer die Abſich gehabt haben, feine letztwillige Verordnung den Veſtimmungen 
des märkifhen Provinzialrechts durchaus anzupafien, jo hat er doch in dem vorliegenben 
Teftamente die Erflärung, den Inbegriff feines Nachlaſſes feiner Tochter und 
feinen Enteln zuwenden zu wollen, nicht abgegeben. Wenn er die Lepteren wegen 
ihrer Anſprüche an feinen Nachlaß auf die von ihnen einzumwerfenben Buwenbungen 
an ihre Mutter verweift, im übrigen aber jein geſamtes zur Beit feines Todes vor- 
handenes Vermögen feiner Tochter zumenbet, fo kann nur dieſe Tochter, Frau L., im 
Sinne der angeführten Vorfchriften bes zwölften Titels als Exbin gelten, während die 
auf eine beitimmte Summe beichränften Entel, Kinder der Frau M., troß ihrer Be 
zeichnung als Erben im Teftamente boch nur als Legatarien, und zwar ebenſowohl 
der Erbin wie den Nadlaßgläubigern gegenüber, zu betrachten find. Daß ben Enkeln 
des Bellagten ein Noterbenrecht zuftand, kann hieran nichts ändern. Das Berufung 
gericht meint freilich, der Erblafier habe durch die fragliche Teftamentsbeftimmung feine 
Entel in Höhe ihrer Pflichtteils quoten zu dem Inbegriffe feines Nachlaſſes berufen. 
Ob diefe Auffaffung genügend begründet fein möchte, kann dahingeftellt bleiben. Denn 
jedenfalls ift durch Die nach ber weiteren Ausführung bes Gerichts gleichfalls im Teſta⸗ 
mente getroffene Teilungsanorbnung den Eukeln an Stelle ihrer Pflichtteildquoten und 
zur Befriedigung berfelben eine beftimmte Summe (in Höhe ber Buwendungen an ihre 
verftorbene Mutter bei deren Verheiratung) angewiefen worden. Reichte diefe Summe 
zur Dedung be3 Pflichtteils nicht aus, jo konnten die Enfel, wie ber Borberrichter 
offenbar felbft annimmt, aus dem Teftamente weitergehende Anſprüche (abgefehen 
von ben ihnen vermachten breimal 1000 ME.) nicht Herleiten. Danach lag die Sache | 
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fo, daß den teftamentarifch eingefeßten Noterben ber Pflichtteil in einer beftimmten 
Summe überwiefen war, woraus dann nach den Vorſchriften des zwölften Titels in 
Berbindbung mit dem Anh. 8 164 zu 8 574, IL. IE A.L.R. folgt, daß fie nicht ein 
Miterbrecht in den Nachlaß, fondern nur die Stellung von Bermächtnisnehmern er- 
langen Tonnten. Die Reviftonsbellagte meint zwar, es müſſe für den Yall der Ver⸗ 
neinung der Miterbenqualität ber M.ſchen Kinder nad) der injoweit unanfechtbaren 
Nechtsauffaffung der Borinftanz das Teitament des Erblafferd als nichtig und bie 
Anteftaterbfolge als eingetreten angejehen werden; indeſſen dieſer Anficht fteht die 
Motivierung des Berufungsurteild nicht zur Seite. ſteineswegs tft vom Borberrichter 
ausgeiprochen worden, daß nad) den Grundſätzen bes märfifchen Provinzialrecht3 das 
Teftament des Erblafierd troß der ausdrüdfichen Berufung der M.ſchen Kinder zu 
Erben für nichtig erachtet werden müßte, wenn die M.ichen Kinder zufolge ihrer Un- 
weifung auf eine beftimmte Summe im Berhältnifie zu der Frau 2. und den Nadlaf- 
gläubigern nicht als Erben, fondern als Legatare zu betrachten wären. Auf welche 
Gefegesporfchriften ein folder Ausſpruch hätte geftütt werden können, ift auch nicht 
erfichtlich (vergl. Nov. 115 c. 5 pr.). 


Nr. 2530. IV. Sen. 17. Februar 1890. IV. 328. 89. Bd. 26, Nr. 44, ©. 234. 
Änderung ber teftamentarifchen Erbeinſetzung durch ein vorbehaltenes Kodizill 
oder durch eine Verfügung ber Eltern unter Kindern. 88 3, 5, I. 12; Anh. $ 35; 
88 379, 380, 414, 415, 431, V. 2 A.L.R. (Preuß. R.). Durch vorbebaltene Kodizille 
kann bie teftamentarifche Erbeseinjegung nicht geändert werden. Für die Nichtigkeit 
diefer einfchränfenden Auslegung des Anh. 8 35 AUL.R. ſpricht Schon der Ausdrud 
„Kodizill“, da das Geſetz Hierunter diejenige Verordnung verfteht, welche Teine Erbes- 
einfegung enthält (88 3, 5, L 12 A.L.R.), ſodann aber die Entftehung des Anh. 8 35. — 
And der anf die behauptete Verkennung der Rechtsſatze von der Enterbung geftüßte 
Ungriff der Nevifion ift hinfällig Nah 8 414, U. 2 A.L.R. befteht die in einem 
Teftamente gefchehene Enterbung ſolange, als der Erblaffer dies Teftament nicht wider- 
rufen oder feinen Willen, die Enterbung wieber anfzubeben, nicht deutlich erflärt Hat, 
und nad) 8 415 a. a. D. muß dergleichen Erflärung in Anſehung der äußeren Form 
wenigftens mit ben bei einer Iebtwilligen Berorbnung unter Kindern 8 380 a. a. D. 
vorgefchriebenen Erforbernifien verjehen fein. Es genügt aljo, wenn fie von dem Erb» 
laſſer eigenhändig gefchrieben und unterfchrieben worden ift (8 380%). Daß dieſe 
weniger ftrenge Formvorſchrift auch für die Aufhebung einer „Enterbung aus guter 
Abſicht“ gilt, ift außer Frage. Der Entfcheibungsgrund des Berufungsrichters befteht 
aber darin: im Teftament habe der Erblaflfer die D. K.fche Defcendenz als Erbin ein- 
gejebt und dieſe Erbeseinfegung habe durch Kobizill nicht aufgehoben werden 
fönnen. Dem ift beizutreten. Die Reviſion führt aus, der Gejeßgeber habe, indem er 
einer mit ben bei einer lettwilligen Verfügung unter Kindern vorgeiähriebenen Er⸗ 
forderniffen verfehenen Erklärung (88 379 ff. II. 2 A..R.) die Wirkung beilege, die 
Enterbung eines Kindes wieder aufzuheben (88 414, 415 a. a. D.), die Wirkſamleit 
einer in folder Form abgegebenen Erflärung über die aus ben 88 379 ff. fih er- 
are Grenzen erweitert, da durch die Aufhebung ber Enterbung notwendig eine 
nderung der früher gewollten Erbfolge eintrete, möge ber Teftator in dem Zeftamente, 
in welchem er die Enterbung ausgefprochen, Erben ernannt ober es, abgefehen von dem 
enterbten Rinde, bei ber gefeglichen Erbfolge belafien haben. Daraus folge, daß, wenn 
auch im allgemeinen in der Form des 8 380 einem Kinde oder weiteren Ablömmlinge 
das Erbrecht nit genommen werben könne, biefe Yorm hierzu ausreihe, wenn die 
Aufhebung der Enterbung eines anderen Kindes diefe Folge habe. Dieſer Ausführung 
Tann nicht beigetreten werben. Es ift nicht anzunehmen, daß der Geſetzgeber ben in 
den 88 379, 380 ausgefprochenen Grund in dem Kalle bes Widerrufes einer vorher 
angeordneten Enterbung wieder aufgegeben habe. Der Wiberruf der Enterbung eines 
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Kindes, von welchen die 88 414, 415 a. a. D. handeln, darf nur bezweden, bie Grunb⸗ 
ſätze und die Urt der Teilung unter den Kindern und weiteren Ablömmlingen zu be 
einfluffen, nicht aber auch den anderen Kindern und weiteren Ablömmlingen ige Erb 
recht zu nehmen. Lebteres ift aber nach den Feſtſtellungen des VBerufungsrichterd bier 
der Fall. Denn durch den Widerruf ber rechtswirkſamen Enterbuug bes D. K. wird 
ber mit diefer Enterbung zur Erbin berufenen Defcendenz besjelben dies Erbredit 
wieder genommen. Es Handelt fih alfo in ber That um eine nur in ber Form 
eine3 wirklichen Teftament3 gültige Teßtwillige Berorbnung im Sinne der 88 379, 
431 a. a. O. 


Nr. 2531. IV. Sen. 8. Dezember 1892. IV. 282. 92. Bd. 30, Nr. 70, S. 239. 
Begriff der Erben. 88 4—6, 298, 1. 12 WER. (Preuß. R.). Im Jahre 1388 
ift in Berlin T. verftorben. In einem Borprozefle find auf bie Klage des jetziger 
Selägerd bie drei Söhne des Erblafierd ala defien Teftamentserben rechtskräftig ver 
urteilt worden, 35000 ME. nebft Binfen nad Kräften des Nachlaſſes an den Kläger 
zu zahlen. Die Witwe des Erblaffers, die jebige Bellagte, hat deſſen Nachlaß bei der 
Kur- und Neumärkiſchen Ritterſchaftlichen Darlehenskaſſe in Berlin unter Vorbehalt 
ihrer ausfchlieglihen Berfügung in Verwahrung gegeben. Im vorliegenden Rechts⸗ 
ftreite begehrt der Kläger, daß die Bellagte verurteilt werde, die Biuangsvoliitredung 
in ben Nachlaß des Erblafierd in Höhe von 1000 ME. zu geftatten und barein zu 
willigen, daß biefer Betrag aus der bei der gedachten Darlehnskaſſe verwahrten T.ichen 
Nachlaßmaſſe an den Kläger gezahlt werde. Das Landgericht hat die Beklagte ver- 
urteilt. Die Berufung der Beflagten ift zurüdgewieien. Auf ihre Revifion hat das 
Neichsgericht die Klage abgewiejen. Die Bellagte bat ſich der Klage gegenüber in 
zweifacher Weiſe verteidigt. Einmal fpricht fie ber in dem Vorprozeſſe ergangenen 
Entiheidung die Rechtswirkſamkeit ab, weil weder bie Gebrüder T. ald Erben ihres 
Vaters anzufehen feien noch bie Forderung des Klägers an ben Lebteren zu Recht 
beftehe. Sodann hat fie die Paflivlegitimation beftritten. Das Berufungsgericht hat 
beide Hecht#behelfe verworfen. Zu Bezug auf die erfte Einwenbung geht das Verufungs- 
gericht zutreffend davon aus, daß fie an fich rechtlich erheblich fei, indem erwogen ift, 
daB die Beklagte auf Grund der legtwilligen Anordnung ihres Ehemannes beilen 
Nachlaß in Verwahrung und Berwaltung hat und die Rechtsſtellung eines Teſtamens⸗ 
vollftreder3 einnimmt, vermöge beren fie ein felbitändiges Intereſſe daran hat, die 
Frage zur Entſcheidung zu ftellen, ob die Gebrüder T. ald Erben ihres Waters in dem 
Sinne zu erachten feien, daß ihnen gegenüber im Vorprozeſſe die Forderung des 
Klägers an ihren Erblafler mit rechtlicher Wirkung auch gegen die Bellagte als Ber- 
walterin des Nachlaſſes und Teitamentsvollftrederin feftgeftellt werden konnte. Wenn 
dagegen das Berufungsgericht bei Prüfung diefer Frage zu deren Bejahung gelangt, 
fo kann dem nicht beigetreten werden. Nach ber Feftftellung bes Berufungsgerichts 
Bat der Erblafler T. in feinem Teftamente beftimmt, daß feine Ehefrau und feine drei 
Söhne ihn beerben follen, jedoch unter der Maßgabe, baf die Ehefrau lediglich eine 
Nente beziehen, den Söhnen deren Tünftige eheliche Defcendenz fibeilommiflarifch in ber 
Urt fubftitwiert fein fol, daß fie lebenslang nur die Binfen von ihren Erbteilen beziehen, 
nicht aber über die Subſtanz der Erbteile verfügen dürfen, und beim finderlofen Ab- 
fterben eined Sohnes defien Erbteil unter gleicher Beſchränkung auf bie übrigen Söhne 
übergeben jol. Auf Grund diefer Beſtimmungen nimmt ber VBerufungsrichter an, Der 
Wille des Erblaſſers fei dahin gegangen, daß die drei Söhne feine Vorerben und als 
folde nur in ber Verfügung über die Subftanz ihrer (Erbteile zu Gunſten der eventuellen 
Nacherben beichräntt fein follten. Daraus ift gefolgert, daß in dem Vorprozeſſe die 
Söhne den Nachlaß ihres Baterd gegen den Klaganſpruch rechtswirkſam vertreten hätten 
und der Kläger nicht genötigt geweſen jei, deren künftige Defcenbenz zum Brozefie 
zuzuziehen. Diele Ausführung Tann nicht aufrecht erhalten werden. Als Feitftellung 
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des lebten Willen! des Erblaſſers, jo daß Ihr die Vorſchrift bes 8 524 C. P.O. zur 
Seite ftänbe, ift fie nicht anzuſehen. Sie beruht in Wirklichkeit auf einer rechtlichen 
Schlußfolgerung, die fi mit dem Inhalte des T.ſchen Teftaments und mit dem Be- 
griffe des Erben in Widerſpruch ſetzt. Für die Frage, ob die Gebrüder T. als Vor⸗ 
erben ihres Vaters zu erachten find, ift e3 nicht entfcheibend, daß fte in deſſen Teſta⸗ 
mente als Erben bezeichuet find und ihnen ihre etwaige Defceudenz fideikommiſſariſch 
fubftituiert if. Vielmehr iſt auf den Anhalt der zu ihren Gunſten getroffenen An- 
ordnungen bes Erblafierd zurüdzugehben.e Danach joll ihnen an ihren „Erbteilen” 
lediglich der Zinsgenuß zuftehen, während die Subitanz der Erbteile ihrer Verfügung 
entzogen ift und für ihre künftige Nachkommenſchaft erhalten werden fol. Angeſichts 
defien können fie im Hinblide auf die 88 A—6, 298, I. 12 A.L.R. überhaupt nicht als 
Erben in dem Sinne gelten, daß ihnen bie Befugnis, den Nachlaß ihres Vaters rechts⸗ 
wirkſam gegen ben Anſpruch des Klägers zu verteidigen, zuzufprechen wäre. Denn 
diefer Aniprud betrifft die Subftanz des Nachlaſſes, die eben ihrer Verfügung entrüdt 
ift. Demzufolge kann der Streit über die Klagforderung nur unter Buziehung ihrer 
Tünftigen Deſcendenz ausgemacht werden. 


Nr. 2532. IL Sen. 6. Februar 1884. I. 450. 83. Bd. 14, Nr. 47, ©. 194. 

Dem Teftamentsvollftreder im Teftamente beigelegte Befugnis authentifcher Juter⸗ 
pretation des Teſtaments. (Gem. R.). Der Bellagte hat ſich freilich auf die ihm 
durch das Teftament verliehene Befugnis der authentiihen Snterpretation des Tefta- 
ments berufen; aber mit Recht Hat das Berufungsgericht ausgeführt, daß hierin nicht 
das Recht einbegriffen ift, unter eine vBllig Mare Teſtamentsbeſtimmung willlkürlich 
einen Fall zu ſubſumieren, der an fih nicht darunter gehört. — Wenn der Teftaments- 
volfftreder, dem ſolche Befugnis uach dem Teitamente zufteht, im Prozeffe fiber die 
Auslegung einer anderen Teftamentsbeftimmmung gar nicht von feinem Rechte Gebrauch 
macden zu wollen erflärt hat, fo Tann das Gericht auch von ber Auslegung, bie der 
Teftamentsbollftreder der betreffenden Beitimmung giebt, abſehen. Eine ſolche be« 
fondere Willenderflärung wäre eventuell ganz umerläßlich geweſen. Denn es ift fehr 
wohl denfbar, daß ein gewifienhafter Teftamentspoliftreder eine von ihm für richtig 
gehaltene Auslegung gerichtlich durchzufechten verfucht, ohne doch die Verantwortung 
auf ih nehmen zu mögen, fi der ihm im Xeftamente beigelegten Befugnis der 
authentiichen Interpretation gerade in diefem Yalle zu bedienen. 


Einfehung eines Baderben. 
Nr. 2533. I. Sen. 18. Oftober 1887. IL 131. 87. Bd. 19, Nr. 77, ©. 390. 
Verbotene Subftitntion. (Rhein. R.) Es ift von der auf richtiger Auslegung 
des Art. 896 code civil beruhenden Yeftftellung auszugehen, daß N. neben den anderen 
fünf benannten Univerfallegataren zum Univerjallegatar eingefegt, deffen Einfegung 
aber mit einer verbotenen Subftitution belaftet if. Daraus folgt die Nichtigkeit dieſer 
Einjeßung, aber nur dieſer, nicht auch zugleich der übrigen Univerſalvermächtniſſe, 
weil diefe, nach ber Auslegung der AUbficht des Teſtators ſeitens des Berufungsgericht, 
von ber Belaftung gar nicht berührt werden, alfo weder ber Fall vorliegt, daß an 
eine und diefelbe Verfügung zum Teil eine Subftitution geknüpft ift, noch der Fall, 
daß die verbotene Subftitution fi auf alle, ben mehreren Inftituierten zuſa mmen 
vermachten Bermögensteile erftredt, alſo unteilbar tft. Auch darin ift auf Grund der 
Art. 1006, 1044 code civil der angefochtenen Entideidung beizutreten, daß die in 
nichtiger Weife dem N. Hinterlafiene Quote den übrigen Univerfallegataren zufällt, denn . 
Seder von ihnen ift ohne Teilbeftimmung mit ben Anderen zum ganzen Nachlaſſe 
gerufen, jo dat durch das Wegfallen der einen Berufung fi) die Quote der anderen 
um den Betrag nicht vermindert, um welchen diejelbe durch die Teilung mit bem 
Wegfallenden Heiner geworben wäre. Der Beklagte (Erbe) macht geltend, daß bie 
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Hagenden Bermächtnisnehmer das Teitament vollzogen und durch die Teilung mit X. 
genehmigt hätten; eine vollzogene Teilung Tönne überhaupt nur nad) Maßgabe dei 
Art. 887 code civil angefochten werden, eine Berlegung über ein Viertel liege aber 
nicht vor. Es Handelt fi) aber nicht um Anfechtung einer Teilung, jondern um em 
Anſpruch gegen einen ſolchen, der wegen Nichtigkeit feiner Einfegung gar nicht bereditig 
war, zur Teilung zugezogen zu werden und daraus etwas zu erhalten. Gegen eine 
ohne Rechtsgrund zur Teilung Bugelaflenen ift nicht auf Umftoßung der Teiln; 
zu Magen, fondern nur darauf, daß er das ohne Grund Empfangene zur Berteiln; 
unter die allein und ausſchließlich Berechtigten zurüderftatte. Seine Berufung auf bie 
Teilung wirb dadurch befeitigt, daß er auf Grund eines nichtigen Titeld zu derſelben 
zugelafien worden ſei. Wenn aber geltend gemacht wird, daß durch den Vollzug ie 
Teftamentes auf die Nichtigfett wirkſam verzichtet worben ſei (Wirt. 1340 code avi. 
jo fteht dem Folgendes entgegen: Eine Genehmigung des Teitamentes zum Bollıg 
mit der Vereinbarung, welche allein dem Beklagten zum Vorteile gereichen Fönnte, dei 
nur die Einfegung beftehen bleiben und diefe von der Belaftung befreit fein folk, 
das Vermächtnis zu Gunften der Gefchwifter und Geichwifterfinder aufbewahren m) 
ihnen beim Eintritte der im Teſtamente geſetzten Bedingungen anfallen zu laflen, it 
nicht behauptet, fondern nur eine Genehmigung babin, daß die Werteilung bes Rad 
lafles nad) dem Inhalte des Teftaments vorgenommen werde. Eine folde 
Genehmigung aber, welche au die Subftitution beftehen ließe, wäre ohne rechtliche 
Wirkung, da es fih um eine Nichtigkeit kraft öffentlichen Rechts handelt und bie durd 
Art. 896 a. a. D. verbotene fidelfommiffartfche Erbfolge auch nicht durch Übereinhunft 
der Erbinterefienten herbeigeführt werben Tann. 


Nr. 2534. I. Hilfe-Sen. 4. April 1882. IV* 41. 82. Bd. 7, Nr. 62, ©. 206. 

Fideikommiß des Überrefies. Pretium succedit in locum rei. (Bras.R.. 
Wenn auch der Sat pretium succedit in locum rei al3 allgemeine Regel dem roͤmiſchen 
Necht fremd war, fo Hat er doch dort nicht nur bei der Feftftellung des Gegenfazde 
der Erbſchaftsklage, fondern auch in befonderer Beziehung auf den Fall dei dibei- 
kommiſſes des Überreftes Anwendung gefunden (vergl. 1. 7083; 1. 71; 1. 72 dekg. IL). 
Dasfelbe gilt im preußifchen Recht. Anwendung der Regel ift enthalten in 48, 
L 9; 8 847, IL 18 WER., und es liegt kein Grund vor, namentlich in der ent 
gedachten Vorfchrift eine Singularität zu erbliden, die nicht auf andere fälle bei Ar 
fpruches auf Herausgabe eines Nachlafſes anwendbar wäre. In der veränderten u- 
fegung des ererbten Vermögens für fich iſt eine Verminderung desſelben nicht zu 
finden; und ein Fall diefer Art Tiegt Hier vor, wenn feftgeftellt wird, daß die Fidnziar⸗ 
erbin ben Preis des verkauften Nachlaßgrundſtücks in Höhe der ftreitigen 6000 Mi. 
nicht verzehrt, fondern bis zu ihrem Tode verzinslich angelegt und intalt binterlafier 
bat. Nr. 270. — Die Einrebe, daß die Fiduziarerbin bereits im gültiger Beil 
fiber die fragliche Forderung verfügt Habe, ift mit Recht verworfen. So viel ift außer 
Biweifel, daß die Iektwillige Verfügung der Witwe H. (Fibuziarerbin) zu Guniten 
ber Ehefrau des Bellagten und deren Schweftern für ſich den Klägern nicht entgegen’ 
gefeßt werben kann (8 468, I. 12 A.L.R.). Aber auch bie Anführung bed Beflagten, 
dat die Witwe H. zu jener Iegtwilligen Verfügung durch den mit ihm abgeſchlofſenen 
Berpflegungsvertrag verpflichtet geweſen fet, iſt hinfällig. Denn eine vertragliche 
Ausſetzung eines Bermächtnifies laßt ſich nur in ber Geftalt eines Erbvertrages denen, 
der, ald Tegtwilfige Verfügung, gleichfalls zu den nach $ 468 a. a. D. bem Fiduziat 
unterfagten Geſchaften gehört und deſſen Form hier nicht beobadjtet ift; jedes ander! 
auf Iegtwilfige Zuwendung gerichtete Abfommen erzeugt, weil gegen den Grundſaß det 
Zeftierfreiheit verftoßend, Teine rechtliche Gebunbenheit unter Lebenden und ba$ gemäß 
a. ausgeſetzte Vermächtnis bleibt deffenungeachtet Bergabung von Todes wegen. 

rt. 2538. 
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Str. 2535. IV. Sen. 17. November 1890. IV. 158. 90. Bd. 27, Nr. 52, ©. 220. 

Inventarlegungspflicht des Fiduziars beim ibeilommiffe auf ben überreſt. 
88 468—471, 1. 12 ULR. (Preuß. R.). Auch beim Fideikommiſſe auf den Überreft 
ift der Fiduziar verpflichtet, dem Nacherben ein Nadjlaßinventar vorzulegen und es 
eiblih zu beftärfen. Die Inventarlegungspflicht ift dem Fiduziar im 8 470, I. 12 
AL.R. allgemein, auch für den unmittelbar vorher in den 88 468, 469 baf. behandelten 
Fall des Fideikommiſſes auf den Überreft, auferlegt. Damit Hat freilich dem Teftator 
nicht die Befugnis entzogen werden follen, eine andere Beftimmung zu treffen, und 
der $ 474 Mmüpft, indem er bies anerlennt, an eine foldhe Beſtimmung zugleich eine 
Auslegungsregel, die fih auf den Tall bezieht, wenn der Teftator dem Fiduziar bie 
Legung eines Inventars ausbrüdtich erlafien Hat. Hat aber der Teftator einen ſolchen 
Erla nit ausdrücklich ausgeiprocdhen, fo bleibt e8 Sache der Auslegung, ob er eine 
Befreiung des Fibnziard von der Inventarlegungspfliht gewollt hat. In der Be- 
ſchränkung des Subftituten auf den Überreft fieht jedoch das Geſetz diefe Befreiung 
noch nicht, und ebenfowenig Tann fie ans ber Natur der Sache, d. h. aus der ver- 
meintlichen Zweckloſigkeit des Inventars hergeleitet werden. Denn auch das Fidei⸗ 
fommiß des Überreftes macht bei eintretendem Subftitutionsfalle eine Sonberung der 
dem Fideilommiffe unterliegenden Bermögensftüde von dem eigenen Vermögen des 
Fiduziars nötig, welche durch das Inventar erleichtert wird. Dazu kommt, daß die 
Verwaltung des Fiduziard auch bei dem Fideikommiſſe des Überreftes feine un- 
eingeihränfte ift (88 468, 469 a. a. D.), und daß an die Stelle veräußerter Gegen⸗ 
ftände deren etwa noch vorhandener Erlös tritt. Nr. 2534. Die hiernady dem Sub- 
ftituten hinſichtlich verfchentter ober veräußerter Begenftände zuftehenden Anſprüche 
würden ihm vereitelt werden können, wenn ihm das im Inventare liegende Mittel 
entzogen wird, ſich über deu Nachlaß ſichere Auskunft zu verichaffen. In dem Erlaſſe 
der Rechnungslegung Liegt fein Erlaß des Inventars. Nr. 2541. 


Nr. 2536. IV. Sen. 8. Februar 1892. IV. 313. 91. Bd. 29, Nr. 48, ©. 189. 

Berfügungen des Vorerben im Yalle einer ſideilommiſſariſchen Subftitution anf 
den ÜÜberreft über bie Subftanz des Nachlaſſes durch belohnende Schenkungen. 8 469, 
I. 12. Und. 8 23 ULR (Preuß. R.). Das Berufungsgericht Hat angenommen, die 
Fiduziarerbin fei nach den 88 468, 469, L 12 A.L.R. nicht berechtigt gewefen, die 
Subftanz des Nachlaſſes ihres Ehemannes durch Schenkungen, die anf bloßer Freigebig⸗ 
feit beruhen, zu vermindern. Das Berufungsgericht hält aber die Schenkung für eine 
„rein freigebige”, nicht für eine foldhe, wodburd die Ehefrau des Klägers für die War⸗ 
tung und Bflege, überhaupt für die ihrer Adoptivmutter (der Yiduziarerbin und Schenk⸗ 
geberin) geleifteten Dienfte belohnt worden fei, und zwar deshalb nicht, weil die Ehefrau 
des Klägers (die Beſchenkte) zu derartigen Dienften gegenüber ihrer Adoptivmutter 
verpflichtet gewejen fei. Das Berufungsgericht gründet diefe Annahme auf die Be 
ftimmungen der 88 63, 251, 690, I. 2 A.L.R. Gegen diefe Begründung ift von ber 
Revifion mit Recht geltend gemacht, das Berufungsgericht habe die Natur der belohnen- 
. ben Schenkung verfannt. Die belohnende Eigenichaft der Schenkung wird dadurd nicht 
beeinträchtigt, daß das Adoptivkind der Adoptivmuter gegenüber gejehlich zur Pflege 
und Unterftüßung verpflichtet ift; allein enticheidend ift vielmehr, daß das Motiv ber 
Schentung in ber Vergeltung ber löblihen Handlung oder eines geleifteten wichtigen 
Dienftes gelegen hat. Liegt. diefer Thatbeftand, wie hier nad) den thatſächlichen Feit- 
ftelungen anzunehmen ift, vor, fo ift eine remuneratoriihe Schenkung aud in dem 
Berhältniffe der Eltern zu ihren Kindern nicht ausgeichloffen. Hier ift auch die für dad 
belohnende Schenkungsverſprechen vorgejchriebene ſchriftliche Form beobachtet. Nun mag 
zwar die belohnende Schenkung begrifflich als reine Schenkung, wenngleich hervor⸗ 
gegangen aus dem ſittlichen Motive der Dankbarkeit, angeſehen werden können, wie fie 
auch, mit Ausnahme der zur Vergeltung einer Lebensrettung gemachten Schenkung, 
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gemeinrechtlich von ber überwiegenden Anſicht der Schriftfteller aufgefaßt wirb, währen) 
fie wiederum von Anderen gar nicht als Schenfung, ſondern als onerofes Geſchäft az- 
gejehen ift. Die letztere Auffafſung ift aber die des preußifchen Rechts. Nadh dem 
Sprachgebrauche des AL.R. wird die belohnende Schenfung von den auf „bloße Frei: 
gebigfeit” beruhenden Schentungen beftinmt unterſchieden. (Vergl. 8 28 Anh. zu 8 111; 
und 8 1174, L 11 WER). Bei einem Fideilommifle des Überreftes ift aber der Ebe 
gatte zu Berfügungen unter Lebenden mit alleiniger Ausnahme der auf bloßer re 
gebigkeit beruhenden Schenkungen befugt, zu dieſen gehört die remmmmeratorifche Z che: 
fung nidt. 


Nr. 2537. V. Sen. 6. Wpril 1892. V. 344. 91. Bd. 29, Nr. 65, ©. 265. 
Rechtliche Stellung des Nacherben beim Fideikommiſſe anf den Überren gege:: 
über einer vom Vorerben vorgenommenen gemifchten Schentung. Unterſchied der 
gemiichten und ber verſchleierten Schentung. Wirkung des Wiberrufes sder ber Az 
fechtung anf bie gemifchte Schentung. (Preuß. R.). Durch das Berufungdurteil = 
die Beklagte verurteilt, 1. anzuerfennen, daß der zwilchen ihr und ihrem Bater E. ab 
geſchloſſene Kaufvertrag und die auf Grund defien an jie erfolgte Auflafiung ber Grund⸗ 
ftüde ... in Unfehung der ibeellen Hälfte der mitverlauften und aufgelafienen Sraur- 
ftüde ungültig find, 2. die ideelle Hälfte dieſer Grundftüde zur Nachlaßmaſſe des &. 
herauszugeben. Die Reviſion ift für begründet erachtet. Dem Berufungsricdhter ir 
zwar darin beizutreten, daß der Bater der Parteien durch die in dem mit feiner Ebe 
frau geſchloſſenen Erbvertrage enthaltene fideitommiffarifche Subftitution auf dem Überrer: 
rechtlich behindert war, das Recht der Subitituten auf die von feiner Ehefrau ereri«: 
Grundftüdshälfte durch Schenfungen zu vereiteln (88 468, 469, 632, 646, L12 ALR. 
und daß aud die fogen. „gemilchten Schenfungen“ in biefer Beziehung zu dem Schen- 
tungen zu zählen find. Auch feine auf thatſächlichen Erwägungen bernhende Aunahme. 
daß der zwiſchen E. und der Bellagten gefchloflene Kaufvertrag ungeachtet der darin 
ausbedungenen Gegenleiftungen mit Rüdficht auf deren Mißverhältnis zu bem Serte 
des Raufgegenftandes und die dadurd an den Tag gelegte Abficht, Die Käufern durch 
den überſchießenden Vetrag bed Wertes zu bereichern, als eine gemifchte Schentung 
anznjehen ift, giebt an fich zu rechtlichen Bedenten feinen Anlaß. Das Bernfungdurieil 
führt aber, indem es ohne weitere Unterſcheidungen und ohne Würdigung der Reit 
verbältnifie aus dem mindeftens zum Teil Läftigen Bertrage die gemiſchten Schentungen 
den einfachen gleich ftellt, zu einem unbaltbaren Ergebniffe. Der Fall, in welchem de 
entgeltlihe Gefchäft nur zum Scheine abgeſchloſſen ift, um der Schenkung das äußern 
Anfehen eines wirkſamen entgeltlichen Bertraged® zu geben, tft von ben gemrifchten 
Schenkungen anszujheiden und nad den allgemeinen Negeln über Scheinverträge zu 
beurteilen. Wird z. B. ein Landgut für eine Mark oder zwar für einen höheren, abe 
nur gefchriebenen, nicht gewollten Kaufpreis verlauft, um die Beobachtung Der Yors- 
vorſchriften für Schenkungen zu erfparen und die Gefahr des Widerrufes zu vermeiden, 
fo ift nur das äußere Bild eines entgeltlihen Vertrages geichaffen, das entgeltlid« 
Geſchäft zum Scheine geichloffen, die wirklich gemachte Schenkung nur in die Form des 
Kaufes eingefleidet. Der Kauf befteht nicht, weil er nicht ernitlich gemeint ift; es liegt 
feine gemiſchte, fondern, nach Ablöſung der falfchen Einkleidung, eine reine Schentung 
vor. Das ganze Geichäft unterliegt den Formvorſchriften der Schenfung, deren Wiber- 
rufsgründen, dem bier in Frage ftehenden Verbote des 8 469, I. 12 A.L.R. Als ge- 
miſchte Schenkung ift daher nur diejenige zu behandeln, die mit einem emtgeltfiden 
Geſchäfte verbunden tft und alfo neben legterem auf den überfchießenden Wert gelten 
fol. In einem ſolchen Falle ift das Geſchäft ſchon nad feinen objeltiven Inhalte ge 
mijcht, entgeltlich, foweit fich Leiftung und Gegenleiftung gegenüber ftehen, unentgeltlid, 
foweit die eine die andere überfteigt. Der Unterjchied zwiſchen Leiftung und Gegen 
leiftung allein reicht aber nidgt aus, um dem an fich vorliegenden entgeltlichen Geſchaͤft 
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den Charakter der gemiſchten Schenkung zn geben. Aus einem von beiden Teilen ledig⸗ 
lich als Kauf beabfichtigten Vertrage kann nicht hinterher eine Schenkung bloß deshalb 
werben, weil ſich herausftellt, daß der Kaufpreis hinter dem wahren Werte zurüdbleibt. 
Wohl aber kann das Mißverhältnis zwiſchen Leitung und Gegenleiftung einen that- 
jächlichen Schluß auch auf die weiter erforderliche Vereicherungsabficht der Parteien be 
gründen. Durch biefe Abfidht wird der Bertrag, der, ſoweit Leiftung und Gegenleiftung 
fi decken, ein entgeltlicher ift, hinfichtlich des überfchießenden Betrages zur Schenkung. 
Aus diefer Begrenzung der gemifchten Schenfung ergiebt ſich einerfeits, daß fie nur 
hinfichtlich des überſchießenden Betrages, nur ſoweit fie als wirkliche Schenkung be- 
abfichtigt war, dem Widerrufe ober ber Anfechtung unterliegt. . Anbererfeit3 lann der 
Beſchenkte, wenn er fi) den Widerruf oder die Anfechtung der gemifchten Schenkung 
gefallen Lafien muß, an das darin enthaltene entgeltlihe Geichäft, das er ohne Die 
damit verbundene Bereicherung nicht gewollt bat, wider feinen Willen nicht gebunden 
bleiben. Es muß aljo dem Beichenktten im Falle der gemiichten Schenkung die Wahl 
gelafien werben, entweder beim Fortbeſtande des Geſchäfts im übrigen ben feine Gegen⸗ 
leiftung überfteigenben Wert der Hauptleiftung herauszugeben oder das ganze Geſchäft 
rüdgängig zu machen, gegen Rüdgewähr des Gegebenen das Empfangene herauszugeben. 
Diefen Grundfägen widerſpricht die Enticheidung bes Berufungsrichterd in doppelter 
Beziehung. Ba er den fraglichen Bertrag an fich als einen entgeltlichen betrachtet, fo 
durfte er nicht deſſen Ungältigleit ansſprechen und bie Beklagte nicht zur Herausgabe 
der ideellen Hälfte der durch jenen und die folgende Auflafjung erworbenen Srundftüde, 
noch dazu ohne jebe Entieidung über die der Bellagten vertragsmäßig obliegenden 
Gegenleiftungen, verurteilen, fondern nur zur Erftattung bes diefe Gegenleiftungen über- 
fteigenben Mehrwertes ber Grundftädshälfte. Aber auch diefe Berurteiluug burfte nur 
vorbehaltlich des Wahlrechts der Beklagten erfolgen, von dem ganzen auch die an- 
bere, der freien Verfügung des Vaters unterworfen geweiene Srundftädshälfte um- 
fofienden Bertrage zurüdzutreten. 


Nr. 2538. V. Sen. 22. Januar 1887. V_278. 86. Bd. 17, Nr. 54, ©. 228. 

Erfsrbernis ber Genehmigung des Subftitwten zur Einziehung und Löſchung 
einer vermachten mit ber ſideikommiſſariſchen Subſtitution beichwerten Hypothek. 
(Preuß. R.). Der Yiduziar erwirbt als der „zuerft eingeſetzte Erbe” beim Erbanfalle 
fofort da8 Eigentum der Erbichaft nebft allen damit verbundenen Rechten und Pflichten 
(8 288, I. 12; 88 367, 368, 1. I A.L. R.) und bleibt Eigentümer der Erbichaft big 
dahin, daß der Beitpunkt eingetreten ift, in welchem nach dem Willen bes Erblaffers 
ber ihm fideifommiffarifch nachgeſetzte Erbe (8 480, I. 12 A.L.R.) an feine Stelle tritt 
und Eigentümer der Erbſchaft wird (8 369, J.9 A.L. R.). Solange der Fiduziar Eigen- 
tümer der Erbichaft tft, kann es nicht zugleich dex Fibeilommiffer fein. Die Beichränkung 
des Eigentumsrechts des Fiduziars ift nur eine zeitliche, eine Beſchränkung in der 
Dauer, nicht eine den Inhalt des Eigentumsrechts ergreifende. Der Fiduziar ift in 
ben 88 466, 467, L12 A.L. R. nicht auf die Rechtsſtellung eines Nießbrauchers herab- 
gebrädt, jondern e3 wird bier nur das Rechtsverhältnis beftimmt, wonach die Reftitutions- 
pflicht des Fiduziars gegenüber dem Fideikommiſſar bei dem Eintritte des Subftitutions- 
falle bemefien werden fol. Bis zu dieſem Beitpuntte fteht dem Fideikommiſſar fein 
dingliches Recht an der Erbichaft zu, fondern nur ein perjönliches auf Ddereinftige 
Herausgabe der Erbichaft gegen den Fiduziar, Fein Eigentum, fonbern nur ein Titel 
zum Eigentum. Der Fidnziar ift als der einzige und volle Eigentümer des Nachlaffes 
Dritten gegenüber zu allen aus dem Eigentum fließenden Berfügungen befugt. Er 
bfeibt zwar dem Fibeilommiffar für Überfchreitungen in der Verwaltung und Nutzung 
der Erbſchaft verantwortlich, ber Fideikommiſſar kann aber erft dann, wenn er felbft 
Erbe und Eigentümer geworben ift, auch unbefugte Dispofitionen des Fiduziars Dritten 
gegenüber aufechten. Der Fibuziar ift hiernach während der Dauer feines Rechts be- 
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fugt, über die Subftanz der mit der Subftitution befcäwerten Saden unter Lebende 
zu verfügen. Er wird als Eigentümer der mit dem Fideikommiſſe belafteten Grurd 
ftüde im Grundbuche eingetragen und tft dadurch zu deren Veräußerung, Berpfänden: 
und anderweiten Belaftung legitimiert (8 1, I. 8; 88 15, 404, 405, L 20, 8 1,1% 
IL 11 WER., 88 2, 13, 19 E.E.G. vom 5. Mai 1872). Die zur Erbſchaft gehöriun 
Hypotheken und Grundfchulden werden auf feinen Namen im Grundbuche umgeſchrieben 
er kann fie verpfänden und abtreten. Nr. 2539. Aus ber zeitlichen Beſchränkung de 
Eigentumsrechtö des Fiduziars ergiebt ſich aber von ſelbſt, daß er nicht zu allen Br 
fügungen berechtigt fein kann, welche einem völlig unbejchränften Eigentümer zuſtehe: 
Dadurch, dad ihm vom Erblafier bereit3 ein Erbe nachgeſetzt worden, find ihm ak 
Berfügungen verwehrt, welche über die Dauer feines Rechts hinaus zu wirken beitimz: 
find, alfo insbefondere die Verfügungen von Todes wegen über die mit der Subftitutiı 
beſchwerte Erbſchaft (8 468, L 12 A.L.R.) und von den Berfügungen unter Leben 
diejenigen, deren Natur der Beſchränkung durch einen Endtermin widerftrebt. Bei den 
Eigentum und der Hypothek trifft das Lebtere nicht zu, deshalb darf der Fidrzir 
Grundftüde veräußern und verpfänden, ſowie Hypotheken abtreten unb verpfäne: 
Durch derartige BDispofitionen wird bie Eriftenz des Grundſtücks und ber Hupetk! 
nicht gefährdet, der Fideikommiſſar bleibt gleichwohl imftande, beim Eintritt des Su 
ftitutionsfalles das Grundſtück und die Hypothek von dritten Erwerbern zurüdzuverlug: 
bezw. die Befreiung der Erbichaft3obielte von ben durch den Fiduziar darauf gelegen 
Laften zu fordern. Anders fteht es dagegen, wenn es fi um die Einziehung ım 
Löſchung einer Hypothekenforderung Handelt. Durch die Zahlung wird die forderum 
getilgt, durch bie Loſchung wird die Hypothek aufgehoben. Dieſe Akte dulden km 
Endtermin. Der Flduziar darf daher Hypothelen, welche dem Fideikommiſſet j 
reftituieren find, nicht einziehen und zur Löſchung bringen. Da aber ber Eduluz 
durch die Anordnung der Subftitution nicht gehindert wird, von bem ihm zuflchende 
Kündigungsrechte Gebraud; zu machen und auf Rüdzahlung und Löſchnung zu dringen, 
fo muß ein Ausweg gefunden werben, welcher die Einziehung und Löfchung ermägfdt, 

ohne daf dadurch der Fideilommiffar gefährdet wird. Pie Einziehung zum Iaektım 

ift ein unzureichendes Aushilfsmittel. Es bleibt nur übrig, die für den Ließbranch 

gegebene Beftimmung des 8 106, I. 21 WL.R. anzuwenden. Der Fiduzin het fd 

mit dem Fideikommiſſar ins Einvernehmen über die Wieberbelegung zu fegen ud ku 
Einverftändnis zu erzielen, daß an die Stelle der mit Genehmigung des Fideilommiferl 
gelöfchten Hypothek eine andere ald mit der Subftitution beſchwert zu fegen it. 2 
ift wenigftens für das Singularfideitommiß feftzuhalten, es bleibt dahingeſtellt, ob un 
inwieweit bie Rechtsauffaffung bei einem Univerfalfideilommiß eine andere jein fm 
Nr. 2637. 


Tr. 2539. V. Sen. 25. November 1885. V. 120. 85. Bd. 14, Nr. 75, 6.28 

Klage des Nacherben aus einem Beräufßerungs- und Verpfändungdperbet, Er 
werb de3 Hypothekeurechts. (Preuß. R.). Die Befugnifie des Fiduziars find zunich 
nach dem Inhalte der letztwilligen Verfügung zu beurteilen. Der Teſtator hat um 
in Beziehung auf die Nachlaßgrundſtücke die Auseinanderſetzung, bie Veräußerung m) 
die Verſchuldung feinen Erben auf ihre Lebenszeit ausdrücklich unterſagt. Ti 
Verbot ift na den 88 15—17, L 4; 8 149, L 17 WER. unzweifelhaft zuläii, 
bindet jeben damit befannt gewordenen Dritten und hindert den Erwerb entgegen ſtehen 
der Rechte von vornherein. Vergl. 8 582, I. 9; 8 102, L 4 A.L. R. Der mit ben 
Veräußerungsverbote beſchwerte Erbe ift von Anfang an in der Verfügung über de 
unter da3 Berbot fallenden Teil der Erbſchaft befchränft und diefe infomeit dem Ber 
kehre entzogen, fo daß ein Dritter daran Nechte nicht erwerben kann. Ber von eines 
folden erlangte Pfandtitel kann daher während bes beftehenden Verbotes zum Erwerbe 
des Pfandrechts nicht führen. Da das Veräußerungs⸗ und Berpfändungsverbot da 
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Nacherben die Nachlaßgrundfſtücke unbelaftet erhalten fol, jo folgt für jene aus dieſem 
Inhalte ihres Anrechts die Befugnis, zur Sicherung besfelben die Befeitigung der gleich- 
wohl erfolgten wiberrechtliden Berpfändung aud vor dem Eintritt bes Subftitutiond- 
falle3 nicht nur gegen den Ylduziar, fondern unter Umftänden aud gegen den Pfand- 
nehmer klagend durchzuführen. Das Beräußerungsverbot iſt eine Beichränfung des 
Eigentums an dem Grundftide im Siune des 8 11 E. E.G. vom 5. Mai 1872. 
Nr. 1738. Nun war zwar zu der Zeit, al3 der Bellagte die Eintragung feiner Yorde- 
rung nachſuchte, die in Rede ftehende Beſchränkung im Grundbuche nicht vermerft. 
Unftreitig ift aber das Beftehen des Berbotes dem Beklagten am Tage nah Ein- 
reihung feines Eintragungsgefucdes bei dem Gericht und vor der wirfliden Eintragung 
befannt geworden. Ba unleugbar das Hypothekenrecht erft durch die Eintragung er- 
worben wird, fo fteht auch die vor der Eintragung gewonnene Kenntnis dem 
Erwerbe des Hypothekenrechts entgegen. Vergl. 8 18 E.E.G. vom 5. Mai 1872. Die 
Burüdziefung der Entftehung der Hypothek auf die Zeit der Einreichung des Ein- 
teagungsgefuches hat zwar die Billigkeit für fich, kann rechtlich aber nicht beftehen. Die 
Burüdgiehung darf nur in Anjehung ber vom Geſetze vorfchriebenen Wirkungen an⸗ 
erfannt werden 88 17, 36 E.E.&. 8 45 G. B.O. Nr. 2538. Nr. 1744. Nr. 3973. 


Nr. 2540. IV. Sen. 11. Juni 1896. IV. 313. 95. Bb. 37, Nr. 52, ©. 192. 

Boransjehungen und Rechtswirkungen eines Aboptionspertrages. Duafipupillar- 
fubftitution. (Gem. R.) Ber am 1. September 1843 verftorbene Pächter W. in 
3. in Neuvorpommern hatte außer der Ehe zwei Töchter mit verichiedenen Müttern er- 
zeugt. Bon ber älteren Tochter Frieberife, fpäter verehelichten H., ſtammen die Be⸗ 
klagten ald deren Kinder und Enkel ab. Die Mutter der anderen Tochter Namens 
Charlotte verheiratete fich fpäter mit dem L., und aus diefer Ehe ift die Klägerin her- 
vorgegangen. Der Pächter W. nahm feine beiden außerehelicden Töchter nach Aus- 
weis der Beftätigungsurfunden des Oberappellationsgerichts in Greifswald vom 29. Ja⸗ 
nuar 1830 an Kindesftatt an und feste fie demnächſt in feinem am 30. Januar 1834 
errichteten Zeftamente zu Erben ein. Dabei wurde von ihm in 8 5 dieſes Teftaments 
weiter verordnet: „Sollte meine Tochter Charlotte, ohne eheleibliche Nachkommenſchaft 
zu binterlafien, vor mir verfterben, fo foll deren Erbteil meiner Tochter Friederike, 
verehelichten H., oder, falls auch diefe bereit vor mir verftorben fein jollte, deren 
binterlafjenen Kindern accrefcieren und meine Tochter Friederike oder beren Finder 
meine alleinige Erbin fein. Sollte meine Tochter Charlotte mich zwar überleben, jedoch 
vor ihrem vierzehnten Lebensjahre verfterben, fo ernenne ich meine ältefte 
Tochter Yriederite oder, falls felbige bereits mit dem Tode abgegangen fein follte, deren 
Kinder zu ihren Erben und beftimme hiermit, daß diefe fodann meine alleinige Erben 
fein und mein ganzes Bermögen in diefem Falle haben und erben follen. Wenn aber 
meine Tochter Charlotte mid zwar überleben, jedoch unverehelidht oder ohne ehe 
leiblide Nachfommenfhaft zu bHinterlafieen, nah vollendetem vierzehnten 
Lebensjahre mit Tode abgehen follte, fo will ich, daß von dem ihr von mir er” 
erbten Bermögen die Hälfte an meine Ältere Tochter Friederike oder deren Kinder 
zurädfallen fol." Die jüngere Tochter Charlotte wurbe ſchon bei Lebzeiten des Pächter? 
W. geiſteskrank und blieb deshalb auch nach erlangter Großjährigkeit unter Bormund- 
fchaft. Sie ftarb nad ihrer Mutter am 18. September 1892 unverbeiratet und kinder⸗ 
108. Ihr Nachlaß befteht and demjenigen Vermögen, welches ihr bei ber Teilung ber 
Hinterlafjenichaft des Adoptivvaters mit einem Wertbetrage von 128 732,66 ME. zugefallen 
war, fowie aus den davon im Laufe der nachfolgenden Beit erfparten Revenuen- 
überſchüſſen, durch deren Anwachlen fi) der Wert des gefamten Nachlaſſes am 1. No- 
vember 1892 auf 397 487,01 MI. vermehrt hat. Diefer Nachlaß bildet den Gegenftand 
bes vorliegenden Nechtöftreites. Die Klägerin, welche anerlennt, daß den Beklagten ein 
fideilommiſſariſcher Anſpruch in Höhe der Hälfte des durch Erbgang vom Pächter W. ur- 





598 Fünftes Bud. Erbrecht. 


fprünglich der Eharlotte W. zugefallenen Bermögend mit 64.366,33 ME. nebft den davcı 
jeit dem Tode ber Charlotte W. aufgefommenen Binfen zufteht, beanſprucht im übrigen 
ben Nachlaß für fi} allein. Dementſprechend Hat fie ihr Klagbegehren geftellt, wogegen 
von der anderen Seite widerllagend beantragt worden ift, die Klägerin zu verurteilen, 
darin zu willigen, daß der gelamte Nachlaß von dem beftellten Nachlaßpfleger an die 
Beflagten herausgegeben werde. Der Berufungsrichter hat die Bellagten unter Ab 
weifung ihrer Widerflage nach dem Klagantrage verurteilt. Die Reviſion der Beklagten 
ift zurüdgewiefen. Der Berufungsrichter geht mit Hecht davon aus, daß bei Lde— 
urteilung ber von beiden Seiten erhobenen Erbanfprüche lediglich die &runbfähe des 
gemeinen Rechts, wie ed in Neuporpommern gilt, anzuwenden find. Dem Berufung: 
richter ift im Endergebnid auch darin beizutreten, daß die von der Klägerin beftritienn 
Uniprüce der Beklagten unbegründet find. Auf Grund der vorliegenden teftamentarikber 
Anordnungen tönnen feitens der Bellagten bezüglich des Nachlafjes der Charlotte &. 
umfaffendere Anſprüche nicht erhoben werden, al8 ihnen von der Klägerin zugeftauden 
find. Der Berufungsrichter führt in diejer Beziehung zutreffend aus, daß der Teitater 
nur zwei Säle im Auge gehabt Habe, in denen der ganze Nachlaß an die vereheliät: 
H. oder an deren Nachkonmen gelangen follte, nämlich erftens den Yall, wenn Eher 
Iotte W. Tinderlo3 vor ihm verfterben follte, und zweitens den Fall, wenn fie zwar 
nad ihm, aber por zurüdgelegtem vierzehnten Lebensjahre vom Tode m- 
eilt werben möchte; während im übrigen zu Gunſten der verehelichten H. umd deren 
Nachkommen eine ſideikommiſſariſche Subftitution nur bezüglich der einen Hälfte be 
auf die Charlotte W. vererbten Vermögens angeorbnet worben jei. Nach bien 
nicht zu beanftandenben Ausführungen ericheint es unbedenklich, daß den Bellagten auf 
Srund der angeordneten fideikommiſſariſchen Subftitution Anfprüde nur ie 
Höhe der Hälfte des vom Pächter W. auf defien Tochter Charlotte vererbten Ber 
mögens zuftehen. Die von den Bellagten erhobenen weitergehenden Anſprüche lonnen 
auch nicht darauf geftüht werden, bab in bem Teftamente bed Pächters ®. eine zu 

Gunften ber verehelichten H. und deren Nachkommenſchaft getroffene DO uafipupillar- 

jubftitution zu finden ei. Das Teftament enthält überhaupt Teine NVehimaung 

für den Fall, daß Charlotte W. in Geiftesfranfheit verfallen würde. Überdies fehlt 

jeder Anhalt dafür, daß der Pächter W. zur Beit der Teftamentserrichtung, im Jahre 
1834, Beranlaffung gehabt habe, an die Möglichkeit einer Geiſteskrankheit jener Toter 
Charlotte zu denken, vielmehr ift feitens ber Beklagten felbft die Behauptung al: 
geftellt worden, daß Charlotte W. bald nad; ihrer im Jahre 1839 erfolgten Cinſegnung 
(alfo ungefähr fünf Jahre nach Errichtung des Teftaments) von ber Geiſteskranlhen 
befallen worden fei. Trotzdem find die Beklagten der Meinung, daß mit Rüdfiht auf 
die zu Gunften ber verehelichten H. und deren Nachkommenſchaft im 8 5 des Teftoment 
angeordnete Bulgar- und Bupillarfubftitution die gefeglihe Vermutung Er 
greifen müſſe, der Teftator habe im Wege ber ſtillſchweigen den QDuafipupilar- 
iubftitution für feine Tochter Charlotte jene Bulgar- und Pupillarfubftituten als Erben 
ernennen wollen. Dies kann aber als richtig nicht anerkannt werben. Bezüglich der 
eigentlichen Bupillarfubftitution geht allerdings die herrſchende Lehrmeinung dahin, vd 
eine derartige Subftitution auch ftillichweigenb erfolgen könne, indem im Bweifel am 
zunehmen fei, daß der Teftator nicht bloß eine Bulgarfubftitution, fondern aud ein 
Bupillarfubftitutton habe anordnen wollen und umgelehrt. Auch haben einzelne Redit% 
lehrer bis in Die neueſte Beit die Anſicht vertreten, daß die gleiche Vermutung fit 
eine Onafipupillarfubftitution ſprechen müuſſe. Eine ſolche Anwendung jener Recht⸗ 
vermutung erfcheint jedoch unzuläffig, da die fragliche Vorfchrift, welche an ſich mr 
für die eigentliche Bupillarfubftitution gegeben tft, den fonft geltenden Auslegungsregein 
gegenüber ſich al3 eine Ausnahmebeftimmung darftellt und im Hinblid auf bie Faffung 
der c. 9 Cod. de imp. et al. subst. 6, 26 und des & 1 Inst. de pup. subat. 2, 16 fein 
ausreichender Grund bazu vorliegt, jene finguläre Vorſchrift auch auf das nit völlig 





wie rt my, 


8 97. Teftament. 599 


gleichartige Rechtsinftitut der Quafipupillarfubftitution auszudehnen. Hiernad kann 
unerörtert bleiben, ob der Teftator überhaupt befugt geweſen wäre, unter Beifeite- 
fchiebung der Teiblichen Halbgefchwifter der Charlotte W. deren Nachlaß jeiner anderen 
Adoptintochter oder deren Nachkommen im Wege der Duafipupillarfubititution zu- 
zuwenden. — Auch auf ein gejebliches Erbrecht können ſich die Beklagten nicht berufen. 
In dieſer Richtung wird von ihnen geltend gemacht, der Pächter W. habe feine beiden 
unehelihen Töchter nicht nur adoptiert, fondern auch legitimiert gehabt. Dies 
Letztere ergiebt fich jedoch aus den über den fraglichen Rechtsalt ausgeftellten Urkunden 
vom 29. Januar 1830 nit. Was die rechtlihde Wirkung der hiernach allein vor- 
liegenden Annahme an Kindesftatt betrifft, fo hatte der erfte Nichter den vor- 
genommenen Rechtsakt für ungültig erachtet, weil eine Urrogation unehelicher Kinder 
jeitend des Erzeugerd nach gemeinem Recht nicht rechtswirkſam ſei. Diele Anficht ift 
jedoch vom Berufungsgericht gemißbilligt worden, weil nad) dem heutigen Stande der 
Theorie und Praxis des gemeinen Rechts die Buläffigkeit folder AUrrogationen als an- 
ertannt angefehen werben dürfe Dem ift beizutreten. Nr. 2421. Angriffe find hier⸗ 
gegen auch nicht erhoben. Vielmehr haben fi die Bellagten ſelbſt auf die Adoption 
der beiden uneheliden Kinder berufen und auszuführen verjucht, daß dadurch zwilchen 
diefen Aboptivfindern ein Gefchwifterverhältnis und infolgebefjen auch zu Gunſten ber 
Bellagten ein Znteftaterbrecht begründet worden jei. Wenn die Beflagten bamit haben 
behaupten wollen, daß ihnen als NRachlommen der verehelichten H., die ſchon früher 
verftorben zu fein jcheint, ein unmittelbares geſetzliches Erbrecht noch der Charlotte W 
zuzuſprechen jei, jo würde dieſe Rechtsanſicht ſchon aus dem Grunde ohne Weiteres 
al3 irrig bezeichnet werden mäflen, weil der Pächter W. durch bie Adoption ber ver- 
ebelihten 9. die väterlidde Gewalt über deren ehelide BDefcendenten nicht erlangen 
tonnte und daher die Beklagten für ihre Perſon in den Kreis der Agnaten des Adop⸗ 
tierenden überhaupt nicht eingetreten find. Uber auch in dem Falle, wenn bie ver- 
ehelichte H. erft nad der Erblafferin Charlotte W. verftorben fein jollte, würde ein ge- 
fegliher Anſpruch auf den ftreitigen Nachlaß den Bellagten durch Vererbung ober 
Transmiſſion nicht haben zufallen können, da bie verehelichte H. ebenfalls in Teinem 
agnatifhen Verhältnis zu ber Erblafferin geftanden hat und daher gleichfalls nicht 
erbberechtigt war. In diefer Beziehung ift zwar dem Berufungsrichter darin nicht bei- 
zutreten, daß nach heutigem gemeinen Recht durch Adoption oder Arrogation ein 
agnatifches Verhaͤltnis zwilhen dem angenommenen Kinde und den Agnaten bes 
Aboptivvaters in feinem Falle begründet werde. Pr. 2422. Dagegen muß anerlannt 
werben, daß in der gemeinvechtlichen Praxis das Beſtreben hervorgetreten ift, einerjeitd 
die adoptio plena und minus plena und anbererfeitS die Urrogation und die Adoption 
im engeren Sinne miteinander zu verfchmelzen. Auch ift zuzugeben, dab in Fällen, 
wo nicht in väterlicher Gewalt fiehende Berfonen von einem Manne an Kinbesftatt 
angenommen werden, diejenigen Wirfungen, die nach römischen Necht mit der Urrogation 
fchlechthin verbunden find, nicht immer im vollen Umfange eintreten, jondern daß Die 
rechtlihen Wirkungen der Annahme an Kindesftatt auch in Fällen, in denen die Bor- 
ausfegungen ber Arrogation vorliegen würden, darauf beichränft werden können, 
daB dem Willen der Beteiligten und der mitwirlenden Behörde entiprechend lediglich 
dem Wdoptivvater und dem angenommenen Kinde Rechte entftehen. Dieſer Gefichts- 
punkt trifft hier zu. In den maßgebenden Beftätigungäurfunden, die unter Bermeidung 
des Ausdrudes „Areogation“ nur von einer „Adoption und Annahme an Kindesftatt” 
Iprechen, ift ausdrücklich bemerkt worden, daß die der verehelichten H. bezw. der Char⸗ 
Iotte ©. erteilten Rechte eined® vom Pächter W. in ber Ehe erzeugten Kindes „rüd- 
fihtlich feiner“ mit dem Rechte der Succeſſion in jein Vermögen beftätigt würden. 
Dieſer Zuſatz konnte nur eine beichräntende Bedeutung haben. Im Hinblid hierauf ift 
die duch Urkundenauslegung gewonnene Feftftellung des Berufungsrichterd nicht zu 
beanftanden, daß Charlotte ©. W. und bie verehelichte H., die nad ber vom Ober: 
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appellationsgericht gebrauchten Wendung, der Bitte des W. entiprechend, die Rechte vor 
ehelichen Kindern nur „rüdfichtlih feiner” erlangt haben, zu einander in das Verhältm: 
von Halbgeſchwiſtern nicht getreten find. 


Nr. 2541. VL Sen. 7. November 1895. VL 247. 95. Bb. 36, Nr. 47, 6.192 


Erfsrdernifie des Thatbeſtandes eines Urteils. Auſpruch des Fibeilemmiſſar 
gegen den Fiduziar auf Offenlegung des Nachlaſſes. (Reich⸗ uud gem. R.). It 
erfter Inſtanz wurde die Beklagte verurteilt, der Klägerin genaue Ausknnuft daröber 
zu geben, worin ber Nachlaß ihres verftorbenen Ehemannes (dad Samtgut der Ehelent: 
€.) zur Zeit des Todes ihres Ehemannes beftanden habe oder jetzt beftehe, und bie 
Nichtigkeit und Vollſtändigkeit diefer Auskunft auf Verlangen der Klägerin eidlih x 
erhärten; auf die Berufung der Bellagten wurde dagegen die Klage vom Berufung 
gericht al8 unbegründet abgewiefen. Auf die Reviſion ber Klägerin ift das Berufung. 
urteil aufgehoben und die Sache an dad Berufungsgericht zurüdverwiefen. Zmach 
enthält das Berufungsurteil außer der Feftftellung der Berufungseinlegung und de 
Berufungsantrages lebiglich eine Kritik des Urteils der erften Inftanz, weder eine Dur 
ftellung des Sach⸗ und Streitftandes noch eine Feftftellung der in ber mündlichen Ber 
handlung geftellten Anträge noch irgend eine Feitftellung der mündlichen Vorträge der 
Parteien. Das Sitzungsprotokoll enthält nur die Konftatierung, daß bie Parteien ihre 
Unträge aus ben vorbereitenden Schriftfäßen verlefen und zur Sache verhandelt Haben. 
Das Urteil enthält fomit feinen Thatbeftand im Sinne des 8 284 Ar. 3 C. P.O. In 
Urteile ift ferner gefagt: „Im 8 1 Tonftatiert der Teftator, daß er, wie früher mit 
feiner verftorbenen erften, ihm in Lehe angetranten, jo auch mit feiner zweiten Ara: 
nad bremiſchem @üterrechte Iebe." Das Teftament enthält kein Wort über den Güte. 
ftand der erften Ehe. Auch anderweit ift nicht erfichtlih, aus welcher Duelle da 
Berufungsgericht feine Feftftelung über den Güterftand der eriten Ehe geſchoͤpſt bet 
Wollte man nun auch annehmen, daß der Inhalt der Borträge der Barteien ſich 
allgemeinen mit dem Inhalt der Schriftfäge gededt habe, fo Tiegt doch die Verwerum 
einer nicht unerheblichen Thatfache vor, für deren Feftftellung es an jeber erfihtlider 
Grundlage mangelt. Gemäß den das Verfahren beherrichenden Grumbiage ber 
Mündfichleit (8 119 EBD.) darf der Berufungsrichter nur denjenigen Thabbeſard 
feiner Entſcheidung zu Grunde legen, der ihm felbft vorgetragen if. Nach 8 25 CPL. 
liefert der Thatbeftand rüdfichtlich des mündlichen Barteivorbringens Beweis. Für de 
Entſcheidung des Reviſionsgerichts find aber gemäß 8 525 C.P. O. die im dem am 
gefochtenen Urteil feftgeftellten Thatfachen maßgebend. Dem Reviſionsgericht fehlt jomt 
eine ausreichende ſichere Grundlage der Entfcheidung. Die Aufhebung bed Urteils 
würde ſich daher ſchon auf Grund diefes formellen Mangels rechtfertigen. Als bremiſche 
Samtgutswitwe würbe ferner die Beklagte ihrer Stieftochter, ſomit auch deren Erber 
gegenüber, von Einkindſchaft ift nirgends die Rede, zur Abſchichtung verpflichtet ſein 
Die Beklagte hat fomit das Hecht auf den Beſitz und die Nutzung des ganzen Radlafie: 
nur als Ylduziarerbin. Hat der Fideikommiſſarerbe ein Recht auf Inventariſation und 
Manifeftation des Nachlaſſes, fo darf die Frage nicht, wie das Berufungsgericht thut. 
fo geftellt werden, ob es im Willen bes Teſtators gelegen habe, feinen Kindern de? 
Recht einzuräumen, bie Manifeftation des Nachlaffes zu verlangen; es fragt jih viel. 
mehr, ob er ihnen das Necht nehmen konnte und wollte und ob er biefen Willen in 
einer Beſtimmung kundgegeben habe. In der Rechtſprechung tft nun anerkannt, daß de 
Fideikommiſſar ein von der Kautionspfliht unabhängiges Recht auf Inventariſation und 
Manifeitation des Nachlaſſes hat (c. 22 8 10 Cod. de jur. delib. 6, 30); es wird fogat 
angenommen, daß felbft in dem Falle, wenn ber Teftator die Errichtung des Inventar! 
ausbrüdlich erlaflen hat, Hierunter nur der Erlaß eines folennen Inventars verftanden 
werde, mithin der Fideilommiffar nicht gehindert fei, mindeſtens die Herausgabe einet 
Defignation des Nachlaffes zu verlangen. Als geltendes Recht wird auch vom Reidk 
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jericht anerfannt, die Ausbildung, die den Grundſätzen über die Manifeftationspflicht 
ines Schuldners durch die Praxis im Anſchluſſe an bie c. ult. (22) Cod. de jure delib. 
3, 30 und einige andere finguläre Beitimmungen bes fpäteren römischen Rechts gegeben 
vorden jei, habe unter Anderem dahin geführt, daß demjenigen, der ein in feinem Be- 
ige befindliches Vermögen oder einen alignoten Teil eines foldden einem Anderen 
herauszugeben babe, zu diefem Behufe die Borleguug eines auf Berlangen eiblich zu 
beftärfenden Bermögensverzeicäniffes obliege, fall3 dem Berechtigten eine ausreichende 
eigene Kenntnis der Beftandteile des Vermögens nicht zuzufchreiben ſei. Vergl. Motive 
zum Entw. eine? 8.0.8. für das Deutiche Reich Bd. 2, ©. 893 zu 8 777. Nr. 2518. 
Fer. 2562. Für das preußiihe Necht ift im Falle Nr. 2535 ausgeiproden, daß and) 
beim Fideikommiß bes Überreftes zum Ausſchluß der Inventarspflicht eine befondere 
Beitimmung des Teftators erforderlich ſei. Iſt auch nad) gemeinem Hecht die Inventars⸗ 
pflicht des Fiduziars gegenüber dem Fideikommiſſar begründet, wie fie 8 470, J. 12 W.L.R. 
beftimmt, fo treffen Die Gründe der zulegt gedachten Entſcheidung auch für das gemeine 
Recht zu. Pie Wahrung der dem Subftituten zuftehenden Anſprüche an den Nachlaß 
fest zum mindeften die Kenntnis desjelben voraus. Das Berufungsgericht ift demnad) 
in feiner Entſcheidung auch von einer unrichtigen Rechtsauffafſung ausgegangen, wenn 
e3 annimmt, daß die Frage, ob nach gemeinem Recht dem Yibuziar eine Auskunft über 


den Beftand des Nachlaſſes den Noterben gegenüber im allgemeinen obliegen möge, feiner 
Erörterung bedürfe. 


.. 


ũchtnis. 

Jir. 2542. II. Hilfs⸗Sen. 21. Februar 1881. V* 542.80. 3d.4, Nr. 72, ©. 261. 

Zegat einer fremden Sache. 8 384, I. 12 A.L.R. (Preuß. R.). Ber $ 4 Inst. 
de leg. H. 20 enticheidet Tediglih die Frage, ob der Belaftete zum Zwecke ber Ber- 
Ichaffung oder Semwährleiftung der Sadhe einen Aufwand aus dem Übrigen 
Nachlaſſe zu machen verpflichtet fei, dagegen läßt fih aus ihm keineswegs bie völlige 
Ungäültigleit des Legates herleiten, vielmehr find die Erben zu Leiftungen, die fie ohne 
folhen Aufwand zu gewähren vermögen, namentlich zu Übertragung des Beſitzes ber 
im Nachlaffe befindliden Sache an den Legatar verbunden, und diefer tritt in -betreff 
aller Vorteile, die der Belih der Sache dem Teftator gewähren Tonnte, als Singular- 
ſucceſſor an deflen Stelle, e8 gebt auf ihn aljo namentlih der Uſucapionsbeſitz und 
die Publicianiſche Klage über, er bleibt auch im Veſitze und Genuſſe, wenn der Eigen- 
tümer keine lage anftellt oder den Beweis feines Eigentums nicht zu führen mag, er 
kann ſich mit demfelben vergleichen, und e3 gehen auf ihn die Anfprücde auf etwaige 
Gegenleiftungen über, zu denen der Eigentümer gegen Herausgabe der Sache verpflichtet 
tft. Sedenfalls Täßt fih aus dem Irrtum des Teſtators Über das Eigentum der ver- 
machten Sache ein Zweifel über feine Willendmeinung nicht herleiten, daß die mit dem 
Beſitz der Sache verbundenen Borteile dem Legatar zukommen follen. Es ift daher 
ein jolhes Legat Teineswegs nichtig oder ungültig. Die Ungenauigkeit des Ausdrucks 
hat fih aus der gemeinrechtlichen Doktrin and) auf die Faſſung des 8 384, 1.12 A.L.R. 
übertragen und dadurch Beranlaffung zu der irrigen Meinung gegeben, daB durch den⸗ 
telben da3 Legat einer fremden Sade im Fall der Unkenntnis des Teftators in jeder 
Beziehung Habe für unmwirffam erflärt werden follen. DaB es vielmehr die Abficht 
bes Geſetzgebers gewejen ift, lediglich die Verpflichtung der Erben zu einem ander- 
weitigen Aufwande aus dem Nachlaſſe behufs Beihaffung der Sade zu nor- 
mieren, nebt aus dem Bufammenbange des 8 384 mit 8 377 a. a.D. hervor und findet 
eine Stübe im 8 385 und $ 301 a. a. O. 


Nr. 2543. IV. Sen. 9. November 1893. IV. 186. 93. Bd. 32, Nr. 55, ©. 227. 

Form eines Vermächtniſſes über den ziwanzigften Teil des Nachlaſſes. (Preuß. R.). 
Bur Gültigkeit der in 8161, J. 12 A.L.R. gedachten Dispofition tft nad) 8 162 a. a. D. 
die „Veifügung des Jahres und Tages, wo fie errichtet worden, notwendig”. Das Geſetz 
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macht ſonach ausdrücklich bie Gültigkeit des außergerichtliden Vermächtniſſes von ver 
Veifügung des Jahres und Tages der Errichtung abhängig. Ein Kodizill, dad bloß 
das Zahr und den Monat ber Errichtung enthält, tft alſo ungültig, denn es fehlt die 
Beifügung bes Tages. In dem vorliegenden Kobizill ift aber nur das Jahr und der 
Monat („im Juni 1890“) beigefügt. Der Tag der Erridtung iſt gar nicht weder 
genau noch, wie die Revifion meint, ungenau angegeben. Die Ausführung der Ar. 
vifion, die „genauere“ Angabe des Tages erjcheine Hier unmwejentlich, da ber Ausſteler 
eine andere letztwillige Verordnung nicht Hinterlaffen babe, ift mithin unzutreffend. Si⸗ 
fcheitert an ben eine andere Deutung ausichließenden Worten des Geſetzes. Bas Grin 
mil nicht bloß den Gegenbewei3 gegen eigenhändig geichriebene und unterſchriebene 
Kodizille erleichtern, fondern es macht die Beobachtung der vorgefchriebenen Form zu 
Bedingung ihrer Gültigkeit; der Geſetzgeber hätte die Beifügung bes Jahres und Tag 
vorſchreiben Tönnen, ohne die Gültigkeit der Dispofition davon abhängig zu machen 
Ob in einem ſolchen Falle die Unterlaffung der Beifügung des Tages ber Errictm 
die Ungäültigleit des Vermächtniſſes zur Folge hätte, Tann babingeftellt bleiben. Te 
pofitiven Borfchrift gegenüber ift die Thatſache, daß ein zweites Kodizill nicht errichte 
iſt, bedentungslos. Und anbererfeit3 mußte, da das Berufungsgericht im Überen 
ftimmung mit dem Landgericht offenbar und ohne Rechtsirrtum als zweifellos anfick, 
baß der Tag der Errichtung des Kodizills darin nicht angegeben jet, auch die Möglihtet 
der Anwendung des 8 519, L 12 A.L.R. ausgeichloffen bleiben. 


Nr. 2544. IIL Sen. 23. Sanuar 1894. III. 229. 93. Bd. 32, Nr. 41, ©. 159. 

Bebentung des Eides bed beſchwerten Erben für bie Klarfiellung des Url 
fideilommifles. (Sem. R.). Das Berufungsgericht hat in Anwendung ber Borihrit 
der c. 32 Cod. de fideic. 6, 42 und be3 8 12 Inst. de fideic. hered. 2, 23 den in erſter 
Linie vom Kläger angetretenen Beugenbeweis über die dem Beklagten als beſchwerten 
Erben gewordene Fibeilommißauflage unerboben gelaflen und die Entfcheibung lediglich 
von dem in zweiter Linie den Bellagten über diefe Auflage zugeichobenen Eik ı- 
Hängig, gemadt. Wie au der Nevifionsfläger annimmt, hängt die Enticheibung don 
Beantwortung ber Frage ab, ob die roͤmiſchrechtliche Vorſchrift rückſichtlich dei em 
Oralfideikommiß allein in Betracht fommenden Eides des Dnerierten dem materlen 
Recht oder, ald Beweisvorſchrift, dem Prozeßrecht angehört. Im erfteren Zale wird 
fie durch den $ 14 Nr. 2 des E.G. zur C. P.O. nit berührt, im Iebteren Fall win 
durch diefen Baragraphen die von Zuftinian angeorbnete Ausſchließlichkeit des Eid 
befeitigt (vergl. Nr. 416). Veranlaßt dur die wenig Mare Fafſung ber ermähnten 
Suftinianifchen Geſetze, namentlich der c. 32 Cod. a. a. D. hat über die Natur des darin 
erwähnten Eides und der darauf bezüglichen Vorſchrift feit langem Streit obgewalte: 
Der erfennende Senat Hat fi in Übereinftimmung mit einer Mehrzahl von Geriät 
höfen für die materiellrechtlihe Natur des Eides entichieben. Als Erfah für di 
mangelnde Form der Errichtung ift eine beftimmie Form für bie fpätere Geltend 
mahung des Vermächtniſſes angeordnet, wobei Lediglich der Gewiſſen haftigkeit 
der Beſchwerten Rechnung getragen und für deren Beobachtung eine veritärtt: 
Garantie dadurch gejchaffen wird, daß er ſich nicht ſchon durch fein Mblengnen fri 
machen Tann, fondern ſolches eiblich zu erhärten hat. Der in Frage ftehenbe Eid in 
alfo nicht Beweismittel, fondern Borausfegung für den materiellen Beſtand dei Ber 
mächtnifjes; daß die C. P.O. einen derartigen Eid nicht kennt, ift gleichgültig, denn u 
ber feftgeftellten Eigenfchaft ift er von prozeffualen Vorſchriften überhaupt unabhängig 


Ar. 2545. IT. Sen. 20. März 1883. IIL 387. 82. Bd. 8, Nr. 49, 6. 189. 

Bedingte Bermächtniſſe. Geffion. (Gem. R.). Nach unzweifelhaften Ausſprüchen 
der Quellen des gemeinen Recht (vergl. 1. 5 $ 2 Dig. quando dies leg. 36, 2) faın 
bei (fußpenfiv) bedingten Bermächtniffen der Erwerb (dies legati codens) nicht vor dem 
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Eintritt der Bedingung erfolgen; erft mit diefem Momente erwirbt der Legatar und 
zwar, ba das Univerfalfiteilommiß unter den gleihen allgemeinen Beſtimmungen 
fteht wie das Singularvermädtnis, ſowohl ber Siugular- als der UIniverfalnermächtuis- 
nehmer, das Recht auf das Vermächtnis dergeftalt, daß er es auf feine Erben überträgt 
bezw. fo, daß der alddann erfolgende Tod des Legatard der rechtlihen Wirkſamkeit des 
Regates nicht mehr fchadet (vergl. 1. 5 pr. Dig. qu. dies leg. 36, 2). Anlangend die 
Ceſſion eines bdergeftalt bedingten Vermächtniſſes, fo kann jebenfalld in 1. 41 Dig. de 
condit. 35, 1 ein beſonderes poſitives Verbot der Ceſſion nicht gefunden werden. 
Man ift aljo nicht gehindert, auf derartige Geifionen die aus der Natur der Ber- 
bältnisfe fließenden NRechtsfäge zur Unmwendung zu bringen, wonach fich Folgendes 
ergiebt. Nicht bloß die ungemwiflen Forderungen oder die Anfprüde auf einen bloß 
möglichen Gewinn, ſondern ſchon die bloße Ausſicht auf künftige und mögliche Forbe- 
rungen können Gegenftand eines Verkaufes, einer Schenkung, einer Ceſſion fein. Vergl. 
c. 3 Cod. de don. 8, 54. Das Berhältnis, das für den Legatar au3 einem bedingten 
Legate entfteht, ift während ſchwebender Bebingung nichts weiter als eine Ausficht, eine 
bloße Hoffnung, eine spes futurae actionis. Nidtsdeftoweniger kann fie aber zum 
Gegenſtande einer Ceſſion dienen, da der Ceſſionar auch Herr einer aleatorifchen 
Horderung und jelbft einer bloßen Yorderungserwartung zu werden imftande if. Die 
Ceſſion eines fuspenfiv bedingten Vermächtniſſes ift daher an fich gültig und kann auch 
zu einem für den Ceſſionar Magbaren Anſpruche dann führen, wenn ber Cedent (Le- 
gatar) die Erfüllung der Bedingung erlebt, umgelehrt aber verliert, wenn ber Cedent 
während fchwebender Bedingung ftirbt, mit dem Legate felbft auch deſſen Ceſſion jede 
Rechtswirkung. Ein Hindernis für die rechtliche Wirkſamkeit der Ceſſion des bedingten 
Bermäctniffes bildet der Umftand nicht, daB die Eeflion die Veräußerung eines 
Erbſchaftsvermaͤchtniſſes enthielt und zur Zeit ihrer Vornahme der onerierte Erbe noch 
gelebt hat. Denn die c. 30 Cod. de pactis 2, 3, die das Verbot der Veräußerung von 
Erbichaften noch lebender Dritter neueftens reguliert hat (Nr. 304), ſpricht ausſchließlich 
nur von hereditatee. Eine ausdehnende Anterpretation des Geſetzes in der Weije, daß 
die c. 30 eit. au auf Vermächtniſſe bezogen würde, läßt ſich aber nicht recht- 
fertigen, da e3 fich um ein Spezialgefet handelt, das rein pofitiver Natur ift. Nr. 2565. 


Nr. 2546. IV. Sen. 28. Februar 1884. IV. 490. 83. 8b. 11, Nr. 56, ©. 258. 

Bermächtnis im wechfelfeitigen Teftamente. Zeitpunkt bes Erwerbes. (Preuß. R.). 
Die Eheleute M. Hatten in ihrem gemeinichaftlich errichteten Teftamente fich wechſel⸗ 
feitig zu Erben eingefeht, fideikommiſſariſche Subftitutionen angeordnet, dem W. ein 
Bermädtnis in einer beftimmten Summe, zahlbar ſechs Monate nach dem Tode bes 
Iegtlebenden ber Ehegatten M., ausgeſetzt und gleichzeitig beftimmt, daß, wenn W. vor 
ihnen verftüärbe, dad Vermächtnis nicht ungültig, ſondern den Erben des W. zufallen 
folle. Der Ehemann M. ftarb zuerft. Nachdem das Teitament eröffnet und bie 
Witwe M. die Erbſchaft aus dem Teftamente angetreten hatte, cedierte W. den An- 
ſpruch auf die vermachte Summe an den Bellagten. Hierauf ftarb W. und demnächſt 
die Witwe M. Nunmehr erhoben die Erben ded W. gegen ben Eeflionar Klage auf 
Ungültigfeitserffärung der Eeifion. In der Berufungsinftanz wurde bie Klage ab- 
gewieſen. Pie Nevifion war ohne Erfolg Die Witwe M. war an das Bermäcdtuis 
gebunden. 8492, IL. 1WULR. Das Vermächtnis ift als ein einheitliches aufzufaflen. 
Daher kann für dasfelbe nur ein Zeitpunkt des Anfallend und de3 damit eintreten- 
den Erwerbed angenommen werden. Der fragliche Zeitpunkt kann aber nur derjenige 
fein, in weldem der Bermädtniönehmer ein unentziehbbares Recht auf den 
Gegenftand des Vermächtniſſes erlangt, wenn auch ber Fälligkeitstermin ber Ent- 
richtung desſelben damit noch nicht eingetreten ift. Jener Erwerb ift daher mit dem 
Tode des Ehemanned M. und der Annahme ber Erbihaft aus dem Teftamente jeitend 
ber Witwe M. als erfolgt angufehen. Nr. 2547. 
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Nr. 2547. IH. Sen. 28. November 1890. IIL 158. 90. Bd. 27, Nr. 34, ©. 148. 

Zeitpunkt des Erwerbes des in einem wechſelſeitigen Teftamente von Ehelenten 
gemeinſchaftlich ausgeſetzten Bermäctnifies. (Gem. R.). Die Entſcheidung im Yalle 
Nr. 2546 beruht lediglich auf der Grundlage bed preußiihen A.L. R. und ift in ber 
vorliegenden nach gemeinem Nechte zu beurteilenden Rechtsfadhe nicht maßgebend. Tie 
Borfchriften in 1. 79, 8 1 Dig. de oondition. 35, 1 und 1. 4 pr. Dig. quando die: 
leg. ced. 36, 2 enthalten nicht zwingende Recht, fondern nur Auslegungsregeln, aus 
denen zu entnehmen ift, daß nach römiſchem Hecht ein auf bie Todeszeit bes Erblaflers 
geſtelltes Legat im Zweifel als bedingtes beurteilt wurde. Hier tft die getroffene Ti 
pofition an fih Mar und giebt zu thatjächlichen Zweifeln keinen Anlaß. Beide Eheleute 
haben fich gegenfeitig zu Univerfalerben eingejegt und zugleich für den Yall bes Wb- 
lebend des Bulebtverftorbenen gemeinfam zur Succeflion in den Geſamtnachlaß eine: 
Nacherben berufen, dem beftimmte Legate an beftimmt benannte einzelne Berfonen art 
erlegt find. Es Handelt ſich daher nur um die rechtliche Beurteilung diefer Dispoſitionen. 
Für Fälle der vorliegenden Art ift nach gemeinem Recht davon auszugehen, DaB bie 
über den Geſamtnachlaß ihrem Wortlaute nad) von beiden Ehegatten getroffene Bi} 
pofition in Wahrheit fo zu beurteilen ift, daß jeder Ehegatte für den Yall bispontert 
hat, daß er felbft der Längftlebende fein werde, gleichwie die Verfügung Der gegen- 
feitigen Einfegung zum Erben von jedem Teftator nur für den Fall getroffen ift, das 
ber Verfügende zuerst fterben werde. Folgeweiſe ift mit dem Tobe des Erfiverftorbenen 
und dem Erbichaftsantritte ſeitens des Überlebenden die Verfügung bed Erfteren erledigt, 
abgefehen von dem aus der Korreipeftivität des Teftamentes folgenden rechtlichen Ge⸗ 
bundenfein des Überlebenden, während nunmehr die Verfügung des Längftlebenden 
über den Geſamtnachlaß in Kraft tritt. Er ift allein Erbe des Erfiverftorbenen ge 
worden, und der gemeinfam berufene Nacherbe wird allein fein direfter Erbe 
bezüglich des geſamten Nachlafjes, nicht zum Zeil Univerjalfideitonmtifiar. Der dies 
cedens legati fonnte daher für den Legatar erft mit bem Tode des Tängftlebenben Ge⸗ 
gatten eintreten, und e3 war, wenn er biefen Beitpunft nicht erlebt hat, eine weitere 
Vererbung des ihm ausgeſetzten Legates nicht möglid. Nr. 2603. 


Nr. 2548. IV. Sen. 24. Wpril 1888. IV. 21. 88.8d. 21, Nr. 51, &. 279. 

Bermächtnis unter Verbot der Religionsänderung. 8 63, I. 12; 889, 136, L& 
ALU.R. (Breuß.R.). Die in der lebtwilligen Verfügung den Legataren auferlegte Bedingung 
betreffend die Beibehaltung ber Tatholifchen Religion ift für nicht beigefügt zu erachten. 
Sn dieſem Sinne ift die im gemeinen Necht freitige Frage für das preußifche Recht 
beftimmt entſchieden. Schon die Kabinetsordre vom 4. November 1786 ſetzte feſt, bag 
die in legtwilligen Verordnungen mit Zuwendung einer Erbſchaft, eines Bermächtuifies 
oder eines anderen Vorteiles verbundene Bedingung, bei ber jüdifchen Religion zu 
beharren oder nicht zur chriftliden Religion überzugeben, für nicht geichrieben und 
unverbindlich zu erachten. Auch die Redaktoren des Landrechts gingen von der An- 
fiht aus, daß bie einer Willenderffärung beigefügte Bedingung, feine Religion zu ändern 
oder beizubehalten, unerlaubt fei, und gaben diefer Anlicht Durch Abfafjung der oben 
bezeichneten gefeblichen Vorſchriften Ausdruck. Daß der Anficht der Rebaltoren ent 
ſprechend die einfchlägigen Beftimmungen des Landrechts zu verftehen find, beftätigt 
die Kabinetäordre vom 12. Juni 1804. Die Lehrbücher des preußifchen Rechts ftinumen 
daher barin überein, daß nach dem AL.R. die Verbindung von Vorteilen mit der 
Pflicht zur Änderung oder Nichtänderung ber Religion in ber Regel als unſtttlich 
gelten müfle. Bu einer von der Negel abweichenden Beurteilung giebt der vorliegend: 
Fall keinen Anlaß. Denn nach der Auslegung des Berufungsrichterd verlangt bie frag 
liche Teßtwillige Unordnung nicht als eine dem Erblafjer genehme thatſächliche Voraus⸗ 
jegung den Beftand des katholiſchen Bekenntniſſes auf feiten der Bedachten, jondern [ht 
die Abſicht der Beeinfluſſung und der Bedrüdung der Gewiſſensfreiheit deutlich erfennen. 
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Nr. 2549. I. Sen. 22. September 1891. II. 137. 91. 3b. 28, Nr. 87, ©. 376. 

Wirtfamtelt des dem Bermächtnisnehmer für die Dauer eines Menfchenalters 
anferlegten Berbots der Veräußerung, Verpfündung oder Bermietung einer vermachten 
Liegeufhaft. (Rhein. R.). Das Berufungsgericht hat rechtlich darin nicht geirrt, daß 
e3 die von dem Teftator dem Vermächtnis feiner Beſitzung an die Kläger beigefügte 
Beſtimmung, es dürfe die Liegenichaft während 35 Jahre nach feinem Tode weder 
veräußert noch verpfändet, noch vermietet werden, al3 gegen eine abſolut gebietende 
bezw. verbietende Gejebesvorjchrift des badifchen Rechts verftoßend und beshalb für 
rechtsunwirkſam erachtet hat. Das franzöfifch-badifche Geſetz ift von dem Grundſatze 
der Berlehröfreiheit auf dem Gebiete der vermögensrechtlichen Bewegung beherricht, 
was in einer Reihe einzelner Gejebesbeitimmungen 3. B. der Beſchränkung der Ber- 
fhiebung der Erbteilung auf die Dauer von fünf Jahren (B.R.S. 815 Abſ. 2), ber 
Beichränkung des Wiederlanfsrecht3 auf diefelbe Zeitdauer (K. R.S. 1660), dem Verbote 
der Aftererbfegung (L.R.S. 896) zum Ausdruck gelommen ift; eine ſolche Gebundenheit 
hinfichtlid der Berfügbarfeit über eine Liegenfchaft, wie fie vom Teftator angeorbnet 
ift, ericheint nicht etwa bloß als der Rechtsordnung des Großherzogtums Baden nicht 
entiprechend, fondern als ihr in der Weife widerfprechend, daß fie als einem abfolnten 
Verbote des badiſchen Rechts zumiderlaufend ſich barftellt. Dies hat die Tragweite, 
daß die fragliche Anordnung auch nicht eine mittelbare Wirkſamkeit dadurch erfahren 
kann, daß der mit der Liegenſchaft Iektwillig Bedachte für den Fall, wenn „verſucht 
werden follte, diefer Beitimmung entgegenzubanbeln“, mit dem Verluſte der Liegen- 
ſchaft bedroht wird; eine ſolche Klauſel, womit der Exrblaffer gerade durchſetzen will, 
daß die Liegenfchaft während 35 Jahre nad) feinen Tode weder veräußert noch ver- 
pfändet, noch vermietet werde, muß ebenfall3 hinfällig fein wie bie oben erwähnte 
Feſtſetzung jelbft. 


Nr. 2550. U. Sen. 26. Mai 1891. IL 84. 91. Bd. 27, Nr. 87, ©. 343. 

uhalt des dem Sat 2111 des badifhen Landrechts entſprechenden Eintrages 
im Pfaudbuche. (Ahein. R.) Das Oberlandeögericht verneint (und dies mit Recht) zu- 
nädjft, dab L.R.S. 1017 Abſ. 2 ein gefegliches Pfandrecht für Vermächtniſſe begründe, 
jowie daß die Vorausfegung bed L.R.S. 2103 Nr. 3 zutreffe, nimmt aber an, es 
fönne der vorliegende Eintrag eines „gefeblichen Vorzugsrechts der (der Bellagten von 
der Witwe des U. W. v. ©. vermachten) Leibrente* oder eined „geſetzlichen Pfand⸗ 
rechts“ für dieſelbe an den der Klägerin als Erbin ber U. W. v. ©. zugefallenen Erb- 
ihaftsgrundftäden im Pfandbuche deshalb aufrecht erhalten werben, weil „bie vor- 
gebrachten Thatfachen das Vorzugsrecht des L. R.S. 2111 begründen”, und geht dann 
weiter davon aus, daß, wenn ber Eintrag im Pfandbuche beſtehen bleibe, die Klä- 
gerin jedes Intereſſe an ber Streichung der zwar an ſich überfläfligen, aber von der 
Klägerin felbft veranlaßten Erwähnung der Leibrente im Grundbuche fehle Allein es 
handelt fich nicht darum, ob möglicherweife von ber Bellagten auf Grund bes dem Ber- 
mädhtnisnehmer nad) L.R.S. 878 zuftehenden Rechts der Abfonderung bes Vermögens bes 
Erblafierd von dem des Erben ein Eintrag im Pfandbuche nah 2.9.5. 2111 mit den 
Wirkungen eines Borzugsrechts auf die Liegenfchaften der Erbſchaft Hätte bewirkt werben 
können, ſondern ob ber konkrete Eintrag im Pfandbuche (und bezw. Grundbuche), 
wie er vorliegt, einen Eintrag im Sinne des L.R.S. 2111 rechtlich darftellt. Dies 
muß jedod nad) ben von dem Oberlandesgericht getroffenen Feſtſtellungen über den 
Inhalt des Eintrages verneint werben. Eine Liegenfchaft kann nicht mit einem Ein- 
trage im Pfandbuche oder im Grundbuche belaftet werben, befien Bedeutung hieraus 
nicht erfennbar tft, vielmehr muß der Eintrag erkennen laflen, welches ſpezielle Necht 
damit gewahrt, von welcher fpeziellen Belaftung die Liegenichaft ſonach getroffen werben 
fol. Am vorliegenden Falle ift aber nach den Feitftellungen aus dem Eintrage, ber 
nichts darüber enthält, daß das Recht des Vermächtnisnehmers auf Abſonderung 
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bes Vermögens des Erblafierd geltend gemacht werden und auf Grund Dieie: 
Rechts eine Wahrung bed Vorzugsrechts eintreten fol, in feiner Weiſe erlemnuber, 
daß mit dem Eintrage dad bem Vermächtnisnehmer aus dem Rechte der Abjonde- 
rung des Erbſchaftsvermögens zuftehende Vorzugsrecht auf die Liegenſchafter 
der Erbichaft gewahrt werden fol. Der Anfpruch der Klägerin auf Löſchung ber Ein- 
tragungen ift daher begründet. 


Nr. 2551. IV. Sen. 9. Juni 1886. IV. 503. 85. Bd. 16, Ne. 51, ©. 222. 

Beitragspflicht der Legatare. 8 334, L 12 WLR. (Preuß. R) Der Annahme 
bes Berufungsgericht3, daß nur ber Vorbehaltserbe berechtigt ift, bie Legatare bei 
ungzureichendem Nachlaſſe auf Grund ber Vorſchrift bes $ 334, L 12 A.L.R. als bei 
tragäpflichtig in Anſpruch zu nehmen, während ber Erbe ohne Vorbehalt auch ber 
Legataren vollftändig und ohne Rückſicht auf die Buläuglichleit des Nachlafſes gerecht 
werben muß, ift beizutreten. Dieſe Rechtsfolge ber unterlafienen Inventarserrichtung 
beruht für da3 gemeine Recht auf der Vorſchrift der Rovelle 1, Kapitel 2 8 2, monat 
der Erbe, welder ein Inventar nicht errichtet bat, nicht bloß das Falcidiſche Vierte! 
nicht zurüdhalten darf, fondern die Legatare und Fideikommiſſare voll befriedigen munf. 
wenngleich die Bezahlung der Legate den Beſtand bed Nachlaſſes überfleigt. BDem- 
entiprechend Iauten die Beitimmungen bes preußiſchen Rechts. 88 418, 429, L 9: 
8 292, .12 WER. Nr. 2474. 


Nr. 2552. VI. Sen. 25. April 1889. VI 25. 89. Bb. 24, Nr. 28, ©. 152. 
Anſpruch anf Sicherfiellung des Bermädtniffes; Übergang biefed Auſpruches sei 
den Geifionar, Art der Sicherheitsleiſtung (Gen. R.). Der allgemeine Sap be 
römiſchen Rechts, wonach jeder mit einem Vermächtnis Bejchwerte deu VBermädini‘ 
nehmer auf Verlangen eine „satisdatio“ für Erfüllung des Vermächtniſſes zu leiſten 
bat, Hat auch bei bedingten Bermädtnifien, alfo insbefondere auch bei Rentes- 
vermäcdhtniffen (natürlih auch ſchon vor dem Unfalle, dem dies codens, der Bier erft 
mit dem Erleben jedes einzelnen Rententermins burch den Vermächtnisnehmer emtriz , 
Geltung. Unbedenklich wird das durch ben Vermächtnisnehmer begründete accefioriiche 
Recht, ſoweit derjelbe feine eventuellen Rentenforderungen felbft abgetreten bet, ala im 
Zweifel auf den Ceſſionar mitübertragen. angejehen, nach Analogie des in c. 6, 
Cod. de O. et A. 4, 10 und c. 14 Cod. de fidej. 8, 41 über die Pfanbredite Ber 
ftimmten. Im übrigen gab e3 zwar im römiſchen Rechte keine eigentliche Klage aui 
diefe Sicherheitsleiftung, fondern nur den mittelbaren Zwang durch die fonft drohende 
missio in possessionem; aber in diefem wie in anderen ähnlichen Fällen, 3. B. bei dem 
Anſpruche auf damni infecti cautio, ift im gemeinen deutfchen Rechte infolge Des gänzlich 
veränderten Prozeßverfahrens, insbeſondere in Verbindung mit dem Wegfalle der 
missiones in possessionem, das direkte Klagredt an die Stelle getreten. Die Auficht. 
baß biejer ganze Kantionsanfpruch in Deutihland nicht in Geltung ftehe, ift ungerecht 
fertigt. In Unfehung der Art und Weife der Sicherheitäletftung ift die Beſchwerde 
der Kläger, daß ihnen nur auf Sicherftellung durch Bürgſchaft ein Recht zuerfannt 
fei, unbegründet. Bas ältere römische Necht tft nicht dahin abgeändert, daß Das Gerich: 
nad feinem Ermeſſen, ftatt auf Stellung von Bürgen, auch auf anderweite reale 
Sicherung, insbefondere burch Pfandrechte oder durch Hinterlegung von Werten erfennen 
Tönnte. (Bergl. 1. 7 Dig. de stip. praet. 46, 5 in ®Berbindung mit 1. 1 pr. Dig. ut 
leg. 36, 3; 1. 16 eod. c. 1, 2 Cod. comm. de leg. 7, 43.) Für das heutige Recht ifı 
zwar anzunehmen, daß der Berpflichtete gemohnheitärehtlich, abweichend vom rönrifchen 
Nechte, fih, wenn er will, auch durch genügenbe Pfandbeftellung befreien kann (vergl. 
1. 25 Dig. de R. I. 50, 17). Hieraus ergiebt fi aber höchſtens die Rotwendigteit 
alternativer Faflung bes Klagantrags und der Berurteilung, die übrigens daun jeden- 
falls wegfällt, wenn der BPflichtige ausdrücklich erffärt, nur mit Bürgen Sicherheit 
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leiften zu wollen. Bu Unrecht hat ber Berufungsrichter die Verpflichtung der Bürgen 
auf eine beftimmte Summe begrenzt; e3 tft fein Grund abzujehen, warum nicht Bürgen 
gegeben werden follten, die fich einfach auf dasfelbe verpflichten, was ber Hauptichulbner 
zu leiften fchuldig fein werde, mag dies auch dem Umfange nach für jegt noch nicht 
genau beftimmt fein. 


Nr. 2553. IV. Sen. 12. Januar 1882. IV. 809. 81. Bd. 6, Nr. 66, ©. 236. 

Anweiſung des Legates auf ein ansſtehendes Kapital, 88 416 FF., I. 12 A.L.R. 
(Preuß. R) % K. hat den Kläger ein Legat von 1000 Thalern ausgeſetzt und 
beftimmt, daß der Kläger von dem Erben R. 8. beanfpruchen kann, daß berfelbe ein 
dem Erblaſſer zuſtehendes Hypothekenkapital von 1400 Thalern zur Berichtigung ber 
legierten Summe verwende, alfo 1000 Thaler von jener Boft dem Kläger überlafie. 
Der Beklagte Tieß wegen einer ihm an den Alleinerben R. 8. zuftehenden Forderung 
von 2400 ME. den entiprechenden Teil des Hypothekenkapitals pfänden und fi zur 
Einziehung mit dem Vorrecht vor dem ÜÜberrefte überweifen. Bei der Subhaftatton 
des verpfändeten Grundſtücks kamen nur 1900 Mt. auf die Hypothelenpoft zur Hebung. 
Das Bercipiendum ift dem Bellagten zugeiprochen. Das Legat begründete neben dem 
Unfpruche gegen R. 8. auf Zahlung der 1000 Thaler allerdings das Hecht, zu ver- 
langen, daB der Erbe dazu die 1000 Thaler verwende. Das lebtere Recht war aber 
ein rein obligatorijches; es enthielt nicht einmal einen Titel zum Erwerb des betreffenden 
Anteild der Hypothek. R. K. erwarb das Eigentum der Hypothek ohne Beichräntung. 
Der Bellagte erlangte nicht bloß die Rechte eines Affignatars (8 251, I. 16 A.L.R.), 
fondern daneben durch die ftattgehabte Pfändung der Yorderung zugleich bie Rechte 
eine® Pfandgläubigers (8 709 C. P.O.). Died Pfandrecht war auch gegenüber dem 
Kläger voll wirtfam. 88 22, 23, J. 10 ALR 8 101 Einl. WER. find hier nicht 
anwendbar. 


Nr. 2554. IV. Sen. 30. September 1886. IV. 124. 86. Bd. 16, Nr.56, ©. 237. 

Einfiuf der Vorandgewährung einer Summe auf die Rechtsbeſtändigkeit eines 
Geldvermädtnified. 88 323, 433, I. 12 A.L.R. (Preuß. R.). Ein Geldbvermädtnis 
verliert dadurch feine Wirkung, daß ber Erblafler ſchon bei Lebzeiten in der Abſicht 
ber Realifierung besjelben eine der vermachten entjpredhende Summe bem Bermäctnis- 
nehmer giebt. Der 8 323, I 12 WER. ſetzt allerdings voraus, daß ber Gegenftand 
des Vermächtniſſes individuell beftimmt iſt. Bei dem reinen Summeverſprechen ift 
feine Anwendung alfo ansgefchloffen. Bon dem Geldvermädtniffe handeln denn auch 
erft die 88 328—331, J. 12 A.L.R. unter diefem befonderen Marginale. Uber in den 
88 323, 433, 1. 12 A.L. R. Hat dad auch auf Geldvermächtniſſe anwendbare all- 
gemeine Prinzip Ausdrud gefunden, daß, wenn der Erblafier dem Legatar das dem⸗ 
ſelben Vermachte in der Abſicht der Erfüllung diefer letztwilligen Unordnung ſchon bei 
feinen Lebzeiten gewährt hat, das Legat als Hinmweggefallen anzufehen if. Die Norm 
bes 8 323 a. a. D. beruht übrigens nicht allein auf dem Geſichtspunlte der (anti- 
eipierten) Erfüllung, fie muß noch anf ein allgemeineres Prinzip zurüdgeführt werden. 
Sie umfaßt nämlich, wie 8 324 a. a. D. ergiebt, auch die Thatbeftände entgeltlicher 
Übereignung der vermachten Sache, bei welcher von einer Erfüllungspflict des Teftators 
(in dem obigen Sinne) nicht füglich die Rede fein kann. Hier bietet fich vielmehr nur 
ber Geſichtspunkt, daß in der Borausgemährung des Gegenstandes des Vermächtniſſes 
mit innerer Rotwendigfeit zugleich der Wille der Aufhebung ber Bermächtnisanorbnnung 
als folder Tlargelegt wird, weil diefe mit der bereit3 erfolgten Hingabe des Objektes 
nicht beftehen Tann; und dies Prinzip trifft nicht nur auf alle Fälle der Übereignung 
vermachter beftimmter Sachen (8 323 a. a. O.) zu, fondern es ermeift fih auch wirkſam 
im alle des 8 433 a. a. D., infofern nicht jeder nadträgliden Tilgung ber ver- 
madten Schuld, fondern nur der vom Teftator ausgegangenen Erfüllung berfelben die 
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Witkung der Aufhebung bes Schulbverhältniffes beigelegt if. Die Borfchriften zi:r 
die Form des Widerrufes Iebtwilliger Anordnungen, insbefonbere der Bermädtrif: 
(88 593 ff, L12 AL.R.), ſchließen nicht aus, dab es Thatbeftäude giebt, im deren 
Realiſierung durch den Xeftator das Geſetz einen von felbft und ohne ausdrückliche 
Erflärung wirkenden Aufhebungsgrund, gleichfam einen thatfächlihen Widerruf, finde, 
und zu den fo gearteten Füllen gehört nach der ans ben 88 323, 433 a. a. ©. ch- 
zuleitenden Rechtsnorm der vorliegende. Nr. 2555. 


Nr. 2555. IV. Sen. 29. Oktober 1894. IV. 120. 94. Bd. 34, Nr. 74, ©. 300. 
Wirkung der Einziehung einer ausſtehenden Forderung durch den Erblafler sei 
ben Beitand des VBermäctnifies der Forderung. (Preuß. R.) Die Släger erbebu 
gegen die Erben der Witwe ©. Anſprüche aus einem in den lebtwilligen Berfügungr: 
ber Erblaſſerin ausgeſetzten Bermächtniffe von 6000 Thalern. Den Einwand der DB» 
Magten, daß das Vermächtnis infolge der dur die Erblaflerin felbft erfolgten Eu 
ziehung der vermachten Yorberung aufgehoben fei, hat das Neichögeriht mit dem Be 
rufungsgericht für nicht gerechtfertigt erachtet. Das Berufungsgericht ftellt nach deu 
Ergebnis der Beweiaufnahme feft, daß die Witwe ©. die vermadte Forderung von 
6000 Thalern im Jahre 1874 von dem Befiber bed Gutes B. zurüdgezahlt erhalten 
und das erhaltene Gelb fogleich in derjelben Summe an M. auf deſſen Grundftüd 
ausgeliehen, daß fie im Jahre 1884 diefe neue Schuldforderung von M. gezahlt er- 
halten und nunmehr die empfangenen 6000 Thaler mit anderen 1000 Thalern im eimer 
Summe von 7000 Thalern oder 21000 ME. an N. ausgeliehen hat, der dies Kapital 
bein Tode der Witwe S. noch ſchuldete. Das Berufungsgericht erachtet auf Gran: 
der Beweisaufnahme ferner für beiwiefen, dab bie Witwe ©. bei Rückzahlung ber 
18000 Mt. von M. und bei der Ausleifung der 21000 Mi. an R. und fpäter bi 
zu ihrem Tode den Willen gehabt Hat, daß die Schuldforderung an R. jedenfalls in 
Höhe von 18000 Mi. den ernannten L2egataren an Stelle der eingezogenen Schal- 
forderung zufallen folltee Im Anſchluſſe an diefe Feftftellung gelangt das Berufung 
geriht zu ber Annahme, daß ber Anſpruch der Legatare auf die Ride Scheſd in 
Höhe von 18000 ME. nah 8 408, I. 12 A.L.R. begründet ift, und daß dieſen Un- 
ſpruche die 88 4107. a. a. D. nicht entgegenftehen. Bei Bugrundelegung der thakläc- 
lichen Feftftellung des Oberlandesgerichts ift feine Annahme gerechtfertigt. Daß das 
Vermächtnis durch die im Jahre 1874 an die Witwe ©. erfolgte Zurüdgahlung der 
6000 Thaler nicht aufgehoben ift, kann mit Rüdficht auf $ 413, I 12 ALR. mit 
zweifelhaft fein, da bie nad) biefer Vorfchrift den Fortbeitand des Legates begrünbende 
Vorausſetzung durch die fofortige Unsleihung der zurüdgezahlten 6000 Thaler in ber- 
felben Summe an M. erfüllt if. Für die weitere Behandlung der 6000 Thaler, die 
fodann mit weiteren 1000 Thalern an N. ausgeliehen find, erachtet es dad Berufung“ 
gericht mit Necht für enticheibend, daß die Exrblafferin die Wufhebung der Legate nicht 
gewollt hat. Nicht die Thatſache der Einziehung der vermadjten Yorderung und ihrer 
dadurch begründeten Tilgung an fich ift es, die das Legat aufhebt, fondern Der ſich 
dadurch bofumentierende Wille des Erblafjers, feine frühere Verordnung zu änbern, io 
daß dad Vermächtnis einer Schuldforderung, ungeachtet ihrer Einziehung, dann nidt 
für fortfallend anzufehen ift, wenn feftgeftellt wird, daß die Einziehung nicht in ber 
Abficht erfolgt ift, das Legat aufzuheben. Auch in dem Urteile im Falle Ar. 2554 
wird das den Beitimmungen ber 88 412, 413, 1.12 A.L.R. zu Grunde liegende Brinzip 
darin erblidt, daß der zum Ausbrnd gebrachte Wille des Erblafferd für maßgebend za 
erachten ift. Daraus ergiebt fidh, daß dann, wenn der Erblafier das bei der Bahluaz 
ber Forderung empfangene Geld nicht fogleih, auch nicht allein, fondern zufammen 
mit anderem Gelde in einer Höheren Summe ausgeliehen hat, das Legat zwar nicht 
ohne Weitered für fortbeftehend zu erachten ift, daß aber diefe Annahme dann Blar 
greift, wenn ermittelt wird, dab der Erblaffer bei der anderweitigen Ausleihung deu 
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3illen dieſes Yortbeftandes gehabt hat. Diefer Wille der Erblafferin ift hier ohne 
zerletzung einer Rechtsnorm feftgeftellt. 


tr. 2556. VI. Sen. 13. April 1896. VI. 416. 95. Bd. 37, Nr. 44, ©. 168. 

Bermähtnis des DOnafininsfruttns au einer Nachlaßquote im Gegenſatze zum 
Ientenvermäcdtnifie. (Gem. R.). Es fteht in Frage, ob die hamburgiſche Erbfchafts- 
bgabe im gegebenen Falle nach dem Sage von zehn Prozent, der fich aus der be 
‚effenden Verordnung vom 29. Dezember 1851 als der hier anmenbbare ergeben würde, 
ber nur nad) dem durch bie neuere Verorbnung vom 9. Mai 1894 für Vermächtniſſe, 
ie Schwiegerlindern des Erblaſſers zufallen, anf vier Prozent ermäßigten Sabe zu 
ntrichten war. Der einzige Streitpuntt, der in diefer Beziehung noch der Nachprüfung 
es Reichsgerichts unterlag, ift der, ob die hier fraglichen Vermächtniſſe Nießbrauchs⸗ 
ber Rentenvermächtniſſe ſeien. Die Entſcheidung, daß es unerheblich fei, daß Die 
ntrichtung der Erbichaft3abgabe den Klägern nicht auf einmal gleich anfänglich nach 
em Werte des ganzen Vermächtniſſes angefonnen fet, fondern alljährlich nad) Maßgabe 
es Betrages der ihnen vom Teftamentsvollftreder auszuzahlenden Zinſen erfolge, blieb 
13 auf irrevifiblem hamburgiſchen Partikularrecht beruhend ohne Weiteres auch für bie 
tevifionsinftanz maßgebend, und dasfelbe gilt von der Annahme, daß die hier fragliche 
Steuerpflicht fich gefeßlich nach dem Beitpunkte des Anfalles des einzelnen Bermächt- 
liſſes beſtimme. Andererſeits erichien als unftreitig richtig der hier vom Berufungs⸗ 
richt verwertete gemeinrechtliche Sab, daß das Bermächtnisches Nießbrauches, wenn 
iejer als einheitlicher vermadt tft, auch als einheitliches mit bem Zeitpunkte des Erb- 
chaftserwerbes anfällt, nach 1. un. pr. Dig. quando dies ususfr. 7, 3; während e3 
benfo unzweifelhaft ift, daß das Rentenvermächtnis in eine unbeftimmte Zahl von 
Einzelvermädtniffen zerfällt, von denen das erfte an fich ein unbedingtes Summen- 
rermäctnis ift, die übrigen aber bedingte in ber Art, daß jedes einzelne erft anfällt, 
venn der Legatar den Tag der Fälligkeit erlebt, nach 1.10, 1. 12 pr. 1. 20 Dig. quando 
lies leg. 36, 2 und 1. 4, 11 Dig. de ann. leg. 33, 1, übrigens auch nach den Hamburger 
Statuten 3, 2, 10. Was nun den oben bezeichneten Streitpunkt anlangt, fo ift die 
onkrete Sachlage die folgende: Die Teftatrir Witwe P. hat verordnet, daß die Erbteile 
jerjenigen unter ihren Rindern, die bei dem Ableben ber Teftatrix eheliche Nachkommen⸗ 
haft befigen würden, unter Berwaltung der Teftamentsvollftreder verbleiben und dem 
yetreffenden Kinde nur der Iebenslängliche Niekbraud an feinem Erbteil zuftehe und 
yaß bei deffen Ableben der Nießbrauch daran auf den etwaigen überlebenden Ehegatten 
uf deſſen Lebenszeit übergehen follte. Die Kläger find num foldde Schwiegerkinder der 
Teftatrig, deren Ehegatten nach jener Teftamentsbeftimmung nur den „Nießbraud” an 
ren Erbteilen hatten und ſämtlich noch zur Zeit der Geltung der älteren Verordnung 
über die Erbfchaftsabgabe vom 29. Dezember 1851 verftorben find. Das Oberlandes- 
jericht nimmt an, daß ihnen wirklich, im Einklange mit dem Wortlaute des Teſtaments, 
ein Nießbrauch und nicht bloß, wie bie Kläger geltend gemacht haben, von den Teſtaments⸗ 
oollftredern ihnen anszugahlende jährlide Nenten vermacht feien. Die biergegen ge- 
richteten Angriffe der Kläger konnten nicht zur Aufhebung des Urteild führen. Die 
Frage, ob ein Nießbrauchs⸗ oder ein Rentenvermächtnis vorliege, kann unter Umftänden 
vecht zweifelhaft fein (1. 22, 38, 41 Dig. de usu et usufr. 33, 2). Ob das Oberlandes- 
gericht mit Recht Hier ein Argument zu Gunften der erfteren Auffafjung aus bem 
Umftande hernimmt, daß die Kinder der Teftatrig, denen der hier in Rebe fteheube 
Nießbrauch in erfter Reihe zugewendet war, nach dem Wortlaute bed Teftanentd zunächft 
zu Erben eingefegt find, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls geht dad Berufungs- 
gericht zu weit, wenn es dem Umſtande, daß nicht die Vermächtnisnehmer felbft, jondern 
die Zeftamentspollftreder die Verwaltung der betreffenden Vermögensquoten führen 
foliten, jede Bedeutung für die zu enticheidende Frage abipricht. Wllerdings ift es 
richtig, daß Jemand fehr wohl den Nießbrauch haben kann, ohne felbft verwaltungd- 
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berechtigt zu fein; wenigftend nach heutigem Net mit Rückſicht auf die Ausbilbun; 
des Snftitutes der Teitamentspollftveder. Uber hierbei ift ein eigentlihder Ric 
brauch vorausgeſetzt; ein Quaſinießbrauch mit folder Veſchränkung wäre nicht denkbar. 
Denn diefer iſt Aberhaupt feine befondere Art von binglidem Rechte, fonbern hbeftekt 
nur darin, daß dem „Nießbraucher“ den Gegenftand zu vollem eigenen Rechte über- 
tragen wird gegen Beftellung der jogen. cautio ex senatusconsulto dafür, daß er der 
Gegenstand nad) Beendigung feines Rechts zurüderftatten werbe. Wo biefe Ülbertraguns 
und biefe Rüderftattungspflicht nicht ftattfindet, Tann von Duafiufusfruft überhaupt 
feine Rede fein. Dies wird auch von vielen Schriftftellern hervorgehoben, wobei ſie 
nur Häufig ungenau ftatt von Nießbraud an einem Kapitale oder vom Dnaftnieh 
brauch überhaupt vom Nießbraude an einer Forderung ſprechen. Wäre Daher ber Bier 
vermachte Nießbrauch nur zu denken als Nießbraud an einem Kapital, fo würde: 
trotz des gebrauchten Ausdruds in Wahrheit Teine Nießbrauchs⸗ fondern NRenter- 
vermächtniffe vorliegen. Die Entſcheidung des Berufungsgericht3 wird jeboch getragen 
durch den anderen Grund, daß nad) Lage der Sache nicht angenommen werden dar’, 
e3 Tönne fich bier höchſtens um einen Quaſinießbrauch handeln. Ten Gegenftand des 
Nießbrauchs follen zunähft Bermögendanoten bilden, und es ift von den Kläger: 
nicht behauptet, daß fih in dem Vermögen der Teftatrir feine Gegenftänbe befumben 
hätten, an denen ein eigentlicher Nießbrauch möglich geweien wäre. Freilich ift auf 
das wieder nicht richtig, daß, wenn ſich ſolche Gegenftände darin befunden haben 
follten, dann an dieſen jeder der Bermäctnisnehmer ohne Weiteres das Dingliche Recht 
des eigentfihen Nießbrauches zu feiner Duote erworben haben würde. Bielmehr ik 
e3 gemeinrechtlich beim NBermächtnifie- einer Duote des Nießbrauches am ganzen Ber- 
mögen dem Belieben des Erben, alfo gegebenen Falles auch des Teftamentspollftreders, 
überlaffen, ob er an den einzelnen Nachlaßgegenftänden Niekbraud bezw. Unafinier- 
braudy pro parte gewähren oder nur an einer der Duote bed Wertes des Nachlafie 
entiprechenden Geldſumme Duafinteßbraud einräumen will (1. 32 $ 8 Dig. de usa et 
usufr. 33, 2); wie fogar auch bei dem Vermächtniſſe einer Onote bes Bermögens felbit, 
fall8 es nicht ein Univerjalfideitommiß ift, Entiprechendes gilt (1. 26 8 2 Dig. de leg. I 
[30)). Enticheidet fi nun der Erbe für das Lebtere, fo Tommt dadurch die Sade in 
die Lage, als wenn es fich von vorn herein nur um einen Duafinießbrauch gehandelt 
hätte, und vom praftifchen Standpunfte aus werben beim Vermächtnis des Nießbranchs 
an einer Quote des Nachlaſſes fogar meiftens zu einer Enticheidung in dieſem Sinne 
die Schwierigkeiten drängen, die fi Daraus ergeben, dab zum „Vermögen“ in dieſen 
Falle auch die Schulden als Paſſiva gehören, fo daß, un den Gegenftand bes Rieh- 
brauches feftzuftellen, diefe erft abgezogen werden müflen (1. 69 Dig. ad. leg. Fale. 35, ?; 
1.43 Dig. de usu et usufr. 33, 2). Nichtöbeftoweniger Tiegt hier die Sache formell io, 
daß bie Kläger erft Hätten behaupten und im Beftreitungsfalle beweiſen müflen, deE 
ihnen als Gegenſtand ihres Nießbrauchs von vornherein nur eine Wertquote bDargeboten 
worden fei, ehe man dazu hätte gelangen können, aus diejem Grunde die hier fraglichen 
Bermäctniffe für bloße Rentenvermächtnifie zu erflären. 


Nr. 2557. IIL Sen. 4. November 1892. IH. 170. 92. Bd. 31, Nr. 33, S. 168. 

Ergänzung eines Teftaments durch formlofe Nachzettel. Auorbuung eines Ber: 
müchtniſſes an Stelle eines früheren; Abemtiouswille, wenn das zweite Vermächtnis 
ungültig ift. (Gem. R.). Daß auch im Teftamente im voraus beftätigte Kodizille zu 
ihrer Gültigkeit als Kodizille der Todizillarifchen Form bedürfen, wirb heute fanm 
noch beftritten. Eine andere Frage ift, ob fich der Erblafler in feinem Teftamente die 
Bezeichnung ber Perſon des eingefebten Erben und des Erbteiles, ferner bie Bezeichnung 
bed Bermächtnisnehmers, des Beſchwerten und des Inhalte des Vermächtniſſes in 
formlofen Nachzetteln vorbehalten darf. Der erfennende Senat nimmt auf Grund von 
L 36, 77 Dig. de her. inst. 28, 5; 1. 10 pr. Dig. de cond. inst. 28, 7 und L 38 
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Dig. de cond. 35, 1 die Zuläffigfeit fogen. myſtiſcher Erbeseinfegungen und myſtiſcher 
Bermädhtnifie injoweit an, als fich die Verfügungen an jih als ſchon im Teftamente 
jetroffen darftellen und die formlofen Nachzettel nur zur demonstratio des Honorierten, 
»es Erbteiles u. |. w. dienen. Sit die Verfügung im Teftamente jelbft geichehen und 
oU der Nachzettel nur Marftellen, was dunkel geblieben ift, fo fehlt e8 um fo mehr 
ın einem zureichenden Grunde, die Nachzettel wegen Formloſigkeit zurückzuweiſen, als 
3 anerlannten Rechtes ift, daß auch andere Dunkelheiten bei Zuwendungen aus form- 
ofen Erflärungen bes Erblafjerd ihre Uufffärung erhalten fönnen. Bon biefem Geſichts⸗ 
yunkte aus ift das in der formlofen Skriptur der Witwe U. Hinterlaffene Nießbrauchs⸗ 
egat ungültig. Der Erblafler Härt nicht eine Dunkelheit des Teftaments auf, ſondern 
rjegt eine Mare Verfügung in dem Teitamente (daB die Witwe 4. ein Präfideikommiß 
yeitehend in einer amerifaniihen 500 DBollarobligation erhalten foll) durch eine andere 
yahin, dab die Witwe U. ftatt einer 500 Bollarobligation ihrer drei Kinder wegen 
ine 1000 Bollarobligation zu ihrem Nießbrauch erhalten folle; er wendet der Hono- 
rierten an Stelle des im Teftamente ausgeſetzten Subftanzlegates ein Nießbrauchslegat 
ın einer größeren Obligation zu. Zu ſolcher datio legati in formlofer Striptur hat 
ꝛr die Befugnis nicht erlangt durch den allgemeinen teftamentariichen Vorbehalt, feinem 
Teftamente durch ein Kodizill noch Zuſätze oder Änderungen hinzuzufügen. Iſt aber 
as Nießbrauchslegat ungültig, jo folgt daraus noch nicht ohne weiteres die Gültigkeit 
bes im Teftamente binterlaffenen Legates. Es ift vielmehr zu unterfuchen, ob nicht 
das erfte Vermächtnis durch das zweite wenn auch ungültige Vermächtnis zuräd- 
genommen worden tft. Die Trage, ob bei Anordnung eines Bermächtnifies au Stelle 
eines anderen bie Gültigkeit der zweiten Borausjegung für die Zurüdnahme bes erften 
ift, kann allein nad dem zu ermittelnden Willen des Erblaſſers entichieden werben. 
Wechſelt der Erblaffer die Berfon des Honorierten, jo wirb nad) 1. 34 pr. de leg. I 
und 1. 20 Dig. de adim. leg. 34, 4 im Bweifel allerdings die Zurücknahme des erften 
Legates trotz ber Ungültigfeit ded zweiten anzunehmen fein. Anders liegt die Sache, 
menn der Erblafier im Intereſſe des Honorierten an Stelle de3 zunächſt ausgeſetzten 
Vermächtniſſes ein anderes anorbnet, wie im vorliegenden Falle, two ber Erblafler im 
Intereſſe der Witwe X. und mit ausdrücklicher Hinweifung auf ihre Kinder eine Ande- 
rung der Zuwendung für angemeflen erachtet hat. Bei ſolcher Sachlage wird, fofern 
nicht ein entgegenftehender Wille des Erblaflerd nachzumeiien ift, davon auszugehen 
fein, daß ber Erblaffer den Ademtionswillen nur fo weit gehabt hat, als feine neue 
Anordnung mit rechtlicher Wirfung an Stelle der früheren Hat treten können. Yür 
einen anderen Willen des Erblaſſers haben das Teftament und die Berhandlungen ber 
Parteien keinen Anhalt geboten. Es ift daher mit Recht die fortdauernde Gültigfeit 
be3 erften Bermäcdhtnifles angenommen worden. 


Nr. 2558. IL Sen. 1. Suli 1887. IL 79. 87. Bd. 19, Nr. 71, ©. 373. 

Berzicht anf ein Vermächtnis. (Mhein. R.). In dem alle Nr. 2519 ift das 
Berufungsgericht mit Unrecht davon ausgegangen, daß ein Verzicht ber Witwe auf das 
Vermächtnis nur in der Form des Art. 784 code civil oder durch eine Schentung nad) 
Urt. 931 a. a. D. babe zuftandefommen können. Die Bedeutung des in dem Titel 
von der Sinteftaterbichaft enthaltenen Art. 784 befteht darin, daß fie den Erben bie 
Möglichleit gewährt, Durch eine in feierlicher Form abgegebene einfeitige Erklärung 
ber ihuen nad Art. 724 a. a. D. ipso jure angefallenen Erbſchaft mit Wirkung gegen 
Jedermann, fowohl gegen etwa beteiligte Miterben wie gegen dritte Perſonen, namentlich 
auch gegen die Erbfchaftägläubiger, zu entjagen. Die Yrage, ob die Anwendbarkeit des 
Art. 784 a. a. D. bei Legaten, für welche eine gleiche Vorfchrift nicht befteht, über- 
haupt ausgeſchloſſen ift, ober wenigftend auf Univerjallegate (Art. 1003) und Legate 
unter Univerfaltitel (Art. 1010), oder endlih, ob er etwa nur auf Univerfallegate, ei 
es mit Beſchränkung auf den Fall des Art. 1006, fei es ohne diefe Beſchränkung an⸗ 
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gewendet werden muß, tit beftritten. Hier handelt es fich um ein Legat unter Univerfal- 
titel. Sofern es ſich lediglich um die Wirkung unter den zunächft Beteiligten, nämlich 
unter Erben und Legatar, handelt, ift die Bültigfeit des Verzichts lediglich nach dei 
allgemeinen Nechtögrundfägen zu beurteilen. Solange bie Yusantwortung bes Eigen⸗ 
tumslegats an die Witwe noch nicht erfolgt war, konnte fie dem Erben gegenüber auf 
diefen Anfpru und damit auf ihr ganzes Recht formlos Verzicht leiften. War aber 
die Ausantwortung des Legat3 an fie bereit3 erfolgt, fo hätte es einer förmlichen Nüd: 
übertragung des bereit3 erworbenen Vermögens auf den Erben beburft, und biefe Über 
tragung hätte, fofern es fih um eine Schentung handelte, nur nah Maßgabe des 
Art. 931 a. a. O. wirkſam erfolgen können. 


Nr. 2559. II. Sen. 11. März 1892. IL. 281. 91. Bd. 29, Nr 27, ©. 104. 

Berechtigung ber mit einem Mniverfalvermädtnifie beiafteten Defcendenten bei 
Erblaſſers, die Trebefliauifhe Quart von der Subftanz des Nadlafies abzuziehen 
(Gem. R.). Die Entfheidung hängt davon ab, ob hier die regelmäßige Berechnung 
der Duart bei bedingten oder betagten Vermächtniſſen Plab greift, wonad in dieſelbe 
die in der Zwiſchenzeit gezogenen Früchte einzurechnen find, oder ob die Ausnahme 
beftimmung ber c. 6 Cod. ad 8. C. Trebellianum 6, 49 anzumenden ift, wonad tie 
Quart nicht aus den Früchten, fondern aus der Subftanz des Nachlafles jelbft zu ent- 
nehmen ift. Die Beftimmungen des gedachten Geſetzes beziehen ſich nad befien Wort⸗ 
Yaut nur auf einen beftinnmt bezeichneten Kreid von Berfonen und eine ausdehnende 
Auslegung, die fich bei einer Ausnahmebeftimmung von jelbft verbieten würde, ift im 
8 3 noch befonderd ausgeſchloſſen. Es mußte jeboch bei ber beftrittenen Auslegung 
dieſes Gefehes die Annahme gebilligt werben, daß e3 für die Anwendbarkeit des Ge⸗ 
jeßes feinen Unterjchied begründet, ob Vermächtnifſe zu Gunften von Defcendenten des 
Erblaſſers oder für dritte Perſonen angeordnet find. Bei Erlaß des Geſetzes handelte 
es fih um eine bejondere Begünftigung, die Defcendenten bed Erblaſſers für bie Be 
rechnung und den Abzug ber Zrebellianifchen und der Falcidiſchen Quart eingeräunt 
werden jollte. Für diefen ihnen gewährten Borzug Tonnte nur ihre nahe verwanbt- 
ſchaftliche Beziehung zum Erblafier maßgebend fein, und es war unerheblich, zu weiten 
Gunften die dem Duartabzuge unterworfenen Vermächtniſſe angeorbnet fein mochten. 
In diefer Richtung kann nicht angenommen werden, daß der Geſetzgeber Defcenbeuten 
des Erblaffers als Onerierte im BVerhältniffe zu fremden Perſonen al3 SHonorierten 
fchlechter habe ftellen wollen als gegenüber den nächſten Verwandten, fall3 dieſe mit 
Vermächtniſſen bedadjt waren. Es muß im Gegenteile daraus, daß der Geſetzgeber 
Defcendenten den Wbzug der Quart aus der Subftanz des Nachlaffe8 anderen Deſcen⸗ 
denten des Erblaſſers gegenüber geftattete, der Schluß gezogen werden, daß ihnen 
gleiche Rechte mit fremden mit Legaten bedachten Berfonen um fo mehr zugeftanden fein 
follten und daß das Verbot einer ausbehnenden Auslegung bed Geſetzes fich Lediglich 
auf ben genannten Kreis der belafteten Erben bezog, zu beren Gunften eine befonbere 
von der Negel abweichende Berechnung der Duart eingeführt wurde. 


Nr. 2560. II. Sen. 20. Januar 1885. IIL. 266. 84. Bd. 13, Nr, 42, ©. 170. 

Erlaß der Kantiondleiftung bes teftamentarifhen Nießbrauchers. (Gem. R. 
Der in c. 7 Cod. ut in posa. leg. 6, 54; 1. 6 pr. Dig. ut in poas. leg. 36, 4; a. 1 
Cod. de usufr. 3, 33 aufgeftellte Sag, daß die Pflicht zur Kautiondleiftung vom Erb- 
laſſer für einen letztwillig vermachten Nießbrauch nicht erlaflen werden kaun, Hat für 
das heutige Recht feine Geltung verloren, meil die Gründe, welche jene Berbot im 
römiſchen Rechte veranlaßt haben können, nad ber Entwidelung, welche bie be- 
treffenden Materien im Laufe der Beit genommen haben, binweggefallen find und em 
innerer das Verbot rechtfertigender Grund nicht vorhanden if. Durch Nor. 1 cap. I 
ift dem Teftator geftattet, mittelö des Verbotes des Abzuges der quarta Falcidia deu 
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Erbteil beliebig mit Legaten zu belaften. Mit der Hierdurch dem Teftator gewährten 
Undefchränftheit in der Belaftung feiner Erben mit Legaten würbe e8 nicht vereinbar 
ericheinen, daß e3 ihm verboten fein follte, die uſufruktuariſche Kaution zu erlaſſen, 
damit den Erben die ungeſchmälerte Erhaltung ihrer Erbteile gefihert wäre. Ferner 
ift der mit der Kautiongleiftung nad den Beftimmungen des römiſchen Rechts verfolgte 
Zweck, den orbnungsmäßigen Gebrauch der zum Nießbrauch gegebenen Sachen zu ver- 
bürgen und die Neftitution nad) beendetem Nießbrauch zu fihern, injofern nicht mehr 
maßgebend, ald nach heutigem Rechte die Verpflichtungen des Legatars, bem der Nieß⸗ 
brauch vermacht ift, ganz diejelben find, mag er die Kaution beftellt haben ober mag 
jie ihm erlaflen fein. 


Nr. 2561. I. Sen. 19. Dezember 1883. I. 412. 83. Bd. 10, Nr. 74, ©. 263. 

Rechtsſtellnug bes Überlebenden Ehegatten, welchem der Nießbranuch au dem beu 
Kindern gehörenden Nachlaſſe Hinterlafien tft. (Preuß. R.). Die Yrage, ob, wenn 
in einem gemeinfchaftliden Teftamente der Eheleute dem überlebenden der Nießbrauch 
der gelamten Hinterlaffenfchaft mit der Maßgabe Hinterlaflen worben ift, daß die Kinder 
erft nad dem Tobe des Lebtlebenden eintreten, eine ſolche Berfügung als eine Ein- 
fegung des Überlebenden Ehegatten ald Subftanzerben mit der Verpflichtung, den Nachlaß 
an die eingejegten Kinder herauszugeben, der überlebende Ehegatte als Yibuziarerbe 
anzujehen fei, Tann auf ſich beruhen. Denn wenn im vorliegenden Falle bie über- 
lebende Witwe auch nicht als Erbin ihres Ehemannes anzufehen ift, fo tft doch in ber 
Braris fowohl des preußifhen wie des gemeinen Rechts Tängft anerkannt, daß der 
überlebende Ehegatte, welchem der Nießbraud an dem Bermögen des Erftverfterbenden 
binterlafien ift, wie er mit den Kindern als Subftanzerben zufammen die Nachlaß⸗ 
forderungen einzieht, jo auch mit ihnen zuſammen wegen ber Nachlaßſchulden Recht 
zu nehmen bat. Dies gilt nicht bloß in dem Sinne, daß es der Überlebende Ehegatte 
nicht Kindern kann, daB fich die Släubiger aus dem Vermögen des Ehemannes bezahlt 
machen; die Witwe (Mitflägerin) hat ald Berwalterin des Nachlafſes Traft eigenen 
Nechted die Mittel besfelben zur Erfüllung der auf dem Nachlaſſe haftenden Verbind⸗ 
lichfeiten zu verwenden, und wenn fie, wie im vorliegenden Falle, eine eigene wirt- 
ſchaftliche Thätigleit aufzumwenden bat, um Rüben zu bauen, jo macht fie fich perfönlich 
verantwortlih, wenn fie die Berbinblichfeiten aus dem von dem Ehemanne mit der 
Beklagten geichloffenen NRübenlieferungsvertrage nicht erfüllt, jo daß fie für die Kon⸗ 
ventionalftrafen felbft haften würde. Demnach führt fie die von ihr auf eigenen Namen 
übernommene Domänenpadtung ihres Ehemannes nicht für eigene Rechnung. Viel⸗ 
mehr bat fie den Kindern und den Gläubigern ihres Ehemannes gegenüber 
anzuerfennen, daß fie die Pachtung als ein Altivum des Nachlaffes in ihrer oben ge- 
Tennzeichneten Stellung zum Nachlaſſe angetreten bat. Hat fie die Pachtung ohne jede 
weitere Abmachung übernommen, fo ift fie materiell in der Stellung, die fie zum Nach⸗ 
lafie einnimmt, al3 Nteßbranderin und Verwalterin des Nachlaſſes ihres Ehemannes 
in den Bachtvertrag eingetreten, jo daß durch jenen Eintritt, wenn ſchon er in eigenem 
Namen erfolgt ift, ben Nechten weder der Kinder noch der Gläubiger des Ehemannes 
zu nahe getreten ift. Hieraus ergiebt fih die Haftung ber Witwe und der Kinder für 
den Nübenlieferungsvertrag. 


Nr. 2562. II Sen. 12. März 1889. IIL 309. 88. Bd. 22, Wr. 48, ©. 229. 

Unterfagung des Abzuges ber Falcidiſchen Quast. Manifeſtationspflicht. (Gem. R.). 
Bie dem Erben das Recht auf die Falcidiſche Duart entzogen werden kann, darüber 
herrſcht Streit. Das Richtige ift, daB die geſetzliche Hegel der Falcidiſchen Quart in 
dem Falle als ausgefchloffen zu eradjten ift, wenn bie mit ausdrücklichen Worten aus 
geiprochene oder fonft auf pofitive Weife erfennbar gewordene Abficht des Teitators 
darauf gerichtet war, jene Regel auszufchließen. Vergl. 1. 12,1. 15 8 1, 1. 8 Dig. 
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ad leg. Falc. 35, 2; Nov. 1 cap. 2 8 2. Aus der bei Anwendung biefes Srundbfages 
mit Recht erfolgten Abweifung ber Widerflage des Bellagten, joweit fie die Feſtflellung 
bezwedt, daß ben Klägern wegen Entziehung der Falcidiichen Duart fein Anſpruch auf 
ſolche zuftehe, folgt jedoch nicht ohne weiteres die Berechtigung der Kläger zu Dem iz 
ber Klage geftellten Betitum anf eidliche Inventariſation der im Beſthe des Beklagten 
befindlichen Nachlaßgegenftände. Die Ausbildung, welde ben Grundſätzen über bie 
Manifeftationspfliht eines Schuldner8 dur die Praxis im Anfchlufle an die c. uk. 
Cod. de jure delib. 6, 30 und einige andere finguläre Beftimmungen des rönmsihchen 
Nechts gegeben worden ift, hat unter Anderem dahin geführt, daß bemjenigen, welcher 
ein in feinem Beſitze befindliche Vermögen oder einen aliquoten Teil dedfelben einem 
Anderen herauszugeben bat, zu diefem Behufe die Borlegung eines auf erlangen eib- 
lich zu beftärtenden Bermögensverzeichniffes obliegt, falls dem Berechtigten eine aus 
reichende eigene Kenntnis der Beftandteile de3 Vermögens nicht zuzufchreiben it. € 
kann weber darauf anlommen, ob bie Herausgabe eines bem Berechtigten eigentlichen 
Vermögens verlangt oder nur ein obligatorifcher Anipruch erhoben wird, noch and 
darauf, ob das Vermögen besjelben in Natur herauszugeben ift oder ibm ftatt Defiez 
eine nach dem Werte bes Vermögens fich beftimmenbe Gelbfumme zukommt. Der mu 
ber Pflichtteilsergänzungsklage belangte Erbe tft daher zur eidlihen Manifeftierung 
des Nachlaſſes verpflichtet (Nr. 2518, Nr. 2541), wie au) dem anf Entrichtung ber 
Eheicheidungsftrafe verllagten Ehemanne die Manifeftatiouspflicht obliegt. Folgerichtig 
muß dieſe Verpflichtung auch in dem jebt vorliegenden analogen Yalle anerfannt 
werben, wo gegen ben Bellagten ber Anſpruch erhoben ift, die Falcidiſche Quart, alio 
einen aliquoten Teil des gejamten durch Bermädtnis an ihn gelangten and einem In⸗ 
begriffe von Sachen beftehenden Nachlaſſes ben Klägern herauszugeben. Die Kffen- 
barungspflicht des Beklagten erftredt fih aber der Natur der Sache nach nicht weiter, 
als fein Beſitz von Nachjlaßgegenftänden reiht. Deshalb hat er zwar neben deu 
Smmobilien fämtlide Mobilten und unter letzteren auch die zum Nadjlafie gehörigen 
Schuldurkunden, Wechlel und fonftige einen Wert repräjentierende Dokumente, ſoweit 
fie durch das Vermächtnis in feinen Beſitz gelangt find, zu inventarifieren, nicht aber 
darf feine Manifeftationspflicht allgemein auch auf Forderungen und Schulden de} 
Erblafierd, woran ein Beſitz nicht möglich ift, ausgedehnt werden. 


Nr. 2563. IL Sen. 1. Mai 1883. IL 550. 82. Bd. 9, Nr. 16, ©. 81. 

Bermähtnis eines Handelsgefhäfts mit der Firma ohne Aktiven nub Paſfſiven. 
Art. 23 9.9.8. Die Altiven und Paffiven des Geichäftes konnten den Erben in dem 
Sinne verbleiben, daß der Bellagte (Bermädtnisnehmer) den Erben fo viel in Geb 
leiftete, al3 da3 von dem verftorbenen R. nachgelaffene Handeldvermögen nad; Abzag 
ber darauf laſtenden Schulden wert war, daß mithin das nachgelaflene Handelsgeſchäft 
Dritten gegenüber aftiv und paffiv von dem Beflagten vertreten, dagegen zwiſchen ihm und 
ben Erben als ein an ihn verlaufter Beftanbteil der Erbichaft behandelt wurde. Wäre 
aber aud die Iegtmwillige Verfügung von dem Erblaſſer felbft nicht in dem angegebenen 
Sinne gemeint gewefen, jo ift fie doch fo von den Beteiligten, der Klägerin (ber 
alleinigen Erbin des R.) und dem Beklagten wirklich anfgefaßt worden. Die Klage 
ber in das Handelöregifter eingetragenen Witwe R. aus Art. 27 H.G. B. womit fe 
die Firmenveräußerung als unzuläffig (Art. 23 9.8.8.) anficht, ift unbegründet. Sie 
Abſicht des Erblaffers, „fein Spebitionsgefhäft" dur den Bellagten „fortführen und 
erhalten zu Yaflen“, ift in der That erfüllt worden. Rr. 30. 


Auflage. 

Nr. 2564. HO. Sen. 27. Februar 1883. IL 475. 82.80. 8, Nr. 82, ©. 314. 
Natürliche Verbindlichkeit, Art. 1235 code civil. (Rhein. R.). Die Schweiter der Be 

Hagten hatte einige Tage vor ihrem Tode die Abficht ausgeſprochen, eine beftimmte Summe 
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dem Urmenrate in 3. zu hinterlaffen, damit aus den Binfen unbemittelte Mädchen 
anögefteuert würden. Zur Errichtung eines Teftaments Tam es nicht, weil die Kranke, 
al3 der beftellte Rotar erichien, zu ſchwach war. Nach deren Tode erflärte die Bellagte 
gegenüber dem Vertreter des Arnienrats und dem Notar, der die Erbteilung vornahm, 
daß ihr ber lebte Wille ihrer Schwefter heilig jei, fie innerhalb fünf Kahren die Summe 
aus ben Binfen zurüdiegen und die Stiftung errichten werde. Die nad Ablauf der 
fünf Zahre erhobene Klage des Armenrat3 ift abgewielen. Eine natürliche Berbind- 
lichkeit des Erben, bloß mündlich ausgedrüdte letztwillige Auordnungen des Erblaſſers 
zu erfüllen, ift nicht anzuerkennen. Eine Novation (Art. 1271 Nr. 1 code civil) Tiegt 
nit vor. Die Klage fügt fich auf ein Berfprechen, defien Inhalt und Urſache eben 
bie Erfüllung des nicht beftehenden legten Willens ift. Das Geſetz jpricht aber nirgends 
aus, daß die natürliche Werbindlichkeit durch das Anerlenntnis und die Bufage der 
Erfüllung zu einer Magbaren werde, fondern ed erwähnt nur die eine Wirkung der- 
felben (Art. 1235 code civil), daß das zu deren Erfüllung freiwillig Bezahlte nicht 
zurüdgefordert werden Tann, und in der That hat man die rechtlichen Wirkungen ber 
natürliden Verbindlichkeit auf den Ausichluß der Zurückforderung des Bezahlten be 
fchränfen wollen, jo daB aud die Buläffigfeit der Novierung nur mit der rechtlichen 
Konftruftion begründet werben kann, daß babei die natürliche Verbindlichkeit als getilgt 
anzufehen ift (Urt. 1234, 1271 Nr. 1 code civil). Noch beftimmter bat fich der badiſche 
Gejeßgeber in 2.R.S. 68 dahin ausgeiprochen, daß bie natürliche Verbindlichkeit weder 
„Anfpradhe noch Forderung” wirkt, ſondern nur bie Anfechtung oder Zurüdforberung 
deſſen ausfchließt, wa8 man ihr gemäß gethan oder gegeben hat. 


Nr. 2565. VI Sen. 28. März 1895. VL 403. 94. 8b. 35, Nr. 35, ©. 147. 

Herausgabe der Tünftigen Erbſchaft eines Dritten als Gegenſtand der Belaftung 
bes Bedachten in einer letztwilligen Verfügung. (Gent. R.). Anton %. hinterließ bei 
feinem Tode im Zahre 1893 vier Töchter. Zwei von ihnen find mit ben Klägern, eine 
dritte ift mit dem Beklagten verheiratet. In feinem buch ein Kobizill ergänzten 
Teſtamente find die Ehefrauen der Kläger zu Univerfalerbinnen eingeſetzt. Die Ehefrau 
bes Bellagten ift mit einem Vermächtniſſe von 200000 ME. unter Beſchränkung auf 
den Genuß der zu 8000 ME beftimmten Binfen von diefem Kapital bebadit. Der 
Erblafier hat dabei folgende Verfügung getroffen: „Ebenfo verfüge ich, daß, fall mein 
Bruder Berthold F. nad mir verftirbt, der Teil der Erbfchaft, der dann meiner Tochter 
Angufte” (der Ehefrau des Bellagten) „zufällig würde, als hinfällig anzujehen wäre, 
da auch diefer Teil der Erbichaft meinen Haupterben zu überweiſen ift, wogegen von 
feiten meiner Tochter oder deren Erben keine Einrebe geichehen darf.“ Nach dem Tode 
bes Teftators ftarb Berthold F. Er hatte die Ehefrau des Bellagten zu einem Yünf- 
zehntel als Erbin eingefeßt. Der Bellagte hat die Erbſchaft angetreten. Die Kläger 
beanfpruchen auf Grund der Ieptwilligen Verfügung des Anton F. die Überlaflung 
dieſes Erbteiles. In 1. 17 8 1, 1.2788 9, 10 Dig. ad 8. C. Trebell. 36, 1 ift an 
erfannt, daß ein Xeftator feinem Erben auch auflegen könne, eine ihm von einem 
Dritten zukommende Erbſchaft herauszugeben. Wenn man biergegen das Bedenken er- 
heben will, daß aus biefen Stellen nicht zu erjehen fei, daß der mit der Auflage be» 
ſchwerte Erbe die Erbſchaft des Dritten noch nicht angetreten gehabt und daß ber 
Lebtere zur Beit ber Errichtung des Teftaments, worin die Auflage gemacht morben, 
nod) gelebt habe, jo würde doch diefer Einwand nur die ausdrüdliche Unerleunung einer 
derartigen Auflage im römifchen Recht befeitigen können. Um eine jolche Iegtwillige 
Berfügung allgemein für ungültig zu erflären, würde immer noch eine dahingehende 
pofitive gejeßliche Vorſchrift erforderlich fein. An biefer fehlt es aber. Die c. 30 Cod. 
de pactis 2, 3 bezieht fich nur anf Gejchäfte unter Lebenden, nicht auf Iegtwillige Ber- 
fügungen über die Erbſchaft eines Dritten, und es fehlt an einem Grunde bafür, Die 
Beftimmungen des Gefeges auf die letzteren auszubehnen. Nr. 2545. Der Reviſion 
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kaun auch darin nicht Recht gegeben werden, daß die in Rede ftehende Iektwillige An- 
orbnung unter den hier obwaltenden befonderen Berhältnifien als unanftändig und 
pietätlo8 angefehen werden müfle. Anton %. wollte der Ehefrau des Bellagten jo viel 
zumenben, daß fie aus feinem Nachlaſſe und dem feines Bruders Berthold zuſammen 
200000 ME. und von dieſem Kapitale bei ihren Lebzeiten bie jährliche Rente von 
8000 ME. erhielt. Hierin Tann etwas Anftößiges nicht gefuuden werben. Ebenfowenig 
erfcheint e3 unanftändig, daß er diefen Zweck auf die in der letztwilligen 

angegebene Weiſe zu erreichen juchte und nicht einen anderen Weg wählte. Auch darin, 
daß er dies vielleicht feinem Bruder Berthold verſchwiegen hat, Liegt nichts Anftößiges. 
Es kann nicht anerfannt werden, baß für ihn eine rechtliche oder fittliche Pflicht beftand, 
feinem Bruder von dem Inhalte der ftreitigen Verfügung Mitteilung zu maden. 


Nr. 2566. DO. Sen. 16. Mai 1893. IL 51. 93. Bd. 31, Nr. 79, ©. 350. 
Lestwillige Zuwendung unter ber Beſtimmung, dab daß Zugewendete für eine 
gewifie Zeitdauer „Turatorifc) verwaltet‘ werbe. (Rhein. R.). Ungerechtfertigt ift bie 
Nüge des Reviſionsklägers, es enthalte bie der Iegtwilligen Berfügung hinſichtlich des 
ben Gegenftand des Rechtsſtreits bildenden Vermögensteils beigefügte Beſtimmung bes 
Erblaffers: „Ich verorbne, daß dies Vermögen kuratoriſch verwaltet werbe, bis mein 
Sohn das 30. Lebensjahr erreicht Haben wird“, eine rechtlih unzuläffige Anorbuung 
und e3 fei diefe Anordnung nah L2.R.S. 900 „für nicht geſchrieben“ zu erachten. 
Die hierauf bezüglichen Ausführungen des Revifionsflägers find nicht zutreffend. Zu⸗ 
nächfſt könnte aus der Regelung in L.R.S. 1055 und L. R.S. 1056 überhaupt kein 
Beweisgrund für Unguläffigfeit einer derartigen Anordnung in anderen Fällen ab 
geleitet werden. Sodann kann aus einer Unzuläffigleit der Beitellung eines Teſta⸗ 
mentspollftrederd mit umfangreicheren, insbefondere ihrer Beitbauer nach au 
gebehnteren Befugniflen, als L.R.S. 1026 bezeichnet, nichts bezüglich bes vorliegenden 
Falles abgeleitet werden, da in diefem nicht ein Teſtamentsvollſtrecker, deffen rechtliche 
Stellung auch unmittelbar in der Berufung durch ben Erblaffer mwurzelt, in Frage 
fteht, e3 fich Hier vielmehr um eine den Charakter einer Auflage tragende Beltim- 
mung handelt, wodurch ber Erblaffer Hinfichtlich des feiner völlig freien WBerfügungs- 
gewalt unterftehenden Vermögensteild zum Schutze des Eigentumsrechtes, welches er 
hieran neben bem (unter einer auflöfenden Bedingung) in erfter Reihe Bedachten einem 
(unter einer aufichiebenden Bedingung) in zweiter Reihe (als dem Erfteren fubftitniert) 
Bedachten letztwillig zumendet, den in erfter Reihe Bedachten veranlaßt, Die Verwaltung 
des betreffenden Vermögens für einen gewiſſen mäßig bemeflenen Beitraum nicht ſelbſt 
zu führen, fondern einer anderen Perſon zu überlaffen. Der BZuläffigleit einer ſolchen 
Beitimmung fteht aber weder die in dem Geſetze getroffene Regelung des Umfanges der 
Befugniſſe eines Teſtamentsvollſtreckers noch eine fonftige Beftimmung des Geſetzes ent- 
gegen. Wenn man nämlich auch, fofern nach fonftigen Erwägungen ber Wille des Ge⸗ 
febes als entgegenftehend zu erachten wäre, nicht etwa den Sat aufftellen könnte, daß 
ein Erblaffer da, wo er über einen Bermögensteil frei verfügen Tann, befugt fein müſſe, 
biefen Bermögensteil unter beliebigen Beſchränkungen zuzumenden, fo ift doch für 
einen Yal der jebt vorliegenden Art kein Geſetzeswille erfennbar, welcher einer letzt⸗ 
willigen Zuwendung hierüber unter der in Rebe ftehenden Befchränfung im Wege 
flände. Diefe Beſchränkung, welche den Bollzug einer an fih erlaubten und Löblichen 
Abſicht des Erblaſſers zu fihern und zu fördern geeignet ift, muß vielmehr einer er- 
laubten Bedingung gleich geachtet werben, unter ber ber Erblafler über Vermögen, 
worüber er frei verfügen darf, verfügt. Die Erfüllung der Auflage aber Tann, ohne 
baß damit der Bedachte einen durch das Geſetz verbotenen Zwang erleidet, dadurch 
herbeigeführt werden, daß entweder der in eriter Neihe Bedachte eine geeignete von 
bem in zweiter Reihe Bedachten nicht beanftandete Perſon ald Verwalter des betreffen- 
ben Bermögensteild beftellt oder daß, fofern er fich nicht mit dem in zweiter Reihe 
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Bedachten einigt, der Richter auf Unrufen der einen ober der anderen Bartei die Ent- 
ſcheidung bezüglich der als Bermögensperwalter zu beftellenden Perſon giebt. 
Teſtamentsvollſtrecker. 
Nr. 2567. VI. Sen. 21. April 1890. VL 16. 90. Bd. 26, Nr. 79, ©. 380. 
Maßgebendes örtliches Recht für die anf bie Teftamentspofiftredung bezüglichen 
Rechtsverhältniſſe. (Gem. R.). Nach den hier im Falle Nr. 2838 mafgebenden ge- 
meinrecdhtlihen Srundfäben werden alle eine Erbſchaft betreffenden Rechtöverhältnifie, 
aljo auch die auf die Teftamentsvollftrednng bezüglichen, von dem Rechte des legten 
Wohnſitzes des Erblaffers (im vorliegenden Falle Hamburg) beherrfäht, während es in 
diefer Beziehung durchaus gleichgültig ift, an welchem Orte das etwaige Teftament er- 
richtet tft und an welchem Drte ber Teftator zur Zeit der Erriätung desfelben gewohnt 
bat. Der vom Oberlandesgerichte weiter hinzugefügte Grund, daß die Ernennung von 
zwei Teftamentderefutoren, auf welche es bier zunächſt anfommt, überhaupt nicht in 
dem unter der Herrſchaft des preußiſchen A.L.R. errichteten Teftamente, jondern erft 
in dem zweiten von dem inzwilchen nad Hamburg verzogenen Exrblafier hier errichteten 
Kodizille vorgenommen ift, erichien freilich Infofern wicht als unbedenklich, als nad 
gemeinem Recht teftamentariiche Kobizille in vielen Beziehungen rechtlich jo behandelt 
werben, als wenn fie zugleich mit dem Teftamente errichtet wären (vergl. 1. 28 2; 1. 
16 Dig. de jure codic. 29, 7). Indeſſen fam es hierauf nicht weiter an, ba der erft- 
erwähnte Grund völlig ausreichte. Die maßgebende hamburgiſche Partikularrechtsnorm 
ift ſodann vom Dberlandesgerichte unanfechtbar dahin feitgeftellt worden, daß beim 
Wegfalle eines von mehreren Teſtamentsvollſtreckern auf Antrag eines Snterefienten 
von ber Bormundichaftsbehörde ein anderer Exekutor zu beftellen tft, falls nicht der 
Teftator einen abweichenden Willen Tundgegeben habe. Daß Lebteres hier nicht geſchehen 
fei, ift vom Berufungsgericht in rechtlich unbedenklicher Weiſe thatfächlich feftgeftellt. 
Hierbei ift ſachgemäß die Berufung des Bellagten auf den Umftand, daB das Tefta- 
ment im Preußen errichtet ift, wo im Zweifel anftatt eines wegfallenden Exefutord nicht 
ein anderer beftellt wird, deswegen für unzutreffend erflärt worden, weil die Ernennung 
von zwei Teftamentserefutoren erft in dem in Hamburg errichteten zweiten Kodizille 
geichehen ift; denn bei der thatjächlichen Ermittelung des im Kodizille zur Erfcheinung 
gelommenen Willens des Teftators ift das Kodizill für fich, nicht als fingierter Teil 
bes Teftaments ind Auge zu faflen (vergl. 1. 7 8 1 Dig. de jure codic. 29, 7). 


Nr. 2568. IH. Sen. 2. Juli 1886. III. 62. 86. Bd. 16, Nr. 29, ©. 139. 

Befugnis des Teſtamentsvollſtreckers gegenüber bem eingefetten Erben. (Gem. R.). 
Es Tiegt ſchon im Begriffe des Nechtsinftitnts, daß der Teitamentsvollftreder den Inhalt 
bes Teftament3 vertreten, die Iebtwilligen Verfügungen zur Ausführung bringen, ind- 
befondere dafür forgen muß, daß jeder Bedachte erhält, was der Erblafler ihm zumenden 
will. Der Erblafier hat aber den Beklagten auch noch beſonders die Vollmacht und 
den Auftrag erteilt, feinen Nachlaß nach Maßgabe feiner Tektwilligen Verfügungen zur 
Verteilung zu bringen. Mit biefer feiner Aufgabe und Stellung ald Teftaments- 
vollftreder jeßt ſich der von der al3 Univerfalerbin eingefegten Kapelle auf Herausgabe 
des Nachlafies und Rechnungslegung Bellagte in Widerſpruch, wenn er einmwendet, daß 
die klagende Kapelle die Eigenfchaft einer juriftifchen Perfon nicht Habe, und damit die 
Erbeinfegung angreifen und das Teftament felbft und folglich feine eigene Berufung 
als Teftamentspoliftreder in Frage ftelt. Der Beklagte ift zur Beftreitung der Erb- 
einfegung überhaupt nicht legitimiert. 


Nr. 2569. I Sen. 18. Februar 1882. I. 666. 81. Bd, 9, Nr. 56, ©. 208. 

Vertretung bes Teftamentserben durch den Teftamenispollftreder bei Streitig- 
leiten über das Erbrecht. (Gem. R.). Nach gemeinem Recht vertritt der Teftamentd- 
volftreder Dritten gegenüber den Nachlaß oder, wenn man will, ben Erblaſſer. Er 
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vertritt damit auch die Teſtamentserben, da biefe von ihrem Erbichaft3erwerbe az 
die wirflihen Sinterefienten find, wenigftens foweit es fih um bie Bertretung ber 
fämtliden Teftamentserben Dritten gegenüber handelt unb zwar mit ber Be 
ſchränkung, daß er nicht zum Nachteile jener Erben Über ihr teftamentarijces 
Erbredt ſelbſt ohne ihre Zuftimmung mit Dritten paltieren Tann. Die Bertretung 
eines oder einiger der Teftamentderben einem anderen biefer Erben gegenäter 
ift damit noch nicht gegeben. Sedenfalls ift aber der Teitamentsvollftredter befugt, mit 
Berfonen, die gegen das Teftament oder neben bemfelben ein Snteftaterbredt in 
Anſpruch nehmen, ald Vertreter der Teftamentserben in dem Sinne gültig zu Paltierer, 
daß jene Perſonen ihrem angeblichen Inteſtaterbrecht entfagen nnd auch für Die be 
treffende Quote die teftamentarifche Erbfolge anerfennen. Ein folches Seichäft liegt 
recht eigentlich innerhalb der Funktionen des Teftamentsvollfirederd. Nr. 2570. 


Nr. 2570. III. Sen. 26. Januar 1894. IIL 224. 93. Bd. 32, Nr. 39, S. 152. 

Legitimation des Teftamentvollfireders zur Prozeßführnug. Umfang feiner Bsl- 
madt, (Gem. und preuß. R.). Der zum Teftamentsvollftreder ernannte Kläger bat 
in jener Eigenfchaft gegen die Bellagte, eine Nichte und nächſte Inteftaterbin bes Erb⸗ 
lafierd, auf Unerfennung der von ihr beftrittenen Bültigleit des Teſtaments gellagt, 
wogegen dieſe widerklagend begehrt, daß das Teftament für nichtig erflärt und ber 
Widerbellagte zur Herausgabe des Nachlaſſes an fie verurteilt werde. Das Urteil bes 
Landgerichts Hat beide Klagen zurüdgemwiefen, weil der Teftamentsvoliftreder zur Er- 
hebung und Aufuahme von Hechtäftreitigleiten der vorliegenden Art weder durch feine 
Rechtsſtellung überhaupt noch nach dem konkreten Inhalte der ihm im Teftamente er⸗ 
teilten Vollmacht berechtigt fei. Das Berufungsgericht, welches nicht feftgeftellt Hat, ob 
der Erblaffer fein letztes Domizil im Geltungsbezirfe des gemeinen Rechts oder in dem 
bes WLR. Hatte, Hat die Frage der Legitimation des Klägers und Wiberbellagten nad 
den Grundſätzen beider Nechte geprüft. Es gelangt dabei zu den Ergebnifle, daß ber 
Zeitamentsvollftreder befugt fei, auf Feitftellung ber Gültigfeit des Teſtaments gegen 
die deifen Nichtigkeit behauptende Inteſtaterbin zu Magen, wie beren Klage auf Heraus 
gabe des Nachlafjes aufzunehmen, jedoch mit der Maßgabe, daß das in diefem Rechts⸗ 
ftreite ergebende Urteil nur unter ben ftreitenden Parteien jelbft Nechtsfraft begrünbe- 
Auf die Reviſion des Klägers ift das erfte Urteil wiederhergeftellt. Der Teitamentspollfireder 
ift als folder nicht ald Vertreter oder Mandatar bed Erblaflers ober der Erben au- 
zuſehen, er übt felbftändige Rechte und Pflichten aus, die ihm durch das Teflament 
zum Bwed ber Ausführung des Iebten Willens übertragen find. Seine Befugnifle be 
ftiimmen fid durch den Umfang der ihm übertragenen Geichäfte und nur, foweit es 
deren Ausführung erfordert, ift er zu Handeln befugt. Die Kouftituierung und Ber- 
tretung des Nachlafjed gegen Dritte liegt ihm im Allgemeinen ob; intwieweit er aber 
dieſerhalb Hagen und verklagt werden Tann, ift im Einzelfalle nach dem befonderen 
Inhalt des ihm im Teftamente erteilten Auftrages zu beftimmen. Ohne bejonbere 
Borjchrift im Teftament find Erbichaftögläubiger und Legatare nicht befugt, gegen ben 
Teitamentsvollftreder zu Tagen, und Streitigkeiten ber Erben über den Umfang ihrer 
Erbteile oder bie Gültigkeit des ZTeftaments und Anſprüche der Snteftaterben auf Her- 
ausgabe des Nachlaſſes gehören als jolche nicht in den Geſchäftskreis des Teftaments- 
vollftrederd und find nicht von ihm oder gegen ihn zum Austrage zu bringen Ras 
Letztere ift freilich beftritten; aber auch vom Reichsgericht ift bereits früher für das 
gemeine Recht ausgefprochen, daß der Streit, ob teftamentarifches oder Iuteftaterbredit 
Plag greife, nicht gegen den Teftamentsvollftreder zum Austrag gebradit werden faun. 
Dem ſteht das Urteil im Falle Nr. 2569 nicht entgegen, da dort ein weſentlich anderer That⸗ 
beitand, ein Vertrag des Teftamentspollftreders mit ben Inteftaterben zum Biwed der Eiche 
rung bes Teftaments, in Frage ftand. Ebenfo ift für das W.L.R. in der Rechtſprechung des 
Reichsgerichts anerkannt, daß der Teftamentönollitreder als folder nur die Konftituierung, 
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Berwaltung und Verteilung bes Nachlaffes zu betreiben hat und bei Streitigfeiten über 
das Erbrecht weder zur Vertretung der Teftamentserben überhaupt gegen bie Anſprüche 
gefeglicher Erben noch zur Vertretung gejeglicher Erben gegen Auſprüche Mitberufener 
berechtigt if. Wenn daher nad beiden Rechten die Legitimation des Klägers und 
Wiberbeflagten nicht ohne Weiteres als vorhanden angenommen werben darf, fo ift 
weiter zu prüfen, ob ihm der Erblafler eine für den Rechtsſtreit ausreichende Vollmacht 
erteilen konnte und ob ein dahin gehender Wille im Teftament zum genügenben Aus- 
drud gebradt iſt. Für das gemeine Recht ift anzuerlennen, dab der Erblafler dem 
Teitamentsvollftreder eine jo umfaſſende Vollmacht zur Prozeßführung erteilen Tann, daß 
dadurch fogar die Befugniffe der Erben zur Vertretung des eigenen Erbrechts beichränft 
werden, voraudgefeht, daß feine Dispofition nicht gegen zwingende Rechtsnormen ver- 
ftößt, insbejondere nicht beftehende Pflichtteilsrechte verlegt. Auch für das A.L.R. ift 
in dem Urteil im alle Nr. 2572 anerfannt, daß Berfügnngsbeichränfungen bes Be- 
dachten durch entiprechende Anordnung einer Teſtamentsvollſtreckung felbft dann rechtö- 
wirkſam getroffen werden können, wenn fein Dritter an deren Aufrechterhaltung ein 
rechtliche Intereſſe hat. EB bedarf jedoch diefer Punkt ber weiteren Erwägung nicht, 
Da eine Unordnung, wodurd ber Teftamentsvollftreder für dieſen Nechtöftreit aktiv ober 
paſſiv Iegitimiert würde, aus dem Zeftamente nicht entnommen werben kann. Die 
Dort getroffene Dispofition enthält lediglich eine umfaffende Vollmacht, wie fie in Fällen 
erteilt zu werden pflegt, in denen ber Teftamentspollitreder mit der vollftändigen Ord⸗ 
nung und Verwaltung des Rachlaffed und zu beflen Vertretung gegenüber Behörden 
und dritten Berjonen beauftragt wird. Inſoweit ift ihm auch das Recht zur Prozeß⸗ 
führung und zum Abſchluß von Bergleichen beigelegt. Bamit ift aber für den Fall, 
daß unter den Erben jelbft Streitigleiten entfteben oder bie Snteftaterben bie Erb⸗ 
ſchaftsklage auf Grund ihres Inteſtaterbrechts unter Anfechtung des Teftaments erheben, 
feine bejondere Bertretung der Erben verfügt und es können daher auch nur bieje 
für folche Anſprüche aktiv wie paſſiv Tegitimiert fein, nicht der hier Magende und be» 
Hagte Teftamentsvollftreder. 


Nr. 2571. IV. Sen. 28. Januar 1886. IV. 301. 85. Bd. 16, Nr. 43, ©. 185. 

Befugnis bes Teftamentspollitreders zum Widerſpruche gegen Verfügungen 
der übrigen bei Orbuung des Nachlaſſes beteiligten unter ſich einigen Perſonen. 
(Preuß. R.). Die Annahme einer duch den Teitamentövollftreder vermittelten Fort⸗ 
Dauer der Berfönlichkeit des Erblafferd mit der Wirkung, daß ber Wille des Lebteren 
auch ohne eine ber gewollten Beihräntung bes Bebachten entfprechende Berechtigung 
eines Dritten in dem Nachlaſſe troß der vollzogenen Rechtsnachfolge in denjelben und 
Die dazu gehörigen Rechte fortiebe, muß abgewieſen werden. Bon diefem Geſichtspunkte 
aus ift die Begrenzung ber Befugniſſe des Teftamentsvollftreders als eined vom Erb- 
Iaffer behufs der Sicherung ber Erfüllung ber durch legtwillige Verfügung des Erb- 
laſſers begründeten Verpflichtungen bes Nachlaſſes dritten Berfonen gegenüber beftellten 
Bertreterd des Erben dahin gegeben, daß derjelbe einer Verfügung über den Nachlaß, 
in Unfehung deren zwiſchen dem eingejegten Erben und allen denjenigen, welche bei 
der Ordnung des Nachlaſſes rechtlich beteiligt find, Einverftändnis herricht, auf Grund 
des Umftandes, daß eine ſolche Verfügung vom Erblaffer laut defien Teſtaments nicht 
gewollt fei, nicht mit Erfolg widerfprechen kann. 88 557ff., 1. 12 ALU Nr. 2572. 


Nr.2572. I. Ber. Civ.Sen. 13. Januar 1890. V.256. 87.8d. 25,Nr. 62, 6.292. 

Nechtswirkſamleit von letztwillig in Verbindung mit einer Teftamentövnliftredung 
angeorbueten Verfügungsbefchräntungen des Bebachten, au beren Aufrechterhaltung 
fein Dritter intereffiert if. (Preuß. R.). Im Gegenfat zu ben Ausführungen in 
den Fällen Nr. 2463 und 2571 ift die dahin formulierte Frage: „Kann nad) preußiſchem 
AL.R. eine Iegtwillig den Bedachten in ber Verfügung über den Gegenftand der Zu⸗ 
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wendung auferlegte Beſchränkung durch entiprechende Anordnung einer Teflaments 
volfftredung auch für den Fall rechtswirkſam gemacht werben, daß fein Dritter an ber 
Aufrechterhaltung der Beichräntung ein rechtliches Intereſſe hat?“ bejaht worden. Der 
Rechtsſtellung und den Befugniſſen des Teftamentsvoliftreders werden zu enge Grenzer 
gezogen, wenn bie Anſicht aufgeftelli wird, daß der Teftament3voliftreder als ein vom 
Erblaffer behuf3 Sicherung der Erfüllung der letztwillig angeorbneten Berpflichtunger 
des Nachlaſſes gegen dritte Perjonen beftellter Vertreter des Erben aufzufafien fei um 
namentlich nicht mit der Aufgabe betraut werden dürfe, die Befolgung von Ießtwilig 
angeordneten Berfügungsbeichränktungen des Erben lediglich in defien eigenen: Juterefle 
zu überwaden. Aus den 88 567—562, L 12 A.L. R. geht hervor, daß ber Teftament: 
volftreder wie feine Machtftellung überhaupt fo auch feine Machtbefugniffe dem Erber 
gegenüber dur; den Auftrag des Erblaffers empfängt und daß er, wenn ihm neber 
der Bollziehnng des Teftamentes die Verwaltung de3 Nachlaſſes ganz oder zum Zeil 
aufgetragen ift, auch dem wiberftrebenden Erben gegenüber auf die Ausführung des 
legten Willens bes Erblafferd zu bringen fo berechtigt wie verpflichtet if. Wie mar 
dies theoretifch erffären will, ob aus einer Art von vormundſchaftlicher Stellung ober 
aus der Annahme einer dem Erben gegenüber angeordneten Honorierung des Teftament; 
vollftreder8 ober aus der diefem übertragenen Bertretung ber im Nachlafſe fortbeftehen- 
den Berfönlichfeit des Erblaflerd oder wie fonft, kann nnerörtert bleiben. Enticheibend 
ift, daß der Teftamentsvollftreder vom Erblaſſer beauftragt werben kann, feinen Iepten 
Willen aud gegen ben Willen be Erben zur Ausführung zu bringen, und barans 
ergiebt fi, daB die Anficht, ber Teftamentövollitreder ſei Vertreter bes Erben zur 
Sidderung der Ausführung des lebten Willens gegen dritte Perfonen, aus ben Ber 
ſchriften bes UL.R. über den Teftamentsvollftreder nicht gerechtfertigt werben 
kann, ba dieſe eine derartige Begrenzung ber Uufgabe bed Teftamentsvoliftreders nit 
enthalten. Der weiter aufgeftellte Satz, daß Iebtwillige Anordnungen, welche auf Ein 
ſchraͤnkung ber Berfügungsmacdht des Bebachten über ben Gegenftand ber Zuwendung 
abzielen, immer nur unter der Vorausſetzung rechtsbeflänbig und verbindlich feien, dab 
dadurch ber fragliche Gegenftand für andere Berfonen erhalten werben folle, daß alſo 
das konkrete Recht einer britten Berfon auf Befolgung ber Wnorbnung begrünbet 
worden fei, fußt in feinem letzten runde auf ber Erwägung, daB ohne foldde Be 
rechtigung einer dritten Perſon fein Mittel gegeben jei, der vom Erblafler angeorbneten 
Beihränktung des Bebachten gegen ben Willen bes Lebteren die Verwirklichung 
zu fidern. Diefe Annahme läßt fi, wenn bie Rechtsftellung des Teftamentävol- 
ſtreckers dem Erben gegenüber, wie angegeben, beftimmt werben muB, jedenfalls für 
die Fälle nicht aufrecht erhalten, in denen burch Anordnung einer entſprechenden 
Teftamentspoliftredung ein vom Geſetzgeber zugelaflenes Mittel für bie Überwadjung 
der angeorbneten Berfügungsbeichräntung geichaffen worben if. Wäre eine bie lehr 
willige Berfügungsbefugnis des Erblafiers überfchreitenbe aus objeftiven Redgtägründen 
unzuläffige und darum rechtsungültige Berfügungsbeichräntung des Bedachten in Frage, 
jo würde allerdings die zu ihrer Anfrechterhaltung getroffene Anorbnung einer Teftaments- 
volftredung wirkungslos fein. Allein eine ſolche Rechtsungültigkeit Liegt Hier, wo der 
Teſtamentsvollſtrecker beauftragt ift, das Exrbteil des Sohnes des Erblaflers bis zum 
pierundziwanzigften Lebensjahre bes Bedachten zu verwalten, nicht vor (8 61, 1. 12; 
88 419 ff, II. 2; 88 707—711, I. 18 A.LR). Nr. 2570. 


Nr. 2573. IV. Sen. 3. Januar 1889. IV. 239. 88. Bd. 23, Nr. 44, ©. 205. 

Erldſchen der Vollmacht bes Teſtamentsvollſtreckers wegen Pflichtwidrigkeit 
(Prenß. R.). Wenn aud das Geſetz nicht birelt ausipricht, da ein Teftamentsvoll- 
ftreder wegen ihm zur Laft fallender Pflichtwidrigleiten feines Amtes entſetzt und dem⸗ 
felben Beſitz und Verwaltung des Nacjlafjes entzogen werben Tönne, fo rechtfertigt ſich 
doch die Buläffigkeit einer derartigen unter Umftänden durchaus unentbehrlicdden gericht 
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lichen Maßregel, welche auf Antrag ber Sntereffenten einzutreten hat, aus ber Er- 
mwägung, daß erhebliche Pflichtwidrigfeiten des Teftamentspollitreders fih als unvorher⸗ 
gefehene Umftände darftellen, unter welchen eine Yortbauer der Ausübung bes Teftaments- 
vollftrederamt3 feitend des pflichtwidrig Befundenen auch bem Willen bes Erblafiers, 
feines Machtgebers, ficherlich nicht mehr entiprechen würde (8 557,112 A.L. R.). Für die 
Entſcheidung über das Erlöſchen der Vollmacht ift nach dem hier maßgebenden preußifchen 
Recht der Prozeßrichter, nicht der Nachlaßrichter zuftändig. Das Amt des Teftaments- 
vollſtreckers ift fein Öffentliches Amt, fondern bat den Charakter eines Privatgefchäftes. 
Der Teftament3vollftreder unterfteht nicht, wie ber Bormund gegenüber bem Bormunb- 
fchaftsgerichte, der Disziplin des Nachlaßrichters. Als Kläger ift der gerichtlich beftellte 
Pfleger des Nachlafies für Iegitimiert zu erachten. Neben ber Untreue (8 266 Nr. 1 
St. G. B.) können auch minder fchwere Pflihtverlegungen Grund geben, die Aufhebung 
der Bollmacht geboten erfcheinen zu laſſen. Dahin gehören insbeſondere: Ungehorfam 
gegen die Anordnungen des Erblafferd, grobe Fahrläffigleit bei der Verwaltung des 
Amtes, bewiejener Mangel an Buverläfjigfeit und Integrität, wie im Allgemeinen 
jedes Verhalten des Vollſtreckers, welches begründeten Anlaß zu der Annahme bietet, 
DaB das fernere Beibehalten besfelben ben Intereſſen bes Nachlafies und ber Erben 
ſchädlich oder gefährlich fein würde. inwieweit dem Teſtamentsvollftrecker Berftöße 
folder Art zur Laft fallen, jo daß die Notwendigkeit der Entfernung gegeben ift, bat 
der Richter unter Berückſichtigung der obwaltenben thatſächlichen Berhältniffe nad} feinem 
Ermefien zu beurteilen. 


Nr. 2574. I. Sen. 17. November 1882. IL 365. 82. Bd. 8, Nr. 83, ©. 317. 

Teftamentövoliftreder. Übertragung ber Verwaltung bes Nachlaſſes auf eine 
Reihe von Jahren. Art. 724, 1006, 1025 ff. code civil. (bein. R.). Der Erblaffer 
ift nicht berechtigt, die in Art. 1025ff. code civil beftimmte Frift von Jahr und 
Tag, für die einem Teftamentövollzieher die saisine des Mobiliarnachlaſſes vom Erb- 
laſſer erteilt werben barf, zu verlängern. War nun die dem Kläger erteilte saisine, 
ohne die ihm als Teftament3vollzieher die Einziehung von Erbichaftsfapitalien nicht zu- 
ftand (Art. 1031 code civil), mit Ablauf der Frift erlofchen, fo fehlte es ihm an ber 
Legitimation, die Zahlung der von dem Beklagten geichulbeten Summe in Empfang zu 
nehmen, darüber zu quittieren und Hypothekenlöſchung zu bewilligen. Die weitere 
Verfügung des Erblaſſers, woburd ber Kläger auf bie Daner von ungefähr zwanzig 
Jahren zum Berwalter des Nachlaßvermögens mit ausgedehnten Befugniffen 
beſtellt ift, enthält einen Eingriff in die Nechte und die Dispofitionsfreiheit der ein⸗ 
gefeßten Erben, und eine Verfügung der Art, die dazu führen kann, daß ein Nachlaß 
für mehrere Generationen von Erben gebunden und der Verwaltung und Berfügung 
derjelben entzogen wird, muß als den Geſetzen zumider (Mrt. 900 code civil) und für 
unwirkſam erachtet werden. 


Errichtung and Aufhebung eines Teſtaments. 
Nr. 2575. IL Sen. 27. Januar 1888. IL 257. 87. Bd. 20, Nr. 79, ©. 351. 
Ortlich maßgebendes Recht für Die Venrteilung eines letzten Willens. (Preuß. 
und rhein. R.). Ein Staatangehöriger des Großherzogtums Heſſen aus bem Gebiete 
des rheinifchen Rechts hat in Berlin, nachdem er daſelbſt feinen Wohnfib genommen, 
einen eigenhändigen lebten Willen errichtet und ift in Berlin geftorben. Auf Grund 
des Art.110 code civil ift davon auszugehen, daß in Berlin, wo ſich auch der gejamte 
Nachlaß befindet, die Erbfolge eröffnet worden iſt. Der Nachlaß ift daher nad dem 
preußifchen Rechte zu regeln und nad diefem die Borfrage zu erledigen, welches 
Erbredt anzuwenden ift. Die Tragweite des Art. 110 code civil ift bie, daß, 
wenn die Erbfolge im Sinne besjelben in einem fremden Rechtsgebiete eröffnet worden 
tft, das Gefeh am Wohnfige des Erblafler darüber zu enticheiden hat, welches Recht 
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anzuwenden fei. Nach dem preußiichen Recht ift das Weich des Wohnſitzes maßgebenb. 
Für den preußifchen Richter befteht aber Tein Geſetz, wonach ein in Preußen von einen 
bajelbft domizilierten Angehörigen eines anderen Staates errichtetes Kodizill deshalb 
von ber in ben 88 161ff., L 12 WER. vorgeichriebenen Beſchraͤnkung andgenonmen 
fein fol, weil dieſe Ießtwillige Anordnung volle Wirkung hätte, wenn die Erbfolge im 
Heimatftaate des Teftators eröffnet worden wäre. Das Erbrecht dieſes Heimatftaates 
kommt dabei nicht in Frage. Nr. 2426. 


Nr. 2576. IV. Sen. 10. November 1887. IV. 171.87. 30.19, Nr.59, ©. 315. 

Teftament bes Berfchwenders. (Gem. und preuß. R.). Die Erblafferin ift, während 
fie in der preußiichen Provinz Sachen wohnte, für eine Verſchwenderin erflärt um 
die Bormunbfchaft über fie bis zu ihrem Tode geführt. Sehr bald nach Einleitung 
der Vormundſchaft nahm fie ihren Wohnfig in der Provinz Hannover, wo fie ein 
Teſtament errichtete, dann Hat fie ihren Wohnfig in der Provinz Brandenburg ge- 
nommen und diefen bi zu ihrem Tode beibehalten. Die Gültigkeit des Teftaments. 
namentlich and) hinfichtlich ber Teftierfähigfeit, ift nach dem in der Provinz Hannover 
geltenden gemeinen Rechte zu beurteilen, nach dieſem Rechte war das Teftament ungültig 
(1. 18 pr. Dig. qui test, fac. 28, 1). Mit Recht gelangt aber der Berufungsricter 
durch analoge Anwendung des 8 13, L 12 W.L.R. zu dem Ergebniffe, daß das Teftament 
in Unfehung der Teftierfäßigfeit gültig ift, ſoweit es dies fein würbe, wenn es zur Zeit 
bes Todes der Erblafferin errichtet wäre. Das Teftanent, welches bie Erblafferin zu 
einer Beit errichtet hatte, wo fie ihren Wohnfig im Gebiete des gemeinen Rechts Hatte, 
war in Beziehung auf die Wirkung, weldhe die Entmündigung hatte, lediglich nach den Ge⸗ 
fegen ihres neuen Wohnſitzes, alfo nad) dem A.L.R., zu beurteilen. Dies feunt aber feine 
eigentliche Teftierunfähigteit des Berfchwenders und feine Ungültigfeit feines Teftameutes 
ald Ganzes, fondern die Beſchränkung des Verſchwenders ift mehr eine Befchräufung 
ber Teftierfreiheit und zwar im allgemeinen hinſichtlich der Hälfte ſeines Nachlaffes. 
Das Teilament ift nur fo weit ungültig, al3 diefe Schranfen ($ 27, L 12 AL.R.) über 
f&ritten find. Nr. 2604. 


Nr. 2577. IT. Sen. 16. November 1894. IIL 181. 94. Bd. 34, Nr. 35, ©. 161. 

Mangel der Unterfchrift unter dem bei Errichtung eines Teftaments in gericht⸗ 
licher Form verfchlofien übergebeuen Schriftftäl. (Sem. R.). Die Erblafierin hat 
vor bem Amtsgeriht in N. ein verfiegeltes Patet mit der Auffchrift übergeben: Dieſer 
Umſchlag enthält meinen legten Willen, welchen ich feinem ganzen Inhalte nach aufrecht 
zu erhalten bitte. Ich babe benfelben eigenhändig unterfchrieben, in diefen Umjchlag 
eingelegt und benjelben alsdann verfiegelt. (Datum und Unterfchrift)." Hierauf bat 
fie erflärt: „Das von mir übergebene Schriftftäd enthält meinen lebten Willen, welchen 
ich durch einen Rechtsverſtäändigen habe zu Papier bringen laffen” u. ſ. m. Bas nad 
dem Tode der Erblaflerin eröffnete Teftament beginnt mit den Worten: „Durch gegen- 
wärtiges Teftament verfüge ich, die Endesunterzeichnete (folgt ber Sor- und Zuname 
derzeit in Bad N., Iebtwillig, was folgt." Die nach diefem Eingange zu erwartende 
Unterfchrift fehlt. Auf diefen Mangel der Unterfchrift ftügt der Mläger den Angriff 
gegen bie Gültigkeit des lehten Willens. Die beiden Borinftanzen haben den Wange! 
der Unterfchrift für unmefentfich erflärt. Die hiergegen gerichtete Rüge bes Reviſtons 
Mäger3 ift nicht begründet. Die üblichfte Geftalt des öffentlichen Teftament3, das ge 
rihtlihe Teftament, beruht im weſentlichen, wenn auch in c. 19 Cod. de test. 6, 3 
anerlannt, auf deutihem Gewohnheitsrecht. Diefe Geftalt der Teftamentserrichtung if 
wohl zu unterfcheiden von derjenigen, bei welcher eine jchriftliche, aljo den Anforde 
rungen der Schriftform entiprechende Erflärung dadurch Kraft gewinnt, daß fie an 
öffentlicher Stelle in Verwahrung genommen wird. Der rund für die Gültigfeit dei 
gerichtlichen Teftaments Tiegt darin, daß Abgabe und Inhalt ber Erflärung durch bie 
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von bem Richter nad) Anleitung ber landesgeſetzlichen Vorſchriften aufzunehmende Urkunde 
in Öffentlich glaubhafter Weiſe ficher geftellt wird. Da es fi um eine einfeitige der 
Mitteilung an eine andere Perſon zu ihrer Wirkſamkeit nicht bebürfende Willenserflärung 
handelt, fo ift es zuläffig, daß der Erflärende den Inhalt feines Willens vor ber 
Urkundsperſon verbedt Hält; ſolches kann in der Weiſe gefchehen, daß auf ein über- 
reichtes verſchloſſenes Schriftftüd, aus dem die abgegebene Erklärung ihren eigentlichen 
Inhalt erft empfangen fol, Bezug genommen wird. Formerforberniffe des überreichten 
Schriftſtücks, Unterſchrift oder eigenhändige Nieberfchrift, find aus allgemeinen Grund- 
fägen nicht abzuleiten, fic müßten mithin einer befonderen pofitiven Vorſchrift zu ent- 
nehmen fein. Buzugeben ift, daß unter Umftänden bie Gefahren bes Irrtums, ber 
Berwechlelung, ber Unterſchiebung näher gerüdt fein können. Dies thatſächliche Mo⸗ 
ment bat denn auch Anlaß zu vorbeugenden Vorſchriften gegeben. Vergl. 88 101, 102, 
108, L 12 A.L.R. Urt. 976 code civil. 8 587 des Öfterreichifchen Geſetzbuches. Aber es 
läßt fi nicht behaupten, daB im gemeinen Recht folche beſchränkende Vorſchriften ſich 
Dur) Gewohnheit gebildet Hätten. Denn ber weit überwiegenden Mehrheit ber Necht3« 
lehrer find derartige Vorſchriften ımbelannt, und beren Geltung ift auch nicht von der 
Rechtſprechung bezeugt. Einige Rechtölehrer find abweichender Meinung. Vergl. 8 2096 
des ſaͤchſiſchen B. 6G. B. 8 1918 des I. Entwurfes des deutſchen 8.6.8. Motive dazu 
©. 12. 


Nr. 2578. DL Sen. 7. Mai 1889. IL 50. 89. Bd. 23, Nr. 28, ©. 140. 

Teſtierfühigkeit Vevormundeter. (Gem. MR.) Der Berufungsrichter hat den G., 
obwohl er wegen Geiſtesſchwäche unter Zuftandspormundichaft geftellt war, mit Recht 
für teftierfähig erachtet, da ihm nad der unangreifbaren Feftftellung des Berufungs- 
rihter8 zur Beit der Teſtamentserrichtung an und für fi) die phyfifche und geiftige 
Täbigkeit hierzu beiwohnte und die Stellung unter Bormundichaft als folche ein formelles 
Hindernis für die Teftierfähigfeit nicht bildete. Nach den neueren Kodifilationen (der 
preußifchen, Öfterreichiichen, franzöfifchen und nach ber ſächſiſchen Novelle vom 20. Fe⸗ 
bruar 1880) nimmt allerdings die Entmündigung dem Entmündigten die testamenti 
factio ſchlecht hin dergeftalt, daß derjelbe bis zur Wieberaufhebung jelbit dann teftier- 
unfähig ift, wenn er gänzlich oder wenigftens zeitweife, aljo während lichter Augenblide, 
feine Handlungsfähigfeit wieder gewonnen hat. Dies ift aber nicht der Standpunkt des 
römifhen Rechts. Nach diefem läßt die Beftellung eines Vormundes immer noch Die 
Prüfung zu, ob ber, zur eigenen Verwaltung feines Vermögens im allgemeinen nicht 
befähigte, Bebormunbete doch befähigt erfcheint, darüber zu verfügen, wie ed nach jeinem 
Tode mit bem Vermögen gehalten werben folle. $ 1 Inst. quib. non est perm. 2, 12, 
1.16 8 1 Dig. qui test. fac. 8, 1. c. 9 Cod. qui test. fac. 6, 22. Vergl. kurſaͤchſiſche 
Vormundſchaftsordnung von 1782 Kap. 24 8 5. 


Nr. 2579. II. Sen. 30. September 1890. IIL 162.90. Bd. 26, Nr. 37, ©. 202. 

Aufrechterhaltung eines wegen Nichtbeachtung der Formen unglltigen Teftaments 
als mündblies Teftament, (Gem. R.). Wenn ermeislich die Abſicht des Teftators 
ausſchließlich auf die Erridtung eines fchriftlichen Teſtaments gerichtet geweſen 
wäre, fo würde das wegen Nichtbeachtung der für die Errichtung ſchriftlicher Teftamente 
vorgejchriebenen Formen als fchriftliches ungültige Teftament allerdings nicht deshalb 
aufrecht zn erhalten fein, weil die Formen eines mündlichen Teftaments beobachtet find. 
Wenn e3 dagegen zweifelhaft ift, in welcher von beiden Formen der Teſtator hat ver- 
fügen wollen, ob die bei der Errichtung eines Teftamentes anfgenommene Urkunde zum 
Zwecke des Beweiſes eined mündlichen Teftamentes oder zum Bwede der Errichtung 
eined ſchriftlichen Teftamentes aufgenommen ift, fo ift für diejenige Teftamentsform 
zu entfcheiden, bei welcher die Wufrechterhaltung bes lebten Willend des Teſtators 
möglich ift. 
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Nr. 2580. II. Sen. 3. Juli 1883. IIL 76. 83. 8b. 9, Nr. 52, ©. 201. 

Zeit der Errichtung des Teftamenid. (Gem. R.). Der Mangel der Angabe bei 
Beitpunftes der Erridtung eined zu gerichtlihdem Brotololl erridteten Teftamentes 
(testamentum apud acta conditum) begründet nicht die Nichtigfeit bed Teſtamentes 
c. 19 Cod. de test. 6, 23. Die für das fchriftfiche testamentum parentum inter liberos 
getroffene Anordnung, daß dasſelbe datiert fein muß (Nov. 107 cap. 1) ift ein Spezial. 
gefeß und darf auf fonftige fchriftliche Teftanente uicht erftredt werden. Daraus, bei 
unter Umftänden bie Feftftellung der Zeit der Errichtung eines Teſtaments für bi: 
Wirkſamkeit dedfelben materiell von weſentlicher Bedeutung werden kann, folgt, nicht, 
daß die Angabe des Beitpunftes als eine die Gültigkeit bes Teſtamentes bebingeude 
Sormalität anzufehen je. Ein Geſetz, wonad die Gültigkeit eined gerichtlichen 
Protokolls durch die Ungabe des Zeitpunktes feiner Errichtung bedingt wäre, ik 
nicht vorhanden. Die Vorſchrift in Nov. 17 cap. 1: kann nur al eine Orduung?- 
vorſchrift verftanden werden. Desgleichen bie Vorſchrift in e 9, 12 Cod. de test 
6, 23. Ebenſo die Borfchrift des Fanonifchen Rechts c. 11 X. de prob. 2,19, die nar 
den Eivilprozeß, nnd der älteren Reichsgeſetze, Notariatsordnung von 1512 Abſchn1 
88 3, 4. Beinliche Haldgerichtsorbnung von 1532 Art. 182, die nur das Notariat uub 
den Strafprozeß berühren. 


Nr. 2581. I Sen. 26. Mai 1883. I. 210. 83. Bd. 12, Nr. 38, ©. 161. 

Teftamentsform. Octavus subseriptor. Stellung ber Uuterſchriften. Zeit: 
folge derfelben. (Gem. R.). Der Beklagte rügt, daß die Unterfchrift bes zur Ber- 
tretung des Teftator3 beftimmten achten Zeugen für ausreichend erflärt ift, obgleich 
derſelbe mit feinem eigenen Namen und nicht mit dem des Teftators unterichrieben Hat. 
Die bier eingehaltene Art der Unterzeichnung ift aber gerade bie allein dem Sinne des 
Geſetzes entiprecdende. — Die Zeugen, der octavus subscriptor mit einbegriffen, haben 
bie Teſtamentsurkunde, nachdem darunter ein durch einen leeren Zwifchenraum und 
einen horizontalen Strich getrenntes Atteſt über die von dem Erblaſſer bei ber 
Zeftament3errichtung vorgenommene Handlung gefebt tft, unterfiegelt und unterfchrieben. 
Der auf dem Bapiere gelaffene Zwiſchenraum und der Strich find gleichgältige Außerlich 
feiten. Auch die Einſchiebung des Atteftes ift für unſchädlich zu erachten, weil es ber 
Bedeutung der Beugenunterichriften nicht widerſpricht, wenn bie Zeugen dabei Diele 
ihre Eigenſchaft ausdrücklich zu erkennen geben, und weil es wieberum einerlei ift, of 
fie dies vor oder hinter der Unterfchrift, in einem kurzen Vermerk ober im längerer 
Darlegung thun. — Der octavus subseriptor muß fih in Anfehung des Unterfchreibeus 
gerade fo verhalten wie ber Teftator felbft, den er vertreten fol. c. 21 pr. Cod. de 
test. 6, 23. Es ift weder in ber cit. c. 21 pr. noch in 8 7 der Reichönotariatdordnnung 
von 1512, Titel von Teftamenten, Deutlich gejagt, daß es nicht genügen follte, wenn der 
Zeftator feine Unterjchrift auch erft nach der Beſiegelung und Unterzeichnung einzelner 
oder aller Zeugen Hinzufügt, Lebteres ift Daher zuläffig, vorausgeſetzt, daß er e3 in ihrer 
aller Gegenwart thut, und daß alle uno actu vor ſich gebt. 


Nr. 2582. VL Sen. 5. Oktober 1891. VL 129. 91. Bd. 28, Nr. 33, S. 150. 

Form ber im Teftamente beftätigten Kodizille. (Gem. R.). Vom Stanbpuntfte 
des gemeinen Rechts aus ift fein Grund erfindlich, die Geltung im Teſtamente be 
ftätigter Kodizille anderen Schriftftäden beizulegen als ſolchen, die eben auch ihrer 
Form nad wirklich im Teftamente im voran beftätigt find. Das Oberlandesgericht 
bat die Meinung zu ertennen gegeben, daß wegen 1. 6 8 2 Dig. de jure oodic. 29, 7 
und 1. 89 pr. Dig. de leg. (II) 31 nad) gemeinen Recht in denjenigen ®ebieten, wo 
gewohnheitsrechtlich konfirmierte Kodizille nicht an bie in c. 8 8 3 Cod. de codic. 
6, 36 verordnete allgemeine Kobizillarform gebunden feien, fie auch nicht einmal durch 
den ®illen des Teſtators an irgend eine beftimmte Yorm gebunden werden könnten, 
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fondern daß, wenn überhaupt einmal eine Tonfirmatoriiche Klaufel im Teftament ent- 
halten fei, dann auch immer jedes Kodizill, gleichviel in welcher Form errichtet, gelten 
müßte. Dies feltfame Ergebnis wird durch die obigen beiden PBandeltenftellen, aus 
denen es gezogen fein fol, keineswegs gerechtfertigt. Die Stellen beſagen nur, daß 
ber Teftator fi für die von ihm zu erridhtenden Kobizille nicht über die allgemein 
erforderlihe Form hinaus an Erſchwerungen im voraus binden könne. Das hieß zu 
der Seit, als bie Stellen von römiſchen Zuriften gefchrieben wurden, allerdings: gar 
nicht, weil eben bamals für Kodizille gejeglih noch gar feine Form vorgeschrieben 
war; im Sinne bes Juſtinianiſchen Rechts muß ala ſtillſchweigend vorausgeſetzt gedacht 
werden, daß im übrigen die geſetzliche Kodizillarform eingehalten fei. Die Stellen 
pafjen daher gar nicht auf einen Fall, wo fi ber Zeftator die gejegliche Kodizillarform 
Dur eine „Konfirmation“ erleichtert, die Konfirmation Tann vielmehr immer nur 
fo weit wirlen, wie fie nad) dem erflärten Willen des Teftators reichen fol. 


Nr. 2583. IH. Sen. 24. Februar 1882. IH. 553. 81. Bd. 6, Nr. 46, ©. 174. 

Widerruf Iorreipektiver Teftamente. (Gem. R.). Wenn auch Teftamente als ein- 
feitige Rechtsakte unbefchränft widerruflih find und die äußere Bereinigung zweier 
Teftamente in einer Urkunde hieran an fich nichts ändert, fo find die gemeinſchaftlichen 
Teftamente, menn fie vertragsmäßig bindende Beſtimmungen enthalten, nicht einfach 
einfeitige Rechtsakte, und ihre Wiberruffichkeit ift infomweit beſchränkt, als dies eine Folge 
des vertragsmäßigen Gebundenjeins ift. Nicht gerechtfertigt ift die Anfiht, daß ein 
die Widerruflichfeit befchräntendes vertragsmäßiges Bebundenfein nur dann vorliege, 
wenn dies von ben Teftatoren ausdrücklich als ihr Wille ausgeſprochen iſt. Denn es 
kann immer nur darauf anfommen, daß fi der Wille durch den Inhalt des Teita- 
mente3 erkennbar gemacht Hat, nicht, daß dies mit ausdrücklichen Worten geſchehen ift. 
Bei korreſpektiven Teftamenten aber kommt es fehr Häufig vor, daß fie gemeinfame 
Berfäigungen enthalten, die eine vorgängige Übereinkunft zur notwendigen Vorausſetzung 
gehabt haben und mit genügender Sicherheit erkennen laſſen, daß und inwieweit fich 
die Teftierenden gegenfeitig haben binden wollen. Pr. 2603. 


Nr. 2584. I. Sen. 7. Juli 1883. I. 273. 83. Bd. 14, Nr. 43, ©. 183. 

Widerruf des Teftamentes. Ortliches Recht. (Gem. R.). Nach gemeinem 
deutſchen Recht ift nicht das Recht der Staatdangehörigkeit, fondern des lebten Wohn- 
ſitzes des Erblafferd maßgebend. Speziell in Beziehung auf die Form des Wider- 
rufes einer letztwilligen Verfügung greift wie bezüglich der Form der Erridtung 
einer folhen der Satz Jocus regit actum“ ein. Beim Borhandenfein mehrerer Tefta- 
ment3eremplare wird der Widerruf auch ſchon durd die Vernichtung eines Erem- 
plare3 gültig vollzogen, falls nur der entſprechende Wille dabei erfennbar wird. 1. 4 
Dig. de his quae 28, 4. Dagegen ift nad) den Grundſätzen des gemeinen Rechts eine 
Abſchrift, und wäre fie auch eine beglaubigte, mit dem Teitamente felbft nicht gleich- 
mertid. 1. 7 8 7 Dig. de bon. poss. sec. tab. 37, 11. 


Nr. 2585. II. Sen. 12. Mai 1893. II. 319. 92. Bd. 31, Nr. 36, ©. 175. 

Abänderung der im Teftamente feftgejetsten Erbportionen durch Kodizill. (Gem. R.). 
In dem von den R.ſchen Eheleuten errichteten korreſpektiven Zeftamente ift dem über⸗ 
lebenden Ehegatten die Befugnis gewährt worden, die gemeinfam getroffene Dispofition 
jo weit zu modifizieren, als durch legtwillige Anordnungen, die zu ihrer Gültigkeit 
nur Kodizillarform im Gegenſatze zur Teftamentsform erfordern, erreichbar ift. Konnte 
hiernach der überlebende Ehegatte nur fodizillariiche Verfügungen treffen, fo ift der 
Ausgang des Nechtäftreited von der Beantwortung der in ben Quellen nicht berührten 
Rechtsfrage abhängig, ob die im Teftamente feftgeftellten Erbportionen der eingefepten 

Sähulge, NReichägerichtsenticheibungen. 8b. I. 40 
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Erben durch Kodizill geändert werben können. Das Berufungsgeriht bejaht bieie 
Frage; es nimmt an, daß ber Überlebende Ehegatte in der Lage geweien ift, bie eim- 
gefegten Erben zum Teile zn Gunften der anderen Erben mit Bermäcdtnifien zu be- 
Iaften ober auch direlt die Erbquoten, nad denen die Erben am Gefanıtnachlafie 
partizipierten, abweihend vom Teftamente zu beftimmen; für das Eine wie das Unbere 
fol die Kodizillarform genügen. Für die zu enticheidende Frage iſt es nun zunädik 
unerheblich, daß der Überlebende Ehegatte im Kobizill auf indireltem Wege, alfo durch 
Anordnung von Singular- und Univerſalfideikommiſſen unter Verbot des Abzuges der 
Quart, die von ihm beabfichtigte Beſchraͤnkung der Kläger auf den Pflicätteil erreichen 
tonnte; denn Ddiefen Weg Hat er nicht gewählt, vielmehr direkt die Beichränfung der 
Kläger auf den Pflichtteil angeordnet, und nad) $ 2 Inst. de oodie. 2, 25 ift nicht zu 
bezweifeln, baß die Möglichkeit, die vermögensrechtlihen Wirkungen einer an fi nur 
im Teftamente zuläffigen Verfügung im Kobizille per fideicommissum herbeizuführen, 
das dem Kodizille grunbfäglich verfchloffene Gebiet nicht erweitert. Die angezogene 
Stelle verfchließt aber dem Kodizille datio wie ademtio hereditatis, ne confundatur jus 
testamentorum et codicillorum; demnach kann nach Enticheibung der Quellen im Kodizill 
fein Subftitut ernannt und einer Erbeseinfegung feine Bedingung hinzugefügt werben: 
ebenfowenig Tann das Kodizill einem Erben, der im Teſtamente auf mehrere Erbteile 
berufen worden ift, einen der Erbteile nehmen. Bon dieſen Grundfägen aus muß aber 
auch eine Änderung der teftamentarifchen Erbportion durch Kodizill für unzuläffig er- 
achtet werden. Iſt es unzuläffig, eine unbebingte Erbeinſetzung im Kobizille unter 
eine Bedingung zu jtellen, weil fie hierin im Sinne des Geſetzes eine ademtio enthalten 
ift, und kann nicht bezweifelt werben, daß die unbebingte Erbeinfegung im Kobizille 
auch nicht für einen Teil der dem Erben zugewiefenen Erbportion unter eine Bedingung 
geftellt werben darf, jo ericheint e8 um fo weniger zuläflig, dem eingejeßten Erben im 
Kodizille unbedingt einen Teil feiner Erbportion zu entziehen. Die Minderung der 
Erbportion eines Erben ift aber gleichzeitig notwendig auch datio hereditatis für bie 
übrigen Erben; dieje enthalten aus der Beichränfung eines Erben auf eine geringere 
Erbquote und fomit unmittelbar aus ber Verfügung des Kobizillanten in einer weiteren 
Quote zu ihrer Erbportion einen Zuwachs, ber ſich rechtlich als datio hereditatis bar- 
ftelt. Dem Kodizillanten ift aber nah römiſchem Recht jede Beitinnmung über die 
direkte Erfolge verwehrt, und ein. entgegenftehendes gemeines Gewohnheitsrecht Kat ſich 
nicht gebildet. Iſt nun dem überlebenden Ehegatten nur die Kodizillarbefugnis ge 
währt worden, fo ift Die zur Frage ſtehende direkt in die Erbfolge eingreifende Ber- 
fügung ungültig. 


Nr. 2586. IV. Sen. 9. uni 1887. IV. 113. 87. Bd. 18, Nr. 65, ©. 301. 

Teftierfähigleit der Taubſtummen. Tehamentsform. (Preuß. R.). Taubftumme, 
auch wenn fie fo geboren oder vor dem 14. Lebensjahre in diefen Zuſtand geraten, 
find deshalb nicht teftierunfähig, fofern fie nur Gefchriebenes leſen und fich ſchriftlich 
ausdrüden können. 88 26, 123, L 12 WL.R., 88 24, 171, L 5 daf. Nachdem bie 
88 15, 16, II. 18 A.L.R. duch 8 81 Nr. 3 ber Bormundichaftsordnung von 5. Suli 
: 41875 erfegt find, kann hier dahingeftellt bleiben, welchen Einfluß eine erfolgte Einleitung 
der Vormundſchaft auf die Handlungsfähigkeit im allgemeinen und insbeſondere die 
Teftierfähigfeit des Erblafierd geäußert haben würde, ba eine Vormundſchaft über bex 
Teftator nicht eingeleitet if. Der Teftator, welcher ſchreiben und Geſchriebenes leſen 
Ionnte, würde demzufolge gültig in der Weiſe haben teftieren können, daß er die ihm 
vom Gericht ſchriftlich vorgelegten Tragen bezüglich feines legten Willens ſchriftlich 
beantwortete (123, L 12 A.L.R.). In diefer Weile ift nicht verfahren; vielmehr Bat 
ber Teftator die ihm fchriftlic vorgelegten Fragen mündlich beantwortet, und bie fo 
erteilten Untworten find vom Gericht protofolliert, demnächſt auch von dem Teftator 
nad eigener Durchlefung des Protokolls laut feines fchriftlichen Vermerkes am Schluffe 
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der Berhandlung wiederholt genehmigt. Aus den hierauf bezüglichen Eingangsworten 
über die Fähigkeit des Teftators, fich verftändlich zu machen, durfte ber Berufungs- 
richter den Schluß ziehen, daß, wie dies ber Regel entfpricht, die Antworten des 
Teftatord in völlig verftänblicher Weife erteilt und auf das Diktat bes Richter vom 
Protofoffführer richtig niebergeichrieben feien (8 139, I. 12 A.L. R.). Der Buziehung 
eines Beiftandes zu der Teftamentsprrhandlung (8 18, H. 18 A.L. R.) bedurfte es nicht, 
einmal, weil die Fähigkeit des Teftators zu fchriftlihem und lautrichtigem gemein- 
verftändfihen mündlichen Ausdruck feftgeftellt ift (Kabinet3ordre vom 23. Februar 
1805), ſodann weil bie Vorſchrift des 8 18, I. 18 A.L.R. auf Teftaments- 
verbandlungen überhaupt nicht anwendbar ift. Die Form ber Teftamentserrichtung 
iſt für alle Fäle in Titel 12 Zeil J A.L.R. erfhöpfend geregelt (vergl. 8 1, 

. AU8.D.) und dort die Notwendigteit eines Beiftandes für Tanbftumme nicht vor- 
geichrieben. 


Tr. 2587. IV. Sen. 16. Februar 1893. IV. 456. 92. Bd. 31, Nr. 48, ©. 225. 

Zorm ber Willenserliärung des Teftators bei Grridtung des Teſtaments zu 
Protokoll, 1. wenn ber Teftator des Gebrauches ber Sprache mächtig ift, 2. wenn 
er des Gebrauches der Spradge zur Zeit beraubt ift. (Preuß. R.). Der Rentier 2. 
bat feine Ehefrau, die Beklagte, und feine Geſchwiſter, unter diefen die Hagende Fran F., 
al3 gejeglihe Erben Hinterlaffen. Er hat am Tage vor feinem Tode vor dem Dorf⸗ 
gericht eine letztwillige Verordnung errichtet, wonach er feiner Ehefrau ben Nießbrauch 
an dem Nachlaſſe vermadt hat. Die Kläger haben diefe Verordnung angefochten, ins⸗ 
befondere weil der Teftator fie nicht zu Protokoll erflärt habe. Das Landgericht hat 
abmeifend, da8 Oberlandesgericht verurteilend erfannt, auf die Revifion ber Bellagten 
bat das Neichägericht da3 Urteil aufgehoben. Der Berufungsenticheidung liegen bie 
Annahmen zu Grunde, daB das Geſetz für die Teftamentserrichtung zu Protofoll auf 
jeiten des Teftierenden, wenn er des Gebrauches der Sprache mächtig fei, eine münd- 
liche Erflärung im eigentlichen Sinne des Wortes, aljo eine buch Die Sprache ab⸗ 
gegebene Erflärung verlange, und die fernere, dab eine Perſon, die zeitweife des Ge- 
brauche der Sprache nicht mächtig fei, in diefem Buftande nur unter Wahrung ber 
durch das Geſetz für Stumme gegebenen Formvorſchriften rechtsgültig teftieren könne. 
Nach beiden Richtungen beruht die Enticheidung auf Geſetzesverletzung. In erfterer 
Hinſicht ftehen dem Berufungsrichter die von ihm allegierten Geſetzesvorſchriften nicht 
zur Seite. In 866, L 12 WON. ift über die Form des Ausdrudes der zum gericht- 
lichen Protofoll zu gebenden Erflärung nichts gejagt. Ber $ 104 a. a. D., und das⸗ 
felbe gilt von 83, I. 4 A.G.O., hat, wenn er von „mündlich zu Protokoll erklärten“ 
Verordnungen ſpricht, im Anſchluſſe an die in $ 66 a. a. DO. gemachte Unterfcheidung 
die zum geridtliden Protokolle erflärten letztwilligen Verfügungen im 
Gegenjage zu den ſchriftlich übergebenen Teftamenten und Kobdizillen im Auge 
(vergl. 88 107, 108, 112—114, 133—136, 153, I. 12 ALLER). Es ift aber anderer- 
jeitö gerade der $ 104 a. a. D., der die Annahme bed Berufungsrichters als unrichtig 
erfennen läßt. Vergl. 88 63— 66, I. 25 A.G.O., 81, I. 4 A.G.O., 88 66— 244, 
I. 12 A.L. R., 88 34, 42, 0.2 A.G.O. Danach ift es dem Richter bei der Aufnahme 
legtwilliger Verfügungen, ebenjo wie bei der Aufnahme anderer Alte der freimilligen 
Gerichtöbarfeit, nur zur Pflicht gemacht, auf eine zuverläfjige Ermittelung, 
alfo and anf eine zuverläffige Äußerung der Willensmeinung des Erklärenden 
hinzuwirken. Eine zuverläfitge Willensäußerung liegt aber, wie das Geſetz ſolches 
ausfpriht (8 57, J. 4 A.L.R.) nicht allein vor, wenn bie Erklärung durch Worte, 
fondern auch dann, wenn fie duch andere deutliche Beihen zum Ausdrud ge 
bradit if. Das Niden mit dem Kopfe ift ein beutliches Beichen für eine bejahende 
Antwort. Es ift auch Fein Grund erfichtlich, der zu einer Unterſcheidung in Anfehung 
der Buverläffigkeit einer zuftimmenden Willensäußerung führen könnte, je nachdem dieſe 

40* 


628 Fünftes Bud. Erbredit. 


durch ein Niden mit bem Sopfe oder durch das ausgefprodhene Wort „ia“ gefchehen 
it. Daß der Erblaffer feinen Willen dem Gericht nicht felbftändig und im Zuſanmen⸗ 
hange erflärt, das Gericht vielmehr duch Stellung von Fragen, deren Inhalt nach 
Lage der Verhältniffe den Abſichten des Erblaſſers entiprach, den Willen des Letzteren 
ermittelt bat, iſt ohne Bedeutung. Das Geſetz verlangt eine Vernehmung des Teflators 
durch das Gericht, und eine foldhe Tann auch in der bier angewendeten Form erfolgen, 
dur) die die Buverläffigkeit der Willensermittelung nicht beeinträchtigt wirb und bie, 
was fih aus der Natur der Berhältnifle ergiebt, gerade bei Aufnahme letztwilliger 
Verfügungen in vielen Fällen diejenige ift, welche allein in Frage kommen faun. Bor 
enticheidender Bedeutung für die Rechtögültigfeit mündlich zu Protokoll erflärter legt 
williger Verfügungen ift, daß ber durch das Gericht auf Grund der erfolgten Ber- 
nehmung ermittelte Wille des Teſtators protofolliert und das Brotofoll dem Teſtator 
vorgelefen, von ihm genehmigt und unterfchhrieben wird (8 155, L 12 LER, 8 3 
Anh. LER, 88 43ff. II. 2 A.G.O.). Diefen Erforderniffen der Teftamentserrichtung 
ift bier genügt; insbejondere hat auch der Erlafler die Verhandlung unterjchrieben. 
Die weitere Annahme des Berufungsgericht3, daß Perfonen, die infolge eines Törper- 
lihen Leidens zur Beit des Gebrauches der Sprache nicht mächtig find, nur unter Be 
obachtung der für Stumme gegebenen Formvorſchriften rechtsgültig teftieren Tonnen, 
beruht auf unrichtiger Anwendung bes $ 123, L 12 A.L.R. Diele Geſetzesvorſchrift 
bat, foweit fie jih auf Stumme bezieht, Perſonen im Auge, die mit dem Mangel, 
ſich durch die Sprache verftändlich machen zu können, als einem dauernden 

behaftet find. Bon ſolchen Perfonen nimmt das Geſetz an, dab ihre Geſchäftsfähigleit 
im allgemeinen geſchmälert fei, und mit Nädficht hierauf ift für fie die Beobachtung 
einer ftrengeren Form bei Errichtung letztwilliger Verfügungen vorgefchrieben. Die 
Borfchrift ift eine Ausnahmevorichrift und geftattet als folche eine aualoge Anwendung 
auf andere Yälle nicht. Wie unftreitig ift, traf jene Vorausſetzung auf den Erbiafier 
der Parteien nicht zu, und deshalb bedurfte e8 bei der Aufnahme feines letzen Willens 
ber Beobachtung der Formvorſchrift des $ 123 a. a. D. nicht. 


Nr. 2588. IV. Sen. 1. Oktober 1896. IV. 82. 96. Bd. 38, Nr. 65, ©. 243. 

Form ber letiwilligen Berfügungen folder Berfonen, die unr ihren Namen 
fhreiben, fonft aber weder ſchreiben noch lefen können. (Preuß. R.). Der Berufung 
rihter hat nach den Grundfägen des preußifchen AL.R. das Teftament mit Rückſicht 
darauf, daß ber Erblafler 2. nur habe feinen Namen fchreiben, fonft aber deutſche 
Schrift mweber leſen noch ſchreiben können, für ungültig erachtet. Der Biergegen ge 
richtete Revifionsangriff ift unbegründet. Der 8 113, 1.12 A.L. R. bejagt zwar nicht mit 
ausdrüdlichen Worten, was er unter „ded Leſens und Schreibens unerfahrenen Ber- 
fonen” verfteht, es folgt jedoch aus ber Natur der Sache, daß damit ſolche Perfonen 
gemeint find, welche der Zeichen der Schrift, in der das Teftament niedergejchrieben ik, 
nicht Tundig find. Denn es ift ein die Buverläffigfeit der Willensäußerung bedingendes 
weſentliches Erfordernis, daß der Teftierende fich jelbft davon zu überzeugen imftande 
ift, daß fein Wille den richtigen fchriftlichen Ausdruck gefunden hat. Died ergiebt ſich 
mit voller Sicherheit daraus, daß ber $ 113 die des Leſens und Schreibens unerfahrenen 
Berfonen den Blinden gleich ftellt, und ferner aus der Beſtimmung des nachfolgenden 
8 114. Diefem entfheidenden Geſichtspunkte gegenüber Tann es nicht in Betracht 
kommen, daB der 8 102 ebenda im Unfchluffe an 8 101 verordnet, daß ber Richter 
den Teftator ausdrüdfidh darüber vernehmen folle, ob „bied notwendige Erfordernis“, 
nämlich wenigftens die VBeifügung der eigenhändigen Unterfchrift, beobachtet jei. Aus 
Diefer Anweiſung, die inftruftioneler Natur ift, Tann ein Anhalt für die Auslegung 
der nachfolgenden fpeziellen fich al3 eine Ausnahme von der Regelvorſchrift der 88 100 ff. 
darftellenden Beftimmung bes 8 113 nicht entnommen werben. Bazu tritt die Vor⸗ 
Ihrift des 8 72 Unh. zur A.G.O., wonad Parteien, die nur ihren Namen jchreiben, 
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lonft aber weder fchreiben noch leſen können, den im $ 68 des Anhanges gebachten 
Berfonen d. 5. ſolchen, die nicht einmal ihren Namen jchreiben können, gleich geachtet 
werben. Der Auffaffung des vormaligen preußifchen Obertribunal3 (Urteil vom 7. Ok⸗ 
tober 1867, Entſch. Bd. 59, ©. 96, Striethorft Arch. Bd. 68, S. 226 [Bd. 15, ©. 59), 
daß biefe Vorſchrift nur auf prozefjuale Verhandlungen, nicht aber auf letztwillige Ver⸗ 
srdnungen anwendbar fei, fteht die Entftehungsgefchichte ded 8 72 des Anhanges ent- 
zegen. (Sirkularverordnung vom 30. Dezember 1798, Reſtript vom 27. Mai 1799, 
Rabe Bd. 5, ©. 270, 465.) Danach enthält der 8 72 des Anhanges troß feiner 
Stellung unter den prozeffualen Vorſchriften materielled Net. In der Begründung 
des Blenarbefchlufies des preußiichen Obertribunals vom 2. Juli 1855 (Entſch. 3b. 31, 
S. 1ff., ift ausbrüdlih auf den 8 72 des Anhanges verwiefen und ausgeführt, daß 
nach 8 421 Und. zur 4.8.8. 8 17, II. 2 diefe Borjchrift nicht auf Prozeßhandlungen 
beichränft, fondern eine allgemeingültige fei. Wenn aber 8 72 auf Verträge Anwendung 
findet, fo Liegt um fo meniger ein Grund vor, feine Anwendbarkeit bei ber Errichtung 
von lebtwilligen Verfügungen, für bie das Geſetz im allgemeinen ftrengere Formvor⸗ 
Schriften eingeführt bat als für den Abſchluß von Verträgen, auszunehmen. Die vor- 
ſtehend entwidelte Auffafiung wird auch von ber Mehrzahl der Schriftfteller geteitt. 


Nr.2589. IV.Sen. 24. September 1888. IV. 120. 88. 30.22, Nr.59, ©. 295. 

Erforberniffe eines dorfgerichtlicden Teftamentes. (Preuß. R.). Die Beweiskraft 
be3 über die Bernehmung der Dorfgerichtsmitglieder aufgenommenen gerichtlichen PBroto- 
kolls erftredt fih nur darauf, daß die über den Hergang der Teftamentserrichtung 
gemäß 8 95, 1. 12 A.L.R. gerichtlih vernommenen Mitglieder bes Dorfgerichts bie 
als von ihnen abgegeben gerichtlich beurfundeten Erflärungen vor dem Gericht ab- 
gegeben haben. Die Frage der objektiven Wahrheit diefer Erffärungen wird durch Die 
Borichrift des 8 380 C. P.O. nicht getroffen. Die im 8 93, L 12 A.L.R. enthaltene 
Beftimmung muß in Verbindung mit ber Vorſchrift im 8 104 a. a. D. aufgefaßt 
werden. Die die Obliegenheiten des Richters bei Aufnahme eines gerichtlichen Protofolles 
enthaltenden 88 22f., 1.2 A.G.O. find, auf das dorfgerichtliche Teftament angewendet, 
dahin aufzufaflen, daß die Vernehmung des Teftatord in der Art erfolgen muß, daß 
alle zur Mitwirkung bei der Erridtung des Teftamentes berufenen Perſonen den tn 
ihrer Gegenwart Tundgegebenen Willen des Erblaflerd als ſolchen zu erfennen in der 
Rage find. Eine Verhandlung vor den Borfgerichten zum Zwecke der Aufnahme eines 
Teftamentes erfordert baher die Anweſenheit jener Perfonen von dem Beginne der 
Verhandlung an. (Bergl. 8 11 der revidierten Snftruftion für die Dorfgerichte vom 
11. Mai 1854.) Diefe Anweſenheit ift zwar nicht dergeftalt Erfordernis der Teftaments- 
errichtung, Daß eine jede zeitweilige Entfernung der einen oder der anderen beteiligten 
Berfon von dem Orte ber Teſtamentserrichtung die Rechtsgültigkeit des Teſtaments in 
Frage ftellen fönnte. Allein e8 muß al3 erforderlich angejehen werden, daß eine jebe 
in bie Beit folcher Unterbrechung ber Teftamentserrihtungshandlung fallende auf Die 
Zeftamentserrihtung bezügliche und für die Erfenntnis des Willens des Erblaſſers 
wefentlihe Äußerung des Erblaffers bei Wiederaufnahme der Verhandlung als Wille 
be Erblafjerd von dem Lebteren wiederholt werde oder doch anderweit in geeigneter 
überzeugender Weiſe zur Kenntnis des Mitgliedes des Dorfgerichts, das fich entfernt 
hatte, gelange. — Nah 8 50, I. 50 A.G.O. muß der von dem Richter bei Aufnahme 
eines gerichtlichen Protokolles zuzuziehende Brotolollführer ber Verhandlung von deren 
Anfang bis zum Ende beimohnen. Basfelbe Hat von den Schöppen, melde bei der 
Teftamentserrichtung an Stelle des Protofoliführers zugezogen werden, zu gelten. Iſt 
aber jchon in dem Falle, in welchem bie beiden Schöppen zufammen bie Stelle be3 
Brotofolfführerd einnehmen, die Gültigkeit des Teftament3 von der Anmefenheit ber 
beiden Schöppen bei der ganzen Teftamentserricätung erforderlich, fo muß dies um fo 
mehr in dem vorliegenden Falle angenommen werden, in welchem bie Echöppen mit 
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dem Schulzen die Stelle des Richters bei ber Teftamentserridtung eingenonmen habe. 


Tas in Frage fiehende Teftament ift daher für nichtig zu eradjten. 


Nr. 2590. IV.Sen. 13. Februar 1596. IV. 344. 95. 8b. 36, Ar. 80, ©. 324. 


t bes in einem felbändigen Gutabezirle anfgensmmenen berfgeridi 
lügen Tehaments. (Preuß. R.). Der Ungriff ber Revifion wendet fi gegen t: 
Annahme des Berufuugsgerichtö, da die alleinige Rechtsnachfolge bes Magenben Ete 
mannes nad feiner verftiorbenen Ehefrau nachgewieſen ſei. Die Nevifion fucht ar: 
zuführen, dab das borfgerichtlicde Teftament der Ehefrau bes Kläger ungültig 'ei. 
weil das Gut des Klägers einen jelbftändigen Gutsbezirk bilde und daher die Aufmakır 
eines dorfgerihtlihen Teftaments in dem Gutsbezirke unzuläffig fi. Die Näge fi 
fih auf bie VBeftimmung der 88 21, 22 der Kreidorduung vom 13. Dezember 187. 
aus der bie Reviſion entnimmt, daß in einem felbftändigen Gutsbezirke bie Organ: 
fehlen, die nach 8 79, I. 7 A.L.R. ein ſolches DVorfgericht bilden, wie e8 der 8 33, 


1. 42 AL.R. bei borfgerihtlihen Teftamenten vorausjegt. Allein mit Recht nimm 


das Vernfungdgericht Bezug anf das mit Geſetzeskraft erlaflene Reſtript vom 27. Baı 
1805 (v. Rönne, Ergänzungen zum A.L.R., Unm. zu 8 93, J. 12 ALLEN), bad un 
Anwendung bes 8 49 Einl. Ü.L.R. nad den Urundfägen ber Analogie auf felbftänbig: 
Outsbezirte in ber Art sur Anwendung zu bringen if, daß bie Suziehung eines be 
nachbarten Torfgerichts zur An- und Aufnahme eines Teftaments in einem felbfiänbigen 
Butebezirt nicht ausgeichlofien ift. 


Rr.2591. IV.Sen. 12. Dezember 1889. IV. 243. 89. 8b. 25, Rr.54, ©. 263. 

Bedeutung des wegen Mangels der Form ungültigen Teſtaments aber Kabizils 
als anfergerichtliche Verordnung in Bezug anf Bermädtnifle. 88 66, 139, 161—16r, 
1. 12 A.L. R. (Prenß. R.) Aus der Ungültigleit des Teflamentes wegen Unterlafiung 
der gejeglichen Förmlichleiten folgt die Ungültigleit der darin ausgeſetzten Vermächtnifje 
nur infoweit, als aud für das Kodizill Die gleichen Föormlichkeiten beſtehen. Dies 
ift aber nah 8 139, L 12 A.L.R. nur in betreff des gerichtlichen Kodizilles ber 
Fall, nicht aud in betreff ber nah 8 161 a. a. O. zuläffigen außergerichtlichen Kobizille 
(in Bezug auf VBermädtnifie, Die den zwanzigften Teil des Nachlaſſes nicht überfeigen). 
Hieraus folgt, daß auch das formungültige Teftament in dem beſchränkten Maße des 
8 161 a. a. D. Geltung behält, foweit dies dem Willen bes Erblaſſers entipricht. Die 
Anfiht, daß es troß 8 279, I. 12 A.L.R. aud nad preußifchem Rechte der Kodizillar- 
Naufel, wenngleich diejelbe durch dieſe Vorſchrift ihre praltiiche Bedeutung verloren 
babe, noch bedürfe, um bie in einem von dem Erblaſſer eigenhändig ge- unb unter 
fchriebenen PBrivatteftamente ausgeſetzten Vermächtniſſe auch fuur in der Beichräntung 
des 8 161 a. a. ©. wirkſam werben zu lafien, ift demnach nicht zu billigen. — Rod 
feinem Wortlaute fcheint ber 8 i6i a. a. D. bie Gültigkeit einer ſolchen Verfügung 
des Erblafjerd davon abhängig zu machen, daß bei der Errichtung der Berorbuurg 
entweder wahrſcheinlich oder von dem Erblafler verfichert fei, ba die darin beſtimmten 
Bermächtniffe den zwanzigften Teil des Nachlaſſes nicht überfteigen, und eine ſolche 
Berfiherung ift in der vorliegenden Verfügung nicht enthalten. Indeſſen ift Dies nid: 
der Sinn der Vorſchrift. Die fraglihen Worte des 5 161 a. a. D. find vielmehr jür 
die Frage der Gültigkeit der außergerichtlichen Verordunng bedeutungslos. 


Nr. 2592. IL Sen. 16. Juni 1882. I. 258. 82. Bd. 7, Ar. 83, ©. 29. 

Richtiges Datum bes eigenhändigen Teftamentes. Urt. 970 code civil. (Khein. R.). 
Die Gültigkeit des eigenhändigen Teftamentes ift vou genauer und richtiger Angabe 
des Datums der Errichtung (nad) Tag, Monat, Jahr) abhängig. Im vorliegenden 
Falle wird auf Nichtigkeitserklärung bes Teftaments, das vom 16. Mai 1880 batiert 
ift, geflagt, weil es ſchon am 15. Mai 1880 errichtet worden. Iſt ed aber, wie an- 
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zunehmen, ber Wille des Geſetzes, daß das eigenhändige Teftament nur gültig fein foll, 
wenn es dad wahre Datum feiner Erridtung angiebt, jo Tanıı nicht unterfchieden 
werden, ob bei einer vorhandenen Unrichtigleit ein größerer oder ein geringerer Beit- 
raum in Frage fteht und ob die Wahrjcheinlichkeit eines Irrtums näher oder entfernter 
fiegt. Die Natur der Vorſchrift als einer Formvorſchrift fchließt folche Unter- 
jcheidungen aus. Den Beweis der vom Anfechtenden behaupteten Thatſache, daß das 
Teftament am 15. Mai 1880 errichtet worden, ift von dem Anfechtenden zu führen. 
Dabei fommt ed mejentlich auf ben Beitpuntt an, mo das Teftament vollendet d. h. 
bie Unterſchrift beigejeßt worben ift. Die Beſchränkung bezüglich der Buläfligfeit 
einzelner Urten von Beweismitteln, wie fie die Prinzipien des franzöfiihen Rechts 
mit fih bradten, ift nad 8 14 Nr. 2 des E.G. zur C.P.O. weggefallen, und ebenfo 
Tann von der Notwendigkeit einer der C. P.O. unbekannten Fälſchungsklage (inseription 
en faux) nicht die Rede fein. Nr. 2593. 


Nr. 2593. I. Sen. 7. Juli 1884. I. 211. 84. Bd. 12, Nr. 79, ©. 315. 

Eigenhändiges Teftament. Beweis des Datums. (Nhein. R.). Bel Beantwortung 
der Frage, welcher Partei die Beweislaft Hinfichtlih der Echtheit des Datums eines 
eigenhändigen Teſtaments obliege, ift das Berufungsgeriht mit Recht davon aus⸗ 
gegangen, daB der klagende Teil den Beweis ber Unrichtigfeit zu führen bat. Das 
eigenhändige Teftament ift feine bloße Beweisurkunde, fondern der letzte Wille jelbft, 
für welchen das Geſetz beftimmte Förmlichkeiten vorjchreibt (Art. 970 oode civil). Die 
eigenhändige Angabe des Datums im Teftamente felbft jeitens bes Teftators muß daher 
als feine bis zum Beweiſe des Gegenteild maßgebende Erflärung über die Beit der 
Errichtung gelten, und die in betreff der Gewißheit des Datums von bloßen Beweis⸗ 
urlunden im Intereſſe dritter Berfonen gegebenen Borfchriften (3. B. Art. 1328 code 
civil abgejehen von 8 14 des E.G. zur E.P.D.) finden auf den legten Willen feine 
Anwendung Nr. 2592. 


Nr. 2594. I. Sen. 6. Juli 1880. IL. 160. 80. Bd. 2, Nr. 95, ©. 363. 

Wieberherftellung eines wiberrnfenen letzten Willens. (Rhein. R.). Wenn auch 
nit die Bezugnahme auf irgend eine Urkunde oder Aufzeichnung als hinreichend be- 
ftimmte letztwillige Anordnung gelten Tann, jo erlangt doch durch die Berweilung auf 
eine Urkunde, die felbft alle Merkmale eines Teftaments an fich trägt, eine letztwillige 
Verfügung in zuläffiger Weile einen beftimmten oder doch beftimmbaren Inhalt. Das 
früher widerrufene Teftament fonnte daher im vorliegenden Yalle durch Aufhebung des 
Widerrufed mitteld bes fpäteren lebten Willens nach feinem ganzen Inhalt wiederher- 
geftellt werben. Durch den Widerruf ift das ältere Teftament leineswegs ein nichtiger 
Alt geworden, fondern jeinem Bollzuge ftand nur die Widerrufderflärung entgegen, 
wenn dieſe zur Beit des Todes bed Erblaffers noch in Kraft war; ift 
fie aber vorher bejeitigt worden, fo Tann dem Anſpruche auf Vollzug bes Teftaments 
nicht mit dem Einwande begegnet werden, daß ein Widerruf beftehe. 


Nr.2595. IL Sen. 12. November 1889. IL 204. 89. Bd. 24, Nr. 74, ©. 352. 

Stillſchweigender Widerruf eines Teftamentes. Art. 1036 code civil. (Ahein. R.). 
Der Widerruf ift an beitimmte Yormen gebunden. Wo aber ein ftillichweigender 
Widerruf geftattet ift, wird er an feftbeftinmte Borausjeßungen geknüpft und nur da 
als wirfam anerfannt, wo dieſe Vorausſetzungen gegeben find. Der Gejebgeber hat 
mit den in den Art. 1035—1038 code civil gegebenen Borfchriften ben fraglichen 
Gegenitand erichöpfen und nicht außerdem noch einen aus Tonfludenten Handlungen 
eines Teftatord zu fchließenden ftillichweigenden Widerruf eines Teftamentes zulaflen 
wollen. Im vorliegenden Falle handelt es fi nm ein notarielles Teftament, durch 
welches ber Kläger zum Univerfalerben eingejebt ift. Der Urt. 1038 a. a. D. bezieht 
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ſich nur anf Bermächtnifie beſtimmter einzelner Sachen. Das Geſeß hat auch den ftıl- 
ſchweigenden Widerruf eines Univerſalvermächtnifſes oder eines Vermächtnifſes unte: 
Univerſaltitel beichräuft auf einen Fall, wo in einer Ipäteren gültigen tefſtamenta riſdæe: 
Verfügung Anorbuungen getroffen find, welche mit jener erften Berorbuung nicht ver- 
träglih find (Urt. 1036 a. a. ©... Wenn bas Berufungsgericht feftgeftellt bat, dei 
der Erblafler dur den Abſchluß eines Altmentationsvertrages (nicht Durch eine jpäter: 
teftamentarifche Berfügung) die Abſicht zu erkennen gegeben babe, das früher erridker: 
Teftament au eg = ’ biefe Feſtſtelluug nad dem Vorfiehenden ohne B- 
deutung und rechtliche Wirku 


Mr. 2596. II. Sen. 14. = 1892. IL 105. 92. ®b. 29, Nr. 82, S. 325. 

Borausichuugen des Widerrufes eines eigenhänbigen Tehaments. (bein. R.. 
Dem Urteile des Berufungsgerichts liegt in erfter Linie bie Unfhauung zu Gruude 
dat ein eigenhändiges Teftament dadurch, daß der Erblafier bie ohne fein Wiffen nm 
Wollen von einem Unberen bewirkte Berreißung besfelben genehmigt bat, in gültiger 
Weile widerrufen werbe. Es ift allerdings unbeflrittenen Nedhtens, daß bie vom Ert- 
laffer ſelbſt vorfäglih bewirkte Bernihtung ober Unleſerlichkeit ber Teftamentsurfunde 
als ein wirffamer Widerruf des letzten Willens zu betrachten ift, und in gleicher WBeik 
wird der Fall zu beurteilen fein, wenn die Vernichtung ober Unleſerlichmachung der 
Urkunde dur einen vom Erblaffer damit Beauftragten bewirkt worben tft; Diejen 
Fällen fteht aber die nachträglidde ausdrückliche oder ftillfchweigende Genehmigung der 
ohne Auftrag bes Erblaffers geſchehenen Vernichtung infofern thatfächlich nicht gleich, 
als bier der Widerrufswille nit aus der Vernichtung der Urkunde ſelbſt, fondern au: 
einem fpäteren Handeln des Erblaſſers, beftehe das in Worten oder konkludenten Hand⸗ 
Iungen, erfanıt wird. Es Tann unn babingeftellt bleiben, ob gegenüber ber Vorjſchrift 
des Urt. 1035 oode civil die vom Berufungsgericht vertretene Anfiht auf Billigung 
Anſpruch maden kann, daß andy foldden nachträglichen Erflärungen in Verbindung mü 
ber Bernicätung der Urkunde die Wirkung eines gültigen Widerrufes beizulegen ſei: 
denn diejenige Handlung des Erbfaflers, mit ber im vorliegenden Falle ber Richter 
die Wirtung des Widerrufes verfnüpft, war jebenfalld ihrer rechtlichen Natur nadı 
nicht geeignet, den Willen des Erblafiers, dab das von einem Anderen zerriffene Zeita- 
ment einfach als widerrufen gelten folle, zum Ausbrud zu bringen. Diefe Handlung 
beftand nach der Feltftellung bes Urteiles darin, daß der Erblaſſer, nachdem er vor 
dem Berreißen ber Teftamentsurfunde Kenntnis erlangt batte, ein neues eigenhändiges 
Teftament errichtete, wodurch er einerſeits beabfichtigte, die Ausführung bes zerriffenen 
Teſtaments infoweit zu fihern, als der Beklagte Bermäcdhtnisuchmer fein follte, gleich 
zeitig aber wefentliche Änderungen diefes Teftaments anordnete und den Willen kund⸗ 
gab, daB das Iektere nicht mehr feinen letzten Willen bilden ſollte. Es ift alfo der 
Inhalt des nenen Teftaments, woraus der Berufungsrichter ben Willen des Erb⸗ 
laſſers, das frühere Teftament zu widerrufen, ableitet. Das neue Teftament aber 
leidet, wie unftreitig ift, an einer Ridhtigfeit, weil e8 von einem anderen Tage als bem 
feiner Abfaffung datiert iſt. Hiernach legt in Wirklichkeit der Berufungsrichter einem 
ungültigen Teftamente die Kraft bei, ein früberes zu widerrufen. Das ftebt mit den 
fi aus Art. 1035, 1036 code civil ergebenden NRecdhtögrundfägen in Widerſpruch; denn 
wie der ausdrüdiiche, jo ſetzt and der ſtillſchweigende Widerruf, wenn Der letztere 
durch eine legtwillige Verfügung geſchehen fol, eine Urkunde voraus, die in einer der 
vom Geſetze zugelaflenen Formen bes Teftaments errichtet ift. Iſt dieſe Form nicht 
beobachtet, fo verliert die Urkunde, wie die Kraft eineg Teftamentes überhaupt, fo auch 
die Kraft, das frühere zu widerrufen. Dies wird and; dur bie Vorſchrift dei 
Art. 1037 a. a. D. nur beftätigt, wonach der in einem, formell gültigen, Teitamente 
ausgeſprochene Widerruf einer leptwilligen Verfügung dadurch feine Kraft nicht ver- 
liert, daß das Teftament wegen Unfähigkeit des eingejehten Erben oder Bermäditnis- 


8 97. Teftament. 633 


nehmer3, ober weil diefe die Annahme verweigern, ohne Bollziehung bleibt. Den in 
dem zerriffenen Teftamente Bedachten ſteht e3 hiernach zu, deſſen Inhalt mit den 
gejeglich zuläfligen Beweismitteln darzuihun und ihre fich daraus ergebenden Rechte 
zu verfolgen. 


Nr. 2597. IL Sen. 22. Februar 1881. IL 420. 80. Bd. 3, Nr. 100, ©. 359. 

„Untergefchobene Berfon. Art. 911 code civil. Erbverzicht. (Rhein. R.). 
Die Erblafferin hatte, um das Fortbeftehen einer Höfterlicden Niederlaſſung, deren 
Vorfteherin fie war, auch nad ihren Tode zu fihern, insbeſondere um die nicht zu 
erwartende ftaatlihe Genehmigung für die bereit3 wieberholt polizeilih aufgelöfte 
Niederlaſſung zu erfegen und fo das Geſetz zu umgeben, die für die Nieberlaflung 
verwendeten ihr gehörigen Liegenichaften und Fahrniſſe duch Teftament und Kauf 
auf M. übertragen. Sie hat auf väterlidher Seite zwei Erben (Rinder eines verftorbenen 
Bruders ihres Vaters) Hinterlafjen; diefe erflärten, daß fie den Kaufvertrag und das 
Teftament zum Bollzuge genehmigten. Der zunädft berufene Erbe auf mrütterlicher 
Seite erflärte, nicht erben zu wollen, worauf 21 weitere Erben (Kinder von verftorbenen 
Geſchwiſtern der Mutter) eintraten, von denen drei erflärten, daß fie das Teftament 
vollzogen willen wollten. Die anderen 18 erhoben gegen M. Klage auf Nichtigerflärung 
des Kaufvertrages und bes Teftamentes und Herausgabe des Nachlafjied behufs Teilung 
unter bie geſetzlichen Erben. Dem Antrage ift ftattgegeben mit ber Maßgabe, daß M. 
an Stelle ber verzichten den Erben ber beiden Erben von väterlicher und ber brei 
Erben von mütterlicher Seite, die den Vollzug des Teſtaments genehmigten, zur Teilung 
berufen fei. Der L.R.S. 911 ift mit Recht angewendet, da die religiöfe Gemeinfchaft, 
die nach den Feitftellungen des Borderrichterd als die wirklich bedachte Perjönlichleit 
zu gelten hat, zur Zeit des Todes der Erblafferin rechtlich nicht eriftiert hat und 
Die wahre Abſicht der Erblaſſerin daranf gerichtet war, ihren Nachlaß nicht dem an- 
fcheinend Bedachten, fondern in verhüllter Weiſe einer jogen. toten Hand zuzumwenden 
und fo das beftehende Geſetz, das ihr die birefte Zuwendung unmöglich machte, zu 
umgehen. — Die Miterben der Kläger, welche fich diejen nicht angejchloffen, haben 
bei den Teilungsverhandlungen folde Erklärungen abgegeben, welche bei richtiger An- 
wendung bes Geſetzes (2.R.S. 780) nur als eine Antretung der Erbſchaft und gleich⸗ 
zeitige Verfügung zu Gunften des Bellagten M., fomit. nicht als ein Verzicht auf die 
Erbſchaft, fondern nur als ein Verzicht auf bie Erbſchaftsklage aufgefaßt werden 
Tönnen. Nach der herrihenden und richtigen Auslegung gilt L.R.S. 1340 aud für 
nichtige Teftamente, e8 kann daher ber Beklagte die Unteile der Berzichtenden für ſich 
in Anſpruch nehmen. Nr. 625. Nr. 639. 


Nr. 2598. IL Sen. 27. Oftober 1882. IL 344. 82. Bd. 8, Nr. 76, ©. 297. 

Genehmigung eines Teftaments. Beweislaſt. L.R.S. 1340 Badiſches EUR. 
(Rhein. R.). Die Klage, wodurd das Teftament gegen die als Univerfallegatarin ein- 
geſetzte Beflagte angefochten wirb, ift mit ber Behauptung Binreichend begründet, daß 
die Beklagte eine vorgejchobene Perfon zu Gunſten der eigentlich bedachten, ſtaatlich 
nicht anerkannten, Höfterlichen Bereinigung fei. Hiergegen ericheint die Geltendmadung 
des Umftandes, daß ber Kläger bei der Berlafienichaftsverhandlung das Teftament zum 
Bollzuge genehmigt hätte, als eine Einrede, für die die Beweislaſt der Bellagten ob- 
Tiegt. Zur thatfächlichen Begründung dieſer Einrebe des Verzichts auf bie Geltend- 
machung „ber Unförmlichfeit oder fonftigen Mängel” genügt aber nicht bie Thatjache 
des Bollzuges allein, fondern e3 gehört dazu weiter, daß der Kläger dasjenige, worauf 
er verzichtet Haben ſoll, gekannt hat. 


Nr. 2599. IL Sen. 10. Februar 1885. II. 395. 84. Bd. 13, Nr. 75, ©. 306. 
Offentliches Teftament. (Rhein. R.). Die Vorfchrift des Art. 972 code civil 
verbietet es nicht, daß fich der Zeftator eines vorher von ihm oder einem Dritten 
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niedergeſchriebenen Auflage, einer Hilfe, die in manchen Fillen fürberfich, vielleidr 
notwendig fein wird, zum Bwede feines Diltated bebiene. Es begründet baber mid: 
die Nichtigkeit eines Öffentlichen Teſtamentes, ——— 
einen von dem inftrumentierenden Notar bei ber vorhergehenden Beſprechung an- 
gefertigten Entwurf benupt hat. Ebenſowenig begründet es die Nichtigkeit, wenn der 
Notar das Teftament nicht wörtlich getreu fo nieberidgreibt, wie es biltiert wird. Ter 
Notar erfüllt feine Pfliht, wenn er Sinn und Bedeutung des Diltierten, fei es aus 
nicht genau mit ben namlichen Worten, tren wiedergiebt. — Wenn bie Vorſchrift de: 
Urt. 909 codo eiril von dem in ihrem erſten Abſatze bezüglich der Ärzte ausgeſprochene 
Exrwerböverbote zunähft in Abſ. 2 Rr. 1 remuneratoriide dem Vermögen te 
Erblaſſers nnd den geleifteten Dienften entiprechende Bartilularverfügunger 
ansnimmt und bemnähft unter ben Borausfegungen ber Ar. 2 au Univerſal— 
Dispofitionen znläßt, fo liegt bier, was die Ausnahme betrifft, offenbar eine Steige 
rung vor, und das Geſetz ift im’ Bufanmenhange babin auszulegen, daß, ba im Falle 
der Rr. 2 fogar Univerfalverfügungen zu Sunften bed Arztes geftattet find, ber- 
felben in biefem Falle and ein Bartilularvermädtnis, und zwar obne tr 
Schrauke der Rr. 1, wirffant zugewenbet werben Tann. 


Gemeinſchaftliches € 
Nr. 2600. III.Gen. 6. Dezember 1889. III. 237. 89. 8b. 25, Rr. 29, ©. 138. 
Annahme eines durch den Tod des erſwerſtorbenen Ehegatten bebingten nz> 
durch das Ableben des zweiten Ehegatten befriſteten Bermädhtuiffen in einem gemein: 
ſchaftlichen Teſtamente. (Sem. R.). In dem gemeinihaftliden Teſtamente der 
Martin D.ſchen Eheleute iſt beſtimmt, daß nad dem Ableben bes Letztlebenden die 
Inteſtaterben des Mannes die eine Hälfte und bie Inteſtaterben der Fran bie andere 
Hälfte des fämtlihen alsdann vorhandenen Vermögens haben follen. Dies if vom 
Vernfungsrichter nnangefochten dahin aufgefaßt, daß bezüglich ber einen Nachlaßhölite 
eine Tispofition zu Gunſten der beim Tode bed erftverftorbenen Ehegatten vorhandenen 
Inteſtaterben habe getroffen und nicht diejenigen Verwandten besjelben haben bebadıt 
werben follen, welche beim Tode beider Ehegatten vorhanden wären. Danach geftaltet 
fih das buch das Teftament geichaffene Nechtsverhältnis beim Tode ber erftverftorbenen 
Ehefran folgendermaßen. Ber überlebende Ehemann wurbe Erbe bed Borverftorbenen 
und damit Inhaber des gefamten ebelihen Vermögens. In Beziehung anf die eine 
Hälfte desfelben, welche den beim Tode bes Erftveritorbenen lebenden Berwanbten des 
Letzteren zufallen follte, erfcheint der Überlebende ala der Fiduziar, jene Verwandten 
als die Fideilommiffare, denen durch das Teftament ein Erbichaftsvermäditnis ansgejeßt 
worden ift. Nach dem Mar ausgeiprochenen Willen ber Teftatoren ſollte dies Ber- 
mädtnis zur Auszahlung kommen erft nad dem Tode ber beiden Eheleute, da auf 
diefen Zeitpunkt die Verteilung bed ganzen Nachlaßvermögens feftgeleßt war. Mit der 
Feſtſetzung dieſes Beitpunftes ift nun aber, wie ber Berufungsrichter mit Recht hervor- 
hebt, noch nicht ohne weiteres darüber entichieden, ob bis dahin bas den Verwandten 
der Ehefrau zugewendete Legat ein fuspenjiv bedingtes oder ob uur beflen Ansgahlung 
befriftet fein follte, ob auch der Erwerb und nicht bloß die Geltendmachung besfelben 
auf ben gedachten Zeitpunkt Hinausgefchoben war. Die eine wie die andere Anorduung 
fonnte in Abſicht auf das fraglihde Vermächtnis getroffen werden. Die Wirkſamkeit 
eines ſolchen ift zwar ſtets davon abhängig, daß ber Legatar ben Erblafier überlcht: 
die an ein Vermächtnis gefnüpfte Beitbeftimmung, bei welcher ungewiß bleibt, ob bie 
der Fall fein werbe, tft daher niemals bloße Befriftung des Legats, fondern darf nur 
al3 wirkliche Bedingung aufgefaßt werben. In dem vorliegenden Teſtament ift aber 
da3 Überleben des Legatard vorausgeſetzt, fofern das bafelbft errichtete Vermächtnis 
den beim Tode vorhandenen bezw. lebenden Inteftaterben zugebadht if. Ber Regel 
nad entfcheiben zunädft der Wille und die Abliht der Xeftatoren darüber, ob im 
einzelnen alle ein bedingte® oder nur ein betagte Legat anzunehmen je. Der 
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Berufungsrichter hat Lebteres im Hinblid auf die Tonfreten Berhältniffe angenommen. 
Sn diefer Annahme fann fein Rechtsirrtum gefunden werden. Geht man von berielben 
aus, fo ift das von ber Ehefrau D. Hinterlaflene Vermächtnis mit ihrem Tode von 
ihrer Snteftaterbin Marie M. in unbedingter Beife erworben und folgeweife nad) dem 
Tode ber Lebteren auf deren Erben, die Beflagten, übergegangen. Es handelt fi 
dann nur noch um ben gegen den Umfang bes Bermächtnifies, nämlich dagegen ge- 
richteten Revifiondangriff, daß als Gegenftand des Bermächtniffes die volle Hälfte des 
beim Tode des Ehemanned D. vorhandenen Bermögens, ohne Rückſicht auf deflen Ur- 
Iprung, zu Grunde gelegt ift. Auch biefer Angriff ift verfehlt. Die Borinftanz nimmt 
an, daß bie Eheleute D., um Streitigfeiten nnter ihren Erben vorzubeugen, angeordnet 
haben, daß von bem beim Tobe des Letztlebenden vorhandenen Vermögen die eine 
Hälfte ald Vermögen des Mannes, die andere Hälfte als Vermögen der Frau an⸗ 
gejehen werden folle. Es ift dies eine Unordnung, melde in gemeinjchaftlidhen Tefta- 
menten von Ehegatten jehr häufig vorlommt und die ihre natürlichfte Erflärung in der 
Annahme findet, daß die Ehegatten aus dem vom Bernfungsrichter hervorgehobenen 
Grunde bei Abfaffung ihres Teſtaments ſich geeinigt d. h. vertragsmäßig fich gegen- 
feitig verpflichtet Haben, daß eine Berlegung der fchließlihen Nachlaßmafle in bie von 
jedem Ehegatten herrührenden Anteile zu unterbleiben und die Verteilung ber Maſſe 
nad zwei gleichen Teilen zu gejchehen habe. BVementiprechend feßt auch der Berufungs- 
richter voraus, daB in der fraglihen Anordnung nidt ſowohl eine Dispofition von 
Tobes wegen als vielmehr eine vertraglich bindende Beftimmung zu erbliden tft. Haben 
aber die Ehelente D. in der gedachten Weiſe fih vertragsmäßig verpflichtet, fo find 
auch deren Erben an das Übereinfommen gebunden, und es kann deshalb den Klägern, 
als Erben des Ehemannes, nicht geftattet fein, im Wiberfpruhe mit der von Letzterem 
eingegangenen, den Berwanbten der Ehefrau bezw. deren Erben gegenüber wirffamen 
Berpflihtung, eine andere Teilung ber Nachlaßmaſſe als zu zwei gleichen Teilen zu 
verlangen. Nr. 2603. 


Nr. 2601. VI. Sen. 29. Dftober 1888. VI. 275. 88. 3b. 22, Nr. 56, S. 276. 

Nachträgliche Enterbung bes in einem Iorrefpeltiven Teflamente Nacheingeſetzten 
durch deu Überlebenden. Teftamentariiches Pfündungsverbot. (Preuß. R.) Schon 
der Wortlaut des 8 492, IL. 1 A.L. R. fchließt nicht aus, daß korreſpektive ebenfo wie 
einfeitige Ießtwillige Verfügungen durch alle fpäteren Ereigniffe betroffen werden, welche 
nach allgemeinen Beftimmungen ben lebten Willen unabhängig von einer neuen Willend- 
erffärung des Xeftatord ganz ober teilmweife entfräften, wie bies 3. B. nad) 8 454, II. 2 
ALR. bei der fpäteren Geburt von Kindern desjelben ber Fall ift. Nach ihrem Sinne 
will aber die gedachte Borfhrift dem überlebenden Teftator überhaupt nur den will- 
fürliden Widerruf feiner Verfügungen unterfagen. Bon diefem ift die Enterbung 
ans einem gejegmäßigen Grunde zu unterfheiden. Daß ber $ 492 a. a. D. fi nur 
auf willfürliche Wiberruferflärungen, nicht auf Enterbungen bezieht, ergiebt jein Zu⸗ 
ſammenhang mit 8 564, [- 42 A.L.R. Die Borfchriften über Pflichtteildrecht und über 
deffen Ausſchluß burch Enterbung werben als Vorſchriften zmwingender Natur (publici 
jurie) von dem 8 492 a. a. D. nicht berührt. Ein bereit3 erworbenes Recht an dem 
fünftigen Nachlaſſe eines noch lebenden Teſtators ift nicht anzuerlennen. Durch Die 
geſetzmäßig angeordnete Enterbung erfcheint der prinzipale Antrag des Klägers, welder 
die Pfändung und gerichtliche Übermweifung des angeblichen Erbteiles feines Schuldners 
erwirft hat, gegenſtandslos. Mit dem eventuellen Klagantrage beanfprucht er die Be⸗ 
friedigung feiner Forderung aus den Nubungen, welche feinem Schuldner vermadt 
worden find, nachdem er auch die Pfändung und gerichtliche Überweifung diefer Nutzungen, 
foweit fie den notbürftigen Unterhalt besfelben überfteigen, erwirft hat. Nun hat der 
Zeftator weiter verfügt, daß auch dann, wenn eine Beſchlagnahme ber Nutzungen bes 
dem M. (Schuldner ded Klägers) ausgeſetzten Legates von feiten ber Gläubiger des⸗ 


\ 


636 Fünftes Buch. Erbredt. 


jelben eintrete, deſſen Nußungen feinen Schweftern zuwachſen follten. Das Rech 
bes M. auf die bezeichneten Rubungen war hiernach von ber Refolutiv bedingen: 
abhängig, daß ihre Beichlagnahme erfolgte, indem dasſelbe durch die letztere in jene 
Berfon erloſch und auf feine Schweftern überging (vergl. 8 115, LAWALR) X 
folge der von bem Kläger vorgenommenen Pfändung felbft ift daher feinem Schuler: 
das Recht auf jene Nutungen entzogen, und erfcheint danach fein eventueller Antte 
ebenfalls gegenftand3los. 


Nr. 2602. IV. Sen. 27. Sebruar 1893. IV. 234. 92. Bd. 31, Nr.52, 6.25. 

Widerruf eines wechfelfeitigen Teftamentes nad) dem Tode bes einen Ehegatten 
Auerkenutnis eines nichtigen Teftaments. (Preuß. R.). Die dem Berufungsurtei z 
Grunde Tiegende Rechtsauffaſſung, daß ein mechjelfeitiged Teftament nad) dem Ir 
bes einen Ehegatten von dem überlebenden überhaupt nicht mehr wirkſam wibernfe: 
werben Tönne und der Überlebende auf die Wahl zwifchen ber Antretung der Erbiger 
aus dem Teftamente und der Ausſchlagung der Erbſchaft beſchränkt fei, hat ben Bar: 
laut der 88 485, 490, VI. 1A.L. R. nicht für ſich. Auch folgt fie nicht aus ber At: 
der in Rede ftehenben Rechtsinſtitute. Die Widerruflichleit eines Teſtaments if : 
8 564, 1. 12 WER. allgemein vorgefchrieben. Sie gilt auch von wechielfeitigen Teiu- 
menten. Eine Ausnahme machen nur wechſelſeitige Torrefpeltive Teftamente ($ 4%, 
DI. 1 A.L.R.) in der Art, daß die Antretung ber Exrbfchaft durch ben überlebente 
Ehegatten für diefen die Gebundenheit an feine eigenen Berfügungen, foweit jie da 
®epräge der Korreipeltivität an fich tragen, zur Folge hat und bamit bie redtlik 
Möglichleit des Widerrufs ausfchließt. Dem Tode bes einen Ehegatten für ſich alex 
ift die Wirkung, das Teftament für den anderen unmwiberruflich zu machen, nicht bei 
gelegt. Dem Gedanken der gegenjeitigen Abhängigkeit der in einen: wechielieitige: 
Teftamente getroffenen Beitimmungen der Ehegatten voneinander ift im Geſetze nee: 
der das Wahlrecht des überlebenden Ehegatten zwiſchen Antretung und Ausichlagus: 
der Erbihaft aus dem Teftamente regelnden VBeftimmung bes 8 490 a. a. D. iu ke 
Art Ausdrud gegeben, daß durch ben Widerruf bes einen Ehegatten das Teftament, ı> 
gefehen von den Bermädtnifien, die anderen Berjonen al3 den mit dem Wiberrufende: 
ol3 Berwandten oder befonderen freunden verbundenen ausgeſetzt find, vernichtet wit. 
Diefe Wirkung tritt mit dem Widerrufe von felbft ein. Sie hängt nicht davon «, 
daß der andere Ehegatte von dem Widerrufe Kenntnis erhält und in die Lage fonm:, 
ein anderes Teftament zu errichten. Sie tritt auch ein, wenn ber andere das Teit- 
ment bi8 zu feinem Ableben für gültig bält, weil er von dem Widerrufe nichts erjäht. 
Es ift alfo, wenn mit bem Wiberrufe des Teftaments feine Vernichtung, abgejehen ve: 
der Ausnahmebeftimmung des 8 486, von felbft eintritt, in der Natur des Recht— 
verhältniffes kein Grund zu erfennen, aus dem die fragliche Wirkung durch den Ze) 
bes einen Ehegatten ausgeſchloſſen jein fol. Mag es aud fein, daB durch die den 
überlebenben Ehegatten gegebene Wahl, die Erbichaft de erftverfterbenden anzunehme: 
oder auszuſchlagen, die rechtliche Möglichkeit des Widerrufs in ihrer Bedeutung 
für den überlebenden zurüdtritt, jo daß fie ſich nicht gerade als ein durchaus um 
abmweisbared praftifches Rechtsbedürfnis herausftellt, fo ift fie doch mit den bas Recht 


verhältnis normierenden Beftimmungen als deren in der Natur der Sache liegen 


Konfequenz von felbft gegeben. Die nach dem Geſetze von ſelbſt eintretende Folge dei 
Widerruf3 ift die Nichtigkeit des ganzen Teftamentd mit der Ausnahme bes $ 80 
a. a. D., bie bier nicht vorliegt. Diefe vorhandene Nichtigkeit kaun auch nicht durd 
ein Anerfenntnis von feiten delen, dem das Teftament in erfter Reihe entgegenftee: 
würde, mit objeltiver Wirkung gegen Dritte befeitigt werben. 


Nr. 2603. VI.Sen. 1. Februar 1897. VI. 292. 96. Bb. 38, Nr. 57, ©. 214. 
Nechtsfolgen eines Teftaments, worin ſich die beiden Teſtatoren gegenfeitig ze 
Erben eingefeht und auf den Fall des Todes des Längftlebeuden über ihren beider: 
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itigen Nachlaß gemeinfam anderweit verfügt haben. (Gem. R.). Derjenige Betrag, 
ı befien Rüdzahlung an den Kläger das Berufungsgericht den Beklagten vernrteilt 
ıt, war duch ben Legteren als ein Teil einer von der Ehefrau bed Klägers zu ent- 
chtenden Erbſchaftsabgabe eingezogen worden. Er ftelt bie Differenz dar zwiſchen 
m Betrage, der fich ergiebt, wenn man als ben bier anzumendenden Steuerfab, wie 
; der Beklagte will, für die ganzen ber Frau %. und ihrem inzwiſchen verftorbenen 
nd von ihr beerbten Bruder augefallenen Nachlaßquoten zehn Prozent annimmt, und 
mjenigen geringeren, welcher herauskommt, wenn man, wie es ber Kläger verficht, 
ir die Hälfte des Ungefallenen nur einen Stenerfag von acht Prozent zu Grunde legt. 
3 Handelt fi) dabei um ben Nachlaß ber Eheleute W. bezw. ber von ihnen zulegt 
erftorbenen Witwe W. Wenn die Grau F. und ihr inzwifchen verftorbener Bruber, 
ie Nichte und Neffe des Ehemannes W. waren, das ihnen Angefallene zur Hälfte 
us dem Nachlaſſe Des Legteren erhalten haben, fo waren fie unzweifelhaft nach dem 
ier maßgebenben hamburgifhen Geſetze infomweit nur mit acht Prozent zu befteuern; 
andelt e3 fih dagegen nur um ben Nachlaß der Witwe ®., mit der bie Ehefrau 
e3 Klägers und ihr Bruder gar nicht verwandt waren, jo mußte allerdings für das 
zanze der Steuerfaß von zehn Prozent zur Geltung fommen. Die Eheleute ®. hatten 
in gemeinſames Teftament errichtet, worin fie einander gegenjeitig zu alleinigen Erben 
infegten mit dem Nechte freier Verfügung au auf den Todesfall, abgefehen von 
mei dem überlebenden Teile auferlegten Rentenvermäditniffen, und worin fie für den 
all, daß der überlebende Teil von der ihm auf den Tobesfall eingeräumten un- 
eihränkten Berfügungsbefugnis nicht Gebrauch gemacht haben follte, zu Univerfalerben 
ir das beim Tode des Tängftlebenden Ehegatten vorhandene Geſamtvermögen zur 
yälfte die dann nächften Snteftaterben des Ehemannes, zur Hälfte die dann nädjften 
inteftaterben der Ehefrau ernannten. Aus biefem Tejtament bat die Witwe W. ihren 
erftorbenen Ehemann beerbt und fpäter ihrerjeit3 am 3. Februar 1881 ein neues 
eftament gemacht, worin fie verjchiedene Abänderungen ber noch erheblihen Beitim- 
aungen des gemeiniamen Teſtaments vornabm, im übrigen aber basjelbe ausdrücklich 
eitätigte. Dann errichtete fie am 16. Februar 1892 noch eine letztwillige Verfügung, 
bermald in der Form eine? Teftamentd nah Maßgabe des hamburgiſchen Geſetzes 
om 411. September 1871, und traf darin viele neue Anordnungen, beitätigte aber auch 
ier zum Schluffe im übrigen ben Inhalt ihres vorigen Teftaments. Das Berufungs⸗ 
jericht nimmt deshalb an, daß die fraglichen Nachlaßquoten der Ehefrau %. und ihrem 
eritorbenen Bruder zur Hälfte nit aus ber Erbfchaft der Witwe, fondern bed 
EHemannes ®. angefallen feien, weil die Witwe W. in ihrem XTeftamente und im 
rften Nachtrage dazu nicht über dad geſamte Vermögen habe neu verfügen wollen, 
ondern nur foweit fie die Beftimmungen bes früheren gemeinfamen Teitamentd aud) 
nateriell abänberte, indem fie im übrigen die früheren Verfügungen ausdrücklich als 
ofhe aufrecht erhalten habe. Das Oberlandesgericht jagt dabei nicht ausdrüdlich, in 
velher Eigenfchaft die Ehefrau %. und ihr Bruder bie vom Ehemanne W. ber- 
:ührenden Nachlaßquoten erworben hätten; e3 verfteht ſich aber von jelbft, daß fie in- 
oweit rechtlich nur als Univerjalvermädtnisnehmer gedacht werden könnten, 
a Erbin des Ehemannes in betreff bes ganzen Vermögens fchon früher feine Witwe 
jeworden war. Die Auffaffung nun, die das Berufungsgericht von dem Verhältniſſe 
yer beiden Teftamente, des gemeinfchaftlichen beider Eheleute nnd des bejonberen der 
Witwe, zu einander hat, wäre vom Standpunkte des gemeinen Rechts and überhaupt 
anmöglich, da nad) diefem Rechte die Witwe W. dur Errichtung ihres befonderen 
Teftamentes ihr früheres in dem gemeinfamen enthaltenes Teftament al3 ſolches mit 
Rechtönotwendigfeit aufgehoben haben würde, nad) 1. 1, 2,384; 1.1281; 116 
Dig. de injusto rupto 28, 3, 1.36 $ 4 Dig. de test. mil. 29, 4 und $ 2 Inst. qu. mod. 
test. infirm. 2, 17, möchte aud) der Inhalt bes früheren Teſtaments durch Bezugnahme 
zum Zeil wieder in das neue aufgenommen fein. In diefer Veziehung ift jedoch für 
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das hamburgiſche Partikularrecht auf Grund der in Hamburg herrichenden, Hier wid 
zu beanftandenden Anſicht, daß dort gewohnheitsrechtlich der Sag „nemo pro parte 
testatus pro parte intestatus decedere potest“ nicht gelte, ein abweichender Rechts⸗ 
zuftand anzunehmen. Denn während in den Hamburger Statuten fi der im jenen 
römifchen Rechtsquellen enthaltene Rechtsſatz jedenfalls nicht ausgeſprochen findet, fon- 
dern dort in Art. 37 Zeil 3 Tit. 1 nur die Möglichkeit anerlannt ift, durch Er⸗ 
rihtung eines neuen Teftament3 das frühere aufzuheben, folgt aus der Nichtgeltung 
de3 anderen angeführten römiſchen Sates für Hamburg, die freilich in nenerer Zeit 
beftritten worden ift, daß man je nad dem Willen des Teftatord auch bie Geltung 
mehrerer Teftamente berjelben Perſon nebeneinander gelten laſſen muß, arg. 1. 19 pr. 
Dig. de test. mil. 29, 1. Die Unhaltbarkeit der angefochtenen Entfcheidung folgt jeden- 
fall3 daraus, daß die der Yebteren zu Grunde liegende Auffaffung, als wären iz 
dem gemeinfamen XTeftamente der Eheleute W. der Frau %. und ihren verftorbenen 
Bruder von dem Ehemanne W. Nachlaßquoten auch für den Fall zugewandt, daß feine 
Ehefrau ihn überleben ſollte, rechtsirrig ift. Nach richtiger Auffaffung kommt für ben 
vorliegenden Erbfall der Iebte Wille des Ehemannes W. überhaupt nicht mehr in 
Betracht, fondern nur noch der der Witwe W., felbft foweit für das Schickſal de 
Nachlaſſes noch die Beitimmungen des gemeinihaftlidden Teftament? maßgebend 
fein follten. Für den fo häufig vorlommenden und auch hier gegebenen Fall, daß zwei 
Teftatoren fih in einem gemeinfamen Teftamente gegenjeitig zu Erben einjegen mıd 
dann auf den Fall des Tobes des Längftlebenden gemeinfam weitere Verfügungen 
treffen, ftehen auf dem Boden des gemeinen Rechts befanntlich hauptſächlich zwei Auf⸗- 
faffungen einander gegenüber. Nach der einen Anficht liegt in einem ſolchen Falle won 
feiten beider Teftatoren außer ber gegenfeitigen Erbeinfekung eine Verbindung von 
birelter und fideilommiffarifher Subftitution der britten Bedachten vor (Nr. 2600), 
nad) der anderen bagegen nur direkte Subftitution ber Britten, wobei dann aber 
die Unabänberlichleit des Teftament3 des Überlebenden im alle der Korrefpeltivität 
vorausgeſetzt wird (Nr. 2547). Diefe Unabänderlichkeit fteht nun aber in der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts feft (Nr. 2583. Nr. 2600), und von diefem Standbpuntte 
aus läßt fi Manches dafür fagen, daß die zweite jener beiden Auffaffungen ala die 
einfachere und näher Tiegende ftet3 ben Borzug verdiene. Wie bem aber and fein 
möge, Teinesfall3 ift ein Grund erjihtlih, in einem alle, wo wie bier dem überleben- 
den Ehegatten im gemeinfamen Teftamente ausdrüdlich die Befugnis beigelegt ift, nad 
feinem Belieben anderweit über ben Nachlaß zu verfügen, und wo baher bie Verfügung 
über das Schickſal des Ickteren nach dem Tobe des Überlebenden im gemeinſamen 
Teftamente nur unter ber Bedingung getroffen ift, daß der Überlebende nicht ander3 
verfügt haben follte, da8 Teftament anders aufzufafien, als daß jeder der beiben Ehe— 
gatten zum Erben zunächſt den anderen eingefebt und dann dieſem Die betreffenden 
dritten Perjonen einfach bireft jubftituiert Habe. Dann aber ift für die Erbfolge 
das Teftament des Ehemannes W. fchon dadurch völlig erfedigt worden, baß bei 
feinem Tode auf Grund der Einfegung erften Grades geerbt worden tft, und kann e3 
fi jedenfall8 nur noch um die Erbfolge aus einer von der Ehefrau, fpäteren Witwe 
W., vollzogenen Erbeinjeßung handeln. Das Oberlanbesgericht hat alfo darin rechtlich 
geirrt, daß es ftillfchweigend davon ausging, fomweit das gemeinjchaftlihe Teftament 
jegt noch maßgebend jet, liege ein vom Ehemann W. zu Gunften feiner Verwandten 
errichtete8 Univerfalvermächtnig vor, daß es alfo bie erftere jener beiden Auffaffungen 
in einem Falle angewendet bat, auf ben fie keinesfalls paßte. Materiell fteht ja ohne 
bin außer Bweifel, daß die Ehefrau %. und ihr verftorbener Bruder die ganze Erb- 
ihaft dem fortdauernden Willen der Witwe W. verbanlten, bie ihnen biefelbe nad 
Belieben hätte entziehen können. Das Berufungsurteil ift baher aufgehoben. 
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Nr. 2604. IIL Sen. 7. März 1893. IIL 305. 92. Bd. 31, Nr. 29, ©. 154. 

Drtlih mafigebendes Recht vetreffs der Gültigleit non Grbverträgen beim Werhiel 
des Wohnſitzes. (Gem. R.). Das Oberlandesgericht geht davon aus, daß im All⸗ 
gemeinen die das Erbrecht betreffenden Rechtöverhältnifie nach dem am letzten Wohn- 
orte des Erblaſſers geltenden Recht zu beurteilen find, wie dies auch für die Inteſtat⸗ 
erbfolge und das Noterbenrecht in der Rechtſprechung des Reichsgerichts anerlannt if. 
Dagegen ift für die Begründung der Rechtsgültigkeit einer lebtwilligen Verfügung , jei 
e3 ein Teitament oder ein Erbvertrag, das Erfordernis aufgeftellt, daß fie im Falle 
der Veränderung bes Wohnfites ſowohl nad dem Geſetze des Ortes der Errichtung 
wie nad dem Geſetze bed Wohnſitzes zur Beit Des Todes des Erblaffers rechtsbeſtändig 
fein mäfle Bon diefem Standpuntte aus ift angenommen, daß ber in Hamburg ab- 
gefchlofiene und nad dortigem Rechte nichtige Bermächtnisvertrag nicht Habe dadurch 
Tonvaleözieren können, dab der Erblafier Ipäter feinen Wohnjis nach) dem unter der 
Herrihaft des gemeinen Rechts ftehenden Orte 3. verlegte und dort verftarb. Diefer 
Beurteilung fteht da3 Urteil im Yalle Nr. 2576 nicht entgegen. Dort handelte es ſich 
nit um eine nad den Geſetzen des Wohnortes des Erblaflerd zur Zeit ber Errichtung 
überhaupt unzuläffige letztwillige Verfügung, auch nicht um einen Mangel der natür- 
Iihen Fähigkeit zur Willenserflärung, fondern um eine Ungültigfeit, die auf einer ge- 
ſetzlichen Beihhränfung des Erblafferd in der Dispofition über jein Bermögen berubte. 
Ob ein folder Mangel nad den allgemeinen Grundſätzen über bie Kollilion von Sta- 
tuten durch einen Wechſel des Wohnfiges gehoben wird, ift in jenem Urteil nicht ent- 
ſchieden, da es auf ber analogen Anwendung des 8 13, I 12 A.L.R. beruht und daher 
für die bier zur Anwendung gelangenden Grundſätze des internationalen Privatrechts 
nicht maßgebend ift. Zur Anwendung gelangt in einem Erbfalle zunächſt bas am legten 
Domizile des Erblafiers geltende Recht, und infoweit biefes die Fähigkeit zur Teſtaments⸗ 
errichtung oder bie Buläffigteit von legtwilligen Verfügungen oder Erbverträgen aus- 
ſchließt, ift foldden Dispofitionen die Rechtswirkſamkeit auch dann zu verjagen, wenn 
fie unter der Herrichaft bes abweichenden Nechts eines früheren Wohnſitzes jo, wie ge- 
icheben, gültig getroffen werden Tonnten. Nr. 2612. Andererſeits ift das Recht bes 
Wohnfiges zur Zeit der Errichtung ſolcher Verfügungen in den obigen Richtungen auch 
dann nicht unerheblich, wenn ihnen, wie fie getroffen find, nach dem Rechte des Sterbe- 
domizils Teine Bedenken entgegenftehen würden, ſondern e8 muß beren Nechtöbeftändig- 
feit von Anfang vorliegen. Die Herrfchaft der örtlichen Statuten reicht nicht derart 
über die Grenzen ihres Geltungsbezirkes hinaus, daß ein nad) anderen Geſetzen nichtiges 
Teſtament oder ein folder Erbvertrag lediglich Durch fpätere Verlegung des Wohnſitzes 
gültig werden Tönnte. Die Annahme, daß demgemäß in den gedachten Richtungen bei 
einem Wechſel des Wohnfites ſowohl das Recht des Iebten Domizild des Erblaſſers 
wie bad Recht des früheren Wohnfites, in welchem er teftiert oder einen Erbvertrag 
geſchloſſen Hat, Berüdfichtigung finden muß, welcher auch das Oberlandeögericht gefolgt 
ift, war daher für zutreffend zu erachten. 


Nr. 2605. III. Sen. 5. Sanuar 1883. III. 37. 82. Bd. 8, Nr. 33, ©. 133. 
Form ber Erbeinfetungsverträge., (Gem. R.). Gemäß der heutigen Regel ber 
Formloſigkeit der Verträge ift auch die Errichtung ber Erbeinfeßungsverträge gemein- 
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rechtlich durch feine Formvorſchriften bedingt. Die römifchrechtlichen Vorſchriften über 
die Formalitäten der Teftamentserrichtung fönnen auf bie Erbeinfegungsverträg: 
nit in Auwendung gebradht werben und aus ben für das Erforbernis ber Schritt 
form angeführten bloßen Bwedmäßigkeitsrüdfichten Iäft fich das geiehliche Befteher 
einer Fornworſchrift nicht darthun. Rr. 2614. 


Rr. 2606. II Sen. 1. Ottober 1569. III. 197. 89. Bd. 24, Nr. 33, ©. 172 

Entziehung des einem Dritten zuſtehenden Pflichtteilſsrechts in einem Grb- 
vertrage. (Gem. R.). Wenn bad beutfche Recht die Möglichkeit Ietwilliger Zuwen⸗ 
dungen mittels Erbvertrages anerfennt, ſowohl der Zuwendungen von einem fon: 
trabenten an den anderen wie aud an Dritte, fo folgt daraus noch nicht, Da es alle 
Dispofitionen, welche nad romiſchem Hecht den Inhalt eines Teftaments bilben Fönnen, 
au als Inhalt eines Erbvertrages zuläßt. Es würde bas nur zuzugeben fein, wenn 
man annehmen bürfte, die Entwidelung bes Suftitut3 habe bereit? dahin gefükk:, 
Teftament und Erbvertrag als zwei völlig gleichwertige Formen legtwilliger Berfügungen 
anzufehen. Zu ber Unnahme eines foldhen Parallelismus berechtigt aber bie gegen- 
wärtige Seftaltung bed Erbvertrages im gemeinen Rechte ſchon beshalb nicht, weil das⸗ 
jelbe für ihn die ſolenne Form nicht vorjchreibt, die das Teflament umgiebt und es 
vor den gerade dies Geſchaäft fo leicht bedrohenden Gefahren ſicherſtellt. Es iſt daher 
rüdfidtli jeder einzelnen Verfügung zu prüfen, ob fie ihrem befonberen Biwede und 
Weſen nad in den Rahmen paßt, der im beutichen Rechte für letztwillige Verfügungen 
dur den Erbvertrag gewährt if. Das läßt ſich aber gerade für bie Entziehung des 
Pflichtteils nicht annehmen, weil die Letztere ihrer ganzen Natur nach den Weſen eine: 
jeben Vertrages wideripridt. Denn wenn mit biefem auch die Begründung von Ber- 
pflihtungen eines Kontrahenten zu Gnnſten Dritter vereinbar if, fo kann bod bie 
Verabredung, einem Dritten feine Rechte zu entziehen, ben Inhalt eines gegen bieien 
Dritten wirffamen Vertrages nicht bilden. Am wenigiten ift bie aber denkbar rüd- 
fichtli der Entziehung eines Rechts, wie das Pflichtteilsrecht if. Denn wie letzteres 
jelbft, fo beruht aud die Berechtigung, es auszufchließen, ganz weſentlich auf Dem per- 
ſönlichen naturgemäß wechſelnden Beziehungen des Erblafiers zum Bflichtteiläberedhtigten. 
Einen der Natur der Sache nad höchſt perfönlichen Alt Tann das Recht aber nicht 
verftatten für immer veritragsmäßig von der Willfür eines Dritten abhängig zu machen. 
Daß dies aber, fo weit es nicht befondere geſetzliche Borichriften verhäten, bie Folge 
der Bulaffung einer Pflichtteilgentziehung im Erbvertrage jein würde und bie Eut- 
erbung nidht etwa einfeitig wiberruflidh bleiben könnte, während bie letztwilligen Zu⸗ 
wendungen vertragsmäßig feitftänden, wird von ben Nevifionsbeflagten ohne Grund in 
Bweifel gezogen. Denn ber Erbvertrag hat durch jeine Sültigerflärung nicht feinen 
Charakter als Vertrag verloren. Nr. 2614. Bergl. 88 379, 431, U. 2 TER. 
8 2595 des fähflihen 8.6.8. 


Nr. 2607. TIL. Sen. 16. September 1887. III. 100. 87. 8b.19, Nr. 42, ©. 232. 

Gältigleit von Strafverfpregen in Beziehnng auf Erbfolge. (Sem. R.). Hat 
fih der Käufer T. in dem Vertrage in der Freiheit der Verfügung über feinen Nach⸗ 
laß tontrattlih binden wollen und zur Beitärtung ber übernommenen Verpflichtung 
eine Konventionalftrafe verfprodden, fo iſt dies Strafverfprechen nach römifchenm Rechte 
allerdings nicht gültig. Mit Hecht Hat aber der VBerufungsrichter angenommen , daß 
die Veftimmungen der 1. 61 Dig. de verb. obl. 45, 1 und ber c. 4 Cod. de inut. stip. 
8, 39 für das heutige Recht als befeitigt anzufehen find. Nicht allein, daß fie aus 
einer Anfchauung hervorgegangen find, welche dem heutigen Recht fremd ift, fo find fie 
auch unvereinbar mit dem Erbeinjegungövertrage des heutigen Rechts. Sit die Erb- 
folge erlaubter Gegenftand eined Bertrages geiworben, fo können auch Strafverjprechen 
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nicht ungültig fein, welche ben Erblaſſer mittelbar zu Teßtwilligen Verfügungen nötigen 
follen. Der Zweck biejer Berjprechen muß als ein erlaubter erſcheinen, wenn die un- 
mittelbare Willensbindung in Beziehung auf die Erbfolge ftatthaft ift. 


Nr. 2608. IV. Sen. 7. Dezember 1883. IV. 342. 83. Bd. 10, Nr. 70, ©. 250. 

Form des Widerrufes eines Erbvertrages. (Preuß. R.). Der Widerruf einer 
leßtwilligen Verordnung erfordert nad 8 587, L 12 WL.R. in der Regel die Beobach⸗ 
tung berfelben Förmlichkeiten, welche zur rechtögültigen Errichtung derjelben erforderlich 
find. Erbverträge ftehen unter benjelben Formvorſchriften wie Teftamente (8 621 
a. a. D.) Die Befugnis zum Widerrufe ift für Erbverträge infolge der vertrags- 
mäßigen Gebundenheit be3 Willens der Kontrahenten nur unter beflimmten Boraus- 
feßungen vorhanden. Behalten fih beide Teile die Befugnis zum Widerrufe nad 
Sutdünten vor, jo wird das Necdtögefchäft wie ein Teftament beurteilt und kann als 
ſolches nur unter Beobachtung ber für bie Errichtung eines Teftamentes geltenden 
Formvorſchriften widerrufen werben. 88 635, 636, 587ff. a. a. O. Der Fall, daß 
im Erbvertrage nur der eine Kontrabent fi die Befugnis zum Widerrufe vorbehält 
(88 639, 640 a. a. D.) tft nicht anders zu behandeln. Es Tiegt fein innerer Grund 
vor, den Widerruf in dem Ießteren Falle in Anfehung der Form anders zu beurteilen 
al3 im erfteren Falle. Es liegt aud fein Grund vor, um in dem bier vorliegenden 
Falle, wo die Befugnis des einen Kontrahenten zum Rücktritte eine befchräntte, nämlich 
eine von der Nichtgewährung einer Leiftung jeitens bed anderen Kontrahenten ab» 
Hängige, durch diefelbe bedingte ift, das Erfordernis der Solennität, welches für den 
Widerruf legtwilliger Verordnungen gegeben ift, nicht gelten zu laſſen. 


Nr. 2609. II. Sen. 9.Oftober 1888. II. 151. 87. Bd. 21, Nr. 34, ©. 188. 

Bältigleit eines Vermüchtnisvertrages. Beftimmung ber Erbteile durch einen 
Dritten, Vertrag zn Gunften Dritter. (Gem. R.). Ber zwilchen dem Kläger und 
feiner demnächſt geftorbenen Ehefrau vor dem Notar gejchloflene Vertrag, worin fie 
beftimmen, daß, ba ihre Ehe mit Kindern gefegnet fei, der Überlebende von ihnen ben 
lebenslänglien unbefhränften Nießbrauh an dem Nachlaffe des zuerft Berfterbenden 
ohne jede Kautionsleiftung erben und erhalten, auch befugt fein jolle, über den Nach⸗ 
laß des zuerft Verſtorbenen beliebige Verfügungen und Beräußerungen vorzunehmen 
in dem Umfange, wie der zuerſt Berftorbene dazu imftande gewefen wäre, tft als ein 
Bermädtnisvertrag anzufehen. VBermächtnisverträge aber haben rechtsverbindliche Kraft. 
Huch die weitere in dem Bertrage enthaltene Beftimmung, es folle der Überlebende 
befugt fein, bie Erbteile ber Kinder an dem Nachlafie des zuerft Berftorbenen zu be 
ftimmen und feitzufegen, ift gültig. Da durch den Vermächtnisvertrag dem Überleben- 
den nicht die Befugnis beigelegt ift, willfürfich über den Nachlaß des zuerft Berftorbenen 
zu verfügen, ſondern nur das Necht gegeben ift, unter beftimmten Erben, nämlich den 
Kindern der Kontrahenten, an deren Sinteftaterbrecht nicht3 geändert ift, unter Berück⸗ 
fihtigung bes Pflichtteilsrechts den Nachlaß des zuerſt Berftorbenen zu teilen, fo kann 
die ftreitige Srage, ob und in welchem Umfange es ftatthaft fei, die Einjegung eines 
Erben und die Beftimmung ber Anteile der eingefegten Erben einem Dritten zu über- 
laſſen, dahingeftellt bleiben, indem jedenfalls eine Verfügung wie bie vorliegende für 
zuläffig erachtet werben muß. — In einem nad) dem Tode der Ehefrau zwiſchen dem 
Kläger und einem Sohne, dem Bellagten, geſchloſſenen Bertrage hat der Bellagte ge 
wiſſe Grundftäde gegen einen beftimmten Preis übernommen und fi u. A. verpflichtet, 
al3 eigene Schuld ein von feiner Schwefter aufgenommenes Darlehn zu zahlen. Auch 
die Annahme, daß dem Bater ein Klagrecht auf Befreiung der Schwefter des Bellagten 
von ihrer Verbindlichkeit gegenüber dem Darlehnsgeber zuftehe, ift begründet. Der 
Bromiffar erwirkt gegenüber dem Promittenten aus dem Bertrage, welcher das Ber- 
ſprechen ber Leiftung an einen Dritten enthält (au einem Bertrage zu Gunften eines 

Schulte, Reichögerichtsenticheibungen. Bd. II. 41 
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Dritten), ein Magbares Recht anf Leiftung an den Dritten. Es bedarf auch zur Be 
gründuug dieſes Aagrechts nicht bes Nachweiſes eined befonderen recdhtlider 
Sinterefies bed Bromifiars an Erfüllung bed Vertrages. Es genügt im vorliegende 
Falle, daß der Kläger vertragsmäßig, als Teil der Gegenleiftung für die fÜbertragung 
der Srundfiüde, die Übernahme der Schuld feiner Tochter durch den Bellagten zu 
deren Tilgung fi) Hat verfprechen laſſen. 


Nr. 2610. IV. Sen. 7. Juli 1890. IV. 82. 90. Bb. 26, Nr. 59, ©. 308. 

Grbvertrag unter Ehelenten. Unfbebung durch gegenfeitige Einwilligung. 88 442, 
49%8f., IL 1 ALLER. (Preuß. R.). Der Berufungsrichter, nad deſſen Feftftellnug bie 
Mägerin dur das mit ihrem Ehemanne er richtete wechieljeitige Teftament im Ber 
hältnifie zu den ihr vorber im Erbvertrage mit ihrem Ehemanne eingeräumten Rechter 
ungfinftiger geftellt tft, Rüpt fi auf bie Borfchrift in 8 442, L 1 ULER., die er 
unter Hinweis auf bie 88 198 ff., IL 4 WL.R. dahin auslegt, daß unter ber „gerickt- 
lien Erflärung” eine zu gerichtlichem Protokoll unter Auziehung eines Beiftandes für 
die Frau abgegebene Erllärung zu verfichen fei, fo daß die Aufhebung des Erbvertrages 
durch bie verfchioflen übergebene Iehtwillige Verfüguug nicht babe herbeigeführt werben 
Tonnen. Der Hinweis auf bie 88 198 ff. a. a. D. gebt jeboch fehl. Die Boransiegumg 
ber legteren trifft für den Yall des 8 442, in welchem bie Grau, ohne eine Ber 
pfliätung zu übernehmen, nur bie Rechte anfgiebt, welde ihr der Mann burd) ben 
Vertrag für feinen Tobesfall eingeräumt bat, nicht zu. Unter ber „gerichtlichen Er 
Nörung“ im Sinne des 8 442 faun nur eine vom Geſetze allgemein als folde an- 
ertannte im Gegenſatze zur außergerihtliden und formlojen Erfiärung ver- 
fanden werden. Sofern der Widerruf bes Erbvertrages im Wege einer leßtwilligen 
Verfügung flattgefunden hat, ift daher dem Erforderniſſe des $ 442 in Unfehung der 
Form and dann Benüge geſchehen, wenn bie betreffende Verfügung bei Gericht ver- 
ſchloſſen — ift (vergl. 88 66ff. in Verbindung mit 88 161ff. L 12 L. ) 
Nr. 2635. Nr. 2237. 


Nr. 2611. IV. Sen. 4. Mai 1891. IV. 75. 91. Bd. 28, Nr. 49, ©. 217. 

Die in einem wegen Yormmangeld nidtigen Erbvertrage enthaltenen Ber: 
fügungen des einen Bertragidlichenden über feinen Nadia Dunen baburdy wirkſam 
werben, ba biefer Bertragichliehenbe Die von ihm unterfigriebene Erbnertragsurtunde 
als fein Tehament dem Gericht übergiebt. (Preuß. R.). Die von mehreren Seiten 
geltend gemadjte Auffafjung, wonad im Erbvertrage begriffsmäßig mehrere felbftäubige 
Nechtögeickäfte enthalten fein follen, nämlich die Erbeseinfegung als einfeitige Ber 
fügung mit ber rechtlichen Natur des Teftaments und der gegenjeitige Wiberrufäperzict 
mit der rechtlihen Natur des zweifeitigen Vertrages würde, wenn fie richtig wäre, im 
oorliegenden Falle dahin führen, daß die in ber Erbvertragsurkunde enthaltenen Ber 
fügungen des Ehemannes M. über feinen Nachlaß, weil für fie die formellen Boranz- 
fetungen bed Teftaments beobadtet find, als Teftament aufrecht zu erhalten wären, 
während ber übrige Inhalt der Urkunde, alfo die Verfügungen der Ehefrau M. über 
ihren bereinftigen Nachlaß und ber Wiberrufsverzicht, mangeld der Beobachtung 
ber geſetzlichen Formvorſchriften unwirkſam fein würden. Der in Frage ſtehenden 
Auffeflung läßt ſich indefien nicht dahin beitreten, daß damit ein für bie Venrteifung 
der Erbverträge allgemein gültiger Gefihtspuntt genommen wäre, von bem aus bie 
einzelnen Rechtsfolgen fih von felbft ergeben könnten. Für das preußiſche Nedt 
fcheinen zwar bie 88 9, 10, L 12 A.L.R. darauf hinzudenten, daß dem Widerrufs 
verzichte eine felbftändige Bedeutung neben dem Inhalte ber letztwilligen Verfügung 
al3 ſolcher zukommen fol. Allein auf ber anderen Seite wird die Möglichkeit der 
Aufftellung eines jener Auffafiung entſprechenden allgemeinen Rechtſatzes durch die 
88 618, 619, I. A.L.H. wenigftend inſoweit ausgeſchloſſen, al3 die in einer äußerlich 
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als Erbvertrag ſich barftellenden Urkunde enthaltene Verfügung, bie als Vertrags⸗ 
beftimmung teinen vechtlihen Beftand Haben Tann, weil dem Erflärenden bie zum 
Bertragsichlufie erforderliden Eigenſchaften fehlen, auch als Teftament unwirkſam tft 
ohne Rüdfiht darauf, ob dem Erflärenden die zur gültigen Teftamentserrichtung 
gehörigen perjönlichen Eigenichaften zur Beit der Vertragsnieberfchrift beimohnen. Hier- 
nad wird bie Rechtseinrichtung des Erbvertrages in der Art, wie fie im preußifchen 
Rechte aufgebaut ift, ſoweit bie perſönliche Geſchäftsfähigkeit des Erflärenden in Frage 
fteht, von dem Gedanken beherricht, daß ber Erbvertrag als ein einheitliches Rechts⸗ 
geihäft aufzufaflen iſt. Uber damit find, foweit e8 fi um die Beobachtung der für 
Teftamente und für Erbverträge vorgefchriebenen Formen handelt, dem Willen nicht 
in der Art Schranken gejebt, daß der Erffärende verhindert wäre, feine in einem Erb- 
vertrage enthaltene Erflärung ald Teftament durch Beobachtung ber vorgeichriebenen 
Teftamentsform mirffam zu machen. Stellt ſich diefe Erflärung, wenn fie für fich, 
nämlich getrennt von ber Erflärung bed anderen Bertragfchließenden und [osgelöft von 
ihrer Beziehung auf diefe Erklärung, betrachtet wird, als zuläfliger Inhalt eines 
Teftamentes dar, jo muß damit die rechtliche Möglichkeit gegeben fein, baß der Er- 
Märende die Erflärung durch Beobachtung der für die Errihtung von Teftamenten 
vorgeichriebenen Form zu feinem Teftamente macht ohne Rüdfiht darauf, daß, wenn 
feine Erflärung zu einem Teftamente wird, der übrige Inhalt der Urkunde feine redht- 
Yiche Bedeutung verliert. Diefe Möglichkeit muß alfo im vorliegenden Yalle auch ſeitens 
des Erblaflerd angenommen werben. Hier ift aber nicht bloß die Möglichkeit für einen, 
wie angegeben, geftalteten Willen des Erblaflerd gegeben. Der Streititoff enthält auch 
Thatiachen, bie für die Annahme, daß der Erblaffer jenen Willen wirklich gehabt habe, 
ausreihend ſchlüſſig find. Der Erblafler Hat die Urkunde auf dem fie verhällenden 
Umſchlage al3 fein Teftament bezeichnet und das fo befchriebene in dem Umſchlage 
eingefchlofjene Schriftftüäd dem Gericht als fein Teftament übergeben. Dieſe Vorgänge 
laſſen in fchlüffiger Weile den Willen bes Erblaſſers erfennen, den Inhalt der Ur- 
tunde, ſoweit Verfügungen über feinen Nachlaß in Frage ftehen, zu feinem Teftamente 
zu maden. 
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Nr. 2612. I.Sen. 29. Januar 1883. L 472 und 479. 82. 8b. 8, Nr. 37, S. 145. 

Kolliſion der Geſetze. Noterbrecht. Verzicht anf den Pflichtteil. (Gem. R.). 
Das Noterbrecht ald ein der freien Verfügung des Erblaſſers entrüdtes geſetzliches Erb- 
recht ift, wie das gejekliche Erbrecht überhaupt, nicht nach dem für die Erbberechtigten 
maßgebenden, mithin je nach der Perſon berfelben verichiedenen Rechte, fondern ſtets 
nach dem für den Erblaffer maßgebenden Nechte zu beurteilen, und zwar nad dem 
fogen. Berfonalftatut, das für feine Handlungsfähigfeit und feine Vefugnis zu 
Verfügungen über fein Vermögen überhaupt maßgebend ift. Dies Hecht ift aber im 
Gebiete des gemeinen deutſchen Rechts nicht das Recht des Staates, dem die Perſon 
durch dad Staatöbürgerrecht rechtlich angehört, jonbern das Recht bed Staates, dem 
die Perſon thatſächlich dadurch angehört, daß fte ihren Wohnſitz im Gebiete desjelben 
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hat. Ben Willen, einem Orte feinen Wohnfig zu nehmen, durch befien VBethätigung 
der Wohnſitz begründet wird, kann and) derjenige haben, der bafelbft zu wohnen widt 
berechtigt iR; die bloße Möglichkeit, daß er Hänftig einmal gehindert werben wirb, bort 
wohnen zu bleiben, fchließt das Vorhaudenſein des Wohufiges nicht aus. Anch bezüg- 
lid der Frage, ob ein bei Lebzeiten des Erblafiers von einem Erbberechtigten erflärter 
Erbverzicht zuläflig nud wirkſam fei, tft Daßjenige Recht, welches für die Vererbung 
überhaupt maßgebend ift, alſo das am Wohnorte des Erblaflers geltende Recht ent- 
ſcheidend. Denn die Wirkung bed Erbverzichts befteht darin, daß er, gleich einer Ent- 
erbung, ben Unfall der Erbihaft an ben Berzichtenden, foweit er verzichtet hat, 
verhindert, fie berührt daher bie Erbichaft, nicht aber an fih bad Vermögen bes Ber- 
sichtleiftenden. Nr. 23. Nr. 2809. Rr. 2604. 


Nr. 2613. III. Gen. 25. Sebruar 1881. 111. 373. 79. Bd. 4, Nr. 33, ©. 116. 

Blistteilsergänzung beim Borbanbenfein eines Univerfelerben und von herodes 
ex re corta. Berlegung bes Pflichtteils durch eine wegen einer voraufgegangencz 
Schenkung pflichtwidrige Tehanientöbekimmung. (Gem. R.). Wenn von mehreren 
Erben einer zum Univerfalerben ernannt, die übrigen nur auf res certas eingefebt 
find, fo if} Erſterer der einzige wirkliche Erbe, die Legteren find als Vermächtnis— 
nehmer anzufehen c. 13 Cod. de her. inst. 6, 24. Mit der Pflidtteilsergänzungs- 
Mage, actio suppletoria, fan aber nur ber wirkliche Erbe belangt werben, nov. 115 
cap. d; gegen bie Bermädtnisnehmer findet fie nicht flatt und folglih auch nicht gegen 
den neben einem Univerjalerben eingefegten heres ex re certa. — Beim Borbanbenfein 
von Pflichtteilsberechtigten nimmt ein Erblafler durch die Bornahme einer erfaubten 
Schentung die Berpflihtung anf fi, den Pflichtteilsberechtigten von feinem Abrigen 
Vermögen foviel zu Hinterlaflen, als ihnen nad Maßgabe ihrer Pflichtteildrechte für 
den Fall, daß er den verſchenkten Gegenſtand nicht weggegeben hätte, zugelommen jein 
würde. Daß die Inoffizioſitätsquerel aud für den Fall begründet if, wenn bie 
Berlehung des Pflichtteils nur in der Geſamtwirkung mehrerer nadeinander vor⸗ 
genommener Schenkungen beruht, und daB in dieſem Falle behufs der Berechnung des 
Bflicätteild der Betrag ſaämtlicher Schenfungen dem Nachlaßbeſtande hinzuzurechnen 
ift, wird allgemein anerlannt; ganz ebenfo muß aud die actio suppletoria für 
begründet angejehen werben, wenn ber Teftator nad Bornahme einer erlaubten Schen- 
fung feinen Pflichtteilsberechtigten nicht foviel Hinterläßt, als fie auf Grund der Ein- 
rechnung der Schenhung in den Nachlaß zu beaniprudhen haben. — Die für Schenfungen 
geltenden pofitiven Rechtsvorſchriften leiden and auf remuneratorifche Schenfungen 
Anwendung, weil das Motiv der Belohnung geleifteter Dienfte der Schenkung nidıt 
einen weientlih anderen Charakter geben kann. — Wenn zur Vergeltung geleifieter 
Dienfte, für die ein Rechtsanſpruch auf Bergütung nidht befteht, eine ſolche auch nicht 
verlangt wird, nah dem ausdrüdlidh erflärten Willen der Beteiligten eine 
Schenkung vollzogen wird, fo darf nicht gefragt werben, ob etwa der Schenfer von 
der Anficht ausgegangen fei, dem Beſchenkten ftehe eine Forderung zu, die durch bie 
gefchentte Summe getilgt werde. Vielmehr ift eine rechtliche Verpflichtung zu ent- 
ſprechender Zahlung für geleiftete Dienfte immer zurüdguführen anf eine, ſei es aus- 
drüdlide oder ftilihweigende, Vereinbarung. In foldem Falle ift es dann aber 
nur bie Vereinbarung, die die Verpflichtung zur Zahlung für geleiftete Dienfte eriftent 
werden läßt. Vorher befteht eine folche nicht, und wenn, wie bie vorliegende Urkunde 
befagt, der Sohn feine weitere Vergütung verlangt hat, die Mutter fi) aber im Hin- 
blick auf die ihr feit vielen Jahren gewährte Hilfreiche Unterftügung in ber Wirtichaft 
für verpflichtet erachtet, den Sohn dur die Schenkung einer namhaften Summe zu 
entfhädigen, der Sohn aud) diefe Schenkung acceptiert, fo liegt Hier nur einer ber 
gewöhnlichftien Fälle ber remuneratorifhen Schenkung vor. 
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Per. 2614. III. Sen. 20. April 1884. IH. 20. 84. Bd. 11, Nr. 44, ©. 215. 

Anfechtung bes Grbeinfeungsvertrages wegen Verletzung bed Noterbrechts. 
(Gem. R.). Während eine Erbeinjegung nad römiſchem Recht nur durch Errichtung 
eines Teſtamentes vorgenommen werben Tonnte, ift Daneben erft in dem neueren 
Rechte, im Anſchluß an Einrichtungen bes älteren deutſchen Rechts und in weiterer 
Ausbildung des Grundſatzes ber Bertragsfreiheit, bie GStatthaftigkeit eines Erb- 
einfegungsvertrages zur Anerkennung gelangt. Durch diefe Buläfligfeit einer 
neuen Yorm ber Anorbnung einer Univerjalfucceffion ift an den materiellredt- 
lichen Grundſätzen bes Erbrechtes, insbefondere an den Pflichtteilsrechten, welche 
auch gegen eine biefelben verlegende Bergabung unter Lebenden durch bie querela 
inofficiosae donationis geſchũtzt find, nicht geänbert worden. Anders verhält es fich 
aber mit den formellen Vorſchriften bes römiſchen Erbrechtes, zu welchen aud die 
Grundſätze besjelben über den Anfpruch eines Noterben auf Erbeinfebung unb über die 
Folgen ber Präterition eines Noterben gehören. Die Erforderniffe des formellen 
Noterbrehts find auf den Erbeinfeßungsvertrag nit anmwendbar. Ebenfo find 
auch die noch viel wichtigeren Vorſchriften des römiſchen Rechtes über die Teſtaments⸗ 
form auf den Erbeinfegungsvertrag nit anmwenbbar, ber vielmehr formlos errichtet 
werben Tann, Nr. 2605, und ift berfelbe gleichfall3 einer analogen Anwendung des 
Grundſatzes „nemo pro parte testatus pro parte intestatus decedere potest‘“ nicht 
unterworfen. Die Unanwendbarkeit des formellen Noterbredt3 auf ben Erbeinjeßungs- 
vertrag entſpricht auch der Vertragsnatur derfelben. Die Klage, joweit fie prinzipale 
Buerlennung des Inteftaterbteild wegen Ungültigleit des Erbvertrages (Berlegung des 
Noterbrecht3) verlangte, ift daher abgemwiejen und dem Kläger nur die eventuell verlangte 
Ergänzung des Pflichtteild zugeſprochen. Nr. 2606. 


Nr. 2615. I. Sen. 20. Februar 1884. L 506. 83. Bd. 14, Nr. 51, ©. 200. 

Aniprüde des Pflichtteilsberechtigten gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker. 
Rechnungslegung. Thatfähliche Unmöglichleit derfelben. (Gem. R.). Der Bellagte 
(Zeftamentsvollftreder) ift von bem Pflichtteilsberechtigten, welcher vermöge der Socinifchen 
Kautel anftatt der ihm ausgejegten Bermächtnifle den Pflichtteil forderte, auf Rechnungs⸗ 
fegung in Anſpruch genommen. Der Nachlaß des Erblafierd €. beftand zum größeren 
Zeile au dem Anfpruche desfelben an den Nachlaß des vor ihm verftorbenen W., und 
es war noch Streit darüber, ob dem Erblafier C. dieſer Nachlaß des W. ganz oder 
nur zur Hälfte zuftand. Der Nachlaß bed W. befand fich in der Verwaltung be Erb. 
fchaft3amtes. In der Berufungsinftanz ift der Beklagte für verpflichtet erflärt, dem 
Kläger über den Nachlaß des C. Abrechnung zu erteilen. Auf Revifion des Beflagten 
ift das Urteil aufgehoben. Wenn auch jeder Verwalter fremden Vermögens ben 
Anterefienten nad) Berlauf einer angemefjenen Leit Rechnungsablage nad) Maßgabe 
des augenblidlihen Stanbes feiner Berwaltung ſchuldet, fo kann fich diefe Verpflichtung 
doch nur auf dasjenige erftreden, was er wirklich in feine Berwaltung befommen hat; 
Thon in Beziehung auf ſolche Vermögensteile, die er etwa jchulbvollerweife in feine 
Verwaltung einzubeziehen unterlafien hätte, könnte e3 fi nur um eine Schadenserfaß- 
pflicht Handeln. Im vorliegenden Falle Tann, da fi) der Nachlaß bes W. in der Ber- 
waltung des Erbichaftsamts befindet, von einer eigentlihen Nechnungslegung des Be- 
klagten überhaupt noch nicht die Rede fein, fondern höchftens von einer Mitteilung 
derjenigen Auskunft, die der Bellagte vom Erbichaftsamte über den Stand feiner Ber- 
waltung zu erlangen vermocht hat. Aber abgefehen Hiervon verwaltet der Teſtaments⸗ 
vollitreder al3 ſolcher den Nachlaß niemals mit für einen Pflichtteildberechtigten als 
folden. Der Kläger Hat einfach von dem Beklagten ald Berwalter bes C.ſchen Nad- 
lafjes eine Geldjunme zu fordern, welche gleich ift einer beitimmten Quote besjelben, 
und zwar nad bem Beftande im Uugenblide bes Todes bed ©. (c. 6 Cod. de inoff. 
test. 3, 28), wovon nur bie Veerbigungstoften noch abzuziehen find (1. 8 8 9 de inofl. 
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test. 5, 2). Der Kläger wäre von vornherein berechtigt geweſen, die Verurteilung bes 
Beflagten zur Zahlung zu erwirken, falld er eine beftimmte Summe als jenen Ber: 
des Nachlaffed Hätte behaupten und eventuell beweifen können. Andererſeits ift aber 
nicht abzuſehen, aus welchem Grunde der Bellagte ihm zur Erteilung einer Abrechnung 
verpflichtet fein follte, außer etwa über bie erwähnten Beerdigungskoften, falls ber 
Bellagte deren Abfegung verlangt. Gleichwohl läßt fich eine Berpfliätung des Be 
Magten, dem Kläger auch eine gewiſſe Beihilfe zur Formierung feines Auſpruches zu 
leiften, nicht von der Hand weiſen. Nach gemeinem Gewohnheitsrecht kann derjenige, 
welder mit ber hereditatis petitio ober ber actio familiae erciscundae Magt, vom Be 
Hagten die Borlegung eines eidli zu beftärkenben VBerzeichniffe bes von demſelben 
aus dem betreffenden Nachlafje Beſeſſenen verlangen, welche Verbindlichkeit jedoch, ob⸗ 
wohl nicht nur mit der Rechnungspflicht verwaubt, fondern oftmals auch mit ihr ver- 
bunden, von ihr durchaus zu unterfchelden ift. Diefelben Billigfeitsrüdfichten , welche 
dahin geführt Haben, demjenigen nicht befitenden Erben, welcher auf die Herausgabe oder 
die Teilung der Erbichaft als eines Ganzen klagt, ohne über bie Beſtandteile desſelben 
ſo gut unterrichtet fein zu können wie der belangte Befiger, einen Anfprud auf ſolche 
Erleichterung in der Geltendmachung feines Necht3 zuguerfennen, nötigen vom Stand» 
puntte de3 gemeinen Necht3 aus auch dazu, dem durch ein Teftament auf eine perfön- 
liche Pflichtteilsklage beichräntten Pflichtteilberechtigten, vor dem der die Erbſchaft als 
Ganzes verwaltende Teftamentserbe oder Teftamentspolfftreder ebenfall® die Kenntnis 
aller für bie Berechnung bes Pflichtteild erheblichen Waterialien voraus bat, dem 
Letzteren gegenüber eine analoge Berechtigung auf Auskunftserteilung zu gemähren. 
Der beflagte Teitamentspollitreder erjcheint daher als verpflichtet, dem Kläger einen 
Status bes C.ſchen Nachlaffes, eine Überficht aller Aktiva und Paſſiva desfelben nebit 
Bertanichlägen nad jeinem beften Wiflen und Vermögen wenigſtens jebt, nachdem 
mehrere Jahre jeit Eröffnung der Succeffion verjtrihen find, mitzuteilen. Wenu num 
auch bie Mitteilung eines ſolchen Bermögenzftatus nicht fchlehtweg wie ein im ber 
Rechnungslegung mit begriffenes von berfelben nur quantitativ verjchiedenes Minus 
behandelt werden burfte, fo war doch die Sadlage dazu angethan, dem Fliäger nah 
Anleitung bes 8 130 Abſ. 1 E.P.D. Gelegenheit zu einer Äußerung darüber zu geben, 
ob er nicht eventuell eine Verurteilung des Beklagten mwenigitens zur Borlegung eines 
Status von der beregten Urt verlange. Nr. 2619. 


Kr. 2616. III. Sen. 27. November 1891. IT. 172. 91. 8b. 28, Nr.37, S. 162. 

Berpflichtung bes Enkels, bei Beerbung des Großvaters fi Borempfänge feines 
verfiorbenen Barens einrechuen zu lafien. (Gem. R.). Der Borempfang, um ben es 
fih im vorliegenden Falle handelt, betrifft eine Ausftener und Mitgift der Mutter des 
Hagenden Enkels und Noterben. Wenn diefe Mutter mit ihrer Schwefter, der jebigen 
Beklagten, in ber Beerbung des gemeinfchaftlichen Vaters Tonkurrierte, fo hätte fie 
zweifellos den gedachten Empfang in die Nachlaßmaſſe einzumerfen. Ob und wieweit 
auch der Magende Enkel, falls er nicht als Pflichtteilsberechtigter, ſondern als einfacher 
Miterbe aufträte, zu berfelben Kollation verpflichtet wäre, braucht nicht erörtert zu 
werden, da bie Kollationspflicht des Klägers ebenfowenig wie die feiner verftorbenen 
Mutter für die Beantwortung ber vorliegenden Frage, ob der Entel bei Beerbung 
feines &roßvaterd den Vorempfang feines verftorbenen Parens in den gejeßlichen 
Pflichtteil, den er aus dem Nachlaſſe des Großvater3 zu beanfpruchen bat, einrechnen 
lafien muß, maßgebend ift. Denn bie Pflicht, einen Gegenftanb als KRonferendum in 
die Nachlaßmaſſe einzumerfen, ift etwas Anderes als die Verpflichtung, diefen Gegen- 
ftand auf bie Pilichtteilsportion ſich anrechnen zu laflen. Dies ift in c. 20 Cod. de 
coll. 6, 20 zum Ausbrud gebradt. Da weiterhin in diejer Gefebesftelle ansgefprochen 
ift, daß bloß die Einrehnungen in den Pflichtteil geboten find, Hinfichtlich deren eine 
befondere gefegliche Anordnung in diefer Beziehung getroffen ift, fo hängt die Ent⸗ 
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Scheidung ber erwähnten präjudiziellen Yrage Iediglih davon ab, ob anzunehmen ift, 
daß auch die Einrechnung deſſen ſpeziell vorgefchrieben ift, was der vorverftorbene 
Parens des erbenden in feinem Pflicätteile verlegten Enkels an Tollationspflichtigen 
Gegenſtänden von defjen Großvater empfangen hat. Eine ſolche ausbrüdlihe Be- 
ftimmung enthalten die Rechtsquellen nicht. Es ift nirgenb3 angeorbnet, daß dem 
Entel als Pflichtteilsberechtigten da3 angerechnet werden joll, was fein vor- 
verftorbener Parens als Konferendum von dem Großvater empfangen hat. Auch 
andere Gründe find für bie Bejahung jener Frage nicht vorhanden. Das Reichsgericht 
nimmt an: der Enkel erbt nicht als ber NRepräfentant feines verftorbenen Parens, 
ſondern als Deicendent feines Großvaters, alfo proprio jure, nicht jure hereditario; hat 
er aber demzufolge ein eigenes Erb- und ebenfo ein eigenes Pflichtteilsredt, 
fo muß auf da3 letztere auch die Beftimmung zur Anwendung gebradjt werben, die 
in „20 aa. D. für die Berechnung der Pflichtteildportion Überhaupt gegeben ift, 
d. h. es bat bei biefer Berechnung außer Betracht zu bleiben, was nicht der Enkel 
felbft, jondern ein Anderer, fein vorverftorbener Parens, vom Erblafler empfangen 
bat. Der eventuelle Reviliondangriff ber Beflagten erjcheint gleichfalls nicht begründet. 
Er beruht darauf, daß, wenn auch der Kläger nicht verpflichtet jei, die Borempfänge 
feiner Mutter auf feine Pflichtteilsportion einzurechnen, diefe doch als Ronferendum 
der Nachlaßmaſſe des Großvaters zuzurechnen und von der hiernach zu bemeſſenden 
Snteftatportion der Mutter wieder abzurechnen feien, wonach fi erft der Pflichttetl 
des Klägers zu einem Sechsteil diefer Bortion ergäbe. Hiergegen fommt in Betracht, 
daß Kollation und Einrehnung in den Pflichtteil nah Maßgabe der c. 20 a. a. O. 
teine Berpflichtungen von gleichem Umfange find, daß ber Kreis der KRonferenden an 
fi ein anderer ift als der Kreis ber Gegenftände, die in den Pflichtteil des Noterben 
eingerechnet werden müſſen. Daraus folgt, daB, wenn nach obiger Ausführung der 
in feinem Noterbenrechte verlegte Enkel fih auf feine portio legitima nicht einrechnen 
zu lafien bat, was der vorveritorbene Barens als Dos empfangen hat, diefer Empfang 
ganz außer Betracht bleiben muß, ſowohl in der Richtung, daß er nicht un- 
mittelbar von dem Betrage des Pflichtteils in Abzug gebracht werden, ald auch in ber 
von ber Reviſion verfochtenen Richtung, daß er nicht mittelbar zur Berfürzung der 
Pflichtteilsportion des Klägers benupt werden darf. Der Weg, den bie Reviſion an- 
deutet, ift der gewöhnliche für die Ausgleichung kollationspflichtiger Miterben geſetzlich 
geordnete, aber dieſer Weg ift im Tonfreten Falle um beswillen ein verfehlter, weil 
e3 fich Hier um die Feſtſtellung einer Pflichtteildportion handelt, mobei die dem vor⸗ 
verftorbenen Parens gegebene Dos nad) Vorſchrift ber c. 20 a. a. D. ganz außer Be- 
tracht zu bleiben Bat. 


Nr. 2617. IIL Sen. 7. Dezember 1883. IIL 209. 83. 8b. 11, Nr. 48, ©. 230. 

Kodizillarklauſel bei Übergehung von NRoterben. Anerlennung des Teſtamentes. 
Erbſchaftsautritt dur den Kurator. (Gem. R.). Der jchon unter den Glofſatoren 
geführte Streit über die Natur der Ungültigleit der Erbeseinjegung in einer letzten 
Willensordnung bei ungegründeter Enterbung oder Übergehung eines Noterben ift nad) 
dem jebt geltenben Rechte im Sinne der Nichtigkeit des Teftamentes zu enticheiden. 
Dieſe Nichtigfeit erftredt fih jedoch nur auf die Erbeseinjegung, während ber übrige 
Inhalt des Teftamentes beftehen bleibt, und tritt ein, wenn zur Beit des Todes bes 
Erblafferd ein Noterbe vorhanden ift, welcher nicht eingefeht unb nicht rechtmäßig ent- 
erbt wurde. DaB nun nad Befeitigung des Teitaments und bei dem Eintritte ber 
geſetzlichen Erbfolge vermöge ber einem Iegten Willen beigefügten Kodizillarflaufel 
aud eine nach den Borichriften ber Nov. 115 nichtige Erbeseinfegung als Univerſal⸗ 
fideifommiß aufrecht zu halten ift, folgt aus dem Zwecke diefer Klaufel, der allgemeinen 
Vorſchrift der c. 8 8 1 Cod. de cod. 6, 36 unb der c. 11 Cod. de test. man. 7, 2, 
ſowie der bejonderen analog anzumwendenden Beftimmung in 1.24 8 11 Dig. de fideic. 
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lib. 40, 5. Hat ber eingefeßte Erbe oder befien geſetzlicher Vertreter in bindender 
Weiſe die Erbſchaft aus dem Zeftamente angetreten, bevor er die Robizillarflaufel für 
fi bezw. zu Bunften des Wertretenen geltend machte, fo fann er nad) c. 8 pr. & 1 
Cod. de cod. 6, 36 von der getroffenen Wahl nicht mehr abgehen (abgeſehen von der 
dem ehelichen Deicendenten bes Erblaflers nad c. 8 8 2 a. a. D. eingeräumten Ber- 
günftigung). Der Erbichaftsantritt bedarf zwar feiner befonderen Form; es genägt 
jebe Willensänßerung des Delaten oder deſſen Stellvertreters, welche deſſen ernftlichen 
Willen, Erbe nad dem Teflamente werden zu wollen, unzweibentig zum Ausdrud 
bringt. Bei ber Prüfung der Frage aber, ob ein folder Wille vorhanben geiweien 
fei, find bie Umſtände eines jeden einzelnen Falles, die Beranlaffung und die Be 
Ihaffenheit der Willensäußerung in Betracht zu ziehen. Das Borbringen einer Ein- 
rede im — hindert den Beklagten nicht, auf die Kodizillarklauſel zurückzugreifen 
Nr. 2526 


Nr. 2618. VI. Gen. 12. Juni 1893. VI. 60. 93. 8b. 31, Nr. 41, ©. 198. 
Bebeutung ber oautela Socini für ben Erwerb des Pflichtteils. (Gem. R.). 
Die Eltern des 6. 9. Hatten im ihrem gemeinſchaftlich errichteten Teftamente beffen 
gefamten Erbteil zu Gunſten feiner gefeglichen Erben mit Fideikommiß belegt Dergeftalt, 
daß ihm nur die lebenslängliche Nutznießung bes in pflegſchaftliche Verwaltung zu 
nehmenben Erbteils zuſtehen follte. Für den Fall, dab C. H. bas Teftament 
war er anf den Pflichtteil als Erbe eingefeht. Rad dem Tode feiner Eltern hatte 
€. 9. bei den Teilungsverhandlungen das Teſtament anerfannt und bie Erbicheft ım- 
bebingt angetreten fowie ausdrädlid auf Berechnung und Ansieidung feines Pflicht⸗ 
teils verzichtet. Die vom Kläger ald Gläubiger des C. 9. anf rund des 8 3 Nr. 1 
des Meichögefeges vom 21. Zuli 1879 in Beziehung auf biefen Verzicht erhobene An- 
fehtungsflage wurde in allen Inſtanzen abgewiefen. Die Revifion macht geltend, nad 
den maßgebendben Nechtsgrundfägen babe C. H. fofort mit dem Erbidaftsantritt den 
Pfliätteil sine ullo gravamine erworben; in bem Verzicht auf die Ausfcheibung bes 
Pflichtteils liege deshalb rechtlich nicht die Üblehnung eines möglichen Erwerbes, fondern 
die Weggabe eines fchon erworbenen (veräußerlichen) Rechtes und Bermögensteils. 
Diefem Angriffe ift der Erfolg zu verfagen. Das Berufungsgericht begründet feine 
Entſcheidung wefentlih mit thatſächlichen Erwägungen. Die Eltern des €. 9. haben 
ihren jämtlichen diejen belaftenden Verfügungen die Socinifde Kautel hinzugefügt. 
Bufolge biejer Kautel ift aber das Rechtsverhältnis dahin aufznfaflen, daß der Pflicht- 
teilderbe alternativ als eingejegt ericheint auf ben feinen Pflichtteil überfchreitenden 
Erbteil, aber mit ber vom Xeftator verfügten Beichränfung auch in Abjehung des 
Pflichtteils oder auf den unbefchräuften und nubejchwerten Pflichtteil bergeftalt, daß 
der pflichtteiläberechtigte Erbe in der That vor die Wahl geftellt ift, ob er ben gefamten 
Erbteil, fo wie er belaftet ift, erwerben oder fi mit dem reinen Pflictteile begnügen 
will. Indem der Erbe dies Wahlrecht ausübt, lehnt er alfo das nicht gewählte Nedht 
ab. Das Berufungsgericht Hat nun thatfächlich ohne Rechtsirrtum feftgeftellt, daB C. 9. 
mit der Antretung ber Erbihaft in einem Alte dad Wahlreht dahin ausgeübt 
bat, daß er unter Ablehnung des Erwerbes bes Pflichtteild die Erbſchaft jo beichwert, 
wie fie ihm hinterlaffen ift, eriverben zu wollen erflärt hat. Nr. 2619. 


Nr. 2619. VI. Sen. 8. Juni 1896. VL 396. 95. Bd. 37, Nr. 49, ©. 183. 

Mage anf Refciffion eines Teftaments. Ginrede der Ausſchließung. Replit 
der Argliſt. (Gem, R.). Die Klaganträge, die auch jet bei der Revifion noch un. 
verändert in Frage ftehen, gingen bahin, unter Wiedereinfegung der Klägerin im ben 
vorigen Stand gegen das vom Amtsgericht in Hamburg in Aufgebotsſachen der jeßigen 
Bellagten verfündete Ausfchlußurteil das vom verftorbenen Water der Klägerin in 
Gemeinſchaft mit der Beklagten errichtete Teftament als rechtsungültig zu refeindieren, 
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ventuell die Bedingung der Wiederverheiratung der Beklagten, unter der die Klägerin 
n $ 3 des Teſtaments zur Erbin eingefebt jei, zu ftreihen und demgemäß die Bellagte 
u verurteilen: 1. der Klägerin ein von ihr, der Bellagten, zu beeidigende3 Inventar 
iber den Nachlaß zur Zeit des Todes des Baterd der Klägerin zu behändigen, 2. der 
dlägerin die ihr aus dem väterlichen Nachlaſſe ohne Teftaenent zufommende Snteftat- 
rbportion mit Binfen vom Todestage des Erblaffers an, eventuell den ihr nah $ 3 
es Teſtaments unter jener Bedingung zulommenden Erbteil nebit Binjen, ganz eventuell 
en ihr zufommenden Pflichtteil nebft Zinfen auszufehren, fall3 aber diefen Anſprüchen 
a3 Ausſchlußurteil entgegenftehen follte, die Bellagte megen Verſchuldens bei Führung 
wer Bormundichaft über bie Klägerin zur Zahlung je bes gleichen Betrages nebſt Binjen 
13 zum Schabenserfage zu verurteilen. Dieſe Unträge gliedern fih alfo in zwei 
Hauptftufen, indem die Klägerin prinzipaliter davon ausgeht, daß ihren Erbaniprüden 
uf den Nachlaß ihres Vaters an fih zwar die dur das Ausſchlußurteil bewirkte 
Präflufion entgegenftehe, aber replicando auf dem Wege der in integrum restitutio 
yejeitigt werden könne, indem fie aber eventuell, falls die Präflufion als ſolche nicht 
ius dem Wege zu räumen fein follte, bie Bellagte gerade hierfür verantwortlich 
nahen und auf Schabenserfat belangen und fo praktiſch dasſelbe Ziel erreichen will. 
Huf dieſe ganze Eventualität einzugehen, hat das Reichsgericht feinen Anlaß gefunden, da 
s der Unficht ift, daß, ſoweit Erbanfprüche der Klägerin überhaupt an ſich begründet find, 
ie Einrede des Ausjchluffes ihnen gegenüber nach Lage der Sadje Hier nicht durdy- 
ringen fan. Keiner beionderen Erörterung bebarf Hier auch der von der Klägerin 
nit 1 bezeichnete Antrag auf Mitteilung eines zu beeidigenden Nachlaßverzeichnifies. 
Huch bisher hat er im Prozeffe nicht den Gegenſtand einer ſolchen abgejonderten Er⸗ 
irterung gebildet; er ift in den vorigen Inſtanzen felbitverftändlich mit abgewiefen 
vorden, da überhaupt feine Erbanfprüde ber Klägerin als rechtsbeſtändig anerkanut 
vurden. Soweit aber ſolche jebt Doch noch zur Geltung fommen, würde prima facie 
uch der Antrag auf Berurteilung zur Mitteilung eines Inventars als begründet er- 
cheinen, Nr. 2615, und würde es dem Endurteile vorbehalten bleiben, eine endgültige 
Entieheidung darüber zu treffen. Im übrigen ift das prinzipale Rlagbegehren, daß das 
Teftament des Vaters der Klägerin für rechtsungültig erflärt und ihr der Inteſtat⸗ 
rbteil zugeiprochen werde, vom Berufungsgericht unter Bezugnahme auf die Gründe 
ed Landgerichts ſchon an fi für unbegründet erflärt worden, und hiergegen walten 
eine Bedenken ob. Dasfelbe gilt von der Abweifung des in zweiter Reihe erhobenen 
Maganfpruches, der gerichtet war auf Zuſprechung des Inteſtatanteils der Klägerin an 
vem „geſamten Kapitalvermögen” im Gegenſatze zur „fahrenden Habe jeglicher Art“, 
ınter Streihung der in $ 3 für dieſe Zuwendung aufgeftellten Bedingung, daß bie 
Beffagte fich wieder verheirate. Dagegen lag die Sache in Unfehung des ferneren even- 
tuellen Anſpruches auf Buerfennung des der Klägerin gebührenden Pflichtteild infofern 
von vornherein anders, ald da3 Berufungsgericht, wie ſchon das Landgericht, dieſen 
Anſpruch als an fich begründet anerfannt hat, weil ber Vater der Klägerin bei feiner 
Wiederverheiratung feine Kinder erfter Ehe, alfo auch die Klägerin, nicht vom ehelichen 
Sefamtgute, fondern nur „vom Mütterlichen“ abgeteilt habe, nun aber nad den Ham- 
hurger Statuten 3, 3, 4 die in dieſer Weife abgeteilten Kinder unzweifelhaft ihr Pflicht. 
teilörecht behalten. Diefer Anſpruch ift Daher im angefochtenen Urteil nur auf Grund 
ver Einrede der Präkluſion abgemwiefen worden. Dan könnte auf den erften Blick 
vielleicht zweifeln, ob dieſer Grund nicht ſchon an ſich rechtsirrig fei. Durch das in 
Rede ftehende Ausſchlußurteil find nämlich alle diejenigen ausgeſchloſſen worden, bie den 
Beftimmungen bes Teftaments, insbeſondere der Erbeinfegung der jegigen Bellagten, 
wideriprechen wollen. Wer nun bloß die Ausfehrung feines Pflichtteild verlangt, wider- 
Ipriht damit jedenfall3 noch nicht ber im Teſtamente enthaltenen Erbeinjehung, 
und wenn ferner das Teftament die fogen. Sociniſche Kantel enthält, fo könnte man 
lagen, daß der Anſpruch auf den Pflichtteil überhaupt nicht gegen das Zeftament, 
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fondern gerade im Einflange mit der burch die genannte KRautel geichehenen bebingten 
Zuwendung besfelben erhoben werde. Im vorliegenden Falle würde dies jedoch richt 
äutreffen, weil im 8 4 des bier fraglichen Teſtaments nicht die eigentliche Socinijche 
Maufel in der fonft üblichen Weiſe enthalten ift, wobei der Teftator felbft davon ant- 
geht, daß er Fflidstteiläbereihtigte Hinterlafie, und diefen nun die Wahl, Nr. 2618, 
zwiſchen ihrem Pflichtteile und einer leßtwilligen Bumenbung läßt, fonbern weil bier 
der Teftator unterftellt, daß er feine Kinder erſter Ehe gänzlich abgeteilt Habe uud 
diefe daher nicht pflichtteiläberechtigt feien, und deshalb feinen Defcendenten „ba, was 
ihnen etwa noch gefehlih aus feinem Nachlaſſe zukomme“, nur für ben Fall vermadk 
hat, daß fie „wider alle Erwarten” mit Geltendmachung irgend welder Aufprüde 
gegen dad Teftament Erfolg haben folten. Da die Einrebe des Ausſchluſſes afio 
mit Recht an fi für begründet erfiärt worden ift, jo fragt es fi nur noch, ob burd 
Nichtzulaffung irgend einer Replik gegen revifible Rechtsnormen verftoßen iſt. In Dieter 
Beziehung hat in den vorigen Inſtanzen die Plägerin die Berufung auf ihre zur Beit des 
Ausihlußurteild noch fortdauernde Minderjäbrigleit in ben Vordergrund geftellt und 
mit Rückſicht auf diefe um MWiebereinfegung in ben vorigen Stand gebeten. Das Be 
rufungsgericht bat diefen Nechtöbehelf deswegen verworfen, weil nad der C. B. O. eine 
NReftitution, insbejondere and wegen Minderjährigleit, gegen einen mittels eines Anf- 
gebotes verwirkten Ausſchluß nicht mehr ftattfinde. Ob dies richtig ift, kann Hier, wie 
in einem früheren Falle, Nr. 4340, dahingeftellt bleiben, denn ber Einrede bes Au⸗ 
ſchluſſes ſteht Hier jedenfalls eine andere, vom Berufungdgericht verfannte Neplik ent- 
gegen, nämli daß die Veflagte durch fahrläffiges Verhalten verſchuldet hat, daß die 
Klägerin zur Zeit des Aufgebotötermins und des Ausſchlußurteiles, obwohl minber- 
jäbrig, ber orbnungsmäßigen gefeglichen Vertretung entbehrte. Ba die Hier erheb- 
Iihen Thatſachen ſämtlich von der Klägerin angeführt find, To kommt es nicht in 
Betracht, daß die Leptere fie in rechtlicher Hinficht nicht gerade zur Begründung ber 
jeßt fraglihen Replik, fondern in einer etwas abweichenden Richtung hat verwerten 
wollen. Die Bellagte hatte nach dem Tode ihres Ehemannes die Bormunbfchaft über 
die Klägerin übernommen und war verfehentlih von der Vormundſchaftsbehörde zu- 
gelafien worden, obgleich fie nicht bie leiblihe Mutter, fonbern die Stiefmutter der 
Klägerin und daher gar nicht zu biefer Bormunbfchaft berufen, ja unter diefen Umftänden 
wegen ihres Geſchlechts nicht einmal zu derfelben fähig war. E3 mag nun wohl darin 
dem Oberlandesgericht beizuftimmen fein, daß ihr aus der Übernahme ber Bormund- 
ſchaft an fich, weil diefe unberechtigt war, ein Vorwurf noch nicht gemacht werben Tann, 
da ihr als einer Frau nicht angefonnen werden darf, daß fie ſich bei vorliegendbem Ein- 
verftändnis der Bormundfchaftsbehörde noch erſt genauer über bie die Berufung zur 
Vormundſchaft regelnden Rechtsnormen hätte unterrichten jollen. Dagegen verlennt 
das Berufungsgeridht den Begriff der Fahrläffigkeit, wenn es die Bellagte auch dafür 
für entſchuldigt Hält, daB fie es unterlaffen bat, wegen Kollifion ihrer eigenen Intereſſen 
mit denen der Klägerin die Vertretung der Lebteren auf dieſem Gebiete abzulehnen 
und auf Beftellung eines befonderen Vormundes hierfür hinzuwirken. Sie brauchte 
dazu nicht, wie das |berlandeögeriht annimmt, zu wiffen, daß die Klägerin be- 
rech tigt fei, dem Teftament widerfpredhende Anſprüche geltend zu machen. Sie mußte 
vielmehr einfehen, daß e3 gerade darauf anlam, baß ein perfönlich nicht intereffierter 
Vormund die Prüfung übernehme, ob ber Klägerin ſolche Aufprüde zufteben und 
ob e3 im Bejahungsfalle deren Intereſſe entipreche, fie geltend zu machen; benm jie 
wußte, daß, während fie felbft zur Univerjalerbin eingefept war, die Klägerin, obgleich 
leibliches Kind des Erblafferd, zunächſt von ber Erbichaft ganz ausgeſchloſſen fei. Für 
biefe Bernachläffigung ift fie der Klägerin verantwortlid. Denn fie war freilich redht- 
ih gar nicht Vormünderin, weil fie e8 ald Frau, ohne leiblihe Mutter oder Groß⸗ 
mutter zu fein, nicht fein Tonnte (1.18 Dig. de tut 26, 1; 1. 26 pr. Dig. de testam. 
tut. 26, 2; vergl. wegen der rechtlichen Bedeutung ſolcher Unfähigleit audy 88 13, 14 
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Inst. de excus. I. 25 und c. 4 Cod. qui dare tut. 5, 34); aber fie haftet nichtäbefto- 
weniger, als ob fie es wirklich gewejen wäre (l. 1 88 2, 6, 7 Dig. de eo qui pro tut. 
27, 5; ce. Cod. eod. 5,45). Hier handelt es fich Übrigens nur darum, daß es ber Be- 
klagten nicht zufteht, nachdem fie felbft ſchuldvollerweiſe die Klägerin in die Lage ge 
bracht Hatte, einer ordnungsmäßigen vormundichaftlidden Vertretung während der 
tritifchen Beit entbehren zu müſſen, fich ihrerfeit3 auf die Yolgen der Verfäumnis zu 
berufen, die möglicherweife vermieden fein würde, wenn die Beklagte ihre Pflicht gethan 
und der Klägerin zu einem unbeteiligten Vormunde verholfen hätte. Ebendeshalb 
kommt e3 nicht auf die Feftftelung an, ob der andere Bormund dann auch wirklich 
den Pflichtteilsanſpruch der Klägerin erfannt und angewendet, und ob er es nicht dem 
Intereſſe ber Legteren für beſſer entſprechend gehalten Haben würde, das Teftament un⸗ 
angefochten zu laſſen. Die Möglichkeit, daß er das Erſtere gethan haben würde, genügt, 
um e3 al3 ungehörig erfcheinen zu lafien, daß fich die Beklagte die Präkluſion zu nuße 
mache, und um baher die Replik der Argliſt zu begründen. Weil es ſich hier nicht 
darum Handelt, daß die Beklagte von einem Schaden frei bleiben, fondern darum, 
daß fie anf Koften der Klägerin einen Gewinn machen will, würde e8 auch, ohne Rück⸗ 
fiht auf das Geſchlecht der Bellagten, unerheblich fein, wenn ihr fahrläffiges Verhalten 
durch mangelhafte Einficht in die Rechtsverhältniſſe verurfacht fein follte, nad 1. 8, 
l. 9, pr. Dig. de jur. et faeti ignor. 22, 6 und c. 13 Cod. eod. 1, 18. Die replicatio 
doli wegen fchuldvollen erhalten? der Bellagten gegenüber der Einrede des Aus- 
ſchluſſes pielt bier eine ganz ähnliche Rolle wie in anderen Fällen eine ſolche replicatio 
doli gegenüber ber Einrede ber Verjährung Nr. 216. Aus diefen Gründen ift, da 
gegen bie Anerlennung bes Pflichtteilsrechts der Klägerin an fich kein rechtliches Be⸗ 
denken zu erheben war, das vorige Urteil injoweit, ald es die auf dies Pflichtteilsrecht 
gegrünbeten Klaganträge verworfen hat, aufgehoben. 


Nr. 2620. IL Hilf3-Sen. 26. September 1881. V*- 117.81. 8b. 6,Nr.69,©.247. 

Natur bes Bfligtteilsrehts. 8 433, . 2 A.L.R. (Preuß. R). Dem im Teſta⸗ 
ment nicht eingefeßten Pflichtteilsberechtigten fteht kein Miterbrecht, fondern nur ein 
Forderungsrecht auf eine feinem Pflichtteil entiprechende Summe zu. Es bedarf daher 
nicht ber Umftoßung des Willens des Teftatord, daß er nicht Erbe fein ſolle. — An 
einer ausbrüdlichen und deutlichen Beftimmung des A.L.R. daß der Pflichtteilsberech⸗ 
tigte Erbe gegen das Teftament werbe, fehlt es. Unftreitig ift derjenige Pflichtteils- 
berechtigte, dem ein dem Pflichtteil entiprechendes Duantum durch bloßes Legat 
zugewendet worden, in feinem Pflichtteilsrecht nicht verlegt, er Tann aljo and das 
Teftament nicht anfechten. Da der Pflichtteiläberechtigte fein Recht Hat, auf eine be- 
ftimmte Quote zum Erben eingefeßt zu werden, fondern nur ein gewifle® Quantum 
zu erhalten, fo kann auch die Klage wegen Verlegung dieſes Rechts nicht den Erfolg 
haben, daß er Erbe wird. Die Fiktion, auf der bie eigentümlide Natur und Wirfung 
der querela inofficiosi testamenti des rõmiſchen Rechts allein beruht, daß nämlich der 
Zeftator nicht gefunden Geiftes geweien und daher das Teftament ungültig fei, wes⸗ 
halb Snteftaterbfolge eintreten müfle, it dem A.L.R. fremd; vielmehr Hat die Klage 
des A.L.R. auf Gewährung des Pflichtteils denfelben Charakter wie die gemeinrechtliche 
Ergänzungsklage, d. h. fie ift eine rein perfönliche Klage aus einem Forderungsrecht 
auf ein Quantum. Die von den Gegnern geltend gemachten Argumente fallen nicht 
ind Gewicht. Der von ihnen berangezogene Sprachgebraud des ALM. ift ungenau 
(88 122, 284, L 17; 8 1413, 1. 11; 8 154, L 12; 88 399, 410, 412, 414, 432, 435, 436, 
379, 544, U. 2 A.8S.R.). Entgegen ſteht auch nicht, daß Die Höhe des Duantums des Pflicht- 
teild nach der Duote des Sinteftaterbteils berechnet wird, denn dies hat allein darin 
feinen Grund, daß ein anderer Maßſtab der Bemefjung nicht wohl möglich ift, ohne 
Unbilligfeiten hervorzubringen. Für die Erbenqualität des Pflichtteilberechtigten kann 
man ſich auch nicht auf ben Anh. 8 164 zu 8 524, IL 18 A.L. R. berufen. Denn dort 
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wird nur von ber Anficht ausgegangen, daß eine Einjeßung auf ben Pflichtteil mr 
gültige Erbeseinfeguug d. h. daß fie fo zu verftehen jet, daß der Eingefehte Umivene. 
fucceflor zu ?/,, "Js oder ?/, nad) der Willensmeinung des Teftatord werden ſole 34 
ift daraus zu folgern, daß bie Pflichtteilsberechtigung ſchlechthin eine Exrbberedtir-: 
jet und daß der Pflichtteiläberecdhtigte, der nach der Teftamentäbeftimmung nicht Ex 
fein fol, Erbe gegen das Teftament werde. Die 88 444—456 und 530 ff. IL 2123 
enthalten finguläre Spezialbeftimmungen, aus denen fidy für die rechtliche Rain: y 
Pflichtteilsberechtigung im allgemeinen nichts herleiten läßt. Nr. 2621. 


Nr. 2621. IV. Sen. 5. Wpril 1888. IV. 371. 87. Bd. 21, Nr. 50, €.2%, 

Natur des Pflichtteilsrechts. (Preuß. R.) Der Fflichtteildanfprud der Kikr. 
an fi ift anerfannt. Der Streit der Parteien betrifft die Yrage, ob die Bella: 
fih gefallen laſſen müflen, daß bei Berechnung des Pflichtteild der Wert der Gm 
ftüde auf Grund der Schäßung durch Sachverftändige beftinnmt werde, und ob fie m- 
pflitet find, den fo ermittelten Gelbbetrag an die Kläger zu zahlen, oder ob fe be 
rechtigt find, nad) den geſetzlichen Beſtimmungen über bie Teilung bes gemeinihaftlike 
Eigentumes den notwendigen Berfauf der Grundftüde und ferner zu verlangen, ki 
die Kläger ihre Pflichtteilsquote wie Miterben aus der ganzen gütergemeinfhaftiike 
Maſſe zu erhalten haben. Im Gegenfage zu dem Landgericht Hat das Berufun 
gericht das Erftere angenommen. Unter Bezugnahme auf das Urteil im Falle Ar. %. 
wird ausgeiprochen, der im ZTeftamente nicht auf den Pflichtteil eingeſetzte Pflichtiele 
erbe fei nicht Miterbe, fondern habe ein Forderungsrecht auf eine feinem Pflichtri⸗ 
entipredhende Summe. Dies Forderungsrecht fei von der Teilung des Nadlafies m 
ber Subhaftation der Nahlaßgrundftüde unabhängig, berechtige vielmehr die Kir. 
zum Zwecke der Ausmitielung des Pflichtteiles Abſchätzung der Grundftäde und der 
nächſt Auszahlung der für fie ermittelten Summen zu fordern. Dieſer letzteren cı: 
der Natur des Pflichtteilsrechtes als eines Forberungsrechtes bergeleiteten Annahme i 
beizutreten. Die Frage tft, welchen Unfpruch derjenige geltend macht, melder geger 
das Teftament den Pflicätteil fordert, weil er behauptet, in jeinem Pflichtteiläredt 
verlegt zu fein. Diefer Anſpruch tft ala Forderungsrecht an den Nachlaß, nicht als cz 
Erbrecht anzufehen. Für die Auffafiung des Pflichtteilsaniprudes als eines &lb 
anipruches wird mit Necht Gewicht darauf gelegt, daB ſchon nach der Entitehun 
geſchichte der landrechtlichen Beſtimmungen über den Pflichtteil Die Geſetzgeber dem 
Pflichtteilsberechtigten mehr als den Anſpruch auf eine beitimmte ihm ans dem Rıb 
Iafie zu gemwährende Geldleiftung nicht haben einräumen wollen, daß fon de 
Redaktoren des Landrechts von der Annahme eines Forderungsrechts, nicht eines Er 
techt3 ausgegangen find, und daß diefem Gedanken auch der 8 433, I. 2 A.L.R. Ir 
drud giebt. Zutreffend wird ferner darauf hingewieſen, daß das Geſſetz nirgends te 
Pflichtteilsberechtigten als Miterben anerkennt und daß auch Die Klage keine Berwant- 
ſchaft mit der hereditatis petitio partiaria zeigt, da fie nicht gegen jeben Veſißer de 
Nachlaßobjekte, jondern gegen Erben und Legatarien geht, die Herausgabe einer Il 
fumme bezwedt und einer kurzen Verjährung unterliegt. Vergl. 88 432 ff, IL2 A 
Andererſeits wird richtig darauf Hingemwiejen, daß die Vertreter der Erbrechtöthert. 
indem fie, um die Größe des Pflichtteild zu berechnen, die Nachlaßſchulden vorweg 2 
Abzug bringen, damit anerkennen, daß der Pflictteil nicht pars hereditatis, jontm 
pars bonorum, alfo eine Geldſumme ift, während nach ber Erbrechtötheorie der Filid! 
teilderbe in jedem Falle neben dem eingefebten Erben in bie mit Schulden belafe 
Erbſchaft nad feiner Duote einzutreten nnd den Gläubigern gegenüber für die Schul: 
zu haften haben würde, ein Geſichtspunkt, welcher nad den Beitimmungen bed war 
als ausgeſchloſſen anzufehen ift. Auch das kommt in Betracht, daß eine Verletzung ia 
Pflichtteile dann nicht vorliegt, wenn dem Pflichtteilsberechtigten in dem Teſtamente rin 
der Höhe des Pflichtteils entfprechender Geldbetrag zugewendet ift. Nr. 2629. Rr. 21% 
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Kr. 2622. IV. Sen. 22. Dftober 1883. IV. 272. 83. Bd. 10, Nr.60, ©. 224. 
Aufechtungsrecht des Enterbten. 88 440, 456, II. 2 A.L. R. (Preuß. R) Die 
ür das Unfechtungsrecht ded Enterbten in 8 440 a. a. D. gegebene zweijährige Ver⸗ 
jäbrungsfrift findet feine Anwendung auf den Fall, in welchem nad 8 456 a. a. D. 
sin Xeftament durch Udoption feine Kraft verloren bat. Das preußifche A.L.R. Hat 
nach Boransjegung und Wirkung ftreng voneinander gefchieden die Fälle, melche, 
mit Aufrechterhaltung des Teftamentes, zur eigentlichen Pflichtteil3flage d. h. 
zur Ergänzung des Pflichtteild berechtigen (88 432—442 a. a. D.) und Diejenigen 
Fälle, welde die Hinfälligfeit des Teftamentes begründen und an Stelle der 
teftamentarifhen Succeffion die geſetzliche Erbfolge feben (85 444—456 a. a.D.). Bei 
dieſer durchgreifenden Verſchiedenheit ift es nicht geftattet, die fpeziell für die Bflicht- 
teildergänzungsflage gegebenen Erlöſchungsgründe, foweit fie nicht etiwa mit ben all- 
gemeinen Vorſchriften über die Anerfennung eines Teftamentes (88 611—613, L 12 
A.V.R.) zufammenfallen, auf jene verfhieden gearteten Fälle der Entlräf- 
tung eines Teftamentes zu beziehen. Es ift daher auch ber hieraus für den Not- 
erben erwachſene Erbauſpruch nicht der zweijährigen Verjährung unterworfen, welcher 
nach 8 440 a. a. D. eintritt, wenn der Enterbte (ober auch der wiſſentlich mit Still 
ſchweigen übergangene, 8 442 a. a. D.) die Verfügung zwei Sabre Yang, nachdem er 
Kenntnis davon erhalten, gerichtlich nicht angefochten hat. Schon die Worte „Ent- 
erbter” und „Übergangener” Ieiden feine Unwenbung auf einen Noterben, den ein 
Teſtator erft nad errichtetem Teftament durch Geburt oder Adoption erhalten hat. 


Nr. 2623. II. Sen. 22. November 1895. IL. 208. 95. Bd. 36, Nr. 64, ©. 252. 

Nechtöftelung bes Pflichtteilsberechtigten, der anf ben vollen, aber mit einer 
Laſt beſchwerten Erbteil eingefett if. (Breuß. R.). Es handelt fich darum, ob bie 
Klägerin dadurch, daß fie ihren Pflichtteil am Nachlaſſe der Mutter erftritten und aus- 
gezahlt erhalten Hat, bezüglich dieſes Nachlaſſes als abgefchichtet zu gelten Habe. Zu⸗ 
treffend nimmt das Oberlandesgeriht an, daß die Berneinung diefer Yrage nad 
römiſchem Recht nicht zweifelhaft fein könne. Aus der c. 36 $ 1 Cod. de inoff. test. 
3, 28 ergiebt fi, daß der Noterbe, dem mehr als der Pflichtteil, jedoch belaftet mit 
einem onus zugewenbet worden, außer dem unbeichwerten Pflichtteil auch noch den Über- 
ſchuß, letzteren jedoch mit dem onus, beziehentlich nach deſſen Erledigung, beanipruchen 
dürfe. Daß dieje Beftimmung innerlich gerechtfertigt fei, Tat fich jedoch nicht behaupten. 
Es wird als ein natürliches Beſtreben des Teftatord anzuerlennen fein, feinem legten 
Willen durch jedes erlaubte Mittel Achtung und Befolgung zu fihern. Ans diejem 
Geſichtspunkt ift diejenige Teftamentsauslegung, die den Noterben vor die Wahl ftellt, 
entweder den letzten Willen in vollem Umfange zu ehren oder ftatt deſſen den un⸗ 
beſchwerten Pflicätteil zu wählen, die nächftliegende und felbftverftändliche. Die gemein- 
rechtliche Praxis hat ſich denn auch mit der durch das Juſtinianiſche Recht eingeführten 
Gingularität dadurch abgefunden, daß fie das Recht des Teftatord anerfannte, durch 
eine Klauſel des letzten Willens (die fogen. cautela Socini) eine Schranke dagegen zu 
errichten, daß der Noterbe zuerft das Teftament als lieblos angreift, um Die legitima 
zu erftreiten, und fpäter auf dasſelbe zurückkommt, um nunmehr nach Erledigung des 
onus auch noch das Mehr zu erlangen, ein Berfahren, das mit ber natürlichen Billig- 
feit nicht vereinbar erfcheint. Am vorliegenden Falle kommt ed nun, da ich die Erb- 
ihaft dee Mutter in Hagen i. W. eröffnet hat, auf die Beſtimmungen des preußiichen 
ALR. an. Uusgeiprochenermaßen haben die Berfafler dieſes UL.R. nicht das in vielen 
Punkten auf Überbleibfeln der alten Formularjurisprudenz beruhenbe formelle römifche 
Roterbenrecht, fondern ein felbftändiges fachlich verftändiges Net auf den Pflichtteil 
übernehmen wollen. Hiermit erſcheint es nicht vereinbar, daß dad A.L.R. einen ber 
angeführten römiſchen Singularität gleichen ober ähnlichen Rechtsſatz Tonjerviert habe. 
Dies ift nun auch thatfächlich nicht gefchehen. Es findet ih im A.L.R. keine Beftimmung, 
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welche die Koberftelle inhaltlich reproduziert. Umgekehrt beftätigt die im 8 430, IL 2 
WER. enthaltene Überſchrift die Michtigleit des Satzes, daß dem Pflichtteilsberedhtiates 
nur die Wahl zwiſchen ber Anerkennung des Teftaments feinem ganzen Inhalte zei 
ober der Beanfpruchung des unbefchwerten Pflichtteild bleibt. Für die gegenteilige v:z 
dem Oberlandesgericht aufgeftellte Meinung läßt fich denn auch aus ber Ianbredhtlicen 
Praris keine Entſcheidung anführen. Auch in ber Litteratur wird überwiegend bie der 
Auffaffung des Oberlandesgerichtd entgegengefehte Meinung vertreten und als der 
Praris der Gerichte entiprechend bezeugt. Das ſächſiſche 8.0.8. hat vorjichtigerweiie 
die Frage in 8 2587 pofitiv im Sinne der Selbftverftänblichleit der fogen. Socimiſcher 
Klaujel entſchieden, und ihm folgt Entwurf I des 3.6.8. für das Deutſche Reich in 8 181 
(Motive dbazn Bd. 5 ©. 398, 399). Demnach ift anzunehmen, daß die Klägerin durch 
die Erftreitung des ihr gebührenden Pflichtteild aus ber ebeliden Gütergemeinſchent 
die ber Bater mit ben beiden anderen Kindern fortgeſetzt hat, im Jahre 1880 aus 
geſchieden ift bezw. ihr mütterliches Erbteil im übrigen verwirkt bat und zwar in einer 
auf den Todestag der Mutter rüdwirtenden Weile. 


Nr. 2624. Hilfe-Sen. 24. April 1883. IV* 245. 82.8. 9, Nr. 71, ©. 265. 

Statutarifger Schichtteil. Wertberechnung. (Preuß. R.). Bad Geſetz betreffend 
die Abſchätzung von Landgütern zum Behufe der Pflichtteildberehnung in der Provm; 
Beftfalen vom 4. Juni 1856 findet auf die Wertberechnung des ftatutarifchen Schid-- 
teils, insbeſondere in der vormaligen Reichsgrafſchaft Rietberg, feine Anwendung. Tea 
Schichtteil, welcher dem Kläger nad) dem Rietberger Statutarrechte an demjenigen Ber- 
mögen zufteht, welches der Vater nach der Auflöfung feiner Ehe ald Witwer in der 
mit feinen Rindern fortgefegten Gütergemeinichaft befeflen hat, befteht nach feiner reit- 
lichen Natur nicht in einem Anteile an dem Nachlaſſe de demnädft ebenfalls ver- 
ftorbenen Vaters der Barteien, fondern in einem Kondbominialanteil des von ihm bi 
zu feinem Tode befeffenen Gemeinvermögend. Es ift anzunehmen, daf der Geſetzgeber 
die Wirkſamkeit des gebachten Geſetzes über die in ber Überfchrift und im 8 1 gezogenen 
Grenzen hinaus auf andere Gebiete als das des geſetzlichen Pflihtteilsredt: 
nicht hat übertragen wollen. 


Nr. 2625. IV. Sen. 10. Mai 1886. IV. 455. 85. Bd. 15, Nr. 72, ©. 29. 

Berfon bed Gegners bei ber Pflichttellsergängungstinge. 8 435, IL 2 ALM. 
(Preuß. R.). Die Mutter der Barteien hat in ihrem Teftamente von ihren ſieber 
Kindern nur die ſechs Bellagten, nicht aber ben Kläger zu Erben eingejebt; ben lebten 
bat die Erblafferin nur mit dem Legate eined Nießbrauches an einem ben Sinber: 
desſelben zugewendeten Legate von 2700 ME. bedacht. Ber Kläger behauptet, hierdurd 
im Pflichtteile verlegt zu fein, und hat auf Ergänzung des Pflichtteils, ohne eine be 
ftimmte Summe anzugeben, und ohne eine Enticheidung über den Betrag zu verlangen, 
gellagt. Ber Berufungsrichter hat die Bellagten nad) dem Klagantrage verurteilt, ohne 
fih darüber auszufprechen, ob, wie die Beflagten behaupten, die Borausfegungen de 
8 435, . 2 ULR. vorliegen; er verweift die Erörterung diefer Frage zur Nadia 
regulierung bezw. zu einem neuen Nechtöftreite und nimmt an, daß den Beklagten nad 
8 298, 1.412 A.L.R. allein die Verteidigung gegen die Anſprüche bes Klägers zufommt, 
während bie Bellagten geltend machen, daß fie paſſiv nicht legitimiert jeien. Auf die 
Reviſion der Bellagten ift das Urteil aufgehoben. Der Berufungsrichter hätte feftfteller 
müſſen, ob Die thatfählichen VBorausfegungen des 8 435, II. 2 A.L. N., d. i, ob die 
Erblaflerin den dem Kläger entzogenen Erbteil deſſen Kindern als Legatarien ansdrüd- 
ich beichiedeu Hat, vorliegen. Iſt dies ber Fall, jo find die Bellagten (Erben) bei dem 
mit der Klage geltend gemadjten Anſpruche nur jo weit intereifiert, ala etwa der Pflicht⸗ 
teil des Klägers durch das feinen Kindern hinterlafjene Legat von 2700 DEE. nicht ge 
dedt ift. Lebteres ift nad der Sachlage nicht anzunehmen, da ber Kläger jelbft den 
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Pflichtteil geringer berechnet. Der Wortlaut des 8 435 a. a.D. führt dahin, daß ber 
Enterbte in biefem Falle nicht die Erben, fondern die betreffenden Legatarien in An⸗ 
fprud zu nehmen Hat. Die gegenteiligen Ausführungen find nicht zu billigen. Die 
Berteidigung des Teftamentes hat derjenige zu übernehmen, welcher bei der Aufredt- 
erbaltung der bezüglichen lebtwilligen Verfügung fchlieflich der Intereſſierte ift. 


Jr. 2626. IV. Sen. 7. November 1892. IV. 199. 92. Bd. 30, Nr.74, ©. 257. 

Letztwillige Auorbunng bes Großvaters, daß beu Enkeln auf ben Pflichtteil an- 
rechnet werbe, was ihr verftorbener Bater dem Großvater ſchuldig geworben war. 
(Preuß. R.) Aus den Beftimmungen der 88 348, 353, 354, 356—360, 362, I. 2 
A.L. R. ergiebt fih, daß den Nachlommen eines vorverftorbenen Kindes den Großeltern 
gegenüber ein unmittelbares eigened Erbrecht zufteht, gleichviel ob fie die Erben ihres 
Erzeugers geworden find oder nicht, ſowie daß andererjeit3 die Linie bes verftorbenen 
Kindes nicht mehr erbt, als diejes felbft geerbt haben mwürbe, wobei feine Nachkommen 
ſich auch alled das, was von ihm zu fonferieren war, anrechnen Iaflen müflen. Diele 
für das Inteftaterbredht geltenden Grundſätze find auch bezüglich des Pflichtteilsrechts 
der Enkel dergeftalt anzumwenden, daß einerſeits den nach dem Geſetze zur Erbichaft des 
Großvater berufenen Ablömmlingen eines varverftorbenen Kindes ein Anſpruch auf 
den Pflichtteil Fraft eigenen Rechts in dem nämlichen Umfange zufteht, wie ſolches 
Pflichtteilsrecht dem vorverftorbenen Kinde zugeftanden haben würde, und daB anberer- 
ſeits diefe Ablömmlinge des vorverftorbenen Kindes fih auf den Bflichtteil alles das 
anrehnen lafien mäflen, was dem vorverftorbenen Kinde darauf anzurechnen ge- 
weſen wäre. Nach Unordnung der 88 393—396, IL 2 A.L.R. Hat fih aber das Kind 
auf den Pflitteil nur anrechnen zu laflen, was dem Kinde auf den Sterbefall zu- 
gemwenbet wird, und außerdem a) den wirklichen Betrag ber erhaltenen Ausftattung, b) Ge⸗ 
fchenfe der in $ 328 a. a. D. bezeichneten Urt, welche in Grundftüden, Gerechtigkeiten 
oder ausftehenden Kapitalien beftanden haben, c) die Beträge, die der Erblafler zur 
Bezahlung folder Schulden des Kindes verwendet hat, zu deren Anerkennung er nad 
ben Geſetzen nicht verpflichtet war. In ben Fällen a und b folgt die AZuläffigfeit der 
Anrechnung ohne Weitere aus dem Geſetze, während im Falle ce noch erfordert wird, 
Daß der Erblafier die Anrechnung anordnet. Abgefehen hiervon können die Eltern den 
Pflichtteil nad ausprüdlicher Vorſchrift des 8 394 a. a. D. durch andere Anrechnungen 
nicht Shmälern. Der leitende Gedanke für die Zuläffigleit diefer Anrechnungen zu a—c 
ift darin zn ſuchen, daß es ſich hierbei, ebenfo wie bei den Konferenden, um Zu⸗ 
wendungen unter Lebenden banbelt, die ihrer Natur nad ald Boransbezahlungen auf 
den fünftigen Erbteil anzufehen find. Begrifflich verſchieden von biefer gefeglich ge- 
regelten Anrechnung auf den Pflichtteil ift die Aufrechnung, welche wegen aller 
tompenfablen Forderungen ftattfindet, die der Erblafler gegen das Kind erworben 
bat, und bie lediglich darauf beruht, daß die zur Herauszahlung des Pflichtteild ver- 
bundenen Erben von der dieſerhalb geihuldeten Geſamtſumme diejenigen Beträge ab- 
ziehen, die der zur Forderung des Pflichtteils Berechtigte ihnen zu zahlen fchuldig ift. 
Um ein ſolches Kompenſationsrecht zu begründen, bedarf e3 feiner Unorbnung des Erb- 
laſſers; foldhe Unordnung muß andererjeit3 aber auch wirkungslos bleiben, joweit die 
Borausfeßungen zur Kompenfation nicht vorliegen. Im vorliegenden alle Hat der 
Erblaffer, Großvater der Kläger, in dem Teftamente feine Ehefrau, die Bellagte, zur 
Univerfalerbin eingefett, die Kläger, Kinder feines vorher verftorbenen Sohnes, auf den 
Pflichtteil gejeßt und angeordnet, daß fie fi) darauf alles dasjenige anrechnen zu laſſen 
haben, was ihr Vater, in deſſen Nachlaßkonkurſe er einen Ausfall feftgeftellter Forde⸗ 
rungen in Höhe von 10547 Mt. 6 Pf. erlitten hat, ihm aus Wechfel- und Schuldſchein⸗ 
darlehen verſchulde. Ein Fall der gefehlih zuläfligen Anrehnung im Sinne der 
88 393—395 a. a. D. liegt nicht vor. Eine durch Kompenfation vermittelte Auf 
zehnung jener ausgefallenen Forderungen bed Exrblafiers ift aber nad 8 422,1. 9 und 
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88 311, 312, I. 16 A.L. R. den Sllägern gegenüber ausgefchlofien, ba die Kläger un- 
fireitig Benefizialerben des Schuldners, ihres Waters, geworben find und befien gefanıter 
Nachlaß im Konkurſe an die Slänbiger zur Verteilung gebracht worden if. Bemnad 
find die Kläger den ihnen gebührenden Pflichtteil ohne Abzug zu fordern beredtigt. 
Die Anfit, daß den Klägern jene Schulden ihres Vaters auf ihren Pflictteil in Abzug 
zu bringen feien, findet im Gejege Teine Stüße. Namentlich bietet ber 8 395, I. 
SAUER. in diefer Beziehnng einen Anhalt, zumal biefe finguläre Vorſchrift in erfter 
Linie den Fall im Auge bat, wenn die Schulden des Kindes bezahlt worden find, nid 
um bie abgezahlten Yorberungen durch notwendige Geffion zu erwerben, fondern um 
das Rind von feiner Schuld überhaupt zu befreien. 


Nr. 2627. IV. Sen. 31. Januar 1889. IV. 289. 88. ®b. 23, Nr. 49, ©. 224. 

Pflichtteilsberechnnug, wenn zum Nachlafſe bedingte ober ſonft ungewiſſe Redite 
schören. (Preuß. R.). Fur die Berechnung des Pflichtteils ift der Geldwert des 
Nachlaſſes zur Beit des Todes des Erblaffers maßgebend. Er ift im Streitfalle durch 
Schäͤtzung Sadverftändiger zu ermitteln (vergl. 8 116, I. 2 A.L.R.), was zweifellos 
auch von nnficheren Außenftänben gilt. Ter Berufungsrichter nimmt an, daß es ſich 
in biefer Hinſicht mit aufſchiebend bebingten ober fonft ungewifien erbſchaftlichen 
Rechten, denen er das in Trage ftehende Unrecht des Erblaſſers an dem großpäterlichen 
Nachlaſſe beizählt, anders verbalte, inbem bezüglich diefer die Ansgleichung zwiſchen 
Erben und Pflidhtteilsberechtigten bis nad Eintritt bes Gewißheit gewährenden Er- 
eigniffes ausgejegt und dem Lebteren ein eventuelle Nachforderungsredht auf eine feinem 
Pflichtteile entſprechende Wertöquote des dem Nachlaſſe zugeführten Vorteiles vor- 
behalten bleiben müfle. Allein diefe Annahme entbehrt der geſetzlichen Srunblage und 
widerfpricht dem zweifellofen Prinzip des A.L.R., daß der Pflichtteil nad dem Werte 
bes Nachlaſſes zur Zeit des Todes des Erblafiers zu berechnen ift, mithin burch die 
jpäteren Schidfale des nachgelafienen Vermögens, wodurch Bermehrungen oder Ber- 
minderungen desſelben herbeigeführt werden, in feinem Betrage nicht beeinflußt wird. 
Die analoge Anwendung der Borfchriften 88 20, 23 des preußiſchen Erbichaftsftener- 
geſezes vom 30. Mai 1873 auf den vorliegenden Fall ericheint ausgeſchloſſen, ba fie, 
wie das ganze Geſetz, fireng pofitiver Natur find, fi nicht als Ausfläffe eines all- 
gemein anwendbaren Rechtsprinzips Tennzeichnen und überdies ihre Rechtfertigung in 
dem befonderen Zwecke des Geſezes finden. Yür die Ermittelung des Tflicätteiles muß 
e3 aljo bei der allgemeinen Regel der Schäpung bes derzeitigen Wertes durch Sad 
verftändige fein Bewenden haben. Im vorliegenden Falle handelt es fich aber nicht ein- 
mal um ein ſuspenſiv bedingtes Recht des Exrblaflers an dem für die Defcendenz 
des Klägers beftimmten Teile bes K.ichen Nachlaſſes. Denn mag man ihn als direlten 
Erben feines Großvaters und den Kläger als Nießbrauchslegatar ober diefen als Vor⸗ 
erben und jenen als Nacherben anjehen, in jedem Yalle hat er mit den Tode des 
Teftators 8. ein jogleich eriftentes, vererblicdhes und veräußerliches Recht an dem 
Erbteile erworben, deſſen Umfang nur infofern bis zum Tobe des Klägers ungewiß 
ift, als fih erft in dieſem Zeitpunkte entſcheidet, ob der Erblafier von Anfang an allein 
ober nur, und zu welchem Zeile, mitberedhtigt war. Died Net Tann nad feinem 
Gelbwerte in jedem Beitpunfte gefhäßt werben, wobei einerjeit8 ber damalige Wert 
der Erbſchaftsmaſſe an fi, andererjeit3 die nähere ober entferntere Möglichkeit ber 
Entftehung weiterer Defcendenz des Klägers, und, ald werturindernd, ber lebenslängliche 
Nießbrauch des Iehteren in Anfchlag kommen müflen. Nr. 2629. 


Nr. 2628. IV. Sen. 1. Juli 1889. IV. 101. 89. Bb. 24, Rr. 52, ©. 256. 

Berechnung des Pflichtteilsanſpruches des durch ben Abſchluß eines Leibrenten⸗ 
vertrages in feinem Pflichtteile verletzten Kindes. (Preuß. R.). Der Begriff des 
Leibrentenvertrages (88 606 ff. I. 11A.L. R.) erfordert, daß ber eine Vertragſchließende, 
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ber Leibrentenverläufer, zur Entrichtung einer beftimmten Wbgabe auf die Lebenszeit 
eines Menſchen gegen Empfang einer Summe Geldes ober anderer Sadıen, die aber 
von dem Vertragſchließenden zu einem in Gelde beftimmten Werte angeichlagen fein 
müſſen, ſeitens des anbeyen Bertragfchließenden, des Leibrentenfäufers, ſich verpflichtet. 
Ein Bitaligienvertrag liegt nach den Anh. 8 19 dann vor, wenn ein ganzer Vermögens⸗ 
inbegriff gegen bie Verpflichtung bed Übernehmers, bem Übertragenden Unterhalt zu 
gewähren, übertragen wird. Im vorliegenden Falle legt die vertragsmäßige Feſtſetzung 
die Annahme nahe, daß dem Bellagten nichts weiter als die im Vertrage begeichneten 
beiden ausftehenden Forderungen und bie barin ihrer Gattung nach angegebenen Gegen⸗ 
ftände haben überlaffen werden follen und überlafien worden find. Damit verliert der 
Umftand an Bedeutung, dab die dem Bellagten überlafienen Gegenftände in dem Ber- 
trage unter der Bezeichnung eines Inbegriffes des gejamten Vermögens des Gegen⸗ 
kontrahenten zufammengefaßt find. Dagegen gewinnt der Umftand au Gewicht, daß in 
feinem Teftamente der Gegenkontrahent erflärt bat, er habe über ben größten Teil 
feines Vermögens, alfo nicht über jein ganzes Vermögen, zu Gunſten des Beflagten 
verfügt. Ebenfo erweift fi) der Umftand als erheblih, ba der Übertragung jener 
Bertragsgegenftände im angefchlagenen Werte im Bertrage nur bie Verpflichtung des 
Beklagten zur Zahlung ber Rente gegenüberfteht. Leiftung und ®egenleiftung find alfo 
im Bertrage ihrem Werte nad) auf beftimmte Beträge angegeben. Diele Gründe nötigen 
zu der Annahme, daB bie Vertragsichließenben nicht einen Bitalizienvertrag, fondern 
einen nad den 88 606 ff. a. a. D. zu beurteilenden Leibrentenvertrag haben ſchließen 
wollen. Dann ift aber noch bie Frage ber Berechnung des Pflichtteilanſpruches des 
Klägers zu beantworten. Die Säbe ber 88 637—639, L 11 A.L. R. find, foweit im 
8 639 mit der Hälfte des dort angegebenen Nachlaßganzen gerechnet wird, ebenfo wie 
der auf die Anfechtung von Schentungen wegen Pflichtteiläverlegung bezüglich 8 1113, 
L 11 WER. nur dabur zu erklären, daß bie Verfaſſer des Landrechts anfänglich bie 
Abficht Hatten, den Pflichtteil allgemein auf die Hälfte bes gefehlichen Erbteils feft- 
zufeßen. Als jene Abſicht aufgegeben wurde, nahm man eine entiprechende Änderung 
der auf die Unfechtung ber Leibrentenverträge und ber Schenkungen bezüglichen Sätze 
nit vor. Und es fragt fi, ob den landrechtlichen Vorſchriften, buch welche bie 
Höhe des Pflichtteils je nach der Zahl der Kinder auf ein Drittel, bie Hälfte ober zwei 
Drittel des geſetzlichen Erbteils beftimmt wird, Einfluß auf die Rechtsnormen ein- 
zuräumen ift, melde ſich auf den Anſpruch bes durch einen Leibrentenvertrag des 
Parens im Pflichtteile verfürzten Ablömmlings beziehen, ob insbeſondere in dem Falle, 
in welchem ber Pflichtteil ein Drittel bes geſetzlichen Erbteild betragen würbe, der dem 
Abkömmling infolge Abbruches des Pflichtteiled durch einen Leibrentenvertrag des Barens 
gegebene Anſpruch auf ein Drittel des Betraged zu ermäßigen tft, ber fich nach den 
behufs der Berechnung des Unfpruches gegebenen Beitimmungen als Erbichaftäbetrag 
barftellt. Zum Zwecke der Feftftellung ber Höhe des Unipruches ift in jedem alle 
zuerft gemäß 8 638 a. a. ©. der nach Abzug der zu zahlen geweienen NRentenbeträge, 
aber unter Hinzurechnung Iandesüblicher Zinſen des Betrages, der ben mit dem Ber- 
tragsichlufie in das Wermögen des Mentenverfänfers übergegaugenen Kaufpreis ber 
Rente darftellt, ſich ergebende Kapitalsreft zu berechnen. Über die Anwendbarkeit des 
8 639 a. a. D. in dem Falle, wenn ber Pflictteil nur ein Drittel bed gejeglichen 
Erbteils beträgt, wirb geftritten. Das vormalige preußiiche Obertribunal hat in dem 
Urteile vom 8. Dezember 1854 ausgeiprochen, daß bie Vorſchrift bes $ 639 aud) dann 
anzuwenden tft, wenn ber Pflichtteil des ben Leibrentenvertrag anfechtenden Roterben 
nach gejeglicher Vorſchrift nur ein Drittel des geſetzlichen Erbteiles beträgt. Dieſe 
Anficht ift aufrecht zu erhalten. Nad den 88 637—639 a. a. D. ift anzunehmen, daß 
der Gefeßgeber bei Beftimmung des dem Pflichtteilsberechtigten gegen ben Leibrenten- 
verfäufer gegebenen Anſpruches ben Bflichtteil anf die Hälfte des gejeglichen Erbteiles 
hat feftfeßen wollen. Es mag Beranlaflung vorliegen, anzunehmen, daß die Verfaſſer 
Schulge, Reichtgerichtsentſcheidungen. Bd. IL. 42 
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bes Landrecht3, wenn fie bei der jpäteren Beſtimmung bes Pflichtteild auf ein Drittel, 
bie Hälfte, zwei Drittel des geſetzlichen Erbteild, je nach der Bahl der Kinder, au di 
Rechtsſätze gedacht hätten, welche ben Anſpruch des Pflichtteilberechtigten gegen des 
Reibrentenverläufer regeln, dieſe Nechtsfäße der im übrigen veränderten Höhe des 
Vflichtteil3 angepaßt haben würden. Wllein weun fie Lebteres unterlaffen haben, fe 
muß es dabei fein Bewenden behalten. Es Tann nicht Sache ber Redhtiprediuns 
fein, den in der Gefehgebung fi zeigenden Mangel an Einheitlichfeit zu verbeſſer 
Nr. 1061. 


Nr. 2629. IV. Sen. 28. Januar 1890. IV. 288. 89. 8b. 25, Nr. 65, S. 307. 

Zeitpunkt, von wo ab Zinfen von dem Pflichtteil gefordert werben Tannen. 
$ 392, I. 2; 8 67, 1.16 LER. (Preuß. R) Das Berufungsgericht führt ans, die 
Berzinfung des Pflichtteild müſſe fett dem Todestage des Erblaflerd erfolgen, weil bie 
Binfen die Schabloshaltung für den feitbem dur Schuld der Beklagten dem Släger 
vorenthaltenen Pflichtteil bildeten. Eventuell könne ber Kläger Binfen wenigftens ſeit 
dem Ablaufe der Überlegungsfrift fordern, da er nicht fchlechter geftellt fein könne, ala 
ein @elblegatar (3 328, I. 12 AL.R.) ebenfalls ftänden ihm Binfen ſeit dem Tage 
zu, an welchem die Bellagten durch das Uufforderungsichreiben des Klägers in Verzug 
gefegt feien. Dieſer Ausführung läßt fich jedoch, ſoweit foldhe die beiden erften An- 
fangstermine der Verzinſung betrifft, nicht beipfliten. In Unfehung bes erften Ter- 
mines fehlt es an jeder Darlegung, inwiefern durch Schuld der Bellagten der Pflichtteil 
feit dem Tobestage des Erblaſſers dem Kläger vorenthalten ift, da Letzterer erft fpäter 
ben Bellagten angezeigt hat, daß er mit dem väterlichen Teftamente unzufrieden ſei 
und ben Pflichtteil verlange. Was den zweiten Termin anbelangt, fo läßt ſich der 
Anſpruch des infolge Enterbung Bflichtteilsberechtigten dem Anſpruche des mit einem 
Geldanſpruche Bedachten nicht gleich ftellen. Für den letzteren Unfpruch tft im Geſetze 
(8 328, 1. 12 A.L. R.) der Ablauf der Überlegungsfrift ald Anfangsternin der Ber- 
zinfung beftimmt. Für ben erfteren fehlt es an einer derartigen Beſtimmung, und 
jelbft nur die ausdrüdliche Feſtſetzung eines Bahlungstages (8 67, I. 16 A.L. R.) ik 
im Gefege zu verniffen. Nr. 2361. Nun könnte zwar aus der Natur bes Pflicht⸗ 
teiles, fofern derjelbe gemäß 8 292, I. 2 A.L.R. eine Geldentihädigung für ben ent- 
zogenen gejeglichen Erbteil bilden und dementfprecdhend von einer Duote dieſes Erbteils 
nah dem Werte des Nachlaffes zur Todeszeit des Erblaflerd berechnet werben fol 
(Nr. 2621. Nr. 2627), gefolgert werden, daB eine geſetzliche Berzinfung desjelben aud 
bereit3 vom Todestage des Erblaſſers ab einzutreten habe. Indeſſen erfcheint eine 
derartige Folgerung für den vorliegenden Fal durch andere Momente ausgeſchlofſſen 
Da nämlich der Kläger in dem Teftamente feines Vater enterbt worden war, fo hing 
es von feiner Entfcheidung ab, ob er fich hierbei beruhigen oder den Pflichtteil Fordern 
wolle. Deshalb läßt fih nicht annehmen, daß ihm ber Pflichtteil bis zu dem Tage, 
wo er ihn forderte, vorenthalten wäre. Die Grundfähe der Berechnung ftehen geſetzlich 
fett. Nr. 2361. Deshalb ift von dem Tage ber Aufforderung ber Binsanipruch, ent- 
ſprechend ber äußerſten Alternative des Berufungsgerichts für begründet zu erachten. 
Nr. 3470, 


Nr. 2630. II. Sen. 2. November 1880. IL. 245. 80. Bd. 2, Nr. 97, ©. 366. 

Belaftung des Pflitteils. (Rhein. R.) Die Mutter der Beflagten bat biefe auf 
den Pflichtteil gefegt und fpäter weiter beftimmt: „Der auf meine Tochter fallende 
Pflichtteil fol verzinsfich angelegt werden und ihr bavon während der Bauer ber 
Lebendzeit ihres Ehemannes nur ber Bindertrag verabfolgt werden; fie fol berechtigt 
fein, gedachten Bindertrag gegen von ihr allein auszuftellende Quittung zu be 
ziehen u. f. w.” Der Ehemann, Kläger, beftritt die rechtliche Gültigkeit diefer An- 
ordnung und verlangte Herausgabe bes im Belite der beffagten Ehefrau befindlichen 
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mütterlichen Vermögens derfelben. Die gedachte Verfügung über den Pflichtteil ift 
nichtig, denn die Beflagte empfängt ihren Pflichtteil Traft Geſetzes aus dem Nach⸗ 
laſſe ihrer Mutter al3 diejenige Erbichaftsguote, die ihr nicht entzogen werben durfte; 
bie legten Willen enthalten feine Begünftigung der Bellagten, die etwa mit einer 
Bedingung ober Auflage beſchwert werden Tonnte, fondern eine Freigebigleit zum Vor⸗ 
teile der Miterben der Bellagten dur) Zuwendung des Freiteiles an dieſelben. Was 
nun im romiſchen Recht auf beſonderer Rechtsvorſchrift beruht (c. 32 Cod. de inoff. 
test. 3, 28), daß der Pflichtteil sine gravamine hinterlaffen werden muß, ergiebt ſich 
nah badiihem Recht al3 notwendige Folge daraus, daß folches gar nicht vom Pflicht- 
teile, fondern vom Freiteile ausgeht d. h. dem Prinzip, daß beim Borhandenfein von 
Deicendenten oder Afcendenten überhaupt nur über eine beftimmte Quote des Nach⸗ 
lafjes verfügt werden dürfe. L.R.S. 913, 915, 916, 724, 883. 


Nr. 2631. I. Sen. 9. Januar 1891. IL 236. 90. Bd. 27, Nr. 22, ©. 94. 

Auerleunung eines Teftaments zum Bollzuge. Minderungsklage des Pflichtteils- 
bereihtigten. Anfechtungsreplit. Bollftredbarer Schuldtitel. (Rhein. R.). Lie Kläger 
haben in Anwendung des badiſchen 2.R.S. 1166 ald Gläubiger der Ehefrau W. in 
Ausübung des Rechts diejer ihrer Schuldnerin die dem Pflichtteilsberechtigten zuftehende 
Minderungsflage erhoben. Ihr tritt die Einrede entgegen, e3 liege in der feitend der 
Ehefrau W. nad) Inhalt der Teilungsverhandlungen auf Ableben ihrer Mutter erfolgten 
Anerkennung des Teftaments der Lebteren zum Bollzuge ein Berzicht auf das Recht, 
die Minderung zu verlangen. Ein folcher Verzicht würde nicht ſchon an ſich zufolge 
L.R.S. 784 unwirkfam fein. Bei dem fi aus der Anerfennung des Teftaments zum 
Bollzuge ergebenden Berzichte auf dad Recht, bie Minderung zu verlangen, handelt es 
fi überhaupt nit um einen Verzicht auf die Eigenfchaft eines Erben. Durch jenen 
Alt der Anerfennung des Teitaments zum Bollzuge hat die Ehefrau W. der ihr durch 
das Geſetz gegebenen Stellung eines Pflichtteilserben, zufolge welcher Stellung 
die dur das Zeftament Berufenen gemäß L.R.S. 1004 verpfliätet waren, von ihr 
die Uusfolgung des legtwillig ihnen zugedachten Vermögens zu verlangen, nicht ent» 
fagt, fondern fie hat damit, unter Beibehaltung des rechtlichen Charakters als Pflicht- 
teilderbin, eine Einrede dahin gefchaffen, daß fie, inſoweit fie Durch Unerfenntnis des 
Teftamentes zum Vollzuge dem Berlangen auf Ausfolgung der Berlaffenihaft im 
weiteren Umfange ftattgab, als fie nach dem Geſetze verpflicätet mar, gehindert ift, im 
Wideripruhe damit gemäß L.R.S. 920 die Minderung zu verlangen. Auf dieje Ein- 
rede aber findet die Formvorſchrift des L. R.S. 784 feine Anwendung, meil es fich 
babei nicht um einen Verzicht auf die Eigenfchaft eines Erben jelbft Handelt. Hiernach 
ift der in der Unerlennung des Teftaments zum Vollzuge liegende Verzicht — 
ſrau W. auf das Recht, die Minderung zu verlangen, an ſich wirkſam, und es bedarf 
ſonach der Beſeitigung der Wirkſamkeit derſelben. Dieſe Beſeitigung im Wege der 
Anfechtung ſeitens der Kläger kann nun allerdings nur nach ben Vorſchriften des An⸗ 
fechtungsgefeged vom 21. Juli 1879 erfolgen. Das Berufungdgeriht hat aber das 
Geſetz dadurch veriebt, daB es die Anfechtung nur unter dem Gefichtspunfte ber Klage 
auf Unfehtung und deshalb nur unter ber Erörterung, ob der nad 8 2 des An- 
fechtungdgefeßes für die Klage erforderliche vollitredbare Schuldtitel bereit3 vorliege, 
geprüft Hat. Die Kläger maden jene AUnfehtung im Wege ber Replik geltend. Bei 
einer Anfehtung im Wege der Replik wäre aber, da die Replik ald Einrede gegen bie 
Einrede aufzufaflen ift, 8 5 des Unfechtungsgefehes anzumwenden. 


Nr. 2632. II. Sen. 30. Juni 1885. III. 90. 85. Bd. 14, Nr. 45, ©. 187. 
Querela inoffeiosi testamenti feitens der Geſchwiſter des Erblaffers gegen 
befien als Erbin eingeſetzte Ehefrau als turpis persona. Kodizillarklauſel. (Gem. R.). 
Bezügli der turpitudo ber als Erbin eingefebten Ehefrau des Erblaſſers ſteht feſt, 
42* 
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daß fie, bevor fie ber Erblaſſer geheiratet hat, als öffentliches Mädchen in verſchiedenes 
Bordellen gewejen, dann die Buhälterin des Erblaffers geworden ift und auch währen: 
diefer Zeit fih anderen Blännern preisgegeben hat. Seit der Berheiratung iſt em 
weiteres unehrenhaftes Verhalten der Ehefrau nicht feftgeftellt. Die Frage, ob fie usd 
zur Beit des Todes des Erblafferd als persona turpis angejehen werden müfle, iſt aı 
fih eine thatſüchliche, das Berufungsgericht hat fie bejaht. Daß es dabei von eimer 
unritigen Auffaſſung des Begriffes der turpitudo ausgegangen fei, ift wicht erſichtlich 
Die Rechtsfrage, ob nicht durch Die erfolgte Heirat unter allen Umſtaänden bie querela 
inofficiosi testamenti für die Geſchwiſter des Erblaffers ausgeſchloſſen werde, hat bei 
Berufungsgericht verneint. Die dagegen erhobenen Angriffe find nicht begründet. Ze 
Geſetz macht feine Ausnahme für den Fall, daß die befondberen Beziehungen des Erb 
lafjerd zur persona turpis ihre Einfeßung an fich vielleicht erffärlih erſcheinen Iafien, 
denn immerhin wird eine Lieblofigfeit gegen die Geichwifter darin gefunden, daß bielen 
nicht einmal ber Pflicätteil Hinterlaflen if. Das Gegenteil läßt fih auch nicht au 
c. 27 Cod. de inoff. test. 3, 28 herleiten. — Auch bie Beſchwerde, daß die eventuelle Be- 
rufung der Beklagten auf die Kobizillarffanfel verworfen ift, ericheint unbegrünbet. 
Die Novelle 115 berührt das Pflichtteilsrecht der Geſchwiſter überhaupt nicht, es iß 
baber bezüglich der Vorausſetzungen und Wirkungen der querela inoff. test. der Ge⸗ 
ſchwiſter noch das ältere römiſche Recht maßgebend. Nach diefem ift gegenüber ber 
querela inoff. test. bie Berufung auf bie Kodizillarflaufel unwirffam. Pie genamute 
Duerel berubte auf der Fiktion, daß der Erblafler, welcher fich einer foldhen Liebloſig⸗ 
keit fchuldig made, daß er feinen nächſten Verwandten nichts hinterläßt, wahnfinmig 
gewejen fein müſſe und ihm die testamenti factio gefehlt Habe (1. 17 81 Dig. de inofl. 
test. 5, 2). Sm 1. 13 Dig. de inoff. test. 5, 2 und in 1. 36 Dig. de leg. IH ift aus 
drücklich anerfannt, dab dur Beifügung der Kobizillarflaufel die Erbeseinfegungen 
auch nicht als Fideikommiſſe aufrecht erhalten werben fönnten, weil fie quasi a demente 
binterlaffen jeien. Die Frage, ob fi} der eingeiehte Erbe dadurch die Rechte and ber 
Kodizillarffaufel fihern Tönne, daß er die Erbidaft aus dem Teftamente nicht antritt 
und das letztere deſtitut werden lafle, bleibt bier unerörtert, da die Bellagte bie Erb- 
ſchaft angetreten Hat. 


8 100. 


Erbunwürdigkeit. 
8.8.8. 88 2339— 2348. 


I. 1874, 1972, 20452050. II. 2204—2210. III. 2312— 2318. M. V. 189, 376, 
516-535. Windfheid TIL 88 669-674. Stobbe V. 8 306. Dernburg 
II. 8 101. 


Nr. 2633. II, Sen. 1. Dezember 1882. II. 328. 82. Bd. 8, Nr. 30, ©. 119. 

Julapazität,. Nov. 89 cap. 12 8 2. (Gem. R.). Die Vorſchrift in Novelle 89 
Kapitel 12 8 2, wonad einer Kontubine und ihren Kinbern von deren Bater mehr 
nit als ein Zwölftel ſeines Nachlaſſes ſchenkungsweiſe ober letztwillig zugewendet 
werden kann, enthält, ungeachtet daß das Konkubinat als eine erlaubte außereheliche 
Geſchlechtsverbindung hentzutage nicht mehr befteht, doch noch praftifches Recht und 
leidet auf jede aufereheliche @efchlechtöverbindung bezw. auf alle außerehelichen Kinder 
und deren Mutter Anwendung, voraudgefebt nur, daß der Teftator fein Baterfchaftd- 
verhältnis anerkannt bezw. anzuerfennen verbunden ifl. Vom Standpunkte des Geſetz⸗ 
geber# aus war der Konfubinat die einzige außereheliche @eichlechtöverbindung, bie im 
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Frage Tommen konnte. Wenn nun aber im Gegenfabe zum römifhen Recht nad 
beutiger unzweifelhafter Praxis die bloß natürliche Verwandtſchaft in gemwifler Weile 
vom Rechte berüdfichtigt, namentlich die Möglichkeit einer Yeftftelung ber außerehelichen 
Baterichaft überhaupt anerlannt und allen unehelichen Kindern ungefähr diefelbe recht⸗ 
liche Stellung beigelegt wird, die eheden nur ben Konknbinenkindern zukam, jo tft 
Damit der Grund weggefallen, weshalb der römiſche Geſetzgeber nur den Konkubinat 
ins Unge faßte. Wenn er aljo die Konkubine und ihre Kinder für relativ erwerbs⸗ 
unfähig erflärte, fo muß dies heutzutage um fo gewifler für alle in außerehelicher 
Geſchlechtsverbindung lebenden Weibsperſonen und für alle außerehelichen Kinder gelten, 
fofern nur die Vaterſchaft außer Zweifel fteht. 


Nr. 2634. IV. Sen. 25. Juni 1883. IV. 181. 83. 8b. 9, Nr. 77, ©. 284. 

Berluſt des Erbrechts durch Berurfadgung bes Todes des Erblaffert. (Preuß. R.). 
Die Frage, ob nad dem preußiſchen LER. dem geſetzlichen Erben, der den Tod des 
Erblaflerd dur Vorſatz oder grobes Verſchulden vernrfacht Hat, die Erbſchaft anfällt 
und von ihm erworben wird, ift zu verneinen. Denn er würde fi, wenn man ihn 
zur geſetzlichen Erbfolge zuliebe, zuwider dem 8 35, I. 3ZWL.R. durch feine unerlaubte 
Handlung den Anfall überhaupt ſichern uud fi in allen Fällen ben Vorteil verichaffen, 
Daß ihm die Erbfchaft bereitö gegenwärtig anfällt. Auch 8 599, L 12 A.8.R. gründet 
fi auf deu 8 35 a. a. D. und ebenfo 8 828, IL. 1 WL.R., und dieſe Beſtimmungen, 
deren analoge Anwendung allerdings bier nicht zuläflig ift, laſſen ſich als Argument 
Dafür anführen, dab der Gefehgeber den Grundſaß des $ 35 a. a. D. aud für erb⸗ 
rechtliche Verhältnifie gegeben bat, und aus 8 599 a. a. D. ift zugleih zu entuchmen, 
daß zu den „unerlaubten Handlungen“ bes 8 35 a. a. D. nur ber durch Vorfag oder 
grobes Berjehen verurſachte Tod zu rechnen ift. 


8 101. 


Erbverzicht. 
8.8.8. 88 23462352. 


I. 1972, 2019—2024. IL 2241—2217. DI. 2319-2335. M. V. 376, 470—484. 
Stobbe V. 8 314. Dernburg IIL 88 180, 181. 


Nr. 2635. IV. Sen. 19. DOftober 1893. IV. 119. 93. 3b. 32, Nr. 49, ©. 184. 

Formvorſchriften für deu wedhfelfeitigen Erbentfagungsvertrag unter Eheleute. 
(Preuß. R.). Die Klägerin und ihr demnächſt verftorbener Ehemann haben vor dem 
Amtsgericht einen Vertrag errichtet, wodurch jeder von ihnen auf Auſprüche an ben 
Nachlaß des anderen verzichtete. Bei ber Anfuahme des Vertrages iſt weber ein 
Protokollführer zugezogen noch auch die in den 88 104 ff. I 12 A.L.R. vorgeichriebene 
Teftamentsform beobachtet. Ber Ehemann Hat hinterher ein Teftament und ein Kodizill 
errichtet, worin er den jebigen Beklagten zum Wlleinerben ernannt und der Klägerin 
eine Jahresrente ausgeſetzt hat. Die Klägerin bat im jetzigen Prozeffe, unter Verzicht⸗ 
Yeiftung auf bie Mente, den Erbentjagungsvertrag wegen Formmangels angefochten und 
den achten Teil des Nachlaſſes ihres Ehemannes ala Pflictteil ſowie die Borlegung 
und eidlidhe VBeltärkung eines Nachlaßinventars von feiten des Beklagten beanſprucht. 
Das Landgericht bat der Klage entiprochen, dagegen bat auf bie Berufung bed Be⸗ 
klagten das Überlandesgericht die Klage abgewiefen. Die Reviſion der Klägerin ift 
zurückgewieſen. In der Erwägung des Berufungsgerichts, daß ber Erbentſagungs⸗ 
vertrag für die Klägerin formverbindlich fei, Tann eine Geſetzesverletzung nicht gefunden 
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werden. Es handelt ſich bier um bie Form eines unter Eheleuten geſchloſſenen wechiel⸗ 
feitigen Erbentſagungsvertrages. Die preußiſche Praxis hat bei ber Anwendung te 
Beftimmungen ber 88 621—623, L 12 A.L. R. einen durchgreifenden Unterſchied ge 
macht, je nachdem die Erbverträge eine Erbeinjegung ober eine Erbentiagung enthalteı 
Nur für Erbeinfegungsverträge hat fie bie innere Berechtigung der Teftamentsform ar- 
erfannt, weil nur fie einen dem Teftamente entiprechenden Inhalt (8 3 a. a. D.) habex. 
Daraus ift der Schluß gezogen, daß die Vorichriften der 88 621—623 a. a. D. mar 
für Erbeinjegungsverträge Pla zu greifen haben. Eine Beftätigung diejfer Auslegur; 
ift aus den Yormvorfcriften, die das A.L.R. für gewifle Erbentfogungsverträge giekt, 
entnommen. Die Beitimmungen der 88 653, 654, L 12 AL.NR., wonach für Erb 
entjagungen in Fällen, wo derjenige, um beffen Tünftige Exrbichaft es fich Handelt, zur 
Abgabe verbindlicher Willenderflärungen unfähig ift, die gerichtliche Abſchließung wot- 
wendig fein fol, und die Borfchrift des 3 484, II. 2 A.L.R., zufolge deren Vertrige, 
wodurch großjährige und gewaltfreie Kinder bezüglich des elterlichen Nachlaſſes ganı 
ausgefchloffen oder im Pflichtteile [verkürzt werden follen, der Abſchließung vor dem 
ordentlichen Richter ber Kinder bebürfen, haben die Yolgerung nahe gelegt, daß für 
Erbentfagungsverträge der Negel nach die Teftamentsform entbehrlich und die allgeme: 
Vertragsform ausreihend if. Auf diefem Standpunkte fteht dad vormalige preußiſche 
Obertribunal in feiner Rechtſprechung. Das Reichsgericht Hat fich biefer Rechtiprecdhung 
bereit3 in einem Urteile vom 26. März 1888 angeſchloſſen. Es liegt Teine Beranlafiung 
vor, von dieſer Anficht abzugeben. Bon dem obigen Geſichtspunkte ans muß es nz 
vorliegenden Falle für genügend gelten, daß der Erbentjagungsvertrag vor Gericht ge 
ſchlofſen ift, ohne daß dabei die für Errichtung, Niederlegung und Aufbewahrung vor 
Teftamenten vorgefchriebenen Formen beobachtet find. Das Lebtere gilt insbeſondere 
mit Bezug auf die unterlafjene Zuziehung eines Protofollführers. Der von der Revifisa 
herangezogene Anh. $ 421 zu 817, 1.2 A.G.O. nötigt nicht zu ber entgegengejegten 
Auffaſſung. Denn wenn darin Erbverträge als Ulte bezeichnet find, bei beren Auf 
nahme vor Gericht ein Protofoliführer zugezogen werden foll, jo find bierunter nad 
dem ganzen Zuſammenhange |der Vorſchrift eben nur Erbeinfegungsverträge zu ver 
ſtehen. Es bleibt aber noch die Frage übrig, ob bier vermöge des Umftanbes, daß die 
Klägerin al3 Ehefrau auf Auſprüche an den Nachlaß ihres Mannes verzichtet mb da⸗ 
mit fih einer Einbuße an ihrem gefeglichen Erbrechte gegenüber dem Manne unter 
worfen hat, eine Berfchärfung der Vertragsform herbeigeführt if. Su ber That ver- 
ordnet für einen derartigen Erbvertrag unter Eheleuten der 5 41, LAULR. die 
gerichtliche Aufnehmung des Vertrages. Dieſe Form ift bier aber aud gewahrt. 
Der Zuordnung eines Belftandes bedurfte es dagegen nicht. Die Borfchrift des 8 2, 
DM. 1 A.L.R. flieht mit den vorhergehenden 88 198 und 199 in unmittelbarem Zn 
fammenbange derart, dab auch für fie die Borausfegung des 8 198 gilt, daß alfo die 
Bornahme eines Geichäftes in Frage ftehen muB, durch welches ſich die Frau dem 
Manne zu etwas, wozu die Geſetze fie nicht verpflichten, verbindlid machen foll. Bei 
dem bier vorliegenden Erbvertrage trifft dieſe Borausfehung aber nicht zu, ba ſich bie 
Klägerin durch den Vertrag dem Manne überhaupt nicht verbindlidh gemacht, fonberz 
nur auf Erbanfprüde gegenüber dem Manne Verzicht geleijtet dat. Aus der gleichen 
Erwägung bat das Neichägericdht bereitö in dem Falle Nr. 2610 die Anmwenbbarteit 
des 8 200, II. 1 A.A.R. auf den verwandten Fall des 3 442 a. a. D. ausgeſchloſſen 
Rr. 2237. 


Nr. 2636. IL Sen. 30. Upril 1886. IL 551. 85. Bd. 15, Nr. 81, ©. 325. 

Verzicht auf künftige Erbſchaft. Institution contractuelle. Schpeibumg. 
(Rhein. R.) Das in drei verſchiedenen Beſtimmungen (Art. 791, 1130, 1600) be 
code civil ausgeſprochene Verbot, über die Erbichaft eines Lebenden Verträge zu fchliehen, 


ift ein ganz allgemeines und findet bei den verichiedenen Arten der Erbfolge, mögen 
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fie auf Geſetz, Teftament oder Bertrag beruhen, in gleiher Weile Anwendung, und 
namentlich teifft dies bei der durch Bertrag begründeten Anwartſchaft auf eine Erb- 
Thaft zu. Durch den Umftand, daB letztere, die institution contractuelle, eine nur im 
Heiratäfontrafte zuläffige Ausnahme bildet, wird jenes Verbot erſichtlich nicht berührt. 
Solche Bertragserbeinfegungen ftehen, jolange die Ehe dauert, zugleich unter dem Schutze 
des Urt. 1395 code civil; ift aber die Ehe aus beftimmter Urſache anfgelöft, fo bleibt 
auch ferner, was die dem unfchuldigen Teile gemachten Zuwendungen auf ben Todes⸗ 
fall betrifft (Urt. 300 a. a. O.), dad Verbot der gedachten Gejebesbeitimmung wirkſam. 
Berträge und Berzichtleiftungen aber, welche dem gejetlichen Verbote zumiderlaufen, 
entbebren jeder rechtlichen Wirkſamkeit. 


8 102. 


Erbichaftstauf. 
8.8.8. 38 23712385. 


I. 488—501. II. 448—461. II. 2344—2359. M. I. 352—366. Windſcheid 
I. 8 331 a. E. II. 8621. Dernburg II. 55 234—236. 


Nr. 2637. IV. Sen. 25. Juni 1894. IV. 92. 94. Bd. 33, Nr. 69, ©. 293. 
Berlanf einer Erbſchaft durch den fideikommiſſariſch fubftitwierten Erben vor 
bem Eintritt des Subftitutiousfalles. Geſetzliches Vorkaufsrecht des Miterben gegen 
ben Erbichaftstänfer. (Preuß. R.). Die Nevifion gegen das die Klage des Erbfchafts- 
käufers auf Anerkennung feines Erbredts in Höhe von einem Drittel des Nadjlaffes 
des Rentners R. abweifende Berufungsurteil ift für begründet erachtet. Mit Rüdficht 
auf den Inhalt des wechfelfeitigen Teſtaments der Eheleute R. und der Nachträge dazu 
geht der Berufungsrichter zunächſt davon ans, dab hHinfichtlich des Nachlafies bes 
Rentner R. ein Fidellommiß auf den Überreft vorliege. Dies unterliegt auch feinem 
Bedenken; die Ehefrau R. ift al3 Fiduziarerbin eingefet, und e3 find die nah Namen 
und Ulter bezeichneten Kinder ausdrücklich al3 fideilommiflariiche Erben mit der Maß- 
gabe berufen worden, daß dieſe Subftitution ſich nur auf das erftreden folle, mas beim 
Tode der Ehefrau R. vom Nachlaſſe noch vorhanden fein werde. Der Berufungsrichter 
bat fodann aber die Frage, ob der fideikommiſſariſche Erbe vor Eintritt des Subſtitutions⸗ 
falles, von den Kindern hat Paul R. nach dem Tode feines Vaters bei Lebzeiten feiner 
Mutter dem Kläger die Erbſchaft verfauft, befugt fei, fein aus der GSubftitution er- 
wachſenes Recht im Wege bes Erbichaftstaufes zu veräußern, verneint. Das Neidjs- 
gericht bat indeflen unter Billigung der Ausführungen in dem Urteile des vormaligen 
preußifchen Obertribunal3 vom 5. März 1877 (Striethorft Arch. Bd. 96 ©. 368) und 
von gleichen Vorausſetzungen ausgehend bereit3 wiederholt den Grundſatz ausgeſprochen, 
daß mit dem Tode des Erblafierd das erbichaftlihde Recht dem fideilommifiarifchen 
Erben anfällt und daß der Lebtere e3 ſchon vor Eintritt des Subftitutiondfalles gültig 
verfaufen Tann. Es ift dabei unter Hinweifung auf 88 164, 165, L 4; 8 486, I. 12 
und 8 447, I. 11 A.L.R. ausgeführt morben, dab das Recht bes fideifommiffarifchen 
Erben richtiger Anficht nad) fich nicht in einem perfönlicden Anfpruche an den Fiduziar 
erihöpfe, fondern ein betagtes Erbrecht fei. Bon diefen Grundjage abzugeben, 
bietet der vorliegende Fall feine Beranlafiung. Der fideilommiflariihe Erbe ift mit dem 
Tode des Erblafferd zur Erbſchaft berufen; er hat mit diefem Beitpunfte da3 erb- 
ſchaftliche Recht vollftändig erworben, welches auf feine Erben übergeht. Die entgegen- 
ftehende Auffaffung des Berufungsrichters geht von einer zu engen Wuslegung bes 
Begriffes „Anfall* aus, verwechſelt auch den Anfall der Erbichaft mit deren Ermerbe. 
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St aber hiernach der Vertrag zwiſchen Paul R. und bem Kläger als ein gültiger 
Erbichaftstauf zu erachten, jo fällt damit die Entfcheidung des Verufungsrichters. 63 
ift alsdann davon andzugehen, daß der Klaganſpruch auf einen rechtsgültigen Erbichaftt 
kauf geftäßt und nun der Rechtsbehelf der Beklagten zu erörtern ift, daß ihnen em 
geſetzliches Vorkaufsrecht zuftehe und daß fie es in geböriger Weile ausſsgeübt haben. 
Bei der Ceſſion eines Forberungsrecht3 fteht den Miterben ein Vorkaufsrecht nicht zu, 
Nr. 2538. Nr. 1928, wohl aber findet ein gefegliches Borkaufsrecdht der Miteigentümer 
aus 8 65, I. 17 A.L.R. dann ftatt, wenn ein Miterbe fein Erbſchaftsrecht an einen 
Fremden verlauft hat, wie dies bereits früher vom NReichögericht angenommıen if. Ter 
gedachte Einwand der Beklagten ift daher an fich rechtlich erheblich, und es bleibt bei 
der anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung des Berufungsgerichts zu prüfen, ob 
auch die erforderlichen thatſächlichen Borausfeßungen vorhanden find. 
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